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I. 

Das  Poenitentiale  Romanum, 

Bit    emer    literar.-hiBtor.    Einleitiug  heraiuigegebeii  von    Hcrmatm  Joieph 
Schmitz,  Dr.  t^eoLjtJnz«  jCUI*  Caplan^zu^posflddorf. 

L   Die  Ckmtroverseiiber  das  PoenUenHale  Romä^wm. 

Die  FSnitentialbacher  enthalten  die  kirchlichen  Bestimmungen 
über  die  Bnsswerke ,  welche  der  Bus^priester  in  der  alten  Kirche 
dem  Büssenden  auferlegen  sollte.  Das  älteste  Poenitentiale,  dessen 
Terhist  Benedict  XIV.  ^)  beklagt ,  vermutbet  man  in  dem  Libellus, . 
welchen  Cyprian  in 'seinem  52.  Briefe,  als  das  Ergebniss  der  Bera-| 
thoBgen  der  afrikanischen  Kirche  über  die  Busse  der  Abgefallenen  er- 
irähni.  Es  soll  hier  nicht  weiter  untersucht  werden ,  in  wie  fern 
£eser  Libellus  mit  der  Schrift  Cyprian's  »Delapsis«  identisch  ist^)^ 
jedenfalls  enthielt  derselbe  i)ur  Forschriften  über  die  Behandlung 
der  Apostaten  und  hat  weder  in  noch  ausserhalb  der  afrikanischen 
Kirche  omcielles  Ansehen  und  praktische  Anwendung  als  Beichtbuch 
gefiinden.  Die  canonischen  Briefe  eines  i  hl.  Basilius,  Gregoriu^^ . 
Thanmaturgus  und  Gregor  von  Ni6sa  dienten  vermOge  ihres  hoheii 
Ansehens  in  den  ersten  Jahrhunderten  vielfach  zur  Richtschnur  bei 
Handhabung  der  Büssdisciplin,  allein  den  Charakter  der  eigentlichen 
Bnasbficher  blitzen  sie  nicht  Die  Entstehung  der  officiellen  Poe- 
liitentialien  f&llt  ^rstjn  die  Zeit,  wo  das  Bedürfniss  sich  geltend 
machte,  den  Busspriestkn.  bei  Auferlegung  der  Busse  vor  Willkür- 
lidikeiten  und  Lazismus  zu  bewahren.  Diese  ältesten  Poenitentialien 
enthalten  in  Kürze  jene  Straf  bestimmungen,  welche  die  Synoden  für 
die  einaelnen  öffentlichen  Vergehen  festgesetzt  hatten.  Als  seit  dem 
^faaf|ei|^nd  «ßchsten  Jahrhundert  die  sacramentale  geheime  Beichte 
T<m  der  Öffentlichen  Busse  getrennt  wurde  in  der  Art,  dass  diese 
\g;kaEtere  dem  Bischof  reservirt,  die'  erstere  durch  den  Priester  ver- 
edlet wurde,  steigerte  sich  das  Bedürfniss  eines  praktischen  Hilfs- 
Imdiee  fiir  die  Basspriester  und  damit  beginnt  die  BIflthe  der  Poe- 
ii)ientialien3). 

Der  Inhalt  der  Poenitentialien  dieser  Zeit  zerfällt  im  Wesent- 


1)  De  Synod.  dioces.  L.  XI.  cap.  11.  Nr.  8. 

2)  BinteHm,  Denkwürdigk.^S.Jßd.  2..Th.  p.  292^ 

S)  Chrodegang,    Regula   cap.^30— 31.    hiniefim,   Denkwürdigkeiten, 
5.  Bd.  3:  Th.  p.  5  ff. 
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liehen  in  drei  Theile :  Der  erste  schreibt  unter  dem  Tit^l  »ordo€  oder 
»ritualec  die  Gebräuche  bei  Reconciliation  des  Büssers  vor ;^der  zweite 
Theil  enthält  eine  mehr  ^  oder  weniger  au9gedehnte  Belehrung  des 
Priesters  über  die  Behandlung  des  Pönitenten;  —  diese  Belehrung 
bildet  in  manchen  Fällen  den  einzigen  Inhalt  des  Beichtbuches  — 
der  dritte  Theil  fuhrt  die  -eigentlichen  canooischen  Busssatzungen 
über  die  Vergehen  an,  welche  in  den  älteren  Beichtbüchern  in  zfm  Clas- 
sen  »capitaliat  und»minuta«^mit  je  einer  generellen  Busszeit  eingetheilt 
sind;  — spät^  lirerden  die  einzelnen  Vergehen  mit  besonderen  ihrer 
Schwere  im  Einzelnen  entsprechenden  Bussbestimmungen  au%ezählt. 
Da  die  Trennung  der  öffentlichen  Bussdisciplin  Yon  der  geheimen 
sacramentalen  Beichte  siel)  erst  allmälig  vollzog,  so  kann  es  nicht 
auffallen,  dassuns  Poenitentialien  begegnen,  welc)ie  neben  den  Satzungen 
für  die  Frivatbusse  nach  der  geheimen  Beichte  auch  4^  canonischen 
Bestin;mungen  für  'die  öffentliche  Busse  anfuhren  ^). 

Aus  dem  angedeuteten  Inhalte  der  Poenitentialien  ergibt. sich 
ihre  hohe  Bedeutung  für  die  historische. Forschung.  Der  erste  Theil 
desselben  überliefert  uns  die  Kitnalgebräuche  des  Alterthums  bei 
Spendung  des  Busssacramentes.  In  dem  zweiten  Theile  finden  wir 
die  ersten  Anfänge  der  heutigen  Moraltheologie  und  in  dem  dritten 
Theile  haben  wir  eine  wichtige  Quelle  deß...canpnischen  Rechtes, 
welche  uns  zugleich  einen  tiefen  Einblick  in,  diejpilt urhistorischen 
Zustände  des  verschwindenden  Heidenthums ,  wie  in  das  praktische 
religiöse  Leben  der  dem  Christenthum  gewonnenen  Völker  gestattet  ^j^ 

Unter  den  verschiedeneu  Beichtbücheru  hat  das  als  »Poeniten- 
tiale  Romanum«  bezeichnete  von  jeher  das  grösste  Interesse  wach 
gerufen,^)»  Die  Beziehung  zur -römischen  Kirche,  welche  als  das 
Centrum  der  allgemeinen  Elixhe  in  allen  Ff ageji  den  Ausschlag  gab, 
liess  in  diesem  Poenitentiale  neben  dem  wichtigen  Documente  für 
die  Bussdisciplin  dieser  Principalkirche  zugleich  die  Spuren  jener 
regulativen  Einwirkung  vermuthen,  welche  durch  dieselbe  auf  die  Entfal- 

■    '         V— *•  •  ' 

k 

1)  Antjelo  Mai,  Collectio  nova  scriptorum  veterum,  Diatriba  de  poe- 
nitcntial.  Koman.  Nr,  8. 

2)  Vrrinff^AxMl  .Bd.  30.  Heft  6.  S.  305  ff. 

3)  Die  Bedeut^Ilg  der  Poenitentialien  hat  mich  zu  eingehenden  Forsch- 
nnghi,  vor  Allem  nach  dem  Poonitentiale  Komanum  veranlasst.  Anf  den  Bi- 
bliothc^e;i  zu  Rom  und  den  bedeutenderen  des  übrigen  ItaUen .  wird^kg^m  ein 
diesbezügliches  Manus(^ript  vo'rhanden  sein,  welches" mir  nicht  vorgelegen  hat. 
Es  wurde  dies  namentlich  durch  das  wohlwollende  Entgegenlcommen  der  Bi- 
bliothekare, besonders  des  Professors  Vincenzi  auf  der  Vaticaiia,  des  P.  Generöse 
Callenzio  auf  der  Valicellana  und  des  P.  Ccsare  de  Mandel  auf  Monte  Cas- 
sino  ermöglicht',  clenen  ich  hier  meinen  aufrichtigen  Dank  aussprechen  will. 
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\smg  des  kirchlichen  Lebens  speciell  der  Bussdisciplin  in  den  flbrigen 
Particularkirchen  ausgeübt  wurde.  Diese  Vermuthung  fand  eine  Bestä- 
tigung in  den  historischen  Zeugnissen,  welche  dem  Poenitentiale  Roma- 
onm  neben  dem  berühmten  anglikanischen  Poenitentiale  des  Theodor 
Cantaariensis  und  dem  fir&nkiscben  des  "^Beda  eine  bevorzugte  Stel- 
kng  vor  allen  fibrigen  Beichtbfichern  einräumen.  So  hatte  nach 
Begino')  der  visitirende  Bischof  die  Aufgabe  bei  dem  einzelnen 
Priester  nachzufragen:  »si  habeat  poenitentialem  Boraanum  vcl  a 
Ileodoig  episcopo  ant  a  venerabili  Beda  editum ,  ut  secundura  ibi 
soiptam  est,  aut  intefroget  confltentem  aut  coufessQ  modum  pocni- 
teütiae  imponat?« 

Von  dieser  Anschauung  ausgehend  hat  mau  zunächst  in  dem 
Poenitentiale  Romanum  ein  öfficielles  Beichtbuch  der  römischen 
Kirche  vermuthet,  welches  über  diese  Particularkirchö  hinaus  ein 
imiversdles  Ansehen  und  Geltung  in  der  ganzen  Kirche  besass.  Ein 
dierartiges  Poenitentiale  Bomanum  glaubte  Benedict  XIV.  ^  in  dem 
m  Antonius  Augustinus  herausgegebenen  Poenitentiale^)  gefunden 
m  haben.  Mit  größerem  Rechte  hat  man  mit  Morinus  jenes  Beicht- 
bach dafar  angeseheifTwelches  Bischof  Halitgar  (ann.  835.)  seiner 
Canonen-Sammlung  als  sechstes  Buch^)  mit  dem  ausdrücklichen  Be* 
merken  anhing:  »quem  de  scrinio  Bomanae  Ecclesiae  adsumpsimus.c 

Endlich  hat  man  auch  in  dem  »Excerptum  a  Oregorio  Papa  III. 
editum ')c  vermöge  der  i^nverkennbaren  Beziehungen  seines  Inhaltes 
m  i^mischen  Kirche  ein  öfficielles  Poenitentiale  Bomanum  ver- 
muthet 

Die  neuere  Forschung  hat  zunächst  die  Vorstellung  von  einem 
#;tdfe»i  Beiehtbucfa  mit  universellem  Ansehen  und  Geltung  in  der 
ganzen  Kirche  hinsichtlich  des  Poenitentiale  Bomanun^;aufgegeben. 
Der  unbekannte  Verfasser  der  Diatriba  de  Poenitential.  Born.  ^)  geht 
hierü^r  noch  hinaus,  wenn  er  als  Resultat  seiner  Untersuchung  au- 
ßhrt,  dass  die  Existenz  eines  »Poenitentiale  Pontificum  auetoritate 
^el  ccdesiae  romanae  tisu  probatum«  mehr  als  zweifelhaft  sei.  Mit 
ihm  bestimmt  Card.  Atto  in  der  Einleitung  zu  seinem  Capitulare 
hierein  ^. 

1)  De  synodal,  cansis  es  disciplinis  ecclesiast  1.  I.  ia^ais.  c.  96, 

2)  De  syncld.  Dioeces.  1.  XI.  c.  11.  n.  3. 

3)  Opp.^.  Lucae  1767.  tom.  III.  p.  257. 

4)  Ed.  Huffo  Menardt  Gongr.  St.  Mann  a.  1642.  Canisii  Lert.  antiq. 
^  Bamage  t.  ]L^^.  p.aa2. 

h).Mi: MaurX  tom.  XIL  col.  287. 
6)  Angelo  Mai^  loc.  cit. 
-  7)  Angelo  Mai,  1.  c.  p.  61. 
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6        Schmitz,  Das  PoenUentiale  Romanummit  hisioriacher  Einleitung. 

WassergcbleboQ,  der  bedeutenste  Forscher  neuester  Zeit  auf  de  m 
Gebiete  der  abendländischen  Bus^ordnangen ,  war  in  seinen  »Bei- 
trägen zur  Geschichte  der .  vprgratianischjBn  Kirchenrechtsqaellenc 
der  Ansicht:  »Die  lateinischen  Uebersetzungen  der  in  angelsäch- 
sischer Sprache  geschriebenen  Beichtbudier,  seien  Poenitentialia  Bo- 
roana  genannt  worden,«  Von  der  ünhaltbarkeit  dieser  Hypothese 
dqrch  HildebramHiberaeugt»  forwulirt  er  in  seinem  Werke  über  »die 
Bussordnunigen  di^r .  abendländischen  Kirche«  S.  75.  seine  Absicht 
folgendermassen :  »Mit  dem  Poenitentiale  Bomanum  will  man  kein 
einzelnes  Beichtbach  bezeichnen,  sondern  eine  be^^mte  QdäliUlt 
von  Beichlbüchern ;  in  dem  Beiwort  Romanum  ist  ei^e  Beziehung 
auf  den  Mittelpunkt  der  Kirche  enthalten.  Man  ^erstand  darunter, 
wenn  auch,  nicht  pfliciell-r^nische ,  so  doch  iu  dem  grOsaten  Theile 
der  römiscb-abendländischon  Kirche  anerkannte  und  gebräuchliche 
BussordnungOD ,  namenUich  die  des  Theodorm  ^  Sedq^  Kuf^nean 
tf.  A,  Den.  Gegensatz  bilden  diejenigen  Poenitentialien,  welche  ihrem 
Zwecke  und  Inhalte  nach  nur  für  einen  einzelnen  Theil  der  Kirche, 
iä^  eine  bestimmte  Nationalkirche  berechnet  waren,  und  deren  In- 
diyidualität  eine  allgemeinere  Verbreitung  und  Anwendbarkeit  aus* 
schloss.« 

Hildebran^.^)  erklärt  die  Bezeichnung  Poenitentiale  Boroaoum 
aus  dem  Umstände,  dass  solche  Poenitentialien,  welche  in  der  Praxis 
allentbulben  Eingang  gefunden,  ohne  dass  man  ihre  Entstehung  nach- 
weisen konnte,  analog  den  Ritualbuchprn)  von  dem  Mittelpunkte  der 
I  Kirche  abgeleitet  wurden  und   zwar  in  Uebereinstimmung  mit   der 
l  im  Mittelalter  vorheriischenden  Neigung,   den  Ur^rung  kircbliclier 
i  Rechtserzeugnisse,  die  sich   allniälig   gebildet  hatten,  auf  den  rö- 
mischen Stuhl  zurack^uführen ,  um  Jhre  Geltung   zu   rechtfertigen. 
Das  Prädicat  Komanum   würde  demnach  soviel  als   äcJU  l^rclUich 
bedeuten  und  den  (]|egensatz  zu  dem  Poenitentiale  Boroahum  würden 
jene  Beichtbücher  bilden,  welche  den  Namen  eines  bestimiqten  Ver- 
fassers  tragen  oder  in  ihrem  Inhalte.gegen   die  kirchlichen   Lehren 
Verstössen. 

Ich  werde  im  Folgenden  die  Nachweise  versuchen,  dass  unter 
dem  Poenitentiale' Bomanum  allerdings  eine  Qualitätrvvon  Beicbtbü- 
ehern  zu  verstehen  ist  aber  von  solchen,  welche  ohur^Qin  universell 
Us  Ansehen  zu  besitzen,^ in  der  römischen  Particularkirche  im  Ge- 
&Jcat«^A Strafen ;;  den  QegensaU  bilden  die  Beichtbücher  der  übrigen 
Particuiarkirchen ,  namentlich  die  eines  Theodor ,  Beda ,  Kummean 


1)  UnterBuchangen  über  die  germanischen  Poenitentialbücher  p.  76. 
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Q.  A.  Hierzu  wird  es  nöthig  sein^  die  Autorit&t  der  Foenitentialien 
im  Allgemeinen  und  die  eines  Foenitentiale  Romanuro  im  Besondern 
einer  Däheren  Untersuchung  zu  unterwerfen. 

//.  Das  Ansehen  der  RnUetHialbücker  im  AUgetneifieiK 

Die  Verwaltung  und  Regelung  der  Bussdisciplin  lag  von  jeher 
ii  den  fi&nden  der,  Bischöfe  und  war  Gegenstand   der  Particular- 
statuten  der    einzeineu  Di(k^8en.     Die  jiUgemeinen  Concilien  und 
Decrete  der  Päpste  enthalten  zwar  zahlreiche  Bestimmungen,  welche 
i&i  dogmatiscbeo  Lehrbegriff  aber   das   Sacrament   der  Busse   zur 
vollen  Klarheit  ausbildeten  und  die  Bussdisciplin  nach  dieser  Rieh« 
lang  hin  vor  gefährlichen  Auswuchsen  bewahrten ,  allein  die    Fest- 
setzang  der  Art  und  der  Dauer  der  Busse  wurde  stets  den  Bi' 
sehofen    und   deren    DiOcesan-   und    Provinzialsynodon    Tiberlassen. 
Der  innere  Orund  hierfür  ist  in  der   Verschiedenartigkeit  der  Ver- 
bältnisse,  der  nationalen  Eigenthfimlichkeit  und  den  herrschenden 
sittlichen  Anschauungen  der  einzelnen  dem  Christenthume  gewonne- 
nen Völker  zu  suchen,  welche  auf  die  Schwere  der  sittlichen  Ver- 
gehen und    damit  auf  die   zu  leistenden   Busswerke   einen    ent- 
scheidenden  Einflnsss  ausübten.    Solchen  particulären  Ortsverhält- 
nissen   konnte    nicht     durch    allgemeine     Gesetzesbestimmungen, 
sondern  nur  durch  die  auf  örtliche  Grenzei)  beschränkten  Diöccsan- 
erhsse  Rechnung  getragen  werden.    Auch  müg  das  Verfahren   der  , 
Apostel  und  apostolischen  Väter  hierin  mustergiltig  gewesen  sein. 
Eine  bestimmte  allgemein  geltende  Zeitfrist  und  Art  der  Busse  setzt 
Mer  der  Apostel  Paulus  für  die  Blutschande   fest ,   noch   der  hl 
JohäiiDes  fOr  de|i  Raub,  noch  der  hl.  Iren^us  für  die  Verfährnng  des  Wei- 
be?, noch  gibt  Tertullian  einesolche  in  seinef  ausführlichen  Schrift  de  poe- 
fiitentia  an.O-    Selbst  jene  Provinzial-  und  Diöcesansynoden  der  al- 
tern Zeit,  welche  die  Regelung  der  Bussdisciplin   zum  Gegenstande 
ibrer  Berathungen  machten ,  legen  die  Fixirung  der  BuHszeit  aus- 
Mcklich  in  die  Hände  der  Bischöfe.    So  bestimmt  das  Ancyrannm 
in  seinem  can.  22.  de  homicidio:     »Modus  autem  hujus  poenitentiae, 
^episcoporum  sitarbitrio,  ut  secundum  observationem  poenitentium 
\mfA  et  extendere  tardantibus  et   minnere  studiose  festinantibus.« 
^^  m  seinem  can.   5.  erklärt    dasselbe  Concil   ganz   allgemein: 
»Qt  Episcopi  modo  conversationis  examinato  potestatem  habeant  vel 
^ndi  dementia  vel  plus  temporis  adjiciendi.c     Das  Concil   von 
^eve  can.  23.  will  eine  Busszeit  auferlegt  wissen  »sicut  Episcopo 

1)  Binterim,  l  c  p.  2.  fol.  273» 
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Gatholico  visum  fuerit^.c  Dieselbe  Praxis  war  in  der  afrikanischen 
Kirche  geltend ;  Gyprian  liess  »ich  durch  die  Desohlusse  der  afrika- 
nischen Bischöfe  über  die  Busse  der  Abgefallenen,  welche  iu  dem 
oben  erwähnten  libellns  verzeichnet  waren,  nicht  abhalten  in  seinem 
54.  Briefe  an  Papst  Cornelius  zu  erklären ,  dass  er  Angesichts  der 
bevorstehenden  Verfolgung  eine  grössere  Milde  eintreten  lasse  ^). 
Die  Synode  von  Hippo  wahrt  in  dem  can.  90.  die  Rechte  der 
,  Bischöfe  mit  den  Worten  »ut  poenitentibus  secundum  differentiam 
peccatorum  episcopi  arbitrio  poenitentiae  teinpora  decernantar^).« 
Zeugniss  für  die  allgemeine  Geltung  dieser  Grundsätze  gibt  uns  das 
Concilium  Nicänum ,  welches  bei  seinen  Bestimmungen  über  die 
Busswerke  der  Büssenden  ausdrücklich  erwähnt  in  cap.  12.  »quod  licet 
Episcopo  humanius  aliquid  do  iis  statnerct 

Die  Entstehung  der  eigentlichen  Bussbficher  in  den  folgenden 
Jahrhunderten  hat  an  dieser  Sachlage  nichts  geändert.  Die  Ver- 
fasser dersiUben  tragen  als  solche  einen  pi^ivaten  Charakter;  das  An- 
sehen und  die  Geltung  ihrer  Beichtbücher'  hing  einzig  und  allein 
von  der  Recipirung  derselben  Seitens  der  Bischöfe  und  Synoden  ab. 
Die  canonischeu  Satzungen  über  die  Busswerke ,  welche  in  diesen 
Poenitentialien  aufgezählt  wurden,  sollten  wohl  als  Richtschnur  znr 
Yerlunderung  eines  willkürlichen  Laxismus  dienen,  aber  keine  Fessel 
sein,  wodurch  Bischöfe  und  Busspriester  in  Anwendung  einer  weisen 
^Mässigung  je  nach  der  Verschiedenheit  der  Sachlage  und  Personen 
behindert  werden  sollten^).  So  bestimmt  zu  einer  Zeit,  in  welcher 
die  Bussbücher  allgemein  Eingang  geftinden  hatten,  das  Conciliiim 
Kemense  >ut  Episcopi  et  Presbyteri  examinent  qualiter  confltentibus 
peccata  dijudicant  et  tempus  poenitentiae  constituant.c    Was  zudem 


1)  Der  jGrrnnd  hierfür  findet  sich  in  der  praefatio  der  antiqoa  collectio  ca- 
nonam  apad  I^icheriam  totn.  XI.  in  folgenden  Worten  ausgedrückt :>  »meiuarain 
teniporis  in  agenda  poenitcntia  idcirco  non  satis  attente  pracfigunt  canones  pro 
nnoquoqne  crimine,  sed   magis   in    arbitrio  antistitis   relinqaendum    atatuuut, 

;  qnia  apnd  Denm  non  valet  mensura  temporis  qoam  doloris  nee  abstinentia  tan- 
tam  eiboram  sed  niortificatio  p^tins  Titioram.« 

2)  Morinus,  \.  VI.  c.  14.  §.  8. 

8)  Cod.  Canon,  cccles.  tom.  III.  oper.  S.  Leonis  edit.  BaUerin  pag.  97. 
4)  Die  Beichtbiicher  schärfen  wiederholt  diese  letztere  Pflicht  dem 
Biisspricstcr  ein.  So  Purchard  mit  den  Worten  des  hl.  Augastinas  1.  19.  c.  20. : 
»polerter  admonemus  doctum  qacmquc  sacerdotcm  Christi,  ut  non  ei  suo  sensu 
«ed  secundam  canonnin  statuta  et  traditiones  Patruui  universa  dispohat  et  con- 
.  ditionem  utriusquc  sexus,  aetatem,  paupertatem,  causam,  statum,  personam  cu- 
jusque  poenitentiaiu  agentis,  ipsum  quoque.cor  Poenitentis  inspiciat  et  secun- 
dam haec  ut  sibi  visum  fuerit  ut  sapiens  Medicus  singula  quaeque  dijudicet.« 
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durch  örtliche  Gewobuheit  mit  Bficksicht  auf  specielle  Verhältnisse 
^iogef&hrt  war,  stand  in  gleicher  Oeltung  mit  dem,  was  die  Canones 
bestimmten.  So  entschied  das  Concilium  Golloneuse  in  seinem  38. 
Canon:  »Modus  poenitentiae  ftut  per  antiquorum  Ganonum  institu- 
tionem  ant  per  eccIe8ia8ticarn.iUULSuetudinem  iraponi  debetc 

Hiermit  ist  zur  Genüge  aus  innern  und  äussern  Gründen  dar- 
;A^\,f  dasS)  wie  die  Handhabung  der  Bussdisoiplin  überhaupt  Sache 
k  Bischöfe  war,  so  das  Ansehen  der  Pönitentialbücber  sich  noth- 
weodiger  Weise  aut  die  örtlichen  Grenzen  der  Diöcesen  und  Pro- 
vinzen, in  welchen  sie  recipirt  waren,  beschränkte. 

HL  Das  Ansehen  eines  Poenüentiale  Boff\finum. 

In  Korn  begegnen  wir  bereits  vor  der  Novatianiscben  Zeit 
einer  Bussdisoiplin,  welche  mit  Auferlegung  einer  öffentlichen  Busse 
?ebandhabt  wurde.  Die  Abschaffung  des  Busspriesters  in  Constan- 
tiooptü  seit  Nectarius  (a.  390.)  hatte  ifir  die  Römische  wie  überhaupt 
iür  die  occidentalische  Kirche  keineswegs  die  Folge,  dass  die  öffent- 
iK^he  Busse  vollständig'  ausser  Uebung  gekommen  wäre.  Sokrates 
und  Sozomenus  berichten,  dass  zu  Rom  ein  besonders  bestellter  Foe- 
nitentiar  von  der  Novatiauischeu  Epoche  bis  auf  ihre  Zeit  existirt 
habe.  Nach  dem  Liber  Pontificalis  war  es  Papst  Simplicius,  wel- 
cher an  den  Hauptkirchen  St.  Peter ,  St.  Paul  und  St.  Laurentius 
einen  otficiellen  Poenitentiarius  bestellte^);  Binterim  beruft  sich  für 
diese  I^hatsache  auf  einen  Brief  des  Papstes  Leo  I.  ^j^ 


1)  Hie  coiutitait  ad  St.  Pctmm  et  ad  St.  Paulnni  et  ad  Laurentram  heb- 
'^^'oadas,  nt  presbjteri  remanerent  propter  baptiBuiora  et  poenitentiam  petenti- 
^  Liber  Pontifical.  in  Simplicio. 

2)  Binterim,  1.  c.  p.  191.  Tora.  I.  oper.  Leon.  pag.  667.  Ep.  32. 

Siehe  auch  die  Epist.  Leon,  ad  Thcodorum  Episcopum:  »Mediator  Dei 
•^t  hoTDinnin  hotno  Christus  Jesus  haue  praepositis  ecclcsiac  tradidit  potestatem, 
^t  et  confitentibB^^^^jbioneni  poenitentiae  darent  et  eosdem  salabri  satisfactione 
ivgatot  ad  communionem  sacramentorom  per  januani  recouciliationis  admitte- 
Tat   (Epist.  83.  tom.  L  ed.  Bullerin,  pag.  1174.) 

Es  ist  übrigens  diese  Bestallung  eines  Poenitentiars  an  den  drei  Kirchen 
Kdit  als  erste  Einfuhrung  ^eses  Instituts  aufzufassen ;  hierüber  äussert  sich 
^^m  de  Sacra  poenitentiaria  Apostolica  p.  I.  c.  3.:  »De  hujusniodi  Poeni- 
^^fianis  quofiue  mcntio  fit  tempore  Simplicii  Papae  qui  sedet  anno  497,  cum 
(•reibjtcros  quosdam  pro  tali  munere  exercendo  In  Ecclesia  Sanctornm  Aposto- 
'"njm  Petri  et  Pauli  ot  D.  Levitae  Laurentii  constitueret,  ut  perpetuo  ibi  ma- 
aerent.  quod  testatur  Anastasius  Bibliothecarius  in  ejus  vita,  non  guod  primo 
[^  t^cdtms  urliis  ii  conaiituti  tunc  fuerint^  sed  ut  ea  deputatione  stabil! 
l^^iter  et  continuo  in  omnibus  dictis  ecclesiis  residerent  ut  notat  Baroniua 
^^  483  vers.  Obitas.. 
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War  so  die  Bussdisciplin  in  Born  in  Uebang,  dann  bat  es  je- 
denfalls daselbst  auch  ein  Beichtbuch  gegeben,  welches  für  die  Hand- 
habung der  canonischen  Bussdisciplin  in  der  spätem  Zeit  ein  unab- 
weisbares Bedürfniss  war.    Der  Verfasser  der  Diatriba  de  poeniten- 
tiali  Bomano^)  stellt  sich  zwar  die  Aufgabe  über  den  Beweis  gegen 
das  universelle  Ansehen  eines  Poenitentiale  Bomanum  hinaus ,  auch 
selbst  die  Existenz  eines  Poenitentiale  usu  Bomanae   Ecclesiae    pro- 
batum  weg  zu  demonstrifen,  allein  eine  Sichtung  und  Abwägung  der 
von    ihm    angeführten    Gründe  lässt   diesen  letzteren   Versuch    als 
vollständig  misslungen  erkennen.    Das  allgemeine    Erscheinen    der 
Beichtbücher  in  den  übrigen  Particularkirchen  lässt  mit  Becht  auf 
die  Existenz  eines  Poenitentiale  auch  in  der  Bömischeu  Kirche  zurück- 
schliessen.    Zudem  spricht  schon  der  Ausdruck  Über  Poenitentialis 
Bomanus,  welcher  in  den  zahlreichsten   Zeugnissen  des  Alterthums 
vorkommt,  für  ein  Beichtbuch ,    welches  zunächst  in  der  Bezieh ang 
der  praktischen  Benutzung  zur  römischen   Particularkirche  gestan- 
den  hat.     Diese   Vermuthungen  erhalten  ihre   positive   vollgültige 
Bestätigung  in   den  Verhandlungen   der  Bulgaren   mit  Papst   Nico- 
laus I.     Weder  die  Anfrage  der  Bulgaren   um   ein  liber  Poeniten- 
tialis   noch   die  Art  der  Beantwortung,   welche  ihnen   der    Papst 
gibt,  lässt  sich  erklären ,  wenn  ein   Poenitentiale   in  Born  gar  nicht 
in  praktischer  Anwendung  existirt  hätte. 

Hinsichtlicli  des  Ansehens  nun  eines  derartigen  zn  Born  benatzten 
Beiciitbuchcs  hat  man,  wie  oben  gezeigt,  von  jeher  zur  Annahme  einer 
Univei-salität  für  die  ganze  Kirche  hingeneigt.  Allein  die  Gründe, 
welche  wir  für  die  locale  Beschränkung  der  Pönitentialbücher  im 
Allgemeinen  aus  dem  innern  Wesen  der  Bussdisciplin  liergeleitet 
haben,  sprechen  auch  gegen  die  allgemeine  Geltung  eines  Bömischen 
Poenitentials.  Auch  in  Bom  mussten  nationale  Sitte,  eingewurzelte 
Gewohnheit,  sittliche  Gefahren  und  sonstige  durch  particulare  Orts- 
verhultnisse  bedingte  Eigenthümlichkeiten  auf  die  Milde  oder  Strenge 
der  Bussdisciplin  einen  wesentlichen  Einfluss  ausüben  und  damit  ein 
Beichtbuch  nur  für  diese  Particularkirche  anwendbar  erscheinen  las- 
sen. Zu  diesen  innern  Gründen  geselten  sich  wesentliche  äussere 
Anzeichen  für  den   localen  Charakter  eines  Poenitentiale  Bomanum. 

Die  Frage  der  Sündenvergebung  veranlasste  seit  dem  2.  Jahr- 
hundert die  PäpsCe  in  Bom  zu  wiederholten  kirchlichen  Entschei- 
dungen auf  dogmatischem  Oebiete  und  zur  entschiedenen  Wahrung 
ihres  universalen  Ansehens.    In  dem   Pastor  des  Hermas ')   finden 


1)  Angelo  Mai,  1.  c.  —  2)  Mand.  IV. 
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wir  bereits  durch  zeitliche  Beschränknog  eine  Milderung  der  über«^ 
sy-engen  Sichtung,  welche  fär  jede  Sfinde  nur   eine  einmalige  Ver- 
gebung gestatten  wollte.    In  die   Vertolgungszeit   unter  Septimius 
Sefems  fällt  das  peramtoriache  Edict  des  Papstes  Zepherin ,  welcher 
dem  MoDtanismus  eines  TertuUian ')  gegenüber  erklärt ,  es  sei   in 
ädner  Macht  alle  Sunden  zu  erlassen ,  nur  übe  er  dieselbe  in  Be- 
sehung  auf  den  Götzendienst  nicht  aus.  Schärfer  und  offener  sprach 
iieii  Papst  Gallixtus  für  das  Princip   der  allgemeinen  Sünden-Ver- 
gebang  aus  und  wurde  deshalb  vor  Allem  von  dem  bittern  Gegner 
Hippolytus^)  angegriffen,  weil  er  auch  die  für  Idololatrie   und  Mord 
bis  dahin  gezogene  Schranke  •niedergerissen.    In  der  decischen  Ver-^ 
folgong  tritt  die  Bömische  Kirche  abermals  aui  dem  Gebiete  der 
Bossdisciplin  lehrend  und  entscheidend  auf.    Handelt  es  sich  in  den 
trühern  Entscheidungen  um  die  Macht  der  Sündenvergebung  selbst, 
so  kamen  in  dieser  Periode  die  Bedingungen  vor  Allem  zur  Sprache, 
welche  die  während  der  Verfolgung  Abgefallenen  zu  erfüllen  hatten, 
m  Verzeihung  zu  erlangen.    Die  Grundsätze  der  römischen  Kirche 
ober  diese  Bossbedingungen  theilt  uns  Novatian  ^)  in  seinem  Schrei- 
ben an  Cyprian  mit.    Er  verlangt ,  dass  der  wahre  Bussgeist  sich 
dorch  Gesinnung  und  That  vor  der  Vergebung  beweise  y^sie  soüm 
w  der  Pforte  der  Kirche  anklopfen  aber  sie  nicht  erbrechen^  an 
der  SckweUe  der  Kirche  stehen  bleiben^  aber  nicht  mit  einem  Sprunge 
m  das  HeUigChum  eindringm^     Dies   wird  als  alte    Uebung  der 
Kirche  bezeichnet  ^haec  apud  nos  severitas,  atüiqm  fideSy  disciplina 
lyitur  atUiqua.€ 

Es  gehört  nicht  hierher  tiefer  in  diese  Kämpte  und  Eutschei- 
^Bogen  auf  dem  Gebiete  der  Bnssdisciplin  einzudringen  ^) ,  welche 
<Üe  Komische  Kirche  um  so  mehr,  auf  dogmatischem  Gebiete ^  unter 
roUer  Wahrung  ihres  primatialen  Ansehens  beschäftigen  raussten, 
a!s  die  Verirrungeu  hinsichtlich  der  Frage  der  Sündenvergebung  auch 
äodere  Irrthümer  der  damaligen  Zeit  veranlassten.  Von  Bedeutung 
^  die  vorliegende  Untersuchung  ist  die  Wahrnehmung ,  dass  weder 
Papst  Zepherin,  noch  Gallixtus,  noch  Novatian  in  ihren  Aeusserungen 
ober  die  Buasbedingungea  bestimmte  Busswerke  für  die  einzelnen 
^ergeben  anfuhren,  oder  allgemein  geltende  Zeitfristen  für  die 
^r  festsetzen.  Papst  Zepherin  hätte  TertuUian  gegenüber ,  Cal- 
lixtis  dem  Gegner  Hippolyt  gegenüber   wohl   niclits  Besseres   zur 

1)  TeriuL,  de  pudicitia  c.  1.  c.  3..  c.  10. 

2)  Hippolyt,  Philos.  IX.  p.  290. 
3j  Epist.  31.  inier  Gyprianicas. 

4)  Siehe  Hagemann^  »Pie  Römische  ^Kirche.« 
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Widerlegung  der  erhobenen  Anklagen  thnn  können ,  als  nicht  allein 
die  Macht  der  Sündenvergebung  einzuschärfen,  sondern  auch  auf  die 
Canones  oder  ein  Beichtbuch  von  allgemeiner  GeÜuffg  hinzuweisen^ 
vorausgesetzt,  dass  ein  derartiges  allgemeines  Regulativ  in  Rom  in 
Uebung  gewe3en  oder  in  allgemeine  üebung  zu  setzen,  von  den  Päpsten 
intendirt  gewesen  wäre.  Weit  näher  noch  hätte  es  Novatian  gelegen,  auf 
allgemein  gellende  Canones  oder  ein  etwaiges  universelles  Beichtbuch  hin- 
zuweisen, um  die  afrikanische  Kirche  zu  belehren,  dass  man  in  Rom  die 
Ausschreitungen  sowohl  der  milden  wie  der  strengen  Praxis  vermeide. 
Statt  dessen  wird  im  Anschluss  an  die  Praxis  der  Römischen  Kirche  nur 
der  Beweis  der  bnssfertigen  Gesinnung*  durch  die   That   von   dem 
Bösser  verlangt;  wie  aber  dieser  Beweis  erbracht  werde,  dafür  wird 
keine  allgemein  geltende  Norm  angeführt,  sondern  auf  die  Beurthei- 
lung  der  Diöcesanbischöfe  hingewiesen.    Es  waren  aber  auch    diese 
Streitigkeiten  über  die  Sündenvergebung  der   Art,   dass  allgemein 
verpflichtende  Erlasse  über  die  Art  und  die  Zeit  der  Bnsswerke  aus- 
serordentlich gefährlich  erscheinen  mussten;  die  Päpste  hätten   da- 
durch   nothwendig   die   schwebenden    Streitfragen   noch  mehr   ver- 
wickelt und  die  Zahl  ihrer  Gegner    sowie  die  Heftigkeit  ihrer  An- 
griflfe  wegen  vermeintlicher  Strenge  oder  Milde  der  römischen  Kirche 
vermehrt.    Daher  machten  die  Päpste  treu  dem  Grundsätze  die  Ein- 
heit in  dem  Nothwendigen  herzustellen,  gerne  Concessionen  in   der 
Art  und  Weise  der  Sündenvergebung,  unter  Wahrung  der  Reinheit 
des  dogmatischen  Lebrbegriifes ,  wie  wir  oben  in  der  von  Zepherin 
gestatteten  Ausnahme  hinsichtlich  des  Mordes  und  des  Götzendien- 
stes gesehen  haben.     Man  kann  daher  in  Rom  allgemein  geltende 
Canones  auf  dem  Gebiete  der  Bnssdisciplin  oder  ein  allgemein  gel- 
tendes Beichtbnch  in  den  ersten  sechs  Jahrhunderten,  so  lange  eine 
Erneuerung  der  Streitigkeiten  über  die  Sündenvergebung  zu  befurch- 
ten war,  unmöglich  suchen. 

Für  die  folgende  Zeitperiode  ist  das  Verhalten  des  Papstes 
Nicolaus  I.  gegenüber  den  Antragen  der  zum  Christenthum  bekehr- 
ten But^ren  in  der  vorliegenden  Frage  sehr  bezeichnend.  Dieselben 
hatten  durch  ihre  Abgesandten  sich  vom  Papste  die  eingehendsten 
Instructionen  über  die  von  ihnen  zu  beobachtenden  Gesetzbücher  und 
päpstlichen  Vorschriften  erbeten,  und  zwar  zu  dem  Zwecke,  um  den 
Umtrieben  der  Griechen  gegenüber  eine  feste  Basis  ihrer  Recht- 
gläubigkeit und  die  Mittel  einer  innigen  Verbindung  mit  der  Rö- 
mischen Kirche  zu  haben.  Der  Papst  bezeichnet  ihnen  auch  wirk- 
lich das  damals  zu  Rom  geltende  Recht  und  zwar  in  kirchlicher 
Beziehung  so,   wie  es  in  der  Dionysischen  Sammlung  verzeichnet 
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war;  hinsichtlich  der  Busadiaciplin  aber,  über  welche  die  Balgaren 
eine  Anfrage  stellten ,  verweist  er  sie  mit  folgenden  Worten  auB- 
drücklich  auf  die  Competenz  der  Diöcesanbischöf e :  »Indicium  poeni- 
tentiae,  quod  postulastis,  episcopi  nostri,  quos  in  patriam  vestram 
miäimtts,  ia  scriptis  secum  utique  deferent,  aut  certe  episcopus,  qui 
in  vobis  ordinabituri  hoc  cum  oportuerit  exhibebit:  nam  saecolares 
tale  quid  habere  non  conrenit ,  nimirum  quibus  per  id  quemquam 
jttdicandi  ministerium  nulluni  tribuitur  ^):  Aus  dieser  Antwort  des 
Papstes  Nicolaus  I.  ergibt  sich  mit  Nothwendigkeit  eine  zweifache 
Folgerung.  Vor  Allem  bestätigt  der  Papst,  was  wir  oben  aus  dem 
Zeugnisse  Begiuo's  vernommen  haben,  dass  nftrolich  ein  Foeniteptiale 
zu  jenen  nothwendigen  praktischen  Kirchenbüchern  geh(^rten,  welche 
jeder  Bischof  wie  jeder  Busspriester  besitzen  musste,  dass  aber  zwei- 
tens die  Päpste  durchaus  nicht  die  Absicht  hatten ,  dem  in  Born 
benutzten  Beichtbuche  Ansehen  und  Qeltung  über  die  rOmische  Par- 
ticularkirche  hinaus  in  anderen  christlichen  Ländern  zu  verschafTen. 

Aus  dem  Zusätze  des  Papstes  Nicolaus  I.  »Laien  dürften  ein 
derartiges  Beiehtbuch  nicht  besitzen«  folgt  keineswegs  wie  Mura- 
tori^)  glaubt  »der  Papst  habe  doch  den  Bischöfen  etwa  das  römische 
Beiehtbuch  übergeben;«  es  ist  vielmehr  darin  dem  oft  wiederkeh- 
renden Grundsatz  pastoraler  Klugheit  Ausdruck  gegeben ,  nach  wel- 
chem die  Beichtbücher  den  Laien  verheimlicht  werden  sollten ,  um 
äie  vor  der  mit  sittlichen  Qefahren  verknüpften  Kenntnissnahme  un- 
bekannter Verbrechen  zu  bewahren. 

Die  hier  entwickelte  Ansicht  findet  ihre  weitere  Bestätigung 
in  Aeusserungen  an  anderer  Stelle  derselben  instructio  des  Papstes 
Nicolaus  I.  an  die  Bulgaren.  So  bestimmt  er  f&r  diejenigen,  welche 
einen  Mord  an  Blutsverwandten  begangen  haben,  keino  allgemeine 
Bosszeit,  sondern  überläast  die  Bussbestimmung  dem  Ortsbischof  und 
dem  Busspriester  »poenitentiae,  quam  antistes  loci  vel  presbjter  consi- 
ieraverit  absque  dubio  subinitbantur.«  Bei  Gelegenheit  der  Vor- 
schriften über  Beobachtung  der  Fastenzeit  gibt  der  Papst  den  Bul- 
garen zugleich  den  Grund  an,  wesshalb  die  Regelung  der  Bussdis- 
Qplin  den  Bischöfen  überlassen  bleibe :  »Quid  de  eo ,  qui  quadra- 
gesiniali  tempore  cum  uxore  sua  coierit  sit  judicandam,  episcopi  ve- 
ski  et  sacerdotis  qui  ab  eo  constituetur ,  arbitrio  considerandum  et 
definiendum  committimus,  qui  shigtdorum  mores  agnoscere  poterurU, 
^t  unius  eujusque  vestrum  causas ,  librcUis  personis  ac  temporihus^ 
diäcemere  ac  moderari  debebunt.«    Es  sind  eben  die  oben  geschil- 

\)  CondL  Labbei  tom.  8.  cap.  75.  p.  542. 
2)  Antiqmt.  tom.  V.  p.  7. 


14      Schmitz,  toan  Poeniteniiüle  Aomanutn  mit  histotUcher  tUnleiiung. 

derten  particulftren  Ortsrertaältnisse ,  welche  die  BescbrftnknDg  des 
Ansehens  und  der  Geltung  der  Bossbestimmungen  und  Beichtbücher 
auf  die  Grenzen  der  Terschiedenen  Landeskirchen ,  Provinzen  nnd 
Diöcesen  auch  nach  der  Anschauung  der  Päpste  bedingten. 

'  Wenn  nach  diesen  Erörterungen  das  Anseheil  eines  in  Rom 
benutzten  Beichtbnches  sich  nothwendig  auf  die  Römische  Particular- 
kirche  beschränkte,  dann  erklärt  sich  auch  die  Gleichstellung  eines 
Poenitentiale  unter  dem  Prädicat  Romauum  in  den  Zeugnissen  des 
Alterthums  mit  den  BeichtbUchern  eines  Theodor  und  Beda. 

Das  Prädicat  Bomanum  will  eben  einzig  und  allein  den  Ort 
der  Bentäjsung  dieses  Beichtbuches  ebenso  andeuten,  wie  die  Anfüh- 
rung der  Namen  Theodor  Columban,  und  Beda  bei  den  übrigen 
Beichtbüchern  auf  die  praktische  Benutzung  derselben  in  jenen  Lan^ 
deskirchen  hinweist,  in  welchen  jene  Männer  die  vorzüglichsten  Ur- 
heber, Förderer  und  Repräsentanten  des  kirchlichen  Lebens  vor  Al- 
lem der  Bussdiscipliu  waren.  Es  steht  daher  im  Widerspruch  mit 
der  Entwicklung  der  Bussdiscipliu  innerhalb  der  örtlichen  Grenzen 
von  Diöcesen,  Provinzen  und  Landeskirchen ,  wenn  Wasserschieben 
die  Beichtbücher  unter  dem  Titel  Poenitentiale  Romaniim  als  iden- 
tisch mit  denen  eines  Beda,  Theodor  und  Eummean  erklärt.  Noch 
weniger  ist  es  zulässig  das  Prädicat  »Romanumc  im  Sinne  von  acht 
kirchlich  mit  Hildebrand  zu  deuten ,  denn  abgesehen  davon ,  dass 
diese  Eigenschaft  mehr  oder  weniger  auch  den  Beichtbflchern  unter 
dem  Titel  eines  Theodor,  Beda,  Eummean  etc.  eignet ,  ist  der  Aus- 
druck T^juxta  canones€  in  mancherlei  Variationen  als  -»Über  poeni- 
lentiarum  canmicarum^t  »Canones  Poenitentiales  ,€  etc.  ffir  diese 
Bezeichnung  im  Alterthnme  einzig  und  allein  gebräuchlich,  unter 
»Poenitentiale  Romauum <  ist  daher  ein  solches  Beichtbuch  zu  ver- 
istehen ,  welches  vor  Allem  in  der  römischen  Particularkirche  mit 
iBeschränkung  seines  Ansehens  auf  dieselbe  in  Gebrauch  war.  Daimt 
ist  iiicht  ausgeschlossen,  dass  ein  solches  Poenitentiale  Romauum 
allmäbKch  auch  in  anderen  Diöcesen  und  Provinzen  von  den  dortigen 
Bischöfen  recipirt  wurde,  weil  dieselbe  dessen  Anwendbarkeit  ver- 
möge Qbereinstimmender  Ortsverhältnisse  ffir  thunlich  erachteten. 
Auch  wird  ein  Poenitentiale  Romanum  manchmal  bei  Abfassung  von 
Beichtbflchern  für  andere  Landeskirchen  als  Grundlage  nnd  Nonn 
Bischöfen  oder  andern  Verfassern  gedient  haben ,  deren  Erzeugnisse 
dadurch  eine  grosse  Verwandtschaft  mit  einem  Poenitentiale  der  rö- 
mischen Kirche  erhielten  und  vielleicht  auch  mit  dem  Namen  »Poe- 
nitentiale Romanum«  ganz  nach  dem  Verfahren  dtö  Mittelalters  bei 
anderen  Rechtserzeugnissen  bekleidet  wurden.    Ausserdem  traten  im 
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Lanfe  der  Jahrhunderte  wie  in  allen  anderen  Ländern  so  auch  in 
der  römischen  Kirche  Yerftndemngen  und  Milderungen  auf  dem  Ue- 
biete  der  Bussdisciplin  ein;  die  veränderten  Verhältnisse  bedingten 
veränderte  Handbücher  bei  Spendnng  des  Busssacramentes ;  es  muss- 
ten  daher  nothwendig  im  Laufe  der  Zeit  verschiedene  Beichtbücher 
in  der  römischen  Particularkirche  entstehen  und  unter  dem  Titel 
>Poemtentiale  Bomanumt  in  Anwendung  kommen. 

unter   »Poenitentiale  Bomanumc   ist  daher  aus  allen  diesen 

f  Grfindep  kein  einzelnes  Beichtbucb,  sondern  eine  Gruppe  von  Beicht- 

'  büchom^zu  vSriiehen,  welche  verschiedenen  ^eitperioden  angehören^ 

j^aber  durch  ihrej^aktische  Benutzung  in  der  innigsten  Verbindung 

zar  römischen  Particularkirche  stehen. 

Ein  derartiges  Poenitentiale  Romanum  glaube  ich  in  dem  Co- 
dex Manuscpt.  E.  15.  der  Bibliothek  Valiceliana  zu  Rom  gefunden 
n  haben.  Eine  nähere  Beschreibung  desselben  soll  den  Gegenstand 
der  folgraden  Erörterung  bilden. 

IV.   Das  Poenitentiale  Valiceüanum  E.  15. 

Der  C!odez  Valicellan.  E.  15.  ist  auf  Pergament  in  üuzialschrift 
gesehrieben,  welche  auf  das  Ejlfte  Jahrhundert  hinweist.    Derselbe 
enthält  ein   vollständiges  Üissale ;   an  die  »missae  Sanctorumc  für 
die  einzelnen  Festtage  des  Jahres  schliessen  sich  »Orationes  quoti- 
.    dianae  matutinae  et  vesperalesc  an(  unmittelbar  auf  diese  folgt:  »In 
Christi  nomine  Incipit  ordo  ad  dandam  poenitentiam.c    Hiermit  be- 
glinnt  die  eigentliche  Bussordnung,  deren  ersten  Tbeil  der   »Ordo« 
Uldet  Am  Schlüsse  des  »Ordoc  heisst  es  »lucipiunt  capitula  Cano- 
iHun.«   Unter  dieser  üeberschrift  folgt  ein  CXXX  Nummern  zählen- 
des lohaltsverzeichniss   der  einzelnen  ^Capitel.    An  dieses  Register 
schliesst  sich  zunächst  eine  Keihe  vol^  Anathemen  über  den  Incestus 
tt  uiter  dem  Titel  »St.  Oregorius  P^  P.  de  incestis  dicit.«    Dann 
folgen  unter  dem  Titel  »Sequuntuc^eges  Canonicae«  141  Capitel, 
velche  die  Bussbestimmnngen  über  die^^irizfilnpn  Vergehen  enthalten, 
im  Schlüsse  der  Capitel  heisst  es  »Item  missa  super  poenitentem« ; 
Q  ist  eine  ^vollständige  B^condliationsmesse ,  welche  unter  diesem 
"Gtel  folgt.  J  Den  weiteren  Inhalt  des  Codex  bilden  andere  Bestand- 
tteOe  des  Missais;  zunächst  im  unmittelbaren  Anschluss  an  die  Be- 
<%ciliationsmesse  eine  »Missa  in  depositione  defunctic  und  dann  an- 
dere Messen,  welche  sich  auf  besondere  Anlässe  beziehen. 

Die  Latinität  des  Pönitentials  leidet  stark  an  Barbarismen ;  ich 
l^e  dieselbe  im  Interesse  der,  kritischen  Untersuchung  beibehalten 
2a  müssen  geglaubt.    Ausserdem  zeigt  der  Text  manche  Spuren  der 


16       Schmitz,  Das  Poeniteniiäle  RamanummÜ  historiacher  iinltiinug. 

Nachlftssigkfiit  des  Copisten.  Das  Inhaltsverzeiehniss  mit  seinen  130 
Nummern  differirt  um  11  Nummern  von  der  Zahl  der  die  Bossbe- 
stimmungen  enthaltenden  Capitei.  Die  Differenz  erklärt  sich  folgen- 
dermassen :  »Nr.  9.  des  Verzeichnisses  entspricht  den  Gapiteln  9.  nnd 
10.  der  Basssatzangen;  die  Gapitel  17,  54  und  80  finden  sich  da- 
gegen in  dem  Verzeichnisse  nicht  notirt;  möglicherweise  sind  es 
spätere  Zusätze.  Die  8  letzten  Capitei  sind  ganz  zweifellos  ein  spä- 
terer Anhang;  sie  finden  sich  weder  in  dem  Verzeichnisse  erwähnt, 
noch  entspricht  ihr  Jnhalt  der  in  der  Bussbestimraung  zu  Tage  tre- 
tenden Entwicklung ;  sie  enthalten  planlos  zusammengewürfelte  Sat- 
zungen. Die  Bussbestimmungen  des  Poenitentials  haben  offenbar  mit 
dem  Capitei  133  über  die  Decimen  ursprünglich  geschlossen. 

Das  Poenitentiale  bildet  gemäss  der  obigen  Beschreibung  des 
Inhaltes  des  Codex  einen  integrirenden  Theil  des  Missais.  Dadurch 
ist  die  praktische  Benutzung  dieses  Poenitentials  ausser  allen  Zwei- 
feln gestellt  und  demselben  für  die  historische  Forschung  der  Vor- 
rang vor  einer  Menge  bisher  edirter  fragmentarischer  Beichtbücher 
gesichert,  welche  keinerlei  Anhaltspunkte  einer  früheren  praktischen 
Anwendung  bieten.  Fßr  die 'praktische  Benutzung  unseres  Poeniten- 
tials  spricht  ausserdem  das  Thhaltsverzeichniss,  die  strenge  Ordnung 
des  Materials  nach  den  einzelnen  Vergehen  in  bestimmte  durch  be- 
sondern Titel  gekennzeichnete  Abschnitte,  wodurch  die  üebersicht- 
lichkeit  ausserordentlich  erhöht  wird,'  sowie:  vor  Allem  der  voraus- 
gehende Ordo  für  die  Aufnahme  des  Büssers  und  die  den  ganzen 
Act  abschliessende-  Iteconciliationsmesse.  Ad  Marginem  des  Codex 
finden  sich  Qlossen  und  zwar  mit  derselben  Hand  wie  der  Context 
geschrieben.  Dieselben  sprechen  ebenfalls  für  den  praktischen  Ge- 
brauch des  Poenitentials  und  geben  überdies  dnrch  ihre  Existenz 
Zeugniss  von  der.  Werthschätzung  des  Contextes,  welcher  im  entge- 
gengesetzten Falle  wohl  statt  einen  Glossator  zu  finden,  willkürliche 
Abänderungen  erfahren  hätte. 

Die  Römische  Kirche  erscheint  zweifellos  als  Ort  dieser  prak- 
tischen Benutzung  des  Poenitentials.  In  demjenigen  Theile  des  Mis- 
sals,  welcher  die  Messen  für  die  einzelnen  Festtage  bringt,  heisstes: 
»Mense  Decembr.  die  XI:  Depositio  Stissimi  Damasi  Papae.  Oratio; 
Propitiare  quaes.  Dne.  nobis  famulis  tuis  per  hujus  Sti.  Damasi  con- 
fessoris  tui  atque  Pontificis  qui  in  praesenti  requiescH  ecclesia  me- 
rita  gloriosa  ut  ejus  pia  intercessione  ab  omnibus  protegamnr  ad- 
versis.  Per  Dom.  ... 

Das  Missale  gehörte  also  jener  Kirche  an,  welche  vom  Papste 
Damasus  zu  Ehren  des  fal.  Laurentins  erbaut  wurde,  später  die  Be- 
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gräbnissstätte  des  Papstes  wnrde  aud  den  Namen  S.  Lorenzo  in  Da- 
maso  erbielt.  Die  Beziehung  zu  dieser  hervorragenden  Kirche  Borns 
gibt  dem  Poenitentiale  ein  besonderes  Ansehen  nnd  würde  dessen 
Werth  noch  erhöhen,  wenn  sich  die  Yermuthnng  beweisen  Hesse, 
dass  Papst  Siricias  in  dankbarer  Erinnerung  an  seinen  Gönner  Da- 
masos  diese  Kirche  unter  Anderm  auch  durch  die  Anstellung  eines 
Poenitentiara^  auszeichnete. 

Auch  der  Inhalt  des  Poenitentials  spricht  für  die  Bömische 
Kirche;  es  werden. neben  einem  einzigen  Citate  des  Papstes  Leo  L 
nur  jene  griechischen  Concilien  erwähnt,  deren  Canones  in  der  Dio- 
nysischen Sammlung  das  geltende  Becht  zu  Bom  bildeten. 

In  dem  Capitel  78.  des  Poenitentials  geschieht  eine  Bemfung 
auf  das  Ck>ncil  von . Ancyra ;  wäre  das  Poenit-entiale  in  der  fränkischen 
Kirche  benutzt  worden,  dann  wäre  hier  das  Conciliun^  Autisiodorense 
citirt  worden,  welches  diese  Bestimmung  des  Ancyranum  ebenfalls 
erlassen  hat  und  zwar  in  einem  dem  Poenitentiale  mehr  entspre- 
chenden Wortlaute. 

Im  Widerspruch  mit  dieser  Ansicht  findet  sich  ad  marginem 
dea  Poenitentials  eine  Bemerkung  in  jüngerer  Schrift,  wahrscheinlich 
TOD  irgend  einem  Bibliothekar  herrührend,  wonach  das  Poenitentiale 
der  orientalischen  Kirche  angehören  soll ;  zur  Begründung  wird  auf 
die  Nacblassung  der  Fasten  am  Samstage,  sowie  auf  das  Verbot 
des  Genusses  vom  Erstickten  hingewiesen  ^).  Allein  zunächst  ist  die 
Beobachtung  der  Fasten  keineswegs  in  Bom  stets  üblich  gewesen; 
Petr.  Cassianus  bezeichnet  yielmehr  die  Samstagsfasten  als  eine  pri- 
vate Sache  der  Stadt  Bom  zur  Verehrung  der  Apostelforsten  Petrus 
und  Paulus;  die  griechischen  Mönchsklöster  der  Basilianer,  welche 
in  Bom  nnd  der  Bömischen  förche  zahlreich  waren  und  wie  die  Mönche 


1]  Die  bezügliche  Stelle  findet  sich  in  der  den  Bnsscanones  Torhergehen- 
^en  Instrnc^  des  Poenitentials  nnd  heisst:     >Qni  ergo  iota  »eptimana  je- 

i«at  pro  pecestis  sabbato  et  dominica  die  mandncet.« Zunächst  ist  es 

^lich,  dass  »sabbatoc  in  der  Gegenüberstellong  von  tpta  septimana  nnd  do- 
^ea  die  so  yiel  heisst  als  vespere  sabbati;  in  diesem  Falle  würde  die  Vor- 
«krift  mit  dem  26.  Canon  der  Synode  von  Elvira,  welcher  die  Superpositio  am 
StBstag  verbietet,  übereinstimmend  Von  den  eigentlichen  Stationsfasten  ist  an 
^em  Stelle  nicht  die  Rede ;  die  äamstagfasten  könnten  also  immerhin  noch 
o«ben  den  hier  erwähnten  Wochenfasten  bestehen.  Jedenfalls  gaben  die  Sams- 
^a^ten,  auch  .zubegeben ,  dass  dieselben  in  der  römischen  nnd  fränkischen 
treibe  in  Uebnnji^  waren,  stets  Anlass  zn  manchen  Controversen ,  welche  wohl 
daTon  abmahnt,  dieselben  als  eipe  Verpflichtung  dem  Büsser  in  einem  Poe- 
Bite]itia!e~aniBnerlegen.  Conf.  Hefele,  Conciliengeschiehte  L  nnd  UL  Band. 
AnhiT  tSx  Kirehenreeht  XXXm.  2 
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wie  die  Mönche  überhaupt  die  Bussdisciplin  meistens  leiteten,  haben  je- 
denfalls die  Fasten  am.  Samstage  nicht  beobachtet.  Erst  seit  der  Op- 
position der  griechischen  Kirche  im  neunten  Jahrhundert  scheint  diese 
Observanz  der  Snn^stagsfasten  in  der  römischen  Kirche  allmälig  ste- 
tig geworden  zu  soin.  Noch  viel  weniger  ist  das  Verbot  hinsicht- 
lich des  Erstickten,  welches  im  Canon  97.  u.  98.  des  Poenitentials 
vorkommt,  geeignet,  einen  sichern  Anhaltspunkt  für  den  Ort  der  Be- 
nutzung desselben  zu  bieten.  Dieses  Verbot  wurde  regelmässig  für 
die  neubekehrten  Völker  erlassen,  um  sie  von  der  Wildheit  des  Hei- 
denlebens  zur  christlichen  Cultur  zu  führen;  so  gab  es  Bonifacius 
den  Qermauen ,  Otto  de^  Pommern ;  die  Aufnahme  desselben  in  ein 
Poenitentiale  kann  durchaus  kein  Criterium  abgeben^).  Von  dersel- 
ben Hand  ist  der  Inhalt  des  Codex  auf  dem  ersten  Deckblatte  des- 
selben verzeichnet;  allein  der  wirkliche  Inhalt  des  Codex  entspricht 
dieser  Angabe  keineswegs,  sondern  meiner  obigen  Beschreibung. 
Ausser  dem  Missäle  finden  sich  keine  andern  Stücke  in  dem  Codex  vor. 

Eine  sorgfältige  Vergleichung  des  Poenitentiale  Valicellanum 
E.  15.  mit  den  bis  jetzt  bekannten  Poenitentialien  hat  die  innigste 
Verwandtschaft  desselben  mit  dem  von  Wasserschieben  edirten  Poe- 
nitentiale Merseburgense  a  ergeben.  Sämmtliche  Bussbestimmungen 
des  Valicellanum  finden  sich  mit  geringern  oder  grösseren  Differen- 
zen im  Wortlaute  in  dem  Merseburgense  vor;  dagegen  sind  die  Ca- 
pitel  40,  144—149  lud.  152—166  incl.  168  u.  169.  des  Mersebur- 
gense nicht  in  dem  Valicellanum  enthalten.  Neues  Material  bietet 
also  das  Poenitentiale  Valicell.  E.  15.  nicht;  dagegen  zeichnet  sich 
dasselbe  durch  die  strenge  üebersichtlichl:eit  und  Ordnung  des  Ma- 
terials, sowie  die  übrigen  erwähnten  Kennzeichen  seiner  praktischen 
Benutzung  vortheilhaft  vor  dem  Merseburgense  a  aus,  welches  an 
grosser  Planlosigkeit  leidet.  Dieser  umstand,  sowie  die  Erwägung, 
dass  die  im  Valicellanum  fehlenden  Capitel  des  Merseburgense  a  zu 
einem  Anhänge  der  letztem  Sammlung  gehören,  welcher  nach  Was- 
serschieben seinen  Ursprung  auf  Theodorische  Canones  zorfickführt, 
machen  es  wahrscheinlich ,  dass  wir  in  dem  Valicell.  E.  15.  eine 
Quelle  des  Merseburgense  a  vor  uns  haben.  Der  Verfasser  des  Mer- 
seburgense a  hat  aus  einem  Poenitentiale  Bomanum  eine  willkührlich 
compilirte  Sammlung  hergestellt,  derselben  Theodorische  Canones 
hinzugefügt  und  den  »sermo  de  poenitentia  Joannis«  (Cassiaui),  wel- 
cher ebenfalls  in  dem  Valicell.  E.  15.  fehlt,  vorausgeschickt. 

Nächst  dem  Merseburgense  a  hat  jener  liber  Poenitentialis 
Bomanus,  von  welchem  Halitgar  behauptet :  >quem  de  scrinio  Roma- 

1)  Binterim,  Denkwürdigkeiten  2.  Bd.  2.  Thl. 
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na«  Eeclesiae  adsumpsimusc  die  meiste.  Verwandtschaft  mit  ansenn 
ValicellaDum  £.15. 

Es  finden  sich  im  Ganzen  53  Capitel  dieses  von  Wassersckleben 
als  Poenitentiale  Psendo-Bomanum  bezeichneten  Beichtbuches  in  dem  * 
Valicell.  E.  15^  allerdings  mit  manchen  Varianten  vor.  Durch  diese 
Verwandtschaft  tritt  das  Poenitentiale  E.  15.  in  weitere  Beziehung 
zu  den  Poenitentialien  Hubertense,  Vindobonense  a  und  Bobiense, 
welche  in  Verbindung  mit  dem  Poenitentiale  Merseburgense  a  und 
Fseudo-Bomanum  von  Wasserschieben  als  eine  Gri^ppe  »fränkischer 
dtm  Columban  verwandten  Bussordnungenc  bezeichnet  werden.  Nach 
der  obigen  Nachweise  über  den  Ort  der  Benutzung  des  Valicella» 
Qom  E.  15.  scheint  mir  nua  folgende  Hypothese  nicht  unbegründet. 
Die  erwähnten  in  verwandtschaftlicher  Beziehung  zu  dem  Valicell. 
£.  15.  stehenden  Poenitentialien  bilden  eine  Gruppe  von  Bussord- 
Dungen,  welche  der  römischen  Kirqhe  angehören,  und  auf  dem  Va^ 
iicelL  E.  15.  oder  einem  andern  Poenitentiale  Homanum  als  ihrer 
Grundlage  beruhen.  Die  Behauptung  Halitgar's  über  die .  Beziehung 
des  sog.  Poenit.  Pseudo-Bomanam  zur  BömiBchen  Kirche  würde  daoq 
als  gerechtfertigt  erscheinen/^Die  Verwandtschaft  dieser  Gruppe  von 
PoeDitentialien  mit  dem  Beichibuche  des  Columban,  sowie  die  An-- 
zeichen,  dass  Einz^e  derselben  in  der  fränkischen  Kirche  praktische 
Benutzung  gefunden  haben,  tbut  dieser  Hypothese  keinen  Eintrag. 
Die  fränkische  Kirche  stand  hinsichtlich  ihres  Ursprunges  und  ihrer  ^ 
weltlichen  wie  kirchlichen  Bechts*Normen  in  der  unmittelbarsten  in«  / 
oigsten  Verbindung  mit  der  römischen  Particularlirche.  Es  drängt 
sich  daher  die  Ansicht  auf,  dass  mit  andern  Gesetzbüchern  auch  die 
Poenitentialbucher  von  Born  her  in  die  fränkische  Kirche  Eingang 
fanden.  Einer  spätern  Untersuchung  soll  es  vorbehalten  sein,  die  . 
UrcheDrechüichen  Beziehungen  —  und  deren  Einfluss  auf  die  Buss- 
disciplin  —  zwischen  der  fränkischen  und  römischen  Kirche  näher 
m  erörtern,  und  damit  eine  neue  von  der  des  Wasserschieben  ab^ 
veichende  Classificirung  der  Bussördnungen  au&ustellen. 

Es  erübrigt  noch  über  die,  Zeit  der  Benutzung  des  Poeniten- 
tiale Valicell.  E.  15.  in  der^ömischen  Kirche  eine  Untersuchung 
anzustellen. 

Unser  Poenitentiale  handelt  von  der  Privatbusse,  welche  durch- 
gebeods  inJPasten  bei  Wasser  und  Brod  besteht.  In  9  Capiteln  wird 
<lie  Strafe  in  Psalmen-Singen ,  in  2  Capiteln  in  Zahlung  von  Solden 
fnr  den  Fall  der  Unmöglichkeit  de;8  Fastens  auferlegt.  In  diesen 
gangem  Strafen  macht  sich  jedoch  noch  keineswegs  ein  Geist  des 
^Uxismus,  sondern  ein  richtiges  Verhältniss  der  geringeren  Strafen 


/  > 
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zu  den  minder  schweren  Vergehen  geltend.  In  61  Gapiteln  wird  die 
Bnsszeit  nach-  Jahren,  in  4  Gapiteln  nach  Wochen,  in  36  Gapiteln 
nach  Tagen  bestimmt,  deren  Zahl  gewöhnlich  einer  ganzen  oder  hal- 
ben Qnadragesimalf^sten  gleichkommt.  Die  Auferlegung  der  Bnsse 
nach  Tagen  kommt  nicht  vor  Ende  des  siebenten  Jahrhunderts  vor; 
das  Poenitentiale  des  hl.  Bonifacius  ist  das  älteste  Zeugniss  daltir  ^). 
Die  Auferlegungen  der  drei  Quadragesimen,  welche  in  unserm  Poeni- 
tentiale vorkommt  (cap.  22,  59,  81,  83,  109,  124.),  sowie  der  Wo- 
chenfasten (cap.  40,  82,  96.)  mit  Beobachtung  der  feriae  legiiimae 
waren  Buss-Surrogate,  welche  durch  die  orientalische  Basilianer- 
M(Vnche  im  Abendlande  Eingang  fanden  und  zwar  nicht  vor  dem 
achten  Jahrhundert  ^).  t)as  Goncil  zu  5ibur  895  tadelt  bereits  eine 
grosse  Abnahme  der  ursprünglichen  Strenge  in  Folge  dieser  Buss- 
Surrogate,  wozu  die  Satzungen  unsers  Poenitentiale  noch  keine  Ver- 
anlassung bieten  dürften.  Andere  Bnss-Surrogate  kommen  in  den 
Buss-Satzungen  unseres  Poenitentiale  nur  in  sehr  vereinzelten  Fällen 
vor;  und  zwar  die  Exilirung  in  cap.  1.;  das  peregrinare  in  cap.  19., 
die  Ueberweisung  in'lBin  Kloster  in  cap.  19.  u.  51,  Auch  diese  Sur- 
rogate, sowie  die  Gestattütig  der  Gommunion  nach  Verlauf  von  einem 
Jahre  oder  von  sechs  Monaten  der  Busszeit,  (in  cap.  127.)  weisen 
'n  auf  das  finde  des  achten  Jahrhunderts  hin.  Ziehen  wir  hierzu  den 
Umstand  in  Erwägung,  dass  in  dem  Poenitentiale  häufige  Gitate  der 
die  Dionysische  Sammlung  bildenden  Ganones  vorkommen ,  so  er- 
//'  scheint  das  achte  Jahrhundert  zweifellos  als  der  früheste  Zeitpunkt, 
in  weichem  die  Buss-Satzungen  des  Poenitentiale  in  praktischem 
Gebrauche  standen.  Hiermit  harmonirt  die  Ansicht  Wasserschiebens 
über  das  Alter  des  Poenitentiale  Merseburgense  a,  welches  in  un- 
serem Poenitentiale  eine  Quelle  besitzt. 

Diese  Zeitbestimmung  bezieht  steh  auf  die  Busssat^ungen 
allein^  in  denen  wir  die  bezeichneten  Anhaltspunkte  für  das  achte 
Jahrhundert  gefunden  haben.  Der  i^Ordo  ,€  welcher  in  unserem 
Poenitentiale  den  Busssatzungen  vorausgeht,  enthält  dagegen  eine 
Anleitung  für  den  Busspriester,  wie  die  Fasten  von  7  Wochen  von 
dem  Beichen  und  dem  Armen  durch  Geldzahlungen  in  verschiedener 
Höhe  abgelöst  werden  können.  Der  Reiche  solle  20  ßoldi,  der  Arme 
10  oder  3  bezahlen.  Diese  Bestimmung  einer  Redemption  mit  den 
'  unverkennbaren  Anzeichen  eines  hereinbrechenden  Laxismus,  findet 


1)  Binterim,  1.  c.  5.  Bd.  3.  Tbl.  cap.  9.  §.  11. 

2)  Sinterim,  1.  c.  p.  135.,  Morinus,  Diadplin,  in  adm.  sacr.  Pöcnitent. 
1.  VIL  cap.  14 
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sich  ia  gleichem  Wortlaute  m  dem  Corrector  Burchardi  und  gelUbrt 
zweifellos dei^^el^i^  Jahrhundert  an.  Demgemä9S  weist  unser  Poeni- 
tentiale  in  seinen  verschiedenen  Theilen  auf  0wei  verschiedene  Pe^ 
rioden  der  Bussdisciplin  hin:  Der  Ordo  mit  seiner  instructio  auf 
das  elfte  Jahrhundert^  die  JBt48Ssataungen  unter  dem  Titel:  Leges 
Caaonicae  auf  das  cuihte  Jahrhundert.  Ich  glaube  f£ir  diese  Ersobei- 
naug  eine  sachgemässe  Erklärung  gefunden  zu  haben. 

Bei  den  Griechen  verlief  die  Spendung  des  Busssacramentes 
seit  dem  zehnten  Jahrhundert  in  folgender  Weise.  Zunächst  verrichtete 
der  Basspriester  einige  vorbereitende  Gebete  und  nahm  dann  das 
Bekeontniss  der  Sunden  entgegen;  darauf  scUug  der  Busspriaster 
das  P(y&itentialbuch  auf  und  las  dem  Bässer  die  Bestimmungen  der 
Busscanones  über  die  gebeichteten  Sünden  vor ;  dann  erst  bezeichnete 
er  mit  Rücksicht  auf  die  speciellen  Verhältnisse  nach  eigenem  Er- 
messen jene  Busswerke ,  welche  der  Büaser  wirklich  zu  verrichte 
hatte.  Diese  Praxis  hatte  offenbar  den  Zweck ,  den  Basser  an  die 
arsprunglichen  strengen  XJrtheile  der  Kirche  über  die  begangenen 
Sünden  zu  erinnern  und  die  Bussdisciplin  soviel  als  möglich  aufrecht 
zu  erbalten.  Die  neueren  Griechen  bezeichnen  daher,  dass  Verrich- 
ten der  auferlegten  Busse  oder  Genugthuung  nüt  dem  Ausdrucke: 
»canones  facere^t  das  Auferlegen  der  Busswerke  als  »canoniaare  ^).€ 

Meine  Vermuthung,  dass  in  der  abendländischen  Kirche  eine 
gleiche  Praxi3.i£it  dem  zehnten  Jahrhundert  bei  der  Spendung  des  Buss- 
sacramentes beobachtet  wurde,  fand  zunächst  nur  eine  Grundlage  in 
dem  Umstände,  dasi  in  den  zahlreichsten  Docnmenten  des  Alter- 
tbuins  (so  in  dem  sermo  St.  Bernardi  de  St.  Andrea)  von  dem  Buss- 
priester  verlangt  wird,  er  solle  eine  genaue  Eenntniss  der  alten 
Busscanones  besitzen.  Es  ist  mir  aber  nunmehr  gelungen  einen  voll- 
gültigen Beleg  far  die  gleiche  Observanz  grade  in  Italien  aufzufin- 
den. Muratori  theilt  in  seinen  Antiquitates  Italicae  tom.  V.  p.  722. 
einen  »ritus  poenitentiae  e  codicibus  Manuscrpt.  Monasterii  Bobien- 
sisf  mit.  Dieser  »ritus«  beginnt  mit  der  Instructio  unseres  Poeni- 
tentials  »Quotiescunque  Christiani  ad'poenitentiam  accedunt  etc.  etc.,« 
mit  welcher  eine  Anleitung  über  die  Rederaptionen  verbunden  ist. 
Hierauf  folgen  eingehende  Ermahnungen  an  den  Büsser  über  die 
Bedeutung  und  nöthige  Aufrichtigkeit  der  Confessio,  dann  die  Ab- 
nahme des  Sündenbekenntnisses  Seitens  des  Busspriesters.  Nunmehr 
werden  die  canonischen  Busssatzungen  in  der  ursprünglichen  Strenge 
von  dem  Busspriester  verlesen  und  dann  soll  derselbe  dem  Büsser 
die  Btts^ß^und  zwar  in  Form^xon  Fasten  auferlegen^  wobei  aus- 

1)  Binterim,  1.  c.  5.  Bd.  3.  ThL  7.  Cap.  §.  3. 
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drücMich  bemerkt  wird:   imponat  sacerdos  jejaniam  seeundo  quod 
melius  fuerdi,  quia  ipsius  arbitrio  consistit  modus  poenitentiae.  Bei 

.  einer  anderen  Gelegenheit  soll  die  Verwandtschaft  dieser  ron  Mnra- 
•tori  mitgetheilten  Bnssordnang  mit  unserem  Valicellanum  E.   15. 
näher  liachgewiesen  werden,  hier  soll  nur  die  NachVeise  betont  wer- 
den, dass  die  IVcms  in  der  üdlienischm  Kirche   mit  der   orientü- 

.  lischefi  Bttssordnnng  bei  Abnahme  der  Beichte  im  zehnten  nnd  elften 
Jahrhundert  in  vollständiger  Uebereinstimmtmg  steht. 

Pflr  unser  Poenitentiale  E.  15.  ergibt  sich  in  Erwägung  dieser 
Praxis  Folgendes :  Die  Busssatisungen,  welche  unter  dem  Titel  »Le- 
ges  Ganonicae€  in  derselben  verzeichnet  sind,  wurden  von  dem  Bass- 
priester vorgelesen;  die  Busswerlce  selbst  wurden  nach  der  Instruc- 
tion, welche  sich  im  Ordo  findet  und  die  Bedemptionen  durch  Geld- 
zahlungen erwähnt,  auferlegt.  Die  praktische  Bemäjsung  des  Poeni- 
tentiale Valicellanum  E.  15.  fällt  demnach  in  das  eehnte  und  elfte 
Jahrhundert,  worauf  die  Redemptiotien  hinweisen,  und  dasselbe  ent- 
halt die  canmischen  Busssa^tzungen ,  welche  dem  achten  Jahrhun- 
dert angehören,  allein  zur  Zeit  der  Benutzung  des  Poenitentials  im 
zehnten  und  elften  Jahrhundert  nicht  mehr  in  Anwendung  kamen, 
sondern  dem  Büsser  nur  vorgelesen  wurden. 

Nunmehr  mag  der  Text  des  Poenitentiale  Valicellanum  E.  15. 
selbst  folgen: 

Cod.  Valicellanum  E.  15.  p.  165  0« 

In  Xti  nomine  Incipit  ordo  ad  dandam  poenitentiam.  Cum  ve- 
nerit  poenitens  ad  confitendum  dicat  prius  sacerdos  intra  se  orationem 
istam. 


1]  Anf  dem  Innern  Deckblatte   des  Einbandes: 

I.  Codex  Sacramentornra  S.  R.  E.  ex  Gelasiano  et  Gregoriano  conflatas. 
qni  nsai  fnit  Ecciesiae  Titulari  St.  Lanrentii  in  Damaso  de  Urbe,  nt  constat 
ex  ipsius  Damast  Missa*). 

II.  Poenitentiale  antiqnom  Orientalis  Ecciesiae. 
HL  Benedictionale. 

IV.  Alterins  Codicis  Sacramentorum  Born.  Ecciesiae  Fragmentnm. 

(♦)  p.  7.  im  Cod.  heisst  es: 

Mense  December  Die  XL: 

Depositio  Stissimi  Damasi  Papae  Oratio. 

Propitiare  qnaes.  Dne  nobis  famalis  tais  per  hnjas  Sti  Damasi  confessoris 
tni  atqae  Pontificis  qni  in  praeaenii  rtquieacit  ecclesia  merita  gloriosa  ut 
ejns  pia  intercessione  ab  omnibus  protegamnr  adversis.  Per  D. 

Der  Codex  enthält  zuerst  das  Missale,  damit  znsammenbängend  orationes 
quotidianae  matntinae  et  vesperales,  dann  folgt*  unmittelbar  sieb  anscbliessend 
p.  165.:     In  Xti  nomine  Incipit  ordo  ad  .  .  .  (siebe  oben.) 
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(Wasserschlcfben.  Pseudo-Eomanum  p.  361.) 

Dne  Dens  omnipotens  propitius  esto  mihi  peccatori,  ut  con- 
dipe  possim  tibi  gratias  agere,  qui  me  indignum  propter  tuam  mi- 
sericordiam  miuistrmn  fecisti  ofQcii  sacerdotalis^et  me  exiguum  hami- 
lemque  mediatorem  constituisti  ad  orandum  et  intercedendam  ad 
Dominum  nostrnm  Jesiim  Xtum  pro  peccantibus  et  ad  poenitentiam 
revertentibus.  Ideoque  dominator  Domine,  qui  omnes  homines  vis  sal- 
TOS  fieri  et  ad  agnitionem  veritatis  venire,  qui  non  vis  mortem  pec- 
catoris,  sed  ut  convertatur  et  vivat,  suscipe  orationem  meam,  quam 
fände  ante  conspectum  clementiae  tuae  pro  peccatis  meis  et  pro 
hoc  famulo  tuo,  cpii  venit  ad  poenitentiam.  Per. 

Cum  prostraverit  se  poenitens  faciat  sacerdos  letanias.  Post  ex- 
pletas  letanias  Dicat  presbyter  hos  versus: 

Ego  diii  Dne  raiserere  mei.  Salvum'fac  servum  tuum.  Pro- 
pitius esto  Dne  peccatis  nostris.  Convertere  Dne  aliquantulum. 
Dne  exaudi  orationem  meam.    Exurge  Dne  adjuva  nos. 

Oratio. 
Dens  cui  proprium  est  misereri  semper  et  parcere,  suscipe  de- 
precationem  nostram  et  famulum  tuum  N.  ad  confessionem  et  poeniten- 
tiam veramque  emendationem  venientem  tuae  pietatis  inspiratione 
compunctum  quem  delictorum  catena  constringit,  miseratio  tuae  pie- 
tatis absolvat.  Per. 

Deinde  ps.  hos. 

Dne  ne  inira  tua  arguas  me,  quem  sangnine,  usque :  et  lamen  ocu- 
lonim  meorum.  Gloria  patri.  Kyrie  eleyson.  Xte  eleyson.  Pater- 
nr.  et  cap.: 

Ne  intres  in  judicio  cum  servo  tuo  Dne.  Ne  derelinquas  me 
Dne  Ds.  Delicta  juventutis  et  ignominias.  Propter  nomen  tuum 
Dne  propitiaveris  peccato  meo.  Converte  nos  Ds  salutaris  noster. 
niamina  faciem  tuam  super  servum.    Dne  exaudi  orationem  meam. 

Sequilar  oratio. 
Dne  Deus  noster,  qui  offensione  nostra  non  vinceris  sed  sa- 
tiäfactione  placaris ,  Respice  super  hunc  famulum  N.  peccata  et  fa- 
cinora  saa  confitentem  veniamque  illi  donare  digneris  et  preteritoram 
criminom  cnlpas  indulgeasy  qui  humeris  tuis  ovem  perditam  duxisti 
äd  caalas  et  publicani  precibus  benignus  aspiras.  Kemitte  ei  omnia 
erimina  et  peccata,  da  pro  suppliciis  veniam,  pro  morte  vitam  cunc- 
torumque  ejus  medere  vulneribus  et  sicut  nemo  est  nostrum  liber  a 
cnlpa,  ita  iste  non  sit  alienus  a  venia.  Per. 

Deinde  ps. 
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Miserere  mei  Ds.  secund.  usqua  et  iniquitates.    Gloria  patri 
Kyrie  eleyson.    Xte  eleyson.    Pator  nr.  et  capitula  ut  supra. 
Oratio. 

Dens  qui  omnium  confitentinm  tibi  corda  purificas  et  accusan- 
tibas  suam  conscientiam  ab  omni  viuculo  iniqaitatis  absolvis,  dans 
indalgentiam  captivis  et  medicinam  tribuens  vulneratis  qaaes.  ut 
huic  famulo  tuo  N.  exclusa  ab  eo  omni  dominatione  peccati  libera 
tibi  mente  concedas  famulari.  Per. 

Pa.  Benedic  anima  mea  Dnum  et  omnia  —  usque   —  et  re- 
norabitar  sicut  aqoilae.    Gloria  patri  et  cap.  ut  supra. 
Or. 

Exaudi  Dne  supplicum  preces  et  confitentinm  tibi  parce  pecca- 
tis,  ut  quis  conscientiae  reatus  accusat,  Indulgentia  et  miseratio  tue 
pietatis  absolvat.  P. 
Alia. 

Preveniat  bunc  famulum  tuum  N.  quaes.*  Dne   venia  tua  et 
omnes  iniquibites  ejus  celeri  indulgentia  deleantur.  P. 
Post  haec  dicit  pbr. 

Accede  fili  ante  Dnum  in  conspectu  angelorum  et  sanctorum 
ejus  et  confitere  peccata  tua,  quae  diabolo  instigante  operatus  es. 
Quia  ipse  dixit:  qui  me  confessus  fuerit  coram  hominibus,  con- 
fitebor  et  ego  eum  coram  patre  meo  qui  est  in  celis.  Et  iterum 
psalmographus  vatens  cecinit  dicens:  Bevela  Dno  viam  tuam  et 
spera  in  eo.  Item  quidem  sub  persona  penitentis  sapiens  clamat 
et  dicit :  Die  tu  prius  iniquitates  tuas  ut  jnstificeris :  Item  in  per- 
sona Dei  Spiritus  sanctus  per  os  propbetae  consolatoria  verba  in- 
tonat  dicens :  Ego  sum  ego  sum ,  qui  deleo  iniquitates  tuas  et  pe- 
ccatornm  tuorum  non  ero  memor  famplius.  Pronuntia  ergo ,  Earis- 
,  sime  fili,  adversus  te  iniquitates  tuas  coram  Deo,  quia  omnes 
vias  tuas  dinumerat  et  universas  mentium  cogitationes  ante  yenit 
et  intelligit  et  ipse  remittet  impietatem  cordis  tut  et  educet  te 
de  lacu  fecis  ad  se  clamantem  et  statuet  supra  petram  pedem  tuum  et 
immittet  in  os  tuum  canticum  novum  ad  confitendum  sancto  iiomini 
suo.  Maculas  namque  veternosas  ninivitarum  trina  penitentiae  con- 
fessione  sanavit  et  mulierem  peccatricem  amarissime  fleotem  ac  la- 
crimis  pedes  ejus  rigantem  et  in  cordis  gemitu  peccata  sua  confiten- 
tem ,  pius  et  sanctus  Dominus  non  eam  prius  amovit  quam  peccata 
remisit.  Sed  et  illins  latronis  verbi  nuius  in  cruce  pendentis  me- 
minisse  debes  qui  toto  corde  confessus  ad  Dominum  in  voce  confes- 
sionis  dixit:  Memento  mei  Dne  cum  veneris  in  regnum  tuum.  Et 
statim  audire  meruit,  bodie  mecum  eris  in  paradiso.    His  et  multis 
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corroboratos  fili  praeclaris  testimoniis  aecede  ante  presentiam  teni- 
bilis  jüdidi  Dei,  qui  reddet  nnicuique  secnndum  opera  sua  et  confi- 
tere  delieta»  que  diabolo  insügante  operatos  es. 

(P8.-Bom.:  Wass.  p.  360.) 
ImfU  qmliUr  susdpere  debeni  penUentes  Episccpi  seu  Preshfteri. 

Qoctiescunque  christiani  ab  penitentiam  aceeduat,  jejunia  da- 
mas  et  nos  commanicare  eis  debemas  jejunio  unam  aat  II.  heb- 
donmdas  aat  qnantam  possamus,  ut  non  dicatar  nobis  qood  sacer- 
dotibiis  Judaeorom  dictum  est  a  Deo  Salvatore :  Vae  vobis  legis  peri- 
üs  qui  adgravatis  homines  et  imponitis  saper  humeros  eorum  onera 
gravia,  Ipsi  aotem  uno  digito  yestro  non  tangitis  sarcinas  ipsas. 
Nemo  enim  potest  sublevare  cadentem  sab  pondere»  nisi  inclinaverit 
86,  nt  porrigat  ei  manunii  neqae  alias  medioorain  valnera  infirman- 
tiam  potest  carare,  nisi  fetoribas  particeps  f aerit.  Ita  qaoqae  nollos 
sacerdotam  vel  pontifex  peccatoram  vulnera  carare  non  potest,  nisi 
praestante  soUicitudine  et  oratione  lacrimaram.  Necesse  est  ergo, 
fratres  carissimi  sollicitos  esse  pro  peccantibus ,  qoia  sumas  altera- 
trorn  membra  et  si  qaid  patitar  onam  membram,  compatiantar  om- 
Dia  membra.  Itaque  et  nos  si  viderimas  aliqaem  in  peccatis  jacen- 
tem  festinemns,  eam  ad  penitentiam  per  nostram  doctrinam  vocare. 
Et  qnotiescanqae  dederis  consiliam  peccanti ,  simalqae  da  Uli  peni- 
tentiam statim  qaantam  debeat  jejanare  et  redimere  peccata  sua, 
ne  forte  obliviscaris  quantum  eam  oporteat  pro  suis  peccatis  jeja- 
nare, tibique  necesse  sit  ut  iterum  peccata  exquiras  ab  eo,  ille  autem 
forsitan  erubescet  iterum  peccata  sua  confiteri  et  invenietur  jam  am- 
plios  judicari.  Non  enim  omnes  clerici  hanc  scripturam  usurpare 
ant  legere  debent,  qui  inyeniunt  eam,  nisi  soli  illi ,  quibus  necesse 
est,  hoc  est  presbyteri.  Sicut  enim  superius  diximus,  humiliari  se 
debent  episcopi  si?e  presbyteri  et  cum  tristitiae  gemitu  lacrimisque 
orare  non  solum  pro  suis  delictis,  sed  etiam  pro  Christianorom  om- 
nium,  ut  possit  cum  beato  Paulo  dicere:  Quis  infirmatur  et  ego  non  , 
iofirmor,  quis  scandalizatur  et  ego  non  uror.  Cum  erg'o  venerit 
aliquis  ad  sacerdotem  confiteri  peccata  sua,  mandet  ei  sacerdos,  ut 
expectet  modicum,  donec  intret  in  cubiculum  suum  ad  orationem ;  si 
«item  non  habuerit  cubiculum ,  tamen  tunc  sacerdos  in  corde  suo 
dicat  hanc  orationem  ut  supra. 

Deinde  interroget  sacerdos  penitentem   et  dicat:    Vis  accipere 
penitentiam.    Ille  B.  volo. 

(Conf.  Poenit.  Ps.-Bom.   b.  Wasserschieben  p.  362—363.,   überein- 
stimmend :    Videns  ille,  bis :  Incipiunt  capitula  ca^onico^um.) 

Sequitur.    Videns  autem  ille,  qui  ad  penitentiam  venit  sacer*- 
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dotem  tristem  et  laciymantem  pro  suis  facinoribns ,  inagis  ipse  ti- 
more  Dei  percalsos  amplins  tristatur  et  exorrescit  peccata  saa.  Et 
unum  qaemque  hominem,  accedentem  ad  penitentiam,  si  videris  acri- 
ter  et  assidue  stare  in  penitentia  statim  sascipe  eum.  Qai  vero 
potest  jejanare  quod  positum  est  ei,  Doli  prohibere  eum  sed  permitte. 
Magis  enim  laudandi  sunt  hi  qiii  celeriter  debitum  pondus  persol- 
vere  festinant,  quia  jejunium  debitum  est,  et  sie  date  mandatum  bis, 
qui  penitentiam  agant.  Quia  si  jejunayerit  et  compleverit  quod  Uli 
coramendatum  est  a  sacerdote,  purifieabitur  a  peccatis.  Quod  si 
iterum  ad  pristinam  eonsuetudinem  vel  peccatnm  re?er8us  fuerit, 
sie  est ,  quomodo  canis,  qui  revertitur  ad  proprium  vomitum.  Om- 
nis  itaque  penitens  non  boc  solum  debet  jejunare,  quod  iUi  manda- 
tum est  a  sacerdote ,  verum  etiam  postquam  compleverit  ea,  que  illi 
jussa  sunt,  debet  quantum  ipsi  visum  fuerit  jejunare  sive  Uli.  fer. 
sive  Parasceve.  Si  enim  egerit  ea,  quae  illi  sacerdos  preceperit,  peccata 
ei  remittentur.  Si  vero  postea  ex  sua  volnntate  jejunaveriti  merce- 
dero  sibi  acquirit  et  regnum  celorum.  Qui  ergo  tota  septimana  je- 
junat  pro  peccatis  ^)  sabbato  et  dominica  die  mandu^et  et  bibat  quic- 
quid  ei  aptum  fuerit,  custodiat  tameu  se  a  crapula  ventris  vel  ebrie- 
tate,  quia  omnis  luxuria  de  ebrietate  nascitur.  Ideo  beatus  Paulus 
prohibuit  dicens:  Nolite  inebriari  vino,  in  quo  est  luxuria  non  quia 
in  vino  est  luxuria  sed  in  ebrietate.    Item  etc. 

(Vergl.  Burchard ,  Corrector  cap.  197.,  b.  Wass.  p.  672.,  Mu- 
ratori  Antiquitates  Italicae  medii  aevi  tom.  V.  p.  722.:  Poenitentiae 
Ritus  e  codicibus  Manuscriptis  Monasterii  Bobiensis.) 

Si  quis  forte  non  potuerit  jejunare  et  habuerit  unde  dare  ad 
remedium.  Si  dives  fuerit  pro  Septem  bebdomadibus  det  solidos  XX. 
Si  autem  non  habuerit  tantum  unde  daret,  det  solidos  X.  Si  autem 
multum  pauper  fuerit,  sol.  det  III,  Redimere  vero  non  conturbet, 
quia  jussimus  XX  solidos  dare  aut  minus.  Quia  si  dives  fuerit 
facilius  est  Uli  dare  sol.  XX,  quam  pauperi  sol.  HI.  Sed  unusquis- 
que  adtendat,  cui  dare  debet  sive  pro  redemptione  captivorum  sive 
pro  sancto  altari  sive  pauperibus  Xtianis  erogandum.  Et  hoc  scitote 
fratres,  ut,  dum  venerint  ad  tos  servi  vel  ancille  qucrentes  peni- 
tentiam, non  eos  gravetis,  neque  cogatis  tantum  jejunare  quantum 
divites,  quia  servi  vel  ancille  non  sunt  (in  sua  potestate.  Ideoque 
raedietat  em  penitentie  eis  imponite. 

1)  Hier  findet  sich  mit  jQngerer  Schrift. 

Ad  Marginem:  »ex  hoc  videtnr  Poenitentiales  has  observationes  adesse 
Bomanae  Ecclesiae  penes  q^aam  semper  di^,  sabbati  fuit  jejnniam  praescriptam, 
sed  potias  putamns  esse  orientalis  ecclesiae,  quod  etiam  inde  conspicitnr,  quod 
nt  patebitnr  inferins  datnr  sta  misedia  (misericordia)  illis,  qoi  comedani  sangui- 
nem  vel  suffocatam. 
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Item  ordo  ad  dandam  penitentiam.  Imprimia  dicit  ps.  XXXVII. 
totam:  Dne  oe  in  ira  tua  II.  «t  postea  dicit  orat.  et  didt  ps.  CU.: 
Benedic  anima  usque  —  et  renovabitor  sicat  aquile.  et  iteruui  die. 
orat.  et  ps.  L. :  Miserere  —  nsque  —  et  omnes  iniquitates  meas  dele. 
Post  baec  dicit  ps.  LUI. :  Ds.  in  nomine  tuo  et  or.;  et  die.  ps.  CL: 
Quid  gloriaris  in  malitia  usque  •—  videbunt  justi  et  tinebunt;  et 
iixü  orat.  ut  superwa  reppentur. 

Indpiunt  capikda  Canantun. 
I.  De  homicidio  clericorum. 
II.  De  homicidio  non  Toluntate. 
*     IIL  De  consentiendo  homicidio. 

nn.  De  homicidio  pro  vindicta  fratris  sui. 
V.  De  homicidio  laicorum. 
Tl.  De  eis,  qui  se  ipsos  occidunt  piBr  infirmitatem  aut  per 

timorem. 
TU.  De  eo,  qui  filium  suum  occidit  sine  baptismum  ad  pbrum 

nuntiatum. 
Vlll.  De  infautem  mortuum  sine  baptismo  per  negllgentiara 

parentibus  suis. 
Vnn.  De  oppressoribus  infantum. 
/.  X.  De  bis  qui  in  exercitum  pugnant. 
XI.  De  sponsa  et  sorore  ejus,  si  forte  sibi  necem  intnlit. 
XIT.  De  fornicatione,  nt  sodomite  fecerunt. 
Xm.  De  adulterio  Bpiscopi  vel  singulorutn  gradus  ordinationibus. 
Xini.  De  laicis,  qui  uxores  habent  et  adulterant. 
/  X7.  De  bis,  qui  pd^t  convoreionem  vel  honorem  gradus  pec- 
cant. 
XVI.  De  fornicatione  cum  sanctemoniale  vel  Deo  dicata. 
XVII.  De  fornicatione  cum  vidua  patris  vel  barbanis  suis  aut 
germana  sua  aut  cognata  sua  aut  patris  turpitudinem 
filius  suus  revelavil. 
XVIIL  De  fornicatione  cum  animalibus. 
XTim.  De  fornicatione  cum  ancilla  sua. 

XX.  De  concupiscentia  fomicationis. 

XXI.  De  concupiscentia  mulieris. 

XXII.  De  mulieribus  que  fornicantnr  et  occidunt  aut  aborsum 

facere  festinant. 
XXni.  De  mulieribus  cum  se  ipsa  fornicaverint  vel  cum  alia. 
XXnil.  De  bis,  qui  cum  semetipso  fornicant. 

XXV.  De  pueri  so  invioem  mauibus  coinquinantes. 

XXVI.  De  bis,  qui  labiis  mechantur  aut  in  femoribus. 
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XXVIL  De  aborsam  molieram. 

XXVnL  De  eos  qni  cum  mulieribus  suis  retro  fornicant. 

XXVJUI.  De  moliere  menstruata. 

XXX.  De  contineutia  post  partum. 

XXXI.  De  illusione  necturna. 

XXXII.  De  pollotione  in  soYnnis, 

XXXIII.  De  bis  qai  cum  muliere  soa  menstruo  tempore  coierint 
XXXIIII.  De  (lileotione  femix&arum  ifiscius. 

XXXV.  De  legitimo  conjugio  quod  non  licet  separare. 
XXXVI.  De  legitima  uxore  demissa. 
XXXVII.  De  muliere  que  virum  suum  dimittit» 
XXXVIII.  De  muliere  ab  oste  rapta  et  filios  suos  projecit 
XXXVIIIL  De  uxore  ab  oste  subbata. 
XL.  De  coitu  in  die  Dominica. 
XLI.  Do  coitu  duobus  fratribus. 

XLII.  De  habitationibus  feminarum  cum  pbro  (presbytero.) 
XLni.  De  osculo  pbri  (presbyteri)  cum  desiderio. 
XLIIII.  De  odio  fratris. 
XLV.  De  falsitate  commissa  aut  consensa, 
XLVI.  De  perjurio  voluntario. 
XLVII.  De  perjurio  invitis. 
XLVIII.  De  perjurio  pro  cupiditate. 
XLVIIII.  De  eis  qui  alioa  ducunt  in  perjurium. 

.  f  L.  De  sacramento  in  cruce  sacra  vel  in  manu  Bpc  (Bpis- 
copi)  vel  pbri  (presbyteri). 
LI.  De  cupidis  et  avaris  vel  aliis  vitiis. 
LH.  De  usnra  sacerdotii. 
LIIT.  De  dationibus  sacerdotum  vel  dericis. 
LIIIL  De  furto  capitalL 
LV.  De  furatifi  cibis. 
LVI.  De  expoliatoribus  monasterii. 
LVII.  De  furto  pro  necessitate. 

LVIII.  De  rebus  alienis  invasis  aut  per  potestatem  invasie. 
LVIIII.  De  captivitate  servorum. 
LX.  De  iucendium  domi. 
LXI.  De  sepulcri  violatores. 
LXIL  De  percussoribus. 
LXIII.  De  membro  abscisso. 
LXIIII.  De  his,  qui  alios  proterve  arguunt. 
LXV.  De  puero  oppresso  a  majore. 
LXVI.  De  pneris  se  invicem  percutientes. 
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LXVn.  De  eos,  qui  per  rixam  deformoDt  homiaem. 
LXVIU.  De  eo8,  qoi  roaledieut  homiDem  per  ftirorem. 
LXynil.  De  contentiosis. 

LXX.  De  tractione  pro  invidia. 
LXXI.  De  dilatore. 
LXXIL  De  verbositate. 

LXXin.  De  eo8,  qui  per  ignorantiam  mentitur. 
LXXIin.  De  immolatiotte. 
LXXV.  De  amittentibas  fidem  Dei. 
LXXVl.  De  festiviiatibas. 
LXXYIL  De  manducandam  jaxta  fiinas. 
LKXVnT.  De  non  manducantibas  idolii  immolatam. 
LXXVnn.  De  amore  beneficii. 
LXXX.  De  beneficio. 
LXXXI.  De  maleficibns. 
LXXXII.  De  sacrilegio. 
LXXXIIL  De  ariolis,  qaos  divinos  vocant 
LXXXmi.  De  Ealendas  Januarias. 
LXXXV.  De  ligataraa  herbarum. 
LXXXYI.  De  muliere^  qae  semen  viri  accepit. 
LXXXYII.  De  bis,  qui  intiiictain  comednnt. 
liXXXVin.  De  infantem  super  tectum  pontum. 
XC.  De  cibo  inquinato. 
XCI.  De  liquore  et  mustela. 
XCII.  De  eo,  quod  decoloratnm  faerit. 
XCIII.  De  sorice,  que  cadit  in  cibum. 
XCniL  De  saognine  animalibus. 
XCV.  De  Tolatilibus  strangulatis. 
XCVL  De  ebrietate  wcerdotutn. 

« 

XCVII.  De  Yomitu  pbri  et  ebrietate. 
XC7III.  De  soperflnitate  ventris. 
XCYIIII.  De  Yitio  ebrietatis. 

G.  De  bis,  qui  alios  inebriant. 
CI.  De  bis,  qui  jejunare  non  possunt. 
CIL  De  jejttnio  uuius  hebdoroade. 
CIII.  De  indicto  jejunio. 
Cnn.  De  prandio  aut  hora  legitima. 
^  CV.  De  jejunio  in  die  dominica. 
CVI.  De  jejunio  et  pealmis. 
CVn.  De  Ifid,  qui  pro  mercede  jejunani 
CTDI.  De  Sorte  sandtorum. 
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CVmi.  De  YOto  Tirginitatis. 

GX.  De  bis,  qui  votmn  fadmii 
CXI.  De  clericis,  qni  se  Deo  vovunt. 
GXII.  De  votam  molieris. 
GXIII.  De  Votum  Monachi. 
CXIIII.  De  abbatis  excasatione. 
CXV.  De  miuiaterio  stae  eoclesiae. 
GXVI.  De  communicatione  corporis  Domini. 
GXVIT.  De  communione  postqoam  numdneat 
GXVin.  De  sacrificium  corporis  Dni. 
GXyniI.  De  calice  et  sangoine  Xti. 
^   CXX.  De  amissione  saporis. 
GXXI.  De  negligentia  circa  sacrificium. 
GXXII.  De  sacrificio,  quod  in  terra  cadit. 
GXXIII.  De  calice  stillatum  per  negligentiam. 
GXXIIIL  De  communione  penitentis. 
GXX7.  De  querente  penitentiam» 
GXXVI.  De  muliere,  quam  licet  oblatam  in  altare  ponere. 
GXXYII.  De  lectione  laicorum  in  eoeleaia, 
GXXYIIl.  De  valneis  in  die  dominico. 
GXXVIIII.  De  tonsura  capitis  propter  mortem  filiomm. 
GXXX.  De  decimjs  pauperom. 

(Wasserschieben  p.  289.) 
Stus  OregoriusPP.  de  incestis  dicit: 

Si  quis  Monacham  quam  Dei  ancillam  appellant ,  in  ooDjugio 
duxerit,  auatheraa  sit. 

Si  quis  commatrem  spiritualem  duzerit  in  coigugiam,  anath.  sit. 
Si  quis  fratris  uxorem  duxerit  in  conjugium,  anath.  sit 
Si  quis  neptem  duxerit  in  conjugium,  anath.  sit 
Si  quis  novercam  aut  nurum  suam  duxerit  in  epnjugiiim,  anath.  sit. 
Si  quis  de  propria  cognatione  yel  quam  oognatus  ha.buit  duxe- 
rit in  conjugium,  anath.  sit. 

Si  quis  viduam  furatus  fuerit  in  uxorem  vel  consentientibas  ei, 
anath  sit. 

Si  quis  ariolis,  aruspicibus  vel  iacantatoribus  observaverit  aut 
philacteria  usus  fuerit,  anath.  sit. 

Si  quis  cumea,  quam  de  8acraiontesuscepit,nupaerit  anath.  sit. 

SequufUur  Leges  Cananicae^ 
(Wasserschieben,  Merseburgense  a.  c.  1.,  Pseudo-Bomanum  I.  1.) 

I.  Si  quis  clericus  homicidium  fecerit,  X.  ana^os  exul  peniteat 
postea  recipiatur  in  patria,  si  bene  egerit  pMutentiam  in  panei  qui  te- 
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stimonio  comprobatns  Episcopi  Tel  sacerdotnm  apud  quem  poeni- 
tait  et  cni  commissus  fuit  et  satisfüciat  parentibus  ejus,  quem  occi- 
dit  Ticem  filii  reddens  et  dicens:  Quaecanque  vultis  faciam  vobis. 
Si  aatem  non  satisfeeerit  parentibus  illius,  nunquam  recipiatur  in  pa- 
tria.  Sed  more  cain  vagus  et  profugus  sit  super  terram. 
Qlossa:  exnl  id  est  peregrinus  extra  patriam  vadens. 
(Mers.  c.  2.  Conc.  Ancyr.  can.  1.  et  2.) 

II.  Si  quis  vero  homicidium  casu  fecerit^  id  est  non  volnntate 
y  annos  poemteat,  III  ex  bis  in  pane  et  aqua. 

Ad  Marg. :  venturaliter.  Yenttiraliter  id  est  non  voluntate. 

(Mers.  c.  3«  Ps.-Bom.  I.  3.) 

III.  Si  qois  ad  homicidium  faciendum  oonsenserit  et  factum 
foerit  y  II  aunos  peniteat,  III  ex  bis  in  pan.  et  aqua,  sin  autem  volu* 
erit  et  non  potuerit  III  annos  peniteat. 

(Mers.  c»  113.;  d.  jung.  Zusatz  »si  componit  dimidio  spatio«  feblt.) 
IUI.  Si  quis  pro   vindicta    fratris  sui  bominem   occiderit   III 
ann.  penit. 

(Mers.  c.  141.) 
y.  Si  quis  laicus  proximum  suum  occiderit  y  annos  penit  III 
ex  bis  in  pane  et  aqna. 

(Mers.  c.  121.) 
yi.  Si  quis  bomo  yexatus  est  a  diabolo  et  nescit,  quid  facit  et 
venans  se  ipsum  occidit,  licet  ut   oretur  pro  eo.    Si  vero  pro  despe- 
ratione  aut  pro  timore  occidit  non  oretur  pro  eo. 

(Mers.  c.  112.) 
yil.    Si   quis   filium   suum  occidit   sine  baptismo  X    annos 
peniteat 

(Mers.  c.  111.  presby.  fehlt) 
yill.  Si  quis  infans  infirmus    et  paganus  a  presbytero  fuerit 
nnntiatus  et  postea  sine  baptismo  mortuus  fuerit  presbyteri  deponatur. 

(Mers.  c.  61.,  parentum  fehlt.) 
yilll.  Si  quis  infans  sine  baptismo  per  negligentiam  parentum 
Qortuus  ftierit,  III  ann.  peniteant  I  ex  bis  in  pane  et  aqua,  II  sine 
nno  et  carne. 

(Mers.  c.  18.  Ps.-Kom.  I.  5.) 

X.  Si  quis  clericns  vel  uxor  sua  infantem  oppresserit,  III  ann. 
peniteat  in  pane  et  aqna. 

(Mer8,iC.  97.) 

XI.  Si  quis  cum  rege  in  proelium  bominem  occiderit  XL,  dies 
peniteat 
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(Mers.  c.  45.  Ps.-Boid.  II.  15.) 
XIL    Si  qnis  sponsam  babens  et  vicinm  ei  intuleri^  et  sororem 
ejus  duxerit  in  uxorem.  lUa  vero  que  vicio  passa  est,  si  forte  necem 
sibi  intulerit,  omnes  qui  hnjas  facti  consentanei  saut,  X  ann.  peniteant 
in  pane  et  aqua. 

De  fornicatione  sicnt  sodomite  fecerunt. 
(Mers.  c.  4,,  vero  fehlt.  P8.-Bom.  II.  1.) 
Xni.  Si  qnis  vero  fomicaverit  sicnt  sodomite  fecemnt,  X  annos 
penitf  at ;  III  ex  bis  in  pane  et  aqua  et  nunqnam  cnm  alio  dormiani 

(Mers.  c.  8.  Ps.-Bom,  IL  2.) 
Xmi.  Si  quis  adulterittm  commiserit  id  est  uxorem  alterius 
vel  virginem  corruperit  si  clericus  est  V  ann.  peniteat,  11  in  pane 
et  aqua;  Laicus  vero  in  ann.  peniteat  ex  bis  in  pane  et  aqua.  Si 
Diaconus  aut  monacbus  est  VII  ann.  peniteat  III  in  pane  et  aqua. 
Sacerdos  X  ann.  peniteat  III  ex  bis  in  pane  et  aqua.  Episcopus  XII 
et  deponatur. 

Canone  ancirano  bera  XVIIII. 
(Mers.  c.  11.) 

XV.  Si  quis  laicus  babens  uxorem  suam  et  cum  alterius  uxo- 
re  vel  virgine  fomicatus  fuerit,  V  ann.  peniteat  n  in  pan.  et  aq. 

(Mers.  c.  12.  Ps.-Rom.  IL  3.) 

XVI.  Si  quis  clericus  vel  cujuslibet  superioris  gradus,  qui 
uxorem  babuit  et  post  conversionem  vel  bonorem  iterum  eam  agno- 
verit,  sciat  se  adulterium  commisisse.  Jdcirco  si  Diaconus  est,  V  ann. 
peniteat  U  ex  bis  in  pan.  et  aq.  Sacerdos  VII  ann.  peniteat  in  ex 
bis  in  pan.  et  aq. 

Canon  Galcedoni  bera  XVII. 
(Mers.  c.  35.  Ps.-ßom.  IL  14.) 
XVIL  Si  quis  viduam  vel  virginem  raptus  fuerit,  III  ann.  peniteat 
in  pan.  et  aqua. 

(Mers.  c.  13.  Ps.-Bom.  IL  4.) 
XVIIL  Si  quis  fornicaverit  cum  sanctimoniale  vel  Deo  dicata 
sicut  superiori  seutentia  unusquisque  juxta  ordinem  suum  peniteat. 

(Mers.  0.  43.) 
XVIIII.  Si  quis  fomicaverit  cum  vidua  patris  sni  aut  vidua 
barbani  sui  aut  cum  germana  sua  aut  cognata  sua  aut  pater  tur- 
pitudinem  filii  sui  revelaverit  aut  cum  fiUastra  sua  X  ann.  peregrinus 
peniteat,  II  ex  bis  in  pane  et  aqua  et  si  pregrinare  non  potest,  pro  uno 
ann.  det  solid.  Xu,  si  laicus  est,  tondatur  et  dimittat  bominem  libeiiim. 
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Canon  Andrani  hera  TV. 
(Ps.-Boin.  c.  YII.  g.  10.  Mers.  51.) 

XX.  Si  qnis  cum  animalibns  foroicaverit,  qnando  amplius  quam 
XX  annonim  fiierit,  XV  ann.  peniteat,  et  si  mnlierem  habet  et  hoc 
fecerit  peniteat  ann.  XXV  et  si  clericos  cum  qnadrupedia  fornica* 
rerit  II  ann.  peniteat  in  pan.  et  aq.  Si  sacerdos  V.  lU  in  pan. 
et  aq.  (Der  Zusatz  »Si  quis  cum  matre  etc.«  fehlt  im  Mers.,  fin- 
det sich  aber  Greg.  c.  90.  mit  gering.  Strafe.)  Si  quis  cum  matre 
?el  sorore  for.  XV  ann.  pen.  et  nunquam  mutet  nisi  dominicis  diebus. 

(Mers.  c.  60.) 

XXI.  Si  quis  intrat  ad  ancillam  suam,  si  genuerit  ex  ea  filium, 
libera  sit  et  ann.  I  pen. 

Canon  Neocesariensis  hera  V. 
(Mers.  c.  57.) 
XXn.  Si  quis  concupiscit  fornicare  et  non  potuit  III  XLmas 
peniteat  et  qui  turpitactu  vel  coUoquio  vel  aspectu  coinquinatus  est, 
tarnen  noiuit  fornicare  XL  dies  peniteat.    Si  autem   inpngnatione 
cogitationis  Yiolenter  inquinatus  ^t,  VII  diebus  peniteat. 

Canon  Neocesariense  hera  mi, 
(Mers.  c.  16.  Born.  II.  6.) 

XXII.  Si  quis  concupiscit  mulierem  et  non  potest  peccare  cum 
illa  aut  non  vult  eam  mulier  suscipere,  ann.  I  peniteat. 

Canon  ancirano  hera  XX. 

(Mers.  c  46.,  Ps.-Bom.  11.  16.  Ancyr.  c.  21.  bestimmt  eine  Buss* 

zeit  von  zehn  Jahren.) 
XXIin.   Si   quis   cum    mulieribus  fornicaverit    et  oociderit, 
qnod  nascetur  aut  aborsuro  iacere  festinat,  XX  ann.  peniteat. 

(Mers.  c.  95.) 

XXV.  Si  mulier  cum  alia  muliere  fomicayerit  aut  sola  cum 
96  ipsa  coitum  habet,  TII  ann.  peniteat. 

(Mers.  c.  16.) 

XXVI.  Si  quis  propter  concupiscentiam  vel  libidinem  per  se 
ipsnm  fornicayerit  ann.  integrum  peniteat. 

(Mers.  c.  75.) 
XXVn.   Si  qui  pueri  parvuli  ante  XX  ann.  se  invicem  mani-* 
bns  coinquinaverinl,  XX  dies  peniteant  si  frequenter  faciunt  aut  si 
in  ipsa  etate  inter  femora  for.  I  ann.  peniteant. 

(Mers.  c.  56.) 
XXVIIL  Si  quis  mechatur  labiis,  IUI  ann.  peniteat,  si  vero  in 
fetnoribus,  n  ann.  peniteat. 

AnhiT  für  Kirehtnneht  XXXUL  3 
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(Mers.  c.  S3.  Born.  YH.  2.) 
XXVIIII.  Si  qua  mvlißr  aborsoin  feoerit.  7oluntarie,  mi  ann. 
peniteat  in.  pan.  et  aqua. 

(Mers.  c.  156.  Gregor,  c.  107.) 

XXX.  Si  vir  uupserit  cum  icoliere  sua  retro,  XL  dies  peniteat, 
primum  ant  si  in  terga  nupta  fecerit,  sie  peniteat  qnomodo  de  ani- 
malibas.  —  terga  id  est  posteriora. 

(Mers.  c.  89.  Resp.  Gregor.  I.  ad  Aug.  ercerpt.) 

XXXI.  Si  qua  nmlier  dum  menstrua  patitur,  proliiberi  ab  ec- 
clesia  non  debet,  quia  nature  superfluitas  in  culpa  non  reputabitur. 
Sacram  autem  communionem  in  hisdem  diebus  percipere  noü  debet. 
Si  autem  ex  veneratione  magna  percipere  non  praesumit,  laudanda 
est,  et  si  perciperit  non  est  judicanda. 

(Mers.  c,  134.  Gregor,  c.  127.) 

XXXII.  Si  quis  coierit  cum  uxore  sua  post  partum  ante  XL 
dies,  XX  dies  peniteat. 

(Mers.  c,  90.,  Greg.  c.  70*  §,  2.) 

XXXIII.  Si  quis  post  illusionem  noctumam  corpus  Dni  valeat 
accipere  vel  sacerdos  sacra  mysteria  celebrare;  ista  illusio  aliquando 
ex  erapula  aut  ex  nature  superfluitate,  aliquando  ex  necessitate  vel 
infirmitate  venerit,  bec  ilusio  non  est  timenda,  qne  per  infirmitatem 
contingitur;  quem  vero  ultra  modum  per  appetitum  gule  rapitur,  at- 
que  idcirco  bumorum  receptacula  grayantnr,  habet  exinde  aninras 
aliquem  reatum  tamen,  a  perceptione  sacri  mysterii  vel  missarum 
sollemuia  celebrandi  prohiberi  non  debet  et  cum  fortasae  aut  festns 
dies  exigit^  aut  sacerdos  deest,  ipsa  necessitas  compellit.  Nam  si 
ad  sunt  aliqui,  qui  mysterium  implere  valeant,  ab  immolatione  sacri 
mysterii  abstinere,  ut  arbitror,  humiliter  debet. 

(Mers.  c.  59.  (ps.  XX.) 
XXXim.  Si  quis  in  somnia  voluntate  pollutus  est,  surgat  et 
cantet  ps.  VIII,  in  crastino  cum  pane  vivat,  aut  cantet  genna  flec- 
tendo  ps.  XXX  et  si  pollutus  est  sine  voluntate,  canljet  ps.  XXV. 
(Mers.  c.  142.)  Qui  semen  dormiens  in  ecclesia  funderit,  (III  dies)  je- 
junet,  peccans  non  pollutus  ps.  XXIIII. 

(Mers.  c.  96.    Greg.  c.  107.) 

XXXV.  Si  quis  cum  muliere  sua  menstruum  tempus  coieret, 
XL  dies  peniteat  Similiter  mulier  peniteat,  si  coitus  scitur. 

(Mers.  c.  58.) 

XXXVI.  Si  quis  vir  diligens  femiuam  inscius  alicujus  mali, 
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pollmtur  sermone  XL  dies  peniteat.    Osculatos  autem  eum  et  am- 
plexatns  m  XL  peniteat  diligens  tantum  mente  YII  dies  penit^t. 

(Mers.  c.  123.  Greg.  c.  65.) 
XXXVIL  Legitimum  conjagium  non  licet  separate,  nisi  faerit 
eoDsensas  ambonun. 

In  Can.  Aploram  hera  XLIII. 
(Mers.  c.  124.) 
XXXYIIL   Si  qnis  legitimam  uxorem   diroiserit  et  acceperit 
aliam,  illi  tales  cnm  Xtianis  non  mandacent,  nee  nllus  cum  eis  com- 
mimiä  sit,  sed  excommnnicati  a  Xtianis. 

Canon  Novecesariensis  L. 
(Mers.  c.  104.) 
XXXVnn.   Si  nulier  a  viro  suo  discesserit  et  itemm  reversa 
fderit,  snscipiat  eam  sine  dote  et  ipsa  nno  ^nno  in  pan.  et  aq.  peniteat; 
similiter  et  vir  si  aliam  dnxerii 

Decretis  Fape  Leonis  hera  XLII. 
(Mers.  c.  115.) 
XL.  Si  qua  mnlier  ab  Loste  rapta  infantem  suum  invitnm  pro- 
jidt,  sive  qnae  non  potest  stare  aut  nutrire,  non  est  culpanda,  sed 
tarnen  m  ebdomades  peniteat 

(Mers.  c.  94.    Greg.  c.  72.) 
XLL  Si  qnis,  cujus  uxorem  hostis  abstulerit,  et  non  potest  eam 
redimere,  licet  eum  aliam   accipere,  si  postea  redierit,  alium  virum 
accipiet  et  illa ;  sie  et  de  servis  transmarinis. 

(Mers.  c.  133.    Greg.  c.  127.) 
XLII.  Si  qnis  coitum  fecerit  die  dominico,  a  Deo  petat  indul- 
gentium  et  III  dies  peniteat.  Glossa:  Coitu  id  est  conjunctis  marito 
et  femina. 

Canon  neocesariensis  hera  II. 
(Mers.  c.  136.,  Can.  Neocaes.  c.  2.) 
XLIIII.  Si  quis  cum  duobus  fratribus  nupserit,  secundum  cano- 
nes  Qsque  ad  exitum  vite  sne  peniteat. 

Can.  niceni  hera  III. 
(Mers.  c.  137.,  Nie.  c.  3.) 
XLY.  Sacerdotibus  non  licet  habere  secum  feminas  extra  ma- 
trem  aut  aororem,  aviam  suam. 

De  odio  fratris. 
(Mers.  c.  100.,  Greg.  c.  118.) 
XLVI.  Si  pbr.  feminam  per  desiderium  osculaverit  XX  dies 
peniteat  et  si  semen  per  osculum  mittit^  XL  peniteat. 

3* 
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(Mers.  c.  64«) 
XLVn.  Si  qiiis  odit  firatrem  saunif  qaamdia  non  repellit  odiam  a 
se  tanto  tempore  in  pane  et  aqua. 

(Mers.  c.  29.  falsitas  etc.  fehlt.) 

XLYIII.  Si  quis  falsitatem  commiserit,  VII  ann.  peniteat  in  pane 

et  aqua.     Qui  autem  consenserit  Y  ann.  peniteat;  falsitas  est,  qui 

ialsa  proponit  vel  veritatem  aut  opere  pei-petrat. 

(Mers.  c.  5.  Ps.-Bom.  c.  III.  §.  1.) 

XLVIIII.  Si  quis  perjoraverit  VII  anu.  peniteat,  III  in  pan.  et 

aqua  et  nuhquam  juret. 

(Mers.  c.  6.  Ps.-Kom.  c.  III.  §.  3.) 

L.  Si  quis  vero  coactus  idest  violenter  pro  qualibet  necessitate 

aut  nesciens  perjuraverit,  III  an.  peniteat  I.  ex  bis  in  pane  et  aqua. 

(Mers.  c.  47.  Ps.-Rom.  c.  III.  §.  4.) 

LI.  Si  quis  laicus  per  cupiditatem  perjuraverit,  totas  res  suas 

det  pauperibus  et  tondatur  in  monasterio,  serviat  diebus  vite  sae. 

(Mers.  c.  62.) 

LH.  Si  quis  alium  ducit  in  perjurio  nescientem,  VII  ann.  peniteat, 

qui  vero  suspicatur,  quod  in  perjurio  ducitur  et  tarnen  jurat  II  ann. 

peniteat. 

(Mers.  c.  98.  (III  ann.  pen.)  Gregor,  c.  115.) 

LIIl.  Si  quis  perjuraverit  in  manu  Episcopi  aut  presbyteri  vel 

diaconi  aut  in  cruce  sacrata  V  ann.  peniteat. 

(Mers.  c.  25.  L  fehlt.) 

LIIII.  Si  quis  cupidus,  avarus,  superbus  aut  invidus  aut  ebrio- 

sus  fratrem  suum  odio  babuit  vel  alia  bis   similia  que  denumerare 

longum  est,  ni.  ann.  peniteat;  I.  in  pan.  et  aq. 

De  usuris.  in  niceni  hera  XVII. 

(Mers.  c.  20.  Ps.-Rom.  c.  VII.  §.  3.) 

Si  quis  autem  usuras  undecunque  exegerit  III  ann.  peniteat,  I 

ei  his  in  pane  et  aqua. 

(Mers.  c.  138.  Can.  Apost.  44.) 

LV.  Si  quissacerdos   usuras  undecunque   acceperit,   secnndum 

canonem  deponatur. 

(Mers.  c.  106.  {damanationes.) 

XVI.  Si  clericus  aut  Diaconus  aut   presbyter  quascunque   da- 

tiones  exegerit  clericus  I  ann.   peniteat  Diaconus  II,   presbyter   III 

ann.  peniteat. 

De  furtu. 

(Mers.  c.  7.  Ps.-Rom.  c.  IV.  §.  1.) 

LVUI.  Si  quis  furtum  capitale  fecerit,.  id   est  quadrupedia  vel 
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LXVn.  De  eos,  qni  per  rixam  deformoDt  homiaem. 
LXVIII.  De  eos,  qoi  roaledieut  hominem  per  ftirorem. 
LXynil.  De  contentiosis. 

LXX.  De  tractione  pro  invidia. 
LXXI.  De  dilatore. 
LXXn.  De  verbositate. 

LXXm.  De  eos,  qoi  per  ignorantiam  mentitur. 
LXXini.  De  immolatione. 
LXXV.  De  amittentibiiB  fidem  Dei. 
LXXVI.  De  festivitatibus. 
LXXYII.  De  mandacandam  jnxta  fiinas. 
LXXVni.  De  non  manducantibus  idolis  immolatnin. 
LXXVnn.  De  amore  beneficii. 
LXXX.  De  beneficio. 
LXXXI.  De  maleficibns. 
LXXXIL  De  sacrilegio. 
LXXXin.  De  ariolis,  quos  divinos  Tocant 
LXXXmi.  De  Ealendas  Janoarias. 
LXXXV.  De  ligaturaa  herbanim. 
LXXXYI.  De  mnliere^  que  semeD  viri  accepit 
LXXXVII.  De  bis,  qni  intinctam  comednnt. 
LXXXV  lU.  De  infantem  super  tectum  positum. 
'  XC.  De  cibo  inquinato. 
XCI.  De  liquore  et  mustela. 
XCII.  De  eo,  quod  decoloratnm  faerit. 
XCin.  De  sorice,  que  cadit  in  cibum. 
XCIIII.  De  saoguine  animalibus. 
XCV.  De  Tolatilibus  strangulatis. 
XCVI.  De  ebrietate  «aeerdotnm. 
XCVn.  De  Yomita  pbri  et  ebrietate. 
XCVni.  De  soperflnitate  ventris. 
XCVIUI.  De  yitio  ebrietatis. 

C.  De  bis,  qui  alios  inebriant. 
Gl.  De  bis,  qui  jejunare  non  possunt. 
CIL  De  jejunio  uuins  bebdoroade. 
CIII.  De  indicto  jejanio. 
Clin.  De  prandio  aut  bora  legititna. 
^  CV.  De  jejunio  in  die  dominica. 
C\n.  De  jejunio  et  psalmis. 
CVn.  De  Ms,  qui  pro  mercede  jejunant. 
CYni.  De  s(^  sandtornm. 
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OloBaa:  Proterve  id  est,  inique  injuste,  protenrns,  conyitiosas, 
impotensi  saperbe  Unit,  placat^  blandit,  unxit. 

(Mers.  c,  76.  (habens  X  ann.) 
LX  Vm.  Si  quis  puer  parvus  oppressos  a  majore  habens  ann.  XX. : 
YII  dies  jejnnet  et  si  consenserit  XX  dies  peniteat.. 

(Mers.  c.  103.) 
LXVUII.   Si  pneri  se  inyicem  percusserint  VII  dies  peniteat, 
si  autem  majore  etate  (üerint,  XL  dies  peniteant. 
Glossa:  ictos,  percossos. 

(Mers.  c.  65.) 
LXX.  Si  quis  per  rizamictn  deformat  hominem  reddat  impen- 
sas  in  medicos  et  macnle  pretinm  et  opus  ejus,  donec  sanetnr  resti- 
tuat  et  VI  menses  peniteat  et  si  non  habet  nnde  restituat  unura  an- 
num  peniteat  et  qui  ictum  dederit  et  non  nocuerit  XL  dies  peniteat, 
si  clericos  est  mediom  annnm  peniteat. 

(Mers.  c.  66.) 
LXXI.  Si  quis  fratrem  snum  cum  forore  maledicit,  placeat  cui 
maledixit  et  Vn  dies  peniteat  in  pane  et  aqna. 

(Mers.  c.  67.) 
.  LXXII.  Si  quis  contentiosus  est,  alterins  sententie  se  subdat ;  sin 
autem  anathematizetur,  ut  a  regno  dei  alienus  sit. 

Glossa:  Anathematizatus.  perditus  seu  abominabilis. 

(Mers.  c.  68.) 
LXXIII.  Si  quis  causa  invidie  detrahit  vel  libenter  audit  de 
trahentem  HI  dies  in  pane  et  aqua  peniteat.    Si  vero  de  his,  qui 
preest,  VII  dies  separatus  peniteat. 

(Mers.  c.  69.) 
LXXini.   Si  quis  Melatus  et  delator  negaverit,  unnm  annum 
peniteat  et  in  ebdomada  n  dies  in  pane  et  aqua.    Biduana  in  fine 
nnius  mensis  faciat 

Qlossa:  Delator,  id  est  diabolus,  vel  criminator. 

(Mers.  c.  70.) 

LXXV.  Si  quis  verbositatem  diligens,  nt  in  fratrem  deroget  n 
dies  tacens  peniteat  aut  XII  ps.  canat.. 

Glossa:  verbositas  id  est  multa  eloqnia  et  inutilia  derogare, 
detraher^,  yituperare. 

(Mers.  c.  63.) 
LXXVI.  Si   quis  per  ignorantiam  mentitur,  confiteatur  ei,  cui 
mentitus  est  auj;  taoeat  una  hora  aut  canat  ps.  XII.    Si  vero  per 
ndustriam    mentitur  im  diebus  taceat  aut  cantet  ps.  XXXVL 
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De  immolatoribns. 
(Mers.  c.  50.    Ps.-Rora.  VI.  10.    Ancyr.  c.  7.) 
LXXVII.  Si  qais  secnndo  et  tertio  idolis  immolaverit  per  vim 
im  aDn.  peniteat  et  duo  sine  oblatione  commuaicet. 

Ad  Marg.  mit  jüngerer  Schrift:  sine   oblatione  commnnicare 
avaTcpofopac  ^)  in  Gonc.  Ancyram  saepe. 

Canone  Ancyraiio  Cap.  III.  V.  et  VI.  et  VII.  et  VIII, 

(Mers.  c.  50.  Conc.  Ancyr.  c.  7.  Rom.  VI.  9.) 
liXXVin.  Si  quis  a  fide  Dni  discesserit  sine  neceasitate  et 
postea  conversus  fuerit,  X  ann.  peniteat  III  extra  ecciesiam. 
(Mers.  c.  48.  Conc.  Ancyr.  c.  6.  (III  a.  p.)  Bora.  VI.  8.  (II  a.  p,) 
LXXVnil.  Si  quis  simul  ednnt  festivitates  in  locis  abominan- 
dis  more  gentilium  II  ann.  in  pane  et  aqua  peniteat. 
(Mers.  c.  34.  (in  ex  bis  i.  p.  et  a.)   Kom.  VI.  6.  (I  i.  p.  et  a.) 
LXXX.  Si  quis  mathematicns  fuerit  id  est  per  invocationem 
demonum  mentes  bominum   tulerit  aut   devacantes  (ad  Marg. :  di 
bachaotes)  fecerit  V  ann.  peniteat  in  p.  et  a. 

Glossa:  Matbematicua  dicimus  incantatores ,  qui  demones  invo- 
cant  et  instabiles  efücit  homines  vel  mentes  evertit.  Ad  Marg. :  Fana. 

(Mers.  c.  49.    Born.  c.  VI.  §.  9.) 
.LXXXI.  Si  quis  manducat  aut  bibit  juxta  fanas,  si  per  igno* 
rantiam  XL  dies  peniteat,  et  si  iterum  fecerit  III  XLmas.    Si  vero 
per  caltom  demonum  hoc  fecerit  III  ann.  peniteat. 
Glossa:  fanas  dicimus  templa  idolorum. 

Canon' ancir.  hera  VE. 
(Mers.  108.    Bom.  app.  §.  11.) 
LXXX  II.  Si  quis  aliquis  infans  per  ignorantiam  gustaverit  ido- 
lis immolatum  aut  morticinum  aut  aliquid  abbominabile  ebdomadas 
III  peniteat. 

(Mers.  c.  10.  Bom.  c.  V.  %.  2.) 
LXXXIII.  Si  quis  per  amorem  quis  kleneficus  fuerit  et  nemi- 
nem perdiderit,  si  clericus  est  annum  integrum  peniteat  in  pane  et  aqua. 
Si  diac.  UI.  I  ex  bis  in  pau.  et  a.  Si  sacerdos  V.  11  in  p.  et  a. 
Maxime  si  mulieris  partum  per  hoc  quis  deciperit  V.  XLmas  unus- 
qaisqne  agat  in  pane  et  aqua,  ne  homicidii  reus  sit.    Ad  Marg.: 

TflUefiCHS. 

^  (Mers.  c.  9.    Bom.  c.  V.  §.  1.) 

IjXXXIIII.  Si  quis  per  veneficium  aliquem  perdiderit  VII  ann. 
peniteat  III  ex  bis  in  pane  et  aqua. 


1)  SoU  woM  heissen:  [^X^PK  tcpoofopSc« 
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Olossa :  Yeneficio  id  est  maleficio  quisqne  aut  venenam  ant  her- 
bas  tribuit. 

(Mere.  c.  167.   Eom.  c.  V.  §.  8.) 
LXXXV.  Si  qois  immissor  tempestatum  fderit,  VU  anu.  peniteat 

(Mers.  c.  22.    Rom.  c.  VI.  §.  1.) 

LXXXVI.  Si  quis  sacrilegium  fecerit  id  est  aruspices  vocant 
aat  per  auguria  colant  siye  per  aves  aut  quocunqoe  malo  ingenio 
aagnriayerit,  m  ann.  peniteat  in  pane  et  aqua. 

(Mers.  c.  23.  (qnos  divinos  vocant  aliqnas  divinationes.) 

LXXXVII.  Si  qnis  per  ariolos  qnos  divinationes  fecerit,  quia 
hoc  demonium  est  Y  ann.  peniteat  III  in  p.  et  a. 

Glossa  :■  Sacrileginm  id  est  sacrarum  rerum  fartnm  sive  idolo- 
rnm  cultores  vel  ariolos. 

Can.  ancyr.  hera  XXIII. 
(Rom.  c.  VI.  §.  2.  Mers.  c.  32..  (quod  adhuc  dicitur.)  Rom.  VI.  3.) 

LXXXVIII.  Si  qnis  qnod  in  Ealend.  Januarinm,  quod  multi 
faciunt,  adhuc  de  paganis  residet,  in  cervolum  quod  dicitur  aut  in  Ye- 
tula  vadit  III  ann.  peniteat  quia  hoc  demonium  est.' 

Glossa:  Cervulos  aut  vetula  sunt  quae  fiunt  more  paganorum; 
jocatur,  quia  vel  homines  se  induunt  in  similitudinem  feramm  vel 
bestiarum  imagine  falsa. 

(Mers.  c.  36.    Rom.  c.  VI.  §.  7.) 

LXXXYIIII.  Si  qnis  ligaturas  fecerit  per  herbas  vel  quolibet 
ingenio  malo  incantaverit  et  super  Xtianum  ligaverit,  sciat  eum 
fidem  Xti  amisisse  III  ann.  peniteat  I  in  p.  et  a. 

(Mers.  c.  103.    Greg.  c.  191.) 
XC.  Si  quae  mulier  semen  viri  sui  in  cibum  roiscens  aut  in- 
licitas  causas  fecerit,  ut  inde  plus  ejus  amore  suscipiat,  in  a.  peniteat. 

(Mers.  c.  86.) 
XGI.  Si  quis  comederit  et  biberit,  quod  intinctum  fuerit  a  fa- 
miliäre bestia  quod  est  muriceps  III  superpositionibus  sanetur. 

Glossa:  Super  impositiones  id  est  jejunio  legitime  superimpo- 
nens  hora  sexta,  hoc  est  una  superimpositio. 

Canon  Cancrensis  hera  XVI. 
(Mers.  c.  99.     Greg.  c.  117.) 
XCn.  Si  quae  mulier  infantem  sunm  super  tectum  aut  in  for- 
nacem  ponit  et  vult  sanare  eum  V  a.  peniteat. 

De  cibo  coinquinato  hera. 
(Mers.  c.  85.    Rom.  c.  X.  §.  6.) 
XGIII.  Si  quis  in  farina  aut  in  alio  aiccato  dbo  aut  in  pul- 
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mento  coagalato  aat  in  laete  invenitur  iste  bestiale,  quod  circa  Cor- 
pora est,  projidatcur.  Beliqttnm  vero  sana  sumatar  fide. 

(Mers.  c.  84.) 

XCniL  Si  qais  dederit  alicoi  liqnorem  in  qno  mns  mortna  fue- 
rit  in  super  positionibos  peniteat.  Qni  vero  noverit,  postea  quod 
pota  0808  eet,  snperponatur. 

(Mers.  c.  87.) 

XGY.  Si  autem  aliqaid  qd.  decoloratnm  faerit  liquoris  distri- 
boitur  VII  dies  jejanet.  Qui  autem  hoc  inscius  sumpserit  et  postea 
seit,  XY  dies  peniteat. 

(Mers.  c.  150.) 

XGVI.  Si  qnis  casu  porci  aut  pulIi  manducayerint  sanguinem 
hominis  post  unum  annum  manducentur  et  semen  eorum  non  abi- 
ciatnr.  (Mers.  c.  151.  lacerantes  manducayerunt ,  carneni  eorum 
manducare  non  licet;  usque  dum  macerentur  et  post  annum  circu- 
lom.  Ebenso  bei  Gregor  c.  187.  138.  et  Cummean  c.  1.  §.  26.  27.) 
ä  autem  corpora  hominum  laceraverunt  et  occidantur  et  projiciantur 
canibus.  Qui  nesciens  mandncaverit  ex  ea  Uli  ebd.  peniteat.  Similiter 
et  iUa  animalia  cum  quibus  homines  fornicantur,  projiciantur  foras, 
ut  a  bestiis  et  avibus  devorentur ,  coria  eorum  tantum  ad  caicia- 
menta  sint.  Qui  Xtianus  est  cum  pajano  non  debet  nee  edere  nee 
bibere  neque  cum  illorum  vasculo.  (Mers.  c.  120.  Greg.  c.  146.  (in 
liquorem.)  Si  ceciderit  surix  in  cibis  ,si  viva  fuerit,  tollatur  et  aqua 
sancta  spargatur  et  si  mortna  ibidem  fuerit  omnis  cibus  dejiciatnr. 
(Mers.  c.  74.  (menses  p.  7.)  Born.  o.  IX.  §.  9.) 

XGVII.  Si  quis  sanguinem  animalium  manducaverit  nesciens 
aut  morticinum  aut  idolis  immolatum  IUI  d.  peniteat  |in  pane  et 
aqua.    Si  autem  seit  duos^  annos  sine  carne  et  vino  peniteat. 

(Mers.  c.  119.  Greg.  c.  143.  §.  142.) 

XGVIII.  Si  autem  aves  in  retibus  aut  cetera  animalia  stran- 
gnilantor,  non  liceat  comedere  vel  si  accipiter  consummaverit,  quia 
ita  praeceptum  est  in  actibus  Apostolorum :  Abstinete  vos  a  suffo- 
Cito  et  sanguine  et  ab  idolis  immolatis.  Pisces  vero  licet  comedere 
quia  alterius  naturae  sunt. 

De  ebrietate. 
(Mers.  c.  52.    Bom.  c.  VIII.  §.  1.) 

XCVIin.  Si  qui  clerici  aut  sacerdos  se  inebriaverint  XL  dies 
peniteantf  Laicus  vero  YII  dies  peniteat. 

(Mers.  c.  101.    Greg.  c.  121.) 

C.  Si  pbr.  per  ebrietatem  vomitum  fecerit  XL  dies  peniteat  et 
si  mooacbas  est  XX  dies  peniteat« 
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(Mers.  c.  54.) 
CI.  Si  quis  autem  per  superfluitatem  yentris  disteasionem  do- 
loremque  satietatis  sentit  I  diem  peniteat    Si  aatein  ad  vomitum 
sine  infirmitate  YII  dies  peniteat. 

(Mers.  c.  91.  Greg.  c.  40.  Can.  Apost.  c.  42,) 
CU.  Si  quis  Episcopus  aut  pbr.  aut  aliquis  ordinatus  ä  vitiam 
ebrietatis  in  consueta(}ine  habet  aut  desinat  aut  deponatur. 

Can.  Apostolorum  hera  XLIIU. 
(Mers.  c.  53.) 
CXIII.  Si  quis  alium  cogit,  ut  inebrietur  taliter  peniteat  et  si 
per  odium  hoc  fecerit,  ut  homicida  judicetur. 

De  bis  qui  jejunare  non  possunt. 
(Mers.  c.  41.) 
CIIII.  Si  quis  jejunare  non  potest  qoando  debet  jejunare  pro 
uno  die  in  pane  et  aqua  cantet  cum  venia  ps.  L  et  sine  venia  LXX. 

(Mers.  c.  110.) 
CL.  Si  quis  jejunare    non  potest   per  ebdomadam  in   pane   et 
aqua  canat  ps.  CCC.  genua  flectendo  et  sine  genua  flectendo  GGCCXX. 
pro  uno  mense  in  pane  et  aqua  canat  cum  venia  ps.  mille  CG.  sine 
venia  mille  DCIIII.  et  VI  feria  jejunet  usque  ad  Nonam. 

Canon  Gancrense  hera  XVUII. 
(Mers.  c.  93.) 
CYI.  Si  quis  contempserit  indictum  jejunium  in  ecclesia  XL 
dies  peniteat.     Si    autem   in  XLma   hoc  fecerit  annum   integrum 
peniteat  et  si  cousuetudo  fuerit  ei,  ab  ecclesia  separetur. 

(Mers.  c.  107.) 
GVU.  Si  quis  ante  horam  legitimam  non  necessitate  infirmitatis 
sed  gule  obteiitu  pranderit  n  dies  in  pane  et  aqua  pen. 

Canon  Gancrense  hera  XVU. 

(Mers.  c.  92.) 

GVni.  Quis  in  die  dominica  per  negligentiam  jejunaverit   et 

opera  fecerit  aut  se  valneaverit  VII  dies  peniteat,  si  pro  damnatione 

diei  dominicae  hoc   facit,  abominabitur  ab  ecclesia  catholica   sicut 

judeus. 

(Mers.  c.  42.) 
CVIIII.  Si  quis  jejunare  non  potest  et  ps.   nescit  per  diem 
det  cibum,  quautum  sumit  tantum  porrigat  pro  uno  anno  in  pane 
et  aqua  et  det  sol.  XXVI. 

(Mers.  c.  44.) 
GX.  Si  quis  mercedem  accepit  et  jejunaverit,  si  per  ignoran- 
tiam  hoc  fecerit,  jejunet  pro  se  quantam  promlsit  Uli  jejunare  et  quod 
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accepit  det  paaperibns  et  qui  afiena  peccata  super  se  snsceperit,  non 
est  dignos  nominari  christianas. 

De  Sorte  sanctoram. 
(Mers.  c.  26.  P8.-Bom.  c.  VI.  §.  4.) 
CXL  Si  qnis  sortes  sanctomm,  quas  contra  rationem  vocant  vel 
alias  sortes  babnerit  yel  qnaecnnquc  aliud  ingenium  sortitus  fuerit 
vel  yeneraverit  in  an.  peniteat. 

Olossa:  Sortes  sanctomm  sunt,  quas  in  sinn  yel  gremio  mit- 
tnntor  pro  qualecunque  causa  sive  pro  bona  sive  pro  mala,  quo 
eyeniont 

(Mers.  c.  139.  Greg.  c.  63.  et  64.) 
CXn.   Si  quis  vel  si  qua   virginitatem   promittit  postea  ad 
jangitor  uxori  non  dimitCat  eam,  sed  frangenda  sunt  vota  stulta  et 
ni  aon.  in  pane  et  aqua  peniteat. 

(Mers.  c.  27.  Ps.-Rom.  c.  VI.  §.  6.) 
CXIII.  Si  quis  ad  arborem  vel  ad  fontes  ant  ad  cancellas  vel 
abicunque  excepto  in  ecclesia  votum  voverit,  ant  solverit  III  ann. 
peniteat,  quia  et  boc  sacrilegiura  vel   demonium   est.    Qui  ibidem 
ederit  ant  biberit,  annuip  integrum  in  pane  et  aqua  poeniteat. 

(Mers.  c.  28.  Bom.  c.  IL  §.  7.  Gon.  Nicaen.  c.  12.  Agath.  c.  9.) 

CXnn.  Si  quis  clericus  postquam  se  Deo  vovit  et  iterum  ad 
secularem  babitum  sicut  canis  ad  vomitum  reversus  fuerit  vel  nxorem 
duxerit  X  ann.  peniteat,  ni  ex  bis  in  pane  et  aqua  et  nunqnam  postea 
coDjugio  copulentur.  Quod  si  noluerit,  sancta  synodus  et  sedes  Apo- 
stolica  separavit  eos  a  communione  et  a  convivio  omnium  catholico- 
nim.  Similiter  et  mnlier  postquam  se  Deo  vovit,  si  tale  scelus  com- 
loiserit^  pari  sententiae  subjacebit. 

(Mers.  c.  128.  Greg.  c.  69.) 
CXV.  Mulieri  non  est  licitum  votum  vovere  sine  licentia  viri 
sui,  sed  si  voverit,  dimitti  potest. 

(Mers.  c.  127.  Greg.  c.  44.) 
CXVI.  Si  quis  monachus  obedientiam  monasterio  promittit,  non 
liceat  eum  votum  vovere  sine  licentia  abbatis  sui :  si  voverit  sie  dl- 
nüttendus  est,  si  jusserit  abbas. 

(Mers.  c.  71.) 

CXVn.  Si  quis  abbati  excusationem  pertendit,  si  ignorat  regn- 
^  I  diem  peniteat.  Si  vero  agnoscit  supponatur.  Qui  autem  de 
iodostria  cuicunque  seniori  flecti  dedignatur,  cena  careat. 

Glossa:  industria  hoc  est  ingenio. 
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De  ministerio  Ste  Ecciesie. 
(Mers.  c.  39.  Rom.  c.  VH.  §.  9.) 
CXVIII.  Si  quis  aliqnid  de  ministerio  sancte  ecciesie  vel  quäle- 
cunque   opus  qaolibet  modo   frandaverit,  id  est  neglexerit  Vn  anii. 
peniteat  ni  ia  pane  et  aqua  et  sie  recondlietar. 

(Mers.  c.  17.) 
CXVnil.  Si  quis  eucharistiam  id   est  communionem   corporis 
Dni  neglexerit  aut  exinde  perdiderit  annnm   integrum   peniteat    in 
pane   et  aqua.     Si  per  ebrietatem  aut  voracitatem  illud  vomerit 
III.  XLme  peniteat,  si  per  infirmitatem  YII  dies  peniteat. 

(Mers.  c.  114.) 
GXX.  Si  quis  manducat  et  postea  commnnicat,  VII  dies  peniteat. 

(Mers.  c.  78.  Ps.-Bom.  c.  V.  §.  1.) 
GXXI.  Si  quis  non   custodierit  sacrificium  et  mus  comederit 
illud,  XL  dies  peniteat.    Qui  autem  perdiderit  ^t  ceciderit  et  non 
fuerit  inventum,  XL  dies  peniteat. 

(Mers.  c.  79.  Ps.-Bom.  c.  X.  §.  2.) 
CXXII.  Si  quis  perfiidit  aliquid  de  calice  super  altare,  qnando 
aufertur  Itntenm  VII  dies  peniteat  et  qui  jnfudit  calicem  in  finem 
sollemnitatis  misse,  XL  dies  peniteat. 

(Mers.  c.  81.) 
CXXIU.  Si  cum  amissione  saporis  decoloratur  sacrificium  XX 
•dicbus;  conglutinatum  vero  VII  dies  peniteat  et  qui  merserit  sacri- 
ficium coatinuo  bibat  aquam,  que  in  chrismate  fuerit  sumatque  sacri- 
ficium et  pro  culpa  cantet  X  ps. 

(Mers.  c.  80.  Ps.-Rom.  c.  X.  §.  7.) 
CXXIin.  Si  quis  negligentiam  ergo  sacrificium  fecerit  et  siccans 
vermes  consumant  ad  nihilum  deveniat  III.  XLme  peniteat  in  pane 
et  aqua  et  si   vermis  in   eo  inventus  fuerit,  comburatur  et  cinis 
ejus  sub  altare  abscondatur. 

(Mers.  c.  82.  Rom.  c.  X.  §.  8.) 
CXXV.  Si  ceciderit  sacrificium  de  manu  offerentis  in  terra  et 
non  fuerit  inventum,  quodcunque  in  loco  inventum  fuerit ,  ubi  ceci- 
derit, comburatur  et  cinis  abscondatur,  sacerdos  vero  medium  ann. 
peniteat.  Si  vero  inventum  fuerit  sacrificium ,  locus  mundetur  et 
supra  ignetur,  sacerdos  XX  dies  peniteat. 

(Mers.  c.  83.    Rom.  c.  X.  §.  9.) 
CXXVI.  Si  quis  vero  de  calice  per  negligentiam  stiUaverit  in 
terra,  igne  sumaturet  L  dies  peniteat;  si  super  altare  stillaverit  calicem, 
sorveat  minister  stillam  et  linteamen,  quem  tetigerit  stilla,  tribus  vi- 
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cibas  lavet  calicem  sabterpodtiun  et  ipsam ,  quam  bibat  et  in  dies 
pen. 
(Mers.  c.  117.  Greg.  c.  123.  hat  statt  „nos  autem^:  Theodorus 

autem  .  .  .  .) 
CXXVn.  Secnndnm  canones  poenitentes  non  debent  commnni- 
care  ante  completam  penitent^m.  Nos  autem  per  miserieordiam  post 
annnm  vel  post  sex  menses  licentiam  damus  communicare. 

(Mers.  c.  116.  Greg.  c.  37.) 
CKXyill.  Si  quis  sacerdos  poenitentiam  sibi  se  qnerenti  ab 
nept,  reos  erit  animaram. 

(Mers.  c.  122.  Greg.  c.  42.) 
CXXVIIII.  Non  licet  mulieribns  sindonem  nee  calieem  super 
altare  ponere  neque  in  convivio  inter  sacerdotes  sedere. 

(Mers.  c.  125.  Greg.  c.  160.) 
CXXX.    Laicus  non  debet  in   ecclesia  lectionem  recitare  nee 
alleluja  cantare  sed  ps.  et  responsoria  sine  alleluja. 

(Mers.  c.  132.  Conf.  Greg.  c.  170.) 
GXXXI.  Layacmm  capitis  in  die  dominica  potest  esse  si  ne-- 
cesse  est,  valneum  non  licet  iieri. 

(Mers.  c.  131.  Rom.  app.  §.  21.) 
CXXXU.  Si  quis  comam  suam  inciderit  propter  mortem  filio- 
nun  aut  parentum  aut  faciem  suam  laniaverit  cum  ungulis  aut  cum 
ferro,  XXVI  dies  peniteat. 

(Mers.  c.  126.  Greg,  c  157.) 
GXXXin.  Decimas  non  sunt  iegitimas  dare,  nisi  pauperibos  et 
peregrinis,  necnon  cogitur  pbris  decimas  dare. 

Mit  Cap.  134.  beginnt  der  Anhang. 
(Mers.  c.  102.  Greg.  c.  85.  §.  177.) 
CXXXIIII.  Si  quis  bigamus  est  I  ann.  peniteat  et  si  triga- 
mns  7  ann.  peniteat. 

Glossa:  Bigamus  est,  qui  duas  habet  uxores. 

(Mers.  c.  73.) 
CXXXV»  Si  quis  solus  cum  sola  loquitur  sub   eodem  tectu 
manet  et  cena  careat,  si  vero  post  interdictum  fecerit  XL  dies  peniteat 
in  pane  et  aqua. 

(Mers.  c.  118.  Greg.  c.  130.) 
CXXX  VI.  Secundum  Romanos  die  dominica  nomina  mortuo- 
ntm  ad  missam  non  redtantnr. 

(Mers.  c.  109.) 
ÜJLXXVn.  Si  quis  clericus  a  diabolo  vexatur,  non  permittatis 
eiim  ministrare  ministerium  clericorum.    Si  autem  misericordia  Dei 
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per  jejaniom  mondatos  ftierit  post,  X  ann.  soHoipiatar  ad  offidam 
clericorum. 

(Mei8.  c  129.) 

GXXXVin.  Si  quis  de  preda  adduxerit  ad  ecclesiam  in  ele- 
mosinam  anteqaam  ille  poenitentiam  agat,  non  soscipiatur  inunas  ab 
bis,  qui  operantar  iniqaitatem. 

(Mers.  c.  30.  Bom.  c.  Vn.  §.  8.) 

GXXXVIIII.  Si  qais  venationes  quas  cnnque  exegerit  si  cleri- 
cus  est  ann.  I  peniteat  Snbdiaconus  II.  Si  pbr.  III  ann.  peniteat. 

(Mers.  c.  77.) 

GXL.  Si  qais  comederit  corporis  sui  scabilem  aut  pedncalnm 
aut  bibens  uriuam  suam  aut  stercora  comedit  cum  maniis  impositio- 
ne  ann.  I  cum  pane  et  aqua  peniteat. 

(Mers.  c.  135.) 

CXLI.  Bendicens  Episc.  infantem  vice  baptismi.  Si  quis  peni- 
tentiam  habnerit  abstineat  se  ab  nxore  sna  III  dies  ante  oommnnio- 
nem  et  III  post  eam  et  XL  et  feria  VI  et  die  dominico. 

Item  missa  super  penüenüam. 

Jnstns  es  Dne  et  rectum  judicinm  tuum,  fac  com  servo  tue 
secundum  misericordiam  tnam. 

Ps.  Beati  immacnlati. 

Or. 

Da  nobis  Dne,  ut  sicut  publicani  precibus  et  confessione  pla- 
catus  es,  ita  et  huic  famulo  tuo  N.  placare  digneris  et  precibns  ejas 
benignus  adspira^  ut  in  confessione  flebili  permanenti  et  petitione 
perpetua  celeriter  exoretur  Stisque  altaribus  et  sacramentis  resü- 
tutus  rursus  celesti  gratia  mancipetur.  Per  .... 

Lectio  Epistolae  beati  PauU  Apostoli  ad  Qalathas. 

Frs,  si  spiritu  vivinius,  spiritu  et  ambulemus,  non  efficiamur 
inanis  gloriae  cupidi  inyicem  provocantes  invicem  invideotes.  Et  si 
preoccupatus  fuerit  homo  in  aliquo  delicto,  vos  qui  spirituales  estis, 
instruite  bujnsmodi  in  spiritu  lenitatis  considerans  te  ipsum  ne  et  tu 
tempteris.  Alteralterius'  onera  portate  et  sie  adimplebitis  legem  Xti. 

Gr.  Salvurn  fac  serrum  tuum  Dne  sperantem  in  te.  Auribos 
percipe  Dne  orationem  meam.  Alleluja  Dne;  exaudi  orationem  meam 
et  clamor  mens  ad  te  veniat. 

Seq.  Sti  Evangelii  secundum  Lucam. 

In  illo  tempore  dixit  Jesus  ad  quosdam  qui  in  se  confidebant 
tanquam  justi  et  aspernabantur  ceteros  parabolam  istam :  Duo  homi- 
nes  ascenderunt  in  teniplum  .....  et  qui  so  humiliaverit  exaltabitur. 
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Off.  Bonvm  eet  confiteri  Dno  et  psallore  nomini  tuo  Altissime 
bonam  est  confiteri  Dno. 

Secret.  Suscipe  clementissime  pater  hostias  placationis  et  laa- 
iis,  qoas  ego  peccator  et  indignissimus  tnns  famulus  tibi  offerre  pre* 
smno  ad  honorem  et  gloriam  nominis  tni  et  pro  incolumitate  famuli 
tai  N.  at  omnium  delictoram  saorum  veniam  consequi  mereantur. 
Per  ...  . 

Prephai.  .....  usqne:  perXtam  D.  N.  qui  hominem  in  prin- 

cipio  snam  creavit  imaginem,  quem  postea  perditnni  propria  redemit 
passione.  Per  quem  spem  ritae  eterne  recepimns.  Per  qnem  remissio- 
nem  peccatoram  conseqaemnr.  Per  ipsnm  redemptorem  et  Dnam  no- 
Strom  te  snppliciter  deprecamnr,  ut  famuli  tai  N.,  pro  qno  tibi  ho- 
stias immolamus,  ut  sicut  dignatus  ei  fuisti  in  te  fidem  credulitatis 
largiri,  ita  concedas  ei,  ut  fidei  opus  bonum  valeat  adimplere.  Tri- 
bue  ei  Dne  rectum  cor,  qui  te  amet  ut  patrem,  timeat  ut  Dominum 
nt  mandata  tua  ad  integrum  custodiat  et  quia  juxta  humanam  fra- 
giUtatem  vitia  in  eo  manent,  Tu  qui  pius  es  et  inmunditias  nostras 
solus  agnoscis,  fac  eum  de  malo  in  bonum  et  de  bono  in  melius 
tnmsmutare.  Et  tale  eum  Dne  tibi  digneris  prepara,  ut  dignus  sit 
in  perpetuom  sanctorum  tuorum  choros  sociari,  Teque  semper  laudare 
com  sanctis  angelis  et  archangelis  in  aetema  gloria,  cum  qnibus  et 
Dcstras  voces  ut  amitti  jubeas  deprecamur,  supplici  confessione  di- 
centes : 

Hane  igitur  oblationem  quam  tibi  offerrimus  pro  famulo  tuo 
N.  ut  ooinium  peccatorum  suorum  veniam  consequi  mereatur  quaes. 
Dne,  ut  placatus  accipias  et  miserationis  tue  largitate  concedas,  ut 
fiat  ei  ad  yeniam  delictorum  et  actuum  emendationem,  ut  et  hie 
bene  raleat  yiyere  et  ad  eternam  beatitudinem  feliciter  pervenire 
Diesque  nostros  .... 

Comm.  Servite  Dno  in  timore  et  ezultate  ei  cum  tremore; 
apprehendite  disciplinam  et  pereatis  de  via  justa. 

Ad  cop.  Refecti  sumus  donis  tnis  Dne  celestibus,  te  suppli- 
ces  exoramus ,  ut  converso  fratri  nostro  ad  viam  justitiae  fontem 
lacrimarum  in  eum  concutias  et  ne  uUa  Ingenda  committat,  paterna 
pietate  castiga.  Per  .  .  . 

Postea  vero  didt  sacerdos :  Preoocupemus  faciera  Dni  incon- 
fessione  et  in  psalmis  jubilemus  ei. 

SequUur  Caput  ad  reconciliandum  poenüentem. 

Gor  mundum  crea  in  me  Ds.  Amici  md  et  proximi  mei;  Fa- 
ciens  misericordias  Dnus  usque  in  finem.    Kyrie  elejson«  Xte  eley- 
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son.     Pater  noster  et   capitula:     Ayerte  faciem  ioam  a  peccatis 
nostris. 

B.  et  omnes  iniquitates  m.  d.  Ne  intres  in  judicinm  cum  serro 
8U0  D.  B.  q.  n.  justificabitar  in  e. 

Ne  roemineris  iniquitatum  ejus  antiqnarum.  B.  Sed  cito  eom 
anticipa.  Delicta  jnventutis  et  ignorantie  ei  non  memineris  Dne. 
B.  Secundum  magna.  Viam  iniqaitatis  Dne  amove  ab  eo.  B.  et 
de  lege  tua  miserere  ei.  Dne  ezandi  erat.  m.  B.  et  clamor  ms. 
ad.    Exarge  Dne  adjuva  nos.    B.  et  libera  nos  propter  nomen  tanm. 

Or.  Dne  ste  pater  omnipotens  aeterne  Ds,  qui  per  Jes.  Xtom 
fil.  t.  Dn.  nostr.  vnlnera  nostra  curare  dignatas  es.  Te  snpplices 
exoramos  et  petimus,  ut  precibus  nostris  ,aurem  tue  pietatis  incli- 
nare  digneris.  Bemittas  ei  omnia  crimina  et  peccata  universa  hnie 
famulo  tuo  N.  donesque  ei  Dne  pro  snppliciis  veniam,  pro  merore 
letitiam  pro  morte  vitam ,  ut  qui  suadente  ,diabolo  cecidit  in  nii- 
nam  te  revocante  trahatur  ad  misericordiam  et  ad  aetema  premia 
pervenire  mereatur.  Per  .... 

Invocamus  te  Dne  ste  pater  omnipotens  aeterne  Ds.  super  hone 
famulum  tuum  N.  qui  lacrimosis  penitentie  tempmbus  explorat  iu 
lugubre  per  exomologiis  in  lamentationem  detorsit  hodierna  die  altari 
tuo  sto  reconciliare  dignatus  es  et  tu  Dne  inlesum  eum  deinccps  in- 
dulgentiam  optinere  perroittas,  per  scribas  nomen  ejus  in  libro  vi- 
ventium,  communicationis  jure  concessum  etiam  spiritum  stm  in 
eum  redire  permittas,  nuUa  contra  eum  ininücus  babeat  potestatem 
et  filiorum  tuorum  numero  restitutum  in  perpetuum  etiam  ecclie. 
tue  gremio  perfruatur.  Per .... 
Alia  orato. 

Salvator  redemptorque  noster,  qui  non  solum  penitentibns,  sed 
eis  qui  uecdum  ad  te  venire  cupiunt,  veniam  ultroneus  ac  propitins 
miserator  indulges,  Te  supplicamus  ut  huic  famul.  tuo  N.  quem  ad 
corporis  et  sanguinis  tui  communionem  rerocasti  indulta  venia  ad 
celestem  benedictionem  perducas.  Per  .  .  ,  • 
Alia  or. 

Benedicat  te  Ds.  omps.  et  custodiat  te,  ostendat  Dnus  faciem 
suam  ad  te  et  misereatur  tui,  convertat  Dnus  vultum  suum  ad  te 
et  misereatur  tui  convertat  Dnus  vultum  suum  ad  te  et  det  tibi 
pacem,  qui  vivit  etregnat  in  saecula  saeculorum.  Amen.  Benedictio 
Dei  patris  et  filii  et  spiritus  sti  descendat  super  te.  Amen. 
*     Missa  iu  depositione  defuncti  etc. 
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II. 
Die  DnfDhrung  des  ^^Itkatholicfsmus^  In  ZDrich. 

Von  G,  Mayer,  Pfarrer  in  Obemmen,  Kanton  GlaroB. 

Die  folgendtti  Aktenstfteke  bilden  einen  beachtenswerthen 
trag  zur  Qeacluehte  des  »Altkatholicismus.«  8ie  worden  mir  von 
Pfimref  Beinhard  in  Zürich  einige  Wochen  vpr  seinem  Tode  mit  \ 
dem  Anfbn^  übergeben  die  Yeröffentlichang  derselben  zn  besorgen. 
Zu  ihrem  Verstftndnisse  und  zagleieh  zur  Orientirong  in  Bezog  auf 
die  VerhäUnisse  der  Entbojiken.  in  Zürich  mögen  folgende  Notizen 
dientti. 

Nachdem  seit  beinahe  800  Jahren,  in  Zürich  kein  kathdischer 
Gottesdienst  mehr  gehalten  worden  war,  wnrde  1807  auf  Betretben 
des  pftpetlichen  Nuntius  Testaferata  eine  katholische  Pfarcei  gegrün- 
det 1842  erhielten  die  Katholiken  die  alte  Augustinerkirche,  welche 
wdann  durch  Sammlungen  im  In-  und  Auslande  für  den  Gottes- 
dienst hergestellt  wurde. 

Nach  der  Volkszählung  von  1870  müssen  zur  katholischen 
Pfarrei  <)  10,878  Katholiken  gez&hlt  werden. 

Dem  Pfarrer  steht  seit  1864  eiu^Ffarrhelfer  zur  Seite.  Ebenso 
hatte  derselbe  seit  1865  zwei  Yicare ,  welche  drei  Missionsstationen 
aa  den  beiden  üfem  des  Zürichsee*s  besorgten.  Den  Qehalt  des 
P&rrers  und  Pfarrhelfers  bezahlte  die  Begieruog,  welche  auch  bis 
1869^  daaJBCahlrecht  Ar  diese  Stellen  ausübte.  Seit  dem  genaoaten 
^alire  w&kleu  heida  Confessionen  ihre  Geistlichen  selbst. 

Von  IggäJUi  war  Johu  Sebastian  Beijihard,  ein  sehr  gebilde« 
ter,  welterfahrener  Mann  und  eifriger ,  würdiger  Priester  Pfarrer  in 
Zlrich^.  Derselbe  hatte  seit  dem  Antritte  seines  Amtes  in  seiner 
Gemeinde  stets  gegen  eine  Menge  gUiubensloser  und  unkirchlicher 
Bemente  zu  kämpfen.  An  seinem  Streben,  allmfthlig  bessere  Zu* 
sttade  herbeizuffihren,  hinderte  ihn  insbesondere  der  Mangel  an  einer  ' 
hUinKjohi^H  «chule. 

Als  fiberall  ihr  den  Altkatholiciamus  agitirt  wurde,  sammelten 
sieh  auch   in  Zürich  die  genannten  Elemente.    Es  bildete  sich  im 

1)  Die  Missionsstationen  sind  nicht  gerechnet.    Durch   Staatsgesetx  der 
P&rrei  zngetheilt  sind  etwa  9000  lEatholiken,  nfimlich  alle  diejenigen,  welche  ^  ' 
ia  der  Stadt  irad  deiuToo|tftdten  wohnen.  ^ 

2)  YergL  den  Neerologaesselben  in  Nr*^  ff.  der  Schweiz.  Kircheni.  1874, 
Arefalr  für  Klrehemrecht.  XXXUL  4 
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Früblinge  1873  ein  »Verein  freisinniger  Katholiken,«  welcher  die 
Lossagung  von  Rom  in  Anregung  brachte.  Die  Kirchenpflege  er- 
klärte sicli  mit  den  Vorschlägen  des  Vereins  einverstanden  and  em- 
pfalil  der  Gemeinde  die  Annahme  derselben.  Nach  hitziger  Agita- 
tion faml  d..  8.  Juni  die  Abstimmung  von  der  Kirchgemeinde  statt. 
Die  beiden  Plarrgeistlichen  bestritten,  >Yie  schon  .früher  in  der  Kir- 
chenpflege, der  Gemeinde  das  Recht  über  Glaubenslehren  abzustim- 
men und  beantragten  daher  nicht  einzutreten.  Sie  blieben  jedoch 
in  Minderheit  und  verliessen  nun  mit  den  treuen  Katholiken  unter 
Protest  die  Kirche.  In  Bezug  auf  diese  Abstimmung  ist  zu  beach- 
ten, dass  nach  Züricher  Gesetzen,  in  Kirchengemeinden  nur  Schwei- 
zer JBurggr  .stimmfähig  sind.  Die  katholische  PfaiTei  Zürich  besteht 
nun  zum  grossen  Theü,  vielleicht  der  Mehrheit  nach,  aus.  Nicht- 
Schweizern.  Schon  aus  diesem  Grunde  also  kann  das  Resultüt  der 
Abstimmung  nicht  als  ein  Beweis  für  die  altkatholische  Gesinnung 
der  Mehrheit  der  Pfarrei  betrachtet  werden. 

Im  Namen  der  treuen  Katholiken  recurrirten  die  beiden  Geist- 
lichen den  21.  Juni  1873  on  den  Regierungsrath.  (Aktenst.  Nr.  I.) 
Noch  bevor  dieser  eine  Entscheidung  getroffen,  lud  die  Kirdienpflege 
den  Prof.  Dr.  Friedrich  Michclis  ein,  um  in  der  katholischen  Kirche 
neuprotestantischen  Gottesdienst  zu  halten.  Er  that  dies,  nachdem 
der  Protest  des  katholischen  Pfarramtes  unter  dem  28.  Juni  vom 
Statthalter  des  Bezirks  Zürich  verworfen  worden  war  (Aktenst.  Nr.  II.) 
am  Peter-  und  Paulsfesto.  Vorher  hielt  noch  Pfarrer  Reinhard  eine  er- 
greifende Ansprache  an  seine  Gemeinde  und  las  zum  letztenmale  in  sei- 
ner Kirche  die  hl.  Messe.  Darauf  brachte  er  nach  der  Weisnng  des 
/bjsdiOfl.  Ordinariats  das  Sanctissinmm  in  seine  Wohnung  und  löschte 
das  ewige  Licht  aus'.  Von  nun  an  Kielten  die  beiden  Priester  den 
katliollschen  Gottesdienst  theils  im  Pfarrhause ,  theils  in  der  Fried- 
hofskapelle  und  im  gemietheten  Theater-Foyer. 

Am  5.  Juli  1873  fasste  der  liegierungsrath  den  unten  (in  Bei* 
läge  Nr.  1IF.)  mitgetheilten  Beschlüsse  Darauf  reiste  Pfr.  Reinhard 
jiach  Lyon  um  Gaben  ftir  einen  nenen  Kirchenbau  zu  sammeln, 
wahrend  dieser  Abwesenheit  des  Pfarrers  erklärte  die  Begiernng  un- 
ter dem  19.  Juli  1873  den  Pfarrhelfer  Bossard  ffirsa))ge8etzt  und 
ernannte  den. Dr.  Michelis  zum  Pfarrverweser.  (Aktenst  Nr.  IV.) 
Als  Herr  Keinhard  wieder  in  Zürich  ankam,  traf  ihn  am  9.  August 
das  gleiche  Loos  wIq  seinen  Pfarrhelfer.    (Aktenst.  Nr.  V.) 

Die  beiden  Geistlichen  recurrirten  nun  an  den  Kantonsratb, 
(Aktenst.  Nr.  VI.,  VIL  und  VIII.)  dem.  die  Regierung  ihrerseits  eine 
Vertheidigung  ihres  Verfahrens  in  dem  Berichte  vom  13.  Septem- 
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ber  jQitiheilte.    Der  Kantonsrath  wies   in  seiner  Sitzung  Tom  25. 
September  mit  88  gegen  65  Stimmen  im.  Becurs  ab.    Die  H.  H. 
Stadtsc^ireiber  Spyri  and  Prof.  Yogt  hatten  zuGansten  desBeenzSM^ 
gesprochen. 

Die  trenen  Katholiken  haben  nun  seitdem  ans  den  gesammelten  . 
Geldern  eine  nene  Kirche  gebantt  die  noch  im  Laufe  des  Sommers  1874  \ 
bezogen  werden  kann^  Xeider    ?erloren  sie   den   21.  April    1474 
durch  unerwartetes  Hinscheiden  ihren  verdienten  Pfarrer. 


Aktenstucke. 

I 

j  I. 


An  den  Hohen  Regierungsraih  des  Kantons  Zürich. 

Hochgeehrtester  Herr  Begierungspräsident! 
Hochgeehrteste  Herren  Begierungsräthe ! 

Unterm  8.  Juni  abbin  hat  und  zwar  auf  eingebrachten  Antrag 
des  dasigen  sog.  »Vereins  freisinniger  Katholiken  c  die  katholische 
Kirebgemeinde  Zürich  folgende  Beschlfisse  gefasst: 

1)  >Die  katholische  Kirchgemeinde  Zürich  protestirt  öffentlich 
and  feierlich  gegen  das  neue  Dogma  der  päpstlichen  Unfehlbarkeit 
und  die  Yerkündung  dieser  Lehre  in  der  Kirche  und  beim  Jugend- 
uDterrichte.  Sie  protestirt  gegen  die  durch  dieses  Dogma  in  Scene 
gesetzte  Aenderung  der  Kirchenverfassung  und  verwahrt  sich  gegen 
jede  Wirkung  dieser  Lehre  auf  das  christliche  Leben  der  hiesigen 
Gemeinde. 

2)  Die  katholische  Kirchgemeinde,  belehrt  durch  die  Erfah- 
niDgen,  welche  unser  schweizerisches  Volk  in  den  vierziger  Jahren 
and  gegenwärtig  wieder  zu  machen  hatte ,  erklärt  sich  unabhängig 
?oa  der  iu  Bom  unter  dem  Namen  unfehlbares  Papstthum  aufge- 
tretenen geistlichen  Monarchie.  Sie  verwahrt  sich  gegen  alles  und 
jedes  Eingreifen  dieses  Papstthums  in  das  kirchliche  Leben  der  ka- 
tholischen Gemeinde  Zürichs. 

S)  Die  katholische  Gemeinde  Zürich  verlangt  daher  von  ihren 
gegenwärtigen  und  zukünftigen  Seelsorgern  die  Erklärung,  dass  die- 
selben sich  allen  directen  und  indirecten  Verkehres  mit  dem  unfehl- 
baren Papste  zu  Born  oder  den  von  diesem  eingesetzten  Vicaren, 
Nuntien  und  Bischöfen  enthalten  werden. 

4)  Die  katholische  Kirchgemeinde  erklärt ,  dass  sie  ihre  Seel- 
sorger gegen  alle  Anfechtungen  der  römischen  Curie,  denen  dieselben 
in  Folge  der  von  ihnen  verlangten  und  gegebenen  Erklärung  ausge- 
setzt sein  sollten,  schützen  werde. 

4* 
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5)  Die  Kirchgemeinde  Zürich  erklärt  feierlich  dem  alten  Chri- 
sleiißlanben  treu  bleiben  zn  wollen ;  sie  wird  indessen  jedes  Vor- 
gehen auf  kirchlichem  Gebiete,  welches  zum  Zweck  hat,  die  katho- 
lische Kirclie  in  Lehre,  Cultus  und  Verfassung  auf  die  Grundlage 
Äuruckzufuhreu ,  wie  sie  in  der  Lehre  Christi  und  der  Apostel  vor- 
gezeichnet ist,  jederzeit  gerne  entgegenkommen  und  unterstatzen.  . 

i(Vid.  »Auszug  aus  dem  KirehenprotocoU  der  katholischen  Eirchge-- 

meinde  Zürichc  Beilage  Nr.  1.) 
Bei  396  Anwesenden  ergingen  diese  Beschlüsse  mit  290  Stim- 
men, während  eine  Minderheit  von  106  Stimmberechtigten  die  Gom- 
petenz  der  Gemeinde  zu  Schlussuahmen  in  Frage  stehender  Art 
bestreiten  zu  müssen  glaubte ,  daher  durch  das  Organ  der  Pfanr- 
geistlichkeit,  gegen  das  Eintreten  auf  die  eingebrachten  Anträge  von 
vornenherein  protestirte  und  dann  auch  jeglicher  Abstimmung  sich 
enthielt. 

(Vid.  Verfügung  des  Präsidenten   der  Kirchenpflege  vom   13.  Juni 

1873  Beilage  Nr.  3.) 
Die  Unterzeichneten  sind  nun  im  Falle,  ihrer  Protestation  da- 
durch weitere  Folge  zu  geben,  dass  sie ,  nach  Anleitung  des  §.  106. 
des  Gesetzes  über  das  Gemeindewesen  und  den  §.  13.  desjenigen 
über  das  katholische  Kirchenwesen  gegen  die  gedachten  Beschlüsse 
den  Becurs  ergreifen  und  daher  bei  Hochihnen  um  deren  Cassation  ^ 
oder  Annullirung  einlangen. 

Dieses  Gesuch  muss  sich  schon  durch  nachstehende  Betrach- 
tungen rechtfertigen.  ^ 

Die  vou  den  Unterzeichneten  recurrirten  Beschlüsse  der  Kirch- 
gemeinde von  Zürich  gehen 

1)  auf  Verwerfung  der  vom  vaticanischen  Concilium  vom  18. 
Juli  1870  als  katholischen  Glaubenssatz  (Dogma)  definirten  Lehre 
von  der  päpstlichen  Unfehlbarkeit; 

2)  auf  Verwerfung  des  Dogma's  vom  römischen  Primate,  oder 
auf  Lossagung  vom  Papste ; 

3)  auf  Verpflichtung  der  katholischen  Pfarrgeistlichkeit  Zü- 
richs auf  eine  diesen  Beschlüssen .  conforme  Haltung  in  Ausübung 
ihrer  geistlichen  Amtspflichten. 

Solche  Beschlüsse  können  nun  nicht  in  der  Befugniss  der  ka- 
tholische!) Kirchgemeinde  liegen,  prüfe  man  deren  Competenzen: 

A)  nach  den  Lehren  der  katholisclien  Kirche  und  des  katho- 
lischen Kircheurechtes  insbesondere,  oder 

B)  nach  den  Grundsätzen  des  natürlichen  Bechtes,  oder  endlich 
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C)  nach  den  Bestimmungen  wie  sie  das  positive  Staatsrecht 
und  die  zürcherische  Gesetzgebung  insbesondere  aufstellt. 

Aä  A.  Unter  den  Unterscheidungen ,  welche  man  in  der  ka- 
tholischen Kirche  macht,  befindet  sich  namentlich  auch  jene  in  eine' 
lehrende  und  lernende  (hörende)  Kirche.  Unter  ersterer  wird  die 
kirchliche  Yorsteherschaft  begriJDTen  und  auch  nur  ihr  ein  Entschei- 
dungsrecht in  Fragen  des  Glaubens  zugestanden,  während  die  ler- 
nende Kirche  und  vorab  das  Laienihum^  diessiälsige  Entscheide  blos 
anzuhören  hat.  Wer  solch  einem  Entscheide  sich  nicht  unterziehen 
will,  dem  steht  es  frei,  aus  der  Kirchengenossenschaft  nnszutreten. 

Als  Ausspräche  der  lehrenden  Kirche  aber  hatten  dem  Katho- 
liken von  jeher  ganz  unzweifelhaft  die  Glanbensentscheidungen  def 
allgemeinen  Concilien  zu  gelten. 

Die  Bichtigkeit  dieser  Sätze  liegt  bei  den  Kirchenrechtskun- 
digen so  ausser  allem  Streite,  dass  wir  in  Ihre  Einsicht  und  Eru- 
dition Zweifel  zu  legen  scheinen  würden,  wollten  wir  versuchen,  "un- 
sere Behauptungen  mit  zahlreichen  Citaten  aus  kirchlichen  Quellen 
oder  aus  den  Lehrbüchern  des  Kirchenrechtes  zu  belegen;  Wir  ver- 
weisen diesfalls  uur  auf  die  Lehrbücher  von  Jos.  Anton  Sauter,  Pehem 
and  Rechberger,  dreier  gerade  bei  den  Anhängern  des  sog.  Josephi- 
üismus  höchst  angesehener  katholischer  Schriftsteller  und  die  Kir- 
chenrechtslehrbficher  von  G.  L.  Böhmer,  Eichhorn  und  Aem.  Ludw. 
ßichter,  dreier  angesehener  Protestanten,  üeberhaupt  das  erste  beste 
diessMlsige  Handbuch,  habe  es  dann  einen  Katholiken  oder  Pro- 
testanten zum  Verfasser,  wird  mit  unserer  Auffassung  einig  gehen. 

Wenn  daher  das  vaticanische  Concilium  vom  18.  Juli  1870 
bezüglich  der  päpstlichen  Unfehlbarkeit  in  Glaubens-  und  Sitten- 
lehren eine  Definition  aufstellte  und  wenn  wie  dasselbe  Concilium, 
wie  schon  eine  ganze  Beiho  früherer  Concilien  den  Tr^imat  des  rö- 
mischen Papstes  als  einen  Glaubensartikel  der  katholischen  Kirclie 
erklärt  haben ,  so  ist  einleuchtend ,  dass ,  vom  katholischen  Stand- 
punkte aus  betrachtet,  die  in  Frage  liegenden  Beschlüsse  vom  8.  Juni 
abhin  nicht  blos  von  incompetenter  Seite  erfolgt  sind,  sondern  auch 
ibrem  Inhalte  nach  einen  Angriff  auf  die  Rechte  der  katholischen 
Genossenschaft  in  sich  schliessen. 

Ad  B.  Wir  haben  bereits  darauf  aufmerksam  gemacht,  dass, 
wer  den  Entscheidungen  des  bestehenden  katholischen  Lehramtes  sich 
«acht  unterziehen  will,  aus  der  katholischen  Kirche  anstretcjn  mag. 

Aber  er  kann  kein  Rocht  besitzen,  an  der  Stelle  des  katho- 
lischen Lehramtes ,  sich  zum  Verkünder  der  katholischen  Lehre  zu 
machen  und  von  Andern  Unterwerfung  unter  seine  Lehrmeinung  zu 
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verlangen  Und  wa«  vom  Einzelnen,  das  gilt  auch  von  der  Mehr- 
heit einer  Gemeinde. 

Diese  Mehrheit  mag  für  sich  dem  bestehenden  katholischen 
Lehramte  die  Anerkennung  versagen  nnd  aus  der  Kirche  treten. 
Aber  dieses  verändert  das  bisherige  Yerhältniss  der  nicht  beistim- 
menden Minorität  zur  katholischen  Kirche  nicht.  Am  Wenigsten 
kann  es  nach  den  gegenwärtig  bestehenden  Bechtsbegriffen  und  na- 
mentlich nach  den  Grundsätzen,  wie  sie  bezüglich  der  Oewissens- 
freiheü  geltend  gemacht  werden,  in  der  Befugnlss  einer  Majorität 
liegen,  in  Sachen  des  Glaubens  auch  für  die  MinorUäi  verbindliche 
Beschlüsse  zu  fassen.  Die  Beligion  des  Einzelnen  ist  aber  keine 
Waare^  über  welche  eine  Gemeindeversammlung,  wie  über  im  Besitz 
befindliches  Vermögen  verfügen  darf. 

Und  der  Austritt  aus  der  bisherigen  Genossenschaft  kann  auch 
keine  Veränderung  in  die  VermögensverhaUniiisse  dieser  Genossen- 
schaft bringen,  gehört  doch  das  Yermi^gen  eben  nur  dieser  Genos- 
senschaft als  moralischer  Person  und  nicht  den  einzelnen  Gliedern 
der  Genossenschaft. 

Ad  C.  Mit  den  von  uns  angestellten  Erörterungen  stehen  das 
positive  öffentliche  Becht  und  die  Gesetzgebung  des  Kantons  Zürich 
in  vollstem  Einklänge. 

1)  Vorab  besagt  §.  ^.  der  Staatsverfassung  vom  Jahre  1869: 
»Die  Glaubens-,  Cultus-  und  Lehrfreiheit  ist  gewährleistet. 

»Jeder  Zwang  gegen  Gemeinden ,  Genossenschaften  und  Ein- 
edne  ist  ausgeschlossen,  c 

2)  Derselbe  Artikel  bestimmt:  »die  evangelische  Landeskirche 
und  die  übrigen  kirchlichen  Genossenschaften  ordnen  ihre  Cultns- 
verhältnisse  selbstständig,  unter  Oberaufsicht  des  Staates.€ 

»Die  Organisation  der  erstem  (der  Landeskirche)  mit  Ausschluss 
jedes  Gewissenszwanges  bestimmt  das  Gesetz.c 

Hier  wird  anerkannt,  dass  der  Staat  bezüglich  der  Organisa- 
tion der  katholischen  Kirche  sich  jeder  Einmischung  begeben. 

Im  Einklang  hiemit  schreibt  der  §.  2.  des  Gesetzes  über  das 
katholische  Kirchenwesen  vom  Jahre  1863  vor: 

»Der  Begierungsrath  wird  dem  Grossen  Bathe  seiner  Zeit  über 
den  definitiven  Anschluss  der  katholischen  Einwohner  des  Kantons 
Züricli  an  ein  schweizerisches  Bisthum  die  geeigneten  Anträge  über- 
bringen.€ 

Hier  wird  die  Hierarchie,  wie  sie  in  der  katholischen  Kirche 
besteht,  ebenfalls  ausdrücklich  anerkannt. 

3)  Der  §.  20.  des  eben  angerufenen  Gesetzes  bestimmt: 
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• 

»Dio  Pfarrer  und  Helfer  haben  die  sämnUlichen  geistliclieti  Ver- 
ricbtoBgen  an  der  Gemeinde  in  Predigt^  Verwaltung  der  Sacranicnte, 
MigionsufUerridU^  Seelaorge  und  Fuhrung  der  amtlichen  liegister 
nach  kirchlicher  Uebung  und  gemäss  den  bestehenden  Gesetzen  und 
Yerordnungea  zu  besorgen,  c 

Da  wird  in  Beziehung  auf  den  Inhalt  der  Lehre  dem  Geist- 
lichen die  Innehaltung  der  kirchlichen  Udmng  und  Gesetzgebung 
sogar  zur  iörmKchen  Pflicht  gemacht  und  ein  daheriges  Vcrfögungs- 
oder  Einsprachsrecht  der  Gemeinde  ebenso  f&rrolich  aberkannt. 

4)  Doss  einer  katholischen  Kirchgemeinde  Befugnisse  ,  wie  sie 
in  Frage  stehen,  nicht  zukommen,  ergibt  sich  endlicli  auch  aus  dem 
Art.  51.  der  Staatsverfassung  einerseits  und  anderseits  aus  dem  §. 
10.  des  Gesetzes  über  das  katholische  Kirchenwesen  und  §g.  9.  und 
82.  des  Gesetzes  über  das  Gemeindewesen« 

Diese  Verfassungs-  und  Gesetzesartikel  zählen  nämlich  dio  Be- 
fugnisse der  Kirchgemeinde  speciell  auf,  aber  unter  denselben  befin- 
den sich  keine,  wie  sie  von  der  Kirchgemeinde  Zürich  am  8.  Juni 
abhin  in  Anspruch  genommen  worden  sind. 

Tit.  Die  Unterzeichneten  glauben  die  Incompetenz  der  Kirch- 
gemeinde Zürich  zur  Fassung  der  hier  recurrirten  Beschlüsse  nun 
nach  allen  Richtungeu  nachgewiesen  und  damit  auch  das  Gesuch 
um  Anullirung  dieser  Beschlüsse  gerechtfertigt  zu  haben.  Sie  wol- 
len nur  noch  auf  zwei  Momente  aufmerksam  machen. 

Als  nach  den  Zeiten  der  Beformation  die  katholische  Kirche  - 
in  Zarich  wieder  gesetzlichen  Schutz  fand  und  unter  gleichem  Schutze 
sich  eine  katholische  Kirchgemeinde  bildete ,  da  dachte  man  sich 
diese  Gemeinde  unstreitig  als  eine  mit  Bischof  und  Papst  in  kirch- 
licher Verbindung  und  in  Sachen  der  Religion  unter  der  Gesetzge- 
bung der  katholischen  Kirche  stehende  Genossenschaft.  Wo  und 
wann  ist  für  diejenigen,  welche  in  dieser  Verbindung  und  wnUtt  die- 
ser Gesetzgebung  stehen  wollen,  dieses  Verhältniss  je  alterirt 
worden  ? 

Die  katholische  Kirchgemeinde  Zürich  zählt  bei  9000  Seelen. 
Soll  die  Stimmabgabe  von  290  Personen  genügend  sein,  um  sie  der 
Gesetzgebung  ihrer  bisherigen  Kirche  und  ihrem  bisherigen  Verbände 
mit  den  in  der  katholischen  Kirche  aufgestellten  Kirchenöbcrn  zu 
entziehen?  üud  verdienen  die  vielen  in  Zürich  sich  anfhaltcndcn 
Xicht-Schweizerbürger ,  die  mit  dem  Vorgehen  der  Kirchgemeinde 
vom  8.  Juni  nicht  einverstanden  sind,  desshalb  keine  Berücksichtig- 
ung, weil  sie  als  Fremde  an  der  Gemeindeversammlung  sich  nicht 
betheiligen  können? 
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Tit.  Indem  die  Uoterzeiclineten  nun  schliessen,  wiederholen 
dieselben  unter  Bezugnahme  auf  das  Vorgebrachte  das  Gesuch  um 
Gassation  der  anmit  recurrirten  Beschlüsse  der  katholischen  Eirciien- 
gemeinde  Zürich  vom  8.  Juni  abhin ,  zugleich  unter  Venr ahrung  al* 
1er  materiellen  Interessen.  Genehmigen  etc. 
Zürich,  dra  21.  Juni  1873. 

sig.  J.  8.  Reinhard^  Pfarrer, 
sig.  Dom.  Bossarä^  Pfiurrhelfer. 

Obige  üecursschrift  wurde  den  21.  Juni  dem  Statthalteramte 
in  Zürich  zu  Händen  des  Kegierungsratbes  übergeben. 

IL 

Zürich,  den  28.  Juni  1873. 

Der  Bezirksstaühalter^ 

nach  Einsicht  eines  vom  27.  Juni  datirten  Protestes  des  H. 
Reinhard,  Pfarrers  an  der  hiesigen  katholischen  Kirche ,  gegen  die 
Abhaltung  des  auf  Sonntag  den  29.  Juni  Vormittags  10  ühr  ange- 
setzten altkatholischen  Gottesdienstes  in  der  hiesigen  katholischen 
Kirche  und  eines  Begebrens  um  Verhinderung  dieses  Gottesdienstes 
durch  das  Mittel  des  Statthalteramtes ,  damit ,  wie  Petent  bemerkt, 
Beibungen  und  ärgerliche  Auftritte,  die  bei  der  erbitterten  Stimmung 
der  Gemüther  leicht  eintreffen  könnten,  vermieden  worden; 

in  Erwägung: 

1)  dass  zur  Zeit ,  als  die  in  Zürich  und  Umgegend  lebenden 
Katholiken  .gesetzlich  als  Gultusgemeinde  anerkannt  wurden,  die 
Neuerungen,  welche  jetzt  zu  einer  Spaltung  der  katholischen  Ge- 
nieinde  fährten,  noch  unbekannt  waren,  dass  daher  die  sog.  Altka- 
tholikeu,  welche  diese  Neuerungen  nicht  anerkennen,  als  vollberech- 
tigte Glieder  derjenigen  kutbolischen,  durch  die  vaticanischen  Decrete 
nicht  alterirteii  Kirche  erscheinen,  welcher  der  Kanton  Zürich  staat- 
liehe  Anerkennung  und  öffentlichen  Schutz  garantirt  hat  und  eine 
Verwendung  der  katholischen  Kirche  zu  altkatholischen  Beligions- 
handluugen  nur  als  eine  gesetzesgemässe  sich  darstellt; 

2)  dass  daher  diese  offenbar  die  Mehrheit  der  hiesigen  katho* 
tischen  Gemeinde  bildenden  Altkatholiken  unbedingt  einen  Bechts- 
anspruch  auf  Mitbenutzung  des  Kirchengutes,  resp.  der  Kirche 
haben ; 

3)  dass  das  Eigenthum  am  Kirchengute,  resp.  der  Kirche 
nicht  dem  Pfarranite,  sondern  der  Gemeinde  zusteht  und  die  Ver- 
waltung des  Kirchengutes  und  die  Verfügung  über  die  Kirche  nach 
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Zorch.  Q^setsea  nur  der  von  der  Gemeinde  eingesetzten  Kirchen- 
pflege zakommt  und  diese  einzig  competente  Behörde  nun  selbst  den 
fifaglichen  Gottesdienst  durch  H.  Prof.  Micbelis  angeordnet  und  da- 
zu die  katholische  Kirche  zur  Verfügung  gestellt  hat ,  dass  dem 
Pfarramte  hingegen  ein  Verhinderungsrecht  nicht  zusteht,  indem 
Tridentische  Concilsbeschlüsse  und  andere  canonische  Satzungen  kein 
im  ^anton  Zürich  anwendbares  Becht  bilden ,  dass  vielmehr  nach 
Zärch.  Gesetzen  das  vom  Pfarramte  in  Anspruch  genommene  Becht 
als  ein  Uebergriff  in  die  Bechte  der  Eirchenpfiege  und  der  Gemeinde 
erscheint ; 

4)  dass  die  Benutzung  der  Kirchen  sogar  zu  nichtgottesdienst- 
lichen  Handlungen  bei  uns  anerkannt  ist  und  hier,  wo  es  sich  um 
ßnräumung  der  Kirche  zu  einer  gottesdienstlichen  Handlung  einer 
und  derselben  Confession  handelt,  von  einer  Entfremdung  der  Kirche 
oder  einem  Eingriffe  in  die  Bechte  des  Pfarrers  nicht  gesprochen 
werden  kann,  dass  ein  ausschliessliches  Benutzungsrecht  durch  den 
fongirenden  Pfarrer  nicht  existirt  und  die  Altkatholiken  um  so  mehr 
ein  gleiches  Becht  auf  die  Befriedigung  ihres  religiösen  Bedürfnisses 
haben,  als  Glaubensfreiheit  und  freie  Ausübung  des  Gottesdienstes 
gewährleistet  ist; 

5)  dass  die  auf  Sonntag  den  29.  Juni  Vormitt.  10  Uhr  ange- 
ordnete Benutzung  der  Kirche  zu  altkatholischem  Gottesdienste  keine 
Beeinträchtigung  der  religiösen  Functionen  und  Handlungen  des 
jetzigen  Pfarramtes  herbeiführt,  indem  diese  vor  10  ühr  zu  Ende 
sind  und  erst  um  diese  Zeit  der  altkatholische  Gottesdienst  folgt; 

verf&gt: 
'  1)  Der  Protest  des  katholischen  Pfarramtes  wird ,  als  in  sich 
nnbegrundet,  nicht  berücksichtigt  und  es  sind  die  Altkatholiken  in 
dem  Bechte  auf  Benutzung  der  Kirche  zu  dem  auf  morgen  ange- 
setzten Gottesdienste  zu  schützen; 

2)  hievon  wird  Mittheilung  gemacht 

a)  dem  H.  Pfarrer  Beinhard  dahier  mit  dem  Ersuchen ,  so 
^1  an  ihm  liegt  zur  Vermeidung  jeder  Störung  und  Unordnung 
beizotragen ,  da  die  Fehlbaren  nnnaehsichtiich  strafrechtliche  Yer^ 
folgnng  wegen  Beligionsstörung,  resp.  Widersetzung  ge^en  amtliche 
Verfngongen  u.  s.  w.  zu  gewärtigen  haben; 

b)  der  Kirchenp&ege  der  hiesigen  katholischen  Gemeinde ; 

c)  im  Dlspositio,  dem  Polizeicommando  und  der  Stadtpolizei 
Zürich  um    behufs    Aufrechterhaltung    der    öffentlichen  Ordnung 


58        Mayer.    Die  Einführung  des  AUkathoHcismus  in  Zürich. 

und  Verhütung  von  BeligionsstOrnng  die  nöthigen  Masaoahmen  zu 
treffen. 

Der  Statthalter  des  Bezirks  Zärich : 
sig.  Dr.  Schauberg. 

ni. 

In  Sachen 

der  HH.  Pfarrer  Reinhard  und  Pfarrhelfer  liossard  in  Zürich  Na- 
mens der  Minderheit  der  katholischen  Kirchgemeiudsversammlung 
Zürich,  welche  gegen  einen  Beschluss  der  Kirchgemeindsversamnilung 
prot^stirten,  hat  sich  ergeben: 

A)  (folgt  die  wörtliche  Wiedergabe  des  Kecurses.) 

B)  Auf  den  Protest  der  Minorität  der  kathol.  Eircligemeiude 
gegen  die  Beschlüsse  der  Majorität  vom  8.  Juni  d.  J.  wird  von  der 
kathol.  Kirchenpflege  folgendes  erwiedert: 

1)  Der  Protest  resumire  die  Beschlüsse  in  einer  solchen  Weise, 
dass  er  sich  angesichts  des  von  ihm  selbst  als  richtig  mitgetheilten 
Wortlautes  derselben  in  einem  offenkundigen  Widerspruch  verwickle. 
Die  Beschlüsse  verwerfen  mit  den  ausdrücklichsten  Worten  und  mit 
dreimaliger  Wiederholung  nur  den  durch  das  neue  Dogma  von  der 
Unfehlbarkeit  sich  zum  absoluten  Beherrscher  der  Gewissen  und  des 
Glaubens  aufwerfenden  römischen  Papst;  —  sie  bekennen  isich  im 
Gegensatze  dazu  positiv  zu  dem  alten  christlichen  und  apostolischen 
Glauben,  zu  dem  nach  ihrer  katholischen  üeberzeugung  auch  die  im 
Primate  sich  abschliessende  Kirchenverfassung  gehöre  und  drücken 
also  klar  aus,  dass  sie  nur  jene  unevangelische  Ausartung  der  Kirche 
desavouiren ,  welche  durch  die  Umwandlung  des  Primates  in  eine 
geistliche  Hierarchie  durch  die  römischen  Päpste  zu  Stande  gebracht 
worden.  Der  Protest  hingegen  lege  den  Beschlüssen  eine  Verwerfung^ 
des  Primates  und  eine  Lossaguug  vom  Papste  auch  in  dem  richtigen 
katholischen  Sinne  unter.  Die  Beschlüsse  sagen  sich  los  von  dem 
sich  als  unfehlbar  hinstellenden  Papste;  der  Protest  unterschiebe 
ihnen  schlechthin  den  Sinn  einer  unbedingten  Lossagung  vom  Papste. 
Da  es  sich  nun  vernünftigerweise  nicht  annehmen  lasse ,  dass  eine 
solche  offenbare  Fälschung  und  Verdrehung  des  klar  darliegenden 
Sinnes  auf  absichtliche  Täuschung  angelegt  sei ,  so  bleibe  tiur  die 
Annahme  übrig,  dass  bei  den  ProtesUrenden  ein  Mangel  an  richtiger 
Unterscheidung  in  der  Cardiualfrage  stattfinde ,  eine  Annahme ,  die 
dann  allein  schon  den  ganzen  Protest  als  hinfällig  erscheinen  lasse. 

2)  Der  Protest  versuche  es  sodann,  die  Bechtsgiltigkeit  der 
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Beschlüsse  dnrch  die  Incompetenz  der  Eifcfaengemeinde  von  folgen- 
den drei  Gesichtspunkten  aas  zu  bek&mpfen: 

a)  nach  der  Lehre  und  dem  Becbte  der  katholischen  Kirche; 

b)  nach  den  Grundsätzen  des  natürlichen  Rechtes; 

c)  nach  den  Bestimmungen  des  Staatsrechtes  und  der  züriche- 
rischen Gesetzgebung  insbesondere. 

Es  ergebe  sich  leicht,  dass  der  zweite  und  dritte  Punkt  we- 
sentlich auf  den  ersten  recurriren  und  daher  die  entscheidende  Frage 
die  sei,  ob  nach  dem  Rechte  und  der  Lehre  der  katholischen  Kirche 
der  Kirchgemeinde  die  Berechtigung  eines  Widerstandes  gegen  einen 
ihr  aufgelegten  Dogmenzwang  schlechtbin  abzusprechen  sei.  In  die- 
sem Falle  wurde  allerdings  eine  einen  solchen  Widerstand  etc.  zu 
Bechte  bestehend  anerkennende  staatliche  Gesetzgebung,  als  im  Wi- 
derspruche mit  den  Grundsätzen  der  katholischen  Kirche  resp«  als 
ein  Schutz  dieses  Widerstandes  von  Seiten  des  Staates  und  als  eine 
Verfolgung  der  katholischen  Kirche  erscheinen,  wesshalb  die  Dar- 
legung des  wahren  Sachverhaltes  nicht  ohne  alles  Interesse  sein 
möchte. 

Wenn  nämlich  der  Protest  mit  der  Berufung  auf  die  angeb- 
lich notorisch-katholische  Unterscheidung  der  lehrenden  und  der  hö- 
renden Kirche  in  dem  Sinne,  als  ob  dadurch  die  Rechtsgiltigkelt 
eines  solchen  Widerstandes  von  vornherein  abgeschnitten  sei,  so  sehr 
die  Sache  für  abgemacht  halte,  dass  er  schon  durch  den  Versuch 
dner  diesfallsigen  Begründung  seiner  Behauptung  einen  Zweifel  in 
die  Mnsicht  und  Erudition  einer  Regierung  auszusprechen  fürchte, 
so  bestätige  er  dadurch  nur  die  oben  begründet<e  Vermuthung,  dass 
bei  den  Protestirenden   ein  vollständiger  Mangel  in  der  richtigen 
Unterscheidung   der   ersten   Grundbegriffe   der   katholischen   Lehre 
stattfinde.    Nach  der  katholischen  Lehre,  wie  sie  in  jedem  Lehr- 
buche derselben  zu  finden  sei ,  habe  die  sog.  lehrende  Kirche  nicht 
etwa  das  Recht  der  hörenden  Dogmen  nach  ihren  Gutdünken  vor- 
zuschreiben, sondern  sie  habe  an  ihrer  Stelle  den  der  ganzen  Kirche 
anvertrauten  Glaubensinbalt  (depositum  fldei)  zu  bewahren  resp.  an 
der  dogmatischen  Ausgestaltung  derselben  mifcsuarbeiten.  Der  Glau- 
beoflinhalt  sei  der  ganzen  Kirche  anvertraut  und  fSr  die  Reinhaltung 
desselben  habe  die  Gesammtheit  der  Gläubigen,  der. Laie  so  gut  wie 
der  Priester,  der  einfache  Priester  so  gut  wie  der  Bischof  oder  der 
Papst  einzustehen.    Ein  allgemeines  Coneilium   sei  daher  für   den 
Katholiken  nur  desshalb  und  in  dem  Masse  eine  Autorität,  weil  es 
den  gemeinsamen  Glauben  der  ganzen  Kirche  zum  Ausdruck  bringe ; 
die  Alikatholiken  bekfanpfen  die  vaticanischen  Bedchlfisse  eben  dess*- 
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Imlb,  weil  diese  weder  der  Form  uoch  dem  Inhalte  nach  die  recht*- 
mässige  Autorität  eines  allgemeinen  Conciliums  darstellen ,  sondern 
dem  yerfassungsmässigen  und  nach  der  Ueberzcugung  der  Kircben- 
pflege  göttlich  gegründeten  Rechte-  der  katholischen  Kirche  einen 
willkürlichen,  menschlichen  Absolutismus  unterschieben.  Da  der 
Protest  auch  nicht  den  mindesten  Versuch  mache,  seine  notorisch 
falschen  Behauptungen  zu  beweisen,  so  erscheine  es  nicht  angezeigt, 
in  eine  weitere  Begründung  der  richtigen  Lehre  einzugehen  und  be- 
merke die  Eirchenpflege  nur,  dass  die  Heranziehung  so  unbedeuten- 
der und  yerschoUener  Autoritäten,  wie  die  im  Proteste  genannten 
katholischen  Theologen  [?  1]  seien,  sowie  die  protestantischen  Canonisten, 
die  man  doch  nicht  als  Zeugen  für  die  katholische  Lehre  auffuhren 
könne ,  allein  schon  den  erneuten  Beweis  geben ,  dass  der  Protest 
nicht  aus  einer  bewussteu  Erkenntniss  der  fötholischen  Lehre  ge- 
flossen sei. 

Was  in  zweiter  Linie  den  sogenannten  naturrechtlichen  Ge- 
sichtspunkt angehe,  so  ergebe  natürlich  die  richtige  katholische  Auf- 
fassung die  umgekehrte  Consequenz  von  derjenigen,  welche  der  Pro- 
test aus  der  schiefen  Auffassung  des  Begriffes  der  sog.  lehrenden 
und  hörenden  Kirche  ziehe.  Wohne  nach  der  üeberzeugung  der 
Kirchenpflege ,  der  den  G-esammtglauben  der  Kirche  wirklich  aus- 
drückenden Lehrautorität  unzweifelhaft  das  Kecht  bei ,  das  dissenti- 
rende  Individuum  von  der  Gemeinschaft  äusserlich  abzusondern,  so 
sei  auf  der  andern  Seite  ebenso  klar,  dass  wenn  die  die  Lehrautori- 
tät vertretenden  Individuen  ihrerseits  den  Boden  des  Glaubens  der 
Gesammtkirche  verlassen,  das  Becht  und  die  Pflicht  zur  Erhaltung 
desselben  auf  jeden  involvire ,  die  sich  im  Besitze  desselben  wisse 
und  dies  sei  eben  der  Fall  im  gegenwärtigen  Kampfe  der  Altkatho- 
liken gegen  die  vaticanische  Neuerung.  Dabei  wolle  die  katholische 
Kirchenpfiege  nicht  unterlassen  darauf  hinzuweisen ,  wie  der  Protest 
seine  unwahre  Stellung  sofort  auch  in  der  augenfälligen  Verdrehung 
der  Sachlage  bekunde ,  indem  er  diese  so  darstelle ,  als  solle  durch 
die  Beschlüsse  der  Majorität  der  Minorität  ein  Zwang  aufgelegt  wer- 
den, während  die  Majorität  zunächst  doch  nur  ihr  Recht  an  dem 
Mitgebrauche  der  Kirche  verlange  und  es  lediglich  auf  der  Massre- 
regel  der  infallibilistischen  Geistlichkeit  beruhe ,  wenn  wegen  dieses 
den  AltkathoUken  zustehenden  Mitgebrauches  auf  die  Benutzung  der 
Kirche  ganz  verzichtet  werde. 

Ebenso  einfach  ergebe  sich  endlich  drittens,  dass  der  Protest 
nur  vermöge  der  mangelnden  Erkenntniss  der  wahren  katholischen 
Lehre  die  bestehende  Gesetzgebung  für  sich  anrufen  könne.    Die  Ge« 
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setzgebang  nehme  die  katholische  Kirche  eo ,  wie  sie  vor  dem  18. 
Jnli  1870  gewesen  sei  t  vluA  wenn  die  Kirchenpflege  auch  zugeben 
iDQsse,  dass  factisoh  damals  jene  Grundsätze  fast  durchgehends  ge- 
handhabt worden ,  auf  denen  die  Infallibilitftt  beruhe ,  so  sei  doch 
zwischen  dem  factischen  Zustande  und  der  dogmatischen  Anerken- 
Duog  eines  missbräuchlicben  Zustandes  ein  weiter  Unterschied  und 
eben  der  Versuch  den  factischen  Missbrauch  zum  Dogma  in  der 
Kirche  zu  erheben,  sei  es,  der  die  Katholiken  zur  Besinnung  auf  ihr 
wahres  Becbt  gebracht  und  den  Widerstand  gegen  die  Infallibilität 
herausgefordert  habe.  Die  Qesetzgebung  habe  ihrerzeit  Katholiken 
and  katholische  Bischöfe  im  Auge  gehabt,  welche  ihr  Becht  noch 
nicht  an  einen  infallibeln  Papst  vergeben  gehabt  haben ;  eben  solche 
Katholiken  seien  es,  welche  jetzt  die  Majorität  der  Züricher-Gemeinde 
bilden.  Was  dann  endlich  das  massgebende  zürcherische  Becbt  be- 
treffe, so  begründe  dieses  ausdrücklich  die  (}ompetenz  der  Kirchen- 
pflege. AUervorderst  sage  Art  63.  der  Verfassung:  »die  evangelische 
Landeskirche,  sowie  die  übrigen  kirehliehen  Genossenschaften  ordnen 
ihre  CuUusverhaUnisse  sdbststmdig  unter  Aufsicht  des  Staates.€ 
Sodann  verweise  die  Kirchenpfiege  auf  §§.  1.  und  9.  des  Gemeinde- 
gesetzes; §.  9.  citire  bezüglich  des  Wirkungskreises  der  Kirchge*- 
meinden  die  speciellen  Gesetze  über  das  Kirchonwesen  und  g.  17. 
des  Gemeindegesetzes  constituire  eine  Kirchenpflege  zur  Besorgung 
dar  hirddiehen  und  Ärmensachen.  §.  85.  spreche  vom  Stimmrecht 
bei  Berathung  kirchlicher  Gegenstände ;  das  ausführende  Gesetz  über 
das  Kirchenwesen  des  Kantons  Zürich  spreche  in  §.  2.  vom  Bechte 
der  Glieder  der  Kirche  in  kirchlichen  Versammlungen  zu  rathen^ 
za  stimmen ,  zu  wählen  etc.  §,  166.  des  Kirchengesetzes  gebe  der 
Sri^gemeinde  das  Becbt,  innerhalb  der  Schranken  der  Verfassung 
Qüd  des  Gesetzes  ihre  kircMiehen  Angelegenheiten ,  soweit  sie  Ort« 
lieher  Natur  seien ,  zu  ordnen.  Die  Kürchgemeindsversammlungen 
haben  neben  der  Kircbenpflege  nach  §.  167.  Alinea  3.  die  Betugniss 
zor  Fe^seteung  der  gottesäiensUichen  Einrichtungen.  Die  Kirchen« 
pflege  habe  gemäss  §.  183.  auch  das  Hecht  Anfragen,  Wünsche  und 
Anträge,  die  sich  auf  das  Kirchenwesen  im  Allgemeinen  und  auf  die 
besonderen  Bedür&isse  der  Gemeinde  beziehen ,  zu  behandeln ;  sie 
habe  die  Aufsicht  über  die  Jugend  und  Kinderlehre,  Unterweisung 
Qod  Confirmandennnterricht.  Diese  Bestimmungen  des  reformirten 
Kirchengesetzes,  namentlich  §§.  173—205.  erkläre  §.  10.  des  ka- 
tholischen Kirchengesetzeis  ebenfalls  für  anwendbar  auf  die  katholi- 
schen Verhältnisse.  Jede  katholische  Kirchgemeinde  habe  eine  Ge- 
meindsversammlung, welche  die  in  ihren  Wirkungskreis  einschlagen- 
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den  Angelegenheitea  m  ordnen  befugt  sei.  Wenn  nnn  der  hier 
massgebende  Art.  63.  der  Verfassung  den  Eirehengenieinden  resp. 
den  kirchlichen  Qenossenscbatten,  die  in  dieser  Beziehung  gleichbe- 
rechtigt seien,  das  Recht  einräumen ,  ihre  Gultusyerhältnisse  selbst- 
st&ndig  zu  ordnen  und  die  Specialgesetze,  die  gegenwärtig  noch  gel- 
ten, äberall  von -der  Behandlung,  Regulirung  und  Beschlussfassnog 
der  Kirchgemeinden  in  kirchlichen  Angelegenheiten,  von  Festsetzung 
der  gottesdienstlichen  Einrichtungen  (§.  167.)  durch  die  Eircfage- 
meindsversammlung  sprechen ,  so  kOnne  dies  doch  wohl  keinen  an- 
dern Sinn  haben ,  als  dass  die  Gemeinden  befugt  seien ,  eine  Lehre, 
die  ihr  von  oben  herab,  obgleich  sie  auf  ganz  unrechtmässigem  Wege 
zu  Stande  gekommen  sei  und  allen  geltenden  Bestimmungen  des 
Eirchenrechtes  und  der  bisherigen  üebung  zuwider  aufoctroyrt  wer- 
den wollte,  zu  verwerfen  und  zu  erklären ,  dass  dieses  Dogma  und 
diese  neue  Lehre  nicht  f&r  verbindlich  erachtet  werde.  Seien  aber 
die  Qemeindegenossen  nicht  blosse  Heloten  der  Geistlichkeit  und 
stehe  ihnen  ein  Becht  der  Prüfung  zu ,  so  müsse  ihnen  auch  ein 
Recht  der  Verwerfung  vindicirt  werden ;  f&r  das  unumstOsslicbe  Recht 
der  Majorität  spreche  genügend  der  umstand ,  dass  zur  Zeit  der 
staatlichen  Anerkennung  der  hiesigen  katholischen  Kirchgemeinde 
das  Dogma  der  päpstlichen  Unfehlbarkeit  nicht  bestanden  habe; 
dass  diese  h(k)hst  staatsgef&hrliche  Neuerung  hier  ja  von  der  Regier- 
ung anerkannt  worden  sei,  behaupten  auch  die  Gegner  nur  insoweit, 
als  sie  sagen,  dieses  Dogma  liege  im  Princip  des  Katholicismns  aini 
sei  factisch  früher  schon  bestanden ;  die  Kirchenpfiege  bestreite  das 
feierlich,  die  Gegner  haben  einen  Beweis  dafür  nicht  geführt,  wohl 
aber  die  Altkatholiken;  die  zürch.  Regierung  sei  somit  in  vollem 
Rechte,  wenn  sie  diese  Neuerung  nicht  anerkenne  und  für  die  Zu- 
kunft verwerfe;  in  diesem  Falle  stehen  die  Recurrenten  durchaus 
ausserhalb  der  anerkannten  katholischen  Kirchgemeinde  und  künnen 
keine  Rechte  als  die  der  neuen  religiösen  Genossenschaften  bean- 
spruchen. Die  sog.  altkatholische  Mehrheit  sei  somit  das  Subject, 
dem  alle  der  katholischen  Kirchgemeinde  zustehenden  Rechte  zu- 
kommen. 

Die  Protestirenden  seien  durch  Annahme  der  Neuerung  aus 
derselben  ausgetreten  und  stelle  daher  die  Kirclienpflege  das  Gesuch, 
ihr  diese  Rechte  unter  Abweisung  des  Protestes  zu  verschaffen  uud 
die  Eingriffe  der  Gegner  in  dieselben  zu  hindern ,  überhaupt  das 
rechtliche  und  factische  Verhältniss  beider  Parteien  rechtlich  zu  re- 
guliren. 
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'Bß  kommt  in  Betracht: 

1)  Es  herrscht  kein  Streit  darfiber,  dass  die  Versa  mmlang  der 
katholischen  Kirchgemeinde  Zarich  nnd  Ausgemeinden  vom  8.  Jnni 
gem&ss  den  djesSUligea  gesetzlichen  Bestimmungen  einberufen  und 
abgehalten  wurde.  Es  handelt  sich  daher  nur  um  Beurtheilung  der 
Yoii  Seite  der  protestireuden  Minderheit  erhobenen  materiellen  Ein- 
wendungen gegen  die  Zulässigkeit  der  Yon  der  katholischen  Kirchge- 
nieindSYersammlung  gefassten  Baschlfisse. 

2)  Für  den  Entecheid  dieser  Fragen  kann  lediglich  die  2üroh. 
Verfassung  und  Gesetzgebung  massgebend  sein.  Die  Protestirenden 
berufen  sich  auch  selbst  auf  die  einschlägigen  Bestimmungen  der 
Verfassung  vom  18.  April  1869  sowie  auf  Bestimmungen  des  Ge«- 
setzes  betreffend  das  kathoIi|che  Kirchenwesen  vom  27.  Weinmonat 
1863  und  des  Gesetzes  betr.  das  Gemeindewesen  vom  25.  April  1866. 
Mit  Bezttg  auf  die  Stellung  der  Mehrheit  und  Minderheit  der  ka- 
tholischen Kirchgemeinde  zu  einander  und  zu  dem  zärch.  Staate  ist 
vor  Allem  zu  bemerken,  dass  alle  diese  Bestimmungen  älter  sind 
als  die  Bescblfisse  des  vaticanischen  Concils.vom  18.  Juli  1870  und 
dass  daher,  wenn  innerhalb  der  katholischen  Gemeinde  Spaltungen 
in  Folge  des  vaticanischen  Cioncils  entstanden  sind ,  f^v  den  zflrch, 
Staat  nur  die  katholischen  Gemeinden ,  wß  sie  durch  seine  Verfas- 
sung und  Gesetzgebung  vor  dem  vaticanischen  Goncil  gestellt  wor- 
den sind,  in  Betracht  können  kommen. 

3)  Durch  Art.  63.  der  Verfassung  wird  die  Glaubens-,  Cultus- 
und  Lekrfreiheit  gewährleistet,  zugleich  aber  auch  jeder  Zwang  gegen 
Gemeinden  ,  Genossenschaften  und  Einzelne  ausgeschlossen  und  im 
Uebrigen  bestimmt,  dass  die  kirchlichen  Genossenschaften  ihre  Cul- 
tnsverhältnisse  selbstständig  unter  Aufsicht  des  Staates  zu  ordnen 
haben.  Diese  Oberaufsicht  des  Staates  hat  sich  nun  aber  nicht  bloss 
etwa  mit  der  Sorge  dafüjr  zu  befassen,  dass  in  der  Ausübung  des  Cultus 
Nichts  gegen  die  Sittlichkeit  verstossendes  vorkomme ,  sondern  sie 
wird,  wenn  auf  der  einen. Seite  vom  Standpunkte  des  Staates  jeder 
Zwang  in  Glaubenssachen  ausgeschlossen  wird,  sich  auch  darauf  er- 
strecken müssen ,  dass  auch  von  anderer  Seite  kein  solcher  Zwang 
gegen  Zürcher.  Staatsangehörige  ausgeübt  werde. 

4)  Mit  dieser  für  den  Kanton  Zfb'ich  aUrin  massgebenden  Auf- 
fassang steht  nun  freilich  diejenige  der  Protestirenden,  nach  welcher 
9das  haienthum  Entscheidungen  in  Fragen  des  Glaubens  bloss  an- 
iFuhören  und  si^  denselben  jgu  unieraiehen  habe^€  in  grellem  Wider- 
spmeli.  Es  ergibt  sich  aus  den  Darstellungen  in  faci  B.  und  C.  selbst» 
daea  g^ade  in  diesen  Kragen  innerhalb  der  katholischen  Kir^^hger 
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meinde  Zürichf  wie  überhaupt  in  der  katnoliscfaen  Kirche  eine  Spal- 
tung besteht,  in  welche  einzumischen  der  zfirch.  Staat  nach  den  Be- 
stimmungen der  Verfassung  und  Gesetzgebung  keine  directe  Veran- 
lassung hat  Wie  im  üebrigen ,  so  ist  aber  auch  in  kirchlichen 
Angelegenheiten  die  Selbstständigkeit  der  Gemeinden  die  erste  Richt- 
schnur und  es  ist  auch  die  Autonomie  der  katholischen  Kirchge- 
meinden gegenüber  dem  Gesetze  vom  27.  Weinmonat  1863  in  Art^ 
64.  der  Verfassung  ausdrücklich  anerkannt.  Einer  Minderheit,  die 
durch  Anerkennung  der  Beschlüsse  des  yaticanischen  Concils  sich  auf 
einen  andern  Boden  gestellt  hat,  als  die  katholischen  Kirchgemein- 
den durch  die  staatliche  Verfassung  und  Gesetzgebung  gestellt  sind, 
kann  es  am  allerwenigsten  zukommen,  der  Mehrheit  gegenüber,  die 
auf  dem  iBoden  der  Verfassung  und  Gisetzgebung  stehen  geblieben 
ist,  das  Secht  Beschlüsse  zu  fassen,  zu  bestreiten;  es  kann  sich  na- 
mentlich auch  die  Tragweite  des  Art.  48.  der  Verfassung,  durch 
welche  die  Rechte  der  Minoritäten  in  den  Gemeinden  geschützt 
werden  sollen,  nicht  soweit  erstrecken ,  dass  dadurch  die  Majoritäten 
den  Minoritäten  zu  lieb  rechtslos  gemacht  und  wie  die  Protestiren- 
den  ausdrücklich  veriangen ,  aus  den  Genossenschaften  hinaus  ge- 
drängt werden  können. 

Der  Regierungsrath  . 
nach  Einsicht  eines  Antrages  der  Direction  des  Innern  beschliesst: 

I.  Es  sei  auf  den  Protest  des  Herrn  P£arrer  Reinhard  »Ns. 
der  gegen  die  Schlussnahme  vom  8.  Juni  Protest  einlegenden  Katholiken c 
und  des  Herrn  Pfarrhelfer  Bossard,  sowie  auf  ihr  Gesuch  um  Cas- 
sation des  citirten  Beschlusses  nicht  einzutreten. 

n.  Mittheilung  an  die  Herren  Pfarrer  Reinhard  und  Pforrhel- 
fer  Bossard,  sowie  an  die  katholische  Kirchgemeinde  Zürich. 

lU.  Es  wird  die  Direction  des  Innern  beauftragt,  dem  Regie- 
rungsrathe  Bericht  und  Antrag,  betreffend  Ordnung  der  Verhältnisse 
der  katholischen  Kirchgemeinde  zu  hinterbringen. 

Zürich,  den  5.  Juli  1873. 

Vor  dem  Regierungsrathe, 

der  Staatsschreiber: 

sig.  Keüer. 

Diesem  Entscheide  des  Regierungsrathes  fügt  die  Direction  des 
Innern  bei: 

Hierauf  wird  verfügt: 

Es  irird  den  Herren  Pfarrer  Reinhard  und  Pfarrhelfer  Bossard 
unter  Mittheilung  des  regierungsräthlichen  Beschlusses  eine  Frist 
von.  vier  Tagen,  yom  Tage  der  Mittheilung  an,  angesetzt,  um  eine 
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Erkttning  darüber  abangpeben ,  ob  sie  sich  noch  als  Geistliche  der 
katholischen  Kirchgemeinde  ZQrich  ,  wie  sie  vom  Regierungsrathe 
durch  seinen  Beschlass  Tom  5.  Juli  anerkannt  worden  sei,  be-* 
trachten. 

Zfirich,  den  8.  Jnli  1873.    y 

Für  die  Direction  des  Innern. 

Der  Secretär: 

sign.  Steiner, 

IV. 

Unter  Besuignahme  anf  Disp.  2.  des  Beschlusses  vom  5.  Jnli, 
durch  welchen  die  Direction  des  Innern  beauftragt  wird,  dem  Be^ 
gieningsrathe  Bericht  und  Antrag  betreffend  Ordnung  der  Verhält- 
nisse der  katholischen  Kirchgemeinde  in  Zürich  und  Umgebnng  za 
hinterbringen,  berichtet  dieselbe: 

1)  Der  Beschluss  vom  5.  Juli  sei  dem  Herren  Pfarrer  Reinhard 
and  Pfarrhelfer  Bossard  unter  Ansetzung  einer  Frist  von  vier  Tagen 
mitgetheilt  und  dieselben  aufgefordert  worden,  eine  Erklärung  darüber 
abzugeben,  ob  sie  sich  noch  als  Geistliche  der  katholißchen  Kirch* 
gemeinde  Zürich,  wie  sie  vom  Begierungsrathe  durch  Beschluss  vom 
5.  Juli  anerkannt  worden  sei,  betrachteu. 

Hierauf  habe  Herr  Bossard,  katholischer  Ffarrhelfer ,  nachdem 
er  die  »römisch-kaiholisehe  Kirche  mit  ihrem  canatiisehen  Rechte 
das  bisher  immer  in  Zürich  anerkannt  und  respeciirt  toorden  eei^t 
(ds  allein  eu  Recht  bestehende  Kirche  dargestellt  ^  folgende  Erklft* 
nmg  abgegeben:  Er  sei  von  der  zuständigen  geistlichen  und  welt- 
lichen Behörde  im  Jahre  1866  in  legaler  Weise  als  Ffarrhelfer  an 
4ie  katholische  Kirchgemeinde  von  Zürich  gewählt  worden,  als  Geist- 
licher der  rOmisch-katholischen  Kirche  an  die  römisch-katholische 
Gemeinde  in  organischem  Zusammenhang  mit  der  Hierarchie  (Papst 
Qnd  Bischof);  er  betrachte  sich  fort  und  fort  als  legalen  Pfarrgeist-« 
Beben  tfir  die  Katholiken  der  Pfarrei  Zürich  und  wahre  feierlich  alle 
seine  bezüglichen  Rechte.  Schliesslich  zeigt  er  an ,  dass  er  gegen 
den  Beschlass  vom  5.  Juli  an  den  Kantonsrath  recnrrirt  habe. 

Bezüglich  des  Herrn  Pfarrer  Reinhard  theilt  er  mit,  derselbe  befinde 
sich  aogenblieklicb  anf  einer  Reise,  könne  daher  die  Erklärung  nicht 
abgeben;  et  zweifle  aber  nicht  daran,  dass  auch  Herr  Reinhard  in 
3(»oer  Erklärung  mit  ihm  einig  gehe. 

2)  Schon  unterm  30.  Jnni  habe  die  katholische  Kirchenpflägci 
die  Mittheilung  gemacht ,  dass  Herr  Professor  Dr.  Michelis  v^on 
BrauDBberg  die  Functionen  des  Pfarramtes  soweit  möglich  angetreten 
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babe,  er  sei  audi  bereits  angegangen  worden,  eine  Taufe  vorzaneh- 
men  und  ^s  sei  voranszasehen,  dass  derartige  Oesnche,  sowie  solche 
um  Ciopalationen  and  Beerdigungen,  sich  wiederholen  würden.  Da 
aber  für  alle  solche  Functionen ,  sowie  zur  Führung  von  Gebarts-, 
Ehe-  und  Sterberegistem  die  regierungsr&thlicbe  Autorisation  noth- 
wendig  sei,  so  ersuche  die  Kircheopflege  diese  Verhältnisse  dadurch 
zu  reguliren,  dass  Herr  Prof.  Dr.  Micbelis  als  Verweser  der  katho- 
lischen Kirchgemeinde  Zürich  bestellt  werde. 

Es  kommt  in  Betracht: 

1)  Der  Begierungsrath  hat  seinen  Beschluss  Yom  5.  Juli  Yon 
dem  den  katholischen  Kirchgemeinden,  wie  den  staatlichen  Behörden 
durch  Verfassunc(  und  Gesetzgebung  angewiesenen  Standpunkt  aas 
aufgefasst.  Es  ist  den  beiden  Geistlichen  der  katholischen  Kirchge- 
meinde Zürich  Gelegenheit  gegeben  worden,  sich  darüber  zu  erklären 
wie  sie  sich  zu  der  durch  jenen  Beschluss  anerkannten  Kirchgemeinde 
von  Zürich  stellen  wollen. 

2)  Herr  Pfarrer  Beinhard  hat  wegen  Abwesenheit  seine  Er- 
klärung nicht  abgeben  können;  Herr  Pfarrhelfer  Bossard  dagegen 
hat  eine  Erklärung  abgegeben,  aus  welcher  hervorgeht,  dass  er  die 
durch  Verfassung  und  Gesetzgebung  dem  Staate  angewiesene  Stel- 
lung gegenüber  der  katholischen  Kirche  nicht  anerkenne. 

8)  Hinsichtlich  der  Stellung  des  Herrn  Pfarrer  Beinhard  ist 
abzuwarten  bis  derselbe  zurückgekehrt  und  die  von  ihm  abverlangte 
Erklärung  eingegangen  sein  wird,  Herr  Pfarrhelfer  Bpssard  dagegen 
kann  unter  vorliegenJbn  Verhältnissen  vor  Allem  nicht  mehr  als 
Geistlicher  einer  Gemeinde  betrachtet  werden ,  deren  durch  Verfas- 
sung und  Gesetzgebung  (Art.  64.  der  Verfassung  und  >§g.  9.  und  10. 
des  Gesetzes  betr.  das  katholische  Kirchenwesen)  gegebene  Stellung 
er  nicht  anerkennt  und  von  der  er  sich  selbst  durch  verschiedene 
Akte  losgelöst  hat. 

4)  Von  der  katholischen  Kirchpfiege  Zürich  ist  darum  nachge- 
sucht worden,  dass  der  Begierungsrath  zur  Zeit  einen  Pfarrverweser 
bestelle  und  es  ist  von  ihr  hiefür  auch  ein  Vorschlag  gemacht  wor- 
den. Zu  einer  derartigen  provisorischen  Besetzung  der  Pfarrverwe- 
serstelle ist  der  Begierungsrath  nach  §.  19.  des  Gesetzes  betreffend 
das  katholische  Kirchenwesen  competent  und  er  hat  keinen  Grund 
den  Vorschlag  der  Gemeindskircbenpfiege  zurückzuweisen,  vorbehalt- 
lich der  Anordnung  einer  definitiven  Wahl,  welche  nach  Art.  64. 
der  Verfassung  den  Gemeinden  zusteht,  wie  auch  die  Gemeinden 
Dietikon  und  Winterthur  bereits  ihre  V^ahlen  getroffen  haben. 
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Der  Begierangsrath, 
nach  Einsicht  eiiies  Antrages  der  Direction  des  Innern  bescliliesst : 

I.  Von  der  Erklärung  des  Herrn  Pfarrhelfer  Bossard  ist  Vor* 
merk  zu  nehmen ,  derselbe  kann  als  Geistlicher  an  der  katholischen 
Eirebgemeinde  Zürich  und  Umgebung,  wie  sie  durch  zürcherische 
Terhssong  und  Gesetz  gegeben  ist,  nicht  mehr  anerkannt  werden 
and  ist  dieser  Stelle  enthoben. 

n.  Von  Herrn  Pfarrer  Beinhard  ist  ebenfalls  eine  diesflUlige 
&klinmg  einzuziehen. 

m.  Als  Pfamrerweser  der  katholischen  Kirchgemeinde  Zürich 
wird  für  einstweilen  Herr  Professor  Dr.  Michelis  von  Braunsberg  bestellt 
Qod  die  Besoldung  desselben  auf  Frcs.  2200  festgesetzt. 

IV.  Die  Direction  des  Innern  ist  beauftragt ,  dafür  zu  sorgen, 
im  die  Cüvilstandsregister  einer  geeigneten  Persönlichkeit  zur  Füh- 
nmg  übergeben  werden. 

y.  Mittheilung  an  die  katholische  Eirchenpflege  Zürich,  Herren 
Pfarrhdfer  Bossard ,  an  die  Finanzdirection  und  die  Direction  des 
loaem  zur  Vollziehung. 

Zürich,  den  19.  Juli  1873. 

Vor  dem  Begierungsrath. 

Der  Staatsschreiber: 

sign.  Keller. 

V, 

Die  Direction  des  Innern  berichtet ,  sie  habe  unterm  8.  Juli 
im  bisherigen  Pfarrer  der  katholischen  Kirchgemeinde  Zürich,  Herrn 
Heiohard,  gleichzeitig  mit  Herrn  Pfarrhelfer  Bossard  von  dem  Be- 
schlüsse des  Begierungsrdthes  vom  b.  Jnli  Mittheilung  gemacht  und 
<lemselben  ebenfalls  unter  Ansetzung  einer  Frist  von  vier  Tagen  eine 
Brklänm^  darüber  abgefordert,  ob  er  sich  noch  als  Geistlicher  der 
btholischen  Gemeinde  Zürich,  wie  diese  durch  regierungsräthlichen 
BeseUuss  vom  5.  Juli  anerkannt  worden  sei,  betrachte ;  auf  die  Em* 
pbogsbescheinigung  für  den  Beschluss  sei  von  Herrn  Bossard  die 
Hittheilung,  dass  Herr  Beinhard  für  einige  Wochen  abgereist  sei, 
^  es  aber  fEür  Herrn  Bossard  unzweifelhaft  erscheine ,  dass  Herr 
Seinhard  gleich  ihm  gegen  den  Beschluss  des  Begierungsrathes  vom 
^.  Jali  Protest  erheben,  resp.  denselben  nicht  anerkennen  werde,  ge- 
trieben worden.  Unterm  26.  Juli  sei  von  der  Direction,  nachdem 
Ton  dem  Präsidenten  der  katholischen  Kirchenpflege  Zürich  die  An** 
zeige  erfolgt  sei,  dass  Hr.  Pfarrer  Reinhard  wieder  in  Zürich  weile, 
Jie  AnlTorderang  zur  Erklärung  erneuert  worden ,  bis  zur  Stunde 

5* 


68         Mayer,    Die  Einführung  des  Mtha;(holici9mu8  in  Zürich. 

aber  ohne  Erfolg.  Inzwischen  seien  in  den  öffentlichen  Blättern  der 
Stadt  Lyon,  wo  Herr  Reinhard  sich  aufhalte,  unwahre  und  aufrei- 
zende Darstellungen  über  die  Vorgänge  in  der  katholischen  Kirchge- 
meinde Zürich  und  die  von  den  Behörden  gefassten  Beschlüsse  er- 
schienen und  worunter  namentlich  ein  von  Herrn  Reinhard  selbst 
unterzeichneter  Aufruf  für  Spendung  von  Ueldem  zur  Errichtung 
einer  neuen  katholischen  Kirche  in  Zürich,  begründet  vorzugsweise 
darauf,  dass,  wenn  man  den  Katholiken  in  Zürich  nicht  zu  Hülfe 
komme,  diese  grosse  Qefahr  laufen,  den  Qlauben  zu  veriieren,  oder 
den  Gottesdienst  der  Ketzer  oder  des  abtrünnigen  preussischen  Prie- 
sters besuchen  zu  müssen.  Von  der  Directipn  sei  übrigens  das 
schweizerische  Consulat  in  Lyon  darum  angegangen  worden,  befSrder- 
derlich  die  Blätter,  in  welchen  offenbar  durch  Hrn.  Reinhard  oder 
wenigstens  auf  seine  Veranlassung  die  Vorgänge  in  der  katholischen 
Kirchgemeinde  Zürich  und  die  Beschlüsse  und  Verfügungen  der  Kan- 
tonalbehörden besprochen  worden  seien ,  ihr  zu  übersenden.  Zur 
Zeit  könne  für  weiteres  Vorgehen  der  im  »Courier  fran9ais€  erschie- 
nen Aufruf  des  Herrn  Reinhard  sammt  der  Redactionseinleitung  ge- 
nügen, in  welch'  letzterer  es  heisse,  »der  katholische  Cultus  sei  in 
Zürich  durch  ein  doppeltes  Attentat  begangen  gegen  die  Religion 
und  gegen  das  Eigenthum,  unterdrückt  worden.«  Mit  nachträglicher 
Eingabe  vom  7.  August  erklärt  Herr  Reinhard,  *er  kenne  nur  eine 
katholische  Kirche^  die  durch  den  Verband  mit  dem  Episcopat  und 
dem  Primat  in  Rom  zu  einem  grossen  Ganzen  zusamrnengehalten 
sei,  -—  er  bedaure  sehr,  dass  der  Regierungsrath  für  eine  Secte  Par- 
tei nehme,  welche  die  Autorität  der  Kirche  läugne  etc.« 

Es  kommt  in  Betracht: 

1)  Herr  Pfarrer  Reinhard  hat,  nachdem  er  mit  Herrn  Bossard 
einen  Protest  gegen  den  Beschluss  der  Kirchgemeinde  vom  8.  Juni 
eingegeben,  die  katholische  Kirche  verlassen ,  sich  dann  von  Zürich 
wegbegeben,  ohne  weder  der  Kirchenpflege  noch  der  staatlichen  Auf- 
sicbtsbehörde  davon  Kenntniss  gegeben  und  dafür  gesorgt  zu  haben, 
dass  die  im  obliegenden  Pflichten  auf  eine  den  Verhältnissen  ent- 
sprechende Weise  erfüllt  werden  können. 

2)  Schon  durch  sein  Auftreten  in  Lyon  ist  hinlänglich  darge- 
than  t  dass  derselbe  die  gefassten  Beschlüsse  in  keiner  Weise  an- 
erkennt. 

3)  Durch  seine  Erklärung  die  Herr  Reinhard,  seit  er  von  Lyon 
zurückgekehrt  ist,  abgegeben  hat,  zusammengehalten  mit  seinem  ge- 
meinsam mit  Herrn  Bossard  abgegebenen,  ebenso  mit  dem  von  ihnen 
provocirten  Proteste  der  bischöflichen  Curie  in  Ghur  beurkundet  der- 


Aktenstücke  über  die  Einführung  des  AUkath.  in  Zürich  (1873.)      69 

selbe,  dass  er  weder  Rechte  der  Gemeinde  noch  des  Staates  in  ka- 
tholischen Eirchenangelegenheiten  anerkenne. 

Der  Begierungdrath, 
nach  Einsicht  eines  Antrages  der  Direction  des  Innern,  beschliesst: 

1)  Von  der  Erklärung  des  Herrn  Reinhard  wird  Vorinerk  ge- 
nommen. Durch  diese  Erklärung  hat  Herr  Reinhard  sich  der  Stelle 
eines  Geistlichen  an  der  katholischen  Kirchgemeinde  Zürich  und  Um- 
gebang,  wie  dieselbe  durch  Verfassung  und  Gesetz  constituirt  ist, 
begeben  and  es  ist  daher  diese  Stelle  erledigt. 

2)  Mittheilnng  an  die  katholische  Kirchenpflege  Zfiricli ,  an 
Herrn  Reinhard  und  an  die  Direction  des  Innern ,  sowie  der  Finan- 
zen zur  Vollziehung. 

Zärich,  den  9.  August  1873.  ' 

Vor  dem  Regierungsrath. 

Der  Staatschreiber: 

sign.  Keller. 

Auf  Grund  dieser  Entscheidung  des  Regierungsrathes  be- 
schliesst die  (alt)katholische  Kirchenpflege  den  18.  August  dem 
Herrn  Pfarrer  Reinhard  die  Pfarrwohnung  auf  Kircinveih  (St.  Filix 
und  Regula  11.  September)  zu  künden  und  ihm  sofort  Inventar, 
Pfarrbücher,  Archiv,  Gesetzsammlung,  Siegel  etc.  abzufordern  und 
daröber  einen  »Verbalprocess«  aufzunehmen. 

'  VI. 

An  den  hohen  Kuntonsraih  des  Kaittons  Zürich. 

Hochgeehrtester  Herr  Präsident! 
Hochgeehrteste  Herrn  Kantonsräthe ! 

Die  Unterzeichneten  sehen  sich  in  die  unangenehme  Lage  ver* 
setzt,  mit  gegenwärtiger  Eingabe  beim  hohen  Kantonsräthe  Zürich 
Beschwerde  gegen  eine  Schlussnahme  zu  erheben,  die  in  Sachen  der 
btholischen  Kirchgemeinde  Zürich,  der  hohe  Regierangsrath  unterm 
5.  Juli  abbin  erlassen  bat» 

Unterm  8.  Juni  vorhin  hatte  nämlich  die  katholische  Kirch« 
gemeinde  Zürich  beiliegende  Beschlüsse  gefasst.  (Vid.  Beils^e  1.) 

Gegen  diese  Beschlüsse  wurde  den  21.  Juni  daraufhin  von  den 
Unterzeichneten  der  Recurs  an  den  hohen  Regierungsrath  ergriffen, 
nnd  mit  demselben  das  Gesuch  um  Cassation  fraglicher  Beschlüsse 
verbanden.  Wir  legen  die  betreffende  Recursschrift  ihrem  vollem 
Wortlaute  nach  hier  ebenfalls  bei.    (Beil  2.) 
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Der  hohe  Begierungsrath  wies  aber  mittelst  angerufener  Schlass- 
nahme  vom  5.  Juli  unser  Begehren  ab,  indem  er  erkannte: 

»Es  sei  auf  den  Protest  des  Herrn  Pfarrer  Reinhard  »»Namens 
der  gegen  die  Schlussnahme  vom  8.  Juni  Protest  einlegenden 
Katholiken  «c  und  der  Herr  Pfarrhelfer  Bossard,  sowie  auf  ihr 
Gesuch  um  Cassation  des  citirten  Beschlusses  nicht  einzu- 
treten, c 

Diese  Schlussnahme  wurde  uns  zuerst  in  einer  Ausfertigung 
mit  Datum  vom  8.  Juli  und  sodann  unterm  17.  Juli  in  einer  ver- 
vollständigten Ausfertigung,  die  das  Datum  vom  5.  Juli  trägt,  zu- 
gestellt.   (Beil.  3.  und  4.) 

Indem  wir  nun  gegen  diese  Schlussnahme  Beschwerde  erheben, 
haben  wir  vor  Allem  nur  das  Verfahren  zu  ragen ,  *das  Angesichts 
unseres  Protestes  und  Becurses  gegenüber  uns  eingehalten  wor- 
den ist 

Wo  immer  die  Rechtspflege  gehörig  geordnet  ist,  da  hat 
der  in  einer  streitigen  Angelegenheit  gege^  den  Beschluss  oder  die 
Verfügung  einer  unteren  Behörde  oder  Gemeindeversammlung  recht- 
zeitig ergriffene  Becurs  Suspensivefiect. 

Dieser  Grundsatz  gilt  auch  im  Eanton  Zürich ,  und  hat  hier 
schon  dadurch  gesetzliche  Anerkennung  erhalten,  dass  das  Gesetz 
den  Becurs  als  BecUsmiUel  förmlich  einführt^  und  zwar  bezüglich 
von  Gemeindebeschlüssen  im  §.  106.  des  Gesetzes  über  das  Ge- 
meindewesen. 

In  unserer  Angelegenheit  aber  wurdrund  wird  von  deren  definiti- 
ven Erledigung  der  Status  quo  ante  einseitig  und  vollständig  verändert. 

Die  Genossenschaft,  Welcher  die  katholische  Kirche  in  Zürich  seiner 
Zeit  übergeben  worden,  ist  die  katholische,  und  darum  mit  JPapst  und 
Bischof  in  Verbindung  stehende  Gemeinde  daselbst.  Dieser  Ge- 
meinde wurden,  durch  Wahl  ab  Seiten  der  Regierung  und  Inschöf- 
lieher  Admissian,  die  Unterzeichneten  ^als  Pfarrgeistliche  gesetzt,  und 
zwar  selbstvei*ständlich  mit  allen  denjenigen  Befugnissen,  welche  nach 
den  Gesetzen  der  katholischen  Kirche  mit  solchen  kirchlichen  Stel- 
len verbunden  sind.  Wir  brauchen  kaam  zu  bemerken ,  dass  nach 
diesen  Gesetzen  ohne  Einwilligung  des  betreifenden  Pfarramtes,  aus- 
ser dem  Bischöfe  und  die  von  demselben  Bevollmächtigten,  kein 
katholischer  Priester  berechtiget  sei,  in  einer  ihm  nicht  zngetheilten 
Gemeinde  oder  Kirche  pfarramtliche  Verrichtungen  vorzunehmen  oder 
Gottesdienst  zu  halten  (c.  1.  Clem.  (V.  7.) ;  Congil.  Trid.  Sess.  XXIV 
c.  4.  de  BcForm.)  Es  mnsste  das  auch  ohne  positive  Gesetsgebang 
und  zwar  bei  den   Protestanten    wie   bei  den  Katholiken ,   so   sein- 
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Oder  wohin  würde  es  fflhren,  wenn  jeder  Oeistlictae   beliebig  in  den 
Wirkungskreis  des  Andern  sich. eindrängen  kannte? 

Nnn  hatte,  ohngeachtet  des  gegen  die  Beschlüsse  der  Eircbge- 
meiode  rom  8.  Juni  ergriffenen  Recursea  und  ohne  Anfrage  beim 
Ffarramie.^  die  Mehrheit  der  Kirchenpflege  über  die  katholische 
Kirche  in  Zürich  in  der  Weise  verfQgt ,  dass  dem  fremden  Priester 
Dr.  Miehelis  zur  Abhaltung  des  Gottesdienstes  eingeräumt  ward 
imd  whd. 

Die  Verfügung  erfolgte  sodann  /nf  Ouneten  der  Mehrheit  der 
Surehgemeinde  vom  8.  Juni.  Es  wurde,  mit  anderen  Worten,  durch 
diese  Verfügung  die  Benutzung  der  katholischen  Kirche  in  Zürich 
einer  Anzahl  von  Personen  überlassen,  die  einem  Olaiibensentscheide 
des  in  der  katholischen  Kirche  bestehenden  Lehramtes  die  Aner- 
kennnng  verweigert  und  sich  von  Papst  und  Bischof  losgesagt  und 
daher  zu  der  kirchlichen  Gemeinschaft  gar  nicht  mehr  gehören^  wel- 
cher die  in  Frage  stehende  Kirche  zur  Zeit  übergeben  worden  war. 

Dnreh  die  wirkliche  Abhaltung  des  Gottesdienstes  (Darbringung 
des  hl.  MesBopfers)  durch  einen  sog.  ^aUkaiholischen*  Priester,  als 
welchen  Dr.  Miehelis  sich  bekennt ,  wurde  endlich  nach  den  An- 
schaaungen  und  Lehren  der  katholischen  Kirche  die  Kirche  profa- 
nirt  und  es  bleibt,  in  Folge  gleicher  Anschauungen  und  einer  be- 
stimmten Weisung  des  bischöflichen  Ordinariats ,  deren  Benutzung 
vor  der  Hand  fSr  die  Katholiken  eine  moralische  Unmöglichkeit,  So 
tut  man  denn  auch  —  und  zwar  noch  vor  erledigtem  Recurs  — 
die  KathoHken^  f9r  welche  dio  Kirche  hergegeben  war,  aus  dersel- 
ben ^«ti^altoam  geworfen  und  mit  denselben  auch  die  IVtes^,  die 
an  gleicher  Kirche  von  geistlicher  und  welüicher  Obrigiceit  ange- 
stellt worden  waren. 

Gegen  die  Verfügung  der  Kirchenpflege  hatten  wir  zwar  sofort 
Protest  erhoben,  ujid  das  sowohl  bei  dieser  Kirchenpflege  selber,  ids 
N  Herrn  Dr.  Miehelis,  als  endlich  beim  tit.  Bezirksstatthalter  von 
Zörich  and  zwar  unter  Hinweisung  auf  die  Folgen  des  von  der 
Kirchgemeinde  intendirten  Vorgehens  und  unter  Berufung  auf  die 
Bestimmungen  der  in  der  katholischen  Kirche  geltenden  Gesetzge- 
bnng,  und  den  staatlichen  Schutz,  der  dem  erwählten  Pfarrer  seiner 
Zeit  bei  der  Installation  zugesagt,  und  schon  durch  den  Emennuugs- 
ikt  beurkundet  wordeu  ist.  Allein  durch  eine  Weisung  des  tit. 
Statthalteramtes  vom  28.  Juni  (Beil.  5.)  war  die  Verfügung  der 
Kirchenpflege  aufrecht  erhalten  worden  und  Tags  darauf  hielt  in 
<ier  katholischen  Kirche  Zürichs  Dr.  Miehelis  seinen  Gottesdienst. 

Aber  noch  mehr!    Mit  der  ersten  Kenntnissgabe  vom  regio- 
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ruDgsräthlichen  Beschlüsse  vom  5.  Jali  wurde  auch  die  Verfügung 
zur  Kenntniss  gebracht:  »Es  sei  den  Herren  Pfarrer  Beinhard  und 
Pfarrhelfer  Bossard  unter  Mittheilung  des  regierungsräthlichen  Be- 
schlusses eine  Frist  von  vier  Tagen,  vom  Tage  der  Mittheilang  aa, 
angesetzt^  um  eine  Erklärung  darüber  abzugeben  ,  ob  sie  sich  noch 
als  Geistliche  der  katholischen  Kirchgemeinde  Zfirich ,  wie  sie  vom 
Begierungsrathe  durch  s^en  Beschluss  vom  5.  Juli  anerkaimt  wor- 
den sei,  betrachten.c 

Zur  Zeit  der  Mittheilung  dieser  Beschlüsse  war  der  Pfarrer 
auf  einer  Reise  abwesend ;  der  anwesende  Piarrhelfer  aber  beantwor- 
tete obige  Anfrage  sofort  mit  der  Erklärung,  dass  er,  weil  als  Pfarr- 
helfer gehörig  gewählt,  sich  allerdings  noch  als  solchen  betrachte, 
wenn  er  auch  die  Beschlüsse  der  katholischen  Kirchgemeinde  vom 
,8.  Juni  nich  anerkennen  könne. 

Gleichzeitig  gab  Pfarrhelfer  Bossard  beim  tit.  Präsidenten  des 
Kantonsratbes  die  Erklärung  ab,  dass  Beschwerdeführer  gegen  die 
in  Frage  liegende  regierungsräthliche  Schlussnahme  vom  5.  Juli  den 
Becurs  an  den  hohen  Kantonsrath  ergreifen  werden.  (Beil.  6.) 

Und  nun  -*-  wiederum  ehe  die  obwaltende  Angelegenheit  de- 
finitiv entschieden  ist  -^  erliess  mit  Rücksicht  auf  die  ihm  von 
Pfarrhelfer  Bossard  zugekommene  Erklärung  der  h.  Regieiiingsrath 
unterm  19.  Juli  die  Erkenntniss: 

1)  »Es  sei  von  der  Erklärung  des  Herrn  P&rrhelfer  Bosaard  Vor- 
merk zu  nehmen;  als  Geistlicher  der  katholischen  Eircbge- 
meinde  Zürich  könne  derselbe  nicht  mehr  anerkannt  werden, 
und  er  sei  der  Stelle  enihoben.€ 

2)  »Als  Pfarrverweser  wird  für  einstweilen  Herr  Dr.  Michelis  be- 
stellte   (Beil.  7.) 

Beklagen  die  Unterzeichneten  sich  über   das  in  obwaltender 
Angelegenheit  gogen  sie  eingehaltene  Verfahren  als  ein  solches,  das 
nicht  nur  von  jeder  bisanhin  bekannten  Bechtstheorie«  sondern  aucb 
von  der  bestehenden  Gesetzgebung  des  Kantons  Zürich  und  der  in 
allen  civilisirten  Ländern   herrschenden  Praxis  als  ein  vef^werfliches 
bezeichnet  wird,  —  so  geht  ihr  Gesuch  in  der  Hauptsache  dabin: 
Wolilsie  möchten 
1)  in   Abänderung  des  regierungsräthlichen  Beschlusses   vom  5* 
Juli  den  Protect  des  Pfarrers  Reinhard  »Namens  der  gegen  die 
Schlussnahme   der  katholischen   Kirchgemeinde  Zürich    vom  B. 
Juni  1873  Protest  einlegenden  Katholiken«  und  des  PfarrbeHer 
Bossard,  sowie  deren  Gesuch  um  Gassation  der  citirten  Schluss- 
nahme für  begründet  erklären  und  in  Folge  dessen  diese  Schluss- 
nahme annulliren; 
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2)  ebenso  den  Beschluss  des  hohen  Kegierangsrathes  vom  19.  Jnli, 
betreffend  Enthebung  des  PfarrheUers  Bossard  ron  seiner  Stelle 
als  Pfarrhelfer,  aufheben. 

Anbelangend  die  Campetena  des  b.  Kantonsrathes ,  in   vorlie« 
gendes  Gesuch  einzutreten,  so  kann  diese  nicht  zweifelhaft  sein ,  her- 
sagt doch  der  Art.  31.  der  zürcherischen  Staatsverfassung  vom  Jahre 
1869 :     »Dem  Kantoxisrathe  kommt  zu : 
4)  »die  üeberwachung  der  gesammten  Landesverwaltung  und  der 
Bechtspfiege,  sowie  die  Entscheidung  der  Conflicte  zwischen  der 
vollziehenden  und  richterlichen  Gewalt,  c 

Was  aber  die  materielle  Begründung  ihres  Gesuches  anbe« 
langtt  so  berufen  die  Unterzeichneten,  um  Wiederholungen  zu  vcr* 
meiden,  sich  vorab  auf  Dasjenige,  was  sie  in  ihrer  bereits  erw&hn« 
ten  und  hier  beigelegten  Becursschrift  vom  21.  Juui  und  theilweise 
auch  oben  diessfalls  geltend  gemaclit  haben. 

Den  daherigen  Erörterungen  gegenüber  vermögen  die  Motive, 
welche  der  Begierungsschlussnahme  vom  5.  Juli  unterliegen ,  diese 
Schlossnahme  in  keiner  Weise  zu  rechtfertigen,  und  das  um  so  we- 
niger, als  sie  theilweise  von  Anschauungen  und  Voraussetzungen 
aasgehen,  die  offenbar  irng  sind. 

So  geht,  zufolge  seinem  zweiten  Erwfigungsgrunde,  der  h.  Be* 
gierungsrath  von  dem  Satze  aus,  für  den  Entscheid  der  vorwfirfigen 
Fragen  kOnne  ^lediglieh  die  aüreherische  Verfassung  und  Ge^ 
ietegebung  massgebend  sein.€  Es  ist  dieses  nicht  einmal  insoweit 
richtig,  als  es  sich  um  die  Frage  handelt ,  ob  und  in  wieweit  im 
Kanbm  Zärich  die .  kaiholische.  Confession  gesetzlicheil  Schutz  ge- 
niesseP  Denn  selbst  bezüglich  dieser  Frage  fällt  auch  der  Art.  44. 
der  schweizerischen  Bundesverfassung  in  Berücksichtigung ,  wenn  er 
bestimmt:  *Die  freie  Ausübung  des  Gottesdienstes  ist  deti  ancr- 
iannien  christlichen  Gonfessianen  im  ganzen  Umfange  der  Eidge^ 
nossensehaft  gewiArleistet.t 

Noch  wenige  kann  die  zürcherische  Verfassung  und  Gesetz- 
gebung bezüglich  der  Frage  massgebend  sein,  was  man  unter  »Ä»i* 
(koUsdit  zu  verstehen,  oder  was  der  »Katholikc  als  solcher  zu  glau- 
ben  habe?  Hier  ist  einzig  und  allein  die  Lehre  der  katholischen 
Kirche  massgebmd,  wie  sich  dieselbe  durch  den  Mund  des  in  der* 
selben  aufgestelUeti  Lehramtes  verkündet.  In  der  That  enthält  auch 
die  zürcherische  Verfassung  und  Gesetzgebung  bezüglich  des  »£a« 
Oiolieismus€  nirgends  eine  Definition,  noch  stellt  sie  für  die  Katho* 
hken  ein  GlaubensbdcemUniss  auf. 

Wenn  der  b.  Regieruugsrath  auf  heblich  macht,  dass  die  Un- 
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terzeichneten  zur  Begründung  ihres  Recurses  sich  selber  anf  Verfiis- 
sung  und  Gesetze  des  Kantons  Zürich  berufen  ^  so  werden  Wohlsie 
aus  demselben  unschwer  entnommen  haben,  dass  Solches  gerade  und 
einzig  und  allein  aus  dem  Grunde  geschehen ,  um  den  Nachweis  zu 
leisten,  datss  Verfassung  und  Gesetzgebung  des  Kantons  Zfirich  in 
die  Verfassung,  das  Glaubensbekenntniss  und  die  Gesetzgebung  der 
katholischen  Kirche  sich  nicht  einmisehen  ufoUen. 

Unrichtig  ist  sodanu  auch  die  fernere  Annahme ,  dass  durch 
die  Beschlüssö  des  vaticanischen  Goncils  vom  18.  Juli  1870  den 
h*ühern  Zustand  der  katholischen  Kirche  alterirt  worden  sei.  Die 
Kirchenverfctssung  "^xkrie  nicht  verändert,  und  wenn  das  Concil  die 
bezüglich  der  päpstlichen  UnfeJUbarkeit  aufgeworfene  Frage  in  ge- 
schehener Weise  beantwortete ,  so  hat  es ,  nach  den  in  der  katho* 
lischen  Kirche  geltenden  Grundsätzen ,  in  campeientcr  Stdluftg  ge- 
handelt. Diese  Competenz  ist ,  so  lange  die  Hoffnung  waltete ,  es 
werde  seinen  Entscheid  im  entgegengesetzten  Sinn  abgeben,  ihm  un- 
seres Wissens  auch  nie  bestritten  worden;  und  wie  im  Staate  der 
Richter  durch  seinen  Spruch  kein  neues  Recht  schafft ,  sondern  nur 
erklärt^  was  Gesetz  und  Herkommen  wollen,  so  schafft  auch  ein  Con- 
cilium  keinen  neuen  Glaubeussatz,  wenn  es  hinsichtlich  einer  Lehre, 
bezüglich  deren  Streit  entstanden,  eine  Entscheidung  fällt.  ^ 

Im  dritten  und  vierten  Ergänzungsgrunde  beruft  der  h. 
Regierungsrath  sich  endlich  auf  den  Art.  63.  der  zfirch.  Verfassung, 
gemäss  welchem  in  Glaubens-  und  Cultussachen  jeder  Zwang  ausge- 
schlossen und  zugleich  bestimmt  werde,  duss  die  kirchlichen  Genos- 
senschaften .ihre  Cultusverhältnisse  settstständig  unter  Oberau&icht 
des  Staates  zu  ordnen  haben  und  findet  dann ,  dass  mit  diesen  Be- 
stimmungen die  Auffassung  der  Unterzeichneten,  nach  weldier  »das 
Laienthum  Entscheidungen  in  Fragen  des  Glaubens  hlos  anmdiören 
und  sich  derselben  zu  untersiehen  habe,€  in  grellem  Widerspruch 
stehe. 

Allein  einen  solchen  Widerspruch  vermögen  wir  nicht  wahr- 
zunehmen. 

Es  will  von  unserer  Seite  Niemand  gezwungen  werden,  zu  die- 
ser oder  jeher  Glaubensgenossenschaft  sich  zu  bekennen ,  oder  diese 
oder  jene  Glaubenslehre  anzunehmen ;  aber  wer  die  Lehren  der  &a- 
tholischen  Kirche  verwirft ,  der  ist  entweder  ein  Katholik  gewesen, 
oder  hat  aufgehört,  es  zu  sein.  Hinwiederum  kann  da,  wo  Olan- 
bens-,  Cultus-  und  'Lehrfreiheit  garantirt  ist,  Niemanden  verwehrt 
werden,  sich  mit  Anderen  zu  einer  Genossenschaft  zu  vereinigen,  die 
zu  den  Lehren  der  kathelischen  Kirche  sich  bekennt 
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Wenn  daher  seiner  Zeit  eine  solche-  Genossenschaft  sich  in 
Zärich  eine  Kirche  und  die  zum  Unterhalte  der  erforderlichen  Prie- 
sterschaft  nothwendigen  Fonds  erworben,  jetzt  aber  Solche,  die  a/us 
der  hUhalischen  Kirche  gäretcn,  diese  Objecto  für  sich  in  Ansprach 
nehmen,  so  wird  gerade  durch  diese  Präiensionen  ein  nach  Verfas- 
anng  und  Oesetz  unstäässiger  Zwang  intendirt. 

In  der  Yer?ollständigten  Ausfertigung  der  regiemngsrftthlichen 
Scblassnahme  vom  5.  Juli  werden  auch  die  Einreden  angefahrt, 
welche  die  katholische  Eirchenpflege  unserer  Becursschrift  vom  21. 
Juai  gegenüber  geltend  machte. 

Es  kann  uns  jedoch  nicht  einfallen,  all'  das  Unrichtige ,  das 
in  diesen  gegnerischen  Erwiederungen  liegt,  hier,  zu  widerlegen. 

Wir  beschränken  uns  daher  auf  folgende  kurze  Bemerkungen : 

1)  Unter  Ziff.  1.  ihrer  Entgegnungen  glaubt  die  Kirchenpttege 
betonen  zu  sollen,  dass  die  Beschlfisse  vom  8.  Juni  nur  »von 
dem  sich  als  unfehlbar  hinstellenden  Papstec  sich  los- 
sagen, und  daher  keineswegs  »den  Sinn  einer  unbedingten  Los- 
sagung vom  Papstec  hätten,  indem  zum  »alten  christlichen 
und  apostolischen  Glaubenc  allerdings  »auch  die  im  Prinutte 
sich  abschliessende  Eirchenverfassung  gehöre.« 

Allein  zu  einem  solchen  Glauben  reimen  die  Beschlüsse  vom 
8.  Jani  sich  nicht  im  Geringsten;  sie  Hessen  denselben  daher  auch 
ni<M  voraussetzen.  Denn  wer  den  Primat  im  Grundsatze  aner- 
kennt, der  darf  die  Verbindung  mit  dem  unzweifelhaft  rechtmässig 
erwählten  Papste  auch  nicht  aufgeben.  Er  mag  sich  höchstens  be- 
rechtiget halten,  Forderungen ,  die  von  dieser  Seite  an  ihn  gestellt 
werden,  wenn  er  sie  für  unzulässig  erachten  zu  müssen  glaubt,  pas-^ 
nven  Widerstand  entgegen  zu  setzen.  Wo  besitzen  die  Altkatho- 
liken Zürichs  den  Primat,  den  sie  doch  nöthig  zu  haben  nun  er- 
klären, wenn  sie  sich  vom  römischen  Papste  lossagen  ? 

2)  Unter  Ziff.  2.  u.  3.  ihrer  Einreden  gibt  die  Eirchenpflege  die 
in  der  katholischen  Eirche  bestehende  Unterscheidung  zwischen 
lehrender  und  hörender  Eirche  zu,  und  ebenso ,  dass  für  die 
Eatholiken  ein  allgemeines  Concilium  eine  Lehrautoritäl  bilde. 
Der  Streit  über  den  Werth  der  von  uns  citirten  Lehrbücher 
ist  daher  ein  sehr  massiger  und  die  Rechtfertigung  unserer. 
Citate  um  so  überflüssiger,  als  für  den  Kenner  der  Eirchen- 
rechtsliteratur  die  Gründe  auf  der  Hand  liegen,  warum  wir  ge- 
rade in  geschehener  Weise  citirten. 

Dass  die  lehrende  Eirche  der  hörenden  > Dogmen  nach  ihrem 
^^tfinden  vorzuschreibent  berechtiget  sei,  wird  von  Niemanden 
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2)  den  Beschluss  des  h.  Begierungsrathes  vom  19.  Juli,  betreffend 
Enthebung  des  Pfarrhelfers  Bossard  von.  seiner  Stelle  als 
Pfarrhelfer,  ebenfalls  annuUiren. 

Genehmigen  Hocbsie  schliesslich  die  AusdrAcke  der  vollkom- 
mensten Hochachtung  und  Ergebenheit! 
Zürich,  12.  August  1873. 

Reinhardt  Pfarrer.  Bossard,  Pfarrhelfer. 

vn. 

N  a  ch  t  r  a  g 

jBTM  der  Beschwerdeschrift  der  gegen  die  Schhissnahme   der  katho- 
lischen Kirchgemeinde  vom  8.  Juni  und  die  des  Regicrungsrathes 
vom  5,  Juli  Protest  einlegenden  Katholiken  in  Zürich, 

Indem  Unterzeichneter  die  Grunde,  welche  namentlich  die  Ab- 
setzung des  Pfarrhelfers  Bossard  als  eine  ungesetzliche  darthun  auch 
für  sich  anruft  in  Betreff  der  am  9.  August  1.  J.  erfolgten  Absetzung 
von  der  Stelle  eines  katholischen  Pfarrers  in  Zärich,  findet  er  sich 
besonders  noch  veranlasst  auf  zwei  Anschuldigungen,  die  als  Motive 
angebracht  wurden,  Folgendes  zu  erwiedern : 

1)  Er  sei  von  Zürich  weggegangen  ohne  weder  der  Eirchen- 
pflege,  noch  der  staatlichen  Aufsichtsbehörde  davon  Kenntniss  ge- 
geben und  ohne  dafür  gesorgt  zu  haben,  dass  die  ihm  obliegenden 
Pflichten  auf  eine  den  Verhältnissen  entsprechende  Weise  erfüllt  wer- 
den können.  Für  die  Erfüllung  der  ihm  obliegenden  Pflichten  hat 
er  hinlänglich  gesorgt,  indem  er  den  ihm  beigi^gebeneu  Pfarrhelfer 
hiefar  beauftragt  hat.  Oder  hätte  er  den  Eindringling  Dr.  Michelis 
als  Verwalter  bestimmen  sollen?  Einer  Kirchenpflege  aber  die  durch  Be- 
schluss vom  8.  Juni  und  namentlich  durch  die  widerrechtliche  Berufung 
eines  Dr.  Michelis  factisch  aas  der  katholischen  Kirchengemeinschaft 
ausgetreten  ist  und  einer  staatlichen  Aufsichtsbehörde ,  die  einer 
Secte,  ehe  sie  recht  geboren  zu  Gevatter  gestanden  und  die  gesetz- 
lich garantirte  katholische  Kirche  unbeachtet  lässt,  gegenüber,  kann 
sich  ein  katholischer  Pfarrer  zur  Anzeige  nicht   verpflichtet  fühlen. 

2)  Er  sei  nach  Lyon  gegangen,  um  für  den  Bau  einer  katho- 
lischen Kirche  Gaben  zu  sammeln.  Darf  ein  Pfarrer  der  sammt 
seinen  der  Kirche  treugebliebenen  Pfarrgenossen  auf  einmal  sich  auf 
die  Gasse  gestossen  sieht  nicht  dafar  sorgen  für  Abhaltung  des  Got- 
tesdienstes ein  passendes  Local  zu  bekommen?  Sind  wir  denn  nicht 
im  Lande  der  Cultus-  und  Gewissensfreiheit?  Wo  ist  es  einem  Be- 
raubten verboten  um  Hilfe  zu  rufen  und  sie  dort  zu  suchen,   wo  er 
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sie  zo  findea  glaobt  ?  Die  höbe  Begiening  geht  von  dem  Satze  aus, 
der  ganz  neulich  entstandene  Altkatholieiamiis  sei  die  katholische 
Kirche.  Gestützt  anf  diese  irrige  Voraussetzung  folgt  eine  Rechts- 
Terletzung  nach  der  andern  und  die  Geschichte  wird  lehren ,  dass 
biebei  kein  Bnhm  geärntet  wird. 

HocbachtungsvoU 

sign.  J.  8.  Beinhard^  Pfarrer. 
Zflrich,  13.  August  1873. 

VIII. 

An  den  Kantonwalh. 

Hochgeachteter  Herr  Präsident  des  h.  Kantonsratbes  ZQrich ! 

Am  Schlüsse  des  regierungsrftthlichen  Berichtes,  betreffend 
die  von  mir  und  meinem  Helfer  erhobene  Beschwerde  wird  als  Mo- 
tiv des  Verfahrens  gegen  mich  vorz&glich  auf  mein  »Treiben  in 
Lyonc  hingewiesen.  (Aas  den  bei  den  Akten  liegenden  französischen 
Blutern  gehe  zur  Genflge  hervor ,  dass  mein  Treiben  mit  dem  des 
Herrn  MermiUod  solidarisches  aufgefaast  werden  müsse.)  Was  der 
kohe  Begiernngsrath  unter  diesem  Treiben  versteht,  ist  nicht  recht 
ersichtlich,  aber  es  scheint,  es  werde  dasselbe  als  ein  staatsgef&hr* 
liches  anfgefasst  Darum  finde  ich  mich,  um  meine  Ehre  zu  wahren 
Teranlasst,  offen  zu  erklären,  was  ich  in  Lyon  getrieben. 

In  Folge  der  Occupation  der  Augustinerkirche  durch  Dr.  Mi- 
ehelis  mit  den  sog.  Altkatholiken  sah  ich  mich  mit  meinen  vielen 
Taasenden  der  Kirche  treu,  gebliebenen  Katholiken  auf  die  Gasse 
gestellt  und  die  Möglichkeit  der  Ausübung  des  katholischen  Cultus 
in  Zürich  war  in  Frage  gestellt.  Aus  Erbarmen  für  meine  Pfarrge- 
BOfisen  sah  ich  mich  nun,  wie  ein  Hansvater,  wenn  ihm  der  Blitz 
das  Haus  eingeäschert,  um  Hilfe  um  und  suchte  sie  da,  wo  ich  sie 
ZQ  finden  glaubte,  in  Lyon,  einer  wegen  Mildthätigkeit  berühmten 
Stadt  Hilfe  suchen  fSr  Hilfsbedürftige  ist  aber  kein  Vergehen,  am 
wenigsten  ein  staatsgefthrliches.  An  massgebender  Stelle,  die  aber 
nicht  in  Lyon,  sondern  in  Paris  gewesen  wäre,  trieb  ich  nichts.  Die 
Vorgänge  in  Zürich  wurden  in  der  Presse  besprochen  ohne  mein 
Zotbun  und  ich  lehne  alle  Verantwortung  in  Betreff  der  Presse  ent* 
aehieden  von  mir  ab.  Auch  bin  ich  gewiss  alle  Aufschlüsse  und 
wären  es  auch  die  besten,  die  über  mein  Treiben  in  Lyon  eingefor- 
dert werden  mügen,  werden  stets  »unvoUstäudigc  bleiben  und  nie 
imstande  sein,  den  Beweis  zu  liefern,  dass  ich  ein  Landesverräther  bin, 
90  wenig  es  bisher  gelungen  ist»  darzuthun,  dass  Msgr.  MermiUod  ein  w>h 
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eher  ist.    Mit  Herrn  Mermillod  stehe  ich  ungeachtet  der  Aehnlich- 
keit  des  Schrittes  in  keinerlei  Verbindung. 

HochachtungsvoHst 

sign.  J.  8,  Beinhard^  P/r. 
Zürich  im  September  1873. 

IX. 

Bericht  des  Begierungsrathes  an  den  Kantonsrath^  heireffend  die  von 
den  Herren  alt  Pfarrer  Beinhard  und  alt  Pfarrhelfer  Bossard  er- 
hobene Beschwerde. 

Herr  Präsident! 
Hochgeachtete  Herren! 

Obgleich  wir  die  Auffassung  der  BeschwerdefQhreir ,  es  sei  der 
Eantonsrath  als  Becursinstanz  competent,  die  regienmgsrftthlichen 
Entscheide  vom  5.  und  19.  Juli  zn  annulliren,  nicht  theileiy  und  na- 
mentlich nicht  einzusehen  vermögen,  wie  hiefflr  von  den  Beschwer* 
defübrem  auf  pag.  7.  der  Art.  3L  der  Verfassung  angerufen  werden 
kann,  da  doch  mit  der  »üeberwachung  der  gesammten  Landesf^ef'^ 
waltnng«  dem  Kantonsrath  jedenfalls  die  Stellung  einer  Becursbe- 
hörde  gegen  regierungsräthliche  Entscheidungen  in  Speoialfäll^n  nicht 
gegeben  werden  wollte ,  zur  Zeit  aber  noch  viel  weniger  die  Enb- 
Scheidung  eines  Oonflictes  zwischen  vollziehender  und  richterlicher 
Gewalt,  der  gar  nicht  vorhanden  ist,  gesucht  werden  kann,  —  so 
ergreifen  wir  dennoch  gerne  die  uns  gebotene  Gelegenheit,  um  Itmen 
über  die  bekannten  Vorgänge  in  der  katholischen  Kirchgemeinde 
Zfirich  zu  richtiger  Beurtheiinng  die  ndthigen  Aufschlüsse  zn  er-» 
theilen. 

Die  beiden  Beschwerdef&hrer  hatten  schon  lange  vor  dem  ans- 
gebrochenen  Gonllicte  zu  vielfachen  Beschwerden  von  Gliedern  der 
katbolischen  Gemeinde  Zürich  ,  namentlich  wegen  ihrer  Intoleranz 
in  Ehesachen ,  Veranlassung  gegeben.  Der  Regieruugsrath  glaubte 
jedoch  gerade  wegen  seiner  Stellung  als  protestantischer  Oberanf- 
Sichtsbehörde  über  das  gesammte  Kirchenwesen  (Art.  40.  der  Ver- 
fassung) gegenüber  den  katholiseben  Kirchgemeinden  vor  Allem  in 
Wahrung  des  Grundsatzes  der  Glaubens«',  Cultus-*  und  Lebrfreiheit 
eine  mehr  reservirte  Stellung  einnehmen  zu  sollen ,  und  Hess  sich 
weder  durch  vielfache  persönliche  Mittheilungen  noch  durch  nicht 
selten  hervorgetretene  Stimmen  der  Presse  über  die  Bescfawerd«fiührer 
dazu  bewegen,  in  die  Verhältnisse  der  katholis(Aien  Kirchgemeinde 
Zürich,  soweit  sie  sich  als  rein  oder  vorherrschend  kirchliche   dar* 
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stellten,  einzugreifen.  Die  erste  Veranlassung  zu  einem  Entscheide 
gab  ibm  der  bei  ihm  anhängig  gemachte  Protest  gegen  die  Gültig- 
keit einer  Schlussnahme  der  katholischen  Kirchgemeinde  vom  8. 
Jnni  d.  J.  In  diesem  Protest  stellten  sich  die  beiden  Beschwerde- 
fahrer auf  den  gleichen  Boden,  wie  die  bischöfliche  Curie  von  Ghur 
in  dem  Ihnen  bekannten ,  von  den  Besehwerdefuhrern  provocirten 
Proiesie.  Die  Glaubens-,  Cultus-  und  Lehrfreiheit  nahmen  sie  darin 
vor  Allem  für  sich  und  überhaupt  für  die  rdmi^%-katholische  Kirche, 
wie  sie  durch  das  vaiicanisc?^  Concil  vom  Jahr  1870  gemattet  toor' 
dm  i5^,  in  Anspruch;  die  nächste  Consequenz  der  von  diesen  in 
ilirem  frühem  Proteste  wie  auch  in  der  gegenwärtig  zu  beantwor- 
tenden Beschwerde  festgehaltenen  Auffassung  ist  keine  andere  als 
die,  dass  weder  der  Gemeinde  nach  dem  Staate  in  hatholisch^hirch^ 
liehen  Ängdegenheüen  irgend  welche  Hechte  zustehen.  Hinsichtlich 
der  Gemeinde  wird  in  den  Vordergrund  stets  der  Satz  gestellt :  »In 
der  katholischen  Kirche  besteht  eine  lehrende  und  eine  lernende 
Kirche ;  der  erstem  stehen  allein  Entscheidungsrechte  in  Fragen  des 
Glaubens^  d.  h.  der  Kirche  überhaupt  eu ,  während  die  lernende 
Erche^  vorab  das  Laienthum,  diesfallsige  Entscheidungen  blos  an- 
anhören  und  sich  denselben  zu  unterziehen  hat.€ 

Der  Regierungsrath  beschloss  unter'm  5.  Juli :  »Es  sei  auf  den 
Protest  des  Herrn  Pfarrer  Beinhard  und  des  Herrn  Pfarrhelfer  Bos- 
sard gegen  den  Beschluss  der  katholischen  Kirchgemeinde  vom  8. 
Juni,  sowie  auf  ihr  Gesuch  um  Cassation  dieses  Beschlusses  nicht 
einzutreten.  €  (Folgt  die  Begründung  der  Abweisung^wörtlich  wie  in 
Nr.  m.) 

Wir  glauben  uns  im  Wesentlichen  auf  die  Mittheilung  dieser  , 
Begründung  beschränken  zu  können,  indem  durch  dieselbe  die  Stel- 
lung des  Staates  zu  der  katholischen  Kirche  deutlich  genug  ge- 
zeichnet ist  und  sehen  uns  auch  jetzt  nicht  veranlasst ,  den  Be- 
schwerdeführern auf  ihre  zwar  mehr  gegen  den  Beschluss  der  Kirch- 
gemeinde gerichteten  Auslassungen  zu  folgen.  Die  Aufgabe  des 
Begi^nngsrathes  war  es,  die  Stellung  des  Staates ,  wie  sie  durch 
Verfassung  und  Gesetzgebung  vorgezeichnet  ist,  zu  wahreu  und  da- 
bei die  Autonomie  der  Gemeinden ,  wie  sie  theils  schon  durch  das 
G^etz  betreffend  das  katholische  Kii-chenwesen  (§§.  9.  und  10.)  ge- 
geben ,  theils  dann  aber  durch  den  Schlusssatz  des  Art.  64.  der 
Verfassung  noch  erweitert  und  mit  derjenigen  der  protestantischen 
Gemeinden  auf  die  gleiche  Linie  gestellt  worden  ist,  aufrecht  zu  er- 
balten, und  zwar  um  so  mehr,  als,  wie  bei  verschiedenen  Gelegen- 
heiten schon  zu  Tage  getreten,  gerade  die  Bestimmung  des  Schluss- 
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Satzes  des  Art.  64.  der  Verfassung  für  die  römische  Hierarchie  den 
Haaptanstoss  bildet. 

Den  Beschluss  vom  5.  Jnli  theilte  die  Direction  des  Innern, 
die  durch  Disp.  IIT.  desselben  beauftragt  worden  war ,  dem  Begie- 
rungsrathe  Bericht  und  Antrag  betreffend  Ordnung  der  Verhältnisse 
der  katholischen  Kirchgemeinde  zu  hinterbringen,  unterm  8.  Juli 
den  Herren  Beinliard  und  Bossard  mit,  setzte  ihnen  eine  Frist  von 
vier  Tagen  zur  Abgabe  einer  Erklärung  darüber  an,  ob  sie  sich  noch 
als  Geistliche  der  katholischen  Kirchgemeinde  Zürich ,  wie  sie  vom 
Begierungsrathe  durch  seinen  Beschluss  vom  5.  Jnli  anerkannt  wor- 
den, betmcbten.  Es  handelte  sich  wesentlich  darum,  zu  wissen,  ob 
die  beiden  bisher  an  der  katholischen  Kirchgemeinde  angestellten 
und  vom  Staate  besoldeten  Geistlichen  im  Dienste  dieser  katholi- 
schen Gemeinde,  wie  sin  von  den  Staatsbehörden  anerkannt  war  und 
auch  gemäss  Verfassung  und  Gesetz  allein  anerkannt  werden  durfte, 
verharren  oder  sich  davon  lösen  wollten.  Herr  Bossard  gab  sofort 
eine  weitläufige  Erklärung  ab,  in  welcher  er  die  römi8ch''kaiholisehe 
Kirche  mit  ihrem  caiionischen  Bechte,  >das  in  Zürich  immer  an- 
erkannt und  respectirt  worden  sei  ,€  als  die  allein  zu  Becht  be- 
stehende Kirche  darstellte,  sich  selbst  als  von  den  zuständigen  geist- 
lichen und  weltlichen  Behörden  im  Jahre  18G6  in  legaler  Weise  als 
Pfarrhelfer  an  die  römisch  iaihoUsche  Gemeinde  gewählten  in  arga" 
nischciu  Zusanmienhafig  mit  der  Hierarchie  (Papst  und  Bischof) 
stehenden  Geistlichen  feierlich  alle  Bechte  wahrte  und  damit  zugleich 
die  Anzeige  verband,  dass  er  den  regierungsräthlichen  Beschluss  vom 
5.  Juli  an  den  h.  Kautonsrath  recurrirt  habe.  Betreffend  Herrn 
Beinhard  theilte  er  mit ,  dass  derselbe  sich  augenblicklich  auf  einer 
Heise  befinde,,  es  sei  aber  nicht  daran  zu  zweifeln,  dass  er  sich  sei- 
ner Erklärung  ebenfalls  anschliessen  werde. 

Durch  die  ganze  Erklärung,  so  gewunden  sie  auch  gegeben 
war,  war  der  Beweis  geleistet ,  dass  er  den  Beschluss  des  Begie- 
rungsrathes  vom  3.  Heumonut  nicht  anerkenne ,  dass  er  somit  seine 
Stellung  zu  der  Mehrheit  der  katholischen  Kirchgemeinde,  an  wel- 
cher er  angestellt  gewesen ,  und  damit  zu  dieser  Gemeinde  selber 
als  gelöst  betrachte.  Diese  Ablösung  hatten  die  beiden  Geistlichen 
auch  bereits  thatsächlich  vollzoiren ,  indem  sie  in  derselben  Weise 
sich  am  29.  Juni  wegen  angeblicher  Profanation  von  der  Kirche 
und  damit  auch  von  der  Gemeinde  ^  der  sie  nach  §.  27.  des  katho- 
lischen Kirchengesetzes  übergeben  war ,  getrennt  hatten ,  nachdem 
durch  Verfügung  des  Statthalteramtes  Zürich  das  Becht  der  Mehr- 
heit anf  die  Benutzung  der  katholischen  Kirche   zu  einem  von  der 
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Kirchenpflege  angeordneten  Gottesdienstes  anerkannt  worden  und  den 
beiden  Herren  vom  Statj^halteramte  hatte  insinnirt  werden  müssen, 
da9s  allf&Ilige  Störung  der  öffentlichen  Ordnung ,  wie  sie  ihrerseits 
in  Aussicht  gestellt  wurde,  un nachsichtlich  straflrecbtliche  Verfolgung 
nach  sich  ziehen  musste. 

Dass  der  Begierungsrath  auch  durch  den  angezeigten  Becurs 
an  Ihre  h.  Behörde  sich  in  seinem  Vorgehen  nicht  konnte  hindern 
lassen,  sondern  zur  Ordnung  der  Verhältnisse  der  katholischen  Oe« 
meinde  weitere  Schritte  thun  musste,  erscheint  wohl  als  selbstver^ 
standlich,  wenn  der  Becurs  als  ein  Constitutionen  unzulässiger  und 
somit  wirkungsloser  Schritt  betrachtet  werden  musste.  Er  fasste 
daher  unterm  19.  Juli ,  gestutzt  vorzugsweise  auf  die  Erwägung, 
dass  nach  seiner  Erklärung  wie  nach  seiner  ganzen  Handlungsweise 
von  Herrn  Ffarrhelfer  Bossard  die  durch  Verfassung  und  Gesetzge- 
bung dem  Staate  angewiesene  Stellung  gegenüber  der  katholischen 
Kirche  nicht  anerkannt  werde,  und  dass  er  unter  vorliegenden  Ver-^ 
hältnissen  vor  Allem  nicht  mehr  als  Geistlicher  einer  Gemeinde 
betrachtet  werden  könne,  deren  durch  Verfassung  und  Gesetzgebung 
(Art.  64.  der  Verfassung  und  §§.  9.  und  10.  des  Gesetzes  betreffend 
das  katholische  Eircheuwesen)  gegebene  Stellung  er  nicht  anerkenne 
and  von  der  er  sich  selbst'  durch  verschiedene  Akte  bereits  losge- 
löst habe,  folgenden  Beschluss: 

»Von  der  Erklärung  des  Herrn  Pfarrhelfer  Bossard  ist  Vor- 
merk  zu  nehmen.  Derselbe  kann  als  Geistlicher  an  der  katholischen 
Kirchgemeinde  Zürich  und  Umgebung ,  wie  sie  durch  zürcherische 
Verfassung  und  Gesetz  gegeben  ist ,  nicht  mehr  anerkannt  werden 
nnd  ist  dieser  Stelle  enthoben.« 

Der  Begierungsrath  hat  bei  diesem  Beschlüsse  sich  nicht  nur  • 
nicht  auf  die  ihm  durch  §.  76.  des  Gesetzes  betreffend  das  Kirchen- 
wesen des  Kantons  Zürich  gegenüber  protestantischen  Geistlichen 
eingeräumten  Befugnisse,  die  durch  §.  24.  auch  auf  die  katholischen 
Kirehenverhältnisse  übertragen  sind,  gestützt,  sondern  er  hat  viel- 
mehr in  vollem  Bewusstsein ,  dass  man  es  hier  nicht  mit  einem  in 
im  citirten  §.  76.  vorgesehenen  Falle  zu  thun  habe ,  davon  voll- 
ständig Umgang  genommen,  und  es  konnte  ihm  auch  nicht  einfal- 
len, bei  den  vorliegenden  Verhältnissen  diesen  §.  76.  zur  Ueberwei-> 
snng  des  Herrn  Bossard  an  die  Gerichte  behufs  Amtsentsetzung  zu 
Rathe  zu  ziehen.  Der  Begierungsrath  hat  von  den  vorliegenden 
Verhältnissen,  die  nickt  er  geschaffen  hatte,  lediglich  Voffnerk  ge^ 
wmmen  und  die  naturgemässen  Consequenzen  daraus  gebogen.  Es 
hon  daher  auch  von  einer  Verletzung  des  Art.  53.  der  Bundesver- 
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fassung,  »nach  welchem  Niemand  seinem  verfassungsmässigen  Q^ 
richtsstand  entzogen  werden  darf,€  nicht  die  Bede  sein. 

In  der  vom  12.  August  datirten  Beschwerde,  die  von  Herrn 
alt  Pfarrer  Beinhard  »Namens  der  gegen  die  Scblussnahme  vom  8. 
Juni  Protest  einlegenden  Katholiken«  unterzeichnet  ist,  wird  von 
dem  vom  Begierungsratbe  bezuglich  des  Herrn  Beinhard  gefassten 
Beschlüsse  nichts  gesprochen;  ob  daraus  geschlossen  werden  dürfe, 
dass  er  für  sich  auf  eine  Bechtsverwahrung  gegen  jenen  Beschluss 
verzichte,  mnss  zur  Zeit  noch  dahin  gestellt  bleiben.  Um  uns  jedoch 
für  die  Zukunft  eine  allfSUig  weiter  bevorstehende  Beantwortung  zu 
ersparen,  theilen  wir  Ihnen  noch  mit,  dass  unterm  9.  August,  nach- 
dem Herr  Beinhard ,  von  seiner  Beise  nach  Lyon  zurückgekehrt, 
seine  im  Wesentlichen  im  gleichen  Sinne  abgefasste  Erklärung  ab- 
gegeben hatte,  ein  analoger  Beschluss  gefasst  worden  ist;  derselbe 
ist  jedoch  den  Verhältnissen  entsprechend  in  folgender  Weise  etwas 
abweichend  begründet:  »1)  Herr  Pfarrer  Beinhard  hat,  nachdem 
er  mit  Herrn  Bossard  einen  Protest  gegen  den  Beschluss  der  Kirch- 
gemeinde vom  8.  Juni  eingegeben,  die  katholische  Kirche  verlassen 
und  sich  dann  von  Zürich  wegbegeben,  ohne  weder  der  Kirchen- 
pflege noch  der  staatlichen  Aufsichtsbehörde  davon  Kenntniss  ge- 
geben und  dafür  gesorgt  zu  haben,  dass  die  ihm  obliegenden  Pflich- 
ten auf  eine  den  Verhältnissen  entsprechende  Weise  erfüllt  werden 
können.  2)  Schon  durch  sein  Auftreten  in  Lyon  ist  hinlänglich  dar- 
gethan,  dass  derselbe  die  gefassten  Beschlüsse  in  keiner  Weise  an- 
erkennt. 3)  Durch  seine  Erklärung,  die  Herr  Beinhard,  seit  er  von 
Lyon  zurückgekehrt  ist,  abgegeben  hat ,  zusammengehalten  mit  sei- 
nem gemeinsam  mit  Herrn  Bossard  abgegebenen  und  ebenso  mit 
dem  von  ihnen  provocirten  Proteste  der  bischöflichen  Curie  in  Ghur, 
beurkundet  derselbe ,  dass  er  weder  Bechte  der  Gemeinde  noch  des 
Staates  in  katholischen  Kirchenangelegenheiten  anerkennte 

Die  besten  Aufschlüsse  über  das  Treiben  des  Herrn  Beinhard 
in  Lyon  geben  die  eingeforderten ,  leider  jedoch  nur  unvollständig 
eingegangenen  und  bei  den  Akten  liegenden  französischen  Blätter, 
aus  denen  zur  Genüge  hervorgeht ,  dass  sein .  Treiben  als  ein  mit 
demjenigen  des  Herrn  Mermillod  solidarisches  aufgefasst  werden 
muss,  wie  dann  ja  überhaupt  keinem  Zweifel  unterworfen  sein  kann, 
dass  alle  diese  Klagen  in  der  ultramontanen  auswärtigen,  nament- 
lich aber  französischen  Presse  über  Unterdrückung  der  katholischen 
Kirche  und  Misshandlung  ihrer  Priester  in  der  Schweiz  durchaus 
nicht  als  absichts-  und  zwecklose  Elegien  aufgefasst  werden  dürfen. 
Die  staatlichen  Behörden  können  wohl  zur  Zeit  auch  nur  aus  dem 
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Onmde,  weil  bis  jetzt  dieses  Treiben  an  massgebender  Stelle  wir- 
kangslos  geblieben  zu  sein   scheint,   von  weitergelienden  Schritten 
Umgang  nehmen,  werden  sich  aber  fOr  die  Zuknnft  je  nach  Um- 
ständen für  ernsteres  Einschreiten  freie  Hand  behalten  mflssen. 
Zürich,  den  13.  Herbstmonat  1873. 

Im  Namen  des  Begiemngsrathes : 

Der  Präsident, 

Pfenninger. 

Der  Staatsschreiber: 

In  Stellvertretung  desselben,  . 

J.  Nussbaumer. 


X. 
Nachtrag  der  Redaction. 

Die  Schweizer  Eirchenzeitung  1874  Nr.  34»  berichtet  aus 
Zürich:  Ein  regierungsräthlicher  Antrag  von  sehr  grosser  Wich- 
tigkeit befand  sich  auf  der  Traktandenliste  des  Kantonsrathes  vom 
17.  August  1874 ,  der  Antrag  nämlich :  »Die  bisherige  faetisehe 
Verbindung  der  katholischen  Einwohner  des  Kantons  Zürich  mit 
dem  Bisthum  Chur  wird  als  aufgehoben  erJdärtA 

Die  »AUg.  Seh.  Ztg.«  meldete  aber  die  betreffenden  Verband« 
loDgen  wie  folgt: 

»Herr  Begierungsrath  Walder,  der  Beferent  der  Regierung, 
auf  die  protestantischen  Instinkte  vertrauend ,  begnügte  sich ,  die 
Mässregel  (Lostrennung  der  Katholiken  Zürichs  vom  Bisthum  Chur) 
mit  einigen  üblichen  Kraftphrasen  gegen  Ultramontanismus,  Jesuiten, 
hierarchische  Herrschafb,^  Intoleranz  etc.  zu  rechtfertigen.  In  dem 
grossen  Weltkampfe,  den  das  Papstthum  gegen  alle  Oesittung  be- 
gonnen habe,  dürfe  auch  der  Kanton  Zürich  nicht  fehlen.  Er  ver- 
I»  eine  Beihe  von  Briefen,  welche  die  Gefährlichkeit  der  bischöf- 
lichen Curie  illustriren  sollten.  —  Herr  Fürsprech  Forrer  versuchte 
eine  andere  Begründung:  Wenn  ein  Freund  ihn  beschimpfe,  so 
breche  er  sofort  allen  Verkehr  mit  ihm  ab  und  er  warte  nicht,  bis  er 
einen  andern  Freund  habe.  So  sei  es  auch  eine  Ehrensache  fQr  den 
Kanton  Zürich,  den  Verkehr  mit  Dem  aufzuheben,  der  uns  verflucht 
babe.  Hr.  BB.  Ziegler^  der  während  der  Discussion  aus  dem  Kran- 
kenzimmer aufs  Bathhaus  eilte  —  —  sprach  mit  einer  unerhörten 
I^idenschaftlichkeitund  mitZuhüIfenahme  von  pathetischen  Effecten,  die 
er  sonst  wirklich  andern  überlässt.    Nach  seiner  Behauptung  erfolgte 
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der  Abbruch  aus  keiuem  audem  Grunde ,  als  weil  der  Bischof  — 
die  zürcherische  Verfassung  gebrochen  hat!  Di^e  Verfassung  ver- 
biete allen  Zwang  wegen  religiösen  Meinungen ,  wrd  nun  wage  es 
der  Bischof  die  Mitbürger ,  welche  den  Lochbrunner  gum  Pfarrer 
gewählt,  eu  excommuniciren ;  ein  Akt,  den  die  Curie  seit  100  Jahren 
nicht  mehr  gewagt  habe,  den  man  nicht  hinnehmen  dürfe,  wenn 
man  nicht  zum  Eindesspott  werden,  wenn  man  nicht  eine  Mitschuld 
an  den  Eidgenossen  begehen  wolle,  die  im  gleichen  Kampfe  stehen!! 
Ein  anderes  Mittel  helfe  nicht.  Es  sei,  möglich,  dass  daraus  unan- 
genehme und  unbequeme  Conflicte  entstehen,  aber  hier  gelte  es,  eine 
einfache  Pflicht  zu  erfüllen,  und  die  Verantwortlichkeit  treffe  die 
härter,  welche  den  Feuerbrand  verschuldet.« 

Nun  erhob  sich  Hr.  Dr.  Pubs.  Er  habe  nichts  dagegen  ein- 
zuwenden, wenn  der  Regierungsrath  die  »altkatholische«  Gemeinde 
in  Zürich  gegen  bischöfliche  Akte  schützen  wolle.  Man  kann  sich 
zwar  fragen,  ob  die  ältkatJwlische  Bewegung  auf  die  Dauer  lebensfähig 
seij  allein  für  uns  steht  fest,  dass  wir  hier  eine  altkatholische  Ge- 
meinde haben;  und  dieser  schulden  wir  staatlichen  Schutz.  Dagegen 
huldigt  die  weitaus  grössere  Zahl  der  katholischen  Gemeinden  in 
unserem  Kantone  dem  römisch-katholischen  Glauben :  auch  diese  be- 
lasse man  bei  ihrem  Glauben  und  nöthige  sie  nicht ,  aus  dem  bis- 
herigen Bisthumsverbande  auszutreten.  —  Ueber  die  bischöfliche 
Curie  in  Chur  hatten  wir  uns  auch  sonst  nicht  besonders  zu  bekla- 
gen. So  machten  sich  innerhalb  ihres  Sprengeis  frühzeitig  schon 
sehr  demokratische  Institutionen  geltend ,  wie  z.  B.  die  Wahl  der 
Pfarrer  durch  die  Gemeinden.  Ja ,  Anno  1859  war  es  gerade  die 
bischöfliche  Curie ,  welche  die  directe  Wahl  bei  uns  den  Gemeinden 
cinr&umen  wollte,  während  die  Regierung  sich  damals  widersetzte. 
—  Herr  Dubs  fürchtet  die  Folgen  der  Trennung.  Entweder  setzen 
wir  nichts,  oder  dann  einen  neuen  Bischof.  Das  erstere  wird  das 
Wahrscheinlichere  sein.  Allein  dann  verletzen  wir  die  katholische 
Religion,  jsu  der  von  jeher  ein  Bischof  gehört  hat.  Der  Bischof  ist 
ein  Zeichen  der  Katbolicität ,  ein  Stück  der  katholischen  Glaubens- 
lehre. Die  Gemeinden  müssten  alsdann  ausserhalb  des  Kantons  die 
Firmung  vornehmen  lassen  und  wir  hätten  Gelegenheit,  solche  Zage 
mit  Patres  etc.  alljährlich  etwa  nach  Lachen  wallfahrten  zu  sehen. 
Dies  würde  Zürich  nicht  zur  Ehre  gereichen  (Keulenschläge  auf  die 
Regenten  Weisheit  in  Solothurn,  Aargau  etc. !)  Mit  dem  Motive  des 
Regierungsra^hes,  dem  Bannfluche,  hat  es  gar  nicht  viel  auf  sich. 
Damit  hat  der  Bischof  nur  seine  Schuldigheit  geihan. 
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Die  Excoinmiinication  war  ein  Ausschliessen  aus  der  Gemeinschaft 
mit  Rom :  die  Altkatholiken  hatten  sich  aber  schon  vorher  mit  Eclat 
von  Bom  losgesagt!  Darum  Antrag:  »Die  bisherige  Verbindung 
mit  Chur  wird  auf  diejenigen  Gemeinden  und  Genossenschaften  be- 
schränkt, welche  der  römisch-katholischen  Confession  angehören:  — 
eventuell:  Es  bleibt  den  katholischen  Gemeinden  und  Genossen- 
schaften überlassen,  sich  an  eine  beliebige  schweizerische  bischöfliche 
Curie  zu  wenden,  c 

Im  ähnlichen  Sinne  wie  Dubs  äusserten  sich  auch  die  Profes- 
soren Vofri  und  Wyss.  Mit  100  gegen  57  Stimmen  ward  die  Sache 
an  eine  Commission  von  5  Mitgliedern  gewiesen. 
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lil. 

Ein  preussischer  Ministerialeriass  vom  27.  Februar  1874, 

/ 

betreffend:  die  JcircKlich'politische  Stellung  eines  au  stif (enden  Wai- 

senhatises. 

I.  Der  Ministerialeriass  lautet  wie  folgt: 

> Berlin  27.  Februar  1874. 

Euer  Hochwohlgeboren  erwiedern  wir  auf  den  Bericht  vom  17. 
October  v.  J.  bei  ßückgabe  der  Aulagen  ergebenst  Folgendes: 
Wenn  auch  in  dem  Bericht  der  dortigen  Regierung  vom  8.  Octo- 
ber V.  J.  die  in  unserem  Erlasse  •vom  9.  September  v.  J.  verlangte 
weitere  Aufklärung  bezüglich  der  von  N.  beabsichtigten  Stiftung 
eines  Waisenhauses  zu  N.  gegeben  worden  ist ,  müssen  wir  dennoch 
Anstand  nehmen,  ninter  den  jetzt  obwaltenden  Verhältnissen  auf 
Grund  der  vorliegenden  Statuten  die  Verleihung  der  Hechte  einer 
juristischen  Person  an  die  in  Bede  stehende  Stiftung  Allerhöchsten 
Orts  in  Antrag  zu  bringen. 

Die  Bestimmungen  der  vorgelegten  Statuten  in  ihrem  Zusam- 
menhange lassen  keinen  Zweifel  darüber  bestehen,  dass  es  sich  uro  eine 
Verfolgung  einseitiger  confessioneller  Tendenzen  handelt.  Die  Wai- 
senanstalt wird  der  Leitung  und  Einwirkung  der  katholischen  Geist- 
lichkeit in  einer  Weise  unterworfen ,  welche  das  dem  Staate  über 
dergleichen  Anstalten  nach  den  Bestimmungen  der  §§.  32  ff.  Th.  II. 
Tit.  19.  A.  L.  R.  vorbehaltene  Aufsichtsrecht  völlig  illusorisch 
macht. 

Bezüglich  des  letzteren  besagen  die  Statuten  nichts.  Nur  nach 
§.  12.  derselben  soll  den  Staatsbehörden  das  gesetzliche  Oberauf- 
sichtsreckt  vorbehalten  bleiben. 

Dagegen  wird  in  §.  11.  der  Statuten  die  Stiftung  unter  die 
Aufsicht  des  Bischofs  zu  N.  gestellt  und  werden  die  demselben  zu- 
stehenden Aufsichtsrechte  in  den  §§.  4.  und  6.  sub  b.  und  c.  der 
^rt  specialisirt  und  ausgedehnt,  dass  es  mindestens  zweifelhaft  wird, 
welche  Befugnisse  dann  noch  dem  Staate  verblieben.  Den  gegen- 
wärtigen Verhältnissen  des  Staates  zu  der  katholischen  Kirche  ent- 
spricht es  nur,  ein  Aufsichtsrecht  des  Bischofs  über  ein  Institut  wie 
das  hier  fragliche  überhaupt  nicht  anzuerkennen. 

Im  Einzelnen  ist  noch  zu  bemängeln,  dass  die  Wahl  der  Per- 
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soneD,  welche  nach  §.  6.  des  Statatenentwnrfs  die  Stiftung  zu  ver- 
walten und  nach  Aussen  zu  vertreten,  insbesondere  auch  die  Haus- 
und  Geschäftsordnung  zu  regeln  und  die  Anstalt  zu  leiten  haben, 
so  gut  wie  vollständig  in  _ die  Hände  der  Geistlichkeit  gelegt  ist; 
denn  auch  hinsichtlich  des  von  dem  Magistrat  zu  ernennenden  Mit- 
glieds des  Yerwaltungsraths  ist  ind  §.  4.  der  einschränkende  Zusatz 
gemacht,  dass,  wenn  der  Magistrat  nicht  binnen  14  Tagen  nach  der 
an  ihn  ergangenen  Aufforderung  ein  katholisches  Mitglied  der  städ- 
tischen Behörden  ernennt,  die  Ernennung  durch  den  katholischen 
Stadtpfarrer  unter  bischöflicher  Genehmigung  erfolgen  solle.  Das 
ausserste  in  der  Bildung  des  Yerwaltungsraths  zu  machende  Zuge- 
ständniss  ist  dieses,  dass  der  katholische  Stadtpfarrer  demselben 
selbst  angehört  und  das  zweite  Mitglied  ernennt. 

Die  Genehmigung  dieser  Ernennung  durch  den  Bischof  muss 
dagegen  bereits  für  eine  solche  Massregel  erachtet  werden,  welche 
darauf  abzielt,  das  Institut  zu  einem  rein  kirchlichen ,  möglicher 
Weise  hierarchischen  Zwecken  dienstbar  zu  machenden  zu  gestalten. 

Ebenso  wie  diese  Genehmigung  ist  fär  das  dritte  aus  dem  Ma- 
gistrate zu  entnehmende  Mitglied  das  Erforderniss  der  katholischen 
Confession  zu  streichen,  da  in  allen  weltlichen  Behörden  eine  Un- 
terscheidung nach  der  Confession  nicht  zugelassen  werden  kann  und, 
wie  für  das  Vorstandsmitglied ,  schliesslich  auch  für  die  die  staat- 
lithe  Aufsicht  führenden  Beamten  die  katholische  Confession  bean- 
spracht werden  könnte. 

Zu  einem  ferneren  Bedenken  gibt  der  Vorbehalt  in  dem  §.  6. 
sub  b.  der  Statuten ,  dass  die  Waisenkinder  in  der  Anstalt  selbst 
aoeh  den  Unterricht  erhalten ,  Anlass.  -—  Das  Becht  der  Anstalt, 
Waisenkinder  aufzunehmen  und  zu  erziehen,  schliesst  in  keiner  Weise 
die  Befugniss  in  sich ,  eine  Schule  für  dieselben  einzurichten  und 
in  unterhalten. 

Die  gedachte  Bestimmung  bedarf  daher  einer  Abänderung  da- 
bio,  dass  die  Waisenkinder  den  Schulunterricht  ausserhalb  der  An- 
stalt in  den  öffentlichen  Schulen  erhalten. 

Euer  Hochwohlgeboren  ersuchen  wir   ergebenst ,    den   N.   N. 
entsprechend  zu  bescheiden ,   die  noch   vorstehenden  erforderlichen 
Abänderungen  der  Statuten  bewirken   zu  lassen  und  solche   sodann 
zur  weiteren  Beschlussfassung  uns  wieder  vorzulegen. 
Der  Minister         Der  Minister  Der  Minister 

des  Innern.  der  Justiz,     der  geistl.,  ünterr.  u.  Med.  Ang. 

An  den  königlichen  Oberpräsidenten  Herrn  N,  N. 
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II.  Vorstehende  Ministerialverfügung  stehLjucht  im  Einklänge 
mit  einer  Reihe  landrechtlicher  Vorschriften ,  welche  trotz  aller  po- 
litischen  Strömungen  noch  in  voller  gesetzlicher  Geltung  sich_befin- 
den  und  die  daher,  von  der  Verschiedenheit  jener  Strömungen  un- 
berührt ausschliesslich  massgebend  sein  sollten.    Insbesondere: 

1)  gehören  Waisenhäuser  nach  §.  32.  IL  19.  A.  L.-R.  zu  den 
Anstalten,  welche  unter  dem  besonderen  Schutze  des  Staates  stehen 
und  deren  Errichtung  daher  im  wohlmeinenden  gemeinnützigen  In- 
teresse armer  verwaister  Kinder'^  auch  staatsseitig  nicht  genug  be- 
fördert werden  kann. 

2)  Jeder  Stifter  kann  nach  §.  35.  a.  a.  0.  die  innere  Einrich- 
tung solcher  Anstalten,  die  Aufsicht  über  dieselben ,  die  Bestellung 
der  Verwalter ,  die  Revision  und  Abnahme  der  Rechnungen  nach 
Guibefinden  anordnen.  Der  Leitung  der  Geistlichkeit  und  der  Bi- 
schöflichen Aufsicht  eine  dergleichen  Anstalt  zu  unterstellen ,  ist 
keinem  Stifter  durch  irgend  welches  Gesetz  verboten. 

3)  Der  Einwand,  dass  es  sich  um  Verfolgung  einseitiger  con- 
fessioneller  Tendenzen  bandele,  ist  ungesetzlich.  .Bei  einem  katho- 
lischen Waisenhause  bandelt  es  sich 'allerdings  um  die  confessiorielle 
Erziehung  seiner  Zöglinge.  Allein  es  gibt  auch  zahllose  prot^stan- 
tische  Waisen-  und  Rettungshäuser ,  welche  in  gleicher  Weise  eine 
einseitige  confessionelle  Tendenz  verfolgen  und  nach  §.  323.  U.  18. 
A.  L.-R.  soll  die  Obrigkeit  selbst  auf  genaue  Befolgung  der  gesetz- 
lichen Vorschriften  über  die  religiöse  Einziehung  der  Waisen  sorg- 

.faltig  Acht  haben y  so  dass. Jedes  Kind  in  der  I^eligion  des  Vaters 
/  oder  in  derjenigen  Religion ,  welcher  er  durclL.da3  letzte  Ja^  vor 

seinem  Tode  das  £ind  gewidmet  bat,  erzogen  werden  soll.    (§.  83. 

II.  2.  A.  L.-R.) 

4)  Wenn  die  Bestimmung  des  Stifters, 

dass  die  Ernennung  des  zweiten  Vorstandsmitgliedes  durch 

.den  Bischof  genehmigt  werde, 
als  eine  Massregel  bezeichnet  wird,  welche  darauf  abzielt,  das  In- 
stitut zu  einem  rein  kirchlichen,  möglicher  Weise  hierarchischen 
Zwecken  dienstbar  zu  machenden  zu  gestalten ,  so  sind  uns  hierar- 
chische Zwecke  hierbei  undenkbar.  Dass  aber  die  katholische  Kirche 
auch  zu  Unterrichts-  und  WoKl{hätigkeitsz^%ii\ffa  Vermögen  besitzen 
und  erwerben  dürfe ,  ist  in  Art.  15.  der  preussischen  Verfassucgs- 
urkunde  gewährleistet,  ohne  dass  durch  das  Gesetz  vom  5.  April 
1873  hierin  etwas  verändert  worden  wäre.  Der  Hinweis  auf  die  »ge- 
genwärtigen Verhältnisse   des  Staates   zu  der  katholischen  Eirchec 
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rechtfertigt  keine   Abweichung   von   den    Grundsätzen   der   Verfas- 

sangsurkunde. 

5)  Für  das  dritte  Vorstandsmitglied  soll  das  Erfordemiss  der 
katholischen  Religion  gestrichen  werden,  da  in  allen  weltliclien  Be- 
hörden eine  Unterscheidung  nach  der  Confession  nicht  zugelassen 
werden  könne.  Auch  bei  protestantischen  Erziehungshäusern  jedoch 
z.  B.  bei  dem  (xoldberger  Rettuugshause  in  Schlesien,  wird  das  pro- 
testantische Bekenntniss  der  Vorstandsmitglieder  statutenmässig  vor- 
geschrieben.  Die  Vorstandsmitglieder  sind  zu  leitender  Theilnahme 
an  der  Erziehung  der  Anstaltszöglinge  berufen.  Auch  darf  die 
Analogie  des  g.  322.  II.  18.  A.  L.-B.  herangezogen  werden ,  wor- 
nach  nur  die  Mutter  oder  andere  nahe  Verwandte  um  der  Reli- 
gionsverschiedenheit unter  Christen  nicht  von  der  Erziehung  eines 
Kindes  aasgeschlossen  werden  dürfen.  Bei  dritten  also  bildet  die 
verschiedene  Religion  geset^ich  einen  hinreichenden  Grund  sie  von 
der  Theilnahme  an  der  Erziehung  eines  Waisenkindes  aqszu- 
schliessen. 

6)  Die  Vorschrift  in  §.  6.  b.  der  Statuten,  dass,  wenn  die  Wai- 
sen in  d^  AnstdU  selbst  auch  den  Unterricht  empfangen  sollen,  die 
betreffenden  Personen  die  staatliche  Prüfung  bestanden  haben  und 
unter  Beobachtung  der  für  das  Unterrichtswesen  geltenden  staat- 
lichen Vorschriften  den  Unterricht  ertheilen  müssen,  entspricht  voll- 
kommen den  über  Privatschulen  geltenden  allgemeinen  Bestimmungen. 
Die  ministerielle  Forderung,  dass  die  Waisenkinder  den  Schulunter- 
richt ausserhalb  der  Anstalt  in  den  öffentlichen  Schulen  erhalten, 
entbehrt  der  gesetzlichen  Begründung  (§§.  3.  7.  II.  12.  A.  L  -R., 
Cab.-0.  10.  Juni  1834  und  24.  November  1839,  Art.  21.,  22.  preuss. 
Verfassungsurknnde). 

7)  Der  Zweifel ,  welche  Aufsichtsbefugnisse  noch  dem  Staate 
verbleiben,  erledigt  sich  durch  §.  38.  IL  19.  A.  L.-R. : 

Die  Oberaufsicht  des  Staates  schränkt  sich  darauf  ein, 
dass  nach  den  Verordnungen  des  Stifters  verfahren  werde 
und  nichts  einschleiche ,  was  dem  allgemeinen  Endzwecke 
solcher  Stiftungen  zuwider  sei.  (Vergl.  §.  39.) 

8)  Nur  wo  die  Ausführung  der  Verordnungen  des  Stifters  un- 
^Ikh  oder  gar  schädlich  sein  würde ,  dürfen  die  Behörden  jene 
Verordnungen  verwerfen  (§.  34.  a.  a.  0.)  An  eine  Unmöglichkeit 
"ler  Schädlichkeit  war  vorliegenden  Falles  offenbar  nicht  zu  denken. 
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IV. 
Weiteres  über  die  Bischofswahlen. 

Zar  Kritik  der  Schrift:    Der  Staat  und  die  Bischofswahlen  in   Deutschland. 
Mit  Actenstucken.    Yon  Emil  Friedberg.     Das  19.  Jahrhundert.    Leipzig. 

Dunker  et  Humhlodt.  1874, 

von  Dr.  M.  Rosner. 

Bekanntlich  ist  Herr  Emil  Friedberg  schon  durch  den  ehe- 
maligen preuss.  Cultusminister  ym  Mühler,  der  ihm  seinerseits  gros- 
ses Vertrauen  schenkte,  aber  dafür  schlecht  belohnt  wordeaiat^),  in 
den  Besitz  sämmüicher^  auf  die  Errichtung  der  preussischen,  hanno- 
verschen und  oberrheinischen  Bisthümer  bezüglichen  Ministerialacteo, 
in  welchen  sich  alle  diplomatischen  Verhandlungen  der  betreffenden 
deutschen  Staaten  mit  dem  apostolischen  Stuhle  und  resp.  das  durch 
die  Annexionen  von  1866  an  Preussen  gekommene  reichhaltige  Ma- 
terial der  bekannten  Frankfurter  Verhandlungen  theils  ur-  theils 
abschriftlich  befinden ,  so  wie  der  Acten  über  die  Bischofswahlen 
gekommen  und  dadurch  in  den  Stand  gesetzt  worden ,  sich  ohne 
sonderliche  Mühe  in  ergiebigster  Weise  über  einen  Gegenstand  zu 
informiren,  welchen  andere  Gelehrte ,  deren  Vorarbeiten   ihm  über- 

)  dies  zu  Gebote  standen,  nicht  ohne  grosse  Schwierigkeit  zu  durch- 
dringen vermochten.     Die  oben  erwähnte   Schrift  ist  das  Ergebniss 

/  der  von  ihm  aus  diesen  Acten  gemachten .  Ausbeute.  Da  es  hier- 
nach dem  Verfasser  an  Fülle  des  zur  Klarstellung  der  Thatsachen, 
zur  Erforschung  der  Wahrheit  und  zur  Begründung  eines  wissen- 
schaftlichen ürtheils  erforderlichen  Materials   in   keiner  Weise   ge- 

„iehlt  hiit,  so  ist  man  vollkommen  berechtigt,  die  strengsten  For- 
derungen in  dieser  Beziehung  an  ihn  zu  stellen ,  sowohl  was  den 
historischen,  als  was  den  dogmatischen  Theil  der  Arbeit  anlangt. 

Nachdem  wir  indessen  die  gedachte  Schrift  gelesen ,  geprüft 
und  mit  dem  Inhalte  der  beigefugten  Actenstücke  verglichen,  auch 
unsere  eigene  Sachkenntniss  zu  ßathe  gezogen  haben ,  können  wir 
nicht  umhin,  die  Zugabe,  womit  die  Herrn  Verleger  Dunker  et  Huni- 
blodt  durch  ihr  eigenes  Motto  »Vincit  Veritas,«  das   Titelblatt  be- 


1)  Vergl.  z.  B.  Friedberg' s  Schrift:  »Johannes  Baptista  Baltzer.« 
Leipzig,  Dunker  et  Hurahlodt  1873  und  darüher  Kugel  im  Archiv  Bd.  3h 
8.  209  ff. 
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reichert  haben,  ffir  ein|i  Ironie  auf  den  Antor  zu  halten  nnd  die 
Meijiuiig  aoszusprechen,  dass  allerdings  die  Wahrheit  ^uch  den  Ver- 
dnnkeloogsveranchen  des  Herrn ,  Friedberg  gegenüber  siegreich  blei- 
ben wird. 

Wie  sehr  derselbe  geneigt  ist,  sich«' in  seiner  Darstellung  von 
gehässigen  Impulsen  leiten  zu  lassen,  zeigt  sich  schon  auf  dem  er- 
sten^Blatte,  in  der  Vorrede,  seiner  Schrift,  wo  er  sich   darüber   be- 
klagt, dass  früher  nioiit  einmal^jon   den  Regierungen    das   auf  die 
Besetzung  der  Bischofsst^Ie  bezugliche  diplomatische  Actenmaterial 
der  Wissensgl^aft  zjigänglich  gemacht ,  und   diese  dadurch   in  den 
Stand  gesetzt  worden  sei,  das  geltende  Hecht  zu  ergründen  uud  allen 
unrechtmässigen  Anmassungen  der  Curie  gegenüber  zu  vertheidigen. 
Bekanntlich  ist  es  ein  althergebrachter  loyaler  Brauch  der  Cabinette, 
Actenstücke  über  den  diplomatischen  Verkehr  mit  anderen   Kegie- 
rongen  nicht    zu  .yeröfifentlichen.    Abweichungen  von  dieser   Regel 
finden  nur  selten,  und  abgesehen  vom  ^ri^szustande,  nur  mit  Ein- 
schränkungen statt,  welche  die  der  betrefifenden  auswärtigen   Regie-    '^ 
rang  schuldigen  Rücksichten  gewahrt  erscheinen  lassen.    Von  Seiten 
des  a^stolischen  Stuhles  ist  dieser  Brauch  von  jeher   mit  grösster 
Gewissenhaftigkeit  und  jn  dem  Masse  beobachtet  worden ,    dass   er 
sähst  absichtlichen   Indiscretionen  anderer  Regierungen   nicht  mit 
Veröffefitlichungen  seinerseits  entgegengetreten  ist,  ohschon  solche  eu 
seiner  Vertheidigung  hauen  dienen  Tconnen.    Diesem  Brauche  ent- 
sprach der  hl.  Stuhl  auch,  indem  er  die  Publication  der  auf  die  Er- 
richtung der  Bisthümer  bezüglichen   diplomatischen  Actenstücke  mit 
den  deutschen  Regierungen  nicht  gestattete ,   gleich   wie  diese  letz-    ' 
leren  selbst  aus  derselben  Ursache  mit   der  Veröffentlichung   dieses 
Materials  früher  zurückhielten.    Nach  Friedberg    aber   dachte  Rom 
nnr  deshalb  nicht  daran,  die  Acten  zu  publiciren,  weü  deren  Kennt- 
«WS  für  das  Verständniss  des  bestehenden  Rechtes  durchaus  nöthig 
icar  und  darum  den  curiälen  Interpretationen   nur  schädlich  sein 
i^mrUe.    Wir   werden   im    Laufe   der   nachstefienden   Brörtenmgen 
^hen,  dass  der  hl.  Stuhl  die  Publication  dieses  Materials  und  selbst 
die  Bearbeitung,  welche  dasselbe  durch  den  Staatscanonisten  Fried-    ' 
^Tg  erfahren,  in  keiner  Weise  zu  scheuen  hat. 

Die  Friedberg'sche  Schrift  zerfällt  in  drei  Bücher  nnd  einen 
Anhang. 

Im  ersten  Buche  gibt  oder  vielmehr  macht  Friedberg  die  Oe- 
^chi<^hte^  der  jäiplonaatischen  Verhandlungen  ,  aus  welchen  das  jetzt 
geltende  Recht  über  die  Besetzung  der  bischöflichen  Stühle  hervor- 
gegangen isi    Das  gweite  Buch  enthält  eine  der  Tendenz  des  Ver« 
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fassers  entsprechende  Geschichte  der  einzelnen  Bischofswahlen,  tfiter 
geifft  aieh^€  sagt  derselbe,  i^das  Wachsen  der  curiäUn  Ansprikht, 
das  Zurückweichen  des  Staates ,  mr  gelangen  eu  einer  volUcamme 
nen  Scala^  von  der  wir  das  Verhältniss  von  Stcuit  und  Kirche  in 
den  einzelnen  detäscheti  Territorien  wie  auf  einem  Thermometer  ab- 
lesen können.€ 

Das  ZurQckweichen  des  Staates  finden    wir   allerdings  durch 

die  Geschichte  der  Bisehofswahlen  bestätigt.    Die  Begierungen  mass- 

ten  notbwendig  einen   Standpunkt  verlassen ,  den  sie  ihrerseits  unter 

^Nichtbeachtung  der  mit  Rom  getroffenen  Vereinbarungen  einnehmen, 

resp.  festhalten  zu  dürfen  geglaubt   hatten.    Der  hl.  Stuhl  dagegen 

hat   niemals   den  vertragsmässigen    Verabredungen  zuwiderlaufende 

;    -^jiisprüche  erhoben,  sondern  einfech  nur  gefordert,  was  er  zu  fordern 

,  berechtigt  war  und  fordern^musSte,  wenn  er  seiner  Pflicht  gegen  die 

Kirche  nicht  untreu  werden  wollte. 

Im  c(ritten  Buche  coUt4truirt  Verfasser  auf  der  Grundlage  der 
beiden  vorausgehenden  das,  was  ihm  als  geltendes  Recht  erscheint 
und  schliesst  mit  einer  Kritik  desselben. 

Der  Anhang  gibt  eine  Darstellung  des  in  Oesterreich  gelten- 
den Rechts,  weil  Oesterreich  bis  1866  zu  Deutschland  gehört  habe, 
und  des  französischen  Rechts,  weil  dasselbe  für  Elsass  und  Lothringen 
von  Bedeutung  ist,  ferner  des  bei  der  Wahl  d^s  altkatholischen 
Bischofs  befolgten  Verfahrens  und, endlich  einen  Abriss  der  Ver- 
handlungen, ans  denen  die  katholische  Feldpropstei  hervorgegangen 
ist.  Der  letztere  ist  wiederum  aus  Ministerialacten  geschöpft,  welche 
dem  Verfasser  von  Seiten  der  preussischen  Regierung  ausgehändigt 
worden  sind. 

Damit  schliesst  die  Fried berg'scVe  Schrift,  der  %ls  zweiter 
Band  noch  eine  Sammlung  von  107  Actenstücken,  meistens  Excerp- 
ten,  beigefügt  ist ,  deren  sorgfältige  Vergleichung  mit  dem  Texte 
im  ersten  Bande  wir  Jedem  empfehlen,  dem  es  um  ein  eigenes,  un- 
abhängiges Urtheil  zu  thun  ist. 

Denn  schon  an  dieser  Stelle  können  wir  die  Bemerkung  nicht 

V     unterdrücken,  dass  sich  in  der  Friedberg'schen  Darstelludg   manche 

'    kühne  Behauptung  findet,  die  durch .  den  Text  der  Act«fraiüi^  nicht 

bestätigt  wird,  sondern    nur  Au3fluss   der   Interpretationskunst    des 

Verfassers  ist,  während,  a^idererseits  aus  manchen  Actenstücken  Stel- 

*^>len  weggeblieben  sind,  von  denen  wir  glauben,  dass  sie  nicht^Ji^tten 

weggelassen  werden  sollen. 

Indem  wir  naah   Vorausschickung  dieser  allgemeiDen  Bemer- 
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knngen  zur  Kritik  des  Werkes  selbst  schreiten ,   beginneu  wir ,  den 
einzelnen  Abtheilungen  folgend,  mit 

I. 

Der  ßesckichie  der  Verhandlungen  über  die  BeseUmng  der  bischof- 
Um  Stühle  zwischen  den  deutschen  Regierungen  und  der  römischen 

Curie. 

Dieser  Theil  behandelt  im  ersten  Capitel  die  in  der  Zeit  von 
1803  bis  1815  stattgefundenen  vergeblichen  Versuche,  das  Verhält- 
niss  von  Staat  und  Kirche  zuerst  für  das  ganze  Keich ,  dann  für 
Bayern,  Württemberg ,  Baden  ,  resp.  für  die  Bheinbundstaaten  neu 
m  regeln ,  im  zweiten. Capitel  den  in  der  Periode  von  1815  bis 
1827  erfolgten  AbscKlüss  der  diplomatischen  Verhandlungen  Bayerns, 
Preussens,  Hannovers  und  der  oberrheinischen  Staaten  mit  dem  apo- 
stolischen Stuhle. 

A)  Unter  den  vergeblichen  Verstehen  stossen  wir 
1.  auf  das  Beichsconcordat,    (S.  3.) 

Es  wird  darüber  nichts  weiter  berichtet ,  als  dass  die  1803 
eingeleiteten  Verhandlungen  in  keinen  rechten  Fluss  koipmen  konn- 
ten und  mit  dem  Presburger  Frieden  ein  selbstverständlicbes  Ende 
erreichten. 

Der  Verfasser,  welchen  diese  Verbandlungen  nur  insoweit  in- 
teressiren,  als  sie  auch  die  Besetzung  der  Bischofsstuhle  berühren 
hebt  in  dieser  Beziehung  nur  hervor,  dass  die  zwischen  dem  Für- 
sten Primas  Dalberg  und  dem  päpstlichen  Auditor ,  Grafen  Troni 
Tereinbai-ten  Grundlagen  den  Einflnss  der  Tcrritorialregierungen  auf 
iie  Besetzungen  der  bischöflichen  Stühle  reichlich  gewahrt  hätten, 
—  ein  Princip,  welches  seitens  der  Curie  in  keiner  Weise  bemängelt 
worden  sei.  —  »Die  Landesbisdiöfe ,«  sagt  er  in  der  Anmerkung 
S.  3.  —  unter  Berufung  auf  fipAgrer ,  Staat  und  Kirche.  München 
1874  und  auf  die  Schrift:  Fragments  relatifs  ä  Phistoire  ^eccläs. 
da  XIX.  Siecle.  Paris  1814.  —  »sollten  von  den  katholischen  Für- 
^n  nominirt,  von  den  protestantischen  präsensirt  und  vom  Papste 
oach  Empfang  der  üblichen  Taxe  confirmirt  werden.«  Es  ist  indes- 
sen ein  Gewicht  auf  diese  Grundlagen  überhaupt  nicht  zu  legen,  weil 
^«  lediglich  in  den  Bereich  vorläufiger  Besprechungen  gehören  und 
tlie  Zustimmung  des  apostolischen  Stuhles  keiuegw^s  erlangt  haben. 
Die3  ergibt  sich  mit  Evidenz  schon  aus  der  von  Friedberg  selbst 
Bwh  Scherer  a.  a.  0.  Urk.  N.  6.  citirten  Verhandlung   über  die 
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.  Conferenz  zwischen  Dalberg  und  den   Cardinftlen  Antonelli ,  Pietro 
and  Caselli  vom  80.  December  1804: 

T^Sermo  hie  fnit  de  electionibnSjC  heisst  es  in  dieser  Verband- 
lang,  »quas  capitalis  vindicari  posse  band  videbatar ,  cam  principes 
episcoporam  nominationes  tani  tenaciter  poscant,  at  iis  exemplo  alio- 
rum  principam  fandatis  eae  denegari  vix  possint.  Id  solam  animad- 
vertebalor^  quod  nominationes  istas,  sibi  concedendas  liberali  erga 
ecclesiam  agendi  modo  mereri  principes  debeant.. 

De  cetero  numebant  domini  Cardinäles,  Russiam  et  Borus- 
siam  hie  expresse  naminandos  non  esse ,  sed  ge/iieraiim  dicendtim, 
quod  principibus  acathoUcis  Germaniae  in  constUuiianem  episcopo- 
rum  üle  influxus  cancedendus  Sit,  quo  alii  ejusdem  cor^essionis 
jam  gaudeant.€ 

Die  Dalberg-Tronischen  Grundlagen  passirten  also  nicht,  ein- 
/  mal  unangefochten  die  Conferenz  Dalberg's  mit  den  genannten  Car- 
dinäien.  Man  unterschied  bezüglich  der  beanspruchten  Nomination 
ausdrücklich  zwischen  katholischen  und  nicht  katholischen  Fürsten, 
wollte  fiussland  und  Preussen  überhaupt  nicht  erwähnt,  sondern  nur 
generell  gesagt  wissen,  dass  den  nicht  katholischen  Fürsten  jener 
Einfluss  auf  die  Besetzung  der  bischöflichen  Stühle  gewährt  werden 
solle,  dessen  sich  andere  Fürsten  derselben  Confession  bereits  erfreu- 
ten. Während  also  den  katholischen  Fürsten  die  Aussicht  auf  Er- 
langung eines  Nominations-  oder  Präsentationsrechtes  eröffnet  wird, 
ist  bezüglich  der  nicht  katholischen  nur  von  einem  nicht  näher 
qualificirten  Einfluss  die  Bede,  welchem  die  canonischen  Wirkungen 
einer  förmlichen  Nomination  offenbar  nicht  zuerkannt  wurden. 

Die  in  der  Anmerkung  S.  5.  eiithaltene  ,  auf  Eilers :  Meine 
Wanderung  durchs  Leben.  3,  205  gestützte  Behauptung  des  Verfas- 
sers,  das»  der  von  Pins  YII.  im  Jahre  1804  zum  Abschlüsse  eines 
deutschen  Reichsconcordats  mit  nach  Paris  gebrachte  und  vom  Nun- 
tius in  beglaubigten  Abschriften  in  Deutschland  in  Circulation  ge- 
setzte Entwurf  im  Art.  7.  gleichfalls  die  Bestimmung  enthalten  habe, 
dass  der  Bischof  vom  Landesherrn  ohne  Unterschied  der  Confession 
empfohlen  und  präsentirt  und  hierauf  nach  Befund  der  Umstände 
vom  Papst  confirmirt  werden  solle,  können  wir  zwar  einer  genaueren 
Controle  Mangels  des  urkundlichen  Materials  nicht  unterziehen,  wir 
halten  sie  aber  mindestens  für  ungenau  aus  zwei  Grüuden, 

a)  weil  ein  positives ,  ausdrückliches  Zugeständniss  des  Papstes 
dahin  gehend,  dass  der  Landesherr  :^ohne  Unterschied  der  Confe^- 
siont  den  Bischof  empfehlen  oder  präsentiren  solle,  mit  den  Omnd- 
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Sätzen  des  apostolischen   Stuhles    unvereinbar   nnd   in    der   Praxis 
ohne  Praecedens  wäre, 

b)  weil  die  Zusicherung  der  CcmfirmcUion  auf  eine  blosse  Em- 
pfehlung oder  Präsentation  den  canonischen  Rechtsbegriffen  wider- 
streiten wurde. 

Die  Ausdrücke  ^ohne  Unterschied  der  C&nfessum^  und  ^ctnt'- 
firmiri€  werden  also  in  dem  fraglichen  Art.  7.  keinenfalls  gebraucht, 
und  dürfte  der  Sinn  desselben  darauf  zu  reduciren  sein,  dass  den 
Landesherrn  oJwe  spcciellc  Encähnw^g  der  Cofifessian  die  Zusicher- 
ung gegeben  werden  sollte ,  die  von  ihnen  far  die  Bischofsstühle 
ihrer  Territorien  empfohlenen  resp.  präsentirten  Candidaten  wurden 
Tom  Papste  nach  Befinden  der  Umstände  ernannt  und  instituirt  wer- 
den.  Erwägt  man  nun  noch  ,  dass  zwischen  empfehlen  und  präsen- 
tiren  unterschieden  wird ,  so  liegt  der  Schluss  nahe ,  dass  es  in  der 
Absicht  des  hl.  Stuhles  gelegen  hat,  die  Befugniss  zu  präsentiren, 
den  katholischen  Luudesherrn ,  den  nicht  katholischen  dagegen  nur 
die  Befugniss  zu  empfehlen  ,  der  jedoch  nach  Befund  der  umstände 
die  entsprechende  factische  Berücksichtigung  zu  Theil  werden  sollte, 
einzuräumen.  Findet  darin  Herr  Friedborg  den  Einfluss  der  Terri- 
torialregierungcn  reichlich  gewahrt,  so  sind  wir  unsererseits  ganz 
seiner  Ansicht,  ein  Mehreres  zu  beanspruchen,  hatten  sie  sicher  kein 
Recht,  auch  kein  Bedürfniss;  der  apostolische  Stuhl  konnte  aber  in 
der  Yorausseizung  des  Zustandekommens  eines  Reichsconcordats  in 
seinen  Concessionen  bezüglich  der  Besetzung  der  Bischofsstühle  eben- 
falls bis  zur  äussersten  Grenze  der  Möglichkeit  gehen ,  da  in  der 
H^^tellung  geordneter  kirchlicher  Zustände  im  ganeen  Beiehsgdnete 
ein  angemesf^cnes  Aequivalent  dafür  gelegen  hätte  und  damit  zu^^ 
gleich  von  den  deutschen  Fürsten  ein^  Gollectiv-Bürgschaft  gegeben 
worden  wäre,  den  Interessen  der  katholischen  Kirche,  als  einer  ge- 
meinschaftlichen Reichsangelegenheit  in  wohlwollender  Uebereinstim- 
mung  gerecht  zu  werden. 

Der  Souveränilätsdnnkel  und  Absolutismus  der  damaligen  deut- 
sehen Fürsten  war  indessen  weit  entfernt ,  einen  ,  dem  Gesammtin- 
teresse  Deutschlands  und  der  katholischen  Kirche  so  forderlichen 
Gedanken  Vorschub  zu  leisten.  Das  Bestreben  der  Particularstaa- 
ten  ging  vielmehr  dahin,  die  katholische  Kirche  in  ihre  Botmässig- 
keit  zu  bringen;  und  gegenüber  den  durch  die  grossen  Säcularisa- 
üonen  im  Anfange  dieses  Jahrhunderts  angerichteten  Zerstörungen 
glaubte  man  dieses  Ziel,  wie  Friedberg  S.  4.  richtig  bemerkt,  mit 
aller  Rücksichtslosigkeit  verfolgen  zu  dürfen.  Es  ist  auch  wahr, 
dass  man  staatlicherseits  die   neu  zu  errichtenden .  Episc<>patc   nicht 

Arebir  lur  Kirchenrecht.  XXXIU.  7 
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als  vom  Staate  unabhängige  Institutionen  wünschte  und  eben  darum 
die  Besetzung  der  Biscliofsstühle  für  die  Landesherm  in  Ansprach 
nahra.  Grade  doshalb  aber  wird  Jeder,  welcher  für  die  göttliche 
und  darum  vom  Staate  unabhäugige^Mission  der  Kirche  im  christ- 
lichen Zeitalter  ein  richtiges  Verständniss  hat  und  dementsprechend 
das  Verhältniss  von  Staat  und  Kirche  nach  ihren  beiderseitigen  Auf- 
gaben und  Zielen  mit  unbefangenem  Blicke  würdigt,  zugeben  müssen, 
dass  CS  damals  für  den  apostolischen  Stuhl  nothwendiger  und  uner- 
flitöslicher  als  je  war,  das  fundamentale  Recht  der   Kirche  den  Au- 
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massttugen  der  weltlichen  Regierungen  ,  sowie  den  verkehrten  poli- 
tischen Doctrinen  und  unredlichen  Absichten  kurzsichtiger  Staats- 
männer gegenüber  mit  aller  Würde  und  Entschiedenheit  zu  wahren. 

Von  dieser  Pflicht  durchdrungen,  getragen  von  dem  Bewasst- 
sein,  in  den  Interessen  der  Kirche  die  Sache  Gottes  zu  vertreten 
und  darum  ungebeugt  in  seinem  Muthe,  selbst  den  Trümmern  ge- 
genüber, in  welche  die  einst  so  glanzvolle  Kirche  Deutschlands  durch 
die  Revolution  gestürzt  war,  trat  der  apostolische  Stuhl  in  die  Ver- 
handluugen ,  welche  die  deutschen  Regierungen  Behufs  Herstellung 
neuer  kirchlicher  Organisationen  im  Anfange  dieses  Jahrhunderts 
mit  ihm  anknüpften. 

Daher  im  Laufe  dieser  Verhandlungen  jene  principielle  und 
würdevolle  Haltung  desselben,  welche  Anerkennung  und  Bewunde- 
rung selbst  seinen  Gegnern  abnöthigt  und  als  Ergebniss  die  erfolg- 
reiche Wahrung  des  Rechtes  und  der  Selbstständigkeit  der  Kirche 
zu  verzeichnen  hat.  Grade  bierin  liegt,  wie  wir  meinen,  ein  sehr 
wesentliches  Moment  fnr  die  richtige  Würdigung  der  von  Seiten  der 
deutschen  Regierungen  mit  dem  apostolischen  Stuhle  auf  dem  Wege 
des  diplomatischen  Notenaustausches  getroffenen  üebereinkünfte. 
Der  apostolische  Stuhl  hatte  bei  jenen  Verhandlungen  keinerlei  Hin" 
iergedankefij  seine  Sprache  ist  der  wahre  und  offene  Ausdruck  der 
von  ihm  vertretenen  Grundsätze,  Wie  es  geschriebefi  sieht ,  ist  es 
vom  Anfange  an  gemeint.  Die  deutschen  Regierungen  dagegen 
pactirten  zum  Theil'^unter  Mental-Reservationen  und  Herr  Priedberg 
möchte  uns  jetzt  beweisen,  dass  diese  und  nicht  das,  was  nach  dem 
Wortlaute  und  Sinne  der  ausgetauschten  diplomatischen  Noten ,  der 
GircumscriptionsbuUen  und  der  dazu  erlassenen  Explicativ-*Breven 
wirklich  abgemacht  ist,  geltendes  Recht  geworden  seien.  Daher  ist 
denn  auch  sein  Bestreben  (S.  5  ff.)  zunächst  darauf  gerichtet,  nicht 
hlos  das  kirchenpolitische  System  jener  Regierungen,  welche  auf 
vollständige  Unterjochung  und  Einverleibung  der  Kirche  in  den 
Staatsorganisrous  hinauslief ,   sondern    auch  die  Illoyalität  des  Ver- 
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fahrens,  welches   die    damaligen  süddeutschen  Staatsmänner  Bom 
gegenüber  glaubten  einschlagen  zu  dürfen,  in  Scliutz  zu  nehmen. 

cAUe  deutschen  Staatsmänner,  welche  mit  Bom  verhandelten, 
sagt  er,  waren,  wie  man  sie  jetzt  fast  wie  mit  einem  Makel  (aller- 
dings!) zu  bezeichnen  pflegt,  Josephiner.  ^r  Niebuhr  machte  eine 
Ausnahme.  Aber  dessen  Anschauungen  über  das  Yerhältniss  von 
Staat  und  Kirche  haben  wir  auch  schon  längst  als  Irrthum  erkannt. 
Wir  halten  nichts  mehr  van  dem  Büfidniss  ewischen  Thron  und 
ÄUar^  wir  meinen  nicht  niehr^  dass  staatliche  und  ktrcMiche  Inte^ 
ressen  zusammenfallen^  wir  sehen,  dass  die  Früchte  der  Niebuhr^' 
sehen  Theorien  für  den  Staat  verderblich  geworden  sind  und  Aenso 
auch  für  die  katholische  Kirche ,  deren^hierarehische  ß^  sie.be''^^ 
foräeri  und  deren  religiöse  sie  zurückgedrängt  haben,€  f 

In  diesem  absprechenden  Urtheile  über  ffiebuhr  im  Vergleiche 
za  den  übrigen  deutschen  Staatsmännern  kennzeichnet  Friedberg 
trefBich  seinen  eigenen  kirchenpolitischeu  Standpunkt  mit  ganzer  ' 
Schärfe.  Er  entschuldigt  nicht  nur  und  rechtfertigt  das  kirchenpo- 
litisdie  System ,  welches  mit  dem  Namen  Josephinismus  bezeich- 
net wird,  sondern  er  findet  es  bei  Weitem  nicht  rücksichtslos  genug 
gegen  die  Kirche.  Der  Josephinismus^  war  nach  seiner  Auffassung 
(S.  10«)  schon  zur  Zeit  des  Beginns  der  Verhandlungen  mit  Bom 
ein  Anachronismus  geworden.  Die  deutschen  Begierungen  hätten, 
wie  er  meint,  mit  Bom-  überhaupt  nicht  unterbandeln ,  sondern  ihr  ^ 
kirchenpolitischea  System  ohne  Bncksicht  auf  Papst  und  Hierarchie/ 
ans  eigener  souveräner  Machtvollkommenheit  durchfuhren  sollen. 
Der  moderne  Staatscanonist  Friedberg  fühlt  sich  als  Epigone  jener 
alten  Josephiner  jetzt  (cf.  S.  5.)  eigenthümlich  berührt,  wenn  er  sieht, 
mit  welcherNaivität  damals  der  römischen  Curie  die  Zumuthung  ^  ; 
gemacht  wurHS*,  da?  kirchenpolitische  System  zu  sanctioniren ,  wel- 
ches sich  in  Deutschland  bisher  ausgebildet  hatte.  Hätte  er  da- 
mals gelebt  und  mit  zu  reden  gehabt ,  er  würde  dem  preussiscben 
Staatsministerium  und  den  übrigen  deutschen  Cabinetten  gerathen 
haben,  unbekümmert  um  Papst  und  Bischöle  den  Katholiken  ihrer 
Territorien  Kirchengesetze  ähnlicher  Art  wie  die  heutigen  Maige- 
setze aofzuoctroyiren,  gluchviel  ob  sie  damit  einverstanden  gewesen 
wären  oder  nicht.  FürFnedberg  gibt  es  eben  Qur  noch  staatliche 
Intere^ea,  wer  sich  der  religiösen  Dictatur  des  Staates  nicht  iilgt, 
wandert  ins  Gefängniss  oder  ins  Exil. 

Glücklicher  Weise  waren  die  damaligen  Staatsmänner,  wenn 
äoeh  Joseph^lVer,  doch  nicht  Fanatiker  in  dem  Grade ,  wie  unsere 
modernen  Staatscanonisten,  dirlh  dem  Bc'wusstsein  ihrer  ünverant- 
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wortljclikeit  (ür  die  Folgen  ihrer  Theorien  die  kirchlichen  Angele- 
"genheiteu  bis  tief  in  das  innerste  Heiligthum  des  Gewissens  hinein 
,  der  Gewalt  des  Staates  unterworfen  erkläien  und  durch  langjährige 
Verbreitung  falscher  staatskirchlicher  Doctrinen  eine  Gesetzgebung 
vorbereitet  haben ,  über  deren  Verderblichkeit  für  das  staatliche  Ge- 
sammtwohl  wir  nicht  erst  nöthig  haben  ein  Verdict  abzugeben,  da 
die  Thatsuchen  für  sich  allein  sprechen. 

Das  selbststäudige  Vorgehen  der  Staaten   mit  Begulirung  der 
kirchlichen  Verhältnisse   würde    damals,    wie  heut,   nur   unter  der 
y  einen  Voraussetzung  möglich  gewesen  sein,  dass  man  Gesetze  gemacht 
\  hätte,  welche  der  Kirche  in  Allem ,  was  an  Internis   und    Externis 
/  vom  christlieliou  Gewissen  als  zu  ihrem  Gebiet   gehörig  betrachtet 
(wird,  volle  Freiheit  und  Autonomie,  in  gemischten  Angelegeuheiten 
\hi)Y  den   ihr   gebührenden  Antheil   an   der  Ordnung   und   Leitung 
derselben  gewährt  hätten.    Da  nun  aber  das  josephinische  System 
das  grad^  Gegentheil  davon  erstrebte ,   so  blieb  den  josephinischen 
Staatsmännern,  wollten  sie  die  deutscheu  Fürsten  nicht  in  umibseh- 
baro  Kämpfe  mit  ihren  Völkern  stürzen,  nichts  übrig,  als  den  Weg 
der  Unterhandlung  mit  dem  Oberhaupte  der  Kirche  einzuschlagen, 
und  da  sie  das,  was  sie  eigentlich  wünschten,  auf  diesem .  Wege  auch 
nicht  erlangen  konnten,  schliesslich  zu  nehmen ,   was  ihnen  der  apo- 
stolische Stuhl  zugestand  und  ohne  Verletzung  kirchlicher  Principien 
zugestehen  konnte.    Oder  glaubt   etwa  Herr  Friedberg,   dass    die 
deutschen  Katholiken  von  damals  ihre  Landesfürsten  als  Päpste  a 
erkannt  haben  würden? 

Wenn  nun  der  Epigone  Friedberg  über  einen  Staatsmann ,  wi 
Niebuhr,  abfällig  urtheilt  und  die  Früchte  seiner  Theorien  als  ver- 
derblich für  den  Staat  darstellen  will,  so  erscheint  das  uns ,  die  wir 
in  den  ani^rchischen  Folgen  dex  Maigesetze  die  Früchte  seiner  eige- 
nen Theorie  vor  Augen  sehen,  allerdings  sehr  seltsam  und  .aomaad- 
lieh,  besondera  in  Betreff  der  unläugbaren  Thatsache,  dass  seit  der 
Verwirklichung  der  Niebuhr'schen  Theorien  durch  die  Bulle  »De  Sa- 
lute animarum«  die  Angelegenheiten  des  preussischen  Staates  foi*t- 
dauernd  in  kaum  geahnter  Weise  bis  zu  dem  Momente  prosperirt 
haben ,  wo  man  in  die  Bahnen  der  jetzigen ,  dem  Friedberg'schen 
Geschmacke  entsprechende  Eirchenpolitik  eingelenkt  hat  Für 
noch  anmasslicher  müssten  wir  die  Behauptung  halten,  dass  die 
Niebnhr'schen  Theorien  auch,  föt  die  J^atholische  Kirche  verderblich 
gewesen  seien,  weil  sie  deren  hierarchische  Seite  bef&rdert  und  de- 
ren religiöse  zurückgedrängt  hätten.  Wir  meinen  nämlich ,  das 
Herr  Friedberg  eigentlich  von  dem  Verhältnisse  der  Hierarchie  zum 
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cliriätlichen  Volke  keine  richtige  Vorstellung  hat  und  haben  kann, 
da  hierzu  nicht  sowohl  die  wissenschaftliche  Erudition,  als  vielmehr 
das  lebendige  Glaabensleben  des  Christen,  das  ihm  abgeht,  den  Weg 
i>ahnt.  Allein  er  versteht  eben  unter  der  katholischen  Kirche  etwas 
gan^.  Anderes,  als  wir  Katholiken ;  er  wünsclit ,  dass  das  religiöse 
Leben  des  christlichen  Volkes  sich  in  Auflehnung  gegen  die  Hier- 
archie, und  die  geistige  Thätigkeit  der  niederen  hierarchischen  Grade 
in  Bekämpfung  der  Autorität  der  Vorgesetzten  bis  zum  Papst  hin^ 
auf  betliätige  und  beliebt  diese  Emancipation  von  aller  christlichen 
Zncht  und  Ordnung  die  religiöse  Seite  der  katholischen  Kirche  zu 
nennen.  Von  diesem  Standpunkte  mag  sein  Urtheil  begründet  sein, 
aber  es  wfrd  dem,  wohlverdienten  Ruhme  Niebuhrs  keinen  Eintrag 
thun,  dem^in  anderer,  ebenfalls  ^r  fiscalisch  gesinnter,  aber  von 
fanatischer  Gehässigkeit  freier  Dursteller  ^jener  Verhandlungen  der 
deutschen  Staaten  mit  dem  hl.  Stuhle,  (Hto  Mgjerj^in  seiner  Schrift: 
Zar  Geschichte  der  römisch- deutscheu  Frage  UL  Th.  I.  Abth.  S- 
188.  das  ruhmvolle  Zeugniss  gibt,  dass  er  für  Gewissensfreiheit  ein' 
menschliches,  christliches  und  staatsmäunisches  Verständniss  gehabt 
und  anch^r  die  katholische  Kirche  an  den  Staat  die  Anforderung 
gestellt  habe,  sie  als  Kirche,  wie  sie  ist,  zu  ehren  und  ihr  kii'ch- 
liebes  Gewissen  zu  respectiren. 

Aber  christliches  und  staatsmännisches  Verständniss ,    warmes 
Gefahl  für  Gewissensfreiheit,.  Widerwille  gegen  Geistesdruck,  das  ist  ' 
es  .eben,  was  Herrn  Friedberg  abgeht.    Darum    sielit   er  selbst  im 
Josephinismus  zu  der  Zeit,  als  derselbe  in  voller  Blüthe  stand  ,  nur 
einen  Anachronismus. 

Was  er  übrigens  zur  Erklärung  und  Bechtfertigung  der  jo- 
sephinischen  Kichtuug  und  des,  damit  in  gar  keinem  nothwendigen 
Zasammenhange  stehenden  unredlichen  Gebahrens  der  dieser  Rich- 
tung angehörenden  damaligen  Staatsmänner  (denn  warum  hätten 
nicht  auch  diese  ehrlich  uncl. offen  gegen  den  hl.  Stuhl  zu  Werke 
geben  können)  sagt,  gipfelt  in  dem  Satze,  der  Josephinismus  habe  ,. 
nicht  einmal  der  Kirche  in  dem  Masse  geschadet,  wie  die  heutige  / 
Geschichtsschreibung  es  ^e.rne  glauben  machen  wolle,  sondern  eher 
genützt.  So  selts^  ,  wie  diese  Behauptung ,  ist  auch  deren ,  mit 
Jeni  Condl  v^n  Trient  anhebende  Begründung. 

Das  Concil  von  Trient  hat  zwar,  wie  jeder  Kenner  des  Kirchen- 
rechts zageben  wird,  auf  kirchlichem  Gebiete  die  durchgreifendsten 
Reformen  dficxcitirt,  dennoch  aber  hat  es  eine  grosse  Zahl  von  Herrn 
Friedberg  schwer  empfundener  Missbräuehe  nicht  heben  können,  be- 
sonders hat  es  ihm  nicht  den  Gefallen  gethan,  die  StaaisofmipoteM 
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in  kirchlicheil  Dingen  anzuerkennen.  Br  gibt  (S.  6.)  diesem  Ge- 
danken iu  zwar  etwas  verhüllter,  aber  dennoch  erkennbarer  Weise 
mit  folgenden  Worten  Ausdruck : 

»Namentlich  die  Verkümmerung  der  staatlichen  Interessen 
und  Aufgaben  durch  die  Kirche  war  (durch  das  Concil)  nicht  besei- 
tigt worden.  Im  Gegentheil  hatte  das  Concilium  nur  mit  Mühe  da- 
von abgehalten  werden  können ,  dem  Staate  die  ganze  Basi^ .  seiner 
Existenz  zu  entziehen  und  die  mittelalterliche  Superiorität  der  Kirche 
über  den  Staat  in  neuer,  schroffer  Form  festzustellen  die  kaum,  im 
Mittelalter  zu  verwirklichen  gewesen  wäre.« 

Wo  aber  das  Concil  in  der  That  sich  zu  Beformen  herbeige* 
lassen  hatte,  da  fehlten  ihm  nach  der  Meinung  ^Tfiedbergs  die  Mit- 
tel und  Wege ,  sie  praktisch  zu  machen.  »Vor  dem  päpstlichen 
Throne,«  sagt  er,  »machte  die  Beform  des  Concils  zuerst  ehrerbie- 
tig Halt  und  der  Papst,  der  auf  Verkürzung  seiner  Befugnisse  nach 
Massgabe  der  grossen  Concil ien  des  15.  Jahrhunderts  gefasst  gewe- 
sen war,  sah  zu  seiner  ei^^enen  üeberraschung  für  sich  den  mittel- 
alterlichen Status  festgelialten.  Die  Bischöfe  aber  waren  keineswegs 
geneigt,  sich  gelbst  zu  reformiren  und  mussten  mit  Schonung  be- 
handelt werden.  Selbst  aber  häufig  i^^enug  untüchtig  und  entartet, 
waren  sie  auch  auf  keine  Weise  im  Stande ,  den  niederen ,  gänzlich 
verwilderten  Klerus  zur  Zucht  zuiückzuführen.  Erst  die  weltlichen 
Fürsten  haben  sich  im  16.  Jahrhunderte  dieser  Aufgabe  unterzogen, 
ungeachtet  des  kirchlichen  Widerstandes  griffen  sie  tief  einschnei- 
dend in  die  innersten  kirchlichen  Verhältnisse  und  wohl  oder  übel, 
der  Episcopat  musste  ihnen  auf  dem  Wege  der  Beformen  folgen.« 

Wenn  die  katholische  Kirche,  fährt  er  fort ,  heute  noch  in  al- 
ter Macht ,  ja  mit  weitergehenden  Ansprüchen  als  je  ezistire ,  so 
^danke  sie  das  den  österreichischen  und  bayerischen  Fürsten  des  lä. 
Jahrhunderts.  Trotz  der  Kirche  hätten  diese  die  Kirche  erhalten 
und  ihre  Nachfolger  genössen  heute  die  Frucht  der  dornenvollen  und 
aufopfernden  Thätigkeit  der  Vorfahren  in  der  schroffen  Opposition, 
welche  der  Episcopat  auch  berechtigten  Ansprüchen  des  Staates  ge- 
genüber stelle. 

Dann  sei  der  vdreissigjährige  Krieg  über  Deutschland  herein- 
gebrochen und  der  cmifessionelle  Kampf  habe  in  den  katholischen 
Territorien  die  Emancipation  der  Kirche  vom  Staate  zur  Folge  ge- 
habt, wenn  auch  kaum  in  dem  Masse,  wie  man  anzunehmen  geneigt 
sei.  Vielmehr  sei  die  Bahn  der  traditionellen  Politik  doch  den  Be- 
genten  zu  fest  vorgezeichnet  gewesen,  als  dass  sie  sie  auch  der  Kirche 
gegenüber  hätten  verlassen   können.    Um  so  weniger  sei   dies  am 
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Ende  des  Krieges  geschehen,  der  doeh  ,  wie  in  staat  icher  ,Jso  auch 
in  kirchlicher  Beziehung  Zerrüttung  und  Entartung  überall  zurück- 
gelassen habe. 

Wieder  sei  die  Kirche  nicht  ßhig  gewesen ,  das  schneidige 
Messer  der  Reformen  au  sich  selbst  zu  legen,  sie  sei  um  so  weniger 
geneigt  gewesei^ ,  dem  Staate  diejhm  nach  Ansicht  der  Zeit  gebüh" 
render^  Concessiofien  zu  gewähren^  als  sie  ja  die  ganze  Neuordnung 
der  Verhaltnisse  nicht  anerkannte,  die  Augen  vor  dem  FrotestanOs" 
mus  gewaltsam  sckloss  und  die  Basis  der  neugestalteten  Bechts- 
ordnung,  den  westphälischen  Frieden  nicht  acceptirte. 

Aufs  Neue  seien  es  .  die  weltlichen  Fürsten  gewesen ,  welche 
die  kirchlichen  Aufgaben  mit  übernommen. 

Hätten   sie  .nicht  die   kirchliche  Erziehung  in  die  Hand  ge-  -  ^ 
Doromen,  der  Klerus  wäre  in  Unbildung  und  Unwissenheit  verkom- 
men, hätten  sie  nicht  den  Oehalt  der  Beligion  dem  todten  Gehäuse 
gegenüber  betont,  die  Kirche  wäre  an^der  formellen  Aeusserlichkeit 
ZQ  Grunde  gegangen. 

Diese  staatliche,  der   Kirche    gegenüber  befolgte  Politik  mit 
dem  Namen  des  Kaisers  Joseph  II.  zu  bezeichnen  ,  sei   ein  alther- 
gebrachter Irrthum.     Mit  Maria  Theresia   beginne    vielmehr  diese 
Richtung.  '  Die  Beformen   ihres  Sohnes   seien  nicht  qualitativ  von 
den  ihrigen  verschieden,  nur  4ie  ungeduldige  Hast,  mit  der  sie  aus-  / 
geführt  würden,  die  unerquickTtc"he  Freigeisterei ,    mit  der  sie  ver-  , ' 
setzt  .waren,  die  geringe    Achtung   vor   dem  historisch  Gewordeneuy 
hätten  ihnen  einen  gehässigen  Charakter  aufgedrückt,  eine  tadelns- 
werthe  Hülle,  über  die  manneuerdings  den  wahren  guten  Kern  eu 
übersehen  liebe. 

Dieser  Bichtung  des  Josephinismus  hätten  die  deutschen  Staats- 
männer im  Anfange  dieses  Jahrhunderts  angehört,  sie  liebe  man 
ihren  zum  Vorwurfe  zu  machen.  Eine  kurzsichtige  Qeschichtsschrei- 
bang,  die  von  dem  hohen  Thron  ihrer  subjectiven  Ueberzeugung 
herab  die  Weltgeschichte  zu  schulmeistern  unternehme.  Als  ob  es 
überhaupt  mö;;lich  gewesen  wäre ,  dass  die  damaligen  Begierungen 
anderen  Principien  hätten  hufdigen  können.  Woher  hätte  denn  den 
Politikern  am  Anfange  unseres  Jahrhunderts  die  Idee  kommen  sol- 
len, dass  die  Kirche  frei  und  unabhängig  ihre  Aufgabe  zu  erfüllen 
habe,  während  doch  die  damalige  Politik  nur  Aufgaben  des  Staates 
gekannt  undaüe  Institutionen  diesen  dienstbar  gewährt  habe.  Selbst 
wenn  die  historische  Tradition  nicht  auf  den  Josephinismus  hinge- 
deutet hätte,  so  würde  seine  Herrschaft  aber  die  damaligen  Staats- 
männer erklärlich  gewesen  sein.    Man  müsse  sich  nur  vergegenwär- 
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tigen ,  welche  Zeiten   sie  durchlebt   hätten.    Den   Stur/   des   alten 
deutschen  Reichs,  Napoleons    kühne   und  gewaltthätigo  Nengestal* 
tungen,  eine  Zeit,  revolutionär    bis   zp    den  Thronen  hinauf ,    deren 
Besitzer  gleichfalls  alt  übcrkororoene,  historische  Institute  über  den 
Haufen  geworfen  und  dabei    wenig  Achtung    vor  dem    historischen 
Rechte,  wohl  aber  ein  heisses  Streben    nach   Staatsajlmacht  bezeigt 
;  hätten  und  die  dauu.  der  Kirchs ^.gfigeuüber  das    Beispiel  Naj>oleons 
'  befolgt  hätten,  der  durch  die  organischen  Artikel  zu  seinem  Concor- 
1  dat  die  Kirche  mit  festen  Eramraern  dem  Staate  dienstbar  gemacht 
habe.    Dazu  komme,   dass  auch  im  Klerus  die  episcopalische  Strö- 
mung des  achtzehnten  Jahrhunderts  noch   nicht   verloren   gegangen 
sei,  von  der  nur  einzelne  sich  zu  emancipiren  vermocht  hätten. 

So  weit  Herr  Friedberg.  — 

Blicken  wir  auf  das  Qesagte  zurück  ,  so  bietet  sich  uns  darin 
eine  seltene  Mischung  von  historischem  Durcheinander,  von  Win- 
dungen und  Wendungen  von  jWahrcm  und  Falschem.  —  Zunächst 
zeigt  sich  die  Darstclliuigskunst  des  Herrn  F.  am  Concil  von  Trient. 
/  Es  ist  bekannt,  wie  richtig  dasselbe  seine  reformatorische  Aufgabe 
erkannt,  wie  umfassend  und  consequent  es  dieselbe  durchgeführt 
hat.  Das  Feld  für  die  reformatorischc  Thätigkeit  des  Concils  war 
das  ganze  Gebiet  der  Kirchendisciplin  ,  aber  nur  dieses ,  nicht  das 
Gebiet  des  Dogmas,  in  welches  selbstverständlich  die  fundamentalen 
Sätze  über  Begriff  und  Wesen  der  Kirche ,  über  die  zur  Existenz 
und  Leitung  derselben  nothwendigeu ,  zur  Verwaltung  der  Sacra- 
mente  und  zur  Verkündigung  des  Evangeliums  von  Gott  geordneten 
Gewalten  mit  gehören.  Auf  diesem  letzteren  Gebiete  gibt  es  nach 
katholischen  Grundsätzen  s.nichts  zu  reformiren  für  die  Coneilien, 
vielmehr  haben  sie  nur  das  Depositum  fidei  zu  wahren  und  nöthigoii- 
falls  durch  Definitionen  gegen  Attentate  von  Irrlohrern  sicher  za 
stellen.  Es  ist  daher  eine  seltsame  Zumuthung  an  das  CJoncil  von 
Trient ,  wenn  der  Canonist  Friedberg  von  ihm  verlangt ,  es  höUe 
durch  seine  reformatoHschen  Decrete  die  Kirche  dem  SkuUe  unter^ 
ordnen  seilen^  der  ja  überdies  nicht  eintnal  überall,  wohin  sich  das 
Gebiet  der  Kirche  erstreckt,  ein  christlicher,  sondern  vielfach  ein 
heidnischer  oder  muhamedanischer  ist  und  durch  die  damals  herr* 
sehenden  Ketzereien  auch  in  Deutschland  der  Entchristlichung  und 
Barbarei  von  Neuem  anheimzufallen  drohte. 

So  wenig  das  Concil  aber  die  Superiorität  des  Staates  über  die 
Kirche  anzuerkennen  vermochte,  so  wenig  Jconnte  und  durfte  es  sich 
im  Sinne  der  sog.  grossen  Coneilien  des  15.  Jahrhunderts  (denen 
aber  tbeils  überhaupt,  wicf  dem  Baseler,  theils  wenigstens  in  Bezogt 
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anf  diejenigen  Sessionen,  tun  die  es  sich  hier  handelt,  die  Oeciimeincität 
ab^'eht),  eiiie  Vvrkürsuitg  der  zum  Wesen  des  päpstlichen  Primates 
gehörigen  Beehie  erlattben. 

Es  konnte  nicht  in  Wiederholung  der  schisinatischen  Baseler 
B<'8chlösse  die  Cohcilien  über  den  Papst  stellen,  weil  es  damit  eines 
der  wichtigsten  Gninddoginen  der  christlichen  Kirche,  die  Lehre 
?om  Primat  des  hl.  Petrus  und  sdner  rechtmässigen  Nachfolger  auf 
dem  Stuhle  zu  Rom  negirt  hätte. 

Die  Unter werfjmg^  der  Kirche  unter  den  Staat  und  die  Zer- 
störung  der  im  Primat  ruhenden  Rechte  des  Papstes  ist  daher  heinc 
der  reformatorischen  Aufgaben  gewesen ,  deren  sich  die  weltlichen 
Fürsten  im  16,  Jahrhunderte  statt  der  Kirche  au  unteriiehm  he- 
fegt. geÄfiSfiiujyären  »  uoc|i  weniger  ist  es  wahr,  dass  durch  Bestrc- 
boDgen  dieser  Art  von  Seiten  weltlicher  Fürsten  die  Kirche  in  ihrer 
Eiiijtenz  ^ifrecht  erhalten  wpnjan  w:äre. 

Man  kann  vielmehr,  umgekehrt  behaupten,  dass,  wenn  die  ka- 
tholische Kirche  nach  den  Tnancherlei  Versuchen  der  weltlichen  Ge- 
holt, sie  zu  unterjochen  und  die  geistliche  Gewalt  der  Päpste  zu 
brechen,  Versuchen,  ■  welche  zu  allfiaJ&fiiten  gemacht  worden  sind 
dennoch  in  ihrer  Existenz  unversehrt  geblieben  ist ,  sie  dies  allein 
dar  ihr^  als  einer  göttlichen  Institution^  'innewohnenden  eigenen  Kraft 
cerdanÜ. 

Es  ist  aber  auch  keineswegs  wahr ,  dass  die  österreichischen 
nnd  bayerischen  Fürsten  im  16.  Jahrhundert  sich  Aufgaben  dieser 
Art  gesteift  und  durch  deren  Erfüllung  die  Kirche  trotz  der  Kirche 
aafrecbt  erhalten  haben.  Sie  dachten  nicht  daran,  dio  Autorität  der 
Päpste  untergraben,  die  Selbstständigkeit  der  Kirche  in  Frage  stel- 
len zu  wollen,  sie  erwiesen  sich  vielmehr  in  jenen  stürmischen  Zei- 
ten als  wahre  Schirmherrn  der  Kirche,  der  sie  allerdings  zur  Ab- 
wehr der  Häresie  und  zur  Durchführung  der  vom  Concil  von  Trient 
in  Wirklichkeit  gefassten  reformatorischen  Beschlüsse,  da  wo  sie  bei 
TerwelUichten  Bischöfen  oder  bei  einem  verwahrlosten  Klerus  auf 
Widerstand  oder  Saumseligkeit  stiessen,  die  Unterstützung  des  welt- 
lichen Armes  liehen,  damit  für  ihre  Territorien  die  Pflichten  über- 
nehmend, welche  eigentlich  dem  Kaiser  als  Schirmvogt  der  Kirche 
%  das  ganze  Reich  obgelegen  liätten,  welche  dieser  aber  zu  erfüllen 
bei  dem  Widerstände  der  protestantischen  Beichsfürsten  nicht  mehr 
im  Stande  war.' 

Die  reformatorischen  Beschlüsse  des  Concils  bewegten  sich,  wie 
bemerkt,  aaf  dem  Gebiete  der  Kirchendiß.cipUu^  deren  Execution  al- 
lerdings ^nächst  nicht  Sache  des   Staates  ist.    Allein  jene ,    der 
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Kirche  mit  Glaabenstreue  anhängenden  österreichischen  and  bayeri- 
schen Fürsten,  vorab  die  letzteren,  erkannten  aach  ihren  Berof  nicht 
darin,  selbst  mit  eigenmächtiger  Hand  in  die  kirchlichen  V^bält- 
nisse  einzugreifen,  sondern  sie  stellten  es  sich  nur  zur  Aufgabe,  durch 
ununterbrochene  Mahnung  die  Hierarchie  zur  Tbätigkeit  aufzufor- 
dern und  ihre,  den  Beschlüssen  des  Concils  entsprechenden  retorma- 
torischen  Massregeln  zu  unterstützen  ^). 

Sie  handelten  dabei  mit  Zustiaunung  des  Papstes  und  Ha- 
drian  VI.  schenkte  den  Herzogen  von  Bayern  so  viel  Vertrauen,  dass 
er  ihnen  1523  sogar  ein  eigenes  Privilegium  verlieh ,  die  Excesse 
der  Geistlichen  ohne  Mitwirkung  der  Bischöfe  zu  bestrafen*).  Aat 
dieser  kirchlich  legalen  Grundlage  beruhte  es ,  dass  die  bayerischen 
Herzuge  zu  verschiedenen  Zeiten  Kirchen  Visitationen  vornahmen  und 
dass  hieraus  nochmals  ein  eigenes. Dicasteri um  oder  geistliches  Baths- 
coUegium  hervorging  ^). 

Durch  diese  Tbätigkeit  haben  sich  die  habsburgischen  und 
bayerischen  Fürsten  im  16.  Jahrhundert  um  die  Kirche  und  um 
ihre  eigenen  Länder  wohl  verdient  gemacht.  Da  aber,  was  sie  tha- 
ten,  den  JVünschen  des  Papstes  entsprach  und  mit  Zustimmung  des 
Papstes,  dem  die  Ausführung  der  reformatorischen  Beschlüsse  des 
Concils  von  Trient  oblag,  geschah ,  so  kann  es  doch  sicher  Nieman- 
dem einfallen,  darin  die  Anfange  der  unter  dem  Namen  ^Josephinis- 
mus€  bekannten  Regierungspraxis  zu  erblicken,  deren  ausgeprägter 
Charakter  die  Negirung  der  Jurisdiction  des  apostolischen  Stuhles, 
die  Unterdrückung  der  Jcirchlichen  SelbstständigJc^  und  die  Er- 
niedrigung  der  Kirche  zu  einer  blossen  Staatspoliseianstalt  icar. 
Vollends  absurd  ist  es  aber,  wenn  Herr  Fried  berg  gar  verlangt,  der 
jetzige  Episcopat  solle  seine  Dankbarkeit  für  die  von  den  bayerischen 
und  österreichischen  Regenten  des  16.  Jahrhunderts  *der  Kirche  ge- 
leisteten guten  Dienste  so  weit  ausdehnen,  dass  er  gut  heisse,  was 
jetzt  von  den  Regierungen  zur  Unterdrackung  der  Kirche  io  so  reich- 
lichem Masse  geschieht,  bei  Herrn  Friedberg  aber  die  euphemi- 
stisclie  Firma  »berechtigter  Ansprüche  des  Staates«  führt. 

Dass  der  dreissigjährige  Krieg  wie  in  staatlicher ,   so  auch  in 


1)  Vergl.  darüber  Philipps,  Sirchenrecht  Bd.  IH.  S.  337  ff.  —  Auch 
enthält  in  Betreff  des  bayerischen  Kegentenhauses  von  Areiins  Geschichte  des 
bayerischen  Herzogs  und  l^arfürsten  Maximilian  I.  im  ersten  Abschnitte  eine 
vortreffliche  Darstellung  dieser  reformatorischen  Tbätigkeit. 

2)  »Indultnm  corrigendi  notabiles  excessns  clericornm  in  Bavaria.«  — 
Vcrgl.  von  Arctln  a.  a.  0.  S.  14. 

3)  Vergl.  von  Aretin  a.  a.  0.  S.  14.  und  162. 
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kirchlicher  Beziehung  vielfach  Zerrüttung  und  Entartung  herbeiger 
führt  hatte,  wer  möchte  es  leugnen!  Es  ist  aber  unwahr,  dass  die 
Kirche  nach  dem  dreissigjährigen  Kriege  nicht  im  Stande  gewesen 
sei,  das  schneidige  Messer  der  Beformen  an  sich  selbst  zu  legen« 
Ihre  Selbstständigkeit  freilich  hat  sie  wiederum  dem  Staate  nicht 
zum  Opfer  gebracht,  auch  den  Protestantismus  nicht  als  ebenbürtig 
lind  den  westphälischen  Frieden  in  seinen,  die  Rechte  der  Kirche  ver- 
letzenden Bestimmungen  nicht.. für  rechtsverbindlich  anerkannt.  Mit 
Reformen  dieser  Art  würde  sie  ihr  eijjeno8  Vernichtungsurtheil  aus 
gesprochen  haben.  Gleichwohl  ist  es  falsch,  dass  sie  ihr  Auge  vor 
dem  Protestantismus  gewaltsam  verschlossen,  ihn  als  nicht  vorha/iden 
fingirt  habe.  — 

Nachdem  sie  denselben  auf  dem  Concil  von  Trmxt  verurtheiltj 
hat  sie  ihn  im  16/  und  17.  Jahrhundert  mit  den  Waffen  des  Gei- 
stes in  glänzender  Weise  belämpft  und  in  seinen  Fortschritten  auf- 
(ßhalteti,  Grade  durcli  den  Kampf  gegen  den  Protestautismus  und 
(lio  eigens  dafür  gegründeten  Orden  war  iimerhalb  der  katholischen 
Kirche  ein  sehr  reges  kirchliches  und  wissenschaftliches  Leben  be- 
fordert worden,  und  auch  nach  dem  dreissigjährigen  Kriege  hat  die  Kirche 
nicht  nöthig  gehabt,  die  kirchliche  Erziehung  in  die  Hände  der 
weltlichen  Fürsten  zu  legen  ^).  Der  grosste  Tlieil  der  deutschen  Ter- 
ritorien war  uachHem  westphälischen  Frieden  in  der  Hand  der  Kirche 
ji^eblieben,  die  religiösen  Orden,  zu  deren  Aufgaben  die  Erziehung, 
der  Unterricht  und  die  Förderung  der  Wissenschaft  und  Cultur  ge- 
hört, als  der  Benedictiner,  Cisterzienser ,  Prämonstratenser ,  Domini- 
kaner, Franziskaner^  vorzüglich  aber  der  Jesuiten-Orden  fuhren  fort, 
ihre  erziehende  Thätigkeit  zum  Wohle  des  Staates  und  der  Kirche 
zu  entfalten  und  auch  mit  ihren  materiellen  Mitteln  für  die  Aus- 
bildung und  Erziehung  des  Klerus  zu  sorgen. 

Hierbei  soll  das  Verdienst  der  katholischen  Fürsten  um  die 
zeitgemässe  Hebung  und  Förderung  der  Wissenschaften  keineswegs 
in  Abrede  gestellt  werden ,  aber   die  Impulse   dazu    empfingen  die 

» 

Fürsten  aus  der  Kirche,  in  der  sie  standen ,  die  nach  wie  vor  die 
Erzieherin  des  VöTkes  geblieben  war  und  in  erster  Linie  die  gei- 
stigen Kräfte  hergab,  deren  die  weltlichen  Fürsten  für  die  von  ihnen 
ins  Leben  gerufenen  Bildnngsanstalten  bedurften. 

Keine  Behauptung  kann  also  unwahrer  sein  als  die  ,^  dass  der 


j),?^ber  den  Stand  der  theologischen  Wissenschaften   in  jener  Periode 
Tergf.  Alzog,  Kirchenge»chichte,"ö.  Aufl.  Bd.  IL  §.  850,  S.  954  flf. 
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Kieru.s  in  Uubildung  und  Unwissenheit  verkominen  wäre,  wenn  nicht 
die  weltlichen  Fürsten  die  kirchliche  Erziehung  in  die  Hand  genom- 
men hätten. 

Die  Kirche  hat  vielmehr  diese  Erziehung  niemals  aus  ihrer 
Hiind  gegej:)en,  sondern  stets  als  ihre  eigenste  Angelegenheit  be- 
trachtet, in  welche  weltliche  Regierungen  ihr  nichts  hineinzureden 
haben. 

Wie  aber  die  Ausführung  Friodbergs,  dass  am  Ende  des  Jreis- 
sii^jfihrigen  Krieges  die  weltlichen  Filrsten  die  kirchlichen  Aufgaben 
mit  ühernommen  und  durch  diese  ihre  Politik  die  Kirche  vor  dem 
Uiil3rjifange  gerettet  hätten,  mit  seiner  weiteren  Behauptung  »S.  8.) 
in  Einklang  zu  bringen  ist,  dass  ebeti  diese  staatliche,  der  Kirche 
gegenüber  befolgten  Politik,  die  mau  mit  dem  Namen  des  Kaiser 
Joseph  II.  zu  bezeichnen  pflege,  mit  Maria  Theresia  begonnen  habe^ 
das  müssen  wir  dem  Scharfsinn  des  Herrn  Verfassers  überlassen. 

Wir  an  unserem  Theil  wollen  nur  bemerken ,  dass  Herr  F. 
darin  allerdings  Becht  hat,  dass  der  Josephinismus  in  Oesterreich 
schon  unter  der  Regierung  Maria  Theresias  seine  Herrachaft  begon- 
nen, wenn  auch  darin  wieder  Unrecht ,  dass  er  ihn  auf  Rechnung 
dieser  durchaus  kirchlich  gesinnten  Fürstin  selbst  setzt ,  da  es  ja 
allgemein  bekannt  ist,  dass  der  Minister  Kaunitz  der  verantwortliche 
Urheber  dieser  Kirchenpolitik  war.  Eben  weil  aber  in  diese  Zeit  die 
Anfänge  dieser  feindseligen  kirchenpolitischen  Richtung  in  Deutsch- 
land fallen,  sind  die  Versuche  Friedbergs,  dieselben  auf  die  schirm- 
Yogteilichen  Dienste  zurückzuführen ,  welche  die  glaubenstreuen 
habsburgischen  und  bayerischen  Fürsten  in  der  Reformationsperiode^ 
während  und  am  Ende  des  dreissigjährigen  Krieges  in  kirchlich  le- 
galer Weise  der  Kirche  geleistet  haben ,  als  völlig  verfehlt  zu  be- 
^trachten. 

Der  Josephinismus  ist  nichts  weiter  als  der  durch  Vermittelung 
des  niederländischen  Canonisten  van  Espen  und  Hontheims  nach 
Deutschland  verpflanzte  Gallicanismus  und  dieser  selbst  besteht  le- 
diglich in  der  praktischen  Verwirklichung  der  schismatischen  Ten- 
denzcHy  von  welchen  der  Occideut  während  des  14.  und  15.  Jahr- 
hunderts bewegt  wurde.O  %  derselben  Tendenzen ,  welche  Priedberg» 
wie  wir  oben  gesehen,  in  der  katholischen  Kirche  als  Reformen  ver- 
wirklicht wissen  wollte,  und  deren  Durchführung,  nachdem  sie  durch 
das  Concil  von  Trient  kirchlich  für  immer  begraben  worden  sind, 
er  als  die  kirchenpolitische  Aufgabe  der  weltlichen  Regierungen  be- 


1}  Vergl.  Philipps,  Kirchenrecht  Bd.  HL  S.  372  flF.^J39jry.^365  ff.. 
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trachtet.  Diese  Reformgedanken  gelten  ihm  selbstverständlich  auch 
als  Richtschnur  für  das  Yerständniss  der  im  Äufauge  dieses  Jahr- 
handerts  von  mehreren  deutschen  Regierungen  über  die  Neuordnung 
der  kirchlichen  Verhältnisse  mit  dem  apostolischen  Stuhle  geschlos- 
senen Verträge,  wobei  er  momentan  entweder  übersieht  oder  ab- 
sichtlich ignorirtj  dass  es  eben  dieses  Princip  war,  welches  der  hl. 
Stuhl  bei  den  Verhandlungen  über  diesen  Qegenstand  mit  aller  Ent- 
schiedenheit und  in  dem  Masse  bekämpfte ,  dass  alle  von  ihm  den 
weltlichen  Regierungen  gemachten  Concessioneu  ,  namentlich  auch 
die  auf  die  Bischofswahlen  bezüglichen ,  sich  stricte  innerhalb  der 
Gräozen  derjenigen  Grundsätze  bewegen,  welche  die  Kirche  in  Wah- 
rung ihrer  Freiheit  und  Unabhängigkeit  rom  Staate  stets  vertreten 
hat.  Wir  sagten,  er  ignorire  dies  vielleicht  absichtlich ,  weil  er  in 
seinen  einleitenden  Befherkungen  über  die  josepliinischen  Staatsmän- 
ner (S.  10.)  die  Erfolglosigkeü,  welche  dieselben  von  ihren  Ver- 
handlungen mit  Rom  für  die  Durchführung  ihres  kirchenpolitischen 
Sfstems  zu  erwarten  hatten ,  zu  deutlich  signalisirt  hat ,  als  dass 
vir  annehmen  könnten^  er  glaube  selbst  daran,  dass  der  apostolische 
Stahl  den  protestantisctien  Staaten  so  weit  gehende  Concessioneu  in 
Bezug  auf  die  Bischofswahlen  werde  gemacht  haben,  wie  er ,  Fricd- 
herg,  sie  aus  den  Bestimmungen  der  Circumscriptionsbullen  und  £x- 
plicativ-Breyen  meint  herleiten  zu  können. 

»Ein  genialer  deutscher  Staatsmann,«  sagt  er,  »würde  die  Er- 
folglosigkeit der  Verhandlungen  mit  Rom  von  vornherein  eingesehen 
und  desshalb  davon  Abstand  genommen  haben.  Er  würde  aus  der 
Oeschichte  die  Lehre  gezogen  haben ,  dass  restaurirte  Mächte  (das 
Papstthnm  war  nun  freilich  als  solches  keine  restaurirte  Macht!) 
die  alten  Principien,  selbst  wenn  sie  den  Grund  des  Sturzes  ausge- 
macht, in- doppelter  Schärfe  wieder  aufzunehmen  pflegen.  Die  Staats- 
nianner  vom  Anfange  unseres  Jahrhunderts  waren  vom  Glauben  be- 
fangen, dass  die  Kirche  die  Last  der  Staatsherrschafb,  die  sie  früher 
getragen ,  auch  je^^t  willig  auf  sich  nehmen  werde.  Sie  mussten 
<^rst  durch  trübe  Erfahrungen  eines  Anderen  belehrt  werden  und 
versuchten  dann  noch  die  Rechte  zwangsweise  festzuhalten ,  die  sie 
früher  besassen  und  zu  deren  iPreisgebung  sie  keine  Veranlassung 
«^blickten.  € 

Nach  diesen  Aeusserungen  will  uns  die  Erwartung  berechtigt 
erscheinen,  dass  Herr  Friedberg  gar  nicht  erst  den  Versuch  machen 
'erde,  den  mit  Rom  geschlossenen  Verträgen  eine  Deutung  zu  ge- 
^*en,  welche  den  mit  den  Principien  des  apostolischen  Stuhles  im 
Widerspnicb  stohenden  Ansprüchen  das  Wort  redet.     Da  er  es  den- 
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noch  im  Verlaufe  seiner  weiteren  Darstellung  thut,  so  muss  er  es 
sich  gefallen  lassen,  wenn  wir  ihn  gleich  an   dieser  Stelle  daran  er- 

I  innern,  wie  sehr  er  seine  eigene  Position  durch  jene  von  uns  durch- 
aus als  richtig  erkannten  einleitenden  Bemerkungen  abgeschwächt  hat. 
Auf  die  Frage,  woher  den  Politikern  am  Anfange  unseres  Jahr- 
hunderts die  Idee  hälte^  kommen  sollen ,  dass  die  Kirche  frei  und 
unabhängig  ihl'e  Aufgabe  zu  erfüllen  habe ,  glauben  wir  hier  nicht 
weiter  eingehen  zu  sollen,  nachdem  ja  F.  selbst  diesen  Politikern 
alle  Genialität  abgesprochen  hat.  Wir  wollen  aber  nur  daran  er- 
innern, dass  wenn  Niebuhr  und  andere  Staatsmänner  der  damaligen 
Zeit  nicht  mit  den  Josephinern  durch  Dick  und  Dünn  liefen  und 
ein  wohlwollendes  Interesse  für   die    selbstständigen  Aufgaben  der 

\   Kirche  zeigten,  es  doch  grade  nicht  zu  den^  Unmöglichkeiten  gehört 
haben  kann,  auch  in  jener ,  allerdings  religiös  und  sittlich  verkom- 
menen Zeit ,  zu  richtigen  Vorstellungen   über   das  Verhältniss   von 
Staat  und  Kirche  zu  gelangen. 
)  /  Dass  es  Herr  F.  aber  schliesslich  gar  noch   unternommen  hat, 

«>  die  unehrlichen  Mittel,  »die  Schleichwege«  zu  en^äfihukiigen ,  deren 

sich  die  josephinischen  Staatsmänner  dem  apostolischen  Stuhle  gegen- 
über glaubten  bedienen  zu  können,  darf  uns  an  einem  so  gesinnungs- 
tüchtigen Vertreter  der  Wissenschaft,  wie  er  ist,  doch  füglich  Wun- 
der nehmen.    Er  sagt  (S.  11.): 

»und  doch  glauben  wir  auch  diese  (die  Entschuldigung)  bei- 
bringen zu  können.  Denn  wenn  die  deutschen  Staatsmänner  gross- 
gezogen  waren  in  den  Theorien  von  der  Staatsomnipotene  über  die 
Kirche^  wenn  in  Deutschland  ihren  Lehren  auch  seitens  der  Kirche 
kein  theoretischer  Widerstand  entgegengesetzt  wurde,  so  raussten 
sie  den  römischen,  auf  welchen  ihre.  Plane  stiessen,  für  um  so  un- 
gerechtfertigter erachten.  Sie  glaubten  die  alte  römische  Herrschaft 
bekämpfen  zu  müssen,  von  welcher  die  zeitgenössische,  auch  wissen- 
schaftliche Literatur  beständig  geschrieben  hatte ,  sie  meinten  die 
nothwendigen  Rechte  des  Staates  verletzt  zu  sehen  und  betrachteten 
schliesslicJi  den  römischen  Stuhl  bei  dem  beabsichtigten  Vertrage  als 
einen  Gontrahenten ,  mit  dem  man  sich  Ober  die  Anerkennung  der 
staatlichen  Lebensfragen  nicht  eini^m  könm  und  um  donji^eküm' 
inert  in  Erhaltung  und  Behauptung  wohlerworbenen  Rechte  man 
vorgehen  müsse.  € 

Einer  Widerlegung^  dieser  von   einem  »deutschen  Professor  des 

'/  Kirchenrechts  der  ünwi«öenheijb,  der  Unre;9iichkeit  im  völkerrecht- 

[  liehen  Verkehr  und   dem  VortriJgöbruche   gehaltenen^  Vertheidigung 
glauben  wir  uns  überhoben  zu    erachten,  da  dieselbe  ihre  Verur- 
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theilaog  vom  Staudpunkte  der  Gerechtigkeit  und  der  guten  Sitte  in 
sieli  selbst  trägt. 

2.   Bayern^  Würümnberg^  Baden  und  die  Rheinbundsstaaten. 

Wir  haben  uns  über  die  allgemeinen  Betrachtungen ,  welche 
Friedberg  in  dem  »das  Reicbscoucordat«  überschriebeneu  Abschnitte 
des  ersten  Capitels,  ersten  Buches  seiner  Schrift  untergebracht  hat, 
ausführlicher  ausgesprochen ,  weil  wir  darin  den  tendenziösen  Zu-  .. 
schnitt  der  ganzen  Arbeit  gekennzeichnet  fanden.  Bei  den  nächsten 
Abschnitten  dieses  Capitels,  welche  von  den 'vergeblichen  Versuchen 
Bayerns y  Württembergs ,  Badens,  der  Rheinbundsstaaten  handeln, 
können  wir  uns  kürzer  fassen. 

Wer  die  Geschichte  dieser  Verhandlungen  mit  halbwegs  un- 
befangenem Blicke  betrachtet ,  wird  sicher  nicht  auf  den  Gedanken 
kommen,  das  Odium  für  die  Resultatlosigkeit  derselben  dem  aposto- 
lischen Stuhle  aufbürden  zu  wollen. 

Die  Separatverhandlungen  der  genannten  Staaten  vom  Jahre 
1807  waren  von  Napoleon  hintertrieben  worden ,  welcher  nicht  dnl- 
dete ,  dass  diese  politisch  von  ihm  abhängigen  Staaten  ihre  beson- 
dere Kirchenpolitik  trieben,  sondern  unter  Dalbergs  Mitwirkung  die 
Absicht  verfolgte,  die  kirchlichen  Verhältnisse  Bayerns  und  der  Rhein- 
bnndsstaaten  einheitlich  in  einer,  seiner  Politik  entsprechenden  Weise 
za  regeln.  Hierfür  liefert  besonders  der  von  F.  selbst  geschilderte 
Verlauf  der  württembergischen  und  badischen  Verhandlungen  und 
die  ausdrückliche  Erklärung  Consalvi's  vom  Jahre  1817  (S.  34.)  den 
schlagendsten  Beweis. 

Nicht  sowohl  der  hl.  Stuhl,  wie  F.  meint,  sondern  jene  Staaten 
gingen  im  Schlepptau  der  napoleonischen  Politik  und  waren  darum 
onfabig,  im  völkerrechtlichen  Verkehre  eine  selbstständige  Rolle  zu 
Spielen.  Dies  einzusehen,  bedarf  es  keiner  grossen  politischen  Weis- 
heit Für  die  Diplomatie  des  damals  allmächtigen  Kaisers  war  es 
eine  Kleinigkeit ,  jeden  Versuch  einer  selbstständigen  politischen 
Action  jener  Staaten  ins  Stocken  zu  bringen ,  dazu  standen  ihr  vie- 
lerlei Mittel  zu  Gebote,  gewöhnlich  aber  genügte  schon  die  leiseste 
Andeutung  des  von  Paris  her  wehenden  Windes. 

Nach  dem  Sturze  Napoleons  war  an  Stelle  des  deutschen 
Beiches  der  deutsche  Bund  getreten  und  es  waren  auf  dem  Wiener 
Congresse  Verhandlungen  über  Herbeiführung  einer  neuen  kirchlichen 
Ordnung  f&r  das  gesammte  Bundesgebiet  gepflogen  worden.  Diese 
Verhandlungen  waren  gescheitert  an  der  Eifersucht  der  deutschen  . 
Souveräne  ^^gm  Oesterreich.    Selbstverständlich  aber  war  es  Pflicht  ) 
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des  hl.  Stuhles  gewesen,  den  Verlanf  dieser  Verhandlungen  erst  ab- 
zuwarten ,  ehe  er  sich  in  Separatverhandlungen  mit  den  einzehien 
deutschen  Staaten  einlassen  konnte. 

Nachdem  aber  Oesterreich  als  katholi^sche  Vormacht  selbst  er- 
klärt hatte,  dass  es  diesen  Separatverhandlungcu  kein  Hinderuiss 
mehr  in  den  Weg  lege ,  nahm  auch  der  apostolische  Stuhl  keinen 
Anstand,  dieselben  wieder  aufzunehmen ,  wobei  er  jedoch  auf  den 
Widerstand  des  Stuttgarter  Hofes  stiess ,  wo  man  inzwischen  den 
Gedanken  gefassrliatte ,  im  Wege  einer  Coalition  der  proiestath 
tischen  Regierungen  zur  Neuordnung  der  kirchlichen  Verhältnisse  zu 
schreiten. 

Wer  diese  Umstände  im  Zusammenhange  mit  den  welterschüt- 
ternden Ereignissen  jener  Zeit  unbefangen  würdigt ,  wird  zugeben 
müssen,  dass  der  apostolische  Stuhl  damals  genau  den  politischen 
Verhältnissen  und  den  Interessen  der  katholischen  Kirche  entsprechend 
gehandelt  hat  und  von  keinerlei  selbstsüchtigen  Zwecken  geleitet 
worden  ist.  In  der  Dai'stellung  des  Herrn  F.  stossen*  wir  jedoch  al- 
lenthalben auf  das  Bestreben,  den  hl.  Stuhl  füic  alle  Misserfolge  der 
Regierungen  verantwortlich  zu  machen ,  ihm  Wechsel  der  Politik, 
Missaehtung  der  Regierungen ,  eigennützige  Motive  und  falsches 
Spiel  zur  Last  zu  legen  Dabei  wird  natürlich  zur  Documeniirtwg 
der  eigenen  ardicur'udm  GesinnungstüchtigkeU gegen  Rom  eine  mög- 
lichst wegwerfende  Sprache  gefuhrt. 

Das  von  Bayern  in  Rom  zuerst  durch  Vermittelung  Napoleons 
vorgelegte  ConcoVdatsproject  ist  für  die  ctirialen  Empfindungen  ««- 
schmackhaft,  man  träumt  in  Rom  von  einer  Wiederherstellung  des 
canonischen  Rechts  in  Bayern  in  einem  Umfange,  wie  es  niemals 
in  Bayern  anerkannt  gewesen.  Die  bayerischen  Vorschläge  werden 
unberücksichtigt  gelassen  oder  mit  unerschwinglichen  Gegenforder- 
ungen beantwortet,  man  lässt  nach  dem  Pressburger  Frieden  den 
zur  Vereinbarung  eines  Concordates  mit  Bayern  autorisirten  Nuntius 
della  Genga  die  bayerische  Regierung  mit  einem  Gegenentwurfe 
überraschen ,  welcher  allen  Tendenzen  der  Regierung  geradezu  ins 
Gesicht  schlägt;  Die  Principien,  von  welchen  die  unterhandelnden 
Theile  ausgingen,  standen  sich  zu  schroff  gegenüber,  als  dass  eine 
Ausgleichung  möglich  gewesen  wäre.  —  In  solchen  und  ähnlichen 
Wendungen  bewegt  sich  die  Priedberg'sche  Schilderung  der  baye- 
rischen Verhandlungen,  von  denen  wir  schliesslich  (S.  IG.)  erfahren, 

;  dass  es  eigentlich  die  Gefangennahme  des   Papstes  durch  Napoleon 

i  war,  die  sie  ins  Stocken  brachte. 
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Aebnlicb  ist  die  Darstellmig  der  firürtteinbergischen  und  badi* 
sehen  beschaffen.  ^ 

Die  in  Stuttgart  Ende  October  1807  dem  Abschluss  nahe  ge- 
brachten Verhandlungen  des  päpatlicben  Nuntius  mit  dem  württem- 
bergischen Hofe  werden  im  letzten  Augenblicke  plotzlicb  durchkreuzt 
durch  das  Eingreilen  Napoleons,  der  dem  Papst  insinuiren  l&sst ,  den 
Nuntius  schleunigst  nach  Paris  zu  senden ,  da  er  die  kirchlichen 
Angelegenheiten  Deutschlands  dort  zu  regeln  beabsichtige^  und  die 
demnftchst  im  Jahre  1808  von  dem  wurttembergiscben  BevoUm&ch- 
tigten  Keller  in  Kom  wieder  aufgenommenen  Unterhandlungen  wer- 
den von  Napoleon  dadurch  gradezu  verhindert,  dass  dem  p.  Keller 
die  P&^  zur  Beise  nach  Savona,  wo  der  Papst  von  Napoleon  ge- 
bogen gehalten  wurde,  von  letzterem  verweigert  werden.  Dennoch 
verstellt  es  Friedberg,  aus  diesen  Tbatsachen  gegen  den  hL  Stuhl 
Capital  zu  schlagen,  indem  er  (S.  23.)  bezüglich  der  Verhandlungen 
von  1807  denselben  als  im  Schlepptau  der  napoleoniscben  Politik 
handelnd  daistellt  und  hinsichtlich  der  Keller'schen  von  1808  unter 
Bezugnahme  auf  einen  Brief  des  bayerischen  Bevollmftchtigten  in 
Kom,  Bischof  Häffelin,  an  die  badische  Begierung  in  völlig  kritik- 
loeer  Weise  den  Anschein  erweckt,  als  habe  Württemberg  darum 
wenig  Aussicht  auf  Verständigung  mit  dem  hl.  Stuhle  gehabt,  weil 
Born  nur  sein  ^Ites  Spiel  treibe,  die  angefangenen  Verhandlungen 
so  lange  hinzijSirhleppen ,  bis  die  Verhältnisse  einen,  den  cnrialen 
Interessen  gunstigen  Abscbloss  gestatteten. 

Warum  man  übrigens  in  Stuttgart  später  —  nach  dem  Wie- 
ner Congresse  —  die  Absiebt,  ein  Specialabkommen  mit  Born  ab- 
zuschU^ssen,  aufgab  und  eine  Vereinigung  der  protestantischen  Be- 
giemngen  zur  gemeinschaftlichen  Begelung  der  katholisch-kirchUchen 
Verbiltnisse  erstrebte,  ist  in  der  Friedberg'schen  Schrift  nicht  ge- 
nügend aufgeklärt 

Baißm  hatte  1817 ,  nachdem  mit  dem  Sturze  Napoleons  der 
Einfluss  der  französischen  Politik  aufgehört  und  Deaterreich  den  Ue- 
danken  an  eine  gemeinsame  Begelung  der  kirchlichen  Verhältnisse 
für  den  neugeschlossenen  deutschen  Bund  aufgegeben  hatte,  mit  dem 
bL  Stuhle  rasch  abgeschlossen.  Wenn  nun  Friedberg  (S.  34)  sagt: 
»Qerade  der  Verlauf,  den  die  bayerischen  Verhandlungen  genommen 
hatten,  beiührte  in  Stuttgart  so  iinangepehpi ,  dass  man  dort  die 
Idee  einer  Separatverhaudlung  mit  Bom  definitiv  fallen  liess  und  in 
iler  Gemeinsamkeit  aller  protestantischen  Höfe  Deutschlands  den 
alleinigen  Schutz  jgegen  römische  üebervortheilung  zu  finden  meinte, 
§4)  genügt  uns  das  nicht  zur  Erklärung  der  Thatsache,  wie  gerade 

Arebhr  Hir  Kirchenrecht.  XXXIII.  g 
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Württemberg  dazu  kam,  die^ührerschaft  der  protestantischen  Höfe 
Deutschlands  zu  übernehmen.  Die  Sache  dürfte  einen  politischen 
Hintergrund  haben,  der  auf  die  S.  33  erwähnte,  in  Stuttgart  einge- 
laufene Osterreichische  Note  zurückzuführen  sein  möchte,  welche  den 
Vorschlag  enthielt,  über  die  Herstellung  einer  revidirten  kirchlichen 
Karte  sich  zu  besprechen.  Welche  Beweggründe  Oesterreich  zu  die- 
sem Vorschlage  bestimmt  haben ,  darüber'  könnten  wir  nur  Vermu- 
thungen  aufstellen,  da  uns  die  betreffenden  diplomatischen  Acten- 
stücke  x^cbt  zugänglich  sind ,  wir  sehen  ^ber  da?on  ab  und  be- 
gnügen ims  mit  der  Bemerkung,  dass  die  Sorge  vor  römischer  Z7e- 
bervoriheilung,  welche  F.  der  Stuttgarter  Regierung  imputirt«  unmög- 
lich gross  gewesen  sein  kann,  da  wir  S.  10  zu  lesen  bekommen  ha- 
ben, dass  die  deutschen  Staatsmänner  am  Anfange  unseres  Jahr- 
hunderts im  Glauben  befangen  gewesen  seien,  dass  die  Kirche  die 
Last  der  Staatsherrschaffc,  die  sie  früher  getragen,  auch  jetzt  willig 
auf  sich  nehmen  werde  und  (cf.  S.  4.)  die  staatliche  (Gewalt  dem 
zertrümmerten  kirchlichen  Organismus  gegenüber  ihr  Ziel  mit  aller 
im  Heiste  der  Zeit  liegenden  Rücksichtslosigkeit  zu  erreichen  strebte. 
Dieses  Ziel  war  nach  eine^  Bjirg'schen  Denkschrifb  (cf.  S.  85.) 

a)  die  reUgiösen  Bedürfnisse  der  katholischen  Unterthanen  zu 
befriedigen,  ohne  die  jura  circa  sacra  zu  gefährden, 

b)  für  die  in  den  vereinigten  Staaten  bestehende  Kirchenpro- 
vinz ein  eigenes  Kirchensystem  einzuführen,  wodurch  das  Kircben- 
wesen  mit  der  Verfassung  des  Staates  und  dem  Stande  der  gegen- 

).  I  wärtigcn  Aufklärung  mehr  in  Einklang  gebracht  und  dem  Papal- 
System^  toelches  die  Stcuxten  neuerdings  mü  ^dem  Obseurantismus 
und  allen  d(iraus  hervorgehenden  traurigen  Folgen  bedrohe^  für  im- 
mer Schranken  gesetzt  würden.t 

So  dachten  die  Sts^tskatholiken  und  josephinischen  Staatsmän- 
ner von  damals.  Was  ist  selbstverständlicher ,  als  dass  der  aposto- 
lische Stuhl  auch  an  seinem  Thell  sich,  verpflichtet  hielt,  solchen 
kirchenfeindlichen  Tendenzen  fär  immer  l^hranken  zu  setzen. 


/ 


B. 
Im  zweiten  Gapitel,  betreffend  den  Äbschluss  der  diplomatischen 
Verhandlungen  mit  Rom.  1816—1827  berichtet  der  Verfasser: 

1.  Ober  die  bayerischen  Verhandlungen,  ^^ 

Er  schöpft  hier  durchweg  aus  der  Schrift  von 
und  Kirche  in  Bayern.  (München  1874)  und  aus  den 
lichten  Urkunden,  die  ganze  Darstellung   tragt  jedoch    das  Geprägt 
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aeiner  verkehrten  Anflassnng  des  Verhältnisses  von  Staat  und  Kirche 
ond  seiner  gehässigen  Stimmung  gegen  den  apostolischen  Stuhl. 

Der  Yom  Oberkirchenrath  Holler  im  December  1814  (nicht 
1824,  wie  fehlerhaft  gedruckt  ist,)  ausgearbeitete  Goncordatsentwnrf, 
welcher  eine  eigene  bayerische  Landeskirche  mit  bayerischen,  vom 
Könige  ernannten  Bischöfen  will ,  die  dem  K((nige  einen  Eid  nach 
französischem  Muster  aber  mit  einem ,  auf  den  Gehorsam  gegen  die 
Constitation  und  die  Landesgesetze  bezfiglichen  Zusätze  leisten  sol- 
len,  nnd  in  welchem  ebenfalls  nach  französischem  Vorgange  vorge- 
schlagen wird,  dass,  wenn  der  Papst  ohne  hinreichenden  Grund  die 
Institution  binnen  sechs  Monaten  von  der  ihm  überbrachten  Anzeige 
nicht  ertheilen  werde,  das  Becht  zur  Ertheilung  derselben  auf  den 
Metropolitan,  oder  in  dessen  Ermangelung  auf  den  ältesten  Bischof 
der  Eirchenprovinz  herab  devolvirt  werde ,  hat  natürlich  den  vollen 
Beifall  des  Herrn  Friedberg,  dem  nichts  mehr  am  Herzen  liegt,  als 
die  Verfassung  der  katholischen  Kirche  aller  Orten  auf  den  Kopf 
gestellt  zu  sehen.  Es  gereicht  ihm  daher  zu  nicht  geringem  Ver- 
drusse,  dass  diese  Forderungen  in  der  vom  bayerischen  Bevollmäch- 
tigten, Bischof  Häffelin,  am  1.  September  1816  dem  Gardinalstaats- 
secretär  übergebenen  Pnnctation  schon  wesentlich  abgeschwächt  sind, ' 
insofern  darin  die  Nomination  der  Bischöfe  durch  den  König  nieM 
f^ekr  als  Äusfiuss  des  Landes-HoheUsrechts ,  sondern  auf  Grund 
eines  durch  die  Dotation  zu  erwerbenden  Patronatsrechtes  gefordert 
ttm{  von  einer  ^iUbestimmung  für  die  päpsüiehe  Institution  resp. 
ä^  Devolution  der  letzteren  an  den  Metropilitan  (Agesehen  ist. 
Wenigstens  aber  ist  noch  das  Recht  des  Königs,  den  Bischof  in  die 
Temporalien  einzuweisen,  gewahrt  und  ein  billiges  Abkommen  be-  J- 
zöglich  derÄnnäro  in  Aussicht  genommen. 

Die  Cune,  welche  nach  der  gewissenhaften  Darstellung  des 
Verfassers  nur  mit  Oesierreiehs  Erlaubniss  (cf.  S.  33.)  auf  die  Ver- 
l^dlangen  mit  Bayern  eingeht,  ist  jedoch  trotz  dieser  abgeschwäch- 
len  Form  der  bayerischen  Forderungen  anmassend  genug ,  dieselben 
iQit  einem  Gegenentwurfe  zu  beantworten.  »Ob  man  sich  dabei,« 
kemerkt  F.,  »wieder  Stoff  zu  Concessionen  offen  halten  wollte,  durch 
^eren  allmälige  Gewährung  andere  Prätentionen  (bei  Friedberg  ist 
^kanatlich  jeder  Anspruch  der  Kirche  auf  Selbstständigkeit  in  ihrem 
ehiete  eine  Prätention)  durchgesetzt  werden  könnten,  oder  ob  man 
it  Rücksicht  auf  die  preus^schen  Verhandlungen  Schwierigkeiten 
rhob,  genug  der  Gegenentwurf  enthielt  £ar  den  König  nur  die  Be- 
iss,  die  erstmalige  Besetzung  der  Bisthümer  vorzunehmen.  In 
Qkonfl;  sollten  dagegen  die  Gapitel  ihm  4  Candidaten   präsentiren 
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and  er  einea  davon  wählen  dürfen,  ein  Vorschlag,  detr  noch  bei 
Weitem  unter  dem  NiY.eaa  der  dem  protestantischen  Fürsten  später 
gemachten  stand  und  der  noch  dazu  das  papstliche  .Dayjolutionsrecht 
ausdrüQUio)^  wahrte ,  welches ,  falls  das  Capitel  nicht  binnen  zwei 
Monaten  wählte,  Platz  greifen  sollte ,  so  dass  es  in  der  ThaT  nur 
einer  bezüglichen  Anweisung  des  Papstes  an  das  Capitel  bedurft  ha- 
ben würde,  um  das  Minimum  der  königlichen  Bechte  vollkommen 
zu  vernichten  und  die  ^Ernennung  in  das  freie  päpstliche  Belieben  zn 
setzen. 

Der  Bischofseid  wurde  genau,  wie  in  den  früheren  Projecten 
formulirt ,  so  dass  von  einer  Berücksichtigung  der  Verfassung  und 
Staatsgesetze  keine  Bede  sein  konnte.« 

Und  an  diesen  Bestimmungen  hält  der  römische  Hof  fest  un- 
geachtet der  arme  Säffelin  ganzer  drei  Monate  lang  ibr6^  Wander- 
ung erstrebte.  In  München  ist  inzwischen  ein  Ministerwechsel  ein- 
getreten, dennoch  ist  der  von  dem  gestürztejafMontgelas  gepflanzte 
kirchenpolitische  Geist  noch  zu  mächtig,  als  dass  man  wehrlos  0  ^i^ 
römischen  Forderungen  bwilligt  hätte. 

Die  neue  Instruction,  welche  Graf  Thürheim  am  9.  Februar 
1817  für  Häffelin  ausfertigt,  verlangt  unter  anderen  zahlreichen  Punk- 
ten auch  das  unbedingte,  freie  ßmennungsreoht  zu  den  bischöflichen 
Stählen. 

Aber  der  schwache,  der  Curie  hingegebene  Häffelin  ist  höch- 
stens geeignet,  Born  in  seinen  Prätentionen  zu  bestärken.  Das  ru- 
mische Ultimatum  vom  23.  April  1817  enthält  keine  Aenderang  ge- 
genüber dem  früheren  Entwürfe. 

Nun  kommt  man  auch  in  München  auf  die  schiefe  Ebene  der 
Nachgiebigkeit.  Man  entschliesst  sich ,  das  Nominationsrecht  mit 
dem  von  der  Curie  gemachf^en  Quaterna- Vorschlag  des  Capitels  zu 
vertauschen,  aber  man  will  diese  Concession  nur  um  den  Preis  ma- 
chen, dass  die  Cu^e  im  üebrigen  die  ^von  der  Begierung  gestellten 
Forderungen  genehmige.  Nichts  destoweniger  hält  eine  j>fficielle 
Depesche  des  Ministers  der  auswärtigen  Angelegenheiten  Frh.  v. 
Bechberg  an  dem  kgl.  Nominationsrechte  fest,  welches  der  Geswidfe 
in  der  gleichaeitig  erlassenen  Instruction  nicht  mehr  su  verlangen 
angewiesen  wurde.    Wenigstens  dürfe  doch  von   der  freundschaft- 

1)  Das  Epitheton  »wehrlos«  ist  seit  Eröffnung  des  modernen  Ctütur- 
kampfes  eine  stehende  Bezeichnung  für  den  Staat  gegenüber  der  katholischen 
Kirche  geworden.  Bischöfe  und  Priester  werden  mit  harten  Geldstrafen,  Ker- 
ker und  Verbannung  bestraft ,  Kirchen  geschiosson ,  die  Sacramentenspendun^ 
Terhindert,  dennoch  ist  der  Staat  wehrlos. 
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liehen  Gesinnung;  des  hl.  Vaters  da&  Nominationsrecht  jeu   einigen 
bischöflichen  Sitzen  erwartet  werden. 

Daraufhin  gibt  denn  nicht  nur  Rom  nach ,  sondern  noch  mehr 
der  bayerische  Gesandte,  welcher  aller  seiner  Instructionen  ungeach- 
tet das  Nominationsrecht  Preis  gibt ,  ohne  die^  als  Aequivalent  för 
diese  Nachgiebigkeit  seitens  der  Regierung  verlangten  Concessiouen 
?(m  der  Curie  bewilligt  zu  erhalten  und  am  5.  Juni  1817  das  Gon- 
cordat  unterzeichnet. 

Nachdem  in  dieser  Weise  Herr  F.  das  Verfahren  der  bajeri- 
schen  Regierung,  noch  mehr  aber  ihres  Gesandten  geschulmeistert, 
erMrt  man»  aus  dem  im  lateinischen  Text  abgedruckten  Art.  9.  des 
am  5.  Juni  von  Häffelin  unterzeichneten  Concordats ,  dass  letzterer 
mit  seinen  Forderungen  denn  doch  nicht  so  ganz  unberücksichtigt '  ] 
geblieben  ist.    Es  ist  nänilich  dem  Könige   und  seinen  Nachfolgern 
das  unbedingte  Nominationsrecht   fBr    dia   Metropolitankirc|i9   von  \ 
München  und  für  die  Gathedralkirchen  von  Regensburg  undf Würz-    J 
barg  zugestanden  und  nur  für  die  übrigen  Bisthümer  die  Beschrän-j  i 
kuDg  durch  den  QuateirtTa-Vorschlag  beibehalten.    Dass  auch  diese* 
bescliränkte  Nomination  ein  überaus  werthvolles  Recht  für  den  Mo-  , 
Darc^QD  involvirte,  dürfte  Jeder  zugeben,  welcher  Kirche  und  Staat 
einerseits  in  ihrem  Wesen  als  getrennte  Gemeinschaften  mit  geson- 
derten Aufgaben  und  Zielen,  und  andererseits  nach  ihren  Wechsel*- 
beziehungen  und  gemeinschafblichen  Zwecken  richtig  würdigt    Dass 
die  Besetzung  der  Bischofsstühle  eine  eminent  kirchliche  und  keine 
eigentliche  Staatsangelegenheit  ist,  bedarf  doch  wahrlich  keines  Be- 
weises.   Nur  insofern ,   als  auch  das  Gedeihen  staatlicher  Aufgaben 
Ton  der  Ktfche  mit^ abhängt,  hat  der  christliche  Staat  ein  Interesse 
daran,  die  oberste  Leitung  der  Kirche  in  der  Hand   von  Bischöfen 
zu  sehen,  welche  dem  Regenten  genehm  sind.    Diese  Genehmheit 
ist  im  Allgemeinen  schon  in  den  Eigenschaften ,  welche  die   cano- 
üiseben  Gesetze  von  einem  Bischöfe  erfordern »implicite  inbegriffen;  ; 
einem  christlichen,  einem  katholischen  Füi*sten  wenigstens  kann  eine 
Persönlichkeit,  welche  q^ob  den  canonischen  Gesetzen  geeignet  und 
würdig  ist,  einer  Diöcese  vorzustehen,  nicht  an  sich  ungenehm  sein,    - 
^Sie  kann  ihm  aber  allerdings  nach  ihren  sonstigen  persönlichen  Ei-    / 
.^eosehaften  mehr  oder  minder  genehm  sein  für  staatliche  Zwecke. 

Wenn  nun  der  apostolische  Stuhl  die  Auswahl  derjenigen  Per- 
^oen,  welche  für  einen  vacanten  Bischofsstuhl  nach  den  canonischen 
Vorschriften  überhaupt  geeignet  und  würdig  sind ,  zunächst  in  die 
Hand  des  Dorocapitels  als  derjenigen  geistlichen  Corporation  legt, 
welche  nach  ihrer  hervorragenden  Würde  und  Stellung  in  der  Diö- 
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cese  am  besten  geeignet  ist,  fiber  die  kirchlichen  Qualificationen 
eines  Diöcesath Vorstehers  zu  artheilen,  gelegt  wissen  will,  so  handelt 
/  er  durchaus  zweckentsprechend  nnd  tritt  Niemandes  Rechten  zq 
nahe.  Für  die  Wahrung  des  landesherrlichen  Specialinteresses  aber 
bleibt  hinreichender  Spielraum,  wenn  dem  Monarchen  die  Befugniss 
zugestanden  wird,  unter,  vier  zur  bischöflichen  Würde  vom  Domca- 
pitel  tur  geeignet  erachteten  Männern  denjenigen  zu  bestimmen, 
welcher  als  der  ihm  genehmste  wirklich  Bischof  werden  soll.  Das 
staatliche  Interesse  wird  dabei  nicht  zu  kurz  kommen ,  es  sei  denn, 
dass  ein  Volk  im  Niedergange  der  Gultur  bereits  so  tief  gesunken 
wäre,  dass  seine  Begierung  das  staatliche  Interesse  in  der  Förderung 
antiohristlicher  Zwecke  suchte. 

Auch  ist  esv unwahr,  wenn  Herr  F.  behauptet,  dass  das  Recht 
der  königlichen  Nomination  aus  einem  Ouaterna-Vorschlage  des  Ca- 
pitels  noch  unter  dem  Niveau  der  später  den   protestantischeu  For- 
sten bezüglich   der  Bischofswahlen   gemachten   Concessionen   stehe. 
Denn  kraft  dieses  Rechtes  ist  es  der  König,  welcher  aus  der  Zahl 
von  Vieren,  die  ihm  als  ge^gnet  und  würdig  bezeichnet  sind ,  den 
Bischof  ernennt,  während  den  protestantischen  Fürsten  nur  die  Be- 
fugniss eingeräumt  ist ,   aus  einer  Mehrzahl  kirchlich  für   geeignet 
Befundener  den  Einen  oder  Andern  als  minder  genehm  von  der  vom 
Capitel  vorzunehmenden  Wahl  zum  Bischof  auszuschliessen ,  so  je- 
doch, dass  immer  noch  eine  genügende  Zahl  zur  Wahl  übrig  bleibt. 
Ja  selbst,  wenn  es,  wie  Verfasser  sehr  unstatthafter  Weise  will ,  zu- 
lässig wäre,  dieses  den  protestantischen  Fürsten  gewährte  Reclit  der 
Exciusive  durch  masslosen  Gebrauch  zu  einem  absoluten  Veto  um- 
zugestalten, würde  dasselbe,  weil  es, nur  ein  negatives  ist,  doch  höch- 
stens zur  Verhinderung  jeder  den  Wünschen  des  Capitels  entspre- 
chenden Bischofswahl  ausgebeutet  werden  können ,  nicht  aber  dazu, 
dass  der  Landesherr  gegen  den  Willendes  Capitels  eine  Person  zum 
Bischof  bestimmt,  welche  er  dazu  ausersehen  hat,  das  Capitel  aber 
^icht  für  qualificirt  erachtet.    Für  Herrn  F.  freilich  mag  schon  die 
Verhinderung  einer  Bischofswahl  ein  wichtiges  Staatsziel  sein,  wenn 
der  Staat  \nicht  in  der  Lage  ist,  unkirchliche  Männer  auf  die  bischöf- 
lichen Stühle  zu  befördern  und  auf  Gesetze  zu  verpflichten ,    welche 
das  christliche  Gewissen  als  unannehmbar  verwirft. 

Dass  die  Nomination  aus  dem  Quaterna-Vorschlag  für  die 
staatlichen  Interessen  als  ausreichend  erachtet  wurde ,  geht  ja  schon; 
aus  der  dem  Gesandten  ertheilten  Instruction  hervor,  nach  welcher 
derselbe  ermächtigt  war,  den  Quaterna-Vorschlag  jiogar  für  alle  Bis^ 
tbumer  um  den  Preis  zu  acceptiren,  dass  der  hl.  Stuhl  im  Uebrigen 
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die  von  der  Regierung  gestellten  Forderungen  genehmige.  Auch 
waren  es  nicht  die  Bestimmungen  über  die  Besetzung  der  Bischofs- 
stöhle,  die  in  München  zu  einer  Beanstandung  des  von  Häffelin  be- 
reits unterzeichneten  Concordats  vom  5.  Juni  1817  führten,  sondern 
and^e  Punkte,  in  Betreff  deren  die  Regierung  mit  den  von  dem 
Gesadciten  gemachten  Concessionen  nicht  einverstanden  war.  Erst 
auf  Veranlassung  des  Ministers  von  Lerchenfeld  'kam  man ,  nachdem 
die  Ratification  einmal  Anstand  gefunden  hatte,  wieder  auf  das 
QQbedio^  Nominationsrecht  zurück.  Dasselbe  wurde  bei  Wieder- 
eröffnung" der  Verhandlungen  in  Rom  demnächst  für  alle  Bisthümer 
zogestanden.  Welche  G-egenconcessionen  ihrerseits  die  Regierung 
dem  apostolischen  Stuhle  machte,  erwähnt  Herr  F.  nicht  näher,  er 
beschränkt  sich  auf  das  Citat  einer  Rechberg'schen  Denkschrift, 
worin  dieser  Minister  den  Wi^nsch  ausgesprochen  hatte ,  es  möchte 
dem  römischen  Hofe  für  die  Bewilligung  des  Nominationsrechts  an- 
geboten werden,  in  den^saecularisirten  Ländern  den  Bischöfen  zwei 
Drittel  und  nöthigenfalls  auch  drei  Viertel^  der  Pfarrbesetzungen  zu 
überlassen.  Mit  Recht  durfte  man  erwarten,  dass  ein  so  anmass- 
licber  Beurtheiler  der  von  deutschen  Regierungen  mit  dem  hl.  Stuhl 
gepflogenen  Verhandlungen,  wie  Herr  F.  ist ,  durch  Mittheilung  des 
Gegenstandes  der  nachträglichen  Unterhandlungen  zwischen  Häffelin 
ond  dem  Cardinalstaatssecretär,  event.  wenigstens  durch  eine  ver- 
gleichende Zusammenstellung  der  Bestimmungen  des  nicht  ratificir«- 
ten  mit  denen  des  ratificirten  Concordats  vom  5.  Juni  1817  dem 
L«er  Gelegenheit  geboten  hätte ,  sich  über  die  Gründe ,  welche  für 
den  apostolischen  Stuhl  bestimmend  waren,  die  gewünschte  Conces- 
sion  nachträglich  zu  machen,  ein  selbstständiges  Urtheil  zu  bilden. 

In  dem  ratificirten  Concordat  vom  5.  Juni  1827  ist  im  Art.  IX. 
bezüglich  der  Besetzung  der  bischöflichen  Stühle  nur  die  Zusicher- 
ung enthalten,  dass  Se.  Heiligkeit  bald  nach  Ratification  des  Con- 
cordats dem  Könige  von  Bayern  und  seinen  Nachfolgern  ein  In- 
dult bewilligen  werde,  zu  den  erzbischöflichen  und  bischöflichen 
Stahlen  würdige  und  taugliche,  mit  den  von  den  hl.  Canones  vorge- 
schriebenen Eigenschaften  ausgestattete  kirchliche  Männer  zu  er- 
nennen. Ihnen  wird  der  Papst  den  gewohnten  Fotmen  gemäss  die 
Institution  ertheilen ,  vor  deren  Erlangung  sie  sich  jedoch  in  die 
Leitung  und  Verwaltung  der  Diöcese  nicht  einmischen  dürfen.  Un- 
ter diesen  Modalitäten  erscheinen  die  Rechte  des  apostolischen  Stuhles 
and  die  Interessen  der  Kirche  gegenüber  etwaigen  Missbräuchen  des 
königl.  Nominationsrechts  genügend  gewahrt. 
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2.  Preussetu  ''<■  ^'^'jT^ 


In  dem  Abschnitte  über  die  preussischefi  Verhandlungen  be- 
gegnen wir  einer  uns  schon  aus  der  Friedberg'schen  Schrift :  »Das 
Veto  der  Begieruhgen  bei  den  Bischofswahlen.«  (Halle  1869)  be- 
kannten Darstellnng.  Schon  bei  Besprechung  der  SybeVschen  Schrift : 
Das  Recht  des  Staates  bei  den  Uischofswahlen  iu  Band  XXX.  S. 
425  ff.  und  Bd.  XXXI.  S.  72  ff.  des  Archivs,  der  wir  eine  ausfuhr- 
liche Kritik  nur  darum  gewidmet  haben,  weil  wir  darin,  wenn  auch 
nicht  eben  mit  Oeschick,  die.  Ansichten  ?on  Männern,  denen  mau 
einen  grossen  Antheil  an  dem  jetzt  entbrannten  Culturkampfe  und 
die  geistige  Urheberschaft  zu  der  gegenwärtigen  kirchenfeindlichen 
Gesetzgebung  in  Preussen  zuschreiben  kann,  vertreten  fanden  und  sie 
daher  als  Vorläufer  neuer  gesetzgeberischen  üebergriffe  des  Staates 
in  kirchliches  (jebiet  betrachteten,  haben  wir  Gelegenheit  zu  Wider- 
legungen gehabt,  die  auch  auf  die  gegenwärtige  Bearbeitung  dessel- 
ben Stoffes  durch  Herrn  Friedberg  ihre  volle  Anwendung  erleiden. 
Gleichwohl  sehen  wir  uns  genöthigt,  auf  die  Einzelheiten  derselben 
näher  einzugehen. 

Wie  bei  jener  Besprechung,  so  werden  wir  auch  bei  der  gegen- 
wärtigen Kritik  von  dem  unanfechtbaren  Satze  ausgehen ,  dass  für 
die  Klarstellung  dessen ,  was  zwischen  der  preussischen  Regierung 
und  dem  apostolischen  Stuhle  vereinbart  ist,  lediglich  die  zwischen 
dem  preussischen  Gesandten  sNiebuhr  und  dem  Cardinalstaatssecre- 
tär  Gonsalvi  gewechselten  officiellen  Noten  massgeblich  sind/ 

Die  Instructionen,  welche  Niebuhr  von  seiner  Regierung  erhalten 
und  die  Berichte,  welche  er  derselben  über  die  schwebenden  Ver- 
handlangen erstattet  hat^  werden  wir  immerhin  als  schätzbares  Ma- 
terial betrachten,  um  daraus  die  Gedanken  un4  Absichten,  welche 
man  im  Schosse  der  preussischen  Regierung,  als  des  einen  Contrahen- 
ten,  in  Bezug  auf  die  staatliche  Behandlung  der  kirchlichen  Ange- 
legenheiten dem  damaligen  Zeitgeiste  entsprechend  hegte,  zu  er- 
gründen, wir  werden  aber  jeden^  Versuche  des  Herrn  F.,  diese  In- 
structionen und  Berichte  in  den  Vordergrund  zu  schieben,  um  daraus 
Capital  gegen,  di^  Kirche  zu  schlagen,  mit  Entschiedenheit  entgegen- 
treten. Auch  können  wir  n^ur  als  vertragsmässig  abgemacht'  aner- 
kennen, was  aus  den  Worten  des  Textes  jener  ofQciellen  Erklärungen 
folgt  und  als  erkennbare  gegenseitige  Absicht  sich  herausstellt,  wo- 
bei selbstverständlich  vorausgesetzt  wird ,  dass  das  den  gebrauchten 
Worten  nach  Versprochene  auch  der  redliche  Ausdruck  einer  ad- 
äquaten Absiebt  des  Versprechenden  ist. 


Ueber  Friedbergs  Staat  und  BischofswäM-tm  in  Deutachlanä.    121 

In  der  ganzen  Friedberg'schen  Darstellung  ist  nun  aber  das 
Bestreben  uoyerkennbar,  bezüglich  auf  die  Besetzung  der  Bischofs- 
sUhle  nicht  sowohl  das,  was  nach  den  beiderseitigen  ofBciellen  No- 
ten als  Ausdruck  des  Vereinbarten  erkennbar  ist,  als  vielmehr  das- 
jeDige,  was  die  preossi^che  Regierung  nach  dpn,  Niebul^  ursprüng- 
lich ertheilten  L^ructionen  für  sich,  in  Anspruch  nehmen  zu  JkOn:- 
neo  g^Iaubt  hat,  als  vertragsmässiges  Recht  darzustellen. 

Nach'  einigen  histprischen  Bemerkungen  über  das,  was  angeblich 
zdtber  (d<  h.  vor  Eröffnung  der  Verhandlungen)  bezüglich  der  Be- 
Uieilignng  des  Staates  bei  der  Besetzung  der  Bischofsstühle  von 
Breslau,  Ermland,  Culm,  Gnesen  und  Posen  Rechtens  gewesen,  citirt 
ec^(S.  46.  47.)  aus  d^  in  Berlin  ausgearbeiteten  Entwürfe  der  mit 
Born  abzuschliessenden  Convention  den  über  die  Besetzung  der  Bi- 
^hofsstnhle  handelnden  Art.  8.,  dann  als  damit  übereinstimmend  den 
§.  21.  der,  Niebnhr  unter  dem  28.  Mai  1820  ertheilten  Instruction; 
(welcher  als  Aktenstück  UI.  im  2.  Bande  S.  5.  wörtlich  abgedruckt 
vA)  and  veriQcht  demnächst  zu  beweisen ,  dass  Niebuhr  <ancb  dieser 
Instruction  gemäss  mit  dem  apostolischen  Stuhle  unterhandelt  habe. 
(8.  49.) 

Das  letztere  ist  nun  zwar  im  Allgemeinen  nicht  zu  bestreiten, 
grade^  in  Bezug  auf  die  Besetzung  der  bischöflichen  Stühle  aber  tritt 
j^bon  in  der  ersten  officiellen  Note  Niebuhr*s  an  den  Cardinal-Staats- 
i^retar  Consalvi  vom  22.  Juli  1820  eine  erhebliche  Differeni^  gegen 
den  Inhalt  jener  Instruction  hervor,  welche  zu  der  vorstehenden  Be- 
banptung  des  Herrn  F.  schlecht  stimmt. 

Im  §.  21.  der  Instrnction  ist  gesagt,  dass  man  nach  reiflicher 
öeberlegung  zu  dem  Brgebniss  gelangt  sei,  das  Wahlrecht  der  Ca- 
pitel,  wo  es,  wie  in  Ermland,  in  Breslau  und  wie  in  Deutschland^) 

1)  Die  Bezugnahme  auf  das  Bestehen  des  Wahlrechts  ii^  Deutschland 
xass  iiadi  den  obwaltenden  Verhältnissen  als  eine  ungenaue  Ausdrucksweise 
bezeichnet  werden. }  Was  die  zum  preuss.  Staate '  gierigen  deutschen  Landes- 
tkeiie  am^  Schlesien  anlangt,  so  soUte  das  Erzbisthnm^Köln,  welches  durch 
<Us  französische  Coiicordat  von  1801  ^unterdrückt  war,  wiederhergestellt  und 
Trkr  and  Münster  ihm  als  SnfFraganbisthumer  untergeordnet,  die  aus  der  Zeit 
der  französischen  Herrschaft  datirenden  Bisthnmer  Aachen  und  Corvey  unter- 
•iniekt  werden.  •  Paderborn  gedachte  man  anfanglich  als  besonderes  Bistlium 
«benfiills  nidit  besteht  zu  lassen,  i  In  Hinsicht  auf  Köln  und  Trier  konnte  nun 
Ton  einem  Bestehen  des  Wahlrechts,  nicht  die  Rede  sein,  eben  weil  Köln  un- 
t«rd|;Qckt  unc^jn  Trier ,  wie  a^ch.in  Aachen  als  französischen  Bisthümem  das 
Xominationsrecht  von  Napoleon  ausgeübt  worden  war.  Es  blieb  also  nur  Mün- 
ster übrige'  Dq^  Sinn  der  Instruction  ist  indessen  der,  dass  man  für  die  deut- 
Khen  Diöcesen  Köln,  Trier  und  Münster  das  Wahlrecht  bewilligen  wollte.  Dies 
n^t  aiieh  Art.  8.  des  Conventionsentwurfes. 


^A 
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bestehe,  belzabehalten,  da  die  katholischen  Glaubensgenossen  aaf  die 
Erhaltung  der  Wahl/reiAeit  ihrer  Kirchen  einen  grossen  Werth  leg- 
ten. Wenn  der  Begierung  daran  liege,  ein  bestimmtes  Sabject  zur 
bischöflichen  Würde  erhoben  zu  sehen,  so  könne  dies  auf  dem  Wege 
der  Wahl  durch  eine  Empfehlung  an  das  Capitel  bewirkt  werden* 
(Dies  waren  freilich  sonderbare  Begriffe  von  der  Wahlfreiheit) 

Wo  aber  die  Nomination  des  Landesherrn  hergebracht  sei,  wie 
zu  Gnes^n,  Culm  und  Posen ,  da  behalte  es  bei  dieser  Form  sein 
Bewenden.  —  Für  Breslau  habe  Friedrich  II.  das  Wahlrecht  des 
Gapitels  festgesetzt  und  hierin  liege  der  Grund,  es  bei  dieser  Form 
für  Breslau  zu  belassen.  In  Ermland  wähle  das  Capitel  unter,  rier 
Candidaten  de  gremio  capituli,  welche  der  König  dem  Capitel.  nenne 
und  dabei  bemerke,  auf  welchen  derselben  er  die  Wahl  gerichtet  za 
sehen  wünsche.  —  Dass  olme  des  Königs  Willen  Niemand  Erzbi- 
schof oder  Bischof  werden  könne,  liege  im  Majestätsrecht  circa  sacra 
und  preussische  Begierungsmaxime/«ei  es ,  ohne  bewegende  Grande 
einen  Fremden  nicht  anzunehmen.  Weder  jenes  Recht  noch  diese 
Maxime  bedürften  zu  ihrer  Begründung  eines.römischen  i^ierkenntnisses, 
aber  man  müsse  auch  nichts  geschehen  lassen,  was  ihnen  zuwider  sei. 

Soweit  die  Instruction.  —  »Mit  derselben ,«  bemerkt  Herr  F., 
»war  dem  preussischen  Gesandten  die  Basis  für  die  mit  der  Corie 
zu  eröffnenden  Verhandlungen  genugsam  verzeichnet.  Man  schien 
pretASsischer  Seits  nicht  an  die  UtierschüäerlicMceü  der  ramischen 
Grrundsatae  zu  glauben,  welche  pratestanUschefi  Regenten  nie  und  um 
keinen  Preis  die  Wahl  des  Bischofs  gugestehen  würde,  und  der  Er- 
,  /folg  zeigte,  dass  man  sich  nicht  völlig  geirrt  hattest 


'••  y  j 


'^'  In  diesen  Worten  wird  Zweck  und  Ziel  der  Friedberg'schen 

Darstellung  leicht  erkennbar.  Er  möchte  gern  aus  den  Verhand- 
^  lungen  mit  dem  hl.  Stuhle  den'^ßeweis  erbriiigen ,  dass  der  letztere 
'  zu  Gunsten  des  Königs  von  Preussen  von  seinem  Grundsatze,  eiDem 
protestantischen  Fürsten  niemals  die  Wahl  des  Bischofs  zuzugesteheo, 
eine  Ausnahme  gemacht  habe.  Diesem  Zwecke  muss  schon  die  (S. 
44.  45.)  vorausgeschickte  historische  Andeutung  über  die  angeblichen 
staatlichen  Rechte  auf  die  Besetzung  der  Bischofsstühle  von  Breslau, 
Culm,  Gnesen  und  Posen  dienen. 

In  Breslau  freilich,  sagt  F.  unter  Berufung  auf  Laspeyres  Ge- 
schichte  und  Verfassung  der  katholischen  Kirche  Preussens,  habe 
Friedrich  der  Grosse  das  Wahlrecht  des  Capitels  anerkannt ,  jedoch 
dessen  Freiheit  in  derselben  Weise  beschränkt ,  wip  das  schon  von 
Seiten  der  österreichischen  Fürsten  geschehen  war.  In  den  durch 
die  Theilung  Polens  dem  preussischen  Territorium  angefallenen  Bis- 


/ 
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thömern  habe  der  KOnig  —  mit  Ausnahme  von  Ermland,  wo  der 
Feinrikauet  Vertrag  galt,  —  gradezu  nominirt,  wobei  bald  eine. Schein«  >^' 
wähl  gestattet  worden  sei ,  ^bald  nicht    Die  römische  Curie   habe 
zwar  officiell  den  von  der  preussischen  Begierung  geübten  Einfluss 
igoorirt,  es  sei  aber  sicher,  dass  man  in  Bom  von  dem  Rechte  der 
preassischen  Monarchen  bei  Besetzung  der  biscliöflicheu  Stähle  voU- 
komiQjBn  unterrichtet  gewesen  sei  un^  sich  nicht^wa.  dam  Glauben 
hingegeben  habe ,  ein  preussisches  Gapitel   habe  frei  und  canonisch  ' 
gewählt,  falls  die  Begierung  ihm  eine  sScheinwahl  gestattete ,   und 
das  Pi;ptogoll  derselben  an  die   römische  Curie  eingesendet  wurde. 
Denn  einmal  wurde  da^n  der  Papst  auf  die  Wahl  des  Capitels  hin 
immer  haben  confirmiren^  mfissen,  während  ep  wenigstens  für  die  ehe- 
mals  polnischen  Bisthümer  regelmässig  instituirt  habe,  dann  aber 
hätten  auch  die  Capitel  nicht  immer  WahlprotocoUe  eingeschickt, 
sondern  in  ihren  ofBclellen,  an  die  Curie  gerichteten  Schreiben  ge* 
radezn  die  massgebende  Einwirkung  der  Begierung  bescheinigt;  end-    . 
lieh  aber  habe  Born  bei  Gelegenheit  der  .Concordatsverhandlungen 
verschiedene.  Male    die  Besetzung   der   preussischen    Bischofsstühle 
gradezu  ala  durch  die  prmraische  Begierung  bewirkt  charakterisirt 
Qod  mit  dem  in  Bussland^Iichen  Modus  auf  gleiche  Linie  gestellt. 
Wir  haben   uns  öchon  in  der  Kritik   der  Sybel'schen  Schrift 
(Archiv  Bd-^0i^Sj^4ö,ffJ  über  den  auch  da  gemachten  ähnlichen 
Versuchrdie  Einmischung  der  preussischen  Begierung  in  die  Besetz- 
ung des  Breslauer  und  der  polnischen  Biscbofsstühle^  historisch   als 
ein  der  Krone  zustehendes  Becht  zu  begründen  näher  ausgesprochen 
und  abgesehen  von  den  tbatsächlichen  Irrthflmern,  denen  wir  damals 
begegneten,  die  auf  den  Nachweis  oef  Existenz  eines  Bechts   abzie- 
lenden Behauptungen  widerlegt.    Indem  wir  auf  das  Gesagte  Bezug 
nehmen,  wollen  ^r  "Bier  i^r  kurz  bemerken ,  dass  das   Wahlrecht 
des  Breslauer  tmd  der  drei  genannten  polnischen  Capitel  historisch 
unanfechtbar  ist    Es  ist  wahr^  dass  i^  Breslau  unter  der  österreichi- 
schen Herrschaft  unter  der   Form  einer  Commendation   von  Seiten  * 
des  kaiserlichnen  Hofes  wiederholt  auf  die  durch  das  Capitel  vorzu- 
nehmende Bischofswahl    eingewirkt  worden  ist,  und  dass  den  ^pol-  ^ 
nischen  Capiteln  der  zu  Wählende  der  Begel  nach  vom  Könige  be-  ' 
nannt  wurde.    JAuch   kam  es,  wahrscheinlich   in  Fällen,  wo  wegen 
Verstreichensjler  Wablfrist  die  Devolution  Platz  gegriffen  hatte,  zu-    / 
weilen  vor,  dass  die  polnischen  Könige  qline  vorgängige  Wahl  die  In- 
stitution  tür  die  von  ihnen  gewuh^chte  Person  in  Born  snpplicando 
nachsuchten.    Die  Supplication  scheint   sogar  auch  in  Fällen  einer  C 
stattgefundenen  Capitelswahl  eingetreten  zu  sein.     Diesen   landes- 
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herrlichen  Einmischungen  ist  aber  eine  re^ehUiche  Bedeutung  Ton 
Seiten  des  apostolischen  Stuhls  niemals  zuerkannt  worden.  Es  war 
überhaupt  unmöglich ,  sie  Vom  Standpunkte  des  ..„ganflnischen  Bechts 
unter  eine  rechtliche  Kubrik  zu  bringen,  4^  dajsrselbe  die  Einmischung 
der  weltlichen  Gewalt  in  das  Wahlgeschäft ,  wie  wir  gleichfalls  in 
UDserer  erwähnten  Schrift  {Archiv  Bd.  30.  S.  450.  und  Bd^  31.  S. 
^98.  undlOl.)  dargethan  haben,  für  unstatthaft  erklärt.    Es  ist  daher 

)  durchan^  unjuristisch  von  einem  NaminuHansreehte  der  polnischen 
Könige  zu   sprechen,  wie  in  der^iebuhr  ertheilten  Instruction  ge- 

-.  schehen^  ebenso  wie  es^nhistoriscn  ist,  zu  sagen,  dass  Friedrich  II. 
du 8  Wahlrecht  des  Breslauer  Capitels  festgesetzt  habe,  da  solches 
bekanntlich  schon  yor  dem  14.  Jahrhunderte  bestand. 

Haben  nun  die  gedachten  Einmischungen  eine  rechtliche  An- 
erkennung nicht  erlangen  können,  selbst  als  die  Fürsten ,  von  denen 
sie  au^ngen,' dem  katholischen  Glauben  angehörten  und  die  staat- 
lichen lind  kirchlichen  Interessen  in  einander  liefen,  so  konnte  davon 
noch  weniger  die  Bede  sein,  als  nach  Einverleibung  dieser  Bisthümer 
in  den  preussischen  Staat  der  Landesherr  protestantisch  wurde.  Wenn 
daher  F.  bemerkt ,  dass  man  in  Born  von  dem  Bechie  der  preus- 
sischen Monarchie  bei  Besetzung  der  bischöflichen  Stühle  vollkommen 
unterrichtet  war,  so  können  wir  in  dieser  Ausdrucksweise  nur  eine 
,,  jener  geschickten  Wendungen  erblicken,  durch  welche  derselbe  mehr- 
fach in  der  vorliegenden  Scürift  den  eigentlichen  Thatbestand  zu 
Gunsten  seiner  tendenziösen  Darstellung  zu  verdunkeln  versucht  hat. 
Die  Tkatsache  der  Beeinflussung  der  Capitelswahlen  Seitens  der 
preuss.  Regierung  durch  Benennung  der  Personen,  welche  sie  ge- 
wählt wünschte,  mag  allerdings  in  Bom  nicht  unbekannt  gewesen 
sein,  da  sie  aber  officielfiifcht  erwähnt  werden  durfte,  konnten  recht- 
liche Wirkungen  daraus  nicht  gefolgert  werden.  Verschiedentlich 
hat  gelegentlich  der  Concordatsverhandlungen  Niebuhr  in  seinen  Be- 
richten an  die  preussische  Regierung  auf  diesen  Unterschied  zwischen 
7  Thatsache  und  Recht  aufmerksam  gemacht,  unter  Anderem  in  dem 
y         Bericht  vom  25/27.  Juli  1820,  wo  er  sagt: 

»Noch  einmal  muss  ich  wiederholen,  dass  zu  Gnesen,  Po- 
sen und  Culm  die  vorhergehende  königliche  Ernennung  ein 
f actischer  Umstand  ist ,  wovon  ^  wie  die^cten^  ausweisen, 
hier  nißNptiß  getiommen  wurde  ^  weil  das  Protocoll  über 
die  Scheinwahl  eingefordert  wurde.^ 

Nun  meinen  wir  aber,  dass   gerade  in  dieser  Form  der  Be- 
handlung der  Sache,  nach  welcher  die  Besetzung  jener  polnischen 
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Bisthfimer  Yom  apostolischen  Stuhle  mit  Ignorirung  der  kgl.  Ernen- 
Dttog  wie  auch  der  Scheinwahlf^.wenn  sie  als  solche  erkennbar  war, 
i^ft  eigener  apostolischer  Machtvollkommenheit  vorgenommen  und 
hiebe!  die  sog.  landesherrliche  Nomination  .  als  Thatsache  ignorirt 
wurde,  klar  ausgesprochen  ist,  dass  man  in  Bom  weit  entfernt  war,  /Y  / 
diese  Nomination  als  ein  Becht  anzuerkennen  oder  zu  einem  Rechte /, . 
werden  zu  lassen.  uEine  solche  Anerkennung  ist  auch  daraus  nicht    ,    ^ 
zu  folgern ,  dass  die  Capitel  die  WahlprotocoUe   nicht  immer    ein- 
schickten," sondern  in  ihren  officiellen,  an  die  Curie  erstatteten  Be* 
richten   die    massgebende    Einwirkung  der    Begierung    selbst   be- 
zeogteHp 

platte  ein  Capitel  sich  an  der  Wahl  durch  die  weltliche  Be- 
gierung behindern  lassen ,  dann  konnte  es  freilich  dem  hl.  Stuhle 
kein  WahlprotocoU  einsenden,  sondern  nur  berichten ,  wie  die  Sache 
gelaofen^ei. .  Andrerseits  bedurfte  der  Papst  auch  nicht  des  Wahl- 
protocolls,  wenn  ihm  das  Capitel  selbst  berichtete,  dass  eine  von  der 
weltlichen  Begierung  beeinflusste  Wahl  vorliege ,  da  die  ^Dichtigkeit 
der  Wahl  in  diesem  Falle  schon  aus  dem  Berichte  sich  ergab. 

In  beiden  Fällen  konnte  das  Capitel  sich  nicht  über  Beein- 
trächtigung seines  Wahlrechtes  beschweren,   wenn  der  apostolische 
Stuhl  unter  bewandten  umständen  motu  proprio  zur  Einsetzung  defii '  ) 
Bischofes  schritt. 

Die  Begierung  konnte  aber  auch  aus  diesem  Besetzungsakt« 
kein  Anerkenntniss  des  von  ihr  in  Anspruch  genommenen  Einflusses 
folgern,  weil  die  päpstliche  Provision  in  der  oben  erwähnten ,  die 
Thatsache  jenes  Eiuflussesjgiiorirenden  und  somit  die  Berechtigung 
desselben  negirenden  Form  stattfand.    ' 

Dass  Rom  bei  Gelegenheit  der  Concordatsverhandlungen  mit 
den  deutschen  Begierungen  verschiedene  Male  die  Besetzung  der 
preassischen  Bischofsstüble  gradezu  als  durch  die  preuss.  Begierung 
bevrirkt,  charakterisirt  h^be,  bestreiten  wir. 

Eine  ofßcidU  Aeusseruug  des  hl.  Stuhles  liegt  darüber  nicht 
vor,  Herr  F.  bezieht  sich  nur  auf  niündliche  Aeusserungen ,  welche 
1809  Msgr.  Qregorio  als  Beauftragter  des  apostolischen  Stuhles  dem 
württembengisch'en  Geschäftsträger,  geistlicben  Batb  Keller  gegen-     - 
über  in  vorreitenden  Conferenzen   gethan  haben  soll.    Solche  ge-  .  . 
legentllQhe.  Aeusserungen  einer  diplomatischen  Person  haben  gar  kei-     * 
nen  verpflichtenden  Charakter. '  Als  eine  Erklärung  des  apostolischen  c 
Stuhleajind  gerade,  wie  bei  anderen .  Staaten , .  nur  die  in  siguirten  ' 
Noten  oder  förmlichen  Staatsverträgen  ausgesprochenen  Aeusserungen 
zu  betrachten. 
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Ist  hiernach  der  Vereach  des  Herrn  F. ,  die  landesherrliche 
Nomination  za  den  polnischen  Bisthümern  als  ein  vom  apostolischen 
Stuhle  anei(kanivtes  historisches  Recht  der  preussischen  Könige  dar- 
zustellen, als  missglückt  zu  erachten,  so  steht  es. noch  misslicher 
mit  dem  Beweise,  d^  Niebuhr  bezüglich  der  Besetzung  der  Bi- 
schofisstühle  ganz  jener  'oben  erwähnten  Instruction  vom  23.  Mai 
1820  gemäss  gehandelt  habe. 

Wäre  dem  also,  so  hätte  er  in  der  otficiellen  Note  vom  22. 
Juli  1820,  womit  er  seine  Unterhandlungen  mit  dem  hl.  Stuhle  er- 
öffnete und  auch  wegen  Besetzung  der  bischöflichen  Stühle  seine 
Vorschläge  machte,  für  Ermland  das  Wahlrecht  des  Capitels  nach 
Massgabe  des  Petrikauer  Vertrages^^) ,  für  Breslau,  Köln,  Münster 
und  Trier  Capitelwahl  unter  Zulassung  einer  landesherrlichen  Em- 
pfehlung  des  zu  Wählenden ,  für  Gnesen ,  Posen ,  Culm  gradezu  die 
landesherrliche  Nomination  fordern  müssen. 

Solche  Forderungen  hat  Niebuhr  aber  nicht  gestellt,  jedenfalls 
w^I  ihm  die  mündlichen  Unterredungen ,  welche  er  wohl  mit  Con- 
saivi  vor  üebergabe  seiner  ofüciellen  Note  vom  22.  Juli  1820  über 
diesen  Gegenstand  gepflogen  haben  wird,  die  üeberzeugung  verschafft 
hatten,  dass  damit  ni^ht  durchzudringen  sei.  —  In  der  officiellen 
Note  heisst  es  vielmehr: 

»Sa  Maj.  ne  däsire  aucun  cbaugement  par  rapport  au  mode 
.  de  promotion  ä  T^piscopat  consacrä  par  Tusage  dans  chacun  des 
quatre  dioceses  de  la  partie  Orientale  de  la  Monarchie. '  D^jä  dans 
.  une  autre  occasion  le  Roi  a  declar^,  que  son  Intention  ^tait  de 
conserver  an  chapitre  de  Münster  le  droit  d*^lection. '  ü  Faccorde  de 
meme  spoutan^ment  aux  chapitres  futurs  de  Cologne  et  de  Treves  et 
Sa  Maj.  est  persuadeä  que  le  S.  Siege  appreciera  la  ffanchise  de 
cette  concession.€ 

unter  den  vier  Diöcesen  des  östlichen  Theiles  der  Monarchie 
sind  Ermland,  Breslau,  Gnesen-Posen  und  Culm  gemeint. 


1)  Dieser,  datirt  vom  7.  Decembe2_1512  und  bestätigt  von  Leo  X.  am 
1.  November  1513,  bestimmte,  dass  bei  Erledigung  des  bischöflichen  Stuhles 
das  Capitel  dem  Könige  schleunig  ein  Yerzeichniss  der  zu  seinem  Gremium 
gehörigen  Personen  einzureichen  habe,  mit  Nachrichten  über  die  persönlichen 
/  Verhältnisse",  dass  der  König  acht  Tage  nach  dem  Empfange  vier^Eßoonen 
J  daraus  nennen  solle,  quae  veri  terrarum  Prussiae  indigenae  sein  musston,  und 
dass  aus  diesen  gewählt  werde.  (Siehe  den  lat.  Text  bei  Laspeyres,  Geschichte 
und  Verfassung  der  katholischen  Kirche  in  Preussen  S.  398.) 

Desgl.  bei  Legemehl  jus.  publ.  regni  Polon.  Lib.  II.   §.  15.,   Lib.  lü 
§.  48. 
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Nun  könnte  es  allerdings  auf  den  ..enten  Blick  scheinen ,  als 
habe  Niebnbr  anter  dem  absichtlich  von  ihm  gewählten  Ausdrucke 
»mode  pe  promotion  ä  T^piscopatc  für  die  Bisthümer  Gnesen-Posen 
nnd  Calm  nach  Massgabe  seiner  Instruction  vom  23.  Mai  1820  ein 
UmäesherrUehes  NominatUmsreehi  im  Äuge  gehabt,  allein  die  Sache 
verhält  sieb  doch  anders.  Niebuhr  hatte  in  Boia  ermittelt ,  dass 
seine  Instruction  bezüglich  der  für  Gnesen-Posen  und  Culm  behaup- 
teten landesherrlichen  Nomination  insofern  auf  einem  Irrthum  be- 
ruhte, als  auc^.  hierei^a^Capiliglswa  hergebracht  war,  wobei  aller- 
dings der  zu  Wählende  den  Capiteln  vom  Landesherrn  bezeichnet 
wurde.  Schon  in  einem  von  Friedberg  nicht  mitgetheilten  Berichte 
Tom  15.  Juli,  worin  er  der  Regierung  denTEmpfang  seiner  Instruc- 
tion meldet,  spricht  er  sigh  hierüber  niiUolgenden  Worten  aus : 

»Es  ist  sehr  zweckmässig  das  Wahlrecht  fflr  die  west- 
lichen Provinzen   offen   einzuräumen.    Die   Verhältnisse   in 
den  ö^tUi^hen  Provinzen  in  statu  quo  zu  erhalten,  verpflichte 
ich  mich,  bemerke  übrigens,  dass  mit  Ausnahme  der  neu 
errichteten  Bisthümer  in  Süd-  und  Neu-Ostpreussen   (War- 
schau und  Wigry)  das  ProtoeöU  der  herg^ackten  Schein^ 
waU  der  Capüel  allemal  eingesandt  und  daher  auch  die 
(der  Wahl  vorausgegangene)  königliche  Ernennung  van  Herrn 
von  Humbold   hei  diesen    Veranlassungen  nur  mU  Aus- 
drücken ermähnt  ward,  die  der  päpstliche  Hof,  der  doch 
damals  ohne  aücn  Vergleich  fügsamer  war ,  als  seit  1814, 
^MsiStB0ßrkt  lassen  hnmte^).^ 
Ebenso  spricht  Niebuhr  in  seinem  unter  dem  25/27.  Juli  1820 
der  Regierung  zur  Erläuterung   seiner  Note   an   Consalvi   vom   2P. 
%  m.  erstatteten  Berichte.    (Vergl.  Bd.  I.  S.  50.  der  vorliegenden 
Schrift): 

»Um  die  Erhaltung  des  Status  quo  zu  erlangen ,  war  es 
hinlänglich,  zu  sagen,  dass  der  König  l^eine  Aeaderung  in 
der  Art  der  Promotion  zum  Episcopat  in  den  östlichen  Diö- 
cesen  bezwecke,  um  diese  auf  die  westlichen  Diöcesen  aus- 
zudehnen (wie  es  die  königliche  Cabinetsordre  vorschreibt  ^), 
schien  es  die  zweckmässi^tfi.  JV^endiong  zu  sagen ,  dass  die[ 

1)  Siehe  Mejer  zur  Geschichte  der  rSmiach-dentflchen  Frage  Th.  III. 
l„AUh.  S.  117.  118. 

2)  Efl  ist  die  schon  oben  erwähnte  vom  23.  M&i  1820  gemeint,  die  wir 
^J^^cl^jer,  bei  Mfjer  a.  a-  0.  genau  analysirtcn  vom  6.  April  ej.  a.  unter  den 

AkUnstOcken  im  2.  Bande  des  Friedberg*schen  Werkes  leider  ebenfalls  vejr- 
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in  Brealaa  übliche   Wahlform  auf   sie    angeblendet    wer- 
den solle.    Noch  einmal  muss  ich  wiederholen,   dass  zu 
Gnesen,  Posen  und  CuJm  die  vorhergehende  königliche  Er- 
.^  nennung  ein  f actischer  Umstand  üty  wovon  y  wie  die  Aden 
'  ''   ausweisen  y  hier  nie  Notie  genommen  wurde  ^  weü  immer 
das  ProtocM  der  Scheinwahl  eingesendet   wurde.    So   er- 
langte man  die  Institution  ohne  Schwierigkeit.    Es  ist  da- 
her zweckmässig,  den  westlichen  Provinzen  das  Wahlrecht 
offen  einzuräumen  tind  betreffs^erselben .  nur  zu  sagen ,   es 
dürfe  kein  dem  E^nig  missföUiger  Bischof  ernannt  werden,  c 
Hiernach  ist  der  Sinn  der  oben  citirten  Stelle  aus  der  Niehnbr*- 
sehen  Note  vom  20.  Juli  1820  der,  dass  bezüglich  der  vier  östlichen 
Diöcesen  Ermland ,   Breslau ,  Gnesen-Posen  und  Culm  das  bisherige 
Wahlrecht  der  Gapitel  aufrecht  erhalten  bleiben  solle,  dass  der  Kö- 
nig das  Wahlrecht  für  Münster  schon  bei  einer  anderen  Oelegenheit 
eingeräumt  habe  und  dass  er  dasselbe  aus  freien  Stücken  auch  iCr 
Köln  und  Tiler  zugestehe. 

Dass  Niebuhr  hierbei  bezüglich  auf  die  östlichen  Diöcesen  der 
Meinung  gewesen  ist,  es  werde  nach  wie  vor  die  Wahl  des  Capitels 
von  Seiten  der  Regierung  durch  Benennung  der  Person ,  die  sie  ge- 
wählt wünscht,  beeinflusst  werden  können,  wollen  wir  nicht  bestrei- 
ten. 1  Aber  er  glaubte,  die  prenssische  Regierung  sei  stark  genug, 
um  diesen  Einfluss  aus  eigener  Machtvollkommenheit,  ohn^  dass  es 
deshalb  einer  Anerkennung  des  Papstes  bedürfe ,  den  Capiteln  der 
östlichen  Diöcesei)  gegenüber^.  auch  in  Zukunft  durchsetzen  und  auf 
die  westlichen  Diöce^eii  hinübfir.  verp:Sanzfia.iyi^nnen.  Zwar  würde 
*  ein  Anerkenntniss  dieses  Einflusses  durch  den  apostolischen  Stuhl 
der  Regierung  von  unbestreitbarem  Werthe  gewesen  sein ,  allein 
Niebuhr  stellte, absichtlich  dieserhalb  keinen  Antrag  an  den  aposto- 
lischen Stuhl,  w^  er  sich  wohl  bewusst  war,  dass  ein  solcher  hier 
auf  den  principiellsten  Widerspruch  stossen  würde. 

Denn  hatte  schon  bei  den  einzelnen  frühwen  WahlfUlen  der 
preussische  Gesandte  die  stattgehabte  königliche  Ernennung  nur  in 
Ausdrücken  erwähnen  dürfen,  die  man  in  Rom  igaoriren  konnte ,  so 
'  ,  war  jetzt,  wo  es  sich,  um  vertragsmässige  Feststellung  eines  Wahl- 
.  modus  für  alle  Bischofsstühle  der  preussischen  Monarchie  handelte, 
erst  recht  nicht  zu  erwarten ,  dass  der  hl.  Stuhl  vop  seinem  Prin- 
cipe, protestantischen  Fürsten  einen  positiven  Einfluss  auf  4'^  Bi- 
schofswahlen nicht  zu  gestatten,  auch  nur  ein  Haar  breit  abweichen 
werde.  Die  verdeckte  Absicht  Niebuhr's,  mit  Beibehaltung  der  Ca- 
pitelswahl  in  den  östlichen  Diöcesen  zugleich  auch  die  früher  beliebte 
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Designation  des  za  Wählenden  dnrch  den  Landesherrn  festzuhalten,  ist  da-  /' 
heyuchtjtfittragsniässiges  Recht  geworden.  Im  öogentheile  konnte  der        ^ 
apostolische  Stnlil  von  seinem  grundsätzlichen  Standpunkte  in  dem  ,    ^ 
Erbieten  Niebuhr's  nur  die  ZtLsichcinng  erkennen,  dass   das  cano-  ^ 
nisehe  Wahlrecht  den  Capitelo  der^  (JsinclieirDTöcesen  erhalten  blei-         / 
bea  solle.    Darin  mnssten  ihn  noch  einige  andere  in  Niebuhfs  Note        :> 
gebrauchte  Ausdri^cke  bejstärken.    So  die  Wendung,  dass  der  König 
schon  bei  einer  anderen  Gelegenheit  erklärt  habe ,  dem  Capitel  von 
Münst(*r  das  Rcchi  der   Wahl  erhalten  zu  wolleti.    Unter  diesem       ; 
Rechte  der  Wahl  konnte  der  hl.  Stulil  doih  unmöglich  die  Conces-'^  v 
sion  einer  blossen  Scheinwahl  verstol.en/ welche  nichts  weiter  gewe- 
sen wäre,  als  der  Deckmantel   für   einen   unstatthaften    Eingriff   in 
die  Becbte  der  Kirche,  sondern  er  war  um  somehr  berechtigt,  dalTei 
an  das  canoni^he  Wanlrecht  zu   denken ,    als  dasselbe  in  Münster    /* 
immer  bestanderTTiatte  und  der  Ausdruck  ^cofiservßrtj^eimn  Zwei- 
fel aufkommen  liess ,   dass  an    dem   alten  Keehte   nichts   geändert      , 
werden  solle.  '  Dasselbe  Reclit  aber  lässt  Niebuhr  sgontan^ment  auch  ^  , 
den  Capiteln  vonKöTn  und  Trier  zusichern  und  ist  überzeugt,  dass 
der  Papst  la  franchise  de  cette  concession  zu  scliätzen  wissen  werde. 
Welchen  Werth  aber  wurde  eine  Concession  blosser  Scheinwahlen  für    \.    '/ 
den  hl  Stuhl  gehabt  haben? 

Dass  an  solche  nicht  gedacht  sein  könne,  nmsste  der  hl.  Stuhl 
auch  ans  der  Versicherung  schliessen,   welche  Niebuhr   weiter   mit     ''- 
den  Worten  gibt: 

>Le  Roi  d^sire  que  les  Chapitres  fassent  des  choix  conscimi' 
tienx  (gewissenhafte  Wahlen^  eine  Versicherung,  die  freilicli  bedeu- 
tend abgeschw|cht_wird,"'w^nn  man  sie  in  dem  Zusammenhange 
liVst,  in  welchem  sie  uns  in  dem  Bd.  II.  S.  6.  des  Friedberg'schen 
Werkes  abgedruckten  Aktenstücke  entgegentritt,  wo  es  nach  den 
eben  eitirten  Worten  weiter  heisst:  1 

»et  il  est  presque  superflu  que  le  Sousvign^  le  d^dare,  qne  Sa 
Maj^  ne  pennettra  jamais,  que  dans  lo  cas  neurousement  pen  pro- 
bable, qn'uD  iuneste  ^gar^ment  düt  porter  un  chapitre  un  jeur  ä 
^Kre  un  sujet  eontre  leqnel  le  gouvernement  aurait  de  justcs  jiiotifs 
de^r^aeutationi  un  tel  choix  seit  port^  devant  le  St.  Siege  pour  ob- 
tenir  I'institntion  canonique.« 

Allein  das  Friedberg'sche  Aktenstück  lä^stJnnter  cqnscienticux 
viaehrere  Worte  aus,  wodurch  der  Siim  verändert  wird.    In  Wirk-         / 
liebkeifc  lautet  die  Note: 

>Le  Roi  d^sire  que  les  chapitres  fassent  des  choix  conscien- 
tieux  et  il  espere  qu'ils  serml    hmrcux  ^.  mais  il  H\-nte%id  et   il  est 

Archiv  furl^clii^reclit.  XXX  lil.  9 
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presque  superfla,  que  le  Soussign^  le  d^clare  que  Sa  Majest^  iie  per- 
mettra  j'amais  und  so  weiter,  ^vie  oben  mit  Ausnahme  des  Wortes 

/  Präsentation,  an  dessen  Stelle  in  Wirklichkeit. das  Wort  »pr6vention< 

f    steht. 

Selbst  die  Ausdrucke,  in  welchen  Niebuhr  in  dieser  Note  das 
landesherrliche  Veto  wahrte,  mussten  den  apostolischen  Stuhl  in  der 
Auffassung  bestärken,  dass  die  preussische  Regierung  eine  Beein- 
flussung der  Capitel wählen  vor  dem  Wahlacte  selbst  nichts  beab^ich- 
tige ;  denn  er  spricht  sich  g^gen  Festsetzung  eines.  Modus  behufs 
Ausscliliessung  dem  Gouverhement  missliebiger  Candidal^n-jcarj^^ 
Wahl  aus,  weil  das  nur  zu _  unnützen  Discussionen  führen  und  der- 
artige Bestimmungen  nur  dazu  dienen  würden,  die  .falsche  Jdee  zu 

•  erwecken,  dass  ein  Zustand  des  Misstrauens  zwischen  dem  Staat«  und 
dem  Klerus  bestehe.^). 

Dagegen  betont  er  allerdings,  dass  in  dem  glücklicher  Weise 
wenig  wahrscheinlichen  Falle ,  dass  ein  Capitel  sich  einmal  so  weit 
verirrren  sollte,  einen  Candidaten  zu  wählen,  gegen  den  das  Oonver- 
fiGmeut  gerechte  Gründe  habe,  einen  Einwand  zu  erheben  (de  justes 

*  >imotifs  de  preventjon)  der  König  nicht  gestallon  werde,    dass  eine 

solche  Wahl   behufs  Erlangung,  der  canonischeii  Institution  an  den 
hl.  Stuhl  gebracht  werde. 

Nach  dem  Allen  kann  es  nicht  zweifelhaft  sein,  dass  das,  was 
Niebuhr  in  der  Note  vom  22.  Juli  1820  bezüglich  der  Besetzung 
der  ßischofsstfihle  anbot,  vom  apostolischen  Stuhle  als  eine  Offerte 
s  in  dem  Sinne  aufgefasst  werden  musste,  dass  alle  Capitel  auch  die 
der  vier  östlichen  Diöcesen  das  freie  canonische  Wahlrecht  haben 
resp.  behalten  sollten  und  dass  die  Regier un.g  erst  nach  geschehener 


1)  Wir  atossen  auch  hier  in  dem  Bd.  II.  unter  Nr.  lY.  serölfentlichten 
Aktenstucke  auf  Unrichtigkeiten  in  der  Wiedergab^  des  Textes.  Friedherg 
lässt  drucken:  Sa  Maj.  pense,  que  la  redaction/afijmlafians  dont  le  but 
serait  d^arrdtes  un  mode  pr^cis  pour  exclure  des  candidats  desagreables  aa  gou- 
vemement  n'am^erait  que  des  discussions  inutiles  et  que  ie  semblables  <//* 
nominations  ne  serviraient  qu'a  faire  conaef^ir  la  fausse  idee  d^nn  6tat  de 
d^üance  entre  Tetat  et  le  clerg^.«  Es  muss  dagegen  heissen:  »Sa  Ifajeste 
pense  que  la  r^daction  de  stipulations  dont  le  but  serait  d'arrdter  nn  mode 
/  pr^cis  pour  exclure  des  candidats  desagreables  au  gouvemement  n'amenerait  que 
,  des  discussions  inutiles  et  que  de  semblables  dHerminations  ne  serviraient 
qu^a  faire  conccvoir  la  fausse  idee  d*un  6tat  'ii  d^fiance  entre  Tetat  et  le 
cle'g^.  Von  Druckfehlern,  wie  »qQ*un  fhneste  ^rement  düt  porter  nu  cha« 
pitre«  statt  f/ri  chapitre  sehen  wir  ab.  Herr  Friedberg  hätte  doch  aber  be- 
denken sollen,  dass  Abdrücke  von  Aktenstücken  doch  nur  einen  Werth  haben, 
wenn  sie  genau  sind. 
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Wahl  ihr  Veto  geltend  zu  machen  gedenke,  wenn  sie  auf  gerechten 
Beweggranden  bemhendo  Bodenken'  gegen  die  Person  des  Erwähl- 
ten habe. 

Dass  in  dieseifi  Sinne  der  apostolische  Stuhl  die  mehrerwilhnte         '  / 
Note  Niebuhr's  auch  wirklich  aufgefasst  hat*  erhellt  auf  das  Klarste 
ans  der  officidlen  Antwortsnote  Cousalvi's  an  ifiebuhr  vom  6.  Octo* 
ber  ej.  a,    Darin  heisst  es  wörtlich : 

»Was  nnn  die  Promotion  der  nenen  Bischöfe  betrifft,  so  wird 
es  in  den  vier  östlichen  Diöcesen  der  Monarchie,  nämlich  in  Gnesen, 
(womit  Posen  vereinigt  werden  sollte)  Ermland ,  Culm  und  Breslau; 
tpeä  daselbst   die    GapUdswahl    bereits   besteht   und  8e.  Majestät 
ufmsehi^  dass  der  hl.  Vater  darin  keine  Aet^derung  mache  ^   gar 
keiner  neuen  Verfügung  bedürfen.    Was  jedoch  die  Diöcesen  Köln, 
Monster   und   Trier   angeht,  so    erklären    Ew.    dass    so    wie   Se. 
Majestät  schon  in  Beziehung  auf  Münster  seine  Absicht  zu  erkennen 
gegeben  hat,  diesem  Capitel  das  Recht  zu  erhalten^  sich  seinen  Bi- 
schof zu  wählen,  Er  auch   von  Ireien  Stücken  einwillige,  dass  die 
Capitel  von  Köln  und  Trier  ins  künftige  dasselbe   Recht  geniessen. 
Diese  Gesinnungen  sind  dem  hl.  Vater  unendlich  angenehm  und  er 
wurde  mit  der  Erhaltung  eines  in  Dentschlaiid  durch  das  Alterthum 
geheiligten  Herkommens,  welches  der  dortigen  Geistlichkeit  und  der 
ganzen  Nation  sojwerth  ist,  äusserst  zufrieden  sein.    Allein  Se.  Hei- 
ligkeit kann  darauf  nicht  eingehen ,   dass  in    dem   Falle ,    dessen 
höchste   ünwahrscheinlichkeit   auch  Ew.    zuzugeben   scheinen,    — 
wo  nämlich  ein  Capitel  ein  Snbject   zum  Bischof  erwählte ,  gegen 
irelches  die  Begierung  aus  gereeJUen  Gründen   eingenommen    wäre, 
Se.  Majestät  nicht  erlauben  würde,  dass  die  Acte  einer  solchen  Wahl 
an  den  hl.  Stuhl  zur  Einholung  der  canonischen  Einsetzung  des  Ge- 
wählten eingesendet  werde,  sondern  dass  in  diesem  Falle  das  Capitel 
tn  einer  neuen  Wahl  schreiten  müsse.    Ew.  etc.  wissen  wohl,  dass 
nach  dem  canonischen  Becht«  von  dem  Punkte  der  Wahlen  bestimmt 
üft,  wenn  die  Wahl  des  Bischofs  von  einem  zu  dieser  Handlung  be- 
Tngten  Capitel  vorgenommen  worden,  der  Gewählte,  falls  er  die  ca- 
nonischen  Eigenschaften  besitzt,  und   falls   die  canonischen  Regeln 
tiei  seiner  Erwählung  beobachtet  worden ,  ein  unbestreitbares  Becht 
aul  die^uipostolische  Bestätigung  erhält.    Dieses  Rechtes  ihn  /.u  be- 
nähen, wäre  eine  offenbare  Ungerechtigkeit  und  dies  würde  dei*  Fall 
sein,  wenn  mun  die  Einsendung  des  Wahlinstruments  an  den  aposto- 
]mhen  Stahl  verhiiiderte,  und  dieser  darauf  sich   ausser  Stand   ge- 
setzt fände,  den  Erwählten  zu  bestätigen.  ^^ Auch, könnte  das  Capitel 
selbst,  nachdem  es  sein  Recht  gesetzlich  ausgeübt,  in  einem  solchen 
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.  Falle  nicht  zq  einer  neuen  Wabl  schreiten.  Seine  Hdliglceit  bofit 
deshalb,  dass  der  kgl.  preusäische  Hof  sich  überzeugen  werde,  wie 
begründet  diese  Bemerkungen  sind  und  demzufolge  die  Idee  anfge- 
l)en,  die  Bestätigung  des  Erwählten  zn  verhindern,  um  $ich_jm  Vor- 
aus  gegen  einen  Fäll  sicher  zu  stellen^  der,  wie  der  Jd.  Vater  hofft^ 

^^emais  eintreten  mrd^  indem  er  nicht  zweifeU^  dass  die  CapUd  es 

'  immer  als  ihre  Schuldigkeit  erkennen  werden^  Subjeete  zu  erwaMeii^ 
toelche  die  erforderlichen  Eigeitschaften  besitzen  und  gegen  welche 

-.  die  Begierung  nicht  gereckte  Gründe  hai^  cingenonunen  zu 
sein.  Sollte  es  Sr.  Majestät  angenehm  sein,  im  Vcnraiis^dLie  Subjeete 
zu  kenueiu  unter  welchen  die  Capitel  zu  wählen  haben,  um  versichert  - 
zn  sein,  dass  sich  darunter  keiner  befiLnde,  dessen  Erwäblung  ihm 
missfällig  sein  könnte,  so  ist  der  Unterzeichnete  vom  hl.  Vater  er- 
mächtigt, für  diesen  Fall  vorauschlagen ,  dass  die  Wahlen  auf  fol- 
g^^ide  Weise  gemacht  werden.«     (Folgt  nun   der  Vorschlag  des 

\Li8tenverfahrens.) 

Herr  Friedberg  freilich  trägt  kein  Bedenken,  sich  das'akten- 
mässige  Material  für  den  Zweck  seiner  historisciiai  Darstellung  derart  zu- 

; zuschneiden,  dass  es  seinen  Behauptungen  nicht  in  den  Weg  tritt. 
Denn  er  hat  in  dem  als  Aktenstück  VI.  Bd.  H.  S.  9.  gegebenen 
auszüglichen  Abdrucke  der  Note  Gonsalvi's  vom  6.  October  1820 
den  ganzen  Passus :  »Was  nun  die  Promotion  der  neuen  Bischöfe 
betriff,  so  wird  es jn  den  vier  Ostlichen  Diöcesen«  etc.  bis  3hddQrfen,€ 
auf  welchem  bezüglichlich  auf  die  Frage ,  ob  in  Betreff  der  Pro- 
motion zu  den  BisehofsstUhlen  in  den  vier  östlichen  Diöcesen  ein 
anderer  Modus  eis  die  canonische  Capitdswahl  verabrede  sei ,  der 
Nachdruck  liegt,  einfü^.h  weggelassen  und  was  noch  mehr  ist,  das 
nächste  Alinea  mit  den^'llingangsworten  eben  dieses  weggelassenen 
Passus  beginnen  lassen,  wodurch  freilich  die  Urkunde  in  einer,  iur 
seine  Tendenz  brauchbaren  Gestalt  erscheint.  Während  nämlich 
der  Eingang  dieses  Alinea  in  Wahrheit  also  lautet: 

»Was  jedoch  die  Diöcesen  Köln,  Münster  und  Trier  an- 
geht,« 
lässt  Friedberg  es  mit  den  Worten  »Was  nun   die  Promotion    der 
neuen  Bischöfe  betrifft,  so  erklären  Ew.,  dass   so  wie  Se.  Majestät 
schon  in  Bezug  auf  Münster  etc.«  beginnen. 

Das  ürtbeil  über    ein  solches  Verfahren  überlassen  wir    dem 

v^Leser.  Was  aber  Niebuhr  anlangt,  so  wäre  es,  falls  er  mit  dieser 
ÄuiTassung  seiner  in  der  Note  vom  22.  Juli  1820  in  Betreff  der  Be* 
Setzung  der  Bischofsstühle  .gemachten  Offerlen  nicht  einverstanden 
gewesen  wäre,  seine  Sache  gewesen ,  gegen  die  bezügliche  Stelle  der 
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Note  Consalvrs  Widersprach  za  erheben.  Weit  (^Dtferiit,  die»  zu 
thun,  beschränkt  er  sich  in  seiner  nächsten  ufficiellen  Note  vom  16. 
Deeember  1820,  welche  als  Antwort  auf  die  Consalvische  vom  6. 
October  za  betrachten  ist ,  auf  die  Besprechung  des  von  Consalvi 
wegen  der  Geltendmachung  eines  etwaigen  landesherrlichen  Einspru- 
ches gegen  die  Wahl  vorgeschlagenen  obligatorischen  Listenvorfahrens,  / 
welchem  er  seinerseits  einen  andereg^  Vorschlag  entgegensetzt. 

Es  ist  nun  allerdings  wahr,  dass  in  dem  Vorschlage,  welciieu 
Consalvi  in  seiner  Note  vom  6.  October  1820  (wenn  dieselbe  in  der 
zaerst  von^phulte  veröffentlichten  nnd  angenscheinlich  von  Friedberg 
benutzten  deutschen  üebersetzung  richtig  wiedergegeben  ist)  dem 
preussischeir  Gesandten  mit  dem  obligatorischen  Listenverfahren  macht, 
iHir  üe  Bischofsstfihle  von  Münster ,  Köln  und  Trier  erwähnt  sind, 
mithin  die  Annahme  berechtigt  erscheint,  dass  nach  Cönsalvi's  ur- 
spronglieher  Absicht  das  Listenverfahren  nur  für  die  genannten  drei 
westlichen  Bisthümer  eingeführt  werden  sollte. 

Wurde  denn  aber  daraus  fSr  die  östlichen  Bisthümer  zu  fol- 
gern sein,  dass  der  hl.  Stuhl  in  Hinsicht  auf  ihre  Besetzung  dem 
Laodeshorrn  einen  noch  weitergehenden  Einfluss,  namentlich  die  No- 
minatipn  oder  Designation  des  zu  Wählenden  hübe  zugestehen  wol- 
len? /Man  könnte  im|6egentheil  annehmen,  die  Meinung  Consalvi's 
sA  dabin  gegangen,  dem  Landesberrn  gar  keinen  Einfltuss  auf  die 
Besetzung  der  vier  östlichen  Bischofsstuhle  einzuräumen.  Ein  sol- 
cher war  ja  von  Niebulu:  nicht  gefordert,  und  Consalvi  hatte  auf  die 
Niebuhr'sche  Proposition ,  dass  bezüglich  auf  die  Promotion  zum 
Bpiscopat  nichts  an  dem  herkömmlichen  Besetzungsmodus  geändert 
werden  sollte,  ohne  Widerspruch  Niebuhr's  erklärt,  dass  eT,  weil  in 
im  vier  östlichen  Diöcesen  die  Capitelwahl  bestelle  und  Se,  Maje- 
stät wünsche ,  dass  der  hl.  Vater  darin  keine  Aenderung  tnache, 
hinsichtlich  dieser  Diöcesen  gar  keiner  neuen  Verfügung  bedürfe. 

Bekanntlich  stiess  aber  das  von  Consalvi  vorgeschlagene  obli- 
gatorische Listenverfahren  bei  Nicbuhr  und  Niebuhr*8  Gegenvorschlag 
in  der  Note  vom  16.  Deeember  1820  bei  Consalvi  auf  Widerspruch  und 
letzterer  machte  in  seiner  Note  vom  9.  Februar  1821  den  niodificir- 
tcn  Vorschlag,  dass  der  hl.  Vater  in  der,  Behufs  Circumscription  der 
Üiöcesen  in  Preussen,  zu  erlassenden  Bulle  sich  darauf  beschränken 
würde,  in  Bezug  auf  die  Weise  der  Bischofswahlcn  zu  sagen ,  dass 
bei  allen  Erledigungsfällen  der  bischöflichen  Stühle  die  bezüglichen 
Capitel  den  neuen  Bischof  nach  der  üblichen  canoniachen  Form 
vihlcn  sollen.  Zugleich  aber  werde  er  an  die  Capitel  ein  Breve 
riehten,  in  welchem  efunter  Hervorhebung  des . Liberalität  des  Kö- 
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nigs,  die  dem  Papst  die  Mittel  für  Wiedererrichtung  so  lange  da- 
hin siechender  Didcesen  gewähre  und  unter  dem  Hinweis,  dass  ihnen 
das  in  Deutschland  so  gern  gesehene  Becht  der  üischpfswahl  ge- 
währt sei,  sie  zu  l>e8onders  sorgfältigen  Wahlen  nach  Massgabe  der 
Vorschrift  des  Couc.  Trid.  in  S^s.  4.  cap.  L  de  Reform,  ermahnen 
werde. 

In  diesem  Breve  werde  der  Papst  den  Capiteln  insinuiren,  dass 
zur  Erhaltung  der  so  uoth wendigen  Eintracht  zwischen  Kirdie  und 
Staat  und,  damit  die  Bischöfe  in  Freiheit  und  Ruhe  ihr  Amt  ver- 
richten, die  Gläubigen  aber  ihres  Qlanbens  leben  könnten,  die  Dom- 
herrn ihre  Wahl  auf  Personen  lenken,  welche  ausser  den  canonischen 
Eigenschaften  auch  die  zum  Regieren  der  Kirche  nöthige  Klugheit 
^,l)esitzen  und  dem  Könige  nicht  zuwider  seien,  als  worüber  sie^,  v^ 
(der  förmlichen  canonischen  Wahl  sich  zu  vergewissern  haben  würSilen. 

Dieser  Vorschlag  fand  die  Oenehmigung  der  preussiscben  Re- 
gierung, welche,  nachdem  der  Staatskanzler  Hardenberg  zum  formel- 
len Abschluss  der  Uebereinkunft  mit  dem  apostolischen  Stuhle  selbst 
nach  Rom  gereist  war  und  mehrere  Conferenzen  mit  Consalvi  gehabt 
hatte^  von  Niebuhr  in  der  Note  vom  20.  Mai  1821  formell  erklärt  wurde. 

Dieser  Erklärung  folgte  die  Abfassung  der  Bulle  »De  salute 
animarum«  und  des  Breve  »Quod  de  fidelinm^c  nachdem  man  sieh 
über  Inhalt  tmd  WortlatU  dieser  ürkundeft  mit  Niebuhr  berathen 
und  verständigt  hatte. 

Die  Bulle  »De  Salute  animurum«  unterscheidet  bei  der  Bi- 
schofswdhl  nicht  mehr,  zwischen  westlichen  nnd  östlichen  Diöcesen, 
sondei;n  zwischen  den  deutschen  Diöcesen,  worunter  ausser  Münster, 
Köln  und  Trier  auch  Breslau,  und  da  man  nachträglich  sich  über 
die  Beibehaltung  der  Diöoese  Paderborn  verständigt  hatte ,  auch 
diese  letztere  begriffen  ist ,  und  dqn  preussisch-polnischen  Diöcesen 
Ermland,  Culm  und  Oneseii- Posen.  Die^  Unterscheidung  beruht  aber 
nicht  in  der  Verschiedenheit  des  Modus  der  Besetzunfr  der  Bischofs- 
stuhle,  sondern  in  dem  Gedanken,  dass  das  in  den  östlichen  Diöcesen 
bereits  bestehende  Wahlrecht  auch  auf  die  westliche  Diöcesen ,  so- 
weit sie  es  nicht  schon  hatten,  übertragen  und  auf  diese  Weise  für 
alle  gleiches  Recht  geschaffen  werden  sollte ,  welchem  Gedanken 
durch  die  der  Bulle  gegebene  Fassung  Ausdruck  verliehen  ist. 

Die  Bulle  »De  sainte  animarumc  bestimmt  demgemäss : 

»Endlich  glauben  wir  der  deutschen  Nation  etwas  Angeneh- 
mes  und  dem  vorbelobteu  Könige  von  Preusseu  etwas  Wohlgefäl- 
liges zu  erweisen,  wenn  wir  das  Recht  der  Wahlen^  welches  in  den 
überrheinischen  Kirchen  (Mfinster,  Paderborn  und  Breslau)  erhalten 
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und  bestttigt,  in  den  diesseits  des  Rheins  belegenen  aber  durch 
apostolische  Verfugung  veno  Jahre  1801  ausser  Gang  gebracht  wor- 
den ist,  in  jenen  diesseits  des  Rheins  belegenen  Sprengeln^  die  dem 
Scepter  des  genannten  Königs  im  Zeitlichen  untergeben  sind,  wie- 
derherstellen.   Daher  verordnen  und  yerfElgen  Wir  in  Ansehung  der 
zu  Deutschland  gehörigen  Kirchen  von  Köln,  Trier,  Breslau,  Pader- 
born und    Mfinster:    dass   mit    Aufhebung    jeder  anderen    bisher 
bestandenen  Weise  und  Gewohnheit,   auch   des  Unterschiedes   von 
Wahr  und  Postulation  und  des  Erfordernisses  adlicher  Geburt  be- 
sagte  Gapitel  (sobald  sie  auf  vorerwähnte  Weise  eingerichtet  und 
ZQsanunengesetzt  sein  werden)  sich  solchen  Rechtes  sollen  z\\  erfreuen 
haben.    Es  sollen  nämlich  bei  jeder  Erledigung  jener  Stuhle,  es  sei 
dareh  Todesfall  extra  Curiam ,  oder  durch  Abdankung  und  Entsag- 
ung (mit  Ausnahme  jedoch  der  jetzigen  Erledigungen  Von  Köln  und 
Trier)  innerhalb  der  gewöhnlichen  Frist  von  drei  Monaten  die  Wflr- 
den  und  Canonici,  capitularisch  versammielt,  mit  Beobachtung   der 
canonUschen  Vorscbrifte^^us  der  gesammten  Geistlichkeit  des  preus- 
sischen  Staates  sich  einen  würdigen  und  mit  den  canonischen  Erfor- 
dernissen begabten  Mann  zu  ihrem  Vorgesetzten  canonisch  zu  er- 
wählen ermächtigt  sein.    Bei  dergleichen  Wahlen  sollen  aber  nicht 
blos  die  wirklichen,  sondern  auch  die  Ehren- Canonici  eine  Stimme 
f&hren,  selbstjene,  die  ühsr  die,  in  dieser  Verordnung  festgesetzte 
Anzahl  auf  ihre  Lebenszeit  in  den  Capitelu  beibehalten  werden,  sol- 
len nicht  davon  ausgeschlossen  sein. 

In  Ansehung  der  Capitel  der  bischöflichen  Kirchen  von  Erm- 
land  und  Culm  und  der  erzbiscböfiichen  von  Gnesen  und  Posen  {die 
beständig  vereint  sind)  enthalten  wir  Uns,  etwas  Neues  zu  verfiigen, 
ausser  dass  die  Capitularen  von  Gnesen  und  Posen  bei  der  Wahl 
ihres  Erzbischofs  gemeinschaftlich  verfahren  sollen.« 

Hiernach  unterliegt  es  keinem  Zweifel ,  dass  nach  der  Bulle 
die  C^pitelswahl  in  allen  acht  preussischen  Diöcesen  zu  Recht  be- 
steht und  dass  bezuglict  auf  Brmland ,  Culm ,  Guesen-Posen  von 
einer  dem  König  zustehenden  Noroination,  Designation  oder  Pi*äsen- 
tation  des  zu  Wählenden  keine  Rede  sein  kann,  da  ein  solches  Recht 
in  iirchiich  anerkannter  Weise  weder  früher  bestanden ,  noch  von 
der  Bulle  eingeführt  ist. 

Freilich  hat  es  Herr  Friedberg  für  zweckmässig  erachtet,  bei 
Citation  des  Wortlautes  der  Bulle  im  Texte  seiner  Schrift  (Bd.  L 
8.  62.)  den  auf  Ermland,  Culm  und  Gnesen- Posen  bezüglichen  Satz 
wegzulassen,  obwohl  derselbe  für.  die  ganze  Frage  besonders  wegen 
der  Bestimmung ,  dass  die  Capitularen   von  Gnesen-Posen  bei  der 
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Wahl  iht'08  Erzbi9ühores  gemeiiidchaflUch  veifahreii  soHea,  von  eot- 
scheidender  Bodeutung  ist. 

Hätte  es  in  der  Absiebt  der  preussiscben  Begierung  gelegen, 
bich  einen  positiveii  Eiufluss  auf  die  preossisch-polniscben  Bisohofe- 
wählen  ah  ein  ihr  ^uskhendes^  kirchlich  auerkamites  Recht  za  «icbeni, 
so  würde  es  dies^rbalb  eiqer  besonderen  Stipulation  mit  dem  apo- 
stolischen Stuhle  und  deoinäcbstiger  Festsetzung  in  der  Bulla  bedurft 
haben.  Denn  ^Ibst  insoweit ,  als  die  früheren  polnischen  Könige 
nicht  blos  einen  factischen ,  sondern  einen  recbtliehen  Einfluss  ani 
die  Bischofswahleii  übten,  wie  in^Ermland  auf  Grund  des  Petrikaaer 
Vergleichs,  konnte  von  einem  kirchlicherseits  als  gältig  aoerkannteu 
.  oder  anzuerkennenden  UeberKange  desselben  auf  die  protestantischen 
^  preussiscben  Könige  Qicht  die  Bede  sein,  da  es  nach  den  Grundsätzen 
der  katholischen  Kirche  unzulässig  ist,  protestantischen  Forsten  ir- 
gend einen  positiven  Eiufluss  aal  die  Besetzung  der  Bistbümer  als 
Recht  zuzugestehen ,  die  hin  und  wieder  geltend  gemachte  Ansiebt 
aber,  als  ob  die  Ausübung  eines  solchen  Einflusses  etwa  zu  den  un- 
veräusserlichen Hoheitsrechten  gehöre,  welche  mit  einem  Stück  an- 
nectirten  oder  occupirten  Landes  von  selbst  auf  den  neuen  Erwerber 
desselben  übergehen,  von  dem  apostolischen  Stuhle^stct^  verworfen 
worden  ist,  wie  sie  denn  nicht  minder  selbst  vom  Standpunkte  des 
gesunden  Menschenverstandes  verwerflich  ist,  welcher  sich  sträubt, 
r  den  Staat  als  absoluten  Herrn  und  Gebieter  in  religiösen  Dingen 
anzuerkennen. 

Jene  Absicht  hat  aber  bei  der  preussiscben  Eegiernug  nicht 
voiCgelegen,  eben  weil  sie  di^  Erfolglosigkeit  einer  Verhandlung  mit 
dem  hl.  Stuhle  zum  Zwecke  der  Kealisiruug  derselben  vollkommen 
kannte.  l(ooIi  weniger  dachte  der  apostolische  Stuhl  daran,  in  der 
Bulle  »De  salute  anim.c  etwa  in  verdeckter  Weise  anerkennen  m 
wollen,  was  die  preussische  Regierung  nicht  einmal  zu  fordern  ge- 
wagt hatte.  Er  enthielt  sich,  wie  es  in  der  Bulle  heisst,  in  Be- 
treff der  bischöflichen  Kirchen  von  Ermland  undCulm  und  der  erz- 
bischöflichen von  Qnesen-Posen  über  die  Bischotswahlen  .etwas  Neues 
zu  verfugen  und  gab  auch  mit  dieser  Ausdrucksweise  zu  erkennen^ 
dass  er  nicht  gesonnen  sei,  factischen  Einmischungen  der  Regierung 
in  die  Bischofswablen  irgend  eine  rechtliche  Bedeutung  beizulegen, 
was  allerdings  eine  grosse  Neuerung  gewesen  wäre. 

Wie  sehr  der  hl.  Stuhl  darauf  bedacht  war ,  sowohl  die  deut- 
schen als  auch  die  preussisch-polnisohen  Capitel  gegen  alle  unca* 
nonischen  Wablbeeinflussungen  Seitens  der  Regierung  sicher  zu  stel- 
len, ergibt  der  obenfalls  von  Herrn  Friedberg  nicht  weiter  beachtete. 
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auf  alle  Bioebofswahleu  im  Boroiche  der  ganzen  Monarchie  bezüg- 
liche Sato  der  Bulle  »De  salute  animarumc  : 

>Es  soll  jedoeb  über  jede  solche  Wahl  eine  in  beglaubigter 
Form  abgefasste  Urkunde  an  Unseren  hl.  Stuhl  eingesendet  werden. 
Wmu  dieser  dann  die  Wahl  für  eanonisch  vollsoffen  aner- 
koimt  und  Kraft  der  Untersuchung ,  die  der  römische  Papst  jeder 
Zeit  einem  preussiücben  Brzbischofe  oder  Bischote  auftragen  und  die- 
ser nach  Vorschrift  der  Dienstanweisung  Unseres  Vorfahrs  Urban  VIII. 
seligen  Oedäebtaisses  mit  allem  Fleisse  ffihren  wird ,  sich  von  des 
Erwählten  TüchUgkeit  überzeugt :  so  werden  Wir  und  Unsere  Nach- 
folger, die  Päpste  zu  Korn,  jede  solche  Wahl  bestehendem  Gebrauche 
gemisB  durch  apostolische  Briefe  bestätigen.« 

Nidit  ohne  Grund  scheinen  ^übrigens  die  Bestimmungen  über 
die  Bischofswablen  hinsichtlich  der  deutschen  Gapitel  denen  für  die 
preussiseh^-polfiischen  \  vorangesteltt. 

Diese  Fassung  schliesst  selbstrerständlich  jede  Interpretation 
aus ,  welche  etwa  beweisen  wollte ,  dass  mit  dem  Wahlrechte  der 
ö^lichen  Gapitel  auch  die  dort  bestandene  missbräucbliche  Einmisch- 
ung der  weltlielien  Gewalt  in  die  Wahlen  anf  die  deutschen  Gapitel 
mit  abergegangen  sei. 

Das  Gesagte  ivird  genügen,  den  wahren  Sinn  der  Vereinbarungen 
der  preussiachen  Hegierung  mit  dem  apostolischen  Stuhle  über  die 
Besetzung  der  Bischofsstühle  in  das  richtige  Licht  zu  stellen. 

Wie  indess  der  hl.  Stuhl  einerseits  nicht  gewillt  gewesen  ist, 
in  Bezug  auf  die  polniscb-preussischen  Bischofsstühle  die  Gapilels- 
vahl  durch  stillschweigendes  Anerkenntniss  einer  daneben  auszuüben- 
deu  landesherrlichen  Nomination  zu  einer  blossen  Scheinwahl  lierab- 
zuirurdigen  und  einen  derartigen  Wahlmodus  auch  auf  die  deutscheu 
Diöcesen  auszudehnen ,  so  hat  er  doch  andrerseits  kein  Bedenken 
getragen,  dem  Könige  von  Preussen  auch  Tür  die  preussiscb-polnischen 
Diöcesen  denselben  .negativen  Ei:ffuss,  wie  auf  die  Bischofs  wählen 
io  den  -zu  Deutschland  gehörigen  Diöcesen  zuzugestehen ,  welcher 
darin  besteht,  dass  der  zu  Wählende  eine  persona  Kogi  non  minus 
grata  sein  soH,  als  worüber  sich  die  Gapitel  vor  der  Wahl  Gewiss- 
heit zu  verschall  haben.  Aus  diesem  Grunde  hat  der  apostolische 
Stahl  das  oben  erwähnte  Breve  >Quod  do  fidelium«  nicht  blos  an 
die  deutschen ,  sondern  auch  an  die  Gapitel  von  Ermland ,  Gnlm, 
<inesen-Posen  gerichtet.  Freilich  h^er  damit  zugleich  auch  allen 
etvraigen  weitergehenden  Beeinflussungen  der  Bischofswahlen  in  den 
i'^tlichen  Diöcesen  einen  Riegel  mehr  vorgeschoben. 

Denn  die  Begierung  war  durch  den  Erlass  iet  Breven  au  die 
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östlichen  Capitel  in  die  Notliwendigkeit  versetzt  wDixlen,  eotweder 
durch  Annahme  der  Breven  und  AnshäDdigung  derselben  an  die  ge- 
dachten Capitel  dieser  Massregel  ihre  stillschweigende  Zastiromung 
zu  geben .  und  damit  den  ihr  durch  dieselben  gew&hrten  Einfloss  zu 
acceptirev,  oder  aber  gegen  Erlass  der  Breven  an  die  gedachten  Ca- 
pitel nuter  Angabe  ihrer  Gründe  zu  protesiiren ,  was  za  weiteren 
principiellen  Erörterungen  geführt  haben  wurde.  Da  die  Begiernng 
diese  letzteren  scheute ,  so  zog  sie  es  vor ,  die  Breven  auch  für  die 
genannten  östlichen  Capitel  anzunehmen,  womit  sie  zugegeben  hat, 
ihiss  sie  einen  weitergehenden  Einfluss,  als  das  Breve  gewährt ,  auch 
iu  diesen  Diöcesen  nicht  ausüben  wolle.,  jHätte  also  die  Regierung 
im  Verlaufe  der  Verhandlungen  mit  dentilii.  Stuhle  an  der  Meinung 
\  festgehalten,  sie  werde  auch  nach  Abschluss  der  Uebereinknnft  mit 
"demselben,  kraft  eigener  Macht  thatsftchlich  fortfahren  können,  den 
Capitelu  der  östlichen  Diöcesen  bei  den  von  ihnen  vorzunehmenden 
Bischofswahhm  die « Personen,  welche  sie  als  Bischöfe  zu  wählen  hät- 
ten, zu  nominiren,  so  stand  nach  Annahme  der  Breven  für  die  öst- 
lichen Diöcesen  selbst  die  factische  ünausfBhrbarkeit  dieses  jeder 
kirchenrechtlicher  Basis  entbehrenden  Vorhabens  ausser  Zweifel. 

Die  Richtigkeit  dieser  Ansicht  drängt  sich  auch  Herrn  Fried- 
berg auf,  welcher  S.  59.  es  als  einen  Misserfolg  fUr  Niebuhr  be- 
zeichnet, dass  er  sich  die  Breven  für  die  östlichen  Capitel  habe  auf- 
drängen lassen  und  dann  weiter  bemerkt: 

»In  seinem  Berichte  an  die  Regierung  *)  erklärt  er,  die  Breven 
seien  ihm  aufgedrungen  worden  und  schlägt  yor ,  dieselbe^ ,  ohne 
davon  Gebrauch  zu  machen,  bei  Seite  zii  legen.  Dabei  kann  er  sich 
aber  nicht  enthalten ,  auch  Gründe  ßr  die  von  ihm  bewirkte  An- 
nahme der  Aktenstücke  anzugeben.  Denn  die  Bulle  halte  mit  den 
Worten  (nihil  innovantes)  das  frühere  Verfahren  aufVechtJ,  die  Fas- 
sung des  Breve  sei  völlig  befriedigend  und  der  Umstand  nicht  w erth- 
los,  dass  die  den  übrigen  fänf  Capiteln  durch  dasselbe  ertheilte  Au- 
torisation,  mit  Genehmigung  des  Königs  die  Wahl  auf  einen*  Nicht- 
unterthan  zu  richten,  sich  nur  auf  Deutsche  beschränkte 

Herr  Friedberg  nennt  diese  Gründe  schwächliche  uud  wir  möch- 
ten ihm  darin  beitreten,  wenn  sie  das  einfache  »Beiseitelegenc  der 
für  die  östlichen  Capitel  erlassenen  Breven,  d.  h.  deren  Annahme 
mit  dem  Vorsatze,  sie  nicht  beachten  zu  wollen,  rechtfertigen  sollen. 


1)  Es  ist  der  Bericht  vom  18.  Juli  1821  gemeint,  mittelst  dessen  Nie- 
buhr die  Balle  >De  salute  animarum«  und  das  ßreve  »Quod  de  fidelittm«  der 
Begiernng  einsandte. 
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Denn  dass  die  Bulle,  wenn  sie  »uch  mit  den  Worton  »nihil  Inno- 
vantes«  das  fruliere  Verfahren  in  UetreiT  der  Besetzung  der  gedach- 
ten Bisthünier,  d.  k.  die  Capitelswahl  aufrecht  hielt,  damit  nicht 
zugleich  die  früher  staatlicherdeits  stattgefüudene  uncanouische  Be- 
einflussung der  Wahl  autreclit  erhalten  wollte,  darüber  konnte  weder 
Niebuhr  noch  die  prenssische  Regierung  auch  nur  einen  Augenblick 
im  Zweifel  sein. 

Die  KegieruDg  hat  auch  in  der  That  die  Breven  für  die  öst- 
lichea  Capitel  ojcht  ad  acta  gelegt,  sondern  sie  den  Capiteln  zur 
Nachacbtung  aushändigten  lassen.  Darnach  aber  kann  es  keinem 
Zweifel  unterliegen ,  dass  durch  bindende  Uebereinkunft  zwischen 
der  preassiscben  Regierung  und  dem  apostolischen  Stuhle  —  und 
wir  möchten  die  erst^  Grundlage  dieser  Uebereinkunft  in  der  allge- 
meinen Fassung  der  Note  Cousalvi's  vom  9.  Februar  1821  finden  - 
beznglieh  der  Besetzung  der  Bischofs^tuhle  von  Ermland,  Oulm,  Gne- 
sen-Posen  derselbe  Modus  festgesetzt  ist,  wie  für  die  Diöceson  Köln, 
Trier,  MüniEer,  Paderborn  und  Breslau,  nämlich  die  canonische  Ca- 
latelswahl,  beschränkt  in  Ansehung  der  Eligibiles  durch  die  im  Breve 
enthaltene  Weisung. 

Welche  Differenz  hiernach  besteht  zwischen  dem,  was  Niebuhr 
nach  der  ihm  unter  dem  23.  Mai  1820  ausgestellten  Instruction  in 
Ansehung  der  Besetzung  der  Bischofsstühle  an  staatlichem  Einfluss 
<Iarcli86t2en  sollte  und  was  er  in  Wahrheit  gefordert  und  durchgesetzt 
bat,  dürfte  nach  vorstehender  Auseinandersetzung  genügend  klar  sein. 
Wir  sind  indessen  weit  entfernt,  behaupten  zu  wollen,  dass  Niebuhr 
bei  seinen  Unterhandlungen  mit  dem  apostolischen.  Stuhl  den  In- 
structionen der  Regierung  uherhftupt  zuwider  gehandelt  habe ,  im 
Gegentheile  ist  es, auch  unsere  Meinung,  dass  er  sich  während  des 
ganzen  Verlaufes  jener  Verhandlungen  mit  der  Staatsregierung  in 
vollständiger  Uebereinstimmung  befunden  hat,  wie  denn  diese  ihm 
aoch  mehrfach  ihren  Beifall  über  die  Art  und  Weise,  wie  er  sich 
seines  Auftrages  entledigte,  zu  erkennen  gegeben  bat.  Nur^  das  ha- 
ben wir  betonen  wollen,  dass  Herr  Friedberg  im  Unrecht  ist,  wenn 
er,  wie  ^  den  Anschein  hat,  behaupten  will ,  dass  grade  der  Inhalt 
der  Ii»tmction  vom  23.  Mai  1820  für  Niebubr  absolut  ^na^geblich 
gewesen  sei.  I>ann  freilich  hat  Niebuhr  dieser  Instroction  gemäss 
gehandelt,  dass  er  es  vermieden  hat,  gewisse  für  den  apostolischen 
Stuhl  nn^nnehmbare  Fordenmgen,  wie  z.  B.  den  Anspruch  auf  Ent- 
sendung eines  kgl.  Wahlcoromissarius  zu  den  Bischofswahlen  oder 
anf  Nomination  der  vom  Capitel  zum  Bischof  zu  erwählenden  Per- 
son in  Som  zur  Sprache  zu  bringen.    Er  scheint  hierbei  von  der  in 
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dieser  lastraction  aasgesprochenen  Ansicht  aasgegangen  zu  sein, 
dass  mau  sich  dergleichen  Forderungen  nicht  vom  apostolischen 
Stuhle  brauche  bewilligen  zu  lassen,  da  sie  daheim  neben  dem  in 
Korn  vertragsmässig  Vereinbarten  kraft  des  jus  circa  sacra  geltend 
gemacht  werden  könnten. 

Der  Verlauf  der  Verhandlungen  hat  aber,  wie  vorstehend  4ar- 
gethan  ist,  gezeigt,  dass  die  r{^mischen  Unterhändler  eerdennoch  ver- 
standen hüben,  der  Anwendung  des  sog.  jus  circa  sacra  ScHrankeu 
zu  ziehen,  durch  welche  den  Capiteln  die  canonische  Wahl  gesicbort 
blieb. 

Allerdings  hat  die  preussische  Regierung  auch  nach.:£rlaS8  der 
Ihillo  »De  saluto'  animarum«  und  nach  Aushändigung  des  Breve 
»Quod  de  fidelium«  an  die  Gapitel,  wie  verschiedene  WahlftUe  er- 
geben, an  der  Ansicht  festzuhalten  gesucht,  dass  sie  der  Festsetz- 
ungen der  Bulle  und  des  Breve  ungeachtet  jene  Ansprüche  J^rafl 
des  jus  circa  sacra ,  in  Betreff  dessen  sie  bei  der  Publieation  der 
Bulle  als  Landesgesetz  durch  die  Gab.-Ordre  vom  23.  August  1821 
einen  Vorbehalt  gemacht  hatte ,  werde  behaupten  können.  Es  war 
iudessen  nach  Ausführung  der  Bulle  »De  salute  animarum«  kaum 
ein  Dutzend  Jahre  verflossen,  und  nur  wenige  Wahlen  hatten  statt- 
gefunden ,  als  sich  die  Regierung  überzeugen  mosste ,  dass  ihre 
auf  das  jus  circa  sacra  gestützte  Praxis  bei  auch  nur  einiger 
Selbstständigkeit  der  Gapitel  undurchführbar  sei.  Die  Schwierig- 
keiten, welche  bei  der  Trielr^chen  Wahl  1836  darch  ihre  unbe- 
fugten Eingriffe  in  das  Wahlrecht  ^es  Gapitels  der  Regierung  er- 
wachsen waren,  drängten  ihr  die  Ueberzeugung  auf,  dass  auf  dem 
betretenen  vertragswidrigen  Wege  nicht  fortgefahren  werden  könne, 
einen  Einfluss  auf  die  Bischofawahlen  auszuüben. 

Die  Verhandlungen ,   welche   sie  nach  dem  Regierungsantritt 

Friedrich  Wilhelm  IV.  durch  den  Grafen  Brühl  zur  Beilegung  der 

bekannten  Kölner  Wirren  und   auch  des  Trior'schen   Gonflictes  mit 

dem  hl.  Stuhle  fuhren  liess,  hatten  den  Erfolg,  dass  die  Regierung 

sich  ausdrücklich  gegen  letzteren  verpflichtete,  bezüglich   auf  die 

Bischofswahlen  in  der  ganzen  Monarchie  (also  auch  in  den  Diöcesen 

:  Ermland,  Gulm  und  Onesen-Posen)  die  Vorschriften  der  Bulle   »De 

;  salute  animarum«  und  des  Breve  »Quod   de   fidelium«   gewissenhaft 

i  zu  beobachten.    Dieses  Uebereinkommen  kam  zu  Stande  durch   die 

wechselseitigen  Erklärungen  des  Gardinal-Staatssecretärs  Lambraschini 

und  des  Gesandten  Brühl  in  den  Noten  vom  23.  und  24.  September 

1841.  —  Wenn  Friedberg  behauptet,  durch  dieses  Uebereinkommen 

sei  das  Recht  der  Bulle  und  des   Breve  auf  die  ganze  Monarchie 


Ueber  Friedberg^  Staat  und  BiMchofnpohlen  in  Deuiichland,     141 

QuagedeJuU  worden ,  ao  isi  dieser  Ausdruck  unrichtig  gewählt.  Die 
Vorscbrifleft  der  Bulle  und  des  Dreve  waren  von  Anfang  an  für  die 
gaqze  Monarchie  gegeben ,  (lur  waren  sie  von  der  preuseischen  Ke- 
gieraug  nic/d  befolgt  worden.  Was  bei  den  Verbandlungen  im  Jahre 
1841  der  apostolische  Stuhl  von  der  preussischen  Regierung  forderte 
uüd  in  der  Brulirscben  Note  vom  24.  September  1841  zugesichert 
erhielt,  war  nichts_w§itfir..al8.. die  gewissenhafte  Befolgung  ^r  Vor- 
^hriften  der  Bulle  und  des  Ureve  in  der  ganzen  Monarchie.  »Quant 
ä  Telection  des  ^veques«  erklärt  Graf  Brühl,  les  pr^scriptious  de  la 
Bulle  »De  salute  animarumc  ainsi  que  le  Bref  de  Pie  VII.  qui  y  a 
npport,  seroot  toujouis  scrupuleusemeut  observ^es  dans  Jtonts^  Mo- 
narchie, c 

Was  nun  das  Breve  anlangt,  so  ist  dieses  unter  d^n  Beilagen 
der  Friedberg*scben  Schritt  im  lateinischen  Originaltext  vollständig 
abgedruckt. 

Bei  Darstellung  seines  Dihalts  aber  in  Bd.  I.  S.  62.  hat  sich 
Herr  Friedberg  auf  einen  sehr  verstummelten  Ausj&ug  beschränkt 
und  hervorzuheben  unterlassen,  dass  der  Papst  in  diesem  Breve  an 
erster  SteUe  den|I)omcapiteln  die  sorgfältigste  Beobachtung  der  Vor- 
schriften dee  Concils  von  Trient  über  die  Bischofswahlen  zur  Pflicht 
macht,  indem  er  sagt :  »Sint  vobis  ob  oculos  (dicimua  animi  sensu 
quo  niaxime  possumus  sollicito)  sint  Vobis  ob  oculos  jugiter ,  quae 
Tridentioa  Synodus  dissertissime  praescripsit  iis  omnibus ,  qui  ad 
proinotioueni  praeficieiidorum  quacunque  ratione  operam  suam  prae- 
stant.  (Sesa.  24.  Cap.  I.  de  Beform,  et  Sess.  6.  üap.  I.  de  Beform.) 
De  omnipotentis  Dei  ^loria  res  est  et  bono  animurum ,  de  aeterua 
f^tiam  Salute  vesti^i.  Non  alium  idcirca  finem  in  suffragatione  ha- 
l>ere  vos  oportet,  nisi  ut  religionis  utilitatibus  et  gregis  incolumitati 
coQsalatis :  alieius  .autein  vos  peccatis  coromunicai*e  afiirmant  Triden- 
tiiii  Patres,  i\isijlQos  diguiores  et  Ecclesiae  magis  u^iles,  noi^  quidem 
preeibus  vei  humano  affectu^ "  aut  ambientium  suggestionibus ,  sed 
eoruQj  ^ig^übus  meritis  jndicaveritis  praefici  deligenter  curetis. 
Vestri  quippe  studU  et  suffragii  raüonem  reddetis  ipsi  Deo ,  qui  re- 
qoiret  de  manibns  vestris  sauguineni  ovium,  si  quae  ex  malo  Pasto- 
rom  regimine  interieriQt.€ 

Diese  Worte  sind  aber  nicht  blos  für  die  Capitularen  geschrie- 
ko,  auch  die  preussische  Uegierung ,  resp.  die  zur  Ausübung  der 
Siclusiye  ^  berechtigten  preussischen  Monarchen  müssen  sie  in  der 
Art  r^pectiren,  dass  sie  den  Capiteln  die  Auswahl  kirchlich  gesinn- 
tf!r  Männer  zn  Bischöfen  durch  Ausübung  ihrer  Exclusiv<^  nicht  un- 
n)5(;lich  machen  oder  über  die  Maassen  erschweren,  denn  der  Inhalt 


^^  ^■*f*'«^  » 
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des  Breve  beruht  in  allen  Pankten  anf  Vereinbarung  nnd  ist  daher 
auch  in  allen  Punkten  verpflichtend  für  die  Regierung. 

Erst  an  zweiter  Sieüe  bestimmt  das  Breve  in  Rücksicht  auf 
die  wünschenswertho  Goncordia zwischen  Kirche  und  Staat:  »Vestra- 
rum  partium  erit,  eos  adsciscere,  quos  praeter  qualitates  caeteras 
ecclesiastico  jnre  praefinitas ,  (diese  dürfen  also  unter  keinerlei  um- 
ständen fehlen)  prudentiae  insuper  laude  commendari,  nee  Serenis- 
simo  Regi  minus  gratos  esse  noyeritis,  de  quibus  antequam  solem- 
nem  electionis  actum  ex  Canonum  regulis  rite  celebretis,  ut  Vobis 
constet,  curabitis.« 

Wir  wollen  nicht  sagen,  dass  diese  an  zweiter  Stelle  gegebene 
Vorschrift  darum  von  den  Capiteln  weniger  gewissenhaft  zu  befolgen 
sei,  wie  die  erste,  das  ab^r  steht^fest,  dass  die  Pflicht  der  Rück- 
sichtsnahme  von  Seiten  der  Regierung  auf  das,  was  nach  den  cano* 
nischen  Voi*schriften.  Obliegenheit  der  Gapitel  in  Ansehung  der  Aus- 
wahl der  Bischofscandidaten  ist ,  eine  ebenso  grosse  ist ,  als  umge- 
kehrt die  Pflicht  der  Capitel ,  die  Willensmeinung  des  Landesherrn 
wegen  Genehmheit  des  zu  Wählenden  zu  erforschen.  Die  Pflicht 
der  Rncksichtsnahme  ist  eine  wechselseitige.  Es  wäre  daher  auch 
Sache  des  Herrn  F.  gewesen,  in  seiner  historischen  Darstellung  von 
dem  zur  Beurtheilung  der  Sache  erforderlichen  Material  nichts  uner- 
wähnt zu  lassen. 

Zur  Illustration  der  Genauigkeit,  mit  welcher  er  die  diploma- 
tischen Aktenstücke  für  seine  Darstellung  benützt,  liefert  die  S.  49. 
50.  enthaltene  Wiedergabe  des  Inhaltes  der  Note  Niebuhr's  vom  22 
Juli  1820  einen  weiteren  Beleg. 

Niebuhr,  sagte  er,  betonte  das  landesherrliche  Veto  auf  das 
Schärfste,  er  stellte  es  als  eine  dankbar  anzunehmende  Concession 
des  Königs  hin,  dass  dieser,  wie  früher  dem  Gapitel  zu  Münster, 
.  so  auch  jetzt  den  zu  errichtenden  in  Küln  und  Trier  das  Recht  der 
Bischofswahl  gewähre.  Er  betonte,  dass  man  nicht*  nöthig  habe, 
ängstlich  nach  der  Feststellung  eines  Modus  zu  trachten,  welcher 
der  Regierung  missliebige   Gandidaten  von   der  Wahl  ausschliesse. 

Es  würde  das  wenig  dem  Znstande  des  Vertrauens ,  wie  er 
zwischen  dem  Staate  und  seinem  Klerus  herrsche ,  entsprechen. 
Der  Orundsaie  der  prenssischen  Regierung,  dass  niemals  ein  Can- 
didat,  gegen  welchen  der  Konig  gerechte  Einwendungen  habe ,  deti 
bischöflichen  Stuhl  besteigen  könne,  sei  ausserhalb  jeder  Discusshn 
und  die  Regierung  sei  vom  Papst  versichert^  dass  er  einem  Sokheti 
auf  Verlangen  des  Königs  die  Instittäton  nie  gewähren  und  eine 
Neuwahl  anordnen  werden 
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Yergleicht  man  hiermit  den  mit  den  Worten  »mais  il  s'entend 
et  il  est  presqae  superfluc  aukebeuden  und  mit  »le  Chapitre  devrait 
procMer  k  une  nouvelle  ^lection«  schliessenden  Passos  der  gedach- 
ten Note,  so  istdarin  zuvörderst  nicht  gesagt ,  dass  in  dem  Falle 
der  Wahl  eines  missliebigen  Cancddaten  von  dem  Papste  die  An« 
Ordnung  einer  Neuwahl  erwartet  werde,  sondern  im  Oegentheil,  dass 
das  Capitd  ()hne  Anordnung  des  Paphtes  zu  einer  Neuwahl  schrei- 
ten solle ;  denn  die  Wahl  des  Missliebigen  sollte  überhaupt  nicht 
m  den  hl.  Stuhl  gebracht  werden. 

Von  dieser  Ungenauigkeit  abgesehen,  wird  mau  ferner  zwar 
zugeben  müssen,  dass  Niebuhr  mit  den  Worten  dieses  Passus  das 
landesherrliche  Veto  genügender  Massen  betont  hat,  die  Betonung 
verlief  aber  doch  wesentlich  an  der  von  F.  behaupteten  superla* 
tiven  Schärfe,  wenn  man  im  Originaltexte  liest,  'dass  nach  des  Kö- 
nigs Wunsche  die  Gapitel  gewissenhafte  Wahlen  machen  sollen,  und 
dass^nar  dann,  wenn  ein  Gapitel  sich  so  weit  verirren  sollte,  ein 
Sabjeet  zum  Bischof  zu  wählen ,  gegen  dessen  Wahl  einzuschreiten, 
das  Gouvernement  durch  gerechte  Beweggründe  veranlasst  werde,  der 
f öaig  verhindern  werde ,  die  Wahl  Beiiufs  Erlangung  der  canoni- 
sehen  Institution  vor  den  hl.  Stuhl  zu  bringen. 

Das  aber  vermögen  wir  vollends  aus  deni  Originaltexte  nicht 
beraoszulesen,  dass  Niebuhr  es  als  einen  Grundsatz  der  preussischen 
B^emng  hingestellt  habe,  dass  niemals  ein  Candidat^  gegen  welchen 
der  König  gerechte  Einwendungen  habe,  den  bischöflichen  Stuhl  be- 
^igen  könne  und  dass  dieser  Grundsatz  ausserhalb  aller  Discussion 
sei.  Niebuhr  erklärt  nur,  Se.  Majestät  werde  in  einem  solchen  Falle 
niemals  gestatten,  dass  die  Wahl  vor  den  hl.  Stuhl  gebracht  werde. 

Dass  er  aber  diesen  Punkt  nicht  ausser  aller  Discussion  lie- 
gend betrachtete,  beweist  zur  Genüge  die  Thatsache ,  das»  er  sich 
äQfeiDe  Discussion  desselben  einliess,  als  deren  Ergebniss  eben  die 
äof  die  Bisciiofswahlen  bezüglichen  Bestimmungen  der  Bulle  tDe 
^lute  animarumc  und  des  Breve  »Quod  de  fideliumc  zn  registriren 
^^ind,  aus  denen  zur  Genüge  erhellt,  wie  es  um  diese  Friedberg'schen 
Beiiauptongen  bestellt  ist. 

Wie  nach  dem  Berichte  Niebuhr's  an  seine  Regierung  vom 
11.  August  anzunehmen  ist ,  fanden  über  das  landesherrliche  Veto 
Qnd  die  Art  und  Weise,  wie  es  auszuüben,  bald  nach  Uebergabe  der 
Niebahr'schen  Note  vom  22.  Juli  1820  Conferenzen  zwischen  Nie- 
()Qbr  und  Consalvi  statt.  Niebuhr  sagt  darüber  in  dem  erwähnten 
Bericht  vom  11.  August: 

»Der  einzige  Punkt ,  auf  dem  er  (Consalvi)  durchaus  besteht, 
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ist  der,  über  den  die  hatino?er'8che  Regierung  schon  einig  ist,  dass 
«las  landesherrliche  Verwerfungsrecht  voj:  der  Wahl  gegen  eine  vom 
Capitel  aufgestellte  Cändidatur  ausgeübt  werde,  wie  ea^JficJtrland 
zuerst  in  Vorschlag  gebracht  worden,  nämlit  h  dass  das  Capitel  dem 
Könige  eine  Liste  einreiche,  welche  durch  landesherrliche  VerwerTung, 
wenn  sie  noth wendig  heftenden  wird ,  bis  auf  drei  herabgebracht 
werden  könnte,  aus  denen  das  Capitel  den  Bischof  wähle,  i^ne  dass 
nachher  die  Verweigerung  eintrete,  es  bliebe  immer  vorbehalten, 
dass 4  wenn  der  Landesherr  auch  gegen  deii  Gewählten  eine  eftt" 
ischiedene  Abimffung  haben  sollte,  dem  Papste  darüber  Eröffnungen 

/geschähen,  der  dann  das  Mittel  des  äussevsten  Nothfalles  ausübte, 

'  nämlich  die  Institution  zu  verweigern.  Wie  nun  sogar  der  Cardinal 
auf  diesem  Punkte  entschieden  besteht  und  sich  darauf  stützt,  dass 
ein  gewählter  Biscfiof  canonisch  wirklicher  Bischof  sei  und  nicht 
anders,  als  durch  einen  Process  abgesetzt  werden  könne,  ausser  wenn 
der  Papst  eine  immer  gehässige  dici  atorisehe  Gewalt  ausübe ,  so 
lässt  sich  vorhersagen,  dass  die  Congregation  darüber  ganz  unbieg- 
saoi  sein  wird.  Da  die  Eifrigen  selion  4ä.s.Velo  gegen  eine  Candi- 
datenlistc  als  ein  leidiges  Debel  betrachten,  so  muss  ich  Ew.  etc. 
unterthänigst  bitten ,  mich  sobald  als  irgend  möglich  autorisiren  zu 
wollen,  hierin  einzuwilligen. c 

In  der  Antwortsnpte  Consalvi's  vom  6.  October  1820  wird  dem- 
nächst die  officielle  Discussion  über  den  fraglichen  Punkt  eröffnet 
mit  den  schon  oben  von  uns  wiedergegebenen  Worten. 

Die  Nachinstruction ,  welche  Niebuhr  demnächst  unter  dem 
23.  November  1820  ertheilt  wurde,  erörtert  die  dem  Vorschlage  Con- 
salvi*s  entgegenstehenden  Bedenken.    Zunächst  sei  es  mit  jener  ir- 

,  ländischen  Sitte  und  Einrichtung  nicht  so  klar ,  dann  sei  sie  den 
deutschen  Sitten  und  Verfassungen ,    so  wie   den    preussischen    und 

^  polnischen  fremd ,  auch  werde  der  Vorschlag  von  sechs  tüchtigen 
Candidaten  die  Domcapitel  in  Verlegenheit  setzen.  Darum  sei  e^ 
besser,  eine  Wahl  der  Capitel  eintreten  zu  lassen,  die  jeden  Wahl- 
und  Postulationsfähigen  treffen  könne.  Ein  landesherrlicher  Com- 
missarius  werde  ohnehin  zur  Wahl  abgeschickt,  durch  welchen  der 
Landesherr  seinen  Wunsch ,  auf  welches  Subject  er  die  Wahl  oder 
Postulation  gerichtet  zu  sehen  hoffe,  zu  erkennen  geben  könne.  Sei 
gleich  dieser  Wunsch  kein  Befehl  und  dieser  Punkt  nicht  geeignet, 
ein  Gegenstand  der  Unterhandlung  mit  dem  römischen  Hofe  zu 
werden,  so  habe  doch  der  Landesherr  nach  dem  alten  und  neuen 
deutschen  Kirchenrecht  ein  liecht  zu  consentiren  in  die  Wahl  des 
GewäHlten ,  wie  in  die  P.j.^tulation   de»  Postulirten  ,    welches  Recht 
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das  Recht  zu  dissentlren  nothwendig  einschliesse,  so  wie  das  Rechte 
die  Wahl  oder  Postalation  zu  bestätigen ,  welches  das  Recht ,  die 
Bestfttigung  zu  yerweigern,  in  sich  scbliesse.  Dies  seien  die  Grund- 
sätze, auf  welchen  der  König  beharre  und  denen  gegenüber  Nichts 
in  die  Uebereinkunft  kommen  dnrfe ,  welches  auch  ihre  Form  sein 
möge.  — 

Man  ffleht  aus  dieser  Instruction  freilich ,  dass  die  Regierung 
in  Bezog  auf  die  Besetzung  der   BiscEofsstühlo  Rechte  zu   haben  , 
glaubte,  welche  ihr  vom  apostolischen  Stuhle  niemals,  zugestauden 
werden  konnten.    Dessen  war  man  sich  in  Berlin  auch  wohl  bewusst. 
Darum  verschanzte  man  sich  in  der  Instruction   hinter  die  Redens- 
art, diese  Rechte  ständen  so  fest ,   dass  sie  eines  römischen  Aner- 
kenntnisses nicht  bedürften,  noch  davon  abhängig  zu  machen   seien, 
nnr  dürfe  Nichts  gestattet  werden ,   was   ihnen  zuwiderlaufe;    Wie 
das  zu  machen  sei,  darüber  war  man  in  Berlin  selbst  im  Unklaren, 
was  leicht  begreiflich  ist,  da  das,  was  man  Rechte  zu  nennen  be- 
liebte, vom  kirchlichen   Standpunkte   nur  unbeftigte  Prätentionen  _ 
waren.    Niebuhi'  hütete  sich  demgemäss  auch,  die  fraglichen  Grund- 
sätze und  Rechte ,  bei  denen  man  in  Berlin  stehen  bleiben  zu  wol- 
len erklärte«  dem   hl.  Stuhle  zur  Anerkennung  unterzubreiten.    Der 
von  Consalvi  in  der  Note  vom  6.  Oetober  zur  Discussion  gestellten 
Frage  aber,  zu  welcher  Zeit,  in  welcher  Form,  und  in  welchem  Um- 
fange  ein  Veto  des  Ländesherm  bezüglich  auf  die  Bischofswahlen 
aoszoaben  sei ,  konnte  er  doch  nicht  aus  dem  Wege   gehen.    Auch 
war  dies  nicht  der  Wunsch  der  Regierung,  er  sollte  nur  eine  Fas- 
sang finden,  welche  den  oben  erwähnten  Prätentionen  nicht  pr^u- 
dicirlieh  wäre. 

Dass  ihm  dies  gelungen  wäre,  kann^ight  zugegeben  werden. 
Das  Gelingen  lag  ausser  dem  Bereiche  der  Möglichkeit,  eben  weil 
eine  vertragsmässige  Uebereinkunft  bezüglich  auf  die  zur  Discussion 
^^ehende  Frage  über  die  rechtliche  und  praktische  Gestaltung  des 
Einfltt^es  der  Regierung  auf  die  Bischofswahlen  nach  allen  Seiten 
bin  mit  definitiver  Wirkung  entscheiden  und  daher  mit  Naturnoth- 
wendigkeit  alle  Ansprüche,  die  man  früher  auf  Grund  des  deutschen 
Staatsrechts  oder  der  Souvisränität  rechtlich  geltend  machen  zu  kön- 
nen geglaubt  hatte,  über  den  Haufen  werfen  musste. 

In  seiner  Note  vom  1(3.  December  1820  geht  Niebuhr  denn 
aneh  .direct  auf  den  streitigen  Punkt,  ob  der  Landesherr  befugt  sein 
solle,  eine  geschehene  Wahl  zu  verwerfen ,  oder  ob  er  sein  Veto  nur 
rüT  der  Wahl  geltend  machen  und  in  welcher  Form  dies  geschehen 
kuone,  los.  '^ 
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Nachdem  er  zunächst  den  fraglichen  Punkt  nacli  Ma38gabe  der 
Vorschläge  Consalvi's  in  der  Note  vom  6.  Oktober  näher  präcisirt, 
sagt  er:  »Si  sur  ce  point  il  y  a  nne  dilf^rence  marqu^e  dans  les 
opinions  des  deux  Cours  quant  ä  la  forme,  il  est  du  moins  consolaat, 
et  on  peut  en  tirer  le  meilleur  augure  ponr  un  accord  final,  que  des 
deux  cot^s  il  n*y  a  point  de  diffärenoe  sur  le  but  qu'on  se  propose. 
Le  Boi  d^sire  que  T^veque  seit  uni  d'aifectiou  et  de  confiaace  reci- 
proque  ä  son  Cbapitre,  comnie  ^tant  Tbomme  de  son  choix:  et  il 
eroit  utile  que  ce  soit  le  chapitre  qui  se  tronve  eharg^  envers  le 
diocese  de  la  responsabilitä  de  sa  promotion :  mais  le  cbcnx  pouvant 
s'egarer,  il  pr^f^re  exercer  les  droits  de  la  Souveraiaite  ä  empecher 
^un  conflit,  au  lieu  de  les  faire  valoir  quand  il  serait  engag^.  Le 
Saint  Pere  de  son  cöt^  ne  m^connait  pascombien  il  est  necessaireqne 
les  qnalitäs  personelles  des  ^veques  soient  telles  qu'elles  leur  as- 
surent  la  confiance  et  la  bienveillance  du  Gtouvernement  c 
^  Das  Capitel  soll   also   den  Bischof  nach  seinem-  Gutbefinden 

'  wählen  dürfen  und  der  Diöcese  gegenüber  die  Verantwortlichkeit 
für  die  Wahl  tragen.  Aber  weil  das  Capitel  möglicher  Weise  irre 
gehen  kann,  zieht  es  der  König  vor,  das  Recht  der  Souveränität  aos- 
zuüben,  um  einen  Gonflict  zu  verhindern^  anstatt  es  geltend  zu  macheni 
wenn  er  bereits  entstanden  i^. 

Wir  finden  in  dieser  Erklärung  anerkannt, 

1)  dass  die  Designation  der  Person  des  künftigen  Bischofs 
nicht  vom  Könige  ausgehen ,  sondern  Sache  des  Capitels  sein  soll, 
denn  (\\e  Wahl  involvirt  das  Recht,  eine  Person  mit  AnsschliessuDg 
Anderer  für  ein  Amt  zu  designiren,' 

2)  dass  der  Einfluss  des  Landesherrn  zur  Verhindet^iwg  eifier 
missliehigen  Wahl,  also  vor  der  Wahl  geltend  zu  machen  sei. 

Von  einer  Beanstandung  der  Wahl  nach  erfolgtem  Wahlakte 
und  Forderung  einer  Neuwahl  hatte  also  Niebuhr  im  Wege  der  Dis- 
cussion  des  streitigen  Punktes  bereits  Abstand  genommen. 

Er  erklärt  hiernächst  in  seiner  gedachten  Note  weiter,  er  sei 
noch  nicht  genau  unterrichtet  von  den  Einwendungen,  welche  der 
Annahme  desProjectes  eines  auf  eine  vorgelegte  Candida tenliste  aus- 
zuübenden Veto  entgegenständen ,  aber  er  sehe ,  dass  die  Meinung 
des  kgl.  Ministeriums  sich  entschieden  dagegen  richte.  Nachdem 
er  sodann  auf  die  in  der  Nachinstruction  vom  27.  Nov.  gegen  den 
irischen  Wahlmodus  erwähnten  Bedenken. andeutungsweise  hingewie- 
sen, betont  er,  wie  er  überzeugt  sei,  dass  der  Fall  einer,  dcu  In- 
teressen des  Gouvernements  entschieden  entgegengesetzten  Wahl  sehr 
wenig  zu  furchten  sei,  und  wenn  wider  alle  Erwartung  eine  Tendenz 
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dieser  Art   sich   kund   geben   sollte ,   zu  vermuthen  stehe ,  dass  die 
Furcht  dadurch  eine  ernste  Massregcl  von  Seiten  des  Gouvernements 
zu  provociren,  genügen  werde,  uu)  sie  zu  unterdrücken.    Auch   ohne 
dass  es  einer  näheren    Andeutung  bedürfte,  würde  kein  Capitel  ver- 
kennen, wozu  der  Souverän  sich  in  einem  eclatanton  Falle   ermäch- 
tigt sehen  würde.    Er  halte  es  für  wünschcnswerth ,  in  der  Conven- 
tion den  kaum  zu  befürchtenden  Fall,  dass  die  Wahl  des  Capitels 
auf  eine  dem  Könige  missliebige  Person  falle ,  ganz  mit  Stillschwei- 
gen zn  übergehen.    Inzwischen   wolle  er  aber    dem   Cardinal   doch 
noch  einen  Answeg,  der  sich  ihm  gewiesen ,  von  dem  er  aber   nicht 
wisse,  ob  er  seiner  Regierung  genehm  sä.,  nicht  vorenthalteu.    Man 
sei  von  beiden  Seiten  einig,'  da^s  im  Falle  das   Capitel  einen   nicht 
prenssischen  Caudidaten  wählen  wolle,  es  der  vorgängigen  Genehmig- 
ung des  Königs  bedürfen  solle,  um  ihn  auf  die  Liste  setzen  zu  dür- 
fen.   Es  sei  indessen  klar,  dass  dieses  Individuum  so  entschieden 
der  Gegenstand  der  Wahl  sein  würde,  dass  die  Massnahme ,  welche 
das  Capitel  ergreifen  würde,  um  die  Zustimmung  des  Königs  zu  er- 
bitten, im  Grunde  genommen  eine  wirkliche  Wahl  wär6  und  Alles, 
was  folgte,  nur  der  Form  wegen  geschehen  würde.    Da  nun   aber 
der  bl.  Stuhl  anerkenne,  dass  die  Wahl  des  Capitels  auf  eine  dem 
König  genehme  Person  fallen  solle ,  so  dürfte  sich  vielleicht  folgen- 
der Wahimodus  empfehlen. 

Das  Capitel  versammelt  sich,  um  sich  über  die  Person,  welche 
es,  vorausgesetzt,  dass  sie  dem  Könige  nicht  missfiele,  wählen  würde, 
ZQ  einigen ,  bringt  das  Ergebniss  der  Berathung  zur  Kcnntniss  des 
Königs  nnd  auf  dessen  bejahende  Antwort  schreitet  es  zu  einer  for- 
mellen Wahl. 

Wir  haben  diese  Stelle  möglichst  wörtlich  wiedergegeben ,  weil 
uns  scheint,  dass  Herr  F.  in  seiner  Darstellung  den  Inhalt  dieser 
Xiebtthr'schen  Proposition  entstellt  hat.  Er  übersetzt  nämlich  die 
Stelle: 

>Cependant  il  est  clair  que  cct  individu  serait  si  d^cid^ment 
I'objet  du  choix,  que  la  d^marche  par  laquclle  le  chapitre  demande- 
raii  le  consentiroent  du  Roi  serait  au  fond  une  veritabe  äcction, 
et  tont  ce  qui  suivrait,  ne  servirait  que  pour  la  forme.« 

Es  sei  klar,  dass  aber  die  königliche  Erlaubniss  eigentlich  die 
Wirkung  der  Ernennung  haben  werde.  Die  Stimmen  der  Wahlbe- 
rechtigten vmrden  solchem  Candidaten  vorzüglich  zufallen,  der  nach- 
folgende Wahlakt  würde  zur  leeren  Form  werden. 

Nun  ist  es  aber  Niebnhr  nicht  eingefallen,  die  zustimmende 
Anticort  des  Königs  als  eine  Ernennung   z^n   qualificiren,  sondern 
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er  hat  nur  sagen  wollen,  dass  die  Massnahme,  welche  dcis  Capitel 
ergreif e ^  um  die  Zustimmung  des  Königs  zu  erbitten,  eigentlich 
schon  eine  wirkliche  Wahl  sei,  welcher  der  im  Falle  der  königlichen 
Zustimmung  dann  folgende  canonische  Wahlakt  nur  zur  äusseren 
Form  dienen  würde. 

Warum  nun  aber  Herr  F.  bemüht  int,  für  das,  was  Niebuhr 
als  eine  wirkliche  Wahl   bezeichnet  den   Ausdruck  i^königliche  Er- 
nennung^ einzuschwärzen,  und  warum  er  für  den  eigentlichen  Wahl- 
act  die  Bezeichnung  :»leere  Formen  urgirt,  liegt  auf  der  Hand.  Vor- 
ausgesetzt,  die  Niebuhr'sche  Proposition  hätte  die  Zustimmung  des 
hl.  Stuhls  erhalten,  so  würden,  meint  F.  die  Capitel  ihre  Demarchen 
auch    wegen   inländischer   Candidaten   in   successiven    Aufragen  so 
lange  haben  fortsetzen  müssen,  bis  man  endlich  für  einen  die  könig- 
liche Zustimmung  erlangt  hätte  und  da  der  König  im  Falle,  dass 
die  Capitel  nicht  etwa  von  vornherein  eine  ihnen  vom  GDuvernement 
zur  Wahl  empfohlene  Persönlichkeit  in  Aussicht  nehmen  möchten, 
seine  Zustimmung  so  oft  versagen  könne,  wie  er  wolle,  schabe  die 
schliessliche  Ertheilmig  der  Zustimmung  die  Wirkung  einer  könig- 
lichen Ernennung.  (Weiter  aber  ist  es  ja  bekanntlich  die  Ansicht 
des  Herrn  F.  und  ähnlicher  Staatscanonisten,  dass  Consalvi  mit  dem 
NiebuTir'schen  Gedanken  der  Sache  nach  einverstanden  gewesen   sei 
und  in  seiner  Gegenproposition  in  der  Note  vom   9.    Februar    1821 
demselben   nur.  eine  mit  den   canonischen    Vorschriften   vereinbare 
äussere  Form  gegeben  habe.    Als  Schlussfolgerung  ergibt  sich  dann 
von  selbst,  dass  der  hl.  Stuhl  dem  Könige  von  Preussen  eigentlich 
die  Ernennung  der  Bischöfe  zugestanden  und  den  Capiteln  das  Wahl- 
recht nur  als  leere  Form  übrig  gelassen  habe. 

Niebuhr  berichtete  über  seinen  Vorschlag  unter  dem  27.  De- 
cember  1821  an  das  Berliner  Cabinet.  Bezugnehmend  auf  seine, 
diesem  Bericht  abschriftlich  beigeschlossene  Note  an  Consalvi  vom 
IG.  December  1820  bemerkt  er: 

»Aus  der  Note  ist  ersichtlich,  dass  ich  zuerst  bestrebt  gewesen 
bin,  den  Cardinal  zubewegen,  den  ganzen  Punkt  mit  Stillschweigen 
zu  übergehen,  —  wie  es  denn  für  unser  Interesse  hinreicht,  wenn 
gesagt  würde,  die  Wahl  müsse  auf  eine  Person  fallen,  die  neben  den 
übrigen  Eigenschaften  auch  Rogi  grata  sei.  Da  es  aber  wenig-stens 
höchst  unwahrscheinlich  ist,  dass  man  sich  dabei  beruhige,  so  habe 
ich  einen  anderen  Vorschlag  gethan,  der  durch  sciwinbare  Bestimmt- 
heit und  Vereinbarkeit  mit  den  canonischon  Formen  vielleicht  we- 
niger scheu  jnacht,  als  jenes  Stillschweigen.  Ich  habe  aber  vorsich- 
tiger Weise  ihn  nur  äIs  Privatgedanken  aufgestellt  und  nichts   hin- 


/ 


Ueüer  Frltdbertfü  Staat  und  BUchoßwahttn  in  DeMtuchland,     149 

dert,  ihn.  zu  desavouiren,  wenn  er  Ew.  Durclilaucht  und  Ew.  Excel- 
leoz  missfallen  sollte,  falls  der  Cardiualstaatssccretür  ihn  nicht  ab- 
wiese. —  Es  ist  mir  noch  nicht  gelangen ,  irgend  eine  Aeusserung 
desselben  über  diesen  Gegenstand  hecvorzulocken ,  ich  kann  aber 
nicht  verschweigen,  dass  er  die  Verwerfung  der  von  ihm  vorgeschla- 
genen Form  mit  mehr  als  gewöhnlicher  Empfindlichkeit^  und  Leb- 
haftigkeit aufgenommen,  welches  mir  niQht  unerwartet  gewesen  ist.c 

Hieran  knüpft  Niebuhr  eine  nochmalige  warme  Empfehlung 
des  ?ou  dem  Cardinal  vorgeschlagenen  irischen  Wahlmodus. 

»Ein  Veto  iiach  vollbrachter  Wahl ,  sagt  er ,  ist  ein  wahrer 
Streit  zwischen  Regierung  und  Domcapitel  und  nach,  unleugbaren 
canonischen  Grundsätzen  würde  es  allerdings  zur  Folge  haben ,  dass 
eine  sedes  impedita ,  nicht  vacan^  eintrete  ,  welchem  Zustande  gar 
nicht  abzuhelfen  wäre,  als  indem  die  Wahl  doch  vor  den  Papst  ge- 
bracht und  von  ihm  genehmigt  würde.  Ich  kann  betheuern,  dass 
der  romische  Hof  die  Wahl  von  Bischöfen ,  welche  mit  den 
Höfen  nicht  in  gutem  Einvernehmen  stehen ,  als  eine  Calamität  zu 
betrachten,  klug  und  erfahren  genug  ist.  Aber  es  gibt  mehr  Punkte, 
als  wir  in  protestantischen  Ländern  anzuerkennen  geneigt  sind ,  in 
dt'Dea  der  Papst  Auswege  suchen  rauss,  um  zu  thun ,  was  er  solbst 
alö  heilsam  erkennt.  Ich  bekenne  freimiUhig,  dass  ich  in  jener  Form 
nichts  NadUhtiliges  und  Bedenkliches  zu  finden  vermag.^ 

Der  Erfolg  dieses  Berichtes  war ,  dass  der  Staatskanzler  und 
die  Minister  der  auswärtigen  und  geistlichen  Angelegenheiten  bei 
v^iattfindendeni  Meinungsaustausch  nicht  nur  den  Niebuhr'schen  Vor« 
s^chlag,  sondern  auch  event.,  wenn  derselbe  bei  Consalvi  auf  Wider- 
>pru(h  stiesse,  die  von  Letzterem  proponirte  Listenverfahren  annehmbar 
landen.  Man  sieht  daraus,  wie  sehr  sich  nicht  nur  Niebuhr,  son- 
dern die  gesaramte  preussische  Staatsregieruug  selbst  bereits  der  rö- 
mischen Auflassung  genähert  hatte.  — 

Noch  bevor  jedoch  Niebuhr  von  den  diesfSUigen  Entschlies- 
^nngen  des  Berliner  Cabinets  in  Keimlniss  gesetzt  werden  konnte, 
Jjntwortete  Consalvi  auf  seine  Note  vom  16.  Deccnjber  und  setzte  in 
meiner  diesfalligcn  Note  vom  9.  Februar  1821  der  Niebuhr'schcn 
Proposition  ein  Project  entgegen ,  von  welchem  er  bemerkte ,  dass 
.er  um  80  mehr  überzeugt  sei ,  dass  dasselbe  die  Zustimmung  des 
preas^ischen  Ministeriums  erhalten  müsse,  da  es  in  der  Substanz  mit 
J^  von  Niebuhr  entworfenen  (nella  sostanza  con  quelle  imaginato 
'ialV  E.  V.)  zusammenfalle  und  sich  nur  in  der  Form  davon  ent- 
ferne,  um  zu  harraoniren  mit   den    Grundsätzen,  welche  vom  hl. 
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Stuhle  beständig  bekannt  worden  seien.  Er  schlug  nämlich  vor, 
dass  in  der  Circumscriptionsbulle  nur  das  canonische  Wahlrecht 
ohne  jedwede  Einschränkung  erwähnt,  in  dem  besonders  zu  erlassen- 
den Breve  aber  die  auf  die  Genehraheit  der  Person  bezügliche  Be- 
scliränkung  augedeutet  werden  sollte. 

AVorin  bestand  denn  nun  das  Wesentliche  des  Niebuhr'schen 
Gedankens,  dessen  Uebereinstimmung  mit  dem  vorstehenden  Projeot« 
Consalvi  behauptet.  Wir  haben  das  zum  Theil  schon  obeu  ange- 
deutet. 

Die  Peraon  des  Bischofs  soll  bestimmt  werden  durch  die  Wahl 
des  Capitels.  Das  Capitel  soll  der  Diöcese  gegenüber  ilie  Verant- 
wortung tragen  für  die  Wahl,  um  der  Beförderung  einer  dem 
Könige  missliebigen  Person  auf  einen  vacanten  Bischofsstuhl  vorzu- 
beugen, soll  der  König  nicht  nach,  sondern  t^or  der  Wahl  seinen  auf 
gerechten  Gründen  beruhenden  Widerspruch  geltend  machen  dürfen. 
—  Die  Capitel  sollen  sich  daher ,  bevor  sie  zur  förmlichen  Wahl 
schreiten,  vergewissern,  dass  gegen  die  Person,  auf  welche  sie  die 
Wahl  zu  richten  gedenken,  von  Seiten  des  Landesherrn  kein  Ein- 
spruch erhoben  werde. 

Hierin  besteht  das  Wesentliche  des  Niebuhr'schen  Gedankens 
und  zugleich  auch  die  Uebereinstimmung  mit  dem  Consalvischen 
Projecte.  Nur  in  der  Form  wich  das  letztere  von  Niebuhr's  Vor- 
schlage ab,  um  zu  harmoniren  mit  den  vom  hl.  Stuhl  stets  bekann- 
ten Grundsätzen.  Da  man  sich  preussischer  Seits  an  das  Li- 
stenverfahren, als  einzigen,  obligatoriscJien  Informationsmodus  stiess, 
so  kam  Consalvi  auf  das  einzige ,  ihm  noch  übrig  bleibende  Aus- 
kunfsmittel,  die  VorschHft  über  den  Informationsmodus  gu  genc- 
ralisiren ,  dieselbe  aber  nicht  in  die  Bulle  zu  bringen ,  um  ihr 
nicht  den  Charakter  einer  kirchengesetzlichen  Bestimmung  auf* 
zuprägen,  deren  es  auch  nicht  bedurfte,  weil  Niebuhr  selbst  die  Mei- 
nung ausgesprochen  hatte,  dass  der  Fall  einer  den  Interessen  des 
Gouvernements  in  eclatanter  Weise  zuwiderlaufende  Wahl  gewiss  nur 
höchst  selten  vorkommen  werde  und  daher  es  am  zweck  massigsten 
erscheinen  dürfte,  die  Sache  mit  Stillschweigen  zu  übergehen.  Neben 
der  Bulle  sollte  also  ein  Epistolar-Brcve  an  die  Capitel  erlassen  und 
denselben  darin  insinuirt  werden: 

facciano  cadere  le  loro  Scelte  sopra  Soggetti  i  quali  oltre  le  qua- 

litä    Volute  nei    Vescovi    dei    Sacri   Canoni   riuniscano    anche 

la  prudenza  tunto  necessaria  in  chi  deve  governare   ed   il   non 

/   essere  ingrati  al  Re,  coso   delle  quali   si  assicureranno  prima 
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di  veuire  al  atto  ..formal«  della  elezione  seconde  le  forme  ca* 
nouiche. 

Es  leuchtet  auf  den  ersten  Blick  ein,  dass  Consalvi  mit  die- 
sem  Vorschlage  nichts  Anderes  beabsichtigte,   als  dem   formellen    , 

Wahlacte  des  Gapitels  alle  wesentlichen   Erfordernisse  einer  cano- 

» 

nischen  Wahl  zu  sichern.     Dazu  gehört  aber  vor  Allem  die  Mög- 
lichkeit der  Auswahl  unter   mehreren  Subjecten ,  die  im  Falle  der 
Annahme  der  von  Niebuhr  vorgeschlagenen  Form  ausgeschlossen  ge-  - 
wesen  wäre. 

Nun  ist  zwar  der  Fall  nicht  undenkbar,  dass  einmal  alle  Wahl- 
herrn eines  Gapitels  schon  vor  der  ißrralichen  Wahl  unanimirter  der 
Ansicht  wären,  ihre  demnächstigo  Wahl  auf  eine  einzige  bestimmte 
Person  zu  richten  und  dass  in  einem  solchen  Falle  über  die  Ge- 
nehmheit  dieser  Person  allein  Erkundigung  bei  dem  Könige  einge- 
zogen und  im  Fall  bejaTiehder  Auskunft  sofort  zur  förmlichen  Wahl 
derselben  geschritten  würde;  auch  würden  wir  eine  solche  Wahl 
nicht  für  uncanonisch  halten.  , Allein  der  apostolische  Stuhl  kann, 
ohne  gegen  die^cäViouischen  Geslßtize  zu  Verstössen,  das,  was  in  einem 
ikilchen  seltenen  Ausnahmefalle  sich  sils  Ausdruck  der  Willensfrei- 
heit  der  Wähler  crwei.st,  nicht  als  Norm  für  Bischofswahlen«  über- 
haupt hinstellen. 

Eine  solche  Norm  musstc  v^lmohr ,  zumal  der  Fall  der  ün- 
animität  ein  höchst  seltener  ist ,  einen  dergestalt  generellen  Cba- 
rakter  haben,  dass  mit  der  Möglichkeit  einer  Auswahl  unter  meh- 
reren Wählbaren  auch  der  Willensfreiheit  der  Wähler  der  entspre- 
chende Spielraum  gewährt  wurde. 

Gerade  darin  beruht  also  der  formale  Unterschied  des  Con- 
sahischen  Projectes  von  dem  Niebuhr'schen  Vorschlage,  dass  den  , 
zur  Wahl  berechtigten  Doracapiteln  die  Möglichkeit  offen  gelas- 
sen werden  soll ,  über  die  Genehmheit  mehrerer  Candidaten  die 
Willensmeinung  des  Landesherrn  zu  erforschen,  weil  nur  unter  die- 
ser Voraussetzung  eine  cauonische  Wahl  für  alle  Eventualitäten  ge- 
sichert erscheint. 

Da  dieser  Vorschlag  die  Genehmigung  der  preussischen  Re- 
gierung und,  wie  bemerkt,  theils  in  der  Bulle,  theils  im  Breve  den 
entsprechenden,  auch  von  Niebuhr  acceptirten  Ausdruck  erhielt,  so 
wird  man  dem ,  was  vorstehend  über  die  formale  Differenz  des 
CV)naaIvi8chon  Projectes  von  dem  Niebuhr'schen  Gedanken  bei  son- 
stiger Uebereinstimniung  beider  Vorschläge  in  Bezug  auf  das  We- 
sen der  Sache  gesagt  ist,    um  so  mehr  beipflichten  müssen,   wenn 
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sich  findet,  dass  Bulle  und  Breve  in  Ausdrflcken  gefosst  sind, 
welche  dieser  Auffassung  entsprechen.  Dies  ist  aber  der  Fall.  In 
der  Bulle  ^)  verleiht  der  Papst  den  Capiteln  das  Recht,  ut  capitula- 
riter  congregati  et  servatis  canonicis  regnlis  novos  antistites  ex  ec- 
clesiasticis  quibuscunque  viris  regni  Borussici  incolis,  dignia  tarnen 
et  jiixta  canonicas  sanctiones^  idoneis,  servatis  servandis  ad  formam 
sacrorum  canonum  eligere  possint.  —  In  dem  Breve  aber  wird  ihnen 
insinuirt,^j^b5  adsciscere,  quos  praeter  quaütates  caeteras,  ecclesiasti* 
CO  jure  praefinitas,  prudentiae  insuper  laude  commendari  nee  Sere- 
nissimo  Kegi  minus  gratos  esse  noverint.  Es  wird  also  von  einer 
Pluralität  von  Candidaten  gesprochen  und  zwar  in  Jpjoonstrativer 
W^e. 

Die  Capitularen  sollen  alle  diejenigen  herbeiziehen ,  von  denen 
sie  wissen,  dass  sie  neben  den  canonischen  Eigenschaften  auch  die 
im  Breve  extra  vorgeschriebenen  besitzen  und  davon  sollen  sie  sich 
vergewissern ,  bevor  sie  zur  feierlichen  Wahl  schreiten.  Das  >ad- 
sciscere«  bezieht  sich  also  nicht  auf  eine  dem  Wahlacte  vorausgehende 
y  Deliberation,  wie  Schulte  annimmt^),'  sondern  grade  auf  den  formel- 
\len  Wahlact  selbst,  dem  mit  dem  Ausdrucke  »eos  adsciscerec  das 
Wesenhafte  einer  wahren  canonischen  Wahl  gesicJiert  werden  sollte. 

Aus  dieser  Betrachtung  ergibt  sich  ,  dass  die  Modification, 
welche  Consalvi  dem  Niebuhr'schen  Vorschlage  gab ,  wenn  sie  auch 
nur  formeller  Natur  war,  doch  einen  sehr  principiellen  Unterschied 
begründete,  was  auch  Consalvi  in  seiner  Note  vom  9.  Februar  1821 
mit  den  Worten: 

per  arraonizarle  con  i  principj    costamente   professati  della 
Santa  Sede 
klar  genug  angedeutet  hatte. 

Bei  einer  canonischen  Wahl  ist  eben  die  Form  von  so  wesent- 
licher Bedeutung,  dass,  wenn  sie  nicht  gewahrt  wird,  die  Wahl  nich- 
tig ist. 

Herr  Priedberg  freilich  weiss  diese  ihm  unbequeme  Differenz, 
welche  aber  für  die  Analyse  des  Uebereinkommens  zwischen  der 
preussischen  Regierung  und  dem  hl.  Stuhl  von  wesentlicher  Be- 
deutung ist,  gebührend  in  den  Schatten  zu  stellen.     Er  sagt  S.  57. : 


1)  Friedberg  hat  merkwürdiger  Weise  nicht  einmal  das  Datum  der 
Balle  »De  salute  anini.«  richtig  angegeben.  Er  daiirt  sie  Bd.  II.  S.  239.  Tom 
17.  August  1821 ,  während  sie  in  Wahrheit  das  Datmn  vom  16.  Juli  1821 
tragt. 

2)  Schulte:  Die  Rechtsfrage  des  Einflusses  der  Regierung  hei  den  Bi- 
schofswahlen in  Preusseu.  S.  55.  Amn. 
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»Er,  Consaivi,  erklärte»  dass'der  hl.  Vater  dringend  den  Ab- 
schlass  der  Yerbandlnngen  wflnscbe  and  da  die  pi*eu8sische 
Begiemng  den  Jnschen  Wahlniodns  nicbt  genebm  halte,  auf 
den  von  Niebnbr  angedeuteten  Gedanken  eingehe,  nur  daes  die- 
sem eine  dem  canonischen  Recht  entsprechende  Form  gegeben 
werden  mässe.c 

Klingt  -das  non  n|eht  gerade  so,  als  ob  der  bl.  Vater,  um  nur 
baldmdglicbst  mit  Prens^en  zum  Abscbluss  zu  kommen,  unter  Auf- 
Opferung  aller  sonst  vom  apostolischen  Stuhl  befolgten  Grundsätze 
der  Niebuhr'scben  Gedanken  auch  in  seinem  betonten  Zusammen- 
hange  mit  den  vom  katholisch  kirchlichen  Standpunkte  verwerfliehen 
Grundsätzen  der  preussischen  Eirchenpolitik ,  denen  Niebuhr  seiner 
Inshuction  gemäss  nichts  vergeben  sollte,  ambabus  acceptirt  hätte? 

Aber  wir  haben  gezeigt,  dass  Cousalvi  klue  genug  war,  die 
Tom  apostolischen  Stuhl  stets  befolgten  Grund^^ätze  in  unanfechtbarer 
Weise  sicher  zu  stellen. 

Wenn  Niebuhr  in  seinem  nach  Empfang  der  Note  vom  9.  Fe- 
bmar  1821  der  preussischen  Regierung  über  den  Inhalt  derselben 
erstatteten  Berichte  (S.  55,)  sagt,  die  vom  hl.  Stuhl  dem  Könige 
^gestandene  Befugniss  sei  offenbar  mehr,  als  das  Veto,  da  der  Ke- 
l^ening  keine  Schranke  für  die  Verneinung  gesetzt  sei ,  so  hat  er 
<iabei.^ersehen ,  dass  das  Velo  seine  natürliche  Schranke  darin 
hatte,  dass  dem  Capitel  dass  canonische  Wahlrecht  zugesichert  war 
Qod  die  Begiemng  sich  durch  Annahme  der, Bulle  des  Bechts  be- 
geben hatte,  das  Veto  in  einer,  die  canonische  Wahlfreiheit  beein- 
trächtigenden, die  Möglichkeit  der  Wahl  eines  würdigen  und  geeig- 
neten Mannes  zum  Bischof  eliminirendeu  Weise  zur  Anwendung  zu 
bringen.  —  Nach  Ausweis  def  vorliegenden  diplomatischen  Noten 
gingen  Niebuhr  und  Consalvi  von  der  Voraussetzung  aus,  dass  von> 
lern  Veto,  nur  in  äusserst. seltenen  Fällen  Gebfauch  zu  machen  seiui' 
verde ,  Niebuhr  hatte  ausdrücklich  erklärt  und  Consalvi  es  acceptirt, . 
*iäss  ein  Einspruch  nur  aus  gerechten  Gründen  erfolgen  solle.  / 

Nach  dem  Allen  entspricht  die  Annahme  eines  schrankenlosen 
Veto  weder  dem  Uebereinkomroen ,  wie  es  nach  Bulle  und  Breve 
vorliegt,  noch  dem  bei  den  vorangegangenen  diplomatischen  Verhand- 
luogen  stattgefundenen  Gedankenaustausche. 

Was  nun  den  irischen  Wahlmodus  betrifft,  so  ist  er  in  dem 
von  der  preussischen  Regierung  acceptirten  und  in  Bulle  und  Breve 
^m  vertragsmässigen  Ausdruck  j;elangten,  nachträglichen  Vorschlage 
('onsalvi's  nicht  Beseitigt,  wie  Herr  F.  glauben  machen  möchte,  son- 
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dern  implicite  inbegriffen.  Um  ihn  zu  beseitigen^  würde  es  einer 
ans(lrüeklicJwn  Erhlärung  im  Brcve  bedurft  haben ,  d(iss  das  Li- 
sienv€$'fahrcfi  als  Infornmiionsmodus  eur  Erforschung  der  Wdkns" 
meinung  des  Landeshertn  nickt  angewendet  werden  dürfe.  Eine 
solche  ErkUrnng  enthält  aber  das  Breve  nicht,  ed  beschränkt  sich 
darauf,  den  Capiteln  zur  Pflicht  zu  machen,  diejenigen  für  die  Wahl 
in  Betracht  za  zieiien,  vctn  denen  sie  wissen,  dass  sie  dem  Könige 
nicht  minder  genehm  sind,  und  sich  hierüber  Auskunft  zu  rerschat- 
ien ,  ehe  sie  zur  feierliehen  Wahl  schreiten.  Die  Art  und  Weise, 
\  Yiie  sie  sich  informiren  wollen,  ist  ihnen  überlassen,  folglich  kdnneu 
\\  sie  sich  zu  diesem  Zwecke  auch  einer  Liste  bedienen,  auf  welche 
sie  alle  nach  den  canonischen  Vorschriften  und  dem  Breve  ihrerseits 
zur  Bekleidung  der  bischöflichen  Würde  geeignet  und  würdig  Be- 
fundenen setzen,  den  König  bittend,  den  oder  die  minus  grati  zu  be- 
I  zeichnen.  Das  Listenverfabren  ist  daher  zwar  aiicht,. der.  einzige,  (tir 
.  die  Capitel  obligatorische,  wohl  aber  ein ,  und  zwar  immerbin  der 
geeifffietste  Modus  zur  Erforschung  der  Willensmeinung  des  Landes- 
herrn  für  die  Capitel,  weil  sie  auf  diesem  Wege,  ohne  ihren  eigenen 
Rechten  und  den  ihnen  durch  die  canonischen  Vorschriften  wegen 
Auswahl  des  Würdigsten  auferlegten  Pflichten  etwas  zu  vergeben, 
sichere  Auskunft  darüber  erhalten  zu  können,  ob  dem  Landesherrn 
der  eine  oder  andere  der  Candidaten  weniger  genehm  ist.  Das  ist 
bei  unbefangener  Würdigung  das  Ergebniss  der  mit  dem  hl.  Stuhle 
preussischer  Seits  gepflogenen  Verhandlungen. 

Der  parteüschen  Geschichtsschreibung  dos  Herrn  rriedberg 
möchten  wir  aber  noch  einige  Bemerkungen  entgegensetzen.  Zu- 
nächst die  ,  dass  uns  die  ganze  historische  Studie  des  Herrn  F.  in 
Bezug  auf  die  Entscheidung  der  Frage,  welcher  Einfluss  der  preus- 
sisclien  llegierung  auf  die  Bischofswahlen  zusteht,  überflüssig  er- 
scheint. Denn  die  Bulle  »De  salute  auimarum«  und*^7^s  Breve 
»Quod  de  fidelium«  spricht  sich  über  diese  Frage  iu  so  klaren  W^or- 
ten  aus,  dass  eine  Interpretation  aus  dem  Materialo  der  diploma- 
tischen Aktenstücke  weder  nothwendig ,  noch  statthaft  erscheint 
Selbst  wenn  in  der  That  der  Inhalt  der  diplomatischen  Verhand- 
lungen zu  Schlussfolgerungen  berechtigte,  welche  mit  dem,  was  sich 
nach  dem  klaren  Wortlaute  von  Bulle  und  Breve  als  Ausdruck  des 
vertragsmässig  Verabredeten  herausstellt,  im  Widerspruch  ständen, 
was  aber  nicht  der  Fall  ist,  würde  man  sich  doch  nur  an  die  Be- 
stimmungen der  Bulle  und  des  Breve  zu  halten  haben,  weil  in  die- 
sen Urkunden  die  endgültige  Feststellung  der  Abmachungen  über 
das  Vertragsobject  liegt,  und  der  Wortlaut  derselben  über  den  Sinn 
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des  Verabredeten  keinen  Zweifel  lässt.     Differenzen  über  das  Ver- 
fahren bei  den  Bischofswahlen  haben  sich  allerdin;(s  zwischen  der 
Regierung  und  den  Capiteln  herausgestellt.    Sie  bernhten  aber  nicht 
in  der  Unklarheit  der  bezüglichen  Bestimmungen  der  Bulle  nnd  des 
Breve ,  sondern  darin  ,  dass  die  Regierung  nicht  nöthig  zu  haben 
glaubte,  sich  an  diese  Bestimmungen  zu  kehren,  indem  sie  ohne  alle 
Räcksicht  auf  dieselben  dem   mit  einer  Bischofswafal  befassten  Ca- 
pitel  die  Person ,  welche  sie  znm  Bischof  gewählt  wünschte ,  durchs 
den  Wahlcommissarius  aufdrängen  oder  wenigstens  als  dem  Könige         / 
ausschlicsslich  genehm  in  so  verständlicher  Vi^eise  bezeichnen  liess,       y 
dass  das  Capitel   unter   dem  damals  herrschenden  absoluten    Rcgi- 
mente  es.niclitjjtagte,  von  der  ihm  zustehenden  canonischen  Wahl- 
freihcit,  welche  jede  Initiative  von  Seiton  eines  Andern  als  Recht 
pure  ausschliesst,  den  entsprechenden  Gebranch  zu  machen. 

Nni^^wenn  Zweifel  über  (Jen  eigentlichen  Sinn  der  Feststellungen 
der  Bnlle  und  des  Breve  obwalteteu,  würde  nxan  berechtigt  sein, 
auf  die  diplomatischen  Aktenstücke  zurückzugreifen,  um  daraus  die 
Ak^cht  der  Contrahenten  zu  eruiren. 

In  solchem  Falle  betrachten  wir  es  aber  —  und  das  ist  die 
zweite  Bemerkung,  die  wir  zu  machen  haben ,  als  selbstverständlich, 
dass  das  Material  aus  den  Archiven  beider  Contrahenten  gleichmäs- 
sig  geschöpft  sein  müsste ,  wenn  das  Urtheil  ein  nach  allen  Seilen 
wohl  erwogenes  und  wohl  begründetes  sein  soll.  Herr  F.  hat  da- 
gegen nur  ans  den  preussischea  Ministerialarchiven,  und  nicht  ein- 
mal aus^diesen,  sondern,  wie  bekannt,  nur  aus  den  Akten  des  Mi-  ' 
nisterinms  der  geistlichen  Angelegenheiten' in  Berlin  geschöpft.  In 
diesen  Akten  sind  filcht  einmal  die  Orjginalien  .der  Consalvisclien 
Noten  an  Niebuhr ,  sondern  mir  Abschriften  derselben  enthalten,  [ 
^on  denen  wir  gar  nicht  wissen  ,  "pb_  sie  correct  sind.  Die  Menge 
nachweisbare.r^  Schnitzer  in  den  im  2.  Bande  des  Friedberg'schen 
Werkes  abgedruckten  Aktenstücken  ^)  spricht  nicht  eben  sehr  für  die 
Correctheit  der  Abschriften.  Die  Note  Consalvi's  vom  6.  October 
1820  liegt  gar  nur  in  deutscher  üebersetzung  vor,  wer  bürgt  uns 
fär  deren  Richtigkeit  ?  —  Die  Niebuhr*schen  Noten  an  Consalvi  sind 
öatürlich  ebenfalls  nur  in  Abschriften  bei  den  Akten  des  preus- 
sischea Cnltusministeriums,  die  Concepte  wahrscheinlich  im  Staats- 


/ 


1)  Wir  sind  bereit,  ausser  den  schon  oben  nacligewiesenen  Fehlem  in 
*ier  Note  vom  22.  Juli  1820  noch  eine  respectable  Zahl  Druckfelüer  und  Vcr- 
'tfimmelangen  in  den  anderen  Urkunden  bloszulegen,  wenn  es  verlangt  wird. 
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arcbiv,  die  Originalausfertigungen  in  Born.  Eine  genaue  ErniruDg 
ihres  Inhalts  ist  ohne  Einsicht  der  Originalien  gar  nicht  niöglicb. 
Die  Instructionen,  welche  Consalvi, Arora  Papst  erhielt,  die  Berichte, 
welche  er  über  den  Verlauf  der  Verhandlungen  dem  Papste  erstat- 
tete, .die  Gutachten  der  zu  Rathe  gezc»genen  Congregationen  fehlen 
gänzlich ;  ohne  dieses  Material  aber  ist  eine,  vollständige ,  gerechte 
und  unparteiische  Darstellung  der  Verhandlungen  und  der  dabei  von 
))eiden  Seiten  gehegten  Intentionen  unmöglich.  Es  liegt  auf  der 
Hand^  .dass  wenn  Friodberg  dsigegen  die  Niebuhr'schen  Instructioneu 
und  gesandtschaftlichen  Berichte  ausfiUirlich  mittheilt  uud  nach  Be- 
lieben für  seine  Zwecke  ausbeutet,  sein  Urtheil  nur  ein  cinsgitigen 
sein  kunn. 


3,  Hannover,"" 

• 

Die  Geschichte  der  hannoverschen  Concordatsverhandlungen 
hat  Herrn  F.  weniger  Ausbeute  für  seine  Tendenzen  geboten.  Die 
Ursache  davon  liegt  in  der  Gründlichkeit  und  Ehrlichkeit,  mit  wel- 
cher man  hannoverscher  Seits  verhandelte.  Die  Absicht  der  hanno- 
verschen Begierung  ging  von  Haus  aus  auf  den  Abschluss  eines 
förmlichen  Concordats.  Dieser  umstand  führte  nothwendiger  Weise 
zu  Erörterungen  principieller  Natur  über  eine  Anzahl  von  Punkten, 
bei  welchen  wegen  der  jfrundsätzlichen  Verschiedenheit  des  wechsel- 
seitigen Standpunktes  von  Anfang  an  wenig  Aussicht  auf  Verstän- 
digung war. 

Preussen  war,  wie  wir  gesehen,  der  Contestation  über  derartige 
Principienfragen  aus  dem  Wege  gegangen.  Man  suchte  im  Wege 
des  Notenaustausches  eine  Vereinbarung  über  das  vom  römischen 
Standpunkt  Erreichbare,  welche  dann  durch  den  Erlass  der  Circura- 
scriptionsbulle  und  deren  Verkündung  als  Staatsgesetz  seine  kirch- 
liche und  staatliche  Sanction  erhielt  und  umging  oder  verschwieg 
dasjenige,  womit  man  in  Bom  auf  unbesiegbaren  Widersprach  ge- 
stossen  hätte,  indem  man  der  Hoffnung  lebte,  daheim  im  Wege  der 
Ausübung  des  sog.  Kirchenhoheitsrechtes  dasjenige  praktisch  zu 
verwirklichen,  wozu  man  die  Zustimmung  des  apostolischen  Stuhles 
niclit  erlangen  konnte.  Es  war  dies  ein  bequemer  Modus,  mit  dem 
hf.  Stuhle  wenigstens  über  das  Nothwendigste  sich  auseinanderzu- 
setzen, aber  allerdings  kein  ausreichender,  um  die  katholischen  Un- 
terthanen  rücksichtlich  ihrer  religiösen  Bedürfnisse  voll  und  dauernd 


Ueber  Friedbergs  Staat  und  Bischofmoalilen  in  Deufschiand,     157 

zufrieden  zu  stellen.    Dies  hätte  in  der  That  nnr  darch  ein  förm- 
liches CoDCordat  geschehen  kOnnen. 

Der  hannoverschen  Regierung  war  es  mit  einer  gründlichen 
Regiilirang  der  katholisch-kirchlichen  Verhältnisse  voller  Ernst ,  sie 
hielt  aber  mit  Zähigkeit  an  Forderungen  fest,  welche  vom  katho- 
lischeu  Standpunkte  unannehmbar  waren.  Discussionen  über  prin- 
cipielle  DifferenzpunHif  bedingen  nothwendig  eine  beiderseitige  klare 
und  offene  Aussprache  ,  einen  detaillirtcn  Meinungsaustausch.  Bei- 
des finden  wir  in  den  hannoverschen  Concordatsverhandlungen,  denen 
wir  eben  wegen  dieser  ausgiebigen  Entwickelung  der  principiell  ver- 
schiedenen beiderseitigen  Standpunkte  eine  über  den  Moment  hinaus- 
reichende Bedeutung  gern  zuerkennen^). 

Diese  Beschaffenheit  der  Verhandlungen  mnsste  selbstverständ- 
lich den  Friedberg'schen  Interpretationskünsten  Schranken  setzen. 

Die  hannoverschen  Verhandlungen  wurden  vom  April  1817  ab 
bis  zum  März  1819  vom  Prh.  v.  Ompteda,  welchem  der  frühere  Pro- 
fessor, Hofrath  Leist,  beigegeben  war,  und  nach  Orapteda's  Tode  un- 
ter Abberufung  Leist'^s  von  dem  Frh.  v.  Beden  geführt.  Im  ^  April 
1821  wurden  sie,  da  der  Abschluss  eines  förmlichen  Goncordats 
«larch  das  Beharren  der  hannoverschen  Regierung  auf,  für  den  hl. 
Stuhl  principiell, unannehmbaren  Forderungen  unmöglich  gewofden 
war,  vorläufig  abgebrochen ,  bald  aber  unter  veränderter  Basis  wie- 
der aufgenommen,  indem  mau  jetzt  auf  Vereinbarung  einer  Circum- 
scriptionsbuUe  sich  beschränken  zu  wollen  erklärte,  und  im  Jahre 
1823  glücklich  zu  Ende  geführt. 

Das  Ergebnis»  derselben  in  Betreff  der  Bischofswahlen  ist  in 
Alin.  XIII.  der  von  Papst  Leo  XII.  am  26.  März  1824  vollzogenen 
Bulle  »Impensa  Bomanorum  Pontificnm«  mit  folgenden  Worten  ab- 
gedrnckt : 

»Qnotiescunque  vero  aliqua  ex  supradictis  Sedibus  EpiscopaÜ- 
bus,  tarn  Hildesimensi,  quam  Osnabrugensi  —  vacaverit,  illius  Ca* 
MrcHis  ecclesicte  capitulum  hUra  mensem  a  die  vacationis  compu- 
t^mdum  Regios  Ministros  certiores  fieri  curabit  de  nominibus  Can- 
didatarum  a  Clero  ioiius  Regni  seleelorum,  quorum  quisque  tri^esi- 
raam  saae  aetatis  annum  ad  minimum  compleverit ,  et  indigenatu 
praeditns  sit,  studia  in  theologia,  et  jure  Canonico  cum  lande  absol- 
vmt,  cnram  animarum,  autmunns  Professoris  in  Seminariis  egregie 
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exercuerit,  aut  in  administrandis  negotiis  ecciesiasticis  excellnerit, 
optima  fama  gaudeat,  sana  doctrina,  et  integris  sit  nioribas.  Äc  si 
forte  aliquis  ex  üandidatis  ipsis  Gnbernio  sit  minus  gratus^  Gapi- 
tulum  e  CiUalogo  cum  expunget ,  reliquo  tarnen  manenie  st^ficienti 
Candidatorum  nwnero,  ex  quo  novus  Episcopiis  eligi  vcUeat.  Tunc 
vero  Capituliim  ad  canouicam  clectionem  in  Episcopum  uniiis  ex  Can- 
didatis,  qui  supersunt,  juxta  consuetas  forraas  procedet,  ac  docu- 
raeiitum  electionis  in  forma  autlientica  iutra  mensem  ad  Summum 
Pontificem  perferri  curabit.c 

Die  Verliandlungen  zerfallen,  wie  sich  aus  dem  oben  Gesagten 
ergibt,  in  zwei  Abschnitte, ,  von  denen  der  erste  die  eigentlichen 
CoiicordatsverhsinAlmigen  , '  der  zweite  die  auf  Vereinbarung  einer 
blossen  Circoinscriptionsbulle  gerichteten  betrifft. 

Der  Unterschied  ist  den  Erörterungen  des  Herrn  F.  gegenüber 
niiibt  ohne  Bedeutung.  Es  ist  nämlich^ selbstverständlich,  dass  alle, 
den  Abschluss  des  förmlichen  Concordats  betreffenden  ,  also  in  die 
erste  Periode  gehörigen  Verhandlungen,  sie  mögen  nun  im  Austausch 
von  Noten,  oder  in  Confereuzen,  oder  in  vertraulichen  Schreiben  be- 
stehen, keinerlei  verpflichtenden  Charakter  haben  und  zwar  aus  dem 
Grunde,  weil  sie  nach  der  auf  Abschluss  eines  förmlichen  Concor- 
dats  gerichteten  Intention  beider  Theile  nur  jiJä.  vorläufige  Tractaten 
zu  betrachten  sind,  deren  verbindliche  Kraft  erst  durch  die  Vollzieh- 
ung  und  Ratification  des  schliesslich  zu  redigireuden  Vertragsinstru- 
mentes eintreten  sollte. 

Zugeständnisse  über  einzelne  Punkte,  welche  gelegentlich  sol- 
cher Tractaten  gemacht  werden,  sind  selbstverständlich  nur  in  Rück- 
sicht auf  das  Zustandekommen  des  ganzen  Vertrages  gemacht  nnd 
verlieren  ihre  Bedeutung,  wenn  dieser  JÜ^Jit  zu  Stande  kommt  Im 
diplomatischen  Verkehr  gilt  zwar  der  Inhalt  der  »Notes  sign^esc  in 
der  Regel  als  ein  verpflichtender,  wenn  es  aber,  wie  in  conrceto  zur 
endgültigen  Feststellung  des  zu  Vereinbarenden  eines  förmlich  redi- 
girten  Vertrages  bedarf ,  so  ist  es  selbstverständlich  ,  dass  die  in 
einer  siguirten  Note  gemachten  Zugeständnisse  nur  von  provisorischer 
Bedeutung,  d.  h.  beim  NichtZustandekommen  des  beabsichtigten  Ver- 
trages als  wegfallend  zu  betrachten  sind. 

Der  Verkehr  zwischen  dem  Staatssecretariat  des  apostolischen 
Stuhles  und  der  hannoverscheu  Gesandtschaft  war  übrigens ,  abge- 
sehen von  den  Noten  Ompteda's  vom  28.  Juni  1817,  Consalvi*s  vom 
2.  September  ej.  a.,  Redens  vom  16.  Juli  1819  und  Consalvi's  vom 
5.  April  1821,  welche  letztere  aber  sich  nicht  unter  den  Friedberg'- 
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sehen  Akienatacken  befindet «  confidentieller  Natur  und  bestand  in 
müuJlichen_ConfereQzea,  in  Mittheilungen  sog.  Foglj  confitenziali 
uod  im  Austausch  yqh  Verbalnoten. 

Wenn  wir  nun  aber  auch  dem  in  die  erste  Periode  gehörenden 
diplomatischen  Material  einen  yerpflichteudea  Charakter  nicht  zuge- 
stehen, so  soll  danait  nicht  behauptet  sein,  dass  es  fär  die  der  zwei- 
ten Periode  angehörigen  Verhandlungen  von  gar  keinem  Nutzen  ge« 
wesen  wäre.  Im  Gegentheile  konnten  eine  Menge  Punkte ,  über 
welche  man  sich  bei  der  früheren  Verhandlung  vorläufig  verständigt 
hatte,  den  später  auf  Erlass  der  Bulle  gerichteten  Vereinbarungen 
ohne  weitere  Debatte  zu  Grunde  gelegt  werden.  Was  ihnen  aber 
den  verpflichtenden  Charakter  gab,  waren  eben  diese  Verhandlungen 
ood  nicht  die  früheren  Tractaten. 

Wenn  wir  Herrn  F.  gegenüber  hierauf  besonders  aufmerksam 
machen,  so  geschieht  es  hauptsächlich  aus  dem  Grunde,  weil  be- 
kanntlich die  Frage ,  welche  ZahL  unter  dem  »numerus  sufßciens« 
in  der  oben  alleglrten  Stelle  der  Bulle  »Impensa«  zu  verstehen  dei, 
von  Friedberg  und  ähnlichen  Staatscanonisten  eine,  der  zum 
Wesen  der  canonischen  Wahl  gehörigen  Freiheit  durchaus  wider- 
sprechende Beantwortung  gefunden  Iftit,  zu  der^n  Begründung  und 
Rechtfertigung  die  eigentlichen  Concordats Verhandlungen  theilweise 
herbalten  müssen. 

Da  wir  aber  weiter  unten  bei  Besprechung  des  .3.  Buches  der 
Friedberg'sohen  Schrift  auf  diesen  Gegenstand,  zurückkommen ,  so 
können  wir  uns  hier  auf  eine  generelle  Andeutung  über  den  juri- 
dischcH  Werth  dieses  Materials  und  auf  die  Bemerkung  beschränken, 
da»  Herr  F.  durch  eine  kritische  Sichtung  desselben  seiner  histo- 
riseben  Darstellung  sehr  genützt  haben  würde. 

An  Aktenstücken ,  welche  sich  auf  die  damaligen  Verhand- 
lungen der  hannoverschen  Regierung  beziehen ,  finden  sich  im  2. 
Theile  der  Friedberg'scheu  Schrift  auszüglich  mitgetheilt: 

a)  das  Gutachten  des  GGttinger  Professors  Plank  vom  22.  Oc- 
tober  1816,  betreffend  den  Abschluss  eines  hannoverschen  Concor- 
Jat»  (S.  28.), 

b)  die  Instruction  der  hannoverschen,  nach  Rom  zuentsenden- 
<ten  Gesandtschaft  (S.  34.), 

e)  die  Depesche  Ompteda's  an  sein  Gouvernement  vom  9.  Juni 
1817  (S.  35.) 

d)  die  Not«^  V.  Ompteda's  an  Consalyi  vom  28.  Juni  1817, 
womit  die  Mission  offlciell  eingeleitet  wurde  (S.  37.)  nebst 
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e)  einer  ihr  als  Anlage  beigefügten,  von  Leist  rerFassteo  Denk- 
schrift (S.  40.), 

f)  Consalvi's  Note  an  v.  Ompteda  vom  2.  Sept.  1817,  (S.  45.), 

g)  das  an   die  hannoversche  Kegiernng  gerichtete  Gutachten 
Leist's  über  die  vorstehende  Note  Gonsalvi's  (S.  57.\ 

h)  die  weitere  Instruction  für  v.  Ompteda  vom  5.  Januar  1818 
(S.  65.), 

i)  Leist's  Conimentar  über  Consalvi's  Ultimatum  (S.  66.), 
k)  die  Gesandtschaftsinstrnction  vom  18.  Nov.  1818  (S.  74.), 
1)  die  Note  Beden*s  an  Consalvi   vom  16.   Juli   1819 ,   womit 
Reden  seine  Mission  einleitete  (S.  75.), 

m)  die  Foglj  confidenziali  Consalvi's  an  Reden  (8.  77.), 
n)  Redens  Verbalnote  an  Consalvi  vom  18.  März  1820  (S.  79.), 
0)  desgleichen  vom  19.  April  1820  (S.  80.), 
p)  Consalvi's  Note  an  Reden  vom  27.  Mai  1820  (S.  80.), 
q)  die  Verbalnote  Consalvi's  an   Reden  vom    26.  April   1822 
(S.  83.). 

Die  mitgetheilten  Auszüge  beschränken  sich   im  Wesentlichen 
auf  die  Besetzung  der  Bischofsstfihle.  — 

Einige  andere  Aktenstücke  sind  im  Texte  (Bd.  I.)  theils  er- 
wähnt, theils  auszüglich  mitgetheilt.  Dahin  gehört  das  ad  lit.  i. 
erwähnte  Ultimatum  Gonsalvi*s,  welches  eigentlich  eine  von  ihm  auf 
Grund  der  bisb^igen  Verhandlung  ausgearbeiteter  Concordatseat- 
wurf  war,  worin  (Art.  8— II.)  in  Betreif  der  Bischofswahlen  ähn- 
liche Bestimmungen  enthalten  sind,  wie  sie  später  in  die  Bulle  >Im- 
pensa«  aufgenommen  wurden.  Mehrere  Aktenstücke  aber  ans  dem 
Notenwechsel  zwischen  den  hannoverschen  Gesandten  und  Consalvi, 
so  z.  B.  die  officielle  Note  Consalvi's  vom  5.  April  1821 ,  mit  wel- 
cher die  auf  den  Abschluss  eines  förmlichen  Concordats  gerichteten 
Verhandlungen  ihren  Abschluss  fanden  und  die  Not-e  verbale  Beden':^ 
vom  1.  März  1822,  durch  welche  die  einstweilen  abgebrochenen  Ver- 
handlungen mit  dem  Verlangen ,  dass  nur  eine  Bulle  erlassen  wer- 
den solle,  von  hannoverscher  Seite  wieder  aufgenommen  wurden,  sinJ 
gar  nicht  näher  erwähnt.  Sind  dieselben  auch  nicht  grade  von  be- 
sonderer Bedeutung  für  die  Besetzung  der  Bischofsstühle ,  so  siml 
sie  es  doch  in  Bezug  auf  den  Verlauf  der  Verhandlungen  im 
Allgemeinen,  indem  sie  den  nöthigen  Aufschluss  über  die  Gründe 
geben,  aus  denen  die  hannoversche  Regierung  von  dem  Abschlüsse 
eines  förmlichen  Concordats  absehen  zu  müssen  glai^te. 

Unter  den  von  F.  auszüglich  mitgetheilten  Aktenstücken  i»t 
von   hervorragender    Wichtigkeit  die  Note  Consalvi's   vom  2.  Sept. 
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1817 ,  weil  sie  die  QrundsUze  des  hU  Stuhles  In  Bezug  auf  das 
Verhälioiss  des  Staates  resp.  Landesberrn  sur  Besetzung  der  biscböf- 
licheo  Stuhle  mit  grosser  Klarlieit  und  Entschiedenheit  ausspricht. 
Auch  Herr  F.  hat  daher  nicht  umhin  gekonnt,  auf  den  Inhalt  dieses 
Aktenstückes  näher  einzugehen  (Bd.  I.  S.  70  ff.)  nnd  wir  erkennen 
an,  dass  er  dabei  nichts  Wesentliches  übergangen  hat.  Wenn  er 
die  gegen  die  Idee ,  dass  das  landesherrliche  Nominationsrecht  der 
Bischöfe  als  Au^uas  der  Souveränit&t  anzusehen  sei,  gerichtete  Er- 
wägung Gonsalvi's:  Dass  ja  dann  auch  der  Oroes-Turke  Bischöfe 
eruennen  dfirfe,  nunds  scheinbar  sehlagmde  bezeichnet,  so  hätte  er 
sich  weiter  darfibw  aussprechen  sollen,  in  wiefern  dieser  Erwägung 
aar  Schein  und  nicht  Wahrheit  2u  Qrunde  liegt. 

Seite  74.  wird  ober  die  Conferenz,  welche  von  Ompteda  am 
4.  October  1817  mit  dem  Bevollmäohtigten  i)  der  Curie,  Msgr.  Ma- 
210  hatte,  mit  dem  Bemerken  berichtet ,  dass  sie  anf  den  irischen 
Wahlmodus  gefBhrt  habe.  Daa  von  Ompteda  über  die  Confer^z, 
die  selbstverständlich  nur  einen  confidentiellen ,  vorbereitenden  Cha* 
rakter  hatte ,  aufgenommene  ProtocoU  wird  inhaltlich  mitgetbeilt 
and  dann  S.  77.  berichtet,  dass  man  sich  in  Hannover  resp.  London 
fir  den.  irischen  Wahlmodus  entschieden  und  den^^emäss  unter  dem 
o.  Januar  1818  eine,  die  Willensmeinung  der  Regierung  enthaltende 
Instruction  an  Ompteda  erlassen  habe.  »Aber  jetzt  ,€  heisst  es 
dum  weiter,  »ändeiie  die  Ourie  die  gaaze  Basis  der  Verhandlungen, 
Ah  versuchte  die  mit  anderen  Staaten  gepflogenen  Concordatsver* 
handlungen  zur  Unterlage  na  machen,  nur  um  ein  Gonoordat  zu  er* 
zielen,  während  der  Qesandte  unter  dem  31.  Juli  1818  Seitens  sei- 
ner Regierang  wiederholt  angewiesen  wurde,  darauf  nicht  einzu-« 
geheu,  sondern  lediglich  auf  Erlass  zweier  Bullen  hinzuwirken.€ 

Diese  Stelle  entspricht  unseres  Erachtens  nicht  der  Wahrheit. 
Das  ganze  vorliegende  Material  ergibt  vielmehr  zweifellos ,  dass 
uiibt  blos  der  apostolische  Stuhl,  sondern  auch  die  hannoversche  Be- 
giening  von  Haus  aus  die  Absicht  gehabt  hat ,  ein  Goncordat  zu 
Mrhliessen  und  demgemäss  die  Verhandlungen  sowohl  von  Ompteda 
als  von  Beden  eingeleitet  und  geffihrt  worden  sind.  In  diesem  Sinne 
spricht  sich  auch  Mejer  a.  a.  0.  S.  64.  ans  und  selbst  Friedberef  be- 
richtet S.  63.  seiner  vorliegenden  Schrift,  dass  schon  im  Decemlier 
1815  bei  der  hannoverschen  Begierung  der  Entschluss  festgestanden 
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habe^  ein  Concordat  mit  der  römischen  Carle  m  schliessen  and  so 
gleich  mit  Energie  die  Vorbereitangan  dazu  getroffen  worden  seien. 

Ist  der  hannoversche  Gesandte  anter  dem  31.  Juli  angewiesen 
worden,  darauf  nicht  einzugehen,  sondern  lediglich  auf  den  Erlass 
zweier  Ballen  hinzuwirken ,  so  bleibt  es  doch  eine  unanfechtbare 
Tliatsache ,  dass  sowohl  Yor  als  nach  Eingang  der  Instruction  vom 
5.  Januar  1818  von  Ompteda  wegen  Absichlusses  eines  förmlichen  Con- 
cordates  mit  Consalvi  verhandelt  hat«  DaflU*^  aber ,  dass  der  hl. 
Stuhl  an  seinem  Theil  erst  seit  dem  Eintreffen  dieser  Instruction  anf 
den  Qedanken  gekommen  sei,  mit  Hiinnover  ein  förmliches  Concor* 
dat  zu  schliessen  und  dem  entsprechend  diß  ganze  Basis*  der  Ver- 
handlungen geändert  habe ,  vfehlt  es  an  jedem  Beweise.  Das  grade 
Qegenthieil  davon  erhellt  vielmehr  aus  der  von  F.  selbst  mitgetheil- 
ten  Verbalnote  vom  26.  April  1822,  wenn  es  darin  heilst: 

»Der  unterzeichnete  Staaitssecretftr  hat  mit  dem  lebhaftesten 
^Missvergnügen  die  ihre  >  von  Ew.  Excellenz  unter  dem  verflossenen 
1.  März  er.  zagefertigte  V<>rbalnote  dem  hl.  Vater  vor  Ajngen  ge- 
l^t,  worin  demselben  angekündigt  wird,  dass  Se.  hrit.  Majestät,  der 
K((nig  von  Hannover,  entschlossen  sei,  nicht  weiter  in  die  Abeciilies- 
sung  des  mit  dem  hl.  Stuhle  begonnenen  Conoordats  vorzuschreiten. 
Nach  einer  seit  Äprü  1817  mit  dem  verstarbeneft  Baron  vom  Omp- 
teda angefangenen  und  von  da  an  ton  Ew.  ExeeUenjB  fortgeseixteH 
Verhandlung^  nachdem  man  sich  zu  einem  Conventionsproject  mit 
völligster  Deberzeugung  des  Vorgängers  Bw.  Eicellenz,  dass  Se.  Ma- 
jestät Begierang  damit  wohl  zufrieden  sein  ktnne ,  vereinbart ,  nach 
den  eifrigsten  Bemähungen,  dieses  E^oject  *  den  neuesten  geäusserten 
Wünschen  der  königlichen  Regierung  geniäss  zn  modifieiren ,  nach 
nochmaliger  Abfassung  eines  zweiten  Conoordats^Entwurfea ,  mit  al- 
.  len  den  äusseren  Erleichterungen ,  welche  der  reinste  Qeist  der  Ver- 
'söhnlichkeit,  bis  zur  äussersten  Grenze  getrieb^,  hatte  aurathen 
können,  konnte  es  nicht  anders  als  höchst  schmerzlich  für  den  Un- 
terschriebenen herauskommen ,  Sr.  Heiligkeit  den  unglückseligen 
Ausgang  so  vieler  Bemühungen  ankündigen  zu  müssen. c 

Also  die  hannoversche  Regierung  hat  mit  dem  apostolischen 
Stuhle  schon  im  April  1817  Concordatsverhandlungen  begonnen,  sie 
hat  dieselbe  von  da  an  ununterbrochen  durch  beide  Gesandten  fort- 
gesetzt, und  Consalvi  selbst  beklagt  schmerzlich,  sie  nicht  znra  Aus- 
gange gebracht  zu  sehen!  Klarer  kann  doch  wobl  nicht  gesagt 
sein,  dass  der  bl.  Stuhl  und  die  hannoversche  ßogierung  vom  Beginn 
an  und   während  des  ganzen  Laufes  der  Verhandlungen  den   Ab- 
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Sfifusd  des  Concordats  als  dos  gemeinsara  zu  erstrebende  Ziel   uu- 
verrackt  im  Auge  gehabt  baben. 

Mit  welchem  Recht  also  will  F.  dem  bl.  Stuhle  zur  Last  legen, 
daas  er  im  Januar  1818  die  ganze  Basis  der  Verhandlungen  durch 
den  Versuch,  denselben  die  loit  anderen  Staaten  gepflogenen  Con- 
cordatSTerhandlungen  zu  Grunde  zu  legen,  verändert  habe?  Uebri- 
gens  theilt  er  nicht  einmal  den  Wortlaut  der  Anweisung  vom 
31.  Juli  1818  mit,  es  ist  also  durchaus  unmöglich ,  sich  über  den 
Inhalt  derselben  ein  Urtheil  zu  bilden  ;^  so  viel  steht  indessen  fest, 
(lass  die  hannoversche  Regierung  selbst  sie  nicht  als  den  Ausdruck 
einer  unabänderlichen  Willensmeinung  heCrachtet  haben  kann ,  da 
sie  derselben  ungeachtet  ihrem  Gesandten  gestattet  hat ,  nach  wie 
Tor  über  den  Äbschlass  eines  Concordats  zu  verhandeln. 

Da  die  Intention  des  Herrn  F.  dahin  geht,  aus  den  hannover- 
schen Concordatsverhandlungen  den  Beweis  herzuleiten ,  dass  unter 
dem  »numerus  sufficiensc  der'  Bulle  »Impensac  die  Zahl  zwei  zu 
verstehen  sei,  so  wollen  wir  schon  an  dieser  Stelle  darauf  aufmerk- 
sam machen,  dass  das  von  dem  Gesandten  von  Ompteda  über  die  Con- 
ferenz  mit  Mazio  am  4.  October  1817  geführte  Protocoll  ebenso 
wie  ilie  Verbalnote  Consalvi's  vom  27.  Mai  1820,  auf  welche  beiden 
Aktenstücke  sich  F.  in  dieser  Hinsicht  allein  nur  berufen  kann ,  in 
die  m3te  Periode  der  hannoverschen  Verhandlungen  geboren  und 
keinen,  den  apostolischen  Stuhl  verpflichtenden  Charakter  haben. 

Schliesslieh  bleiben  auch  bezüglich  auf  die,  die  hannoverschen 
Verhandlungen  betreiTendeH ,  von  F.  veröffentlichten  Aktenstücke 
mancherlei  Unrichtigkeiten  zu  rügen ,  welche  von  der  Leicht- 
fertigkeit Zeugniss  ablegen,  mit  welcher  er  mit  dergleichen  ürkun- 
d«i  umspringt.  Wir  wollen  hier,  ohne  die  mindeste  Bürgschaft  für 
correcte  Bedaction  des  Uebrigen  zu  übernehmen  ,  nur  auf  folgende 
Unriditigkeiten  aufmerksam  machen,  die  uns  bei  erstmaliger  Dnrch- 
sieht  der  Aktenstücke  antgefallen  sind.  ' 

In  den  Foglj  confidenziali  Consalvi's  S.  77.  Bd.  II.  findet  sich 
der  Satz: 

»auch  lässt  sich  daraus,  dass  die  römischen  Päpste  katho- 
lischen Fürsten  einzelne  Privilegien  in  Kirchensaehen  ein- 
geräumt haben,  nicht  folgern,  dass  dieselben  Vorrechte  auch 
katholischen  Fürsten  eingeräumt  werden  müssen.c 

Natürlich  sind  in  dem  mit  »dassc  beginnenden  Nebensatze 
mcht  katholische€  Fürsten  gemeint. 

-    Seite  80.  Bd.  II.  ist  das  Datum  der  dort  unter  Nr.  XXX.  ver- 
öffentlichten   Verbalnote   Reden's   unrichtig   angegeben.    Die    Note 
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datirt  vom  19.  und  nicht  vom  9.  April ,  was  schon  daraus  folgt, 
dass  sie  als  Ergebniss  einer  Conferenz  vom  17.  April  bezeichnet  ist. 
Eine  gleiche  Unrichtigkeit  findet  sich  auch  im  Datum  der  S.  83. 
Bd,  IL  unter  XXXII.  abgedruckten  Note  verbale  Consalvi's  vom  26. 
April  1822,  welche  in  der  Ueberschrift  unrichtiger  Weise  vom  26. 
August  datirt  ist.  Es  sind  dies  freilich  wohl  nur  Druckfehler ,  sie 
zeugen  aber  von  der  grossen  Flüchtigkeit ,  mit  welcher  die  ganze 
Friedberg'sche  'Schrift  in  die  Welt  geschickt  worden  ist,  eine  Fläcb- 
tigkeit ,  die  wenigstens  in  Bezug  auf  die  Edition  der  Quellen  sehr 
bedenklich  erscheint. 

.y/,«./    :   7{rX        '  =^.  Die  oberrheinischen  Staaten* 

Die  Darstellung,  welche  F.  von  den  Verhandlungen  der  ober- 
rheinischen Staaten  gibt,  wurde  uns  zu  einer  eingehenderen  Beleuch- 
tung Stoff  bieten ,  wenn  wir  uns  nicht  bereits  in  der  Abhandlung 
über  die  Bischofswahlen  (Archiv  Bd.  31.  S.  72  ff.)  über  den  Ver- 
lauf und  das  Ergebniss  derselben  ausgesprochen  hätten. 

Weit  entfernt,  auf  unsere  dort  zum  Ausdruck  gekommene  Ue- 
berzeugung  einen  modificirenden[Einfluss  auszuüben,  haben  die  Fried- 
berg'schen  Erörterungen  nur  dazu  beitragen  können,  dieselbe  zu  be- 
festigen. 

Der  Schwerpunkt   dieser  Erörterungen   liegt  natürlich   in  der 
^  Fr^e  über  die  Bedeutung  des  Breve  »Be  sacra«  im  Verh&ltniss  zn 
den  Bestimmungen  der  Ergänzungsbulle  »Ad  dominici  gregis  custo- 
diam.c 

Dass  durch  das  Breve  den  oberrheinischen  Begierungen  eiue 
stärkere  (Garantie  gegen  die  Möglichkeit  der  Wahl  missliebiger  Per- 
sonen zu  Bischöfen  geboten  werden  sollte,  als  ihnen  durch  die  Be- 
stimmungen der  Bulle  gegeben  war,  darüber  kann  man  ja  mit  dem 
Herrn  Verfasser  einverstanden  sein.  Anders  verhält  es  sich  mit  der 
Fr^ge  nach  dem  Wesen  dieser  Mehrbewilligung.  Die  Meinung  des 
Verfassers  darüber  ist  folgende:  Bei  Erlass  der  Note  vom  16.  Juni 
1825,  welche  bekanntlich  das  später  in  die  Bulle  »Ad  dominici  gre- 
gis custodiamc  wörtlich  übergegangene  Ultimatum  des  hl.  Stuhles 
enthielt,  sei  die  Absicht  gewesen,  dass  der  irische  Wahlmodus  zur 
Anwendung  kommen  solle.  Die  römische  Curie  habe  behauptet,  dass 
darnach  faciisch  keine  uugenehme  Person  zum  Bischof  gewählt  wer- 
den könne,  lieber  die  jurisHsclie  Unmöglichkeit  habe  sie  ge- 
schwiegen. 

Die  Regierungen  hätten  auch  diese  stipulirt  haben  wollen  uud 
die  Curie  habe  dies  durch   das  Zageständniss   des   Breve   getban. 
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Der  irische  WahlmodaB  sei  darnach  nar  als  Mittel  belassen  worden, 
wedurch  die  Ifeinuiig  der  Kegiemng  bekundet  werden  solle,  dnrch 
das  Breve  aber  sei  bestimmt,  dass  derselbe  kein  den  Wfinschen  des 
Staates  widersprechendes  Resultat  herbeiführen  dflrfe.  Die  Forder- 
ung des  Bre?e  trete  demnach  i^ur  als  Princip  zu  dem  genau  formu- 
lirten  Wahlmodus  der  Bulle  hinzu ,  wolle  mitbin  diesen  weder  un- 
ndthig  machen,  noch  weiter  modificiren,  als  dass  die  Wahl  nicht 
fallen  därfe  auf  Personen,  welche  nicht  die  Zustimmung  der  Regie- 
rung b&tten. 

Wie  sich  das  im  concreten  Falle  thatsftcblich  gestalten  wflrde, 
darüber  spricht  sich  der  Verfasser  S.  416.  Bd.  I.  dahin  aus: 

»Hat  das  Oapitel  demnach  eine  Liste  aufgestellt,  entsprechend 
der  in  der  Bulle  gemachten  Voraussetzung,  dass  wohl  kaum  ein  Can« 
didat  der  Regierung  missliebig  sein  wflrde,  so  ist  zugleich  auch  dem 
Principe  des  Breve  genug  geschehen  und  das  Capitel  darf  unter  den 
nicht  gestrichenen  mindestens  zwei  Candidaten  frei  wählen  oder  durch 
erneutes  Befragen  der  Regierung  die  Zahl  der  Candidaten  erweitem. 
Sind  aber  von  den  durch  das  Capitel  auf  die  Liste  gesetzten  Per- 
sonen alle  oder  alle  bis  auf  eine  der  Regierung  ungenehm,  so  wäre 
zwar  eine  den  Vorschriften  der  Bulle  gemässe  Wahl  möglich ,  doch 
ohne  dass  dem  im  Brevß  niedergelegten  Principe  entsprochen ,  d.  h. 
die  Begierung  von  der  Wahl  eines  genehmen  Bischofs  versichert 
wäre.  Es  muss  mithin  die  Herbeiführung  eines  .Wahlresultates  er- 
strebt werden ,  welches  auch  dem  Principe  des  Breve  gerecht  wird, 
welches  aber  wieder  nur  auf  dem  in  der  Bulle  angeordneten  Wege 
des  irischen  Wablmodus  gewonnen  werden  darf.  Daher  muss  die 
Regierung  dem  Capitel  die  Liste  zur  Ergänzung ,  beziehentlich  Er- 
neaerung  so  lange  zurfickstellen ,  bis ,  wie  das  Breve  will ,  ein  </6- 
nehmer  Bischof  gewählt  werden  kann  und  bis ,  wie  die  Bulle  vor- 
schreibt, dies  mittelst  des  irischen  Wablmodus  möglich  wtrd.c 

Es  gehört  ein  grosser  Grad  von  Leichtgläubigkeit  dazu,  sich 
einreden  zu  lassen,  dass  ein  so  würdeloses  Hin-  und  Hergezerre  mit 
der  zweifellosen  Aussicht  auf  —  den  Interessen  der  katholischen 
Kirche  schnurstracks  entgegenlaufende  Wahlerfolge,  dass  eine  solche 
Erniedrigung  der  Domcapitel  zu  mechanischen  Vollstreckern  der 
wahrscheinlicher  oder  doch  möglicher  Weise  antikirchlichen  Tenden- 
zen eines  protestantischen  Gouvernements  in  den  Intentionen  des  hl. 
Stahles  bei  Erlass  der  Bulle  >Ad  dorn,  gregis  custodiam«  und  des 
Breve  »Re  sacrac  und  bei  den ,  diesem  Erlass  vorausgegangenen  di- 
plomatischen Verhandlungen  gelegen  haben  könnte. 

Dessen  ungeachtet  hat  sich  Herr  F.  im  2.  Capitel  des  ersten 
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Baches  seiner  Schrift  die  Aufgabe  gestellt «  auB  den  diplomatisoheß 
Aktenstäcken  dem  apostolischen  Stahle  eine  solche  Intention  zu  im- 
putiren«  Wir  begegnen  seiner  überaus  kunstvollen  und  geschranb- 
ten  Auseinandersetzung  hierfiber  S.  186  ff. 

Die  Aktenstäcke,  an  welche  sich  dieselbe  haupts&chUcfa  an-> 
scbliesst,  betreffen  die  Separatverbandlung ,  i?elche  b^annUicfa  die 
badische  Eegierang  seit  dem  Jahre  1824  durch  den  österreichischen 
Botschaftsrath  Qenotte  mit  dem  hl.  Stuhl  fahrte ,  um  eTentoell  für 
sich  allein  mit  demselben  über  die  noch  streitigen  Punkte,  nament- 
lich die  Besetzung  des  erzbischöflichen  Stuhles  vou  Freiburg  abzu- 
schliessen,  falls  ein  für  die  sämmtlichen  verbündeten  oberrbeinisclien 
Staaten  annehmbares  Abkommen  nicht  zu  erzielen  sein  sollte. 

Diese  Separatverhandlungen  hatten  zunächst  dazu  geführt, 
dass  der  apostolische  Stuhl  sich  mit  der  badischen  Begi^ung  über 
das  Ultimatum  verständigte,  welches  sodann  auf  den  Wunsch  Badens 
in  oflicieUer  Form  an  die  verbündetei^  Begierui^en  unter  dem  16. 
Juni  1825  erlassen  wurde  und  im  Gremium  derselben  längere  Be- 
rathungen  in  Betreff  seiner  Annahme  zur  Folge  hatte.  Auch  wäh- 
rend dieser  Verhandlungen  blieb  Baden  in  separaten  Beziehungen 
zum  1)1.  Stuhle,  den  es  vom  Verlaufe  derselben  durch  Qenotte  in 
Kenntuiss  hielt  und,  um  die  Annahme  des  Ultimatums  von  Seiten 
sämmtlicher  verbündeten  Staaten  durchzusetzen ,  zum  Erlass  eines 
Explicativ-Breve  ähnlich  dem  an  die  preussischen  Capitel  gerichte- 
ten zu  bestimmen  suchte,  weil  die  übrigen  verbündeten  Staaten  auf  die- 
sem Zugeständniss  als  Bedingung  für  die  Annahme  des  Ultimatums 
beständen. 

In  dieses  Stadium  der  Separatverhandjungen  gehören  die  De- 
peschen des  badischen  Ministers  Berstett  an  Qenotte  vom  17.  April 
19.  Juni  ^)  und  8.  Juli  1826,  das  Schreiben,  welches  Berstett  eben- 
falls am  8.  Juli  1826  an  den  Gardinalstaatssecretär  Somaglia  un- 
mittelbar richtete,  die  Antwort  Somaglia's  an  Berstett  vom  2.  Au- 
gust ej.  a.  und  die  Note  Somaglia's  an  Genotte  von  demselben  Tage. 
Diese  Aktenstücke  sind  es  besonders,  aus  denen  Friedberg  den  Nach- 
weis zu  fahren  sucht,  dass  der  apostolische  Stuhl,  nachdem  er  im 
Ultimatum  die  f actische  Unmöglichkeit ,  dass  nach  dem  irischen 
Wahlmodus  ein  ungenehmer  Bischof  gewählt  werden  könne ,  betont, 
durch  die  Bewilligung  des  Breve  auch  die  juristische  Unmöglichkeit 


1)  Im  2.  Bande  der  Priedberg'schen  Schrift  ist  dieselbe  unter  LH.  S. 
154.  aufgeführt,  aber  mit  dem  Datum  vom  29.  Joni.  Welches  Datam  das 
richtige  ist,  können  wir  in  diesem  Augenblick  nicht  eruiren. 
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der  Wahl  einer  persona  in  grata  habe  festsetzen  wollen.  Wir  kön- 
nen todesasn  dieser  Ansiebt  dnrchans  nicht  beipflichten. 

Die  ganze  ünfterscbeidäng  von  factischer  und  juristischer  Un- 
möglichkeit ist  fiberhanpt  nnr  eine  Erfindung  des  Herrn  Friedberg, 
ein  Strohhalm,  an  welchen  er  sich  beim  Mangel  irgend  eines  halt- 
baren StfitzpmkteB  fBr  seine  völlig  nnhaltbare  Ansicht,  wonach  die 
Forsten  der  oberrheinischen  Staaten  berechtigt  sein  sollen ,  von  der 
liste,  weldie  ihnen  von  einem  zur  fiischofswahl  schreitenden  Dom- 
capiM  einznreielien  ist,  alle  C>andidaten  zu  streichen  und  eine  tiene 
oder  efgftiizte  Liste  so  oft  zu  verlangen ,  bis  darauf  die  zu  einer 
Wahl  ausreichende  iSahl  ihnen  genehmer  Pers<men  sich  vorfindet, 
a&Eukfaminiem  sucht. 

Der  Gedanke,  welcher  dem  irischen  Wahlmodus  zu  Grunde 
liegt,  ist  einfach  der,  dass  die  Capitel  aMe  diejenigen,  welche  sie  zur 
Bekleidung  der  hohen  Würde  eines  Bischofs  nach  den  canonischen 
Vorschriften  f&r  geeignet  und  würdig  erachten  in  eine  Liste  verzeich- 
nen sollen,  welche  dem  Landesherrn  vorzulegen  ist ,  und  dass  Män- 
ner, welche  von  einem  Capitel ,  das  sich  seiner  Pflicht  und  Verant- 
wortung gegen  Gott  und  die  Kirche  bewusst  ist,  und  die  gewissen- 
h^ifte  Befolgung  der  auf  die  Bischoftwahlen  bezüglichen  Kirchenge- 
^Ue  überdies  ^djicb  anzugeloben  hat,  fär  geeignet  und  würdig  er- 
achtet siifd,  eine  Diücese  im  Geiste  der  Heiliffkeit  und  Weisheii  zu 
regieren,  eben  dieser  Eigenschaften  wegen  auch  ihrem  Landesherrn 
angenehm  sein  müssen.  Wenn  gleichwohl  aber  irgend  Einer  der 
auf  def  Liste  Stehenden  die  Eigonscbafl;  einer  persona  grata  in  mtn- 
ieran  Grade  besitze,  so  solle  der  Landesherr  berechtigt  sein,  die 
Streichung  desselben  zu  verlangen. 

Der  Fall ,  dass  ein  .Capitel  entweder  ausschliesslich  oder  in 
vorwiegender  Zahl  untaugliche,  dem  Landesherrn,  ungenehme  Subjecte 
in  dem  vorstehena^zeichneten  Sinne  auf  die  Liste  setzen  sollte, 
wird  sich  gewiss  kaum  jemals  ereignen.  Consa^i  hatte  diesen  Fall 
in  seiner  Note  an'  Niebuhr  vom  9.  Februar  1821  als  »un  caso 
e  ijtremo,  raro,  improbabile  e  moralemente  anche  impossibile  attese  le 
qnalita  degli  Elettorie  et  le  doti,  che  devono  concorrere  nelle  per- 
me  eligibilic  bezeichnet. 

Aber  schon  ans  diesen  Worten  erhellt,  und  der  gesunde  Men- 
^henverstand  bestätigt  es,  dass  die  thatsächtiche  Möglichkeit  eines 
wichen  Falles  nicht  grade  absolut  ausgeschlossen  ist.  Der  Gedanke, 
velcher  dem  irischen  Wahlmodus  zu  Grunde  liegt,  ist  also  der,  dass 
die  Aufstellung^  einer  Liste  von  lauter  oder  in  überwiegender  Zahl 
caooniscfa  unwürdigen  oder  ungeeigneten  und  eben  deshalb  auch  dem 
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Landeshdrrn  nicht  genebmen  Gandidateo,  als  eine  im  höchsten 
Grade  unwakrat^hßifüiehe ,  moraliaeh ,  nicht  factisch ,  anmögliche 
Sache  zn  betrachten  sei,  weil  sie  eine  Abeurdit&t  wäre. 

Wenn  nun  der  irische  Wahlmodoa  zudem  noch  dem  Landes- 
herrn das  Becht  verleiht,  die  eine  oder  andere  minder  genehme 
Person  von  der  Liste  streichen  zu  lassen,  remanente  tamen  anffioiente 
Gandidatorum  nnmero,  ex  quo  novus,  antistes  eligi  valeat,  so  iat  das 
gewiss  eine  grosse  reehUiche ,  nicht  thatsächUche «  Bargachaft  für 
den  Landesherrn,  dass  eine  persona  minus  grata  nicht  auf  den  Bi- 
scbofsstuhl  gelangen  werde.  Wir  sagen  rechUiche  Birgschatt,  weil 
die  canonischen  Vorschriften  über  die  Eigenschaften  eines  Bischöfe 
und  die  in  der  Bulle  »Ad  dorn,  gregis  cnstodiaro«  enthaltene  Be- 
stimmung in  Betreff  des  dem  Landesherrn  zustehenden  Str^diungs- 
recbtes  für  die  Capitel  von  rechtsverbindlicher  Kraft  sind. 

Gesetzliche  Vorschriften  können  allerdings  übertreten  wwden, 
wenn  auch  in  einem  Falle,  wie  der  vorliegend  gedachte  iat  —  at- 
tese  le  qualitä  degli  Elettori  —  eine  Uebertretung  allerdings  kaum 
denkbar  ist.  Gegen  mögliche  Uebertretungen  der  Gesetze  gibt  es 
überhaupt  keine  Garantie.  Eine  solche  hat  auch  in  dem  Breve 
»Re  Sacra«  nicht  gegeben  werden  sollen  und  gegeben  werden  kön- 
nen. Gleichwohl  aber  sollte  auch  das  Breve  eine  rechüiehe  Bürg- 
schaft mehr  dafür  gewähren,  dass  eine  dem  Landesherrn  nngenebme 
Person  nicht  auf  die  Liste  komme  und  daher  auch  nicht  gew&hlt 
werden  könne.  Diese  Burgscliaft  besteht  eben  darin,  dass  der  Paptst 
in  dem  Breve  den  Capiteln  die  Vorschriften  der  Bulle ,  ohne  am 
Sinne  und  Wortlaute  derselben  etwas  zu  ändern,  näher  explicirt,  in- 
dem er  denselben  zur  Pflicht  macht,  »eos  adaciscere ,  quos  ante  so- 
lemnem  Electionis  actum  noveriut  praeter  qualitates  caeteras,  Eccle- 
siastico  jure  praefinitas ,  prudentiae  insuper  laude  commendari  nee 
Serenissimo  Principi  minus  gratos  esse.« 

Ist  denn  nun  aber  das  im  Breve  gewährte  ein  Plus  im  Vergleiche 
zu  dem  Ultimatum,  wenn  man  annimmt,  dass  durch  das  Breve  Sinn 
und  Wortlaut  des  Ultimatums  nicht  geändert  wwden  sollte? 

Ueber  diese  Frage  ist  schon  wiederholt  gestritten  worden,  und 
auch  Herr  Friedberg  beschäftigt  sich  wieder  mit  derselben  £.  194., 
195.  Bd.  I.  seiner  vorliegenden  Schrift,  indem  er  Bezeug  nehmend 
auf  die  obenerwähnte  Note  SomagUa's  an  Genotte  vom  2.  August 
1826  bemerkt: 

»Deim  was  in  aller  Welt  soll  es  heissen,  wenn  Somaglia  sagt, 
Genotte  würde  aus  der  Note  an  Berstett  ersehen,  wie  gross  die  Be- 
gierde des  hl.  Vaters  sei,  wie  aufrichtig  seine  Sorge ,  die  Verband- 
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lttiig«nzQiii  AbschlasszQ  bringen,  wenn  die  condeäoendeozadel  S.  Padre 
el  la  saa  anichevole  deferefiiaa  ai  desideij  dl  S.  A.  R.  il  Gran-Dacac 
den  Papst  nur  veranlasst  hätte,  den  Inhalt  des  Ultimatum  noch  ein- 
Dttl  in  rinera  Bre^e  den  Capiteln  ans  Hers  ztt  legen  P 

Ja  er  wird  sogar  witieig;  indem  er  hinznfttgt ,  dass  fBr  die  lä- 
dierliebe  Maqa  dieser  Oewährangen  unmögticb  die  Berge  solcher 
Phrasen  hiltea  ins  Kreisen  zo  kommen  branchen. 

Diese  übrigens  schon  recht  verimmchte  Redensart  ist  selbst- 
rentladliidi  keine  Antwort  auf  die  Torliegende  Frage.  Dennoch  er- 
Uieken  wir  in  den  obigen  Worten  Somaglia^s  keineswegs  blosse 
Phrasen,  geschweige  denn  Berge  von  Phrasen.  lu  der  That  war  es 
fnr  den  Papst,  welcher  sich  der  Pflicht  bewusst  war ,  dafllr  zn  sor- 
gen, dasB  bei  den  Ksohofiiwahlen  die  canonischen  Vorschriften  so- 
wohl in  Betng  auf  die  Eigenschaften  der  zn  Brwfthienden,  als  auch 
in  Bezng  auf  die  Freiheit  der  Wahl  vor  jeder  Beeinflussung  der 
weltKcfaen  Macht  —  von  den  Capiteliv  pünktlich  befolgt  würden, 
keine  äaobe  von  geringer  Bedeutung ,  wenn  man  an  ihn  die  Anfor- 
forderung  stellte,  er  solle  den  Capiteln  eine  aosdrückliche  Anweisung 
in  dem  Sione  erth«Ueo,  dass  sie  bei  der  Bischofswahl  ihr  Augenmerk 
auf  sokdie  Personen  zn  richten  hätten,  von  denen  sie  wfissten ,  dass 
»e  dem  Landesherm  nicht. ungenehm  seien.  Wie  leicht  konnte  bei 
<ier  Suekaichtslosigkeit,  in  welcher  der  Absolutismiis  der  weltlichen  Ge- 
walt in  der  damaligen  Zeit  schaltete  tind  waltete  und  auf  das  kirch- 
liehe Gebiet^.^erzugreifen  pflegte,  bei  der  vollen  Einschüchterung, 
die  sich  in  Folge,  der  gewaltthfttigen  Säcularisationen  im  Anfange 
dieses  Jahrhunderts  der  Geistlichkeit  zum  grössten  Theil  bemäch- 
tigt hatte,  eine  solche  Anweisung  von  den  Capiteln  missverstanden 
und  als  Aufforderung  zu'  einer  mit  den  Kirchengesetzen  unverein- 
baren Oonnivenz  gegen  die  weltlichen  Regierungen  angesehen  wer- 
den, von  dßnen  doch ,  da  sie  ijrotestantisch  waren ,  eine  FOlrderung 
der  Interessen  der  katholischen  Kirche  um  so  weniger  zu  erwarten 
^iand,  als  sie  bereits  Grundsätze  aufgestellt  hatten,  welche  diesen  In- 
terenen  eebnnrotracks  zuwiderliefen. 

Der  apostolische  Stuhl  ging  daher  nur  mit  Widerstreben  daran, 
den  Capiteln  eine  solche  Anweisung  zu  ertheilen  und  er  that  dies 
aneh  niebti  ohne  dex^^ben  dadurch  ein  starkes  Gegengewicht  zu  ge- 
ben, dasB  er  die  Gs^itd,  wie  das  auch  in  d^  fQr  Preussen  ergange- 
nen Breve  geschehen  war,  an  erster  Stelle  in  allem  Ernste  darauf 
hinwies, 

»nt  graviflsima  bac  in  actione  (bei  der  Bischoiswahl)  gloriam 
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oniuipotant^B  Dei,  KeligioaU  aülitates ,  iijj^lilDiiUtefli   gregis, 
aeternam  «alutem  (ipsoram)  revolraat  anitiM),« 
uad  hinsafo^; 

»Aliems  etiptm  Vos  peccatk  oommaiiiearefcis ,  dtoimus  cum 
Tridentinis  Pajbribos,^  nisi  quo«  iignkres  et  Eoelesiae  magis 
aüle»  ji|dicaveriti8 ,  non  qaidom  precibas  vel  hamtoo«  affectu 
ant  ambientiam  siiggestioiiibiis,  sed  eormn  eilgeniibas  meritis, 
praefici  diUgentjer  earetis.« 

Erst  nach  dieser  ernsten  Admonition  liess  üt  in  fiüoksicht  atif 
die  wünschenawertbe  Sinbraoht  zwischen  Kirche  uhd  Staat  die  auf 
die  Wahl  einer  Persona  non  minus  grata  beaüglicbe^  schon  aben  er- 
wähnte Vorschrift  folgen. 

IMss  diese  Vorschrift  aber  auch  den  Forsten  der  oberrbei- 
siisüheu  Staatea  eine  gr(teisere  Garantie  gegen  die  Möglichkeit  ihnen 
'roissliebiger  Wahlen  bieten  musste,  als  die  in  der  Bulle  enthaltene 
iblosse  Anweisung  an  die  Gapitel,  die  Fürsten  zu  benachrichtigen  de 
nomimbns  candidatornnj,  qnosdignos  et  idoneos  juxta  sacrerum  cano- 
num  praescripta  Jttdicaverint  ad  ecclesiavi  sancte  sapienterque  re- 
gendam,  liegt  auf  der  Uand.  Einer  explicite.  amigtasprochenen  spe- 
cielien  Vorschrift  des  hL  Stahles  "wird  naturgemAss  tmnier  eine 
grössere  und  sorgfältigere  Beachtang  zu  Theil  werden,  als  einer 
nur  implicite  in  den  Worten  einer  gegebenen  Bestimmaog  ent- 
haltenen. 

Die  Voraussetzung  einer  etplicativen  Vorschrift  ist  nnd  bleibt 
aber  stets  die  Identität  des  in  ihr  au^esprochenen  gesetzgeberischen 
Gedankens  mit  dem  Grundgedanken  der  zu  eiplicirenden  Vor- 
schrift. 

^ .  Grade  diese  Identität  aber  ist  es,  welche  Herr  Friedberg  mit 
seiner  Unterscheidung  von  factischer  und  juristischer  Unmöglichkeit 
der  Wahl  einer  Persona  ingrata  hinweg  zu  escamptiren  sucht,  in- 
dem er  dem  von  Somaglia  genau  präcisirten  Gedanken,  von  welchem 
der  apostolische  Stuhl  beim  Ultimatum  in  Betreif  der  QuaKfication 
einer  Persona  principi  grata  ausging,  und  welcher  von  dem  Breve 
unberührt  bleiben  sollte ,  die  Vorstellung  unterschiebt ,  welche  die 
obenheiniscben  Begierungen  von  einer  Persona  grata  im  Geheimen 
hegten,  eine  Vorstellung ,  welcher  am  allerwenigsten  die  Vorschrif- 
ten des  canonischen  Rechts  über  die  Idoneität  und  Würdigkdi  der 
'  Candidaten  für  eine  Bischofswahl  zu  Grunde  lagen  ^  nach  welcher 
vielmehr  ganz  andere  Rücksichten  und  zwar  in  der  Weise  den  Aus- 
schlag geben  sollten ,  dass  damit  die  Pläne  der  berüehtigteD  Kir- 
clicnpragmatik   zur   Verwirklichung   gelangen    konnten.    Diese   ha- 
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standen  einfach  darin,  4a8s  bei  eintret^der  Yaeans  nur  «ine  solche 
Person  aof  den  bischöflichen  ätahl  gelangen  sollte ,  welche  die  Ke* 
giernng  haben  wollte,  mit  A.us8chlie88ung  jeder  anderen,  wenn  anoh 
noch  80  geeigneten  nid  als  iagrata  vom  Standpankte  eilies  katho- 
lischen Bischofs   vemänAiger  Wme   durchaus  nicht  sa    beanstan- 


Was  kann  nun  aber  Herr  F.  aus  den  Aktenstfiöken  der  ba* 
discben  Separatverhandlang  smn)  Beweise  far  seine  UnterstrilUBg, 
dasB  der  apostolische  Stnhl  darcti  das  fireve  »He  sacra«  den  ober- 
rhdnischen  Begierui^en  das  Becfat  einer  so  masslosen  ExclusiTe 
habe  zugestehen  wollen,  beibringen  P 

Absolut  Nichts! 

la  der  Note  voofi  16.  April  1825  hatte  sich  Gmotte  als  Be- 
vollmächtigter der  badischen  Kegierang  Namens  der  letzteren  ein- 
fach and  ohne  Einschränkung  itir  die  Annahme  des  ersten ,  die  Be- 
^mg  des  erzbischöflichen  Stuhles  zu  Freiburg  >)  betreffenden  Punk* 
tes  des  Uitimatom  erklärt.    In  dieser  Note  heisst  es  (S.  160.)  aus- 

»Quoiqne  dans  un  dtat  ou  les  Gnlter  sont  miites ,  la  personne 
de  P^eque  seit  ptjis  importantque  dans  des  pays  habitös  purement 
pir  des  catholiques  et  que  par  oette  consid^ration  S.  A.  B.  serait 
d^aotant  plus  fondfe  i  reclamer  le  droit  d'inflnef  directement  stir 
la  Noroination  de  ri^veque  de  son  Pays,  näaamoins  pour  correspon^ 
'ier  aia  intentions  de  S.  Saintete.et  pour  lui  donner  une  preuve  de 
U  plo«  grande  Gonfiance,  quo  le  Grand-Duc  place  ausßi-  dans  ses  sujets 
catholiques  S.  A.  K.  aceepteX^  1*°^'*  proposition  de  la  Cour  de  Rome 
^r  la  maniere  de  pourvoire  au  Si^ge  Archiepiscopal  de  Fribourg.c 

Herr  Dr.  Friedberg  stellt  zwar  diesen  ihm  sehr  unbequemen 
Theil  der  Note  Genottes  in  den  Schatten  einer  Anmerkung,  wäh- 
^Bü  er  im  Debrigen  den  Inhalt  der  Note  des  Weiteren  analysirt, 
luehts  destoweniger  bleibt  es  dabei ,  dass  Oenotte  diese  Erklärung 
Namens  der  badischen  Regierung  abgegeben  und  damit  den  irischen 
Wablmodus  angenommen  hat.  Er  hatte  hierbei  auch  ganz  der  ihm 
onter  dem  20.  Jantiar  1825  von  Berstett  ertheilten  Instruction  ge- 
mäss gehandelt,  itelche,  wie  auf  S.  158.  Bd.  I.  zu  lesen  ist,  die  Be- 
merkang^  enthielt,  daes  in  Bezug  auf  die  erste  Proposition  zwar  wohl 
^i^  Nomination  der   Bischöfe  durch  den  Landesherm  hätte  bean- 


1)  Du  ÜHimatnm  bezog  eich  in  der  ursprünglichen  Fassung  nur  auf 
^en,  die  allgemeinere  auf  alle  oberrheinischen  Staaten  bezflgliche  Fassung 
^'ibielt  es  spater. 
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Spracht  werden  köoaen,  da  in  gemisehtMi  Staaten  der  Einflass  der 
Bisehöfe  ein  tiefgehender  sei ,  dass  aber  dennoch  der  Groeshensog 
den  katholischen  Dnterthanen  das  Vertrauen  schenken  wolle,  den 
ränUsehen  Vorschlag  zu  gendimigem  mit  der  Aendernng  des  Wor- 
tes »Clems  Gennanicusc  in  »Clerns  Dioecesanos.«  Wenn  dann  am 
Schiasse  der  fraglichen  Instruction  der  durch  die  Situation  Badens 
gegen  die  mit  ihm  verbfindeten  Staaten  motivirte  Wonach  ausge- 
sprochen wird,  Genotte  mdgean  den  W.  Stahl  das  Ersacben  steHen, 
in  einer  an  den  wOrttembergisohen  und  badischen  Minister  der  ans- 
w&rtigen  Angelegenheiten  zu  adressirenden  officidlen  Note  die  rier 
Fropositionen  mit  der  nöthigen  Modifieation  als  Ultimatum  an  die 
▼ereinigten  Staaten  zu  richten ,  und  wenn  es  hierauf  weiter  heisst: 
»S.  A.  B.  prendront  alors  reqfagement  de  se  dädar^  tont  de  snite 
pour  Faeceptation  pure  et  simfple  et  feräit  tout  ce  qui  d^pendra 
d'Elle  pour  engager  tous  les  Princes  et  ätats  r^unis  k  l'accepter  de 
memo,«  so  bestätigt  auch  diese  ^Erklärung  bei  unbefangener  Auf- 
fassung nur  die  pure  und  einfache  Annahme  des  Ultimatums  von 
Seiten  der  badischen  Begierung  —  dem  apostolischen  Stuhle  gegen- 
über. Herr  Friedberg  urgirt  zwar  den  Ausdruck  »de  se  dielarer 
pwf^  VacceptoHant  in  dem  Sinne,  als  habe  die  badische  Regierung 
das  Ultimatum,  nidit  wirklich  acceptirt,  sondern  nur  versprochen, 
sich  fflr  die  Annahme  zu  erklären,  indem  er  daneben  in  Parenthese 
setzt,  nicht  d'accepter;  allein  wir  können  darin  wiederum  nur  einen 
Versuch  erkennen,  die  Thatsachen  ^zu  Gunsten  seiner  Theorien  aus 
dem  richtigen  Gesichtspunkte  zu  verrücken. 

Dem  apostolischen  8HMe  gegenOber  war  Genotte  angewiesen, 
den  irischen  Wahlmodus  pure  anzunehmen  und  dieser  Weisung  hat 
er,  wie  oben  gezeigt,  entsprochen.  Was  die  Instruction  demnächst 
am  Schlüsse  in  Bezug  auf  die  Thätigkeit  Badens  den  mit  ihm  ver- 
bündeten Staaten  gegenüber  sagt,  ist  nur  als  Gonsequenz  der  dem 
apostolischen  Stuhl  erklärten  Annahme  des  Ultimatums  zu  be- 
trachten. 

Nachdem  dem  apostolischen  Stuhle  gegenüber  die  Annahme 
erklärt  worden,  soll  Genotte  demselben  noch  die  nveitere  Versicher- 
ung gehen,  dass  die  badische  Regierung  auch  im  Ashooge  der  ver- 
einigten Staaten  sich  für  die  pure  und  einfache  Annahme  ausspre- 
chen und  an  ihrem  Theile  Alles  thun  werde ,  um  die  vereinigten 
Fürsten  und  Staaten  gleichfalls  zur  Annahme  zu  bewegen. 

Die  Note  Genotte's  vom  16.  April  entprach  auch  in  diesem 
Punkte  der  ihm  ertheilten  Instruction  und  in  demselben  Sinne 
pcheint  auch  die  weitere  Note  desselben  an  Somaglia  vom  20.  April 
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1825  ^)  abgefasst  zu  sein,  welebe  wir  zu  unserem  Bedauern  nicht 
Qnter  den  ira  II.  Bande  veröffentlichten  Aktenstfickeu  finden ,  ob- 
wohl ihr  Wortlaut  von  entscheidender  Bedeutung  sein  dfirfte. 

Die  einzige  Abänderung ,  welche  Baden  in  dem  Passus  wegen 
der  Biachofswablen  gewänscht  hatte ,  nämlich  die  Aendenmg  der 
Worte  »Clerus  Germanicus«  in  »Clerus  Dioeeesanus«  wurde  in  der 
Antwortnote  Somaglia's  vom  26.  Mai  1825  bewilligt  und  in  der 
weiteren  Note  Somaglia's  vom  7.  Juni  ej.  a.  (Bd.  II.  S.  142.)  das 
Ergebniss  der  zeitherigen  Verhandlungen  dabin  zusammengefasst^ 
dass  der  Papst  die  vier  Proponitionen  des  Ultimatum  jetzt  als  »ao- 
eettati  da  ambe  le  älli  parti  contraentic  betrachte «  und  demgemftss 
zor  oflBdellen  Mittheilnng  desselben  an  die  vereinigten  Staaten  be- 
reit sei,  wogegen  badischer  Seits  nichts  erinnert  wurde. 

Es  bleibt  daher  eine  unverrfickbar  feststehende  Thatsache, 
dass  zwischen  Baden  und  dorn  apostolischen  Stuhle  über  den  irischen 
Wahlmodus  und  dessen  uneingeschränkte  Acceptation  durch  ersteres 
voUkommeHes  Einverständntss  bestand. 

Noch  unter  dem  14.  August  1825  hatte  Genotte  aus  Anlass 
der  von  Baden  gewünschten  Beförderung  Boirs  auf  den  enbiscböf- 
lichen  Stuhl  von  Freiburg  berichtet ,  dass  das  Ultimatum  als  im- 
moable  zu  betrachten  sei  und^  vor  dessen  formaler  Annahme  durch 
Baden  von  dem  gewüns<;hten  Informativprocesse  für  BoU  keine  Bede 
sein  könne,  und  in  der  Note  vom  18.  September  (S.  183.)  hatte  So- 
maglia  ausdrücklich  erklärt,  dass  Baden  freüieh  sehon  dos  VUima- 
tim  angetiammen  habe^  aber  bis  zur  Ver^enüickimg  dieser  Yerein- 
bamng  (Genotte  wolHe  mit  dem  Amdrucke  »formale  Annahme«  das- 
selbe sagen)  die  Institution  Boirs  joaiageaetzt  bleiben  müsse. 

»La  istituzione  caaonica  dei  vescovi  nella  nuova  provincia  Ec- 
elesiastica  dipende  essenzialemente  dell'  accettazione  formale  deir  Ul- 
timatum. Senza  ottenere  questa  correspitivitä  il  S.  ^P.  esposaebbe 
la  9Qa  oondotta  al  una  giusta  censura.  Yero  e  che  S.  S,  ha  giä  ot- 
tennto  questa  correspitivitä  da  S.  A.  IL  il  Gran-Duca  di  Baden  il 
quak  ha  iniieramente  acceUaio  VUUimaium  proposio:  ma  fino  a 
tanto  che  questa  aecettazione  non  sia  resa  pubhlie^i  S.  S.  non  pn5 
giungere  iffö  al  punto  di  daro  la  istituzione  canonica  al  8g.  BoU, 
altrimenti  con  questo  solo  iatto  verebbe  a  far  conoscere  che  si  i 
posto  segretamente  d'accorde  con  S.  A.  B.  il  Gran-Duca  di  Baden.« 

Hieraus  ist  ersichtlich,  mit  welcher  Festigkeit  der  apostolische 
^tuhl  auf  dem  Ultimatum  bestand. 


1)  Seite  160.  Bd.  I.  der  Friedberg'schen  Schrift  ist  das  Datum  derNoto 
aaiichtig  als  vom  20.  April  1828,  angegeben. 
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Dasselbe  erhellt  aus  einer  unter  dein  19.  December  1825  an 
die  vereinigten  Staaten  gerichteten  Note  Sotnagüa's  (S.  185.),  worin 
<es  heisst: 

Dans  eette  occasion  le  Soussiguä  a  et£  cbarg^  par  le  St.  Pere 
de  r^iterer  TAssarance,  que  Sa  Saintet^  ponr  ne  pas  retarder  plus 
longtemps  la  restauration  des  aflhirea  Eccl^siastiqaes  ne  trouverait 
plus,  d'obstacles  a  pbarvoir  aux  Sieges  Archiäpiscopal  et  ^piscopanx 
ausffltdtf-  que  las  Gours  r^uuies  se  seraient  pronoac^s  d'un  common 
accOrd  on  s^par^ment  sur  l'acceptation  de  l'Ditimatum  et  lor» 
qn'Elles  se  seraient  arrang^s  däfinitivement  aveo  le  S.  Sidge  sur 
les  choii  des  Candidats.c 

Desgleichen  ans.dedi  Bericht  Gebotte's  an  4ie  badiscbe  Be- 
gierung  vom  2&  Jannar  1826. 

Selbst  die  Yermitteliing  Badens  bei  den  übrigeki  Staaten  we- 
gen Annahme  des  Uitimatnm  unterstütate  die  Begierang  des  hl. 
Stahles  durch  keinerlei  Nachgiebigkeit  in   Hinsicirt  auf  die  £in- 
.  Setzung  der  nassauischen  und  Hessen^Darm^tädtischen  Bisthumacau- 
«didaten,  die  Baden  von  ihr  dringend  gewünscht  hatte. 

Welche  Grunde  sollten  denn  nun  den  ^ostoliachen  Stuhl  be- 
wogen haben ,  deu  so  zäh  und  unverrückt  behaupteten  Standpunkt 
des  im  Ultimatum  vorgeschlagenen  trischen  Wahlinodas  -aofangeben 
und  mit  einem  solchen  zu  vertauachen,  welcher  den  in  der  sog.  Kir- 
chenpragmatik  aufgestellten  Orunds&tzen  entsprochen  haben  wurde? 

Es  ist  wahr,  die  badische.  iRegteruDg  verlegte  sioh ,  da  sie  die 
unbedingte  Annahme  ded  Ultimatum  bei  den  anderen  Begierungen 
nicht  durchsetete«  auf  ;das  Tnmsigiren  mit  dem  hl.  Stuhl  über  den 
Erlass  eines  Breve,  ftkiilieh  dem  in  Betreff  der  prenssischen  Bischois- 
wahlen  erlassenen.  Mit  diesem  Breve  boffiteJi  die  Begierunigen  auf 
di^  Besetsung  der  Bisehofsstfihle  einen  positiv  bestimmendaii  Ein- 
flnss  zu  erlatigen,  für  welchen  die  Capitels wähl  nur  .die.  leere  äussere 
Form  abgeben  sollte.  Für  die  Bewilligung  dieses  Breve  intervenirte 
Bilden  in  Rom  durch  Oeuotte. 

Ist  dies  nun  aber  in  einer  Weise  geschehen  t  dass  der  hl. 
Stuhl  daraus  die  mit  dem  Sinne  und  Wortlaute  des  Ultimatum  völlig 
unvereinbaren  Intentionen  der  verbündeten  Begierungen  erkennen 
'konnte  P 

Entschioden  nicht  Die  Instruction,  welche  Berstett  in  seinem 
Schreiben  an  Oenotte  vom  17.  April  1826  diesem  ertheilte  (cf.  S. 
186.  Bd.  I.)  besagt  nur: 

»Les  Comraissaires  de  3.  Etats  d^sign^s  ci-haut  (Württemberg, 
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Nassau,  Hessen-DamiBiftdt),  ont  demandö  de  prier  S.  S^*  de  bten  tou« 
loir  acoorder  ä  lenrs  gonvernemeots  le  meme  •  bref  r^Iativement  am 
choii  des  ävSqoes  et  merabres  du  chapitre  qu'  Elle  a  accord^  k  la 
Priisse  afiii  d'etre  persuad^  de  plus,  que  les  ehoii  foturs  ne  tom* 
beraient  que  sur  des  individus  agrtobles.  Je  lie  counais  point  teztael» 
lement  cd'  bref;  mais  il  fut  adress^  eu  soa  temps  aux  cbapitres  prus- 
siens  et  pörte  uue  exliortatioo  de  ne  pas  s'eloigner  dans  les  choii 
des  ifftetdB  dfla  aui  gonvernements  et  de  faire  attention  k  See  Voeux. 
Ce  d^ir  ^  portant  aucone  ätteinte  aux  prcq^esitions  soumises  k  la 
Cour  de  Bome  ayaot  procura  aux  ^tats  reunis  les  inSmes  avaatages 
que  ceux  aceord^  k  la  Pnasse ;  j'^spere  qu'ou  ne  voodrait  point 
voire  dans  notre  adh^dion  provisoire  k  oeite  detnaade  an  däit  ou 
maDque  de  parole,  en  cas  que  nous  ne  parfenions  k  ^Umiaer  toute  la 
qnestion.c 

Weiter  schreibt  Berstett  unter  deiki  19.  Juni  an  Genotte,  es 
sei  geluDgeiLi  die  Höfe  zum  fallenlassen  der  Pfagmoitik  zu  bewegen.  / 
Wärttembei^  habe  in  einer  Note  vom  8.  Jnni  erklärt ,  den  vorge«* 
schlagenen  Modus  der  Wahl  der  Bi8ch(Vfe  und  Cäpitelsmitglieder .  nur 
anter  der  Bedingung  annehmen  zu  wollen ,  dass  der  römische  Hof 
den  Capiteln  durch  ein  Breve,  äbnlioh  dem  an  die  preuasisoben  Ca«- 
pitel  erlassenen  befehle,  nur  eine  dem  König  genehme  Person  zum 
Bischof  zu  wählen  und  diese  Anordnung  auch  auf  die  Wahlen  der 
(^pitelsmitglieder  ausdehne.  Auch  die  Höfe  yeo  NassaU'' und  Darm«' 
Stadt  wollten  den  vorgeschlagen^  Wahlmodus  nur  miÜ  Modificationen 
annehmen,  aber  sie  hätten  >  geglaubt,  elwaa^  dem  hl..  Stuhl  Angeneh- 
mes zu  tbun,  ^eenn  sie  kein  absolut  Veto  forierien,  w:ie  der '  wflr(-i 
teroberg'acbe  G^  und  sich  daraaf  beschränkten ,  den  hl.  Fater  zn 
kitten ,  daas  er  au  die  Bischöfe  und  Gapitel  ein  Breve  richte ,  in 
welchem  ihnen  zur  Pflidit  gemacht  würde,  nur  dem  Odivernement 
genehme  Personen  auf  die  Liste  flto  die  vacanten  Bisthflmer  und 
CapitelsteUra  zu  setzen. 

»II  ne  ponrait  ^apper  k  /oes  gou vememeuts  ^  beisst  es  dariq 
weiter,  que  Tinfluence  des  lltats  'r^ttnis  sur  les  älections  S0  (rouvait 
^fßsammeni  garaniie  paar  ladispositian  que  la  liste  des  eandidais 
leur  devait  etre  soumis  pr^alablement ,  mais  ils  se  sont  abandon- 
nto  n^umoins  k  Tespoir  que  le  S.  Si^ge  fbrait  quelque  chose  de- 
plos,  afin  qu'aucune  ambiguit^  ne  subsiat&t  et  pour  termiuer  les  n6- 
gociations  k  la  satisfaction  de  toutes  les  parties  int^ress^.  Lacour 
^)r;tnducale  de  Bade  quoiqne  intimement  convaiacue  qu'  il  n'y  avait 
aucnne  n^essit^  urgente  k  demander  le  bref  susdit  a  n^anmoins  cru 
qoe  la  Cour  de  Rome  ne  se  refuserait  pas    de  Taccorder  aux  lätats^ 


/ 
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räunis  pareequ'il  ne  pouvaU  nuire  en  aucune  maniere  aux  droils 
'  dl«  &  Siege  et  paroequ*il  pouvaü  servir  ä  donner  aux  cJtapifres  me 
garaniie  de  plus  de  la  Uberte  des  eUctions,  —  Par  ces  raisons 
S.  A.  B.  le  Grand-Dac  a  donn^  la  pr^förence  ä  la  propoaitiOD  des 
Goars  de  Hasse  et  de  Nassau,  maia  il  ne  veu^  ^luetke  ^  cet  egard 
aucoiie  opiaion  definitive  avant  da  connäitre  ä  fond  la  inani^re  dont 
la  Cour  de  fiorae  envis^e  cette.question.€ 

Sollte  Kom  ein  Mittel  der  Veretnigung  nicht  finden  und  die 
Staaten  nicht  nachgeben,  so  wurpe  Baden  den  fruclitlosen  Verhand- 
lungen ein  Ziel  setzen  und  seine  eingeg^geneu  Verhindliekkeiten 
gegen  Bom  (das  spricht  doch  für  die  unbedingte  Annahme  des  Ulti- 
naatums  durch  Baden)  treu  bleibeb'.'  ^ 

Also  Hessen  und  Nassau  fanden  ihren  Einfluss  «choa  hinrei- 
t  chend  im  Ultimatum  ^[arantirt,  nur  um  allen  Zweitein  voi'zubeugen, 
wünschen  sie  das  Breve.  Baden  ist  durchdrungen  von  der  Ueber- 
zeogung ,  dass  das  Breve  nicht  n(^thig  ist ,  aber  es  glaubt ,  Rom 
könne  es  um  so  mehr  ertheilen ,  als  es  seinen  Hechten  in  keiner 
Weise  schade  und  den  Gapiteln  sogar  eine  grössere  WaJilfreiheit  ge- 
währe« /  N|ir  bei  Württemberg  blickt  die  Absicht  durch,  sich  durch 
das  Breve  ein  absolutes  Veto  gesichert  su  sehen. 

Es  handelt  sich  indessen  hier  um  eine  Genotte  von  Seiten 
der  badischen  Regierung  ertheilte  Instruction  und  Wtr  wissen  nicht, 
in.  welcher  Weise  Genotte  sich  dem  apostolischen  Stuhle  gegsnüber 
in  dieser  Hinsicht  aasges|Hrochen  hat. 

In  ähnlicher  Weise  hatte  Berstett  am  8.  Juli  1826  aufs  Neue 
G«notte  instruirt  Wichtiger  aber  ala  diese  Instruction  lat  die  Note, 
welche  Berstett  am  8.  Juli  1826  direct  an  den  CardHialstaatsaecre* 
tftr  Somaglia  riclitete,  weil  daraus  ersichtlich  ist,  was  der  hl.  Stuhl 
von  den  Intentionen  Badens  und  der  übrigen  Höfe  jn  Wirklichkeit 
erfahren  hat  In  dieser  Note  (Bd.  IL  S.  155.)  erklärt  nun  Berstett 
selbst:  »Es  sei  Baden  gelungen,  die  Höfe  jja  bestimmen ,jd§  ne 
plus  s'appuyer  sur  les  prinoipes  contenus  dans  la.j^didisant  Pragma- 
iTqiie  et  de  consentir  ä  ce  que  rUltimatum . f ut  inser^  litt^ralement 
dans  la  bulle  suppl^mentaire  et  puhli^  de  memo.  Par  lä  le  but 
prineipal  se  trouve  aUeini, 

Wenn  dennoch,  fährt  er  dann  fort,  eine  Verschiedenheit  der 
Meinungen  unter  den  vereinigten  Höfen  bestelle,  so  habe  der  Car- 
dinalstaatssecretär  durch  eine  Stelle  seiner  Note  vom  16.  Jani  1825 
dazu  Anlass  gegeben,  wo  gesagt  sei,  dass  Se.  Heiligkeit  die  schwe- 
benden Unterhandlungen  den  mit  den  Höfen  von  Berlin  und  Han- 
nover gepflogenen  naJie  gebracht  habe.    Diese   Erklärung   habe  die 
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Idee  hervorgerafeu,  ein  ähnliches  Breve  vom  apostolischen  Stuhle  zu 
erbitten,  wie  das  an  die  preussischen  Capitel  erlassene.  Seine  kö- 
nigliche Hoheit  der  Grossherzog  habe  dessen  ungeachtet  auf  der 
puren  und  einfachen  Annahme  des  Ultimatum  bestanden,  sei  aber 
trotz  aller  Anstrengungen  damit  noch  nicht  durchgedrungen. 

»Dans  ces  circonstances  et  pour  ne  pas  compromettre  tonte  la 
nego^iatioQ  S.  A.  K.  a  du  se  contenter  pour  le  moment  d'avoir  d^- 
ciil^  les  Cours  de  Hasse-Darmstadt,  Hesse-Cassel  et  de  Nassau,  de  ne 
demander  ces  lettres  que  dans  un  sens  qui  s'accorde  parfaitement 
avec  rUltimatum  et  qui  laisse  subsister  tonte*  la  libert^  de  P^Iection 
en  donnant  toutefois  anx  Gouvernement  une  garantie  de  plus  de  ce 
qu'  aucun  individu  deiagr^able  ne  puisse  §tre  6\\\, 

Votre  Eminence  me  r^pondra  sans  doute  que  cette  garantie 
ee  troure  d^jä  dans  rUltimatum  et  je  suis  si  loin  de  le  nier,  que  je 
Vai  meroe  fait  d^clarer  hautement  aux  Conferences  de  Francfort; 
niais  si  les  autres  Gouvernements  sont  d'une  autre  opinion  et  s'ils  de- 
mandent  que  Sa  Saintet^  veuille  t»ien  expliquer  les  propositions  en 
(juestion  dans  le  sens,  qu'Elle  y  attache  Elle-meme,  et  si  enfin  cette 
deelaration  parait  n^cessaire  pour  lever  la  derniere  difficult^  qui 
s'oppose  ä  I'arrangeroent  d^finitif  des  affaires  eccl^siastiques  de 
!  Eglise  catholiques  dans  les  £tats  r^unis,  il  m'est  permis  d'esp<^rer, 
que  V.  E.  ne  refusera  pas  son  puissant  appui.« 

Nach  dieser  Erklärung  der  badischen  Begierung  sollte  also 
'ks  Breve  in  einem  Sinn  gefasst  sein 

a)  welcher  fibereinstimmt  mit  deni  Ultimatum, 

b)  welchen  der  Papst  selbst  mit  seinem  in  dem  Ultimatum 
eathaltenen  Vorschlage  verbindet, 

c)  welcher  zwar  eine  Garantie  mehr  bietet  gegen  die  Möglich- 
keit der  Wahl  nicht  genehmer  Personen  zu  Bischöfen,  dennoch  aber 
'lie  Wahlfreiheit  der  Capitel  intact  lässt. 

Wenn  nun  hierzu  noch  ausdrücklich  versichert  wird,  dass  die  ' 

vereinigten  Staaten  die  sog.  KircJienpragnicUik  ^  also  auch  die  darin  i 

in  Betreff  des  landesherrlichen  Einflusses  auf  die  Bischofswahlen 
enthaltenen  Grundsätze  aufgegeben  hätten ,  wie  liesse  sich  da  wohl 
Jie  Annahme  rechtfertigen,  der  apostolische  Stuhl  habe  die  an  ihn 
pestellte  Bitte  wegen  Erlasses  des  Breve  in  dem  Sinne  verstehen 
«Gössen  rcsp.  auch  wirklich  verstanden,  dass  damit  den  Regierungen 
''in  Streichungsrecht  aller  auf  der  einzureichenden  Liste  stehenden 
Kandidaten,  ein  Veto  von  unbeschränkter  Ausdehnung  habe  einge- 
Jfüümt  werden  sollen. 

Eine  solche  Bewilligung  wurde   sich   ja  mit   dem  ültinDatnm, 

ArcKir  für  KiiGlienrecht.  XXX 111.  12 
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welches  bei  der  eiaschränkeoden  Bestimmung  »remaae&tia  tarnen 
sufficiente  candidatorum  numero  ex  quo  novus  antistes  eligi  valeat« 
dem  Landesherrn  nur  eine  wwdmr^  Exclusive  gewährte,  indirecten 
Widerspruch  gesetzt,  alle  canonische  Wahlfreiheit  der  Capitel  be- 
:  seitigt  und  das  grade  Oegentheil  von  dem  bewirkt  haben,  was  der 
i  hl.  Stuhl  mit  dem  Ultimatum  bezweckte  und  was  Somaglia  mit 
dem  Hinweis:  que  Sa  S^*  a  rap^roche  les  n^gociations  actuelles^ 
Celles  suivies  avec  les  Cours  de  Berlin  et  de  Hannovre  genugsam  an- 
gedeutet hatte,  da  Hannover  den  irischen  Wahlmodus  pure  ^acceptirt 
hatte  und  (ur  Preussen  eine  Form  gefunden  Avbrfferi  war,  welche  ihn 
nicht  aosschloss,  sondern  im  Gegentheil  i.mplicite  mit  enthielt. 

Eine  so  horrende  Idee  konnte  dem  apostolischen  Stuhle  um  so 
weniger  beikommen,  als  Berstett  am  Schlüsse  seiner  gedachten  Note 
an  Somaglia  noch  ausdrücklich  hervorgehoben  hatte,  der  Grossherzog 
trage  ihm  auf,  dem  Cardinal  ausdrücklich  zu  erklären,  qn'EUe  (S. 
A.  B.)  est  d^cidäe  ä  accepter  la  bulle  suppl^mentaire  dans  laquelle 
\serait  inser^  PUltimatum  du  16/6.  25.  comme  faisant  suiteäla  Bulle 
»Provida  solersque«  et  de  la  publier  pour  ses  sujets,  persuad^e  qne 
la  Cour  de  Bome  saura  r^sondre  d'une  maniere  qnel  conque  les  diffi- 
cult^4  .s^ndaires  resultantes  de  la  demande  des  äutres  £tats  reunis 
concernant  les  lettres  apostoliqnes.«  Denn  als  secondärer  Nniar 
hätte  man  doch  die  fraglichen  Schwierigkeiten  nicht  bezeichnen  kön- 
nen ,  wenn  sie  nach  Auffassung  des  badischen  Gouvernements  der 
Art  gewesen  wären,  dass  sie  nur  durch  ein  Breve  zu  lösen  gewesen 
wären,  welches  das  ganze  Ultimatum  seinem  Sinne  und  Wortlaute 
nach  über  den  Jlaufen  geworfen  hätte. 

Aber  wie  kommt  Herr  Friedberg  zu  einer  der  Wahrheit  so 
sehr  widerstreitenden  Auffassung? 

Er  behandelt  eben  die  Note  Berstett's  mit  einer  gewissen  lite- 
rarischen Geschicklichkeit.  Unter  den  Aktenstücken  im  2.  Bande 
ist  sie  quoud  passum  concernentem  wörtlich  abgedruckt,  obzwar 
mit  einigen  Emissionen,  die  aber  niclit  wesentlich  sein  mögen.  Bei 
ihrer  Besprechung  im  ersten  Theile  S.  189.  wird  aber  von  ihrem 
Inhalte  jmöglichsfe  wenig,  und  das  Wenige  in  einer  für  die  FrieJ- 
berg'sche  Tendenz  besonders  zugestutzten  Weise  wie  folgt,  vorge- 
tragen : 

»Er  (Berstett)  bemerke,  dass  dieser  (der  Cardinalstaatssecre- 
tär>).  .selbst  durch  seine  Note  vom  16.  Juni  1825 , .  durch  die  dort 
versuchte  Heranziehung  des  proussischen  und  hannoverschen  Beispie- 
les ^\Q  Mehrforderimg  der  Regierungen  veranlasst  habe.  Baden 
habe  sich  dagegen  gestemmt,  aber  schliesslich  die  Höfe  von   Darm- 
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Stadt,  Cassel  und  Nassau  veranlasst^  nur  eine  Ergängmg  des  Ulti* 
matnm  in  dem  Sinne  za  fordern ,  der  mit  diesem  selbst  harraonire 
nnd  die  Freiheit  der  Wahl  besteben  lasse ,  wfthrend  er  doch  dem 
Staate  ik  Guranüe  gebe,  dass  keine  miasliebige  Person  den  bischöf- 
lichen Stnhl  It^esteigen  kOmie. 

Herr  Friedberg  nennt  also  ebne  Weiteres  die  gewünschte  Et" 
lätäermg  des  Ultimatum  in  einem  Sinne,  »qui  s'acoorde  par&ite- 
ment  avecl' Ultimatum  et  qui  laisse  sobsister  touie  la  libert^  de 
Telectionc  eine  Mekrforde9*mig  ^  die  blosse  Erklärung  des  Sinnes, 
welchen  der  Papst  selbst  dem  Ultimatum  beilegt ,  eine  Ergänzung 
des  ültimatam  und  daß,  was  in  der  Note  nur  als  eine  garantie  de 
plus  gegen  die  Möglichkeit  der  Wahl  einer  ungenehmen  Person  be^ 
zeichnet  wird,  sphlechthin  »Garantie,«  als  ob  obeibaupt  erst  durch. 
doä  Breve  eine  Garantie  geschaffen  werden  solle  und  zwar  eine  Ga-: 
raatie  gegen  das  Ultimatum  selbst.  Dass  diese  Art  der  Behandlung 
des  Stoffes  der  Tendenz  Vorschub  leisten  muss,  ergibt  ein  einfacher 
Bäekblick  auf  den  oben  von  uns  wiedergegebenen  textuellen  Inhalt 
der  Berstett'schen  Note,  die  unseres  Erachtens  einer  Missdeutung 
gar  nicht  fähig  ist ,  ausser  wenn  man ,  wie  Fi^iedberg ,  den 
Schlüssel  zu  ihrer  Erläuterung  in  der  geheimen  Absidit  der  ver- 
einigten Begieningen  sucht,  die  Pragmatik,  die  man  dem  ht  Stahle 
g^enuber  AiUen  lassen  zu  wollen  erklärt  hatte ,  dennoch  in  anderer 
Form  wieder  aufleben  zu  lassen. 

Wenn,  bemerkt  Friedberg  (S.  189.),  Berstett  ein  Breve  ver- 
lange dana  nn  sens  qui  s'aecorde  parfaitement  avec  PUltimatum, 
30  habe  er  auch  schon  nach  dem  Wortlaute  des  letzteren  selbst  die 
Wahl  eines  miasliebigdn  Candidaten  ffir  juristisch  unmöglich  gehal- 
ten, seiner  Ansicht  nach  also  habe  ein  dies  unzweideutig  ausspre- 
t'heodes  Brevejtur  dasselbe  bestimmt,  waa  die  badiscbe  Begierung 
ans  den  znfeideutigen  Worten  des  Ultimatum  herauszulesen  ge*« 
meint. 

Was  Friedberg  unter  der  .juristischen  Unmöglichkeit  der  Wahl 
mer  missliebigen  Person  versteht,  haben  wir  schon  oben  angedeu- 
tet Sie  ist  vorhanden ,  wenn  das  Gapitel  sich  mit  der  Regierung 
in  Voraus  aber  die  auf  die  Wahlliste  zu  setzenden  Personen  zu  ver- 
"^Uadigen  hat,  oder  die  Regierung  die  ganze  Liste  nach  Herzenslust 
^i  lange  streichen  ds^tf,  bis  nur  genehme  Personen  dai'äuf  stehen. 

Im  Gegei^at^Q  hierzu  haben  wir  die  ganze  Unterscheidung 
zwischen  factiscKer  und  juristischer  Unraögliclikeit,  wenn  sie  dem 
3pa<)tolLschen  Stuhle  bezüglich  auf  den  Sinn  der  Bulle  »Ad  domi- 
nici  gregis  eustodiam«  und  auf  das  Breve  >Be  sacra«  imputirt  wer- 
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den  soll,  als  baare  Willkühr  bezeichnet.  Wir  halten  es  bei  dem 
klaren  Wartlante  der  Note  vom  8.  Juli  1826  für  absolut  undenkbar, 
dass  der  hl.  Stuhl  die  Erklärungen  Berstett's  in  dem  Sinne  auffas- 
sen konnte,  der  mit  dem  Ausdrucke  »juristische  Unmöglichkeit«  be- 
zeichnet wird.  Friedberg  ist  freilich  anderer  Ansicht.  Er  meint 
(S.  190.)  die  Antwort -auf  die  Frage,  wie  man  in  Kom  die  Forder- 
ung Badens  auffassen  musste,  lasse  sich  ohne  Möhe  geben. 

Entweder  habe  man  dem  Ultimatum  denselben  Sinn  unterge- 

i  legt,  wie  die  badische  Regierung ,  dann  hätte  kein  Missverständniss 
obwalten  können.  Oder  man  habe  geglaubt,  dass  durch  das  Ultima- 
tum die  Wahl  eines  missliebigen  Bischofs  nicht  ausgeschlossen  sei. 
Dann  hätte  aber  Somaglia  nicht  der  Meinung  sein  können ,  dass 
Berstett  nur  dieselbe  Bestimmung  als  Inhalt  des  Breve  wfinsche. 
Es  sei  dies  vollkommen  unmöglich  gewesen,  da  in  der  Note  des  ba- 
dischen Ministers  ausdrücklich  gesagt  worden  sei ,  was  das  Breve 
enthalten  solle  und  dass  es  die  Möglichkeit  der  Wahl  einer  der  Be- 
gierung  tmgenehmen  Persofi  rechtlich  absolut  unmöglich  metchen 
solle. 

So  oft  die  Curie  ihre  Vorschläge  erläutert,  habe  sie  zwar  im- 
mer  die  TJnwaJirscheifäichkeit  (sehr  richtig)  betont,  die  faetiscbe  ün- 
möglichlfeit,  dass  nach  dem  irischen  Wahlmodus  ein  ungenehmer  Bi- 
sehof gewählt  werden  könne ,  sie  habe  sich  aber  nicht  mit  einem 
Worte  über  die  juristische  Möglichkeit  oder  Unmöglichkeit  des  Fal- 
les ausgesprochen. 

Habe  daher  Somaglia  aus  Berstett's  Note  die  Verkennung  un- 
zweideutig herausgelesen,  welche  bei  den  vereinten  Höfen  über  die 
rdroischen  Vors'^hläge  geherrscht,  so  wäre  es,  falls  er  nicht  auf  die 

:    Forderung  des  Breve  hätte    eingehen  wollen ,   seine  Sache  gewesen, 

'     auf  den  Unterschied  des  verlangten  Breve   und  des  gewährten  Olti- 
'^matum  hinzuweisen.     Er  habe  es  aber  vorgezogen,  das  Missverständ- 

^  niss  stillschweigend  zu  verbessern.  Er  habe  damit,  da^r  doch  das 
Geforderte  habe  gewähren  müssen,  die  Curie  auch  in  das  vortheil- 
hafte  Licht  gestellt ,  als  ob  sie  sclion  von  vornherein  zugestanden 
und  gewollt  hätte ,  was  die  Staaten  so  eifrig  forderten ,  er  habe  in 
Baden  den  Glauben  an  den  guten  Willen  des  römischen  Hofes  be- 
stärkt, welcher  den  Staaten  aus  freien  Stücken  solche  Concessionen 
gemacht  liabe,  die  nur  diese  in  thörichter  Verkennung  nicht  ge- 
nügend hätten  würdigen  können.  (Woher  doch  Friedberg  das  Alles 
wissen  mag?) 

'    "  Die  Silbenstecherei    aber  habe  Somaglia   fern   liegen  müfwen, 
als  ob  er  npr  auf  die  Worte  »dans  un  sens«  etc.  sich  berufen  könne. 
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um  za  sageo,  das  Breve  enthalte  weiter  nichts  als  das  Ultimatum, 
dieses  aber  Si^hUesse  die  Wahl  eines  üngenehmen  nicht  aus,  folglich 
auch  nieht  das  Breve. 

Das  sei  eben  bei  der  genauen  Detaillirung  der  von  den  Höfen 
gestellten  Forderungen  unmöglich  gewesen.  Erst  dem  erleuchteten 
Scharfsinn  moderner  ipraclischer  Juristen^  sei  es  möglich  gewesen, 
sich  selbst  dieses  Zengniss  geistiger  Aruputh  auszustellen. 

Wäre  übrigens  wirklich  Somaglia  der  Ansicht  gewesen,  dass 
die  vereinten  Höfe  so  thöricht  seien,  die  Bestimmungen  des  Ultima- 
tum uj^r  noch  einmal  in  weitschweifiger  Form  den  Capiteln  einge- 
schärft wissen  zu  wollen,  so  wäre  das  Benehmen  der  römischen  ver- 
handelnden Personen  absolut  unverständlich  gewesen.  Denn  Genotte 
habe  am  ersten  August  1826  berichtet,  wie  kalt  die  päpstlichen  Com- 
missarien  die  neuen  Forderungen  entgegen  genommen,  welches  Miss- 
trauen gegen  die  badische  Regierung  sie  plötzlich  erfüllt  habe. 

Erst  später  hätten  sie  anerkannt  tonte  la  loyaut^  et  la  recti- 
tude  des  intantions  de  S.  A.  B.  et  leur  rendaient  la  justice  complette 
et  la  plus  satisfaisante ;  ils  sentaient  que  siecollectivement  S.  A.  R* 
derait  paraitre  en  quelque  fa9on  s'^rter  d«e  qui  secretement  avait 
ete  convenu,  ce  n'^tait  et  ne  puur  ait  este  (]/ne  dans  un  int^ret  com- 
mun  et  pour  la  r^uissite  de  Taffaire  generale,  c 

Auf  Berstett's  Note  an  Somaglia  aber  habe  Genotte  zu  melden 
vermocht,  dass  der  Papst  ein  Breve  »tel  qn'on  demande ,  erlassen 
woUe,  semblable  it  celui  quj  a  ^te  adress^  ä  tous  les  chapitres  en 
Prasse  relativement  ans  öiections,  afin  qu'ils  ne  mettent  sur  les  li- 
stes  et  par  cons^uent  ne  cboisissent  que  des  personnes  agr^ables 
aux  Souverains.« 

Man  sieht  aus  dieser  kunstvollen  Darstellung,  dass  mit  ein 
wenig  Geschicklichkeit  aus  einer  Urkunde  das  grade  Gegentheil  von 
deai  berausinterpretirt  werden  kann ,  was  darin  steht.  Herr  Fried- 
berg beginnt  mit  der  Aufstellung  ein^r  Alternative,  richtet  seine 
>Wenn  und  Aber«  gegen  die  eine  Seite^  derselben  und  stellt  dann 
an  den  Leser  die  Zumutbung,  sich  ohne  weitere  Prüfung  mit  ihm 
auf  die  andere  Seite  zu  stellen ,  welche  seinen  Standpunkt  darstellt, 
obwohl  eben  dieser  es  ist,  der  als  ein  begründeter  sich  überhaupt 
nicht  erweisen  lässt. 

Wir  wissen  nositiv  aus  wiederholten  Erklärungen  des  aposio* 
lischen  Stuhls ,  in  welchem  Sinne  der  irische  Wahlmodus  von  ihm 
verstanden  wurdeTund  dass  dies  nicht  in  dem  Sinne  war,  den  Fried- 
berg ihm  unterschieben  will,  und  nun  will  uns  Letzterer  dennoch 
das  Gegentheil    glauben  machen.    Wo   sind   denn   seine   Beweise? 


Tfy 
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Statt  ibrer  bietet  er  ntasnur  eine  Verdrekuti|^  des  klaren  Wortlau- 
tes der  Note  Berslett's  vom  8:  Juli,  atu  auf  diese  Weise  einen  Sinn 
aus  derselben  herauszupressen ,  der  ^enn  ^ucb  vieHf^icht  den  gehei- 
men; Intentionen  der  badiscben  Begierong  enteprochen  haben  kann, 
doch  ans  den  in  ihr  gebrauchten  Worten  min  nad  nimmer  ^u  fol- 
gern ist. 

Nach  Friedberg  soll  Berstott  in  dtr  gedachten  Note  dai  Breve 
in  dem  Sinne  grfordert  haben,  dass  dadurch  die  M((glichkeit  der 
Wahl  einer  der  Begierong  nngenehmen  Person  rechtlich  absolut  nn- 
mdgiich  gemacht  werde. 

Wir  kennen  es  getrost  dem  Urtheil  der  Leser  überlassen ,  ob 
sie  im  Stande  sindy  eine  solche  Erklärung  in  der  Note  Berstett's  zu 
entdecken. 

.  Wenn  darin  gesagt  ist,  es  sei  Baden  gelungen ,  die  Höfe  von 
Darmstadt,  Cassel  und  Nassau  zu  bestimmen,  »de  iie  d^mander  ces 
/  lettres  que  daus  un  sens  qui  s'accorde  parfaitement  avec  1' Ultimatum 
et  qui  laisse  subsister  toute  la  libertä  de  l'^Iection  en  donnant  tonte- 
ibis  aux  Oouvernements  une  garantie  de  plus  de  ce  qu'aueun  indi- 
vidu  d^sagr^able  ne  puisse  §trö  ^Iu,<  so  hatte  gewiss  der  aposto- 
lische Stuhl  nicht  die  mindeste  Veranlassung,  daran  zu  denken,  dass 
durch  das  Breve  eine  absolute  rechtliche  Unmöglichkeit  der  Wahl 
einer  dem  Landesherrn  nicht  genehmen  Person  in  dem  alle  Wabl- 
freiheit  der  Capitel  eliminirenden  Sinne,  den,  wie  wir  gesehen,  Fried- 
berg damit  verbindet,  begründet  werden»  solle. 

Wie  aber  Somaglia.gar  auf  den  Gedanken  hätte  kommen  sol- 
len, auf  einen  Unterschied  des  verlangten  Breve  mit  dem  Ultimatum 
hinzuweisen,  wenn  Berstett  ein  Breve  verlangt  qui  s'accorde  avec 
rUltimatum  und  wenn  er  das  Ultimatum  vom  Papste  in  einem  Sinne 
erklärt  verlangt,  welchen  er,  der  Papst,  selbst  damit  verbinde  >  das 
begreife,  wer  kann.  Vernunftgemäss  lässt  sich  doch  nur  behaupten, 
dass  wenn  Baden  das  Breve  in  einem  Sinne  verlangte ,  '^welcher  von 
dem  Qedauken,  den  der  apostolische  Stuhl  mit  dem  Ultimatum  ver- 
band, abwich,  es  nicht  Sache  des  letzteren ,  sondern  .^ep  badisclien 
I  Begierung  gewesen  wäre,  sich  klar  darüber  auszusprechen  und  aus- 
\ drücklich  hervorzuheben,  dass  man  das  Ultimatum  nicht  in  dem 
^ Sinne,  wie  es  der  hl.  Stuhl  auffasse,  sondern  in  demjenigen,  den 
Baden  und  die  mit  ihm  verbündeten  Staaten  selbst  damit  verbun- 
den, erklärt  oder  vielmehr  ergänzt  und  abgeändert  verlange.  Aber 
Herr  Friedberg  wei^  sich  zu  helfen;  er  bürdet  dem  Cardinal  die 
Verpflichtung  auf,  einen,  den  klaren  Worten  zuwiderlaufenden  Sinn 
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ans  Berstett's  Note  heransmlesen  nnd  erklärt  es  dann  für  eine  pure  Sil'- 
bensiecherei,  wenn  man  annimmt,  dass  der  Cardinal  der  BerBtett*schen 
Erklärtmg  »dan»  un  sens  qui  s'accorde  avec  l'üitimtitam«  and  resp. 
»dans  le  sens  que  S.  S'*-  y  attache  Blle-memec  den  Sinn  beigelegt 
habe,  welcher  sich  ans  dem  völlig  unzweifelhaften  Wortlaute  er- 
gibt 

In  dieser  Weise  springt  Friedberg  mit  dem  Inhalte  diplo- 
matischer Aktenstücke  um  und  erdreistet  sich  dann  noch,  denen, 
die  es  etwa  wagen  möchten,^  niclit  seiner  Ansicht  zu  sein ,  den  Vor- 
wurf geistiger  Armuth  entgegen  zu  schleudern. 

Auch  der  aus^dem  Benahmen  der  römischen  Unterhändler  her- 
geleitete^ Grund  ist  unhaltbar.  Dass  die  päpstlichen  Commissäre  die 
Forderung  des  Breve^  welche  Genotte  jedenfalls  bald  nach  dem  Ein- 
treffen der  Depesche  Berstett's  an  ihn  vom  17.  April  zu  ihrer  Kennt- 
niss  gebracht  hatte,  anfänglich  kalt  und  mit  Misstraueu  aufnahmen, 
ist  sehr  begreiflich.  Badeft  hatte  in  der  Separatverhandlung  das 
Ultimatum  pure  angeuf^mmen  und  nun  schien  es  wieder  mit  den  an- 
deren StaateT^emeinschaftliche  Sache  gegen  Rom  zu  machen.  Was 
lag  auch  wohl  näher  als  dass  msm  in  Kom  auf  den  Gedanken  kam, 
es  werde  eiji^i^edliches  Spiel  getrieben  und  das  Breve  nur  ver- 
langt, um  auf  dicsenT  Weg£)  den  in  der  Kirchenpragmatik  in  Be- 
zog auf  die  Besetzung  der  Bischofsstähle  enthaltenen  Grundsätzen 
von  [Neuem  Thür  und  Thor  zu  öffnen.  In  diesem  Punkte  sind  wir 
akso  durchaus  der  Ansicht  des  Herrn  Friedberg  ,  aber  wir  sind  es 
nicht  in  Bezug  auf  die  Folgerungen,  die  er  daraus  zieht. 

Wenn  er  nämlich  die  der  badischen  Separatverhandlung  ange- 
hörigen  Aktenstücke  genau  gelesen  hat,  so  wird  es  ihm  gewiss  nicht 
entgegen  sein,  dass  die  Note,  welche  Berstett  am  8.  Juli  1826  an 
Somaglia  richtete,  hauptsächlich  den  Zweck  hatte ,  dass  bei  den  rö- 
mischen verhandelnden  Personen  entstandene  Misstrauen  ,  von  dem 
Genotte  berichtet  hatte  ,  zu  beschwichtigen.  Darum  beginnt  die 
Note  gleich  mit  der  Versicherung  dass  es  Baden  gelungen  sei,  die 
anderen  Höfe  zu  bewegen ,  sich  nicht  mehr  auf  die  Pragmatik  zu 
stützen  und  einzuwilligen,  dass  das  Ultimatum  >yörtlich  in  die  Er- 
<;änzangsbulle  aufgenommen  werde.  Darum  gibt  sie  wiederholt  dem 
Gedanken  Ausdruck,  dass  das  Breve jiicht  in  einem,  dem  Ultima- 
tum widersprechenden^  nicht  in  einem  anderen  Sinne  als  in  demje- 
nigen ,  welchen  der  apostolische  Stuhl  selbst  damit  verbinde  ,  ver- 
langt werde.  Darum  erneuert  sie  die  Versicherung,  dass  der  Gross- 
herzog entschieden  sei ,   die   Ergänzungsbulle    anzunehmen    und   zu 
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publiüiren  und  erklärt  endlich  die  entstandenen  Schwierigkeiten  als 
nnr  secundärer  Natur. 

Die  Note  war  daher  in  der  That  vollkommen  geeignet,  du 
entstandene  Misstrauen  zu  zerstreuen ,  und  dies  um  so  mehr,  da 
schon  der  Umstand,  dass  der  badische  Minister  der  auswärtigen  An- 
gelegenheiten sich  persönlich  an  den  Cardinalstaatssecretär  wendete, 
als  ein  Zeichen  loyalen  Entgegenkommens  betrachtet  werden  durfte. 
Somaglia  nahm  selbstverständlich  die  Versicherungen  des  badischen 
Ministers  für  baare  Münze  und  darum  konnte  öenotte  unter  dem  1* 
August  1826  an  letzteren  berichten,  dass  man  nunmehr  in  Rom  die 
Loyalität  und  Rechtlichkeit  der  Intentionen  des  Grossherzogs  aner- 
kenne und  ihnen  volle  Gerechtigkeit  widerfahren  lasse,  nachdem  man 
sich  überzeugt,  das  Baden  im  gemeinschaftlichen  Interesse  gehan- 
delt habe. 

Wir  haben  ja  aber  auch  in  der  Antwort  welche  Somaglia  un- 
ter dem  2.  August  dem  badischen  Minister  auf  seine  Note  vom  8. 
Juli^rtheilte,  eine  authentische  Erklärung,  in  welcher  Weise  der 
hl.  Stuhl  den  Inhalt  dieser  Note  aufgefasst  hatte. 

Dass  diese  Erklärung  der  Friedberg'schen  AuiTassung  keine 
Stütze  bietet,  kann  man  wohl  schon  zur  Genüge  aus  der  Art  und 
Weise  erkennen,  wie  F.  sich  darüber  auslässt.  »Somaglia'^  Sprache,« 
sagte  er,  »war  gewunden  und  nicht  offen.« 

Er  billigte  die  Auffassung,  welche  Berstett  über  das  Ultima- 
tum gezeigt  hatte,  aber  indem  er  selbst  den  Sinn  desselben  um- 
schrieb, hütete  er  sich  wohl^  die  juristische  UnmöglichkeU  der  Wahl 
eines  missliebigen  Bischofs  zuzugestehen^  sondern  sprach  immer  nur 
davon,  dass  ein  Mann>  würdig  und  geeignet,  zur  heiligen  und  wei- 
sen Regierung  der  Kirche  auf  den  bischöflichen  Stuhl  gesetzt  wer- 
den solle ,  und  dass  ein  solcher  dem  Landesherrn  nicht  ungenebm 
sein  könne.  Es  sei  also  dem  Staate  alle  Garantie  gegeben ,  zumal, 
falls  doch  niissliebige  Candidaten  auf  die  Liste  kommen  sollten, 
diese  ja  gestrichen  werden  könnten. 

Es  mag  Herrn  F.  nicht  leicht  geworden  sein,  diese  Zeilen  nie- 
derzuschreiben,  mit  denen  er  selbst  das  ganzb  Kartenhans  seiner 
windigen  Deductionen  über  den  Haufen  wirft.  —  Nun  wird  aber  Je- 
der, welclier  die  Note  Somaglia's  (Bd.  IL  S.  157.)  selbst  liest,  zu- 
geben müssen,  dass  dieselbe  keineswegs  eine  gewundene,  sondern 
dass  sie  im  Gegentheil  eine  sehr  klare  und  offene  Sprache  fuhrt. 
Zunächst  heisst  es  darin: 

»Le  sinc^re  d^sir  dont  S.  S^^*  est  animee,  de  voir  ä  la  tinar- 
rangäes   d'une  maniere   satisfaisante  les  aiffaires  ecclösiastiques  de 
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r£glise  catholique  dans  les  £tats  du  Sud  de  rAlIeniagne  Lni  a  fait 
lire  avec  le  plus  vif  int^ret  le  r^sultat  des  demarches  que  S.  A.  R. 
le  6ran-Duc  de  Bade  a  faites  ponr  am^ner  les  autres  Souverains 
ProtestanU  de  la  Conf^deration  Germanique  dans  la  r^solutionde  ne 
jim  s^appuyer  9ur  les  principes  cotüeHus  dans  la  saidisant  Prag^ 
matique  et  de  consentir  k  Taceeptation  pure  et  simple  de  PUItima- 
tam  propos^  avec  la  note  du  16.  Juin  de  TaDu^e  derniere. 

Nachdem  der  Gardioal  sodann  der  Anerkennung  erwähnt  hat, 
welche  diese  Bestrebungen '  des  Grossherzogs  trotz  des  noch  nicht 
vallständig  erreichten  Erfolges  beim  hl.  Vater  gefunden ,  spricht  er 
die  Hoffnung  aus,  dass  die  Vorsehung  so  edle  Anstrengungen  mit 
den  glücklichsten  Ergebnissen  krönen  werde. 

Sodann  fahrt  er  fort: 

>V.  E.  a  tres  justement  observe  que  dans  PUltimatum  du  St. 
Pere  se  trouve  la  garantie  que  les  Souverains  peuvent  d^sirer  dans 
les  elections ,  car  V.  E.  aura  sans  d  'te  remarqud ,  que  selon  les 
fipressions  de  PUltimatum  les  Candidats  qui  peuvent  avoir  place 
dans  la  liste  ä  präsenter  aux  Souverains,  doivent  etre  propres  ä  gou- 
verner  leur  diocese  non  seulemens  avec  cet  esprit  de  saintete  qui 
doit  distinguer  les  Eveques,  mais  aussi  avec  sagesse  »dignos  et  ido- 
neos  ad  Ecciesiam  sancte  sapienterque  regendam.  Or  tels  individus 
ne  saoraient  etre  desagrfebles  k  leurs  Souverains.  Mais  outre  cela 
les  Souverains  n'ont-ils  pas  garantie  de  pouvoir  indiquer  aux  Cha- 
pitres  ceux  panni  les  Candidats  qui  ne  leur  seraient  pas  agreables? 
Et  le  St.  Pere  dolt-il  faire  le  tort  ^  la  fleur  du  Clergö  catholique 
de  la  partie  m^ridionale  de  PAUemagne  tels  que  scront  les  Chanoines 
des  Eglises  cathedrales ,  de  les  snpposer  capables  de  präsenter  ä 
leurs  Souverains  une  liste  d'Ecclösiastiques,  comme  dignes  de  rem- 
plir  avec  sainteti  et  avec  sagesse  les  hautes  fonctions  de  VEpisco^ 
poi^  qui  soieni  tous  desagrcahles  au  Gouvernement,  Mais  puisque 
S.  Ä.  R.  le  Orand-Duc  parait  dösirer.  que  le  St.  Pere,  sans  toucher 
ni  ä  V esprit  ni  ä  la  lettre  de  V  Ultimatum  veuille  bien  expliquer  la 
cluwe  dans  le  sens  quHl  y  atkxhe  luirmeme ,  Sa  S**-  pour  donner 
A.  S.  R.  une  nouvelle  preuve  de  confianee  ne  se  refusera  pas  ä 
Fresser  aux  chapitres  un  Bref  semblable  ä  celui  que  Son  Auguste 
Pr^d^cesseur  adressa  aux  Chapitres  de  la  Prusse  le  16.  Juillet 
1821. 

Somaglia  fixirt  also  zunächst  genau  den  Sinn,  welchen  der  apo- 
^itolische  Stuhl  dem  Ultimatum  beilegt ,  bemerkt  jausdrücklich ,  da«s 
Candidaten,  welche  die  im  Ultimatum  vorgeschriebenen  Eigenschaften 
bitten,  ihren  Landesherrn  ebendeshalb  auch  angenehm  sein  mussteus 
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besseichndt  die  Voraussetzung,  als  könnten  die  Dorocapitel  ihren  Son- 
verains  eine  Liste  von  lauter  ihnen,  ungenehmen  Geistliehen  als  wür- 
dig präsentiren ,  die  hohen  Pflichten  des  Episcopats  mit  Heiligkeit 
und  Weisheit  m  erfüllen ,  als  eine  ungerechte  Znmttthung  gegen 
die  in  den  Domherrn  repräsentirte  Blütbe  des  Glerus  von  Deutsch- 
land, erklärt  aber  schliesslich  die  Bereitwilligkeit  zum  Erlass  des 
Breve,  da  der  Qrossberzog  nur  gewünscht  habe,  dass  dieses ^johne 
an  dem  Geiste  und  Buchstaben  des  Ultimatum  irgend  wie  zu  rüt- 
teln, lediglich  in  dem  Sinne  erlasseti  werden  solle,  welchen  der  Papst 
selbst  mit  dem  Ultimatum  verbinde. 

Er  spricht  zudem  die  Anerkennung  des  Papstes  darüber  aus, 
dass  Baden  bemüht  gewesen  ist,  die  Kirchenxyragniatik  ztim  Falk 
zu  hringen.  Wie  Hesse  sich  damit  wohl  der  Gedanke  zusammen- 
reimen, dass  der  Papst  selbst  mit  deiri  Breve  den  Regierungen  einen 
Einfiuss  auf  die  Besetzung  der  Bischofsstuhle  habe  einräumen  wol- 
len,  welcher  den  .Grundsätzen  der  Pragmatik  entsprochen  haben 
wurde. 

Für  einen  juristischen  Seiltänzer  w^e  Herrn  F.,  ist  freilich  auch 
diese  klare  Sprache  keia  Hinderniss.  Es.  sei  kaum  anzunehmen, 
sagt  er,  dass  die  römische,  Curie,  welche  «o  viele  Jahre  den  irischen 
Wahlmodus  zum  Gegenstande  der  Unterhandlungen  mit  England, 
Preussen,  Hannover  und  den  Niederlanden  gemacht,  ihn  selbst  er- 
dacht habe,  sich  über  die  juristische  Natur  desselben  niclit  so  klar 
gewesen  sein  sollte,  wie  es  die  württembergische  Regierung  auf  den 
ersten  Blick  schon  war.  Man  werde  demnach  in  den  Worten  So- 
maglia's  nur  ein  geschicktes  Um'gehei;!.  unbequemer  Erörterungen  zu 
erblicken  haben.  Vielleicht  habe  er  auch  wirklich  geglaubt,  dass 
bei  der  zur  Zeit  bestehendeu  Lage  des  Verhältnisses  von  Kirche  und 
Staat  factisch  selbst  der  irische  Wahlmodus  dem  von  den  Regier- 
ungen gewünschten  Zwecke  entsprechen  könne. 

Habe  der  hl.  Stuhl  erklärt,  das  gewünschte  Breve  dem  Wort- 
laute und  Geiste  des  Ultimatums  entsprechend  zu  ertheilen,  so  habe 
er  sich  damit  ganz  die  Auffassung  der  vereinigten  Staaten  bezü<;- 
lieh  des  letzteren  angeeignet ,  denn  da  der  Inhalt  des  Breve  von 
den  Regierungen  genau  formulirt  gewesen  sei,  so  habe  dadurch  dem 
Cardinalstaatssecretär  kein  Zweifel  irgend  welcher  Art  entstehen 
können.  Habe  er  nichts  desto  weniger  dieses  Breve  dem  Geiste  des 
Ultimatums  entsprechend  erklärt,  so  könne  das  nichts  weiter  heissen, 
als  das  jetzt  rechtlich  unmöglich  gemacht  werde,  was  nach  dem  Ul- 
timatum factisch  unmöglich   sei ,   die  Walil  eines   ungenehmen  Bi- 
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scbofs,  wie  ja  zu  diesem  Zwecke  der  ganze  irisehe  Wahlmodus  er- 
fandea  sei. 

Ja  man  kdnne  sogar  aus  dieser  Paralellisining  von  Breve  und 
Ditiniatiim  den  Scbloss  zieben,  dass  nuoh  Somaglia  nach  dem  letz<- 
terai  die  Wahl  einer  Persona  niinus  grata  absolut  ausgescAlosiGren 
dacbte. 

Wenn  man  aber  aus  den  angeführten  Worten  der  Note  den 
Sinn  absttebiren  wolle :  nach  dem  Ultimatum  ist  die  Wahl  eines  nn- 
genehmeft  Bisehefs  zwar  unwahrscheinlich  aber  nicht  nnm((glich,  wir 
wollen  Euch  jetzt  ein  Breve  geben ,  welches  denselben  Sinn ,  also 
auch  denselben  Inhalt  hat,  so  setze  man  dadurch  den  Cardinal- 
sUatssßcaretär  auf  iit  Linie  eines  gemeinen  silbenstecbenden  Intri- 
gaanten ,  der  es  liebe^  an  ein  Wort  des  Oegners  anzuknüpfen ,  dies 
mit  Mentalreservationen  zu  deuten  und  in  die^iji  Sinne  eine  '  Ant- 
wort zu  geben ,  die  den  Andern  täuschen  müsse;  Es  sei  jedenfalls 
bemerkenswerth,  dass  nicht  dttiFriedberg's  den  Stein  einer  so  schmäh- 
lichen Aoscbuldigunfir  auf  die  Öurie  werfen ,  es  geschehe  das  ledig- 
lich von  einer  Seite,  die  freilich  mit  dem  Kflstzeuge  der  Mentalm- 
servation  übermässig  vertraut  sei. 

Was  sollte  es  aber  auch  denn  bedeuten,  wenn  der  Papst  das 
Breve  dem  Ultimdinm  gegentber  als  eine  Mehrforderung  bezeichne. 
Oder  sdlie  man  wirkKeh  annehmen,  dass  es  Seitens  derCupe  schon 
lieaonders  gut  gethan  erscheine,  falls  sie  undeutliche  Wdrtfägungen, 
>lie  nur  EÜnken  zum  Schutz  und  Schirm  dienen  kdnnen,  anfgebe  und 
'ieatlich  ohne  Bückhalt  ihre  Meinung  sage.  Sei  das  Verlangen  dar- 
nach schon  eine  Mefarforderung  im  Sinne  Roms?  Wiederum  nehme 
da8  nicht  er,  FriQdberg,  bei  der  Politik  des  römischen  Stuhles  an, 
550Ddert  auch  hier  müsse  den  Wortführern .  gewisser  Parteien  der 
Kahm  überlassen  werden  ,  Rom  in  dem  Lichte  darzustellen ;  als  ob 
es  bei  jeder  Unterhandlung  mit  weltlichen  Mächten  List  und  Hinter- 
halt brüte  und  sich  durch  beabsichtigte  Zweideutigkeit  der  Wort-  ^ 
fas^'ung  jede  Hinterthüre  offen  lassen  wolle. 

Was  also  seiner  Argumentation  an  überzeugenden  Gründen  ab- 
gebt, sucht  F.  durch  Insulten  gegen  Jedermann,  der  es  wagt, 
anderer  Meinung  zu  sein,  als  er,  zu  ersetzen.  Wir  an  unserem 
Theil  werden  uns  indess  durdi  diese  Art  literarischen  Faustrechtes 
durchaus  nicht  bestimmen  lassen,  daran  zu  glauben,  dass  der  apo- 
stoHsche  Stuhl  mit  dem  fraglichen  Breve  den  josephinischen  Theo- 
rien der  damaligen  süddeutschen  Staatsmänner  das  Siegel  der  kirch- 
lichen Approbatioil  habe  aufdrücken  wollen.  Wenn  in  den  dama- 
ligen Verhandlungen  der  oberrheinischen  Staaten  mit  dem  aposto- 
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lischen  Stuhl  Hinterhalt  uud  List  gefibt  worden ,  so  wird  wohl  heut 
zu  Tage  Niemand  mehr  im  Zweifel  darüber  sein  können,  dass  es 
nicht  der  hl.  Stuhl  war «  von  dem  sie  ausgingen.  Gradezu  absurd 
ist  es,  behaupten  zu  wollen,  dass  der  hl.  Stuhl,  von  der  badischen 
Regierung  aufgefordert,  das  Ultimatum  in  dem  Sinne  zu  erläutern, 
den  er  selbst  damit  verbinde »  es  im  Sinne  Wnrttemberg's  erläu- 
tert habe. 

In  wiefern  das  Breye  vom  Standpunkte  des  apostolischen  Stuhls 
eine  Mehrbewilligung,  une  garantie  de  plus  im  Vergleiche  gegen 
das  Ultimatum  enthält,  haben  wir  schon  oben  dargethan. 

Die  Erklärungen  nun ,  welche  die  badische  Kegierung  in  der 
in  Kede  stehenden  Separatverhandlung  dem  apostolischen  Stuhle  ab- 
gegeben hatte,  mussten  selbstverständlich  auch  von  Einfiusssein  auf  des- 
sen AuiFassung  der  demnächst  unter  dem  4/7.  September  1826  von 
den  sämmtli<;hen  vereinigten  Regierungen  auf  das  Ultimatum  er- 
theilten  officiellen  Antwortsnote.  Die  betreifenden  Stellen  derselben 
haben  wir  in  der  Kritik  der  Syberschen  Schrift  Bd.  [81.  S.  88.  des 
Archivs  bereits  angefahrt.  Auch  darin  verlangen  die  vereinigten 
Regierungen  nur, 

a)  des  lettres  apostoliques  ^xplicatoires  de  la  Bulle  suppl^men- 
taire,  also  nur  ein  die  Bestimmungen  der  Bulle  erlmUemdes, 
nicht  aber  ein  mit  denselben  in  Widerspruch  stehendes  Breve. 

b)  Das  Breve  soll  alle  Dunkelheit  in  Betreff  des  Sinnes ,  in  wel- 
chem der  Papst  den  Vorselüag  des  Ultimatum  angewendet 
wissen  will,  beheben, 

>par  les  quelles  toute  abscurit^  sur  le  sens  dans  le  quel  la 
propositiou  en  question  doive  etre  appliqu^e  se  trouverait 
completement  leväe.« 

c)  Dies  soll  geschehen  in  einer  Weise ,  dass  die  Capitularen  sich 
vor  der  Wahl  mit  den  resp.  Gouvernements  in's  Einvernehmen 
zu  setzen  haben,  afin  que  le  choix  ne  tombe  que  sur  des  per- 
sonnes  qui  aient  l'agräment  dos  gouvwnements. 

Nun  war  ja  der  Modus ,  wie  das  Einvernehmen  stattfinden 
sollte,  im  Ultimatum  selbst  vorgeschlagen  uud  von  den  Regierungen 
nicht  beanstandet,  er  bestand  in  dem  Listeuverfahren.  Es  handelte 
sich  also  im  Wesentlichen  nur  um  Beseitigung  etwaiger  Missver- 
ständnisse der  Domcapitel  in  Betreff  der  Eigenschaften  der  för  die 
Wahl  in  Aussicht  zu  nehmenden  Candidaten.  Diese  Eigenschaften 
hielt  der  apostolische  Stuhl  in  der  Bulle  ausreichend  praecisirt,  und 
zwar  in  dem  Umfange,  dass  damit  auch  implicite  dem  Ansprüche 
der  Regierungen  in  Bezug  auf  ihr  Agrement   genügt  sei.    Die  Ke- 
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« 

gieningen  wollten  aber  die  Gapitel  auf  diesen  Punkt  ausdrücklich 
aafmerksam  gemacht  »ehen,  afin  que  le  choix  ne  torobe  que  sur  des 
personnes,  qni  aient  lenr  agrement.  Deshalb  wünschten  sie  das  Ex* 
plicaliTbreve. 

In  welchem  Sinne  der  hl.  Stuhl  die  gedachte  Note  der  Re- 
gieraogen  verstand  und  dem  Wunsche  der  letzteren  entsprach,  er« 
gibt  die  officiefte  Antwortsnote  Somaglia's  vom  6.  Januar  1827. 
(Bd.  II.  S.  158.) 

»Les  quatres  articlesc  (des  Ultimatum)  sagt  er,  »pris  dans  leur 
sens  propre  et  naturel  anraient  du  oonvainire  les  Priuces  et  £tats 
reunis  que  le  St.  Pere  d^rait  et  d^sire  autant  qu'Eux  qu'il  ne 
soit  port<  ä  r^piflcopat,  aux  dignit^s  et  aux  Canonicats  des  Chapi- 
tres  que  des  pwsonnes  in^tmies  dans  les  scienoes  eccMsiastiques 
sages,  vertuenses,  en  nn  mot  dignes  et  aptes  ä  couvrir  ces  places, 
et  qui  par  cela-meme  soient  appr^iables  par  leurs  Souverains  et 
snsceptibles  de  leur  agrement.  Mals  cela  non  obstant,  le  St.  Pdre, 
toajours  guid£  par  les  intentions  les  plus  pures  veut  encore  donner 
aoi  Princes  et  letalis,  reunis  une  nonvelle  marque  d'^gards  particu* 
Hers,  en  ötant  de  son  cdt^  et  autant  que  faire  se  pent,  toute  esp^e 
d'obstaele  ä  un  arrangement  qui  sous  tous  les  rapports  et  dans  tous 
les  ii^J^rets  bien  entendus  est  devenu  pressant.  Sa  Saintet^  apres 
a?oir  fait  expedier  la  Bulle  en  compl^ment  de  celle  >  Provida  solers- 
quec  adressera  ii  l'Archeveque  et  aux  EvSques  de  la  Province  Eccl^« 
äiastique  —  un  bref  semblable  ä  celui  que  Son  auguste  Pr^d^cesseur 
le  Pape  Pie  YII.  adressa  dans  le  mois  Juillet  1821  aux  Chapitres 
des  Elises  du  Royaume  de  Prusse.« 

Es  ist  klar,  dass  der  apostolische  Stuhl  damit  in  keiner  Weise 
za  erkennen  gegeben  hat,  durch  das  zu  erlassende  Breve  den  Staa- 
ten ein  absolutes  Veto  einräumen  zu  wollen.  Die  vereinigten  Be^ 
gierangen  haben  nach  Empfang  dieser  Note  der  Annahme  des  Ulti- 
matum keinen  Widerspruch  weiter  entgegengesetzt,  und  wurde  dem- 
zQfolge  die  Bulle  >Ad  dominici  gregis  custodiamc  publicirt  und 
gleichzeitig  das  Breve  »Re  Sacrac  erlassen. 

Auf  weitere  Einzelheiten  dieses  Tfaeiles  der  Friedberg'schen 
Darstellung  enthalten  wir  uns  näher  einzugehen ,  obzwar  noch  eine 
Anzahl  Punkte  von  untergeordneterer  Bedeutung  uns  zu  Ausstellungen 
Anlass  gdDen  würden.  ^  Nur  auf  einen  Umstand  möchten  wir  aus- 
drücklich aufinerksam  machen.  Seite  200.  Bd.  I.  wird  des  unter 
den  vereinigten  Staaten  geschlossenen  Staats  Vertrages  vom  15.  No- 
vember 1827,  durch  welchen  der  auf  die  gemeinsame  Regulirung  der 
katholisch-kirchlichen    Verhältnisse    bezügliche    Staatsvertrag     der- 
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tete  Katkolik  war  im  Stande,  sie  vorauszosagen.  Sie  lässt  sich  fug- 
lich in  folgende  Worte  zasanimenfassen ,  die  das  Wesentliche  der 
von  den  verschiedenen  Bischöfen  Preussens  ergangenen  Instructionen 
zusammenfassen ,  und  in  der  That  auch  den  von  den  preussischen 
(Bischöfen  auf  ihrer  letzten  Versammlung-. Jj^  Fulda  gefassten  Be- 
acblüsseu  tcörUichy  nur  mit  Auslassung  einiger  /SjpeeialbestimmuDgen, 
entnommen  sind.  Die  in  Betreff  der  Civilehe  hauptsächlichsten  Be- 
stimmungen dieses  Aktenstückes  lauten: 

»Die  Geistlichkeit  bat  die  Gläubigen  in  den  Predigten  und 
Katechesen  sowohl,  als  auch  im  Privatunterrichte,  darüber  zu  be- 
lehren, dass  die  gesetzliche  Vorachrift  über  die  Ebeschliessung  vor 
dem  Civilstandsbeamien  eine  fein  staaüiehe  Anordnung  ist  und  darum 
auch  nur  Folgen  für  das  hürgerliche  Leben  hat,  dass  aber  durch 
die  Erklärung  der  Brautleute  vor  dem  Standesbeamten  und  durch 
die  von  demselben  vorgenommenen  Förmlichkeiten  ein^  kirchliche^ 
d.  h.  ein^  vor  Gott  und  seiner  Kirche  gillige^  wahre  Ehe  nicU  zu 
Stande  kommt,  sondern  dass  diese  nach  der  Lehre  unserer  Kirche 
von  ihnen  nur  ge^jchlossen  werden  kann  vor  ihrem  Pfarrer  und  zweien 
Zeugen,  m  der  Weise,  wie  sie  bisher  ihre  Ehen  geschlossen  haben, 
und  .dass  sie  nur  durch  diese  kirchliche  Ebeschliessung  das  Sacra- 
ment  der  Ehe,  die  von  Christus  den  EheleuteQ  verheissene  Gnade 
empfangen.  Die  Gläubigen  sind  also  zu  belehren ,  ^lass  sie  sich 
nach  der  vor  dem  Standesbeamten  abgegebenen  Erklärung  keiiws- 
wegs  als  wirJUiche  Eheleute  zu  betrachten  J^ben^  und  dass  die  vor 
Gott  und  der  Kirche  giltige  sacr amentale  Ehe  nur  vor  dem  Pfarrer 
geschlossen  wird,  dass  sie  daher  nach  der  Erklärung  vor  dem  Stan- 
desbeamten sieh  aUbald  zur  hirchlichcn  Trauung  zu  gesteilen  und 
bis  dahin  sich  nur  als  Brautleute  eu  betrachten  haben^  und  bis  da- 
hin alle  jene  göttlichen  und  kirchlichen  Vorschriften  für  sie  Gel- 
tung habe» ,  welche  sie  als  Brautleute  verpflichten.  Es  ist  ihnen 
offen  zu  sagen,  dass  diejenigen  Brautpaare ,  welche  ihre  Erklärung 
nur  vor  dem  welüichen  Beamten  abgegeben ,  und  keine  kirchliche 
Ehe  geschlossen  haben,  von  der  Kirche  als  Eheleute  nicht  angesehen 
und  behandelt  werden. 

Die  Pfarrer  haben  dahin  zu  wirken,  dass  die  Anmeldungen  zn 
.'den  Aufrufen  (Aufbiettmgeii)  zuerst  bei  ihnen  erfolgen^  damit,  wenn 
sich  ein  Ehehinderniss  vorfindet,  oder  ein  Einspruch  ef folgt,  diese 
zuvor  gehoben  werden ,  oder  falls  die  Hebung  (nach  kirchlidu'i^ 
Grundsätzen  natürlich)  unmöglich  ist,  die  Brautleute  rechtzeitig  (d.  li. 
also,  bevor  sie  bei  dem  Standesbeamten  irgend  einen  Schritt  getlian 
haben)  bewogen  werden  können,  von   ihrem   Vorhaben  absustehen. 
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Den  Gläabigen  ist  es  als  Pflicht  vorzuschreiben,  nicht  eher  den  Ci- 
Tilcontract  abznschliessen,  bis  ihr  Pfarrer  ihnen  ei;kl&rt  hat,  dass  der 
tircUiehen  Trauung  kein  Hindemiss  entgegenstehe.  Wo  zu  le^ 
ßrcUen  ist,  dass  Brautleute  sich  mit  einer  blossen  Civilehe  begnfi- 
gen  oder  gemischte  Ehen  ohne  dio  von  der  Kirche  Torgeschriebencn 
Gautiotten  eingehen  werden,  haben  die  Pfarrer  sich  von  allen  bür- 
gerlichen Eheverkfindigungen  rechUseitig  ^enntniss  zu  verschaffen 
und  durch  pastorale  Einwirkung  die  Brautleute  zur  Eingehung  einer 

hrcUieh  giUigen  und  erlmbtenJEAiß  zu  veranlassen. 

* 

Da  mit  dem  1.  Oetober  d.  J.  die  bürgerliche  Eheschliessung 
ins  Leben  trat  und  daher  die  kirchliche  Trauung  von  da  ab  nicht 
mehr,  wie  bisher,  eine  staatliche  oder  bürgerliche  Geltung  oder  Be- 
deutung hat,  so  treten  von  dem  Tage  an  alle  Vorschriften ,  welche 
der  Staat  in  Betreif  der  Eheschliessung,  resp.  der  Trauung  erlassen 
hat,  für  die  Pfarrer  ausser  Kraft,  und  haben  dieselben  bei  den  Co- 
pulationen  nur  die  JcircMichen  Gesetze  und  Vorschriften  ins  Auge 
KU  fassen  und  zu  beachten.  Es  kommen  also  f3r  die  Pfarrer  nicht 
mehr  in  Betracht  die  staatlichen  Vorschriften  über  die  Proclama- 
tionen,  über  die  Ehehindernisse,  über  den  beizubringenden  Gonsens 
der  Vorgesetzten  bei  Copulationen  der  Beamten  und  Militärpersonen, 
über  den  jOonsens  der  Eltern ,  Vormünder  und  vormundschaftlichen 
Gerichte,  über  die  Trauung  d^  Ausländer,  über  die  beizubringende 
Bescheinigung  der  Vermögensauseinandersetzung  bei  Verheirathung 
von  Wittwem  und  Wittwen  und  über  das  Recht  der  Pfarrer  des 
einen  oder  anderen  Brauttheiles  zur  Vornahme  der  Trauung.  (Die 
meisten  dieser  früher  von  dem  trauenden  Geistlichen  zu  beobachten- 
den  staatlichen  Vorschriften  werden  vom  1,  Oetober  an  von  dem 
^mrgerlichen  iS/a«deÄciw^.  wahrgenommen.)  Selbstverständlich  sind  die 
hrchlichen  Vorschriften  über  die  Ebeschliessung ,  über  die  Procia- 
mationen.(Aufgebote),  Ehehindernisse,  Einholung  der  Dispensen,  über 
tempus^ausum_  (geschlossene  Zeit)  und  über  die  Form  der  Ebe- 
schliessung auch  künftig  mit  aller  Sorgfalt  und  Gewissenhaftigkeit 
in  beachten. 

Diejenigen ,  welche  sich  mit  einer  blossen  Civilehe  begnügen, 
sind  von  dem  Empfange  der  hl.  Sacramente  so  lange  ausguschliessen^ 
bis  sie  zu  einer  kirchlich" giltigen  Ehe  verbunden  sind.  Wenn  pe- 
sehiedene  Eheleute  zu  Lebzeiten  des  anderen  Theiles  eine  neue  Efa^ 
eingehen  (naturlich  eine  blosse  Civilehe,  da  die  Kirche  in  diesem 
Falle  nicht  traut) ,  so  sind  dieselben ,  falls  über  die  Giltigkeit  der 
ersten  Ehe  kein  Zweifel  besteht,  jedenfalls  von  dem  Empfange  der 
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fa.  Sacramente,  und  in  besonders  auffallenden  Fällen  anch  von  der 
Gemeinschaft  der  Kirche  ausguschliessen. 

Die  Kirchenbücher  über  die  vorgenommenen  Proclamationen  und 

Copulationen,  90wie"über  die  Taufen  und  Beerdigungen,  sind  in  der 

bishef'iffen  Weise   fortzuführen.  .  .  .  Kinder ,   die    aus  nur  vor  dm 

Givilstaiidsbeamten  geschlossenen   Ehen   stammen ,  .  .  .    sollen   (im 

[Taufbuch)  in  der  Rubrik  »Bemerkungen«   als  »ex  contractu  civilic 

'  stammend  bezeichnet  werden.« 

In  diesen  Sätzen  ist  das  Verhalten  der  katholischen  Kirche  in 
Preussen  gegenüber  der  am  1.  October  1874  ins  Leben  getretenen 
sog.  Civilehe  deutliclj  vorgezeichnet.  Es  ergibt  sich  daraus ,  was 
übrigens  auch  setbsf verständlich  ist,  dass  die  kirchlichen  Grundsätze 
betreffs  der  Eheschliessung  nicht  im  mindesten  in  Rücksicht  auf 
die  Civilehe  ausser  Kraft  gesetzt  wurden.  Jeder  Katholik  ist  auch 
nach  dem  1.  October  in  gleicher  Weise  wie  bisher  verpflichtet^  seine 
Eheschliessung  auf  dem  bisherigen^  Wege  durch  JcircJdiches  Aufge- 
bot und  kirchliche  Trauung,  mit  Beachtung  der  geschlossenen  Zeit  etc. 
vorzunehmen  und  verfällt  andernfalls  kirchlichen  Strafen.  Bleiben 
so  die  kirchlichen  Grundsätze  unberührt,  so  trat  auch  in  Bezug  auf 
die  kirchliche  Praxis  der  Eheschliessung  am  1.  October  nur  eine 
einzige  Aenderung  ein ,  welche  daher  stammt ,  dass  der  Geistliche 
künftighin  nwr  noch  im  kirchlichen  Auftrage  traut.  Bisher  nahm 
der  Geistliche  bei  der  Trauung  auch  die  staatlichen  Vorschriften  in 
Beziehung  auf  die  Eheschliessung  wahr.  Das  geschieht  vom  1.  Oc- 
tober ab  durch  das  staatliche  Civilstandsamt,  wo  auch  staatlich  »ge- 
traut« wird,  und  dieser  Akt  auf  dem  Civilstandsamte,  eine  rein  bür- 
gerliche Ceremonie,  ohne  eheschliessende  Wirkung  vor  Gott  und  der 
Kirche  muss  gemäss  dem  Civilehegesetz  ^er  Trauung  durch  die 
Kirche  voratt^gehen,  die  Geistlichen  dürfen  unter  Strafe  bis  zu  hun- 
dert Thalern  oder  bis  zu  drei  Monaten  Gefängniss  kein  Paar  mehr 
trauen,  das  nicht  vorher  den  Akt  auf  dem  bürgerlichen  Standesamte 
yorgenommen  hat 

Diese  einzige  Aenderung  ihrer  bisherigen  Ehepraiis,  dass  vom 
1.  October  ab  der  Civilstandsakt  der  kirchlichen  Trauung  voraus- 
zogehen  hat,  gesteht  die  katholische  Kirche  zu,  weil  sie  kann,  nicht, 
weil  sie  muss.  Denn  prindpiell  wird  die  dem  Staate  gegenüber 
voUsiändige  Freiheit  der  Kirche ,  über  die  Bedingungen  der  Ehe  als 
Saerament  zu  bestimmen,  selbstverständlich  unbedingt  aufrecht  er- 
balten, und  ebenso  die  volle  Unabhängigkeit  der  kirchlichen  Ehege- 
riehtsbarkeit.  Falls  daher  etwa  künftige  staatliche  Vorschriften  über 
die  Civilehe  dahin  führen  sollten,  dass  die  Civilehe  in  religiös  oder 
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sittlich  bedenklieben  Formen  vor  sich  ginge,  falls  z.  B.  die  kirch" 
liehe  Trauung  bei  jenem  Civilakte  herabgesetzt  ^ürde  n.  dgl. ,  oder 
falls  die  ma/arteU^  Eh egesetzgebun^  des  Staates  eine  Richtung  ein- 
schlage, dass  die  Kirche  sich  nicJU  mehr  mit  der  Stellang  begnügen 
konnte,  nur  solche  Ehen  zu  schliessen,  welche  v&ther  auch  der  Staat 
dnrch  seinen  Civilakt  als  genehm  bezeichnet  hat ;  so  würde  dann  dit) 
Kirche  sich  wieder  auf  sich  selbst  stellen  und—  ufAehümmert  um 
die  Civilehe  —  ihrerseits  nach,  ganz  freiem  Ermessen  trauen  und 
Strafßii  des  Staates  für  solclies  Vorgehen  ebenso  ruhig  über  sich 
ert^ehen  lassen,  wie  jetzt  die  mai^esetzlichen  Strafen. 

Mnsttceilen  aber  ist  eine  Opposition  der  Kirche  gegen  die  jetzt 
iaä  Leben  tretende  Civilehe  nicfU  erforderlich.  Die  Kirche  kann 
gec[euüber  Aenjetjgt  beliebten  Bestimmungen  über  dieJPorm  derEhe- 
achliessung  und  gegenüber  dem  jetxft  in  Preussen  geltenden  maie^ 
ridien  Eherecht  das  Zugeständniss  an  den  Staat  machen,  keine  Ehen 
kirchlich  einsegnen  zu  wollen,  als  solche,  die  vorher  auf  dem  staat- 
lichen Standesamte  als  staatlich  giltig  anerkannt  sind.  Denn  dieses 
Zugeständniss  enthält  ja  keineswegs  einen  Zwang  für  die  Kirche, 
nnnmehr  alle  Ehen,  welche  der  Staat  anerkennt,  auch  kirchlich  zu 
^'estatten;  im  Gegentheil  entscheidet  die  Kirche  auch  weiterhin  über 
die  Möglichkeit  und  Erlaubtheit  jeder  Ehe  nach  ihren  Grundsätzen,  sie 
betrachtet  nur  diejenige  Ehe  als  vor  Gott  und  der  Kirche  giUig  und 
erlatüd,  welche  nach  kirchlichen  Grundsätzen  gestattet  und  gemäss 
den  Mrchlichen  Vorschriften  geschlossen  ist,  die  Brautleute  sind  bis 
nach  iiirer  kirchlichen  Trauung,  wenngleich  der  staatliche  Akt  schon 
vollzogen  ist,  heilig  verpflichtet^  sich  als  Brautleute  und  nicht  als 
Eheleute  zu  halten. 

Bleibt  es  also  der  Kirche  nach  dem  1.  October  vollständig 
überlassen,  auch  staatlich  anerkannten  Ehen  die  kirchliche  Trauung 
zn  verweigern  und  dieselben  als  kirchlich  ungiltig  und  unerlaubt  zu 
behandeln  und  zu  erklären;  so  könnte  vielleicht  andererseits  darin 
eine  bedeutende  Beschränkung  freier  kirchlicher  Eheschliessung  ge- 
fanden  werden,  dass  die  Kirche  doch  nun  auch  ihrerseits  keine  Ehe 
einsegnet,  die  nicht  attch,  der  Staat  genehmigt  hat.  Diese  Beschränk- 
ung könnte  in  der  That  im  Laufe  der  Zeit  vielleicht  so  bedeutend 
werden,  dass  die  Kirche  dieselbe  durchbräche  und  in  manchen  Fäl- 
len doch  traute ,  wo  der  Staat  die  Civilehe  versagte.  Wenn  z.  B. 
der  oft  gehörte^  Vorschlag,  die  sociale  Frage  durch  Beschränkung  der 
Verheirnthungen  innerhalb  der  unbemitteltem  Stände  zu  lösen,  in 
Preussen  Annahme  fände,  und  der  Staat  als  Bedingung  der  Eh«'* 
Schliessung  Vermögen   oder   sicheres    Einkommen  in.  solcher   Höbe 
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'  verlangte,  dass  die  MeDSchlichkeit  nnd  Sittlichkeit  unter  diesen  Be- 
atimmungen litte;  so  könnte  in  diesem  Falle  die  Kirche,  welche  im 
I^aufe  der  Jahrhunderte  schon  SQhwere  Kämpfe  für  die  Ehen  der 
Laiheigeo^en  und  Sciaven  geführt  hat,  leichj;  in  die  Lage  kommen  zn 
trauen,,  wo  der  3taat  die  Givilehe  versagt.  '  Die  einstweilen  in  Freus- 
sen  geltende  Ehegesetzgebung  ist  aber  derartig,  dass  der  Fall  )imm 
denkbar. . ist ,  wo  eine  kirchlich  zulässige  Ehe  vor  dem  staatlicJicn 
Standesbeamten  Schwierigkeiten  finden  sollte,  und  eine  Beschränkung 
der  kircblichep  übeschliessung  ist  also  factisch  nicht  vorhanden. 

Die  Kirche  leidet  also  durch  ihr  Zugeständniss,  die  kirchliche 
Trauung  erst  tiach  dem  Civilstandsakte  vorzunehmen  t  ^^r  formeU 
f^ine  geringe  Eiabusse  ihrer  Freiheit;  au  der  Handhabung  ihres  ma- 
teriellen Eherechts  wird  sie  in  nichts  geschädigt  und  wird  sie  sich 
^  niemals  schädigen  lassen.  Der  Givilstandakt  an  sich  ist  für  sie  ein 
^\  indifferenter  :Akt,  gerade  so  gut,  wie  die  sogenannten,  manche  ebe- 
\  Ucben  Vermögens  Verhältnisse  regelnden  Ehepakten,  welche  früher  in 
einigen  Gemeinden  Preussens,  sogar  vor  dem  Pfarrer  seltsTlLbge- 
schlpssen.  wurden,  den  kirchlichen.  Akt  in  seiner  Freiheit  und  Würde 
ia  keiner  Weise  geschä.digt  haben .  oder  wie  bisher  die  kirchliche 
Eheschliessung  darunter  keineswegs  gelitten  hat ,  wenn  in  manchen 
Gegenden  die  Geistlichen  gehalten  waren,  Wittwer  und  Wittwen  nicht 
eher  zu  einer  neuen  Ehe  zuzulassen,  bis  dieselben  ein  gerichtliches 
Attest  über  die  Sicherung  des  Erbes  der  Kinder .  Mherer  Ehe  bei- 
gebracht hatten. 

II.  Von  Seiten  des  preassischen  evangelischen  Oberkirehenrathes 
wurde  mit  Ermächtigung  Sr.  Majestät  über  die  in  Folge  des  CiviU 
Standsgesetzes  einer  andorweiten  Begelung  bedürftigen  Punkte  der 
kirchlichen  Ordnung  in  dem  nachstehenden  Erlass  (zur  Kritik  des- 
selben vergleiche  man  z.  B.  die  Germania  Nr.  19.)  Bestimmung  ge- 
troffen: 

»Wir  habtm  schon  in  unserem  Erlass  an  die  Gemeinden  vom 
14.  August  d.  J.  darauf  hingewiesen,  dass  durch  das  Staatsgesetz 
aber  die  Beurkundung  des  Personenstandes  und  die  Formen  der  Ehe- 
schliessung nom  9.  März  d.  J.  die  in  der  kirchlichen  Mitgliedschaft 
begründete  Berechtigung  und  Verpflichtung  der  Kirchenglieder,  ihre 
Ehen  kirchlich  einsegnen  zu  lassen  und  ihre  Kinder^  zur  h^  Taufe 
darzubringen,  keine  Veränderung  erfährt:  die  fortgesetzte  Uebung 
dieser  kirchlichen  Bechte  und  Pflichten  besteht  mit  dem  schuldigen 
Gehorsam  gegen  das  Staatsgesetz  vollkommen  zusammen.  Demnn- 
geachtet  bedarf  es  der  Modification  mehrfacher  kirchlicher  Einrich- 
tungen und  Vorschriften,  die  in  ihrer  bisherigen  Gestalt  darauf  he- 
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rabteo,  dass  den  in  Betraclit  kommenden  Handlangen  der  Kirche 
zagleich  eine  jetzt  wegfallende  Stellung  und  Wirksamkeit  in  der 
bürgerliclieiuBfichtsordnang  zukam.  Wir  haben  die  Pflicht  des  Kir« 
ehenregimenä7  die  durch  diese  veränderte  Bechtslage  bedingten  Ver-* 
äaderangen  der  kirchlichen  Ordnung  herbeizuführen,  rechtzeitig  ins 
Äage  gefasst  und  durch  die  Einforderung  der  gutachtlichen  Aeusser- 
uDg  der  Ereissynoden  den  über  die  einschlagenden  Fragen  in  der 
Kirehe  herrschenden  Ansichten  Öelegenheit  zum  Ausdrudk  gegeben. 

Die  Anordnungen  selbst ,  welche  nunmehr  getroffen  w^ea 
müssen,  fallen  in  einen  für  die  Regelung  eines  so  wichtigen  Gegen-* 
Standes  sehr  ungünstigen  Zeitmoment,  indem  sie  das  Eirchenregi- 
ment  vor  eine  Aufgabe  stellen,  deren  befriedigende  Losung  ohne  die 
beschUessende  Mitwirkung  des  seiner  Ergänzung  noch  entgegengehen- 
den Synedalinstituts  nicht  erwartet  werden  kann.  Die  Gütaobtetr 
der  Kreissynoden  und  die  über  dieselben  erstatteten  Berichte  der 
Consistorien,  so  wichtiges  und  dankenswerthes  Material  sie  auch  er- 
geben haben,  sollten  und  konnten  die  Xücke  nicht  ergänzen,  welche 
mit  der  Unfertigkeit  des  den  legislativen  Aufgaben  der  Eirche  die- 
nenden  synodalen  Organismus  jetzt  noch  gegeben  ist.  Es  hätte  für 
rathsam  erachtet,  werden  müssen ,  bis  zum  Abschluss  des  letzteren 
jene  Anordnungen  zu  vertagen,  wenn  nicht  das  Inkrafttreten  des  ge- 
nannten Staats^setzes  unmittelbar  bevorstände  und  die ,  wie  die 
Beschlüsse  der  Ereissynoden  zeigen,  sehr  verschiedenen  Ansichten  fiber 
die  Rückwirkung  desselben  auf  die  bestehende  kirchliche  Ordnung 
mit  Verwirrungen  in  der  Praxis  droheten. 

Wir  haben  es  daher  der  gegebenen  Lage  entsprechend  geftin- 
den,  bei  den  jetzt  noch  vom  Eirchenregiment  allein  zu  treffenden 
Bestimmungen  von  einer  vollständigen  und  definitiven  Regelung  der 
Angelegenheit  abzusehen.  Dieselben  sollen  vielmehr,  im  Hinblick 
anf  eine  nächstkünftige,  die  vorliegende  Materie  vollständig  umfas- 
sende Synodftlvorlage,  eine  nur  provisorische  Ordnung  schaffen  und 
auf  diejenigen  Punkte  sich  beschränken,  welche  unmittelbar  von  der 
Uöekwirkung  ie^  neuen  Staatsgesetzes  betroffen  werden  oder  um  der 
Wahrung  der  von  der  Eirche  verwalteten  geistlichen  Güter  willen 
einer  unaufschieblichen  Regelung  bedürfen.  Wir  erwarten  dabei  zu- 
gleich, dass  ans  dieser  Beschränkung  die  Eirche  den  wichtigen  Yor^- 
theil  ziehen  wird,  dass  bei  der  künftigen  Berathung  der  definitiven 
iJrdnung  bestimmte  Erfahrungen  über  die  Folgen  des  Civilehege- 
:^tzes  vorliegen ,  welche  für  die  zu  fassenden  Beschlüsse  ein  jetzt 
noch  fehlendes  sicheres  Fundament  liefern. 

Mit  Allerhöchster  Ermächtigung  Sr.  Majestät  des  Eönigs  tref- 
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fen  wir  demnach  für  die  efangeliscbe  Kirche  der  uns  nnterstellten 
Provinzen,  soweit  die  letzteren  dein  Geltungshereicfae  des  Gesetzes 
vorn  9.  März  d.  J.  (G.-S.  S.  95.)  angehören ,  die  folgenden  provi- 
sorischen vom  1.  October  d.  J.  ab  geltenden  Bestimmungen  : 

1.  Der  kirchlichen  Trauung  gel)t  ein  einmaliges  kirchlichem 
Aufgebat  voran,  welches  mit  der  Verkündigung  der  von  den  Ver- 
ebten beabsichtigten  Ehe  eine  Fürbitte  tür  deren  Vorhaben  verbin- 
det. Auf  Verlangen  der  Brautleute  kann  auch  ein  zweimaliges  Auf- 
gebot stattfinden.  Das  Aufgebot  ist  zu  wiederholen,  wenn  die  Trau- 
ung nicht  innerhalb  sechs  Monaten  nachfolgt. 

2.  Zur  Vornahme  des  kirchlichen  Aufgebots  zuständig  ist  das 
Pfarramt  der  far  kirchliche  Trauung  gewählten  Parochie  (siehe  Nr. 
7.).  Daneben  bleibt  jeder  Verlobte  berechtigt,  sich  auch  in  der  Pa- 
rochie, in  welcher  er  seinen  Wohnsitz  hat,  aufbieten  zu  lassen. 

3.  Das  kirchliche  Aufgebot  da,rf  erst  stattfinden,  wenn  der  zu- 
ständige Standesbeamte  das  bürgerliche  Aufgebot  angeordnet  Imt. 
(Staatsgesetz   vom  9.  März  d.  J.  §.  27.).    Von  dieser   Anordnung 

'  haben  die  Verlobten  das  Pfarramt  ungesäumt  zu  benachrichtigen. 

4.  Dispensation  vom  kirciilichen  Aufgebote  kann  vom  Super- 
intendenten ertheilt  werden. 

Hat  eine  kirchliche  Trauung  ohne  vorheriges  kirchliches  Auf- 
gebot stattgefunden ,  so  wird  dieselbe  in  dem  nächsten  Gemeinde- 
gottesdienste nachträglich  mit  Fürbitte  verkündigt.  Auch  von  die- 
ser Verkündigung  ist  der  Superintendent  zu  dispensiren  befugt. 

5.  Die  kirchliche  Tratiung  darf  der  Geistliche  nur  vornehmen. 
wenn  die  bürgerlich  giltige  Schliessung  der  Ehe  zuvor  erfolgt  ist. 
Als  Nachweis  dafür  hat  ihm  zu  gelten  die  im  §.  37.  z.  E.  des 
Staatsgesetzes  vom  9.  März  d.  J.  verordnete  standesamtliche  Beschei- 
nigung, deren  Beibringung  er  von  den  Eheleuten  verlangen  muss. 

6.  Die  Geistlichen  haben  sofort  bei  Annahme  des  Aufgebots 
dahin  zu  wirken,  dass  die  kirchliche  Trauung  der  bürgerlichen  Ehe- 

'  Schliessung,  soweit  irgend  thunlich  ohne  Verzug  nachfolge ,  damit 
die  eheliche  Lebensgemeinschaft  erst  nach  der  Erhebung  der  rechtlich 
bindenden  Willenserklärung  zum  Gelöbnisse  vor  Gott  und  der  Ge- 
meinde ,  geweiht  durch  Gottes  Wort  und  Gebet  und  begleitet  von 
dem  Segen  der  Kirche  begonnen  werde.  « 

7.  Zuständig  für  die  Vornahme  der  kirchlichen  Trauung  sind, 
nach  Wahl  der  ehesch liessenden  Theile,  die  Geistlichen  sowohl  der 
Parochien,  denen  der  eine  oder  der  andere  Theil  angehört,  als  auch 
derjenigen  Parochie,  in  welcher  sie  als  Eheleute  ihren  Wohnsitz 
nehmen  wollen. 
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8.  In  dem  OeltungsbereicKe  der  Kirchengemeinde-  uud  Synodalr 
ordnang  ?om  10.  September  1873  darf  die  kirchliche  Trauung  einer 
unter  getauften  und  confirmirten  Christen  rechtsgiltig  abgeschlos- 
senen Ehe,  in  welcher  aujph  nur  der  eine  Ehetheil  der  evangelischen 
Kirche  angehört,  nicht  anders  als  in  dem  durch  das  genannte  Eir- 
chengesetz  §.  14.  Nr.  1.,  Absatz  2.  geordneten  Verfahren  versagt 
werden.  In  Westfalen  und  in  demjenigen  Theile  der  Bheinprovinz, 
aufweichen  dieser  nnser  Erlass  Anwendung  findet,  bewendet  es  bei 
den  Vorschriften  der  dortigen^  Eirchenordnung.  Die  Einholung  der 
EDtscheidung  bei  den  vorgesetzten  kirchenregimentjichen  Behörden 
findet  nicht  mehr  statt,  unbeschadet  des  Rechtes  der  letzteren  auch 
hier  die  zu  einer  kirchenordnungsmäsugen  Verwaltung  erforderlichen 
Weisungen  zu  ertheilen.  (Eirchengemeinde*  und  Synodalordnung 
§.  47.) 

9.  Was  die  Qründe  f[ir  die  Versagung  der  kirchlichen  Trau- 
ung anlangt,  so  ergibt  sich  dadurch ,  dass  die  eheschliessende  Be- 
deutung von  dem  kirchlichen  Akt  auf  den  bürgerlichen  übergeht, 
eine  Veränderung  in  Bezug  auf  die  Wiedertrauung  schriftwidrig  Ge- 
schiedener. Die  Eirche  steht  von  nun  an  bei  der  Frage,  ob  sie  einem 
Geschiedenen  die  Wiedertrauung  gewähren  kann  oder  nicht ,  immer 
der  Thatsache  gegenüber,  dass  derselbe  seine  anderweite  Ehe  in 
rechtsverbindlicher  Weise  bereits  geschlossen  hat.  Die  Wiederan- 
knüpfung des  aufgelösten  Bandes  ist  durch  die  Schliessung  der  neuen 
Ehe  unmöglich  geworden  und  kann  fortan  durch  die  Versagung  der 
Trauung  niemals  bezweckt  oder  erreicht  werden.  Auch  wo  daher 
die  Scheidung  der  früheren  Ehe  eines  schriftmässigen  Grundes  ent- 
behrt hat,  kann  dieser  Mangel  fernerhin  nicht  für  sich  allein,  son- 
dern nur  als  ein  Moment  bei  der  kirchendisciplinarlschen  Erwägung 
in  Betracht  kommen,  ob  aus  dem  gesammten  Verhalten  des  Betref- 
fenden gegenüber  den  göttlichen  Geboten  über  das  eheliche  Verhält- 
niss  eine  solche  Missachtung  derselben  hervorgeht,  welche  die  Spen- 
dung der  kirchlichen  Trauung  zu  einer  Entwürdigung  des  Heiligen 
machen  würde.  Dabei  ist  in  solchen,  wie  in  allen  anderen  Fällen» 
wo  die  Versagung  der  Trauung  aus  kirchendisciplinarischen  Gründen 
in  Frage  steht,  wohl  zu  beachten ,  dass  das  fortan  freie ,  auf  keiner 
Nöthigung  des  bürgerlichen  Gesetzes  beruhende  Verlangen  nach  der 
religiösen  Weihe  der  geschlossenen  Ehe  die  Annahme  einer  Gesin- 
nungsänderung der  früheren  Verschuldung  gegenüber  zu  unterstützen 
geeignet  ist. 

10.  Die  kirchliche  Trauung  wird  in  den  bisher  üblichen  For- 
men vollzogen,  so  jedoch,  dass  das  Trauungsformular  in  seinen  mit 
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der  eJiebegründenden  Wirkung  des  bürgerlichen  Akts  unvereinbarcD 
Bestandtheilen  die  noth wendigen  Veränderungen  erfährt.  Wir  haben 
demnach  sowohl  das  Formalar  der  Agende  als  dasjenige,  welches 
fär  die  kirchliche  Einsegnung  der  durch  gerichtliche  Erklärung  ge- 
schlossenen Ehen  |)i8her  vorgeschrieben  war,  revidirt  und  ftberlassen 
es  den  Geistlichen,  je  nach  Lage  des  Falles  sich  des  einen  oder  des 
anderen  dieser  in  der  Anlage  unter  A.  und  B.  beigefugten  Formu- 
lare zu  bedienen. 

11.  Die  bisherigen  Verbote  der  Trauungen  in  der  geschlos- 
senen Zeit  fallen  weg»,  mit  der  Massgabe ,  dass  es  zur  Vornahme 

•einer  Trauung  in  der  Charwoche  einer  Dispensation  bedarf,  welche 
der  Superintendent  zu  ertheilen  befugt  ist.  Durch  diese  Ertheilung 
Yrird  die  kirchliche  Pflicht  einer  stillen  Hochzeitfeicr  nicht  berührt, 
welche  als  gute  Sitte  zu  erhalten  den  Gemeindekirchenräthen  (Pres- 
byterien)  obliegt. 

12.  Die  Geistlichen  krafb  ihres  lehramtlichen  und  seelsor- 
gerischen Berufs  und  die  Gemeindekirchenräthe  (Presbyterien)  kraft 
ihrer  Pflicht,  in  der  Gemeinde  christliche  Sitte  aufrecht  zu  halten, 
werden  allen  Fleiss  anwenden,  damit  die  kirchliche  Trauung  als  eine 
in  der  religiösen  und  sittlichen  Bedeutung  und  Wurde  der  Ehe  tief 
begründete  kirchliche  Ordnung  allgemein  festgehalten  werde.  Be- 
hufs zeitiger  Kenntnissnahme  von  den  Fällen,  welche  die  Einwirkung 
der  Geistlichen  und  Gemeindekirchenräthe  (l^resbyterien)  erheischen, 
wird,  soweit  zulässig,  die  Hilfe  der  Standesbeamten  in  Anspruch  zu 
nehmen  und  besonders  darauf  zu  achten  sein,  dass  die  von  den  Stan- 
desbeamten angeordneten  Aufgebote  alsbald  zur  Eenntniss  der  Geist-^. 
liehen  gelangen. 

13.  Durch  die  Aufliebung  des  bürgerlichen  Tauizwanges   wir^^ 
die  kirchliche  Pflicht  der  evangelischen  Christen,  ihre  Kinder  zur 
Ä.  Tairfe  darzubringen  nicht  berührt.    Die    bisherige    Frist  ,_sechs 
Wochen  nach  der  Geburt,  bleibt  bestehen,  kann  jedoch  von  dem  zu- 
ständigen Pfarramte  verlängert  werden. 

14.  Gegen  die  Verabsäumung  der  kirchlichen  Pflichten,  die 
Trauung  der  geschlossenen  Ehen  zu  begehren  und  die  Kinder  zur  b. 
Taufe  darzubringen,  werden  die  Geistlichen  und  Gemeindekirchen- 
räthe (Presbyterien)  zunächst  durch  Zuspruch  und  Mahnung  wirken. 
Die  Bestimmung  weiterer  kircbendlsciplinarischer  Folgen,  soweit 
solche  nicht  schon  durch  die  bestehenden  Kirchengesetze  begründet 
sind,  bleibt  der  in  Aussicht  genommenen  definitiven,  im  kirchenge- 
setzlichen  Wege  zu  treffenden  Ordnung  fiberlassen. 
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15.  Hinsichtlich  der  Kirchenbücher  treten  folgende   Veränder- 
ODgen  ein: 

1)  Im  Trauangsregister  fällt  die  Rabrik  »Einwilligung  der  Eltern 
und  Yormünder«  fort.  Dagegen  kommt  neu  hinzu  die  Rubrik 
»Nachweis  der  Eheschliessung  ,€  in  welcher  das  Standesamt 
und  das  Datum  der  Eheschliessung  sowie  die  Nummer  des 
bürgerlichen  Heirathsregisters  vermerkt  werden. 

2)  Im  Register  der  Verstorbenen  fallen  die  Angaben  fiber  die 
Erben  and  über  die  Todesursache  weg. 

3)  Die  Nothwendigkeit,  alle  Zahlen  in  Buchstaben  zu  wiederho- 
len, ein  Duplicat  des  Kirchenbuchs  zu  fuhren  und  an  bürger- 
liche Behörden  Anzeigen  und  periodische  Auszüge  aus  den  Kir- 
chenbüchern über  Einträge  abzugeben,  welche  nach  dem  1.0c- 
tober  d.  J.  gemacht  sind,  hören  auf. 

16.  Trauungen  sind  in  das  Kirchenbuch  der  Parochie  des  er- 
sten eheliehen  Wohnsitzes,  Taufen  in  das  Kirchenbuch  derjenigen 
Parochie  einzutragen,  welcher  die  Eltern  des  Kindes  (bei  unehelichen 
die  Mutter)  zur  Zeit  seiner  Geburt  angehören.  Werden  solche 
Amtshandlungen  von  einem  Geistlichen  vollzogen,  welcher  das  vor- 
stehend bezeichnete  Kirchenbuch  nicht  führt ,  so  hat  er  zwar  die 
Verrichtung  der  Handlung  in  seinem  Kirchenbuche  zu  vermerken, 
allein  eine  vollständige  Anzeige  darüber  an  den  zur  Führung  des 
erstem  Kirchenbuchs  zuständigen  Geistlichen  zum  Behuf  des  Ein- 
trags gelangen  zu  lassen.  Nur  dieser  Geistliche  ist  befugt,  Kirchen- 
bach^atteste  über  den  eingetragenen  Fall  auszustellen. 

Berlin,  den  21,  September  1874. 

Evangelischer  Oberkirchen rath. 
Herrmatin. 

Formulare  Ä,  und  B. 

A. 

Vgl.  Agende  Th.  II.  S.  11  «F. 

Der  Eingang  wie  in  der  Agende. 

Die  Ueberleitung  lautet  fortan: 

»Dazu  wollen  wir  auch  über  dieses  Paar  die  Gnade  und  den 
Segen  des  Allmächtigen  erflehen,  c 

Die  Traufrägen  sollen  lauten: 

»Vor  Gott  dem  Allwissenden  und  in  Gegenwart  dieser  Zeugen 
frage  icl^  dich  N.  N.,  ob  du  diese  N.  N.  als  deine  christliche  Gattin 
haben  und  halten  und  sie  lieben  willst  in  Leid  und  Freude ,  bis 
das»  der  Tod  euch  scheidet  ?€ 


J 
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»Vor  Oott  dem  Allwissenden  und  in  Gegenwart  dieser  Zeugen 
frage  ich  dich  N,  N.,  ob  du  diesen  N.  N.  als  deinen  christlichen 
Gatten  haben  nnd  halten  und  ihn  lieben  willst  in  Leid  und  Freude, 
bis  dass  der  Tod  euch  scheidet  ?€ 

Die  Trauformel  soll  folgende  Fassung  erhalten : 

»Was  Gott  zusammengefagt f  soll  der  Mensch  nicht  scheiden. 
Da  nun  N.  N.  und  N.  N.  entsclilossen  sind ,  ihre  Ehe  nach  Gottes 
Wort  christlich  zu  führen  und  solches  hier  öffentlich  vor  Gott  und 
der  Welt  bekennen  und  sich  darauf  die  Hände  gegeben,  auch  die 
Trauringe  gewechselt  haben,  so  segne  ich,  als  ein  verordneter  Diener 
der  Kirche,  hiermit  ihren  elielichen  Bund  im  Namen  des  Vaters  und 
des  Sohnes  und  des  h.  Gteistes.    Amen.c 

Alles  Weitere  wie  in  der  Agende. 

B. 

Vgl.  Aktenstücke  des  evangelischen  Oberkirchenraths 

5.  Bd.,  3.  Heft  S.  183  ff. 

Die  Traufrageu  lauten: 

»Vor  Gott  c^em  Allwissenden  und  in  Gegenwart  dieser  Zeugen 
frage  ich  dich,  ob  du  diese'  deine  Gattin  vor  dem  Herrn  und  dieser 
seiner  Gern  -inde  als  dein  christliches  Eheweib  anerkennen  und  sie 
als  solches  haben,  halten  und  behalten  und  sie  lieben  willst  in  Leid 
und  Freude,  bis  dass  der  Tod  euch  sclieidet  ?< 

»Vor  Gott  dem  Allwissenden  und  in  Gegenwart  dieser  Zeugen 
frage  ich  dich,  ob  du  diesen  deinen  Gatten  vor  dem  Herrn  und  die- 
ser seiner  Gemeinde  als  deinen  christlichen  Ehemann  anerkennen  und 
ihn  als  solchen  haben,  halten  und  behalten  nnd  ihn  lieben  willst  in 
Leid  und  Freude,  bis  dass  der  Tod  euch  scheidet  ?c 

Die  Trauformel  soll  künftig  lauten : 

»Was  Gott  zusammengefügt  hat,  soll  der  Mensch  nicht  schei- 
den. Da  nun  diese  gegenwärtigen  Ehegatten  hier  öffentlich  vor 
Gott  und  der  Welt  bekennen ,  dass  sie  entschlossen  sind ,  ihre  Ehe 
nach  dem  Worte  Gottes  christlich  zu  führen  und  sich  hierauf  die  Hände 
gegeben,  auch  die  Trauringe  gewechselt  haben:  so  segne  ich,  als  ein 
verordneter  Diener  der  Kirche,  hiermit  ihren  ehelichen  Bund  im  Na- 
men  des  Vaters  und  des  Sohnes  und  des  heiligen  Geistes.    Amen.c 

Alles  Weitere  wie  im  agendarischen  Formular  (vgl.  A.)€ 

IIL  lieber  eine  Rechtsanomalie  ^  welche  in  Preussen  bei  Ein- 
fuhrung der  obligatorischen  Civilehe  eintrat,  schreibt  uns  Hr.  Pfkrrer 
Lic.  Aug.  Swientek  von  Czamowanz. 

Das  Amtsblatt  der  königlichen  Regierung  in  Oppeln  verkfindet 
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im  Stiick  38.  v.  J.  1874:  »Mit  ttückslcht  darauf,  dass  durch  den  §.  1. 
des  mit  dem  1.  October  d.  J.  in  Kraft  tretenden  Gesetzes  vom  9. 
Man  d.  J.  vorgeschrieben  ist,  dass  die  Beurkundung  der  Geburten, 
Heirathen  und  Sterbefälle  ausschliesslich  durch  die  vom  Staate  an- 
gestellten Standesbeamten  zu  erfolgen  hat ,  ist  es  zweifelhaft  gewor* 
(ieu,  ob  die  in  Geniässheit  der  Allerhöchsten  Cabinetsordre  vom  16. 
Januar  1817  in  den  Hebammen- Unterstützungsfonds  bei  Trauungen 
und  Taufen  zu  zahlenden  Abgaben  mit  dem  Inkrafttreten  des  oben* 
gedachten  Gesetzes  auch  künftighin  wie  bisher  von  der  Geistlichkeit 
oder  von  den  Standesbeamten  zu  erheben  seien.  Die  Herrn  Minister 
des  Iiiuern  sowie  der  geistlichen,  Unterrichts-  und  Medizinalange* 
legenbeiten  haben  nun  entschieden,  dass  es  bis  zur  Emanation  eines 
Gesetzes  über  die  Dotirung  der  altern  Provinzen  mit  Provinzialfonds, 
in  welchem  auch  die  Frage  wegen  der  Erhebung  der  hier  in  Bede 
stehenden  Ahgabe  die  erforderliche  gesetzliche  Regelung  finden 
werde,  hei  dem  bisherigen  Verfahren  sein  Bewenden  behalten  müsse 
und  dass  es  nicht  in  der  Absicht  liege,  die  Standesbeamten  mit  der , 
Einziehung  der  Hebammen-Unterstützungsbeiträge  zu  beauftragen. 

Indem  wir  diese  Entscheidung  der  Herrn  Minister  zur  allge- 
meinen Kunde  bringen  ,  veranlassen  wir  zugleich  die  königlichen 
undratlisäroter,  die  gegenwärtige  Bekanntmachung  in  die  Kreisblät- 
ter unentgeltlich  aufzunehmen  und  auch  etwa  an  sie  ergehende  An- 
fragen im  Sinne  der  ministeriellen  Entscheidung  Verfügung  zu  tref- 
feü.f  Wer  hätte  eine  solche  Verfügung  vermuthet?  In  der  sichern 
Voraussetzung,  dass,  nachdem  man  den  Pfarrgeistlichen  alle  Func- 
tionen, welche  das  staatliche  Gebiet  irgendwie  intereasiren ,  abge- 
nommen, man  ihnen  zugleich  die  odiöse  Pflicht  Beiträg/färs  Hebam- 
meninstitut einzuziehen,  abnehmeVwurde,  haben  die  Hochw.  Bischöfe 
in  der  Instruction  über  die  nunmehrige  Ordnung  der  Ehen,  Taufen 
u.  3.  w.  verfügt:  »Die  Erhebung  des  Beitrags  zum  Hebammenfonds 
durch  die  Herren  Pfarrer  fällt  vom  1.  October  d.  J.  ab.  forte  Geist- 
liehe  und  Gläubige  freuten  sich  vergeblich  auf  diesen  einzigen  Vor- 
theil,  den  sie  bei  Einführung  der  Civilehe  erhofften.  Eine  Wendung 
seitens  des  Staates  wird  wohl  eintreten. 

Zur  Lösung  des  Conflicts  über  die  Einziehung  der  Beiträge 
zam  Hehammenfonds  diene  was  Paul  Wachler  in  seinem  praktischen 
Buche:  »Gesetz  über  die  Beurkundung  des  Personenstandes  u.  s.  w. 
Breslau  bei  Maruschke  und  Berendt  1874«  schreibt  S.  27.  §.  25.: 
Nach  der  Allgemeinen  Verfügung  vom  17.  Februar  1851  V.  M.-Bl. 
S.  34.  müssen  die  Civilstandsbeam.ten   viorteljährlicli   Extracte  über 
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die  vorgekommenen  Eheschliessungen  und  Gebarten  den  betreffen- 
den Polizeibehörden  Behufs  Einziehung  der  Beiträge  zum  Hebam- 
menfonds mittheilen.  Ob  diese  Beiträge «  wie  in  der  Verhandlung 
des  Abgeordnetenhauses  S.  77.  angenommen  ist,  durch  dieses  Gesetz 
wegßllig  geworden  sind ,  dürfte  doch  sehr  in  Zweifel  zu  ziehen 
sein. 

Mögen  also  nunmehr  die  Standesbeamten  den  Polizeibehörden 
die  Extracte  zur  Einziehung  der  qu.  Beiträge  zustellen,  so  ist  jeder 
Conflict,  jede  Gonsequenz  aufgehoben. 

IV.  Cofnmentare  eum  prettssischen  Civilehegeseis  erschienen 
ausser  dem  cit.  Wachler's,  von  Prof.  Hinschitis,  Obertrib.-R.  W, 
Hartmann  und  Kreisrichter  0.  Philler.  (Berlin  1874.)  Auf  Gruud 
amtlicher  Berichte  sämmtlicher  Appellationsgericfate  und  nach  Ja- 
stizministerialacteii  sind  die  in  den  verschiedenen  gegenwärtigen 
Landestheilen  Preussens  durch  das  bürgerliche  Gesetz  geforderten 
Vorbedingungen  zur  Eheschliessung  zusammengestellt  von  Geh.-Just- 
B.  Dr.  Stöhel  u.  d.  T. :  >Da8  Eheschliessungsrecht  im  Geltungsbe- 
reiche des  preuss.  Gesetzes  v.  9.  März  1874.  Berlin  1874.C  (Xu  u. 
89  S.  kl.  8.)  nebst  Verwandtsch.  Tabelle.)  Eine  populäre  Darleg- 
ung der  kath.  Grundsätze  gegenüber  der  Civilehe  erschien  in  einer 
Gegenüberstellung  über  »Die  christliche  und  die  Givilehe,€  vom  Bi- 
schof Dr-  Conrad  Martin  von  Paderborn,  (Mainz,  Kirchheim  1874.) 
62  S.  kl.  8. 
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VI. 

Welches  Recht  hat  die  Regierung  in  Preussen  an  den  Kirchen- 
bflchern  der  l(atholi$chen  Parochien? 

Von  Dr.  H,  Bahlkamp. 

Die  in  der  preussischen  Monarchie  jetzt  bestehenden  kirchen- 
politi$<3hen   Zustände   haben    manche  Eechtsfragen  aufgeworfen ,  au 
welche  man  bei   der  fräheren  Eintracht  zwischen  Staat  und  Kirche 
in  Preussen  nicht  dachte.    Unterstützt  von  der  Majorität   der  Lan* 
des?ertretung,  welche  fast  ausnahmslos  nichtkatholisch  ist ,   und  in 
Gebereinstimmung  mit  der  Majorität  des  Herrenhauses,  welche  durch 
<len  »Schübe  von  fünf  und  zwanzig,  der  Regierung  ergebenen,  Män- 
nern hergestellt  wurde,  kamen  die  Gesetze  vom  5.  April  1873,  vom 
11.  Mai,  12.  Mai,  13.  Mai  und  14.   Mai  1873   zu   Stande.    Diese 
Gesetze,  von  denen  das  erste  die    Verfassungsvei'änderung  zum  In- 
halte hat,  schaffen  ein  neues  Verhältniss  zwischen  Kirche  und  Staat 
ia  Preussen.    Sie  enthalten  Normen,  welche  in   keinem  anderen  ua- 
meotlich  deutschen  Staate  ^)  massgebend  und  welche  selbst  schärfer 
als  die  neuen  österreichischen  Bestimmungen  sind.  Normen ,  welche, 
wenn  sie  ausgeführt  werden  könnten,  die  katholische  Kirche  Preus- 
sens  aus  einem  lebendigen   Organismus  zu   einem  Phantom   machen 
wurden.    Uebereinstimmend  haben  die  Bischöfe  Preussens  den  Ge- 
setzen den  passiven  Widerstand  entgegengesetzt.    Hierdurch  sind  die 
erbittertsten  Parteikämpfe  hervorgerufen.    Die  protestantische  Mehr- 
heit der  preussischen  Staatsbürger  bezeichnet  die  Bischöfe  und  ihre 
katholischen  Mitbürger,  welche  den  Bischöfen  folgen,  als   Verächter 
des  Gesetzes  und  als  Vaterlandsfeinde;  die  mit  ihren  Bischöfen  hal- 
tenden katholischen  Staatsbürger   betrachten  die  preussische  Regie- 
rung als  die  Unterdrückerin  ihrer  Religion,  sie  hören  auf,  ihrer  Re- 
!(iening  mit  Achtung  und  Vertrauen  entgegenzukommen  und  es  kehrt 
in  den  betr.  überwiegend    katholischen   Distrikten  die  Zeit  zurück, 
"^0  das  »protestantischec  Preussen  die  früher  unter  katholischen  Für- 
sten gestandenen  Länder  in  Besitz  nahm. 


1)  Vergleiche  die  diesbezOglichen,  in  diesem  Archive  und  in  der  Ger- 
mania Tcröffentlichten,  Ycrgleichnngen. 
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Beklagenswerthe  Zustände  sind  das!  doppelt  beklagenswerth 
für  den,  der  den  Widerstand  der  Bischöfe  nach  sorgföltiger  Pnlfang 
und  aus  innigster  Ueberzeugung  für  berechtigt  ansieht ,  andererseits 
aber  auch  die  nur  auf  den  Staat  zurückfallenden  Folgen  desselben 
klar  voraussieht  und  schmerzlich  bedauert. 

Bei  dieser  Lage  der  Sache  ist  es  die  geringste  Pflicht  der  Re- 
gierung sich  strenge  innerhalb  der  gesetzlichen  Schranken  zu  halten 
und  keine  Massregel  zu  treffen,  welche  mit  dem  Qesetz  und  der  Ver- 
fassung nicht  vereinbar  ist.  Das  Richtigste  wäre  freilich,  wenn  die 
preuss.  Regierung  einen  Akt  heroischer  Selbstüberwindung  und  hin- 
gebender Sorge  für  ihre  kath.  Uuterthanen  an  den  Tag  legte,  und 
solche  gesetzliche  Normen  einführte,  resp.  die  bestehenden  denen  an- 
derer deutschen  Staaten,  z.  B.  Württembergs  ähnlich ,  dahin  modi- 
ficirte,  dass  die  kath.  Kirche  Prenssens  in  ihrer  Eigenart  bestehen 
kann. 

Eine  solche  gesetz-  und  verfassungswidrige  Massregel  ist  mei- 
nes Erachtens  aber  folgende  im  Justizministerialblatte  von  1873 
S.  275.  mitgetheilte :  Allgemeine  Verfügung  vom  13.  October  1873 
—  betr.  die  Führung  der  Kirchenbücher  in  solcliou  Parochiea,  bei 
welchen  in  Folge  gesetzwidriger  Besetzung  des  geistlichen  Amtes  ein 
zur  Führung  des  Kirchenbuches  berechtigter  Geistlicher  nicht  vor- 
handen ist.    (Gesetz  vom  11.  Mai  1873.  §.  17.) 

In  Betreff  der  Führung  der  Kirchenbücher  in  solchen  Parochien,för 
welche  in  Folge  gesetzwidriger  Besetzung  des  geistlichen  Amtes  ein  zur 
Führung  des  Kirchenbuches  berechtigter  Geistlicher  nicht  vorhanden 
ist,  hat  der  Herr  Minister  der  geistlichen  etc.  Angelegenheiten  un- 
ter dem  19.  September  d.  J.  au  den  Herrn  Oberpräsidenten  der  Pro- 
vinz Posen  eine  Verfügung  erlassen  und  dieselbe  sämmtlichen  übrigen 
Herren  Oberpräsidenten  der  Monarchie  sowie  der  Regierung  in  Si«;- 
maringen  zur  gleich  massigen  Beachtung  mitgetheilt. 

Der  Inhalt  dieser  Verfügung  wird  durch  den  nachstehenden 
Abdruck  zur  Kenntniss  der  Gerichte  und  Beamten  der  Staatsanwalt- 
schaft gebracht.  Die  Behörden,  an  welche  jene  Verfügung  ergangen 
ist,  sind  zugleich  angewiesen  worden,  in  jedem  einzelnen  Falle,  m 
welchem  zur  Beschlagnahme  der  Kirchenbücher  und  Ablieferung  der- 
selben an  die  Bezirksregiernngeu  geschritten  wird,  hiervon  den  be- 
treffenden Appellationsgerichten  Nachricht  z\\  geben.  Die  Letzteren 
haben  hiervon  die  ihnen  untergebenen  Gerichte  unverzüglich  in 
Kenntniss  zu  setzen. 

Berlin  den  13.  October  1873. 

Der  Justizminister : 
Ijeof}hardL 
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Auszag  aas  der  Yerfügang  des  Herrn  Ministers  der  geistlichen 
etc.  Angelegenheiten  vom  19.  September  1873. 

Berlin  den  19.  September  1873. 

Der  gesetzwidrig  angestellte  Qeistliche  ist  zur  Führung  der 
Kirchenbücher  nicht  berechtigt  und  Eintragungen  die  er  yomimmt 
Qod  Auszuge  die  er  daraus  ertheilt,  entbehren  des  Öffentlichen  Glau- 
bens. Um  zu  vermeiden,  dass  die  Eirchenbflcher  dnrch  ungültige 
Eintragungen  in  Verwirrung  gerathen ,  und  zugleich ,  nm  den  Qe- 
meindemitgliederndie  Möglichkeit  zu  sichern,  ordnnngsmftssige  Kirchen- 
bttchzengnisse  zu  erlangen,  ist  daher  fortan  in  allen  Fällen ,  wo  ein 
geistliches  Amt,  mit  dem  die  Führung  von  Kirchenbüchern  verbun- 
den ist,  gegen  die  Vorschriften  des  Gesetzes  besetzt  wird,  oder  be- 
reits jetzt  besetzt  ist,  sofort  das  Kirchenbuch  und  zur  Vermeidung 
des  Ifissbrauches  zugleich  auch  das  Kirchensiegel  mit  Beschlag  zu 
belegen  und  ist  Beides  an  die  betreffende  königl.  Begierung  als  die 
für  Sachen  der  Kirchenbuchffihrung  dem  Geistlichen  vorgesetzte  Be- 
hörde abzugeben,  welche  alsdann  auch  auf  den  Antrag  der  Interes- 
senten die  Kirchenzeugnisse  aus  dem  Kirchenbuche  zu  ertheilen  bat. 

Den  Herrn  Justizminister  habe  ich  ersucht,  die  königl.  Ge- 
richte von  dieser  Anordnung,  die  ich  allgemein  für  den  ganzen  Um- 
fang der  Monarchie  habe  ergehen  lassen ,  in  Kenntniss  zu  setzen. 
Ev.  Hochw.  aber  ersuche  ich  ergebenst,  darnach  die  betheiligton 
Verwaltungsbehörden  der  dortigen  Provinz  schleunigst  mit  Anweisung 
ZQ  versehen  auch  in  den  einzelnen  Fällen  die  Gemeinde  gefälligst 
voQ  der  getroffenoi  Anordnung  in  Kenntniss  zu  setzen. 

gez.  Falk. 

An  den  königl.  Oberpräsidenten  Herrn  Günther  in  Posen. 

Früher  war  es  Praxis  der  preuss.  Minister,  die  irgendwie  be- 
denklichen Verfügungen  näher  zu  begründen.  Der  Herr  Minister 
Falk  hat  es  för  überflüssig  gehalten,  seine  Verfügung  rechtlich  näher 
zu  begründen.  Die  Berechtigung  des  Herrn  Hinisters  zum  Erlass 
<ier  vorstehenden  Verfügung  hängt  von  der  Beantwortung  der  in 
der  üeberschrift  formulirten  Frage  ab. 

Zur  Beschlagnahme  der  Bücher  wäre  der  Minister  nur  befugt, 
wenn  der  Staat  Eigenthümer  derselben  wäre.  Aber  wie  kann  der 
Staat  Eigenthümer  dieser  Bücher  sein,  welche  aus  kirchlichen  Mitteln 
angeschafft,  von  kirchlichen  Beamten  angefertigt  und  in  kirchlichem 
Besitze  sind  ?  Oder  wenn  der  Staat ,  was  auch  nicht  der  Fall  ist, 
in  langjährigem  ^esitze  dieser  Bücher  gewesen  wäre ,  müsste  man 
die  ministerielle  Anordnung  für  berechtigt  ansehen ,  vergl.  die  sehr 
eingehende  Abhandlung  von  Merkle  im  Pastoralblatt  for  die  Diöcese 
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Augsburg  im  Jahrgänge  1874  Nr.  32. ,   welche  aber  die  preus- 
sische  Yerbältnisse  nicht  berücksichtigt. 

Das  preuss.  Landrecht  hat  nur  Vorschriften  über  die  Einrich- 
tung und  Führung  des  Kirchenbuches  gegeben^).  Spätere  Mini- 
sterialverordnungen  geben  den  protestantischen  Geistlichen  Anweis- 
ungen über  die  Aufbewahrung  des  Ffarrbuches.  Wem  das  Eigen- 
thumsrecht  an  den  Kirchenbüchern  zustehe ,  sagt  das  Landrecht 
nicht.  Anders  das  neue  Civilstandsgesetz,  (§§.  l.  u.  5.)  welches  al- 
lerdings von  einem  grundverschiedenen  Gesichtspunkte  ausgeht  Es 
kann  also  keinem  Zweifel  unterli^en ,  dass  die  Kirchenbücher  der 
kirchlichen  Gemeinde  zugehören ,  also  kirchliches  Vermögen  sind. 
Der  Herr  Minister  hat  also ,  indem  er  die  Beschlagnahme  der  Kir- 
chenbücher verfügt)  eine  Verfügung  über  Frivateigenthum  sich  er- 
laubt und  den  Art.  9.  der  preuss.  Verfassungsurkunde  verletzt,  wel- 
cher, wie  folgt,  lautet : 

»Das  Bigeuthum  ist  unverletzlich.  Es  kann  nur  aus  Gründen 
des  öfientlichen  Wohles  gegen  vorgängige  in  dringenden  Fällen  we- 
nigstens vorläufig  festzustellende  Entschädigung  nach  Massgabe  des 
Gesetzes  entzogen  oder  beschränkt  werden.c 

Ich  räume  ein,  dass  nach  den  1874er  Maigesetzen  (cf.  Art.  3. 
des  Gesetzes  vom  21.  Mai  1874)  die  Sachlage  eine  andere  ist,  aber 
vor  Rechtskraft  dieser  Gesetze  war  die  erwähnte  Massregel,  wie  ge- 
sagt, gesetz*  und  verfassungswidrig. 

Aber  sollte  die  ministerielle  Verfügung  nicht  aus  dem  Ge- 
sichtspunkte des  staatlichen  Aufsichtsrechtes  sich  rechtfertigen 
lassen  ?  —  Nein !  — 

Wir  können  nur  wiederholen,  dass  die  staatlichen  Vorschriften 
nur  auf  die  Führung,  Einrichtung  und  Aufbewahrung  der  Bücher 
sich  bezogen  haben.  Ich  habe  nicht  einmal  eine  Ministerialverfüguag 
gefunden,  welche  eine  Bestimmung  über  das  Material  der  Kirchen- 
bücher der  katholischen  Parochien  enthielte,  vgl.  auch  Becker^  Wis- 
senschaftliche Darstellung  der  Lehre  von  den  Kirchenbüchern.  Frank- 
furt 1831,  wo  die  bis  zum  Jahre  1829  ergangenen  bezüglichen  preuss. 
Verordnungen  mitgetheilt  sind  und  von  Kßmpie  Anualen,  Jahrgang 
1830.  l.  und  2.  Heft  S.  82.  J.  1839.  3.  und  4.  Hea  S.  624. 

Ein  Aufsichtsrecht  ist  bisher  von  der  Staatsbehörde  in  Preus- 
sen  niemals  geübt  worden.  Niemals  hat  ein  Staatsbeamter  unter- 
sucht, ob  ein  Pfarrer  die  in  Bezug  auf  die  Führung  und  Einrich- 
tung der  Bücher  gegebenen  staatlichen  Vorschriften  beobachte.     Die 

1)  Vgl.  Ministerialrescript  vom  4.  Juli  1837  in  von  Kampiz  Annalen, 
Jahrgang  1837  3.  Hefb  S.  668. 
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kirchlichen  Oberbehördeii  revidirten  die  Buchffiliror.  Bei  den  Ka- 
tholiken geschah  dies  und  geschiebt  es  noch  fortwährend  den  be- 
stehenden kirchlichen  Vorsciiriften  gemäss  bei  Gelegenheit  der  Pirm- 
reisen  von  den  Ordinarien,  welche  ihr  vidi  in  das  Buch  setzen.  Bei 
den  Protestanten  geschieht  es  durch  die  Superintendenten,  wenn  die- 
selben die  Kirchenvisitatiouen  vornehmen.  So  verordnet  das  Con- 
sistorium  der  Provinz  Brandenburg  unterm  IG.  März  1830. 

>Die  bei  einer  gewöhnlichen  Kirchenvisitation    vorzunehmenden 
(Tpjfcnstände  sind  folgende: 

e)  Die  Kirchenbücher  werden,  mit  Rücksicht  auf  die  Vorschriften 
des  Allg.  Landrechts  Tbl.  II.  Tit.  11.  §.  481  seq.  und  501  seq. 
untersucht,  namentlich  auch  das  Duplicat  derselben.  Auch  ist 
zu  bemerken,  wo  letzteres  aufbewahrt  wird,  in  welchem  Zu- 
stande die  Bücher  sind,  bis  zu  welcher  Zeit  sie  zurückgehen,  ob 
sie  ordnungsmässig  und  nach  den  vorgeschriebenen  Formularen^ 
geführt  werden,  und  ob  die  Handschrift  dessen,  der  sie  führt, 
leserlich  und  deutsch  ist.« 

Bei  den  Katholiken  wird  die  bischöfliche  Revision  gleichmäs- 
ng  auf  die  Beobachtung  der  kirchlichen  Vorschriften  sich  erstreckt 
haben. 

Also  weder  die  Staatsregieruiig  hat  jemals  eine  staatliche  Re- 
vision der  Bücher  angeordnet  noch  hat  m.  W.  jemals  eine  Bezirks- 
regierung ein  Autsichtsrecht  thatsächlich  durch  staatliche  Beamte 
ausüben  lassen. 

Die  Bezirksregierung  >-  und  das  ist  eine  fernere  Gesetzwidrig- 
keit in  der  roinisterielieu  Anordnung  —  ist  nach  den  landrechtlichon 
Vorschriften  überhaupt  nicht  Aufsichtsinstanz  bezüglich  der  Führung 
«ler  Bücher.  Die  Gerichte  waren  es  vielmehr,  auf  deren  Anordnung 
irrige  und  falsche  Eintragungen  in  den  Büchern  berichtigt  und  bei 
denen  die  Duplicate  der  Bücher  aufbewahrt  wurden.  Vgl.  §.  503. 
Thl.  II.  Tit.  11,  A.  L.-R.  und  Min.-Rescr.  vom  4.  Juli  1837.  y. 
Kamptj^  An;ialen  J.  1837.  S.  668. 

Man  kann  nicht  sagen,  dass  hiernach  die  Staatsregierung  kein 
Recht  an  den  als  Civilstandsregister  dienenden  Pfarrbüchern  gehabt 
habe.  Dies  ist  irrig!  Die  Pfarrbücher  waren  Kirchenbücher  mit 
bürgerlichem  Glauben,  die  Eintragungen  mussten  erfolgen  unter  Be- 
obachtung der  staatlichen  Vorschriften  und  die  Bischöfe  controlirten, 
ob  dieses  überall  geschah.  Wie  in  so  vielen  anderen  Fällen  mussten 
die  staatlichen  Behörden  behufs  Remedur  und  Disciplinirung  der 
Rnchfuhrer  au  die  Bischöfe  sich  wenden.     Die   Gerichte  verordneten 

Archiv  tdr  Kirchenrecht.  \X\I1I.  14 
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die  Berichtigung  falscher  Eintragungen.  Ich  als  Anhänger  der 
Staatsbuchfahmng  niuss  gesteben,  dass  der  bisherige  Zustand  in 
Preussen  nicht  reformbedürftig  war. 

Sehen  wir  nun,  wie  der  Herr  Minister  seine  Verfügung  ge- 
rechtfertigt hat. 

Schon  die  Behauptung  des  Herrn  Gultusministers ,  der  gesetz* 
widrig  angestellte  Pfarrer  0  sei  zur  Führung  der  Kirchenbücher  nicht 
berechtigt,  die  von  demselben  vorgenommenen  Eintragungen  und  ge- 
feitigten  Auszüge  entbehrten  des  öffentlichen  Glaubens,  ist  bedenk- 
lich. Nach  dem  Landrecht  kümmert  der  Staat  um  die  Anstellung 
der  katholischen  Pfarrer  sich  nicht.  Yergl.  §§.  324.,  386.,  391., 
403.  Tbl.  II.  Tit.  II.  A.  L.-B.  Die  Yerfassungsurkunde  vom  31. 
Januar  1850  veränderte  diesen  Zustand  nicht.  Ein  im  Sinne  des 
Landrechls  gesetzwidrig  angestellter  Pfarrer  würde  also  z.  B.*  ein 
vom  Bischöfe  ohne  Berücksichtigung  des  Patronatsrechtes  angestell- 
ter Pfarrer  sein.  In  diesem  Falle  würde  aber  der  Pfarrer  so  lange 
rechtsgültig  die  Bücher  führen ,  als  durch  Urtheil  und  Becht  seine 
widergesetzliche  Anstellung  entschieden  sein  würde. 

Man  sollte  meinen,  die  Gesetze  vom  5.  April  1873  und  vom 
Mai  1873  h&tten  hierin  nichts  geändert,  da  nicht  dem  neuangestell- 
ten Pfarrer,  sondern  dessen  geistlichen  Oberen  Auflagen  gemacht 
sind,  welche  bei  der  Anstellung  der  Pfarrer  beobachtet  werden  sol- 
len. (Vergl.  §.  15.  und  §.  1.  des  Gesetzes  vom  11.  Mai  1873.)  Man 
sollte  glauben,  dass  Gesetze,  welche  zugestandenermassen  den  nie- 
deren Klerus  von  dem  höheren  möglichst  unabhängig  machen  wol- 
len, für  den  Fall,  dass  die  geistlichen  Oberen  die  bei  Anstellung  der 
Pfarrer  gesetzlich  vorzunehmenden  Handlungen  nicht  vornehmen, 
nichts  anderes  als  Strafen  der  Oberen  festsetzen,  die  Pfarrer  in 
ihrem  neuen  Wirkungskreise  aber  nicht  behelligten.  Die  1873er 
Maigesetze  enthalten  in  dieser  Beziehung  auch  keine  näheren  Bestim- 
mungen. Der  Herr  Minister  beruft  sich  jedoch  auf  den  §.  17.  des 
Gesetzes  vom  11.  Mai  187i3,  welcher,  wie  folgt,  lautet: 

»Die  üebertragung  eines  geistlichen  Amtes ,  welche  der  Vor- 


1)  In  dem  Bescrpite  wird  unrichtig  von  Geistlichen  gesprochen,  wahrend 
es  Pfarrer  heissen  mnss.  Denn  §§.  481.  nnd  500.  Tbl.  11.  Tit.  11.  A.  L.-R. 
sagen  aosdrücklich :  Die  Pfarrer  sind  schuldig,  richtige  Kirchenbücher  zu  hal- 
ten,  und  darin  alle  von  ihm  besorgten  insgleichen  alle  die  Eingepfarrten  be- 
treffenden und  ihnen  angezeigten  Aufgebote,  Trauungen,  Taufen  und  Begräbnisse 
deutlich  und  leserlich  einzuschreiben.  Wenn  bei  einer  Kirche  mehrere  Geist- 
liche angesetzt  sind,  so  mnss  dennoch  nur  der  eigentliche  Pfarrer  das  Kirchen- 
buch fahren. 
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Schrift  des  §.  1.  zuwiderläuft,  oder  welche  vor  Ablauf  der  im  §.  15. 
iuf  die  Erhebung  des  Einspruches  gewährteu  Frist  erfolgt,  gilt  als 
nicht  geschehen.c 

Es  fragt  sich,  wie  die  letzten  vier  Worte  zu  verstehen  sind. 
Ein  Gericht  hat  die  von  einem  widergesetzlich  angestellten  Pfanvr 
vorgebomroene  Trauung  für  rechtsgültig  erachtet,  weil  die  geselz- 
lieb  gültige  Ehe  nur  durch  die  priesterliche  Trauung  vollzogen  wer- 
den könne,  es  also  blos  darauf  ankomme,  dass  der  Trauende  Prie- 
ster sei.  Wenn  das  Gericht  zugleich  erwogen  hat ,  dass  nach  tri- 
deotinisehem  Recht  nur  der  Pfarrer  trauen  kann  und  dass  nach 
prenss.  Becht  der  Pfarrer  trauen  soll  (vergl.  §.  435  ff.  a.  a,  0.), 
80  hat  dasselbe  den  Ausdruck  nicht  dahin  ausgelegt ,  dass  alle  von  dem 
widergesetzlich  angestellten  Pfarrer  vorgenommenen  ))farramtlichen 
Handlangen  ungültig  sein  sollen.  Auch  mir  scheint,  dass  der  Aus- 
druck nicht  zwingt,  das  Letztere  anzunehmen.  Wollte  man  aber 
dieses  annehmen,  so  würde  doch  der  Herr  Minister  noch  nicht  für 
berechtigt  erklärt  werden  können,  eine  Verfügung  über  das  Material 
der  Bücher  zu  treffen,  sondern  .er  würde  sich  beschränken  müssen, 
zu  erklären,  dass  der  Staat  den  pfarrarotlichen  Handlungen  der  wi- 
dergesetzlich angestellten  Pfarrer,  welche  zugleich  von  bürgerlicher 
Wirkung  sind,  diesen  Charakter  nicht  beilege  und  ihren  Buchsein- 
traguQgen  und  Auszügen  öffentlichen  Glauben  nicht  beimesse. 

In  der  Verfügung  selbst  wird  zur  Rechtfertigung  angeführt,  es 
müsse  Verwirrung  des  Kirchenbuchs  und  Missbrauch  desselben,  so- 
wie des  Kircheusiegels  verhindert  werden.  Wir  fragen  aber ,  kann 
ein  blosser  Zweckniässigkeitsgrund  eine  gesetz-  und  verfassungswidrige 
Massregel  rechtfertigen  ?  Denn ,  dass  dringendste  Noth  vorgelegen 
hätte,  wird  der  Minister  selbst  nicht  behaupten  wollen,  da  die 
durch  die  Kirchenbücher  zu  erbringenden  Nachweise  auch  auf  an- 
dere Weise  hätten  bewiesen  werden  können  und  wenn  Noth  vorge- 
legen hätte,  warum  wurde  nicht  eine  Nothstandsverordnuug  eitra- 
hirt  und  so  die  Verfassung  beobachtet?  Hat  aber  die  ministerielle 
Verordnung  Verwirrung  verhindert?  Keineswegs!  Während  der 
gesetzlosen  Zeit  des  neuen  Pfarrers  wird  bis  zur  Einführung  des  Ci- 
vilstandsgesetzes  ein  Kirchenbuch  überhaupt  nicht  geführt  werden 
UQd  es  ist  keine  staatliche  Anordnung  getroffen,  wie  der  demnächst 
-  d.  h.  im  Staatspatronatfalle  oder  bei  demnächst  wieder  eintreten- 
den Frieden  zwischen  Staat  und  Kirche  —  gesetzlich  ernannte  Pfar- 
rer die  während  der  Vacanz  vorgefallenen  Personalveränderungen  mit 
hargerlicher  Glaubwürdigkeit  constatiren  soll.  Die  ministerielle  Mass- 
ri'gel  ist  also  von  ihrem  eigenen  Gesichtspunkte  ans  nur  eine  halbe. 
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Als  die  hier  angeregte  Frage,  allerdings  mehr  vom  Oesichts- 
pnnkter  der  Nichtbefngniss  der  Regierung  ungemessene  Zwangsper- 
sonalhaft zu  verhängen ,  in  der  70.  Sitzung  des  preuss.  Abgeord- 
netenhauses am  19.  Mai  c.  zur  Sprache  kam,  erklärte  der  Herr  Cul- 
tusminister  wörtlich  zur  Rechtfertigung  seiner  Massregel  Folgendes: 

»Ich  gehe  davon  aus,  dass  die  Frage  der  Kirchenbücher  für 
alle  diejenigen  Landestheile ,    welche  diesseits   des   Rheins  gelegen 
sind,  eine  gemischte   Bedeutung  hat   und   dass  das  Staatsinteresse 
mindestens  eben  so,  wie  ich  meine,  noch  mehr,  bei  ihrer  religiösen 
Führung  betheiligt  ist,  als  das  kirchliche.    Es  wird  demgemäss  auch 
ein  Auftrag  Seitens  des  Staates  ertheilt.    Gegenüber  der  Bedeutung 
und  der  Anwendung  der  Kirchenbücher   kann   die  Frage,   wem  das 
Material  derselben  gehört,  nicht  die  entscheidende  sein,  sondern  nur 
ihre  Nutzanwendung,  und  darum  unterliegt  es  keinem  Zweifel,  dass, 
wenn  Personen^  die  Kirchenbücher  führen,  die   dazu  keine  Behigniss 
haben  —  und  das  gilt  von  den  sogenannten  widerrechtlich  ange- 
stellten Qeistlichen ,  —  unter  solchen  Verhältnissen  das  Staatsinte- 
resse entschieden  leidet.    Denn,  m.  H.,  diese  Personen   haben  kein 
Recht,  die  Kirchenbücher  mit  öffentlichem  Glauben  weiter  zu  fuhren ; 
diese  Personen  haben  kein  Recht,  Auszüge  ans  diesen  Kirchenbüchern 
zu  machen,  mit  dem  Siegel  zu  versehen  und  ihnen  dadurch  öffent- 
lichen Glauben  beizumessen.    Sie  haben  auch  kein  Recht ,  das  Kir- 
ühensiegel  zu  gebrauchen   bei  anderen   Urkunden ,   die  öffentlichen 
Glauben  geniessen  —  öffentlichen   Glauben ,   den  sie  vermöge    des 
Staatsgesetzes  haben.    Wenn  solche  Personen  die  Kirchenbücher  wei- 
ter fuhren,  so  gewinnt  dies  äusserlich  den  Schein  des  Rechts ,  aber 
in  Wahrheit  ist  eine  solche  rechte  Fortführung  nicht  vorbanden. 
Es  muss  dadurch  in  Beziehung  auf  den  Rechtszustand  eine  Verwir- 
rung eintreten.    Wenn  unter  diesen  Umständen  die  wesentlichen  In- 
teressen des  Staates  nicht  gewahrt  werden,  so  erfüllt  der  Staat  seine 
Pflicht  nicht.    Es  gibt  kein  anderes  Mittel  als  die  Entziehung  die- 
ser Bücher  und  Siegel  aus  den  Händen  unbefugter   Personen;    und 
andererseits  muss  die  Möglichkeit  geschaffen  werden,  aus  den  bereits 
gesetzlich  fixirten  Kirchenbüchern,  also  aus  der  Zeit  ihrer  Fährung 
während  der  Functionen  eines  gesetzlich  richtig  angestelltea  Geist- 
lichen, die  nöthigen  Atteste  zu   geben.    Das  konnte  nur   dadurch 
geschehen,  dass  diejenige  Instanz,  die  nach  den  Gesetzen  die  Auf- 
sicht über  die  Pfarrer  als  Kirchenbuchsführer ,  soweit  die   Kirchen« 
bficher  Wirkungen  auf  dem  Staatsgebiete   äussern ,   zu   fuhren    hat, 
dass  diese  die  Kirchenbücher  an  sich  nimmt  und  zunächst  die  Aus- 
züge daraus  fertigt.«    (Kölnische  Zeitung  1874.  Nr.  139.  3.   Blatt.) 
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Der  Herr  Minister  hält  —  und  mein  Rechtsgefähl  zwingt 
mich,  dies  nach  ansdrücklich  zu  betonen  —  es  also  far  unerheblich, 
vem  das  Material  der  Kirchenbücher  gehöre  und  ob  dieses  dem  Staate 
oder  der  Eirchengemeinde  zusteht.  Er  hält  sich  also  zur  Beschlag* 
nähme  einer  ihm  eventuell  fremden  Sache  befugt ,  obwohl  die  von 
ihm  beschworene  Verfassung  die  ünverletzlichkeit  des  Privateigen- 
thums  als  Recht  des  Preussen  aufstellt !  Dass  femer,  wie  der  Herr 
Minister  behauptet,  ein  Auftrag  zur  Führung  des  Buches  stitens  des 
Staates  ertheilt  werde,  ist  thatsächlich  unrichtig.  Davon  steht  nichts 
im  Landrechte  und  das  grade  Gegentheil ,  dass  kein  Auftrag  von 
Staatswegen  ertheilt  wird,  ist  die  unbestrittene  Praxis  bis  jetzt  ge-- 
wesea  und  wird  es  weiter  sein,  wenn  nicht  trotz  des  Civilstandsge- 
^tzes  ein  Gesetz  über  die  Führung  der  Eirchenbächer  gegeben  wer- 
den wird,  welches  das  Gegentheil  verordnet  1 

Der  vom  Bischöfe  unter  Beobachtung  der  kirchlichen  Vorschrift 
ten  ernannte  Pfarrer  unterzog  sich  der  Earchenbuchflihrung  wie 
seiner  anderen  Geschäfte  ohne  jedwede  staatliche  Einmischung.  Dein 
Herrn  Minister  hat  wahrscheinlich  das  neue  Gesetz ,  welches  damals 
aber  noch  kein  Gesetz  war ,  vorgeschwebt.  Weiter  sagt  der  Herr 
Minister:  Die  Zweckbestimmung  und  Nutzanwendung  der  Bücher 
sei  allein  entscheidend  und  der  maigesetzwidrige  Pfarrer  zur  Führung 
üer  Bücher  nicht  berechtigt.  ^Auch  dieses  isjf  unrichtig.  Die  Pf^urr- 
bücher,  das  Tauf-,  Trau-  und  TodtenregisterTsowie  das  Firmbnch 
äind  kirchliche  Bücher,  in  altejLYorzeit  im  kircbUcheoUateresse  an-  j  \ 
gelegt  auf  Grund  kirchlicher  Vorschriften  und  dienen  kirchlichen  /  ' 
Zwecken.  Bekanntlich  hat  das  tridentinische  Ooncil  in  seiner  2C 
Sitzung,  cap.  I.  und  H.  bezüglich  des  Tauf-  und  Trauregisters  all-  / 

gemeine  Vorschriften  erlassen,  deren  specielle  Regelung  durch  Par«-  ;' 
tikularverordnungen  der  Bischöfe  noch  eingeschärft  wurde,  vergl. 
Kirchen-Lexikon  von  Wetzer  und  Welt.  Bd.  VI.  ad  verbum  Eirchen- 
Köcher,  S.  126.  Die  Vorschrift  des  Tridentinum;  »Habeat  parochus 
librum,  in  quo  conjugum  et  testium  nomina ,  diemque,  et  locum  con-* 
tracti  matrimonii  describat,  quem  diligenter  aqud  se  custodiat,c  war 
'tie  nothwendige  Folge  der  Vorschrift,  wonach  nur  die  coram  paro- 
cho  et  daobüs  testibus  geschlossenen  Ehen  gültig  sein  sollten.  Denn 
wie  leicht  konnte  dem  zu  Ordinirenden  oder  denen,  welche  sich 
tränen  lassen  wollten,  der  Beweis,  dass  sie  von  ehelicher  Geburt  und 
christlich  getauft  worden,  unmöglich  gemacht  werden ,  wenn  nicht 
i^eh^iftIicbe  Urkunden  über  die  kirchlich  gültige  Trauung  ihrer  El- 
tern resp.  über  die  vorgenommene  christliche  Taufhandlung  von 
dem  trauenden  resp.  dem  taufenden  parochus  verrichtet  worden  waren. 


214     Bählkampf    Hat  die  preuss.  Reg»  ein  Recht  an  kaih,  KircheHh.7 

Es  sind  also  kirchliche  Zwecke,  zu  derea  Erfüllung  das  Kirchenbach 
geführt  wird.  Mit  Fug  und  Recht  gefuhrt  wird  es  von  dem  vom 
Bischöfe  unter  Beobachtung  der  kirchlichen  Vorschriften  emannten 
Pfarrer. 

Wenn  der  Staat  die  Zeugnisse  des   Eirchenbuchfuhrers  aach 
für  seine  bürgerlichen  Verhältnisse  als  beweisend  annimmt  und  wenn 
der  Staat)  um  die  Befolgung  der  bei    Ernennung   der   Pfarrer  von 
dem  Bischöfe  innezuhaltenden  Vorschriften  durchzusetzen,   eine  Ge- 
setz und  Recht  achtende  Massregel  treffen  will,  so  bleibt  ihm  nichts 
anderes  übrig,  als  sofort  mit  den  187Ser  Maigesetzen  das  Givilstands- 
gesetz  einzufahren,  denn,  was  nach  Einfuhrung  der  Maigesetze  kom- 
men würde,  konnte  nach   den   Erklärungen    der   Bischöfe   and  der 
Gentrumspartei  nicht  mehr  zweifelhaft  sei.    Dass  dieses  nicht  ge- 
schehen, ist  vom  Maigesetzstandpunkte  aus  als  eine  gesetzgeberische 
Unterlassungssünde  zu  bezeichnen.   Später  blieb,  wenn  man  die  Auf- 
fassung des  Herrn  Ministers  theilt,  nichts  anderes  übrig,  als  durch 
eine  Nothstandsverordnung  die   Civilstandsregister  einzuführen   und 
zugleich   zu  erklären ,  dass  die  von  dem  ungesetzlichen  Pfarrer  asa- 
gestellten  Zeugnisse  und  Eirchenbuchseintragungen  des  ötTentlicheD 
(Glaubens  entbehrten.    Nichts  berechtigte  die  Regierung  aber,  sich  in 
den  Besitz  des  Eirchenbuchmaterials  zu  setzen,  und  sich  selbst  zur 
kirchenbuchführenden  Behörde  zu  ernennen,  wie  dies  durch  die  oben- 
erwähnte ministerielle  Massregel  geschehen  ist. 

Bisher  habe  ich  blos  das  Landrecht  und  den  in  den  landrecht- 
lichen  Bezirken  geltenden  gesetzlichen  Zustand  ins  Auge  gefasst,  in 
deu  gemeinrechtlichen  Landestheilen  stellt  die  Verfügung  des  Henn 
Ministers  dagegen  als  eine  noch  schroffere  Rechts verletzang  sich 
dar.  So  gilt  z.  B.  in  dem  Theile  des  Ostrheins ,  worin  die  zur 
Mallinkrodt'schen  Interpellation  den  Anlass  gebende  Pfarrei  Nieder- 
berg des  Pfarrers  Wehn  liegt,  der  Grundsatz  »spoliatus  ante  omnia 
restituendusc  und  dass  der  Pfarrer  Wehn  unbehindert,  frei  und  of« 
fentlich  in  den  Besitz  des  Pfarrhauses,  des  kirchlichen  Vermögens^ 
und  namentlich  auch  der  Eirchenbücher  sich  gesetzt  hat,  steht  eben^ 
so  fest,  als  dass  er  vor  Rechtskraft  der  1874er  Maigesetze  durch 
einfache  Verfügung,  ob  des  Herrn  Ministers,  ob  der  Regierungsbe^ 
hörden,  oder  des  Landrathes  steht  dahin,  des  Besitzes  aller  der  be^ 
zeichneten  Gegenstände  gewaltsam  durch  die  starke  Hand  der  Poli^ 
zeimannschaften  zum  Theil  entsetzt  worden  ist,  und  zum  Tbeil  ent 
setzt  werden  sollte  i). 

1)  Die  nichtprenssischen  Leser  werden  fragen,  warum  hat  mau.  nicht  de^ 
Schutz  der  Gerichte  angerufen?    Daraofhin  moss   ich  antworten ,    daaa    b^ 
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Wir  sehen  also,  es  ist  eine  ministerielle  Massregel  getroffen, 
welche  gesetz-  und  verfassangswidrig  isl.  Der  Herr  Minister  sagt, 
er  habe  eine  Yerwir)rang  in  Beziehung  auf  den  Rechtsznstand  be- 
farchtet  nnd  diese  verhindern  wollen.  Diese  Verwirrung  ist  aber 
grade  durch  das  ministerielle  Vorgehen  eingetreten  —  (von  Mheren 
und  späteren  rechtswidrigen  Vorgängen  zu  schweigen)  —  denn  wir 
fragen,  soll  der  Bürger  noch  an  eine  üebung  des  Bechts  und  der 
Verfassung  gegenüber  einer  bestimmten  Partei  glauben ,  wenn  ein 
Minister  eine  gesetz-  und  yeriassungswidrige  Massregel  treffen  kann, 
ohne  eine  andere  ünannehpilichkeit  als  die  Büge  ^)  des  Abgeordneten 
Lasker  zu  erfahren  3)? 

QDs  in  Prenssen  jedfflr  wegen  Amtshandlungen  yerklag^e  Beamte  dnrch  Beschliifla 
seiner  Torgesetzten  Oherbehörde  einen  Gompetenzconflict  heryorafen  kannt 
wodurch  das  BechtsTer&hren  sistirt  nnd  je  nach  dem  Ans&Ue  des  Erkennt- 
nisBee  des  Gompetenzhofes  ftir  zulässig  oder  nnznlassig  erklart  werden  kann, 
wesshalb  man  oft  lieber  gleich  von  vorberein  anf  das  »BecbtsYerfiahren«  yer- 
lichtet. 

1)  Diese  Bftge  bezog  sich  flberdies  auch  nnr  anf  die  angewandte  ange- 
messene Execntivpersonalhaft. 

2)  Nach  der  Ab&ssnng  dieses  Anfisatzes  ist  in  der  berührten  Angelegen- 
heit des'l^rrers  Wehn  von  Niederberg  von  dem  Gerichtshofe  znr  Entscbeidnng 
der  Competenzeonflicte  folgendes  Erkenntniss  vom  10.  Oct.  1874  (Germ.  Nr.  255. 
Bdl.)  ergangen,  wodurch  der  Rechtsweg  in  dieser  Sache  für  nnzulftssig  er- 
VlÄrt  wird : 

»Der  katholische  Pfarrer  Wehn  flbemahm  am  20.  Not.  1878  das  ihm 
Tom  Bisehof  zu  Trier,  ohne  die  in  dem  Gesetze  Tom  11.  Mai  1873  Yorgeschrie- 
beiie  Anzeige  an  die  Staatsregierang,  übertragene  Pfarramt  zu  Niederberg  im 
rheinischen  Theil  des  Kreises  Coblenz,  und  damit  zugleich  die  beiden  Kirchen* 
böcher  nebst  dem  KirchensiegeL  Er  wurde  von  dem  Landrath  Frhm.  Baitz 
r.  Frentz  zu  Coblenz  in  Gemllssheit  der  Anweisungen  der  königlichen  Begier- 
ang  zu  Coblenz  vom  2.  Dec.  1873,  22.  Jan. ,  5.  und  19.  Febr.  und  12.  Man 
1874,  und  mit  Bezugnahme  auf  dieselben  und  das  Gesetz  über  die  Polizeiyer- 
waltung  Tom  11.  März  1850  durch  Androhung  bestimmter  Geld-  und  Gei&ng- 
ninstrafen  zur  Herausgabe  der  genannten  Gegenstände  wiederholt  aufgefordert, 
and,  weil  er  trotzdem  nur  das  erst  seit  1838  geführte  deutsche  Kirchenbach 
auslieferte,  dagegen  das  lateinische  Exemplar  desselben  nebst  dem  Kirchensie- 
gel an  sich  behielt,  auch  die  Geldbusse  wegen  ünpf&adbariieit  nicht  zahltet 
in  der  Zeit  Yoro  9.  bis  23.  Febr.,  26.  Febr.  bis  12.  März  und  16.  März  bis  13. 
April  zur  Haft  gebracht.  Er  beschwerte  sich  zwar  &ber  das  ExecutionsTer- 
&hren  bei  dem  Oberpräsidenten  der  Bheinprovinz  und  bei  dem  Ministerium  der 
geistlichen  Angelegenheiten,  wurde  aber  abschläglich  beschieden ,  und  auf  die 
Verfagang  der  Begierung  zu  Coblenz  vom  11.  April  1874  nach  erneuerter, 
aber  Tergeblidier  Androhung  in  der  Haft  behalten.  Nunmehr  beantragte  er 
am  30.  April  1874  beim  Zuchtpolizeigericht  in  Koblenz  in  einer  Civilklage  ge- 
gen den  königlichen  Landrath  t.  Frentz  dessen  Bestrafung  und  Yerurtheilung 
IS  einer  Geldbasse  auf  Grund  des  Strafgesetzbuchs  §.  341.    Die  kgl.  Begierung 


2I&     Bahlkamp^    Hat  die  prewttf.  Reg*  ein  Recht  an  kath.  Kirchenk? 

zvL  Ooblonz  erhob  indess  den  Competenzconflict  und  eventaell  nach  dem  Gesetz 
vom  13.  Febr.  1854  den  Conflict.  Der  kgl.  Gcrichtdhof  zur  Entscheidang  der 
Competenzcouflicte  hat  den  Competenzconflict  für  begründet  erklärt,  und  in  der 
Entscheidung  folgendes  ausgeführt:  Das  Vorgehen  des  verklagten  Landraths, 
Frhrn.  v.  Frentz,  gegen  den  Kläger,  welches  dieser  jetzt  zum  Gegenstand  einer 
gerichtlichen  Untersuchung  und  Entscheidung  machen  will,  erscheint  als  eia 
polizeiliches  Execntionsverfahren.  Denn  dasselbe  wurde  ausdrücklich  auf  Grund 
des  Gesetzes  vom  11.  März  1850,  §.  20.,  von  der  kgl.  Regierung  zu  Coblcnz 
veranlasst,  und  von  dem  Verklagten  ausgeführt,  um  den  Kläger  zur  Heraus- 
gabe des  lateinischen  Kirchenbuchs  und  dos  Kirchensiegels  zu  bestimmen ,  da 
er  nach  dem  Gesetz  vom  11.  Mai  1873,  §.  17,  als  Pfarrer  und  demgemass  als 
berechtigt  zur  Führung  des  Kirchenbuchs  und  Kirchensiegels  nicht  staatlich 
anerkannt  wurde.  Nach  dem  Gesetz  vom  11.  Mai  1842,  §.  1.  kann  aber  insbe- 
sondere  die  Gesetzmassigkeit  derartiger  polizeilicher  Verfügungen  einer  rich- 
terlichen Prüfung  nicht  unterworfen  werden,  und  ist  darum  auch  der  Bechts- 
weg  rücksiehtlich  der  von  dem  Kläger  bestrittenen  Zuständigkeit  des  Land- 
raths Frhrn.  v.  Frentz  und  der  kgl.  Regierung  zu  Coblenz  zur  Verfügung  und 
Vollstreckung  der  administrativen  Ezecutivhaft,  sowie  rückedchtlich  der  Dauer 
derselben  ausgeschlossen  Ueberdiess  kann  die  Zulässigkeit  des  gegen 
den  Kläger  eingeschlagenen  Verfahrens  keinem  Bedenken  unterliegen,  da 
die  kgl.  Regierung  nach  der  Regierungsinstruction  vom  23.  October  1817,  §§ 

11.  und  18.  der  Verordnung  vom  26.  Dec.  1808,  §.  48.  Nr.  2.,  und  dem  Res- 
sortreglement vom  20.  Juli  1818,  §.  18.  Nr.   2.,   die  sämmtlichen  äusseren 

'  Kirchenangelegenheiten  f  also  auch  die  Führung  der  Kirchenbücher 
ifficf  die  Ausstellung  kirchlicher  Zeugnisse ,  zu  beaufsichtigen  hat,  und 
demgemass  Verfügungen  erlassen  und  unter  Anwendung  von  Geld-  und  Ge- 
fängnissstrafen ausführen  darf,  an  dieser  Executionsvollstreckung  auch  keines- 
wegs durch  die  auf  das  Straf  recht  bezüglichen  Bestimmungen  der  Verfassungs- 
urkunde und  des  Gesetzes  vom  12.  Febr.  1850  verhindert  wird ,  und  da  der 
Verklagte  lediglich  im  Auftrage  der  kgl.  Regierung,  wie  er  selbst  dem  Kläger 
roittheilte,  gehandelt  hat.  Auch  liegt  keiner  der  im  Gesetze  vom  11.  Mai  1842, 
§.  2  ff.,  vorgesehenen  Fälle  vor,  in  welchen  der  Rechtsweg  gestattet  ist ,  und 
namentlich  handelt  es  sich  keineswegs ,  wie  Kläger  meint ,  um  die  Verletzung 
eines  kirchlichen  Eigenthumsrechts  an  dem  Kirchenbuch  und  dem  ]^chensie- 
gel,  zumal  da  die  Frage  über  das  Eigenthum  von  dem  Ezecutlonsverfahren  ge- 
gen die  Person  des  Klägers  gar  nicht  berührt  wird!  Mit  der  Begründung  des 
Competensconflictes  erledigt  sich  der   eventuell  auch   nach  dem   Gesetze  vom 

12.  Febr.  1854  erhobene  Conflict,  welcher  überdies  gerechtfertigt  ist,  da  der 
verklagte  Landrath  nur  die  Anweisung  der  kgL  Regierung  zu  C«>blenz  gegen 
den  Kläger  befolgt  und  ausgeführt,  also  seine  Amtsbefngpiisse  nicht  überschrit- 
ten hat.«    A.  A-  Z.  Nr.  837. 

Dieses  Erkenntniss  beruft  sich  auf  den  m.  W.  aber  nur  für  jißs  Ci- 
vilrecht  geltenden  Satz  des  preussischen  »Rechtsstaates ,«  dass  über  polizei- 
liche Verfügungen  und  deren  Recht-  und  Gesetzmässigkeit,  dem  Bürger  nicht 
einmal  vor  einem  sog.  Verwaltungsgerichtshofe  ein  Rechtsverfahren  zusteht.  Der 
Gerichtshof  Obergeht  daher  auch  die  im  Landtage  zu  Ungunsten  der  Regier- 
ungsanschauung beantwortete  Frage,  ob  ungemessene  Executivhaft  principicll 
und  im  vorliegenden  Falle  gerechtfertigt  ist.  Irrig  ist  ea  aber,  wenn  der  Ge- 
richtshof behauptet ,  die  Regierung   habe  die  Aufsicht  über  xLie  sämmtlichen 
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äasscren  Kircherangclegenheiten  alöo  aucl.  über  die  Führung  der  Kirchcn- 
blcber.  Die  Fuhrung  der  Kirchenbücher  geschah  bis  zam  1.  October  d.  J. 
im  kirchlichen  and  im  staatlichen  Interesse.  In  ersterer  Beziehnng  ^stand  der 
Regierung  gar  kein  Anfsichtsrecht  za,  da  dies  doch  eine  ganz  innere  kirchliche 
Aogelegenheit  ist  nnd  in  letzterer  Beziehung  war,  wie  oben  nachgewiesen  nicht 
die  Regierung,  sondern  die  kirchlichen  and  die  Gerichtsbehörden,  die  Aufsichts- 
iiLstanx  So  ist  es  auch  in  das  neue  Civilstandsgezetz  übernommen!  Oder 
sollte  der  Gerichtshof  es  als  eine  jus  circa  sacra  ansehen  ,  wenn  die  Regierung 
beaufsichtigte,  ob  die  Kirchenbücher  den  kirchlichen  Vorschriften  gemäss  go< 
führt  würden  ? 

Nachlra'g  der  Reduction :  Neuestens  hat  das  preuas,  Obertribu' 
nal  durch  ürtheil  vom  12.  Nov.  1874  in  Sachen  des  »gesperrtenc  Pfarrers 
Kemper  Ton  Eggenrode,  der  die  Herausgabe  der  Kirchenhücher  verweigerte, 
das  vrnntheUtmh  Erkenntniss  der  Appellinstanz  bestätigt.  Das  Erkenntniss 
führt  aus,  dass  die  Kirchenbücher,  wenn  sie  auch  ursprunglich  von  der  KircKe 
und  va  ihren  Zwecken  eingeführt  seien ,  doch  im  Laufe  der  geschichtlichen 
£titwickelung  ihren  rein  kirchlichen  Charakter  verloren  und<  zugleich  die  Natur 
von  bürgerlichen  Standesregistem  angenommen  hätten,  welche  der  Staat  auch 
rir  seine  Zwecke  benutze  ,  auf  deren  Einrichtung  und  Führung  er  sich  aber 
^ben  desshalb  ii^  Wege  der  Gesetzgebung  und  Verwaltung  erheblichen  Einfluss 
Verschafft  habc.[  Ferner  sei  die  Kirche  und  die  Pfarrwohnung  der  zur  Aufbe- 
«Fahnrng  der  Kirchenbücher  »bestimmte«  Ort,  und  nicht  bloss  die  für  immer 
?«?8<rhehene  Beisei teschaflfung ,  sondern  auch  die  momentane  Beseitigung  sei 
v*trafbar.    Soweit  das  Urtheil. 

Wir  meioen  auf  die  »geschichtliche  Entwickelung«  und  das  Interesse  des 
Staates  lässt  sich,  wenn  man  sie  schlechtweg  als  Rechtsgründe  anerkennen  wiU^- 
allt-8  m^gli^hfi    gyfinjpn,  j  Wir  können   diesen  beiden  Momenten  nur    insofern 
•lie  Bedeutung  von  Rechtsgründen  zuerkennen  ,    als    sie  wirklich  raT  conc reter    / 
'j'.?talt  von  Rechtssätzen   gesetzlich  festgestellt  sind.    Zudem    abstrahirt    da» 
Erkenntniss  des  Obertribunals   bei  seiner  »geschichtlichen   Entwickelung«  ganz 
^cm  der  durch  die  preuss.  Verf.-Urk.  garantirten  Selbstverwaltung    der  kirch«  . 
Ziehen  Angelegenheiten  durch  die  Kirche. 
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VIL 
Erlass  des  Fürstbischofs  von  OlmOtz  vom  27.  Juli  1874, 

über  die  Führung  besonderer  kirchlicher  und  politischer  Mcdriken 

durch  die  JPfafTer. 
(Vgl.  VeHng,  Lehrb.  des  Kirphenr.  S.  266  f.  Nr.  41.) 

PBIDERICUS, 

Dei  et  S.  Apostolicae  Sedis  Gratia  Archtepiscopt^s  Olomucatsis^ 
Landgravius  de  Fürstenberg  ^  Episcopus  Solio  Pontificio  Assiätens, 
Dax,  Princeps,  Kegise  Capeilse  Bohemisß  Cornea,  Suse  C.  B.  Aposto- 
licae Majeätatis  Consiliarius  intimns  actualis ,  SS.  Theologise   Doetor. 

Univerao  in  Christo  dilecto  Clero  Archidioeceseos  Olomucensis  Solu- 

fem  et  Benedictionem  a  Domino! 

Neminem  potest  latere,  libros  parocbiales  yel  sie  dictas  matri- 
cas  ad  Ecclesiam  clamare  tum  titulo  primaevae  suae  originis,  utpoto 
auctoritale  occlesiastica  introdueti,  antequam  rerum  politicarum  mo- 
deratores  de  tali  re  cogitarent,  tum  titulo  proprietatis ,  utpote  sem- 
per  et  nbique  mediis  ecclesiasticis  unice  comparati.  Nihilominns 
tarnen  regiinen  civile  novissimis  praesertim  temporibus,  non  absque 
gravi  pr^judicio  ecclesiasticae  potestatis,  exclosivum  moderamen  ge- 
stionis  horum  librorum  sibi  vindicavit,  talesque  actus  in  matricas 
inferri  mandavit,  irao  violenter  inferri  curavit ,  quorum  inscriptioni- 
bus  ecciesiasticus  respectivi  libri  character  violatur. 

üt  igitur  ex  una  parte  ingratae  collisiones  exinde  enascentes 
vitentur,  ex  altera  vero  parte  auctoritas  Ecclesiae  in  propriis  suis 
negotiis  salva  maneat,  nil  aliud  remedii  Nobis  restare  putavimus 
praeter  illud,  ut,  quousque  dilectus  Clerus  Noster  Curatus  adhuc  e 
parte  regiminis  civilis  fuerit  negotio  gerendarum  matricamm  pro 
usibus  civilibns  oneratus,  eosque  duplex  matricarum  gestio  assumatur. 
Hujusmodi  enim  remedium  civilis  quoque  legislatio  admittit,  prout 
ex  ejusdem  rescriptis  apparet:  Statthalterei-Zuschrift  de  dto.  IS. 
October  1868  Nr.  4357  pr.,  respect.  Ministerial-Erlass  de  dto.  15- 
September  1868  Nr.  4681 :  »Die  Regierung  kann  und  wird  nicht 
»entgegentreten ,  wenn  die  Bischöfe  es  von  ihrem  Standpunkte  aa^^ 
»für  nothwendig  erachten,  anlässlich  des  obigen  Gesetzes  (25.  Mai 
»1868  K.-G.-BI.   Nr.   47.)  besondere  Vormerkungen   für   kirchlichQ 


Trennung  der  kirchL  «.  polit^  Mairiken  in  der  Erzd,  Olmütz,     219 

»Zwecke  and  far  den  alleinigeu    Gebrauch    der  Kirche  führen  zu 
>lasseD.c 

Probe  quidem  novimns,  hoc  reroedio  dnplicis  matricaram  ge- 
stionia  noTum  aliqnpd  onus  dilecto  Glero  Nostro  curato  obventarain ; 
cum  vero  duplices  inscriptiones  neque^nimiuro  temporis,  neque  la* 
boris  absuroant,  speramus  atque  coufidimus,  dilectum  Cleruni  Noetrum, 
amore  sanctae  Ecclesiae  catholicae  ejnsque  honoris  tuendi  studio  in- 
spiratam,  Uli  raodico  oneri,  anctoritati  et  immunitati  hujus  Ecclesiae 
servandae  uuice  inservienti,  se  libenter  submissurum.  In  banc  ita- 
qae  erecti  fiduciam  et  deplorandis  teroporum  adjunctis  adacti  stauen- 
tia  decrevimus  ordinanda: 

I. 

1)  In  Omnibus  Nostrae  Archidioeceseos  parochiis  sive  curatiis 
inde  a  1.  Jannario  anni  1875  duplices  libri  matricalcs  baptizato- 
rom,  copulatoruoi  et  defunctorum  gerendi  sunt  et  quidem  unus  sub 
titalo : 

A)  pro  usibm  ecclesiastieis  —  et  alter  sub  titulo : 

B)  pro  tisibus  civüibus  —  ita  ut  primus  inscriptionibus  pro 
usa  ecciesiastico,  alter  vero  iis  pro  usu  civili  inserviat. 

Feculio  ecciesiarum ,  quibus  tali  duplici  matricarura  gestione 
cipensae  emergentur,  ut,  in  quantum  fieri  poterit,  parcatur,  vene- 
nibiles  Curati,  salva  quidem  soliditate  inateriae  librorum,  removendis 
qaibuscuroque  superfluis  sumptibus  intendent. 

2)  Quod  duplicium  matricarum  formam  attinet,  dilectus  Glerus 
Noster  curatus  quoad  librum  pro  usu  civili  se  legibus  civilibns,  in 
quantum  eo  absque  conscientiae  laesione  valuerit,  stricte  confpr- 
mabit. 

'/.  Libri  yero  pro  usu  ecciesiastico  secundom  formularia  apposita  */. 
geraotur  in  lingua  latina  absque  separatione  locorum  ad  unamquam- 
qae  Garatiam  spectantium ,  ita  ut  actus  ex  omnibus  locis  promis- 
cue  Serie  continua  sed  cum  expressa  et  accurata  loci  ad  quem  perti- 
aent,  adnotatione  uni  Jibro  inserantur. 

Matricae  baptizatorum  non  inserantnr  proles  in  utero  matris 
mortuae,  baptisma  necessitatis  non  consecutae. 

Tamquam  legitimi  solummodo  iidem  inscribantur ,  qui  ex  ma- 
trimonio  pro  foro  Ecclesiae  valido  originem  traxerunt. 

Legitimationis  prolium  subsecutae  tunc  tantum  roentio  fiat,  si 
hujus  beneficii  jure  canonico  revera  participes  apparent ,  si  nimiruni 
non  sunt  adulterini,  aut  per  Bescriptum  Principis  aut  per  sie  dictum 
matrimonium  ciyile  subsecutum  legitimi  nuntiat!. 
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Libro  copulatoiiim  A)  injatrimonia  civilia  nullo  modo  inferendu 
esse,  per  sc  liquet,  seil  evidentiae  servandae  causa  jnxta  vigentem 
adhuc  normam  dioecesaueain  (Instructio  Nostra  pro  Clero  in  causis 
luatrimonialibas  de  dto.  10.  Junii  I808  sub  XII.)  in  peculiari  com- 
pagine.  adnotanda. 

Qaoad  librum  vero  B)  pro  usu  civiU  gerendum  Gnratus  quidero 
personaliter  tale  connubiuni,  ab  Bcciesia  semper  reprobatam  atque 
rejectum,  qua  matrimonium  ratam  et  validum  scribere  absque  suae 
perfioasionis  et  oonsoientiae  laesione  utique  non  valebit ,  poterit  vero 
officiali  civili,  eventualiter  hiinc  in  finem  sabsidiarie  comparentit 
librum  pro  tali  iuscriptionc  facienda  tradere. 

Idom  procedendi  modus  in  eo  quoque  casu  observetur,  si  forsan 
matrimonium,  quod  pro  foro  Ecclesiae  nullatenus  vitiatum,  sed  om- 
nino  validum  est,  pro  foro  civili  invalidum  et  nuUum  fuerit  declara- 
tnm,  atque  potestas  civilis  declarationem  taKs  nullitatis  libro  copnla- 
torum  inferri  juberet;  e.  g  quando  matrimonium  pro  foro  civili  ea 
de  causa  nuUum  declaratura  fuerit,  quia  sponsa  a  tertio  inipraegnata 
fuit,  sponsoque  haec  circumstantia  in  contrahendo  non  erat  cognita. 

8)  Quod  attinet  extractus  matricales,  utique  in  singulis  casibus 
desumendi  erunt  libro,  quem  casus  respicit,  i.  e.  quando  usus  ex- 
tractus  matricalis  fiet  in  foro  Ecclesiae,  coram  qualicunque  officio  ec- 
clesiastico,  raatricae:  >A)  pro  usibus  ecclesiasticis;«  quando  vero 
usus  fiet  in  foro  civili,  coram  qualicunque  officio  reipublicae  profa- 
nae,  politico,  sive  judiciali,  extractus  matricalis  desumendus  erit  ma- 
tricae:  >B)  pro  usibus  civilibus,«  idque  etiam  in  ipso  extractu  no- 
tandnm. 

II. 

Cum  jam  in  aliquibus  parochiis  collisiones  ratione  matricarum 
gerendamm  inter  legem  ecclesiasticam  et  vigentem  legem  civilem 
exortae  dignoscautur,  respective  violatio  characteris  ecclesiastici  libri 
parochialis  praesertim  vielen ta  inscripiione  sie  dicti  matrimoüii  civi- 
lis locum  obtinuerit ;  volumus  ,  ut  decretum .  Nostrum  de  duplicium 
matricarum  gestione  in  talibus  locis  retroagat.  Quapropter  manda- 
mus,  ut  in  Curatiis,  ubi  collisiones  supra  indigitatae  evenerurit,  du- 
plex matricarum  gestio  ab  eo  actu  matricali,  super  quo  talis  coUisio 
exorta  fuit,  incipiatur,  omnesque  subseqnentes  actus  in  librum  »A) 
pro  usibus  ecciesiastieis«  describantur ,  et  Über  violatas  pro  futuro 
inscriptionibus  pro  usu  civHi  reservetur. 

Eapropter  Beverendos  Dominos  Decanos  foraneos ,  in  qaomm 
districtibus  hujusmodi  casus  jam  acciderant ,  obligamus,  ut,  desnper 
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praevie  diligonter  informati,  singulas  parochias  sive  curatias,  in  qui- 
l)us  duplex  matricarum  gestio  de  retro  est  introducenda ,  usqae  ad 
finem  mensis  Novembris  hujus  anni  notificent  Consistorio  Nostro,  quod 
etiam  in  omnibus  eventnalibus  dubiis ,  circa  hanc  quastionem  fors 
emergentibns ,  pro  idonea  instructione  atqae  consilio  opportnno 
adeundum  erit: 

Tandem  respecto  libri  »confirtnatoramc  qtiaedam  animadvertere 
oportet  Cum  enim  circa  hnjus  libri  gestionem  nuUae  ezistant  or- 
dinationes  civiles,  ejusqne  violatio  timenda  non  yeniat ,  safficiet  in 
futurum  quoque  unus  pro  usibus  */•  nonnisi  ecciesiasticis  über,  qai 
secundom  formal  ar  pariter  adnexum  */.  geratur,  ita  quidem  at  prop- 
ter  contractam  in  Confirmatione  compaternitateni,  qnae  impedit  ma- 
trinionium  contrahendnm  et  dirimit  jam  contractum,  inseratur  quo- 
que nomen,  cognomen  et  conditio  cnjuslibet  patrini  et  matrinae. 

Datum  in  arce  Nostra  Hochvaldensi  die  27«  Julii  1874. 

FRIDERICU8. 
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VIII. 
Neue  Schwedische  Kirchengesetze  (1873.) 

mitgetheilt  von  M,  Jensen,  Lehrer  an  der  kath.  Schale  zu  Malmö. 

(VergL  Archiv-M,  25.  S  161  ff.) 
(Schwedische  VerordnangB-Sammlang  Nr.  71.,  aiug«|^beii  xn  Stockholm  den 

10.  December.  (1873.) 

I. 

(Von  der^Kauzel  su  verleaen.) 

Seiner  königlichen  Majestäts  gnädige  Verordnung,  betreffend 
die  Abänderung  von  gewissen  Theilen  des  Eirchengesetzes  mit  den 
dazu  gehörenden  Bestimmungen.     « 

Gegeben  im  Schloss  zu  Stockholm  den  31.  October  1873. 

Wir  Oscar  von  Gottes  Gnaden  König  von  Schweden,  Norwe- 
gen, Gothen  und  Wenden,  thnn  hiermit  zu  wissen ,  dass  Wir  mit 
dem  Beichstage  für  gut  befunden  haben,  im  Einklang  mit  der  all- 
gemeinen Eirchenversammlung,  unter  Aufhebung  alles  dessen ,  was 
das  Eirchengesetz  und  die  dazu  gehörenden  Verordnungen  Wider- 
sprechendes gegen  die  folgenden  Bestimmungen  enthalten,  zu  ver- 
ordnen, wie  folgt. 

§.  1.  Jedes  Mitglied  der  schwedischen  Kirche,  welches  aus 
dieser  Eirche  austreten  will ,  darf  nicjit  ^Is  Yon  ihr  ausgetreten  be- 
_trachtet  werden,  lys  es  das  Älter  erreicht  und  die  Vorschriften  er- 
füllt hat ,  welche  die  besondere,  zum  Eirchengesetze  nicht  gehörende 
Verordnung,  betreffend  die  Bekenner  eines  fremden  Glaubens  und 
;  deren  Beligionsübung,  als  Bedingung  für  den  Austritt  aus  der  schwe- 
dischen Eirche  bestimmt. 

§.  2.  Bhebündnisse  zwischen  einem  Mitglied  der  schwedischen 
Eirche  und  einem  Bekenner  einer  fremden  christlichen  Confession 
sollen,  wenn  ^ide  es  begehren,  durch  Trauung  abgeschlossen  werden, 
auf  die  Weise,  welche  das  Eirchenhandbuch  für  Ehebfindnisse  zwi- 
schen Mitgliedern  der  schwedischen  Eirche  vorschreibt. 

§.  3.  Bekenner  eines  fremden  Glaubens  haben  das  Recht,  nach 
.  Anmeldung  bei  dem  betreffenden  Pfarrer,  auf  dem  gemeinsamen 
'  Friedhof  für  ihre  Todten  eine  Begräbnisastätte  zu  erhalten. 

§.  4.  Der  Pfarrer  der  schwedischen  Eirche  muss  in  Bezug  auf 
die  Bekenner  eines  fremden  Glaubens   ausser  der  Beobachtung   der 
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Bestimmnngen  des  Kirchengesetzes,  ebenso  auch  Alles  erfüllen,  was 
ihm  durch  das  allgemeine  Gesetz  und  die  besonderen  Verordnungen 
vorgeschrieben  wird. 

Damach  haben  sich  Alle,  die  es  angeht,  gehorsam  zu  richten. 
Zur  grösseren  Sicherheit  haben  Wir  dieses  eigenhändig  unterschrie- 
ben, und  mit  ünserm  Königlichen  Siegel  bestätigen  lassen. 

Schloss  Stockholm,  den  31.  Octobei^  1873. 

Oscar 
(L.  S.)  Axd  Adlercreuüf. 

n. 

♦  (Von  der  KaDsel  su  verlesen.) 

Seiner  Königlichen  Majest&t  gnädige  Verordnung,  betreffend 
die  Bekenner  eines  fremden  Glaubens  und  deren  Beligionsübung. 

Gegeben  Schloss  Stockholm,  den  31.  October  1873. 

Wir  Oscar  von  Gottes  Gnaden  König  von  Schweden ,  Nor- 
wegen, Oothen  und  Wenden ,  thun  zu  wissen ,  dass  Wir  mit  dem 
Reichstage  i&r  gut  befunden  haben ,  in  Gnaden  folgendes  zu  ver- 
ordnen. 

§.  1.  Wollen  Bekenner  einer  anderen  christlichen  Glaubens- 
lehre als  die  evangelisch-lutherische ,  eine  besondere  Gemeinde  bil- 
den, and  wünschen  sie,  dass  dieselbe  vom  Staate  anerkannt  werde, 
haben  sie  darum^  beim  König  anzusuchen ,  sowie  ihr  Glaubensbe- 
kenntniss  und  Gemeindeordnung  anzugeben,  auch,  wenn  sie  zur  schwe- 
dischen Kirche  gehört  haben,  das  Zeugniss  über  eine  solche  Anzeige 
des  Austrittes  daraus  beizufügen ,  wie  sie  im  §.  3.  vorgeschrieben 
wird. 

Findet  der  König  es  für  gut,  das  Ansuchen  zu  gewähren ,  so 
soll  die  Gemeinde  das  Recht  zur  öffentlichen  Religionsübung  haben. 
I^as  nämliche  Recht  soll  auch  den  auf  Grund  der  bisher  geltenden 
Verordnungen  bereits  gebildeten  Gemeinden  von  Bekennern  eines 
h^mden  Glaubens  zustehen. 

§.  2.  Eine  Gemeinde,  welche  gemäss  §.  1.  das  Recht  zur  öf- 
fentlichen Beligionsübui^  hat,  soll  als  Vojcsteher  eine  dazu  passende 
I^^rmanstellen,  und  soll  davon  die  Anzeige  machen,  in  Stockholm 
t^ei  der  ^erstatthalterei ,  und  anderwärts  im  Reiche  beim  könig- 
lichen Landeshauptmann  (Konungens  Befallningshafwande)  und  soll 
eine  neugebildete  Gemeinde,  bevor  solche  Anzeige  geschehen ,  nicht 
in  Ausübung  ihres  diesbezüglichen  Rechtes  treten. 

Der  Vorsteher  soll  darauf  sehen ,  dass  der  öffentliche  Gottes- 
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dienst  der  Gemeinde  übereiostinune  mit  deren  eingereichtem  Glau- 
bensbekeuutnisse  und  Gemeindeorilnuiig,  some  dass  dafi  allgemeine 
Gesetz  dabei  nicht  übertreten  werde.  Wird  dagegen  gehandelt,  und 
wird  auf  die  Bemerkupg  des  Vorstehers  das  Fehierhatte  nicht  ver- 
bessert,  so  soll  er  die  Sache  bei  der  Oberstattlialterei  oder  beim  kö- 
niglichen Landeshauptmann  anzeigen.  Ausserdem  soll  d^r  Vorsteher 
verpflichtet  sein,  die  Verzeichnisse  zu  führen,  welche  der  König  ver- 
ordnet, erforderliche  Auskunft  über  die  Mitglieder  der  Gemeinde  zu 
geben,  und  im  Uebrigen  sich  die  besonderen  Vorschriften  zur  Dar- 
nachächtuhg.  zu  nehmen ,  welche  ihm  von  den  Behörden  mitge- 
thcilt  werden. 

Geht  ein  Vorsteher  von  seinem  Amte  ab,  so  soll  die  Gemeinde 
ohne  Verzug  einen  anderen  anstellen,  und  davon  eine  Anzeige  ma- 

''    cheii,  wie  oben  gesagt  ist. 

§.  3.  Hat  ein  Mitglied  der  schwedisohen  Kirche  eine  fremde 
christliche  Lehre  angenommen  und  will  deswegen  aus  der  Kirche 
austreten,  so  soll  es  seine  Absicht  dem  Pfarrer  in  der  Gemeinde, 
zu  welcher  es- gehört,  anzeigen;  auch  die  Glaubensgenosseuschaft, 
zu  welcher  es  übergehen  will,  angeben.  Beharrt  es  bei  seiner  Ab- 
sicht, so  soll  es  sich  nach  Verlauf  von  wenigsten^  zwei  Monaten  |)er- 
sönlicb  beim  Pfarrer  einstellen,  und  sich  zum  Austritt  aus  der  Kirche 
anmelden;  und  soll  der  Pfarrer  dies  im  Kirchenbuch  verzeicbueo. 

Niemand  soll  auf  Grund  einer  Anzeige,  die  geschehen  ist,  be- 
vor er  i^cht^ehn , Jahr  alt  ist,  als  von  der  schwedischen  Kirche  ge- 
trennt angesehen  werden.  In  einer  fremden  Gemeinde  soll  ebenso- 
wenig  Jemand  vor  dem  genannten  Alter  angenommen  werden. 

§.  4.  Bevor  eine  Ehe  von  Bekennern  eines  fremden  Glaubens 
abgeschlossen  wird,  soll  das  Aufgebot  in  der  zur  schwedischen  Kirche 
gehörenden  Gemeinde,  innerhalb  welcher  die  Braut  wohnhaft  ist, 
verkündigt  werden.  Der  Pfarrer  in  dieser  Gemeinde  soll  das  Aufge- 
botszeugniss  ausstellen;  wobei  für  Bekenner  eines  fremden  Glau- 
bens kein  Tauf-  oder  Abendmahlszeuguiss  .erforderlich  ist. 

§.  5.    Die  Ehe  zwischen  solchen,  welche  Beide  derselben  frem- 

.  den  Glaubensgenossenschaft  mit  einer  solchen  Priesterschaft  ange- 
hören, von  welcher  der  König  für  gut  befunden  hat,  dass  derselben  anver- 

^  traut  werden  kann  eine  Trauung  mit  gesetzlicher  Wirkung  vorzu- 
nehmen ,  und  wenn  er  dazu  das  Becht  verliehen  hat ,  soll  mit  der 
Trauung  nach  dem  kirchlichen  Brauch  der  Genossenschaft  geschlos- 
sen werden. 

Gehören  sie.  verschiedenen  fremden  Glaubensgenossenschaf  ton 
mit  solcher  Priesterschaft  an,  wie  sie  eben  ei-^'ähnt  worden  ist,  b<lor 
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ist  blos  Einer  ?on  beiden  Theilen  ein  Mitglied  einer  solchen  Ge- 
nossenschaft, dann  soll  die  Ehe  geschlossen  werden  können,  entwe» 
der  vermittelst  einer  von  einem  dazu  berechtigten  Priester  in  einer 
von  beiden  Genoseenschaften  vorgenommenen  Trauung,  oder  vor  der 
bärgerlichen  Behörde,  auf  die  Weise,  wie  unten  gesagt  werden  wird. 
Dasselbe  Gesetz  soll  in  Anwendung  kommen  bei  einer  Ehe  zwischen 
dem  Mitglied  der  schwedischen  Kirche  und  einem  Mitglied  einer 
fremden  christlichen  Glaubenslehre. 

Wenn  keiner  von  beiden  Theilen  der  schwedischen  Kirche  oder 
einer  fremden  Glanbensgenossenschaft ,  wie  sie  oben  erwähnt  wurde, 
angehört ,  soll  die  Ehe  vor  der  bflrgerlichen  Behörde  eingegangen 
werden. 

Die  bürgerliche  Behörde,  vor  welcher  die  Ehe  zu  schliessen  ist, 
soll  in  einer  Stadt  der  Magistrat,  und  auf  dem  Lande  der  Kronen- 
Togt  sein.  Diese  Behörden  haben  in  Betreff  von  Efatahinder- 
nlssen  dieselbe  UeberWachung  zu  fiben,  wie  sie  einem  Trauungsvoll- 
zieher  nach  dem  Gesetze  zur  Pflicht  ist.  Nachdem  sowohl  der  Mann 
als  das  Weib  in  Gegenwart  von  Verwandten  oder  anderen  Zeugen 
vor  der  bürgerlichen  Behörde  sein  fVeiwilliges  Ja  und  seine  Sinwil- 
lignng  znr  Eheschliessung  abgegeben  haben,  sollen  sie  für  Eheleute 
erkiftrt  werden. 

Diese  Handlung  soll  in  einem  besonderen  über  solche  Ver- 
richtungen gcfBhrten  ProtocoU  aufgenommen  werden ,  welches ,  wo 
die  Ehe  vor  dem  Kronenvogt  eingegangen  ist,  von  Zeugen  beglau- 
bigt wird.  Eine  solche  Ehe  soll  volle  bürgerliche  Gültigkeit  haben, 
wenn  auch  keine  Trauung  dazu  kommt. 

§.  6.  Ein  Kind  von  Eheleuten,  welche  bei  der  Geburt  des  Kin«* 
des  Mitglieder  derselben  fremden  Glaubensgenossenschaft  sind ,  soll 
(mag)  in  deren  Lehre  erzogen  werden.  Gehören  die  Eltern  bei 
der  Geburt  des  Kindes  verschiedenen  fremden  Glaubensgenossenschaf- 
ten an ;  so  soll  der  Vater  zu  bestimmen  haben,  in  welcher  von  bei* 
den  liehren  das  Kind  erzogen  werden  soll. 

Gehört  einer  von  beiden  Theilen  einer  solchen  Glaubensgenos- 
senschaft an  und  der  andere  der  schwedischen  Kirche,  dann  soll  j 
das  Kind  in  der  evähgt^lisch-Iutherischen  Lehre  erzogen  werden.  Ist  ^ 
^.wischen  den  Eheleuten  ein  Abkommen .  getroffen  worden ,  ob  sie 
ihre  Kinder  in  der  evangelTsch-lutherischen  Lehre ,  oder  in  einer 
fremden  Glaubenslehre,  zu  welcher  sich  einer  von  den  Eheleuten  be- 
kennt ~* erziehen  wollen,  so  hat  ein  solches  Abkommen  Gültigkeit, 
wenn  es  vor  dem*  Abscliluss  der  Ehe  schriftlich  aufgesetzt  und  vor- 
gezeigt  worden  ist,  und  zwar  wo  eine  Trauung   stattgefunden  hat, 
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Vor  dem  TranungsvoUzieb^;  aber  sonst  vor  der  Behörde ,  vor  wel- 
cher die  Ehe  abgeschlossen  worden  ist. 

.  .  Kinder  von  Eltern,  welche  l^eijie^Ehe^jmit  einander  geschlos- 
sen haben,  mdgen ,  wenn  dißj^utter  einer  fremden  Qlanbensgenos- 
senschaft  angehört,  in  deren  Olaubenslelue  erzogen  werden. 

Wenn  beide  Eltern ,  oder  wo  eines  von  Beiden  gestorbeii  ist, 
der  überlebende  Theil,  oder  wenn  sie  getrennt  leben,  deijenige,  wel- 
cher das  Eind  in  seiner  Obhnt  hat,  von  der  schwedischen  Kirche  za 
einer  fremden  Glanbensgenossenscbaft ,  oder  von  einer  solchen  zu 
einer  andern  übertritt,  so  möge,  wenn  beide  übertreten,  der  Vater, 
nnd  in .  den  übrigen  Fällen  der  überlebende,  oder  derjenige  Tbeil  der 
Eheleute,  welcher  das  Kind  in  seiner  Obhut  hat  Jb^stimmen,  in  wel- 
cher von  beiden  Lebren. das  Kind  erzogen  werden  soll. 

Wer  fünfzehn  Jahre  alt  ist,  oder  in  der  schwedischen  Kirche 
confirmirt  worden  ist,  soll  dennpch.  nicht  auf  Grund  des  Uebertritis 
seiner  Eltern  zu  einer  fremden  |jehre  als  von  der  sohwediachen  Kirche 
getrennt  angesehen  werden;  sondern  es  gelte  in  Betreff  seiner,  was 
Vfx  §.  3.  bestimmt  wird. 

§.  7.  In  Bezug  auf  den  Volksunterricht  sollen  die  Bekennet 
eines  fremden  Glaubens  und  deren  Kinder  den  hierüber  geltenden 
Bestimmungen  unterworfen  sein ,  und  als  Angehörige  desjenigen 
Schttldistrictes  angesehen  werden,  innerhalb  welchem  sie  wohnhaft 
sind.  Ein  Kind,  welches  ^ht  in  der  evangelisch-lutherischen  Lehre 
erzogen  werden  soll,  soll  auf  die  Vorstellung  der  betreffenden  Eltern 
oder  Vormünder  von  dem  Unterricht  in  derselben  befreit  sein,  so- 
wohl in  den  unteren  als  mittleren  Lehranstalten;  doch  liat  bei  den 
Ersteren  der  Schulvorstand,  und  bei  den  Letzteren  ^  Bector  darauf 
zu  sehen,  dass  ein  soches  Kind  durch  die  Vorsorge  seiner  Eltern 
oder  Vormünder  den  gehörigen  Beligionsunterricht  erhalte. 

Versäjomen  die  .Eltern  oder  Vormünder  ungeachtet  der  vom 
Schulvorstand  oder  Rector  erhaltenen  Erinnerung  hierin  ihre  Schul- 
digkeit ;  dann  soll  das  Kind  an  dem  Religionsunterricht  theilnelimen, 
welcher  in  der  Volksschule  oder  an  der  mittleren  Unterrichtsanstalt 
ertheilt  wird. 

§.  8.  Bekenner  einer  fremden  Lehre  sollen ,  falls  der  König 
nicht  für  eine  bestimmte  Gemeinde  anders  anordnet,  zur  Vermerkung 
über  ihre  bürgerlichen  Verhältnisse  besonders  eingetragen  werden 
im  Kirchenbuch  derjenigen  zur  schwedischen  Kirche  gehörenden  Ge- 
meinde, innerhalb  welcher  sie  wohnhaft  sind ,  und  gelte  in  Betreff 
der  hierzu  erforderlichen  Anmeldung ,  was  vom  Könige  besonders 
vorgeschrieben  wird. 
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§.  9.  Der  Magistrat  und  der  Eronenvogt  sollen  die  vor  ihnen 
eingegangenen  Ehen  innerhalb  der  sechs  darauf  folgenden  Wochen 
anmelden : 

Wenn  beide  Eheleute  einer  solchen  fremden  Gemeinde  ange- 
liören,  dass  ihrem  Vorstände  oder  Priesterschafk  gesetzlich  aufgetra*^ 
gen  ist,  über  die  Mitglieder  der  Gemeinde  das  Kirchenbuch  zu  fäh- 
ren, bei  derjenigen  Person  oder  bei  denjenigen  Personen,  welche  die 
Kirchenbücher  führen,  worin  die  Eheleute  einzutragen  sind; 

wenn  bloss  eines  Ton  den  Eheleuten  einer  solchen  Qenieinde 
angehört,  wie  sie  gerade  bezeichnet  wurde,  sowohl  bei  der  Person, 
von  welcher  das  Kirchenbuch  dieser  Gemeinde  geführt  wird ,  als 
aach  bei  dem  Pfarrer  der  schwedischen  Gemeinde,  wo  der  an- 
dere Theil  der  Eheleute  wohnt,  und  in  den  übrigen  Fällen  bei  dem 
Pfarrer  der  schwedischen  Gemeinde,  in  welcher  das^  Weib  wohn- 
baft  ist 

Ist  ein  solches  Abkommen,  wie  es  im  §.  6.  angegeben  wor- 
den, getroffen  und  vor  der  bürgerlichen  Behörde  vor  der  Eheschlies- 
sung  Yorgezeigt  worden ;  dann  soll  eine  beglaubigte  Abschrift  davon 
der  Anzeige  der  Ehesehliessnng  beigelegt  werden,  um  im  Kirchen- 
buch vermerkt  zu  werden. 

Was  demgemässs  fQr  den  Magistrat  und  Kronenvogt  bestimmt 
ist,  soll  auch,  soweit  es^  anwendbar,  f&r  einen  Priester  gelten, 
welcher  solche  traut,  von  denen  keiner  oder  bloss  einer  von  beiden 
Theilender  schwedischen  Kirche  angehört 

§•  10.  Gemeinden,  Stiftungen  und  Institute  von  Bekennern 
eines  fremden  Glaubens  sollen  ohne  Erlaubniss  des  Königs  kein  festes 
Eigenthum  im  Reiche  besitzen« 

§•  11.  Bevor  ein  Haus  oder  Zimmer  von  einer  fremden  Ge- 
meinde zum  öifentliehen  Gottesdienste  benfitzt  mrd,  soll  der  Vor- 
stehet  die  Anzeige  davon  machen ,  auf  dem  Lande  beim  Kronen- 
vogte des  OrteSi  und  in  der  Stadt  auf  der  Polizeikammer ,  wo  es 
eine  solche  gibt,  aber  sonst  beim  Magistrat. 

Der  Zutritt  zum  Gottesdienst  der  Gemeinde  soll  der  öffent- 
lichen Behörde  nicht  verweigert  werden. 

§.  12<).    Ein  Mönch-  oder  Nonnenorden  oder  Kloster  soll  im 

1)  Bei  der  Disciuwioa  des  Disndente&geseties  machte  der  schwedische 
Reicbstag  an  der  BegieniiigTOTlage,  hauptsächlich  bei  diesem  SO^^  Aendorungfin 
uid  sprach  sich  darUber  in  einer  Adresse  folgender  Massen  aus: 

»I>iirch  eine  gnidige  Vorlage  vom  81.  Januar  1873  hat  Ew.  Majestät  dem 
Rikadag  einen  Gesetzentwurf  unterbreitet ,  welcher  einerseits  gewisse  Partieen 
(in  Kirchengesetxes  und  der  darauf  bosQglichen  Ordonnanien  roodificirt,  und 
ifiderseits  die  Angelegenheiten  derer  ordnet,  welche  sich  lu  einer  fremden  Con- 
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Reiche  njobt...  errichtet  werden.  Ebensowenig  dürfen  Schulen  oJer 
andere'  Erziehungsanstalten ,  in  welchen  Religionsuiiterrfcht  crlheilt 
wird,  von  Bekennern  eines  fremden  Glaubens  für  Kinder  unter  hinf- 
zehn  Jahren,  die  der  schwedischen  Kirche  angehören ,  eingerichU»t 
oder  geöffnet  werden,  ohne  dass  ^er  Ktoig  es  in  -besoiideren  Fällen 
erlaubt.  Wenn  es  anders  "geschieht,  dann  soll  die  Schule  oder  An- 
stalt geschlossen  und  deren  Vorsteher  verurtheilt  werden ,  fünf  bis 

fessioB  bekennen  nnd  deren  Colt  üben,  beides  jedoch  mit  der  MasBgabe,  dass 
der  letztere  Theil  des  Gesetzes  nur  unter  Approbation  des  erstem  durch  die 
S/node  der  schwedischen  Kirche  ins  Leben  treten  soll. 

»Der  Biksdag,  welcher  den  Gesetzentüturf  in  seinen  hauptsächlichsten 
Bestimmungen  angenommen  hat ,  hat  es  indessen  für  noth wendig  erachtet, 
einige  Aenderungen  rorzunehmen,  und  zwar  aus  folgenden  Gründen. 

»In  Bezug  auf  den  ersten  Theil  des  EntwuiieB  hat  man  nur  ein  Wort 
geändert. 

»Aber  in  Bezug  auf  die,   welche  eine  fremde  Religion   bekennen   nnd 

ihren  Cult  ausüben,  hat  der  Hiksdag.zu  §.  12.   eine  Beschrankung   hinzufügen 

'  '   zu  mDssen  geglaubt,  welche  dem  Proselyiiiffiiii  entgegentritt ,  der  sich  in 

.   '    den  Schulen  entfalten  kannte.    Das  Recht  f'^tmablESrigig  von  jedem  andern 

Blande,  als  einzig  dem  dekr  Moral  und  der  dffentlicben  Ordnung ,  diii  Bdigioo 

zu  üben,  der  man  mit  innerer  Ueberzeugung  anhängt ,  giht  auch   das    Recht, 

diese.  Religion  öffentlich  und  frei  zu  bekennen.    Aber  dieses  Recht  gibt  in  den 

7        I  Augen  des  Riksdags  noch  keinerlei  Erlaubniss ,   in   den  Schulen...ja?P,  .Schaden 

<I  /-^      I  der  Stagtskirche  Dogmen  zu  lehren,   welche  von  denen  der  Staatskirche  rer- 

schieden  sind,  un3  sie  in  cfas^Öerz  der  Kinder  nnd^'der  jungen  Leute,    welche 

\    .    Jiese.LKür<^be  angehören,  einzupflanzen,   die  an  sich  noch  unf&gig  sind,  einen 

Lc^mnterscliied  zu  erfassen.    Obwohl  unser  Land  im  Augenblicke  noch  gegen 

das  Unterfangen  jenes  Proselytismns  geschützt  ist,   welcher  in  vielen  anderen 

protestantischen  Ländern  mit  grösserer  Kühnheit  sich  zeigt,  und  durch  welches  / 

,-  , der  Katholicismus  in   sein^ini  unermüdlichen  T!ifi>r^   /Iip  Wa^   jn  Ki>Vi>^tv>n/ 

seine  Machti    eine  unter  dem  politischen  und  soeialen  Geaichfapunkle 

>      achädlich^ Macht j  auszubreiten  sucht,  so  sind,  doch  auch  wir  trotz  aller  Klag- 

^       heH  nicht  ganz  ohne  Prüfungen  geblieben. 

»Man  darf  überdies  daran  denken,  dass  derjenige  unter  den  katholischen 
Orden,  welcher  zugleich  als  der  geschickteste  und  unter  politischem  Gesichts- 
punkte als  der  gefahrlichste  von  allen  erscheint,  dass  der  Jesuitenorden^  wel- 
/  eher  gegenwärtig  aus  Central-Europa  vertrieben  ist,  Interesse  daran  fände, 
wenn  auch  nur  vorübergehend,  in  diesen  fernen  Gegenden  sich  an&uhftiten,  uro 
von  dort  aus  auf  eine  weniger  beinerkbare  Weise  jene  Propaganda  zu  leiten, 
deren  aller  staatlichen  Souveränetät  feindliche  Zielpunkte  allseits  bekannt  sind. 
»Auch  darf  man  nicht  mit  Schweigen  übergehen,  dass,  wenn  man  Aus- 
ländern das  zu  ausgedehnte  Recht  gäbe^  Immobilien  im  Königliche  zu  be- 
^       '  sitzen  ,   es   wohl   eintreffen  könnte ,  dass    grosse  VDistricte  von  ausländischen 
'       Katholiken  erworben  würden,  was  die  wirksamste  Gelegenheit  der  katholischen 
Propaganda  unter  dem  schwedischen  Volke  sein  würde,  besonders,  wenn  man 
I  denselben  erlaubte.  Schulen  für  die  Kinder,  die  Fabrikarbeiter  nnd  andere  Ix»utc 
aus  dem  niedem  Volke  ohne  Controle  zti  cröffhen. 
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ßnf hundert  Biksduler  (1  Riksdaler  =^11  Sgr.  3  Pf.) 
zahlen. 

§»  13.  Die  für  besondere  kirchliche  Yerrichtungen  be 
Abgaben  ao  die  schwedische  Kirche  und  deren  Priester  (Prei 
oder  Bedienstete  (Betjening)  sollen  einem  fremden  Glaubensg        ^« 
ia  keinem  anderen  Falle  abverlangt  werden,   als  wenn   eine  solche 
Verrichtung  auf  sein  eigenes  Begehren  yorgenommen  worden  ist. 

§.  14.  Ausser  den  Ausnahmen  und  Beschränkungen ,  welche 
sich  aus  dem  Grundgesetze  oder  sonst  geltenden  Gesetzbestim- 
nmngen  ergeben,  soll  die  Verschiedenheit  im  christlichen  Glaubens- 
bekenntnisse keine  Ungleichheit  in  den  Rechten  und  Pflichten  eines 
schwedischen  Mitbürgers  mit  sich  fuliren. 

§.  15.  Bekleidet  Jemand,  der  sich  zu;n  Austritt  aus  der  schwe- 
dischen Kirche  angemeldet  hat,  ein  öffentliches  Amt,  dann  soll  er 
hiervon  entfernt  werden ,  wenn  nicht  das  Amt  derartig  ist ,  dass  er 
ohne  Bächsicbt  auf  sein  Glaubensbekenntniss  zu  demselben  ernannt 
werden  konnte,  und  wenn  der  König  oder  die  Behörde ,  welche  das 
Amt  zu  besetzen  hat,  es  für  begründet  findet,  ihn  darin  zu  behalten. 

»Der  Biksdag  bleibt  also  in  dem  vorliegenden  Falle  dem  Princip  tren, 
weiches  seine  Gesetzgebung  beherrscht  (dem  Princip ,  jeden  Proselytismus  za 
untersagen  und  unmöglich  zu  machen),  aber  er  denkt  auch,  dass  man  Denen, 
die  eine  andere  Keligion  bekennen,  heute  ein  wenig  (!)  mehr  Freiheit  geben 
konnte  als  früher.  Es  ist  also  nach  der  Ansicht  des  Riksdags  nicht  allein 
überfiDssig,  sondern  es  wäre  in  gewissen  Fällen  geradezu  schädlich.  Wenn  man 
Jeden,  der  die  erforderlichen  Eigenischaften  besasse,  da^an  hindern  wollte,  Schu- 
len für  Technologie,  Handel  etc.  tu  eröffnen;  und  aus  diesem  Grunde  liat  der 
lUksdag  das  Verbot  der  Schulen  nur  auf  solche  beschränkt,  in  welchen  die 
Religion  gelehrt  wird.  tJeberdies  erscheint  dem  Kiksdag ,  dass  darin  keine 
Gefahr  liegen  kann,  wenn  man  schwedischen  Kindern ,  Welche  sich  zur  Staats- 
rdigion  bekennen,  sobald  sie  das  fünfzehnte  Jähe  erreicht  haben,  den  Besuch 
Ton  Schalen  Andersgläabiger  gestattet  in  Anbetracht ,  data  auf  die  Welse  an* 
sere  Jugend  von  dem  hdhern  Sprachunterrichte ,  wie  z.  B.  im  Französischen 
und  im  Deutschen  Nutzen  zieht ,  den  man  in  den  katholischen  Schulen  er- 
theilt.  ' 

»Der  Biksdag  denkt  gleicher  Weise,  dass  diese  Gesetzes-Kestriction  nur 
die  Kinder  bestrifft,  welche  sich  eof  Staatskirehe  bekennen,  weil  der  schwe- 
dische Staat  nicht  die  Sebutzp^ioht  gtgm  Andere  Kinder  haben  kann ,  als  ge» 
f^ea  die  sich  zu  seiner  Religion > bekennenden.  Ueberdies  hat  der  Biksdag  eine 
neue  Ausdehnung  der  Unterrichtsfreiheit  in  Bezug  auf  die  Anhänger  minderer 
BeUgionen  vorschlagen  zu  können  geglaubt ,  dahin ,  dass  ihre  Erziehungs-An- 
stalten  nach  besonderer  Prüfung  und  auf  die  Ermächtigung  Ew.  Majestät  Je- 
dem offen  stcSien  sollen.  Mar  darf  annehmen,  dass  in  dem  Reglement  solcher 
Schulen  Dispositionen  getxoffe|i  werden ,  welche  gegeii  jede  Gefahr  des  Prose- 
lytismos  eine  Garantie  bieten.« 

Der  SchlusB  der  Adresse  handelt  von  der  Ehe  zwischen  Juden  und 
Christen. 
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g.  16.  Gehört  ein  Bekenner  eines  fremden  Glanbens  einer  sol- 
chen Lehre  an,  welche  ihm  nicht  erlaubt,  einen  Eid  abzulegen,  wo 
es  gesetzlich  gefordert  wird »  möge  der  König  bestimmen ,  wie  ver- 
fahren werden  soll. 

§.  17.  Wird  das  Recht  zur  öffentlichen  Religionsnbung  von 
einer  Gemeinde  roissbraucht ;  dann  soll,  nach  des  Königs  Anordnung, 
dieses  Recht  aufhören. 

Dasselbe  gilt,  wenn  die  Vorschrift  des  §.  2.  wegen  Anstellung 
des  Vorstehers  nicht  nach  der  besonderen  Bestimmung  erfBIIt  wird. 

§.  18.  Unterlässt  der  Vorsteher  oder  Priester  einer  fremden 
Gemeinde  zu  beachten,  was  ihm  gemäss  dieser  Verordnung  obliegt, 
soll  er  zu  einer  Strafe  von  fünf  bis  funthundert  Riksdalern  vernr- 
theilt  werden. 

Traut  der  Priester  einer  fremden  Gemeinde  solche,  deren  Ehe 
durch  gesetzliche  Hindemisse  rückgängig  gemacht  werden  muss, 
oder  ohne  dass  das  gesetzliche  Eheaufgebot  vorhergegangen,  so  soll 
er  mit  Gefängniss  von  höchstens  sechs  Monaten  oder  Geldstrafe  von 
höchstens  ein  tausend  Riksdalern  bestraft  werden. 

g.  Id.  Was  die  Bekenner  des  mosaischen  Glaubens  angeht,  so 
geschieht  durch  diese  Verordnung  keine  andere  Veränderung  in  den 
bisher  geltenden  Bestimmungen,  als  dass  in  Betreff  des  Aufgebotes 
zu  einer  Ehe,  welche  zwischen  einem  Bekenner  dieses  Glaubens  und 
einem  Mitglied  der  schwedischen  Kirche  oder  einer  anderen  frem- 
den Glaubensgemeinde ,  so  auch  zwischen  solchen ,  die  beide  dem 
mosaischen  Glaubensbekenntnisse  angehören ,  desgleichen  in  Bezng 
auf  die  Glaubenslehre,  worin  Kinder  einer  solchen  Ehe  erzogen  wer- 
den sollen,  gelten  soll,  was  oben  in  den  §§.  4— (].  gesagt  wird. 

Im  üebrigen  werden  alle  bis  jetzt  die  Bekenner  eines  frem- 
den Glaubens  und  deren  Religionsflbung  geltenden  Bestimmungen 
aufgehoben,  nur  dass  wo  eine  Ehe  zwischen  Mitgliedern  von  ver- 
schiedenen Glaubensgemeinden  abgeschlossen  worden  ist,  bevor  diese 
Verordnung  in  Wirksamkeit  tritt,  der  Vater  das  ihm  frdber  zuge- 
standene Recht  gemessen  soll ,  die  Kinder  in  der  Glaubenslehre  zu 
erziehen ,  welche  er  selbst  bekennt ,  wenn  gleich  die  Mutter  der 
schwedischen  Kirche  angehört. 

Hiernach  haben  sich  Alle,  die  es  angeht,  gehorsam  zu  rich- 
ten. Zur  grösseren  Sicherheit  haben  wir  dies  mit  eigener  Hand 
unterschrieben  und  mit  Unserem  königlichen  Siegel  bestätigen  lassen. 

Schloss  Stockholm  den  31.  October  1873. 

Oscar. 
(L.  S.)  Axd  Aälercreutg. 
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IX. 

Decreta  S.  Congregätionis  Concilii  super  oteemosyna  nissarun. 

I. 

Monacen.  Super  ^Heemosyna  JUiesantm^ 
(Vergl.  Archiv  Bd.  29.  &  285  fll) 

Reverendissimus  Arcliiepiscopus  Mooacensis  et  Frisingensis  Sa- 
iratissiiDum  Principem  supplici  libello  (ddto.  30.  Maji  1873)  adivit  liaec 
exponens:  »Beatiasime  Pater,  ia  hac  mea  Arehidioecesi  Mouacen« 
et  Frisingen. ,  sieuü  eüam  in  caeteris  Begni  BaTariae  Dioeeeatbus^ 
ParochoruDi  reditua  a  cmli  Magiatmiu  coUatis  eam  Ordinariatu  con- 
jüiis^cgjgapijbiiitar^t  consUtnantor. '^  In  iia  etiam  Missarum  funda- 
tiones  singalarnm  parochiaram  pr^priae  et  publica^  functiones  oc- 
caaionevexeqniarum  vel  benedktionis  matrimoniorum  peragendae  nu- 

sJBSISlfalb  ^^  qnidem  pro  his  Misais  aeu  fundatis  sea  casiialiboa  certa 
fiü^pdia  ordiiqpff  jjijog  pftrocho  asaignantart  qaae  inde  stipendia 
proprio  partem  integralem  beneficii  parocbialis  constitnant.  Nam 
proventns  ex  bis  fundationibus  vel  functionibus  prodeuntes  parocho 

^jm  ex  aolo  titulg  Missae  persolvendae,  sed  eliam  respectu  ceterorani 
officiorum   parochiali  beneficio   inhaerentium  asaignati   sunt.    Bene  ' 
notandam,  Missas  adveutitias  a  Fidelibus  expetitas ,   pro  qnibaa  or*  ' 
dinarian^  stipendinm  solTitHr,  ni^Q^aam   istis  snpradictis  Missis  an« 
nuraerari,  "^ 

Hand  raro  autem  ovenit,  utparochi,  qaibas  istae  Missae  modo 
praedicto  assignatae  sunt  id^  pafftem  sularii  parocbialis ,  ob  causas 
legitime  eicusantes  impediantur,  quoroinua  ipsi  easdem  persolTani 

Qnaeritnr  igitar,  utrum  Sacerdotes  paroebi  impediti  eelebra- 
tionem  harom  Missanim  alteri  Sacerdoti  sie  tradere  debeant,  ut  to- 

tum  stipendiop^  ut  supxäJSÖ^^^i^t'i^'U^P^^  celebratione  talium  Missa- 
ram  sohant,  an  potius  sufficiat  Qrdinarium  vel  ali^qanto  majus  ex. 
g.  pro  cantata  Miaaa,  ab  Ordinario  statuendum ,  ita  ut  quae  super- 
siot  ab  ipsia  parocbis,  quibus  Missae  eaedem  in  partem  reditunm  as* 
signatae  sunt,  tuta  conscientia  retineri  possint? 

In  his  quidem  regionibus  usus  fere  generalis  et  autiquus   in- 
venitur,  ut  parochi,  quibus  ista  stipendia  majora  etiam   in   publicis 
tabulia .  censttalibua  attributa  inveniuntnr,  legitime  impediti  Sacerdo-* 
tibos  coadjntoribus  vel  aliis  beneficiati»  ordinarium  pro  ratione  Mis* 
sae  vel  cantatae  vel  lectae  Stipendium  'solvant  .  «  .  Cum  tarnen  all* 
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qui  dubitent,  nt  supradicta  quaestio  Tuo  Sapremo  Jadicio  definiatar, 
vebenienter  desidero. 

Qnod  si  bujus  regionis  usus  rejiciendus  foerit,  qiiodjdbL..thneo, 

supplicare  audeo,  ut  mibi  gr^tiose  coDcedatnr  facultas,  singulis  Pa- 

rochis  licentiam  inipertiendi,  st  ea^ein  indigere  videantnr,  retinendi 

lin  dictis  casibiis,  qnae  legitimum  et  orfliQanani  substitijito.  Saccrdoli 

^xsDlvefiAvm  stfpeDdiumt  exoedtirt.c       ' 

HaJQsmodi  sapplicatione  accfpta,  statim  decretum  edidi  sub 
die  30.  mensis  Jnnii  1873  :tPer  Summaria  precum.t.  In  hodiernis 
aatem  Gomitiis  EE.  W;  proponitur  quaestio. 

Die  25.  Julii  1874.  8.  Congregatio  Eminentissimoruni  S.  B.  E. 
Cardinaliom  Concilii  Tridentini  £iterpretum ,  attento  quod  eleeoio- 
syuae  MissaruiQt  de  ouibus  in  precibus,  pro  parte  Ipcum  teneant 
Congme  P»rochiaIi8«kätuj2^  esse  censet  FarQQbo ,  si  per  se  satis- 
facere'nbn  possit,  esrMlfilSS  alteri  Sacerdoti  eominittere,  atidbuta 
eleemoeyaa  ordinariajQ^  shre  fgra  j^fi^is  .J^ctia.  sive  cantatia. 

TCard.  Caterinu  Fraefectas. 
P.  Arcbiepiscopqs  SordtamUf  Secretafilis. 

II. 

(Aas  dem  Münchener  Pastoralblat  1874.  Kr.  42.) 

Cum  cin^^leempsjnM.Missanim  grares  quaedam  quaestiones 
S;  Sedi  propositae  fuerint,  eas  SSmua  D.  N.  IX  Pius  di?ina  Provi- 
dentia Papa  IX«  Eminentissimis  ac  fieverendissioois  DD.  S.  Bom. 
Ecclesiae  Gardinalibus  Concilio  Tridentino  iuterpretando  ac  vindican- 
do  praepositis  expendendas  ac  resolvendas  mandavit.  Itaijue  injuncio 
sibi  mnneri,  ea  qua  par  est  diligentia  et  cpnsilii  maturitate  iidcra 
Eminentissimi  Patres  satisfacere  cupientes,  infrascripta  dubia  desu- 
per  oondpnari  voluerant. 

L  An  tarpe  mercimonium  sapi^,  ideoque  improbanda,  et  poe- 
nis  etiam  ecclesiasticis,  si  opus  fuerit ,  cocrcenda  sit  üb  Episcopis 
eor n na  Biblioppterjun  viBljii^xaJ^iujtt  agendi  ratio,  qui  adhibitis  pu- 
blicis  invltamentis  et  praeniiis,  vel  ^lio  quocumque  modo  Missarum 
eleemosynas  coHignnt,  et  Sacerdotibns,  quibus  eas  celebrandas  com- 
mittunt,  non  pecuniam  sed  libros  alia^e  merees  rependunt  ? 

U.  Ad  baec  ageodi  ratio  ideo  oobonestari  valeat ,  vel  quia 
nnlla  facta  imminutionej^t  Missae  a  memoratis  collectoribus  cele- 
brandae  committantur,  quoT  collectis  eleemosynis  respondeant,  vel 
quia  per  eam  f  auperibus  Sacerdotibus,  eleemosynis  Missarum  carpn- 
tibus  subvenituf?  * 

III.  An  hnjosmodi  eleemosybarum  coUectioiies  et  erogationes 
tanc  etiam  improbandae  et  coeroendae,  at  supra,  siut  ab  Episcopis 
quando  lucrum ,  quod  ex  mercium  cum  eleemosynis  permutatione 
haurituTf  npn  in  proprium  coUigentium  commodnm^  sed  in  piarum 
institutionum  et  bonorum  operum  usum  vel  incrementum  impen- 
diturP 

IV.  An  tarpi  mereimonio  concurrant,  ideoqae  improbaodi  at- 
qae  etiam  coercendi,  ut  supra,  sint  il,  qui  acceptaa  a  fidalibos  vel 
lodspüs  eleemosynas  Missarum  tradunt  Biblio^olis,  mercatoribus, 
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aliisqne  earani  collectoribus,  sive  recipiant,  sive  non  recipiant  qiiid- 
qaam  ab  iisdem  praemü  nomine? 

y.  Ao  täfpi  mercimonio   coucurrant,   ideoqiie   improbandi   et 
c^rcendi,  ut  sapra,  sint  ii,  qui  a  .dictis  Bibtiopolis,  et  mercatoribus  :f 
recipiant  pro  Miads  cäel>randis  Ubros ,  aliasve  mereos ,  harum  pro- 
tio  sive  immmntot  sive  intefi[r9? 

VL  An  illicite  agant  n ,  qdi  pro  Missis  celebratis  rccipiunt  1 
Btipeadii  loco  Hbrj^^  vel  alias  merces,  seclusa  qnavis  nogotiationis,  « 
vel  turpis"  IncrT  specie? 

YIL  An  liceat  Episcopis  sine  spcciali  S.  Sedis  venia  ex  eleenio- 
sjnis  Missanuo,  quas  fideles  celebrioribus  Sanctnariis  tradere  solent, 
aKqoid  detrahere)  ut  eoram  decori  et  ornamento  consulatur,  qiiando 
pneKrtim  aa  pvofrüa  feditibna  careant? 

Vni.  Ad  et  quid  agendnm  ab  Epiacopia,  ne  in  iisdem  Sanc- 
tnariis  plures  llissarnm  eleemosynae  congeranlur ,  quam  quue  ibi 
ifltni  praescriptnm,  sen  breve  tempus  absolvi  queaut? 

IX.  An  et  qnid  agendnm  ab  Episcopis ,  nt  Missae  siye  quae 
singalis  Sacerdoiibna,  sive  quae  Ecolesiis  et  locis  piis  a  iidelibiis  ce- 
lebrandae  committnnturf  accnrate  et  fideliter  persoivantnr  ? 

Qnibna  dubiia  non  semel  in  propriis  comitiis  sedulo  et  accnrate 
perpensis,  tandem  in  Congregatione  Generali  babita  in  Palatio  Apo- 
stofico  Vaticano  die  25.  Julii  1874,  iidem  Eminentissimi  Patres  in 
bonc  modnm  respondendnm  censnernnt,  videlicct 

Ad  I.  AfBrniative. 

Ad  U.  Nwatire. 

Ad  III.  Affirmative. 

Ad  lY.  Affirmative. 

Ad  V;  affirmative.' 

AJ^*  JSTegative. 

Ad  ^11.  Negativeriüsi  de  consensu  pblatorura. 

i.d  Vm.  et  IX.  Standum  Constitutionibus  Apostolicis  et  De- 
cxetis  alias  datis^). 

Factaque  die  31.  Angusti  1874  de  bis  omnibus  Sanclissimo 
D.  N.  per  me  infrascriptnm  Secretarinm  relatione ,  Sanctitatis  Sua 
resolntienea  S.  Ck)ugTegationi8  Apostolica  sua  auctoritate  adprobavit, 
^  confirmavü,  atqne  ad  Spiaeopns  transmitti  jnssit,  ut  ipsi  eas  in- 
tra  propriae  jnrisdictionis  limites  exequendas,  perpetuoque  et  invio- 
labiüter  servandas  cnrent.    Contrariis  non  obstantibus  quibuscumque. 

Datum  Bomae  ex  Secretaria  S.  C.  Concilü  die  9.  Septembris  1874. 

P.  Card.  Caterinh  Praef. 
P.  Archiepiscopus  8ardiant$s,  Secretarius. 

1)  Yide  Benedict.  XIV.  Instit.  £ccL  56 :  De  Synodo  Dioeces.  üb.  5.  cap. 
S.  seq.  De  SacHf.  Miss.  Lib.  3.  cap.  21  seq. 
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X. 
Literatur. 

1.  Die  iriscJte  Ctuionensammlung.  Herausgcg^en  von  Dr.  H. 
Wasserschldten,  Oeh.  Justisrath  *md  Pr^f.  der  Rechte  Gks- 
sen.  J.  Bichnr.  1874.  XXIJI.  md  275  S.  8. 
Am  Irland  besitzen  wir  eine  srsteiaatiscbe  CaoönenaiiDiiilnDg 
aus  dem  Ende  des  6.  Jahrb.',  in  welcher  bftnfig  hibdroisches  Recht, 
in  Parallele  meistens  mit  der  in  Rom  herrschenden  Rechtsanscbao- 
img  und  viele  Stellen  aus  Kirchenvätern,  aber  auch  viele  erdichtete 
Ueberschriften  vorkommen«  Auf  die  Wichtigkeit  dieser,  Sammlang 
hatte  Maassen  in  seiner  Gesch.  der  Quellen  des  can.  Rechts  Bd.  LS.  877. 
besonders  aufmerksam  gemacht.  Sie  liegt  hier  jetzt  in  einer  sorg- 
fältigen Ausgabe,  wofür  die  in  verschiedenen  Ländern  zerstreuten 
Handschriften  benutzt  sind,  vor.  Vorausgeschickt  ist  (S.  V— XXII.) 
eine  literarisch-historische  Einleitung  des  Herausgebers«  Dass  be^ 
den  ditecjt  (nicht  erst  nach  Goncilienbeschlussen  oder  Kirchenvätern) 
aus  der  Bibel  entnommenen  Stellen  die  von  W.  S.  VIL  Anna.  5. 
autgezälilten  Abweichungen  nicht  zu  der  Annahme  berechtigten, 
dass  eine  andere  Bibelübersetzung  als  die  Vulgata  benützt  sei,  dass 
sich  vielmehr  jene  Abweichungen  auf  andere  Weise  ericlären ,  hat 
hleusch  in  seinem  Theol.  Lit.-Bl.  1874,  Nr.  16.  S.  363  f.  des  Näheren 
nachgewiesen. 

^2,  Sammlung  JcirMicher  Erlasse^  Verordnungen^  Bekanntmachungen 
für  die  Erzdiöcese  Köln.  Nach  dem  Inhalte  geordnet  und 
herausgegeben  von  Dr.  Theod,  Dumont,  DomcapU,  etc.  Ami- 
liehe  Ausgabe.  Köln.  1874.  Baehem.  (XVII  und  532  S. 
gr.  8.) 

In  dreissig  Abschnitten  werden  hier  400  Nummern  kirchlicher 
Verordnungen  für  die  Erzdiöcese  Köln  materien weise  zusammenge- 
stellt. Auch  die  Bestimmungen  aus  den  Kölner  Diöcesaiistatuten 
V.  J.  1662 ,  sowie  aus  dem  Proviuzialconcil  v.  J.  1860  sind  an  ein- 
schlägiger Stelle  mitgetheilt.  Im  Allgemeinen  reicht  die  Sammlung 
bis  auf  die  Erlasse  zurück ,  welche  die  erzb.  Behörde  seit  der  im 
J.  1825  erfolgten  Wiedererrichtung  des  Erzbisthums  erlassen  hat. 
Für  weitere  Kreise  sind  namentlich  die  E];^asse  von  Interesse,  welche 
seit  dem  J.  1848  zur  Wiederherstellung  des  kirchlichen  Rechts  in 
der  Erzdiöcese  erlassen  wurden ,   nachdem   damals  die  staatlichen 
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Feasela  fieleo.    Eia  Sachregister  erhöht  die  Brauchbarkeit  der  nm- 
fiuigreichen  Sammlnng. 

S.  Mamtale  Mcerdaimni  in  quo  «f ,  quibus  eura  animarum  carnmissa 
est  ad  manum  habeni  tum  quae  in  privata  devodone^  tum  quae 
M  missae  ceUbratione^  sacrameniorufn  adminisiraiione  ei  quO' 
rundam  aliarum  sui  muneris  offieiorum  execuiione  usui  esse 
passmii,  eotlegH,  disposuU  el  edidit  P.  Jos.  Sehneider  S.  J. 
BdUio  7«  {minoris  fonnae  6.)  Coloniae  1874.  J.  P.  Bachern. 
876.  in  12.  iP/^Thk.) 

Ein  vortreffliches  Taschenbuch  f9r  Geistliche ,  welches  wir 
scboD  wiederholt  im  Archiv  empfahlen.  In  der  pars  ascetica  findet 
der  Geistliche  so  ziemlich  Alles ,  was  er  ausser  dem  Brevier  nnd 
Kessboch  an  (lebeten  and  Meditationen  gebraucht.  In  der  neuen 
Aufl.  ist  darin  namentlich  der  ordo  vitae  sacerdotalis  (p.  185—221) 
dorch  viele  Ausspräche  der  h.  Väter  ergänzt.  Daran  scbliesst  sich 
(p.  221 — ^30.)  eine  Anleitung  zu  geistlichen  Exerciticu.  Die  um- 
fangreichere pars  liturgica  et  pastoralis  (p.  247—876.)  enthält  eine 
gründliche  fassliche  Darstellung  von  allem  aus  der  Liturgilc  und  in  Be- 
treff der  Sacramente,  besonders  auch  aus  dem  Elierechte ,  über  Dis« 
penssachenf  RetservatfäUe  und  für  die  verschiedenen  seelsorgerliclien 
Fanctiouen  dem  Priester  zu  wissen  Nothwendigcm.  In  der  neuen 
Auflage  sind  eine  Anzahl  neuer  Decrete  der  römischen'  Congi-ega- 
tionen  eingeigt  und  im  Abschn.  über  die  Rcservatfällo  die  Bulle 
Apost.  Sedis  vom  12.  Oct.  1869  mit  Erläuterungen. 
4.  Die  Ehe^  populär  wissensehafllieh  dargestellt  von  einem  kath. 
Theologen.     Nördlingen.      Beck  1874.     XI    und  230  S.  8. 

{P/,0  TUr.) 
»Wir  wissen  sehr  wohl,  dass  unsere  Darstellung  von  dem 
Wesen  und  von  der  Würde  der  Ehe  mit  der  herrschenden  theolo- 
gischen Anschauung  nicht  übereinstimmt. c  Das  gesteht  der  Verf. 
jener  Schrift  (S.  164.)^sdrücklich  ein ,  und  doch  wagt  er  es ,  ob- 
schon  er  den  Lehren  der  katholischen  Kirche  bezüglich  des  jung- 
fräalichen  Standes  und  des  religiüs-kirchlichen  Charakters  der  Ehe 
darchaus  widersprechende  Grundsätze  aufstellt ,  sich  auf  dem  Titel- 
blatte als  >  katholischen  €  Theologen  zu  bezeichnen.  In  schwulstigen 
Salbadereien  werden  zahlreiche  Bibelstellen  zusammengetragen  und 
willkührlich  gedeutet ,  oder  wo  dies  nicht  sogleich  gelingen  will, 
wie  namentlich  bei  solchen  des  Apostels  Paulus ,  werden  dieselben 
ab  eine  blosse  Privatmeinung  des  Apostels  hingestellt.  Der  Zweck 
ist  der,  gegen  Virginttät  und  PriestercOlibat ,  und  für  die  CivilehQ 
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mit  einer  scbeiubaron  tboologischeii  Wissenschaft  eiue  neuprotestan- 
tische  Lanze  zu  brechen. 

5.  Das  halh.  ElierecM  für  die  Catididaten  der  Theologie  inad  des 

Hechts^  voü  i/.   Weber,  Pfarrer  in  Berlichingm^    {In  2  Lief,) 
1.  Lief.  Augsburg.  A.  Mane.  1875.  JV  und  96  S.  in  12. 
Ein  Eiiereciit  in  Katecbismn^fQrm  von  Frage  und  Antworten. 
Der  Un)scblag  entbält  svif  der  2—4«  Seite  nochnoals  zur  Bepetition 
und  zum  Nachschlagen  die  bloesen  Fragen   abgedruckt.    Frage  1. 
und  2.  betroffen  Quellen  und  Literatur  des  Eherechts  mit  orientiren- 
den  Notizen;  Fr.  3—17.  das  Wesen  der  Ehe,  Fr.  18—28.  dasVer- 
löbniss,  Fr.  29—45,  Brautexainea  und  Aufgebot,  Pr.  46— ?!•  die 
Ehoschliessung,  mit  Fr.  72.  beginnen  die  Ehehindemisse.    Die  vor- 
liegende 1.  Hälfte   reicht  bis  zu  Fr.   82.    Die  Idee  eines  solchen 
Büchleins  ist  jranz  gut ,  und  die  Ausfährung .  ist  auch  im   Ganzen 
I  gelungen.     Die  Antworten  sind  recht  fassUch  gej^alten  und  oft  noch 
'   durch  Anmerkungen  und  literar.  Notizen  ergänzt.    Am  Schlüsse  von 
Antwort  auf  Frage  49.  citirt  der  Verf.  zwar   unsere  geg^n  Schulte 
gerichteten  Bemerkungen  im  Archiv  Bd.  29». 8.   151  f.,  aber  zur 
Correctur  der  dort  mitgetheilten  Stelle  aus  Schulte's  neuester  Ab- 
handlung über  die  Einführung  der  Civilehe  hätte  der  Verf.  auch  ua- 
)    scre  Gegczibemerkuug  auszüglich  abdrucken  sollen. 

6.  Die  Verehelichung  der  Siellutigspßichtigen  und  Milüärperaonen, 

Eine  Zusammenstellmtg  und    Erläuterutig  der  diesbezüglichen 
Gesetze  und  Verordnungen  von  Dr.  Jos.  Symersky  k.  k.  o.  ö. 
Prof.  des  Kirchenr.  etc.  zu  OUniiiz.    Das.  1874.  Comtnissions- 
Verlag  von  Friedr.  Grosse.  188  S.  gr.  8.  (1  fl.  20  kr.  ö.  W.) 
Diese  Sammlung  enthält  nicht   bloss   alle   Ges.  und   Verordn. 
in  Betreff  dosösterr.  Militäreherechtes,  sondera  auch  dio^üh^r  die  Mi- 
litärseelsorge überhaupt.    Ein  Sachregister  erleichtert  den  Gebrauch 
dieses  für  jeden  österreichischen  CiviU  wie  Militärseelsorger  unent- 
behrlichen Buches,  welches  auch  bei  dea  kirchliclien  wie  weitlichen 
Behörden  verdiente  Anerkennung  gefunden  hat. 

7.  Lehrbuch  der   Kircheftgeschiehte  für  academisd^e    Vorhswigen 

und  zum  Selbststudium  von  Dr.  Ueim'ieh  Brück  y  Pr^f.   der 
Theol.   am  bisch.  Seminar    zu  Mainz.    Dritte   {Schlu8S')LÄef. 
Mainz,  Fr.  Kirdhlmm  1874.  (X  V  S.  und  645-^848.) 
Brück's  Löhrb.  der  Kirchengcschichte ,  welches  nunmehr  voll- 
ständig vorliegt  und  dessen   beide  ersten  Lieferungen  wir  bereits 
rühmend  erwähnten   (s.  Archiv   Bd.  28.  S.   192.  Bd.  31.   S.  217.) 
empfiehlt  sich  durch  seine  fassliche  ubersichUiehe  Darstelluiig,  orien- 
tirt  über  alles  Wichtigere,  ohne  sich  in  zu  viele  Details  zu  verlieren 
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and  belehrt  namentlich  auch  über  die  gegenwärtigen  neuesten  kirch- 
lichen Verhältnisse  der  einzelnen  Länder. 
S.  Die  Religion    vom  politisch- Jurist iscJien   Stavdjntnkte  von  Dr. 

Jean  Bohl,  Aävocat  zu  Amsterdam.    Deutsch   Itearhcitet  von 

Ferdin.  Grimnieli.  Paderborn  F.  Schöningh  1874.  X  u.  440  S.  8. 

(VU  TKlr.) 

Eine  historisch-kritische  Darlegung  der  verschiedenen  Systeme 
welehe  von  ^Seiten  des  Staates  gegenüber  der  Kirche  im  römischen 
Reiche,  im  Mittelalter  und  in  der  neueren  Zeit  von  den  Regenten  und 
K^emngen  gehandhabt ,  sowie  derjenigen ,  welche  von  neueren 
kirclienfeindlichen  Philosophen  und  Parteien  aufgestellt  wurden. 
Das  Werk  ist  reich-  an  treflfenden  Ausführungen.  Ein  das  Werk 
warm  belobendes  päpstliches  Breve  ist  demselben  vorgedruckt. 

Der  Uebersetzer  hat  an  manchen  Stellen  auf  die  heutigen  preus- 
soeben  kirchlich-polit.  Verbältnisse  bezügliche  Noten  beigefügt.  Der 
Anhang  (8.  397—440),  welcher  den  Text  der  neuen  preuss.  Kirchen- 
Gesetze  die  darauf  bezügl.  Fuldaer  Denkschrift  und  die  päpstliche 
EflcjoHca  vom  21.  Nov.  1873  enthält,  hätte,  da  diese  Stücke  in  so  . 
vielen  Ausgaben  existiren,  füglich  wegbleiben  können. 
5.  Die  Siaatsgefährlich'keH-^er  römisch-katholischen  Kirche.    Dar- 

gesteint   vofi  Hermann  Jos.  Graf  von    Fugger-Olött ,  IV.   d. 

Q.  J.  Begenshurg.  Pustet  1875,  IV  und  55  S.  8.  {4^1^  Sgr,) 

Unter  Beiseitelassung  allen  wissenschaftlichen  Apparates ,  aber 
wie  man  sieht,  fussend  auf  gründlichen  Studien  und  mit  grosser 
Klarheit  legt  der  Verf.  das  Wesen  von  Staats-  und  Kirchengewalt 
(iar,  und  widerlegt  er  namentlich  die  aus  der  Bulle  Unam  sanctam, 
Jem  Syllabus  und  der  päpstlichen  Unfehlbarkeit  hergenommenen 
Verdächtigungen,  als  ob  die  kath.  Kirche  staatsgefilhrlich  sei. 
10.  Kirche,  Staate  Oesellschafl  im  Lichte  des  Christenthums.     Von    \ 

Heinrich   Eduard  Manning,  Er  eh.  von   Westminster.    Autor. 

Uebers.  KSln.  Bachern  187S,  VII  und  263  8.  8. 

Es  sind  dieses  zwei  Serien  von  Vorträgen  des  gefeierten  Kir- 
clienfarsten  1)  übef  die  vierfache  Herrschaft  Gottes,  2)  über  die 
vierfache  Auflehnung  gegen  die  Herrschaft  Gottes.  Die  Herrschaft 
Oottes  wird  in  ihren  wohlthätigen  segenbringenden  Einwirkungen  auf 
<lie  Vernunft  und  den  Willen  des  Menschen,  auf  die  Gesellschaft  und 
^len  Lauf  der  Welt  geschildert  und  die  nachtheiligen  Folgen  der 
Auflehnung  gegen  Gott  und  der  Entfernung  von  der  Kirche  bezüg- 
lich des  Einzelnen  und  der  ganzen  staatlichen  Gescllöchaft  werden 
^lit  tiefeindringendem  kritischem  Blicke  betrachtet,  und  dabei  wird 
zugleich  auf  die  Ereignisse  und  Fragen  der  Gegenwart  eine  treffende 
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Nutzanwendung  gemacht.    Der  Uebersetzer  hat,  um  weniger  unter- 
richteten Lesern  die  geistvollen  Vorträge  Mannings   yerständlicher 
zu  machen,  bisweilen  erläuternde.  Anmerkungen  und    am  Schlüsse 
(S.  251—63.)  eine  Abhandlung  über  das  an  mehreren  Stellen  der 
Vorträge  erwähnte  System  des  »Positivismnsc  beigetagt. 
IL  Die  Eneyclica  Sr.  Heiligkeit  des  Papstes  Hus  IX.  vom  8.  De- 
cember  1864^  der  Syllabm^.w»d  die  wichtigsten  darin  ange- 
führten Ahtetistücke^  sowie   die  Eneyclica  vom  21.  Navemfter 
1873.  Jlehst  einer  ausführlichen  EinhUung^  vareuglich  sfur  Et' 
liatUerung  der  hircUichrpolitischen   Thesen.     Dritte  vermehrte 
_     Auflage.    EM^1S74.    Bachern.  163  S.  8. 

Die  kirchlich-politischen  Thesen  des  SjUabus  nehmen  bei  den 
Gegensätzen  der  politischen  Gegenwart  ein  um  so  bdheres  Interesse 
in  Anspruch.  Die  Vorliegende  Erläuterung  von  Domoapitular  Dr. 
Heuser  za  Käln,  deren  2.  Aufl.  wir  im  Archiv  Bd.  31.  S.  360  f. 
bereits  empfahlen,  ist  eine  der  besten. 

1J2,  Drei  Gewissensfragen  Ober  die  Maigeaetse.  Beieuehtet  wm 
einem  deutschen  Theologen.  Zweite  veränderte  Auflage.  Maine. 
Fr.  Kirchheim  1874.  105  8.  kl.  8. 

Wir  gaben  im  Archiv  Bd.  31,  S.  220  fif.  eiae  ausführliche  lo* 
lialtsanzeige  der  1.  Aufl.  dieser  Schrift,  als  deren  Verf.  der  Literar. 
Hand  weiser  den  Hochw.  Bischof  Dr.  Conrad  Martin  von  PHderborn 
nannte.  Diel.  Aufl.  der  Schritt  wurde  auf  den  Index  gesetzt,  »donec 
corrigatur,«-  weil  der  Verf.  bei  Er(^rternng  der  Frage,  ob  ein  Beam- 
ter zur  Mitwirkung  der  Maigesetze  mitwirken  dfirfe ,  in  Betreff  der 
Bntschuldigjuing  von  Beamten^  (S,  90.  der  1.  Aufl.,  im  Archiv ß^B.O. 
S.  223.  Punkt  Nr.  8.)  zu  weit  ging.  In  der  neuen  Auflage  ut  die- 
ser Punkt  verbessert  und  damit  den  Anforderungen  der  Index-Cou- 
gregation  genügt. 

13.  Non  possumus.  Wir  können  füeht  nachgaben.  Eine  Kritik  der 
preussischen  Maigeselee  nebst  Angabe  derjenigen  Dogmen,  weldie 
durch  dieselben  verletzt  werden.  Von  einem  'rheifg^reussischen 
Theologen.    Amberg.  J.  Habbel  1874.  60  8.  8. 

Der  Verfasser  dieser  auf  der  letzten  Generalversanfmlung  des 
Mainzer  Katholikeavereins  angeregten  Schrift  schreibt  kl^r  und 
deutlich  und  nimmt  kein  Blatt  vor  den  Mund.  Er  beweist,  dass 
die  preussischen  Maigesetze  die  von  G;ott  gewollte  Freiheit  und  Un- 
abhängigkeit der  Kirche  vernichten  und  die  .von  Gott  herrührende 
Verfassung  und  Glaubenslehre  der  katholischen  Kirche  untergraben. 

14.  Kriiih  der  r^Motivet  zum  Reichsgesetze  vom  4.  Mai  1874  he- 

treffend     Verhinderung    der   unbefugten    Ausübung  von  Kir- 


Kritik  der  ^Motive;'*  iHe  preuas.'darmatädL  Kirchengeaeizeniw,  .239 

che9iämiem.    Serlin  1874.     Verlag  der  y^Gprmania^^  Aciienge- 

seUsehaß  ßr  Verlag  und  Druclcerei.  44  S.  8.  OU  'I'hlr.) 
Wir  haben  im  Ärekiv  JBd.  32.  S.  154  ff.  den  Text  jenes  Oe- 
sebes  nebst  ^nigem  aus  den  >Motivon€  des  Ges.-Entwnrf.  mitge- 
theili  Wir  registriren  hier  nachträglich  den  Soudorabdruck  der 
TorkefBichen  Artikel  zar  Belenchtang  der  angeblichen  »Motive« 
d«s  Enlworfes  jenes  Gesetzes,  welche  die  Zeitong  »Germania« 
eatbielt. 
15.  Die  preussisch'dartnsiädtischen  Kirehengesetjgenttoärfe  und  ihre 

McHoe.    MakvB.  Fragte  KireJiheim.  1874. 

Im  September  legte  das  Darmstädtische  Ministerinm  den  Kam- 
mern ym  den  prenssischen  nachgebildete  KirchengesetzentwQrfe 
vor,  betirr'  1)  Die  Vorbildnng  mid  Anstellung  der  Geistlichen ,  2) 
den  Miasbraach  der  geistlichen  Amtsgewalt,  3)  die  rechtliche  Stel- 
lung der  Eirebea-  mid  Keligionsgesellschaften,  4)  die  religiösen  Or- 
den Qttd  ordenriUmlichen  Congregationen.  Ausserdem  5)  einen  Ge- 
seb-Entworf  betr.  das  Qj^teuerungsrecht  der  Kirchen  nnd  Relig.- 
Uemrinschafteii  (abgedr.  idleim  Mainzer  Journal  1874  Nr.  207—11: 
KOÜL  Volkartg..  Nr.  250  f.,  257.  I.  BL,  Germania  Nr.  209.  Beil.)  Das 
IfauBzor  Journal  brachte  abbald  in  Nr.  210  ff.  eine  eingebende 
treffende  KwtiK ,  welche  iu  einem  Sonderabdruck  von  vier  Bogen  ,^ 
welehelUeVerlagBhattd jung  zu  3.  kr.  abgab,  weite  Verbreitung  fiinden.* 

Der  HiKshw*  Bischof  von  Jfainz  richtete  bereits  unter  dem  24.  f 
September  1874  auf  der  Firmungsreise  von  Ockstadt  ans  eine  Denk- 
schrift an  das  Chrossh.  Staatsministerium,  worin  unter  ausführlicher 
Darlegung  der  Bechtsverletzungen ,  die  in  den  Gesetzentwürfen  ent- 
lulten  seieiiy  gegen  solche  Gesetze  protestirt  wurde.  (Abgedruckt 
im  fotlaUb  Oct  1874  S.  481—96.,  Germania  Nr.  229.  Beil.)  Auch 
von  den  Katholiken  des  Landes  gingen  aus  den  einzelnen  Gemein- 
den PetitioDeo  an  die  2.  Kammer  und  nachdem  diese  in  Sturmes- 
eile  die  Qe8.*£atwfirfe  angenommen  hatte,  an  die  1.  Kammer,  um 
Niehtannalime  der  Gesetze.  (D^n  Text  dieser  durcbgehends  gleich- 
^mig  lautenden  Petitionen  enthält  die  Germania  1874  Nr.  245. 
Beil)  Ebenso  richteten  die  Professoren  des  bischoflichen  Seminars 
7Q  Mainz  unter  dem  28.  Oct.  1874  eine  gemeinsame  Zuschrift  an 
die  I.  ^mmer ,  mit  der  Bitte ,  den  Bestimmungen  des  Ges.-£ntw. 
über  die  Vorbildung  der  Geistlichen,  durch  welche  die  fernere  Wirk- 
^mkeit  ihrer  philosoph-theologiachen  Lehranstalt  unmöglich  gemaclit 
Aud  eine  den  kirchlichen  Voi*schriften  und  religiösen  Interessen  wi^ 
Versprechende  Vorbildung  der  künftigen  Geistlichen  angeordnet  wird, 
-  die  Zustimmung  zu  versagen.  (Abgedruckt  in  der  Germania 
1874.  2.  Beil.  zu  Nr.  257,  Katholik,  Nov.-Heft  S.  597  ff.) 
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Inzwischen  erschien  ein  Decanat  um  das  andere  Vor  dem  Iterrn 
\  e^  f<.  ^Bischof,  mit  der  Erklärung  dos  Klerus,  dass  er  ihm  treu  zar  Sieito 
^     •'    stehen  würde.  (Vgl.  Germania  1874  Nr.  245,  268.) 

Mit  einem  vom  22.  October  datirten  Vorwort  erschien  dar- 
auf u.  d.  T. 

16,  Der  CuUurTcaim^  gegen  düihaih.  Kirche  u$id  die  neuen  Kirehen- 
gesefjgentwürfe  für  Hessen,  von  WM.  Emntan,  Frhm.  v.  Ket- 
teler^  BiscJwf  voit  Mainz.  Das.  Franz  Kirchheim  1874.  VIII 
u$}d  86  S.  8., 

eine  an  die  Diöcesanen  gerichtete  und  daram  in  populärem 
Tone  gehaltene  Kundgebung  des  Hrn  Bischots ,  worin  Senielbe  seine 
Stellung  zu  den  in  Bede  steheaden  Qesetzentwfirfen  eingeheDd  pril- 
cisirte.  Der  Herr  Bisehof  zeigte ,  dass  die  hesräehen  Kirchenge- 
setzentwürfe mit  der  göttlichen  Einrichtang  der  Kirche  und  ihren 
göttlichen  Lehren  unvereinbar  sind,  und  dass  er  sie  daher  nicht  be» 
folgen  könne ,  ohne  Gottes  Gebot  zu  übertreten  and  den  Eid  za 
brechen,  welchen  er  am  Tage  seiner  bischöflichen  Cbnsecration  Yor 
Gott,  vor  der  Kirche  und  vor  der  ganzen  Diöcese  geschworen  habe. 
Die  Schrift  geht  aber  mit  solcher  Gründlichkeit  überhaupt  in  das 
Wesen  des  modernen  »Culturkampfosc  ein,  der  nnn  nach  den  Vor- 
bilde von  Preussen ,  Baden  etc.  auch  in  Hessen  beginnen  soll,  das 
schon  darum  dieses  vortreffliche  Werkchen  auch  ausserhalb  des  klei- 
nen Gebietes  von  Hessen  in  den  weitesten  Kreisen  beachtet  zu  wer- 
den verdient 

Die  hess.  Gesetzentwürfe  wurden  im  Oct  in  der  II.  Kammer 
angenommen,  im  Nov.  auch  in  der  L  Kammer,  jedoch  wnden  in 
der  I.  Kammer  die  Voriagen  nur  durch  die  Stimmen  des  Thronerben 
und  zweier  anderer  Prihzen  des  regierenden  Hauses,  gerettet,  Aach 
einige  wesentliche  Härten  aus  den  Gesetz-Entwürfen  nicht  angenom- 
men, (vgl.  darüber  Germania  1874  Nr.  268.  Woehmniiidscban). 
Die  Gesetz-Entwürfe  gehen  nah  zunächst  an  die  IL  Kammer  zaräek.| 

17.  Dollingers  alie  und  neue  Hoffnungen.  Bede ,  gdudteu  bei  der 
I.  polit.  Versammlung  des  Münchener  KäOiolikenvereins  »Con- 
cordia€  am  20.  8^.  1874  von  Adalbert  Huhn.  Mmthtn. 
Verlag  des  '^  Arbeiter  freundes.*  1874.  23  S.  8. 

In  dieser  so  ernst  wie  würdig  g^assten  Bede  werden  die 
früheren  und  die  jetzigen  kirchlichen  und  kircblieh-politiachen  Leb- 
ren Dollingers  einander  gegenübergestellt. 


Briefkaslen :  Hrn.  Dr.  B.    Eine  Besprechung  der  Decrete  der  Provinc- 
Synoäe  von  Westminster  ist  wülkflmmen,  wegen  Kaummangel  bitte  aber  mög- 
lichst gedrängt  den  Stoff  zusammenzufassen.  -  Eine  Anzahl  kurzer  Kritiken 
danmter  Ober  B.sch.  Greith,  Licht  und  Recht  etc.   wurden    in  der   Druckerei 
aus  Mangel  an  Kaum  zurückgelegt. 


Empfehlenswerthe  Novitäten ,   welche   bei   der  Eedaction  einliefen  •    1 
Gemeinden  ohne   Seelsorger.    Der  Tod    ohne  Priester.     Die  vollkonnnene 
Reue.    Ein  Lehr-  und  Trostbüchlein  för  röijiisch-kath.  Christen.    Mit  kirchl 
Approb.  Paderborn.   Bonifacinsdruckerei    1874.  80  S.  kl.  8.  2»;»   Sgr  •   2    Her* 
mann  V.  Mallinckrodt,  der  Vorkämpfer  fQr  Wahrheit.  Recht  und  FreVheit.  Dem 
^    V    1 «-?  .T"i'"'   dargestellt  von    Dr.   W.  T.   Berger.    Paderb.   Bonifacius- 

^  «f.:«  \^^^-  ""*  ^''''"  ^  ^^'■-'  »•  ^'«'«'•«'"«den  im  häuslichen 
Kreise.  Blatter  fttr  Unterhaltung  und  Belehrung.  Mit  Bildern.  Paderb.  Boni- 
feausdrackere,  1875  1  Heft.  (80  gesp.  S.  gr.  8.  mit  5  Bild.,  jähriich  12  Hefte 
1  Thlr.  wohlfeilste  und  gute  illnstr.  Unterh.-Ztschr.) ;  4.  In  Frankreich.  Reise- 
Enn^rungen  von  Dr.  Heinrich  Han^jakub.  Mainz.  Fr.  Kirchheim.    (IV  und    ' 

fii  ^^^,  ?^'-  \^''  !?"^«'""»-  P^i°«  Enählung  aus  der  neuesten 
lAit  von  Phil.  Latcua.  Mainz.  Franz  Kirchheim  1874.  (475  S  8  )•  6  Vergib 
mis  ««*««  Schuld.  Eine  Erzählung  von  Ma  Grafin  Hahn-HaUn.' Mnim.  Ft 
KircUie.«  1875.  (2  Bde.  2^6  Thlr.);  7.  Die  Reichsfeinde.  Historischer  Roman 
(*ns  der  Zeit  Diocletiansj  von  Conrad  von  Botanden.  Mainz.  Fr  Kirch- 
heim  (2  Bde.  2»,^  Thlr.);  8.  Brennende  Fragen,  von  Wilh.  Molitor.'  ü^mt- 
Fr.  Kirchheim  18.4.  (XXIV  und  232  S.  8.  1  Thlr.)  (In  Form  einer  Disputa- 
tion  emet  Ärizahl  gebildeter  Männer  werden  hier  die  mittelalterlichen  und 
kircMichOT  Grundsätze  über  Kirche  und  Staat  und  deren  Verhältniss  in  einem 
kathol    Staate  der  Zukunft  geistvoll  erörtert);  9.  Das  Martyrium  in  der  ka- 

Tr-^^T  ^t*'  ''?  ^•/""■*'  '''"""•  ^'-  ^-  «•  •'•  M*i"^-  f"^-  Kirchheim 
18-4;  10.  Die  Tugenden  des  ehrw.  Dieners  Gottes  Joh.  Endes.  Apost.  der  hh. 

t"!".  °»d  Mana  etc.  Von  P.  mrainbourg.  Neue  Ausg.   vollst,   umge- 

arbeitet von  P.  Angelu»  Le  I)or,>.  Aus  dem  Französ.  Obers,  von  Jos.  Ga- 
rwc^    Wien  und  Pest.  C.  Sartori  1874.   (Mit  Portr.  und  VIHund  576  gr.8.); 

■^^'iri  J  '''^*^'"^''^^*"''-  Geschichtsbilder  aus  den  Zeiten  Elis 
and  Jakobs  L  Von  einem  Mitgl.  d.  G.  J.  Au»  dem  Engl.  Mainz.  Fr  Kirch- 
heiB.  1874.  (VIII  und  275  S.  8.  27  Sgr.);  12.  Die  Verfolg,  d^;  Genter tml- 
.?W^  ""»en  J   1813  und  1814  nebst  einem  Rückblicke   auf  die    Kirchenge- 

S  iJITyt/t^  T,i  r"  ''*'■  ^''"■''  ^-  ^-  G-  J-  Mainz.  Fr.  Kirch- 
hen.^874.  (XIU  und  105  S.  8.) ,  13.  Die  in  den  letzten  Zeiten  veröffentlich- 
ten Fr^phezeihnngen  und  Wunderscheinnngen.  von  Fei.  üupanloup,  Bischof 
IT.-  ^"u'-  ^''^"-  ^^-  ^'-  Ki'ohheim.  1874.  m  8.  8.),  14.  Dk 
*  w»°l  «Warze  Internationale  oder  Verhältnis«  der  socialdomokratischen 
A^b«terbeweg«.g  «'  Behgion  von  L.  Friedliel,.  München.  1874.  Lit.  Instit. 
A  ^'  ,\^°"'"  <^*  S.  8.)  Eine  sehr  beachtenswerthe  zeitgemässe  Schrift 
de.  KapL  Wauennann  von  Offenbach;  15.  Das  Kissinger  Attentat  und  der  ka- 
tbolMche  GaMUenverein  von  L.  Friedlieb.  Amberg.  J.  Habbel  1874  (38  S  8  1 
Eine  leMüswerthe  Sehrift  dess.  Verf.  ^  ' 


Im  Verlage  des  Unterzeichneten  erscheint: 


Jer  Hctjidik. 


Seiiflrifl  fnc  latüofiriiK  IDifenNt  nnd  lidlfiik  frBrn. 

Redigirt    von 

Dr.  J.  B.  Heinrich  and  Dr.  Chr.  Monfang. 
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XI. 
Necessitas, 

^  Sregis  sui  linguam  calUai  Pastor ,  e  legibus  Ecclesiae  ejusäem- 

que  praxi  demonsiraia 

a  Dr.  Jos.  Symersky. 

eaes.  reg.  Professore  Hisioriae  ecclesiasticae  et  Docente  Jana  canonici  in  theo- 

logica  facnltate  Olomucensi. 


Ob  necessitatem,  nt  gregis  sui  linguam  calleat  Pastor  /  extra- 

nös  septus  fuit  et  est  ad  beneficia  aditus. 

Batum  siquidem  certumque  est,  optatissimum  semper  Ecclesiae 
foisse,  ut  regionis  cujnscunque  Beneficia  ejusdem  iucolis  et  inde 
prognatis  conferrentur.  Ecciesia  Bomana  acouratius  aliis  omnibus 
kne  regularo  obsenrabat ,  ne  quem  suorum  aliis  ecclesiis  darei 
Siognlarem  banc  Ecclesiae  Romanae  landem  dabat  Hadrianus  IV. 
qood  Dumquani  pateretur,  qui  sibi  semel  inserti  fuissent,  ad  alias 
tnmsferri  Ecclesias.  Sed  ea  non  erat  Bomanae  Ecclesiae  propria ,  nisi 
diligentia  qua^dam  potissima  legis  observandae,  quae  Ecclesias  omnes 
alias  complectebatur,  ut  ne  extraneos  admitterent ,  ut  ne  suos  a  se 
direlli,  et  alio  migrare  facile  sinerent.  Elucet  id  ei  epistola,  quam 
K.  P.  Hadrianus  IV.  dedit  ad  imperatorem  Fridericum  I.,  ut  Uli  ap* 
probaret  consilium  relaxandi  Ecclesiae  Bomanae  Subdiaconi,  etsi  ad 
Ecclesiae  Bavennatis  Archiepiscopatum  postularetur.  »Conrenientius 
siquidem  estc  scribit  Pontifex,  ut  qui  filins  et  Glericus  est  Bomanae 
Ecclesiae,  ab  ejus  gremio  non  recedat ;  et  ipsa  ei  circa  se  locum  dig- 
mtatis  conferens,  eidem  inde  providoat  altiora<).€ 

Perqnam  circumspecte  cavebant  etiam  B.  Pontifices,  neusquam 
Ecclesiis  ejtraneos  praeflcerent  Pastores.  Sic  Innocentius  III.  Strigo- 
Diensi  in  Uungaria  Metropoli  Archiepiscopum  daturus,  tanti  momenti 
|£S8e  duxit ,  ut  ne  extraneo  cuiquam  Ecciesia  illa  crederetur ,  ut  eo 
transferre  maluerit  Metropolitanum  Golocensem,  quem  probe  noverat 
Kapitale  Strigouiensi  gratissimum  fore,  quam  pi*aeficere  eidem  alienum, 
loamvis  provisio  hac  yice  ad  eum  pertineret,  utpote  quum  una  pars 
dectorum  postulasiBet  Archiepiscopum  Golocensem ,  altera  ?ero  ^is- 


1)  Baronios  ad  an.  1159.  n.  3. 
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copum  Quinqueecclesienseni  simulque  ecciesiae  Strigoniensis  Snffraga- 
neum,  et  intellexerit  Pontifex,  ueutram  postulationem  esse  approban- 
dam.  In  decretali,  quam  desuper  ediderat  dictos  Innocentius  UI.  et 
quae  exstat  in  Corpore  Juris  canonici,  et  qnidem  cap.  4.  de  postula^ 
tione  praelatorum  X.  (I.  5.) ,  ita  loquitor  Pontifex:  »Intelleximas 
(itaque)  quod  etsi  esset  neutra  postulatio  adprobanda,  juxta  tenorem 
tamen  posterioris  rescriptl,  ad  nos  de  caetero  Strigoniensis  ecciesiae 
provisio  pertineret.  Quia  vero  non  plenam  de  personis  iUius  regni 
notüiam  hdbd^amus^  ideoque  non  poteramus  salva  conscientia  eidm 
ecciesiae  in  alia  persona,  quae  de  regfw  Hungariae  originem  ducerä, 
congrue  providere,  nee  veüemas  ei  praeßcere  alienum^  qnamvis  ho- 
nestius  videretor,  si  suffraganeus  ad  metropolim  suam  accederet, 
quam  Archiepiscopus  ad  metropolim  transferretur ,  partem  tarnen 
eligifflos  potiorem.  Et  eundem  Archiepiscopum ,  in  quem  omnes, 
quorum  consensus  in  electione  vcl  postulatione  pastoris  requiritur, 
licet  diversis  temporibas  convenerant,  a  vinculo,  quo  tenebatur  Colo- 
ciensi  Ecciesiae  absolventes,  ad  metropolim  Strigoniensem  tnuisferimns, 
et  ei  licentiam  tribuimos  transeundi:  palliom  ei  ad  nomen  et  usiud 
ejusdem  Ecciesiae  transmissuri.t 

Quum  vero  medio  aevo  nonuulli  Pontifices  Bomani  plurimorum 
beneficiorum  coUationem  sibi  reservassent ,  eaque  passim  extraneis 
atque  jam  ideo  minus  habilibus  viris  ecclesiasticis  contulissent,  aeger- 
rime  id  tulerunt  nationes  magnoque  zelo  aestuarunt  Ecciesiae  et  Begna 
ad  sui  quaeque  juris  defensionem.  Sic  inter  gravamina,  quae  natio  ger- 
manica adversus  Sedem  Apostolicam  -protulit,  etiam  sequens  grava- 
men  VIL  legitur.  »Ecclesiarum  regimina  minus  dignis  (Bomae  vide 
licet)  conmiittuntur,  qui  ad  mulos  magis,  quam  homines  pascendos 
et  regendos  essent  idonei^).€  Galli  sibi  consuluerunt  per  sie  dictam 
Sanctionem  pragmatfcam  an.  1438  et  certe  nuUis  potest  exceptioni- 
bus  concuti  aul  lab^factari  generalis  illa  lex  et  regula,  extraaeos 
ab  adipiscendis  beneficiis  esse  arcendos,  iis  innixa  rationibus  gravissi« 
mis,  quae  in  praefatione  Pragmaticae  Sanctionis  conjectae  sunt.  Haec 
enim  ibidem  leguntur :  »Ecclesiarum  peculia  manus  occupant  indig- 
norum,  et  nonnumquam  exierorum^  et  plernmque  dignitates  et 
opulentiora  Beneficia  personis  confernntur  incognitis  et  non  probatis, 
quae  in  eisdem  Beneficiis  non  resident,  sicque  vultos  sibi  commissi  gre* 
gis  non  agnoscunt,  linguam  aliquando  non  inteüigtml^  etc.  Sic 
animamm  cnra  negligitur,  subtrahitur  hospitalitas ,  Ecclesiarum  jura 
depereunt ,  ruunt  aedificia ,   Clerici  nostrorum  Begni  et  Ddphinatus 


1^  Freheri  Scriptor.  rer.  gennan.  ed.  Strnve  tom.  IL  p.  677. 
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sdenHartim    studia   deserunt^  prcpter  pramotionis  congruae   spent 
eis  atlaiam,€ 

Cum  variis  mandatis  instrnerentur  Oratores  Gallicani  ad  Gon- 
ciliam  Tridentinum  anno  1562,  hoc  prae  caeteris  commeadatum  est, 
at  ne  eai  extraneo  committi  possent  Begni  Beneficia,  nisi  vernaculam 
eaUeret  Knguam^  et  in  proppa  resideret  Ecclesia;  hanc  vero  legem 
Dec  Poütifex  ipse  relazaret^). 

In  Hispaniis  jam  lade  ab  anno  1393  Conveutua  Generales  Begni 
Castellae  decreverant,  ne  paterent  eztraneis  Begni  Beneficia ;  quin  et 
m  omniam,  quos  Pontifez  nominaverat  Ecclesiasticos,  proventus  ma- 
nns  injecerant  Qaamqoam  interpellante  Pontlficis  Nantio,  et  auli- 
cis  ipsis  Proceribus  nihil  non  sibi  de  Papae  indulgentia  et  largitate 
polliceotibus,  a  sententia  se  deduci  Bei  facile  passus  est ,  utpote  te- 
oera  adhac  aetate.  Ita  Mariana;  ast  author  est  Covaruvias,  post 
edicta  Garoli  Y.  impervia fuisse  extraneis  omnia  ejus  gentia  beneficia; 
in  Concilio  Tridentino  deliberatum  fuisse  ex  Dominico  Scoto,  an  om- 
nes  cujusque  regionis  Parochiales  Ecclesiae  indigenis  velut  patrimo- 
Biales  addicerentur :  quin  et  optabile  esse,  ut  ejusipodi  statutum  pro- 
molgatum  fuisset^). 

Narrat  Ossatius  in  Epistola  quadam  anui  1600,  omni  ope  tum 
connizos  fuisse  Hispanos,  ut  suae  gentis  homini  Dubliensis  in  Biber- 
m  Archiepiscopatus  conferretur,  contra  nitentibus  Hibemis^  ut  ei 
Ecclesiae  praeficeretur  non  alius,  quamqui  propra  ejus  regionis  idio- 
matis  Gonsuetudine  imbutus  esset :  » AUegato  Begis  ipsius  Hispaniae 
exemplOy  qui  Episcopum  nisi  Hispauum  praefici  patitur  nuUum^).« 

Nostris  temporibus  in  plerisque  regionibus  sive  per  leges  tan- 
tarn  ci?iles,  sive  per  oonventionem  iuter  Ecclesiam  et  civitatem  ini- 
tam,  si?e  tandem  per  ipsas  pontificias  buUas  circumscriptiouis  vel  ' 
alias  pontificias  ordinationes  praecipitur,  ut  promovendi  ad  quaecunque 
beneficia,  praesertim  vero  ad  episcopatus  et  canonicatus  sint  indigmae 
ä  personae  gratae  gubemio  saecidari. 

Qnod  in  spede  Episcopatus  attinet,  ad  quos  ez  lege  canonica 
deberent  personae  idoneae  per  electionem  aut  postulationem  promoveri, 
hodie  in  omnibus  fere  regnis  catbolicae  fidei  addictis  viget  nominatio 
aut  praesentatio  4regia,  ita  ut  electio  episcoporum  per  capitulum  non- 
nisi  in  Helvetia,  in  Belgio  et  in  acathoUcis  Germaniae  temtoriis  lo- 
cum  habeai    In  episcopatibus  Austrianis  pariter  nominatiani  Impe- 

1)  MemoireB  du  Coqc  de  Trente  pag.  174.  vid.  apnd  Hiomaaein^  P.  n 
L  n.  cap.  108.  pag.  294. 

2)  Tom.  II.  Practic.  quaest.  pag.  35.  vid.  apad  Thomassin  1.  c. 
Z)  Tom.  2.  Epist.  55.  yid.  apnd  Thomassin  1.  c. 
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ratoris  locus  est,  exceptis  sedibus  roetropolitanis  Olomucensi  et  Sa- 
lisbargensi,  ad  quas  per  capitulum  fit  electio;  item  eieptis  episcopis 
Secoviensi,  Lavantino  et  Gurcensi,  quorum  duo  priores  semper,  po- 
stremus  v6ro  nonnisi  quavis  tertia  vice  ab  archiepiscopo  Salisburgensi 
constituuntur  et  consecrantur,  Jam  y^o  Princeps  saecularis  vix  ac  ne 
vii  quidem  extraneum  qaempiam  Begni  sui  episcopum,  nominabit  — 
übi  rero  Episcopi  eliguntur  per  bapitnla,  jam  ballae  circumscriptionis 
cavent ,  ne  extranei  eligantur.  Sic  pro  Borussia  per  bullam  circum- 
scriptionis de  anno  1821,  quae  incipit :  »De  salute  animarumt  qnoad 
Episcopos  ita  praecipitur:  >.  .  .  Capitulis  facultatem  tribnimos, 
ut  .  .  .  novos  Äntistites  ex  Ecciesiastrcis  qmbuscamqae  viris  regni 
Borussici  incolis  .  .  eligere  possin t<  Pro  regno  Ha/finoverano  per 
bullam  »Impensa  Bomanorum  Pontificum  sollicitudot  de  anno  1824 
praescribitur :  »Quotiescumque  aliqaa  ...  ex  sedibus  episeopalibus 
.  .  .  vacaverit ,  cathedralis  ecclesiae  capitulum  .  .  .  reglos  ministros 
certiores  fieri  cürabit  de  nominibus  candidatorum  e  clero  taUus  regni 
selectorum,  quorum  quisque  indigcncUu  praeditus  sit  etcc 

Bespectu  provinciae  Rheni  snperioris  in  bulla  erectionis  d.  d. 
11.  Aprilis  1827,  qu9e  incipit:  »Ad  Dominici  gregis  castodiamc 
ita  quoad  rem  nostram  habetur:  »Quotiescumque  sedes  Archiepis- 
copalis,  vel  Episcopalis  vacaverit,  illius  Cathedralis  Ecclesiae  Capitu- 
lum intra  mensem  a  die  vacationis  computandum  Summos  respectivi 
territorii  Principes  certiores  fieri  curabit,  de  nominibus  Candidatorum 
ad  Clerum  Dioecesanum  spectantium ,  quos  dignos  et  idoneos  juxta 
Sacrorum  canonum  praescripta  judicaverit  ad  Archiepiscopalem  vel 
Episcopalem  Ecclesiam  sancte  sapienterque  regendam.« 

In  Concordäto  Austriaco  art.  XIX.  ita  convenitur:  »Majestas 
Sua  Caesarea  in  seligendis  Episcopis,  quos  vigore  privilegii  Aposto- 
lici  a  Serenissimis  Antecessoribus  suis  ad  Ipsam  de  voluti  a  Sancta 
Sede  canonice  instituendos  praesentat  seu  nominat ,  imposterum  quo- 
que  Antistitum  imprimis  comprcmncialium  consilio  utetur.c  Jam 
yero  Äntistites  comprovinciales  vix  alium  quam  ejusdem  Provinciae 
virum  Ecclesiasticum  commendabunt. 

In  Statutis  Metropolitani  Capituli  Olomucensis,  a  quo  et  e  cujus 
gremio  A^chiepiscopus  eligendus  est,  iuter  requisita  pro  Canonicatus 
possessione  recensetnr  etiam  istud:  »9.  Diploma  regium  super  ob- 
tento  Incolatu  in  Regno  Bohemiae  et  Marchionatu  Moraviae ,  si  au- 
tem  notum  fuerit,  familiam  Candidati  talem  incolatum  possidere, 
attestatum  desuper  regiarum  tabularum.c 

Sed  etiam  quoad  minora  beneficia  a  Pontificibus  identidem  man- 
datnr ,  ne  ad  ea  promovendi  sint  personae  regiinini  politico   minus 
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gratae.  Sic  in  Concordato  Bavarico  de  anno  1817  articulo  XI.  ita 
sUpoIatar:  »Reliqua  vero  Beneficia  omnia  tarn  Parochialia ,  quam 
Carata,  ac  Simplicia  .  .  .  libere  ab  Archiepiscopis  et  Episcopis  per-* 
sonis  MajesUUi  Suae  gratis  cooferentur.c 

In  Brevi  autem  »Optime  nostiac ,  quod  Pias  IX.  d.  d.  5.  No- 
?embris  1855  ad  Episcopos  Austriae  dedit,  ut  nonnulla  ad  usum  et 
eiecntionem  Concordati  pertinentia  explicet,  ita  eosdem  jubet :  »Tum 
in  parochüs ,  tum  in  aliis  ecciesiasticis  beneficiis  conferendis  curae 
ToUs  erit,  ut  ad  illa  minime  ii  eligantur  ecclesiastici  viri,  qui  Caesa* 
reae  et  Apostolicae  Majestati  Suaa  minus  sint  accepti.« 

Jam  vero  extraneus  vix  umquam  erit  acceptus. 

Probayimus  itaque,  hanc  esse  mentem  Sedis  Apostolicae,  ut  ex- 
tränet  ab  adipiscendis  beneficiis  ecciesiasticis  arceantur^  quod  Rom. 
Pontifex  Innocentius  III.  etiam  palam  ennuntiavit  in  decretali,  quam 
ad  Archiepiscopum  et  Capitulum  Capuanum  dedit ,  quae  in  Gorpore 
Juris  Canonici,  et  quidem  in  cap.  19.  de  electione  X.  I.  6.  reperi- 
tar,  et  in  qua  —  puta  in  parte  decisa  —  ita  legitur:  *  Licet  caur 
Umn  reperiakir  in  canane  ui  iunc  alter  de  aJiera  Ecclesia  ^)  eliga- 
Uff,  cumntdlus  in  proprio  fuerit  repertus  idoneus :  ....  praesertim 
cum  illud  decretum  locum  habere  videatur,  quando  Glericis  et  in- 
vitis  per  alicujus  violentiam  potestatis  extraneus  ingeritur  ex  adver- 
so:  propter  quod  sequitur  in  decreio,  id  sit  facultas  Clericis  reni-^ 
iendi,  si  se  viderint  praegravari,  et  quos  ingeri  sibi  viderint  ex  ad- 
yerso,  propter  quod  se  non  timeant  refutare.c 

Cur  autem  lege  ecclesiastica  extranei  regulariter  excluduntur 
ab  obtinendis  beneficiis  ecciesiasticis?  Procul -dubio  praesertim  prpp- 
terea,  quod  carefit  peritia  linguae  patriae.  Quia  nimirum  nee  Epis- 
copo  nee  Parocho  ignorare  fas  est  linguam  vel  Bioecesis  suae  vel  Pa- 
rochiae,  ut  et  Pastor  gregis  et  grex  Pastoris  vicissim  vocem  audire 
et  votis  obsequi  possit ,  hinc  beneficiis  abiguntur ,  qui  rüdes  sunt 
veroaculi  ovium  sermonis.  Hanc  certe  Germani ,  hanc  Galli ,  hanc 
Hispani  —  ut  vidimus  —  primariam  causam  allegabant ,  ob  quam 
eitraneos  qua  Pastores  abhorebant.  Indigenae  autem  anteponuntur 
aniversim  extraneis  tamquam  magis  idonei  propter  linguae  morumque 
peritiam.  Si  enim  indigenae  sint,  erunt  et  vernaculae  linguae  callen- 
tes.  Lege  ergo  et  praxi  ecclesiastica,  quae  vetat,  ne  extraneis  con- 
ferantur  beneficia  ecclesiastica,  eo  ipso  etiam  cautum  est,  ne  praefi- 
ciantur  populis  Pai^tores,  qui  non  intelligant  et  loquantur  illius  loci 

1)  Olim  qaippe  extraneus  reputabatur,  qui  non  ejusdem  esset  ex  Eccle- 
BAe  gremio;  nnnc  qni  non  ex  eod^n  est  regao  oriondos. 
Thomassin  P.  IL  1.  1.  cap.  103.  n.  9. 
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idioma.  Sufficit  profecto  haec  cantio  pro  regniset  regionibns,  qua- 
rum  incolae  unius  tantum  linguae  consuetudine  utuntur.  Quid  autem 
si  in  aliqua  Dioecesi  permixti  vivant  homines  diversarum  linguarumi 
Etiam  pro  hoc  casa  sapientissim^  providit  lex  ecclesiastica ,  >  at  con- 
festim  videbimus. 

B. 

Tempore  expeditionum  cruciatarum  Latini  anno  1204  ipsamur- 
bem  Constantinopolim  expugnarunt,  Balduinuro  Oomitem  Flandriae  in 
ea  Imperatoren)  renunciarunt  et  coronarnnt,  Thomas  vero  Mauroce- 
nus  Patriarcha  Constantinopolitanus  electas  ac  consecratns  fuit,  qui 
praeerat  ipsi  Ecclesiae  usque  ad  annum  1211,  et  in  obedientia  Sedis 
Apostolicae  Graecos  fovebat^).  In  aliis  quoque  civitatibus  Imperii 
Orie^ntalis  Episcopi  Latini  praefecti  fuerunt,  ut  ex  Villarduind^et  AI- 
tissiodorensi  refert  Spondanus  in  continuatioue  Baronii,  in  praedicto 
anno.  lüde  contigit ,  quod  ^simul  in  eisdem  oppidis  et  parochiis 
permixtim  Latini  et  Graeci  habitarent ;  et  cumGraeei  juxta  ritus  pro- 
prios  Ecclesiae  Orientalis  vellent  sibi  sacramenta  administrari,  Latini 
vero  a  suis  Episcopis  juxta  Ecclesiae  Latinae  ritus  Sacramenta  sibi 
conferri  peterent,  Innocentius  IlL  Rom.  Pontifex,  ut  Graecis  et  La- 
tinis  consuleret,  in  Concilio  Lateranensi  IV.  anno  1215  celebrato 
edidit  constitutionem ,  qua  statuit ,  ut  Episcopi  eligerent  Parochos 
idoneos  juxta  linguam  eorum ,  quibns  Sacramenta  administranda 
erant;  quinimo  si  necesse  foret,  ut  alium  sibi  adsciscerent  Episco- 
pum,  Vacarii  Generalis  munia  obiturum  et  ejus  linguae  callentem, 
cujus  ipse  rudis  esset;  ita  tarnen,  ut  in  una  civitate  duo  Episcopi 
ueque  principaliter  non  constituantur ,  sed  unus  ut  Episcopus,  alter 
vero  ut  Vicarius  seu  Coadjutor. 

Exstat  constitutio  illa  in  Corpore  Juris  canonici,  et  quidem  in 
cap.  14.  de  officio  Judicis  ordinarii  X.  T.  31.,  sequensque  est  ejus- 
dem  tenor:  * 

»Quoniam  in  plerisque  partibus  intra  eandem  civitatem  atque 
»dioecesim  permixti  sunt  populi  diversarum  linguarum,  habentes 
>sub  una  fide  variqs  ritus  et  mores ,  districte ,  praecipimus ,  ut 
>pontifices  bujusmodi  civitatum,  sive  dioecesum  provideant  vires 
»idoneos,  qui  secundum  diversitates  rituum  et  linguarum  di- 
»vina  illis  officia  celebrent,  et  ecclesiastica  Sacramenta  admi- 
»nistrent,  instruendo  eos  verbo  pariter  etexemplo.    Prohibemus 


1)  Cfr.  cap.  6.  de  baptismo  X.  III.  42.,  et  cap.  40.  de  electione  X.  !•  6. 
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»antem  omnino,  ne  aiia  eademqne  civitas  sive  dioecesis  diver- 
»SOS  Pontifices  habeat,  tamqaam  anum  corpus  diversa  capita 
»quasi  monstnun.  Sed  si  propter  praedictas  causas  urgens  ne- 
»cessitas  postalaverit,  Poutifex  loci  catholicum  Praestdem  natio- 
Htibus  iüis  eonfarmemi  provida  deliberatione  coustituat  sibi 
» Vicarium  in  praedietis ,  qui  ei  per  omnia  sit  obediens  et  sub- 
»jectus.« 

Adnotat  in  hancce  Decretalem  QoneaHea  Tellez  in  suis  Gom- 
mentariis  perpetnis  in  singulos  textus  quinqne  Libi;orum  Decretalinm 
Gregorii  IX.  editio  Francofurti  ad  Moeuom  de  ao.  1690  Tom.  I. 
pag.  788.,  et  qnidem  ad  verba: 

T^Vir&s  id€neos€  ita:  In  lingua  videlicet,  seu  idiamate  illo^ 
mm,  quos  coelesti  pabulo  alere  debent ;  necessarium  enim  est ,  ut 
qai  Ecclesiae  regimini  praeficitur,  intelligat  linguam  subditorumi  ipsi- 
qoe  enm  percipiant,  tum  ob  administrationem  Sacramentorum ,  tum 
ob  praedicationem  yerbi  Del  in  Ecclesia,  juxta  illud  Äpostoli  ad  Co- 
rinth.  cap.  14.  v.  26.:  »Data  est  nobis  lingua  ad  interpretandum« 
et  ibidem  v.  11.  >Si  nesciero  virtutem  vocis ,  ero  ei,  cui  loquor, 
barbarus.c 

»Qua  auctoritate  nititur  regula  Cancellariae  de  idiomate,  ut  pro 
eJQs  expositione  jam  notarunt  Lndovicus  Gomez ,  Mandosius,  Didacus 
Perez  in  lib.  14.  tit.  3.  ordin.,  Salcedo  in  praxi  cap.  57.  a  num.  7., 
et  alii,  unde  recte  in  praesenti  statuitur,  ut  in  populis ,  ubi  degunt 
homines  diversi  idioroatis,  viri  idonei,  id  est  linguarum  periti,  eli- 
gantur  ad  Sacramenta  administranda.  lUustrant  Frances  de  Eccle- 
m  Cathedralibus  cap.  6.  num.  175.,  Solarzanus  tom.  n.  lib.  3. 
cap.  15.  num.  76.« 

Ad  verba :  T^Catholicum  PraesiAem^  adnotat  idem  Gonzalez  1.  c. 
pag.  791  ita:  »Vel  vicinum,  ut  contingit  cum  vacat  Ecclesia,  quae 
commendatur  vicino  Episcopo,  vel  ex  illis  Episcopis ,  qui  certam  se- 
dem  non  habent,  sed  absque  propria  Cathedra  ordinantur;  isti  enim 
Tocati  ab  Episcopis  localibus  administrare  possunt.« 

Eodem  plane  modo  Decretalem  istam  interpretantur :  TJhomaS" 
nn,  Vetus  et  nova  Ecclesiae  disciplina,  P.  II.  lib.  1.  cap.  103.  num. 
11.,  Hayeda ,  de  Incompat.  Benefic.  part.  I.  cap.  24.  a  num.  44  et 
^4-f  Biganti,  Gommentaria  in  Segulas  Cancellariae  Tom.  I.  pag. 
261,  nee  non  Hrfde^  Conciliengeschichte  V,  Bd.  S.  789  f. ,  qui  re- 
censens  decreta  Concilii  oecumenici  XII.  supracitatam  Decretalem 
germanice  ita  proponit:  »^enn  in  einer  DiOcese  verschiedene  Na- 
tionen mit  verschiedenen  Sprachen  und  Biten  leben,  so  soll  der  Bi- 
schof taugliche  Männer  wählen ,  welche  für  jede  Nation'  In  ihrer 
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Sprache  und  nach  ihrem  Ritus  Gottesdienst  halten ;  aber  es  sollen 
nicht  verschiedene  Bischöfe  in  einer  Diöcese  sein.  Eine  solche  Diö- 
cese  wäre  ein  Monstrum ,  ein  Leib  mit  mehreren  KOpfen.  Doch 
kann  der  Bischof  einer  solchen  Diöcese  für  jede  Nation  sich  einen 
katholischen  Präsul  als  Vicar  beigesellen  (etwa  einen  Weihbischof 
des  anderen  Bitus),  cap.  14.  X.  de  officio  judicis  ordinarii  (I.  31.) 
Hurter  (Bd.  JI.  S.  651.)  hat  dies  Capitulum  irrig  ausgelegt,  als  ob 
es  wohl  Predigten  in  verschiedenen  Sprachen  anordne ,  aber  den 
Galt  nur  in  lateinischer  Sprache  gestatte,  c 

Et  haec  est  procul  dubio  etiam  ratio ,  ob  quam  Sofiraganeus 
Principis  Episcopi  Vratislaviensis  nunquam  non  debet  esse  natione 
Polonns,  quamvis  Princeps-Episcopus  ipse  possit  esse  natione  Genna- 
nus,  qoippe  qunm  longo  tnajor  dioecesanorum  pars  utatur  liogna 
germanica. 

C. 

Quam  necessarium  dnxerint  Romani  Pontifices  ut,  gregis  sni 
linguam  calleat  Pastor,  eo  potissimum  monstrarunt,  quod  non  sufficere 
eis  videbatur,  mox  memoratam  constitutipnem  codici.  legäli  inseruisse, 
ut  potius  per  Regulam  Cancellariae  XX.  provisiones  pai'ochialium  Ec- 
clesiarum  et  Beneficiorum  Guratorum  tarn  in  Guria,  quam  extra, 
eorum  favore  expletas,  qui  idioma  locorum ,  in  quibus  Ecclesiae  et 
Beneficia  praefatae  consistunt,  ignorant,  nuUas  et  irrüas  decreverint . 

Antequam  tamen  ad  proponendam  et  exponendam  dictam  Re- 
gulam Gancellariae  XX.  accedamus,  necessarium  videtur,  quaedam  de 
Regulis  Gancellariae  generatim  praemittere,  quid  nempe  sint,  et  utrum 
habeant  vim  legis  universalis. 

Regulae  cancellariae  dicuntur  quaedam  decreta,  quibus  Summi 
Pontifices  regi  voluerunt  cancellariam  Romanam,  et  quibus  insuper 
non  pauca  alia  pro  toto  orbe  catholico  sanxerunt.  Trimus,  qui  re- 
gttlas  pro  instruendis  Gancellariae  magistratibus  inservientes  scripto 
mandavit,  erat  Joannes  XXII.  Goosequentes  Pontifices ,  ac  inprimis 
Nicolaus  y.,  auxerunt  has  regulas,  multa  adjicientes,  quae  univer- 
salem ecclesiam  respiciunt,  praesertim  de  beneficiis  Pontifici  reserva- 
tis  et  de  processu  judiciali.  Propterea  triplex  earum  genus  distingui- 
tur:  regulae  Gancellariae  directivae ,  regulae  re%erva;tori(ie ,  quibus 
denique  jMc2icia269  accedunt.  Vim  obtinent,  quamdiu  vivit  Pontifex; 
sed  a  quolibet  successore  paulo  post  creationem  solent  confirmari. 
lUud  nempe  proprium  est  hujusmodi  decretis  pontificiis,  quod  sand- 
ta  sint  non  tamquam  leges  in  perpetuum  et  donec  revocentur  vim 
habituras,  sed  tantum  vivente  Pontifice,   qui  ea  confirmavit.    ünde 
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moriente  imo  quoque  Romano  Pontifice  exspirat  simiü  tota  vis  regu- 
larorn  cancellariae.  Et  hinc  est ,  qaod  solent  dicti  Pontifices ,  post 
snam  qaisque  ad  apostolicum  calmen  exaltationem ,  sine  mora  eas 
firmas  decernere  et  declarare;  proat  fecit  et  Pias  IX.  dqdc  feliciter 
regnaos.  (Bouix^  De  princip.  jar.  can.  p.  287  s.)  Auctoritas  eanim 
legalis  per  se  eadem  quidem  est  ac  omniam  legam  poDtificiarum ; 
sed  iis  in  mnltis  derogatum  est  per  Concordata  inter  Pontifices  et 
stimmos  Europae  Principes  inita.  In  Austriae  Imperio  regalae  Can- 
cellariae a  Josephe  ü.  abrogatae  sunt  decreto  aulico  1.  Octobr. 
1782.  Nanc  vero  acta  concordiae,  et  qaidem  articalo  85.  earam 
ngor  denao  restitatas  est,  qaatenas  nempe  iisdem  per  C!oncordatam 
Don  derogatnr.  Begalas  illas  tam^oam  partem  juris  communis  ba- 
bendas  esse ,  non  minus  ac  caetera^  pontificia  decreta,  quae  de  dis- 
ciplina  universali  disponunt,.  communiter  tenent  doctores.  >Hae  re- 
gnlae  vim  habent  quanfdin  vivit  Pontifex.t  {Devaii^  Proleg.  in  jus. 
can.  eap.  20.  §.  7.)  >Haju8modi  constitutiones  et  regulae,  vim  le- 
gis babent  {Riganü^  in  Prooeraio  regularum  cancellariae  n.  26.); 
qoi  auctor  addit  eas  esse  ad  instar  constitutionum ,  atque  hodie  ad 
stabilem  legem  edictumque  perpetnum  pervenisse.  Ita  etiam  docent 
Otmzalee^  Barbosa^  Zipaeus^  Reiffenstuel,  Jas  can.  1.  III.  tit.  5. 
§.  16.,  Schmalagrueber,  Dissert,  prooem.  §.  X.  n.  392  seqq.,  Bouix, 
DepriocipUs  juris  can.  pag.  320;  Aichnery  Compend.  jur.  eccl.  ed. 
IIL  pag.  61 ;  Sehuliey  Quellen  des  kath.  Eirchenrechts  pag.  97.  et 
alii. 

Numerantur  hodie  Begulae  cancellariae  72,  et  continentur  in 
Magno  BüUario  Romano ,  edit.  Luxemburgica  tom.  Y. ,  publicatae 
siqaidem  per  Constitutionem  ürbaui  VIII.  d.  d.  21.  Octobr.  1623, 
qaae  incipit  »Sanctissimus«  et  ad  quam  etiam  provocat  Ferraris^ 
Prompta  Bibliotheca  can .  sub  voce  Beneficium ,  art.  V.  num.  82. 
tom.  I.  pag.  593.  edit.  Cassin.  de  ann.  1844;  apud  ipsum  Ferram, 
f^ompta  Bibliotheca,  sub  voce  Beneficium«  art.  ^  IX.  edit.  cit.  toml. 
pag.  614  sqq.  ubi  ad  literam  subnectuntur  Regulae  Cancellariae  pu- 
blicatae a  Pio  VI.  anno  1775;  apud  Reiffensiuel ,  Jus.  can.  in  Lib. 
m.  Decr.  Tit.  V.  §.  16.  ubi  refertur  teuer  regularum  cancellariae 
a  demente  XI.  pablicatanim ;  nee  non  apud  Walter ,  Fontes  juris 
eccl.  pag.  483. 

Praeter  caeteros  Commentarios  in  Regulas  Cancellariae  omnium 
überrimos  atque  accnratissimos  et  quatuor  tomis  fol.  comprehensos 
scripsit  Joannes  Baptista  Biganti.  Bomae  1744;  et  jnxta  exemplar 
Romae  excusura  Coloniae  AUobrogum  1751. 
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Hisce  praemissib  jam  ipsum  textum  Reguiae  Cancellariae  XX 
adduciinuä,  eidemque  oommentariam  praefati  Joannes  Biganti  adjici- 
mus,  ita  tarnen  ut  non  pauca  tarn  e  legibus  ecclesiasticis  quam  ex 
aliis  probatis  aüctoribus  inseramus. 

Regula  XX.:    De  Idiomate, 

>Item  Yoluit,  quod  si  contingat  tarn  in  Curia,  quam  extra 
»alicni  Personae  de  Parochiali  Ecclesia,  vel  quovis  alio  Bene- 
»ficio  exercitium  curae  animanun  Parochiancrum  quomodolibet 
»habente  provideri,  nisi  ipsa  persona  inteUigai  ei  inteUigibüiier 
»loqui  sdat  Idioma  lad,  ubi  ecciesia  vel  Beneficium  hujusmodi 
»consistit,  provisio  seu  mandatum  et  gratia  desuper  quoad 
»parocbialem  Ecclesiam,  vel  Beneficium  hujusmodi  mdlius  sint 
>röboris  vd  momentu  Deceruens  irrituip  etc.c 
Agit  Regula  nostra  1)  de  Ecciesia  parochiali  et  2)  de  qw>m 
alio  Beneßcio  exercitium  mrae  ammarum  parochianorum  quomodo 
libet  hahente, 

Haec  ut  melius  intelligantur,  non  abs  re  erit,  huc  transcriberef 
quae  Canonista  Bomanus  P.  Camillus  Tarquini  S.  J.  die  23.  Martii 
1863  coram  S.  Congregatioue  de  Propaganda  Fide  de  Pastorali  Of- 
ficio disputavit,  quum  ageretur  de  dirimenda  quae§tione,  an  Episco- 
pus,  qui  in  sua  dioecesi  est  etiam  Parochus  unius  ex  paroeciis,  ap* 
plicatione  Missae  pro  suis  dioecesanis,  satisfaciat  quoque  obligatiooif 
qua  tenetur  ob  Parochiale  ofQcium. 

Sic  autem  nominatus  Canonista  applaudente  S.  Congregatione 
pastorale  officium  descripsit  ^) : 

»Secundum  divinam  Ecciesiae  institutionem ,  officium  pasioris^ 
sua  integritate  seu  plenitudine  residet  in  solis  Episcopis.  Cae- 
teri  enim  qui  curöm  animarum  haberU  praeter  Episcopos ,  non  ha- 
beut  veluti  proprium,  sibique  inhaerens  pastoris  officium  ex  divino 
jure,  sed  iUud  exercent  ex  ecclesiastica  delegatione  et  constitutione, 
et  intra  quosdam  limites.«  Hanc  thesin  Canonista  allegatis  pluribus 
auctoritatibus  probat,  et  dein  paulo  inferius  in  eo  versans,  ut  textum 
illum  SS.  Concilii  Tridentini  sess.  XXIII.  cap.  1.  de  reform:  »Cum 
praecepto  divino  mandatum  sit  omnibns  quibus  animarum  cura  com- 
missa  est,  oves  suas  agnoscere, .  pro  bis  sacrificium  offerre ,  verbiqne 
divini  praedicatione,  sacramentorum  administratione,  ac  bonorum  om- 
nium  operum  exemplo  pascere,  pauperum  aliarumque  roiserabiliam 
personarum  curam  paternam  gerere,  et  in  caetera  muma  pastoralia 

1)  V  id.  Acta  ex  iis  decerpta,  quae  apud  Sanctam  Sedem  geruntar.  Vo- 
Imnen  I.  pag.  389  seqq.  Bomae  1866. 
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ioeunibere  etc.«  verba  illa  --  amnibus  quibus  animarum  cura  com" 
missa  esi  —  ita  declarat : 

»Mnlti  sunt  qui  dicantur  habere  animarani  caram.  Primo 
Uli  sunt  qui  beneficium  aliqaod  habent  cum  quo  directe ,  et  princt- 
poHiter  connectüur  ejusmodi  officium ,  ut  sunt  Episcopi  et  Parochij 
qtwcumque  vocentur  nomine, 

Secuudo  illi  qui  in  casu  dicti  beneficii  vacantis,  vel  etiam  illi 
qai  actu  officium  exercent,  dum  cura  habitualis  aliis  inest,  vel  in 
alio  simili  casu  personam  alienam  rep.raesentaiit,  cujus  officium  exer- 
ceot;  tales  ^unt  Vicarii  curati,  sive  perpetui  sive  temporauei  et 
amovibiles;  Vicarii  Apostolici,  qui,  suspensa  Episcopornm  nominatione, 
mittontur  ad  regendam  ecclesiam  canonice  erectam  insedem  episco- 
palem,  vel  illi  administratores  ecclesiarnm  pariter  episcopalium ,  qui 
ponuntur  in  locum  Episcopi  absentis  de  cujus  vita  ignoratur ,  ^el 
alicnjas  Episcopi  a  diviuis  suspensi  etc.  Tertio  Pastorum  coadjutores, 
qai  non  subintrant  in  eorum  locum,  sed  coadjuvant,  cujusmodi  sunt 
Capellani,  a  Parochis  stipendiati,  etiamsi  constituantur  in  aliqua  suc- 
carsali  ecclesia ;  vel  Suifraganei ,  si  de  Episcopis  agatur ,  qui  dari 
soleut  non  populo,  sed  Episcopo ,  ut  eum  coadjuvent  in  pontificali- 
hus  tantum,  Bigantius  in  Reg.  I.  Cancel  §.  7.  n.  87.  et  81.  Quurto 
illi,  qui  tantum  ex  charitate  sacramenta  administrant,  cujusmodi 
sunt  qnidam  Sacerdotcs  Reguläres,  vel  etiam  Saeculares,  qui,  diebus 
saltem  festis,  assistunt  alicui  paroeciae  derelictae:  ad  quem  ordinem 
referri  possunt  Missionarii,  qui,  commendabili  generositate,  in  longin- 
quas  regiones  emigrant ,  vel  ad  serendam  Christi  Servatoris  fidem, 
?el  ad  colendam  eamdem  fidem  in  christianis  populis,  in  quibus  nun- 
quam  paroeciae  canonice  erectae  sunt ;  vel  etiam  illi  Vicarii  Aposto- 
lici, inter  Missionarios,  qui  in  easdem  regiones  proficiscuntur  inqui- 
bas  nunquam  erecta  fuit  episcopalis  sedes.  Hi  omnes  dici  possunt, 
quibus  animarum  cura  commissa  siL€  Verum  ostendit  Canonista 
idem ,  tantum  illos  sub  Tridentina  lege  comprehendi ,  qui  ad  duos 
priores  ordines  referuntur. 

Hoc  ut  probaret  praemisso  principio,  quo  nuUa  obligatio  debet 
Qltra  claram  obligatioiris  sententiam  extendi ,  in  examen  revocabat 
Tridentinnm  Decretum,  secundum  quod  illi  tantum  animarum  Pa^ 
Stores  tenentur  jure  divino  ad  sacrificium  pro  populo  offerendum 
(—  verbum  divinum  praedicandum ,  sacramenta  administranda  — ) 
qui  a  Coucilio  in  eodem  capite  cbligantur  ad  residendum.  Qui  vero 
sint,  qui  in  eo  capite  ad  residentiam  obligentur ,  indicantur  hisce  ^ 
?erbis:     1.  Omnes  patriarchalibus,  primatialihus ,  metropolitanis   ac 
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cathedralibas  ecclesiis  quibuscumquc  qaocumqae  nomine   et  titalo 
praefectos. 

IL  Garatis  inferioribus,  et  aliis  quibuscumque ,  qai  beneficium 
aliqnod  ecclesiasticum  curam  anircarum  habens,  obtinent. 

Porro  hisce  verbis  Uli  taotom  comprehenduntur ,  qoi  ad  pri- 
mam,  supra  indicatnm  ordinem  pertinent,  et  aeqnalitate  rationis, 
etiam  illi,  qui  ad  alterum  spectant  ordinem.  Qui  enim  iu  locum 
alterius  ponitur,  ut  personam  repraesentet ,  et  omnia  ejusdem  eier- 
ceal  officia,  pro  una  eademque  persona  habetur.  Celeri  .  .  noii  ha- 
bent  oves  proprias  ,   proinde  sub  illa  lege   non  comprehenduntur.« 

En  ergo:  Illi  qui  beneficium  aliquod  habent  cum  quo  directe  et 
principaliter  cura  animarum  conneotitnr ,  ut  sunt  Episoopi  et  Fa- 
rochi,  quocumque  vocentur  nomine,  jure  divino  tenentur  oves  stuis 
agnoscere ,  eisdem  berbum  dei  praedicare  et  sacratnenta  admini- 
strare,  Ast  qui  jure  divino  tenetur  ad  finem ,  eodem  jure  tenetur 
ad  adhibendum  aptum  medium.  Aptum  medium  ad  praedicandum 
verbum  Dei  ex  mente  ejusdem  ss.  Synodi  Tridentinae  sess.  XXIV. 
cap.  7.  de  reformatione  coU.  sess.  XXII.  cap.  8.  de  reform.  —  ut 
mox  videbimus,  est  usus  linguae  vemaadae.  Hujus  ergo  peritia 
qui  caret,  inhabilis  est  ad  explendum  officium  cum  nominatis  beue- 
ficiis  jure  divino  connexum,  ergo  eodem  jure  Uihdbilis  ad  id  genas 
beneficium  obtinendum. 

Hinc  per  Begulam  Gancellariae  XX.  jure,  meritoque  statuitar, 
ut,  si  Parochialis  Ecclesia  vel  quodvis  aliud  beneficium  exercitium 
curae  animarum  habens  quod,  ut  vidimus ,  potissimum  de  Episcopa- 
tibtis  valet,  alicui  Personae  confertur,  quae  non  intelligit  et  intelli- 
gibiliter  loqui  seit  idioma  loci ,  talis  collatio  ,  sive  jaro  in  Carla 
fiat,  sive  extra  eandem,  nulla  sii  et  irrii-a, 

Clara  sunt  haec  certe  et  perspicua.  Ut  vero  satius  adhuc  pa- 
tescant,  subjungimus  commentarium  saepelaudati  Rigantii  ad  hancce 
regulam,  ita  tarnen,  ut  plura  alia  adjiciamus,  et  totam  expositionem 
in  duo  puncta  subdividamus,  in  quorum  priori  de  parochiis,  in  po- 
steriori de  episcopatibt4S  tractabimus. 

l.   8i  Paroehla  eonfertnr  Clerico^  qui  radls  est  vemaeuli 
ovium  sermonis^  talis  eollatlo  nulla  est  et  irrita. 

Ita  siquidem  expresse  disponitur  in  Regula  Gancellariae  XX. 
ubi  claris  et  apertis  verbis  enuntiatnr , '  quod  si  cpntingat  Ecclesiam 
pa^ochialem,  seu  aliud  beneficium  curatum  conferri  alicui,  qui  non 
intelligat  et  loquatur  idioma  illius  loci,  in  quo  extat  beneficiom, 
provisio  hujusmodi  sit  nulla  et  irrita. 


Symersky.    NecesaUas,  ut  ^«^«.Un^imm  caUeat  paator.      258 

Et  coneordat  profecto  Begalä  istbaec  cum  jure  divino.  Nam 
ad  Prophetam  Ezechielero  (c.  III.  v.  5.  6.)  ita  loquitor  Dominus : 
»Nan  enim  ad  populum  profundi  sermonis ,  et  ignotae  linguae  tu 
mitteris  ad  Domum  Israel ,  quorum  non  possis  audire  sermones.« 

Et  Apostolos  gentium  in  priori  sua  ad  Corinthios  epistola  cap. 
14.  V.  11.  ait:  »Si  ergo  neseiero  virtutem  vocis,  ero  Bi,  cai  loquor 
barbanu,  et  qui  loquitur  mihi  barbarns.€  Et  iternm  v.  9. :  irlta 
et  Y08  per  lingnam ,  nisi  manifestum  sermonero  dederitis ,  quomodo 
scietur  id,  quod  dicitnr?  eritis  enim  in  aßrae  loquentes.c 

Coneordat  itidem  cum  Jure  canonico.  Vidimus  enim  supra, 
quid  ordinaverit  Innocentius  III.  in  cap.  14.  »Quoniamt  de  officio  ju- 
dicis  ordinarii  X.  (I.  31.).  —  Et  ss.  Concilium  Tridentinum  sess. 
XXIV.  cap  7.  de  reformat  ita  statuit: 

»Dt  fidelis  populns  ad  suscipienda  sacramenta  majori  cnm 
»reverentia  atque  animi  devotione  accedat,  praecipit  sancta  Sy- 
»Dodus  episcopis  omnibus,  ut  non  solum  cum  baec  per  seipsos 
»erunt  populo  administranda,  prius  illorum  vim  et  usum  pro 
»suscipientium  captu  explicent,  sed  etiam  idem  a  singulis  pa- 
»rochis  pie  prudenterque ,  etiam  lingua  vemaculaj  si  opus 
»Sit  et  commode  fieri  potent ,  servari  studeant ,  juxta  formam 
»a  sancta  synodo  in  catechesi  singulis  sacramentis  praescriben- 
»daro,  quam  episcopi  in  vtdgarem  Unguatn  fideliter  verti,  at- 
»qne  a  parochis  omnibus  populo  exponi  curabunt;  nee  non  ut 
»inter  Misearum  solemnia  aut  divinorum  celebrationem  sacra 
»doquia  et  salutis  monita  eadem  vernacula  lingua  singulis 
»diebus  festis  vel solemnibus  cxplanent  (sc.  Episcopi),  eadem- 
»qne  in  omnium  eordibus,  postpositis  inntilibus  quaestionibus, 
>inserere,  atque  eos  in  lege  Dojnini  erudire  studeanic 
A  quo  mandato  certe  non  abludit  illud,  quod  eadem  s.  Syno- 
das  sess.  XXII.  de  sacrificio  Missae  cap.  8.  praescribit,  videlicet : 

»Etsi  Missa  magnam  contineat  populi  fidelis  eruditionem, 
»non  tamen  expedire  visum  est  patribus«  ut  vtdgari  passim 
^lingua  celebraretur.  Quamobrem,  retento  ubique  cujusque 
»ecclesiae  antiquo ,  et  a  sancta  Romana  Ecclesia ,  omnium  ec- 
»desiarum  matre  et  magistra,  probate  ritu,  ne  oves  Christi 
»esuriant,  neve  parvuli  panem  petant  et  non  sit ,  qui  frangat 
»eis  ^9  mandat  sancta  Synodus  pastoribus ,  et  singulis  curam 
»animarum  gerentibus^),  ut  frequenter  intra  Missarum  celebra- 

1)  Thren.  4. 

2)  Cfr.  sess.  y.  cap.  2.  de  reform,  et  sess.  XXIV.  cap.  4.  et  cap.  7.  de 
reform. 
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„tionem ,  vel  per  se ,  vel  per  alioe ,  ex  iis  qaae  in   Missa  le- 

,,guntur  aliquid  exponant  <),  atque  inter  caetera  sanctissimi  ho- 

,  jus  sacrificii  mysterium  aliquod  declarent ,  diebus   praesertiiD 

„domiDicis  et  festiFls/^ 

Sed  jam  prius,  et  quidem  in  Goncilio  Provinciae  Turonensis 
apod  Castrum  Guntherii  celebrato  anno  1231  Gan.  19.  ita  statuitur : 
,,Ne  quis  instituatur  in  aliqaa  Ecclesia,  cui  sit  aniraanim  cofa  an- 
nexa  nisi  loci  illias  loquatar  et  intelligat  idioma.  Si  contra  prae- 
suinptum  fuerit,  et  institutus  privetur  beneficio,  et  coUatores  in- 
stituendi  potestate  careant  illa  yice^)/^ 

Benedictns  XIV.  in  Constitutione  d.  d.  14.  Deeembris  1742 
quae  incipit  „Qauni  illud'^  definiens  forniam  examinis  a  üandidatis 
pro  beneficiis  parochialibus  subeuudi,  inter  alia  ita  statuit:  „Sex- 
tuoifUt  responsa  quidem  latine,  sermo  autem  ea^  qua  ad  popuhm 
haben  solety  lingua  scribatur/^ 

Et  quam  humanae  societatis  destructivä  sit  linguarnm  diver- 
sitas,  eleganter  ostendit  8.  Augustinus  de  Givit.  Dei  lib.  19.  cap.  7. 
ita  scribens:  „Linguarum  diversitas  hominem  alienat  ab  homine; 
nam  si  duo  sibiment  flaut  obviam  invicem,  neque  praeterire,  sed  si- 
mul  esse  cogantur  aliqua  occasione  et  necessitate ,  quorum  neater 
novit  linguam  alterius ,  facilius  sibi  animalia  muta  etiam  diversi 
generis,  quam  illi  cum  sint  bomines,  ambo  sociantur.  Quando  enim 
quae  sentiunt^  inter  se  communicare  non  possunt  propter  solam  liugaa- 
rum  diversitatem ,  nihil  prodest  ad  cognoscendos  homines  tanta  si- 
militudo  naturae,  ita  ut  libentius  homo  sit  cum  cane  suo,  quam  cum 
homine  alieno/' 

Et  Cicero  lib.  V.  Tusculan :  „Omnesque  id  nos  in  iis  Unguis, 
quas  non  intelligimus ,  quae  sunt  innumerabiles ,  surdi  profecto  so- 
mus." 

Et  Ovid  dum  apud  Oetas  exul  esset  lib.  V.  Trist.  Eleg.  11. 

»Exercent  illi  sociae  commercia  linguae, 

Per  gestom  res  est  significanda  mihi. 
Barbanu  hie  ego  sum,  quia  non  intelligor  uUi: 

Et  rident  stolidi  verba  latina  Getae.« 

Hinc  sapienter  Vespasiano  suadebat  Apoümius ,  ut  Praefecti, 
qui  praeponerentur  singulis  Provinciis,  linguae  regionis  periti  existe- 
rent,  ne  per  interpretem  omnia  exequi  cogerentur  ^). 

1)  Utiquei  ut  nezns  logicas'cam  praecedentibna  siiadet^  vulgari  lingua. 

2)  ThomaaHn,  P.  It  1.  1.  cap.  102. 

3)  Philostrat.  de  Vita  ApoUonii  lib.  Y.  cap.  13.  Altaserr.  ad  Decretal. 
Innocentii  III.  lib.  I.  tit.  31.  cap.  14. 
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Et  Claudius  Imperator ^  anctore  Suetanio  in  ejus  vita  cap.  16.: 
f^plendidum  Viram,  Graeciaeque  Provinciae  Principem,  vernm  la- 
tioi  sermonifl  ignaram  non  modo  albo  Jndicnm  erasit,  sed  et^am  in 
peregrinitatem  redegit  /'  ül  est,  nt  explicat  Gommentator  ibidem, 
inter  peregrinos  nmnerari  volnit  taroquam  civitate  Romana ,  ne- 
dQiD  Judicaivra,  dignas  non  esset,  qoi  latine  loqui  nesciret/' 

Necessariam  proinde  est,  ut  Pastor  lingnam  oviam  suae  carae 
commissarum  intelligat,  et  e  converso  istae  illum  percipiant ,  tarn 
ob  administrationem  Sacramentorum ,  tum  ob  praedicationem  verbi 
DeL  „Qois  enim^'  (inqoit  Joannes  Papa  XXIL  in  epistola  ad  re- 
gem Armeniae  penes  iZaynaU.  Annal.  eccles.  ann.  1818.  nam.  15.) 
„licet  eximiae  sanctitatis  splendore  fnlgeat,  licet  lacteo  eloqnentiae 
,,fonte  decarrat,  yerbnm  Dei,  etiam  benevolis  atqne  devotis  anribus 
„atUiter  proieret,  quando  vis  verborum  ab  an^ientibos  non  percipi- 
„tnr,  et  andiontis  animus  Yocis  barbaricae  aq[>eritate  venatur?  Aut 
hCQJos  umquam  praestantissimi  viri  gratus  poterit  esse  convictas ,  si 
^nno,  bumanae  mentis  interpres ,  a  convivente  omnifariam  fuerit 
,,alieDU8  ?  üt  enim  verbis  ntamnr  Apostoli ,  si  nesciero  virtutem 
„Tods,  ero  ei  cui  loqnor  barbams,  et  qui  loquitnr,  mihi  barbarus. 
„Unde  et  Salvator  noster  ad  praeclaram  confectionem  soi  nominis 
f4iveintatem  gentium  vocaturus,  beatis  Apostolis ,  ut  Unguis  loque- 
f,rentar  omnium,  .potestatem  tribuit,  ut  divinae  vocationis  novitatem 
tfDora  iingua  promeret,  et  yeritatem  christiauae  fidei  inauditae  fa- 
„cnndiav  celebre  miraculum  oonfirmaret/^ 

Et  haec  est  ratio  Begulae,  ut  late  firmat  Oomesius  quaest.  1. ; 
Mandos;  ibidem  quaest.  1.,  Louet  in  hanc  pariter  Reg.  pag«  640.; 
Van  E^en,  Jus  eccles.  univers.  tom.  2.  part.  2.  tii  24.  n.  6.  et 
seqq.  Pde^is  in  Gomm.  in  eandem  Regu.  pag.  104.  ubi  ait,  rationem 
hajos  regulae  esse,  quod  non  in  solo  pane  vivit  homo ,  sed  ex  omni 
verbo,  quod  procedit  ab  ore  Dei,  verbi  autem  pabulnm  ministratur 
lingna  et  oratione.  Consonat  Rebuff.  in  prax.  ad  hanc  regul.  Gloss. 
1.  ubi  ait,  non  recipi  in  Francia  dispensalionem  contra  haue  Regu- 
lam,  quae  juri  divino  uniformis  est. 

Narrat  Thomassin  P.  U.  lib.  1.  cap.  90.  num.  3. ,  quod  in 
Capitularibus  Caroli  Magni  praecipitur,  ne  admittantur  Parochi,  nisi 
qni  gregis  sui  linguam,  calleant,  et  qui  possint  tum  fidei  mysteria, 
tarn  christiana  morum  decreta  docere. 

Regula  requirit  idioma  loci  in  ipso  Tittdari^  nee  sufficit,  quod 
babeat  substitutum,  qui  praefatum  idioma  calleat.  Rot.  decis.  136. 
QOffl.  12.  et  seqq.  part.  10.  Mandosus  in  hanc  regnlam  quaest.  1. 
sab  Dum.  18. 
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Batio  in  propatulo  est.  Etenim  ex  jare  canonioo  beneficiati 
tenentur  officia  beneflcio  pro  ejus  natura  cohaerentia  explere,  idque 
ex  justüia^  et  quidem  generatim  in  sua  persatiüy  quin  aliom  ceu  mer- 
cenarium  in  locam  suum  subrogent.  Nam  persolutio  officiomm  be- 
neficialiom  ita  personae  beneficiati  inhaeret,  ut  eorum  intnitu  ea  re- 
gula  applicari  haud  possit,  quae  de  realibus  ut  plurimum  praesta- 
tionibus  usurpari  solet :  y^Quod  quis  per  aUurn  facit^  ipse  fecisse  een- 
sendus  est,^^ 

Siquidem  beneficia  ac  praesertim  duplicia  intuUu  datum  per- 
onalium  conferri  solent,  et  qui  ea  accipiunt,  pacto  saltem  tacito 
se  obligant,  pro  commodis  percipieudis  se  obligationes  fideliter  prae- 
stituros  esse. 

Debet  autem  Parochus  perfecte  hqui  et  intelligere  idioma 
loci,  nee  snfficit,  quod  illud  pro  parte  intelligat  et  loquatur ,  et  pro 
parte  non.  Et  quidem  debet  loqui  idioma  loci,  in  quo  est  ecdena, 
nee  regulae  satisfactum  erit,  si  loquatur  idioma  vicinum^). 

Peritia  autem  idiomatis  ad  esse  debet  de  tempore  provisumis 
beneficii  curati,  rcgula  enim  eonsiderat  initium^). 

Spectat  autem  ad  Provisum  ostendere ,  quod  sciat  ipse  loqui 
idioma  loci,  in  quo  extat  Beneficium.  Loqui  enim  potius  uno,  quam 
altero  idiomate  est  qualitas  extrinseca,  quae  non  praesuroitor,  sed 
probanda  venit'). 

Concludimus  cum  cl.  Ferraris^  qui  in  sua  „Prompta  Biblio- 
tbeca  canonica^^  sub  voce  „Beneftcium^^  art.  V.  num.  82.  edit.  Cas- 
sin.  Tom.  I.  p.  593.  ita  scribit:  ,,Beneficii  curati  est  incapax, 
qui  nescit  loqui  in  idiomate  illius  nationis ,  in  qua  habere  Tult  cu- 
ram;  ürbanus  VIII.  X^onstit.  6.  incip.  Sanctissimus  cap.  20/^ 


II.  8i  Episcopatus  confertur  ylro  ecclesiastico,  qui  non  cal- 
leat  linguam  dioecesanornin^  talls  eoUatio  est  nulla  et  irrita. 

-  Comprehenduntur  siquidem  sub  censura  Regulae  Cancella- 
riae  XX.  etiam  promovendi  ad  Ecclesias  Episcopales.  Ita  clare  et 
distincte  tradit  Riganti  in  saepe  laudato  opere.  Tom.  I.  p.  262.  quod 


1)  Yid.  auctores  citatos  apud  Riganti  I.  p.  262.  ^ 

2)  Gomeaina  in  hanc  regnlam  qoaestion.  15.  Rotae  decisio  136.  nam. 
13.  part.  10:  Be€ent.  Et  in  terminis  Ungnae  iUiricae  requisitae  ad  effectam 
asseqnendi  Canonicatus  Eoclesiae  8.  Hierenymi  lUiricorum  de  Urbe,  Bota  de- 
eis.  23.  n.  14.  cor.  Priolo. 

3)  Rota  decis.  72.  n.  3.  part.  4.  tom.  2.  Recent. 
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Born.  Font.  Benedicto  XIY.  est  dedicatum  et  pluriniQ  Censorum 
Bomanorom  approbationem  tulit,  nempe:  1)  Sub-Datarii  Surnm. 
Pontificis,  2)  Advocati  in  Curia  Bomana,  3)  Cansarnm  Patroni  in 
Sac.  Bota,  4)  Vicesgerentis  Magistri  Sacri  Palatii  Apostolici  et  5) 
demnm  ipsissimi  Magistri  Sac.  Palatii  Apost. 

Nominantttr  ab  eo  etiam  alii  Canonistae  et  Begularum  Gancel- 
lariae  commentatofes ,   qui  cum  ipso  quoad  hoc  consentiunt,   puta:. 
KoeMeTy  Barbosa,  Leurenius,  Hoyeda. 

Facile  antem  intelligitnr  rigor  hie,  si  perpen^ntur  rationes, 
quibus  dispositio  isthaec  nititnr.    Etenim 

1)  nt  vidimns  sapra,  ex  mente  S.  Sedis  pastorale  officium  sua 
iflt^tate  in  Episcopis  ex  divino  jure  residet»  proindeque  Episco- 
patus  sunt  beneficia ,  cum  quibus  directe  et  principaliter  cura  ani- 
marum  conneetitur.  Quapropter  Regula  de  idiomate,  quae  inspecta 
ejus  finali  ratione  animarum  salutem  respicit,  apta  certe  est  com- 
prehendere  etiam  Episcopos,  dum  nuUam  et  iritam  decernit  colla- 
tionem  beneficii  cujuscunque  exercitium  curae  animarum  quomodo- 
libet  habentis,  si  fit  favore  eorum,  qui  idioma  locorum  Ignorant. 

2)  In  quo  autem  potissimum  consistat  exercitium  curae  ani- 
maraui,  declärat  Conc.  Trid.  sess.  XXITL  cap.  1.  de  reform,  sequen- 
tibus  verbis:  • 

„Cum  praecepto  divino  mandatum  sit  Omnibus  quibus  ani- 
„marum  cura  commissa  est,  oves  suas  agnoscere,  pro  bis  sa- 
„crificium  offerre,  verhique  divini  praedicatione^  sacramento- 
,,rt<f»,  adminisiraUone ,  ac  bonorum  omnium  operum  exemplo 
„pascere,  pauperum  aliarumque  miserabilium  personarum  curam 
„paternam  gerere,  et  in  caetera  munia  pastoralia  incumbere 
„etc." 

Pulcherrime  de  officio  Episcoporum  verbum^  divinum  praedi- 
candi  et  Sacramenta  administrandi  agit  Clemens  Papa  XIII.  in 
epistola  encyclica  Episcopis  omnibus  data  die  14.  Septembris  anno 
1758  ^),  qua  eos  ad  rectum  sanctumque  regimen  ecclesiasticuni  hör- 
tatur  et  informat,  inter  alia  ita  loqueos: 

„Adscitis  autem  in  sacrum  ministerium  viris  quamvis  egre- 
„giis,  non  propterea  evangelizandi  munere  nos  esse  defunctos 
,,arbitrabimur :  sie  enim  in  aliorum  manus  retia  dimittere  vi- 
,^eremur,  quae  tamen  tradidit  nobis  Dominus ,  ut  ipsi  simus 
„hominum  (Matth.  IV.  19.)  piscatores.  Praecipuum  Episcopo- 
„rum  officium  est  verbum  Dei  praedicare.    Vae  mihi,  clama- 

1)  Vide  eam  w^ud  Ferraris  sab  Toce  Episcopus  tat,  I.  ad  fin.   Edit. 
Caasiii.  Tom.  III.  pag.  327  sqq. 
Archiv  für  Kircheorecbt.  XXXllI.  17 
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„bat  Apostülus,  (T.  Cor.  IV.  16.)  si   non   evangelizavero!  ne- 
Y,cessitas  enim  mihi  incumbit:    Nee  praecipue  ad  baptizandi 
„muniis  quamvis  sanctunif   sed-  potissimam   ad   (ib.   I.   17.) 
„evangelizandam  a  Christo  Domino,  se  missum  esse.    Ipso  ac- 
htem Apostolorum  judicio  primos  teuere  novimus  Vßrbi  iiüui- 
„sterium,  quod  (Act.  VI.  2.  4)  non  aequum  derelinquere  eii- 
,,stimarnnt  sanctissimi  viri;  ac  propterea  reliqua  opera,  quae 
„ad  misericordiam  erga  proiimum  pertinerent,   Diaconis  cen- 
„suerunt  oportere  committi.     Et  Beatissimus  Paulus  ad  Timo- 
„theum    scribit   (I.   Timoth.   IV.    13.)    Attende  lectioni,  ei- 
„hortationi,  et  doctrinae.    Si  quis  autem  se  carere  sentiat  fa- 
„cultate  dicendi,  nee  ingenii  sui  esse  dicat  id  munus  eiequi, 
„iu  reliquis  saltem,  quae  ad   Verbum    Dei  quoquomodo  perti- 
,,nent,  non  patiatur  officium  suum  requiri.    Itaque  si  manda- 
„verit  ClericiSj  ut  christianae  Doctrinae  rudimenta  pueris  tra- 
„dant,  in  eam  rem  det  operam  quoque  suam.     Parochis  etiam 
,,in  doeendo  socium  se  adjungat,  ut  suum   annunciandi   Verbi 
y^munus  aliqua  ex  parte   tueatur,  quae  res  alacritatem  etiaiD 
yjSummam  omnibus  afferot,  qua  suum  quisque  obeat  officium. 
,,Quamobrem  ne  gravetur  cum  Consacerdotibus  suis  aliquo- 
„ties  Sacramentu  fidelibus  ministraKe ;  Chorum  interdam  adire, 
„et  Psalmos  cum  Canonicis  canere;  Collationibus ,  quas  insti- 
„tuerit,  coram   praeesse:  ex  quo  fiet,  ut   non  minimum   sam 
„Ministri   de   illius   spiritu,    quemadmodum    septuaginta  viri 
„de  spiritu  Mojsis ,  accipiant.    Huc   aecedit ,  quod    populum, 
,,qui  haee  viderit,  summa  de  divini  sanctitate   cultus  opplebit 
„opinio;  et  ejusmodi  augusto  speetaeulo  hömines  maculosi  de- 
y,territi  y   ad  sacrum   Ministerium   ne  aspiraro   quidem  aud^- 
„bunt." 

Hinc  recte  scribit  Ferraris  (verb.^  Episcopus  art.  I.  num.  7. 
Tom.  IIL  pag.  322.)  »Episcopus  vocatur  Pastor  ab  officio  quod  ha- 
bet pascendi  oves  sibi  commissas  verbi  Dei  praedicatione  ac  iSocra- 
mentorum  administrationej  ut  Fastoris  officii  esse  proprium  docet, 
et  monet,  et  saepius  inculcat  Concilium  Tridentinum ,  sess.  VI.  de 
reform.  cap.  1.  et  sess.  XXIIl.  cap.  1.'' 

Jam  vero  quoTid  Sacramentorum  administrationem  praecipit 
Synodus  Trident.  sess.  XXIV.  de  reform.  cap.  7.  „Episcopis  omnibus 
ut  non  solum  cum  haee  per  ipsos  erunt  populo  administranda,  prius 
illorum  vim  et  usum  pro  suseipieutium  captn  expliceüf'  —  et  qui- 
dem nt  e  sequentibus  necessitate  logica  sequitur,7ii7^iia  vemactda^ 
proindeque  hanc  callere  debent. 
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Praedicationi  verln  Dei  autein  antiquitus  Episcopi  fere  priva- 
tive vacabant  (Act.  VI.  2.,  c.  6.  D.  88.) ,  eaqiie  hodiedum  quoque 
est  praecipnam  eoram  manus.  Etenim  jam  Innocentius  III.  in  Gonc. 
Lateranensi  IV.  ita  sancivit: 

fjnter  caetera,  qaae  ad  salatem  spectant  popnli  christiani, 
„pabalam  verbi  Dei  permaxime'sibi  noscitur  esse  necessarium, 
„qoia^  sicut  corpus  materiali ,  sie  anima  spirituali  cibo  nntri- 
„tar,  eo  quod  non  in  solo  pane  vivit  bomo,  sed  in  omni 
„verbo,  quod  procedit  de  ore  Dei.  ünde  cum  saepe  contingat, 
„quod  Episcopi  :propter  suas  occupationes  multiplices,  vel  in- 
„valetudines  eorporales,  aut  hostiles  incursus,  seu  occasiones 
„alias  {ne  dicamns  defeeium  scteniiaey  quod  in  eis  reprohan- 
^jdum  est  omnino,  nee  de  eaetero  tolerandum)  per  seipsos  non 
„sttificiunt  ministrare  verbum  Dei  populo  i  maxime  per  amplas 
„dioeceses  et  effusas :  generali  constitutione  sancimus,  ut  Epis- 
„copi  vires  idoneos  ad  sanctae  praedicationis  of&cium  salubriter 
„exequendum  assnmant,  potentes  in  opere  etsermone,  qui  ple- 
„bes  sibi  commissas  vice  ipsorum  (cum  per  se  idem  nequi- 
„verint)  solicite  Vn^to^t^^ ,  eas  verbo  aedificent  et  exemplo: 
,,quihus  ipsi  cum  indiguerint,  congrue  necessariasnbministrent: 
„ne  pro  uecessariorura  defectu  compellantur  desistere  ab  incepto. 
„ünde  praecipimus  ,^  tarn  in  cathedralibus ,  quam  iu  aliis  con- 
,,ventualibus  Ecclesiis  vires  idoneos  ordinari ,  quos  Episcopi 
„possint  coadjiäores  et  coapercUores  habere,  non  solum  in  prae- 
jjdieaüofiis  officio^  verum  etiam  in  audiendis  confessionibus  et 
„poenitentiis  injungendis,  ac  caeteris,  quae  ad  salutem  perti- 
„nent  aoimarum.  Siquis  autem  hoc  adiroplere  neglexerit,  di- 
„strictae  subjaceat  ultioni.'^  Legitur  liaec  Decretalis  in  cap. 
„15.  X.  (I.  31.) 

Hoc  tarn  salubre  Concilii  Lateranensis  IV.  mandatum  innova- 
Tit  Synodus  Tridentina,  sess.  V.  de  reformatione  cap.  2.  ita  san- 
ciens : 

„Quia  vero  cbristianae  reipublicae  non  minus  necessaria  e^t 
jjifraediecUio  Evangeliij  quam  lectio  et  hoc  est  praecipuum 
j^iscoporum  Munus ;  statuit  et  decrevit  eadem  säncta  Syno- 
„dus  omnes  Episcopos,  Archiepiscopos,  Primates,  et  omnes  alios 
„ecclesiarum  praelatos  teneri  per  seipsos  ^  si  legitime  impediti 
»non  fnerint,  ad  praedicandum  sanctum  Jesu  Christi  Evange- 
,lium.  Si  vero  contigerit  Episcopos ,  et  alios  praedictos  legi- 
,timo  detineri  impedimento ,  juxta  fonnam  generalis  concilii 
„vires  idoneos  assumere  teneantur  ad  hujusmodi  praedicationis 
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„officium  salubriter   exseqaendum.    Siquis   autem   hoc  adim- 
„plere  coütempserit,  districtae  subjaceat  ultioni.« 
In  sessione  XXIY.  de  reformat.  cap.  4.  sacra  Sjrnodus  de  ea- 
dem  materia  ita  statnit: 

„Praedicationis  munus ,  qood  Episcoporum  praecipuum  est, 
„cupiens  sancta  Synodus,  quo  frequentins  possit  ad  fidelium 
„salutem  exerceri,'  canones  aliaa  super  hoc  editos,  sub  fei  reo. 
„Paulo  UI.  ^),  aptius  praesentium  temporum  usui  accomodando, 
„mandat,  tU  iü  ecclesia  sua  ips^i  per  se ,  aut ,  si  legitime  im- 
„pediti  fueriut '''),  per  eos  quos  ad  praedicationis  munus  assu- 
„ment,  in  aliis  autem  ecclesiis  per  Parochos,  sive ,  iis  impedi- 
,,tis,  per  alios  ab  Episcopo  impensis  eorum,  qui  eas  praestare 
„vel  tenentur  vel  solent  deputandos  in  civitate,  aut  in  quacun- 
,,que  parte  dioecesis,  censebunt  expedire,  saltem  omnibus  do- 
„minicis  et  solemnibus  diebus  festis :  tempore  autem  jejuniorain, 
„Quadragesimae  et  AdventuK  Domini  quotidie ,  vel  saltem  tri- 
„bus  in  hebdomada  diebus,  si  ita  oportere  duxerint,  sacras  Scrip- 
„turas  divinamque  legem  annimtient;  et  alias,  quotiescumqae 
^  „id  opportune  fieri  posse  judicaverint." 
Et  in  eadem  sessione  cap.  7.  de  reformatione  jubentur  Epis- 
copi: 

„  .  .  Ut  inter  Missarum  solemnia  aut  dimornm  celebra- 
„tionem,  sacra  Eloquia  et  salutis  monita  eadem  vemactda 
^fUngtM  singulis  diebus  festis  vel  solemnibus  explanent,  eadem- 
„que  in  omnium  cordibus ,  postpositis  inutilibus  quaestionibus 
„inserere,  atque  eos  in  lege  Domioi  erudire  studeant/^ 
Porro  in  hac  ipsa  sessione  XXIY.  cap.  3.  de  reformatione  ju- 
betur  Episcopus  per  seipsum  aut  per  suum  vicarium  generdkm  vi- 
sitare  suam  dioecesim  sequentibus  verbis: 

„Patriarchae,  Primates,  Metropolitani  et  Episcopi  propriam 
„Dioecesim  per  seipsos,  aut ,  si  legitime  impediti  fuerint ,  per 
„suum  generalem  vicarium,  aut  visitatorem,  si  quotannis  totam 
„propter  ejus  latitudinem  visitare  non  poterunt,  saltem  majo- 
„rem  ejus  partem,  ita  tamen,  ut  tota  biennio   per  se  vel  visi- 

„tatores  suos  compleatur,  visitare  non  praetermittant 

„Archidiaconi  autem ,  decani ,  et  alii  inferiores  in  iis   ecclesiis 
„ubi  hactenus  visitationem  exercere  legitime  consueverunt,  de- 

l).Nimiram  in  sess.  V.  cap.  2.  de  reform. 

2)  Ignorantia  quaecimqae,  ergo  etiam  sermonis  vernacnli  jnxta  supn 
relatum  cap.  15.  X.  I.  81.  non  est  iBgUimum  impedimentTun,  aed  illegifitnutn 
et  proin  non  amplius  tolerandum. 
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„beant  quidem,  assumpto  notario^)  de  consensu  Episcopi  dein- 
„ceps  per  seipsos  tanium  ibidem  visitare.'^ 
Qaem  in  finem  autem  visitatio  isthaec  fuerit  mandata,  Coiici- 
linm  TridentinuiD  bis  verbis  declaravit: 

„Visitationnm  autem  on^nium  istarnm  praecipuas  sit  scopus, 
„sanam  orthodoxamqae  doctrinaray  ex  puLds  haeresibos  indu- 
„cere,  bonos  mores  tueri,  pravos  corrigere;  poptdum  cohorta- 
Jionibus  et  admoniiianibus  ad  religionem,  pacem  innocentiam- 
„que  accendere;  caetera,  proat  locus  tempns  et  occasio  feret, 
,,ex  yisitantium  prudeatia  ad  fidelium  fructum  constituere/' 
Quid  autem,  si  Episcopus  dioecesanus  vernaculi  sermcnis  populi 

Qon  est  gnarus ,  euudemque  proiu  ipse  cohortari  et  admonere  non 

valet? 

Tum  certe  „urgefis  necessitas  postuUxt^*'  ut ,  dictante  ita  supra 
allegato  cap.  14.  X.  I.  31.  „Pontifex  loci  catholicum  Praesulem  tia- 
Hombus  iUis  canfortnem  canstüuat  8ibi  Vicarium  in  praedictis'^  et 
in  coniormitatem  nunc  allati  mandati  Tridentini  per  talem  Vicarium 
generalem  Dioecesim  suam  visitet. 

Perbelle  eti£|in  Sanctissimus  Dominus  Noster  Pius  Papa  IX. 
Episcopos  Austriae  in  Brevi  (ut  supra  jam  innuimus)  d.  d.  5.  No- 
Tembris  1855  a^  eos  dati  monet,  ut  praedicationi  verbi  Dei  vacent, 
iüter  alia  ita  scribens: 

„Nunc  enim  vestrum  erit,  Dilecti  Filii  Nostri ,  ac  Venerabi- 
„les  Fratres,  coUatis  inter  Vos  consiliis  studiosissime  advigi-. 
„lare ,  ut  in  Vestris  Dioecesibus  sanctissimae  catholicae  fidei 
„depositum  integrum  inviolatumque  magis  in  dies  custodiatur, 
„et  alacriori  usque  zelo  ac  vigilantia  rectae  Glericorum  insti- 
„tutioni  prospicere,  et  Cleri  disciplinam  sartam  tectamque  tueri, 
„et  ubi  prolapsa  est  instaurare,  et  Parochorum  munus,  aliaque 
„ecclesiastica  beneficia  dignis  dumtaxat,  idoneis  et  spectatis 
»ecclesiasticis  viris  conferre ,  et  salutari  juventutis  educationi 
(Consulere ,  et  gregem  curae  vestrae  commissum  divini  verbi 
„prcieconio,  ac  saltUarihus  monitis^  opportunisque  scriptis  pas- 
^yCere  ac  nutrire,  et  cum  Provinciales,  tum  Dioecesanas  Syno- 
„dos  habere,  ut  majori  vestrorum  fidelium  bono  quotidie  magis 
„providere  possitis." 

Ex  hucusque  allatis  certe  tam  liquido  patet,  praecipuum  Epis- 
copi munas  nostris  etiam  diebus  esse  praedicationem  verbi  Dei,  ut 


1)  Qui  hodie  ConoomnuABarius  Tocator. 
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profecto  verissima  sint,  qiiae  scribit  Gardinalis  Bona,  Ker.  Liturgie, 
lib.  n.  cap.  7.  num,  7.,  videlicet: 

„Mttnus  praedicandi  proprie  et  praecipue  ad  Episcopos  per- 
„tinere,  tum  usus  veteris  Ecclesiae,  et  omnium  sanctoram  Epis- 
„coporum  exemplura,  tum  ipsa  docet  Episcopalis  CoDsecratio, 
„in  qua  dicitur:  Accipe  Evangelium,  vade,  praedica  populo 
„tibi  commisso." 

Concludit  exinde  —  et  sane  rectissime  Riganti  (Toni.  11.  p. 
262.)  it(V  ^^Pi'oinde  Episcopi  non  minus,  quam  Parochi  idiama  hei 
callere  dehent  ^  cum  absque  miraculo  populi  ejus  curae  commissi, 
linguam  quam  non  noverant,  audire  non  possin t/' 

Accedit^alia  insuper  ratio.  Regula  Cancellariae  XX.  deidiomate 
uimirum,  ut  probant  Mandosa  in  hanc  Regulam  quaest.  13.  nee  non 
Hoyeda  de  Incompatibilitate  Beneiiciorum  lib.  1.  cap.  24.  a.  n.  60. 
etc.,  et  alii,  non  solum  emanavit  ad  effectum  ,  ut  Parochus ,  atqae 
a  fortiori  Episcopus  Gregisvocem,  et  Grex  vicissim  eam  Pastoris 
audire,  et  votis  obsequi  possit,  sed  etiam  ut  cum  suis  Substitutis 
negotia  tum  temporalia ,  tum  spiritualia  Farochiarum  concernenti«i 
pertractare  valeat,  ideoque  semp6r  necesse  sit^  ut  calleat  idiomn, 
quo  utuntur  ipsi  Substituti  in  regimine  Farochiarum  in  spiritualibns 
et  temporalibus. 

Quae  quum  ita  sint ,  prona  est  conclusio,  eum,  qui  linguam 
vernaculam  populi  non  callet,  vel  vero  —  si  in  una  eademque  Dioe- 
cosi  populi  diversarum  linguarum  permixtim  vivunt,  eum  qui  solum- 
modo  idioma^unius  et  quidem  fors  minoris  tantum  partls  —  loqui- 
tur,  linguam  autem  vernaculam  majoris  partis  Dioecesanornm  non 
caltet,  ad  Fraesulatum  hujusmodi  Dioeceseos  esse  inhabilem,  proinde- 
que  eidem  de  tali  Episcopatu  legitime  provideri  non  posse,  et  si  id 
nihilominus  fieret,  talem  provision^m  e  tenore  Regulae  Cancellariae 
XX"»''  esse  nullam  et  irrüam. 

Nolumus  tamen  silentio  premere ,  quae  scribit  Chohier ,  Com- 
ment.  in  regul.  Cancel.  ad  regul.  XX.  nimirum : 

„Sub  dispositione  hujiis  additionis*'  —  „t?cZ  quovis  alio  be- 
^^neficio  exercitium  curae  animarum  Parochianorum  quamodo- 
,^libet  habetvt&^  —  „comprehenduntur , .  etiam  Episcopatus,  Archi- 
„episcopatus  ,  Patriarchatus  .  .  .  Sed  cum  hodie  conferantur 
„per  Pontifices  consistorialiter  et  causa  cognita,  censentor  pro- 
„visi  tacite  ad  illas  dispensati.*^ 

Quid  autem,  si  in  processu  infarmaHvo^  qui  ad  tramitea  Gon- 
stitutionis  Gregorii  XIV.  d.  d  Idibus  Maji  1591 ,  quae  incipit 
„Onus  apostolicäe  servitutis^^  nee  non  „Instructionis  particularis"  ab 
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Urbano  yni.  anno  1627  publicatae  cuoi  promoveudo  ad  Episcopatam 
instituendas  est,  fortan  coromissa  fuisset  aliqua  obreptitio  aut  sub- 
reptitio?  Nonne  tanc  valeret  id,  quod  in  cap.  20.  X.  I.  3.  sta- 
toitor,  ut  nimirum  ex  litteris  obtentis,  puta  e  bulla  confirmationis 
nallnm  commodum  consequatiir?  üt  sileam  de  eo,  dubitare  Cano- 
nistas,  ntram  valeat  Päpa  saper  hoc  requisito  dispensare,  quam  aga- 
tar  de  obligatione  juris  dwini. 

Id  saltem  Hiatoria  Ecclesiae  Christi  docet  peritiam  idioma- 
tis  in  promovendis  ad  Episcopatus  numquam  non  requisitam  fuisse, 
phraque  refert  exempla  eoram,  qui  ob  solam  ignorantiam  idiomatis 
ad  Bcclesias  Episcopaiea  promoti  non  fuerunt. 

Sic  S.  Augostino  visa  est  cumprimis  necessaria  peritia  lingaae 
vernaculae.  Ideo  et  cum  Episcopum  daturus  esset  Fussalae  oppido, 
quod  scbismati  Donatistarum  subduxerat ,  euro  elegit ,  qai  punice 
sciret.  „Aptum  loco  Uli  congrauoique  requirebam  i  qui  et  punica 
lingua  esset  instructus ,  et  habebam  paratum  Presbyterum/'  Ita 
scribit  Sanctas  ille  in  sua  Epistokt  261  ^). 

£t  eo  tantum  consilio  Valerius  Hipponensis  Episcopus  Augu- 
stinum  ipsum  Presbyterum  ordinavit,  eidemquo  potestatem  dedit  co- 
ram  se  in  Ecciesia  Evangelium  praedicandi,  contra  usum  et  consue* 
iadinem  Ecclesiarum  Africae,  ubi  Apostolicum  illud  Privilegium  soli 
Episcopi  sibi  tunc  vindicabant ,  ut  cum  ipse  natjone  Graecus ,  non 
eam  assecutas  esset  Latinae  lingaae  facultatem ,  quae  suis  votis,' 
qaae  maneri  concionandi  par  esset,  Presbyterum  haberet ,  qui  vice 
saa  praedicandi  munus  impleret.  Sic  eniro  scribit  Possidius  in  vita 
s.  Ängastini  c.  4.  5.  et  Baronitis  an.  391.  n.  22 :  „Cum  flagitante 
ecclesiastica  necessitate  de  providendo  et  ordinando  Presbytero  Civi- 
tatis plebem  Dei  alloqueretur ,  etc.  Gratias  agebat  Deo ,  suas  ex- 
aaditas  fuisse  preces,  quas  se  frequentissime  iiidisse  narrabat,  ut  sibi 
dirinitus  homo  concederetur  talis,  qui  posset  Verbo  Dei  et  doctrina 
sahibri  Ecclesiam  Dei  aedificare:  cui  se  rei  homo  natura  Graecus, 
mnusque  Lcdina  lingua  et  litteris  instructus^  minus  tdilem  pervide- 
bat,  et  eidem  Presbytero  potestatem  dedit  coram  se  in  Ecciesia 
Evangelium  praedicandi  ac  frequentissime  tractandi,  contra  usum 
qaidem  et  consuetudinem  Africanorum  Ecclesiarum.  ünde  etiam  ei 
nonulli  Episcopi  detrahebant^)/* 

Basüius  qaoqae,  Apiscopos  Arraeniae  designaturus,  eos  quaere- 
bat,  qai  Regnorum  linguam  et  idiomata  callerent,  ut  ex  epistola 
cjosdem  185.  eruitur  ^). 

1)  Thomaaain,  F.  U.  üb.  1.  cap.  88.  n.  6..pag.  255. 

2)  Thomaasinf  P.  I.  lib.  2.  cap.  7.  pag«  213. 

3)  Thomaaiin,  P.  11.  1.  1.  cap.  88.  n.  6. 
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Narrat  Caesarius ,  ipsum  Komanorum  Begem  a  proposito  resi- 
Hisse  ambiendi  Archiepiscopatas  Coloniensis,  ubi  priniam  ab  Electori- 
bus  certior  factus,  Episcopum  Gameracensem ,  cui  eam  dignitatem 
conferri  percupiebat,  ejus  regionis  linguae  imperitum  esse. 

ffCam  ab  electoribus  respouderetar,  quod  idioma  terrae  igno- 
raret,  cessavit  *)/* 

Guimundus  scientiae  et  sanctitatis  fama  celeberrimus  ille,  qai 
calamum  strinxit  adversus  Berengariam ,  Episcopales  Angliae  Infalas 
a  Guilelmo  Not  ho  Rege  oblätas  constantissime  reciisavit ,  quod  in 
ejus  gentis  moribus  et  lingua  hospes  omnino  esset;  „Quoniam  ei- 
traneos  mores,  barbaramqne  locutionem  nescio^)/' 

Et  caeteris  praetermissis  exemplis,  Fulco  Rhemensis  Archiepis- 
copus  Formosnm  Papam  percunctatus  est,  an  Herilandum  Episcopam 
Fervanensem  posset  ad  aliam  vacantem  Ecclesiam  transferre  „quia 
bomines  praefatae  Travensis  Parocbiae  barbaricao  videbantur  esse 
feritatis  et  alium  in  memorata  Ecciesia  subrogare ,  „qui  acceptior 
propter  Parentelara  et  linguam  in  eodem  loco  posset  eristere^)." 

Antiquis  raoderniora  accedunt  exempla.  Inter  causas,  ob  quas 
supplicante  Philippo  IT.  Hi3paniarum  Rege  Paulus  IV.  devenit  ad 
novarum  erectionem  Cathedralium  in  Belgio,  ea  quoque  recensetur : 
„Quod  Episcoporum  hactenus  existentium  Dioepesani  linguae  idio- 
mate  institutisque  differrent,  atque  ita  fidei  doctrina  et  pie  vivendi 
praeceptis  commode  instrui  minime  poterant'*  ut  ex  Actis  Consisto- 
rialibus,  et  apud  Raynaldum  ad  annum  1559  num  33. 

Et  cum  ad  Ecclesiam  Temnensem  in  Groatia  sub  Archiepisco- 
patu  Spalateno  existente  ä  Caesare  ut  Reg«  Hungariae  nominatus 
esset  Prater  Petrus  de  Orosco  Pranciscanus ,  Sac,  Congregatio  Consi- 
storialis  die  18.  Junii  1643  censuit;  Ecclesiae  praefatae  providen- 
dum  esse  de  Persona  dicti  Fatris  Petri  de  Orosco,  dummodo  caüeat 
idioma  congruum  ad  obeundum  functiones  tarn  Episcopales^  qmw 
Comitiales  sibi  ratione  Episcopattis  hujusmodi  inctimbentes^^ 

Sub  demente  IX.  actum  fuit  de  restituenda  Sede  Episcopaii 
Batzerburgen,  in  Saxonia  inferiori  ad  instantiam  ducis  de  Milcbe- 
bürg ,  et  de  praeficiendo  eidem  Ecclesiae  Personam  P.  Theopbili 
Dantresal ,  et  inter  caetera  discussa  in  particulari  Congregatione  su- 


1)  Thomassin^  l.  c. 

2)  Raynald  ann.  1209  n.  6.  fefert.   Thomassin,  P.  IL  1.  1.  cap.  103. 
D.  11.  pag.  294. 

8)  Narrat  idem  ThomasHn,  P.  U.  IIb.  2.  cap.  63.  n.  10. 
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per  hoc  babita  die  19.  Angusti  1667 ,  cui  interfaerunt  recolend. 
mem.  Cardinalis  Otthobonus,  postea  Sammus  Pontifex  sab  nomine 
Alexandri  VIII.  et  Cardinalis  Jalius  Spinola,  nee  non  Praelati  Ugo- 
linns,  FagnanoSf  et  de  Bnbeis,  dictum  fuit,  ^yquod  circa  Personam 
videatur,  an  caUeat  linguam  iheutanieam,^*^  quam  resolutionem  die 
20.  Augosti  Sanctissimns  approbavit,  ut  ex  Bibliotheca  Eminentis- 
simi  Cardinalis  Ottboboni  tom  59.  Mater.  Datar.  pag.  186. 

Becensita  facta  histonca,  qoae  Biganti  et  Thofnassin  referunt, 
si  perpenderimus,  sane  fidem  indabiam  attribnemns  assertioni  Rfr^ 
rhi  Corradi^  qoi  in  sua  „Praxi  Beneficiara  1.  3.  cap.  17.  num  22.'^ 
testatur,  qaod  namqnam  ipse  vidit  huic  Begalae  dispensatnm. 


Demonstravimus  itaqne,  eam  esse  intentionem  yoluntatemque 
piae  Matris  Ecclesiae,  ut  gentibus  nationibusque  christianis  non  alii 
praeficiantur  Pastores  et  sacrorum  Antistites,  nisi  qui  j^iduma  earun- 
dem  ifiieUigant  et  inielligibäiter  loqui  sciani^**^  quam  quidem  volun- 
tatem  suam  et  legibus  latis  et  constanti  praxi  sua  satis  abundanter- 
qae  manifestavit.  Quemadmodum  enim  Dens  ipse  jam  in  A.  F. 
noluit  mittere  Prophetas  suos  ad  populos  ignotae  linguae,  quorum 
non  possint  audire  sermones  (Ezecb.  IIL  5.  6.);  et  in  nova  Oeco* 
Domia,  ablegans  Apostolos,  ut  praedicarent  evangelium  cunctis  gen- 
tibus, miraculum  patrayit,  ut  possint  yarüs  unguis  loqui  magnalia 
Dd,  et  diffusi  per  orbem  praedicare  ubique  terrarum  Unguis  iUorum 
populorum,  quibus  praedicabant  (Act.  Apost.  II.  4.,  8.,  11.):  ita 
plane  Ecclesia,  quoniam  praedicatoribus  christianis  donum  linguarum 
hodiedum  coelitus  infundi  non  solet,  non  alios  Missionarios  ad  disse- 
mlnandum  eyangelium  apud  gentes  paganas  ablegat,  nisi  qui  antea 
modo  natural!  idioma  populi  ad  Christum  convertendi  addidicerint, 
utque  id  possint,  peculiare  institutum ,  nimirum  CoUegium  de  Pro- 
paganda fide  excitevit.  Populis  yero,  qui  sacris  christianis  jam  du- 
dam  suoLaddicti,  non  alios  verbi  Dei  ministros  et  dispensatores  Sa-  - 
cramentorum  praefici  vult,  nisi  qui  prius  ostenderint  probaverintque 
perfectam  peritiam  idiomatis  loci,  in  quo  exstat  beneficium,  ut  et  Pa- 
stor linguam  o?ium  suae  curae  commissarum  intelligat ,  et  e-  con- 
versoistae  eum  percipiant.  Id  vero  usque  adeo  et  tarn  indispen- 
sabiliter  urget  Ecclesia  Christi,  ut,  si  fors  aliquando  et  alicubi  ci- 
tra  adyertentiam  et  intentionem  Parochia  aut  Episcopatus  con- 
ferreretur  yiro  ecclesiastico ,   qui  idioma  Parochianorum   et  respec- 
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tive  Dioecesanorum  non  intelligat  et  intelligibiliter  loqai  sciat ,  ha- 
jasmodi  provisionem  expletam  favore  ignorantis  idioma  loci  in  an- 
tecessum  declaraverit  nuUam  et  irritum,  sive  id  jam  contigerit  in 
Curia,  sive  extra  eandem.  Haec  recordäntes  considerantesqne  pro- 
fecto  QOii  possumus  non  agnoscere  sümroam  Ejosdem  ergagentes  di- 
versissimaram  lingaarum  justitiam  et  aeqaitatem  eximiam ,  atqne 
adaraare  Matrem  benignissimam ,  quae  nos  omnes ,  qualicunque  de- 
mum  utamur  loquela ,  pari  charitate  fovet  et  soUicitudine  complec- 
titur,  nee  alia,  quam  lingua  nobis  congenita  mysteria  Dei  nobis  pro- 
pinari  thesaorosque  coelestes  reserari  curat. 
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XII. 
Beschlüsse  des  französischen  Staatsrathes 

aber  die  Frage:  ob  die  Diöeesen  eivürechtlich»  Pertonen  tmd  fähig 
sind,'  Vermögen  eu  haben,  eu  erwerben  %md  zu  empfangen? 

I.  Die  Köln.  Yolksztg.  1874  Nr.  152.  I.  Blatt  meldet«  unter 
Paris  1.  Juni:  Aus  einem  Schreiben  des  Cultusministers  an  den 
Bischof  von  Amiens,  welches  soeben  veröffentlicht  wird  geht  die  für 
das  kirchliche  Leben  sehr  wichtige  Entscheidang  der  Frage  nach 
der  Anerkennung  der  Diöeesen  als  juristischer  Personen  zu  Gunsten 
der  Kirche  hervor.    Das  Schreiben  lautet : 

»Monseigneur !  Seit  1840  hat  sich  der  Staatsrath  geweigert 
die  cinlrechtliche  Persönlichkeit  der  Diöcese  anznerkennen ,  obwohl 
er  einer  grossen  Anzahl  von  Ordonnanzen  und  Decreten,  welche  die 
legale  Existenz  dieses  (kirchlichen)  Institutes  voraussetzen,  seinä  Zu- 
stimmung gegeben  hat.  Das  Cultusrainisterium  hat,  treu  den  Tra- 
ditionen der  alten  Jurisprudenz,  mehrere  Mal  versucht,  den  letztern 
gegen  eine  neue,  praktisch  so  oft  schon  demeutirte  Lehre  zur  An- 
erkennung zu  verhelfen.  Die  Anstrengungen  meiner  Amtsvorgänger 
sind  fruchtlos  geblieben  und  in  den  letzten  Zeiten  glaubte  man 
nicht  über  jenes  gemischte  System  hinausgehen  zu  können,  welches 
zwar  dem  Bischöfe  eine  ausgedehntere  persönliche  Gapacitat  bewil- 
ligte, aber  sie  dem  kirchlichen  Institute,  dessen  Titufar  er  ist,  ver- 
sagte. Ich  habe  mich  verweigert,  auf  einen  Compromiss  einzugehen, 
welcher  mir  in  Bezug  auf  die  Wissenschaft  unhaltbar,  in  Bezug  auf 
die  Praxis  unzureichend ,  schien  ,  und  ich  habe  geglaubt ,  persönlich 
in  einer  so  bestrittenen  Frage ,  welche  für  den  Episcopat  von  so 
hoher  Bedeutung  ist ,  interveniren  zu  sollen.  Ich  bin  glücklich, 
Ihnen  die  Anzeige  machen  zu  können,  dass  der  Staatsrath  nach 
einer  gründlichen  Discussion  der  hier  geltend  gemachten  Systeme 
mme  Vorlage  angenommen  und  anerkannt  hat,  dass  der  Diöcese 
als  solcher  eine  legale  Existenz  und  folglich  die  juristische  Befähig- 
ung innewohne ,  zu  erwerben ,  zu  besitzen ,  kurz  alle  Acte  des  bür- 
gerlichen Lebens,  wie  jedes  andere  öffentliche  Institut,  vorzunehmen. 

»Ich  habe  die  Ehre,  Ihnen  anbei  ein  Exemplar  des  in  diesem 
Sinne  gefassten  und  in  den  Sitzungen  vom  30.  April,  vom  7.  und 
13.  Mai  er.  discutirten  Gutachtens  zu  überreichen. 

»Qenehmigen  Sie  etc. 

Der  Minister  des  Unterrichte  und  der  Gülten,  de  Fourtou,^ 
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n.  Das  Staatsrathsgutachten,  dessen  franzOs.  Text  die  vortreffliche 
zu  Grenoble  erscheinende  »Bevue  cathol.  des  institutions  et  du  droit« 
1874.  IL  Ann^Ok  Juillet.  p.  85  ff.  enthält,  lautet  in  deutscher  üeber- 
setzung: 

»Der  Staatsrath ,-  welcher ,  auf  die  Note  des  Ministers  des  öf- 
fentlichen Unterrichtes,  der  Culte  und  der  schönen  Künste,  mit  der 
Frage  sich  befasste:  ob,  im  Frincip,  die  Diöcese  oder  das  Bisthum 
fähig  sei ,  Vermögen  zu  haben  und  zu  besitzen,  und  ob  ,  in  Folge 
dessen,  der  Bischof  berechtigt  sein  könne,  Zuwendungen ,  welche  di- 
rect  seiner  Diöcese  gemacht  sind,  in  einem  Interesse,  welches  durch 
keine  besojidere  organisirte  und  durch  das  Gesetz  anerkannte  Diöce- 
sanstiftuugen  bestimmt  ist,  anzunehmen; 

In  Anbetracht  des  Concordats  vom  26.  Messidor  IX. ,  beson- 
ders  die  Artikel  2,  3,  14  und  15 ; 

In  Anbetracht  des  organischen  Gesetzes  vom  18.  Germinal  — 
18.  April  —  X.,  besonders  die  Artikel  9,  11,  33,  34,  36,  37,38, 
59  und  73 ; 

In  Anbetracht  des  Decretes  vom  19.  Thermidor,  Xni; 

In  Anbetracht  des  Decretes  vom  30.  December  1809  über  die 
Fabriken,  besonders  die  Artikel  106,  107  und  111;  . 

In  Anbetracht  des  Decretes  vom  6.  November  1813,  über  das 
Guthaben  der  Pfarreien,  über  bischöfliche  Tafelgüter,  über  Capiteln 
und  Dominarieu ,  besonders  die  Artikel  29.  bis  48. ,  zusammen  mit 
dem  Bericht  des  Cultusministers  unterm  Datum  des  13.  September 
1813,  welcher  diesem  Decret  vorausgeht; 

In  Anbetracht  des  2.  Jänner  1817 ; 

In  Anbetracht  der  königlichen  Verordnung  vom  2.  April  1817; 

In  Anbetracht  der  Decrete  und  Verordnungen  vor  1840,  welche 
Erzbischöfe  und  Bischöfe  autorisirt,  im  Namen  ihres  Bisthums  oder 
ihrer  Diöcese  entweder  bewegliche  oder  unbewegliche  Güter  zu  er- 
werben oder  anzunehmen ; 

In  Anbetracht  der  Beschlüsse  des  gesetzgebenden  Ausschusses 
des  Staatsrathes  vom  8.  Juli  1840 ,  vom  5.  und  26.  März  und  21. 
December  1841 ,  welche  verordnen ,  dass  die  Diöcesen  nur  Verwal- 
tungsabtheilungen  und  keine  civilrechtliche  Personen  bilden,  welche 
fähig  sind  Besitzungen  zu  haben  ,  zu  erwerben  und  zu  empfangen. 
Dass  die  Zuwendungen,  welche  ihnen  gemacht  werden,  nur  insofern 
Wirkung  haben  können,  als  sie  für  gesetzlich  anerkannte  Stiftungen 
bestimmt  sind,  in  welchem  Falle  dann  die  Autorisation,  genannte 
Zuwendungen  anzunehmen ,  im  Namen  dieser  Stiftungen  bewilligt 
werden  soll; 
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In  Anbetracht  der  Decrete  und  Verordnungen  nach  1840, 
welche  die  Erzbischöfe  und  Bischöfe  berechtigen ,  zu  Ounsten  der 
Diöcesan-Interessen ,  welche  durch  keine  anerkannte  Stiftung  be- 
stimmt sind,  Zuwendungen  zu  erwerben  oder  anzunehmen; 

In  Anbetracht  des  am  8.  December  1840  vom  Siegelbewahrer, 
Gerichts-  und  Gultusminister ,  an  den  Staatsrath  eingereichten  Be- 
riciites ; 

In  Anbetracht  des  vom  Siegelbewahrer,  Gerichts-  und  Gultns- 
minister  am  30.  April  1866  an  den  Ministerpräsidenten  des  Staats* 
rathes  gerichteten  Schreibens; 

In  Anbetracht  des  vom  Minister  des  öffentlichen  Unterrichtes 
and  der  Culte  den  27.  November  1872  an  den  Präsidenten  des 
Staatsrathes  gerichteten  Telegrammes; 

In  Erwägung,  dass  der  Artikel  73.  des  organischen  Gesetzes 
vom  18.  Germinal ,  X.,  welcher  zur  Ausfuhrung  des  Artikels  15. 
des  Concordates  erging,  dem  Bischöfe  das  Recht  verleiht,  Stiftungen 
z&m  Zwecke  der  Unterstützung  der  Priester  und  zur  Ausübung  des 
Callas,  anzunehmen  und  dass  das  Decret  vom  10.  Thermidor,  XIII., 
iiim  erlaubt,  den  6.  Theil  vom  Ergebniss  der  Miethe  der  Stühle  in 
den  Kirchen  abzuziehen  und  daraus  ein  Hülfscapital  zur  Unterstütz» 
nng  der  alten  und  schwachen  Geistlichen  zu  bilden ; 

Dass  diese  Anordnungen  die  civilrechtliche  Persönlichkeit  der 
Diöcesen,  welche  in  Vollziehung  des  Concordates  durch  das  Gesetz 
vom  18.  Germinal,  X.,  wieder  bestätigt  wurde,  in  sich  schliesst; 

Dass  so,  zu  der  Zeit,  wo  über  das  Gesetz  vom  2.  Jänner  1817, 
abgestimmt  wurde,  die  Diöcesen  sich  unter  der  Zahl  der  anerkann* 
teo  geistlichen  Stiftungen  befanden,  welche,  nach  dem  Ausdrucke 
dieses  Gesetzes,  Zuwendungen  annehmen  und  bewegliche  und  unbe- 
wegliche Güter  erwerben  können; 

Dass  der  Art.  3.  der  Verordnung  vom  1.  April  1817,  welcher 
zam  Vollzug  des  vorhercitirten  Gesetzes  erging  und  den  Diöcesan- 
Bischof  anweisst,  das  dem  Bisthum  gemachte  Legat  anzunehmen, 
unter  dem  Namen  Bisthum  die  Gesammtheit  der  Interessen  ver- 
steht ,  welche ,  sei  es  in  der  genannten  Verordnung ,  sei  es  in  den 
vorhergehenden  Gesetzen ,  unter  dem  Namen  von  Kirche ,  Diöcese, 
bischöflichen  Tafelgutem  und  anderer  Diöcesanstiftungen  ausgedrückt 
sind ; 

Dass  nichts,  weder  im  Text,  noch  in  den  Vorarbeiten  der  Ver- 
ordnung von  1817  anzeigt ,  dass  sie  dem  Worte  Bisthum  den  be- 
schränkten Sinn  von  bischöflichen  Tafelgütem  beilegen  wollte; 

Dass  im  Gegentheil,  in   einer  grossen  Anzahl   von  Gesetzes- 
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texten  besonders  in  den  Artikel  2.  und  S.  des  Concordates,  36.  und 
58.  des  Gesetzes  des  18.  Germinal,  X,  107.  und  111.  des  Decretes 
vom  3(X  December  1809,  die  Worte  Bisthum  und  Diöcese  synonym 
—  gleichbedeutend  —  sind  und  ohne  unterschied  vom  Gesetzgeber 
angewandt  werden; 

Dass  die  besonderen  Acte,  welche  gewisse  Diöcesanstiftungen 
gebildet  haben ,  der  Diöcese  ihre  Persönlichkeit  nicht  entreissen 
konnten,  ebensowenig,  als  die  besonderen  im  Departement  gegrün- 
deten Stiftungen,  die  Persönlichkeit  des  Departements  aufheben; 

Dass  diese  besonderen  Stiftungen  noch  weit  entfernt  sind ,  al- 
len religiösen  Interessen  der  Diöcese  zu  entsprechen ; 

Dass  in  Anwendung  dieser  Principien,  vor  wie  nach  der  Ver- 
ordnung von  1817  bis  1840,  die  Bischöfe  berechtigt  gewesen  sind, 
im  Namen  ihrer  Diöcese  Vermögen  zu  haben  und  zu  erwerben; 

Dass  wenn  im  Jahre  1840,  der  gesetzgebende  Ansschuss  def; 
Staatsrathes  den  bürgerlichen  Bestand  der  Diöcese  anerkannt  hat, 
indem  er  sie  wie  eine  einfache  Verwaltungsabtheilung  betrachtete, 
und  dem  Worte  Bisthum^  welches  in  der  Verordnung  von  1817  ent^ 
halten  ist,  die  ausschliessliche  Bedeutung  von  bischöflUhcn  Tafel- 
guter  zuschrieb,  diese  neue  Jurisprudenz,  entgegen  derjenigen,  welche 
durch  die  gleichen  Urheber  der  Verfügungen  aufgestellt  worden  war 
und  welche  anzuwenden  der  Staatsrath  beauftragt  ist  und  von  allAi 
Ministem  der  Culte  seit  1840  bin  auf  den  heutigen  Tag  bekämpft 
und  schwerlich  mit  dem  Texte  und  dem  Geiste  der  oben  erwähnten 
Gesetzgebung  zu  vereiaigen  ist,  unmerklich  die  Praxis  der  Regierung 
und  des  Staatsrathes  selbst  modificirt  hat; 

Dass  in  der  That,  seit  1840,  wie  vorher,  zahlreiche  im  Staats- 
rathe  beräthene  Dectete  die  Bischöfe  berechtigt  haben ,  die  ihnen 
zum  Zwecke  der  allgemeinen  Interessen  ihrer  Diöcese  gespendeten 
Zuwendungen  anzunehmen,  wie  für  den  Unterhalt  der  Hulfsprie^ter, 
fär  den  religiösen  Unterricht  der  Jugend,  für  die  Gemeindemissionen, 
die  Unterstützung  von  Armenfonds ,  für  die  Stiftung ,  Wiederher- 
stellung, Erwerbung  und  den  Unterhalt  von  Wallfahrtscapellen  und 
anderer  Gebäulichkeiten,  welche  keinen  pfarrgemeindlichen  Cliarak- 
ter  haben  ,  für  gute  Werke  im  Allgemeinen ,  für  Hochämter  und 
Seelenmessen,  Unterstützung  von  bejahrten  und  kranken  Priestern, 
für  allgemeine  Bedürfnisse  der  Diöcese,  Wohlthätigkeitswerke  u.  s.  w. 
obgleich  solche  Wohlthaten  nicht  betrachtet  werden  können,  als 
wären  sie  einer  der  gesetzlich  anerkannten  Diöcesanstiftungen  ge- 
spendet ; 

In  Erwägung  ausserdem ,  dass  der  Bischof  weder  auf  unent- 
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seitliche  noch  auf  belastende  Weise  im  Namen  seiner  Diöcese  an- 
ders etwas  erwerben  kann,  als  unter  Aufsicht  der  Regierung,  welche 
immer  Richter  über  die  passende  Gelegenheit  der  Autorisation  blei- 
ben wird,  und  indem  diese  sich  nach  den  allgemeinen  Grundsätzen 
der  Gesetzgebung  und  nach  den  besondern  Regeln  richtet,  denen  die 
kirchlichen  Stiftungen  unterworfen  sind,  und  nach  den  Bedingungen, 
welche  in  jedem  einzelnen  Falle  festgesetzt  werden  können. 

Beschliesst: 

Dass,  da  die  Diöcese  fähig  ist,  Vermögen  zu  haben,  zu  erwer- 
ben und  zu  besitzen ,  die  Bischöfe  berechtigt  werden  können ,  die 
ilirer  Diöcese  gemachten  Zuwendungen  anzunehmen. 

Dieser  Beschlnss  ist  vom  Staatsrath  in  seinen  Sitzungen  ?om 
29.  April,  7.  und  13.  Mai  1874  beratheu  und  angenommen  worden.c 

III.  Den  Anstoss  zu  der  Torstehenden  Staatsrathsentscheidung 
batten  eine  Menge  Fälle  gegeben,  in  denen  es  sich  um  die  Fortführung 
voD  kirchlichen  Anstalten  handelte,  die  ein  Bischof  von  seinem  Vor- 
gänger übernommen  hatte.  Der  letzte  bedeutendere  Fall  der  Art 
^Qrde  durch  die  Versetzung  Msgr.  Guibert*s  vom  erzbischöflicheu 
Stahl  von  Tours  auf  den  von  Paris  veranlasst.  Msgr.  Guibert  hatte 
^it  laugen  Jahren  Sammlungen  veranstaltet  und  Grundstücke  ange- 
^aoft,  um  die  Basilica  des  hl.  Martinus  wieder  über  dessen  Grabe 
aaftubaaen.  Bei  der  Versetzung  des  Erzbischofs  nach  Paris  fährte 
dieses  zu  vielen  Störungen  und  unnützen  Weiterungen.  Von  imn  an 
bnn  jeder  Bischofsstuhl  dauernde  Stiftungen  machen. 
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XIII. 
Weiteres  Ober  die  Bischofswahlen. 

Zar  Kritik  der  Schriffc:    »Der  Staat  and  die  Bischofiswahlen  in  Deatschland.« 
Mit  ActenstDcken.     Von  Emil  Friedberg.     Das   19.  Jahrhundert.     Leipzig 

Danker  et  Homblodt.  1874, 

von  Dr.  M.  Rosner. 

(Forts.  Vgl.  Archiv  Bd  38.  S.  92-190.) 

Zur  Geschichte  der  einzelnen  Bisehefswahlen. 

Die  Geschichte  der  Bischofswahlen ,  welcher  das  zweite  Bach 
der  Fried  berg'scheu  Schrift  gewidmet  ist,  wird  in  ..drei  Capiteln  be- 
handelt ~  ffir  Freussen,  Hannover  und  die  oberrheinischen  Staaten. 

Ä.  I^eussen. 

Hier  wird  ab  epochemachend  der  Begierungsantritt  Friedrich 
Wilhelm's  lY.  bezeichnet,  wodurch  die  Eintheilung  in  zwei  Ab- 
schnitte motivirt  erscheint,  von  denen  der  erste  bis  zum  Regierangs- 
antritt dieses  König?  reicht,  der  zweite  die  seit  der  Begiernng  des- 
selben stattgefundenen  Wahlen  nmfasst.  j  Im  ersten  Abschnitt  wird 
unterschieden  zwischen  den  östliehen  und  westlichen  Bisthümem, 
weil,  wie  S.  212.  bemerkt  wird,  auf.  die  östlichen  Bisthumer  das 
Becht  der  Bulle  »De  salute  animarum,€  soweit  es  die  Bischofswah- 
len betrifft,  keine  Einwirkung  habe  ausüben  sollen.  —  Wir  halten 
jdiese  Unterscheidung  nicht  einmal  vom  Standpunkte  Friedbergs,  ge« 
schweige  denn  von  dem  unsrigen  gerechtfertigt. 

Der  Begierungsgedanke,  den  F.  vertritt ,  war  ja ,  dass  nicht 
nur  in  den  östlichen  Bisthümern  den  Capiteln  die  Person ,  welche 
der  König  bei  eintretender  Vacanz  zum  Bischof  gewählt  wünschte, 
benannt,  sondern  dieser  Modus  auch  auf  die  westlichen  Capitel  über- 
tragen werden  sollte.  Dieser  Gedanke  war  aber  mit  ^em ,  was 
durch  die  Bulle  und  Breve  als  vertragsmässiges  Recht  festgestellt 
war,  im  Widerspruch.  Nach  der  Bulle  besteht  in  den  östlichen, 
wie  in  den  westlichen  Diöcesen  die  canonische  Capitelswahl  zu  Recht, 
das  Breve  aber ,  welches  die  Wahlfreiheit  nur  dahin  einschränkt, 
dass  die  Capitel  keine  Persona  minus  grata  wählen  sollen  ,  ist  an 
die  einen,  wie   an  die  anderen  erlassen.    Wir  sehen  also ,  was  den 
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landesherrlichen  Einfluss  auf  die  Bischofswahlen  anlangt,  ebenfalls 
keinen  Orund  zu  einer  Unterscheidung  zwischen  östlichen  und  west- 
liehen Bisthümern ,  folgen  aber  selbstverständlich  der  Gangart  des 
Verfassers. 

Wir  haben  es  also  zu  thnn 

I. 
mi  den  Bischofswahlen  bis  eur  Regierung  Friedrich  Wilhelm  IV, 

Qod  zwar: 

1.  in  den  ösUicfien  Bisthümern, 

fi9  wird  (8.  213  ff.)  zunächst  der  .Matthysche  Wahlfall  für 
Calm  besprochen.  Hierbei  scheint  der  Verfasser  ganz,  übersehen  zu 
haben,  dass  derselbe  in  die  Zeit  vor  Erlass  resp.  vor  Ausführung 
der  Balle  »De  salute  aniraarnm«  fällt. 

Der  Bischofsstnhl  von  Üulm  war  seit  1814  erledigt  und  die 
Wiederbesetzung  fand  allerdings  im  Jahre  1821  statt,  als  aber  — 
unter  dem  9.  Juni  1821  —  die  kgl.  Cab.-Ordre  an  den  Staatskanz- 
ler Hardenberg  er^ng,  dem  erroländischen  Dompropst  v.  Matthy  das 
Bistbum  Culm  zuzuwenden,  war  die  Bulle  »De  salute  animarumc 
noch  nicht  einmal  in  Korn  unterzeicimet.  Sie  fährt  bekanntlich  das 
römische  Datum  vom  16.  Juli  1821,  wurde  erst  mittelst  Cab.-Ordre 
Tom  23.  August  182^  als  Staatsgesetz  und  Statut  der  katholischen 
Kirche  in  Preussen  publicirt  (6.-S.  1821.  S.  113.)  und  war  während 
den  Verhandlungen  über  die  Erhebung  Matthys  auf  den  Gulmer 
Bischofsstuhl  für  die  DiGcese  Culm  noch  nicht  zur  Ausführung  ge- 
kommen ^). 

1)  Die  DidceseCulxn  ist  bekanntlich  in  der  Bnlle  »De  salnte  animammc 
nen  circnmscribirt  und  iTns  Bestandtheilen  verschiedener  Diöcesen  znsammen- 
geseilt  worden.    Sie  besteht  jetzt': 

a)  Bna  der  ursprünglichen  ,  zwischen  der  Weichsel ,  Ossa  nnd  Drewenz 
aof  dem  rechten  Weichseinfer  gelegenen  Diöcese  Cnlm ,  umfassend  die  Deca- 
nate  Briesen  ,  Culm,  Calmsee ,  Golub ,  Lautenburg ,  Lessen  ,  Löbau ,  Bheden, 
Stnssburg  und  Thom, 

b)  aus  einem  erheblichen  Theile  der  ehemaligen  Diöcese  Cujavien  o^er 
Leslau  (Wladislaviensis)  mit  den^uf  dem  linken  Weichselufer  gelegenen  De- 
caaaten  Danzig,  Dirschan,  Fordon,  Lauenburg  ,  Mewe ,  Mirchau ,  Neuenburg, 
Patzig,  Schwetz  und  Pr.  Stargardt, 

c)  aus  dem,  Yon  der  Erzdiöcese  Gnesen  abgezweigten  Archipresbyterat 
Camin  mit  den  Decanaten  Camin,  Schloehan  und  Tuchet, 

d)  aus  dem  Yon  der  Diöcese  Plotzk  dismembrirten  Decanat  Gorzno, 

e)  aus  dem  Missionßgebiet  des  ehemaligen,  nach  dem  Abfall  des  Bischofs 
Qirard  von  Quels  mit  der  Diöcese  Culm  durch  Papst  Clemens  VIII.  am  19. 
A{Hrü  1601  yerbundenen  Bisthums  Pomesanien.,  welches  in  dem,  am  23.  Octo- 
ber  1861  nengegrUndeten  Decanate  gleichen  Namens  zusammengefasst  ist. 

Jetziger  Sitz  des  Bisthums  ist   die    ehemalige  Cistercienser-Abtei    Pel- 
krehW  für  Kirohenreoht.  XXXIII.  lg 
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Die  Diöcese  Gulm  in  der  ihr  durch  die  Bulle  »De  salute  ani- 
marumc  gegebeuen  Gestalt  uud  Verfassung  bestand  also  damals  noch 
nicht.   Sitz  des  Bischofs  und  Doriicapitels  war  noch  die  Stadt  Culmsee. 

Gleichwohl  ist  es  von  Interesse,  das  bei  der  Erhebung  v. 
Matthys  aiiff  den  Bischofsstuhl  ?on  Gulm  stattgefundene  Verfahren 
kennen  zu  lernen. 

Es  bestand- darin,  d,as8  in  Folge  der  erwähnten  Cab.-Ordte  vom 
9.  Juni  1821  der  Minister  v.  Altenjstein  an  das  Domcapitel  zu 
Culnasce  unter  dem  26.  ej.  m.  die  Benachrichtigung  und  Aufforder- 
ung ergehen  liess,  dass  der  König  nach  dem  Vorgange  der  Eönige 
von  Polen  zu  dem  erledigten  Bisthume  den  y.  Mätthy  in  der  Weise 
und  mit  der  Wirkung  ernannt  habe ,  als  solches  von  Sr.  Majestät 
Vorfahren  in  der  Krone  in  früheren  Fällen  geschehen  sei ,  weshalb 
das  Capitel  aufgefordert  wurde,  den  ?.  Matthy  in  der  Form,  wie  bei 
seinen  Vorgängern  geschehen,  zum  Bischof  zu  wählen,  der  von  Sr. 
Majestät  getroffenen  Wahl  beizustimmen  und  hierüber  eine  zur  Be- 
förderung nach  Rom  geeignete  lateinische  Urkunde  einzureichen. 

Da  aber  der  zum  königl.  Wahlcommissarius  ernannte  Oberprä- 
sident v.^ Schön  die  Anzeige  machte ,  dass  bei  der  letzt  vorange- 
gangenen Sedisvacanz  nicht  einmal  eine  Scheinwahl  stattgefunden, 
vielmehr  das  Capitel  die  königliche  Nominätiotp  dem  Papst  notificirt 
habe,  so  wurde  auch  diesmal  von  der  Scheinwahl  abgesehen.  Das 
Capitel  sprach  in  einer  an  den  König  gerichteten  Eingabe  vom  3L 
Juli  1821  seilte  Acceptation  dahin  aus,  dass  es  den  Nominatum  ein- 
müthig  als  Bischof  anerkenne  und  ihn  in  dieser  Qualität  mit  unter- 
thänigem  Danke  für  diese  kgL  Gnade  annehme. 

Wie  lässt  sich  wohl  ein  solches  Verfahren  vom  Standpunkte 
des  Rechts  begründen,  wie  lässt  es  sich  mit  den  sittlichen  Ruck- 
sichten, welche  man  dem  zur  Wahl  berechtigten^)  und  daher  auch 
zu  entsprechender  Gewissenhaftigkeit  bei  Ausübung  des  Wahlrechts 
durch  Amt  und  Eid  verpflichteten  Domcapitel  schuldete,  vereinigen? 

Es  darf  daher  nicht  Wunder  nehmen ,  dass  es  in  Born  aui 
Widerspruch  stiess. 

Monsign.  Mazio  soll  (cf.  S.  214.)  dem  Gesandten  Niebuhr  er- 

plin ,  deren  Klosterkirche  bei  der  am  3,  August  1824  stattgefandenen  Trans- 
location  des  Domcapitels  vun  Culmsee  nach  Pelplin  zur  Cathedralkifche  er- 
hoben wnrde.    (cf.  SchematlBmas  des  Bisthums  Colm  von  1867  S.  4.  und  5.) 

1)  Das  Domcapitel  zu  Culmsee  hatte,  wie  alle  Domcapitel  in  dem  nm 
deutschen  Orden  erorberten  preussischen  Gebiete  das  V^abliecht.  Da  indessen 
die  Mitglieder  des  Capitels  zur  Zeit  der  Ordensherrschaft  dem  deatschen  Or- 
den angehörten,  so  lässt  sich  annehmen ,  dass  die  Rücksicht  auf  das  Ordens- 
inter^esse  bei  den  Bischofswahlen  eine  Rolle  gespielt  haben  wird. 
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klärt  haben,  die  polnischen  Bisthümer  ständen  zur  einfachen  päpst- 
lichen Nomination  mit  dem  Zusätze  >Ad  supplicationem  serenissimi 
regis,€  mit  Eintritt  der  prenssischen  Regierung  in  Westpreussen  aber 
in  Form  eines  päpstlichen  »Motu  proprio, €  wobei  die  Schreiben  des 
Capitelo^  nur  als  Empfehlung  benützt  würden. 

Niebuhr  berief  sich  dagegen ,  und  das  ist  das  Interessante  an 
diesem  Wahlfalle,  selbst  juf  die  Bulle  »De  salute  animarum  ,€  in 
welcher  von  der  Electio  gesprochen  und  die  päpstliche  Nomination 
nicht  eri^nt  werde,  weshalb  sie  auch  nicht  existire. 

Da  iiizwischen  die  Bulle  auch  in  Preussen  bereits  publicirt 
war,  so  war  der  hl.  Stuhl  selbstverständlich  nicht  in  der  Lage,  de- 
ren Anwendung  für  den  in  Bede  stehenden  Besetzungsfall  in  Frage 
zu  stellen.  >  Mazio  erklärte  daher,  das  Capitelsschreiben  müsse  zu- 
rückgezogen und  entweder  eine  päpstliche  Nomination  oder  eine 
neue  Wahl  des  Capitels  Platz  greifen.  Die  preussische  Kegierung 
zog  das  letztere  vor  und  der  Minister  von  Altenstein  richtete  nun- 
mehr an  das  Capitel  von  Gulmsee  (wir  wissen  nicht ,  ob  dasselbe 
inzwischen  schon  nach  Vorschrift  der  Bulle  »De  salute  animarumc 
ZQs^mengesetzt ,  oder  ob  es  noch  das  alte  Ca])itel  der  vormaligen 
Diöcese  Culm  war)  die  Aufforderung ,  eine  canonische  Wahl  vorzu- 
nehmen, mit  dem  ausdrücklichsten  Vorbehalte,  dass  die  auf  die  Per- 
son des  Domprobstes  y.  Matthy  gerichtete  Empfehlung  Sr.  Majestät 
des  Königs  die  Kraft  einer  Nomination  habe  und  von  dieser  ihrer 
Krafl  nichts  verlieren  soUe,  Das  Wahlprotocoll  sei  nach  Born  zu 
übersenden  mit  specieller  Erwähnung  des  Gewählten  als  einer  per- 
sona Begi  grata. 

Welche  Gonfusion  rechtlicher  Begriffe  herrscht  doch  in  dieser 
Anweisung!  Die  frühere  Nomination  hat  sich  in  eine  blosse  Em- 
pfehlung umgestaltet ,  aber  diese  Empfehlung  soll  die  Kraft  einer 
Xomination  haben  und  dennoch  soll  das  Capitel  noch  eine  canonische 
Wahl  vornehmen. 

Das  Capitel  wählte  allerdings ,  ^wie  ihm  befohlen  war ,  den 
Matthy  und  auf  das  nach  Rom  eingesendete  Wahlinstrument  erfolgte 
die  päpstliche  Confirmation  unter  Sanction  aller  canonischen  Wahl- 
mängel^  wobei  noch  überdies  der  Ausdruck  gebraucht  wurde  »Te  in 
episcopnm  praeficimu8,€  der  auch  für  den  Fall  gänzlicher  Nichtig- 
keit der  Wahl  und  der  Confirmation^)  ausgereicht  hätte,  das  Bis- 
thum  Cnim  mit  einem  rechtmässigen  Bischöfe  zu  versehen. 


1)  Eine  niditige  Wahl  kann  selbstverständlich  vom  Papste  nicht  con* 
firmirt  werden.    Ist  die  Confirmation  dennoch  irrth&mlich  ansge8pr«)chen,  weil 
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Es  liegt  auf  der  Hand ,  dass  ein  so  geartetes  Verfahren  der 
Regierung  bei  Besetzung  der  Bisthümer  für  die  Dauer  nicht  durch- 
führbar war.  Frjedberg  selbst  bezeichnet  als  Ergebniss  der  dieäen 
iBesetzungsfall  betreffenden  Verhandlungen  mit  dem  hl.  Stuhl  die 
.Ausdehnung  des  für  die  westlichen  Bisthümer  festgesdetet]  WM- 
rechts  auch  auf  die  östlichen.  Dies  ist  .nun  zwar  insofern  unrich- 
tig, als  durch  die  Bulle  selbst  das  Wahlrecht  für  die  östlichen,  wie 
für  die  w^tlichen  Gapitel  gleiehmässig  sanctionirt  ist,  indessen  trugen 
jene  Verhai>dlungen  allerdings  wesentlich  dazu  bei ,  der  Begicrnng 
diese  Thatsache  zum  klaren  Bewusstsein  zu  bringen. 

Umsomehr  erregt  es  unsere  Verwunderung,  wenn  Verfasser  be- 
hauptet, dass  auch  bei  des^  zweiten  Sedisvacanz,  die  sich  in  den  öst- 
lichen Provinzen  ereignet,  in  gleicher  Weise,  wie  bei  der  Wahl  ?. 
Matthys  verfahren  worden  sei. 

Es  war  dies, die  durch  den,  am  20.  Decemb^r  1825  erfolgten, 
Tod  des  Erzbischofs  Grafen  Gorzenski  eingetretene  Vacanz  des  en- 
bischöflichen  Stuhles  von  Giieseu  und  Posen. 

Damals  hatte 'man  im  Ministerium  der  geistlichen  Angelegen- 
heiten bereits  eine  Instruction  für  die  kgl.  Wahlcommissarien  aus- 
gearbeitet, welche  unter  dem  13.  Mai  1825  zuerst  füf  Münster^) 
und  seitdem  auch  in  den  anderen  DiOcesen  bei  den  Bischofswahlen 
zur  Anwendung  kam. 

Auch^bei  der  nach  Gorzenski's  Tode  stattgehabten  Wahl 
Wolicki's  zum  Erzbischofe  von  Gnesen-Posen  ist  unzweifelhaft  dar- 
nach verfahren  worden.  Wenn  Friedberg  dies  auch  nicht  aus- 
drücklich erwähnt ,  so  lässt  dQch  der  Inhalt  seiner  Mittheilungen 
über  diesen  Wahlfall  keinen  Zweifel  daran.  In  dem  Creditive  für 
den  zum  Wahlcommissarius  ernannten  Fürsteu  Radziwill  wurde  (cf. 
S.  216.)  diesmal  dem  Gapitel  die  Person ,  auf  welche  der  König  die 
Wahl  gelenkt  zu  sehen  wünschte,  nicht  mitgetheilt,  vielmehr  hiess 
es  nur,  dass  der  Fürst  Radziwill  beauftragt  sei,  den  Capitularen  mit 
seinem  Rathe  beizustehen  und  ihnen  die  königliche  Willensmeinimg 
zu  eröffnen.  Auch  wurde  der  Fürst  Radziwill  angewiesen,  die  ca- 
nonischen Wahlformen,  nicht  zu  durchkreuzen,  sondern  n«r  durch  An- 


der Papst  die  Nic'htigkeitsgrQnde  niobt  g'ekann^  hat,  so  ist  sie  ebenlalls  nicb- 
tiga.  weil  auf  irrigen  Voraussetzungen  beruhend.  Da  aber  der  Papat  nach  Ab- 
lauf der  Devolationsfrist  selbst  zur  Ernennung  dos  Bischofs  schreiten,  kann  so 
genügte  die  obige  Formel  unter  allen  Umständen ,  um  einen  rechtmassigen  Bi- 
schof zu  creiren. 

1)  Vergleiche  darüber  v.  Syhel :    Das  Recht   des  Staates  bei   den  Bi- 
'  schofswahlen  S.  23.  und  unsere  Gegenschrift  Bd.  XXX.  des  Archivs ^^  4i4. 
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Wendung  seines  amtlichefi  (er  war  damals  Statthalter  der  Provinz 
Posen)  und  persönlichen  Einfiasses  dahin  zu  wirken,  dass  eine  abso- 
lute Stimmenmehrheit  der  Gapitularen  den  Erfolg  der  Wahl  nach 
xMassgabe  der  königlichen  Entschliessung  sicher  stelle. 

Der  Unterschied  dieses  Verfahrens  von  dem  bei  4er  Wahl 
T.  Matthy's  beobachteten  leuchtet  ein.  Die  Begierung  ergriff  zwar 
aach  hier  die  Initiative  und  machte  ihren  Einfluss  auf  die  Ent- 
schlieasung  de^  Capitels  geltend ,  aber  es  geschah  in  einer  Form, 
die  sich  der  amtlichen  Gonstatirung  und  damit  auch  der  Wahr- 
uebiDung  des  apostolischen  Stuhles  entzog  und  überdies  auf  eine 
rechtsverbindliche  Wirksamkeit  keinen  directen  Anspruch  machte 
Dass  gleichwohl  auch  unter  dieser  Form  ein  mit  den  Vorschriften 
des  eanonischen  Bechtes  unverträglicher  Druck  auf  die  Entschlies- 
SDüg  der  Capitel  geübt  wurde,  unterliegt  keinem  Zweifel.     ^ 

Wolicki  wurde  per  Acclamationem  gewählt.  Selbstverständlich 
gelangte  von  der  Einwirkung  des  königl.  Commissarius  aut  die 
Wahlherm  keinerlei  Mittheilung  an  den  hl.  Stuhl,  welcher  die  Wahl 
am  18.  Januar  1828 ,  jedoch  nur  in  derselben  Weise  und  mit  den- 
selben Gautelen,  wie  dies  bei  der  Matthy'schen  geschehen  war,  con- 
firmirte. 

Wolicki  starb  am  21.  December  1829.  Bei  der  Wahl  seines 
Nachfolgers  von  Duniu  wurde  ganz  ebenso  verfahren ,  auch  war  die 
papstliche  Gonfiji^mationsklausel  gleichlautend. 

Desgleichen  bei  der  nach  Matthy's  Tode  —  1832  —  erfolgten 
Wahl  Sedlag's  zum  Bischöfe  von  Gulm.  Die  Begierung  hatte  Sed- 
iag  als  ihren  Candidaten  aufgestellt  und  der  kgl.  Wahlcommis- 
^rius  Iiesj>  sich  von  den  einzelnen  Gapitularen,  die  er  zu  diesem 
Zwecke  vor  der  Wahl  Mann  far  Mann  besuchte ,  das  Versprechen 
geben,  denselben  zu  wählen,  was  auch  geschah. 

Es  folgen  dann  noch  zwei  ermländische  Wahlfälle.  Der  erste 
betrifft  die  nach  delm  Tode  Josephs  von  Hohenzollem  —  183G  — 
stattgehabte  Wahl  v,  Hatten's. 

Begierung  und  Capitel  hielten  noch  den  Petrikauer  Vergleich 
für  massgebend  ^).  , 


1)  Dieser  unter  dem  7.  December  1512  geschlossene,  vom  Papste  Leo  X. 
un  15.  November  1318  bestätigte  ,  schon  oben  S.  126.  Anm.  erwähnte  Ver- 
^eich  (abgedruckt  in  >Jura  manicipalia  terrarum  Prnssiae.«  Danzig  1578. 
Nr.  7.  und  in  »Jnra  Capit.  Varmiensis  App.c  Nr.  20.)  besagt  Ober  die  Bi- 
«^ofswahl  wörtlich  Folgendes: 

»Cum  C4mtigerit  yacare  Ecclesiam  Varmiensem  praelati  et  canonici  ejus- 
<iem  ecclesiae  tempeative  et  ante  electionem  novi  episcopi  mittere  tenebontar 
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» 

Die  Begierang  Hess  demnach  durch  den  Wahlcommissarios 
dem  Gapitel  vier  Gapitelsmitglieder  bezeichnen.  Da  dieselben  aber 
ablehnten,  wurde  erst  am  25.  Mai  1837  der  Weihbischof  ?on  Hat- 
ten gewählt.  Näheres  über  den  Grund  der  Ablehnung  der  vier  Can- 
didaten  und  über  die  der  Wahl  Hattens  vorausgegangenen  weiteren 
Verhandlungen  zwischen  Regierung  und  Gapitel  wird  nicht  berichtet. 
Jedenfalls  wird  die  Regierung  neuerdings  vier  Gandidaten,  unter 
denen  diesmal«  aber  v.  Hatten  sich  befand ,  präsentirt  haben.  To 
Rom  erfolgte  die  Bestätigung  der  Wahl ,  in  welcher.  Form,  berich- 
tet F.  nicht,  er  bemerkt  jedoch,  dass  der  Papst  in  der  Confirmations- 
buUe  verschiedene  Mängel  der  Wahl,  namentlich,-  dass  dieselbe  erst 
7  Monate  nach  dem  Tode  des  Bischofs  Joseph  vorgenommen  sei, 
und  dass  ein  nicht  katholischer  Souverain  in  Gemässheit  des  Petn- 
kauer  Vertrages  präs/entirt  habe,  gerügt  und  erklärt  habe,  die 
jetzige  Wahl  dürfe  kein  Präcedenz  bilden,  vielmehr  müsse  in  der 
Zukunft  nach  der  Bulle  „Dß  sältäe  animarum^*'  und  nach  dem 
Breve  „Quod  de  fidelium'^  gewählt  werden. 

Die  Bestätigungsbulle  wurde  vorbehaltlich  der  Sr.  Majestät  zu- 
stehenden Rechte  circa  sacira,  wie  auch  aller  althergebrachten  Rechte 
und  Gewohnheiten  des  ermländischen  Domcapitels  placetiri  Aach 
suchte  die  Regierung  in  einer  diplomatischen  Note  ihren  Standpunkt 
zu  rechtfertigen. 

Bei  der  nächsten  Wahl  1841  wurde  der  Petrikauer  Vertrag 
von  der  Regierung  selbst  nicht  betrachtet.  Da  das  Domcapitel  nicht 
vollständig  besetzt  war ,  so  hatte  eine  Gab.- Ordre  vom  16.  April 
1841  verfugt,  dass,  wenn  das  Gapitel  noch  einen  oder  mehrere  an- 
dere, nicht  zu  seinem  Gremium  Gehörende  als  besonders  geeignet 
mit  auf  die  Wahlliste  zu  bringen,  den  Wunsch  haben  sollte,  dies 
unter  den  obwaltenden  Umständen  gestattet  werden  solle.    Von  die- 


de  gremio  sno  nontios  ad  Nos  ...  et  significare  obitom  sni  episcopi»  et  diem 
electioni  novi  pastoris  praeiinitnm.  Et  praeterea  dicere  tenebantur  nomiiia  om- 
oiam  praelatorom  et  canonicomm  .....  praesentinm  et  absentinm,  ac  deck- 
rare  pro  eornm  judieio  fideliter  ac  yeraciter  yitam  ,  mores ,  dignitatem  >  genüs 
et  omnem  conditionem  status  uniuscujusque.  ...  Ex  qnibns  Nos  quatndr  pro 
arbitrio  nostro  nominabimas ,  non  alios  tarnen,  qnam  qai  sint  veri  terranun 
Prassiae  indigenae ;  ac  per  specialem  nuntinm  nostmm  sen  litteras  clansas  sig- 
nificabimns  ipsi  capitnlo,  quos  judicaTerimus  ad  illius  cnlmen  dignitaüs  et  lo- 
cum  in  consilio  nostro  magis  idoneos  et  Nobis  gratos.  Ipsi  vero  praebiti  et 
canonici  untim  ex  illis  qnatuor  quem  volaerint  ant  jndicavezint  meliorem  et  nti- 

liorem ,  eligere  in  episcopum  tenebuntur ,  et intimare  debennt  Nobis 

novnm  electnm  et  cum  eo  supplicare»  ut  iUum  Nostris  literis  Sedi  Apostolicae 
commendemos,  nt  electionam  de  eo  factam  cum  gratia  confirmare  dignetor. 
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ser  Erlaubniss  machte  das  Capitel  Gebranch ,  so  dass  nnter  den  vier 
Candidaten  ein  Nichipretisse  war. 

Ans  dieser,  am  21.  Juni  1841  stattgefandenen  Wahl  ging 
Geritz  als  Bischof  hervor.  Die  Bestätigung  desselben  erfolgte  prae- 
via cajasvis  defectas  sanatione  nnd  mit  der  Andeutung  des  Cardinal 
Staatssecretärs,  dass  der  apostolische  Stuhl  sich  in  dieser  Beziehung 
(d.  h.  in  der  Bestätigung  einer  den  Vorschriften  der  Bulle  »De  sa* 
lute  animarumc  und  des  B/eve  »Quod  de  fidelium«  qiclit  entspre- 
chenden Wahl).^m  letzten., Mal  nachsichtig  gezeigt  habe. 

Es  wird  also  ebensowohl  durch  diese  beiden  ermländischen 
Wahlen,  wie  durch  die  Culmer  und  Posener  bestätigt,  dass  der  hl. 
Stuhl  dem  Könige  von  Freussen  bezuglich  auf  die  Besetzung  der  Bi- 
schofastuhle  in  den  östlichen  Frovinzea  TX)n  Anfange  an  keinen  an-* 
deren  Einfluss  als  zu  Recht  bestehend  gestattet  hat,  als  den  durch 
das  Breve  »Quod  de  fideliumc  gewährten.  Mit  der  Annahme  und 
Insinuation  dieses  Breve  an  die  Capitel  hatte  sich  die  Regierung 
selbst  auf  den  römischen  Standpunkt  gestellt  und  sie  hatte  gut  daran 
gethan.  Denn  hätte  sie  die  Breven  Ar  die  östlichen  Bisthümer.  zu- 
rückgewiesen, so  wfirde  sie  gar  keinen  rechtlich  begründeten  Einfluss 
auf  die  Bischofswahlen  in  diesen  Landestheilen  gehabt  haben,  da  sie 
bei  den  Verhandlungen  mit  dem  hl.  Stuhle  einen  bestimmten  an- 
deren nicht  verlangt  und  auch  nicht  zugestanden  erhalten  hatte. 
Die  Capitel  würden  zur  vollkommen  freien  Wahl  berechtigt  gewesen 
sein  und  der  durch  Nominationen  oder  Empfehlungen,  oder,  wie  im 
Ermlande,  durch  Präsentation  von  vier  Candidaten  e  gremio  capituli 
geübte  facHsche  Einfluss  würde  zu  fortdauernden  Contestationen  mit 
dem  apostolischen  Stuhle  geführt  haben,  durch  welche  die  Befestig- 
ung eines  wirklichen  Rechtszustandes  constant  verhindert  worden 
wäre. 

Wir  wenden  uns 

2.  sru  den  tvesüichen  Bisthümern.  > 

Die  erste  Wahl,  welche  in  diesem  TheUe  der  preussischen  Mo- 
narchie vor  sich  ging,  war  die  am  16.  October  1823  stattgefundene 
dea  Weihbischofs  v.  Schimonsky  zum  Fürstbischöfe  von   Breslau. 

Schimonsky  war  allerdings  Regierungscandidat ,  aber  er  war 
in  kirchlicher  Beziehung  vorwurfsfrei  und  hatte  die  Diöcese  schon 
seit  1817  als  Administrator  verwaltet. 

Der  zum  Wahlcommissarius  ernannte  protestantische  Oraf 
Stolberi;  zu  Peterswaldau  eröffnete  im  Auftrage  der  Regierung  dem 
zar  Wahl  versammelten  Capitel ,  dass  es  seiner  Majestät  angenehm 
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sein  werde,  wenn  es  seine  Wahl  auf  Schimonsky  richten  wurde.  Im 
Falle,  dass  die  Wahl  auf  einen  Anderen  fiele,  sei  er  angewiesen,  die 
Promulgation  des  Erwählten  zu  inhibiren  und  sofort  gegen  den  Wahl- 
act  Protest  einzulegee.  —  JNach  dieser  Exhorte  wurde  Schimonsky 
mit  allen  gegen  zwei  Stimmen  gewählt. 

Da  über  den  Hergang  bei  derselben,  namentlich  auch  über  die 
Thätigkeit  des  Wabjcoramiss^rius  sorgfältig  ProtocoU  geführt  wor- 
den war,  und  dieses  ProtocoU  dem  hl.  Stuhle  eingereicht  wurde,  so 
\  ist  es  begreiflich,  dass  die  Bestätigung  der  Wahl  Anstand  fand.  Es 
gelang  indessen  den  Bemühungen   des  Gesandten  Bunsen   und  dem 
freundlichen  Entgegenkommen  Mazios,  die  Bestätigung  ohne  weitere 
Dazwischenkunft  einer  Cardinalscongregation  von  dem  Papste,   der 
'damals  schwer  krank  darniederlag ,   zu  erlangen.    Unter  welchen 
Formen  und  Cautelen  sie  ertheilt   ist',  lässt  Friedberg  unerwähnt, 
wir  zweifeln  indess   nicht  im  Mindesten,  dass  ähnliche  gebraucht 
sind,  wie  bei  der  Bestätigung  der  Wahl  von  Matthy's  zum  Bischof 
von  Culm. 

Beanstandet  wurde  die  Bestätigung  selbstverständlich  wegen 
der  vom  canonischen  Standpunkt  ganz  unstatthaften  Pression,  welche 
•der  Wahlcommissarius  auf  die  Wähler  geübt  hatte.  Es  stand  also 
die  Nichtigkeit  der  Wahl  in  Frage.  Für  die  wesentliche  Freiheit 
der  Wahl  konnte  nur  der  einlege  Umstand  geltend  gemacht  werden, 
dass  ewei  Stimmen  anderen  Candidaten  gegeben  worden  waren.  Wenn 
Friedberg  (S.  221.)  bemerkt ,  nicht  wegen  des  von  der  Regierung 
bethätigten  Einflusses  auf  die  Wahl  habe  dieselbe  in  Born  Anstoss 
erregt,  sondern  weil  die  vom  Gapitel  eingesendeten  Wahlprotocolle 
diese  landesherrliche  Einwirkung  officiell  zur  Kenntniss  der  Curie 
gebracht  hätten,  so  halten  wir  diese  Sophistik  keiner  ernsten  Beach- 
tung werth.  Ebenso  wenig'  sind  wir  gesonnen ,  dem  wörtlich  abge- 
druckten Berichte  des  Gesandten  Bunsen  in  dieser  Angelegenheit 
irgend  eine  massgebliche  Bedeutung  beizulegen. 

Es  sind  hauptsächlich  zwei  Punkte  in  diesem  Berichte,  aaf 
welche  Friedberg  ein  erhebliches  Gewicht  zu  legen  scheint,  eine  An- 
sicht Bunsens  und  eine  angebliche  Aeusserung  des  Papstes. 

Nachdem  Bunsen  hervorgehoben ,  dass  der  Inhalt  der  Bede 
des  kgl.  Wahlcommissarius  an  das  zur  Wahl  versammelte  Capitel 
in  Born  Anstoss  erregt  habe ,  fährt  er  in  Bezug  auf  diesen  Punkt 
also  fort:  »Ew.  Excellenz  werden  aus  der  Geschichte  der  Unter- 
handlung über  die  CircumscriptionsbuIIe  die  vielen  Beweise  der 
Thatsache  erinnerlich  sein ,  dass  Nichts  dem  römischen  Hofe  härter 
und  bedenklicher  vorkommt,  als  direct  und  mit  voller,  ausgesprochener 
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Keontniss  etwas  zu  sanctioniren ,  was  streitige  Priocipien  über  die 
Srenzen  der  weltlichen  und  geistlichen  Macht  angeht.  So  machte 
man  sich  hier  allerdings  keine  Illusion  darüber ,  dass  in  jener 
BuUe  durch  die  Verweisung  auf  Breslau  der  volle  Einfluss  der 
Uniglichen  Gewalt  auf  die  Wählen  feierlich^  obgleich  verdeckt  an-* 
erkannt  sei.  Um  so  aufmerksamer  «her  war  man  auf  den  Actos, 
wdcher  in  Zukunft  als  normal  angesehen  und  als  Vorgang  gelten 
sollte,  und  nichts  hatte  man  weniger  erwartet,  als  dass  die  Docu- 
mente  über  die  Ausübung  jenes  legalen  Einflusses,  vorgelegt  und 
ihre  förmliche  Sanctionirung  gefordert  werden  würde.c 

Dies  ist  der  eine  Punkt.  Es^  ist  natürlich  nur  eine  Ansieht, 
eine  Einbildung  Bunsens,  wenn  er  den  rümischen  Staatsmännern  im«* 
potirt,  dass  sie^die  Bestimmungen  der  Bulle  »De  salute  animarumc 
über  die  Bischofswahlen  in  dem  Sinne  auffassten,  als  habe  dadurch 
der  volle  Einfluss  der  königl.  Gewalt  auf  die  Wahlen  feierlich^  wenn 
auch  versteckt^  anerkannt  werden  sollen.  Einen  Beweis  für  die 
thatsächliche  Richtigkeit  dieser  Behauptung  führt  er  nicht  an. 

Wenn,  wie  er  bemerkt,  Msgr.  Mazio  sich  mit  freundschaftlicher 
Offenheit  dahin  ausgesprochen,  dass  es  bei  Weitem  sicherer  und 
zweckmässiger  gewesen  wäre,  die  deutschen  Actenstücke  ganz  weg- 
zulassen, und  die  Intervention  des  könig{.  Commissarius  nur  im  Vor- 
beigehen zu  erwähnen,  so  dürfte  darin  weit  eher  eine  in  der  Form 
einer  fein^  Ironie  ertheilte  Zurechtweisung,  als  eine  Billigung  des 
geübten  Einflusses  zu  erkennen  sein.  Die  Aufmerksamkeit,  welche 
man  nach  Bunsens  Berichte  dem  ersten  Wahlacte  nach  Erlass  der  Bulle 
in  Rom  schenkte ,  beweisst  zur  Genüge ,  dass  man  dort  nicht  im 
Eatfemtesten  gesonnen  war,  der  kgl.  Gewalt  einen,  über  die  Bestim- 
mongen  der  Bulle  und  des  Breve  hinausgehenden  Einfluss  zu  ge- 
statten. 

Die  juristisQhe  Gapacität  der  römischen  Staatsmänner  müsste 
auf  einem  sehr  niedrigen  Niveau  gestanden  haben ,  wenn  sie  den  in 
Wahrheit  juristisch  unqualificirbaren  Gedanken  gehabt  hätten,  die 
Balle  enthalte  eine  feierliche  Anerkennung  des  vollen  Einflusses  der 
ioniglichen  Gewalt  ai^  die  Wenden,  während  sie  überhaupt  das  voll- 
ständigste  Stillschweigen  über  jede  Art  von  Einfluss  der  königlichen 
dewiüt  auf  die  Wahlen  beobachtet.  —  Wo  hat  denn  auch  in  der 
Bolle  iii  Betreff  dieses  Einflusses  eine  Hinweisung  auf  Breslau  statt- 
gefunden ? 

Ein  solcher  Hinweis  findet  sich  allerdings  in  der  Bulle  in  Hin- 
sicht auf  die  Besetzung  der  Frqpstei  und  der  in  den  ungraden  Mo- 
naten vacant  werdenden  Domherrnstellen  aller  acht  preussischen  Ca- 
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pitel,  nicht  aber  in  Betreff  der  Bischofswahlen.  Auch  in  den  Nie- 
buhr'schen  Noten  an  Consalvi  haben  wir  uns  vergeblich  darnach  um- 
gesehen. Der  schon  oben  citirte  Bericht  Niebuhr*s  an  die  preos^ 
sische  Begierong  vom  25/27.  Juli  1820 ,  betreffend  die  Erläuterung 
seiner  Note  an  Consalvi  vom  22.  Juli  ej.  a.  enthält  allerdings  die 
Bemerkung,  dass,  um  die  Erhaltung  des  Status  quo  zu  erlangen ,  es 
hinlänglich  gewesen  sei,  in  der  Note  zu  sagen,  dass  der  König  keine 
Abänderung  in  der  Art  der  Promotion  zum  Episcopat  in  den  öst- 
lichen Diöcesen  bezwecke ,  und  dass ,  um  diese  auf  die  westlichen 
Diöcesen  auszudehnen,  es  als  die  zweckmässigste  Wendung  erschie- 
nen sei ,  zu  sagen ,  dass  die  in  Breslau  übliche  Wahlform  auf  sie 
angewendet  werden  solle.  Allein  die  Note  vom  •22.  Juli  1820  er- 
gibt nicht,  dass  diese  Wendung  gebraucht  worden  ist. 

Durch  die^  unkritischen  Bemerkungen  Bunsens  wird  daher  für 
den  Gegenstand  unserer  Erörterung  gar  nichts  bewiesen. 

*  Ebenso  verhält   es  sich  mit  der   angeblicheu  Aeusserung  des 
Papstes. 

Msgr.  Mazio  hatte  dem  Papste  trotz  seiner  Erkrankung  am 
12.  Januar  1824  über  die  Breslauer  Wahlangelegenheit  Bericht  er- 
statten dürfen.  Bei  diesiar  Gelegenheit  soll  —  nach  Bunzen  —  der 
Papst  zu  Mazio  gesagt  haben,  der  Einfluss  der  Begiernngen  auf  die 
Capitelwahlen  sei  allerdings  nicht  streng  canonisch ,  er  kenne  die 
desfallsige  Sitte  in  Deutschland  und  wisse ,  dass  die  Sache  un- 
vermeidlich sei.  Bei  einer  Regierung ,  wie  die  Sr.  Majestät  des 
Königs  von  Preussen  sei  ihm  dieser  Einfluss  aber  auch  unbedenk- 
lich. Was  ihn  ,  den  Papst ,  beunruhige ,  seien  ganz  andere  Punkte, 
z.  B.  die  Lage  der  Dinge  in  Belgien. 

Einziger  Zeuge  der  Aeusserung  des  Papstes  ist  Mazio,  der 
solche  demnächst  Bunzen  mitgetheilt  hat.  Ob  Mazio  die  Worte  des 
Papstes  und  Bunsen  die  Worte  Mazio's  genau  wiedergegeben  hat, 
wer  kann  es  wissen  ?  Angenommen,  der  Papst  habe  die  vorstehende 
Aeusserung  gethan,  so  hat  er  darin  vollkommen  Becht,  dass  er.  die 
Beeinflussung  der  Capitelwahlen  durch  landesherrliche  Wahlcom- 
missarien als  mit  den  Vorschriften  des  canonischen  Bechtes  streng 
genommen  nicht  vereinbar  bezeichnet.  Ausnahmsweise  kann  es  ja 
Fälle  geben,  wo  die  Entsendung  und  selbst  die  Einmischung  eines 
landesherrlichen  Wahlcommissarius  noch  nicht  als  ein  die  JEVe^t 
der  Wahl  beeinträchtigender  Missbrauch  zu  betrachten  ist. 

Wenn  der  Papst  ferner  sagte,  die  Sache  sei  in  Deutschland 
unvermeidlich ,  so  mochte  er  aus  Erfahrung  sprechen ,  denn  es  ist 
ja  eine  bekannte  Thatsache ,   dass  die   deutschen  Begiernngen  sich 
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durch  die  Yorschriflen  der  Eirchengesetze  von  der  üblen  Gewohn- 
heit, weltliche  Gommissarien  zn  den  Bischofswahlen  zu  entsenden 
und  anderweite  Einmischung(9n  in  dieselben  sich  herauszunehmen/ 
nicht  abhalten  liessen.  Der  Papst  konnte  daher  wohl  die  Einmisch- 
ong  der  weltlichen  Begierangen  tfls  ein  anvermeidliches  Uebel  be- 
trachten. In  Bezug  auf  den  concreten  Fall  schien  ihm  der  Einfluss 
vielleicht  auch  unbedenklich,  weil  die  damalige  preussische  Begier- 
oflg  dem  apostolischen  Stuhle  mehrfache  Beweise  wohlwollender  Be- 
rücksichtigung der  Interessen  der  katholischen  Kirche  in  ihrem 
Lande  gegeben  hatte,  weil  dieser  Einfluss  zu  Gunsten  eines  kirch- 
licher Seits  nicht  zu  beanstandenden,  in  der  Begierung  i^t  Diöcese 
bereits  bewährten  Prälaten  geltend  gemacht,  anscheinend  auch  ein 
Unreiehender  Beweis  f&r  die  Beeinträchtigung  der  Wahlfreiheit  nicht 
erbracht  war. 

Das  ist  der  einfache  Sinn  der  Worte  des  Papstes. 

Oder  meint  Herr  Friedberg  etwa ,  der  Papst  hätte  mit  seiner 
Aenssernng  uncanonische  Einflüsse  der  Begierung  auf  die  Bischofs- 
wahlen für  alle  Fälle  und  far  alle  Zeiten  im  Voraus  for  unbedenk- 
lich erklären  wollen? 

In  wieweit  in  concreto  der  Einfluss  der  Begierung  vom  Papste 
wirklich  für  unbedenklich  erachtet  worden  ist«  das  lässt  sich  indess 
auf  Bnnsens  Bericht  hin  um  so  weniger  feststellen ,  als  dieser  Di- 
plomat ja  sriner  Zeit  grade  nicht  im  Bufe  besonderer  Zuverlässigkeit 
gestanden  hat  Die  Ausdrücke  der  päpstlichen  Bestätigungs-  resp. 
Institutions-Bulle  für  Schimonsky  sind  in  dieser  Hinsicht  allein  far 
massgebend  zu  erachten ,  indessen  hat ,  wie  schon  bemerkt ,  Herr 
Friedberg  darüber  nichts  verlauten  lassen. 

Die  zweite  Wahl  aus  dem  Bereiche  der  westlichen  Diöcesen, 
über  die  berichtet  wird ,  ist  die  am  18.  Juni  1825  erfolgte  Wahl 
Droste-Yischering's  zum  Bischof  von  Munster.  Sie  fand  in  ähnlicher 
Weise  statt,  nur  wies  die  für  den  kgl.  Wahlcommissarius  ausgear- 
beitete Instruction  vom  13.  Mai  1825 ,  die  seitdem  auch  bei  den 
übrigen  Bischofswahlen  zur  Anwendung  kam,  den  Wahlcommissarius 
an,  den  Namen  des  vom  Könige  designirten  Candidaten  —  dies  war 
Öroste-Vischering  —  nicht  dem  versammelten  Capitel  officidlj  son- 
^n  jedem  einzelnen  Domherrn  vertraulich  mitautheilen  und  sich 
O'Uf  diesem  Wege  seiner  Stimme  zu  versichern.  Die  Volleiehu/ng 
^5  ßmdiehen  WoMactes  im  entgegengesetzten  Sinne  dürfe  er  gar 
'(^  gesotten  und  sollte  er  unglücklicher  Weise  dergestalt  in  seiner 
EruHirHmg  getäuscht  sein^  dass  die  formliche  Wahl  auf  einen  An^ 
^en  fiele f  als  den  der  kgl.  Wüle '  bezeichnet ,   so  solle  er  wider 
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dieselbe  proiesHren  und  ihre  Promulgation  verbieten.  Im  vorliegen- 
den Falle  werde  der  Erfolg  um  so  sicherer  und  leichter  sein^  da  in 
der  Person  des  bisherigen  WeiJAischofs  von  Droste  ein  PrcHai  zur 
bischöflichen  Würde  ausersehen  sei ,  dessen  kirchliche  Würdigkeii 
nicht  leicht  Jemand  bezweifeln  werde,  auch  sich  mit  Geivissheit 
vorhersagen  lasse,  dass  derselbe  dem  apostolischen  StuJd  angenehm 
sein  werde, 

lieber  den  Hergang  der  Wahl  selbst  und  die  Bestätigung  in 
Rom  wird  nichts  berichtet,  nur  dass  Droste«  Vischering  am  18.  Juli 
1825  gewählt  worden  sei.  Es  lässt  sich  annehmen ,  dass  in  dem 
WahlprotocoUe  des  Domcapitels  der  nicht  officiellen,  sondern  nur 
vertraulichen  Beeinflussungen  des  Wahlcommissarius  keine  Erwähn- 
ung geschehen  ist  und  daher  auch  die  Gonfirmation  der  Wahl  in 
Rom  keinen  Anstand  gefunden  hat. 

Dasselbe  Verfahren  wiederholte  sich  bei  der  ;1825  mit  10  von 
12  Stimmen  erfolgten  Wahl  v.  Ledebur's  zum  Bischof  von  Pader- 
born. 

Dann  ist  es  die  am  27.  October  1835  stattgehabte  Wahl  des 
Grafen  Sedlnitzki  zum  Fürstbischof  von  Breslau,  welcher  Friedberg 
ein  grosses  Gewicht  für  seine  Tendenzen  beilegt.  Wir  bedauern 
,nur,  dass  seine  Erzählung  über  die  Vorgänge  bei  derselben  so  über- 
ttus  mager  ist,  dass  es  unmöglich  erscheint ,  darauf  hin  ein  ürtbeil 
über  die  Sache  zu  föUen. 

Erledigt  wurde  der  bischöfliche  Stuhl  von  Breslau  schon  am 
27.  December  1831  durch  Schimonsky's  Tod.  Friedberg  biBrichtet 
nur,  dass  die  Regierung  den  Dompropst  Grafen  Sedlnitzki  als  Can- 
didaten  aufgestellt,  Rom  aber  gegen  denselben  als  Anhänger  der 
neuerungssüchtigen  Partei  Einwendungen  erhoben  und  hierauf  der 
König  durch  Cabinets-Ordre  vom  3.  October  1834  die  Wahl  für 
die  nächsten  zwei  Jahre  noch  auszusetzen  befohlen ,  sie  auch  erst 
dann  gestattet  habe,  nachdem  der  Papst  sich  habe  bereit  finden  las- 
sen, die  Bestätigung  zu  geben  ,  falls  Sedlnitzki  sich  von  dem  gegen 
ihn  schwebenden  Verdachte  durch  eine  nach  Rom  abzugebende  Er- 
klärung reinigea  wolle. 

Friedberg  hält  diesen  Vorgang  für  das  Recht  der  preussischen 
Bischofs  wählen  deswegen  von  tiefem  Interesse,  weil  der  Papst,  in- 
dem er  sich  mit  der  Regierung  in  Verhandlungen  über  die  Person 
eines  noch  nicht  Gewählten ,  sondern  nur  von  der  Regierung  als 
Caudidaten  Aufgestellten  eingelassen,  gleichzeitig  die  Befugniss  der 
Regierung  anerkannt  habe,  auf  einen  Gandidaten  ihr'  Augenmerk  zu 
richten  und  diesen  dem  Gapitel  zur  Wahl  zu  designiren.    »Denn,« 
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sagt  er ,  und  das  ist  der  einzige  Grund  für  diese  seine  Ansicht ,  — 
9 entgegengesetzten  Falles  liättc  der  Papst  jede  Verhandlung  bis 
nach  vollendetem  Wahlacte  zurückweisen  mussen.c 

Weit  entfernt,  diesem  Urtheile  beitreten  zu  können ,  müssen 
wir  es  vielmehr  als  im  höchsten  Grade  leichtsinnig  bezeichnen,  dass 
Herr  Friedberg  es  unternommen  hat ,  auf  einen  so  dürftigen  und 
lückenhaften  Thatbestand  überhaupt  eine  rechtliche  Schlusstolgerung 
za  bauen. 

Nach  dem,  was  wir  über  diesen  Wahlfall  zu  erfahren  Gelegen- 
heit hatten ,  muss  Ja  in  den  vom  Verfasser  benutzten  Ministerial- 
acten  ein  sehr  reiches  Material  vorhanden  sein,  welches  sowohl  über 
tlie  rechtliche  Seite  des  ganzen  Verfahrens,  als  auch  über  die  Person 
Sedlnitzki's  den  ergiebigsten  Aufschluss  geben  könnte.  Warum  hat 
denn  Herr  F.  dieses  Material  unbenutzt  gelassen  und  sich  mit 
einigen  dürftigen  Brocken  begnügt,  welche  den  eigentlichen  Zusam- 
menhang und  Verlauf  der  Sache  völlig  unaufgeklärt  lassen? 

Wir  unsererseits  nehmen  gar  keinen  Anstand ,  zu  erklären, 
dass  das  von  der  Begierung  in  diesem  Falle  beobachtete  Verfahren 
dem  mit  Bom  vereinbartea..Bechte  schuurstrajcks  zuwiderlief.  Abge- 
sehen von  der  unzulässigen  Designation  eines  Begierungscandidaten, 
von  der  Entsendung  eines  königl.  Wahlcommissarius  und  der  von 
diesem  unstatthafter  Weise  geübten  Pression  auf  das  Capitel ,  stand 
es  gar  nicht  in  den  Befugnissen  der  Begierung ,  dem  Capitel  die 
Äassetzung  der  Wahl  auf  zwei  Jahre  anzubefehlen. 

Es  war  dies  einfach  eine  Y^ergewaltigung  des  capitularischen 
Wahlrechtes  und  ein  Eingriff  in  das  päpstliche  Devolutionsrecht. 

Uni  aber  aus  der  von  der  Begierung  über  diese  Besetzungsan- 
gelegenheit mit  dem  apostolischen  Stuhle  geführten  Verhandlungen 
Schlüsse  %\  Gunsten  staatlicher  Befugnisse  zu  ziehen ,  die  mit  dem 
Rechte  der  Bulle  und  des  Breve  im  Widerspruch  stehen,  müssten 
uns  diese  Verhandlungen  selbst  nicht  nur  nach  ihrem  Wortlaute, 
sondern  auch  nach  ihrer  Veranlassung  genau  bekannt  sein. 

Da  die  Vacanz  des  bischöflichen  Stuhles  bereits  am  27.  D&« 
cember  1831  eingetreten  war,  und  erst  am  3.  October  1834,  also 
fast  drei  Jahre  später  die  Aussetzung  der  Wahl  auf  weitere  zwei 
Jahre  commandirt  wurde,  so  werden  wir  nicht  irre  gehen ,  wenn  wir 
annehmen ,  dass  die  preussische  Begierung  nach  A  blauf  .der  drei- 
monatlichen Devolutionsfrist  mit  dem  apostolischen  Stuhle  sich  in 
Verbindung  gesetzt  hat ,  um  ein  einseitiges  Vorgehen  des  Papstes, 
dem  dann  die  Bosctznnp  zufiel,  abzuwenden; 
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Dabei  wird  wohl  dem  Papste  die  Zamuthang  gesteDt  worden 
sein,  den  Sedlnitzki  als  Bischof  zu  acceptiren,  worauf  aber  wegen  der 
von  F.  selbst  erwähnten  Anrüchigkeit  desselben  nicht  eingegangen 
werden  konnte.  Der  Papst  hat  durchaus  nicht  nöthig,  über  die  De- 
Yolutionsfrist  hinaus  auf  die  Wahlacte  der  Capitel  zu  warten. 

Wenn  er  daher  in  Cioncreto  nach  Ablauf  dieser  Erist  mit  der 
Regierung  in  Verhandlungen  getreten  ist,  so  ist  daraufhin  .nicht  in 
Mindesten  der  Schluss  berechtigt , .  dass  er  dem  Könige  die  Betng- 
niss  eingeräumt  habe,  dem  Capitel  einen  Candidaten  zu   designiren. 

Allerdings  hat  der  Papst  von  seinem  Devolutionsrecht  keinen 
Qebranch  gemacht  und  es  ist  1836  die  Wahl  Sedlnitzki*s  erfolgt, 
allein^  wir  bestreiten ,  dass  der  apostolische  Stuhl  im  Laufe  dieser 
Verhandlungen  auf  irgend  eine  Weise  zu  erkennen  gegeben  hat,  dass 
er  der  preuss.  Begierung  die  Befugniss  einräume ,  dem  Breslaner 
Domcapitel  irgend  eine  Persönlichkeit  als  ihren  Candidaten  zur  Wahl 
zu  designiren. 

Die  Wahl  Sedlnitzki's  geschah  in  Folge  der  Einwirkungen  des 
Wahlcommissarius,  Oberpräsidenten  vonMerckel,  per  Acclamationem, 
was  uns  nicht  Wunder  nimmt',  da  in  Betracht  des  einem  Oberprä- 
sidenten in  Bezug  auf  die  kirchlichen  Angelegenheiten  seiner  Pro- 
vinz zustehenden  gewaltigen  Einflusses  schon  die  Bestellung  eines 
so  mächtigen  Beamten  zum  Wahlcommissarius  selbst  einschfich- 
ternd  wirken  musste.  Dass  aber  von  der  Thätigkeit  des  Wahlcom- 
,  hiissarius  in  Bom  et^^as  bekannt  worden  sei ,  lässt  sich  nicht  vor- 
aussetzen und  Herr  Friedberg  hat  es  nicht  behauptet.  Nachdem 
daher  >;]lurch  den  angestellten  Informativprocess  die  gegen  die  kirch- 
liche Correctheit  Sedlnitzki's  obwaltenden  Bedenken  behoben  waren, 
konnte  die  päpstliche  Bestätigung  wohl  erfolgen. 

Die  am  1.  December  1835,  nach  dem  Ableben  des  Grafen 
Spiegel  stattgefundene  Wahl  Droste-Vischering^s  zum  Erzbischof 
von  Köln  ist  darum  Oegenstand  besonderer  Beachtung  des  Herrn  F. 
geworden,  weil  sie  davon  Zeugniss  ablege,  welche  Auffassung 
des  Breve  »Quod  de  fideliumc  bei  den  preussischen  Capiteln  herr- 
schend gewesen  sei. 

Qraf  Spiegel  war  am  2.  August  1835  gestorben  und  am  U. 
September  ej.  a.  richtete  das  Capitel  an  den  Cultusminister  von  Al- 
tenstein die  Bitte,  ihm  die  Candidaten  der  Regierung  mitimiheUen, 
»da  das  apostolische  Breve  vom  16.  Juli  1821  es  den  Bomcapiteln 
gwr  Pflicht  machen  sid^  angelegen  sein  0u  lassen,  vor  der  WM 
Di^enigen  kennen  su  lernen ,  welche  die  hohe  Gnade  haben ,  8r. 
Majestät^  dem  ÄUerdurchlauchtigslen  Konig  angenehm  su  9em.€ 
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So  berichtet  wenigstens  Jlerr  Dr.  Friedberg. 

Nun  mag  ja  freilich  diese  Eingabe  des  Kölner  Capitels  ein 
sehr  angenehmer  Fund  für  Jemanden  sein ,  der  in  Ermangelung  gu- 
ter Gründe  sich  an  jedem  Strohhalm  halten  muss,  der  sich  ihm  bie- 
tet, im  Grunde  genommen  ist  es  doch  aber  far  die  Beurtheilung 
des  hier  in  Frage  stehenden  Bechtspunktes  eine  höchst  gleichgültige 
Sache,  wie  das  eine  oder  andere  Domcapitel  geglaubt  hat ,  den  Be- 
stimmungen des  Breve  gerecht  werden  zu  können.  Unter  dem  ab- 
solaten  Regiment  der  damaligen  Zeit  verkümmerten  eben  nicht  bloss 
rlie  Rechte,  welche  Einzelne  und  Gorporationen  dem  Staate  gegen- 
über hatten ,  sondern  selbst  das  Rechtsbeumsstsem ,  und  Servilität 
war  allenthalben  die  Folge  eines  Begimentes,  für  welches  der  unbe- 
schränkte Wille  des  Souverains  als  höchstes  Gesetz  galt. 

Wir  halten  daher  die  Handlungsweise  des  damaligen  Kölner 
Domcapitels  jiicht  für  den  Ausdruck  der  freien  Willensmeinung  der 
Capitalaren ,  meinen  aber  auch ,  dass ,  selbst  wenn  sie  das  wäre, 
daraus  noch  kein  Schluss  auf  die  bei  den  übrigen  Domcapiteln  in  . 
Preussen  rücksichtlich  des  Breve  herrschenden  Auffassung  gezogen 
werden  kann.  Darauf  aber  möchten  wir  Herrn  F.  doch  noch  auf- 
merksam machen,  dass  das  Domcapitel  in  seiner  Eingabe  an  die  Be- 
^erung  um  Mittheilung  nicht  des  sondern  der  Begierungscandida- 
ten  gebeten ,  also  wenigstens  insofern  die  canonischen  Vorschriften 
im  Auge  gehabt  hat,  dass  es  nicht  gradezu  auf  Commando  die  erste 
beste  Person  wählen  wollte ,  die  man  ihm  als  einzige ,  dem  König 
genehme  vorschlagen  würde.  In  diesem  geringen  Beste  von  eigener 
Meinung  und  Selbstständigkeit  des  Capitels  lag  auch  der  arund, 
weshalb  das  Cultusministerium  durch  Erlass  vom  20.  September 
ej.  a.  das  Gesuch  desselben  mit  der  Belehrung  zurückwies ,  dass  es 
nar  die  Anberaumung  eines  Wahltermines  und  die  Abordnung  eines 
königlichen  Wahlcommissarius  hätte  fordern  dürfen,  weichet  das 
Staatsoberhaupt  zu  den  Bischofswahlen  entsende ,  sowohl  um  sein 
Ehrenrecht  als  Schirmherr  der  Kirche  geltend  zu  machen,  als  auch 
am  auf  die  Wahl  selbst  denjenigen  Einfluss  auszuüben ,  den  das 
Breve  vom  16.  Juli  1821  anerkenne,  und  welcher  dem  Landesherrh 
gebühre.  Sache  dieses  Bevollmächtigten  sei  es ,  den  Capitularen  in 
Betreff  der  Absichten  Sr.  Majestät  des  Königs  die  erforderlichen  Er- 
öfiiungen  zu  machen. 

Das  Ministerium  nahni  nun  von  der  Eingabe  des  Domcapitels 
selbst  Veranlassung,  die  Ernennung  des  Wahlcommissarius  und  die 
Anberaumung  eines  Wahltermins  bei  dem  Könige  in  Antrag  zu 
Wngen,  worauf  der  Oberpräsident   von  Bodelschwingh   zum   Wahl- 
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commissaritis  ernannt  wurde  mit  der  seit  1825  üblichen  Instruction 
und  Weisung^  die  Wahl  des  Regierungscandidaten  durchzusetzen. 
Als  solcher  wurde  an  erster  Stelle  der  Bischof  Hommer  von  Trier, 
eventuell  der  Weihbischof  Clemens  Droste-Yischering  zu  Münster 
genannt.  So  viel  hatte  also  das  Gapitel  mit  seiner  Eingabe  doch 
erreicht,  dass  ihm  die  Wahl  unter  zwei  Begierungscandidaten  ge- 
stattet wurde,  und  in  der  Thatsache,  dass  es  den  nur  eventuell  G^ 
nannten  wählte ,  zeigte  sich  die  Neigung ,  wenigstens  so  viel  als 
möglich  den  eigenen  Willen  zur  Geltung  zu  bringen. 

Warum  blieb  denn  nun  aber  die  Regierung  nicht  bei  der 
Praxis,  eine  einzige  bestimmte  Person  als  ausschliesslich  genehm  zu 
bezeichnen,  wenn  sie  darauf  ein  Recht,  hatte? 

Herr  Friedberg  wendet  sich  demnächst  zu  der  bekannten 
Trier'schen  Wahl,  an  welcher  das  bisher  von  der  Regierung  be- 
folgte System ,  wie  er  sehr  richtig  bemerkt ,  vollkommen  Schiff- 
bruch litt. 

Am  11.  November  1836  war  der  Bischof  Hommer  von  Trier 
mit  Tod  abgegangen  und  schon  am  25.  November  setzte  das  Dom- 
capitel  selbst  den  Wahltermin  auf  den  11.  Januar  1837  an. 

-^Aus  eigener  MacUvoUkommenheü  ,€  sagt  Friedberg ,  als  ob 
das  Domcapitel  nicht  im  vollsten  Rechte  geM[esen  wäre,  «dies  za 
thun,  da  ihm  ja,  wie  es  auch  selbst  in  der  Anzeige  an  die  Regier- 
ung bemerkt  hatte,  die  Bulle  die  T^aJU  des  Bischofs,  verstcMete. 

In  Berlin  fand  man  natürlich  das  Verfahren  des  Capitels  eben- 
falls für  ordnungswidrig.  Der  Cultusminister  Hess  ihm  dieserhalb 
unter  dem  5.  December  einen  Verweis  zugehen  mit  dem  Beifügen, 
dass  es  beim  Künige  die  Anberaumung  eines  Wahltermines  und  die 
Ernennung  eines  Wahlcommissarius  nachzusuchen,  jedenfalls  die 
letztere 'abzuwarten  habe. 

Die  Majorität  des  Capitels  zeigte  sich  geneigt,  den  Absichten 
der  Regierung  zu  entsprechen ,  wollte  auch  wegen  Bezeichnung  der 
Candidaten  die  Initiative  der  Regierung  abwarten.  Dagegen  hatte 
die  aus  den  Domherrn  Braun,  Arnoldi  und  Müller  bestehende  Mi- 
norität in  einer  Capitelsversammlung  den  Antrag  gestellt :  dass  das 
Capitel  incl.  der  Ehrendomherm  in  einer  vorläufigen  Besprechung 
sich  über  die  Personen  einigen  möge ,  welche  bei  der  wirklichen 
nVahl  in  Betracht  kommen  könnten ,  dass  diese  dann  dem  Gouver- 

m 

nement  mit  der  Bitte  namhaft  zu  machen  seien ,  diejenigen  unter 
denselben  zu  bezeichnen^  welche  Sr.  Majestät  etwa  nicht  genehm 
wären,  damit  hierauf  gleich  zur  Wahl  geschritten  werden  könne. 
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Da  dieselben  indess  mit  diesem  Antrage  nicht  durchdrangen, 
wendeten  sie  sich  an  den  bl.  Stuhl  mit  der  Bitte  um  Interpretation 
d^  Breve  >Quod  de  fidelium.«  Namentlich  baten  sie  um  näheren 
infschluss  über  die  Art,  wie  sich  die  Gapitel  in  dergleichen  Fällen 
?on  der  landesherrlichen  Willensmeinung  zu  unterrichten  hätten. 
Da  dieser  Schritt  ohne  Yorwissen  der  Regierung  geschehen  war,  so 
liess  das  Gnltusministerium,  welchem  sie  eine  Abschrift  ihrer  an  den 
Papst  gerichteten  Vorstellung  eingereicht  hatten,  eine  Disciplinarun-  . 
temichung  auf  Qrund  des  Art.  207.  des  Code  p^nal^)  gegen  sie 
einleiten  und  legte  schliesslich  Jedem  eine  willkürliche  Ordnungs- 
strafe von  50  Thalern  auf. 

Inzwischen  erging  in  dem  Breve  vom  15.  März  1837  der  Be- 
scheid des  Papstes.  Derselbe  ist  bekannt  und  im  Archiv  bereits 
mitgetheilt.  Er  wiederholt  im  Wesentlichen  den  Inhalt  des  Breve 
>Quod  de  fideliu)n«  und  bemerkt  in  Bezug  auf  die  Art  und  Weise, 
wie  das  Capitel  die  Willensmeinung  des  Königs  erforschen  solle: 
>Jam  vero  quemadmodum  de  ceteris  dotibus  Vobis  est  inquirendum, 
ita  plane  ad  ipsius  epistolae  sensum ,  de  persona ,  quae  Begi  minus 
grata  nequaquam  sit,  investigandum,  rem  scilicet  ex  publicis  noti- 
tiis,  ex  privatis  percunctationibus  vel  apud  ipsum  Begium  Ministerium 
caute  ac  sollerter  adhibitis  et  ex  Oubernii  praeterea  factis  arguendo.«  ' 

Der  Gesandte  Bunsen^)  sowohl  wie  auch  Altenstein  glaubten 
durch  diese  Entscheidung  die  Rechte  des  Staates  genügend  ge- 
wahrt 

Schon  vor  Eingang  des  vorerwähnten  päpstlichen  Breve  —  am 
4.  Februar.  1837  — •  hatte  der  Oberpräsident  der  Rheinprovinz,  von 
Bodelschwingh,  vom  Cultusminister  von  Altenstein  den  Auftrag  er- 
halten, fi\s^  Vorbereitung  zu  der  inzwischen  von  dem  König  befohle- 
nen Bischofswahl  die  Stimmen  der  Trier'schen  Capitularen  zu  son« 
diren  und  demnächst  sein  Gutachten  über  die  Personen  abzugeben, 
aaf  weilche  die  Wahl  etwa  zu  lenken  sein  möchte.  Der  Oberprä- 
sident setzte  sich  dieserhalb  in  Verbindung  mit  dem  als  regierungs- 
freundlich bekannten  damaligen  Dompropst  Auer,  dem  er  einen  be- 
deutenden Einfluss  auf  das  Domcapitel  zuschrieb  und  empfing  von 
demselben   die   Versicherung ,   dass  das  Capitel   sich   nicht  weigern 


1)  Wenn  dieser  Artikel  des  Code  pdnal  anwendbar  gewesen  wäre,  so 
bitte  die  CrtfninaJnntersuchang  und  nicht  die  DidcipZinaruntersnchnng  ein- 
geleitet werden  müssen.    Er  passte  aber  gar  nicht  auf  den  qu.  Fall. 

2)  Bunsen  äusserte  sich  in  seinem  Berichte  vom  20.  März  1837  wörtlich : 
«Ew.  ExceUenz  gestehe  ich,  dass  mir  die  Beahtwortnng  der  beiden  gestellten 
Fragen  ganz  im  Sinne  der  königl.  Regierung  zu  sein  scheint.« 

Archiv  ftir  Kirohenrecht.  XXXUI.  XQ 
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werde,  eine,  den  Wünschen  des  Gouvernements  entsprechende  Wahl 
zutreffen,  sofern  die  zu  designirenden  Personen  die  Achtung  der 
Wählenden  genössen.  Im  Einverständnisse  mit  ihm  brachte  sodann 
der  Oberpräsident  den  General- Yicar  Hüsgen  und  den  Domdechan- 
ten  Schweitz(^r ,  beide  voil  Köln ,  dem  ffiinisterium  als  für  den  bi- 
schöflichen Stuhl  von  Trier  vorzugsweise  geeignet  in  Vorschlag  mit 
der  Bitte,  dem  Capitel  mindestens  zwei  Gandidaten  zu  designiren, 
damit  nicht  die  Wahl  in  eine  leere  Formalität  auslaufe.  Zugleich 
machte  er  auf  die  Nothwendigkeit  dringender  £ile  aufmerksam,  weil 
bei  dem  als  nahe  bevorstehend  zu  betrachtenden  Ableben  des  Dom- 
propstes Auer  auf  eine  Majorität  im  Capitel  fär  das  Gouvernement 
nicht  gereclinet  werden  könne. 

Hierauf  erfolgte  kein  Bescheid.  Dagegen  hatte  gleichzeitig 
mit  der  Abfuhrung  des  Erzbischofs  Clemens  August  von  Köln  der 
Begierungsrath  Brüggemann,  damals   Hülfsarbeiter  im  Cultusmini- 

.  sterium ,  die  Weisung  erhalten ,  mit  dem  Dompropst  Glaessen  in 
Aachen  über  die  Bedingungen  zu  unterhandeln ,  unter  welchen  er 
zur  Annahme  des  bischöflichen  Stuhles  b,ereit  sei.  Diese  Unterhand- 
lungen bezogen  sich  vorzugsweise  auf  seinen  Beitritt  zu  dem  Ver- 
trage über  die  gemischten  Ehen  vom  29.  Juli  1834,  in  welcher  Be- 
ziehung seine  Gesinnungen  besonders  deshalb  bedenklich  erschienen, 
weil  ein  von  ihm  verfasstes  Gutachten  in  einer  unter  dem  Namen 
des  -kroük/efn  Buchest  bekannten  Druckschrift  veröffentlicht  worden 
war.  ifie  Erklärungen,  welche  Ciaessen  abgegeben,  mochten  im  Cul- 
tusministerium  nicht  befriedigt  haben  und  die  ganze  Angelegenheit 
beruhte  bis  auf  Weiteres. 

Erst  im  Juli  1838  erhielt  der  Oberpräsident  v.  Bodelschwingh 

'  den  erneuten  Auftrag ,  die  Stimmen  der  Trier'schen  Domcapitularen 
zu  sondiren. 

Nach  dem  inzwischen  erfolgten  Tode  Auer's  hatten  die  jüngeren 
Gapitularen  Braun ,  Müller  und  Amoldi  das  üebergewicht  im  Ca- 
pitel erlangt.    Sie  hatten  sich  vorgenommen: 

a)  keine  Scheinwahl  in  der  seither  üblichen  Weise,  wo  der  zu  wäh- 
lende Candidat  dem  Capitel  designirt  wurde,  vorzunehmen,  son- 
dern nur  dann  zu  wählen,  wenn  mehrere  8r.  Majestät  dem  Bjo- 
nige  nicht  ungenehme  ^  auch  dem  Capitel  genau  beJcannte  und 
ihm  geeignet  erscheinende  Personen  heeeichnet  würden^ 

b)  keinem  Candidaten  ihre  Stimme  zu  geben ,  von  welchem  man 
nicht  die  üeberzeugung  habe ,  dass  er  dem  Gouvernement  rück- 

.  sichtlich  des  Vertrages  vom  29.  Juli  1834  keine  Zusicherungen 
ertheilt  bab^  und  auch  solche  auf  Erfordern  nicht  machen  werde. 
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Ein  solcher  Entschlnss  konnte  dem  Domcapitel  nur  zur  Ehre 
gereichen. 

Unter  so  bewandten  Umständen  lag  es  auf  der  Hand,  dass  das 
Capitel  zur  Wahl  der  früher  in  Aussicht  genommenen  Mitglieder  4es 
Kölner  Gapitels  nicht  zu  bewegen  sein  werde.  Es  lag  vielmehr  nahe, 
dass  es  sein  Augenmerk  auf  die  eigenen  Mitglieder  Braun,  Müller, 
Wilmowski  etc.  richten  werde.  Hierüber  berichtete  denn  auch  v. 
Bodelschwingh  im  August  1838  an  das  Ministerium.  Seine  An- 
sicht war ,  man  müsse  entweder  das  Capitel  unter  Vorbehalt  des 
Placetum  regium  frei  wählen  lassen  oder  ihm  eine  möglichst  grosse 
Zahl  deni  Könige  wohlgefälliger  Personen  designiren. 

In  einer  Cabinets-Ordre  vom  16.  D^cember  1838  erging  nun 
die  Anweisung,  zur  Wiederbesetzung  des  bischöflichen  Stuhles  von 
Trier  unverzüglich  die  nöthigen  Einleitungen  zu  treffen ,  auch  dem 
Domcapitel  Behufs  der  vorzunehmenden  Wahl  mehrere  geeignete 
Candidaten  zu  bezeichnen. 

Soweit  hatte  man  sich  also  in  Berlin  selbst  bereits  von  der 
Unvereinbarkeit  des  früher  von  der  Regierung  beobachteten  Ver- 
iahrens  mit  den  Bestimmungen  der  Bulle  »De  salute  animarum«  und 
des  Breve  »Quod  de  fidelium«  überzeugt,  dass  man  dem  Könige  den 
Erlass  einer  solchen  Ordre  vorschlagen  konnte.  Würde  das.  wohl, 
geschehen  sein,  wenn  man  für  die  früher  befolgte  Praxis  einen  Rechts- 
boden unter  den  Füsse»  gehabt  hätte  ? 

Hierauf  wurden  dem  Könige  in  einem  unter  dem  28.  Januar 
1839  erstatteten  Personalbericht  vier  Geistliche,  nämlich ,  wenn  wir 
recht  unterrichtet  sind ,  der  Domcapitular  Schweitzer  von  Köln, 
der  Dechant ,  Ehrendomherr  Stangen ,  der  Dechant  und  Pfarrer 
Wilmowski  und  der  Domcapitular  Müller  zur  Annahme  als  personae 
gratae  empfohlen.  Wenigstens  erklärte  der  König  in  einer  Cab.- 
Ordre  vom  3.  Februar  1839,  dass,  wenn  die  Wahl  des  Domcapitels 
auf  einen  diesei^  vier  Geistlichen  fallen  sollte,  demselben  die  landes- 
herrliche  Zustimmung  nicht  versagt  werden  würde. 

Zugleich  bemerkte  er  jedoch ,  dass  in  Beziehung  auf  die  ge- 
genwärtige Stellung  des  Domcapitels  zu  Köln  dem  Papste  gegen- 
über die  Wahl  des  Domcapitulars  Schweitzer  weniger  rathsam  er- 
scheine. Gleich  e^  gelte  wegen  vorgerückten  Alters  von  dem  Dom- 
dechanten, Stangen,  der  wohl  nur  in  Ermangelung  anderer  Auskunft 
die  Stimnaen  für  ein  so  schwieriges  Amt  auf  sich  vereinigen  könnte, 
in  welchem  Falle  er ,  der  König ,  dieser  Wahl  nicht  entgegen  sei. 
Bei  der  Erwäblung  des  Dechanteu  und  Pfarrers  Wilmowski  oder  auch 
des  Domcapitulars  Müller  hege  er ,    in  Voraussetzung ,    dass  beide 
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Männer  das  ihnen  beigelegte   günstige  Zengniss   verdienten,  weiter 
keine  Bedenken. 

Durch  diese  Cab.-Ordre  wurde  zugleich  der  Oberpräsident  von 
Bodelschwingh  zum  Wahlcommissarius  ernannt.    Eine  Erklärung  des 
Inhaltes,  dass,  wenn  die  Ws^hl  auf  keinen  der  vier  genannten  Geist- 
lichen, sondern  auf  eine  andere  Person  falle ,  diese  letztere  als  per- 
sona minus  grata  zu  erklären. sei,   enthielt  die  erwähnte  Cab.-Ordre 
jeden falk. nicht.     Dagegen  enthielt  allerdings  die  dem  Wahlcommis- 
sarius vom  Cultusminister  ertheiKe  Instruction  vom  7.  Februar  1839 
die  d'er  Uebereinkuhft  mit  dem  hl.  Stuhl   zuwiderlaufende  Weisung: 
»Sollte  die  Wahl  nicht  den  erwarteten  Ausgang  haben ,  so 
wfrd    sie   vor   ihrer  öflfentlichen  .  Verlautbarung  '  verworfen  und 
eine    neue   Wahl    versucht',  bis  sie  eine   der   in   der   Aller- 
höchsten  Cab.-Ordre  vom    3.  d.  Mts.    bezeichneten    Personen 
trifft.« 

In  der  gedachten  Instruction  war  ferner  zwar  bemerkt,  dass 
wenn  die  gegenwärtigen  Umstände  es  auch  nicht  rathaam  erscheinen 
Hessen,  dass  die  Wahl  auf  eine  bestimmte  Person  positiv  gerichtet 
werde,  vielmehr  innerhalb  der  durch  die  Cab.-Ordre  vom  3.  Februar 
gegebenen  Bestimmungen  ein  freier  Spielraum  für  diesmal  zu  be- 
lassen sei,  doch  jede  amtliche  und  sogar  ausseramtliche  Aeusserung 
vermieden  werden  müsse,  welche  in  Zukunft  zur  Abwehr  eines  po- 
sitiven Einwirkens  der  Erone  benützt  werden  könne.  Allein  was 
konnte  alle  in  dieser  Hinsicht  dem  Wahlcommissarius  zur  Pflicht 
gemachte  Vorsicht  helfen,  wenn  ein  JBeQht  .der  Krone  zur  positiven 
Einwirkung  auf  die  Wahl  einer  bestimmten  Person  nicht  vorban- 
den war. 

Nachdem  der  kgl.  Wahlcommissarius  an  seinem  Theil  die 
nöthigen  einleitenden  Schritte  zur  Wahl  gethan,  auch  wie  wir  an- 
nehmen dürfen,  einzelnen  Mitgliedern  des  Domcapitels  vertraulich 
die  Namen  der  Regierungscandidaten  mitgetheilt  und  solcher  Weise 
auf  ihre  Wahl  hingewirkt  hatte,  wurde  der  Wahltermin  auf  den  1. 
Mai  1839  festgesetzt. 

Um  es  Behufs  Durchsetzung  der  Wahl  eines  der  Begierongs- 
candidaten  seinerseits  an  Nichts  fehlen  zu  lassen ,  hatte  sich  dem- 
nächst der  Wahlcommissarius  schon  am  28.  April  in  Trier  einge- 
funden. Hier  erfuhr  er  aber  durch  den  Weihbischof  Günther,  nüt 
welchem  er  sich  alsbald  nach  seinem  Eintreffen  in  Verbindung  ge- 
setzt hatte,  dass  das  Capitel  keinen  der  Begierungscandidaten  für 
die  Wahl  in  Betracht  gezogen  habe,  die  Stimmen  vielmehr  zwischen 
Amoldi  und  Steiniger  getheilt  seien.    Er  eröffnete  darauf  denn  ge- 
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Dannten  Capi telsmitgliede ,  dass  er,  wie  schon  aus  seinen  früheren 
Mittheilangen  zn  entnehmen  gewesen  Bei  ^'keinen  derselbe  als  per- 
som  ffrcda  gu  bezeichnen  im  Stande  wäre  und  sprach  die  zuver- 
sichtliche Erwartung  ans,  dass  man,  dies  berücksichtigend,  auf  die  . 
früher  von  ihm  als^  personae  gratae  genannten  Personen  zurückkom- 
men werde. 

Dieselbe  Eröffnung  machte  er  noch  an  demselben  Abende  dem 
Domdechanten  Biller. 

Beide  erwiederten,  dass  man  geglaubt  habe,  es  würden  auch 
Aruoldi  und  Steiuiger  Sr.  Majestät  nicht  ungenehm  sein.     Würden  , 
sie  ihnen   ais  personae^.  ingratae  bezeichnet^  so  müsse  man  alter-^ 
dings  von  ihrer  WcJil  absehen. 

Eine  Bücksprache  des  Wahlcommissarius  mit  den  anderen  Ca- 
pitelsmitgliedern  fand  nicht  statt.  Als  er  jedoch  am  Abende  des 
30.  April  bei  weiterer  Besprechung  mit  dem  Weihbischof  ersah,  dass 
eine  der  Majorität  nahekommende  Zahl  von  Stimmen  sich  der  Wahl 
Steinigeres  zuneige,  liess  er  einigen  nicht  zur  Steiniger'schen  Partei 
gehörigen  Domcapitularen  durch  den  Begierungspräsidenten  die  Er- 
öffnung zugehen,  dass  er  nur  den  als  Begierungscandidaten  bezeich- 
neten Personen  das  Placet  ertheilen  dürfe,  dass  nur  auf  diese  die 
Wahl  zu  richten  sei  und  er  von  ihnen  erwarte,  sie  würden  zur  Ver- 
meidnng  jedes  Aergernisses  nach  Kräften  auf  die  Wahl  einer  der- 
selben hinwirken. 

Die  Wahl  nahm  nichtsdestoweniger  nicht  den  vom  Wahlcom- 
missarius erhofften  Ausgang.  Es  wurde  im  3.  Scrutinium  Arnold^ 
mit  7  gegen  4  Stimmen  gewählt. 

Der  Wahlcommissarius  eröffnete  sofort  der  Deputation,  welche 
ihm  das  Wahlergebniss  mittheilte,  dass  er  dem  Erwählten  das  Pla- 
cet nicht  ertheilen  könne,  forderte  das  Capitel  zur  Vornahme  einer 
Neuwahl  auf  und  verbot,  da  dieses  Ansinnen  abgelehnt  wurde,  die 
Publication  der  Wahl  Arnoldi's,  worauf  das  Capitel  beschloss,  das 
Placetum  regium  bei  Sr.  Majestät,  dem  Könige,  direct  zu  erbitten. 
Dies  geschah  in  einer  Bittschrift  vom  2.*  Mai  1839 ,  worin  es  unter 
Anderem  hiess,  dass  die  für  Amoldi  Stimmenden  die  Uebereeugtmg 
gehegt  hätten^  daes  er^  keine  Sr.  Majestät  unangenehme  Person  sei, 
und  dass  er  wegen  seiner  ^Frömmigkeit  und  Gelehrsamkeit  in  aUgC" 
meiner  Achtung  stelte  und  Bürgschaft  gewähre ,  dass  er  auch  als 
Bischof  die  Pflichten  gegen  den  Landesherrn  erfüllen  und  das  Volk 
zu  gleicher  Treue  durch  Wort  und  Beispiel  ermahnen  werde. 

Trotz  dieser  Versicherung  wurde  das  Domcapitel  auf  seine  Bitte 
abschlägig  beschieden,  indessen  befahl  der  König,  dass  das  Capitel 
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nicht  wieder  zur  Vornahme  einer  neuen  Wahl  zu  veranlassen^  son- 
dern dessen  Initiative  abzuwarten  sei. 

Bekanntlich  wendete  sich  das  Capitel  demnächst  an  den  Papst. 
Bevor  wir  iedoch  Weiteres  über  den  Verlauf  der  Sache  berichteu, 
sei  es.  uns  gestattet,  auf  die  Vorgänge  vor  der  Wahl  selbst,  mit  Be- 
zug auf  die  Friedberg'sche  Darstellung  noch  einen  kurzen  Buckblick 
zu  werfen. 

Friedberg  sagt  S.  232 : 

»Im  März  begab  sich  Bodelschwingh  nach  Trier  und  theilte 
dem  €apitel  vertraulich  die  Namen  der  Begierungscandidaten  mitt 
von  denen  einer  noch  nachträglich  gestrichen  zu  sein  scheint.  Aber 
jet^t  (also  im  März)  verkündete  das  Capitel,  dass  seine  Ansicht  über 
das  Verfahren  sich  geändert  hätte,  dass  es  unter  zwei  Gandidaten 
wählen  würde,  welche  dann  Bodelschwingh  sofort  —  und  darunter 
auch  den  Domherrn  Arnoldi,  für  personae  minus  gratae  erklärte. 
Nichts  destoweniger  wurde  dieser  am  1.  Mai  1839  gewählt.« 

Wir  sind  nicht  ohne  Grund  ausführlich  in  unserer  Darstellung 
gewesen.  Denn  vorstehendes  ßeferat  Friedberg's  ist  abgesehen  von 
der  Voraussetzung ,  dass  einer  von  den  Begierungscandidaten  nocli 
nachträglich  gestrichen  worden  sei,  von  welcher  wir  glauben,  dass 
sie  auf  einem  Irrthume  beruht,  in  folgenden  Punkten  unrichtig,  darin 
nämlich : 

1)  dass  das  Capitel  dem  kgl.  Wahlcommissartus  überhaupt 
eine  Veränderung  seiner  Ansicht  über  das  bei  der  Wahl  zu  beob- 
achtende Verfahren  verkündet  habe, 

2)  dass  es  erklärt  habe^  nur  unter  zwei  Candidaten  wählen  zu 
wollen,  worunter  Arnoldi, 

3)  dass  der  Wahlcommissarius  diese  zwei  Candidaten ,  darun- 
ter Arnoldi,  für  personae  minus  gratae  erklärt  habe, 

4)  dass  dies  bei  der  Anwesenheit  Bodelschwingh's  im  Man 
1839  geschehen  sei. 

Die  Sache  ist  vielmehr  in  der  Weise  vor  sich  gegangen,  wie 
wir  berichtet  haben.  Der  Wahlcommissarius  hat,  nachdem  er  im 
März  in  Trier  einleitende  Schritte  zu  Gunsten  •  des  Begierungscan- 
didaten bei  den  einzelnen  Capitularen  gethan  hatte,  die  Hoffnung 
gehabt,  das  Capitel  werde  die  Initiative  der  Begierung  mit  ihren 
vier  Candidaten  respectiren  und  einen  derselben  zum  Bischof  wählen. 
Als  er  dann  am  28.  April,  also  drei  Tage  vor  der  Wahl  wieder  nach 
Trier  kam,  hat  ihm  nicht  das  Capitel  irgend  eine,  auf  seinen  Ent- 
schluss  bezügliche  Verkündigung  zugehen  lassen,  sondern  er  selbst 
hat  confidentiell  mit  dem  Weihbischof  Günther  conferirt,  um  de  novo 
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die  Stimmen  der  einzelnen  WaUherrn  zu  sondiren  and  hierbei  hat 
erer&hren,,'iiü;A<,  dass  das  Capitel  seine  Ansicht  Aber  das  Ver- 
fahren geändert ,  nicht ,  dass  es  nnr  unter  zwei  Oandidaten  wählen 
werde,  sondern  nur,  dass  es  in  seiner  Minorität  auf  keinen  der  vier 
Begierungscandidaten-  sein  Absehen  gerichtet  habe,  vielmehr  die 
Stimmen  der  Gapitularen  zwischen  Amoldi  und  Steiniger  getheilt 
seien,  was  nicht  ausschloss,  däss  ein  oder  der  andere  Capitular  auch  ' 
einen  dritten  Oandidaten,  vielleicht  sogar  einem  der  Begierungscan-  ' 
didaten  seine  Stimme  geben  wörde.  Es  ist  auch  in  der  That  nicht 
unter  zweien,  sondern  unter  Mehreren  gewählt  worden. 

Sodann  hat  der  Wahlcommissarius  mcht  erklärt  und  auch  nicht 
erklären  können ,  dass  die  beiden  Oandidaten  der  Capitelsmajorität, 
darunter  Amoldi  personae  minus  gratae  seien ,  denn  eine  königliche 
Willensmeinung  über  die  Qenehmheit  oder  Nichtgenehmheit  dersel- 
ben lag  gar  > nicht  vor;  sondern  er  hat  sich,  was  auch  geschehen, 
nur  dahin  aussprechen  können,  dass  er  nicht  ermächtigt  sei,  diesd- 
hm  als  personale  nriims  gratae  zu  bezeichnen  und  dass  er  daher  die 
TTdU,  faUs  sie  at^  einen  derselben  falle^  nicht  placetiren  könne. 

Der  Unterschied  der  einen  von  der  ^anderen  Ausdrucksweise 
ist,  sollte  man  meinen,  ^o^wesenüich,  dass  er  Herrn  Friedberg  nach 
seiner  schon  Jahre  lang  fortgesetzten  Beschäftigung  mit  dem  Thema 
der  Bischofswahlen  unmöglich  entgangen  sein  kann.    ^ 

Hätte  der  Wahlcommissarius  den  Trier'schen  Üapitularen  die 
positive  Eröffnung  machen  können,  jene  beiden  Gandidaten,  darunter 
Amoldi,  seien  vom  König  ais  minus  grati  bezeichnet,  so  würde  das 
Capitel  sie.  bei  der  Wahl  i?[icht  weiter  in  Betracht  gezogen  habe^i. 
Da  er  ihnen  aber  nur  sagen  konnte ,  er  habe  keine  Vollmacht  sie 
als  ^ti  zu  bezeichnen ,  so  konnten  sie  es  gleichwohl  sein  und  das 
Capitel  konnte,  nachdem  ihm  innerhalb  der  Frist  vom  28.  April  bis 
zum  1.  Mai  keine  weitere  Nachricht  darüber  zugegangen  war,  dass 
.sie  es  uicht  seien,  und  da  gegen  keinen  derselben  bisher  auch  nur 
das  geringste  Zeichen  königlichen  Missfallens  zu  erkennen  gegeben 
^ar  und  ebenso  wenig  Thatsachen  vorlagen,  die  ein  solches  Miss- 
fallen hätten  rechtfertigen  können,  wohl  die  üeberzeugung  hegen, 
da»  die  Wahl  des  Einen  oder  des  Anderen  vom  König  nicht  werde 
beanstandet  werden. 

Hierdurch  erklärt  sich  das  Verfahren  des  Capitels  bei  der 
demnächst  stattfindenden  Wahl  Amoldi's. 

Nun  sind  wir  zwar  nicht  gemeint,  dieses  Verfahren  als  voll- 
kommen gerechtfertigt  darzustellen ,  wohl  aber  behaupten  wir ,  dass 
das  Capitel  wenigstens  nach  bestem  Wissen  und  Gewissen  dabei  zu 
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Werke  gegangen  ist,  und  dass ,  wenn  Versehen  bei  der  damaligen 
Bischofswahl  vorgekommen  sind,  dasjenige  des  Capitels  bei  Weitem 
das  geringste  war. 

,    Das  Verfahren,  welches  die  Regierung  bei  den  seit  Erlass  der 
Bulle  »De  salute  animarum«   vorgekommenen  Bischofswahlen  beob- 
achtet hatte,  war  mit  den  Bestimmungen  der  Bulle  »De  salutec  und 
des  Breve  »Quod  de  fidelium«  unvereinbar,  und  das  Bestreben  der- 
selben, die  Gapitelswahl  zu   einer  blossen  Scheinwahl   herabzuwür- 
4igen,  musste  noth wendig  den  Widerstand  der  Capitel  provociren, 
zumal  wenn  der  Begierungseinfluss  zu  Gunsten  von  Gandidaten  gel- 
tend gemacht  wurde,  deren  kirchliche  Gorrectheit  angezweifelt  wer- 
den konnte.    Da  die  Regierung ,   indem  sie  ihrerseits  bei   den  Bi- 
schofswahlen  hinsichtlich  der  Person  des  zu  Erwählenden   stets  die 
Initiative  ergriff ,   die  Capitel  nicht  hatte  dazu  kommen  lassen ,  ein 
bestimmtes  Verfahren  Behufs  Einziehung  der  Information  über  die 
Willensmeinung  des  Königs  in  Ansehung  der  Wahlcandidaten  aus- 
zubilden, so  darf  es  nicht  Wunder  nehmen ,   dass  der  erste  Durch- 
bruch  capitularischer  Selbstständigkeit  in   diesem  Punkte  ein  wenig 
über  die  Schranken  des  vereinbarten  Rechtes  hinausging.    Denn  wir 
sind  allerdings  der  Ansicht ,  dass  das  Trier'sche   Gapitel ,   bevor  es 
sich  nicht  Gevoissheü  darüber  verschafft  hatte ,   ob  Arnold!  persona 
grata  sei,  nicht  hätte  zur  förmlichen  Wahl  desselben  schreiten  sol- 
len.   Aber  die  Regiei-ung  trifft  das  grössere  Mass  von  Culpa.    Wie 
kaiii  sie  dazu,  dem  Capitel  eine  Anzahl  von   Personen  als   Regier- 
ungscandidaten  mü  dem  Ansprüche  vorzuschlagen ,    dass   die  Wahl 
so  lange  fortgesetzt  werden  müsse,  bis  sie  |iuf  einen  derselben  falle  ? 
Wie  kan(i  der  Wah^commissarius  dazu ,  die  Capitularen  wissen   zu 
lassen,  dass  nur  auf  die  Regierungscandidaten  die  Wahl  zu  richten 
sei.    Dies  war  ja  eine  augenscheinliche  Verletzung   des   capitala- 
rischen  Wahlrechtes. 

Dann  hat  der  Wahlcommissarius  entschieden  darin  gefehlt, 
dass  er,  als  ihm  die  Absicht  zweier  erheblicher  Fractionen  des  Ca- 
pitels  bekannt  worden  war ,  ihre  Stimmen  auf  Steiniger  resp.  auf 
Arnoldi  zu  richten  und  als  ihm  der  Weihbischof  Günther  und  der 
Domdechant  Biller  mittheilten,  das  Capitel  habe  gehofft,  dass  auch 
diese  dem  Könige  nicht  ungenehm  sein  würden,  nicht  sofort  Schritte 
that,  um  die  Willensmeinung  des  Königs  über  die  Genehmheit  oder 
Nichtgenehmheit  derselben  einzuholen. 

War  dies  bis  zum  1.  Mai  als  dem  bereits  anberaumten  Wahl- 
tage nicht  mehr  möglich  ,  so  musste  er  vom  Capitel  die  Verlegung 
der  Wahl  auf  einen  späteren  Zeitpunkt  erwirken  ,  bis  zu  welchem 
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Erklärung  des  Königs  eingeholt  sein   konnte    nnd  wir   zweifeln 

nicht  im  Mindesten,  dass  das  Gapitel  hierauf  gern  eingegangen  wäre. 

Da  er  diesen  Weg  nicht  einschlug ,  so  musste'  das  Gapitel  nothwen- ' 

dig  in  der  Meinung  bestärkt  werden ,'  dass  Amoldi  und  Steiniger  in 

I   Wahrheit,  nicht  minus  grati  seien  und  die  auf  eine  derselben  fallende 

Wahl  keinen  weiteren  Anstand  bieten  werde. 
I  Ein  weiterer  Fehler  war  es,  dem  Könige  die  abschlägliche  Be- 
I  scheidoBg  des  Capitels  vorzuschlagen,  nachdem  dieses  nachträglich 
die  Bitie  um  Ertbeilung  des  Flacetum  regium  für  Amoldi  ansge-  . 
sprochen  hatte.  Denn  in  dieser  Bitte  lag  das  Anerkenntnisse  dass 
Am  dem  König  nicht  genehme  Person  nicht  Bischof  werden  dürfe 
uod  politische  Bedenken  oder  sonstige  persönliche  Grunde  der  Be- 
anstandung lagen  gegen  Amoldi  durchaus  nicht  vor.  Wenn  also 
das  erbetene  Flacetum  regium  unter  ausdrücklicher  Verwahrung 
gegen  jede  Wiederholung  einer  ähnlichen  Verfahrungsweise  in  künf- 
tigen Wahlfällen  ertheilt  worden  wäre,  so  würde  unseres  Emchtens 

*****  * 

ue  fiegierung  den    landesherrlichen  Gerechtsamen  durchaus   nichts 
vergeben  haben. 

Was  aber  die  Regiemng  hinderte ,  diesen  Schritt  zu  thuh 
welcher  ihr  grosse  Verlegenheiten  erspart  hätte ,  war  der  eigene  in- 
correcte  Standpunkt,  den  sie  bei  den  Bischofswahlen  einnahm. 

Der  Papst,  dem  auch  die  Regierung  eine  Denkschrift  über  das 
ihrerseits  bei  dieser  Wahl  beobachtete  Verfahren  hatte  überreichen 
k^n,  überwies  den  Fall  einer  Gardinals-Gongregation  zur  Unter- 
suchung, deren  Gutachten  dahin  ging,  dass  die  Wahl  Araoldi's  den 
eaoonischen  Vorschriften  entsprechend  und  daher  nicht  zu  annulliren 
sei.  Der  Bestätigung  derselben  hätte  daher  yom  canonischm  Stand- 
punkte nichts  im  Wege  gestanden.  Indessen  ertheilte  der  Papst 
dieselbe  Qicht,  um  seiner  Vertragspflicbt  gegen  die  Regierung  gerecht 
;  w  werden:-' 

Es  ist  schon  oben  angedeutet  worden,  dass  nach  dem  Regier- 
i  ung^ntritt  Friedr.  Wilhelm's  IV.  Graf  Brühl  nach  Rom  geschickt 
vurde,  um  die  seit  denn  Kölner  Ereigniss  zwischen  der  preuss.  Re- 
giemng  and  dem  hl.  Stuhl  entstandenen  Differenzen  beizulegen. 

Dazu  gehörte,  auch  die  Trier'sche  Bischofswahl. 

Da  die  von  der  preussiscben  Regierung  gewünschte  AnuUirung 
JUcht  zu  erreichen  war,  so  blieb  nur  die  Resignation  Amoldi's  übrig, 
iQD  die  Sache  einem  friedlichen  Ausgleich  entgegenzuführen. 

Fried berg  berichtet*  darüber  S.  236: 

»Die  Regierung  hat  dabei  (indem  sie  Amoldi  zur  Resignation 
zu  verajüassen  suchte)  Amoldi  gegenüber  die  Möglichkeit  und 
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Zulassung  einer  Wiederwahl  durchblicken  lassen,  aber  grade 
deswegen  schien  die  röm.  Curie  eine  solche  nicht  für  yrünschens- 
werth  zu  erachten.  Wäre  doch  zwischen  dem  neuen  Bischof 
und  der  Regierung  eine  Verbindung  entstanden,  welche  auf  bei- 
derseitige Interessen  begründet ,  vielleicht  denen  der  Kirche 
hätte  schädlich  werden  können!« 

Wenn  er  eine  sittliche  Vorstellung  von  dem  Verbrechen  der 
.  Simonie  hätte,  würde  er  sich  diese  hämische  Bemerkung  erspart  ha- 
ben. Dass  Arnoldi  sich  der  Erlangung  des  bischöflichen  Amtes  un- 
würdig gemacht  hätte,  wenn  er  sich  durch  die  Hoffnung,  bei  einer 
neuen  Wahl  als  persona  grata  bezeichnet  zu  werdeUi  zur  Besigna- 
tion  auf  seine  aus  der  früheren  Wahl  erlangten  Hechte  hätte  be- 
stimmen lassen,  sollte  freilich  einem  Professor  des  canonischen  Rech- 
tes nicht  entgangen  sein. 

In  der  That  hatte  der  hl.  Stuhl  gegen  die  Wiederwahl  Amol- 
di's  an  sich  nicht  das  Geringste  zu  erinnern ,  vielmehr  wünschte  er 
sie,  aber  eben  weil  er  sie  wünschte,  musste  es  ihm  daran  liegen 
sie  nicht  durch  einen  unvorsichtigen  Schritt  der  Regierung  mit  einer 
canonischen  Makel  befleckt  zu  sehen.  ^ 

Der  Papst  genehmigte  die  Resignation  Arnoldi's  und  ermäch- 
tigte demnächst  das  Capitel  "zur  Vornahme  einer  neuen  Wahl.  Wenn 
dabei  die  preussische  Regierung,  wie  Friedber[(  berichtet,  noch  die 
Aeusserung  des  Cardinal-Staatssecretärs  in  den  Kauf  nehmen  musste, 
;  dass  selbstverständlich  dem  Doracapitel  von  Trier  volle  Freiheit  der 
*  Wahl  gelassen  werden  müsse ,  so  finden  wir  das  nach  Lage  der  um- 
stände vollkommen  begreiflich ;  denn  es  musste  dem  Cardinal-Staats- 
secretär  darum  zu  thun  spin ,  dass  selbst  jeder  Schein  einer  Beein- 
flussung der  neuen  Wahl  durch  die  Regierung,  namentlich  zu  Gun- 
sten Arnoldi's ,  vermieden  werde ,  um  nicht  an  Stelle  des  kaum  be- 
hobenen Cenflictes  einen  neuen  erstehen  zu  sehen. 

Dass  in  dem,  von  dem  Grafen  Brühl  mit  dem  hl.  Stuhle  ge- 
'  schlossenen  Uebereinkommen  Seitens  des  Ersteren  im  Namen  der 
preussiscben  Regierung  die  Erklärung  abgegeben  wurde  ^  dass  die 
Vorschriften  der  Bulle  »De  salute  animarum«  und  des  Breve  »Quod 
de  fidelium«  in  der  ganzen  Monarchie  pünktlich  (scrupuleusement) 
befolgt  werften  würden,  ist  schon  im  ersten  Theil  dieser  Schrift  an- 
gedeutet worden. 

Wenn  Friedberg  hierbei  die  Präge  stellt,  ob  das  vielleicht  dei 
Lohn  gewesen  sei,  den  die  preussische  Regierung  der  Curie  für  ihn 
grossmüthigen  Goncessionen  gewährt  habe ,  so  ist  darauf  zu  erwi- 
dern, dass  wir  in  der  gedachten  Erklärung  nichts  weiter  finden,  ab 
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die  Zusicherung,  dass  die  Segierung  von  nun  an  auihören  werde, 
auf  die  Besetzung  der  Bischofstühle  einen  anderen  Einfluss  auszu* 
üben,  als  den  ihr  nach  Massgabe  der  Bulle  und  des  Breve  zustehen- 
den. Die  gewissenhafte  Erfüllung  eines  schon  längst  bestehenden 
Vertrages  war  einfach  Pflicht  der  Regierung  und  keine  Gunstbe- 
zeugang,  kein  Lohn  far  den  hl.  Stuhl. 

Die  Deutunfg,  welche  P.  mit  der  gedachten  Vertragsbestim- 
mnng  verbindet,  dass  nämlich  durch  dieselbe  die  Vorschriften  der 
Bolle  >De  salute  animarum«  und  des  Breve  »Quod  de  fideliumc  erst 
auf  die  Bischofswahlen  in  den  ostlichen  Provinzen  ausgedehnt  wor- 
den seien,  haben  wir  schon  an  anderer  Stelle  für  unzutreffend  er- 
klärt,  w.ßshalb  wir  uns  hier  begnügen ,  auf  das  dort  Gesagte  ledig- 
lich Bezug  zu  nehmen. 

n. 

Die  Bisehofswahlen  seit  IViedrich  Wäheltn  IV, 

Es  ist  höchst  bezeichnend ,  dass  Dr.  Friedberg  den  mit  der 
Regierung  Friedrich  Wilhelm's  IV.  anhebenden  Abschnitt  seiner  Ge- 
schichte der  Bischofswahlen  in  den  älteren  preussischon  Landesthei- 
len  mit  einem  Satze  beginnt,  wie  folgender  ist: 

»Der  König  war  gewillt,  die  bureaukratischen  Bande,  welche 
die  Earche   an   den  Staat  gefesselt   hatten ,   zu    lockern.     Er 
wollte  nicht   so  Bischöfe ,   die  dem  Staate  ergeben  wären,  wie 
Vielmehr  fromme,  gewissenhafte  Männer,    die    den   kirchlichen. 
Geist  neu  zu  belebeh  und  zu  stärken  im  Stande  wären.    Da- 
mm glaubte  er  auch  von   dem  früheren  Verfahren  bei  den  Bi- 
schofswahlen ablassen  zu  können  und  zu  müssen.« 
Wenn  er  gesagt   hätte  ,    der  König   sei  gewillt  gewesen ,    die 
Kirche  von  den  unwürdigen  Fesseln  zu  befreien ,   die  ihr  eine  gei- 
stig beschränkte  Bureaukratie  angelegt,  er  habe  nicht  sowohl  servile 
Creaturen,  als  vielmehr  fromme   und  gewissenhafte  Männer,  die  den 
religiösen  Sinn   im  Volke   zu    beleben   und    zu   stärken  im  Stande 
wären,  zu  Bischöfen  gewünscht,   auch  habe  er  die  Unvereinbarkeit 
tles  früher  bei  den  Bischofswahlen  von  der  Regierung   beobachteten 
Verfahrens  mit   dem   vertragsmässigen  Rechte  der   Bulle   und   des 
Breve  erkannt ,   darum  habe    er  von  diesem  Verfahren  ablassen  zu 
müssen  geglaubt,  so  würde  er  das  Wahre  getroffen  haben. 

Dass  eine  so  gesunde  und  würdevolle  Auffassung  des  Verhält- 
nisses von  Staat  und  Kirche  den  Beifall  des  Herrn  Friedberg  nicht 
bat,  bedarf  keiner  weiteren  Ausführung,  da  bekannt  ist,   dass  der* 
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selbe  sich  die  Bekämpfung  der  hochherzigen  und  für  die  gesarointe 
innere  Entwickelung  und  Machtentfaltung  des  preussischen  Staates 
so  überaus  segensreichen  Kirchenpolitik  Friedrich  Wilhelm's  IV.  zur 
Hauptlebensaufgabe  gestellt  hat. 

Die  weisen  Anordnungen,  welche  dieser  edle  König  in  Betreff 
der  Bischofswahlen  traf,  erfreuen  sich  daher  selbstverständlich  nicht 
der  Zustimmung  unserer  modernen  Staatskirchen-Bureaukraten. 

Was  sollte  aus  dem  Staate  werden,  wenn  die  Regierung  fortan 
nicht  mehr  den  Termin  zur  BischofswaM  anberaumen,  nicht  mehr 
den  Capiteln  die  zu  Bischöfen  zu  wählenden  Gandidaten  designireu 
noch  überhaupt  die  Freiheit  der  Kirche  in  Verwaltung  ihrer  eigenen 
^Angelegenheiten  sollte  beschränken  dürfen;  wenn  fortan  die  Capitel 
ür  befugt  erachtet  werden  ,  bei  eintretender  Vacanz  der  Bischofs- 
r  ^1^-  stähle  dem  Könige  eine  durch  Majori tätsbeschluss  festzustellende 
^'^  Liste  aller  derjenigen  Geistlichen  einzureichen,  welche  sie  bei  der 
Wahl  für  die  bischöfliche  Würde  berücksichtigen  zu  können  meinen 
und  die  Mitwirkung  des  Staates  sich  darauf  beschränken  soll ,  dass 
der  Landesherr  die  personae  minus  gratae  bezeichnet  und  unter  den 
übrig  Gebliebenen  den  Cäpitularen  freie  Wahl  lässt. 

Das  preussische  Ministerium  hat  kein  Wort  der  Einrede  gegen 
die  Entschliessungen  des  Königs,  Altenstein  hat  zuletzt  die  kirchliche 
Frage  schmählich  hiutenangesetzt  und  sich  bei  jeder  Gelegenheit 
als  Partisane  der  römischen  Curie  gezeigt,  Eißhhorn  aber  ist  grade- 
zu  das  stumme,  willenlose  Werkzeug  der  katholisirenden  (?)  Pläne 
des  Königs  und  die  neugegründete  katholische  Abtheilung,  gleich- 
falls eine  Frucht  dejr  Brühl'schen  Verhandlungen  mit  Rom ,  selbst 
componirt  aus  ultramontanen  Mitgliedern,  welche  durch  katholische, 
dem  Hofe  nahe  stehende  Personen  den  willigen  oder  unwilligen  Mi- 
nistern octroyirt  werden,  beherrschte  ihn ,  wie  seine  Nachfolger  völ- 
lig; Die  Minister  besitzen  weder  die  Fach-  noch  die  Personen- 
kenntnisss,  noch  endlich  die  Energie,  dem  König  entgegenzuarbeiten. 

In  dieser  unmassenden  Weise  erlaubt  sich  Friedberg  über  Fried- 
rich Wilhelm  IV.   und  seine  Regierung  zu   urtheilen,  was  freilieh 
bei  einem  Manne ,  wie  er ,  dem  alle  christlichen  Grundbegriffe  und 
'   alles  Verständniss  für  die  Aufgabe  eine^  christlichen  Staates  fehlen» 
kaum  zu  verwundern  ist, 

In  Ansehung  des  staatlichen  Einflusses  auf  die  Bischofswablen 
sind  allerdings  die  S.  238,  241.  aufgeführten,  aus  Anlass  der  nach 
Sedlnitzki*s  Abdankung  in  Breslau  nothwendig  gewordenen  Wahl 
eines  neuen  Fürstbischofs  von  Breslau  erlassenen  beiden  Cab.-Ordres 
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Tom  24.  Februar  und  22.  April  ej.  a.  ,  von  epochemachender  Be- 
deatung. 

Durch  die  Cab.-Ordre  von»  24.  Februar  1841  erhält  der  Mi- 
nister der  geistlichen  Angelegenheiten  den  Auftrag ,  das  Breslauer 
Domcapitel,  da  solches,  ungeachtet  der  schon  seit  mehreren  Monaten 
dauernden  Erledigung  des  bischöflichen  Stuhles  noch  keine  vorbe- 
reitenden Schritte  für  die  Neuwahl  gethan,  aufzufordern,  dass  es  ein 
Verzeichniss  derjenigen  Geistlichen  einreiche,  welche  es  bei  der  Wahl 
zur  forstbischöfiichen  Würde  berücksichtigen  zu  können  meine,  da- 
mit der  König  in  den  Stand  gesetzt  werde ,  demselben  diejenigen 
IndiTiduen  darunter  zu  bezeichnen,  die  er  als  Porsonae  non  gratae  er- 
kenne, denen  er  darum ,  falls  die  Wahl  sie  träfe ,  seine  landesherr- 
liche Bestätigung  verweigern  müsste  und  die  daher  in  Gemässheit 
der  Bulle  »De  salute  animarum«  und  des  Breve  »Quod  de  fidelium« 
?on  der  Goncurrenz  zur   Wahl  gleich  auszuschliessen  sein  würden. 

Demnächst  —  nach  Aeusserung  des  Königs  über  die  Liste  — 
sollte  das  Domcapitel  aufgefordert  werden ,  einen  Wahltag  vorzu- 
schlagen, zu  welchem  der  König  in  herkömmlicher  Weise  einen  kgl. 
Commissarius  senden  werde ,  als  wozu  er  den  Oberpräsidenten  von 
Merkel  zu  ernennen  beabsichtigte,  jedoch  wünsche  er,  der  König, 
den  ihm  von  mehreren  Seiten  entgegengebrachten  Gedanken,  eine  in 
der  Provinz  ungesehene  Person  katholischer  Coqfession  mit  diesem 
Geschäfte  zu  beauftragen ,  gleichfalls  vom  Oberpräsidenten  erwogen 
zu  sehen,  indem  er,  falls  der  Oberpräsident  von  der  Bealisirung  des- 
selben einen  günstigen  Einfluss  auf  die  Katholiken  .der  Provinz  er- 
warte, geneigt  sei ,  einem  solchen  Manne ,  vielleicht  dem  Grafen 
Schaffgotsch,  das  Amt  des  königl.  Wahlcomibissarius  zu  übertragen. 

Da  das  Breslauer  Domcapitel  demnächst  eine  durch  relative 
Stimmenmehrheit  componirte  Wahlliste  von  14  Personen  eingereicht 
hatte,  so  gab  der  König  in  der  Ordre  vom  22.  April  1841  hierüber 
seine  Unzufriedenheit  zu  erkennen ,  indem  er  ganz  richtig  bemerkte, 
dass  bei  der  engen  Beziehung,  in  welcher  die  Aufstellung  der  Gan- 
didateoliste  zur  künftigen  Bischofswahl  stehe ,  die  Nothwendigkeit 
einer  absoluten  Majorität  für  die  überhaupt  auf  die  Liste  zu  bringen- 
den Gandidaten  dem  Capitel  hätte  einleuchten  müssen. 

Der  Minister  der  geistlichen  Angelegenheiten  aber  erhielt  den 
Auftrag,  dies  dem  Capitel  mit  der  Weisung  zu  eröffnen,  sich  sofort 
wieder  zu  einer,  den  canonischen  Vorschriften  gemässen  Aufstellung 
einer  Candidatenliste  zu  versammeln  und  diese  Liste  in  kürzester 
Frist  einzureichen.  Wenn  der  Minister  nicht  überwiegende  Bedenken 
habe,  so  möge  er  dem  Capitel  insinuireh,  dass,  wenn  es  mit  seinem 
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Candidaten  über  die  Gränzen  der  Monarchie  geben  wolle ,  er ,  der 
König,  demselben  im  Vertrauen  ieh  Abt  von  Kloster  Neuburg  oder 
den  des  Wiener  Schottenklosters  im  Voraus  als  personae  gratae  be- 
zeichnen wolle. 

Das  Capitel  stellte  nun  mit  absoluter  Majorität  fünf  Candi- 
daten auf,  von  welchen  keiner  als  persona  minus  grata  bezeichnet 
nnd  der  Prälat  Knauer  am  27.  August  1841  gewählt  wurde.  Dass 
für  diesen  der  Wahlcommissarjus ,  Oberpräsident  v.  Merkel  seinen 
Einflnss  in  die  Schanze  geschlagen  hat,^islLieider.xichtig,  seine  dies- 
fällige  Thätigkeit  hat  indess  schwerlich  in  den  Intentionen  des  Kö- 
nigs gelegen.  Es  scheint  vielmehr,  dass  die  damaligen  Begierungs- 
organe für  ein  den  freisinnigen  Absichten  des  Königs  gemässes  Ver- 
halten in  dergleichen  kirchlichen  Angelegenheiten  noch  nicht  das 
entsprechende  Verständniss  hatten ,  sondern ,  ihren  bureaukratischen 
Gewohnheiten  entsprechend,  das  alte  Bevormundungssystem  fortsetzen 
zu  müssen  glaubten.  Es  darf  daher  auch  durch^s  nicht  Wunder 
/  nehmen,  dass  selbst  das  Breslauer  Domcapitel  sich  in  die  neue  Pra- 
/  xis,  wie  F.  bemerkt ,  nicht  hatte  finden  können ;  dasselbe  war  eben 
zu  sehr  gewöhnt,  den  Willen  des  Oberpräsidenten  v.  Merkel  in 
kirchlichen  Dingen  als  entscheidend  betrachten  zu  müssen,  als  dass 
es  bald  nach  dem  Begierungsantritte  Friedrich  Wilhelm's  IV.  bei 
einem  80  wichtigen  Acte,  wie  die  Bischofswahl  war,  auf  eigenen 
Füssen  zu  stehen  gewagt  hätte.  Es  ist  zudem  aus  dem  Friedberg'- 
sehen  Bericht  durchaus  nicht  ersichtlich,  ob  und  in  welcher  Weise 
der  Oberpräsident  v.  Merkel  dem  Capitel  den  Inhalt  der  Cab.- 
Ordre  vom  14.  Februar  eröffnet  hat. 

Wir  übergehen  die  im  November  1841  vollzogene  Wahl  Dam- 
mers zum  Bischof  von  Faderborn  und  die  im  Laufe  des  Jahres  1842 
stattgehabte  Trier^sche  Wahl,  aus  welcher  bekanntlich  Arnoldi  wie- 
derum, und  zwar  diesmal  unbeanstandet  von  der  Regierung,  hervor- 
ging.  In  beiden  Fällen  kam  auf  gleiche  Weise  das  Listenverfahren 
unter  Aufstellung  der  Candidatenliste  durch  absolute  Stimmenmehr- 
heit zur  Anwendung,  Streichungen  fanden  nicht  statt,  eine  illegale 
Beeinflussung  von  Seiten  der  Begierung  wurde  nicht  geübt  and  der 
apostolische  Stuhl  fand  gegen  die  Wahlen  nichts  zu  erinnern. 

Wurde  auch  von  den  sieben  Candidaten  der  Paderborner  Wahl 
von  denen  keiner  gestrichen  worden  war,  einer  als  besonders  ge- 
nehm von  Seiten  der  Begierung  erklärt,  so  konnte  doch  darin  eine 
die  Gültigkeit  der  Wahl  in  Frage  stellende  Einwirkung  der  welt- 
lichen Gewalt  nicht  gefuuden  werden,  weil  die  Wähler  dadurch,  dass 
•  sie  nicht  den  als  besonders  genehm  bezeichneten,  sondern  einen  An- 
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iereo  wählten,  den  Beweis  lieferten,  dass  sie  sich  nicht  hatten  be- 
einflussen lassen. 

Die  nach  dem  am  26.  Dec.  1842  erfolgten  Tode  Dunin's  statt- 
^efnndene  Fosener  £rzbi8chofswahl  gab,  da  sie  zu  einem , Conflict 
zwischen  den  beiden  Gapiteln  und  der  Begierung  in  BetreiT  des  Mo- 
los der  Informations-Einziehung  über  die  Genehmheit  der  Person 
les  zu  Erwählenden  geführt  hatte ,  den  Anlass  zu  dem  bekannten 
3re?e  Gregors  XVI.  vom  10.  April  1844,  welches,  wie  sich  denken 
ässt,  die  Galle  des  Herrn  F.  in  nicht  geringem  Grade  erregt. 

Die  zur  Wahl  vereinigten  Capitel  von  Gaesen  und  Posen,  von 
ter  Begierung  aufgefordert,  eine  Candidatenliste  einzureichen,  pro- 
'.estirteu  gegen  dieses  Ansinnen,  indem  sie  die  Behufs  Aufstellung 
!er  Candidatenliste  nöthige  Vorwahl  als  eine  Neuerung  bezeichneten, 
:q  der  sie  sede  vacante  in  keiner  Weise  berechtigt  seien. 

Hiergegen  machte  zwar  die  Begierung  geltend,  dass  es  sich 

im  keine  Neuerung  und  auch  nicht  um  Becbte  des  erledigten  erz- 

Mschöfiichen  Stuhles,  sonde^  nur  um  solche  des  Capitels  handle; 

ieonoch  beharrte  das  Gnesener  Capitel  bei  seine;:  Ansicht,  während 

^as  Posener  nur  e  gremio  capituli  wählen  zu  wollen  erklärte ;  beide 

«•ber  erboten  sich,  falls  die  Begierung  auf  ihrem  Willen  bestehe,  die 

Entscheidung  d^s  Papstes  einzuholen.    Die  Begierung  forderte  zu- 

^hst  die  Capit^  auf,  eine  andere  Art  anzugeben,  wie  sie  sich  über 

'lie  Genehmheit  der  Person  des  zu  Wählenden  vor  der  Wahl  Ge- 

mheit  verschaffen  wollten,  da  aber  dieser  Schritt  erfolglos  blieb, 

^'  gab  sie  zur  Communication  mit  dem  hl.  Stuhle  die  Genehmigung  ^). 

Die  Capitel  wendeten  sich  nun  in  der  That  an  den  hl.  Stuhl 

^•it  der  Bitte  um  Entscheidung,  wie  zu  verfahren  sei.    4^^  ^^^^ 

^fälligen  Vorstellung  theilt  Friedberg  nur  mit,  dass  sie  die  Auf- 

'^eUung  einer  Candidatenliste  als  praeelectio  und  die  früheren  Wah- 

'•"^  ab)  in  der  Art  vollzogen  bezeichnet  hätten ,  dass  die  Begierung 

*  b  immer  erst  nach  vollendeter  Wahl  mit  ihrer  Einwilligung  be- 

^  itigt  habe. 

In  wie  weit  diese  Mittheilung  auf  Genauigkeit  Anspruch  hat, 
!-^^n  wir  dahingestellt  sein,  da  dieser  Punkt  nicht  von  Erheblich- 
**  t  ist. 

Wenn  nan  in  dem  hierauf  ergangenen  Breve  vom   10.  April 

'M  der  Papst  zunächst  die  beiden  Capitel  belobt,  dass  sie  auf  die 

^  derung  der  Begierung ,  eine  Candidatenliste  aufzustellen ,  nicht 

^'egangen  seien,  weil  nichts  der  Art  festgesetzt  oder  nachg^ehen 

1)  Dieselbe  war  nach  dem  Staatskirchenrecht  des  AUg.  Landrechts  da- 
noch  nothig. 
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sei  weder  in  dei}  allgemeinen  Ganones,  noch  in  der  Gircnmscriptions- 
buUe,  noch  in  dem  Breve  vom  16.  Juli  1821 ,  so  könnte  das  aller- 
dings auf  den  ersten  Blick  auffällig  erscheinen,  da  ja  die  Einfuhrnng 
des  irischen  Wahlmodus  in  den  der  CircumscriptionsbuUe  vorange- 
gangenen Verhandlungen  so  sehr  in  den  Intentionen  des  hl.  Stuhles 
lag  und  das  Breve  »Quod  de  fidelium,€  wie  wir  gesehen  haben,  das 
f  Listenverfahren  als  Iiiformationsmodus  zwar  nicht  vorschrieb,  aber 
*  auch  nicht  ausschloss.  Allein  was  der  Papst  sagea-willj  ist  nicht, 
dass  sich  das  Gnesen-Posener  Wahlcapitel  zur  Information  über  die 
Willensmeinung  des  Königs  überhaupt  des  Mittels  einer  Candidaten- 
liste  nicht  bedienen  dürfe,  sondern  nur,  dass  die  BegieruAg  kein 
( Recht  habe,  ihm  diesen  Informationsmodus  vorzuschreiben  ^  dass  es 
vielmehr  lediglich  Sache  (Gura)  des  Gapitels  sei,  auf  welche  Weise 
es  sich  über  die  Genehmheit  der  Person  des  zu  Wählenden  vor  der 
feierlichen  Wahl  Gewissheit  verschaffen  wolle. 

Dass  dies  richtig  ist,  ergibt  sich  sofort  aus  den  folgenden 
Sätzen  des  Breve.  „Wenn,  heisst  es  daselbst,  das  preussische  Goa- 
vernement  mit  Pius  VII.  über  den  irischen  Wählmodus  sich  in  ver- 
bindlicher Form  verständigt  hätte,  so  würde  es  in  der  That  im- 
^  selben  in  den  einzelnen  Fällen  zustehen ,  zu  erklären ,  ob  Se.  Maje- 
stät den  einen  oder  anderen  ihm  minder  Genehmen  unter  den  auf 
der  Liste  Verzeichneten  ftnde  und  Pius  VII.  würde  dann  nicht  nö- 
thig  gehabt  haben ,  in  seinem  Breve  vom  16.  Juli  1821  die  Ermit- 
telung dieses  ümstandes  nicht  minder  wie  die  der  canonischen  Ei- 
genschaften mit  den  Worten  »De  quibus  antequam  solemnem  elec- 
tionis  actum  ex  Ganonum  regulis  rite  celebretis,  ut  Vobis  const^t, 
curabitis«  der  Sorge  der  Capüel  zu  überlassen. 

„Juxta  haec  igitur,"  wird  fortgefahren,   „in  Borussiae  Segn(^{ 

ad  Gapituli  cujusque  partes  spectat,   suum  eljgere  Archiepiscopam 

vel  Episcopum ,  nm  quidem  ex  illorum  numero ,   qi40S  Regium  Gu- 

bemium  nominatim  digendos  penniserü^  sed  ex  viris  ecclesiastid^^ 

/  quos  capitula  ipsa  ttw^  virttUibus  rdiquis^  tum  pnideniiae  etiani 

laude  praestantes  inveniant  et  Regi  Serenissimo  minus  gratas  non 
esse  censeant^  sive  ex  (nicht  6a,  wie  F.  schreibt)  ipsa  seüieet  per- 
sanarum  indote  et  condüione^  sive  ex  praecedetUibus  ChAemii  f ac- 
tis, sive  aliis  adhibitis  modis  ad  rem  cognoscendam  idoneis.^ 

Es  wird  hier  also  die  Wahl  einer  persona  Begi  non  minus 
grata  lediglich  als  Sache  der  Sorge  und  Verantworüichkeit  des  Ca- 
pitels  bezeichnet,  während  beim  irischen  Wahlmodus  das  Capite 
seinen  Pflichten  schoü  genügt,  webn  es  sein  Augenmerk  nur  auf  (h 


« \ 
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Yorhandeiisein  der  canonischen  Eigenschaften  der  auf  die  Liste  zu 
setzenden  Gandidaten  richtet. 

In  Bezug  auf  die  Art  nnd  Weise«  wie  das  Capitel  dieser  sei- 
ner Pflicht  entsprechen  will,  ist  im  Breve  Gregor's  XVI.  durchaus 
nichts  Abweichendes  von  dem  gesagt,   was  das  an  das  Trier'sche 
Capitel  unter  dem   15.  März  1^37  erlassene   Breve   schon  erklärt 
hatte.    Herr  Friedberg  betont  zwar,  und  macht  daraus  dem  aposto- 
lischen Stuhle  einen  Vorwurf,  dass  die  in  dem  letzteren  noch  als 
Informationsmodus   zugelassene   Erkundigung   bei  dem  königlichen 
Ministerium  in  dem  neuesten  Breve   -^vorsichtige  weggelassen  sei, 
allein  dieser  Vorwurf  ist  völlig  unbegründet.  Die  Fassung  des  B^eve 
vom  10.  April  1844  bewegt  sich  allerdings  nicht  verbotenus  in  den- 
selben Ausdrücken,  wie  diejenige  des  Breve  vom  15.  März  1837,  sie 
ist  aber  allgemeiner  gehalten   und  schliesst  in  den  Worten   ,,siv| 
aliis  adhibitis  modis  ad  rem  cognoscendam  idoneis**   selbstverständ- / 
lieh  auch  den  Modus   der  directen  Anfrage  beim  Könige  oder  bei^ 
seinem  Ministerium  in  sich.    Wer  sich  practisch  mit  der  Auslegung 
von  Gesetzen  und  Verträgen  zu  beschäftigen  hat,  wird  einer  solchen 
generellen  Ausdrucksform  unbedingt  den  Vorzug  geben  vor  einer  ca- 
snistiscben,  das  Arbitrium  mehr  limitirenden  Fassung.    Aber  Herr 
F.  liebt  es  nun  einmal,   an  der  Ausdrucksweise  des  apostolischen 
Stuhles  herumzunörgeln  und  hinter  jedem  Worte  desselben  wo  mög- 
lich eine  Gefahr  für  die  Staatsinteressen  zu  Widdern.    So  ist  ihm 
auch  das  „censeant"  in  dem  Satze  „sed  ex  viris  Ecclesiasticis  quos 
capitula  ipsa  tum  virtutibus  reliquis,  tum  prudentiae  etiam  laude 
praestantes  inveniant  et  Begi  Serenissinio  minus  gratos  non  esse 
censeaot*'  —  ein  besonderer  Stein  des  Anstosses. 

„Für  das  „„ut  Vobis  constet  curabitis'*"  des  Breve  („Quod  de 
fidelium^^),  sagt  er,  „war  hier  also  schmucklos  ein  „censeant"  ge- 
setzt, für  die  objective  Vergewisserung,  welche  jenes  den  Capiteln 
zur  Pflicht  gemacht  hatte  in  Bezug  auf  die  Quantität  des  nicht  in- 
gratos  esse  Regi  ihres  Gandidaten,  eine  subjective  Ueberzeugung." 

Als  ob  die  mit  dem  Worte  „censeant'^  ausgedrückte  eigene 
üeher/geugung  und  Verantwortlichkeit  der  Capitel  far  das  Vorhan- 
densein der  Eigenschaft  einer  persona  grata  die  Anwendung  von  In- 
formationsmitteln ausschlösse,  die  F.  mit  dem  unseres  Erachtens  we- 
nig zutreflfen^en*  Ausdrucke  „objective  Vergewisser ung"  bezeichnen 
wilL 

Wir  müssen  hiemach  die  hier  stattgefundene  Interpretation 
des  Breve  „Quod  de  fidelium"  gerade  ebenso  f&x  begründet  erachten, 
wie  die  unter  dem  15.  März  1837  dem  Trier'schen  Capitel  gegebene, 
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die  selbst  den  Beifall  des  Herrn  Bnnsen  gefunden  hatte ;  die  Be- 
^  hauptung  Friedberg's  aber,  dass  in  Born  das  als  eine  anbedachte 
Goncession  Gonsalvi's  dort  betrachtete  Breve  „Qnod  de  fideliam''  jetzt 
habe  unschädlich  gemacht  werden  sollen,  erscheint  abermals  als 
eine  jener ^Yerdflchtigongen,  welche  wir  bei  ihm  so  ofk  an  Stelle  von 
Granden  finden. 

Der  Papst  verkannte  übrigens  in  keiner  Weise,  dass  die  Er- 
Forderung  einer  Candidatenliste  Seitens  der  Regierung  auf  wohlge- 
meinten Absichten  beruhte,  er  bezeichnete  es  daher  als  zweckmässig, 
dass  das  Wahlcapitel  für  diesen  Wahlfall  dem  Wunsche  derselben  ent- 
spreche. Demzufolge  überreichte  das  Onesen-Posener  Gapitel  der 
Regierung  eine  Liste  von  sechs  Gandidäten,  wovon  zwei  gestrichen 
wurden!  Aus  den  übrig  Qebliebenen  wurde  v»  ^rzyluski  zum  Erz- 
bischof gewählt 

Wenn  Friedberg  weiter  behauptet,  die  Begierung  habe  das 
päpstliche  Breve  vom  10.  April  1844  nicht  ohne  Beanstandung  hin- 
gehen lassen  können,  der  Minister  Eichhorn  habe  daher  den  Capiteln 
nach  vollzogener  Wahl  erklärt,  dass  sie  in  Zukunft  jedesmal  vor  der 
Wahl  entweder  durch  Vorlegung  einer  Wahlliste  oder  im  Wege  der 
unmittelbaren  Verständigung  mit  der  Staatsregierung  sich  über  die 
Genehmheit  ihres  Gandidaten  zu  informiren  hätten,  so  können  wir 
in  dieser  Erklärung  Eichhorn's  weder  formell  noch  materiell  eine 
Beanstandung  des  Breve  erkennen.  Formell  hätte  doch  eine  Be- 
anstandung nach  Bom  und  nicht  nach  Posen  adressirt  werden 
müssen,  wenn  sie  als  solche  erkennbar  sein  sollte.  Es  ist  aber  auch 
der  materielle  iDhalt  der  Eichhorn'schen  Erklärung  der  Art,  dass 
^  man  viel  eher  sagen  kann ,  der  Minister  habe  den  Standpunkt  des 
'  Breve  vom  10.  April  1844*  acceptirt,  als  behaupten,  er  habe  ihn  be- 
anstandet ;  denn  er  erkennt  ja  an ,  dass  es  Sache  des  Capitels  sei, 
sich  in  irgend  einer  ihm  beliebigen  Weise  mit  der  Begierung  vor 
der  Wahl  darüber  zu  verständigen,  dass  der  zu  Wählende  Persona 
non  minus  grata  sei  und  ganz  dasselbe  besagt  auch  das  Breve. 

Wenn  die  Gapitel  von  Gnesen  und  Posen,  dennoch  unter  Be- 
rufung auf  das  Breve  vom  10.  April  1844  gegen. diese  Insinuation 
remonstrirten  und  auf  die  Erwiederung  der  Begierung,  dass  die  ein- 
seitige päpstliche  Entscheidung  an  den  verfassungsmässigen  preuss- 
ischen,  durch  Vertrag  mit  der  Gurie  erzielten  Bechte  nichts  ändern 
könne,  schliesslich  —  am  9.  September  1845  —  erklärten,  dass  sie 
eine  zukünftige  Erzbischofswahl  nur  in  einem  Acte  ohne  Vorwahl 
abhalten  könnten  und  dürften ,  so  liegt  auf  der  Hand ,  dass  sie  in 
Betreff  des  wahren  Sinnes  des  Breve  vom  10.  April  1844  im  Irr- 
thum  waren.    Denn   dieses   hatte  ihnen  keineswegs  die  Vornahme 
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^,  der  Erzbischofswahl  in  einem  einzigen  Acte  ohne  Vorwahl  vorge- 
schrieben, sondern  es  hatte  nur  bestimmt,  dass  die  Begierung  nicht 
berechtigt  sei,  sie,  die  Capitel,  auf  das  Listenverfahren  als  einzigen 
Informatioasmodus  zu  beschränken,  resp.  ihnen  überhaupt  einen  In- 
fonnationsmodus  vorzuschreiben,  die  Sorge  dafür,  dass  der  zu  Wäh- 
lende Persona  non  minus  grata  sei,  vielmehr  lediglich  dem  Capitel 

p.|  obliege,  dem  auch  die  Art  und  Weise,  wie  es  sich  hierüber  infor- 
ffliren  walle,  freigestellt  bleiben  müsse. 

Wenn  nun  die  Begierung  den  Gapiteln  (cf.  S.  246.)  schliess- 
lich erwiederte,  dass  es  ihr  vollkommen  gleichgültig  sei^  ob  eine 
Torwahl  (Aufstellung  der  Candidaten  im  Wege  der  Abstimmung) 
stattfinde  oder  nicht,  wenn  ^nur  der  Gandidat  als  Persona  grata  be- 
fanden werde ,  so  dürfte  die  Frage  erlaubt  sein ,  in  wie  fcr;i  sich 
denn  ihr  Standpunkt  noch  von  dem  des  Papstes  in  dem  Breve  vom 

110.  April  1844.  unterschied  ?  Dass  die  Capitel  nicht  auf  das  Ge- 
rathewohl  hin  zur  Wahl  schreiten,  sondern  von  der  Qenehmheit  der 
ZQ  wählenden  Person  vor  der  Wahl  überzeugt  sein  mussten,  darüber 
war  ja  kein  Zweifel ;  da  es  aber  der  Wege  mehrere  gibt,  sich  diese 
Ueberzeugung  zu  verschaffen ,  so  durfte  ihnen  selbstverständlich  der 
Papst  keinen  derselben  durch  eine  einseitige  Begierungsverfügung 
verschränken  lassen  und  die  Begierung  hat  grade  durch  ihre  nach- 
träglichen Erlasse  an  die  Capitel  gezeigt,  dass  sie  diese  Ansicht 
des  Papstes  als  eine  berechtigte  anerkannte.  Nur  der  Auffas- 
sung ist  sie  entgegengetreten ,  als  ob  die  Capitel  gar  nicht  ndthig 
hätten,  vor  der  Wahl  sich,  über  die  Oenehmheit  der  Person  zu  in- 
formiren'.  Ob  und  in  wiefern  die  Erklärungen  der  Capitel  zu  einer 
Rectification  in  diesem  Sinne  Veranlassung  gegeben  hatten,  lässt 
sich,  da  Herr  Friedberg  sie  nicht  inhaltlich  mittheilt,  nicht  beur- 
theilen.  Es  scheinen  Missverständnisse  von  beiden  Seiten  unterge- 
laufen zn  sein. 

Dass  übrigens  beid^  Metropolitancapitel  die  Aufstellung  und 
Einrichtung  einer  Candidatenliste  und  somit  auch  den  hierzu  erfor- 
derlichen Act  der  Vorwahl  nachmals  nicht  weiter  fiir  unzulässig  er- 
achtet  haben,  beweisst  die  Thatsache,  dass  sie  nach  Przyluski's  Tode 
in  der  That  eine  Liste,  worai^f  sechs  Candidaten  verzeichnet ,  waren, 
der  Begierung  eingereicht  haben ,  auf  welche  jedoch  leider  die  Be- 
gierung es  unterlassen  hat,  ihrerseits ,  wie  sie  verpflichtet  gewesen 
wäre,  eine  Erklärung  abzugeben. 

i)ie  nächsten  Wahlen  unter  der  Begierung  Friedrich  Wil- 
helm's  rV.  können  hier  bis  auf  diejenige  Mai'tins  zum  Bischof  von 
Paderborn  und  die  des  gegenwärtigen  Bischofs  von  Culm,   von  der 
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Marwitz,  übergangen  werden,  weil  sie  zu  Bemerkungen  in  wesent- 
licheii  Funkten  keinen  Anlass  bieten. 

Die  Regierung  hatte  davouAbstand  genonamen,  einen  bestimm- 
ten Informationsmodus  vorzuschreiben  und  die  Capitel  wählten  fast 
.   regelmässig  aus  freien  Stücken  den  Weg,  sich  durch  Vorlegung  einer 
Liste  über  die  Genehmheit  der  Candidaten  zu  vergewissern. 

Die  nach  dem  —  am  5.  November  1855  erfolgten  —  Tode 
•  des  Bischofs  .  Drepper  stattgeftindene  Wahl  Martins  zum  Bischof 
von  Paderborn  ist  insoferu  bemerkenswerth ,  als  von  den ,  auf  der 
eingereichten,  aber  von  einigen  Mitgliedern ,  die  eine  stärkere  Be- 
theiliguug  des  Diöcesanclerus  gewünscht  hatten ,  nicht  unterschrie- 
benen Liste  stehenden  fünf  Candidaten  drei^gestrichen,  dagegen  ?op 
dem  Könige  in  BücEsicht  auf  die  ihm  von  mehreren  Mitgliedern 
des  Capitels  vorgetragenen  Wünsche  noch  drei  andere  Namen  als 
genehm  bezeichnet  worden  waren. 

Ebenso  hatte  der  König  bei  der  erwähnten  Gulmer  Wahl  von 
vier  Candidaten,  die  auf  der  eingereichten  Liste  standen ,  zwei  ge- 
strichen und  dafür  dem  Capitel  aus  freien  Stücken  einen  anderen 
als  genehm  bezeichnet. 

Wir  an  unserem  Theil  haben  schon  früher  die  Ansicht  ver- 
treten, dass  wenn  ein  Capitel  sich  des .  Listenverfahrens  als  Informa- 
tionsmodus bedient,  die  von  ihm  aufzustellende  Liste  alle  Candidaten 
enthalten  muss,  welche  das  Capitel  für  geeignet  und  würdig  erach- 
tet, die  erledigte  Kirche  heilig  und  weise  zu  regieren ,  dass  aber 
dann  die  Regierung,  wenn  sie  nicht  Gefahr  laufen  will,  die  Wahl 
unmöglich  zu  machen,  mindestens  drei  Namen  auf  der  Liste  übrig 
lassen  muss.    Ein  JRecht  des  Landesherm,   dem  Capitel  seinerseits 
Personen  als  genehm  zu  bezeichnen  mit  dem  Ansprüche ,  einer  über 
Gebühr  gestrichenen  Liste  als  Ergänzung  zu  dienen,  besteht  nicht; 
auch  kann  ein  Capitel,  ohne  sich  dem  Vorwurfb ,  entweder  bei  Auf- 
stellung der  Liste  nicht  mit  der  gehörigen  Gewissenhaftigkeit  und 
Umsicht  verfahren  zu  sein,  oder  eine  f&r  die  kirchlichen  Interessen 
bedenkliche  Conuivenz  gegen  die  Wünsche  der  weltlichen  Macht  aus- 
zuüben, auszusetzen,  auf  eine  Berücksichtigung  von  Candidaten  sich 
nicht  einlassen,  die  ihm  vom  Gouvernement  bei  gleichzeitiger  Streich- 
ung —  vom   Capitel   als  geeignet  befundener   Candidaten   —  aus 
eigener  Initiative  empfohlen  werden.    Das  Listenverfahren  hat  ein- 
mal seine  festen  Formen  und  seine  gewiesenen  Gränzen ,   damit  in- 
nerhalb derselben   neben  einer  massvollen   Exclusive  des  Landes- 
herrn  das  Capitel  die  zum  Wesen  einer  canonischen  Wahl  gehörige 
Freiheit  finde. 
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Ans  der  Begierungszeit  Wilhelm  I.  hat  "Friedberg  (S.  250  ff. ) 
nur  über  zwei  Wahlen,  die  Trier'sche  de  18(34  and  die  Kölner  vom 
Jahre  1865  in  eingehender  Weise  berichtet.    ^ 

Von  der  Wahl  des  Grafen  Ledochowski  zum  Erzbischof  von 
Posen  bemerkt  er,  nur ,  dass  er  von  Born  aus  (der  Begierung)  sehr 
empfohlen  worden 'sei,  der 'königliche  Gesandte  in  Brüssel,  Herr  v. 
Savigny,  Mitglied  der  Centrumspartei  ,  nur^  Bühmendes  über  ihn  be- 
richtet und  das  Capitel  ihn  auf  Befehl  des  Papstes  gewählt  habe. 
Es  ist  nun  abeis  unwahr,  dass  der  Papst  dem  Capitel  die  Wahl  Le- 
dochowski's  befohlen  habe ;  es  hat  sich  dabei  vielmehr  nur  um  einen 
wohlmeinendei^  JE^th  gehandelt,  welchen  der  Papst  den  beiden  Me- 
tropolitancapit^In  mit  Bäcksicht  auf  die  besondere  Lage  der  Ver- 
hältnisse durch  Msgr.  Frs^Achi,  der  dieserhalb  nach  Dresden  gekom- 
men war,  ertbeilt  hat.  —  Was  Herrn  von  Savigny  anlangt,  so  war 
nicht  ^,  sondern  v^  Balan  zur  Zeit,  als  die  gedachte  Posener  Wahl- 
angelegenheit  seh  wehte  —  1865/66  Gesandter  in  Brüssel  und  die 
Ceotrumspartei  hat  sich  bekanntlich  erst  im  Jahre  1870/71  gebildet. 
Es  war  also  hauptsächlich  Herr  v^  Balan  bei  den  Verhandlungen 
wegen  Beförderung  des  damaligen  Nuntius  in  Brüssel,  Grafen  Ledo- 
ehowski,  auf  den  erzbischöflichen  Stuhl  von  Gnesen  und  Posen  be- 
theiligi  Herr  v.  Savigny  war  damals  längst  Gesandter  am  Frank- 
farter  Bundestage.  Wahr  ist  nur,  dass  derselbe  1863  und  64  Ge- 
sandter in  Brüssel  war,  dass  er  in  dieser  Stellung  (Gelegenheit  ge- 
habt hat,  den  Grafen  Ledochowski  kennen  zu  lernen  und  dass 
er  in  der  Angelegenheit  wegen  Wiederbesetzung  des  erzbischöflichen 
Stahles  von  Gnesen-Fosen  auf  Befragen  der  Begierung  über  ihn  mit- 
getheilt  hat,  was  er  als  Ehrenmann  und  treuer  Beamter  seines  Kö- 
nigs nach  Pflicht  und  Gewissen  über  ihn  berichten'  konnte.  Ist  das 
nar  Bühmendes  gewesen,  so  finden  wir,  wenn  wir  auf  die  achtjährige 
segensreiche  Amtsthätigkeit  dieses  Erzbischofs  zurückblicken  und 
sehen ,  mit  welchem  Ernste  und  mit  welcher  Gewissenhaftigkeit  er 
seine  Pflichten  gegen  den  Staat,  ebenso  wie  seine  Pflichten  gegen 
Gott  und  die  Kirche  stets  erfUUt  hat,  dass  Herr  v.  Savigny  sich  in 
seinem  ürtheile  durchaus  nicht  getäuscht  hat. 

Die  nach  Amoldi's  —  am  7.  Januar  1864  —  erfolgten  Tode 
stattgefundene  ,T4er'sche  Wahl  erwähnt  Friedberg  nur,  weil  sich  da- 
bei zum  ersten  Mal  eine  Thätigkeit  des  Münchener  Nuntius  bemerk- 
lich gemacht  habe. 

Aas  der  am  18.  Februar  gehaltenen  Vorwahl  gingen  fünf  Can- 
didaten  hervor,  von  denen  die  Begierung  zwei  strich.  Die  am  1. 
Juni  stattgehabte  förmliche  Bischofswahl  fiel  bekanntlich   auf  den 
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Abt  Haneberg  in  Manchen,  der  jedoch  ablehnte.    Wenn  nun  Pried- 
berg  ^räSl)  behauptet,   dass  nach  dieser  Ablehnung  der  Numiius 
an  das  Capitel  die  Aufforderung  gerichtet  habe,  nicht  mehr  zu  wäh- 
len, sondern  dem  Papste  eine  Person  zur  Ernennung  vorzuschlagen, 
wenn  er,  gestützt  hierauf  von  eineir,  auf  Verkürzung  der  vertrags- 
mässigen  Eechte  der  Regierung  gerichteten  Thätigkeit  des  Nuntius 
spricht,  so  macht  er  auch  hier,  sich  einer  argen  Entstellung  schuldig. 
Der  Nuntius  hat  sich  .überhaupt  nicht  aus  freien  Stacken  mit 
dieser  Wahlangelegenheit  befasst,  sondern  er  hat  nur  dem  Capitel 
geantwortet,  welches,  nachdem  Haneberg  die  auf  ihn  gefallene  Wahl 
I  abgelehnt ,  durch  seine  Vermittelung   ein  Schreiben  an  den  Papst 
/gerichtet  hatte  mit  der  Bitte,    den  Erwählten  zur  Annahme  der 
'  Wahl  zu  vermögen. 

Dieses  Antwortschreiben,  datirtvom  22.  Juli  1864'),  setzt 
nun  zunächst  die  Gründe  auseinander,  warum  der  hl.  Vater  auf  die 


1)  Es  lautet  wörtlich: 

Bedditae  nuper  Brno.  Patri  faerant  Litterae  qnibris  Dominationcs  \^trac 
Sanctiiatem  Suam  rogabant,  ut  Bmam.  P.  Abbatem  Bonifadam  Haneberg  0. 
S.  B.  in  Episcopum  Trevirensem  electum,  ipunus  antem  Episcopale  assnmere 
rccusantem,  auctoritate  Sua  ad  id  susdpiendum  movere  dignaretnr.  Licet  gra- 
tissimum  foret  Snmmo  Pontificl  votis  DD.  W.  morem  gerere ,  graves  tarnen 
impedinnt  rationes,  qnominus  in  casu,  de  quo  agitnr,  id  eveniat.  Ignotmn 
eqiiidem  esse  non  potest  etiam  DD.  VY.,  pancis  abhinc  annis  Bmom.  Patrem 
Sibi  in  animo  propasuisse.  P.  Haneberg  Bomam  vocare,  ut  ibidem  eam  qna  pol- 
let  praesertim  in  lingnis  rebnsqne  Orientalibos  doctrinam  in  bonum  Ecclesi&e 
nniversae  impenderet.  Cui  tarnen  oonsilio  ne  susciperetnr  plurima  obfaenuit 
obstacula,  maxime  autem  postnlationes  et  vota  Serenissimi  Bavariae  Regis,  illiu» 
religiosnm  virum  pro  fidelinm  aedificatione  ac  Studiormn  üniversitatis  profecto 
Monachii  retinere  cnpientis.^ 

Qnapropter  cum  eaedem  modo  adsint  rationes,  eademque  prolata  faerint 
Vota,  band  oportnnnm  censoit  Sanctitas  Sua,  ipsnm  P.  Haneberg  a  jamooept'O 
proposito  removere. 

Qnibus  omnibns  Snmmi  Pontificis  jnssa  ac  nomine  DD.  YV.  patefactis, 
seqnitnr,  novam  nunc  necessariam  esse  electionem :  qua  tarnen  super  re  '  Bmns. 
Pater  id  ipsum  ac  DD.  YY.  vitare  vehementer  exoptat,  longiorem  nempa  iUins 
Episcopalis  Sedis  vidnitatem.  Hoc  autem  procul  dubio  accideret,  si  consuetae 
electionis  modo  retento,  ceterae  quae  in  usn  sunt  conditiones  ad  amussim  ser- 
vandae  essent.  Si  vero  Capitulum  Oathedrale,  praesentibus  rerum  adjunctis  ac 
majori  Ecclesiae  bono  prae  oculis  habitis,  pro  hac  tantum  vice  juri  suo  renun- 
tiare  vellet,  ita  ut  unum  omnimodo  idoneum  ac  probatum  ecclesiasticum  vimin 
per  litteras  Bmo.  Patri  praesentaret  in  Episcopum  Trevirensem  canonice  insti- 
tuendum,  res  tam  gravis  exitum  profecto  tutiorem  ac  promptiorem  haberet. 

Erit  itaque  DD.  YY.,  negotium  hoc  rite  perpendere,  ac  si,  uti  speran- 
dum  mihi  est,  omnes  in  eo  consiUo  conveniant,  quod,  Bmi.  Patris  mente  pe^ 
specta,  modo  proposui,  non  solum  praeclarum  erga  S.  Sedem  devotionis  argu- 
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gedachte  Bitte  des  Capitels  nicht  eingehen  könne  nnd  enthält  dann 
nicht  sowohl  eine  Aufforderung  an  das  letztere,  nicht  mehr  zu 
wählen^  als  vieiraehr  einen  Bath,  wie  die  verwaiste  DiOcese  schnei- 
ler  und  sicherer  als  durch  Beobachtung  aller ,  bei  einer  förmlichen 
Wahl  gebräuchlichen  umstände  wieder  einen  Oberhirten  erlangen 
könne.  Dass  es  sich  nur  um  einen  Bath  handelte,  nicht  um  eine 
Aufforderung  geht  nicht  nur  aus  dem  Wortlaute  des  Schreibens, 
sondern  auch  daraus  hervor,  dass  der  Nuntius,  als  die  Mehrheit  des 
Capitels  von  Neuem  zu  wählen  beschloss,  hiergegen  durchaus  nichts 
za  erinnern  fand,  vielmehr  erwiederte,  dass  es  dem  hl.  Vater  durch- 
aus fern  gelegen  habe,  das  Capitel  durch  Entziehung  des  Wahlrechts 
za  bestrafen.  »Sanctissimus  Dominus  noster  säne  Gapitulum  punire 
noluiic 

Das  Räthsel,  wie  der  Nuntius  dazu  kam,  dem  Capitel  einen 
solchen  Rath  zu  ertheilen,  ist  für  den,  welcher  mit  den  Verhält- 
nissen  und  im  Trier'schen  Capitel  damals  herrschenden  Stimmungen 
einigermassen  bekannt  ist,  nicht  schwer  zu  lösen.  Eine  Minorität 
des  Capitels  tcünschte  die  Devolution  der  Wahl  an  den  Papst  in  der 
Hoffnung,  den  Caudidaten,  auf  welchen  sie  ihr  Augenmerk  gerichtet 
hatte ,  mit  welchem  sie  aber  bei  der  Majorität  auf  unbesiegbaren 
Widerstand  stiess,  durch  päpstliche  Ernennung  auf  den  bischöflichen 
Stahl  erhoben  zu  sehen.  Setzen  wir  nun  den  Fall,  und  wir  haben 
Grand  es  zu  thun,  es  sei  von  dieser  Seite  dem  Nuntius  schon  vor 
dem  Wahltermine  die  Mittheilung  gemacht  worden,  dass,  wenn  7on 
den  drei  in  Berlin  unbeanstandet  gebliebenen  Caudidaten  Arnoldi, 
Krementz  und  Haneberg  der  Letztgenannte  gewählt  werde  und  dann 
ablehne,  die  weitere  Wahl  sich  zu  einer  sehr  intricaten  Angelegen- 
heit gestalten  könne ,  deren  Ende  von  Niemand  abzusehen  sei ,  so 
wird  man  zügeben  müssen,  dass  eine  solche,  von  hervorragender  Seite 
aas  dem  Capitel  gemacht^  Andeutung  geeignet  sein  konnte,  in  dem 
Nuntius  die  Befürchtung  zu  erregen,  die  Wiederbesetzung  des  Trier'- 
scben  Bischofsrtuhls  werde  durch  ein  neues  Wahlverfahren  ausser- 
ordentlich in  die  Länge  gezogen  und  dadurch  das  Interesse  der  Diö-* 
c^e  möglicherweise  schwer  geschädigt  werden.    In  dieser  Meinung 


mentnm  iterato  proharent,  sed  etiam  Incolentissimo  exemplo  oatendereat,  nihil 
ipos  grave  esse,  qao  major  istins  Dioeceseos  atilitas  haben  possit.    libenter 
accipiam  qnae  DD.  VY.  hac  super  re  mihi  respondehont.    Sinceris  interim  sta- 
diod  animi  jsensibas  germaneo  Dominatiam  Vestrarom.' 
Monachü  die  22.  Juli  1864 

addictissimas  Servus 
Mg.  Archiep.  Neocaesarensis  N.  A. 
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müsste  der  Nuntius  noch  mehr  bestärkt  werden ,  als  nach  erfctgter 
Ablehnung  Haneberg's  das  Capitel  in  seinem  durch  die  Hände  des 
Nuntius  gegangenen,  obenerwähnten  Bittgesuche  an  den  Papst  von 
Neuem  die  Schwierigkeiten,  welche  Haneberg's  Ablehnung  ihm  and 
der  Diftcese  bereiten  würde,  in  lebhaften  Farben  schilderte. 

So  lag  es  denn,  nahe,  dass  der  Nuntius ,  da  er  das  Capitel  in 
Betreff  Haneberg's  abschläglich  zu  bescheiden  hatte,  mit  Zustimmung 
des  hl.  Vaters  einen  guten  Bath  einfliessen  liess,  wie  der  geschilder- 
ten Schwierigkeiten  am  zweckmässigsten  vorzubeugen  sei  und  die 
verwaiste  Diöcese  am  schnellsten  wieder  zu  einem  Bischof .  kommen 
könne.    Das  ist  der  wahre,  sehr  natürliche  Verlauf  der  Sache. 

Das  Capitel  schritt  denn  auch  im  September   zu   einer  neuen 
Vorwahl,  schlug  abermals,  fünf  Candidaten  vor  und   wählte  aus  den 
.drei  genehmigten  den  Feldp^ppst  Pelldram. 

Man  muss  die  historische  Gewissenhaftigkeit  Friedberg's  be- 
sitzen, um  aus  diesem  Verfahren  des  Mfinchener  Nuntius  ein  Atten- 
tat "Boms  auf  die  vertragsmässigen  Bechte  der  preussiscben  Begier- 
ung  abstrahiren  zu  können. 

Von  hervorragendem  Interesse  ist  die  Kölner  Erzbischofswahl 
vom  Jahre  1864/65.  Das  Verhalten  der  Begierung  bei  derselben 
ist  an  Missgriffen  so  reich,  dass  die  vollständige  Niederlage ,  welche 
^ie  in  dieser  ganzen  Angelegenheit  schliesslich  davon  getragen  bat, 
nur  als  eine  selbstverschuldete  bezeichnet  n^erden  kann. 

Der  Friedberg'sche  Bericht  über  die  Vorgänge  bei  dieser  Wahl 
ist  nur  ein  sehr  einseitiger,  lückenhafter  und  für  den  mit  der  Sache 
unbekannten  Leser  kaum  verständlicher  Abriss  des  Geschehenep. 
Glücklicher  Weise  befindet  sich  aber  unter  den  im  2.  Bande  abga- 
druckten  Actenstücken  (S.  167)  die  Note  des  Cardinal-Staatssecie- 
tärs  Antonelli  an  den  preussiscben  Gesandten  von  Arnim  vom  5. 
August  1865,  welche  eine  so  lichtvolle,  würdig  gehaltene  Auseinan- 
dersetzung über  den  Verlauf  dieser  Angelegenheit  bis  zu  diesem 
Zeitpunkte  und  über  die  Ursachen  der  so  lange  verzögerten  Wieder- 
besetzung des  erzbischöflichen  Stuhles  enthält,  dass  die  tendenröse 
Darstellung  Fi'iedberg's  dagegen  schwerlich  aufkommen  kann. 

Obgleich  uns,  da  die  Sedisvacanz  schon  am  8.  September  1864 
—  mit  dem  Tode  des  Erzbischofes,  Cardinais  von  Geissei  —  einge- 
treten war,  diese  Note  gewissermassen  in  medias  res  hineinversetzt, 
so  halten  wir  es  doch  für  zweckmässig,  mit  der  Analyse  ihres  In- 
haltes zu  beginnen,  weil  wir  daraus  die  Stellung  des  heiligen  Stuh- 
les zu  dieser  Wahlangelegenheit  am  sichersten  erkennen  können. 

Der   Cardinal-Staatssecretär    erörtert  darin  zunächst  die  Ur- 
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lachen  der  so  lange  dauernden   Verzögemng  der  Wiederbesetznng 
des  erzbischöflichen  Stuhles.    Als  splcbe  führt  er  an : 

1)  eme  im  Schosse  des  Wahlcapitels  selbst  entstandene  bekla- 
genswerthe  Spaltung, 

2)  die  von  der  Regierung  in  dieser  Wahlangelegenheit  beob- 
achtete Haltung,  von  welcher  er  behauptet,  dass  sie  auf  die  Minder- 
heit des  Gapitels  einen ,  das  Zustandekommen  einer  Wahl  hindern- 
den Einfluss  geübt  habe. 

In  Bezug  auf  den  ersten  Grund  bemerkt  der  Cardinal: 

»W&hrend  die  Majorität  der  Domcapitulare  eine  Candidaten- 
liste  aufzustellen  übereinkam  und  sie  auch  wirklich  mit  Stim* 
menmehrheit  aufstellte  ^) ,  um  dieselbe  seiner  Majestät  zu  prä- 
sentiren  und,  den  päpstlichen  Anordnungen  gemäss,  die  Aller- 
höchste Ansicht  darüber  zu  erkünden,  und  um  dann  zur  feier- 
lichen Wahl  eines  dieser  Cai^didaten  zum  Erzbischof  nach  den 
canonischen  Formen  zu  schreiten  ,  widersetzte  sich  die  Minori- 
tät des  Gapitels  hartnäckig  der  Aufstellang  der  vorgeschlagenen 
listete 

Aus  diesem  Grunde,  fährt  er  fort,  sei  von  dem  ganzen  Gapitel 
die  Frage  dem  apostolischen  Stuhle  zur  obersten  Beurtheilung  und 
Entscheidung  unterbreitet  und  derselbe  zugleich  um  Verlängerung 
der  Frist  für  die  Wahl  ersucht  worden ,  die  im  December  verflosse- 
nen Jahres  (1864)  abgelaufen  gewesen  wäre. 

0er  hL  Stuhl  habe  bei  FMfung  der  Sache  in  dem  Verfahren 
deivMe)}rheit  des  Gapitels  nichts  Ungesetzliches  und  Anticanonisches 
teederSR  Hinsieht  auf  die  Auffttellung  ckr  Liste ,  noch  in  JERnsicM 
auf  die  darin  bezeichneten  Personen  finden  können. 

Was  die  Aufstellung  der  Liste  betreffe,  so  sei  zwar  in  der  Ver- 
einbarung der  preussischen  Begierung  mit  dem  Papst  Pins  VII.  die- 
ses Verlahren  den  Wahlcapiteln  nicht  vorgeschrieben ,  sondern  es 
sei  ihnein  nur  auferlegt ,  sich  zu  vergewissern ,  dass  die  Gandidaten 
mit  denTonden  hL  Ganones  erheischten  Eigenschaften  auch  äie, 
dem  Könige  ni(rht  ungenehm  zu  sein,  vereinigten.  Auch  könne, 
wie  hieraus  nothwendig  folge,  die  kgl,  preussische  Regierung  von 
dm  WaMcapitdn  niemals  eine  solche  Liste  verlangen^  als  ob  es  von 
dem  hl.  SkMe  so  vorgeschrieben  wäre ,  wie  dies  in  einigen  Fällen 
geschehen  sei,  aber  ebenso  wahr  sei  die  Aufstellung  der  Liste  eines 


1)  Es  geschah  dies,  wie  wir  weiter  unten  näher  darlegen  werden,  am  26. 
October  1864.  Die  Liste  enthielt  die  Namen  Ketteier,  Bandri,  Dieringer,  ICi^- 
tin  and  Melchers. 
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der  geeigneten  Mittei ,  die  Allerhöchste  Denkweise  vher  die  dam 
verzeichneten  Candidattn  kennen  zu  lernen  and  als  solches  vom  Papst 
Leo  XII.  anderen  Kirchen  Deutschlands  vorgeschrieben  und  von  den 
betreffenden  Begierungen  genehmigt,  sogar  in  dem  Königreich  Freus- 
sen  mehrmals  ausdrücklich  vom  hl.  Stuhle  den  Wahlcapiteln  ge- 
stattet, noch  öfter  von  diesen  angewendet  und  stillschweigend  vom 
hl.  Stuhle  durch  widerspruchslose  Gonfirmation  ihrer  Wahlen  be- 
stätigt, selbst  mit  Einwilligung  der  kgl.  Regierung. 

Auch  sei  die  Entwerfung  der  Liste  an  sich  selbst  betrachtet, 
nicht  den  M.  Canones  und  dem  Eechte  der  Wähler  entgegen,  wie 
es  einige  der  dissentirenden  Domcapitulare  von  Köln  behauptet 
hätten. 

Die  ursprünglichen  Canones  beschäftigten  sich  allerdings  nicht 
mit  einer^  dem  Souverain  einzureichenden  Candidatenliste,  sie  sprächen 
jedoch  von  der  Wahl  und  von  den  ihr  vorausgehenden  Acten  wie 
von  einer  dem  Capitel^  als  moralische  Person  betr achtel^  jntsiehenden 
Sache,  Und  indem  sie  den  einzelnen  Wählern  das  Recht  einräume 
ten^  mit  ihrer  Stimme  zur  WgM  mitzuioirken ,  erkannten  sie  in  der 
WatU  den  eigeneti  Act  des  Capitels^  so  dass  Derjenige  als  von  dem 
Capitel  gewählt  angesehen  werde  ^  auf  den  sich  entweder  aüe  oder 
die  JSfehrheit  der  Domcapitulare ,  ohne  Bäcksicht  auf  den  Dissens 
einiger^  mit  ihrer  Stimme  gewendet  hauen.  Wie  nun  diese  Bestim- 
mung der  Canones  mit  Becht  auf  alle  Angelegenheiten,  welche  capi- 
tulärisch  verhandelt  werden^  Anwendung  finde,  so  müsse  sie  mit  um 
so  stärkerem  Gründe  für  einen  Act  Geltung  haben,  wdeher  der 
Wahl  vorausgehe,  und  der ,  so  zu  sagen ,  den  Character  einer  vor^ 
läufigeti  Wahl  habe,  wie  es  eben  grade  die  Aufstellung  der  Liste  sei. 

Die  Aufstellung  der  Liste  durch  Stimmenmehrheit  biete  daher 
nichts  Anticanonisches  dar. 

Was  sodaun  aber  die  in  der  Liste  enthaltenen  Candidaten  be- 
treffe, wie  könne  man  da  bezweifeln ,  dass  Personen',  in  denen  nicht 
nur  das  Urtheil  der  Majorität  des  Gapitels ,  sondern  auch  die  ein- 
müihige  Meinung  der  Prälaten  und  Gläubigen  auch  ausserhalb 
Deutschlands  und  des  apostolischen  Stuhles  selbst  die  von  den  fd. 
Canones  erforderten  Eigenschaften  erkannt  habe,  die  der  Klugheit 
und  des  pflichtschuldigen  Gehorsams  gegen  die  weltliche  Macht  nidU 
ausgeschlossen,  nicht  dazu  geeignet  sein  sollten,  die  Erzdiöcese  Eöhi 
zu  regieren,  um  so  mehr  als  diese  einstimmige  Meinung  durch  die 
i  Thatsache  selbst  bekräftigt  werde ,  dass  der  grössere  Tbeil  jener 
Personen  entweder  als  residirende  Bischöfe  oder  in  anderer  Qnali- 
•  tat  der  Regierung  der  Diöcesen  so  würdig  vorständen. 
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Der  hl.  Vater  habe  daher ,  fest  entschlossen ,  das  Recht  der 
MehrhjBit  des  Capitels  anzuerkennen,  und  doch  auch  von  dem  Wunsche 
durchdrungen,  die  Dissentirenden  zur  Eintracht  und  zur  Elnstimnug- 
keit  za  vereinigen,  durch  Schreiben  des  Cardinal-Staatssecretärs  vom 
10.  December  1864  dem  Gapitel  den  Wunsch  kundgegeben,  dass 
alle  IGtglieder  desselben  sich  übbr  die  von  der  Majorität  aufgestellte 
Liste  einigen  möchten,  so  dass  4;iach  JSücksendung  derselben  von  Sei- 
ten der  Regierung  sofort  zur  Wahl  einer  der  auf  der  Liste  stehen- 
den Personen  geschritten  werden  könne.  Zu  diesem  Zwecke  habe 
der  hl.  Vater  dem  Gapitel  noch  eine  Verlängerung  der  Wahlfirist  be- 
wflUgt 

Die  königliche  Regierung,  die  bis  dahin  die  Entscheidung  des 
hl  Vaters  abwarten  zu  müssen  erklärt ,  und  welche  von  diesem 
Schreiben  noch  eher  Kenntniss  erhaÜen  habe,  als  dasselbe  dem  Ca- 
püd  hei  dem  weiteren  Vorgehen  in  der  WMangelegenheü  habe  zur 
^orm  dienen  können,  habe  sich  nunmehr  sogleich  beeilt,  durch  Ver- 
fflittelung  ihres  Commissars  alle  von  der  Majorität  vorgeschlagenen, 
auch  vom  hl.  Stuhl  günstig  aufgenommenen  Candidaten  auszuschlies-  | 
sen,  was  dem  hl.  Stuhl  gerechten.  Grund  zur  Beschwerde  gegeben  j 
habe.  Nichts  destoweniger  habe  er  es  nicht  verweigert,  auf  die  di- 
recteQ  Communicationen  einzugehen,  zu  denen  die  kgl.  Regierung  ihn 
eingeladen  habe ,  wohlverstanden  jedoch ,  dass  die  Vereinbarungen 
und  Beschlüsse,  welche  daraus  hervorgehen  würden,  weder  der  Frei- 
heit der  Wahl,  noch  dem  Rechte  der  Majorität  des  Capitels  Eintrag 
thun  dürften.  , 

In  diesem  Geiste  habe  der  Cardinal-Staatssecretär  in  einem, 
Namens  des  Papstes  am  8.  April  1865  an  den  Kölner  Capitelsvicar 
gerichteten  Schreiben  alle  Domcapitula];e  zur  Aufstellung  einer 
neuen  Liste  aufgefordert.  In  Folge  einer  damals  von  dem  königl. 
Comroissarius  erhaltenen  Mittheilung  habe  jedoch  das  Gapitel  Grund 
gehabt,  darüber  im  Zweifel  zu  sein,  ob  ihm  durch  besagtes  Schrei- 
ben vom  8.  April  vom  Papste  verboten  sein  sollte,  in  die  neue  Liste 
irgend  einen  von  den  Gandidaten  der  früheren  Lisle  aufzunehmen. 
Da  nun  ein  solches  Verbot  nicht  nur  der  Entscheidung  des  Papstes, 
das  Hecht  der  Mehrheit  des  Capitels  zu  achten  entgegen ,  sondern 
anch  laut  mündlicher  und  schriftlicher  Mittheilungen  des  Gesandten 
an  den  Cardinal-Staatssecretär  der  Absicht  der  preussischen  Re- 
gierang freotd  gewesen  sei,  so  habe  der  hl.  Vater  ihm,  dem  Gardi- 
oal,  befehlen,  dem  Gapitel  zu  erklären,  (wie  er  denn  in  der  That 
mittelst  Schreibens  vom  13.  Mai  1865  ihm  auch  erklärt  habe),  dass 
es  eine  neue  Liste  aufstellen  und  in  dieselbe  mit  Stimmenmehrheit 


/  / 
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Personen  sowohl  aus  der  ersten  Liste,  wie  andern,  wenn  sie  sonst 
die  erforderlichen  Eigenschaften  hätten,  aufnehmen  könne. 

Dieses  Schreiben  sei  dazu  angethan  gewesen,  in  dem  Capitel 
jede  Spaltung  zu  beseitigen ;  dessenungeachtet  seien  in  den,  im  yer- 
fiossenen  Monat  dann  gehaltenen  Sitzungen  des  Capitels  die  Schwie- 
rigkeiten, Widerspruche  und  Proteste  der  dissentirenden  Domherrn 
so  gross  geworden,  dass  die^Mehrhe^  des  Capitels,  obgleich  sie  ge- 
setzlich ohne  Weiteres  hätte  vorschreiten  können,  es  vorgezogen 
habe,  sich  von  Neuem  mit  der  Anfrage  an  den  hl.  Stuhl  zu  wen- 
den, oh  sie  troUf  des  Protestes  der  Minderheit  der  DomeapiMafe 
und  ihrer  Erklärung,  sich  mit  ihren^Stimmen  nicM  eu  betheUigen^ 
mit  Stimmenmehrheit  eur  Aufstellung  der  Liste  schreiten  könne. 

Es  habe  der  Weisheit  und  Einsicht  der  Regierung  nicht  ent- 
gehen können,  dass  die  Lösung  dieser  Frage  implicite  in  dem  citir- 
ten  Schreiben  vorn  13.  Mai  enthalten,  und  dass  die  bejahende  Ant- 
j  wort  (nur  eine  noth wendige  und  logische  Folge  jenes  obenangedea- 
{  teten,  allbekannten  Princips  im  canonischen  Rechte  gewesen  sei. 
Diese  bejahende  Antwort  habe  nun  der  Cardinal  Namens  des  Papstes 
an  das  Kölner  Capitel  am  5.  August  (gleichzeitig  mit  dieser  Note) 
abgefertigt  und  Se.  Heiligkeit  hege  nunmehr  das  Vertrauen,  dass 
nach  dieser. definitiven  Antwort  die  Minderheit  des  Capitels  endlich 
jenes  Widerstreben ,  das  sie  bisher  der  Majorität  entgegengesetzt, 
aufgeben  werde,  eine  Opposition,  in  welcher  der  Papst,  wie  bemerkt, 
eine  Hauptursache  der  verlängerten  Vacanz  des  Kölner  Sitzes  habe 
erblicken  müssen. 

Anlangend  die  von  der  Regierung  in  dieser  Angelegenheit  an- 
genommene Haltung  bemerkt  die  gedachte  Note: 

In  den  Verhandlungen  zwischen  Pius  VH.  und  der  kgL  preuss. 
Regierung  seien  in  Hinsicht  auf  die  Wahl  der  Bischöfe  hauptsäch- 
lich zwei  Dinge  ins  Auge  gefasst  worden;  einmal,  den  Capiteln  die 
Freiheit  der  Wahl  ^u  garantiren,  zweitens  der  Regierung  die  Sicher- 
heit zu  geben,  dass  nicht  Personen  auf  die  bischöflichen  Stähle  er- 
hoben würden ,  welche  die  so  nöthige  und  nützliche  Eintracht  des 
Priesterthums  mit  der  Staatsgewalt  compromittiren  könnten.  Für 
das  Eine  habe  jener  Papst  durch  die  Bulle  »De  salute  animarum.c 
für  das  Andere  durch  das  Breve  »Quod  de  fidelium«  gesorgt.  Die 
geeignetste  Weise  nun ,  beide  Anordnungen  freundlich  mit  einander 
zu  vermitteln,  wenn  die  Methode  der  Liste  angenommen  werde,  sei, 
dass  die  Regierung  unter  den  von  den  Wahlcapiteln  proponirteo 
Candi^aten  sich  auf  die  Ausübung  einer  gemässigten  Exclusive  be- 
schränke.   Nun  würde  es  aber  innerhalb  der  Gränzen  di^er  Massig- 
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ung  und  unbeschadet  der  Freiheit  der  Wahlen  nicht  möglich  sein, 
dass  aUe  vom  Capüd  prcponirien  Caftdidaten  mü  einem  Male  auS" 
ge$(Ma$ien  toürden,  und  dass  mü  Verkennung  des  allen  diesen  Ca^ 
pUdn  guskhenden  Rechtes  der  Initiative  den  von  diesen  bezeichneten 
Candidaten  andere  substituirt  würden^  um  über  diese  die  Wahl  er- 
feigen  zu  lassen.  Endlich  müsse  die  Ausschliessung  eines  Candida- 
ten als  Persona  ii^  J^f  ftta ,  damit  sie  gerecht  und  unparteiisch  sei^ 
dem  Endzwecke  gemäss^  welchen  der  hl.  Stuhl  vor  Augen  hatte,"  als 
er  den  Capiteli\  das  vorbesagte  Geheiss  ertheilte ,  einen  haUbaren 
md  gewidUigen  Orund  haben ,  entweder  in  Ansehung  der  Sinnesart 
der  Person  selbst,  oder  in  Ansehung  irgend  einer  früheren  Thatsacbe, 
die  Yon  solcher  Natur  sein  müsse ,  dass  sich  mit  Fug  und  Becht 
roi)  dem   betreffenden    Wahlcandidaten    eine   Compromittirung  der 

«  

guten  Beziehungen  zwischen  Staat  und  EiKhe  befürchten  Hesse. 
Hiemach  möge  die  Begierung  ^messen,  ob  die  von  ihr  in  Hinsicht 
aaf  die  Wahl  des  £rzbischofs  von  Köln  ergriffenen  Massnahmen  mit 
den,  mit  dem  hl.  Stuhle  geschlossenen  Verträgen  und  mit  einem 
practischen  und  richtigen  Verständniss  derselben  sich  vereinigen 
lasse.  In  der  That  habe  sich  die  Begierung  nicht  darauf  beschränkt, 
den  Einen  oder  den  Anderen  auszuschliessen ,  sondern  sie  habe  alle 
M  von  der  Majorität  des  Gapitels  proponirten  Candidaten  verwor- 
fen, obgleich  dieselben  durch  die  ausgezeichneten  Eigenschaften,  von 
denen  sie  glänzten,  jenes  Erzbisthums  würdig  gewesen  seien  und  we- 
gen ihrer  Weisheit  und  ihres  pflichtschuldigen  Gehorsams  gegen  den 
Sonverain  gerühmt  würden.  Auch  erscheine  der  umstand,  dass  zwei 
jener  Candidaten  ihren  Sitz  ausserhalb  Preussens  hätten ,  als  kein 
Uoreichender  Qrund,  sie  von  dem  Kölner  Sitz  auszuschliessen,  da  sie 
M  Gebni^  Pjeussen  seien  und  in  Preussen  auch  in  ansehnlichen 
Aemtem  den  priesterlichen  Dienst  geübt  hätten. 

Es  dürfe  also  keine  Verwunderung  erregen,  wenn  in  dieser 
ganzlichen  Ausschliessung  sowohl  Bischöfe  als  Oläubige  eine  Gefahr 
for  die  Freiheit  der  Wahlen  erblickten  und  sich  desshalb  an  den 
bL  Stuhl  gewendet  hätten.  Der  hl.  Vater  wende  sich  daher  in  der 
HoffoungV^ass  ähnliche  Inconvenienzen  sich  nicht  wiederholen  wür- 
den, bewogen  durch  die  Fürsorge  für  die  schleunige  Wiederbesetzung 
des  Kölner  Stuhles,  mit  grosser  Zuversicht  an  die  Gerechtigkeit  und 
Billigkeit .^IflL itogiemng  Se.  Majestät,  auf  dass  auch  sie  bei  Prä- 
sentation der  neuen  Liste,  deren  Vorlegung  dem  Capitel  zur  Pflicht 
gemacht  worden  sei,  alle  Schwierigkeiten  beseitige  und  sich  in  den 
Grenzen  jener  lj[ässigung  halte ,  welche  die  Freiheit  der  Wahlen, 
<Ue  VertrQ;]^  mit  dem  hl.  Stuhl ,  die  gemeinsamen  Interessen  von 
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Kirche  and  Staat  in  so  hohem  Grade  erheischten.  Sollten  indess 
wider  alles  Erwarten  neue  Hindernisse  sich  der  baldigen  Wahl  des  neuen 
Erzbischofs  entgegenstellen ,  so  wurde  der  hl.  Vater  genOthigt  sein, 
auf  Mittel  bedacht  zu  nehmen,  welche  in  wirksamer  Weise  dazu  ge* 
eignet  wären,  die  Bechte  der  Kirche  unversehrt  zu  erhalten  und  den 
Iqteresseu  der  Kölner  Metropole  zu  genügen. 

Diese  oifeniB  und  würdevolle  Sprache,  welche  der  Cardinal-Staats- 
secretär  in  dieser  Note  fuhrt,  gibt  unseres  Erachtens  allein  schon  ge- 
nugsam Zeugniss  für  das  gute  Recht,  welches  der  hl.  Stuhl  der 
pi-eussischen  Begierung  gegenüber  vertrat.  Wir  werden  dasselbe  im 
Laufn  unserer  Erörterung  aber  auch  noch  anderweit  erhärten  können. 
Zunächst  bleibt  nachzutragen,  dass  das  Capitel  der  ihm  vom  Papste 
ertheilten  Weisung  gemäss  am  25.  August  zu  einer  neuen  Vorwahl 
f  schritt  und  mit  Stimmenmehrheit  die  Namen  Ketteier,  Melchers,  Baadri, 
Hettinger  und  Haneberg  auf  die  Liste  Setzte ,  von  denen  die  drei 
ersteren  schon  in  der  früheren  Liste  gestanden  hatten,  die  beiden 
letzteren,  neu  waren. 

Durch  Cab.*Ordre  vom  16.  September  1865  wurden  Ketteier, 
Baudri  und  Hettinger  als  minus  grati  gestrichen,  gleichzeitig  aber 
wurde  der  Wahlcommissarius  ermächtigt ,  für  den  Fall ,  dass  die 
Mitglieder  des  Capitels  ausser  den  vorgenannten  Personen  noch  anf 
andere  ihr  Augenmerk  zu  richten  gesonnen  seien,  den  Bischof  von 
^Trier  Dr.  Pelldram  als  genehm  zu  bezeichnen,  sowie  jsur  Wahl  des 
Erahischofs  von  Edessa  Prinjsen  Grustav  Hohefdohe  die  landesherr- 
liche Zustimmung  zuzusichern. 

Das  Capitel  zeigte  sich  indess  nicht, gewillt,  der  Begierung 
/  das  Becht  zuzugestehen,  ihm  aus  eigener  Initiative  Candidaten  vor- 
zuschlagen und  da  auf  der  Capitelsliste  nur  zwei  Candidaten  als  mi- 
nus grati  übrig  gelassen  worden  waren,  so  fühlte  es  sich  in  seiner 
Wahlfreiheit  über  Gebühr  beschränkt,  um  sich  jedoch  gegen  jeden 
Vorwurf  der  Uebereiiung  zu  sichern ,  wendete  es  sich  durch  eines 
seiner  Mitglieder  an  den  Nuntius  in  München  um  Aufschluss  über 
die  Frage,  ob  es  unter  zwei,  ihm  auf  der  Liste  übrig  gelassener  Can- 
didaten zu  wählen  verpflichtet  sei.  Die  unter  dem  26.  September 
1865  Namens  des  hl.  Vaters  ertheilte  Antwort  lautete : 

^Sanctissimus  Pater  a  Vobis  recolendum  censet,  Sanctam  Sedem 
jam  alias  et  speciatim  in  provinciis  Bhenanis  ubi  sjstema  catologi 
in  Episcoporum  electione  paranda  viget,  formaliter  dedarasset  necesse 
esse  pro  canonica  Episcopi  electione,  ut  tresjaltem  J]!andidatonim  a 
Oubernio  in  catalogo  conserventur,  super  quibus  ad  actum  formaleni 
electionis  deveniri  debeat.    Hinc  Sancta  Sedes  non  posset  aliter  du- 
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biis  a  Vobis  propositis  respondere,  sed  declarat,  non  minus  quam  tres 
esse  debere  Gandidatos,  super  quibus  canonica  electio  fieri  queat,  ac 
qooties  Oubernium.  Borussiae  vellet  abusive  duos  tantammodo  Gan- 
didatos in  catalogo  relinqnere ,  hoc  in  casa  electio  locum  hHbeie  non 
posset  et  Gapitulares  decla^e  debebunt,  non  posse  se  operara  suam 
praestare  ejnsmodi  in  actam  ob  praedictam  rationem.c 

Inzwischen  war  auch  der  zeitherige  königliphe  Wahlcommis- 
sarius,  Oberpr&sident  der  Rheinprovinz  von  Ponimer-Esche  auf  seinen 
Antragt)  seines  Goniniissoriums  entbunden  und  an  seiner  Stelle  der 
damalige  Oberpräsident  von  Westphalen  von  Duesberg  zum  königl. 
Bevollmächtigten  f3r  die  Kölner  Erzbischofswahl  ernannt  worden, 
von  dessen  Einfluss ,  da  er  JEatholik  war ,  man  sich  eine  gAnstige 
Wirkung  auf  die  Majorität  des  Gapitels  versprach. 

Die  letztere  war  aber  nicht  zu  bewegen,  sich  zu  einer  Wahl 
Dnter  zwei  Gandidaten  zu  verstehen ,  vielmehr  lehnte  das  Gapitel 
darch  Besehluss  vom  8.  November  ej.  a.  dieselbe  förmlich  ab  und 
bescbloss,  von  Neuem  in  Bpm  anzufragen. 

Die  kgl.  Regierung -sah  sich  daher  genöthigt,  mit  dem  apo- 
stolischen Stuhle  von  Neuem  in  Verbindung  zu  treten  und  eine 
Cab.-Ordre  vom  13.  November  1865  befahl  sogar,  wegen  Einmisch- 
mig  des  Hünchener  Nuntius  dort  eine  ernste  Sprache  zu  fähren. 
Zugleich  sollte  der  Gesandte^  gegenüber  dem  Versuche,  das  in  den 
oberrheinischen  Ländern  geltende  Listensystem  mit  einer  Beschränk- 
ung des  Veto  der  Regierung  auch  für  Prenssen  einzufahren,  die  dem 
Könige  zustehenden  Rechte,  wonach  kein  Candidat  auf  die  Wahl 
gebracht  werden  dürfe ,  dessen  Qenehmbaltung  seitens  des  Königs 
dem  Gapitel  nicht  vorher  ausgesprochen  worden  sei,  auf  das  Be- 
stimmtste wahren.    - 

Jh.  welcher  Weise  sich  Herr  v.  Arnim  dieses  Auftrages  ent- 
ledigt, theilt  Friedberg  nicht  näher  mit. 

Die  Sache  selbst  nahm  aber  einen  durchaus  friedlichen  Ver- 
lauf, indem  der  Gardinal-Staatssecretär  den  Vorschlag  machte,  der 
Papst  werde  Melchers  zum  Erzbischof  von  Köln  ernennen  und  die 
ttegierung  ohne  weitere  Umstände  damit  einverstanden  war. 

Also  die  päpstliche  Ernennung  eines  urßprünglich  gestrichenen 
Candidatoa,  das  war  der  lErfolg ,  welchen  der  preussische  Gultusmi- 


\. 


1)  Der  Antrag  war  damit  motivirt ,  dass  nicht  auch  Melchers  von  der 
neuen  Lute  gestrichen  worden  sei,  da  dieser  doch  gleichfalls  sn  den  auf  der 
«rtcn  LjLste  Gestrichenen  gehörte,  v.  Pommer-Esche  sah  darin  eine  die  Re- 
giernog  oompromittirende  Inconsequenz. 
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nister  von  seinem,  ebenso  vom  Standpunkte  des  bestehenden  Yer- 
tragsrechts  unstatthaften  als  politisch  unklugen  Verfahren  ^)  in  die- 
ser  Wahlangelegenheit  davontrug. 

In  dem  Breve  vom  21.  December  1865,  worin  hiemäc&st  der 
Papst  dem  Capitel  diese  Ernennung  kundgab,  belobte  er  dasselbe, 
dass  es  auf  die  von  ihm  der  Regierung  eingereichte  Liste  zweimal 
Qeistliche  gesetzt,  nicht  wie  sie  ihn  von  Ändern  (i.  e.  vom  preiiss. 
^  CultusmiQisteriüm)  entgegengebrac)it ,  sondern  welche  von  ihm  frei 
erkoren  worden  seien ,  und  gibt  die  bündige  Zusicherung ,  dass  dem 
Capitel  für  die  Zukunft  das  Wahlrecht  werde  erhalten  werden,  wie 
denn  auch  bei  der  durch  die  Lage  der  Umstände  noth wendig  ge- 
wordenen 'ßesetzung  des  erzbischöfiichen  Stuhles  durch  unmittelbare 
päpstliche  Provision  er  mit  der  Ernennung  von  Melchers  nur  dem 
bisherigen  Resultate  der  Gapitelswahl  gefolgt  sei. 

Die  ungeschminkte  Verurtheilung ,  welche  hierdurch  das  Ver- 
fahren der  Regierung  erfuhr,  mag  Manchem  hart  klingen,  sie  war 
aber  für  den  Papst  unvermeidlich ,  wenn  er  sich  nicht  selbst  dem 
Vorwurfe  eines  conniventen  Verhaltens  gegen  Massregeln  der  Regie- 
rung ,  die  auf  eine  offenbare  Beeinträchtigung  des  den  Gapiteln  za- 
stehenden  Wahlrechts  hinausliefen,  aussetzen  wollte. 

•Ein  kurzer  Rückblick  auf  den  Verlauf  dieser  Wahlangelegen- 
heit, wie  dieselbe  sich  zwischen  dem  Capitel  und  der  Regierung  ab- 
wickelte, wird  uns  in  den  Stand  setzen,  nicht  nur  die  dabei  von  der 
Regierung  begangenen  Missgriffe  klarzustellen,  sondern  auch  die  tie- 
fer liegende  Ursache  für  ihr  Verhalten  und  das  damit  im  Zusammen- 
hange  stehende  der  Capitels-Minorität  ans  Licht  zu  bringen. 

Das  Capitel  war  erst  sechs  Wochen  nach  dem  Ableben  des 
Erzbischofs  Cardinal  v.  Geissei,  nämlich  am  25.  October  1864  zur 
Vorberathung  über  die  Erzbischotswahl  resp.  zur  Aufstellung  der 
Candidatenliste  zusammengetreted!:  Die  Berufung  desselben  war 
Sache  des  Dompropstes.  Ist  nun  schon  diese  lange  Verzögerang 
einer  so  überaus  wichtigen  Angelegenheit,  bei  deren  Verhandlung, 
keine  Minute  Zeit  hätte  verloren  werden  sollen,  auffallend,  so  moss 
es  um  so  mehr  Befremden  erregen,  dass  das  Bestreben  der  liberalen 
Minorität  mit  dem  pompropst  ap  der  Spitze  in  der  Sitzung  vom  25. 
October  augenscheiulich  darauf  gerichtet  war ,  es  nicht  zur  Aufetel- 


1)  Die  katholische  Abtheiinng  war  dabei  ganz  übergangen  worden ,  im 
directen  Widerspruche  mit  den  Bestimmungen  der  Cab.-Ordre  vom  11.  Janiur 
1841,  durcÜ  welche  sie  gegründet  und  ihr  Wirkungskreis  festgesetzt  worden 
war. 
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lang  einer  Gandidatenliste  kommen  zu  lassen ,  vielmehr  jedes  saeh- 
liehe  Exg^hnids  der  Beratbung  zu  vereiteln. 

Was  soll  es  heissen,  wenn,  wie  S.  251  berichtet  wird,  der 
Doropropst  die  Anwendbarkeit  der  Bestimmungen  der  Bulle  »De 
salate  animarumt  und  des  Breve  ^»Quod  de  fideliumc  auf  die  Erz- 
diöcese  Edln  unter  dem  nichtigen  Verwände  in  Frage  stellt,  dass 
diese  Documente  nicht  an  das  Kölner  Capitel  gelangt  seien,  und 
dass  man  deshalb  vom  apostolischen  Stuhle  die  Norma  agendi  erbitten 
müsse?  War  doch  die  ganze  Erzdiöcese  Edln  durch  die  Bulle  »De 
salate  animarum«  erst  wieder  aufgerichtet,  verdankte  doch  das  Dom- 
capitel  selbst  seine  Existenz,  Organisation  und  Dotation,  wie  sein 
Wahlrecht  dieser  Bulle !  Der  Erlass  des  Breve  an  s&mmtliche  prenss- 
ische  Capitel  beruhte  aber  in  der  Notorietät  und  gerade  das  Kölner 
Capitel  hatte  bei  der  nach  dem  Tod^  des  Qrafen  Spiegel  stattge- 
fundenen Erzbischofswahl  in  einer  an  den  Gultusminister  v.  Altenstein 
gerichteten  Eingabe  auf  das  Breve  »Quod  de  fideliumc  als  massge- 
bend hinsichtlich  der  Eigenschaften  des  zu  Erwählenden  ausdrücklich 
Bezug  genommen.  Wie  könnte  also  der  Dompropst  und  die  Mino- 
rität mit  einem  so  unhaltbaren  Grunde  debütiren  und  als  die  Majo- 
rität mit  10  gegen  6  Stimmen  gegen  die  Einholung  einer  Norma 
agendi  von  Born  protestirte,  nicht  blos  gegen  diesen  Beschluss  die 
Appellation  nach  Bom  anmelden ,  sondern  auch  die  Sitzung  für  ge- 
schlossen und  jede  Fortsetzung  derselben  als  ein  Attentätum  erklären, 
gegen  welches  gleichfalls  appelUrt  werde? 

Je  nichtiger  aber  dieser  Qrund  war,  desto  mehr  drängt  sich 
dem  ürtheile  jedes  Unbetheiligten  der  Gedanke  auf,  äas  derselbe 
kaum  melir  als  ein  Tor  wand  wp,  hinter  welchem  die  Absicht,  die 
ganze  Erzbischofswahl  durch  Verzögerung  bis  nach  Ablauf  der  De- 
Toltttionsfrist  zu  frustriren  nicht  undeutlich  hervorleuchtet.  Die 
Frage  aber,  warum  die  liberale  Minorität  es  zu  einer  Bischofswahl 
überhaupt  nicht  Kommen  lassen  wollte,  jst  nicht  schwer  zu  beant- 
worten. Sie  wollte  eben  ^keinen  der  von  der  Majorität  in  Aussicht 
genommenen  vultramontanen  Candidaten  zum  Erzbischof  haben  und, 
da  bei  einer  so  compacten  Majorität,  wie  sie  ihr  gegenüber  stand, 
nichts  sicherer  war,  als  die  Wahl  eines  solchen,  so  mochte  sie  an 
den  fruchtlosen  Ablauf  der  Devolutionsfrist  die  Hoffnung  knüpfen, 
dass  es  dem  Mnfiuss^  der  Regierung  gelingen  werden ,  in  Bom  die 
Emenming  einer  Persönlichkeit  zum  Erzbischof  durchzusetzen,  welche 
die  Begierung  der  Diöcese  mehr  in  einem ,  den  liberalen  Elementen 
der  Meinprovinz  zusagenden  Geiste  fuhren  werde. 

Bei  der  im  üebrigen,  wie  wir  meinen,  unbezweifelbaren  Kirch- 

Arebiv  für  Kirchenrecht.  XXXIII.  21 
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lichkeit  der  Gesinnung  des  Dompropstes  und  der  übrigen  Minoritäts- 
mitglieder würde  gleichwohl  eine  so  schroffe  Separation,  wie  sie  hier 
hervortrat,  kaum  möglich  gewesen  sein ,  wenn  nicht  der  Impuls  zu 
derselbeu.  yon,  ausserhalb  des  Capitels  befindlichen ,  aber  mit  einzel- 
nen Mitgliedern  desselben  in  naher  Beziehung  stehenden  Factoren 
ausgegangen  wäre. 

Unter  der  umsichtigen  Leitung  des  wohlgesinnten  Erzbischofs 
Cardinal  v.  Oeissel  hatte  die  katholische  Kirche  in  der  Rheinprovinz 
einen  seltenen  Aufschwung  genommen.  Das  religiöse  Leben  in  acht 
katholischem  Sinne  war  im  Volke  mit  Sorgfalt  gepflegt,  die  Erzieh- 
ung des  Klerus  auf  fester,  kirchlicher  Grundlage  mit  Eifer  und  Um- 
sicht geleitet  und  durchgeführt  worden.  Zahlreiche  Ordensschöpf- 
ungen zeugten  von  dem  inneren  Wachsthum  des  kirchlichen  Geistes, 
vorzüglich  w^  es  der  Jesuitenorden ,  welcher  in  mehreren  Nieder- 
lassungen am  Rheine  eine  überaus  segensreiche  Wirksamkeit  ent- 
faltete. 

Dieses  sichtbare  Gedeihen  der  katholischen  Kirche  wurde  in 
protestantischen  und  liberalen  Kreisen  mit  missgünstigen  Blicken 
verfolgt  und  kam  selbst  der  Regierung  ungelegen.  Die  Niederlas- 
sung der  Jesuiten  in  Aachen  und  der  Bau  der  Marienkirche  daselbst 
für  diese  Niederlassung  versetzte  das  Freimaurerthnm  mit  seinen 
:  weitverzweigten  und  einflussreichen  Verbindungen  in  nicht  geringe 
Aufregung. 

Von  da  an  begegnen  wir  einer  vielseitigen  und  energischen, 
theils  geheimen,  theils  offenen  Gegenarbeit  gegen  das  Umsiehgreifen 
des  Ultramontanismus,  den  man  in  dem  Jesuitenorden  verkörpert  sah. 

Wir  glauben  daher  nicht  irre  zu  gehen,  wenn  wir  annehmen, 
dass  nach  dem  Ableben  des  Gardinais  v.  Geissei  der  Gedanke,  einen 
dem  Jesuitenorden  weniger  günstig  gesinnten  Mann  zu  dessen  Nach- 
folger gewählt  zu  sehen ,  im  Plane  dieser  Gegenbestrebungen  eine 
hervorragende  Stelle  einnahm. 

Als  ein  solcher  Mann  wurde  der  damalige  Erzbischof  von  Edessa 
i.  p.,  Prinz  Gustav  Hohenlohe  an  einflussreicher  Stelle  betrachtet 
und  die  spätere  Zeit  hat  es  ja  zur  Genüge  bewiesen,  dass  man  sich 
in  ihm  nicht  getäuscht  hatte.  Abgesehen  von  seinen  schon  damals 
bekannt  gewordenen  Antipathien  gegen  die  Jesuiten  war  bis  dahin 
gegen  seine  kirchliche  Gesinnung  durchaus  nichts  zu  erinnem,  er 
erfireute  sich  im  Gegentheil  sogar  des  Wohlwollens  des  hl.  Vaters. 

Es  ist  daher  erklärlich ,  wenn  sich  für  diesen,  damals  von  der 
Regierung  für  den  erzbischöflichen  Stuhl  von  Köln  in  Aussicht  ge- 
nommenen Candidaten  alsbald  auch  im  Capitel  unter  Männern,  welche 
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ans  ihren  früheren  Stellungen  oder  in  Folge  gesellschaftlicher  Ver- 
bindangen  mit  Begierungskreisen  in  Beziehung  standen,  Sympathien 
tanden. 

Andererseits  findet  auch  das  ganze  Verhalten  der  Begierung 
in  dieser  Wahlangelegenheit  seine  genügende  Erklärnng  in  der  An* 
nähme,  dass  man  in  Bom  die  Ernennung  dieses  Candidaten  zu  er- 
wirken bofftgj^  falls  es  zu  keiner  ordnungsmässigen  Capitelswahl  in- 
nerhalb der  .dreiQioi^&tlichen  Devolutionsfrist  käme.  I!s  ist  auch  gar 
nicht  nöthig,  sich  aufs  Bathen  zu  verlegen,  um  zu  diesem  Schluss 
m  gelangen.  Herr  Friedberg,  dem  ja  die  Ministerialacten  zur  Ein- 
sieht und  Ausbeutung  vorgelegen  haben,  spricht  es  selbst  ganz  un- 
Terhohlen  aus. 

Ala^nämlich  der  Dompropst  die  Aufstellung  einer  Candidaten- 
liste  in  der  Sitzung  des  Domcapitels  vom  ^5.  October  1864  dadurch 
Terhindem  wollte,  dass  er  die  Sitzung  fär  geschlossen  erklärte,  fasste 
die  Capitels-Majorität  dagegen  den  Beschluss,  die  Sitzung  nicht 
eher  aufzuheben,'  als*  bis  man  den  Zweck,  zu  welchem  sie  anberäumt 
war,  erfüllt  habe.  Man  ging  hierbei  von  der  unseres  Erachtens 
ganz  richtigen  Ansicht  aus,  dass  der  Dompropst  ohne  Zustimmung 
des  Capitels  nicht  befugt  sei ,  eine  Sitzung  vor  Erledigung  der  Ta- 
gesordnung zu  schli«ssen ,  und  Sache  des  Capitels-Vicars  als  Admi- 
nistrators der  Diöcese  war  es,  die  Majorität  des  Capitels  in  ihrem 
Rechte  gegen  die  Willkühr  des  Dompropstes  zu  schützen  ^).    < 

1)  Capitelsricar  war  der  Weihbischof  Baudri,  welcher  in  seiner  Eig^n- 
sehaffe  als  Hitglied  des  Capitels  dieser  Sitzung  beiwohnte.  Dass  der  Capitels- 
vicar  berechtigt  war,  die  Majorit&t  des  Capitels  in  ihrem  Rechte  zu  schützen, 
scfaeiiit  uns  nach  canonischem  Becht  keinem  Zweifel  zu  unterliegen. 

Vom  Capitelsyicar  heisst  es  bei  Ferraris  prompta  bibliotheca  sub  voce 
Vicarins  capitularis  Art.  II.  Nr.  39: 

»Tandem  Yicarius  capitularis  potest  exercere  omnem  juri^dictionem  com- 
p«tentem  episcopo  de  jure  communi  ordinario,  non  autem  de  jure  special!,  sive 
d^Iegato.  Succedit  enim  vice  Capituli  in  totam  Jurisdictionem  Epia- 
copi  et  polest  omnia  facere,  quae  sunt  jurisdictionis  ordinariae,  nisi 
erpresse  prohibita  reperiantur.  Cap.  Eis  quae  Tl.,  cap.  Cum  olim.  14.  de  Maj. 
^t  Obed.,  cap.  unic.  eod.  in  6.,  cap.  Ad  abolendam  de  Haereticis;  cap  penult. 
et  cap.  nlt.  de  supplenda  negl.  Praelatorum  cum  similibus.  —  Et  sie  tenent 
doetores  pas8im.€ 

Von  dem  Bischof  aber  ist  ebendaselbst  sub  voce  Episcopus  Art.  VI.  ge- 
sagt: 

Nr.  18.  *  Episcopus  potest  ex  aliqua  rationabili  causa  convoca- 
tionem  Capituli  Canonicorum  Habere  ei  suspendere;  Sacr.  Congr.  Epis- 
C9p.  in  Begien.  4.  Juni  1604  et  Sacr.  Congr.  Conc.  in  Lauretana  6.  Febr. 
I7ri0. 

Ferner  Nr.  19.  —  Episcopus  potest  intervenire  in  actiontbus  Ca" 
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Die  Majorität  tagte  also  fort,  bis,  sie  am  folgenden  Tage,  den 
26.  October  die  Wahlliste  zu  Stande  gebracht  hatte,  auf  welcher, 
wie  schon  oben  bemerkt  wurde,  die  Namen  Baudri,  Dieringer,  Ket- 
teler,  Martin  und  Melchers  standen.  Mit  Bezug  auf  diese  Liste 
sagt  nun  Friedberg  S.  252  geradezu: 

»Das  Cultusministerium  meinte  aber,  die  Liste  nicht  berück- 
sichtigen zu  sollen,  glaubte,  dass  bei  dem  Zwiespalte  des  Ca- 
pitels  eine  Wahl  überhaupt  nicht  erreichbar  sei  tmd  wimsdUe 
durch  directe  Verhandlung  mit  Rom  die  Erhebung  des  FürsUn 
Hohenlohe  auf  den  erabischöfliehen  Stuhl  ssu  hewirhen,^ 
Nun  konnte  aber  von  einem  ZwiespaUe  des  Capitels  bei  einer 
Majorität  von  10  gegen  6  Stimmen  doch  überhaupt  nicht  die  Bede 
sein,  da  in  allen  Capitelsangelegenheiten  die  absolute  Stimmenmehr- 
heit auch  für  die  dissentirende  Minorität  den  Ausschlag  gibt    Es 
lag  alao  gar.  kein  Grund  vor ,  warum  eine  Wahl  nicht   zu  Stande 
kommen  sollte,  ebensowenig  ein  Grund,  warum  die  von  der  Majori- 
tät  aufgestellte  Liste   nicht  hätte  berücksichtigt  werden  können. 
Denn  die  Obstinatia  des  Dompropstes  konnte  doch  vernünftiger  Weise 
als  ein  solcher  Qrund  nicht  angesehen  werden,  da  es  sonst  jeder 
Dompropst  in  der  Hand  hätte,  durch  Schluss  einer  Capitelssitzung 
und  Verweigerung  der  Anberaumung  einer  neuen  die  Bescblussfas- 
sung  über  jede  beliebige  Capitelsangelegenheit  unmöglich  zu  machen. 
Dagegen  musste  es  jedenfalls  Hülfe  auf  kirchlichem  Gebiete  geben 
und  wir  haben  eben   dargethan ,   dass  der  Gapitelsvicar   solche  zu 
schaffen  berechtigt  war. 

Wenn  also  die  Ansicht  des  Cultusministers  jedes  vernünftigen 
Motives  entbehrte,  so  blieb  eben  nur  der  nackte  Wunsch  desselben 
übrig,  durch  directe  Verhandlung  mit  Rom  den  Prinzen  Hohen- 
lohe zum  Erzbischof  von  Köln  zu  befördern^  um  auf  diesem  ausser- 
gewöhnlichen  Wege  die  Erhebung  eines  Ketteier ,  Martin  ^  Baudri 
zur  erjdnschöflichen  Würde  zu  verhindern. 

Wir  möchten  nun  den  Herrn  Friedberg  fragen,  ob  eine  solche 
formale  und  zugleich  materielle  Missachtung  des  capitularischea. 
Bechtes  zu  billigen  ist.  Der  Cultusminister  war  gar  nicht  bei 
sich  für  die  Beförderung  Hohenlohe's  auf  den  erzbischöflichen  Sti 
von  Köln  zu  interessiren,  weil  die  Bestimmung  der  Person  des  künf-j 

pUularibua  dimunodo  non  agatnr  de  Interesse  sno ,  non  obstanta  quaeanqoi 
consneindine  in  eontrarinm.    Sacr.  Oongr.  Ck>nc.  1.  Martii  1619.€ 

Somit  liegt  es  am  Tage,  dasa  das  forttagende  Capitel  unter  allen  üi 
standen  durch  die'  Autorität  des  Capitelsyicars ,   anter   dessen  Znstimmnng 
forttagte,  gedeckt  war. 
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tigen  Erzbiscbofs  nach  der  Bulle  »De  salute  animaramc  auBschliess- 
lich  Sache  des  zur  Wahl  berechtigten  üapitels  war,  und  Alles,  was 
erfoniahm,  um  sein  Vorhaben  durchzusetzen  und  das  Wahlrecht 
des  Capitels  wirkungslos  zu  machen,  kann  ?om  Standpunkte  des 
Rechtes  nicht  gebilligt  werden. 

So  zunächst  nicht  die  S.  252  Bd.  I.  der  Friedberg'schen  Schrift 
wörtlich  angegebene  Verfuguhg  desselben  an  das  Gapitel,  worin  ge- 
sagt wird :  / 

»Es  könne  nicht  als  gerechtfertigt  anerkannt  werden,  dass, 
nachdem  in  den  Gapitelsversammlungen  vom  25.  und  26.  October 
eine  Uebereinstimmung  über  das  zu  beobachtende  Wahlverfohren 
Dicht  erzielt  worden,  zehn  Mitglieder  des  Capitels  die  von  dessen 
Vorsitzenden  für  geschlossen  erklärte  Sitzung  vertagt  hätten  und 
demnächst,  ohne  dass  in  ordnungsmässiger  Weise  'die  Anberaumung 
einer  neuen  Sitzung  des  gesammten  Capitels  herbeigeführt  sei,  in 
einer  abgesonderten  Versammlung  zur  Aufstellung  einer  Candidaten- 
liste  übergegangen  seien.  Der  König  befinde  sich  daher  nicht  in 
der  Lage,  aber  den  Inhalt  dieser  Liste  eine  Aeusserung  erfolgen  zu 
lassen.« 

Dieser  Erlass  war  zugleich  übereilt  und  compromittirend  für 
den  Cultusminister.  Denn  bald  sah  er  sich,  wahrscheinlich  in  Folge 
der  beim  hl.  Stuhle  schwebenden  Verhandlungen  doch'  veranlasst,  *' 
eine  Allerhöchste  Aeusserung  über .  die  Liste  zu  erbitten.  Dieselbe 
erfolgte  in  der  S.  253  erwähnten  Cab.- Ordre,  vom  23.  December  1864, 
darch  welche  der  Oberpräsident  v.  Pommer-Esche  zum  Wahlcom- 
missarius  ernannt  und  ermächtigt  wurde,  das  Capitel  dahin  zu  ver- 
ständigen, dass  Baudri,  Dieringer  und  Martin  nicht  genehm  befun- 
den wären,  für  die  Wahl  Melchers  und  Eettelers  aber  als  für  Nicht-  ; 
preussen  die  königliche  Zustimmung  verweigert  werde. 

Herr  Friedberg  hat  übrigens  die  erstgedachte  Verfügung  des 
Ministers  ßlchlicher  Weise  vom  27.  December  1864  datirt.  Bei 
auch  nur  einigem  Nachdenken,  woran  es  aber  bei  ihm  nicht  selten 
ZQ  fehlen  scheint,  hätte  er  herausfinden  müssen,  dass  sie  unter  die- 
sem Datum  mit  der  Cab.-Ordre  vom  23.  December  1864  gar  nichi 
za  vereinigen  wäre.  Sie  ist  in  der  That  vom  2.  December  1864  datirt. 

In  der  Cab.-Ordre  vom  23.  December  war,  obwohl  dieselbe 
alle  Candidaten  der  eingereichten  Wahlliste  verwart,  doch  die  Ab- 
sicht za  erkennen  gegeben,  es  zu  einer  Wahl  des  Capitels  kommen 
zu  lassen,  wenn  auch  unter  — ^  für  das  Capitel  sehr  erschwerten 
umständen.    Wenigstens  sprach  die  Ernennung  eines  Wahlcommis- 
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sarius  für  diese  Absicht  umsomehr,  als   die  Devolutionsfrist  schon 
mit  dem  8.  December  abgelaufen  war. 

Nachdem  indessen  die  Antwort  des  Papstes  an  das  Capitel 
vom  10.  December  1864  zur  Eenntniss  der  Begieruug  gelangt  war, 
was,  wie  der  Cardinal-Staatssecretär  in  der  Note  vom  5.  August 
1865  bemerkt,  durch  Vermittelung  des  königl.  Gesandten  in  Born 
geschah,  noch  ehe  das  Capitel  der  darin  gegebenen  Anweisung  ent- 
sprechen konnte,  machte  der  Cultusminister  einen  neuen  Sprung 
.nach  der  entgegengesetzten  Seite. 

£r  liess  nämlich  unter  dem  4.  Januar  1865  dem  Capitel  durch 
den  Wahlcommissarius  eröffnen,  dass  dasselbe  gemäss  der  Ansicht 
der  Staatsregierung  nach  fruchtlosem  Ablaufe  der  dreimonatlicheo 
Devolutionsfrist  und  der  vom  Papste  mit  Genehmigung  der  Begieruug 
gewährten  Erstreckung  derselben,  für  diesmal  sein  Wahlrecht  ver- 
wirJct  habe  und  dass  der  Wahlcommissarius  demgemäss  seine 
Functionen  für  beendet  ansehe. 

Das  Capitel  empfing  das  diesfällige  Schreiben  des  Wahlcom- 
missarius am  5.  Januar,  nachdem  es  am  4.  Januar  zusammengetre- 
ten war  uniT beschlossen  hatte,  den  König  noch  einmal  zu  bitten, 
die  alte  Liste  zu  genehmigen. 

Erklärlich  wird'  dieses  Verhalten  des  Ministers  nur,  wenn  man 
es  als  einen  Schachzug  gegen  die  päpstliche  Entscheidung  vom  10. 
December  betrachtet;  und  dass  diese  Annahme  nicht  unbegründet 
ist,  wird  auf  den  ersten  Blick  klar,  wenn  man  sich  den  Inhalt  die- 
ser Entscheidung  vergegenwärtigt.  Sie  lautet  in  deutscher  Ueber- 
setzung: 

»Hochgeehrte  Herrn! 

Aus  den  verschiedenen,  dem  hl.  Stuhle  zugegangenen  Mitthei- 
lungen, hat  derselbe  die  Streitfrage  erfahren,  die  im  Domcapitel  zu 
Köln  nach  Erledigung  des  dortigen  erzbischöflichen  Stuhles  durch 
den  Tod  Sr.  Eminenz  des  Cardinais  Johann  von  Geissei  bei  Gele- 
genheit der,  vor  der  Wahl  des  neuen  Erzbischofes  von  dem  Capitel 
zu  treffenden  vorbereitenden  Massregeln  entstanden  ist. 

Der  hl.  Vater,  der  nichts  sehnlicher  wünscht,  als  die  Eintracht 
im  Klerus  herrschen  zu  sehen,  besonders  in  Hinsicht  auf  eine  so 
wichtige  Angelegenheit,  wie  es  für  eine  Diöcese  die  Wahl  ihres  ei- 
genen Hirten  ist,  behält  sich  vor,  in  Zukunft  die  fiegeln  vorzuschrei- 
ben, die  Er  in  seiner  Weisheit  für  die  geeignetsten  halten  wird,  der- 
artigen Streitfragen  zuvorzukommen. 

In  diesem  Falle  hat  der  hl.  Vater  indessen  bemerkt,  dass  die 
Verwaisung  des  erzbischöflichen  Stuhles  von  Köln  die  in  den  Cano- 
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Des  vorgeschriebene  Zeit  bereits  überschritten  hat  und  nicht  ohne 
Präjudiz  für  die  Begierung  einer  so  umfangreichen  und  wichtigen 
Di(k;ese  noch  länger  dauern  wurde,  wenn  sich  das  Capitel  ?on  Neuem 
mit  pr&päratorischen  Massnahmen  vor  der  Wahl  beschäftigen  sollte. 
Andrerseits  hat  der  hl.  Vater  kein  Bedenken,  dass  in  diesem  Falle 
die  Sr.  lyiajestdt  dem  Könige  von  Preussen  vorgelegte  Gandidaten- 
liste  ihren  Lauf  habe,  wozu  ihm  besonders  die  Bäcksicht  auf  die 
darin  verzeichneten  Nameu  bewegt,  welche^  da  sie  seine  Ächtung 
und  sein  Vertrauen  verdien^,  auch  eitil  Recht  auf  die  des  CapüeJs 
haben.  Deshalb  uninscht  der  M.  Vater,  dass  sämmilichc  Mitglieder 
der  ekncikrdigen  Körperschaft  sich  auf  die  erwähnte  Liste  verein 
mgefi  mögen,  so  dass  sie^  nachdem  die  Regierung  dieselbe  zurück- 
schickt  haben  wird^  sofort  eur  canonischen  WcM  des  Erzbischofs 
schreiten  können.  Zu  diesem  Zwecke  bewilligt  der  hl.  Vater  die 
Verlängerung  der  zur  qu.  Wahl  vorgeschriebenen  Frist,  da,  nach- 
dem diese  Frist  am  8.  d.  Mts.  abgelaufen  ist,  das  Wahlrecht  von 
selbst  dem  hl.  Stuhle  zugefallen  sein  wurde. 

Der' hl.  Vater  zweifelt  nicht,  dass  sämmtliche  Mitglieder  die- 
ses ausgezeichneten  Gapitels,  deren  Eifer  |fnr  das  Wohl  der  Kirche 
and  Anhänglichkeit  an  den  hl.  Stuhl  Ihm  wohl  biekannt  sind.  Seinen 
Wünschen  nachkommen  und  Ihm  zur  höchsten  Bestätigung  bald 
einen  Mann  zum  Vorschlag  bringen  werden,  von  dem  Er  mit  Grund 
eine  gluckliche  Zukunft  far  die  Kirche  von  Köln  hoffen  darf. 

(Gurialien.) 

Bom,  10.  December  1864. 

gez.  ÄntoneUi. 
An  den  Dompropst  und  das  Metropolitan- 
Domcapitel  zu  Köln. 

Also  der  Papst  billigt  die  von  der  Majorität  aufgestellte  Liste, 
bezeichnet  die  darin  verzeichneten  Personen  als  Männer  seines  Ver- 
trauens, irunspht,  dass  alle  Gapitularen  sich  auf  dieselbe  vereinigen 
und  verlängert,  um  die  Wahl  aus  dieser  Liste  zu  ermöglichen,  die 
bereits  abgelaufene  Wahlfrist.  Die  Begierung  dagegen  erklärt,  im 
Widerspruch  mit  sich  selber,  das  Wahlrecht  des  Gapitels  wegen 
Ablauf  der  Wahlfrist  verwirkt  und  schlägt  das  zufolge  Gapitelsbe^ 
Schlusses  vom  5.  Januar  ihr  eingereichte  Gesuch  um  Genehmigung 
der.  alten  Liste  rundweg  ab. 

So  gelangt  ^enn  die  Sache  abermals  an  den  hl.  Stuhl,  an  den 
sowohl  das  Capitel,  wie  die  Begierung  sich  wendet,  ersteres  mit  der 
Bitte,  »at  in  hac  causae  oonditione  Apostolica  autoritas  ordinäre  re- 
lit  quae  juribus  Ecclesiae  utilitatique  viduatae  Archidioecesis  Golo- 
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nieDsis  conducere  vldeantur,«  letztere  um  die  Erhebung  einer  Per- 
son ihrer  Wahl  auf  den  erzbischöflichen  Stuhl  durch  unmittelbare 
päpstliche  Provision  zu  erwirken. 

Es  ist  recht  interessant ,  von  Herrn  F.  zu  erfahren  (S.  245), 
wie  nun  der  Gesandte  in  Rom  instruirt  wird,  jede  principielle  Strei- 
tigkeit mit  der  Curie  über  das  Devolutionsrecht,  welches  die  Re- 
gierung nicht  anerhenne^  zu  vermeiden  und  ebenso  der  Frage  aas 
dem  Wege  zu  gehen^  ob  der  hl.  Stuhl  das  Wahlrecht  des  Capitels 
einseilig  habe  verlängern  können. 

Dem  Kölner  Capitel  gegenüber  also  wird  das  Wahlrecht  we- 
gen Ablaufs  der  Devolution sfrist  für  verwirkt  erklärt,  dem  hl.  Stahl 
gegenüber  soll  dagegen  das  Devolutionsrecht  nicht  anerkannt  wer- 
den und  doch  will  man  sich  lieber  einen  Erzbischof  vom  Papst  er- 
nennen ,  als  vom  Capitel  im  kirchlich  geordneten  Wege  wählen 
lassen. 

Dem  gegenüber  ist  es  erfreulich  zu  erfahren,  wie  der  hl.  Stuhl 
sich  weigert,  die  Freiheit  der  Capitelswahl  oder  das  Hecht  der  Ma- 
jorität irgendwie  beschränken  zu  lassen. 

Das  Einzige ,  was  der  preussische  Gesandte  (cf.  S.  259)  er- 
reicheji  kann ,  besteht  in  dem  Zugeständnisse  ,  dass  der  Papst  dem 
Capitel  die  Anfertigung  einer  neuen  Liste  anbefehlen  werde.  —  Ans 
der  ihrem  Inhalte  nach  schon  oben  wiedergegebenen  Note  Antonel- 
li's  vom  5.  August  1865  wissen  wir,  dass  nach  dem  Wunsche  ie^ 
Papstes  auf  diese  neue  Liste  sowohl  Personen  aus  der  ersten  LL^e, 
wie  andere,  wenn  sie  die  erforderlichen  Eigenschaften  hätten,  sollten 
gesetzt  werden  dürfen.  Ausserdem  soll ,  wenn  F.  richtig  referirt, 
woran  wir  übrigens  diesmals  nicht  zweifeln  wollen,  der  Cardinal- 
iStaatssecretär  dem  preuss,  Gesandten  gegenüber  die  Bereitschaft  Aes 
lil.  Stuhles  ausgesprochen  haben,  d^  Capitel  dem  Wunsche  der  Re- 
gierung gemäss,  in  vertraulicher  Weise  zu  verständigen,  auch  Hane- 
berg  und  Pelldram  auf  die  neue  Liste  zu  setzen ,  ohne  jedoch  eine 
Garantie  dafür  zu  übernehmen,  dass  das  Capitel  sich  fugen  w^de. 
Eine  gleiche  Befürwortung  zu  Gunsten  Hohenlohe*s  sei  dagegen  nicht 
zu  erreichen  gewesen. 

Der  Gesandte  scheint  Schwierigkeiten  für  eine  den  Wünschen 
der  Begierung  entsprechende  Beilegung  der  Sache  von  Seiten  des 
Cardinal  Beisach  und  des  Münchener  Nuntius  gefürchtet  zu  haben, 
ob  mit  oder  ohne  Grund  halten  wir  durch  die  Bruchstücke ,  welche 
F.  aus  dem  Berichte  desselben  citirt,  durchaus  nicht  aufgeklärt. 

Wenn  nun  F.  (S.  253)  bemerkt,  es  sei  kläglich  genagt  da^ 
die  Geltendmachung  vertragsmässiger  Rechte  für  die  preussische  Be- 
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giening  nur  hinter  dem  Kücken  des  einzigen  deutschen  Mitgliedes 
des  CardinalcoUeg^inins  in  Born  zu  erreichen  gewesen  sei,  so  scheint 
uns  diese  Bemerkung  thatsächlich«  wie  rechtlich  nnmotivirt. 

Was  die  Begiemng  in  dieser  Wahlangelegenheit  geltend  ge- 
macht hatte  und  geltend  zu  machen  suchte  ,  waren  keineswegs  yer- 
tragsmässige  Rechte,  sondern  blosse  Wunsche,  für  deren  Bealisimng  ^ 
es  innerhalb  der  Grenzen  des  zwischen  der  preussischen  Regierung 
und  dem  hl.  Stuhle  geschlossenen  Vertrages  keine  Mittel  und  Wege 
gab,  die  sie  daher,  durch  Ausschreitungen  zu  erreichen  bestrebt  ge- 
wesen war. 

Ebenso  hat  Friedberg  Unrecht,  wenn  er  ?on  ein^m  hässlichen 
Intriguenspiele  spricht,  durch  welches,  sei  es  mit,  sei  es  ohne  Wis- 
sen des  Cardlnal-Staatssecretärs  die  von  diesem  gegebenen  Verheis- 
snngen  gar  nicht  erfüllt  worden  seien.  Was  der  Gardinal-Staats- 
secretär  versprochen,  hat  er  sicher  auch  gehalten,  indessen  hatte  er 
ja  selbst  erklärt,  nicht  dafür  einstehen  zu  können,  dass  das  Gapi-  • 
tel  dem  ^  was  selbstverständlich  nur  ein  Bath  und  kein  Befehl  sein 
konnte,  sich  fugen  werde.  Das  Capitel  hat  übrigens  ja  dem  Wunsche 
des  hl.  Stuhles  insoweit  entsprochen,  dass  es,  wie  wir  später  sehen 
werden,  Haneberg  anCjdie  Liste  setzte. 

Darin  aber  treten  wir  Herrn  F.  bei,  dass  es  für  die  Regierung 
misslich  sein  musste,  mit  dem  Capitel  nun  doch  wieder  wegen  Vornahme 
'  einer  Wahl  in  Verhandlung  treten  zu  müssen,  nachdem  sie  selbst  vor- 
her demselben  erklärt  hatte,  es  habe  sein  Wahlrecht  verwirkt.  Da* 
ran  trug  aber  weder  das  Capitel ,  noch  der  hl.  Stuhl  die  Schuld, 
die  Regierung  hatte  sich  vielmehr  selbst  die  Situation  geschaffen, 
in  der  sie  sich  nunmehr  befand. 

Sie  liess  nun  durch  den  Wahlcommissarius  von  Pommer-Esche, 
dessen  Wahlcommissorium ,  wie  es  scheint ,  stillschweigend  revivis- 
cirte,  dem  Capitel  unter  dem  19.  April  1865  erklären,  dass  zu  einer 
Prolongation  der  Wahlfrist  nunmehr  aucli  landesherrlicher  Seits  die 
Zustimmung  ertheilt  worden  sei. 

Von  Seiten  des  hl.  Stuhles  aber  war  das  Capitel  durch  das 
obenerwähnte  Schreiben  des  Cardinal-Staatssecretärs  vom  8.  April 
1865  aufgefordert  worden ,  zur  Aufstellung  einer  neuen  Liste  zu 
schreiten. 

Es  war  ein  neuer  Missgriff  der  Regierung,  wenn  sie  dem  Ca- 
pitel durch  den  Wahlcommissarius  insinuiren  liess,^ie  in  der  ersten 
Liste  genannten  Namen  zur  Vermeidung  der  Streichung  nicht  in  die 
neue  Liste  aufzunehmen ;  denn  die  Composition  der  Liste  war  le- 
diglich Sache  des  Capitels ,  nicht  der  Regierung.    Die  Folge  dieser 
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Einmischung  war  denn  auch ,  dass  daj3  Gapitel  in  der  Sitzung  vom 
26.  April  wegen  des  Widerspruches ,  den  es  zwischen  dem  Schreiben 
Antonelli's  vom  8.  April  und  den  Eröffnungen  der  Regierung  fand, 
von  Neuem  in  «Rom  anzufragen  beschloss.  Denn^das  Schreiben  An- 
tonelli's enthielt  kein  Verbot,  Namen  aus  der  früheren  Liste  in  die, 
neue  aufzunehmen. 

Der  unter  dem  13.  Mai  1865  vom  Cardinal  Antonelli  Namens 
des  Papstes  ertheilte  Bescheid  ging,  wie  wir  schon  oben  aus  der 
Analyse  der  Note  vom  5.  August  1865  ersehen  haben,  dahin,  das 
Gapitel  solle  eine  neue  Liste  aufstellen  und  in  dieselbe  mit  Stim- 
menmehrheit Personen  sowohl  aus  der  ersten ,  wie  andere ,  wenn  sie 
sonst  die  erforderlichen  Eigenschaften  besftssen ,  aufnehmen  dürfen. 

Wenn  nun  Priedberg,  an  diesem  Punkte  angelangt,  die  Frage 
aufwirft,  was  man  in  Rom  mit  allen  diesen  unwürdigen  Manipala- 
tionen  für  einen  Zweck  gehabt  habe  und  auf  diese  Frage  gleich  die 
Antwort  in  Bereitschaft  hat:  i^Man  wollte  den  Bischof  vonMainjs^ 
IVhm.  von  Ketteier  nach  Köln  bugsireny€  so  kann  man  im  Zwei- 
fel sein,  worüber  man  njehr  erstaunen  soll,  ob  über  den  in  der  Frage 
enthaltenen,  völlig  grundlosen  Vorwurf  >ununirdigen  Manipuiaiionen^ 
gegen  den  hl.  Stuhl ,   oder  über  die  im  Schiffer-Jargon   gegebene, 

ebenso  unmotivirte  Antwort. 

« 

Es  kann  ja  sein ,  dass  das  Gapitel  von  Köln  den  Frhm.  v. 
Eetteler  zum  Erzbischof  gewählt  hätte,  wenn  die  Regierung  von 
seiner  weiteren  Beanstandung  (als  Ausländer)  abgesehen  hätte,  allein 
wenn  die  Regierung  ihn  nicht  haben  wollte,  so  konnte  sie  ihn  ja 
als  minder  genehm  bezeichnen  und  das  hätte  genügt,  um  seine  Wahl 
unmöglich  zu  machen. 

Auf  Seiten  des  hl.  Stuhles  aber  haben  wir  keine  anderen  Ma- 
nipulationen  gesehen,  als  das  Bestreben,  bei  thunlichstem  Entgegen- 
kommen gegen  vertragsmässig  nicht  einmal  berechtigte  Wünsche 
der  Regierung  eine  ordnungsmässige  Capitelswabl  zu  ermöglichen. 

Selbst  an  der  zugesagten  vertraulichen  Einwirkung  auf  das  Ga- 
pitel, zwei  der  Regierung  genehme  Gandidaten  (Haneberg  und  Pell- 
dram) auf  die  Liste  zu  setzen ,  hat  es  nicht  gefehlt ,  und  wenn  für 
dieselbe,  wie  es  (cf.  S.  156),  scheint,  der  Gardinal  Reisach  die  Mit- 
telsperson gewesen  ist,  so  können  wir  darin  durchaus  keinen  Fehl- 
griff des  hl.  Stuhles  erkennen.  Denn,  da  es  sich  darum  handelte, 
die  Majorität  des  Gapitds  zu  disponiren^  eine  Modification  der  von 
ihr  beschlossenen  ersten  Liste  durch  Aufnahme  von  Gandidaten, 
welche  die  Regierung  gewünscht  hatte,  eintreten  zu  lassen,  so  schien 
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zur  Eneichnng^  dieses  Zweckes  der  Cardinal  Beisach ,  weil  er  das 
Vertrauen  der  Majorität  besass,  allerdings  recht  wohl  geeignet. 

Hat  der  Gesandte  von  Arnim  unter  dem  18.  Juni  1865 
(cf.  S.  256)  der  Regierung  berichtet ,  dass  der  Cardinal  Beisach  die 
Mittelsperson  gewesen  sei,  dass  er  Alles  verdorben  und  das  Gapitel 
sieb  nicht  gefügt  habe,  so  stellte  er  eben  Behauptungen  auf,  zu 
deren  Begründung  nichts  weiter  als  der  Beweis  fehlt,  und  denen  man 
mit  weit  grösserem  Bechte  die  Behauptung  gegenüberstellen  kann, 
dass,  wenn  das  Capitel  sich  wenigstens  in  so  weit  gefügt  hat,  dass 
es  neben  Hettinger  Haneberg  mit  auf  die  neue  Liste  setzte  und  da- 
gegen zwei  achtbare  Namen  der  alten  Liste  wegliess ,  diese  neben 
Bewahrung  der  nothwendigen  Selbstständigkeit  bewiesene  Nachgiebig- 
keit nur  der  geschickten  Vermittelung  Beisach's  zuzuschreiben  sein 
dürfte. 

Ehe  es  indess  zur  Aufstellung  der  Liste  kam,  wurden  von  der 
Minorität  in  den  im  Monat  Juni  1865  gehaltenen  Capitelssitzungen 
abermals  Schwierigkeiten  gemacht,  indem  dieselbe  an  die  durch  Ma- 
joritätsbeschluss  aufzustellende  Liste  bei  der  förmlichen  Wahl  nicht 
gebunden  sein  wollte,  sondern  sich  berechtigt  hielt,  auch  auf  andere, 
der  Regierung  genehme  Personen  ihr  Augenmerk  zu  richten. 

Herr  Friedberg  beliebt  hier  natürlich ,  der  Minorität  wieder 
das  Wort  zu  reden,  indem  er  der  Majorität  vorwirft ,  sie  habe  in 
der  Sitzung  vom  6.  Juni  versucht ,  ihr  numerisches  Uebergewicht 
schonungslos  auszunützen,  um  einen  der  Curie  genehmen  Candidaten 
auf  den  erzbischöflichen  Stuhl  zu  befordern.  Sie  habe  verlangt,  dass 
eine  Wahlliste  mit  jibspluter  Majorität  festgestellt  werde  und  die 
Domherrn  an  diese  durchaus  bei  der  Wahl  gebunden  sein  sollten, 
während  die  Minorität  dem  geltenden  Bechte  gemäss  ihre  Wahl- 
freiheit habe-  wahren  und  nur  die  Schranke  anerkennen  wollen,  dass 
die  Wahl  auf  eine  Person  fallen  müsse,  von  welcher  das  Capitel 
wisse,  dass  sie  der  Staatsregierung  nicht  ungenehm  sei. 

Damach  wäre  also  die  Majorität  verpflichtet  gewesen,  auf  ihr 
nomerisches  Uebef gewicht  zu  verzichten,  um  den  Candidaten  der 
Minorität,  welche  zugleich  auch  die  Begierungs-Candidaten  waren, 
z.  B.  dem  Herrn  Erzbischof  von  Edessa  einen  Platz  auf  der  Liste 
zu  verschaffen  ni\d.  dann  ihre  eigenen  Candidaten  von  der  Begierung 
gestrichen  zu  sehen.  •—  Ist  das  nicht  eine  abgeschmackte  Zumuthung? 
Und  da  beruft  sich  der  Canonist  Friedberg,  um  die  Prätentionen  der 
Minorität  in  Schutz  zu  nehmen,  auch  noch  auf  das  geltende  Becht! 

Das  geltende  Becht  fordert  eben,  dass  die  Beschlüsse  der 
Domcapitel  mit  Stimmenmehrheit  gefasst  werden,  wovon  die  noth- 
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wehdige  Folge  ist,  dass  auch  die  dissentirende  Minorit&t  durch  einen 
Majoritätsbeschluss  rechtlich  gebunden  ist.  Da  also  die  Majorität 
dem  Rechte  gemäss  handelte,  indem  sie  durch  ihr  Uebergewicbt  die 
Gandidaten  der  Minorität  ausschloss ,  so  kann  doch  ein  vernünftiger 
Mensch,  welcher  ernstlich  über  die  Sache  nachdenkt,  ihr  daraus  kei- 
nen Vorwurf  machen.  Würde  sie  doch  durch  die  von  Friedberg  be- 
anspruchte Schonung  in  Wahrheit  nichts  Anderes  gethan,  als  ihre 
eigene  Wahlfreiheit,  ja  ihr  Wahlrecht  selbst  der  Minorität  und  der 
Regierung  zum  Opfer  gebracht  haben! 

Anlangend  aber  den  Zweck,  welchen  die  Majorität  bei  Auf- 
stellung der  Liste  verfolgte,  so  stellen  wir  gar  nicht  in  Abrede,  dass 
es  ihr  darum  zu  thun  gewesen  ist ,  einen  dem  apostolischen  Stuhl 
genehmen  Gandidaten  auf  den  erzbiscHDflichen  Stuhl  zu  befördern. 
Das  war  ja  einfach  ihre  Pflicht  und  Herr  Friedberg  wird  doch  nicht 
etwa  behaupten  wollen,  dass  die  Minorität  den  entgegengesetzten 
Zweck  verfolgt  habe.  —  Das  Ergebniss  jeder  Bischofiiwahl  muss  för 
den  apostolischen  Stuhl  doch  wenigstens  acceptabel  sein,  sonst  bestä- 
tigt derselbe  die  Wahl  einfach  nicht.  Pflicht  der  Gapitel  ist  es 
aber,  den  Würdigsten  zu  wählen,  und  wir  setzen  voraus ,  dass  es  in 
keinem  einzigen  katholischen  I^omcapitel  der  Welt  eine  Minorität 
gibt,  welche  die  Würdigkeit  der  Gandidaten  für  einen  Bischo&stnhl 
nach  dem  Oeschraacke  des  Herrn  Friedberg  bemessen  vrurde. 

Mit  welcher  Schonung  und  Rücksicht  gegen  die  Minorität  aber 
dennoch  die  Majorität  verfuhr,  beweist  wohl  am  besten  der  Umstand, 
dass  sie  wiederum  nicht  ohne  Weiteres  zur  Aufstellung  der  Liste 
schritt ,  sondern  vorerst  diese  neue  Streitfrage  abermals  dem  bL 
Stuhl  zur  Entscheidung  vorlegte. 

Dies  anzuerkennen,  ist  indessen  F.  weit  entfernt,  vielmehr  wen- 
det er  seinen  Zorn  nunmehr  ;gegen  die  Staatsregierung:  »Und  die 
Staatsregierung p€  sagt  er,  »Anstatt  mit  Energie  das  Intriguenge- 
webe  (welches  denn?)  zu  zerreissen,  wiegte  sie  sich  wohlgefällig  in 
demselben.  Zwar  wurde  durch  Ordre  vom  6.  Juli  1865  das  Gom- 
missoriuni  des  Oberpräsidenten  v.  Pommer-Esche  so  lange  zurückge- 
zogen, bis  das  Domcapitel  sich  in  der  Lage  befinden  werde,  in  Be- 
ziehung auf  bestimmte  Personen  Information  bei  demselben  suchen 
zu  können.  Aber  damit  wurde  doch  eben  anerkannt,  dass  das  Ga- 
pitel nach  Einlauf  der  römischen  Antwort  das  Wahlverfahrai  fort- 
setzen könne.  € 

.  Herr  Friedberg  l\ütet  sich  wohl ,  näher  anzugeben ,  was  nach 
Beiner  Meinung  die  Regierung  hätte  thun  sollen,  um  das  angebliche 
Intriguengewebe  zu  zerreissen.    Sollte  sie  vielleicht  dem  Gapitel  be- 
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fehlen,  ien  Prinzen  Gustav  Adolph  Hohenlobe  zu  wählen,  oder  sollte 
sie  ihm  verbieten,  überhaupt  einen  Bischof  zu  wählen,  sollte  sie  den 
Papst  zwingen,  Herrn  Hubertus  Beinkens  zum  Erzbischof  von  E^ln 
zu  ernennen,  sollte  sie  allen  Verkehr  mit  dem  Papste  abbrechen  und 
sich  um  die  Kölner  Erzbiscbofiswahl  gar  nicht  mehr  kummern  ? 

Die  Begierung  wird  wohl  am  besten  selbst  gefühlt  haben,  dass 
es  bei  der  damaligen  politischen  Lage  der  Verhältnisse  sehr  wenig 
gerathen  war,  durch  einen  Kampf  mit  den  Katholiken  im  Lande  die 
Schwierigkeiten  im  Inneren  zu  vermehren  und  durch  einen  offenen 
Brach  mit  dem  Papste  sich  die  Sympathien  der  katholischen  Be- 
Yölkerung  von  ganz  Deutschland  zu  verscherzen,  die  sie  damals  im 
vollen  Masse  besass.  Sie  hatte  mit  den  Liberalen  Haders  vollauf 
im  Lande,  das  Zahr  1866  lag  noch  vor  ihr  und  der  Sieg  von  Sedan 
war  noch  nicht  errungen.  Es  war  daher  unseres  Erachtens  in  der 
That  der  erste  ricJUige  Schritt ,  den  die  Begierung  in  der  Kölner 
Wahlangelegenheit  that ,  dass  sie  das  Gommissarium  des  Oberprä- 
sidenten von  Pommer- Esche  auf  so  lange  zurückzog,  bis  das  Dom- 
capitel  sich  in  der  Lage  befinden  werde,  in  Be^riehung  auf  besHmnUe 
Personen  Information  bei  denselben  suchen  eu  können. 

Der  Bescheid  des  Papstes  auf  die  Anfrage  des  Gapitels  ent* 
hält  das  im  2.  Bande  bei  Friedberg  unter  den  Anlagen  sub  LX.  ab- 
gedruckte Schreiben  Antenelli's  an  das  Gapitel  vom  5.  August  1865, 
mit  welchem  gleichzeitig  die  Note  an  den  preussischen  Gesandten 
ron  demselben  Tage  erging,  die  wir  oben  des  Näheren  aualisirt 
haben. 

In  dem  Schreiben  an  das  Gapitel  sind  in  Bezug  auf  die  Zu- 
lässigkeit  der  Aawendung  des  Listenverfahrens  auf  die  Bischofswah* 
len  in  den  älteren  preussischen  Landestheilen  und  in  Bezug  auf  die 
Verbindlichkeit  der  durch  Majoritätsbeschluss  aufgestellten  Liste 
auch  für  die  Dissentirenden  dieselben  Grundsätze,  wie  in  der  Note 
an  den  preussischen  Gesandten  von  demselben  Tage  ausgesprochen. 
Dann  wird  auf  Befehl  des  hl.  Vaters  dem  Gapitel  aufgegeben,  sich 
sofort  zu  versammeln  und  die  neue  Liste  nach  Massgabe  der  An- 
weisung vom  13.  Mai  aufzustellen. 

>In  confidendo  autem  catalogo  ,€  heisst  es  dann ,  »vehementer 
optat  Sanctitas  Sua,  ut  Gapitulares  onmes  amice  conspirent,  eosque 
qoi  renuentes  hucusque  fuerunt  enixe  in  Domino  obtestatur,  ut  post- 
habito  quovis  dissidio  päcem  et  concordiam  sectari  velint,  id  unnm 
prae  ocnlis  habentes  Ecclesiae  bonum,  ac  gravissimum  quo  tenentur, 
officinin  non  impediendi  sed  pro  viribus  cooperandi^  ut  digni  atqu' 
idonei^Candidati  in  Gatalogum  inserantur,  ex  quibus  dignissimus  - 
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maxime  idoneus  archiepiscopus  eligi  valeat.  Qaod  si  adhac  renaerint 
atque  in  conficiendo  catalogo  abstinueriut,  jubet  Beatitado  Saa,  ma- 
jorem Capütdi  partem ,  qtuwis  non  obstante  minaris  partis  dissensu 
*  oc  protestatume  ad  praedicti  Gatalogi  pluralitate  votorvm  eonfec- 
tionem .  absquß  tdla  haesikäione  immedüUe  procedere.€ 

Die  Behauptung  Friedberg's  (S.  250  Bd.  I.),  der  Papst  habe 
fflch  dadurch,  dass  er  in  dem  Sclireiben  an  das  Capitel  und  eben- 
massig  in  der  Note  Antonelli's  an  Arnim  vom  5.  August  das  Li- 
stenverfahren in  Preussen  zwar  nicht  für  obligatorisch  aber  doch  für 
den  besten  Weg  Behufs  Information  des  Gapitels  über  die  Willens- 
meinung  des  Königs  erklärt,  in  Widerspruch  gesetzt  mit  dem  Breve 
Gregors  XVI.  an  das  Gnesen-Posener  Capitel  vom  10.  April  1844, 
ist , unbegründet.  Damals  war  es  die  Begierung  gewesen,  welche 
,  dem  Capitel  die  Weisung  gegeben  hatte,  aus  einer  Liste  zu  wählen. 
Dazu  war  sie  nicht  befugt,  sie  musste  es  vielmehr  dem  Capitel  über- 
lassen, welchen  Weg  der  Information  es  einschlagen  wollte. 

Im  Kölner  Falle  ist  es  das  C^itel ,  welches  das  Listenverfah- 
ren als  Informationsmittel  wählte  und  das  war  ihm  nach  dem  Breve 
»Quod  de  fidelium«  unverwehrt.  Daher  musste  es  vom  Papste  in 
seinejD  Rechte  geschützt  werden. 

Wenn  Friedberg  (S.  258)  weiter  bemerkt,  es  sei  historisch  un- 
wahr^ dass  die  Begierung  das  Gnesen-Posener  Capitel  damals  zur 
Einreichung  einer  Liste  habe  nöthigen  wollen,  die  Begierung  habe 
vielmehr  gradezu  dem  Capitel  jeden  anderen  Modus,  sich  über  die 
Willensmeinung  des  Landesherrn  bezüglich  der  Candidaten  zu  in- 
formiren,  freigegeben ,  so  geht  er  selbst  mit  dieser  Behauptung  an 
.  der  Wahrheit  vorbei.  Die  Begierung  hatte  die  Initiative  ergriffen 
^  und  die  Capitel  von  Gnesen  und  Posen  zur  Einreichung  einer  mit 
Stimmenmehrheit  aufzustellenden  Liste  aufgefordert.  Dem  fugten 
sich  die  Capitel  nicht  und  wenn  auch  die  Begierung  demnächst  die- 
selben noch  yeranlasste ,  eine  andere  Art  anzugeben ,  wie  sie  sich 
vergewissern  wollten,  dass  ihr  Candidat  keine  persona  minus  grata 
sei,  so  ergibt  doch  das  Breve  vom  10.  April  1844  zur  Genüge,  dass 
der  Papst  jiur  über  die  ihm  vorgelegte  Frage,  ob  die  Begierung  den 
Capiteln  das  Listenverfahren  vorschreiben  dürte^  entschieden  hat. 

Auch  die  Behauptung  Friedberg's,  dass  Pins  IX.  sich  implicite 
gegen  die  von  Gregor  XVI.  aufgestellte  Interpretation  des  Breve 
»Quod  de  fidelium,€  wonach  das  Capitel  nur  nöthig  habe,  sich  sub- 
jective  Gewissheit  über  die  Annehmbarkeit  seines  Candida£en  zn 
verschaffen,  erklärt  habe,  ist  unrichtig.  Denn  wir  haben  schon  oben 
bei  Besprechung  des  Breve  vom  10.  April  1844  auseinandergesetzt, 
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dass  die  den  Capiteln  auferlegte  Sorge  und  Verantwortlichkeit  da- 
för,  dass  der  za  Wählende  auch  Persona  grata  sei,  das ,  was  Fried- 
berg unter  dem  Ausdrucke  ^^objective  GeunssheiU  versteht,  in  sich 
begreift. 

Wenn  aber  Pius  IX.  nach  Inhalt  der  Note  Antonelli's  vom  5. 
August  verlangt,  dass  die  Ausschliessung  der  Gandidaten  durch  die 
Begierung  einen  haltbaren  und  gewichtigen  Orund  habe,  entweder 
in  der  Sinnesart  der  Person  selbst  oder  in  Ansehung  irgend  einer 
früheren  Thatsache ,  die  von  solcher  Natur  sei ,  dass  sich  mit  Fug 
und  Becht  befürchten  lasse,  es  könnten  durch  dieselbe ,  falls  sie  auf 
d^  Bischofsstuhl  gelange ,  die  guten  Beziehungen  zwischen  Staat 
und  Kirche  compromittirt  werdein,  so  stehen  ihm  darin  ebensowohl 
die  speciellen  Vereinbarungen  in  den  im  ersten  Theile  dieser  Schrift 
von  uns  analysirten  Noten  Niebuhr's  an  Consalvi  vom -22.  Juli  1820 
und  Consalvi's  an  Niebuhr  vom  6.  October  ej.  a.,  welche  die  erste 
vertragsmässige  Grundlage  fjir  das  Becht  des  Staates  bei  den  Bi- 
schoiswahlen  bilden,  als  au^  'allgemeine  Gründe  der  gesunden  Ver- 
DQnlt  zur  Seite,  mit  denen  es  unverträglich  wäre,  von  dem  Bechte 
der  landesherrlidien  Exclusive  einen  willkürlichen,  namentlich  einen, 
die  Freiheit  der  yVähler  zu  sehr  beengenden  oder  gar  ihr  Gewissen 
verletzenden  und  die  katholisch-kirchlichen  Interessen  schädigenden 
Gebrauch  zu  machen. 

Welchen  weiteren  Verlauf  nach  Erlass  des  Schipeibens  Anto- 
oelli's  vom  5.  August  an  das  Gapitel  und  der  Note  an  Arnim  von 
demselben  Tage  die  Sache  genommen,  haben  wir  schon  oben  näher 
angeführt. 

Hier  wollen,  wir  nur  noch  bemerken ,  dass  es ,  nachdem  sich 
die  Begierung  einmal  mit  der  Fortsetzung  des  Wahlverfahrens  und 
Empfangnahme  einer  Liste. einverstanden  erklärt  hatte,  schon  durch 
die  einfachsten  Segeln  der  Klugheit  fär  sie  geboten  war,  jeden  An- 
lass  zu  einer  neuen  Controverse  mit  dem  Gapitel  zu  vermeiden.  Statt 
dessen  beging  sie  2;^wei  Fehler  auf  einmal,  in  dem  sie 

a)  die  Liste  des  Capitels  bis  auf  zwei  Namen  (Melchers  und  Hane- 
berg)  strich, 

b)  die  dadurch  verursachte  Lücke  durch  eigene  Vorschläge  (PeU- 
dram,  Hohenlohe)  theilweise  wieder  auszufüllen  und  damit  aber- 
mals eine  Ipitiative  sich  beizulegen  suchte  ,  die  ihr  nicht  zu- 
stand. 

Wenn  sie  Melchers ,  den  sie  in  der  früheren  Liste  gestrichen 
hatte,  nunmehr  zulieas,  welchen  Grund  konnte  sie  haben,  z.  B.  Bau- 
<lri  abzulehnen,  mit  dem  sie  niemals  einen  Conflict  gehabt  hatte  und 
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der  sich  in  Köln  und  der  ganzen  Bbeinprovinz  einer  grossen  Achtung 
erfreute.  Sie  hätte  noch  immer  den  von  der  liberalen  Partei  so  ge- 
fürchteten  Frh.  v.  Ketteier ,  sowi^  auch  Hettinger  streichen  können 
und  würde  sich  dadurch  unfehlbar  einen  besser  gedeckten  Bückzng 
aus  dieser  leidigen  Affaire  gesichert  haben  ^  ala  derjenige  war ,  der 
ihr  nach  jenem  Missgriffe  im  weiteren  Verlaufe  der  Sache  übrig 
blieb. 

Das  Gapitel  würde  dann  ohne  weiteren  Anstand  gewählt  haben, 
wenn  nicht  Herr  Haneberg,  so  doch  Herrn  Melchers,  der  ohnedies 
nachher  mit  ihrer  Zustimmung  Erzbischof  von  Köln  wurde  oder 
Herrn  Baudri ,  zwischen  dessen  kirchliche  Farbe  und  derjenigen 
der  beiden  anderen  Herrn  unseres  Erachteifs  durchaus  kein  wesent- 
licher Unterschied  bestand. 

Oder,  wenn  es  der  Begierung  nicht  genehm  war,  den  schon 
früher  gestrichenen  Baudri  auf  der  neuen  Liste  zu  lassen,  warum  ac- 
ceptirte  sie  nicht  Hettinger,  in  dessen  Person  ihr  das  Gapitel  insofern 
einen  ganz  annehmbaren  Ausweg  geboten  hatte,  als  der  Name  des- 
selben in  dieser  Wahlangelegenheit  bisher  noch  nicht  genannt  war. 

Es  macht  Herrn i F.  wenig  Ehre,  wenn  er,  wie  S.  261.  Bd.  I. 
geschieht,  der  Weigerung  des  Gapitels  unter.  Zweien  zu  wählen, 
welcher  lediglich  die  Absicht,  das  Princip'  der  canonischen  Wahl- 
Freiheit  zu  wahren ,  zu  Grunde  lag ,  die  Tendenz  unterschiebt ,  es 
hätte  nur  darum  nicht  wählen  wollen,  weil  die  Wahl  hätte  auf 
Haneberg  fallen  können.  Das  ist  eine ,  jedes  Beweises  entbehrende 
Verdächtigung,  die  sich  ein  Historiker  nicht  erlauben  darf. 

Nachdem  wir  nun  diesen  Wahlfall  von  allen  Seiten  beleuchtet 
haben,  überlassen  wir  es  getrost  dem  Leser,  zu  urtheilen,  ob  die 
Majorität  des  Kölner  Gapitels  ohne  den  Bechten  des  letzteren  zu 
nahe  zu  treten,  mit  grösserer  Mässigung  und  üeberlegung,  and  der 
apostolische  Stuhl,  ohne  seine  Würde  und  seine  JPflieht  aus  den  Augen 
zu  setzen,  mit  mehr  Bücksicht  anf  wirkliche  staatliche  Becbto,  als 
geschehen,  hätte  verfahren  können. 

(Fortsetzung  folgt.) 
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XIV. 

Die  Säcularisation  und  WiederherstellurijB  des  Stifts  Osnabrück. 

r 

Von  Dr.  //.  Meurer  za  Osnabrück. 

Das  Stift  Osnabrück  hat  es  einzig  den  Bemühungen  seines 
grossen,  nnvergesslichen  Bischofs  Franz  Wilhelm ,  Orafen  ?on  War- 
tenberg, za  ?erdankeo,  wenn  es  nicht  schon  beim  westfälischen  Frie- 
densschloss  gleich  vielen  andern  Bisthümern  im  Norden  von  Deutsch- 
land der  S&cularisation  vollständig  verfiel,  wenngleich  es  dessen  un- 
ausgesetzten Bestrebungen  nicht  gelingen  wollte,  dasselbe  als  geist- 
liches Fürstenthum  der  Kirche  ganz  zu  erhalten ,  indem  nach  §§.  1. 
und  3.  Art.  XIII.  des  westfälischen  Friedensinstruments  die  Regier- 
U]^..des  Stifts  zwischen  dem  Hause  Braansch weig-Lüneburg ,  wel- 
ches bekanntlich  protestantisch  war,  und  einem  katholischen,  vom 
Domcapitel  frei  zu  wählenden  Bischöfe  wechseln  sollte. 

Im,  Lüneviller  Frieden  wurde  jedoch  das  Werk  der  Säcularisa- 
tion vollendet.  Nach  §.  35.  des  Reichsdeputationshauptschlusses, 
durch  welchen  der  katholischen  Kirche  zu  beiden  Seiten  des  Rheins 
ein  Besitz  von  etwa  1719  Quadratmeilen  mit  einem  Einkommen  ohne 
die  Kloster  von  mehr  als  21  Mill.  Gulden  entrissen  wurde ,  verlor 
das  Bisthum  Osnabrück  nicht  blos  seine  politische,  sondern  sogar 
anch  seine  kirchliche  Selbstständigkeit.  In  den  ungetheilten  politi- 
schen Besitz  gelangte  nunmehr  das  Hans  Braunschweig-Lüneburg- 
Hannover,  und  ist  darin,  freilich  mit  einer  zehnjährigen  Unterbrech- 
nng  während  der  französischen  Invasion,  bis  jnngsthin  verblieben. 
Auch  seine  kirchliche  Selbstständigkeit  ging  dem  Bisthum  Osnabrück 
in  Folge  seiner  Säcularisation  verloren. 

Zur  Zeit  der  Säcularisation  war  zufolge  der  oben  bereits  an- 
geführten Bestimmung  des  westfälischen  Friedens  über  die  alter- 
nirende  Regierung  im  Stifte  Osnabrück  der  Prinz  Friedrich  von 
England  aus  dem  Hause  Braansch weig- Lüneburg  Fürstbischof  von 
Osnabrück.  In  einem  solchen  Falle,  wenn  nämlich  ein  protestan- 
tischer Bischof  an  der  Spitze  der  Regierung  stand,  lag  die  geistliche 
Jurisdiction  in  den  Händen  des  Erzbischofs  von  Köln,  als  Metropo- 
liten^ welclier  dieselbe  dann  durch  einen  Gcneralvicar,  der  zugleich 
als  Weihbiscbof  die  kirchlichen  Functionen  des  Bischof^  wahrnahm, 
ia  seinem  Namen  ausüben  Hess.  Als  nun  die  Säcularisation  des 
Stiftes  zur  Ausfuhrung  kam ,   wäre  es  selbstredend  Pflicht  ded  da- 
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mit  bereielierten  braunschweig-laneburgischen  Hauses  gewesen,  das 
'  Bistlium  ordnuDgsgeiuääs  auszustatten  und  eiuzurichteu ;  denn  schon 
durch  den  Reichsdeputationshauptschluss  wurde  diese  Pflicht  auf- 
erlegt, auch  abgesehen  davon,  dass  Jedermann  berechtigt  ist,  eine  so 
gewaltsame  Beraubung  eines  rechtmässigen  Besitzes,  .als  einen  unge- 
solzlichen  Gewaltact  anzusehen,  der  ohne  Rechtskraft  ist.  Denn  §. 
62.  des  Keichsdeputationshauptschlusses  setzt  mit  bestimmten  Wor- 
ten lest,  dass  »die  erz-  und  bischöflichen  DiOcesen  in  ihren  bisherigen 
Zuständen  verbldben ,«  und  eben  der  §.  35. ,  welcher  die  Säculari- 
sation  ausspricht,  bestimmt,  dass  die  Kirchengüter  den  Landesher- 
ren nur  »unter  dem  bestimmten  Vorbehalte  der  festen  und  bleiben- 
den Ausstattung  der.  Domkirchen  ,  welche  erhalten  bleiben  ,«  über- 
lassen werden. 

Freilich  mochten  die  kommenden  Stürme,  welche  innerhalb 
zelin  Jahren  viermal  die  Herrschaft  im  Stifte  Osnabrück  veränderten, 
die  augenblickliche  Ausführung  dieser  Pflicht  unmöglich  machen, 
darum  aber  wurde  sie  nicht  aufgehoben ,  vielmehr  musste  ihre  so- 
fortige Ausführung  erwartet  werden,  sobald  die  Zeitverhältnisse  der- 
selben ein  wirkliches  Hinderniss  nicht  mehr  entgegenstellten.  Aber 
auch  als  die  Stürme  vorübergezogen  waren ,  erinnerte  die  Regierung 
sich  ihrer  Pflicht  nicht. 

Karl  Klemens,  Beichsfreiherr  von  Gruben,  verwaltete  als  Oe- 
neralvicar  des  Erzbischofs  Maximilian  Franz  von  Köln  und  Weih- 
bischof von,JParos  i.  p.  die  Diöcese  Osnabrück;  auch  nach  dem  am 
27.  Juli  1801  erfolgten  Tode  des  Erzbischofs  Maximilian  Franz  ver- 
blieb er  zuerst  als  Capitularvicar  und  später  als  Administrator  apo- 
stolicus  in  demselben  Verhältnisse.  ^ 

Schon  auf  dem  Wiener  Congresse  stellte  der  Gesandte  des 
Papstes,  Cardinal  Gonsaivi ,  Anträge ,  wie  sie  durch  das  Recht  der 
Kirche  begründet  waren,. ohne  jedoch  diejenige  Beachtung  zu  finden, 
welche  sie  in  Anspruch  nehmen  mussten.  Die  Kirche  musste  sich 
zufrieden  geben,  nachdem  sie  gegen  die  gefassteo  Beschlüsse,  inso- 
fern sie  Rechtsverletzungen  gegen  sie  enthielten,  Protestationen  nie- 
dergelegt hatte.  Auch  die  'kirchlichen  Verhältnisse  der  Diöcese 
Osnabrück  blieben  einstweilen  untergeordnet,  bis  die  königliche  Be* 
gierung  von  Hannover  sich  herbeiliess ,  .  dem  Beispiele  anderw  Re- 
gierungen folgend,  mit  dem  päpstlichen  Stuhle  über  die  katholisch- 
kirchlichen Verbältnisse  im  Königreiche  zu  unterhandeln. 

Das  Concordat^  welches  Hannover  mit  der  päpstlichen  Regier- 
ung abschloss ,  wurde  in  der  Bulle  des  Papstes  Leo  XH.  »Impensa 
Romanorum  Pontificum«  vom  26.  März  1824  bekannt  gemacht  und 
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durch  ein  königliches  Patent  voin  20.  Mai  1824  im  Königreiche 
poblicirt.  Durch  diese  Puhlication  erhielt  der  Vertrag  also  Gesetzes- 
kraft. 

Dem  CoDCordate  gemäss  sollte  das  Königreich  Hannover  fortan 
zwei  Bisthümer  hahen ,  nämlich  das  Bistham  Hildesheim  auf  dem 
linken,  und  das  Bisthum  Osnabrück  auf  dem  rechten  Ufer  der  We- 
ser. Da  indessen  »die  gegenwärtigen  Zeitumstände  es  nicht  ge- 
statteten,c  schon  jetzt  ^i^beide  Kirchen  zu  dotiren,«  so  sollte  die 
neue  »Ausstattang  der  bischöflichen  Tafel,  des  Capitels  und  des  Se- 
minars des  Bisthums  Osnabrück  so  lange  aufgeschoben  bleiben ,  bia 
die  dazu  nothwendigen  Mittel  vorhanden  sein  warden.€ 

Demzufolge  wurde  für  die  OsnabrücHische  Diöcese  einstweilen 
ein  Provisorium  geschaffen,  welches  so  lange  bestehen  sollte,  bis  die 
znr  vollständigen  Ausstattung  »erforderlichen  Mittel  vorhanden  sein 
würden,  €  für  diesen  Fall  aber  wurden  die  dann  definitiv  eintretenden 
V^hältnisse  genau  bestimmt. 

Was  aber  bezeichnete  der  Ausdruck:  »Bis  die  dazu  nothwen- 
digen Mittel  vorhanden  sein  werden  (usquedum  necessaria  ad  id  sup- 
petant  media  ?c)  /Offenbar  musste  der  Ausdruck  sich  auf  bestimmte, 
beiden  contra hirenden  Theilen  genügend  bekannte  Yerhältnisse  be- 
ziehen ,  die  freilich  nicht  genannt  sind ,  welche  sich  aber  aus  den 
Umständen  mit  Sicherheit  erkennen  lassen.  Es  waren  nämlich  zur 
Zeit,  als  das  Concordat  abgeschlossen  wurde,  an  die  'in  Folge  der 
Sacularisatiou  cfuiescirten  Beneficiaten  aus  den  säcularisirten  Gütern 
etwa  150,000  Thlr.  an  Pensionen  zu  zahlen,  wovon  allein  der  vor- 
malige Bischof  Herzog  Friedrich  von  York  80,000  Thlr.  bezog.  Da 
nun  die  säcularisirten  Güter  einen  Ertrag  von  etwa  140,000  Thlrn- 
lieferten,  so  ist  es  zu  begreifen,  dass  die  damals  »gegenwärtigen 
L'mstüQdec  eine  gleichzeitige  Ausstattung  der  beiden  Kirchen  nicht 
^rohl  gestatten  mochten,  weshalb  die  päpstliche  Curie  auch  nicht  dar- 
auf bestand  und  sich  befriedigt  erklärte,  wenn  die  Ausstattung  ge- 
^hehe,  sobald  die  »erforderlichen  Mittel  vx)rhanden  sein  würden,€ 
•L  h.  bis  nach  dem  Ableben  einer  hinreichenden  Anzahl  der  pensio- 
uirtt'n  Ffründuer  durch  Heimfall  der  ihnen  gezahlten  Pensionen 
•lie  Regierung  in  den  Besitz  der  erforderlichen  Mittel  gelangt  sein 
werde. 

Diese  l^rklärung  des  »usquedum  necessaria  ad  id  suppetant 
media«  entspricht  dem  Geiste  des  ganzen  Vertrages,  der  naturlichen 
lotention  der  Contrahenten  und  den  bestehenden  Verhältnissen ,  sie 
entspricht  der  Verpflichtung,  welche  den  Besitzern  der  säcularisirten 
Uüler  dorch  die  oben  citirten  §§.  35.  und  62.  des  Reichsdeputations* 
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bauptscblusses  auferlegt  wurde,  eine  Verpflichtung,  welche  die  hamio- 
versehe  Regierung  nie  geläugnet  hat.*  £s  musste  demnach  erwartet 
werden,  dass  dieselbe  es  sieb  angelegen  sein  lassen  werde,  in  diesem 
Sinne  die  tbunlichst  schnelle  Ausfuhrung  des  Concordats  zu  bewerk- 
stelligen. 

Inzwischen  geschah  das  nicht.  Allein  mit  der  heimgeralleoen 
Pension  des  im  Jahre  1827  verstorbenen  Herzogs  von  York  hätte 
die  Dotirung  des  Bisthum3  Osnabrück  vier-  bis  fünfmal  zu  Stande 
gebracht  werden  können,  aber  es  geschah  nicht.  Lange  harrten 
die  Diöcesanen  in  schweigender  Hoffnung ,  vertrauend  auf  ihr  Beebt 
auf  den  bestimmten  Ausspruch  des  Concordats,  auf  die  Gerechtigkeit 
des  Königs,  die  Thätigkei^  des  Executor  hullae,  in  dessen  Hände  die 
päpstliche  Regierung  die  Fürsorge  für  die  Ausrührung  des  Concor* 
dats  gelegt  hatte.  Vergebens !  Das  Vertrauen  wurde  nicht  gerecbt- 
fertigt.  JSndlich ,  als  bereits  alle  Pensionäre  bis  auf  den  letzten 
heimgegangen  waren,  so  dass  die  Regierung  also  eine  jährliche 
Summe  von  mindestens  140,000  Thlrn.  ans  dem  Eirchenvermögen 
des  Stiftes  zur  Verfügung  hatte ,  als  die  nachtheiligen  Wirkungen 
eines  unzulänglichen  Provisoriums,  welches  nun  bereits  länger  denn 
30  Jahre  gewährt  hatte ,  sich  immer  mehr  offenbarten ,  nachdem 
die  Versuche  der  competenten  Behörde  sowohl,  wie  der  einflussreich- 
sten Corporationen  erfolglos  geblieben  waren:  da  erhob  sich  das  in 
seinem  Rechtsgefahle  arg  verletzte  und  in  seinem  Vertrauen  ge- 
täuschte katholische  Volk  der  Osnabrückischen  Diöcese  einmütbig, 
um  in  zahlreichen  Bittschriften  seine  Wünsche  und  Forderungen 
am  Throne  Sr.  Majestät  des  Kfmigs  niederzulegen.  Da  sollte  es 
endlich  Erhörung  finden. 

Nachdem  der  letzte  Generalyicar  der  Diöcese  Osnabrück,  Weih- 
bischof Dr.  Karl  Anton  Lupke ,  welcher  auch  Executor  Bullae  war, 
.durch  den  Tod  aus  seiner  Wirksamkeit  hinweggerissen  worden,  er- 
nannte der  hl.  Vater  Pius  IX.  den  Bischof  von  Münster  Dn  Georg 
Müller  zum  Executor  bullae  und  legte  daipit  die  Fortführung  und 
Vollendung  der  vom  Weihbischof  Lüpke  mit  Eifer  gefährten  Unter- 
handlungen in  erfahrene  und  geschickte  Hände.  Indessen ,  was 
würde  unter  den  dermaligen  Verhältnissen  auch  der  heiligste  Eifer 
zu  Stande  gebracht  haben ,  wenn  die  hannoversche  Begiemng  iu 
ihrem  seitherigen  Widerwillen  ,  den  Katholiken  gerecht  zu  werden« 
verharrt  wäre.  Doch  hatten  sich  in  dieser  Beziehung  die  Verhält- 
nisse längst  günstiger  gestaltet :  König  {Georg  war  entschlossen,  auch 
seinen  katholischen  Unterthanen  seine  landes?äterliche  Theilnahme 
zu  beweisen  und  zu  ihren  Gunsten  einen  Act  der  Gerechtigkeit  zu  üben. 
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König  Georg  V.  hatte  wiederholt  und  öffentlich  den  entschie* 
denen  Willen  ausgesprochen ,  *die  Schuld  des  weifischen  Hauses 
gegen  die  katholischen  ünterthanen  in  der  Trovinz  Osfiabrück  ab^ 
2uiragen,€  Da  es  der  le))haf teste  Wunsch  des  Königs  war,  die  Bis-' 
thamsyerhältnisse  der  Diöcese  Osnabrück  geordnet  zu  sehen,  so  hatte 
er  seinen  Ministern  den  Auftrag  ertheilt ,  mit  dem  neu  ernannten 
Eiecntor  bullae  in  Unterhandlungen  zu  treten.  Aber  auch  jetzt 
glaubte  die  Begierung  noch  nicht  in  der  Lage  zu  sein,  den  im  Con- 
cordate  vom  Jahre  1824  übernommenen  Verpflichtungen  vollständig 
nachzakonunen,  weshalb  die  Bevollmächtigten  beider  Tb  eile,  der  Re- 
gieningsrath  Hoffmann  von  Seiten  der  Regierung,  und  der  geistliche^ 
Rath  Dr.^  Bangen  von  Seiten  des  Executor  bullae  sich  vorläufig  über 
eine  Convention  einigten ,  deren  Stipulationen  die  Genehmigung  des 
Papstes  Pius  IX.,  wie  des  Königs  GcQrg  V.  fanden,  worauf  der  neue 
vorläufige  Vertrag  am  7.  Februar  1857  von  beiden  Theilen  unter- 
zeichnet und  ausgewechselt  wurde. 

Die  Convention  vom  7.  Februar  1857  ist  eine  vorläufige ;  es 
ist  ein  neues  Provisorium  ^  welches  durch  dieselbe  geschaffen  ist. 
Der  Inhalt  der  Convention  ist  zwar  nicht  officiell  mitgetheilt,-  jedoch 
lassen  sich  aus  demjeni^^cn,  was  in  Folge  derselben  zur  Ausführung 
gekommen  ist,  die  einzelnen  Stipulationen  auch  ohne  dies  erkennen. 
Afan  ersieht  daraus,  dass  noch  Vieles  zu  thun  übrig  ist,  wenn  das 
Concordat  zur  Ausführung  kommen  soll ,  und  wir  müssen  unsere 
Verwunderung  darüber  aussprechen,  dass  die  hannoversche^  Regie- 
rung sich  in  all  den  seit  dem  Abschlnss  der  Convention  verflossenen 
Jahren  nicht  veranlasst  gesehen  hat ,  das  angefangene  Werk  von 
Neuem  anzugreifen  und  zu  Ende  zu  fahren.  Um  unseren  Lesern 
<Ue  Oebersicht  über  das,  was  noch  zu  thun  ist,  zu  erleichtern,  stel- 
len wir  zuerst  die  wesentlichsten  darauf  bezüglichen  Bestimmungen 
des  Concordats  von  1824  zusammen.  Wir  glauben,  sie  in  folgenden 
Pnnkten  zusammenfassen  zu  können: 

1)  Wenn  das  Bisthum  Osnabrück  errichtet  wird,  so  erhält  der 
Bischof  ein  Einkommen  von  4000  Thaler  Convent.-Münze. 

2)  Das  Capitel  besteht  aus  1  Dechanten,  6  Canonicis  und  4 
Vicarien.  Die  Einnahme  des  Dechanten  soll  1500  Thaier,  jedes 
der  beiden  älteren  Canonici  1400,  des  dritten  und  vierten  1000,  jedes 
der  beiden  jüngsten  800  ^  jedes  der  vier  Vicarien  400  Thaler  be- 
tr<igen;  ausserdem  sollen  der  Dechant,  die  6  Canonici  und  die  bei- 
den ältesten  Vicarien  je  ein  Haus  erhalten. 

3)  Der  König  verspricht,  innerhalb  vier  Jahren  nach  Abschlnss 
des  Concordats  dem  Bischöfe  sowohl,  wie  dem  Capitel  ihre  Einnahme 
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in  Grundstücken,  liegenden   Gutern,   Zehnten  etc.  an'zuweisen  und 
dieselben  von  jeder  Art  von  Belastung  frei  zu  erhalten. 

4)  Das  bischöfliche  Seminar  soll  eine  solche  Summe  jährlicher 
Einkünfte  erhalten,  wie  es  den  Bedürfnissen  und  dem  Nutzen  der 
Diöcese  entspricht. 

Fragen  wir  nun,  in  wie  weit  diese  Stipulationen  zur  Ausfahr- 
ung gekommen  sind,  so  wissen  wir 

ad  1,  dass  am  19.  resp.  20.  April  1858  das  Bisthum  Osna- 
hrück  durch  Einfuhrung  des  Bischofs  udd  des  Capitels  wieder  eri- 
girt  ist. 

ad  2.  Die  Capitulare  beziehen  nominell  zwar  die  ihnen  durch 
das  Concordat  zugewiesene  Einnahme ,  weil  es  jedoch  an  den  noth- 
wendigefi  Mitteln  fehlt,  so  bekleiden  verschiedene .  der  Capitulare  zu- 
gleich andere  Aemter ,  um  aus  deren  Einkünften  ihren  theilweisen 
Unterhalt  zu  beziehen ;  ausserdem  müssen  die  fSLnf  älteren  Capitulare 
einen  nicht  unbedeutenden  Theil  ihres  Einkommens  zur  Unterhal- 
tung des  bischöflichen  Generalvicariats  abgeben.  Da  dfeser  Zuschuss 
nicht  ausreicht ,  andere  disponible  Gelder  ftir*  diesen  Zweck  nieht 
vorhanden  sind,  so  hat  bis  dahin  das  bischöfliche  Generalvicariat  auch 
nur  eine  nothdürftige  Einrichtung  erhalten  können.  Neben  dem  6e- 
neralvicar  fungiren  gegenwärtig  keine  geistlichen  Bäthe ,  so  dass 
Ueberlastung  mit  Arbeiten  und  andere  Incohvenieuzen  die  nothwea- 
dige  Folge  sein  müssen.  Ausserdem  fehlt  es  für  eine  entsprechende 
Abhaltung  des  Chordienstes  durchaus  an  den  erforderlichen  Kräften, 
ein  Missstand,  der  mit  jedem  Jahre  schreiender  hervortreten  muss. 

ad  3.  Eine  Anweisung  der  Einnahmen  fnr  den  Bischof  und 
die  Mitglieder  des  Domstifts  in  Grundstücken,  liegenden  Gütern  etc. 
hat  bis  dahin,  für  die  Diöcese  Osnabrück  nicht  stattgefunden;  die 
Summe  aber,  welche  die  Regierung  für  die  Befriedigung  der  noth- 
wendigsten  Bedürfnisse  angewiesen  hat,  ist,  wie  aus  den  mitgetbeil- 
ten  Thatsachen  erhellt,  durchaus  unzureichend. 

ad  4.  Ob  und  welchen  Zuschuss  die  Regierung  zur  ersten  Ein- 
richtung und  weitem  Unterhaltung  des  bischöflichen  Seminars  seither 
gegeben  hat^  sind  wir  ausser  Stande  mifzutheilen  ,•  jedoch  ist  die 
Ausstattung  des  Seminars  bis  dahin  keineswegs  eine  »dem  Bedürf- 
nisse und  dem  Nutzen  der  Diöcese«  entsprechende,  wie  das  Concor- 
dat es  vorschreibt. 

Es  ist  demnach  unzweifelhaft,  dass  die  Wiederherstellung  des 
Bisthums  Osnabrück  erst  begonnen  hat  und  ihrer  YoUendong  noch 
entgegenharrt,  es  erscheint  aber  nicht  minder  unzweifelhaft,  dass 
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das  nun  bereits  vielfäbrige   Provisorium  der  Diöceso   grossen  Nacli- 

theil  bringen  und  darum  aufhören  muss. 

König  Georg,  welcher  »die  Schuld  des  wclfischen  Hauses  gegen 

die  katholischen  Unterthanen  in   der    Provinz  Osnabrück   abtragen« 

zu  wollen  versprochen  hat,  ist  unter  den  gegenwärtigen  Verhältnis- 
sen ausser  Stande,  sein  feierliches  Versprechen  zu  lösen.  Aber  die- 
jenige Regierung,  welche  seine  Erbschaft  angetreten  hat,  wird  auch 
die  Verpflichtung  anerkennen  müssen,  seine  Schulden  abzutragen, 
und  eine  Schuld  ist  es,  eineheilige,  moralische  und  juristische  Schuld, 
welche  die  Regierung  dem  Bisthum  Osnabrück  zu  entrichten  hat,  so 
viel  mnss  aus  der  vorliegenden  Darstellung  einleuchten.  Darum  ver- 
trauen <}ie  Katholiken  der  Diöcese  Osnabrück  fest  und  zuversichtlich, 
dass  die  königliehe  Regierung,  sobald  sie  von  dem  Sachverhältniss 
in  angemessener  Weise  unterrichtet  ist ,  die  erforderlichen  Schritte 
tbuo  werde,  die  kirchlichen  Angelegenheiten  des  Stifts  Osnabrück 
definitiv  zu  reguliren,  indem  sie  die  Bestimmungen  des  Concordates 
vom  Jahre  1824  in  Ausführung  bringt. 
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XV. 
Collectiv-Erklärung  des  deutschen  Episcopats 

betreffend  die  Circular-Depesclte  des  deutschen  Reichskanzlers^  \%n 
seiner  Eigensch»  als  preuss.  Minist,  des  Auswärt.'],  hinsichäich 

der  künftigen  JPapstwahl. 

Der  »Staats- Anzeiger«  hat  nnlängst  eine  auf  die  künftige  Papst- 
wahl bezügliche  Circnlar-Depesche  des  Herrn  Reichskanzlers  Fürsten 
von  Bismarck  vom  14.  Mai  1872  verdifeutlicht ,  welche  nach  der 
aasdrficklichen  Erklärung  des  »Anzeigers«  »die  Basis  zu  dem  ganzen 
der  Oeffentlichkeit  vorenthaltenen  Fascicel«  der  in  dem  Processe  ge- 
gen den  Grafen  von  Arnim  oft  erwähnten  Actenstücke  kirchen-poli- 
tischen  Inhaltes  bildete. 

Diese  Depesche  geht  von  der  Voraussetzung  aus ,  dass  durch 
»das  Vaticanische  Concil  und  seine  beiden  wichtigsten  Bestimmungen 
über  die  Unfehlbarkeit  und  die  Jurisdiction  des  Papstes  die  Stel- 
lung des  Letzteren  auch  den  Regierungen  gegenüber  gänzlich  ver- 
ändert sei,  und  folgert  hieraus,  dass  »das  Interesse  der  letzteren  an 
der  Papstwahl  aufs  Höchste  gesteigert ,  damit  aber  auch  ihrem 
Rechte,  sich  darum  zu  kümmern,  eine  um  so  festere  Basis  gegeben 
sei.c 

Diese  Polgerungen  sind  eben  so  ungerechtfertigt,  als  ihre  Vor- 
aussetzung unbegründet  ist ;  und  es  halten  bei  der  hohen  Wichtig- 
keit dieses  Actenstuckes  und  bei  dem  Schlüsse ,  welchen  dasselbe 
auf  die  leitenden  Principien  des  Reichskanzleramtes  in  der  Behand- 
lung der  kirchlichen  Angelegenheiten  Deutschlands  gestattet ,  die 
unterzeichneten  Oberhirten  sich  für  eben  so  berechtigt  als  verpflich- 
tet ,  den  darin  enthaltenen  irrigen  Anschauungen  im  Interesse  der 
Wahrheit  eine  öffentliche  Erklärung  entgegenzustellen. 

Die  Gircular- Depesche  behauptet  hinsichtlich  der  Beschlüsse 
des  Vaticanischen  Concils: 

»Durch  diese  Beschlüsse  ist  der  Papst  in  die  Lage  gekom- 
men, in  jeder  einzelnen  Diöcese  die  bischöflichen  Rechte  in  die  Hand 
zu  nehmen  und  die  päpstliche  Gewalt  der  landesbischöflicfaen  zu  sub- 
stituiren.« 

»Die  bischöfliche  Jurisdiction  ist  in  der  päpstlichen  aufge- 
gangen, c 

»Der  Papst  übt  nicht  mehr,  wie  bisher,  einzelne  bestimmte 
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Reservatrechte  aus,  sondern  die  ganze  Fälle  der  bischöflichen  Becbte 
mht  in  seiner  Hand  ;€ 

»er  ist  im  Princip  an  die  Stelle  jedes  einzelnen  Bisohofes  ge- 
treten,« 

»und  es  hängt  nur  von  ihm  ah,  sich  auch  in  der  Praxis  in 
jedem  einzelnen  Augenblicke  an  die  Stelle  desselben  gegenüber  den 
Kegierungen  zu  setzen.« 

»Die  Bischöfe  sind  nur  noch  seine  Werkzeuge,  seine  Beamten 
ohne  eigene  Verantwortlichkeit;« 

»sie  sind  den  Regierungen  gegenüber  Beamte  eines  fremden 
Souveräns  geworden,« 

»und  zwar  eines  Souveräns,  der  vermöge  seiner  Unfehlbarkeit 
ein  vollkontmen  absoluter  ist,  mehr  als  irgend  ein  absoluter  Monarch 
der  Welt.« 

Alle  diese  Sätze  entbehren  der  Begründung  und  stehen  mit 
dem  Wortlaute,  wie  mit  dem  richtigen,  dyrch  den  Papst,  den  Epis- 
copat  und  die  Vertreter  der  katholischen  Wissenschaft  wiederholt  er- 
klärten Sinn  der  Beschlüsse  des  Vaticnnischen  Goncils  entschieden  im 
Widerspruch. 

Allerdings  ist  nach  diesen  Beschlüssen  die  kirchliche  Juris- 
dictionsgewalt  des  Papstes  eine  potestas  suprema,  ordinaria  et*  imme- 
diata,  eine  dem  Papst  von  Jesus  Christus,  dem  Sohne  Uottes,  in 
der  Person  des  hl.  Petrus  verliehene,  auf  die  gan^  Kirche,  mithin 
aQch  auf  jede  einzelne  Diöcese  und  alle  Oläubigen  sich  direct  er- 
streckende oberste  Amtsgewalt  zur  Erhaltung  der  Einheit  des  Glau- 
bens, der  Disciplin  und  der  Begierung  der  Kirche ,  und  keineswegs 
eine  blos  aus  einigen  Beservatrechten  bestehende  Befugniss. 

Dies  ist  aber  keine  neue  Lehre,  sondern  eine  stets  anerkannte 
Wahrheit  des  katholischen  Glaubens  und  ein  bekannter  Grundsatz 
des  canonischen  Rechtes,  eine  Lehre ,  welche  das  Vaticanische  Concil 
gegenüber"  den  Irrthümern  der  Gallicaner ,  Jansenisten  und  Febro- 
manei>jm_Ai)schluss  an  die  Anssprüche  der  früheren  allgemeinen  ^ 
Concilien^  neuerdings  erklärt  und  bestätigt  hat.  Nach  dieser  Lehre 
der  katholischen  Kirche  ist  der  P^pst  Bischof  von  Rom ,  nicht  Bi-  , 
schof  irgend  einer  andern  Stadt  oder  Diöcese ,  nicht  Bischof  von 
Kdln  oder  Breslau  u.  s.  w.  Aber  als  Bischof  von  Bom  ist  er  zu- 
gleich Papst,  d.  h.  Hirt  und  Oberhaupt  der  ganzen  Kirche,  Ober- 
haupt aller  Bischöfe  und  aller  Gläubigen ,  und  seine  päpstliche  Ge- 
walt lebt  nicht  etwa  in  bestimmten  Ausnahmefällen  erst  auf,  son- 
dern sie  bat  immer  und  allezeit  und  überal  Geltung  und  Kraft.  In 
dieser  seiner  Stellung  hat  der  Papst  darüber  zu  wachen ,  dass  jeder 
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Bischof  im  ganzen  Umfange  seines  Amtes  seine  Pflicht  erfülle,  nud 
und  wo  jein  Bischof  behindert  ist ,  oder  eine  anderweitige  Nothwon- 
digkeit  es  erfordert,  da  hat  der  Papst  das  Recht  und  die  Pflicht, 
nicht  als  Bischof  der  betreffenden  Diöce'se ,  sondern  alsJPapat4  alles 
in.  derselben  anzuordnen,  was  zur  Verwaltung  derselben  gehört.  Diese 
päpstlichen  Rechte  habe  alle  Staaten  Europa's  bis  aitif  die  gegen- 
wärtige Zeit  stets  als  zum  Systeme  der  katholischeu  Kirche  gehö- 
rend anerkannt  und  in  ihren  Verhandlungen  mit  dem  päpstlicheu 
Stuhle  den  Inhaber  desielben  immer  als  das  wirkliche  Oberhaupt 
der  ganzen  katholischen.  Kirche,  der  Bischöfe  sowohl  als  der  Gläu- 
bigen, und  keineswegs  als  den  blossen  Träger  einiger  bcstimiDtcr 
Reservatrechte  betrachtet. 

Die  Beschlüsse  des  Yaticanischcji  Goncils  bieten  ferner  keinen 
Schatten  von. Grund  zu  der  Behauptung,  es  sei  der  Papst  durch  die- 
selben ein  absoluter  Souverän  geworden,  und  zwar  vermöge  seiner 
Unfehlbarkeit  ein  vollkomineu  absoluter,  mehr  als  irgend  ein  abso- 
luter Monarch  in  der  Welt.  ^  / 

iiunächst  ist  das  Gebiet ,  auf  welches  sich  aie  kirchliche 
Gewalt  des  Papstes  bezieht ,  wesentlich  verschieden  von  dem- 
jenigen ,  worauf  sich  die  weltliche  Souveränetät  des  Monarchen  be- 
zieht; auch^v^rd  die,  volle  Souveränetät  des  Landesförsten  auf  staat- 
lichem Gebfete  von  Katholiken  nirgends  bestritten.  Aber  abgesehen 
hiervon  kann  die  Bezeichnung  eines  absoluten  Monarchen  auch  in 
Beziehung  auf  kirchliche  Angelegenheiten  auf  den  Papst  nicht  an- 
gewendet werden,  weil  derselbe  unter  dera^^götjblichen  Rechte  ,steht 
und  an  die  von  Christus  für  seine  Kirche  getroffenen  Anordnungen 
gebunden  ist.  Er  kann  die  der  Kirche  von  ihrem  göttlichen  Stifter 
gegebene  Verfassung  nicht  ändern ,  wie  der  weltliclie  Gesetzgeber 
eine  Staatsverfassung  ändern  kann.  Die  Eirchenverfassung  beruht 
in  allen  wesentlichen  Punkten  auf  göttlicher  Anordnung  und  ist  je- 
der menschlichen  Willkur  entzogen.  Kraft  derselben  göttlichen  Gin- 
Setzung,  worauf  das  Papstthnm  beruht,  besteht  auch  der  Episcopat; 
auch  er  hat  seine  Rechte  und  Pflichten  vermöge  der  von  Gott  selbst 
getroffenen  Anordnung,  welche  zu  ändern  der  Papst  weder  das  Recht 
noch^die  Macht  hat.  Es  ist  also  ein  völliges  Miss  verstand  niss  der 
Vaticanischen  Beschlünse,  wenn  man  glaubt,  durch  dieselbe  sei  »die 
bischöfliche  Jurisdiction  in  der  päpstlichen  aufgegangen  ,€  der  Papst 
sei  »im  Princip  an  die  Stelle  jedes  einzelnen  Bischofes  getreten,« 
die  Bischöfe  seien. nur  noch  »Werkzeuge  des  Papstes,  seine  Beam- 
ten ohue  eigene  Verantwortlichkeit.«  Nach  der  beständigen  Lehre 
der  katholischen  Kirche,  wie  sie  auch  vom  Vaticanischen  Goncil  aus- 
drücklich erklärt  worden  ist,  sind  die  Bischöfe  nicht  blosse  Werk* 
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zeuge  des  Papstes,  nicht  päpstliche  Beamten  ohne  eigene  Verant- 
wortlichkeit, sondern  »vom  heiligen  Geist  gesetzt  und  an  die  Stelle 
der  Apostel  getreten,  weiden  und  regieren  sie  als  wahre  Hirten  die 
ihnen  anvertrauten  Heerden.c 

Wie  in  den  bislierigen  achtzehn  Jahrhunderten  der  christlichen 
Kirchengeschichte  der  Primat  neben  und  über  dem  ebenfalls  von 
Christus  angeordneten  Episcopat  kraft  göttlicher  Einsetzung  im  Or- 
^(^anismus  der  Kirche  bestanden  und  7,um  Heile  derselben  gewirkt 
hat,  so  wird  solches  auch  ferner  geschehen :  und  so  wenig  das  zu 
allea.  Zeiten  bestandene  Becht  des  Papstes,  seine  kirchliche  Begier- 
ungsgewalt in  der  ganzen  katholischen  Welt  auszuüben,  seither  da- 
zu gelubrt.  hat,  die  Autorität  der  Bischöfe,  illusorisch  zu  machen, 
ebensowenig  kann  die  neue  Erklärung  der  alten  katholischen  Lehre 
über  den  Primat  eine  solche  Befurchtupg  f^v  die  Zukunft  begrün- 
den. Werden  ja  auch  notorisch  die  Diöcesen  der  ganzen  katholischen 
Welt  von  ihron  Bischöfen  seit  dem  Vaticanischen  Concil  gerade  in 
derselben  Art  und  Weise  geleitet  und  regiert,  wie  vor  demselben. 

Was  insbesondere  die  Bebauptung  betrifft,  die  Bischöfe  , seien 
durch  die  Vaticanischen  Besclilüsse  päpstliclte  Beamten  ohne  eigene 
Verantwortlichkeit  freworden ,  so  können  wir  dieselbe  nur  mit  aller 
Entschiedl^nheit  zurückweisen;  es  ist  wahrlich  nicht  die  katlvolische 
Kirche,  in  welcher  der  unsittliche  und  despotische  Grundsatz:  der 
Befehl  des  Obern  entbinde  unbedingt  von  der  eigenen  Verantwort- 
lichkeit, Aufnahme  gefunden  hat. 

Die  Ansicht  endlich ,  als  sei  der  Papst  »vermöge  seiner  Un- 
fehlbarkeit ein  voUkonJmiener  absoluter  iSouv«rän,€  beruht  auf  einem 
durchaus  irrigen  Beginff  von  dem  Dogma  der  päpstlichen  Unfehlbar- 
keit. Wie  das  Vaticanische  Concil  es  mit  klaren  und  deutlichen 
Worten  ausgesprochen  hat  und  die  Natur  der  Sache  von  selbst  er- 
gibt, bezieht  sich  dieselbe  lediglich  auf  eine  Eigenschaft  des  höch- 
sten päpstlichen  Lehramtes ;  dieses  erstreckt  sich  genau  auf  dasselbe 
Gebiet,  wie  das'  üpfehlbare  Lehramt  der  Kirche  überhaupt  und  ist 
aii  den  Inhalt  der  h.  Schrift  und_der  Üeberlieferung ,  sowie  an  die 
bereits  von  "Heinkirch  liehen  Lehramt  gegebenen.  Lehrentscheidungen 
.gebünafen.  '    ' 

Hinsichtlich  der  Begierungshandlungen  des  Papstes  ist  dadurch 
nicht,  das  Mindeste  geändert  worden.  Wenn  diesem  nach  die  Mei- 
nung, es  sei  die  Stellung  des  Papstes  zum  Episcopat  durch  die  Va- 
ticanischen Beschlüsse  alterirt.  worden ,  a\s  eine  völlig  unbegründete 
erscheint,  so  verliert  eben  damit  auch  die  aus  jener  Voraussetzung 
hergeleitete  Folgerung,  dass  die  Stellung,  des  Papstes  den  Begier- 
ungen  gegenüber  durch  jene  Beschlüsse  verändert  sei ,  allen  Grund 
und  Boden. 

Wir  können  übrigens  nicht  umhin,  unserem  tiefen  Bedauern 
darüber  Ausdruck  zu  geben,  dass  in  der  oft  erwähnten 'Gircular-De- 
pescbe  das  Beichskanzleramt  sein  Ürtheil  überlcatholische  Angelegen-^ 
heiten  lediglich  nach  Behauptungen  und  Hypothesen  gebildet  hat, 
welche  von  einigen  bis  zur  offenen  Auflehnung  gegen  die  legitime 
Auctorität  des  gesammten  Episcopates   und  des  h.   Stuhles    vorge- 
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schrittenen  früheren  Katholiken  und  einer  Anzahl  protestantischer 
5  Gelehrten  in  Umlaut  gesetzt ,  aber  wiederholt  und  Tiachärucklich 
vom  Papst,  von  den  Bischöfen  und  von  katholischen  Theologen  so- 
wohl als  Canonisten  zm  uck^^ewiesen  und  widerlegt  worden  sind. 

Als  rochtmässige  Vertreter  der  katholischen  Kirche  in  den 
unserer  Leitung  anvertrauten  Diöcesen  haben  wir  das  Recht,  zu  ver- 
langen ,  dass ,  wenn  es  sich  um  die  Beurtlieilung  von  Grundsätzen 
und  Lehren  unserer  Kirche  handelt ,  man  uns  höre ;  und  so  lange 
wir.  nach  diesen  Lehren  und  Grundsätzen  unsere  Handlungen  ein- 
richten, dürfen  wir  erwarten,  dass  man.  uns  Glauben  schenke. 

Indem  wir  durch  gegenwärtige  Erklärung  die  in  der  Circular- 
Depesche  des  Herrn  Iteichskanzlers  enthaltenen  .unrichtigen  Darstel- 
lungen der  katholischen  Lehre  bericht>gen,  ist  es  ^keineswegs  unsere 
Absicht,  auf  die  weiteren  Ausführungen  der  Depesche  in  ^trefif  der 
künftigen  Papstwahl  näher  einzugehen. 

Wir  fühlen  uns  aber  verpflichtet,  gegen  den  damit  versuchten 
Angriff  auf  die  volle  Freiheit  und  Unabhängigkeit  der  Wahl  des 
Oberhauptes  der  katholischen  Kirche  laut  und  feieilich  Einsprach 
m  erlieben,  indem  wir  zugleich  bemerken  ,  dass  über  die  Gültigkeit 
/  der  Papstwahl  Jeder  Zeit  nur  die  Auctorität  der  Kirche  zu  entschei- 
den haA,  deren  Entscheidung  jeder  Katliolik,  wie  in  allen  Ländern, 
so  auch  in  Deutschland  rückhaltlos  sich  unterwerfen  wird. 

Im  Monat  Januar  1875.  Im  Monat  Februar  1875. 

t  Paulus^  Erzbischof  von  Köln.      f  Gregor ,  Erzbischof  von  Mün- 


t  Heinrich  ,    Fürstbischof    von 
Breslau. 

t  Andreas^  Biscliof  von  Strass- 
bürg. 

t  Peür  Joseph^  Bischof  von  Lim- 
burg. 

f  Wilhelm  Emmanuel^   Bischof 
von  Mainz. 

+  Conrad,    Bischof  von    Pader- 
born, 

t  Johannes,  Bischof  von  Kulm. 

••  Matthias,  Bischof  von  Trier. 

t  Johann  Heinrich ,  Bischof  von 
Osnabrück. 

t  Lothar ,    Bischof    von   Leuca , 
Erzb.- Verweser  zu  Freiburg. 

t  PAiM/;|pM5,  Bischof  von  Ermland. 

t  Karl  Joseph,  Bischof  von  Rot- 
tenburg. 

t  Johann  Bernhard,  Bischof  von 
Münster. 

t  Wühelni,  Bischof  von  Hildes- 
heim. 
Dofflcapitular  Hahne,  Bisth.- 
Verweser  zu  Fulda. 


chen-Freising. 
"  Heinrick,  Bischof  von  Passau. 
••  Ignatias,  Bischof  von  B^gens- 

burg. 
t  Pancratius^  Bischof  von  Augs- 
burg, 
t  Leopold^   Bischof   von    Eich- 

städt. 
t  Johannes  Valentin,  Bischof  von 

Würzburg, 
t  Daniel    Bonifacius ,    Bischof 

von  Speyer. 
Domprobst  Fcllner,  Capit.-Vi- 

car  zu  Bamberg. 
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XVL 

Vorstellung  des  Gesammtepiscopates  Bayerns  an  ^  Seine  Ma- 
jestät den  König  in  Betreff  der  obligatorischen  Civilehe  ^). 

Aller durchlauchtigsief,  GrossmäcJdigster  König! 

m 

Allergnädigster  König  und  Herr! 

Die  allerehrfarchtsvollst  unterzeichneten  Oberhirten  Bayerns 
sehen  sicli  genöthigt,  dem  Throne  Euerer  Königlichen  Majestät  mit 
nachstellender  allerehrerbietigsten  Vorstellung  sich  zu  nahen. 

Aus  dem  Schoose  des  deutschen  Bundesrathes  ist  an  den  deut- 
schen Reichstag  zur  Berathnng  und  Beschlnssfassung  ein  Gesetz- 
entwarf gelangt,  welcher  die  Einführung  der  obligatorischen  Civilehe 
sowie  den  Ausschluss  aller  kirchlichen  Jurisdiction  in  Ehesachen 
für  das  ganze  deutsche  Beich  zum  Gegenstande  hat. 

Es  soll  also  auch  für  die  Unterthanen  Euerer  Königlichen  Ma- 
jestät, die  ihrer  grossen  Mehrzahl  nach  der  katholischen  Kirche  an- 
gehören, die  bürgerliche  Form  der  Eheschliessung  gesetzlich   vorge^ 
aehrieben  werden. 

Die  allerunterthänigst  Unterzeichneten  sind  jetzt  nicht  in  der 
Lage,  von  den  voraussichtlichen,  gewiss  nicht  erfreulichen  Folgen  zu 
reden,  welche  ein  solches  Gesetz  unserem  theuern  Vaterlande  Bayern 
in  religiöser  und  socialer  Beziehung  bringen  wird. 

Aber  das  Urtheil,  welches  die  katholische  Kirche  über  die  Ci- 
vilehe fällen  muss,  ist  längst  gebildet  und  allgemein  bekannt.  Die 
allerehrfurchtsvollst  Unterzeichneten  wollen  sich  ,  um  jeden  Zwei- 
fel auszuschliessen,  nicht  ihrer  Worte  hier  bödienen,  sondern  erinnern 
an  den  kutzen  Ausspruch  Pius  IX.,  unseres  heiligen  Vaters,  den  er 
in  seinem  am  9.  September  1852  an  König  Victor  Emmanuel  ge- 
richteten Briefe  über  die  Civilehe  gethan ,  und  welcher  also  lautet : 
>Es  ist  ein.  Glaubenssatz,  dass  die  Ehe  von  unserem  Herrn  Jesus 
Christus  zur  Würde  eines  Sacramentes  erhoben  worden  ist,  und  es 
ist  Lehre  der  katholischen  Kirche ,    dass  das  Sacrament  in  der  Ehe 


1)  Von  Seiten  des  Hoohw.  Bischofs  ?on  Begensburg  erging  gleichzeitig 
ein  ausführliches  Tortreffliches  Hirtenschreiben  über  die  Civilehe  (im  Oberhirtl* 
Verkünd.-BL  1875  S.  47  ff.  und  mit  einigen  AbkQrzungen  in  der  Germania 
1875  Nr.  21.  I.  Beil.) ,  worauf  wir  im  folgenden  Hefte  bei  Betrachtung  der 
BetchstagaTerhaDdlnngen  über  das  Civilehegesetz  zurückkommen.    (D.  Red.) 
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nicht  eine  zufällige  Eigeuschall  ist,  die  zum  Ehevertrage  hinzukömmt, 
sondern  der  Ehe  wesentlich  ei invohnt ,  so  dass  eine  Eheschliessung 
unter  Christen  nur  in  der  sacramentalen  Ehe  rechtmässig,  ausser 
ihr  aber  nur  Concubinat  ist.  Ein  Givilgesetz  also ,  welches  unter 
Katholiken  das  Sacranient  der  Ehe  von  dem  Vertrage  der  Ehe  tren- 
nen zu  können  glanbt  und  des  letzteren  Giltigkeit  zu  bestimmen 
unternimmt,  widerspricht  der  Lehre  der  Kirche ,  greift  in  ihre  un- 
veräusserlichen  Rechte  ein  und  macht practisch  dem  Concubinat  dem 
Sacramente  gleich,  indem  es  den  einen  wie  das  andere  als  recht- 
mässig erklärte 

Von  ganz  besonderer  Bedeutung  aber  ist  für  die  allerehrfurchts- 
vollst  unterzeichneten  übi'vhirten  Bayerns  der  Umstand,  dass  der 
fragliche  Gesetzentwurf  in  dem  schneidendsten  Widerspruche  steht 
mit  dem  bayerischen  Concordate. 

Abgesehen  nämlich  davon,  dass  im  Artikel  I.  des  Concordates 
der  katholischen  Kirche  in  Bayern  alle  jene  Rechte  und  Prärogative 
garantirt  werden ,  welche  sie  nach  göttlicher  Anordnung  und  den 
canonischen  Satzungen  zu  gemessen  hat,  wozu  offenbar  auch  die 
kirchliche  Ehedisciplin  gehört;  und  abgesehen  davon,  dass  im  Ar- 
tikel XVII.  desselben  Concordates  stipulirt  wurde,  dass  alle  kirch- 
lichen Gegenstände,  welche  dort  nicht  ausdrücklich  hervorgehoben 
wurden,  nach  der  Lehre  der  Kirche  und  nach  der  bestehenden  und 
angenommenen  Disciplin  derselben  behandelt  werden  sollen,  worin  ohne 
Zweifel  auch  die  Ehesachen  begriffen  sind ;  —  unternimmt  es  das  bevor- 
stehende deutsche  Ehegesetz,  die  gesammte  geistliche  Gerichtsbar- 
keit in  Eheaugelegenheiten  auch  tür  Bayern  aufzuheben,  obwohl  im 
Art.  XII.  c.  desselben  bayerischen  Concordates  den  Bischöfen  das 
Recht  gewährleistet  worden  war,  »Ehesachen,  welche  nach  demCaj). 
12.  der  24.  Sitzung  des  hl.  Concils  von  Trient  vor  den  geistlichen 
Richter  gehören,  bei  ihrem  Gerichte  zu  verhandeln  und  zu  ent- 
scheiden, c 

Wenn  demnach  das  in  Vorbereitung  begriffene  deutsche  Ehe- 
gesetz mit  den  Grundsätzen  der  katholischen  Kirche  im  Widerspruche 
steht;  wenn  dasselbe  Ehegesetz  die  durch  öffentlichen  und  feier- 
lichen Vertrag  gewährleisteten  Rechte  der  Katholiken  in  Bayern  in 
der  rücksichtslosesten  Weise  kränkt  und  verletzt :  dann  ist  gewiss  die 
allerehrfnrchtsvollste  Bitte  gerechtfertigt,  Euere  königliche  Majestät 
wolle  in  gerechter  Anerkennung  dieses  Sachverhaltes  und  in  landes- 
väterlicher Huld  gegen  Allerhöchstihre  treuesten  katholischen  Ünter- 
thanen  geruhen,  jene  Massnahmen  allergnädigst  zu  ergreifen,  welche 
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dieser  Schädigung  der  kathoUschen  BeUgion  und  diesem  Bruche  des 
bayerischen  Concordatvertrages  vorzubeugen  geeignet  sind. 

Die  allerehrfurch tsvollst  unterzeichneten  Oberhirten  Bayerns 
fühlen  sich  in  iliKain_^^^i§^?>i  gedrungen,  zugleich  ffir  alle  Fälle  die 
geheiligten  Rechte  der  katholischen  Kirche  überhaupt  und  die  im 
Königreiche  Bayern  geltenden  insbesondere  hieinit  zu  verwahren. 

In  allertiefster  Ehrfurcht  und  in  treuester  Anhänglichkeit  er- 
sterben 

JSuerer  Königlichen  Majestät 

München  in^  Januar  1875 

allerunterthänigst  treugehorsamste 

t  Gregor ,   Erzhischof  von  Mün-  f  Johannes    Valentin ,    Bischof 

chen-Freising.  von  Würzburg, 
t  Heinrich ,  Bischof  von  Passau.  ^  f  Daniel   Bonifacius ,    Bischof 

t  Ignatius ,  Bischof  von  Regens-  von  Speyer. 

bürg.  Gabriel  Fellner ,  Capitelvicar 

t  Pancratius,  Bischof  von  Augs-  von  Bamberg. 

borg. 
t  Franjs  Leopold,    Bischof  von 

lächstädta 
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XVII. 

Vermischtes  aus  der  neuesten  Bsterreichiscben  Culturge- 

geschichte. 

1.  ObergerichÜiche  Entscheidung^  betreffend  die  Zurückweisung  vom 

Pathenamte  durch  den  Seelsorger. 

Das  Salzburger  Kirchenblatt  Nr.  32.  vom  13.  Augost  1874 
entnahm  dem  Znaimer  Uotschafter  Folgendes: 

Der  Oeconom  J.  Baab  aus  Schnobolin  bei  Olmntz  hatte  im 
März  d.  J.  gelegentlicli  im  Gastliause  die  Aeusserung  gethan,  er 
habe  gelesen ,  dass  Christus  nicht  gestorben  sei ,  obwohl  dies  die 
Leute  allgemein  glaubrn.  In  Folge  dessen  hatte  ihn  der  Pfarr-Ad- 
ministrator  P.  Josef  Winopal  öiFentlich  einen  Religionsschänder  und 
Gotteslästerer  genannt  und  ihn  nicht  zur  Function  eines  Taufpathen 
zugelassen.  Herr  Raab  hatte  deshalb  den  P.  Winopal  auf  Ehren- 
beleidigung  geklagt  und  beim  k.  k.  Bezirksgerichte  in  Olmütz'  die 
Verurtheilung  des  P.  Winopal  zu  einer  Geldstrafe  von  45  fl.  und 
10  fl.  50  kr.  Eostenersatz  durchgesetzt.  Der  Verurtheilte  meldete 
gegen  dieses  Urtheil  die  Berufung  an,  und  Anfangs  August  fand  vor 
einem  Appellsenate  des  Ereisgerichtes  in  ^  Znaim ,  welchem  Herr 
Landgerichtsrath  Schütz  präsidirte,  die  Appellverhandlung  statt.  Es 
waren  dazu  neun  Zeugen  vorgeladen,  auch  der  Berufungswerber  P. 
Winopal  war  persönlich  erschienen.  Die  Verhandlung  endete  mit 
'der  Cassirung  des  erstrichterlichen  ürtheils  und  Freisprechung  des 
Berufungswerbers ,  nachdem  der  Gerichtshof  der  Ansicht  war ,  da&$ 
P.  Winopal  durch  seine  Stellung  als  Priester  berechtigt  gewesen 
sei,  dem  Raab  auf  Grundlage  der  von  ihm  (Raab)  gemachten  Aeas- 
serung,  dass  Christus  nicht  am  Ereuze  gestorben  sei,  vorzuwerfen, 
dass  er  ein  Gotteslästerer  sei. 

2.  CuUus-Ministerialerlass  vom  2.  November  1874,  Z.  9071.,  be- 
treffend die  Bestreitung  der  Kosten  für  den  Religionsunterricht  a»i 

einer  Bürgerschule. 

Es  enthält  das  Verordnungsblatt  für  das  Volksschulwesen  im 
Eönigreich  Böhmen,  XUI.  St.  1874  nachstehenden  Erlass  : 

»Seine  Excellenz  der  Herr  Minister  für  Cultus  und  Unterricht 
hat  der  Vorstellung  des  Bezirksscliulrathes  in  Gh.  gegen  einen  Erlass 
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des  Laiidessehiilrathes ,  mii  welchem  die  Bestreitung  der  Körten  flbr 
den  Seligionsunterricht  an  der  Bfirgerschule  in  Cb.  als  eine  Oblie- 
genheit des  ganzen  Schalbezirkes  bezeichnet  wurde,  Folge  gegeben 
und  unter  Aufhebung  der  angefochtenen  Verfügung  unterm  2.  No- 
vember 1874/  Z.9071,  entschieden ,  dass  die  fraglichen  Kosten,  in- 
soifeme  dieselben  durch  die  hiefur  verf&gbaren  Localmittel  nicht  aus- 
reichend gedeckt  erscheinen,  yon  den  betreffenden  Confessionsgenos- 
sen  der  Schulgemeinde  Gh.  zu  tragen  sind. 

Fftr  diese  Entscheidung  war  die  Erwägung  massgebend,  dass 
in  dem  hohen  Orts  genehmigten  Erlasse  des  Landesschulrathes  vom 
9.  Juni  1873 ,  Z.  6813 ,  betreffend  die  Durchfahrung  des'  Gesetzes 
¥om  20.  Juni  1872  fiber  die  Besorgung  des  Beligiönsunterrichtes  an 
den  öffentlichen  Volksschulen  und  die  Bestreitung  des  Kosten- 
aotwandes  für  denselben ,  eine  Unterscheidung  zwischen  den  allge- 
meinen Volks-  und  den  Bürgerschulen  nicht  gemacht  wird  und  dass 
insbesondere  in  dem  einschlägigen  §.  4.  Alinea  4  cit.  lediglich  von 
einer  Auftheilung  des  unbedeckten  Kostenaufwandes  auf  die  bezüg- 
lichen Confessionsgenossen  der  Schulgemeinde  die  Bede  ist.€  (Ordi- 
nariatsblatt der  Diöcese  Budweis,  1875,  Nr.  2.,  S.  7.) 


3,  ReUgionsprüfungen  vor  den  weltlichen  Sehulinspectoren  in  Nte^ 

derösterreieh. 

Die  Bestimmung  des  n.  ö.  Landesschulrathes,  wornach  von 
den  Beligionslehrem  in  den  Volksschulen  vor  den  weltlichen  Sehul- 
inspectoren oder  schulbehördlichen  Personen  die  Prüfung  aus  der 
Religion  vorzunehmen  ist,  wurde  durch  die  Wiener  kirchliche  Ober- 
behörde dem  Seelsorgeklerus-  zur  Damachhaltung  bekanntgegeben. 
Die  kirchliche  Oberbehörde  hat  gewiss  mit  schmerzlichem  Gefühle 
hier  Zugeständnisse  gemacht,  indem  sie  recht  wohl  einsieht,  dass 
die  Stdlung  den  Beligionslehrem  in  solchem  Falle ,  der  weltlichen 
schulbehördlichen  Person  gegenüber,  keine  angenehme,  geschweige 
eine  erfreuliche  sei.  Allein  die  Sache  ward  ernst  und  reiflich  über- 
legt  und  mit  aller  Pastoralklugheit  darüber  entschieden ,  ne  secus 
novissima  sint  pejora  prioribus.  Der  Beligionslehrer  wird  nun,  wenn 
es  dazu  kommen  sollte ,  in  Gottes  Namen  prüfen.  Sollte  ein  Herr 
Schulinspector  über  die  gesetzlichen  Schranken  gehen,  wird  ihm  der 
Religionslehrer  entgegenzutreten  wissen;  die  Prüfling  hat  sogleich 
ihren  Abschluss.  (So  berichtet  nach  dem  Oest.  Vfd.  das  Salzburger 
Kirchenblatt  1875  Nr.  4.  v.  28.  Jan.) 

Arebir  filr  Kinbenraoht  XXXIII.  28 
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4>  Vorgänge  wegm  welüicher  Inspidrtmp  des  JReligiansunterriclUes 

in  Braunau.    > 

D^m  Salzb.  Eirchenbl.  1875  Nr.  3.  v.  21.  Jan.  entnehmen  wir 
nach  dem  L.  Vbl.  In  Braunan  und  Umgebung  bilden  die  letzten 
Vorgänge  aus  der  Schule  den  Kern  der  allgemeinen  Discussion.  Die 
Sacheist  die: .  Am  4.  Januar  1875  wurde  etwa  um  7  Uhr  früh  ein 
Gendarm  vor  dem  Schulhause  in  Braunau  aufgestellt.  Derselbe  ver- 
wehrte einem  der  beiden  Katecheten,  welcher  um  8  Uhr  früh  zur 
Ertheilung  des  Ueligionsunterrichtes  zum  Schulhause  sich  begab,  im 
Najnen  des  Gesetzes  den  Eintritt  in  die  Schule.'  Der  Katechet  wich 
selbstverständlich  der  Gewalt.  Auch  am  nächsten  Tage  waFlvieder 
der  nämliche  Posten  des  zweiten  Katecheten  wegen  postirt,  der  je- 
doch nicht  mehr  erschien,  da  er  nach  dem  Vorgänge  des  früheren 
Tages  dies  füi*  unnütz  hielt.  Zur  richtigen  Beurtheilung  dieses  Vor- 
ganges mögen  nachstehende  Bemerkungen  über  die  letzten  Monate 
dienen.  Am  23.,  24.  und  25.  November  des  abgelaufenen  Jahres 
erschien  der  Leiter  der  hiesigen  Volks-  und  Bürgerschule  fünfmal 
nacheinander  in  den  Beligionsstunden,  um  da  beizuwohnen.  Derselbe 
wurde  von  den  Katecheten  gefragt ,  ob  er  irgend  eine  Erklärung 
abgeben  wolle  oder  sie  zu  einer  Erklärung  vor  den  Kindern  ermäch- 
tige, ob  er  den  Beligionsunterricht  inspiciren  wolle  oder  nicht.  Der 
Schulleiter  liess  sich  in  keiner  Weise  zu  einer  Erklärung  herbei. 
Auf  dies  hin  unterbrachen  die  Katecheten  den  Beligioüsunterricbt, 
so  lange  der  Schulleiter  zugegen  war.  Am  letzten  Weihnachtsfest 
wurde  ihnen  durch  die  hiesige  Schulleitung  der  Sitzungsbeschloss 
des  Landesschulrathes  in  Linz  vom  4.  December  v.  J.  mitgetheilt, 
des  Inhaltes,  dass  sie  zur  Fortsetzung  des  Beligionsuntenichtes  in 
Braunau  nicht  mehr  zuzulassen  seien.  Die  Katecheten  erklärten 
dem  Schulleiter  schriftlich ,  d<ass  sie  ungeachtet  dessen  am  4.  resp. 
5.  Jänner  den  Beligionsunterricht  fortsetzen  und  nur  der  Gewalt 
weichen  würden.  Sie  begründeten  die  Berechtigung  ja  Verpflichtung, 
so  vorzugehen  ,  mit  einem  Schreiben  der  Osterreichischen  Bischöfe 
vom  2.  Mai  1872  an  den  Minister  für  Cultus  und  Unterricht,  in 
welchem  dieselben  diesbezüglich  erklären: 

»Was  aber  Priester  betrifl*t,  die  kraft  ihres  Seelsorgeamtes  die 
Beligiou  ^an  der  Volksschule  lehren,  so  steht  es  der  SchulbehArde  in 
keiner  Weise  zu,  sie  von  der  Wirksamkeit  als  Beligionslehrer  aus- 
zuschliessen ;  denn  sie  üben  dieselbe  vermöge  eines  Amtes ,  worüber 
die  Schulbehörde  nicht  die  geringste  Verfügung  zu  treffen  hat 
Glaubt  sie,  es  sei  zu  einer  Veränderung  in  der  Person  des  Religlons' 
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lebrera  hinreichend  Grund  vorhanden ,  so  wende  sie  sich  deshalb  an . 
den  Bischof.c 

Nach  diesen  klaren  Worten  der  österreichischen  Bischöfe,  die  nur 
der  Ausdruck  der  kirchlichen  Lehrfreiheit  sind,  haben  die  Katecheten 
von  Braunau  dann  auch  gehandelt.  Es  sei  noch  bemerkt,  dass  ge- 
gen die  Entscheidung  des  Landesschulrathes  an  das  Ministeriuni  fnr 
Cnltos  und  Unterricht  recurrirt  wurde. 

5.  Erleichterung  der  Müiiärpflicht  für  Lehrer  und   LehranUscan* 

didaien. 

Wie  das  Salzb.  Kirchenbl.  1875  Nr.  4  v.  28  Jan.  nach  der 
Zeitschrift  des  oberösterr.  Lehrervereines  berichtet,  hat.  mit  Rück- 
sicht auf  den  allgemeinen  Lehrermangel  für  West-Oesterreich  das 
Landesvertheidigungs-Ministerium  beim  Kriegs- Ministerium  erwirkt, 
dass  im  administrativen  Wege  Lehrern  und  Lehramts  -  Candidaten 
folgende  Begünstigungen  zugestanden  werden: 

1)  Dass  die  erste  Ausbildung  der  Lehrer  (8  Wochen)  in  zwei 
Abschnitten  zu  je  vier  Wochen  und  zwar  in  der  Ferienzeit  erfolge 
und  die  späteren  Uebungen  (3  Wochen)  nnr  immer  in  den  Ferien 
stattfinden  dürfen. 

2)  Den  Lehramtszöglingen  der  letzten  zwei  Jahre  einer  Lehrer- 
bildungs-Anstalt wird  die  vorläufige  Befreiung  zuerkannt,  wenii  die 
Verspätung  in  der  Vollendung  ihrer  Studien  erweislich  ohne  ihr 
Verschulden  geschehen ;  geben  sie  ihre  Studien  vor  der  Vollendung 
auf,  so  werden  sie  unnachsichtlich  zur  dreijährigen  Dienst-  und  Prä- 
senzzeit herangezogen. 

3)  Nach  Vollendung  der  Studien  genügt  eine,  wenn  auch  nur 
provisorische  Anstellung  als  Lehrer ,  um  die  sub  1.  angegebenen  Be- 
günstigungen zu  gemessen ;  der  Minister  sagte  zugleich ,  dass  eine 
Verlautbarung  dieser  im  administrativen  Wege  geübten  Begünstig- 
ung nicht  erfolgt  sei,  sondern  dass  nur  die  Befreiten  zur  Darnach- 
achtttdg  entsprechend  instruirt  werden. 

6.  Die  Verbesserung  der  materiellen  Lage  des  Klerus  betreffend^ 

bemerkte  das  vortreffliche  »Grazer  Volksblatt«  unterm  29.  Juli  1874| 
Folgendes:  Wir  haben  in  diesen  Tagen  über  die  Aufbesserungs- 
frage unsere  Meinung  dahin  ausgesprochen ,  dass  die  Qrazer^Deca- 
natsconferenz  den  confessionellen  Gesetzen  keine  Goncessionen  machte 
und  das»  jeder  Priester  von  der  Verpflichtung  der  österreichische!) 
Regierung ,  die  elenden  Gehalte  des  Klerus  aufzubessern ,  überzeugt 
sei.  Dafür  erhalten  wir  von  der  [officiösen]  »Graz.  Ztg.«  folgende  Lection: 
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»Das  ist  ein  sehrjrerbissener,  trotziger  Ton,  der  ebenso  wenig 
gerechtfertigt  ist,  als  die  Schlnssbemerknng,  dass  der  gr()ssere  Tbeil 
des  Klerus  überhaupt  auf  keine  Verbesserung  seiner  Läge  hoffe. 
Wenn  man  das  Gute  und  Edle  einer  Massnahme  einsieht  und  sich 
auch  derselben  nicht  zu  entziehen  gedenkt,  so  sollte  m^n  auch  nicht 
sa  undankbar  sein ,  mit  der  Anerkennung  zurfickzuhalten ,  oder  in 
consequenter  Unzufriedenheit  rundweg  die  Thatsachen  zu  Iäugnen.c 
Der  Klerus  soll  also  für  die  Aufbesserung  »dankbare  sein,  und 
mit  der  Anerl^ennung  nicht  zurückhalten.  Zunächst  muss  er  nun  wohl 
erst  erfahren,' wie  weit  die  Aufbesserung  gehen  werde.  Dann  wird 
die  Anerkennung  überhaupt  orst  folgen  können ,  wenn  es  sich  her- 
ausstellt, dass  die  B^erung  d^  Freiheit  des  Klema-^m  den  Preis 
einer  Aufbesserung  niQht  beengt  und  .seine  politische  Stellung  bei 
sonstiger  Unbescholtenheit  bei  Verleihung  der  Pfründen,  auf  welche 
sie  jetzt  den  gr^ssten  Einfluss  besitzt,  nicht  als  massgebend  und 
entscheidend  betrachtet.  Für  diese  Grossmuth  könnte  der  Klerus 
/»dankbare  sein,  nicht  aber  im  höheren  Sinne  des  Wortes  Anerken- 
nung üben,  wenn  der  Staat  nur  seine  Pflicht  erfüllt 

Der  Staat  hat  einst  die  Kirchengüter  eingezogen  und  die  Be- 
'  soldung  der  Kleriker  übernommen  -^  über  den  Verkauf  Tieler  dieser 
Güter  ist  heute  noch  bekannt,  dass  die  Kaufpreise  selbst  für  jene 
Zeit  angemein .  niedere  waren  —  er  hat  Tausende  seiner  Beamten 
alr  Verwalter  der  Beligionsfondsgüter  genührt;  er  hat  grossartigen 
(Gewinn  aus  letzteren  gezogen,  hätte  ihn  bei  guter  Verwaltung  ziehen 
können ;  er  bestimmte  als  Partei  (!) jden^Zins  j^n  er  z.  B.  fbr  ge- 
^  gewisse  Gebäude  zahlte.    Wenn  für  das  weitläufijg^e  Militärspital  und 
'  seinen  Garten  in  Graz  nur  um  weniges  mehr  aJs,  hundert  Qnlden 
;  gezahlt  wurden,  so  macht  der  Abgang  im  Laufe  der  vielen  Jahre 
:  schon  ein  Capital ,  von  dem  fast  ein  halbes  Dutzend  Pfründen  auf- 
gebessert werden  könnten.    Angesichts  solcher  Wirthschaft  durften 
wir  mit  Becht  von  einer  Verpflichtung   des  Staates  sprechen ,  was 
sich  die  „Tagespost"  gütigst  zu  Gemüthe  fahjren  wolle.    Wenn  der 
Beligionsfond  passiv  ist ,  so  trägt  Yornehmlich   die  Verwaltung  der 
Güter  die  Schuld,  eine  Behauptung,  welche  nicht  wir  erst  machen, 
die  sich  in  der  Begierung  übergebenen  Aktenstücken  mehr  als  ein- 
mal vorfindet;  Actenstücke,    welche  in  Folge  von  Gonferenzen  des 
hochw.  Episcopates  angefertigt   und  überreicht  worden   sind.    Der 
Klerus  möge  also  verschont  werden  mit  den  Zumuthungen,  welche 
man  zum  Voraus  schon  an  seine  „Dankbarkeit^  stellt. 

Wie  verlautet,  so  meldete  nach  dem  Prager  Frisch  Voran  das 
Salzb.  Kirchenbl.  Nr.  31  v.  6  Aug.  1874,  beschäftigt  sich  der  Cnl- 
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tosminister  mit  der  Aufbesserung  aunftchst  der  Pfarreien ,  die  in  2 
Klassen  zu  800  und  1000  fl.  jährlichen  Einkommens  getheilt  werden 
sollen  (Stadtpfarren  mit  1200  und  1400  &).  In  Böhmen  ezistiren  bei- 
läufig 1860  Pfarren.  Rechne  man  etwa  60  Pfarrer  ab  ^  •  die  keiner 
Aufbesserung  bedürfen,  so  bleiben  1800.  Werde  auch  das  bisherige 
Einkommen  aller  auf  400  fl.  gerechnet  (bekanntlich  gibt  es  auch 
solche  mit  300  fl.)t  so  müssen  durchschnittlich  mindestens  400  fl. 
zogerechnet  werden;  dies  gibt  720,000  fl.  Gaplan-  und  Coopesator- 
stellen  gibt  es  beiläufig  1360.  Nach  der  »N.  fr.  Pr.«  sollen  diese 
Stellen  ganz  aufgehoben  werden,  was  wohl  kaum  gut  anginge.  Auf 
600  fl.  muss  man  jedoch  jeden  solchen  Priester  stellen,  macht  also 
wieder  4QQ  fl.  per  Person.  Rechnen  wir  wieder  rund  1300 ,  so  ist 
anch  dafar  eine  Summe  von  520,000  fl.  nothwendig,  zusammen 
1,240,000  fl.  Bei  einer  halben  Million  entflelen  auf  Böhmen  105,000 
fl.,  im  gleichen  Verhältniss  wurde  für  Oesterreich  eine  Summe  von 
5,900,000  nöthig  sein.  Die  Pfrfindesteuer  soll  aber  bekanntlich  eine 
Million  abwerfen.  Fast  5  Millionen  wären  noch  anderwärts  aufzu- 
bringen. Aus  Steiermark  verlautet,  dass  eine  Erhöhung  der  Stola- 
taxe in  Aussicht  genommen  ist.  Dagegen  wehren  dch  aber  die 
Gdstlü^hfiUJUis  guten  Qrunden.  Die  5  Millionen  muss  also  wohl 
der  Staat  aufbringen,  was  am  Ende  noch  immer  besser  ist,  als  wenn 
man  sie  fllr  Weltausstellungen,  Familienbahnen ,  Krachunterstfitzun* 
gen  u.  dgl.  hinausgäbe. 

7.  CktUusministeridlerUiss  vom  25.  S^tembef  1874  Nr.  ISfiOS,  die 
ümpfarnmgefi  auf  Qrund  der  confessumeUen  Oesääe  betreffend. 

Der  Statthalter  von  Niederösterreich  hat  nach  dem  Oest.  Yfd. 
an  die  Bezirkshauptmannschaften  von  Niederösterreich  nachstehenden 
Erlass  gerichtet,  der  in  gleicher  Weise  auch  in  Tirol  etc.  ergingt 
vgl.  Salzb.  Kbl.  1875  Nr.  1  S.  5. 

»Im  §.  21,  Absatz  2.  des  Gesetzes  vom  7.  Mai  1874,  R.-Q.- 
Bl.  Nr.  50.  wird  bestiitimt,  dass  unter  den  in  demselben  Paragraphe 
Absatz  1.  bezeichneten  Beschränkungen  flberall,  wo  bisher,  ungeachtet 
einer  vorgekommenen  ümpfarrung  ein  Recht  auf  die  den  Parocbia* 
nen  als  solchen  obliegenden  Leistungen  dem  frflheren  P&rrer  ver- 
blieben ist,  dasselbe  unbeschadet  des  persönlichen  Bezugsanspruchs 
des  derzeitigen  Pfarrers  zu  fibertri^n  sei.  Wie  der  Vorbehalt  zu 
Gunsten  des  derzeitigen  Pfarrers  erkennen  lässt,  ist  es  in  der  Inten- 
tion dieser  gesetzlichen  Bestimmung  gelegen,  dass  alle  nach  dersel- 
ben begründeten  Exscindimngen  nicht  erst  bei  einem  vorfallenden 
Pfiründenwechsel,  sondern  sofort  durchzufahren  sind,  und  dass  nur 
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die  thatsächliche  üeberweisang  des  bisherigen  Bezugs  an  den  Bene- 
ficiaten  der  neuen  Pfarre  auf  den  Wegfall  des  persönlich  berechtigten 
Beneficiaten  der  früheren  PfJEurre  bedingt  sein  soll.  Sonach  fand  sich  der 
Herr  k.  k.  Minister  f&r  Cultus  und  Unterricht  bestimmt,  mit  dem 
Eiiasse  vom  25.  September  1874,  Nr.   13,503,  zur  Ausfuhrung  der 
vorerw&hnten    gesetzlichen   Bestimmung   anzuordnen,    dass  alle  in 
Niederösterreich  vorfindlichen  Fälle,  in  denen  §.21.  Absatz  2.   cit. 
Anwendung  zu  finden  hat,  zu  dem  Ende  zu  erheben  sind,  damit  die 
von  dem  Gesetze  normirto  Exscindirung  nach  vorausgegangener  ordent- 
licher Verhandlung,  uad  —  wenn    nöthig  —  nach  instanzm&ssiger 
Entscheidung  der  obwaltenden  Streitpunkte  durchgeführt  werde.  Es 
versteht  sich  hiebei  von  selbst,  dass  bei  der  Verhandlung  allen  Be- 
theiligten Gelegenheit  zur  Wahrung   ihrer  Interessen  zu  gewähren 
und  dass  im  Falle  einer  Judicatur   den  durch  dieselbe  betroffenen 
Parteien  die  Berufung«  an  die  höhere  administrative  Instanz  ausdrück- 
lich freizuhalten  ist.    Nicht  minder  versteht  es  sich  von  selbst,  dass 
der  im  Gesetze  vorbehaltene  persönliche  Bezugsanspruch  des  derzei- 
tigmi  Beneficiaten  auch  in  den  Exscindirungs^Erkenntnissen  ausdruck- 
lich vorzubehalten  ist,  und  dass  die  Exscindirung  zunächst  nur  die 
Wirkung  zu  äussern  hat,    dass  Veränderungen  in  der  exscindirten 
Leistung  vom  Augenblicke  der  Exscindirung  auf  Rechnung  und  Ge- 
fahr des  Beneficiaten  der  neuen  Pfarre  gehe. 

Dagegen  hat  sofort  nach  Eintritt  des  Pfrundenwechsels  ancb 
die  thatsächliche  üeberweisung  des  exscindirten  Bezuges  zu  erfolgen 
und  hat  derselbe  insbesondere  kein  Object  der  Intercalaransprucbe 
des  Beligionsfonds  mehr  zu  bilden.  Hievon  werdem  die  hierländigen 
politischen  Bezirksbehörden  mit  dem  Auftrage  in  die  Kenntniss  ge- 
setzt, vor  Allem  an  die  .im  unterstehenden  Amtsgebiete  befindlichen 
Pfarren  und  Localcuratien  die  Aufforderung  ergehen  zu  lassen,  dass 
dieselben  binnen  einer  Frist  von  längstens  zwei  Monaten-  der  Be- 
zirksbehörde die  Mittheilung  zu  machen  haben,  ob  bei  ihrem  Beue- 
ficinm  Fälle  von  Leistungen  der  erwähnten  Art  der  Parochianen  an 
den  früheren  Pfarren  vorkommen  oder  nicht.  Zugleich  haben  jene 
Pfarrer  (Localcuraten),  welche  in  dem  Bezüge  solcher  Leistungen 
stehen,  ihre  allfSnigen  Einwendungen  gegen  die  Exscindirung  gel- 
tend zu  machen.  Auf  Grund  der  seitens  der  Seelsorger  einlangen- 
den Mittheilungen  haben  sodann  die  politischen  Bezirksbehörden 
nach  vorangegangener  ordentlicher  Verhandlung  die  Exscindirung 
durchzufahren,  eventuell  bei  vorkommenden  Einwendungen  entweder 
eogleich  in  erster  Instanz  zu  entscheiden,  oder  aber,  wenn  erforder- 
lich, unter  Anschluss  der  Verhandlung  vorerst  um  die  Mittheilung 
der  .allenfalls  bei  der  Statlhalterei  erliegenden  Behelfe  oder  um   die 
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Ertheilung  von  Auskünften  auf  Qrund  der  Iiieraratlichen  Akten  an- 
zusuchen. Das  Ergebniss  der  Verhandlungen  ist  nach  Ablauf  von 
sechs  Monaten  in  übersichtlicher  Darstellung  zu  meiner  Kenntniss 
zu  bringen.« 

8,  Antwort  des  österreichischen  CuUmministers  vom  10.  Deeem-- 
ber  1874  auf  eine  Interpretation  in  Ausführung  der  sog,   confes- 

sionellcfi  Gesetae, 

Am  10.  December  beantwortete  im  Wiener  Abgeordnetenhause 
der  Cultusroinister  von  Stremajr  eine  in  Betreff  der  Ausführung  der 
sog.  confessionellon  Gesetze  an  ihn  gestellte  Interpellation  in  folgen- 
der Weise.  Er  begann  damit,  sich  feierlich  gegen  die  Zumntbung 
zn  verwahren,  als  würden  diese  Gesetze  nicht  mit  vollem  Ernste  und* 
der  ganzen  Strenge  jedes  gegebenen  Sta^tsgesetzes  in  jedem  Falle 
und  nach  jeder  Bichtung  hin  gebandhabt  und  zur  Ausführnng  ge- 
bracbt.  Den  Umstand,  dass  die  Yollzugsvorschriften  hinsichüicb 
der  Handhabung  der  Gesetze  nicht  zur  Publication  gekommen  seien, 
erklärt  der  Minister  d^mit,  dass  es  in' dem  Feldzuge  von  Seiten  der 
Kirche  gegen  den  Staat  eine  unverdiente  Bücksicht  gegen  die  Kirche 
wäre,  den  Feldzugsplan  öffentlich  bekannt  zu  geben.  Was  insbe- 
sonders  die  Massregelung  geistlicher  Abgeordneten  von  ihren  geist- 
lichen Vorgesetzten  in  Bezug  auf  deren  geistliche  Function  anbe- 
lange, so  weist  der  Minister  nach,  dass  dort,  wo  das  Q^esetz  eine 
Handhabe  bot,  die  Begierung  es  nicht  fehlen  liess  und  ruft  die  Zou- 
genschaft  der  Betroffenen  ,  die  noch  im  Hanse  sitzen ,  auf.  Ueber- 
gehend  auf  die  Interpellation  wegen  ^ex  Nichtvorlage  der  von  Dr. 
Russ  urgirten  confessionellen  Gesetze  über  die  Erziehung  des  Klerus, 
das  Patronat  etc.  sagte  Dr.  Stremayr,  dass  der  Interpellant  wisse, 
wie  die  Sache  sich  verbalte,  da  derselbe  1t|itglied  des  confessionellen 
Ausschusses  sei.  Im  März  und  Mai  dieses  Jahres  seien  diese  Fra- 
gen dort  verhandelt  worden  und  der  Ausschuss  sei  übereinstimmend 
mit  der  Begierung  der  Meinung. gewesen,  dass  diese  Gesetze  nicht 
sofort  eingebracht  werden  können.  Solle  nun  die  Begierung  nach 
Ablauf  weniger  Monate  schon  thun ,  was  der  Ausschuss  selbst  als 
unthunlich  anerkannt  habe? 

9.  Keine  iialienisehen  Civilehen  in  Oesterreich-Ungam, 

Aus  der  »Opinione«  \om  17.  Deceniber  1874  erfahren  wir,  dass 
es  vor  Kurzem  zu  diplomatischen  Verhandlungen  zwischen  unserer 
und  der  italienischen  Begierung  über  den  Abschluss  von  Civilehen 
vor  diplomatischen  Vertretern  und  Consuln  Italiens  in  Oesterreich- 
üngam  gekommen  ist  und  zwar  mit  dem  Ausgang,  dass  es  furder- 
Mn  von  dem  Abschluss  solcher  Civilehen  bei  uns  sein  Abkommen  hat. 
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Gewisse  Triester  Blätter  hatten  es  der  itaUenischen  Begierang 
zum  Vorwurf  gemacht,  dass  sie  ihren  Gonsuln  in  Oesterreich-Ungarn 
die  Befügniss,  Civileheerklärongen  entgegenzunehmen,  entzogen  habe. 
Darauf  antwortet  nnn  die  »Opinione«  mit  folgender  Darlegung  des 
Sachverhaltes:  Nach  Artikel  868.  des  italienischen  bürgerlichen 
Gesetzbuches  können  italienische  Staatsangehörige,  die  sich  im' Aus- 
land befinden,  auch  vor  den  königlichen  diplomatischen  und  Consn- 
latsagenten  Ehen  eingehen,  und  demgemäss  ist  im  Art.  29.  des  Con- 
sulatsgesetzes  bestimmt,  dass  die  königlichen  Gonsuln  Ehen  ab- 
schliessen  können,  wenn  beide  Brautleute  italienische  Staatsange- 
hörige sind,  sowie  auch  zwischen  einem  italienischen  Br&utigam  und 
einer  ausländischen  Braut,  wenn  die  ortsgiltigen  Gtesetze  und  Rechts- 
gewohnheiten in   letzterem  Falle  nicht  entgegenstehen.    So  wurde 

'  es  auch  gehalten,  doch  wurden  die  italienischen  Gonsuln  angewiesen, 
Eheschliessungen  zwischen  einem  Italiener  und  einer  Ausländerin 
nicht  vorzunehmen,  sobald  ihnen  angezeigt  werde,  dass  der  Vorgang 

.  nicht  den  ortsgiltigen  Gesetzen  gemäss  sei ,  wie  es  z.  B.  in  Holland 
geschah,  wo  seitdem  die  italienischen  Consuln  auch  keine  solchen« 
durch  die  Landesgesetze  verbotenen  Eheschliessungen  mehr  vorneh- 
men, sondern  nur  Bheschliessungen,  bei  denen  beide  Theile  italienische 
Staatsangehörige  sind. 

Die  österreichisch-ungarische  Regierung  ging  von  der  Anschau- 
ung aus,  dass  die  Entgegennahme  und  Sanction  von  Eheschliessungen 

'  ein  Act  der  Jurisdiction  sei ,  und  bestritt  den  italienischen  Gonsuln 
das  Recht  zur  Vornahme  solcher  Handlungen  absolut  und  ohne  un- 
terschied, wie  denn  dasselbe  auch  nicht  ausdrficklich  in  den  diplo- 
matischen Vereinbarungen  zwischen  den  ^beiden  Regierungen  stipo- 
lirt  ist. 

Die  italienische  Regierung  wollte  ihren  Gonsuln  wenigstens  das 
Recht  zur  Abschliessung  von  Ehen  zwischen  italienischen  Brautleu- 
ten wahren,  da  es  sich  in  diesem  Falle  doch  nur  um  eine  gewisser- 
massen  interne  Jurisdiction  ihrer  Vertreter  handle.  Die  österreichisch- 
ungarische Regierung  gab  jedoch  in  den  Verhandlungen  ihren  -  an- 
fänglichen Standpunkt  nicht  auf,  und  so  wies  denn  die  italienische 
Regierung  ihre  Gonsuln  in  der  Österreich-ungarischen  Monarchie  an^ 
sich  der  Eheschliessungen  auch  dann  zu  enthalten,  wenn  beide  Braut- 
leute italienische  Unterthanen  seien.  Diese  können  ja  in  den  mei- 
sten Fällen  in  der  von  den  ortsgiltigen  Gesetzen  vorgeschriebenen 
Form  die  Ehe  schliessen ,  und  sollte  das  ausnahmsweise  nicht  an- 
geheni  so  mögen  sie  zu  fiesem  Zweck  lieber  in  das  Königreich  Ita- 
lien kommen,  als  vor  einem  Gonisul  eine  Ehe  schliessen,  die  dann 
an  ihrem  Aufenthaltsorte  angefochten  werden  könnte. 
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XVIII. 
Neueste  päpstliche  Erlasse. 

1.  Sanctissinü  Domini  Nostri  Pii  Divina  Providentia  Papae  IX. 

ALLOCUTIO 

habita  iie  XXr.  Deceoibris  MDCCCLXXIV  ad  S.  K.   E.   cardinales 

in  aedibus  vaticanis. 
(Die  Zeitlage.    Bestätigung  des  neagewahlten  sjfr.  Patriarchen  von  Antlochien.) 

Vmerabiles  FrcUres !  Conspicientes  Nos ,  quo  acerbitatis  et 
gravitatis  tribulatioues  Ecdesiae  Dei  in  dies  progrediantur,  eo  adigi 
seotimua,  ut  lacrimis  potius,  quam  verbis  snper  taata  veritatis  et  ju- 
siitiae  oppugnatione «  snper  calamitatibus  humanae  societatis ,  super 
coecitate  improboruni  uti  debearous.  Impietas  enim  insano  liberta- 
tis  spiritu,  instincta  et  arcto  conjuncta  foedere  late  dominatur,  quae 
consociatos  babena  cousiliis  suis  schismaticos,  haereticos  et  infideles, 
consociatam  malitiae  suae  potestateni,  violentiam  et  dolos,  ac  spe  et 
meta  obnoxias  sibi  hominum  mi^ntes  elficiens  eo  tendit,  ut,  Gatho- 
lica  Beligione,  si  id  posset,  eversa,  vota  expl^at  regni  sui  constitu- 
endis,  regni  scilicet  etbnicae  corruptionis ,  a  qua  Christus  Dominus 
homanum  genus  eruit  et  transtulit  in  Dei  lumen  et  regnnm.  Sub 
hac  inimicoruro  Dei  coospiratione  graviter  omnino  gemit  Catholica 
Ecclesia;  nee  opus  est,  ut  Inctuosam  ejus  conditionem  in  Germanico 
Imperio,  in  Helvetia,  in  Americae  centralis  et  n^eridionalis  regioni- 
bns  Vobis  commemoremus,  cum  tot  ejus  aerumnarum  conscii  sitiSi 
et  doloris  etiam  Nostri  consortes.  Verum  actnri  hodierna  die  cum 
Vobis  de  Patriarcbae  Antiocheni  Syrorum  confirmatione  facere  non 
possumns,  Venerabiles  Fratres,  quin  intirao  raoeroris  sensu  deplore- 
mas  aeerbam  eam  persecntionem,  qua  in  Turcico  Imperio  Catholici 
Armenii  premuntur.  Ibi  enim  legitimo  Armeniorum  Giliciae  Pa- 
triarcha  indigne  expulso,  eos  ex  ecclesiastlcis  et  laicis  publica  po- 
testas  tamquam  catholicos  habere  praesumit,  qui  Nostrae  Auctoritati 
rehelles,  et  debitam  obedientiam  praedicto  Patriarchae  deireclantesY 
orile  Christi  deseruerunt ,  et  ab  unitate  catholica  roisere  defecerunt. 
lis  publica  protectio  attributa  est;  veri  autem  Christi fideles ,  qui 
pro  avita  religione  servanda  adversa  quaeque  magna  virtute  snsti* 
neot,  Neoschismaticorum  odiis  et  furori  permittuntur,  eomm  bona  et 
Ecciesiae  militari  manu ,  Neoschismaticis  ducibus  et  actoribus ,  vio- 
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lenter  p^ljiribus  in  locis  occupata  faerc,  ipsique  in  privatarum  aedes 
ad  Sacra  officia  et  mysteria  convenire  corapulsi  sunt.  Nee  eos  de- 
fendunt  illa  ipsa  hujus  saecali  placita,  quorum  vi  dum  conscientiae 
libertas  proclamatur,  liberum  iis  esse  deberet  suas  habere  ecciesias, 
suam  profiteri  fidem,  suis  adhaerere  Pastoribus,  nee  defendunt  solem- 
nes  conventiones  inter  potentes  principes  initae ,  quibus ,  praeter  ce- 
tera quae  in  itlis  acta  fuere ,  catholicorum  quoque  in  Othoinanico 
rmperico  degentium  libertati,  securitati,  ac  possessionibus  plene  con- 
sultnm  fuit.  Ubi  nunc  datae  iidei  et  acceptae  sanctitas?  Ubi  eam 
tuendi  et  oppressos  sublevandi  Studium  in  iis ,  qui  vocem  attollere 
et  possent  et  deberent? 

Haec  mala  recensentes,  non  possumus,  Venerabiles  Pratres, 
non  intimo  dolore  cruciari,  vident^  ex  una  parte,  quantum  bellum 
impii  et  infideles  callida  impietatis  dissiniulatinne  moverint  contra 
Deum  et  contra  Divinum  opus ,  qtiod  Ipse  fundavit  in  terris ,  quod 
suo  regit  spiritu,  quod  ejus  promissa  tuentur;  ei  altera  autem  part« 
non  modo  nullos  tam  nefariae  conjurationi  objices  opponi ,  sed  etiam 
adjumenta  ac  incitamenta  addi ,  nee  cogitari , '  quod  Ecclesiae  causa 
et  juribus  oppressis  caetera  humana  jura  opprimantur  et  civilis  so- 
cietatis  tranquillitas  incolumis  esse  non  possit. 

At  in  tantae  tempestatis  flucftbus  omnis  fiducia  Nostra,  Vene- 
rabiles Fratres,  firmiter  in  Deo  perseverat.  Causa  ^im  quam  tne- 
mur,  Dei  causa  est,  et  licet  a  Divino  Magistro  pressurae  nobis  in 
hoc  mundo  praenuntiatae  fuerint ,  idem  tarnen  in  se  sperantes  non 
deserit,  ^eque  nobiscum  usque  ad  eonsummationem  skeculi  futurum 
esse  promisit.  Nönue  enim  diyinae  ejus  gratiae  virtus  fuit,  qnae 
usque  ad  lianc  diem  in  tanto  certamine,  tum  Venerabiles  Fratres 
•Episcopos,  tum  Sacerdotes  et  Fideles  in  Qermania,  in  Helv^tia,  in 
Orientis  regionibus,  in  Americae  plagis  ita  sustentavit,  ut  admirabilia 
exempla  constantiae,  zeli,  fidei,  invictae  patientiae  et  virtutis  mag- 
nae  cum  gloria  religionis  ediderint?  Deo  itaquo  Clementissimo  gra- 
tias  babeamus,  qui  Ecclesiae  suae  in  tantis  tribulationibus  suo  prae- 
sidio  adest  et  consulit;  ad  Ipsum  deinde  clamemus,  tum  fervidis 
precibus,  tum  sancta  vitae  disciplina ,  ut  Nos  et  omnem  populnm 
suum  in  praelio  confortare  pergat,  ut  errantinm  mentes  sua  luce  col- 
lostret  et  corda  flectat,  utque  quemadmodum  Redemptor  Noster  non 
in  sua  omnipotentia,  sed  in  Nostra  humilitate  et  iniirmitate  congres- 
8U8  fortem  armatum  vicit,  ita  Nos  patientiae  et  justitiae  virtate  ad- 
versas  potestates  vincamus.  Si  ita  clamaveriraus,  dubitare  non  pos- 
sumus, quin  placatus  nobis  cito  in  sua  benignitate  respondeat,  salus 
iua  ego  sum. 
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Nunc  ut  catholicae  OrieDtalinm  Ecclesiae  necessitatibus  novi 
Sjrornm  Patriarchae  Äpostolica  confirmatione  consulamiis«  Vobis  no- 
tnm  facimus,  Venerabiles  Fratres,  qwod  e  yivis  erepto  Ven.  Pratre 
Ignatio  Philippo  Harens ,  quem  ab  Episcopis  Syris  de  more  electum 
Nos  ante  octo  annos  Patriarcham  confirmavimus  et  instituimus,  Epis- 
copi  Syriaci  ritus,  alii  per  se, .  alii  per  procuratorem  ad  Eeclesiam  S. 
Mariae  Liberatricis,  quae  in  Libano  est,  in  Synodum  conveiiientes; 
cui  auctoritate  Nostra  praefuit  Ven.  Frater  Dionysius  Scelhot,  Syro- 
rum  Archiepiscopus  Aleppensis,  consuetis  precibus  praemissis,  omnes 
ano  animo  per  secreta  suffragia  praedictam  Ven.  Fratrem  Dionysiuro 
Scelhot  in  Patriarcham  Antiochenum  Syrorum  elegerunt ,  ac  tum 
electus,  tum  electores  de  hac  re  ad  Nos  litteris  datis  Nos  suppliciter 
obsecrarunt,  ut  Auctoritate  Nostra  Apostolica  hanc  electionem  con- 
firmare,  Blectnmque  sacri  Pallii  honore  decorare  yellemus.  Rebus 
hisce  Omnibus  a  Nostra  Congregatione  Fidei  Propagandae  praepo* 
Sita  diligenti  et  accurato  examine  perpensis,  Nos  ejusdem  Congrega- 
tionis  consilinm  libentissime  excipientes,  praedictum  Ven.  Fratrem 
Dionysium  Scelhot  Patriarcham  Antiochenum  Syrorum  renunciare, 
illique  Pallium  de  Corpore  B.  Petri  sumptum  tribuere  existimavi-. 
mns,  firma  confisi  spe,  ipsum,  Deo  bene  juvante,  Catholicae  Syro- 
nun  Ecclesiae  tarn  acerbo  tempore,  zelo  Religionis  et  salutis  anima- 
ram,  ac  pastoralis  muneris  partibus  sancte  implendis  valido  adxu- 
mento  et  praesidio  futurum. 

Quid  Vobis  videtur? 

Auctoritate  Oronipotentis  Dei  Sanctorumque  Apostoloruro  Petri 
et  Pauli  ac  Nostra  confirmamus  et  approbamns  electionem  seu  po- 
stalationem  a  Venerabilibus  Fratribus  Episcopis  Syriaci  ritusfactam 
de  Persona  Ven.  Fratris  "Dionysii  Scelhot  Patriarchae ,  quem  absol- 
rimus  a  vinculo,  quo  Aleppensi  Ecclesiae  adstringitur ,  ac  transferi- 
mos  ad  Patriarchalem  Eeclesiam  Antiochenam  Syrorum,  eumque 
praeficimus  in  Patriarcham  et  Pastorem  ejusdem  Ecclesiae,  prout  in 
Decreto  et  Schednla  Consistorialibus  exprimetur,  contrariis  quibus- 
camque  non  obstantibus.     ^ 

In  Nomine  Patris  f  et  Filii  f  et /Spiritus  +  Sancti.    Amen. 
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2.  Sanctissimi  Domini  Nostri  Pii  Divina  Providentia  Papae  IX. 

EPISTOLA  ENCYCLICA 

Ad  omnes  patriarchas  primates  archiepiscopos  episcopos  aliosqne  lo- 
corum  ordinarios  gratiam  et  communionem  cum  apestolica  sede  ba* 

bent^  et  ad  christifldeles  universos. 

XJuhilaeam  oniTersale  iDdicans.) 

PIÜS  PP.  IX. 
Venerabües  Fratres  et  dilecti  filü  salulem  et  apostoUcam  he- 
fiedictionem.    Gravibus  Ecclesiae  et  hujus    saeculi  calamitatibns  ac 
divinl  praesidii  implorandi  necessitate  permoti,  nunquam   Nos  Pon- 
tificatus  Nostri  tempore  excitare  praeterraissimus  christiannm  popn- 
lum,  nt   Dei  Majestatem  placare  et  caeleslem    Clementiam   sanciis 
yitae  moribus,  poenitentiae  operibus,  et  piis  supplicationum   officiis 
promereri  adniteretur.     In  hunc  finem  plurics  «pirituales  indulgen-* 
tiarum  thesauros  Apostolica  liberalitate  Christifidelibas  reseravimus, 
üt  inde  ad  veram  poeniteutiam  incensi  et  per  reconciliationis  sacra- 
mentura  a  peccatorum  maculis  expiati  ad  thronam  gratiae  fidentios 
accederent,  ac  digni  fierent  ut  ebrum  preces  benigne  a  Deo  exciperen- 
tnr.    Hoc  autem  uti  alias,  sie  praesertim  occasione  Sacrosancti  Oeca- 
menici  Yaticani  Concilii  praestandum  censnimus,   ut  gravissimum 
opus  ad  Ecclesiae  nniversae  utilitatem  institutum,  totius  pariterSc- 
clesiae  precibus  apud  Deura  adjuvaretur,  ac  suspenscT  licet  ob  tem- 
porum  calaraitates  ejusdem  Concilii  celebratione,  Indulgentiam  tarnen 
in  forma  Jubilaei  consequendam  ea  occasione  promulgatam,  in  soa 
vi,  firmitate,  et  vigore  manere,  uti  manet  adbuc,  ad  populi  fidelis 
bonum  ediximus  et  declaravimus.  Verum  procedente  miserorum  tem- 
porum  cursu  adest  jam  annus  septuagesimus  quintus  supra  milled- 
mum  octingentesimum,  annus  nempe  qui  sacrura  illud  temporis  spa- 
tium  signat,   quod  sancta   majornm  nostrornm   consuetudo,  et  Bo- 
manorum  Pontificum  Praedecessorum  Nostroruro  instituta  universalis 
Jubilaei  solemuitati  celebrandae  consecrarunt.    Quanta  Jubilaei  an- 
nus, ubi  tranquilla  Ecclesiae  tempora  illum  rite  celebrari  annuerunt, 
veneratione  et  religione  sit   cultus,  vetera   ac  recentiora  historiae 
monumenta  testantur;  habitus  enim  semper  fuit  uti  annus  salutaris 
expiationis  totius  christiani  populi,  uti  annus  redemptionis  et  gratiae, 
remissionis  et  indulgentiae,  quo  ad  hanc  Almam  Urbem  Nostram  et 
Petri  Sedem  ex  toto  orbe  concurrebalur  et  fidelibus  iiniversis  ad  pie- 
tatis  ofBcia  excitatis  cumulatissima  quaeque  reconciliationis   et  gra- 
tiae  praesidia  in  animarum  salutem  offerebantur.    Quam  piam  sane- 
tamque  solemnitatem  hoc  ipsum  nostrum  saeculum  vicae,  cum  nempe 
Leone  XII.  fei.  record.  Praedecessore  Nostro  Jubilaeuni  anno   1825. 
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indicentef  tanto  Christian!  populi  fervore  hoc  beneficium  exceptam 
foit,  ut  idem  Pontifex  perpetanm  in  hanc  ürbem  peregrinornm  per 
totam  annnm  ooncursum  adfnisse,  et  religionis,  pietatis,  fidei,  cari- 
tatis,  omniarnque  virtutum  splendorem  m  ea  mirifice  eluxisse   gra- 
tulari  potnerit.     ütinam   ea  nnnc  Nostra  efc  civilium  ac   sacrarum 
rerum  conditio  esset,   ut  quam  Jnbilaei  maximi  solemnitatem  anno 
hajas  saecoli  1850.  occnrrentem,  propter  luctnosam  tempornm  ratio- 
Dem  Nos  omittere  debuimus,  nnnc  saltem  felicite  rcelebrare  possemus 
JQita  veterem  illum^ritum  et  niorem,  quem  Majores  nostri    servare 
coDsneverunt !    At,  Deo  sie  permittente,  non  modo  non  sublataesed 
aoctae  magis  in  dies  sunt  magnae  illae  dif&cultates,  quae  tunc  tem- 
poris  Nos  ab  indicendo  Jubilaeo  prohibuerunt.     Verumtamen  repu- 
tantes  Nos  animo  tot  mala,  qnae  Ecclesiam  afOigunt,   tot  conatus 
bostinm  ejus  ad  Christi  fidem  ex  animis  revellendam,  ad  sanum  doc- 
trinam  corrumpendam  et  impietatis   virus  propagandnm  conversos, 
tot  scandala,  quae  in  Christo  credentibus  ubique  objiciuntur ,    cor- 
ruptelaoi  morum  late  manantem,  ac  turpem  divinorum  humanorum- 
que  jurium  eversionem  tam  late  diffusam,  tot  fecundam  ruinis,  qnae 
ad  ipsnm  recti  sensnm  in  bominam  animis  labefactandum  spectat ; 
ac  considerantes  in  tanta  congerie  malorum,  majori  etiam  Nobis  pro 
Apostolico  Nostro  munere  curae  esse  debere,  ut  fides,  religio  acpie- 
tas  muniatur  ac  vigeat,  ut  precum  Spiritus  late  foveatur  et  augea- 
tur,  ut  lapsi  ad  cordis  poenitentiam  et  morum  eiAendationem  exci- 
tentur,  ut  peccata,  quae  iram  Dei  meruerunt,  sanctis  operibus  redi- 
mantur,  quos  ad  fructus  maximi  Jnbilaei  celebratio  praeoipue  diri- 
gitor;  pati   Nos  non  debere  putavimus,   ut   hoc  salutari   benefico, 
seryata  ea  forma,  quam  temporum  conditio  sinit,  christianus  popu- 
]ds  in  viis  justitiae  in  dies  alacrior  incedat,  et  expiatus  culpis  faci- 
litts  ac  uberius  divinam  propitiationem  et  veniam  assequatur.    Exci- 
piat  igitur  universa  Christi  militans  Ecciesia  voces  Nostras ,  quibus 
ad  ejus  exaltationem,  ad  Christian!  populi  sanctificationem  et  ad  Dei 
gloriam  universale  maximumque  Jubilaeum  integre  ann.  1875  proxime 
iosequenti  duraturum  indicimus  annunciamus  et  promulgamus ;  cujus 
Jabilaei  causa  et  intaitu  superius  memoratam  indulgentiam  bccasione 
Vaticani  Concilii  in  forma  Jnbilaei  concessam,  ad  beneplacitum  No- 
ätrum  et  hujus  Apost<5Iicae  Sedis  suspendes  ac  snspensam  declaran- 
tes,  caelestem  illum  thesaurum  latissime  recludimus,  quem  ex  Chri- 
sti Domini  ejusque  Virginis  Matris  omniumque  sanctorum  meritis, 
passionibus  ac  virtutibos  comparatum,  auctor  salutis  humanae  dispen- 
sationi  Nostrae  concredidit, 

Itaque  Dei  misericordia   et  Beatorum   Petri   et  Pauli  Aposto- 
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loram  ejus  aactoritate  confisi,  ex  Saprema  ligandi   atque  sol?endi, 
quam  Nobis  Dominus,  licet  immeritis,  contulit  potestate,  oxnnibuset 
singulis  Cbristifidelibus , '  tarn  in  alma  Urbe  Nostra  degentibus,  vcl 
ad  eam  adyenientibus ,  tum  extra  Urbem  praedictam  in  quacumque 
mundi  parte  existentibus,  et  in  Apostolicae  Sedis  gratia  et  obedien- 
tia  manentibus,  vere  poenitentibus  et  confessis  et  sacra  communione 
refectis,  quorum  primi  BB.  Petri  et  Pauli  nee   non  S.  Joannis  La- 
teranensis  et  S.  Mariae  Majoris  de  ürbe   Basilicas  semel  saltem  in 
die  per  quindecim  continuos  aut  interpolatos  dies  sive  naturales  sive 
etiam  ecclesiasticos,  nimirum  a  primis  vesperis  unius  diei  usqae  ad 
integrum  ipsius  subsequentis  diei  vespertinum  crepusculum   compu- 
tandos,  alten  autem  Ecclesiam   ipsam  Cathedralem  seu   majorem, 
aliasque  tres  ejusdem  Civitatis  aut  loci  siye  in  illius  suburbiis  exi- 
stentes ab  Ordinariis  locorum  vel  eorum  Vicariis  aliisve  de  ipsoram 
mandato,  postquam  ad  illorum  notitiam  hae  Nostrae  litterae  pene- 
nennt,  designandas,   semel  pariter  in   die   per  quindecim   continuos 
aut  interpolatos  dies,  ut  supra,  devote  visitaverint,  ibique  pro  Ca- 
tbolicae  Ecclesiae  et  hujus  Apostolicae  Sedis^  prosperitate  et  exalta- 
tione,  pro  extirpatione  haeresum,  omniumque  errantium  conversione, 
pro  totius  Populi  Christiapi  pace  et  unitate  ac  juxta  meutern  No- 
stram  pias  ad  Deum  preces  effuderiut,  ut  plenissimam  anni  Jubilaei 
omnium  peccatorum   suorum  indulgentiam ,    remissionem  et  veniani, 
annuo  temporis  spatio  superius  memorato  semel  consequantur,  mise- 
ricorditer  in  Domino   concedimus   et  impertimus ,  annuentes   etiam, 
ut  liaec  indulgentia  aüimabus ,    quae  Deo    in  caritate  conjunctae  ei 
hac  vita  migraverint ,  per  modum  suffragii  applicari  possit  ac  valeat. 
Navigantes  vero  et  iter  agentes ,  ut ,  ubi  ad  sua  domicilia  sea 
alio  ad  certam  stationem  se  recep.erint,  suprascriptis  peractis  et  vi- 
sitata  totidem  vicibus  Ecclesia  Cathedrali  vel  majori,  aut  Parochiali 
loci  eorum  domicilii  seu  stationis  hujusmodij  eamdem  indulgentiam 
consequi  possint  et  vaieant.    Nee  non  praedictis  locorum  Ordinariis, 
ut  cum  Monialibus  oblalis   aliisque   puellis  aut  mulieribus  sive   in 
Monasteriorum  clausura ,  sive  in  aliis  religiosis  aut   piis  domibus  et 
commuuitatibus  vitam  ducentibus,  Anachoretis  quoque   et  firemitis, 
ac  aliis  quibuscumqne  tam  laicis,  quam  ecclesiasticit  personis  saecu- 
laribus,  vel  regularibus  in  carcere,  aut  captivitate  existentibus,  vel 
aliqua  corporis  infirmitate,  seu  alio  quocumqne  impedimento  deten- 
tis,  quominus  supra  expre^sas  visitationes  exequi  possint,  super  prae- 
scriptis  hujusmodi  visitationibus  tantum   modo;   cum   puefis   aut^m. 
qui  nondum  ad   primam  Communionem   admissi   sint,  etiam    super 
Commuuiohe  hujusmodi  dispensare,  ac  illis  omuihus,  ot  singulis  si\e 
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per  se  ipsos,  sive  per  eorum ,  earumque  reguläres  Praelatos  aut  sn- 
periores,  ?el  per  prudentes  Gonfessarios  alia  pietatis,  charitatis  aut 
religionis  opera  in  locuni  visitationum  hujusroodi ,  seu  respective  in 
locnm  sacramentalis  Communionis  praedictae  ab  ipsis  adimplenda 
praescribere ;  atque  etiam  Capitulis  et  Congregationibus  tarn  saecula- 
rium^  quam  regulariuiUt  sodalitatibus,  confraiemitatibus ,  universitär 
tibus,  seu  callegiis  quibuscumque  Ecciesias  hujusmodi  pr^cessiona- 
liter  yisitantibus,  easdem  viaitationes  ad  minorem  numerum  pro  suo 
pnidenti  arbitrio  reducere  ppssint  ac  valeant,  earumdem  tenore  prae- 
sentiom  concedimus  pariter  et  indulgemus. 

Insuper  iisdem  MonialibuSf  earumque  novitiis,  ut  sibi  ad  hunc 
effeetom  Confessarium  quemcuraque  ad  excipiebdas  Monalium  confes- 
siones  ab  actuali  Ordinario  loci,  in  quo  earum  monasteria  sunt  con- 
stitata ,  approbatum ;  caeteris  autem  omnibus  *et  singulis  utriusque 
vseiuä  Christifidelibus  tam  laicis  quam  ecclesiasticis  saecularibus,  et 
cQJasyis  ordinis,  congregationis  et  instituti  etiam  specialiter  nomi- 
nandi  regularibus  licentiam  concedimus  et  facultatem ,  nt  sibi  ad 
eamdem  effectum  eligere  possint  quemcumque  Presbyterum  Confes* 
äariam  tam  saecularem,  quam  cujusvis  etiam  diyersi  ordinis  et  in- 
stituti regulärem  ab  actualibus  pariter  Ordinariis,  in  quorum  civi- 
tatibus,  dioecesibus  et  territoriis  confessioues  hujusmodi  excipiendiae 
erant,  ad  persouarum  saecularium  contessiones  audiendas  approbatum ; 
qai  iotra  pictum  anni  spatium  illas  et  illos ,  qui  scilicet  praesens 
Jabilaeum  consequi  sincere  et  serio  statuerint,  atque  ex  hoc  animo 
ipsam  lucrandi,  et  reliqua  opera  ad  id  lucrandum  necessaria  adim- 
pleodi  ad  confessionem  apud  ipsos  peragendam  accedant,  hacvice  et 
in  foro  conscientiae  dumtaxat  ab  excommunicationis ,  suspensionis  et 
aJiis  Ecclesiasticis  sententiis,  et  censuris  a  jure  vel  ab  homiue  quam- 
vis  de  causa  latis  seu  inflictis ,  etiam  Ordinariis  locorum  et  Nobis 
seu  Sedi  Apostolicae,  etiam  in  casibus  cuicumque,  ac  Summe  Pon- 
tifici,  et  Sedi  Apostolicae  speciali  licet  forma  reservatis,  et  qui  alias 
in  concessione  quamtumvis  ampla  non  iutelligerentur  concessi ,  nee 
Qon  ab  Omnibus  peccatis,  et  excessibus  quaotumcumque  gravibus  et 
eoormibus ,  etiam  iisdem  Ordinariis ,  ac  Nobis  et  Sedi  Apostolicae, 
Qt  praefertur,  reservatis ,  injuncta  ipsis  poejiitentia  salutari ,  aliisque 
^e  jure  injangendis  absolvere;  nee  non  vota  quaecuroque  etiam  ju- 
rata  ac  Sedi  Apostolicae  reservata  (castitatis,  religionis  et  obligationis, 
quae  a  tertio  accepta  fuerint ,  seu  in  qnibus  agatur  de  praejudicio 
t^rtii  semper  exceptis,  nee  non  poenalibus,  quae  praeservativa  a  pec- 
cato  nuncupant\ir,  nisi  commutatio  futura  indicetur  ejusmodi,  ut  non 
niinas  a  peccato  committendo  refiaenet,  quam  prior  voti  materia)  in 
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alia  pia  et  salutaria  opera  commntare,  et  cum  poenitentibns  hnjusmodi  in 
sacris  ordinibus  constitutis  etiam  regnlaribus  super  occülta  inegn- 
laritate  ad  exercitium  eorumdem  ordinum ,  et  ad  superiorum  asseco- 
tionem  ob  censoram  Tiolationem  dumtaxat  contracta  dispensare  pos- 
sint  et  valeant ,  eadem  auctoritate  et  Apostolicae  benignitatis  am- 
plitudine  concedimus  et  indulgemus. 

Non  intendimus  autem  per  praesentes  super  aliqua  alia  irre- 
gularitate  vel  publica  yel  occulta,  seu  defectu  aut  Dota,  alia?e  in- 
capacitate,  aut  inbabilitate  quoquoinodo  cöntractis  dispensare,  Tel 
aliquam  facultatem  tribuere  super  praemissis  dispensandi,  seu  habi- 
litandi,  et  in  pristinuni  statum  restituendi  etiam  in  foro  conscien- 
tiae ;  neque  etiam  derogare  Constitutioni  cum  oportunis  declarationi- 
bus  editae  a  fef  record.  Beuedicto  XIV.  Praedecessore  Nostro'in- 
cipien.  Sacramentum  poenüeniiae  mh  datum  kalendis  Junii  anno 
Ipcamationis  Dominicae  1741.  Pontiiicatus  sui  anno  primo.  Neqne 
deroum  easdem  praesentes  iis,  qui  a  Nobis  et  Apostolica  Sede,-¥el 
ab  aliquo  Praelato,  seu  Judice  ecciesiastico  noroinatim  excommnni- 
cati,  suspensi,  interdicti,  seu  alias  in  sententias  et  censuras  incidisse 
declarati,  vel  publice  denunciati  fuerint,  nisi  intra  tempus  anni  prae- 
idicti  satisfecerint,  et  cum  partibus,  ubi  opus  fuerit,  concordaverint^ 
ullo  modo  snfifragari  posse,  aut  debere. 

Caeterum  si  qui  po^t  inchoatum  hujus  Jubilaei  consequendi  ani- 
mo  praescriptorum  operum  implementum  mocte  praeveuti  praefini- 
tum  visitationum  numerum  complere  nequiverint,  nos  piae  promptae-* 
quo  illorum  voluntati  benigne  favere  cupientes,  eosdem  vere  poeni- 
tentes  et  confessos  ac  Sacra  Communione  refectos  praedictae  lodul- 
gentiae  et  remissionis  participes  perinde  fieri  volumus ,  ac  si  prae- 
dictas  Ecclesias  diebus  praescriptis  reipsa  visitassent.  81  qui  autem 
post  obtentas  vigore  praesentium  absolutiones  a  censuris,  aut  ?oto- 
rum  commutationes,  seu  dispensationes  praedictas  serium  illud  ac 
sincerum  ad  id  alias  requisitum  propositum  ejusdem  Jubilaei  lu- 
crandi,  ac  proinde  reliqna  ad  id  lucrandum  necessaria  opera  adim- 
plendi  mutaverint,  licet  propter  id  ipsum  a  pecoati  reatu  immunes 
censeri  vix  possint;  nihilo  minus  hujusmodi  absolutiones  commuta- 
tiones, et  dispensationes  ab  ipsi^  cum  praedicta  dispositione  obtentas 
in  suo  vigore  persistere  decernimus  ac  declaramus. 

Praesentes  quoque  litteras  per  omnia  validas  et  efflcaces  exi- 
stere  suosque  plenarios  effectus,  ubicumque  per  locomm  Qrdinarioa 
publicatae  et  exequutioni  demandatae  fuerint,  sortiri  et  obtinere,  omJ 
nibusque  Ghristifidelibus  in  Apostolicae  Sedi^  gratia  et  obedientia 
manentibus  in  hujusmodi  locis  commorantibus,  sive  ad  illa  postmo- 
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dam  ex  navigatione  et  itinere  se  recipientibiis  plenisskne  snSragari 
volumos,  atqae  decernimiis :  non  obatantibos  de  lodolgentiis  non  con- 
cedendis  ad  instar^  aliisque  Apostolicis ,  et  in  universalibus  provin- 
cialibns,  et  synodalibus  conciliis  editis  constitutioBibiis,  ordinationibaSf 
et  generalibus  sea  specialibns  absolotionum ,  sen  relaxationum ,  ac 
dispeasationum  reservationibna,  nee  non  qaoramcomqne  etiam  Men- 
dicantium ,  et  Militarium  ordinnm ,  congregationnm ,  et  institatornm 
etiam  jaramento,  confirmatione^  Apostolica ,  yel  quavia  firmitate  alia 
roboratifl  statutia,  legibus,  usibus,  et  consnetndinibna,  privilegiis  qno- 
que ,  indnltis ,  et  literis  Apostolicis  eisdem  concessis ,  praesertim  in 
quibus  caveatur  expresse,  qnod  alicujus  ordinis,  congregationis,  et  in- 
stitnti  hnjosmodi  professores  extra  propriam  religionem  peccata  sua 
coDfiteri  prohibeantnr.  Quibns  omnibus  et  singulis  etiarosi  pro  il- 
lomm  snfficienti  derogatione  de  Ulis  corumque  totis  tenoribus  spe- 
cialis, specifica,  expressa,  et  individua  mentio  facienda,  vel  alia  ex- 
qnisita  forma  ad  id  servanda  foret,  hujusmodi  tenores  pro  insertis, 
et  formas  pro  exactissime  servatis  babentes  pro  hac  vice,  et  ad  prae- 
missonun  effectnm  dumtaxat  plenissinie  derogamns,  caeterisque  con- 
trariis.qnibnscnmque. 

Dnm  yero  pro  Apostolico  mnnero ,  qno  fungimur ,  et  pro  ea 
sollicitndine,  qna  nDiyersum  Christi  gregem  con^)lecti  debemns,  sa- 
latarem.  hanc  remissionis  et  gratiae  consequendae  Opportunitäten! 
proponimus,  facere  non  possnmus,  quin  oranes  Patriarchas,  Primates 
Archiepiscopos,  Episoopos,  aliosve  Ordinarios  locomm,  Praelatoa  sive 
ordinariam  localem  jnrisdictionem  in  defectu  Episcoporum  et  Prae«* 
latomm  hujusmodi  legitime  exercentes,  gratiam  et  communionem  Se- 
dis  ApostoUcae  habentes,  per  nomen  Domini  Nostri  et  omnium  Pa- 
stemm  Principis  Jesu  Christi  enixe  rogemus  et  obsecremns,  ut  po- 
paljß  fidei  suae  coromissis  tantum  bonum  annuncient,  summoque  stu- 
dio aganti^  nt  fideles  omnes  per  poenitentiam  Deo  recondliati  Jubi- 
hä  gratiam  «in  animamm  suarum  lucrum  ntilitatemque  convertant. 
Itaque  Yestrae  imprimis  curae  erit ,  Y enerabiles  Fratres  >  ut  implo- 
rata  primum  publicis  precibus  Diyina  dementia  ad  hoc  ut  omnium 
mentes  et  eorda  sualuce  et  gratia  perfundat,  opportunis  instructioni- 
bns  et  admonitionibus  Cbristiana  plebs  ad  percipiendum  Jubilaei 
iruetom  dirigatur,  atque  accurate  intelligat ,  quae  sit  chhstiani  Ju- 
bilaei ad  animamm  utilitatem  ac  lucrum  vis  et  natura«  in  quo  spir 
ntvuili  ratione  ea  bona  per  Christi  Domini  yirtutem  cumulatissime 
^^omplentur,  quae  anno  quolibet  quinquagesimo  apud  Judaicum  Po- 
pQlum  lex  yetus  nuncia  futurorum  inyexerat:  qtque  simul  apte  edo- 
ceatar  de  indnlgentiamm  yi,  ac  de  iis  omnibus,  quae  ad  fructuosam 
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peccatorum  eonfessionern  et  ad   sacramentum  Eacharistiae   sanctae 
percipiendum  peragere  debeat.    Qaoniam  vero  nednm  exemplaiD,  sed 
ministerii  eociesiastici    opera   omnino  requiritur ,   ut  in  popalo  Dei 
optati  sanctificationis  fructas  habeantnr,  yestrorum  Sacerdotam  zehm, 
VV.  Fratres,  ad  ministerium  salutis  hoc  potissimum  tempore  alacri- 
ter  exercendum  inflammare  non  omittite:  atque  ad  commune  bonom, 
nbi  hoc  fieri  possit,  plurimnm  conferet,  si  ipsi  pietatis  et  religionis 
exemplo  christiano   populo    praeeuntes ,  spiritaalium  exercitationum 
ope  suae  sanctae  vocationis  spiritum  renovent,  nt  deinde  ntilius  ac 
s^latarius  in  suis  mnneribns  explendis,  et  in  sacris  Missionibns  apud 
populum  habendis,  statuto  a  Vobis  ordine  et  ratione  versentnr.  Com 
porro  tot  sint  saecula  mala,  quae  reparentur,  et  bona,  quae  promo- 
veantur,  assumentes  gladium  Spiritus,  quod  est  verbum  Dei,  omneni 
curam  impendite,  nt  populus  vester  ad  detestandum  immane  crimen 
blasphemiae  addueatur,  quo  nihil  est  tarn  sanctum,  quod  hoc  tem- 
pore non  violetur,  utque  de  diebus  festis  sancte  colendis,  de  jejnnii 
et  abstinentiae   legibus  ex  Ecclesiae  Dei  praescripto  servandis  sua 
offlcia  cognoscat  et  impleat ,  atque   ita  yitare   possit  poenas ,  quas 
harum  rerum  contemptus  evocavit  in  teirras.    In  tuenda  Gleri  dis- 
ciplina,  in  recta  Clericorum  institutione  curanda  vestrum  pariter  Stu- 
dium-ac  zelus  Gonstanter  advigilet,   omnique  qua  potestis  ratione 
auxilium  circumventae  juveiituti  afferte ,   quae  in  quanto  discrimine 
Sit  posita,  et  quam  gravi  ruinae   obnoxia ,   a  Vobis  non   ignoratnr. 
Hoc  mali  genus  ita  acerbum  fuit  Divini  Ipsius  Bedemptoris  cordi, 
ut  in   ejus  auctores  ea   verba   protulerit   :^qmsqm$   seandaliscK^erü 
unum  ex  his  pusülis  eredentibus  in  me,  bonum  est  ei  niagis  si  dr- 
cumdaretur  mola    asinaria   in  eoUo  ejus  et  in  mare  miüeretur.^ 
(Marcus  9,  41.)    Nihil  autem  magis  dignum  est  sacri  Jubilaei  tem- 
pore, quam  ut  omnigenae  caritatis  opera  impensius  exerceantur:   ac 
propterea  vestri  etiara  zeli  erit,  Venerabiles  Fratres,  stimulos   ad- 
dere ,  nt  subreniatur  pauperi ,   ut  peccata  eleemosynis  redimantor, 
quarum  taof  multa  bona  in  scripturis  sacris  recensentur^  et  qno  la- 
tius  caritatis  früctus  maneat  ac  stabilior  evadat,  opportunum  admodum 
erit,  ut  caritatis  subsidia  ad  fovenda  yel  excitanda  pia  illa  institiita 
conferantur,  quae  utilitati  animarum  et  corporum  plurimum    condu- 
cere  hoc  tempore  existimantur.    Si  ad  haec  b(ma  assequenda  omnium 
vestrum  mentes  et  studia  consenserint ,  fieri  non  potest ,  quia  Reg- 
num  Christi  et  justitia  ejus  magna  incrementa  suscipiat,  et  hoc  tem- 
pore acceptabilis  diedus  salutis  magnam  supemorum  munenim    co- 
piam  super  filios  dilectionis  dementia  caelestis  effundat. 

Ad  Vos  denique,  Gatholicae  Ecclesiae  FHii  universi,  sermonem 
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No^train  eonvMinins,  omnesque  et  singulos  paterno^  affecta  cohor- 
tamnr ,  at  hac  Jabilaei  veniae  assequendae  occasioue  ita  utamini, 
qaemadmodum  sinceram  salutis  vestrae  studiam  a  vobis  exposcit. 
Si  Duoqaam  alias  nanc  certe  pernecißssarium  est ,  Filii  dilectissimi, 
conscieatiam  etnuDdare  ab  operibas  mortais,  sacrificare  säcrificia 
justitiae,  facere  fnictas  dignos  poenitentiae ,  et  seminare  in  lacrimis 
ut  cum  exultatione  metamus.  Satis  innait  divina  Majestas ,  quid  a 
nobia  postnlet,  cum  jamdiu  ob  pravitatem  nostram  sub  increpatione 
ejus,  sab  inspiratione  spiritas  irae  saae  laboremas,  jamvero  sol^ 
hmnes  ,  quotieseumqtte  necessiUUem  arduam  nimis  patlmünr ,  ctd 
prcximas  gentes  auxüii  causa  destinare  legatos.  Nas  quod  est  me- 
lius legatianem  od.  Deum  destinenms;  ab  Ipso,  imploremus  auxilia, 
ad  Ipsum  nos  corde,  orationibns,  jejuniis  et  eleemosynis  conferarous 
Nam  quanto  Deo  viciniores  fuerimuSf  tanto  adversarii  nostri  aNo^ 
his  hngius  repeUeniur.  (S.  Maximus  Taurinen.  Hom.  XCI.)  Sed 
TOS  praecipue  audite  Apostolicam  vocem,  pro  Chiisto  enim  legatione 
fangimur ,  vos  qui  laboratis  et  onerati  estis ,  et  a  semita  salutis  er- 
rantes  sab  jugo  pravarum  cupiditatum  et  diabolicae  senritutis  urgi- 
raini.  Ne  yos  divitias  booitatis,  patientiae  et  longanimitatis  Dei 
contemuatis ;  et  dum  tarn  ampla ,  tarn  facilis  veniae  cons^uendae 
copia  paratur  vobis,  notite  contumacia  vestra  inexcusabiles  vos  fa- 
rece  apud  Divinum  Judicera,  et  thesaurizare  vobis  iram  in  die  irae 
et  revelationis  justi  judicii  Dei.  Bedite  itaque  praevaricatores  ad 
cor,  reconciliamini  Deo ;  mundus  transit  et  concupiscentia  ejus ;  abji- 
äte  Opera  tenebrarnm ,  induimini  arma  lucis ,  desinite ,  hostes  esse 
animae  vestrae,  ut  ei  tandem  pacem  in  hoc  saeculo,  et  in  altero 
aetema  justorum  praemia  concilietis.  Haec  sunt  vota  Nostra :  haec 
a  Clementissimo  Domino  postulare  uon  cessabimus ;  atque  omnibus 
Catholicae  Ecciesiae  Filiis ,  hac  precum  societate  Nobiscum  conjunc- 
tis,  haec  ipsa  bona  a  Patre  Misericordiarum  Nos  comulate  assecutu- 
ros  esse  confidimus.  Ad  faustum  interea  et  salutarem  hujus  sancti 
Operis  fractum  sit  auspex  omnium  gratiarum  omniumque  caelestium 
manerum  Apostolica  Benedictio ,  quam  vobis  omnibus ,  Veuerabiles 
Fratres,  et  vobis  Dilecti  Filii,  quotquot  in  Catholica  Ecclesia  cense- 
mini,  ex  intimo  corde  depromptam  peramanter  in  Domino  impertimus. 
Datam  Bomae  apud  S.  Petrum  die  vicesimaquarta  Decembris 
Anno  MDCCCLXXIV.  Pontificatus  Nostri  Anno  vicesimonono. 
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3.    Decretum  Officii  Sacrae  PoewUeniiariae  AposUAicae, 

Sacra  Poenitentiaria ,  mandatis  obseqaens  Sanctissimi  Domini  PU 
PAPAE  IX.,  super  petitionibus  a  nonHuilis  locorum  Ordinariis 
Sanctae  Sedi  oblatis,  occasione  Jabilaei  anno  proxime  elapso 
die  24.  Decembris  indicti,  baec,  quae  seqnuntur,  ex  Apostolica 
auctoritate  declarat. 

1.  Ne  quis  fidelium  ob  ecclesiarum  visitandarnm  defectum  a 
lucrando  Jubilaeo  impediatur ,  Sanctitas  Sua  locdrum  Ordinariis  fa- 
cultatem  concedit,  in  iis  locis,  in  quibus  praedictus  Ecclesiarum  de- 
fectus  verificetur^  designandi  minorem  Ecclesiarum  numerom,  sea 
etiam  unam,  si  unica  tantum  adsit  Ecclesia,  in  quibus  ^  seu  in  qua, 
fideles  aliarum  Ecclesiarum  visitationes  peragere  possint,  eas  vel  eam 
visitando  iteratis  ac  distinctis  vicibus,  eodem  die  naturali  vel  eccle- 
siastico,  usque  ad  integrum  numerum  in  Apostolicis  Litteris  prae- 
scriptum. 

2.  Indulget  insuper  eadem  Sanctitas  Sua,  ut,  durante  Jubilaeo, 
fideles  rite  dispositi  absolvi  possint  etiam  a  crimine  baeresis;  finua 
tarnen  obligatione  abjurandi  errores  seu  haeresim,  reparandi  scandala 
etc.  prout  de  jure. 

3.  Declarat  vero,  vi  praesentis  Jubilaei  una  tantum  vice  absolvi 
p5s8e  a  censuris  et  casibus  reservatis,  et  similiter  semel  tantum  ac- 
quiri  posse  ipsius  Jubilaei   indulgentiam;.  ipanere  tamen  in  suo  vi- 

I  göre  indulgentias  a  Sancta  Sede  concessas  et  expresse  non  suspensas 
i  aut  revocatas. 

4.  Declarat  9  unica  Confessione  et  Communione  non  posse  satis- 
fieri  praecepto  paschali  et  simul  acquiri  Jubilaeum. 

5.  Non  posse  autem  absolvi  Confessarios ,  qui  complicem  ab- 
sei vere  aus!  faerint. 

Contrariis  quibuscumque  non  obstantibus. 

Datum  Bomae  in  S.  Poenitentiaria  die  25.  Januarii  1875. 

Antonio  M.  Card.  Panebianco  M.  P. 

Laurentius  Ganonicus  Feirano  S.  P. 

/Secretarius. 
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4.  Sanctissiroi  Domini  Nostri  Pii  Divina  Providentia  Papae  TX. 

Episiola  Encydica. 

Ad  Archiepiscopos  ec  Episcopos  Begni  Borussici. 
Venerabilibus  Fratribus  Archiepiscopis  et  Episcopis  Begni  Borussici. 

PIÜS   PP.    IX. 

Venerabües  Fratres.    Salutem  et  Apqstolicam  Benedieiionem. 

Quod  nunqiiam  eventnrum  arbitrati  sumus,  animo  repntanles 
ea,  qoae  ab  hac  Apostolica  Sede  communi  consilio  cum  suprema 
Borassiae  Potestate  anno  hajus  saeculi  vicesimo  primo  pro  rei  ca- 
tholicae  incolumitate  et  bono  constitutu  fiierani^  id  infeliciter  bis 
temporibas  factum  esse  perspexin)us ,  Venerabües  Fratres,  in  istis 
regionibus  vestris,  ubi  tranquillitati ,  qua  Anebatur  Ecciesia  Dei, 
saeva  et  inopinata  successit  tempestas.  Legibus  enim,  quae  non  ita 
pridem  adversus  Ecciesiae  jura  latae  fuerant,  quaeque  percuterunt 
complures  e  Clero  et  e  fidelibus  strenue  officio  perfunctos,  aliae  ad- 
ditae  sunt,  quae  divinam  Ecciesiae  constitutionem  penitus  subver- 
tant,  et  omnino  sacra  Episcoporum  jura  pessumdant.  , 

Ac  sane  bis  legibus  facta  potestas  laicis  judicibus ,  ut  Episco- 
pos aliosque  animarum  curationis  praepositos,  e  dignitate  et  muneris 
eierdtio  dejicerent;  multa  et  gravia  impedimenta  iis  objecta,  qui 
pro  Pastoribus  absentibus  ad  legitimam  jurisdictionem  exercendam 
essent  constituti;  indictum  Gapitulis  Cathedralibus ,  ut  Yicarios  eli- 
gerent,  nöndum  vacantOt  juxta  canones,  Episcopali  Sede ;  denique, 
ot  alia  omittamus ,  demandata  facultas  provinciarum'  Praefectis ,  ut 
viros  etiam  acathölicos  deputarent,  qui  Episcopis  suffecti  eorum  vice 
parique  jure  in  Dioecesibus  administrationi  bonorum  temporalium 
praeessent,  sive  sacris  personis,  sive  usui  ecclesiastico  sint  destinata. 
Probe  scitis,  Yenerabiles  Fratres,  quae  damna  et  vexationes  ex  bis 
Omnibus  legibus,  et  aspera  earumdem  exequutione  fuerint  insequuta. 
Consulto  baec  praeterimus,  ne  tommunem  dolorem  luctuosa  recolendo 
angeamus;  at  reticere  non  possumus  calamitatem  Dioecesium  Gnes- 
oeosis  et  Posnaniensis ,  ac  Dioecesis  Paderbomensis ;  traditis  enim 
in  custodiam  Venerabilibus  Fratribus  Miecislay  Qnesnensi  et  Posna« 
niensi  Antistite,  ac  Gonrado  Episcopo  Paderbornensi,  ac  in  eos  sen- 
tentia  lata,  qua  ab  Episcopali  sua  Sede  et  auctoritate  per  summam 
injoriam  dejecti  declarantur,  memoratae  Dioeceses  subsidio  egregio^ 
mm  Pastorum  suorum  orbatae  in  gravium  difficultatum  et  aerum- 
narum  molem  misere  conjectae  sunt.  Atque  ipsi  quidem  praedicti 
Yenerabiles  Fratres  non  deplorandi  Nobis,  sed  suspiciendi  et  gratu-* 
latione  prosequendi  videntnr,  quippe  qui  divini  memores  effati  ^Beati 
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eritis,  cum  tos  oderint  homines,  et  cum  separaverint  vos  et  expro- 
baverint,  et  ejecerint  nomen  yestrum  tamquam  malum  propter  Fi- 
lium  hominisc  (Luc.  VI,  22.)  non  solum  deterriti  non  sunt  impen- 
denti  periculo  et  legum  animadversione,  quin^pro  ministerii  soi  gra- 
vitate  Ecclesiae  jura  et  mandata  custodirent ,  verum  etiam  decori 
sibi  duxerunt  et  gloriae,  sicut  et  alii  istius  regionis  spectatissimi 
Episcopi,  quod  damnationem  immeritam  et  nocentium  poenas  propter 
jnstitiam  subirent,  egregiam  exhibentes  virtutem  in  aedificationem 
tptius  Ecclesiae  redundantem.  At  quamquam  ipsis  laudis  ornamenta 
potius  quam  miserantis  lacrymae  debeantur ;  contemptus  tamen  Epis- 
copalis  dignitatis,  violatio  libertatis  et  jurium  Ecclesiae ,  vexationeS) 
quae  non  modo  supramemoratas  illas,  sed  et  alias  Borussici  Begni 
Dioeceses  premunt,  a  Nobis  flagitant,  ut  pro  Apostolico  munere, 
quod  Nobis,  quamvis  immerentibus ,  concredidit  Dens,  querelas  ^o- 
stras  contra  leges  illas,  unde  tot  mala  parata  sunt  et  adhuc  plora 
timenda  efferamus,  et  libertatem  Ecclesiae  iniqua  vi  depressam,  ea 
qua  possumus  ratione  et  sancta  divini  juris  auctoritate  vindicemus. 
Ad  has  enimvero  partes  Nostri  muneris  implendas  intendimus  per 
hasce  literas  aperta  testatione  denunciantes  omnibus ,  ad  quos  ea 
res  pertinet,  et  universo  Catholico  Orbi  leges  illas  irritas  esse,  ut- 
pote  quae  divinae  Ecclesiae  constitutioni  prorsus  adservantur.  Non 
enim  potentes  hu  jus  saeculi  praefecit  Dominus  sacrorum  Antistitibas 
in  iis,  quae  ad  Sanctum  ministerium  attinent;  sed  Beatum  Petrom, 
cui  non  modo  agnos,  sed  et  oves  suas  pascendas  commendavit  (Joan. 
XXI,  16.  17.  —  S.  August,  de  fund.  cap.  4.),  proindeque  a  nulla 
quantumvis  sublimi  saeculi  potestate  episcopali  officio  privari  possont, 
ii,  quos  Spiritus  Sanctus  posuit  Episcopos  regere  Ecclesiam  Del 
(Act.  XX,  28.). 

lUud  porro  accedit  indignum  illustri  gente,  idque  ab  acatholi^ 
eis  ipsis,  partium  studio  haud  obnoriis,  perspectum  iri  arbitramur, 
quod  eae  leges,  severis  munitae  sanctionibus ,  acres  animadversion 
non  obtemperantibus  coraminantes,  et  militarem  manum  paratam  ha 
ben.tes  ad  executionem,  pacatos  atque  inermes  cives,  merito  ab  ii 
aversos  propter  conscieatiae  dictamen,  quod  neque  ignorare,  nequ 
contemnere  ipsarum  legum  latores  poterant,  in  ea  forme  conditio 
saepe  constituant,  in  qua  sunt  miseri  afflictique  homines,  quos  pr 
mit  atque  urget  vis  major,  quam  nequeant  avertere.  Quare  eae  I 
ges  non  liberis  civibus  indictae  videntur  ad  rationabile  obsequiu 
exigendum ;  sed  quasi  servis  impositae ,  ut  coactam  obedientiam 
terroris  extorqueant. 

Haec   tamen  non  ita  volumus  accipi,  quasi  justa  excusatio 
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pargatos  eos  censeamas,  qui  propter  inetum  horoinibus  obedire  ma- 
laerant,  quam  Deo:  multoqiie  minus  qiutöi  inipune  abituri  sint  a 
Divino  Judice  improbi  homines,  siqni  sunt,  qui  unius  civilis  aucto« 
ritatis  praesidio  su£falti,  paroeciales  Ecciesias  temere  occuparunt,  et 
sacnuD  roinisterinm  in  iis  capessere  ausi  sint.  Imo  perditos  istos, 
et  quotquot  in  posterum  sese  in  Ecclesiarum  regimen  simili  crimine 
intraserint,  in  majorem  excoromunicationem  juxta  sacros  canones  in- 
cidisse,  et  incidere  ipso  jure  et  facto  declaramus ;  monentcs  pios  fide- 
les,  ut  ad  eorum  Sacra  baud  accedant,  neque  ab  iis  sacramenta  su- 
scipiant  atque  ita  ab  eonim  commercio  ^  consortioque  prudenter  ab- 
stineant,  ne  malum  fermentiim  massam  intaminatam  currumpat. 

Has  inter  calamitates  valuit  ad  leniendum  dolorem  Nostrum 
fortitudo  et  constantia  Yestra ,  quam  profecto ,  Venerahiles  Fratres, 
in  aspera  dimicatione  obeunda  certatim  aemulati  sunt  reliquus  Gle- 
ras  et  fideles,  quorum  tanta  fuit  animarum  firmitas  in  catholicis 
ser?andis  officiis,  tanta  cujusque  in  suo  genere  laus,  ut  omnium,  vel 
alienissimoram ,  oculos  et  admirationero  in  se  converterint.  Nee  se- 
cus  fieri  poterat;  nam  »quantum  perniciosa  res  est  ad  sequentinm 
lapsum  ruina  praepositi,  in  tantum  contra  utile  est  et  salutare  cum 
se  Episcopus  per  firmamentum  fidei  firatribus  praebet  iraitandumc 
(S.  Cypr.  Epist.  4.). 

Utinam  levamen  aliquod  in  hisce  rerum  angustiis  Vobis  afferre 
valeremus!  Firma  interim  hac  Nostra  protestatione  quoad  ea  omnia, 
quae  divina  Ecclesiae  Constitutioni,  ejusque  legibus  opponuntur,  nee 
non  quoad  vim,  quae  injuste  vobis  infertur;  consilio  certe,  opportu- 
nisque  monitis  pro  rerum  circumstantiis  Vobis  non  deerimus. 

Illud  autem  sciant  qui  Vobis  iniesti  sunt,  quod  renuentes  tos 
praestare  Caesari,  quae  Dei  sunt,  nuUam  Begiae  auctoritati  injuriam 
allaturi  estis,  et  nibil  ex  ea  detracturi;  scriptum  est  enim  »Obedire 
oportet  Deo  magis,  quam  hominibus«  (Act.  V,  29.)  üc  simul  noverint, 
QDomquemque  yestrum  tributum  et  obsequium  Caesari  dare  paratum 
esse,  non  propter  iram,  sed  propter  conscientiam  in  iis,  quae  civili 
sobsunt  imperio  et  potestati. 

Sic  utraque  officia  rite  obeuntes,  Deique  ordinationi  obsequen- 
tes,  alacri  estote  animo,  atque  uti  coepistis,  sie  pergite.  Non  enim 
modica  lucrati  estis,  quod  patientiam  habetis  et  sustinuistis  propter 
Domen  Jesu  et  non  defecistis.  (Apoc.  II,  3.)  Ipsum  suspicite,  qui 
vos  graviora  patiendo  praecessit,  et  »poenam  prohrosae  mortis  oppe- 
tiit,  ut  membra  Ejus  yidelicet  discerent  favores  mundi  fugere ,  ter- 
rores  minime  timere,  pro  veritate  adversa  diiigere,  prospera  formi- 
dando  declinare.c  (S.  Greg.  M.  Reg.  Past.  p.  I.  c.  3.)  Ipse,-qui  vos 
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in  hac  acie  constitnit,  pares  certamini  vires  praebebit.  In  illo  spes 
est,  ei  nos  subdamus  et  misericordiam  precemur.  (S.  Aug.  serm.  55.) 
Jana  illud,  quod  Ipse  praenunciayit  evenisse,  cernitis:  qnod  igitnr 
Ipse  promisit,  indubie  ab  Eo  praestandum  esse  confidite.  In  mando, 
ait,  pressoram  habebitis;  sed  confidite,  ego  vici  mnndum.  (Joan. 
XVI,  33.) 

Haie  itaqne  victoriae  confisi  pacem  interea  et  gratiam  a  Spi- 
ritn  Sancto  suppliciter  adprecamur,  et  praecipnae  dilectionis  Nostrae 
testem  Apostolicam  Benedictionem  Vobis,  aniverso  Clero,  et  Fideli* 
bas  yigilantiae  Vestrae  commissis  peramanter  impertimns. 

Datum  Romae  apnd  S.  Petram  die  5.  Febrnarii  Anno  1875. 
Pontificatus  Nostri  An.  XXIX. 
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XIX. 
Literatur. 

1,  De  occisianc  fodtis^'qüam  dboriu  i^avocato^  petforüHme,  cephdlo- 
"  iripsia  medici  audent    Eine  Studie  für  Aerete  und  Thtologen 

van  Dr.  C,  CapeUmctnn,  Aachen  bei  Barth,  1876, 
^  Unter  dem  MottcT:  Non  occides  (Exod.  20,  13.)  bat  ein  ans- 
gezeichneter  Arzt  in  Aachen,  Dr.  Capellmann,  nicht  nur  für  Aerzte 
und  Theologen,  sondern  anch  für  Canonisten  und  Juristen  eine  un- 
gemein wichtige  Broschüre  veröffentlicht,  welche  zuerst  das  Geschicht- 
liche über  den  künstlichen  Abortus  behandelt,  dann  alle  Fälle,  in 
denen  die  moderne  medicinische  Wissenschaft  denselben  für  erlaubt 
hält,  erörtert  und  mit  Hinzuziehung  der  von  der  blossen  Vernunft 
durchaus  zu  billigenden  katholischen  Moralprincipien  über  die  An- 
wendung von  schlechten  Mitteln  zu  einem  guten  Zweck  endlich  zu 
dem  Schlüsse  kommt,  dass  der  künstliche  directe  Abortus ,  in  wie- 
fern durch  denselben  ein  lebender,  aber  noch  nicht  zum  selbständi- 
gen Weiterleben  fähiger  Fötus  aus  dem  Zusammenhang  mit  dem 
Mutterleibe  getrennt  wird,  eine  directe  vorsätzliche  Tödtung  ^ines 
Unschuldigen,  mithin  unerlaubt  ist. 

Der  künstliche  Abortus  war  bereits  bei  den  Alten  und  später 
bei  den  Arabern  bekannt.  Wenn  im  Mittelalter^  bei  christlichen 
Völkern  der  Abortus  so  verpönt  wurde ,  dass  er  mit  höchst  seltenen 
Ausnahmen  und  strengen  Einschränkungen  gar  nicht  mehr  zu  den 
gebuttshülflichen  Operationen  gerechnet  ward,  so  ist  das  offenbar 
dem  strengen  Vörbot  der  Kirche  zu  verdanken.  Nur  in  den  Hän- 
den feiler  Verbrecher  und  Verbrecherinnen  lebte  das  Verfahren  wei- 
ter, bis  ^Engländer  sich  das  höchst  zweifelhafte  Verdienst  erworben, 
die  Einleitung  des  Abortus  als  geburtshülfliche  Operation  wieder  ein- 
zufBhren,  Denn  erst  17.71  mit  William  Cooper  und  gleich  nachher  ^^ 
mit  John  Aitken  ^  begann  för  das  Verfahren  eine  neue  Zeit.  Ihnen 
folgten  HuH,  Bürns,  Barlow,  Dawis,  Blundell.  Auf  dem  Continent 
hat  zuerst  in  Frankreich  die  Operation  Aufnahme  gefunden ,  indem 
Foder^,  Dubois,  Cazeaü  den  Beigen  eröffneten;  1867  kann  Jacque- 
meier  schreiben :  »Aujourd'hui  quion  n'h^ite  plus  ä  interrompre  des 
9es  premieres  phases  une  grossesse,  qui  n'eüt  pas  arriver  ä  son  terme 
Sans  mettre  en  danger  la  vie  de  la  femme  enceinte,  il  n'est  pas  un 
mMecin  digne  de  ce  nom  qui  consentirait  ä  rester  volontairement  un 
temoin  inactif.c  Aehnliches  geschah  in  Deutschland  und  andern 
Ländern  d^  Continentes.,  wenn  auch  erst  nach  üeberwindung  eines 
hartnäckigen  Widerstandes. 

Die  von  uns  angeführten  Worte  des  französischen  Gelehrten 
haben  eine  solche ^Latitüde,  dass  damit  jedes  gegen  die  Unschuldigen 
im  Mutterleibe  verübte  Verbrechen  beschönigt  werden  kann.  Wirk- 
lich wird  denn  auch  diese  Art  von  Verbrechen  in  wahrhaft  schau- 
derhaiftem  umfange,  besonders  in  den  Vereinigten  Staaten  von  Ame- 
rika, geübt.  .       ^ 

&  wäre  darum  hohe  Zeit ,  den  Schutz  des  unschuldigsten  und 
Zugleich  wehrlosesten  Menschenlebens  in  der  Gesetzgebung  wirksa- 
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mer  zu  Btatuiren,  oder,  falls  er  bereits  statuirt  ist,  denselben  in  einer 
wirksameren  Weise  auszufahren.  Allerdings  sind  in  allen  Strafge- 
setzbüchern (auch  im  deutschen  n.  218—220)  Bestimmungen  gegen 
den  Abortus.  Aber  dieselben  scheinen,  so  allgemein  sie  auch  lauten, 
gar  keine  Anwendung  zu  finden,  sobald  ein  Arzt  vorgibt,  den  Abor- 
tus als  gebnrtshülfliche  Operation  bewerkstelligen  zu  müssen.  Als 
ob  er  durch  diese  Angabe  höchster  Herr  über  Leben  und  Tod,  nicht 
etwa  der  schweren  Verbrecher,  sondern  der  unschuldigen  würde! 

Besonders  interessant  ist  die  statistische  ^Studie  des  Verfa&sers 
über  di^  Summe  der  Menschenleben,  welche  durch  den  Kaiserschnitt 
(incisio  caesarea),  un4  derjenigen,  welche  durch  den  Abortus  ge- 
rettet worden.  Das  Besultat  ist  durchaus  dem  Kaiserschnitte  gän- 
f  stig,  darum  ist  auch  von-^bloj  nx£ldicinischem  Standpunkte  aus  letz- 
^  terer  yorzuzielien.  Dass  also  in  der  jetzigen  Zeit  die  Aerzte  lieber 
zum  Abortus  als  zum  Kaiserschnitt  greifen,  ist  ein  bedenkliches  Zei- 
chen des  jSfiederganges  der  medicinischen  Wissenschaft.  Den  Abortus 
kann  auch  ein  Stümper,  den  Kaiserschnitt  nur  ein  Meister  mit  Jr- 
folg  vornehmen. 

Weil  die  in  Bede  stehende  gebnrtshülfliche  Operation  besonders 
in  England  und  Nordamerika  gi*assirt ,  so  hat  sich  auch  dort  die 
Kirche  scharf  dagegen  ausgesprochen.  Wir  wollen  einige  der  be* 
treffenden  Aussprüche^)  hier  anführen,  um  zu  zeigen,  dass  der  Ver- 
fasser in  seinen  wissenschaftlichen  Besultaten  vollkommen  mit  dem 
V  canonischen  Bechte  harmonirt.  Das  von  Bom  approbirte  irische 
Nationalconcil  von  Thurjeja  (J.  1850)  beschliesst;  Gau.  12.  Sedtdam 
aperam  deni  sacerdotes,  tä^  quantum  potenmt^  impeäiant  nefandim 
;  ülud  scelus^  quo^  adhibüis  chirurgicfs  instrumetUis^  infans  in  uteio 
*  interßciiur.  Ebenso  statuirt  das  Concil  von  Halifax  (J.  1857) :  Tit. 
IX.  can.  8.  Sacerdotes  omni  quo  possint^  modo  horribile  scdus  cht- 
rurgorum  $eu  medicorum  impediant^  qui  infantem  occidere  in  uiero 
volunt  Das  X.  Concil  von  Baltimore  (1867)  veröffentlicht  sogar  in 
einem  Hirtenbriefe  ein  besonderes  Gapitel  gegen  das  Verbrechen  und 
sagt,  um  jede  Ausrede  auszuschliessen :  Nö  mother  iß  ailotoed^  un- 
der  any  circumstances^  to  permit  the  death  of  her  unbom^  noi  even 
for  ihe  sähe  of  preserving  her  oum  lifo. 

2.  Nie,  Nilles^  8.  J.^  de  rationwus  fcsiorum  Sacraiissimi  Cordts 
Jesu  et  Purissimi  Cordis  Mariae,    c  fontihus  Juris  canonici 
eruii,  Editio  quarta  et  saecülaris.  Oeniponte  1875. 
Die  erste  Ausgabe  dieses  Werkes,  das  die  kirchenrechtlichen 
Docuraente  über  die  Andacht  zum  Herzen  Jesu  sanä'meln  und  über- 
sichtlich dem  Leser  vor  Augen  stellen   wollte,  erschien  1867.    Es 
war  ein  sehr  massiges   Bändchen.    Je  mehr  aber  der  Verfasser  in 
den  kirchenrechtlichen  Quellen  nach  Actenstücken  suchte  ^ .  um  so 
mehr  häufte  sich  der  Stoff,  so  dass  die  vierte  Ausgabe  seines  Werkes 
,  bereits  zwei  starke  Octavbände  umfasst.    Er   hat  sie  Jubelausgabe 
genannt,  weil  es  gerade  200  Jahre  sind,  dass  die  Andacht  in  Paray- 
le-Monial   entstand.    Von   dieser  vierten  Ausgabe    gilt  noch    mehr 

1)  Dieselben  stehen  in  dem  jetzt  erscheinenden  III.  Band  d«r  Collectio 
Lacensis  Gol.  779,  740,  1279. 
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das  hohe  Lob,  welches  seine  Eminenz,  der  Cardinalpcimas  Sioior,  in  * 
Bezug  auf  die  dritte  Ausgabe  gespendet  hatte,  rühmend Ülr-TOier/m' 
eruditissimi  simul  ac  pUssimi  auctoris,  qui  materiam  havc  pror- 
sus  exhausisse'dicendus  est. 

Die  Andacht  zum  hl.  Herzen  hat,  nachdem  der  Herr  Cnlf 
tusminister  Dr.  Falk  (vgl  den  »vertraulichen«  Circnlarerlass  der 
prenss.  Minister  des  Cultus  und  des  Innern  vom  19.  August  1874, 
wornach  die  Vorschriften  des  Vereinsgesetzes  gegen  derartige  Ver- 
eiae  mit  aüer  Strct\ge  zur  Anwendung  gebracht  werden  sollen,  ab- 
gedr.  in  der  Germiinia  1874  Nr.  226.),  und  manche  der  hervorra- 
gendsten Culturkämpfer  ihre  Spürkraft  derselben  zugewendet  und 
die  Presse  sie  zum  Gegenstand  ihrer  Erörterungen  gemacht,  sogar 
gegnerisch erseits  die  Aufmerksamkeit  auf  sich  gezogen.  Von  der 
andern  Seite  wird  bei  den  Mitgliedorn  der  Kirche  nicht  nur  ihre 
Liebe  zum  Heiland,  sondern  auch  das  heurige  Jubeljahr  gerade  in 
gegenwärtiger  Zeit  Aller  Herzen  auf  diese  Andacht  hinrichten.  Es 
kann  darum  nichts  erwünschter  sein,  als  eine  vollständige  Sammlung 
aller  den  Cult  des  göttlichen  Herzens  betreffenden  Actenstücke. 

Wenn  die  Kirchenfeinde  sich  die  Mühe  nehmen  wollten,  aus 
diesen  authentischen  Documenten  statt  aus  der  feilen,  officiösen  Lü-  [ 
genpresse  zu  schöpfen :   so  würden  sie  in  der  Andacht  zum  Herzen  ^ , 
Jesu  weder  Kleinliches  und  Unsinniges,  noch  Staatsgef&hrliches  und   ' 
Revolutionäres  erblicken;    sie  würden  finden,   dass  sie  nicht  etwa 
blos  eine  »Namendevotionc  ist,  sondern  seit  mehr  als  einem  «Jahr- 
hundert ihre  Wurzeln  tief  in  das  Herz  der  katholischen  Völker  g^ 
senkt  hat;  dass  sie  vom  hl.  Stiihl  nicht  leichtfertig,   sondern  erst 
nach  den   eingehendsten  Discussionen    approbirt .  worden ;   dass   sie 
nichts  Anderes  bezweckt  als  den  Cult  unseres  göttlichen  Herrn  von 

t  Seite,  unter  deni  lieblichsten  Svmbole:  da^s.  wenn// 


es  den  jetzigen  Gegnern,  die  immer,  das  Wort  Liebe  im  Munde  füh- 
ren, gar  schlecht  ansteht,  diese  ErbschalT  anzutreten  und  den  Cult 
der  göttlix:E^Liebe  und  Erbarmung  zu  verfolgen. 

Das  WerEnCteri^  Nilles  belehrt  indess  nicht  blos   über   die 
Andacht  zum  Herzen  Jesu ,   sondern  gibt  überhaupt  einen  Einblick'^    t 
in  die  Principien  de»  ganzen   katholischen  Cultus.    Es  beweist  die'     > 
ängstliche  Sorgfalt,  mit  der  die  Kirche  in   allen,  die  Liturgie  be- 
treffenden Prägen  vorgeht.   Es  zeigt,  wie  selbst  das  Lieblichste  und 
Harmloseste   von   den  Gegnern   der   Kirche  angefeindet  und  ange- 
schwärzt wird,   dass  aber  die  Wahrheit  doch  schliesslich  über  alle, 
gegnerischen  Anstrengungen  triumphirt.         (?.  Schneematip,  S,  JL.  - 
3.  Sind  die  AltkathoUken  in  rechtlicher  Hinsicht  noch  Mitglieder 

der  hathoUschett  Kirche  und  als  solche  berechtigt,  den  im  §,  166. 

des  Strafgesetzbuchs  für  das  Deutsche  Reich  gewährten  Staats^ 

schütz  in  Anspruch  zu  nehmen?  Von  Ph.  Herrn.  Haager,  Gr. 

Bad.  l^aatmnwqÜ.  Erlangen,  Enke  1874.  37  S:  8. 
Der  Staatsanwalt  theilt  hier  SQin  Playdoyer  mit,  welches  er 
vor  dem  Schwurgerichte  in  dem  in  seinen  Vorstadien  schon  im  Ar- 
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chiv  Bd.  30.  S.  336  ff.  besprochenen  Processe  gehalten  hat.  Der 
Staatsanwalt  und  die  Constanzer  GeschwovenoQbqahteo.  die  im  Titel 
der  Schrift  angegebene  Frage.  Der  erste  PuEEl  auf  den  es  hier 
ankam,  war  und  ist,  ob  die  Zugehörigkeit  zur  katholischen  Kirche 
nach  den  Kiicbengesetzen  zu  entscheiden  isty'  oder  ob  von  Staats- 
seiten von  diesen  abzusehen  ist,  trotzdiem  diese  Kirche  und  deren 
Verfassung  und  principiell  auch  die  Selbstverwaltung  der  kirchlichen 
Angelegenheiten,  also  auch  die  kirchenverfassungsmässigen  Entschei- 
dungen der  kirchlichen  Organe  generell  in  der  Landesgesetzgebung 
anerkannt  sind,  und  eine  blosse  Ministerialerklärung  die  rechtliche 
Anerkennung  der  kirchlichen  Selbstentscheidung  for  die  kirchliche 
Frage  der  Zugehörigkeit  zur  Kirche  nicht  gesetzlich  aufheben  kann. 
Wir  haben  uns  im  Verein  mit  Andern  im  Archiv  a,  a.  0.,  ausser- 
dem in  der  von  uns  besorgten  Ausgabe  von  PhiUips  Compendinni 
,  juris  eccles.  (Ratisbonae  1875)  §.  46.  p.  94,  sowie  in.  dex..2*  Abth. 
i  unseres  eigenen  Lehrbuchs  des  Airclfenrochts  (Freib.  Herder  1875) 
>  §»  52.  Aiim.  1.  so  ausfuhrlich  über  diese  Frage  ausgesprochen,  dass 
'  wir  hier. nicht  nochmals  eine  Widerlegung  der  in  vorliegender  Bro- 
schüre aufgestellten  Meinung  zu  wiederholen  brauchen.  (Auch  die 
Germania  1874  Nr.  264—71.  handelt  unter  Mittheilung  der  wider- 
sprechenden Urtheile  oberster  Gerichtshöfe,  welche  als  Folge  fal- 
scher Verwaltungsmassregeln  der  Regierungen  in  vorliegender  Frage 
ergingen,  dieselbe  eingehend  ab). 

4.  Beitrag  eur  Lehre  von  den  Religionsvergehen  und  zwar  von  der 

Beschimpfung  der  christlichen  Kirchen  und  ihrer  Einrichttm- 
gennachaemStrafgesetzbuchfür  das  deuische  Reich  von  ^.  Herrn. 
Haager.  Gr.  Bad.  Slaatsanwalt.  Erlangen^  Enke  1874,  528.  8. 
Wir  erwähnen  diese  Schrift  hier  nur   deshalb ,   weil   sie  ans 
zur   Becension   eingesandt   wurde.    Ein  Bad.  Oberamtsrichter  hatte 
in  einem  Amts-Blättchen  eine  grosse  Reihe   (nachträglich  auch  als 
Broschüre  verbreiteter)  Artikel  u.  d.  T.:  »Der  Scheuerpurzel  am*  Seet 
veröffentlicht.    Darin  waren  die  tollsten  Anekdoten  über  und  gegen 
die  katholisclie  Kirche  und  die  Geistlichkeit  gesammelt,  vielTeicht 
auch  von  der  Phantasie  des  Verfassers  ganz  oder  theilweise  erfun- 
den worden.     Die  Constanzer  Geschworenen  sprachen  den  auf  Grund 
jener  Artikel  wegen  Beleidigung  der  katholischen  Kirche  angeklagten 
badischen  Beamten  freL  Derselbe  Hess  darauf  unter  dem  Titel :  »Des 
Scheuerpurzels  am  See  Anklage  und  Freisprechung,«  eine  Darstel- 
lung seines  Processes  erscheinen,  von  welcher  der  Grossh.  Oberstaats- 
anwalt in  der  Vorrede  seiner  Schrift  sagt,  dass  darin  »der  Process 
nicht  vollständig  und   nicht  ganz  wahrheitsgetreu   dargestellt  sei.« 
Aus- der  Schrift  des  Staatsanwalts  und  den  darin  (S.  50  ff.)  mitge- 
/theilten,  von  den  Geschworenen  verneinten  Fragen  ergibt  sich  exagjslte^ 
/  Bild,  welche  Art  von  Gultur  jetzt  im  Grossherzogthum  Baden  herrscht 

5.  Licht  und  Recht  zur  Vertheidigung  seiner  bischöflichen  Pflichi- 

Stellung f  vqn  Dr.  Carl  Johann  Greith,  Bischof  von  St,  GuUen. 

Einsiedeln.  Gebr.  Benziger  1874.  56  S.  8.    ♦ 
Bischof  Greith  ist  einer  der  geistvollsten,  aber  auch  mildesten 
Bischöfe,  er  trägt  den  Umständen  und  Verhältnissen  Rechnung,  wo 
immer   dieses  nur   eben    möglich   ist,  ohne  die   kath.   kirchlichen 
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Grundsätze  zu  verläugnen.  Zeuge  dessen  ist  sein  ganzes  in  die 
traurige  verhängnissvolle  Geschichte  der  Diöcese  St.  Gallen  seit  /' 
deren  Bestehen  aufs  Engste  verflochtenes  Leben  und  Streben.  (Vgl. 
die  aosfuhrliche  betr.  Darstellung  bei  Vering,  Lehrbuch  des  Kirchen- 
rechts §.41.  Nr.  IIL  8.)  Neuestens  machten  ihm  die  St.  Qaller 
Badicalen,  auch  die  jetzige  radicale  Begierung  den  Vorwurf,  er  habe 
durch  die  üebernahme  aer  ihm  von  der  Congr.  consistorialis  durch 
Decret  vom  5.  Jan.  1866  provisorisch  übertragene  kirchliche  Ad- 
ministration der  Katholiken  von  Appenzell  das  St  Gallische  Bis- 
Ommsconcordat  verkUi.  Dass  nun  letzteres  in  keiner  Weise  der 
Fall  sei ,  zeigt  der  hochw.  Bischof  in  der  L  Abtheilung  vorlie- 
geuder  Schrift  (S.  5—81.)  In  der  11.  Abtheilung  derselben  weist 
er  die  Anschuldigung  der  radicalen  Blätter  zurfick,  er  habe  durch 
seine  beiden  Concilseingaben  vom  J.  1870  betr.  die  gemischten  Ehen  • 
and  die  gemischten  Schulen  {Martin  ,  .collect,  ed.  2.  p.  100  sqq., 
203  sqq.)  Seinem  bürgerlichen  AnUseide  zuwider  gehandelt, 

6.  Die  Orden  und  Congregalionen  der  kaiholischen  Kirche  in  Preus^ 

sen.    Ihre  Verhreituug  ^  ihre  Organisation  und  ihre   Zwecke. 

Unter  Benuteung  amüicher  Materialien^  von  Dr.  Patd  Hin- 

schius,  ord.  Prof.  d.  E.  a.  d.  U.  in  Berlin.     Das.  J.   Outen- 

berg.  1874.  120  S.  8. 

Eine  Materialsammlung  zu  einem  neuen  kirphepfeindlichen  Ge- 
setze, die  wir  einstweilen  nur  erwähnen,  um  einige  eingehenden  tcef-  , 
fanden  Beleuchtungen  derselbea  zu  verzeichnen,  nämlicli  die  in  der 
Germania  1874  Nr.  239  Beil. Nr.  240,  Inder  Kölner  Volksztg.  1874 
Nr.  246  I.  Bl.,  Nr.  341  I.  Bl.,  Nr.  344  l.  Bl.  ff.  und  in  den  Stim-    ; 
raen  aus  Maria  Laach.c  1874.  Heft  10.  S.  459  ff.  (von  P.  Cornely  S.  J^' 

7.  Die  M^erlichen  Genossenschaften  in  Bayern  und  die  Aufgabe 

der  Beichsgesetzgebung  von  H.  Dürrschmidt  ^  Je.  AppeüaiionS' 
gerichtsraffi.  NÖrdlingen.  Beck.  1875.  190  8.  8,  {2^/s  Mavk.) 
l^ue  Ueberarbeitung  von  Artikeln  der  AUg.  Ztg.  v.  October 
and  Nov.  1873.  Ein  protest.  Jurist ,  aus  dem  unparteiischen  Rich^ 
(erstände,  verlangt  Knebelung  und  wo  möglich  Ausrottung  der 
lathol.  klösterlichen  Genossenschaffieü  in  Bayern  durch  die  deutsche 
Beichsgesetzgebnng  und  zwar  mit  der  ebenso  deutlich  ausgesprochenen 
Absiclpit  die  angeblicli  Staats-  und  somit  regierungsleindliche  rö- 
mische Kirche  zu  vernichten. 

8.  Zeitschrifl  für  Gesetzgebung  und  Praxis  auf  dem  Gebiete  des 

Deutschen  Öffentlichen  Rechtes^  herausgegeben  von  W.  Hart- 
mann^  Oberiribunalsrath.  Ausgegeben  Nov.  1874.  Berlin  1874. 
Carl  Heymann.  L  Bd.  1.  Heft,  VI  und  110  8.  gr.  8.  (jähr- 
lich 6  Hefte  für  16  Mark.) 

Als  Ziel  und  Bestimmung  dieser  von  einem  Mitgliede  des  sog. 
Kirchengenchtshofs, herausgegebenen  Zeitschrift  erscheint  nach  dem 
Vorwort  und  IriBalt  des  ersten  Heftes  die  Darlegung  des  gegenwär- 
tigen öffentlichen  Bechtes  in  Deutschland  und  die  Entwickelung  des-  / 
selben  in  einheitlichem  Sinne,  namentlich  aber  auch  im  Sinne  des  ' 
sog,  Ciilturkanipfaa.  Auf  diese  letztere  Richtung  deuten  auch  die 
Wkannterep  Na^Den  aus  der  Zahl  Derjenigen,  die  ihre  Mitwirkung 
zugesagt  haben ,   wie  Gneist  und  Hinschius  in  Berlin ,  Holtzendorff, 
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Fözl  und  Sicherer  in  München.  Den  Inhalt  des  ersten  Heftes  bil- 
det eine  Abhandlang ,  worin   die  Anschamingen.  der  badischen  Be- 

/  gierung  und  Kammermajorität  bezüglich  der  sog.  Altkatholiken, 
namentlich  anlässlich  des  sog.  Altkatholikengesetz  vom  15.  Juli 
1874,  von  dem  isr^litischen  Kreisgerichtsrath  -Heinsheimer  in  Mann- 
heim  (S.  1—16.)  zusammengestellt  sind. '  Darauf  folgen  31  Eot- 
scheidungen  und  Erlasse  von  Gerichten  und  auderen  IB^hörden,  dar- 
unter., sieben  gerichtliche  Entscheidungen  in  kirchlich-politiscben 
Streitsachen  aus  Preussen  und  fünf  Ministenalerlasse  über  die^Civil- 

.  jtandsbeamtenschaft ,  unter  den  ersteren  das  Erkcnntriiss  deis  Ge- 
richtshofes für  kirchliche  Angelegenheiten  vom  15.  April  1874,  wo- 
durch der  Erzbischof  Graf  Ledochowski  als  aus  seinem  geistlicbeo 
Amte  entlassen  erklärt  wurde  (S.  17  ff.)   und  ein  Erkenntniss  des 

\  Obertribunals   vom   30.  Juni   1874,    wonach    das  Beichikoren  eine 

;  geistliche  Amtshandlung  im  Sinne  der  preussischen  Maigesetze  ist. 
Einen  weiteren  Abschnitt  der  Zeitschrift  bildet  die  Mittheilung  von 
Gesetzen,  worunter  hauptsächlich  die  kirchlich-politischeu  Gesetze 
vom  5.  April  und  11.  Mai  1873  im  eraten  Hefte  figuriren.  Den 
Schluss   des  ersten   Heftes  bilden   drei  kurze  literarische  Anzeigen, 

i  darunter  eine  von  Hinschius  über  Minister  Goliher^s  sachlich  nichts 
Neues  enthaltendes  Buch:  »Der  Staat  und  die  kath.  Kirche  im 
Königreich  Würtember-.c  (Stuttgart  1874.  12  Mark.) 

9,  Der  9Äbsetzungs€^Process  desBiscJwfs  vofi  Paderbat-n  Dr.  Con- 

rad Martin  vor  dem  ^königh  Gerichtshof  für  kirMiehe  Ange- 
legenheilen^€  verhandelt  am  5.  Jan.  1875.   Berlin  1S75,    Ver- 
lag der  ZeUg.  Germania,  68  S.  8,  . 
&  wird  hier  die  Anschuldigungsschrift  unter  Beigabe  dieselbe 
treffend    kritisirender  Anmerkungen  und    darauf  der   stenogr.    Be- 
richt über  die  Verhandlungen  vom  5.  Januar  1875,  resp.  die  in  con- 
tumaciam erfolgte  »Absetzungs« -Erklärung  mitgetheilt 

10,  Strafgesetzbuch  für  das  deutsche  Reich  vom  15.  Mai  1871  ttebsl 
den  EinfOhrungsgesetzen  und  dem  Gesetz  über  ^ie  Presse  vom 
7,  Mai  1874.  Textausgabe  mit  Anmerkungen  und  voUstän- 
digem  Sachregister  von  H.  Rüdorff,  Geh.  Finanzraih.  6,  Aufl- 
Berlin.  GiätetUag  1873.  XXIV  und  180  S.  8. 

Abermals  eine  neue ,  diesmal  ausser  durch   vermehrte  Anmer- 
'  kungen  namentlich  durch  das   Pressgesetz  vermehrte  Auflage  dieser 
I  beliebten  wiederholt  von  uns  empfohlenen  Duodez-Ausgabe  des  deut- 
schen Strafgesetzbuches. 

11.  Historische  Erörterungen  über  d^n  wahren  Recktsboden  der 
oberrheinischen  Kirchenprqvinz.  Mainz,  Kupferberg  1875.  39  8.8. 

12.  Die   Verfassungs-  Urkutide  des  Qrossh.  Hessen  und  die  neuen 
'   Kirchengesetzentwürfe.     Von  einem  rJiein.  Juristen.  Mainz,  F. 

Kirchheim  1875.  16  S.  8. 

Wir  registriren  hier  diese  beiden  gut  gescbriebenfiou&hriften, 
.  (die  erstgenannte  ist  ein  Sonderab^ruck  aus  "dem'^an^-Heit  1^75 
des  »Katholik«),  welche  zeigen,  wie  der  liess.' CuKurEampf  (vgl.  Ar- 
chiv Bd.  33.  S.  239  f.)  gegen  das  histor.  Recht  und  die  heaJEerf.- 
ürk.  verstösst.  Auch  der  hochw.  Herr  Bischof  Frh^  v.  KeUeler  von 
Mainz  fahrte  in   seinem  diesjährigen  Fastenhirtenbrief  (abgedr.  in 


Mayer,  Erlebniase;  Frankenthurm,  Dia  confesa,  Ges.;  Ein  Wort,     883 

der  Germania  1875  Nr.  26.  II.  Bl.)   nochmals  aus ,  warum  es  der 
Kirche  unmöglich  sei,  Gesetze  wie  die  bevorstehenden  anzunehmen. 

13.  Erlebnisse  des  Bernhard  Ritter  von  Mayer  ^  weiland  Staats- 
'  Schreiber  unä  Tagsateungs-Qesandter  des  Catäons  Luzem^  nach- 
maliger k:  k,  österreichischer  Hof-  und  Ministerialräth,  Secre- 
iär  des  Ministerraihs  etc.  Von  iJim  selbst  verfasst  und  abge- 
schlossen^ herausgegeben  von  dessen  Sohn  Bernhard  Ritler  von 
Mager.  Erster  Band.  Mit  dem  Porträt  des  Verstorbenen.  Wien 
und  Pest  1875.  Carl  Sartori.  VIII  und  391  S.  8. 

Das  vielbewegte  ereignissvollß  Leben  eines  katholischen  Man- 
nes von  Charakter  und  grossem  vielseitigen  Talent  .wird  uns  hier 
durch  seine  eigenen  Aufzeichnungen  geschildert:  seine  Erlebnibse 
als  Luzerner  Staatskanzler  und  Gesandter  bei  den  Tagsatzuogen  der 
schweizerischen  Eidgenossenschaft  und  später  als  Ministerialräth  im 
dsterr.  Ministerium  des  Innern  und  Secretär  des  Ministerratbes. 
Mancher  dunkle  Punkt  in  dem  Sonderbundskriege  und  aus  der  Ge- 
schichte Oesterreichs  von  der  Wiener  Märzrevolution  im  J.  1848 
bis  zum  Bruche  des  Concprdats  durch  Beust  und  Genossen  wird 
hier  enthüllt  und  klargestellt.  Von  kirchlich-polit.  Interesse  ist  im 
vorlieg.  1.  Bande  namentlich  das  letzte  Capitel  S.  363  ff.  über  die 
dem  Abschluss  des  österr.  Concordats  vorausofehenden  Verhandlungen.^ 

14.  Die  confess.  Oesetee  vom  7.  und  20,  Mai  1874  mit  Materia- 
lien und  Anmerkungen  herausgegeben  von  Patd  Gautsch  von 
Frankenthurm.  Wien  1874.  &.  J.  Manz.  IV  und  240  S.  8. 

Ausser  dem  Texte  der  neuen  österr.  Cnlturgesetze  werden  hier 
die  Motive  der  K^g.-Entwürfe,  die  Commiss.-Berichte  des  Abg.-  und 
HerreMnctises  und  die  Reden  des  Cult.-Min.  in  beiden  Häusern  und 
in  Anm.  die  Abweichungen  der  Ges.-Texte  von  den  Beg.- Vorlagen 
mitgetheilt. 

15.  Ein  Wort  über  dte  confess.  Gesetzvorlage  in  Oesterreich ,  ge^ 
sehriAen  vor,  der  Sanction,  aber  noch' mehr  zu  beachten  nach 
derselben.  Von  einem  Theologen.  Mainz,  IV.  Kirchheim  1874. 
46  8.  U.  8. 

Der  Verfasser  zeigt,  wie  die  neuen  österr.  confess.  Gesetze  da- 
hin zielen ,  die  kathol.  Kirche  in  Oesterreich  gesetzlich  und  zwar 
auf  die  feindseligste ,  ,ungerechteste  und  schmachvollste  Weise  auf- 
zuheben und  zu  vernichten. 

16.  Feije  ET.  J.  De  impedimeniis  et  dispensaiionibus  matrimonia- 

libus.  (edid.  2.)  Lovanii,  Gar:  Peeters  1874.  VI  et  810 pp.  8. 
Dieses  zunächst  zum  Gebrauche  seiner  Zuhörer  berechnete,  be- 
sonders die  Entscheidungen  und  die  PraxTs"^der  römischen  Behörden, 
aber  auch  die  ältere .  und  neuere  Literatur  sorgfältig  berücksich- 
tigende, durch  klare  Darst^ung  und  Gründlichkeit  sieh  auszeich- 
nende Eherecht  des  berühmten  Löwener  Professors,  auf  welches  wir 
schon  im  Archiv  Bd.  28.  S.  179.  hinwiesen,  liegt  jetzt  vollständig 
vor.  Wir  werden  uns  Gelegenheit  nehmen,  auf  den  Inhalt  noch 
näher  zurückzukommen. 

17.  Gompendiumj  piris  ecet  auctore  Sim.  Aichner.  ed.  4.  Brixinae. 

Weger  1874.  XX  et  837  pp.  8.  cum  append.  XLVI  pp. 
Das  Erscheinen  der  4.  Aufl.  dieses  hauptsächlich  für  den  österr. 
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'  Seelsorgeklerus  berechneten ,  sich  durch  einfache  und  fassliche  Dar- 
\  Stellung  auszeichnenden  Lehrb.  spricht  deutlich  für  den  Werth  des- 
'  selben.    Die  Literatur  nur  mit  Auswahl   und  nicht  überall  erschöp- 
fend zu  benutzen  oder  zu^  citiren,  lag  wohl  in  dem  Plane  und  Haupt- 
.  zwecke  des  Werkes   und    wurde   auch  Manches  dem  Verfasser  we- 
.  niger  zugänglich  sein.  —  Im  folgenden  Hefte  berichten  wir  näher 
über 

18.  Georgii  Phillips  cömpendium  juris  ecdes.   auctum  atque  emen- 

datum  edid.  Friedr,  H.  Verif^.  JEdü.  3.<^  latitKie  versianis  prima, 
in  qua  potissimum  spectatur  Concilium  Vaticauum.  BaHsbanac. 
G,  J.  Matte  1875. 

19.  Vering^  Lehrbuch  des  haiholisclvcn  und  protestantischen  Kir- 
chenrechts.  Freiburg^  Herder  I8Zi.  J2^  Ahih. 

Die  latein.  Ausgabe  von  Phillips  ist  ^  bis  auf  wenige  Bogen 
bereits  im  Druck  vollendet,  das  Lehrbuch  von  Vering  im  Manuscr. 
jbis  auf  die  Abschrift  eines  Theiles  fertig  und  wird  im  Druck  etwa 
'45  Bogen  gr.  8.  stark  werden.  Es  sind  uns  abgesehen  von  .einer 
Anzahl  freundlicher  Zuschriften  17  anerkennende  Anzeigen  kath. 
Zeitungen  und  Zeitschriften  bekannt  geworden,  denen  wir  auch 
mehrere  am  Schlüsse  des  Werkes  nachzutragende  Berichtigungen 
verdanken.  |  Wir  verdanken  aber  auch  der  Huld  unserer  Qe^ner  die 

'  kräftigsten  Empfehlungen  unserer  Arbeit.  Zuerst  spendet^  ein  vor- 
her unbekannter  Philipp  Zorn  (in  der  AUg.  Ztg.  Beil.  Ni:..Sä2Ljtom  29.  Oct. 
1874  und  ziemlich  eoenso  in  der  Müncheuer  Krit.  Vierteljahrscbrift 
von  Fözl  und  Brinz  Bd.  16.  Heft  4.)  an  Dove  für  die  neue  Ausg. 
von  Bichter's  Kirchenrecht  ein  Viellieb,  an  Vering  für  dessen  Lehr- 
buclf  seinen  Zorn.  Herr  Zorn  —  das  ist  kurz  der  Inhalt  seiner  Rec. 
~  wiederholt  mehrmals  untereinander  utid  durcheinander  jieL  .Vor- 
würfe gegen  Vering's  Lehrbuch:  1)  ultramöntane  Richtung;  2)  es 
sei  ein  polit ,  meist  aus  Qermania  und  Kreuzzeitung  geschöpftes 
Pamphlet;  3)  es  sei  »unter  steter  Verunglimpfung  von  Persönlich- 
keiten und  vielfach  in  durchaus  unpassender  Forme  geschrieben; 
4)  es  entbehre  durchaus  des  wissenschaftlichen  Charakters.  E»  werde 
»die  Wissenschaft  durch  Form  und  Inhalt  eines  Buches,  wie  das 
Vering'sche,  in  hohem  Urade  erniedrigte  Jene  Ausbräche  Ton  Zorn 
wiederholten  sich  sodann  bei  Hinschius  in  der  Jenaer  J^tstg.  1874 
Nr.  51.  ganz  in  derselben  Weise,  und  wurden  auch  in  Reoscb's 
Theol.  Litbl.  1875  ^n  2*  S.  43  f.  theil^ise  wiedergegeben.  Job. 
Friedr.  Bitter  von  Schulte  beehrte  unser  Buch  in  der  Jenaer  Litz^.  1875 
Nr«  9.  kurz  mit  dem  Titel  »Sudelwerk  ,c  welche»  tiel  unter  dem 
viel  von  ihm  getadelten  Comp«  Aichner's  stehe.  Endlich  nach  einer 
Zeitungsnotiz  soll  eine  uns  trotz  wiederholter  Bemühung  noch  nicht 
zu   Gesicht  gekommene^Nr.    der  SybeVschen   »Deutschen   Vereios- 

,  Corresp.c  aus  der  ersten  Hälfte  des  Januar  sich  sehr  gegen  unser 
Lehrbuch  ereifern,  durch  welches  die  Wissenschaft  zur  Magd  der 
Parteiinteressen  herabgewürdigt  werde.  )  Als  Anhang  sur  Vorrede 
des  Buches  wollen  wir  den  Zornes-Zorn  und  dessen  Echo  von  ffin* 
schius  j¥örtlich  hersetzen,  daunit  dgrunparteiische  Leser  die  Wahr- 
heitsliebe unserer  Gegner  prüfe«^^^^  Vering. 
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biscliöflichen  Pflichtstellung;  0. 
Hinschius,  Die  Orden  und  Coii- 
grey^ationen ;  7.  Dürrsclnnidtt 
Die  klösterlichen  Genossenschaf- 
ten in  Bayern;  9.  Hartmann. 
Zeitschrift  für  Gesetzgebung  und 
Praxis  auf  dem  Gebiete  des 
deutschen  öffentlichen  Rechtes; 
9.  Absetzungsprocess  des  Bischofs 
von  Paderborn  Dr.  Conrad  Mar- 
tin; 10.  Rüitorffy  Strafgesetz- 
buch für  das  deutsche  Keich; 
11.  Histor.  Erort.  über  den  wah- 
ren Rechtsboden  der  obcirh. 
KirchenproY. ;  12.  Verf.-Ur.k  des 
Grossh.  Hessen  und  die   neuen 


flotte 

Kirchenges.-Eutwürfe :  13.  Er- 
lebniase  des  Bernhard  Ritter 
von  Meyer.  2.  Bd.;  14.  Paul 
Gallisch  vftn  Frankenthurm. 
Die  (üsterroichischen)  confessio- 
nellen  Gesetze  vom  7.  und  20. 
Mai  1874;  15.  Ein  Wort  über 
die  confess.  Gesetzesvorlage  in 
Oestoneich :  16.  I'eye,  De  inipe- 
diuientis  et  dispensationibus 
matrimou.  cd.  2.;  17.  Airhner, 
Conipendiuiii  juris  eccl.  ed.  4.; 
18.  Phillips,  Compend.  jur.  eccl. 
edit.  3.  edid.  Verin</;  19. 
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Besprechungen  von  Helhnanti.  Das  gemeine  Erbrecht  der  Religiösen. 
Miinchen  1874,  und  Nie.  Thoemts,  Div.  Thomae  Aquin.  oi>era  et  praec.  quid 
valt'ant  ad  res  eccL.  polit.  sociales.  BeroUni  1875  —  folgen. 


Bei  der  Redaction  eingelaufene  werth volle  Novitäten:  1.  Die  kathol. 
Prease.  Ein  Neujahrsgruss  für  die  Katholiken  Deutschlands ,  Oesterreichs  und 
der  Schweiz  von  Leo  Wörl.  Wurzburg  1875.  69  S.  8.  60  Pf.  (eine  Uebers. 
nnd  kurze  Charakteristik  aller  kath.  Zeitg.  und  Zeitschriften);  2.  Die  kath. 
Kirche  und  der  »Altkatholicismus.«  Verglichen  nach  ihrer  Vergangenheit ,  Ge- 
genwart und  Zukunft.  Ein  Wort  an  das  Volk  von  einem  Volksfreunde.  Frei- 
burg, Herder  1875.  28  S.  gr.  8.;  3.  Sickint/er ,  Das  alte  Zunftwesen  und  die 
moderne  Gewerbefreiheit.  Mainz,  F.  Kirchheim  1875.  196  S.  8.;  4.  J.  B.  Hein- 
rieh.  Dogmatische  Theologie.  Bd.  I.  Dritte  (Schluss-)Abtheil.  Mainz,  F.  Kirch- 
heim 1874.  ST '561— 864  und  p.  XVII -XX.;  5.  Das  christliche  Leben  von,  Dr. 
Conrad  Martin  ,  Bisch,  v.  Paderb.  Mainz ,  F.  Kirchheim  1875.  (Eine 
»Kreiagefangnissc-Blüthe,  welche  als  Hausbuch  in  allen  christlichen  Familien 
fromiigc  Aufnahme  finden  wird);  6.  Divnm  Hieronymum  oppido  Stridonis  in 
regione  Interamna  [Muraköz]  Hungariae  anno  331  p.  Chr.  natum  esse,  pro- 
pngnat  Jos.  Dankö^  eccl.  raetrop.  Strigon.  canon.  theologus.  Accedit  tabula 
veteris  Pannoniae.  Moguntiae,  Fr.  Kirchheim.  1874.  (87  pp.  mit  alphab.  Sach- 
register über  die  Einzeluntersuchungen  des  interess.  Werkes) ;  7.  Das  Kirchen- 
jahr von  Dom  Prospr^u^ranger.  Autor.  Uebers.  2.  und  3.  Lief.  Mainz,  F. 
Kirchheim  1874.  S.  lGl-543.  (Schluss  des  L  Bandes.) 


Im  Verlage  des  Unterzeichneten  sind  soeben  erschienen  und 
durch  alle  Buchhandlungen  zu  beziehen : 

Ein  l¥ort 

über 

die  confessionelle  Gesetzvorlage 

in  Orpfirrri^. 

Geschrieben  vor  der  Sanction;  aber  noch  mehr  zu  beachten  nach  derselben. 

Ton  einem  Theologen, 

80.  geh.    Preis  50  Pf. 

DIVÜM 

HIERONYMUM 

OPPIDO  STRIDONIS  IN  REGIONE  INTERAMNA  (MURAKOZ) 

HUNGARIAE 

Anno  CCCXXXI  P.  Chr.  Natum  Esse 

PROPUGNAT  , 

J0SEPHU8  DANKO 

ECCLESIAE  METROPOLITANAE  STRIGONIBNSIS  THE0L06US. 

ACCEDIT  TABULA  VETERIS  PANNONIAE. 

40.  geh.  Preis  4  Mark, 

Die  Wallfahrten 

in  ihrer 

providentiellen  Bedeutung  für  unsere  Zeit 

von 

P.  Georg  Patiss,  S*  J. 

MH  Erlaubnis«  der  Oberen. 

80.  geh.    Preis  1  Mark  20  Pf. 

Das  christliche  Leben 

von 

Dr.  Conrad  Martin^ 

Bischof  von  Paderborn. 

80.  22  Bogen  geh.  Preis  3  Mark.  (Unter  Sjrenzband  franco  3  Mark  20  Pf.) 
Die  unfireiwiUige  Einsamkeit,  zu  welcher  der  Hochw.  Herr  Bischof  Martin 
im  Kreisgefiingnisse  lu  Ptiderboru  vemrtheilt  war ,  gab  ihm  die  Miisse ,  vorstobande 
Schrift  in  demselben  aussuarbeiten  und  absuscbliesseu ,  bei  welcher  Arbeit  dar  Harr 
Verfasser,  nach  der  Vorrede  des  Boches,  reichlichen  Trost  und  Stärke  empfangen,  ao 
dass  schon  dieser  Umstand  hinreichen  wird,  dasa  Bncb  allen  wah- 
ren Freunden  der  katholischen  Kirche  nnd  ihres  verfolgten  Bpi* 
scopates  auf  das  Wärmste  su  ampfehl  en. 
Mains  1875. 
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XX. 

DE  JÜBILAEI  EXTENSIONE  AD  UNIVERSUM  CATHOLICüM 

GREGEM 

EPISTOLA  ENCYCLICA 

LEONJS  PP,  XII.  quae  de  Mandato  PIl  IX.  Pont.  Max.  üerum 
edUa  est  oecasiove  Jubilaei  Anni  MDCCCLXXV.  Ut  omnibus 
Pairiarchis  Archiepiscapis  et  Episcopis  aliisque  locamm  Ordinariis 
ffratiam  ei  comnmnianem  Sedis  Apostolicae  habentibus  jfro  uberiori  . 

cyendorum  norma  transmiUaiur.      '     /  /.%;^  ,..  -^/i  />      #^ 
(Cfr.  Archiv  vol.  83.  pag.  364  aqq.)     '  ■'  _  ^ 

LEO  PP.  XII. 

Venerabües  Fratres,  Saluiem  et  Apostolicam  BenedicHonem. 

Caritate  Christi  urgente  Nos,  ut  frnctus  passionis  ejus  in  om- 
nes,  qaantuni  diyinitus  eoncessa  Nobis,  licet  indignis,  potestate  pos- 
somas,  deriyandos  earemns;  insignibus  fidei,  pietatis,  omnisqne  vir- 
tatis  exemplis  tarn  incolarnm  hnjas  nrbis,  tum  advenarum,  qui  fre- 
quentisaimi  pro  conditione  teniporum  huc  universalis  Jubilaei  cansa 
Gonvenemnt,  roagnam  in  spem  erecti  fore,  ut  ubique  studia  eadem 
fidelium  ad  utilitatem  animarum  suarum ,  ad  Dei  et  ejus  Ecclesiae  - 
gloriam  excitentur ;  yotis  item  vestris  obsecundantes ,  Yenerabiles 
Fratres,  et  Principum  Catholicorum ,  quibus  vera  felicitas  cordi  est 
gentium  sibi  subditarum,  qnemadmodum  a  fei.  reo.  Praedecessoribns 
nostris  Benedicto  XIY.  et  Pio  YI.  factum  est,  Ecclesiae  thesauros, 
uti  Romae  elapso  anno  sacro,  ita  in  universis  orbis  terrae  regioni- 
boa  aperiendos  in  Domino  putavimus.  Proinde  Constitntionem  ad 
universos  Christifideles  edidimns,  qua  Jubilaei  ejusdem  indulgentiam 
extendimos,  et  quae  pia  opera,  quoque  temporis  spatio  ad  eam  con- 
sequendam  praestari  debeant,  item  permissas  arbitrio  vestro  facul- 
tates  injuncta  opera  commutandi,  aut  redigendi,  eorum  coinmodo  qui 
impediti  legitime  fuerint,  indicamus,  eamque,  ut  per  Vos  cognosci 
ab  Omnibus  possit,  Vobis  mittimus.  In  re  autem  hujusmodi  quam 
necessaria  0|>era  vestra  sit,  quantaque  Vobis  contentione  sit  laboran- 
dnm,  ut  felices  consiliis  nostris  exitus  respondeant,  nihil  necesse  est 
dicere.  Tantum  enim  boni  ex  solemni  hac  anni  sacri  celebratione 
pereepturi  sunt  populi,  quantum  diligentiae  studiique  ad  se ,  uti  par 
est,  praeparandos  adhibuerint;  ut  autem  plurimum  adbibeant,  id  ex 
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caris  pendet,  quas.  in  id,  pro  ronnere  officii  vestri  pastoralis,  impen- 
deritis.  Agnoscaut  igitur  per  Vo^  quid  et  quantura  illud  sit  quod 
eis  tribuitnr.  Ostendite  thesauri  pretium  qnem  reseramns,  et  quam 
facile  omnes  possint  ejus  divitiarum  esse  participe8,.tum  ob  amplissi- 
mas,  qiian  niinistris  Poenitentiae  concedirous  facaltates  peccata  re- 
niiltendi,  tum  ob  ipsam  operum  naturam,  quae  imponuntur  pecoatis 
expiandis.  Seitis  quanta  fuerit  ea  in  re  disciplinae  severitas  in  Ee- 
clesia  ante  saeculum  quartam  decimum.  »Qaicumqae  pro  sola  de- 
votionc,«  nit  fei.  rec.  Praedecessor  noster  Urbanus  IL  in  Concilio 
Claroniontano ,  »non  pro  honoris ,  vel  pecuniae  adeptione ,  ad  übe- 
»randani  Ecclesiani  Dei  Jerusalem  profectus  fuerit,  iter  illud  pro 
»omni  poenitentia  reputetur  <  Neque  sane  aliter  tunc^  concedi  ple- 
iiariani  indulgentiam  solitam  fuisse  novimus,  quemadmodum  yerba 
illa  referens  doctissimus  ac  piissimns  Dei  servus  Beatus  Josephus 
Maria  Tbomasius  Cardinalis  animadveiüt.  »Hanc,  inquit,  plenariam 
»indulgentiam,  in  qii^  opus  injunctum  gravissimum  erat  suroptibus 
»incommodis,  laboriosissimis  itineribus,  et  imminentibos  vitae  peri- 
»cnliSt  ut  potius  videri  possit  imroutatio  poenitentiae,   quam  hnjns 

»absoluta  relaxatio hanc,  inquam,  plenariam  indulgentiam  pro 

»t^rra  sancta  alii  postea  Summi  Pontifices  semper  confirmarunt« 
Lenitateni  piae  matris  Ecclesiae  imbecillitatem  miserantis  filiomm 
snorura,  quae  nunc  onera  tanto  levioraac  faciliora  pro  bonis  pretiuro 
omne  excedentibus  imponit,  fidelium  considBrationi  proponentes,  illud 
certe  assequemini,  ut  nemo  tarn  mollis  et  negligens  reperiatur,  quin 
bona  illa  velit  tarn  parvo  sibi  comparare.  Gavendum  tarnen  est  di- 
ligenter,  ne  inde  occasione  accepta,  ut  verbis  ntamur  Sanetae  Synodi 
Tridentinae,  »peooata  ipsa  leviora  putantes ,  velnt  injurii ,  et  coutu- 
»meliosi  Spiritu  Saueto ,  in  graviora  labantur ,  thesaurizantes  sibi 
»iram  in  die  irae.«  Quare  Ecclesiae  quidem  ea  in  re  ostendatur  li* 
beralitas,  sed  nihil  omnino  diligentiae,  atque  indostriae  negügator, 
quo  redig  ant  homines  itk  memoriam  qoaecumqne  contra  Dei  legem 
commiserunt,  eaque  dolentes  ^x  animo,  ac  detestantes  int^e  ac  sin- 
cere  confiteantur :  atque  inte  magis  ad  admirandam  amandaroque  Dei 
benignitatem  excitentur,  qni  se  tarn  facilem  ac  placabilem  praebeat 
iis,  qui  nunquam  satis  plectenda  impietate  »semel  a  ))eccati,  et  dae- 
»monis  Servitute  per  Baptismum,  liberati,  et  accepto  Spiritus  Sancti 
»dono,  scienter  templum  Dei  violare,  et  Spiritnm  Sanctum  contri- 
»stare  non  formidaverint.€ 

Eam  ob  causam  exemplum  secuti  Praedecessomm  nostronim, 
solemni  indicto  Jubilaeo,  divinum  auxilinro  ad  prosperum  tanti  op^s 
exitum  publice  implorari  jussimas ,  sine  quo  nihil  ejusmodi  hnmana 
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potert  imbecillitafl ,  et  frangi  popnlo  panem  verbi  Domini  tum  in 
templis,  tnm  in  plateis,  quo  ministroram  ppe  saintis  animanim  zelo 
flagrantiam,  et  catholicam  de  Indulgentiis ,  ac  Jabilaeo  doctrinam 
doceretur  diiigenter,  et  de  omni  Christiani  instituti  adrooneretnr  of- 
ficio, et  ad  sinceram  poenitentiani  gravissima  oratione  excitaretur. 

Sibi  igitur  unusqoisque  Yestrum,  Venerabiles  Fratres,  hoc  po- 
tissimum  in  tempore  illud  Propbetae  dictum  pntet:  »Clama,  ne 
cesses:  quasi  tuba  exalta  vocem  tnani,  et  annantia  populo  roeo  sce- 
lera  eornm,  et  domni  Jacob  peccata  eoram,t  et  ipsi  per  Vos,  quoad 
poteritia,  et  monitn  vestro  sacri  oratores,  quos  elegeritis  verbis  ac 
vita  ad  movendos  animos  maxime  idoneos,  inculcent  auribas  omniami 
qnod  omnibns  comminatus  est  Christas :  »Nisi  poenitentiam  habueri- 
tis,  omnes  similiter  peribiti8.c  Doceant,  idipsam«  nos  nt  poeniteat, 
petere  snpplici  prece  oportere,  quod  implorabat  verbis  Ulis  Propheta : 
»Converte  nos  Domine  ad  Te,  et  convertemnr;«  ostendant,  qoanta 
in  Denm  injuria  sit  peccatnm;  incntiant  salntarem  animis  terrorem 
se?eritate  proposita  divini  judicii,  ac  suppliciomm  acerbitate  qnae 
parata  sunt  morientibns  in  peccato  sno ;  excitent  yero  spem  in  omni- 
bos  ab  infinita  Dei  bonitate  impetrandae  misericordiae ,  qui  se  ex- 
pectare  afSrmat,  ut  misereatar,  cnjos  sant  voces  illae  dalcissimae: 
»Convertimini,  et  agite  poenitentiam  ab  omnibns  inqninamentis  ve- 
»stris,  et  non  erit  vohis  in  rninam  iniquitas.  Projicite  a  vobis  om- 
»lies  praevaricationes  vestras,  in  quibus  praeyaricati  estis,  et  fadte 

»cor  no?iim  et  spiritam  noyum Qaia  nolo  mortem  morien- 

»tis,  dicit  Dominas  Dens:  revertiraini  et  vivitcc  Ex  quo  illud  &- 
eile  consequentur,  ut  agnoscatur ,  quaan  dignns  amore  sit  pater  adeo 
bonos  ac  misericors,  indeqae  subeat  consideratio,  quam  indigna  tanta 
booitate  ratio  sit  eum  offendere;  dolor  denique  intimus  oriafur,  ac 
detestatio  peccatorum,  certaque  acdeliberata  voluntas  vitam  et  mo- 
res emendandi. 

Ita  internae  ostensa  poenitentiae  necessitate,  ad  eamque  com- 
paratia  fidelium  animis,  de  eadem  qnatenus  sacramentum  est,  dili- 
genter  doceantur.  Admoneant  eos  'ministri  verbi  Domini,  aeque  ne* 
cessarium  esse  illud  degenerantibus  post  Baptismum ,  quam  Baptis- 
mom  ipsnm  nondnm  regeneratis,  merito  proinde  dictum  »secundam 
tabnlam  post  naufiraginm,«  qua  una  in  aeterna  salutis  portum  liceat 
pervenire :  ostendant  quo  sensu  doloris  et  humilitatis,  qua  ftde ,  qua 
iotegritate  confiteri  peccata  sua  debeaut;  neque  illud  docere  praeter- 
mittant,  confessionem  generalem  persaepe  utilem  esse ,  certis  autem 
in  casibus  onmino  necessariam:  abluta  vero  per  absolutionem  culpa, 
aetemaque  poena  condonata,  temporalem  plerumque  snperesse,  ita 

25* 
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omnino  divina  exigenti  jastitia ,  nt  poenis  saltem  tempore  definitis 
pnniantur  ii,  quorum  8C|leribus  nee  ipsa  nullis  definita  temporis 
finibus  supplicia  satis  digna  faissent.  Sip  praeparatis  animis,  fideles 
sancti  Jubilaei  fruetus  adipisci  poterunt;  sed  ut  opera  qua  par  est 
pietate  fiduciaque  süscipiant,  per  quae  hoc  tantom  boni  sint  adeptnri, 
vestrum  erit  efficere,  ut  intelligant,  ac  certum  et  persuasum  habeant, 
relictnm  esse  Eoclesiae  a  mediatore  Dei  et  hominum  Christo  Jesu 
inexhaustum  ineritoram  suorutu  thesaurum ,  quibns  et  merita  acce- 
dant  Beatissimae  Virginis  Genitricis  ejus,  Santorumque  omDiam  Yi 
copiosae  apud  Dominum  redemptionls  eo  dignitatis  evecta,  coJQS  di- 
vitias  homiiiibus  dividere  in  ejus  esset  potestate,  quem  Christus  ipse 
visibilero  pro  se  invisibili  in  eadem  Ecclesia  caput  constituisset :  ejus 
nempe  prudenti  arbitrio  merita  iUa  modo  amplius  modo  arctius  ap- 
plicari  vivis  ad  modnm  absolutionis ,  mortuis  ad  modum  sufifragii 
posse,  siquidem  illi  per  Sacramentum  poenitentiae  culpam  eluissent, 
aeternaque  poena  essent  absolutio  hi  vero  si  cum  Deo  caritate  con- 
juncti  migrassent  e  vita;  in  ea  vero  meritorum  illorum  applicatioDe 
indulgentiam  esse  positam,  per  quam  temporales  poenae  apud  divinam 
justitiam  peccatis  debitae  plus  minusve  relaxantur,  pro  modo  appli- 
cationis  a  dispensatore  thesauri  illins  Romano  Pontifice  constitutae, 
et  quam  fideles  ad  eam  afferant ,  praeparationis :  denique  plenariam 
esse  indulgentiam  Jubilaei ,  et  ab  aliis  etiam  plenariis  indulgentüs 
distinctam- ,  quae  in  modum  Jubilaei  conceduntur ,  propterea  quod 
anno  solemnis  remissionis,  qui  Jubilaeus  dicitur,  amplior  poenitentiae 
ministris  ad  hoc  ipsum  consiitutis  tribuitur  facultas  a  peccatis  ab- 
solvendi ,  et  vincula  atque  impedimenta  relaxandi ,  quibns  non  raro 
confitentium  conscientia  implicatur:  dum  autem  universi  Christiaiu 
populi  in  coelum  ascendit  deprecatio ,  certior  in  omnes  ampliorque 
placati  poenitentia  Domini  descendit  miseratio. 

Atque  haec  quidem,  Venerabiles  Fratres ,  docendi  sunt  popnli ; 
sed  ut,  quae  docti  fuerint,  efficere  cum  fructn  possint,  quam  neces- 
saria  Sit  apta  et  opportuna  Sacerdotum  opera ,  apud  quos  confiteri 
peccata  sua  debeant ,  probe  intelligitis.  Quamobrem  cnrandum  se- 
dulo  Vobis  est,  ut  ii,  quod  ad  confessiones  audiendas  deligetisr,  ea 
meminerint  ac  praestent ,  quae  de  ministro  Poenitentiae  praecipit 
Praedecessor  noster  Innocentius  III.,  ut  scilicef  sit  discret«8  »et  cau- 
»tus,  ut  more  periti  medici  similiter  infundat  vinum  et  oleum  ?ül- 
»neribus  sauciati,  diligenter  inquirens  et  peccatoris  circumstantias 
»et  peccati,  perquas  prudenter  intelligat,  quäle  illi  debeat  consilium 
»praebere,  etejusmodi  remediumadhiberediversis.experimentisutendo 
»ad  sanandum  aegrotum;«  habeatque  prae  oculis  documentailla  Bi- 
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taalis  Romani:  videat  diligenter  Sacerdos,  qnando  et  »quibus  confe- 
»renda ,  vel  neganda ,  vel  differenda  sit  absolutio ,  ne  ahisolvat  eos, 
»qni  talis  beneiicii  sunt  incapaces,  qaales  sunt  qni  nnlla  dant  signa 
»doloris ,  qai  odia  et  inimicitias  deponere ,  aut  aliena ,  si  possnnt, 
»restitaere ,  aut  proximam  peccandi  occasionem  deserere  t  aut  alio 
»modo  peccata  derelinqnere ,  et  vitam  in  melius  emendare  uolunt; 
>aat  qui  publicum  scandalum  dederunt,  uisi  publice  satisf aciant ,  et 
»scaudalum  tollant.c  Quae  quidem  nemo  non  viderit  quam  longe  ab 
eornm  ratione  distent,  qui,  ut  gravius  aliquod  audiunt  peccatum,  aut 
aliquem  sentiunt  multipUci  peccatorum  genere  infectum,  statim  pro- 
nootiant  se  non  posse  absolvere:  iis  nempe  ipsis  mederi  recusant, 
qnibus  maxime  curandis  ab  eo  sunt  constituti,  qui  ait:  Non  est  opus 
vakrUibus  medieus,  sed  male  habenHbus ;  aut  quibus  vix  ulla  scru- 
tandae  oonscientiae  diligentia,  aut  doloris,  ac  propositi  satis  videtnr 
significatio,  nt  absolvere  se  posse  existiment;  ac  tum  demum  tutum 
se  oepisse  consilium  putant,  si  bomines  in  aliud  tempus  absolvendos 
dimiserint.  Si  enim  ulla  in  re  servanda  est  mediocritas ,  in  bac 
potissimum  servetur  necesse  est,  ne  vel  nimia  focilitas  absolvendi 
facilitatem  afferat  peccandi,  vel  nimia  difficultas  alienet  animos  a 
confessione,  et  in  desperationera  salutis  adducat.  Sistunt  se  quidem 
mnlti  Sacraroenti  Poenitentiae  ministris  prorsiis  imparati ,  sed  per- 
saepe  tamen  hujusmodi,  ut  ex  imparatis  parati  fieri  possint,  si  modo 
Sacerdos  viscera  indutus  misericordiae  Christi  Jesu ,  qui  non  venu 
vocare  justus  sed  peccatores^  sciat  studiose,  patienter,  et  mansuete 
cum  ipsis  ägere.  Quod  si  praestare  praetermittat,  profecto  non  ma- 
gis  ipse  dicendus  est  paratus  ad  audiendum ,  quam  caeteri  ad  con- 
fitendum  accedere.  Imparati '  enim  illi  tantummodo  sunt  judicandi, 
non  qui  vel  gravissima  admiserint  flagitia,  vel  qui  plnrimos  etiam 
annos  abfueritit  a  confessione;  misericordiae  enim  Domini  tkm  est 
numerus^  et  bonitatis  infinitus  est  thesaurus ;  vel  qui  rüdes  conditione, 
aut  tardi  ingenio  non  satis  in  se  ipsos  inquisierint ^  nuUa  fere  in- 
dostria  sua  id  sine  Sacerdotis  ipsius  opera  assecuturi ;  sed  qui ,  ad- 
hibita  ab  eo  necessaria,  non  qua  praeter  modum  graventur,  in  iis 
interrogandis  diligentia,  omnique  in  üsdem  ad  detestationem  pecca- 
torum excitandis,  non  sine  fusis  ex  intimo  corde  ad  Deum  precibus, 
exhausta  caritatis  industria ,  sensu  tamen  doloris  ac  poenitentiae, 
qno  saltem  ad  Dei  gratiam  inSacramento  impetrandam  disponantur, 
carere  prudenter  judicentur.  Quocumque  autem  animo  sint  qui  ac- 
cedant  ad  ministrum  Poenitentiae,  nihil  ei  magis  cavendum  est, 
quam  ne  sua  culpa  diffisus  quispiam  Dei  bonitati,  aut  Sacramento 
reconcOiationis  infensus  discedat.    Quare  si  justa  sit  causa],  cur  dif- 


390  LeonU  XII.  Encyclica  die  i.  Januarii  1825. 

fereoda  sit  absolntio,  verbis  qaoad  potent,  bumanissimiä  persnadeat 
confessis  necesse  est,  id  et  monus  oflBciamqae  snum ,  et  eoram  ipso- 
ram  salutem  oronino  postulare,  eosqae  ad  redeundum  qnamprimam 
blandissiine  alliciat ,  at  iis  fideliter  peractis ,  qoae  salubriter  praes- 
cripta  fiierint,  vinculis  solati  peceatorum  gratiae  coelestis  dalcediae 
reiiciantur.  Aptissimo  ejus  caritatis  exemplo  inter  ceteros  esse  po- 
test  S.  Raymandus  de  Pennaforte,  qaem  insignem  Sacramenü  Poeni- 
tentiae  tninistram  appellat  Ecclesia.  »Cognitis  peccatis,  inqnit,  adsit 
»(confessarios)  benevolas,  paratus  engere  et  secmn  onus  portare :  ha- 
»beät  duIeediDem  in  affectione,  pietatem  in  alterias  crimine,  discre- 
»tionem  in  varietate  ,  alinvet  confitentem  orando,  eleemosynas  et 
»caetera  bona  pro  eo  faciendo,  semper  eam  juvet  leniendo,  oonso- 
»lando,  spem  promittendo,  et,  cum  opus  ftaerit,  etiam  increpando.c 

Hujasmödi  vero  accepti  patientia,  ac  benignitate  caritatis  pec- 
catores  aequiore  etiam  animo  poena  se  snbjicient ,  quae  sibi^  satb- 
factioDis  nomine  irrogabitur.  Animadvertant  enim  necesse  est,  non 
eam  esse  vim  ac  naturam  Jubilaei ,  ut  per  ejus  indulgentiam  omni 
solvantnr  homines  obligatione  offensae  peccatis  Dei  jostitiae  satis- 
faciendi,  quasi  vero  quae  poenitentibus  ejus  rei  causa  a  Sacerdoti- 
bns  Sacramenti  ministris  per  id  tempus  injunguntur,  praestare  ne- 
cesse non  Sit.  Nam '  ad  Sacramenti  integritatem  pertinet  sätisüic- 
tio  illa,  neque  profecto  alia  Nobis  mens  esse  potest,  dum  permissa 
a  Christo  potestate  de  severitate  debitae  peccatis  poenae  per  indnl* 
gentiam  remittimus,  nisi  ut  Uli  dumtaxat  tanto  fruantur  beneficio, 
qui  omnia  impleverint,  quibus,  eodem  Ecciesiam  suamdocente  Chri- 
sto ,  didicimufij  volle  justitiae  snae  Deum  per  infinita  ipsius  Filii  soi 
Bedemptoris  nostri  merita  satisfieri.  Revocanda  igitur  Vobis  sunt 
in  memoriam  Poenitentiae  ministris,  verba  illa  S.  Concilii  Triden- 
tini:  »Debent  Sacerdotes,  quantum  prudentia  suggesserit,  pro  qua- 
»litate  criminum,  et  poenitentium  facultate,  salutares  et  conTenien- 
»tes  satisfacitionis  injungere  ;€  et  quod  docet  Catecbismus  ejusdon 
S.  Concilii ,  in  irroganda  scilicet  satisfactionis  poena  nihil  sibi  soo 
arbitratn  statuendum  esse,  sed  omnia  justitia  prudenÜa  et  pietate 
dirigenda ;  qua  ut  regula  peccata  metiri  videantnr ,  et  poenitentes 
suornm  siSelerum  gravitatem  agnoscant,  operae  pretium  esse  eis  in- 
terdum  signiftcare,  quae  poena  quibusdam  delictis  ex  veterum  cano- 
nnm.  praescripto,  qui  poenitentiales  vocantur,  oonstitutae  sint;  um* 
Torsaeque  satisfactionis  modum  culpae  ratione  temperandum. 

Quam  in  rem  illud  etiam  hoc  praesertim  tempore  misericordiae 
et  remissionis  opportune  admonebuntur  Sacerdotes,  quod  ait  Doctor 
Angelicns:     »Melius  est   quod  Sacerdos   poenitenti  indicet,  quanta 


De.  jubilaei  fxtensione  ad  univeraum  caiholicum  gregem.    391 

»poeaiteatia  esset  sibi  pro  peccatis  injangenda «  et  injupgat  nihilo- 
»mmus  aliqaid,  qaod  poenitens  tolerabiliter  ferat.  Qaod  ipsam  an- 
>tea  docaerat  Chrysostomas :  Si  nolla  ex  parte,  inquit,  parcere  volens 
»debitam  adhibaeris  sectionem ,  fiet  saepe ,  ut  animum  ille  doloris 
»impationtia  despondens,  atque  adeo  omDia  simul  detrectans  cum 
»pbarmacam,  tum  vinculam,  se  ipse  praecipitein  ferat,  contrito  jago, 
>et  confiracto  laqaeo.  Equidem  complures  recensere  possim ,  ques 
»coQstat  in  extrema  mala  adactos  non  ob  aliud ,  nisi  qaod  digna  ab 
>eia  poena,  et  qoae  peccatis  perpetratis  par  esset,  exigeretnr.« 

Hac  vero  cnm  pertineat  salaberrima  haec,  quae  Nobis  divini- 
tos  facta  est,  potestas  merita  Dei  et  Hominis  Christi  Domini  ek 
Sanotorum  ejus  dispensandi,  ut  partibas  omnibus  impletis  Sacramenti 
Poeoitentiae,  quidquid  poenae  adhuc  sibi  luendum  supersit  pecca- 
tonim,  supplere  Adelet  possint;  date  operam,  ut  intelUgant,  qua 
ratione,  quo  ordine,  qua  pietate ,  quae  ad  id  injuncta  fuerint,  sint 
exsequenda.  Discant  supplicationes  hasce ,  quae  ad  certas  sacras 
aedes  faciendae  praescribuntur ,  instar  esse  quoddam  stationum  iUa- 
rum,  quae  pridds  Ecciesiae  temporibus  fieri  solebant,  cum  mos  fuit 
fidelium,  ut  certis  diebus  includerent  se  in  sacps  aedibus,  ibique  je- 
juni  (Mrantesque,  et  anaos  suos  recogitantes  in  amaritudine  animae 
suae  Qsque  ad  vesperam  perseverarent. 

Qnod  si  nunc  temporis  Ecclesia  tanto  minus  requirit  a  filiis 
suis  ad  hoc  etiam ,  ut  plenariam  consequi  indulgentiam  possint ,  id 
non  ita  sane  est  interpretandum ,  quasi  minorem  existimet  nunc, 
quam  antea,  debere  nos  Deo  compensationem  pro  peccatis;  sed  dum 
laboriosa  opera  mitigat  misericordia,  quantum  de  asperitate  remittit 
exterioris  satisfactionis ,  tantum  cooari  vult  homines,  ut  intensioris 
vi  contritionis,  piique  ardore  stndii  exsequendorum ,  quae  impera- 
verit,  q)erum  interiori  profectui  afferant  animorum. 

Atque  ad  hoc  illud  refertur,  quod  inter  injuncta  opera  Sanctis- 
simae  Eucharistiae  perceptio  numeretur ,  qua ,  cum  ipse  in  ea  fons 
Goelestium  omnium  charismatum,  ac  donorum  Christus  Dominus  con- 
tineatur,  nulla  profecto  efficacior  res  est  ad  ignera  excitandum  per- 
fectae  caritatis:  ex  quo  liquet,  quantopere  in  eam«curam  incumben- 
dum  Vobis  sit,  ut  fidoles  populus  tanti  Sacramenti  vira  et  naturam 
doceatnr,  et  optime  afiecto  ac  praeparato  animo  ad  illud   accedat. 

Habetis,  Venerabiles  Fratres,  quae  velimus  potissimum,  quod 
ad  sacrum  pertinet  Jubilaeum ,  fideles  populos  praemoueri.  Freti 
studio  vestro  salutis  commissarum  Vobis  animarum  non  modo  Vos 
confidimus  operam  daturos,  ut  omne^  ea  studiose  peragendo,  quae 
indieavimus,  plenariam,  quam  omnibus  de  inaestimabili  Ecclesiae 
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thesauro  oiferimus,  consequantur  indnlgentiatn ;  sed  ita  consequantar, 
nt  ejus  frnctus  etiam  in  posternm  penoaneat.  Eo  enim  pro  sollid- 
todine  nostra  omniam  Ecciesiarum  spectant  vota  nostra ,  dam  bene- 
ficiura  *  hujosniodi  ad  universoa  orbis  Gatholicos  extendimns,  nt  om* 
nis,  si  fieri  potest,  corruptela  a  moribns  Cbristiani  popnli  in  perpe- 
tunm  removeatur.  In  yestro  quippe  grege ,  quae  potissirnnm  viUa 
dominentnr,  probe  nostis.  In  ea  igitnr  radicitus  evellenda  toto  animo 
incnmbere  nnnqnam  zeli  vestri  pastoralis  deaistat  indnstria.  Immane 
illnd  flagitinm  contnmeliose  in  Denm  loqnendi  qnis  credidiaaet  fieri 
onqnani  posse,  ut  audiretnr  inter  GbristianosP  Atqni  tamep  nnlla 
jam  pene  regio  est,  in  qua  non  temere  joretor,  ac  sanctnni  et  ter- 
ribile  nomen  Domini  nsurpetnr  irreverenter ,  atqne  adeo  non  desint 
(horrescimns  cogitantes,  pudetqne  dicere)  qni  ei,  qnem  Angeli  glo- 
rificent,  non  vereantur  roaledicere.  In  hujnsmodi  impietatem,  qua 
nnlla  major  Divinae  Majestati  afferri  potest  injaria,  exardescat  zelus 
Tester,  summaqne  ope  invebatnr.  .  . 

Vestrum  potissirnnm  est  decorem  diligere  domns  I>ei :  at  illod 
mftximae  cnrae  Vobis  esse  debet,  ne  illa  adenntinm  cnlta  babitnqae 
minus  decente,  aus  quavis  irreligiositate  violetur,  quibus  sane  nihil 
eam  magis  dedecorat;  neve  unqnam  excidant  fidelibns  monita  illa 
Christi  Domini :  Damus  mea  domus  araüanis  est ,  et,  adus  dcmus 
tuae  comedü  me, 

Heminerint  admoniti  per  Vos  popnli  praeceptum,  quod  ipse 
Dominus  imposuit  verbis  illis :  Memento ,  ut  Sabbata  sanUfices ,  et 
horrendam  illam  in  violal^ores  sententiam :  Sahbata  mea  violavermd 
vehementer:  dixi  ergo  ut  effwnierem  furorem  meum  super  eos,  d 
cansumerem  eos:  in  quo  tarnen  tanta  est  multorum  peryersitas,  ut 
vel  non  dubitent  servilia  exercere,  vel  quae  immunitas  ab  hnjusmodi 
operibus  ad  vacandum  Deo  praecepta  est,  ea  ipsi  ad  vacandum  dia- 
bolo  abutantur ;  ita  se  diebus  festis  ad  comessationes,  ad  ebrietatem, 
ad  Ii]}idinem,  ad  omnia  diaboli  opera  projiciunt.  Tollatur  iü  perpe- 
tuum,  quoad  per  Vos  fieri  poterit,  scandalum  hnjusmodi,  suocedat- 
que  illi  orandi  Studium,  audiendique  verbi  Domini ,  neque  modo  pie 
assistendo  augustissimo  Missae  sacrificio,  sed  ipso  sumendo  Christi 
Corpore,  saluberrima  sacrificii  ipsius  participatio. 

Quid  vero  de  Ecclesiae  praeceptis,  quid  nominatim  de  absti* 
nentiae,  ac  jejunii  observantia  dicemus?  Quotus  enim  jam  quisqoe 
est  qui  praeceptum  illud  praesertim  vel ,  ut  par  est,  curet,  vel  etiam 
non  omninocontemnat?  In  hoc  etiam  intelligitis,  quam  necesae  sit, 
Vos  animnm  intendere,  ut  4X)gno8cant  fideles  quo  praecepta  Ecde- 
siae  pertineant,  quantaqne  tantae  parentis  auctoritatem  veneratione 
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proseqni  debeant ,  de  qua  sponsns  ipse  ejns  Christus  pronantiavit : 
»SiqniB  Ecclesiam  nonandierit,  sit  tibi  siout  etbnicns  et  publicanos.c 

Omnis  qnidem  aetas  coras  vestras  sibi  vindicat,  sed  ea  potis- 
simam,  ex  qaa  futarns  pendet  Ecclesiae  status  et  hnmanae  societa- 
tis,  qnamqae  ideo  oonjarata  in  utriasqne  perniciem  omni  ope  ad 
soas  partes  adduoere  conatnr  impietas.  Edacationis  ejus  ae  disci- 
plinae  vel  negligentiana  vel  penrersitatefn  inde  magna  ex  parte  re- 
petendam  esse  probe  cognoscitis,  ae  Nobiscnm  deploratis,  qnod  jam 
homines  Hatrimonii  sanctitatis  et  officiorum  cepisse  videatur  oblivio ; 
adeo  crebro  contractus^  nt  vocant,  civilis,  qui  tot  in  regionibas  usnr- 
patnr,  occasione,  sanctissimae  Sacramenti  illios  lepes  viobintnr,  qnod 
Paulo  Apostolo  anctore,  magnum  est  m  Christo  et  in  Eeclesia ;  adeo 
invaloit  iniqnissiroa  illa  inter  catbolicos  et  baereticos  conjuges  con- 
venüo,  nt  Tel  tota  proles  patris,  vel  mascula  patris ,  femina  matris 
religionem  seqnatur.  Videtis  igitar  quanta  Vobis  suscipienda  sit 
sollicitado,  nt  fideles  catholicam  de  sacramento  iUo  teneant  doctri- 
Dam,  et  ad  parendnm  adducantnr  Ecclesiae  legibus,  fnnestaqne  illa 
Christianae  edncationis  pemicies ,  quantnm  eniti  hortata  et  anctori- 
tate  possitis,  a  Cbristiano  popnlo  amoveatur :  generatim  vero  nt  ca- 
tbolids  moribus  atque  institntis  imbnantnr  adolescentes ,  et  eisdem 
ipsis  instando,  et  parentibus,  et  praeceptoribus,  contendite;  praeser- 
tim  yero  ut  caveant  a  seductoribus,  nt  adeo  propagatam  miserrima 
tempomm  conditione  opinionnm  sententiarumque  pravitatem,  et  unde 
teterrima  malomm  omninm  seges  orta  est,  libros  religioni,  moribns, 
qoieti  pnblicae  infestos  perborrescant.  Qnae  nt  pestis  prohibeatur 
a  fideli  popnlo ,  enm  identidem  admonendnm  curate ,  quam  jnste  ac 
salabriter  et  a  Praedecessoribns  nostris,  et  a  Christianis  Principibns 
cantnm  sit,  ne  libri  hnjnsmodi  retineantur,  nnllamqne  ea  in  re  ni- 
miam  vigilantiam.  cnramqne  existimate.  Omnis  antem  aetatis,  sexns, 
conditionis  mortalibns  consnitum  fnerit,  si  salntari  pabulo  assidue 
ootriantnr  verbi  Domini,  si  fireqnens  foveatnr  nsns  Sacramentornm, 
si  pii  caetns,  qnibns  ntmraqne  sit  in  primis  propositnm,  vel  prove- 
hantnr  quicnmqne  sint,  vel  novi  etiam  institnantur 

Sed  ad  haec  efficienda  adjutoribus  Vobis  opns  esti,  qnos  vo- 
cavit  Dominus  operarios  in  vineam  snam.  Quare  admonete  eos  as- 
sidne,  quam  non  ipsis  liceat  esse  otiosis,  qnamqne  necesse  sit,  nt 
operam  snam  conferant  ad  mores  popnli  moderandos.  Inqnirite  se- 
dnlo  in  eornm  vitam ,  sermones  ,  convictns ,  consnetndines :  »manns 
>enim  sordidn,  nt  ait  S.  Gregorins  M.,  aliam  non  lavat,  et  oculns 
>plenus  pnivere  macnlam  non  considerat;  ita  mnndus  debet  esse  qni 
>7Qlt  aliena  corrigere.c    Ad  cnltus  praeterea  eornm  exterioris  ^vi- 
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tatem  ac  ino4^st}am  diligenter  attendite.  üt  autem  docendis  fide- 
libos,  et  ecelesiasticis  ministerüs  recte  riteque  obeundis  sint  idonei, 
ne  sitis  experimento  content!,  qnod  dederint  autequam  Ordinibus  ini- 
tiarentur ;  sed  cnrate ,  ut  initiati  nunquam  desinant  in  reram  sa- 
crarum  studiis  impigre  se  exercere.  Quo  spectat  quod  Coucilium 
Bomanum  habitam  a  Benediolp  XIII.  anno  Jubilaei  1725  de  con- 
gregationibas  decrevit  Eccl^siasticornm  »semel  in  uoaquaque  heh- 
»domada  habendi»,  iti  qaibus  alternaüin  et  rituum  et  conscientiae 
»casus  propoaantar,  discutiantar,  et  practice  exerceantur  ;€  quodqoe 
proiade  Vobis  majorem  in  modum  volamus  commendaturo, 

Geteris  vero  Ecctosiasticis  eos  aequam  est  in  omnibus  excellere, 
qui  excellnnt  dignitate.  Eoram  idcirco  a  Yobis  ratio  est  babeoda 
diligenter,  ut  nihil  in  eis  reprehendendum  ,populos  animadvertat,  quos 
maxlme  intuetur;  sed  ita  Vobicfouin  consilio  atque  opera  conspirent 
in  opus  ininisterii,  in  aedificationem  Corporis  Christi,  utmerito  cum 
Concil.  TriJ.  Ecciesiae  Senatas  dici  possint.  Parochorum  praesertim 
curas  et  indnstriam  acuite,  ut  ex  praescripto  ejusdem  Sanctae  Sy- 
nodi  »plebem  per  ^  incessanter  mstrnant,  et  Sacramentis  reficiant, 
»quotitianus  pro  populo  ad  Deum  preces  et  orationes  effundant ,  et 
»laudabili  vitae  et  conversationis  exemplo,  virtutibus,  et  mormum  dis- 
»eiplina  omnibus  praeluceant,  viaraque  salutis  praemonstrent,«  cae- 
teris  denique  fungantur  officiis,  quae  ibidem  praescripta  sunt. 

Seminarium  custodite  ut  pupillam  oculi,  et  quicumque  in  spem 
Ecciesiae  adolescunt,  Clericorum  instituti  summae  Vobis  curae  sit, 
acriterque  vigilate  ne  quis,  nisi  indole,  virtute ,  scientia  yere  se  to< 
catum  praeseferat  in  sortem  Domini,  sacris  Ordinibus  initietur.  Ne- 
que  eo  minus  religiosarum  familiarum  observantiae  prospicite  facol- 
tätibus  qtentes,  quae  Vobis  a.  S.  Conciüo  Tridentino  vel  tamquam 
Ordinariis,  vel  tamquam  Sedis  Apostolicae  delcgatis  tribuuntur. 
Scholas  et  collegia  adolescentium  crebro  invisite  ad  venena  probi- 
benda  praesentis  aevi  corruptelarum,  omniaquead  normam  dirigenda 
sanctissimae  disciplinae.  Instate,  ut  Moniales  quae  Deo  voTemot 
religiöse  praestent^  »et  quas  (uti  monet  Concilium  Romanum)  edu- 
»candas  ac  formandas  suscepeiint  puellas  convictriees ,  pie  illas ,  et 
»catbolice  instruant ,  incumbantque ,  ne  ipsarum  ornatos ,  et  vestes 
»pnellis  inter  sponsas  Christi  versantibus  disconyeniant.c  Quae  de 
celebratione  synodorum,  quae  de  visitatione  dioecesium  praecipiuntor 
a  Concilio  Tridentino,  partes  ducite  muneris  vestri  gravissimas.  Ea 
ut  praescriptis  ab  eo  temporibus  modoque  religiöse  impleantar,  Vo* 
bis  etiun  atque  etiam  commendamus.  Inde  enim  et  oognoscetis 
oves  Y^stras,  et  qnibus  earum  maus  medendum  sit^  qnibos  commo- 
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dis  consnleodQiD  hitelligetis.  Omniam  ordinam  cora  Vobis  cominissa 
est,  sed  praecipae  panpernin ,  quibus  ad  evangelizandam  se  missam 
a  Patre  professns  est  Christus ,  in  qnos  adeo  praeclara  singalaris 
pnebnit  argameota  volantatis.  Probe  autem  intelligitis  quam  facile 
dt,  ut  egestate  impellente,  omnem  praesentis  Dei  benefioentiae  fruc* 
tarn  amittant.  Bonis  igitnr  Ecclesiae  ita  utimifii ,  at  praeceptum 
Domini  in  exemplam  impleatis,  quod  superest  daie  deemo9ynam^ 
eaqoe  fideliter  praestetis,  quae  de  bononiin  illoram  usu  Episcopis 
praesribit  Ecclesia:  aditum  habeant  ad  Vos  facilem  egentiam  ge- 
mitus,  di?itoni  opem,  eleemosynae  praecepto  quam  saepissime  propo- 
sito,  pro  eis  implorate;  eosqne  ab  omni  oppressione  atque  injuria 
pro  ririli  parte  defendite.  Contra  foeneratorum  iniquitatem,  qui,  ut 
ait  Cathechism.  Rom.  miseram  plebem  compilant  et  trucidant  usuris, 
inter  cetera  vehementer  invehatur  zelus  vester ,  quod  malum  adeo 
miseris  hisce  temporibus  ihvaluit  .  .  .  J). 

Inter  pauperis  autem  eos  praesertim  caritati  vestrae  oommeu'* 
damus,  quorum  egestati  vel  orbitas,  yel  aegritudo  yeluti  cumulus- 
accedit,  ut  domus  utriusque  sexus  adolescentibus  alendis  educandis- 
quo,  invalidis  aegrisque  recipiendis  tum  quod  ad  corpus  remque  fa- 
miliärem pertinet ,  tum  quod  ad  animum ,  quam  diligentissime  ac* 
carentur. 

Ne  multa ;  pastores  Vos  estis  ac  magistri  populorum.  Vestrum 
idcirco  est,  Venerabiles  Fratres,  non  modo  vigilare,  ne  quos  crediti 
Vobis  greges  spirUualium  bestiarum  patianiur  incursus,  sed  eos 
coelestis  doctrinae  pabulo  nutrire  monitis  quidem  legibusque  salu- 
taribus,  at  exemplo  potissimum;  quo^  spectant  quae  et  Vobis  dicta 
sunt  a  Domino:  »Vos  estis  lux  mundi  ....  sie  luceat  lux  vestra 
>coram  hominibus,  ut  videant  operä  vestra  bona ,  et  glorificent  Pa- 
>trem  vestrum,  qui  in  coelis  est;€  quod  unum  maxime  valet  tum 
ad  movendos  animos,  tum  ad  obstruendum  os  loquentium  iniqua, 
secundum  illud  Apostoli : .  »In  omnibus  te  ipsum  praebe  exemplum 
»bonorum  operum,  in  doctrina,  in  integritate,  in  gravitate,  verbum 
»Sanum  irreprebensibile ,  ut  is,  qui  ex  adverso  est,  vereatur  nihil 
»babens  malum  dicere  de  vobis.€  Ita  fiet,  ut  non  modo  quid  agen-» 
dam  Sit  videant  populi,  sed  ut  agant  reipsa,  ac  tamquam  Apostoli, 
sie  et  Vos  sal  terrae  sitis ;  hoc  est ,  pudore  adempto  peccatorum, 
qaa  semel  imbuti  per  Vos  fuerint  homines,  vitae  morumque  integri- 
tas  diatissime  incorrupta  servetur.    Haec  sunt  vota  nostra,  hoc  freti 


1)  Idem  graTiter  agatnr  contra  fnirti  scelns,  quod  totmodis  totqne  dam- 
m  lodetatem  conturbat. 
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virtute  studiisque  vestris,  Deo  adjuyante«  confidimus  consecntaros,  at 
erroribus  vitiisque  profligatis,  pietate  corroborata,  indaant  fideles, 
ut  hortatar  Apostolus,  »sicvt  electi  Dei^  saacti  et  dilecti,  viscera 
»misericordiae,  beniguitatem ,  hamilitateni ,  modestiam  ,  patientiam, 
»supportantes  invicem,  et  donantes  sibimetipsts ,  sicut  et  Dominas 
»donavit  nobis:  super  omaia  autem  caritatem  babeant,  quod  est 
»vinculum  perfectioni8;€  quod  scilicet  Ghristianas  omnes  simal  junc- 
tas  secam  fert,  et  ooosenrot  virtutes,  atqae  honiinem  Deo  conjüDgit, 
in  qao  tota  hominis  perfectio  est.  Hunc  fiructam  sacri  Jnbilaei  ina- 
ximum  ex  Christi  Jesu  Dei  ac  Kedemptoris  nostri  raeritis,  Sancto- 
mmqae  omnium  ut  capere  Vobis  contingat  laborum  vestrorum ;  hu- 
]U8  ut  Nos  yoti  compotes  faciat  misericordiamoa  Pater  et  Dens  to- 
tius  consolationis  per  enmdem  Filium  suum  Redemptorem  nostram, 
cujus  eadeiD  fuit  precatio  cum  ait:  rogoj  Pater,  ut  unutn  aint  siaU 
et  nos,  qnanta  possnmus  animi  conteniione  obsecrantes ,  Apostolicam 
Benedictionem  Vobis  et  commissis  curae  vestrae  gregibus  peraman- 
ter  impertimur. , 

Datum  Bomae  apud  Sanctum  Petrüm  Octavo  Kai.  Januarii 
Anno  incarnationis  Domioicae  Millesimo  octingentesiroo  vigesimo 
quinto,  Pontificatus  Nostri  Anuo  Tertio. 
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XXI. 

Zusammenstellung  der  Entscheidungen  des  kSniglioh  preus- 
sischen  Obertribunals  und  Oberappellationsgerichts  aus  dem 
Jahr  1874-  Ober  32  Streitfragen  aus  dem  Gesetz  vom  11. 
Mal  1873,  über  Vorbildung  und  Anstellung  der  Geistlichen'). 

1.  Ein  ^geistliches  Amt^  (officium  sacrnin)  ist  nicht  bloss  je«* 
des  Seelsorgeramt  (beneficinm,  quod  cnram  animamm  habet),  sondern 
auch  jedes  sogenannte  beneficinm  Simplex  (c.  7  §.  2  X.  de  elect,  c. 
28  X.  de  praeb.) ,  z.  ß.  das  Amt  eines  Hülfsgeistlichen ,  „welcher 
in  der  Kirche  Messe  zu  lesen  oder  an  Versehong  des  (Gottesdienstes 
theilzunehmen  hat/*  überhaupt  jedes -mit  Vornahme  heiliger  Hand- 
langen verbundene  und  nicht  ausschliesslich  für  das  Kirchenregiment 
bestimmte  kirchliche  Amt.  ürth.  2.  Abth.  8»  Oct  1874  gegen  Bi»- 
schof  Dr.  Brinkmann  von  Mfinster  und  Gen.  (S.  634). 

2.  Die  „Uebertragung**  eines  geistlichen  Amtes  liegt  schon 
dann  vor,  wenn  der  geistliche  Obere  weiss  und  geschehen  l&sst,  dass 
ein  Oeistlicher  das  Amt  ausübt.  Urth.  2.  AbtH.  7.  Mai  1874 'ge- 
gen den  Geistlichen  Dooremanns  (S.  289^  und  28.  Mai  1874  gegen 
Pfarrer  Niessen.  (S.  835). 

3.  Die  G^ehmigung  zur  Vornahme  «inzelner.Amtshandlungen, 
für  welche  keine  Gefahr  im  Verzuge  obwaltete,  ist  als  Uebertragung 
des  geistlichen  „Aintes**  anzusehen.  Urth.  2.  Abth.  28.  Mai  1874 
gegen  Erzbischof  Dr.  Melchers  von  Köln  (S.  332 ) 

4.  Bei  Gefahr  im  Verzuge  ist  es  nach^.  2.  erlaubt ,  eine 
Stellvertretung  vor  Ablauf  der  Einspruchsfrist  anzuordnen ;  doch  ist 
aoch  für  diesen  Fall  in  §.  15  die  Benennung  des  Anzustellenden 
^geschrieben.  Urth.  1.  Abth.  26.  Oct  1874  gegen  von  Laszewski. 
(S.  718).    Vgl.  unten  n.  17. 

5.  Ein  Pfarrer  ist  niemals  „geistlicher  Oberer'^  und  Überträgt 
kein  „geistliches  Amt,*'  wenn  er  durch  besonderes  Uebereinkommen 
einen  Kaplan  oder  Hülfsgeistlichen  annimmt.    Urth.  2.   Abth.    12. 

1)  Die  dtlrten  EntscheidaDgen  sind  abgedruckt  ij^  Oppenhoff*a  Becht- 
spreebung  l*d.  15.,  worauf  die  in  vorliegender  Zosammeiistellang  vermerkten 
Seitett«a<Jen  verwelBen.  /  Seit  dem  1.  April  1874  ist  das  AppeUationsgericbt 
mit  dem  öbertribanal  vereinigt. 
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Oct.  1874  gegen  Hol!  (S.  649)   und  23.   Oci  1874  gegen  Möller 
(S.  713). 

6.  „Oeistliche  Obere"  sind  vielmehr  nur  die  Inhaber  der  Jn- 
risdictionsgewalt ,  mithin  in  der  katholischen  Kirche  die  Bischöfe 
nnd  ihre  Stellvertreter  und  Gehälfen  im  Eirchenregiment.  Sic: 
Urth.  2.  Abth.  12.  Okt.  1874  gegen  Holl  (S.  648).  Contra:  Beschl. 
1.  Abth.  17.  April  1874  (S.  236.) 

7.  Die  den  geistlichen  Oberen  in  §.  15  auferlegte  Verpflichtnog 
(„deigenigen  Candidaten,  dem  ein  geistliches  Amt  übertragen  wer- 
den soll,  dem  Oberpräsidenten  unter  Bezeichnung  des  Amtes' zu  be- 
nennen/0  ist  nicht  erfBlIt,  wenn  die  Absicht  der  Anstellung  in  einer 
an  das  Provinzial-Schnlcollegium  gerichteten  Mittheiluag  erwähnt 
und  dadurch  zur  Kenntniss  des  Oberpräaidenten  gelangt  ist.    Drtb. 

1.  Ahth.  26.  Oct.  1874  gegen  Neumann  (S.  718). 

8.  Ebensowenig  genügt  eine  Anzeige,  dass.  die  Anstellung  be- 
reits stattgefunden  habe.  Urth.  1.  Abth.  8.  Mai  1874  gegen  Vicar 
Arendt.  (S.  294)  und  2.  Juni  1874  g^en  Stephan  (S.  348). 

9.  Eine  „Versetzung"^  im  Sinn  von  §.  15  liegt  auch  dann 
vor,  wenn  ein  anderes  Amt  als  Nebenamt  zu  dem  bisherigen  Ami 
übertragen  wird.  Urth.  2.  Abth.  20.  Oct.  1874  gegen  Dr.  Piesbach 
und  3.  Nov.  1874  gegen  Weihbischof  Dr.  de  Lorenzi  (S.  697). 

10.  Jede  provisorische,  wenn  auch  unwiderrufliche,  Uebertrag- 
ung  eines  Pfarramts  ist  im  Sinne  von  §.  18  als  „nicht  dauernd" 
anzusehen,  (c.  29  X.  de  patron.)  Urth.  2.  Abth.  16.  Juni  1874 
gegen  Pfarrer  Fecke  aus  Alme  (S.  414). 

11.  Das  Jahr,  binnen  welchem  ein  erledigtes  Pfarramt  dauernd 
zu  besetzen  ist ,  läuft  vom  Tage  der  Erledigung  an ,  wenn  letztere 
auch  schon  vor  Yerkündung,  des  Qesetzes  stattgefunden  bat    ürtb. 

2.  Abth.  16.  Juni  1874  gegen  Pfarrer  Fecke  von  Alme  (S.  414). 

12.  Der. Bischof,  welcher  ein  geistiicbes  Amt  überträgt,  ohne 
den  Anzustellenden  in  Gemässheit  von  §.  15  dem  OberpräsidenteD 
benannt  zu  haben,  ist  ans  §.  22  zu  bestrafen,  wenn  auch  kein  Ein* 
sprach  g^gen  die  Anstellung  erhoben  ist  Urth.  2.  Abth.  26.  Febr. 
1874  gegen  Erzbischof  Dr.  Melchers  von  Köln  (S.  116) ,  1.  Abth. 
6.  Mai  1874  gegen  Bischof  Dr.  Sommerwerk  von  Hildesheim  (S.  285), 
0.  A.  G.  21.  März  1874  gegen  Bischof  Dr.  Sommerwerk  von  Hil- 
desheim (S.  180). 

13.  Der  Bischof,  welcher  einen  Oeistlichen  vor  Verkündung 
des  Gesetzes  zum  Stellvertreter  eines  erkrankten  Pfarrers  mit  voller 
Seelsorge  bestellt  hat  und  nach  dem  Tode  'des  Letzteren  und  nach 
Verkündung    des  Gesetzes  dahin  bescheidet,    dass  er   auf  Grund 
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der  früheren  Bestellung  die  Function  einstweilen  fortzusetzen  habe, 
ist  Dicht  strafbar.  Urth.  2.  Abth.  8.  Oct.  1874  gegen  Bischof  Dr. 
Martin  von  Paderborn  (S.  639). 

1 1.  Der  vom  Bischof  angestellte  Geistliche ,  welcher  geistliche 
Amtshandlungen  vornimnot,  ohne  vor  der  Anstelhing  gemäss  §.  15 
dem  Oberpräsidenteu  benannt  zu  sein,  ist  nach  §.  23  zu  bestrafen, 
wenn  auch  kein  Einspruch  gegen  seine  Anstellung  erhoben  ist.  Urth. 
2.  Abth,  9.  April  1874  gegen  Pfarrer  Berchem  (S.  213),  I.  Abth. 
6.  Mai  1874  gegen  Sievers'  und  13.  Mai  1874  gegen  Nenmann  (S. 
213),  0.  A.  G.  21.  März  1874  gegen  Helfrich  und  Weber  (S.  173), 
Plenam  12.  Oct.  1874  gegen  Rossochowitz  (S.  655). 

15.  Für  die  Stratbarkeit  des  Geistlichen  kommt  es  nicht  dar- 
auf EQ«  ob  er  die  Absicht  hatte ,  das  geistliche  Amt  zu  verwalten. 
ürth.  2.  Abth.  28.  Mai  1874  gegen  Pfarrer  Niessen  (S.  335),  15. 
Dee.  1874  gegen  Pfafrer  Junker  (S.  868). 

16^bensowenig  wird  die  Strafbarkeit  des  Geistlichen  dadurch 
ansgeschlossen,  dass  er  von  der  Gesetzwidrigkeit  der  erfolgten  Amts- 
übertragttngjgeine  Kenntniss  hatte.  Urth.  2.  Abth.  12.  Nov.  1874 
gegen  Eosellek  (S.  771). 

17.  Ebensowenig  wird  die  Stratbarkeit  des  Geistlichen  dadurch 
ausgeschlossen,  dass  Gefahr  im  Verzage  obwaltete,  z.  B.  «»inem  Ster- 
benskranken die  Sterbesacramente  ertheilt  sind.  Urth.  2.  Abth.  28. 
NoY.  1874  gegen  Kaplan  Vogt  (S.  822). 

18.  Wegen  Vornahme  geistlicher  „Amtshandlungen^^  ist  ein' 
gesetzwidrig  angestellter  Geistlicher  auch  dann  zu  bestrafen,  wenn 
^r  nor  eine  einzige  geistliche  Amtshandlung  vorgenommen  hat.  Urth. 
0.  A.  0.  28.  Mftrz  1874  gegen  Weber  (S.  197). 

19.  Die  gesetzwidrige  Vornahme  mehrerer  geistlicher  Amts- 
handlungen bildet  mcht  ein  einziges  Vergehen ,  sondern  Realconcar- 
renz,  so  dass  nach  §.  78  des  Strafgesetzbuchs  fBr  jede  einzelne 
Amlshandlong  die  volle  Geldstrafe  autensprechen  ist.  Sic:  Urth. 
0.  A.  G.  28.  Mftrz  1874  gegen  Weber  (S.  197),  Plenum  12.  Okt 
1874  gegen  Rossochowitz  (S.  655).  Contra:  Urth.  1.  Abth.  6.  Mai 
1874  gegen  Kaplan  Hoaben  (S.  282.X  2.  Abth.  2.  Juni  1874  gegen 
Stephan  (S.  848). 

20.  Das  Lesen  einer  billigen  Messe  kann  als  geistliche  Amts- 
handlung angesehen  werden ,  wenn  es  in  Gegenwart  von  Gemeinde- 
angehörigen  g^hieht  Urth.  0.  a7G.  2l'.  Mftrz  1874  gegen  Helf- 
rich und  Weber  (8,  172). 

21.  Das  Lesen  einer  heiligen  Messe  ist  strafbar,  wenn  es  in 
der  Function  eines  gesetzwidrig  angestellten  Geistlichen,  somit  als 
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geistliche  Amtshandlung,  geschieht.    Urth.  ,1.  Abth.  8.  Mai  1874 
gegen  Paul  (S.  398). 

22.  Ein  Instanzgericht  hatte  darin ,  dass  ein  gesetzwidrig  an- 
gestellter Geistlicher  in  der  Pfarrkirche  Messe  gdesen  hatte ,  die 
Vornahme  geistlicher  Amtshändlungen  gefanden^  selbst  fOr  den  Fall, 
dass  es  eine  stille  Messe  gewesen  sei,  weil  der  Angeklagte  sie  ver- 
möge der  ihm  obliegenden  täglichen  Verrichtung  als  ordinirter  Oeist- 
licher  in  der  geöffneten  Kirche  an  amtlicher  Stelle ,  »also  in  seiner 
Eigenschaft  als  Kaplan  und  somit  als  geistliche  Amtshandlung,  nicht 
aber  als  eine  Privatbescfaäftigung  gelesen  habe.«  »Diese  Gründete 
sagt  das  Obertribnnal,  »lassen  einen  Bechtsirrthum  nicht  erkennen; 
sie  berühren  die  Frage  nicht,  ob  ein  Geistlicher  eine  Amtshandlung 
vornehmen  wurde ,  wenn  er ,  um  eine  ihm  als  Priestier  obliegende 
Pflicht  zu  erfüllen,  in  einer  andern  als  der  durch  das  angegriffene 
Urtheil  festgestellten  Weise  eine  stille  Messe  läse.«  Urth.  2.  J 
1874  gegen  Vogt.  (S.  354.) 

23.  Ein  gesetzwidrig  angestellter  Pfarrer  hatte  an  einem  W  ^  ^ 
tage  in  der  Pfarrkirche  öffenüich  am  Nebenaltar  eine  stillt  heilige"^ 
Messe  gelesen.  Er  wurde  freigesprochen,  weil  das  Gericht  annahm, 
dass  er  jene  Me88e  gelesen  habe,  um  der  ihm  als  Priester  obliegen- 
den Verpflichtung  nachzukommen,  nicht  um  eine  geistliche  ^Amts- 
handlung^ als  Pfarrer  vonunehmen.  Den  gegen  dieses  Urtheil  vom 
Oberprocurator  erhobenen  Cassaüonsrecurs  hat  das  Obertribunal  ver- 
worfen^  weil  das  Instanzgericht  durch  die  von  ihm  angef&hrten  That- 
sachen  zu  der  Ueberzeugung  gelangt  war ,  dass  der^  CasaattMisbe- 
klagte  thats&chlich  nicht  in  Ausübung  einer  Amtshandlung  sieh  be- 
funden habe,  und  die  Frage,  inwiefern  das  angefochtene  Urtheil  aus 
jenen  Thatsachen  zu  diesem  Schluss  gelangen  konnte,  »ch  der  Kri- 
tik des  Cassationsrichters  entzieht.  Urth.  2.  Abth.  15.  Dep.  1874 
gegen  Pfarrer  Junker  (S.  868). 

24.  Die  Vornahme  eineii^^äbnisses  ist  unter  denselben  Vor- 
aussetzungen strafbar,  wie  das  Lefden  einer  heiligen  Messe.  Urth. 
2.  Abth.  2.  Juni  1874  gegen  Vogt  (S.  354). 

25.  Ein  Geistlicher,  welcher  ohne  Mitwirkung  des  Bischöfe  von 
einem  Pfarrer  zur  Hülfsleistung  in  dessen  Amt  angenommen  ist 
und  in  dieser  Stellung  geistliche  Amtshandlungen  vornimmt,  ist 
nicht  strafbar.    Urth.  2.  Abth.  23.  Oct.  1874  gegen  Müller  (S.  713). 

26.  Ein  gesetzwidrig  angestellter  Geistlicher  kann  w^fen  der- 
jenigen geistlichen  Amtshandlungen,  welche  er  ausserhalb  des  ihnt 
überwiesenen  Amtsbezirks  (mit  Genehmigung  des  Ortspfurers)  vor- 
genommen hat,  nicht  bestraft  werden ,  da  §.  23  voraussetct ,  da^ 
der  Geistliche  die  Handlungen  »in  einem  Amte«  vornimmt,  welches 
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ihm  übertragen  ist.    Urth.  2.  Abth.  29.  Oct.  1874  gegen  Bossocho- 
witz  (S.  727). 

27.  Ein  gesetzwidrig  angestellter  Geistlicher  ist  wegen  Vor- 
nahme geistlicher  Amtshandlungen  nnr^aas  §.  23  dieses  Gesetzes, 
nicht  aus  §.  132  des'  Stratgesetzbuctis  zu  bestrafen ,  da  ein  geist- 
liches Amt^kein  töffentliches  Amt«,  und  ein  Geistlicher  kein  »Be-^ 
amterc  ist.""  Urth.  2.  Abth.  28.  Mai  1874  gegen   Niessen  (S.  335). 

28.  Ein  Tor  Erlass  dieses  Gesetzes  zur  Aushülfe  für  die  Ffarr- 
geistliehkeit  eines  ganzen  Kreises  in  Schlesien  angestellter  »Ereis- 
Ticar«  darf  innerhalb  seines  Kreises  noch  jetzt  auf  Anweisung  des 
Fürstbischofs  erledigte  Pfarrstellen  verwalten  und  darin  geistUclie 
Amtshandlungen  vornehmen,  ohne  den  Vorschriften  des  Gesetzes  zu 
unterliegen.  Urth.  2.  Abth.  12.  Nov.  1874  gegen  Kaplan  und  Kreis- 
Yicar  Buchs  (S.  767). 

29.  Bei  Anklage  aus  §.  23  Absatz  2  hat  das  Gericht  zu 
prüfen,  ob  der  Geistliche  das  Pfarramt  nicht  dauernd  verwaltet  hat ; 
bei  dieser  Prüfung  ist  das  Gericht  an  die  Entscheidung  des  Ober- 
prasidenten  nicht  gebunden,  ürth.  2.  Abth.  16.  Juni  1874  gegen 
Pfarrer  Fecke  zu  Alme  (S.  414). 

30.  Die  Bezahlung  einer  Geldstrafe  kann  nicht  durch  einen 
Dritten  zur  Entlastung  des  Verurth eilten  bewirkt  werden;  wird 
gleichwohl  eine  solche  Zahlung  vom  Gericht  angenommen ,  so  kann 
der  Vemrtheilte  sich  darüber  beschweren,  ürth.  2.  Abth.  28.  Juli 
1874  gegen  Bischof  Dr.  Martin  von  Paderborn  (S.  514). 

31.  Die  in  §§.  22—24.  angedrohten  Geldstrafen* sind  für  den 
Fall  4es  ünverm(3gens  in  Gefängnissstrafe  umzuwandeln,  ürth.  2. 
Abth.  16.  Mai  1874gegenBlschof  Dr.  Martin  von  Paderborn  (S.  313). 

32.  Die  VolMreckung  der  gegen  einen  Bischof  durch  mehrere 
ürtheile  erkannten  Geldstrafe  von  30000  Mark  kann  durch  Einziehung 
seines  Gebalts  fortgesetzt  werden,  auch  nachdem  die  gemäss  §.  78. 
des  Strafgesetzbuchs  substituirte  zweijährige  Gefeingnissstrafe  schon 
theilweise  verbüsst  ist.  Als3ann  ist  die  eingezogene  Geldsumme 
nicht  etwa  auf  den  noch  nicht  verbüssten  Theil  der  zweijährigen 
Gefängnissstrafe  mit  15  Mark  pro  Tag  anzurechnen,  auch  nicht  durch 
Verbüssxmg  von  ein  Jahr  Gefängniss  die  Hälfte  der  gesammten 
Geldstrafe  (mit  15000  Mark)  für  getilgt  anzusehen ,  sondern  durch 
jeden  Tag  der  verbüssten  Gefängnissstrafe  ein  Betrag  von  höchstens 
15  Mark  von  der  gesammten  Geldstrafe  als  getilgt  anzusehen ,  so 
dass  nach  Verbüssung  von  ein  Jahr  Gefängniss  höchstens  5475  Mark  von 
den  30000  Mark  getilgt,  also  noch  2452  Mark  zu  zahlen  sind.  ürth. 
2.  Abth.  29.  Oct  1874  gegen  Bischof  Dr.  Eberhard  von  Trier  (S.  723). 

ArcMr  fiir  Kirchenrecht  XXXIU.  26 
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XXII. 
Deutsches  Reichsgesetz  vom  6.  Februar  1875, 

über  die  Beurkundung  des  Personenstandes  und  der  Elieschliesswig 

mit  erlätUemden  BemerJcungeti 
von  Dr.  Bernh,  Kah  zu  Heidelberg. 

I.  »Wir  Wilhelm^  von  Gottes  Gnaden  Deutscher  Kaiser,  König 
yon  Preussen  etc.,  verordnen  im  Namen  des  Deutschen  Ileichs,  nach 
erfolgter  Zustimmung  des  Bundesraths  und  des  Reichstags,  was 
folgt: 

Erster  Abschnitt. 

Allgemeine  Bestimmungen. 

§.  1.  Die  Beurkundung  der  Geburten,  Heirathen  und  Sterbe- 
fälle erfolgt  ausschliesslich  durch  die  vom  Staate  bestellten  Stan- 
dedbeamten  mittels  Eintragung  in  die  dazu  bestimmten  Register. 

§.  2.  Die  Bildung  der  Standesamtsbezirke  erfolgt  durch  die 
höhere  Verwaltungsbehörde. 

Die  Standesamtsbezirke  können  aus  einer  oder  mehreren  Ge- 
meinden gebildet,  grössere  Gemeinden  in  mehrere  Standesamtsbe- 
zirke getheilt  werden. 

§.  3.  Für  jeden  Standesamtsbezirk  ist  ein  Standesbeamter 
und  mindestens  ein  Stellvertreter  zu  bestellen.  Für  den  Fall  vor- 
übergehender Behinderung  oder  gleichzeitiger  Erledigung  des  Amtes 
des  Standesbeamten  und  der  Stellvertreter  ist  die  nächste  Aufsichts- 
behörde ermächtigt,  die  einstweilige  Beurkundung  des  Personenstan- 
des einem  benachbarten  Standesbeamten  oder  Stellvertreter  zu  über- 
tragen. 

Die  Bestellung  erfolgt,  soweit  nicht  im  §.  4.  ein  Anderes  be- 
stimmt ist,  durch  die  höhere  Verwaltungsbehörde. 

Geistlichen  und  anderen  Religionsdienern  darf  das  Amt  eines 
Standesbeamten  oder  diQ  Stellvertretung  eines  solchen  nicht  über- 
tragen werden.         * 

§.4.  In  den  Standesamtsbezirken ,  welche  den  Bezirk  einer 
Gemeinde  nicht  überschreiten,  hat  der  Vorsteher  der  Gemeinde 
(Bürgermeister,  Schultheiss,  Ortsvorsteher  oder  deren  gesetzlicher 
Stellvertreter)  die  Geschäfte  des  Standesbeamten  wahrzunehmen,  so- 
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fern  durch  die  höhere  Verwaltungsbehörde  nicht  ein  besonderer  Be- 
amter für  dieselben  bestellt  ist.  Der  Vorsteher  ist  jedoch  beftigt, 
diese  Geschäfte  mit  Genehmigung  der  höheren  Verwaltungsbehörde 
anderen  Gemeindebearaten  widerruflich  zu  übertragen. 

Die  Gemeindebehörde  kann  die  Anstellung  besonderer  Standes- 
beamten bedchliesseu.  Die  Ernennung  der  Standesbeamten  erfolgt 
in  diesem  Falle  durch  den  Gemeindevorstand  unter  Genehmigung 
der  höheren  Verwaltungsbehörde. 

In  der  gleichen  Weise  erfolgt  die  Bestellung  der  Stellver- 
treter. 

Die  durch  den  Gemeindevbrstand  ernannten  besonderen  Stan- 
desbeamten und  deren  Stellvertreter  sind  Gemeindebeamte. 

§.  5.  Die  durch  die  höhere-  Verwaltungsbehörde  erfolgte  Be- 
stellung und  Genehmigung  zur  Bestellung  ist  jederzeit  widerruflich. 

§.  6.  Ist  ein  Standesamtsbezirk  aus  mehreren  Gemeinden  ge- 
bildet; so  werden  der  Standesbeamte  und  dessen  Stellvertreter  stets 
von  der  höheren  Verwaltungsbehörde  bestellt. 

Ein  jeder  Vorsteher  oder  andere  Beamte  einer  dieser  Gemein- 
den ist  verpflichtet,  das  Amt  des  Standesbeamten  oder  des  Stellver- 
treters zu  übernehmen. 

Die  landesgesetzlichen  Vorschriften ,  nach  welchen  den  Vor- 
stehern der  aus  mehreren  Gemeinden  gebildeten  Verbände  die  gleiche 
Verpflichtung  obliegt,  werden  hierdurch  nicht  berührt. 

§.  7.  Die  etwa  erforderliche  Entschädigung  der  naeh  §.  4. 
von  den  Gemeinden  bestellten  Standesbeamten  fällt  der  Gemeinde 
zur  Last. 

Die  in  §.  6.  Absatz  2  und  3.  bezeichneten  Beamten  sind  be- 
rechtigt, für  Wahrnehmung  der  Geschäfte  des  Standesbeamten  von 
den  zum  Bezirk  ihres  Hauptamtes  nicht  gehörigen  Gemeinden  eine 
in  allen  Fällen  als  Pauschquantum  festzusetzende  Entschädigung  zu 
beanspruchen. 

Die  Festsetzung  erfolgt  durch  die  untere  Verwaltungsbehörde; 
über  Beschwerden  entscheidet  endgültig  die  höhere  Verwaltungs- 
behörde. 

Bestellt  die  höhere  Verwaltungsbehörde  andere  Personen  zu 
Standesbeamten  oder  zu  Stellvertretern,  so  fällt, die  etwa  zu  gewäh- 
rende Entschädigung  der  Staatskasse  zur  Last. 

§.  8.  Die  sächlichen  Kosten  werden  in  allen  Fällen  von  den 
Gemeinden  getragen;  die  Register  und  Formulare  zu  allen  Register- 
auszügen werden  jedoch  den  Gemeinden  von  der  Centralbehörde  des 
Bundesstaats  kostenfrei  geliefert. 

26* 
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§.  9.  In  Standesamtsbezirkeu,  welche  aus  mehreren  Gemein- 
den gebildet  sind,  wird  die  den  Standesbeamten  oder  den  Stellver- 
tretern zu  gewährende  Entschädigung  und  der  Betrag  der  sächlichen 
Kosten  auf.  die  einzelnen  betheiligten  Gemeinden  nach  dem  Mass- 
stabe der  Seelenzahl  vertheilt. 

§.  10.  Den  Gemeinden  im  Sinne  dieses  Gesetzes  werden  die 
ausserhalb  der  Gemeinden  stehenden  Gutsbezirke,  den  Gemeindevor- 
stehern die  Vorsteher  dieser  Bezirke  gleich  ge<achtet. 

§.  11.  Die  Aufsicht  über  die  Amtsführung  der  Standesbeam- 
ten wird  von  der  unteren  Verwaltungsbehörde,  in  höherer  Instanz 
von  der  höheren  Verwaltungsbehörde  geübt,  insoweit  die  Landesge- 
setze nicht  andere  Aufsichtsbehörden  bestimmen. 

\  Die  Aufsichtsbehörde  ist  befugt,  gegen  den  Standesbeamten 
Warnungen,  Verweise  und  Geldstrafen  zu  verhängen.  Letztere  dür- 
fen für  jeden  einzelnen  Fall  den. Betrag  von  einhundert  Mark  nicht 
übersteigen. 

Lehnt  der  Standesbeamte  die  Vornahme  einer  Amtshandlung 
ab,  so  kann  er  dazu  auf  Antrag  der  Betheiligten  durch  das  Gericht 
angewiesen  werden.  Zuständig  ist  das  Gericht  erster  Instanz ,  in 
dessen  Bezirk  der  Standesbeamte  seinen  Amtssitz  hat.  Das  Ver- 
fahren und  die  Beschwerdeführung  regelt  sich,  insoweit  die  Landes- 
gesetze nicht  ein  Anderes  bestimmen,  nach  den  Vorschriften,  welche 
in  Sachen  der  nichtstreitigen  Gerichtsbarkeit  gelten. 

§.  12.  Von  jedem  Standesbeamten  ßind  drei  Standesregister 
unter  der  Bezeichnung : 

Geburtsregister, 

Heirathsregister, 

Sterberegister 
zu  führen. 

§.13.  Die  Eintragungen  in  die  Standesregister  erfolgen  unter 
fortlaufenden  Nummerli  und  ohne  Abkürzungen.  Unvermeidliche 
Zwischenräume  sind  durch  Striche  auszufüllen,  die  wesentlichen  Zah- 
lenangaben mit  Buchstaben  zu  schreiben. 

Die  auf  mündliche  Anzeige  oder  Erklärung  erfolgenden  Ein- 
tragungen sollen  enthalten: 

1)  den  Ort  und  Tag  der  Eintragung ; 

2)  die  Bezeichnung  der  Erschienenen ; 

3)  den  Vermerk  des  Standesbeamten,  dass  und  auf  welche 
Weise  er  sich  die  üeberzeugung  von  der  Persönlichkeit  der 
Erschienenen  verschafft  hat; 
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(4)  den  Vermerk,  dass  die  Eintragung  den  Erschienenen  vorge- 
lesen und  von  denselben  genehmigt  ist; 

5)  die  Unterschrift  der  Erschienenen  und ,  falls  sie  scbreibens- 
unkundig  oder  zu  schreiben  verhindert  sind,  ihr  Handzeichen 
oder  die  Angabe  des  Grundes,  aus  welchem  sie  dieses  nicht 
beifügen  konnten; 

6)  die  Unterschrift  des  Standesbeamten. 

Die  auf  schriftliche  Anzeige  erfolgenden  Eintragungen  sind  un- 
ter An<::abe  von  Ort  und  Tag  der  Eintragung  zu  bewirken  und  durch 
die  Unterschrift  des  Standesbeamten  zu  vollziehen. 

Zusätze,  Loschungen  oder  Abänderungen  sind  am  Bande  zu 
vermerken  und  gleich  der  Eintragung  selbst  besonders  zu  vollziehen. 

§.  14.  Von  jeder  Eintragung  in  das  Register  ist  von  dem 
Standesbeamten  an  demselben  Tage  eine  von  ihm  zu  beglaubigende 
Abschrift  in  ein  Nebenregister  einzutragen. 

Nach  Ablauf  des  Kalenderjahres  hat  der  Standesbeamte  jedes 
Haapt-  und  jedes  Nebenregister  unter  Vermerkung  der  Zahl  der 
darin  enthaltenen  Eintragungen  abzuschliessen  und  das  Nebenregister 
der  Aufsichtsbehörde  einzureichen ; .  die  letztere  hat  dasselbe  nach 
erfolgter  Prüfung  dem  Gerichte  erster  Instanz  zur  Aufbewahrung  zu- 
zustellen. 

Eintragungen,  welche  nach  Einreichung  des  Nebenregisters,  in 
dem  Hauptregister  gemacht  werden ,  sind  gleichzeitig  der  Aufsichts- 
behörde in  beglaubigter  Abschrift  mitzutheilen.  Die  Letztere  hat 
zu  veranlassen ,  dass  diese  Eintragungen  dem  Nebenregister  beige- 
schrieben werden. 

§.  15.  bie  oi'dnungsmässig  geführten  Standesregister  (§§.  12. 
bis  14.)  beweisen  diejenigen  Thatsachen ,  zu  deren  Beurkundung  sie 
bastimmt  und  weichein  ihnen  eingetragen  sind,  bis  der  Nachweis 
der  Fälschung,  der  unrichtigen  Eintragung  oder  der  Unrichtigkeit 
der  Anzeigen  und  Feststellungen  ,  auf  Ghrund  deren  die  Eintragung 
stattgefunden  hat,  erbracht  ist. 

Dieselbe  Beweiskraft  haben  die  Auszüge,  welche  als  gleichlau- 
tend mit  dem  Haupt-  oder  Nebenregister  bestätigt  und  mit  der  Un- 
terschrift und  dem  Dienstsiegel  des  Standesbeamten  oder  des  zu- 
ständigen Qerichtsbeamten  versehen  sind. 

Inwiefern  durch  Verstösse  gegen  die  Vorschriften  dieses  Ge- 
setzes aber  Art  und  Form  der  Eintragungen  die  Beweiskraft  aufge- 
hoim,  oder  geschwächt  wird,  ist  nach  freiem  richterlichen  Ermessen 
zu  benrtheilen. 
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§.  16.  Die  Führung  der  Standesregister  und  die  darauf  be- 
züglichen Verhandlungen  erfolgen  kosten-  und  stempelfrei. 

Oegen  Zahlung  der  nach  dem  angehängten  Tarife  zulässigen 
Gebühren  müssen  die  Standesregister  Jedermann  zur  Einsicht  vor- 
gelegt, sowie  beglaubigte  Auszüge  (§.  15.)  aus  denselben  ertheilt 
werden.  Im'  amtlichen  Interesse  und  bei  ünvennögen  der  llethei- 
ligten  ist  die  Bünsicht  der  Register  und  die  Ertheilung  der  Auszüge 
gebührenfrei  zu  gewähren. 

Jeder  Auszug  einer  Eintragung  muss  auch  die  zu  derselben 
geh(3rigen  Ergänzungen  und  Berichtigungen  enthalten. 

Zweiter  Abschnitt. 

BeurJcundung  der  Geburten. 

§.  17.  Jede  Geburt  eines  Kindes  ist  innerhalb  einer  Woche 
dem  Standesbeamten  des  Bezirks,  in  welchem  die  Niederkunft  statt- 
gefunden hat,  anzuzeigen. 

§.  18.    Zur  Anzeige  sind  verpflichtet: 

1)  der  elieliche  Vater; 

2)  die  bei  der  Niederkunft  zugegen  gewesene  Hebamme; 

3)  der  dabei  zugegen  gewesene  Arzt; 

4)  jede  andere  dabei  zugegen  gewesene  Person ; 

5)  die  Mutter^  sobald  sie  dazu  im  Stande  ist. 

Jedoch  tritt  die  Verpflichtung  der  in  der  vorstehenden  Eeihen- 
folge  später  genannten  Personen  nur  dann  ein,  wenn  ein  früher  ge- 
nafinter  Verpflichteter  nicht  vorhanden  oder  derselbe  an  der  Ejßtat- 
tung  der  Anzeige  verhindert  ist. 

§.  19.  Die  Anzeige  ist  mündlich  von  dem  Verpflichteten 
selbst  .oder  durch  eine  andere  aus  eigene^-  Wissenschaft  unterrichtete 
Person  zu  machen. 

§.  20.  Bei  Geburten,  welche  sich  in  öffentlichen  Entbindungs-, 
Hebammen-,  Kranken-,  Gefangen-  und  ähnlichen  Anstalten,  sowie 
in  Kasernen  ereignen,  trift't  die  Verpflichtung  zur  Anzeige  ausschliess- 
lich den  Vorsteher  der  Anstalt  oder  den  von  der  zuständigen  Be- 
hörde ermächtigten  Beamten.  Es  genügt  eine  schriftliche  Anzeige 
in  amtlicher  Form. 

§.^21.  Der  Standesbeamte  ist  verpflichtet,  sich  von  der  Rich- 
tigkeit der  Anzeige  (§§.  17.  bis  20;),  wenn  er  dieselbe  zu  bezweifeln 
Anlass  hat,  in  geeigneter  Weise  üeberzeugung  zu  verschaffen. 

§.  22.    Die  Eintragung  des  Geburtsfalles  soll  enthalten: 
1)  Vor-  und  Familiennamen,  Stand  oder  Gewerbe  und  Wohn- 
ort des  Anzeigenden; 
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2)  Ort,  Tag  und  Stunde  der  Qeburt;  ♦ 

3)  Geschlecht  des  Kinder ; 

4)  Yornamen  des  Kindes; 

5)  Vor-  und  Familiennamen,  Religion ,  Stand  oder  Oewerbe 
'    und  Wohnort  der  Eltern. 

Büi  Zwillings-  oder  Mehrgeburten  ist  die  Eintragung  für  jedes 
Kind  besonders  und  so  genau  zu  bewirken,  dass  die  Zeitfolge  der 
verschiedenen  Geburten  ersichtlich  ist. 

Standen  die  Vornamen  des  Kindes  zur  Zeit  der  Anzeige  noch 
nicht  fest,  so  sind  dieselben  nachträglich  und  längstens  binnen  zwei 
Monaten  nach  der  Geburt  anzuzeigen.  Ihre  Eintragung  erfolgt  am 
Kande  der  ersten  Eintragung. 

§.  23.  Wenn  ein  Kind  todtgeboren  oder  in  der  Geburt  ver- 
storben ist,  so  muss  die  Anzeige  spätestens  am  nächstfolgenden  Tage 
geschelien.  Die  Eintragung  ist  alsdann  m|t  dem  im  §.  22.  unter 
Nr.  1.  bis  3.  und  5.  angegebenen  Inhalte  nur  im  Sterberegister  zu 
machen. 

§.  24.  Wer  ein  neugeborenes  Kind  findet,  ist  verpflichtet, 
hiervon  spätestens  am  uächstfolgenden  Tage  Anzeige  bei  der  Orts- 
polizeibehörde zu  machen.  Die  Letztere  hat  die  erforderUcben  Er- 
mittelnngen  vorzunehmen  und  dem  Standesbeamten  des  Bezirks  von 
deren  Ergebniss  behufs  Eintragung  in  das  Geburtsregister  Anzeige 
za  machen. 

Die  Eintragung  soll  enthalten  die  Zeit,  den  Ort  und  die  Um- 
stände des  Aufflndens,  die  Beschaffenheit  und  die  Kennzeichen  der 
bei  dem  Kinde  vorgefundenen  Kleider  und  sonstigen  Gegenstände, 
die  körperlichen  Merkmale  des  Kindes ,  sein  vermuthliches  Alter, 
sein  Geschlecht,  die  Behörde,  Anstalt  oder  Person,  b^  welcher  das 
Kind  untergebracht  worden,  und  die  Namen,  welche  ihm  beigelegt 
werden. 

§.  25.  Die  Anerkennung  eines  unehelichen  Kindes  darf  in 
das  Geburtsregister  nur  dann  eingetragen  werden,  wenn  dieselbe  vor 
dem  Standesbeamten  oder  in  einer  gerichtlich  oder  notariell  aufge- 
nommenen Urkunde  erklärt  ist. 

§.  26.  Wenn  die  Feststellung  der  Abstammung  eines  Kindes 
erst  nach  Eintragung  des  Geburtsfalles  erfolgt  oder  die  Standes- 
rechte durch  Legitimation,  Annahme  an  Kindesstatt  oder  in  anderer 
Weise  eine  Veränderung  erleiden,  so  ist  dieser  Vorgang,  sofern  er 
darcb  öffentliche  Urkunden  nachgewiesen  wird,  auf  Antrag  eines 
Betheiligten  am  Rande  der  aber  den  Geburtsfall  vorgenommenen 
läntragqng  zu  vermerken. 


I 
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§.  27.  Wenn  die  Anzeige  eines  Geburtsfalles  über  drei  Mo- 
nate verzögert  wird,  so  darf  die  Eintragung  nur  mit  Genebmigung 
der  Aufsicbtsbebörde  nach  Ermittelung  des  Sachverhalts  erfolgen. 

Die  Kosten  dieser  Ermittelung  sind  von  demjenigen  einzu- 
ziehen,' welcher  die  rechtzeitige  Anzeige  versäumt  hat. 

Dritter  Abschnitt/ 

Erfordernisse  der  Eheschliessung. 

§.  28.  Zur  Eheschliessung  ist  die  Einwilligung  und  die  Ehe- 
mündigkeit der  Eheschliessenden  erforderlich. 

Die  Ehemündigkeit  des  männlichen  Geschlechts  tritt  mit  dem 
vollendeten  zwanzigsten  Lebensjahre,  die  des  ^^eiblichen  Geschlechts 
mit  dem  vollendeten  sechszehnten  Lebensjahre  ein.  Dispensation  ist 
zulässig. 

§.  29.  Eheliche  Kinder  bedürfen  zur  Eheschliessun^,  so  lange 
der  Sohn  das  fanfundzwanzigste ,  die  Tochter  das  vienmdzwanzigste 
Lebensjahr  nicht  vollendet  hat,  der  Einwilligung  des  Vaters,  nach 
dem  Tode  des  Vaters  der  Einwillung  der  Mutter  und,  wenn  sie  min- 
derjährig sind,  auch  des  Vormundes. 

Sind  beide  Eltern  verstorben,  so  bedürfen  Minderjährige  der 
Einwilligung  des  Vormundes. 

Dem  Tode  des  Vaters  oder  der  Mutter  steht  es  gleich,  wenn 
dieselben  zur  Abgabe  einer  Erklärung  dauernd  a^s8er  Stande  sind, 
oder  ihr  Aufenthalt  dauernd  unbekannt  ijst. 

Eine  Einwilligung  des  Vormundes  ist  für  diejenigen  Minder- 
jährigen nicht  erforderlich,'  welche  nach^  Landesrecht  einer  Vormund- 
schaft nicht  unterliegen. 

Inwiefern  die  Wirksamkeit  einer  Vormundschaftsbehörde  oder 
eines  Familienrathes  stattfindet,  bestimmt  sich  nach  Landesrecht. 

§.  80.  Auf  uneheliche  Kinder  finden  die  im  vorhergehenden 
Paragraphen  für  vaterlose  eheliche  Kinder  gegebenen  Bestimmungen 
Anwendung. 

§.  81.  Bei  angenommenen  Kindern  tritt  an  Stelle  des  Vaters 
(§•  29.)  derjenige,  welcher  an  Kindesstatt  angenommen  hat.  Diese 
Bestimmung  findet  in  denjenigen  Theilen  des  Bundesgebietes  keine 
Anwendung,  in  welchen  durch  eine  Annahme  an  Kindesstatt  die 
Bechte  der  väterlichen  Gewalt  nicht  begründet  werden  können. 

§.  82.  Im  Falle  der  Versagung  der  Einwilligung  zur  £he- 
flchliessung  steht  grossjährigen  Kindern  die  Klage  auf  richterliche 
Ergänzung  zu. 
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§.  33.    Die  Ehe  ist  verboten  : 

1)  zwischen  Verwandten  in  anf-  und  absteigender  Linie, 

2)  zwischen  yoll-  und  halbbürtigen  Geschwistern, 

3)  zwischen  Stiefeltern  und  Stiefkindern^  Schwiegereltern  und 
Schwiegerkindern  jeden  Grades, 

ohne  Unterschied ,  ob  das  Verwandtschafts-  oder 
Schwägerschaftsverhältniss  auf  ehelicher  oder  aus- 
sereheUcher  Geburt  beruht  und  ob  die  Ehe,  durch 
welche  die  Stief-  oder  Schwiegerverbindung  begrün- 
det wird,  noch  besteht  oder  nicht, 

4)  zwischen  Personen,  deren  eine  die  andere  an  Eindesstatt 
angenommen  hat,  so  lange  dieses  Bechtsverhältniss  be- 
steht^ 

5)  zwischen  einem  wegen  Ehebruchs  Geschiedenen  und 
seinem  Mitschuldigen. 

Im  Falle  der  Nr.  5.  ist  Dispensation  zulässig. 

§.  34.  Niemand  darf  eine  neue  Ehe  schliessen ,  bevor  seine 
frühere  Ehe  aufgelöst,  für  ungültig  oder  lür  nichtig  erklärt  ist. 

§.  35.  Frauen  dürfen  erst  nach  Ablauf  des  zehnten  Monats 
seit  Beendigung  der  früheren  Ehe  eine  weitere  Ehe  schliessen. 

Dispensation  ist  zulässig. 

§.  36.  Hinsichtlich  der  rechtlichen  Folgen  einer  gegen  die 
Bestinmiungen  der  §§.  28.  bis  35.  geschlossenen  Ehe  sind  die  Vor- 
schriften des  Landesrechts  massgebend. 

Dasselbe  gilt  von  dem  Einflüsse  des  Zwangs ,  Irrthums  und 
Betrags  auf  die  Gültigkeit  der  Ehe. 

§.  37.  Die  Eheschliessung  eines  Pflegebefohlenen  mit  seinem 
Vormund  oder  dessen  Kindern  ist  während  der  Dauer  der  Vormund- 
schaft unzulässig. 

Ist  die  Ehe  gleichwohl  geschlossen ,  so  kann  dieselbe  als  un- 
gültig nicht  angefochten  werden. 

§.  38.  Die  Vorschriften,  welche  die  Ehe  der  Militärpei^onen, 
der  Landesbeamten  und  der  Ausländer  von  einer  Erlaubniss  abhängig 
machen,  werden  nicht  berührt.  Auf  die  Bechtsgültigkeit  der  ge- 
schlossenen Ehe  ist  der  Mangel  dieser  Erlaubniss  ohne  Einfluss. 

Ein  Gleiches  gilt  von  den  Vorschriften,  welche  vor  der  Ehe- 
schliessung eine  Nachweisung,  Auseinandersetzung  oder  Sicherstellung 
des  Vermögens  erfordern. 

§.  39.  Alle  Vorschriften,  welche  das  Becht  zur  Eheschliessung 
weiter  beschränken ,  als  es  durch  dieses  Gesetz  geschieht ,  werden 
aufgehoben. 
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§.  40.  Die  Befugniss  zar  Dispensation  von  Ehehindernissen 
steht  nur  dem  Staate  zu.  lieber  die  Ausübung  dieser  Befugoiss 
haben  die  Landesregierungen  zu  bestimmen. 


Vierter  Abschnitt. 

Form  und  Beurkundung  der  Eheschliessung, 

§.  41.  Innerhalb  des  Gebietes  des  Deutschen  Reichs  kann 
eine  Ehe  rechtsgültig  nur  vor  dem  Standesbeamten  geschlossen 
werden. 

§.  42.  Zuständig  ist  der  Standesbeamte,  in  dessen  Bezirk 
einer  der  Verlobten  seinen  Wohnsitz  hat  oder  sich  gewöhnlich  auf- 
hält, unter  mehreren  zuständigen  Standesbeamten  haben  die  Ver- 
lobten die  Wahl. 

Eine  nach  den  Vorschriften  dieses  Gesetzes  geschlossene  Ehe 
kann  nicht  aus  dem  Grunde  angefochten  werden ,  weil  der  Standes- 
beamte nicht  der  zuständige  gewesen  ist. 

§.  43.  Auf  schriftliche  Ermächtigung  des  zuständigen  Stan- 
desbeamten darf  die  Eheschliessung  auch  vor  dem  Standesbeamten 
eines  anderen  Orts  stattfinden. 

§.  44.    Der  Elieschliessung  soll  ein  Aufgebot  vorhergehen. 

Für  die  Anordnung  desselben  ist  jeder  Standesbeamte  zustän- 
dig, vor  welchem  nach  §.  42.  Abs.  1.  die  Ehe  geschlossen  werden 
kann. 

§.  45.  Vor  Anordnung  des  Aufgebots  sind  dem  Standesbeam- 
ten (§§.  44.)  die  zur  Eheschliessung  gesetzlich  nothwendigen  Erfor- 
dernisse als  vorhanden  nachzuweisen. 

Insbesondere  haben  die  Verlobten  in  beglaubigter  Form  bei- 
zubringen : 

1)  ihre  Geburtsurkunden, 

2j  die  zustimmende  Erklärung  derjenigen,  deren  Einwilligung 
nach  dem  Gesetze  erforderlich  ist. 

Der  Beamte  kann  die  Beibringung  dieser  Urkunden  erlassen, 
wenn  ihm  die  Thatsachen,  welche  durch  dieselben  .festgestellt  wer- 
den sollen,  persönlich  bekannt  oder  sonst  glaubhaft  nachgewiesen 
sind.  Auch  kann  er  von  unbedeutenden  Abweichungen  in  den  Ur- 
kunden, beispielsweise  von  einer  verschiedenen  Schreibart  der  Naroen 
oder  einer  Verschiedenheit  der  Vornamen  absehen,  wenn  in  anderer 
Weise  die  Persönlichkeit  der  Betheiligten  festgestellt  wird. 

Der  Beamte  ist  berechtigt,  den  Verlobten  die  eidesstattliche 
Versicherung   über   die  Bichtigkeit    der   Thatsachen    abzunehmen, 
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welche  durch  die  vorliegenden  Urkunden  oder  die  sonst  beigebrach- 
ten Beweismittel  ihm  nicht  als  hinreichend  festgestellt  erscheinen. 
§.  46.     Das  Aufgebot  ist  bekannt  zu  machen : 

1)  in  der  Gemeinde,  oder  in  den  Gemeinden,  woselbst  die  Ver- 
lobten ihren  Wohnsitz  haben ; 

2)  wenn  einer  der  Verlobten  seinen  gewöhnliclien  Aufenthalt 
ausserhalb  seines  gegenwärtigen  Wohnsitzes  hat ,  auch  in 
der  Gemeinde  seines  jetzigen  Aufenthalts ; 

3)  wenn  einer  der  Verlobten  seinen  Wohnsitz  innerhalb  der 
letzten  sechs  Monate  gewechselt  hat,  auch  in  der  Gemeinde 
seines  früheren  Wohnsitzes. 

Die  Bekanntmachung  hat  die  Vor-  und  Familiennamen  ,  den 
Stand  oder  das  Gewerbe  und  den  Wohnort  der  Verlobten  und  ihrer 
Eltern  zu  enthalten. 

Sie  ist  währeud  zweier  Wochen  an  dem  Raths-  oder  Gemeinde- 
hause, oder  an  der  sonstigen,  zu  Bekanntmachungen  der  Gemeinde- 
behörde bestimmten  Stelle  auszuhängen. 

§.  47.  Ist  einer  der  Orte,  an  welchem  nach  §.  46.  das  Auf- 
gebot bekannt  zu  machen  ist,  im  Auslande  belegen,  so  ist  an  Stelle 
des  an  diesem  Orte  zu  bewirkenden  Aushanges  die  Bekanntmachung 
aul  Kosten  des  Antragstellers  einmal  in  ein  Blatt  einzurücken,  wel- 
ches an  dem  ausländischen  Orte  erscheint  oder  verbreitet  ist.  Die 
Eheschliessung  ist  nicht  vor  Ablauf  zweier  Wochen  nach  dem  Tage 
der  Ausgabe  der  betreifenden  Nummer  des  Blattes  zulässig. 

Es  bedarf  dieser  Einrückung  nicht,  wenn  eine  Bescheinigung 
der  betreifenden  ausländischen  Ortsbehörde  dahin  beigebracht  wird, 
dass  ihr  von  dem  Bestehen  eines  Ehehindernisses  nichts  bekannt  sei. 

§.  48.  Kommen  Ehehindernisse  zur  Kenntniss  des  Standesbe- 
amten, so  hat  er  die  Eheschliessung  abzulehnen. 

§.  49.  Soll  die  Ehe  vor  einem  anderen  Standesbeamten  als 
demjenigen  geschlossen  werden ,  welcher  das  Aufgebot  angeordnet 
hat,  so  hat  der  letztere  eine  Bescheinigung  dahin  auszustellen,  dass 
und  wann  das  Aufgebot  vorschriftsmässig  erfolgt  ist  und  dass  Ehe- 
hindemisse  nicht  zu  seiner  Kenntniss  gekommen  sind. 

§.  50.  Die  Befugniss  zur  Dispensation  von  dem  Aufgebot  steht 
nur  dem  Staate  zu.  lieber  die  Ausübung  dieser  Befugniss  haben 
die  Landesregierungen  zu  bestimmen. 

Wird  eine  lebensgeföhrliche  Krankheit,  welche  einen  Aufschub 
der  Eheschliessung  nicht  gestattet,  ärztlich  bescheinigt,  so  kann  der 
Standesbeamte  (§.  42.  Abs.  1.)  auch  ohne  Aufgebot  die  Eheschlies- 
sung vornehmen. 
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§.  51.  Das  Aufgebot  verliert  seine  Kraft ,  weun  seit  dessen 
Vollziehung  sechs  Monate  verstrichen  sind,  ohne  dass  die  Ehe  ge- 
schlossen worden  ist. 

§.  52.  Die  Ehescbliessung  erfolgt  in  Gegenwart  von  zwei 
Zeugen  durch  die  an  dio  Verlobten  einzeln  und  nach  einander  ge- 
richtete Frage  des  Standesbeamten: 

ob  sie  erklären,  dass  sie  die  'Ehe  mit  einander  eingehen  wollen, 
durch  die  bejahende  Antwort  der  Verlobten  und  den  hierauf  erfol- 
genden Ausspruch  des  Standesbeamten ,  dass  er  sie  nunmehr  kraft 
des  Gesetzes  für  rechtmässig  verbundene  Eheleute  erkläre. 

§.  53.  Als  Zeugen  sollen  nur  Grossjährige  zugezogen  werden. 
Verwandtschaft  und  Schwägerscbaft  zwischen  den  Betheiligten  und 
den  Zeugen,  oder  zwischen  den  Zeugen  unter  einander  steht  deren 
Zuziehung  nicht  entgegen. 

§.  54.    Die  Eintragung  in  das  Heirathsregister  soll  enthalten: 
1)  Vor-  und  Familiennamen,  Religioa,  Alter,  Stand  oder  Ge- 
werbe, Geburts-  und  Wohnort  der  Eheschliessenden ; 
•    2)  Vor-  und  Familiennamen,  Stand  oder  Gewerbe  und  Wohn- 
ort der  Eltern; 

3)  Vor-  und  Familiennamen,  Alter,  ^tand  oder  Gewerbe    und 
Wohnort  der  zugezogenen  Zeugen; 

4)  die  Erklärung  der  Eheschliessenden ; 

■ 

5)- den  Ausspruch  des  Standesbeamten, 
lieber  die  erfolgte  Eheschliessung  ist  den  Eheleuten  sofort  eine 
Bescheinigung  auszustellen. 

§.  55.  Ist  eine  Ehe  für  aufgelöst,  ungültig  oder  nichtig  er- 
klärt worden ,  so  ist  dies  am*  Sande  der  über  die  Eheschliessoog 
bewirkten  Eintragung  zu  vermerken. 

Die  landesgesetzlichen  Vorschriften,  nach  welchen  es  zur  Tren- 
nung einer  Ehe  einer  besonderen  Erklärung  und  Beurkundung  vor 
dem  Standesbeamten  bedarf,  werden  hierdurch  nicht  berührt. 


Fünfter  Abschnitt.    , 

Beurkundung  der  Sterbefälle, 

§.  56.  Jeder.  Sterbfall  ist  spätestens  am  nächstfolgenden  Wo- 
chentage dem  Standesbeaniten  des  Bezirks,  in  welchem  der  Tod  er- 
folgt ist,  anzuzeigen.  « 

§.  57.  Zu  der  Anzeige  verpflichtet  ist  das  Familienhanpt, 
und  wenn  ein  solches  nicht  vorhanden  oder  an  der  Anzeige  beliin- 
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dert  ist,  derjenige,  in  dessen  Wohnung  oder  Behausung  der  Sterbe- 
fall sich  ereignet  hat. 

§.  58.  Die  §§.  19  bis  21  kommen  auch  in  Beziehung  auf 
die  Anzeige  der  Sterbeftlle  zur  Anwendung. 

Findet  eine  amtliche  Ermittelung  über  den  Todesfall  statt,  so 
erfolgt  die  Eintragung  auf  Grund  der  schriftlichen  Mittheilung  der 
zast^digen  Behörde. 

§.  59.    Die  Eintragung  des  Sterbefalles  soll  enthalten: 

1)  Vor-  und  Familiennamen,  Stand  oder  Gewerbe  und  Wohn- 
ort des  Anzeigenden ; 

2)  Ort,  Tag  und  Stunde  des  erfolgten  Todes; 

3)  Vor  und  Familiennamen,  Religion,  Alter,  Stand  oder  Ge- 
werbe, Wohnort  und  Geburtsort  des  Verstorbenen; 

4)  Vor-  und  Familiennamen  seines  Ehegatten ,   oder  Vermerk, 
dass  der  Verstorbene  ledig  gewesen  sei ; . 

5)  Vor-  und  Familiennamen ,  Stand  oder  Gewerbe  und  Wohn- 
ort der  Eltern  des  Verstorbenen. 

Soweit  diese  Verhältnisse  unbekannt  sind,  ist  dies  bei  der  Ein- 
tragung zu  vermerken.  ^ 

§.  60.  Ohne  Genehmigung  der  Ortspolizeibehörde  darf  keine 
Beerdigung  vor  der  Eintragung  des  Sterbefalles  in  das  Sterberegister 
stattfinden.  Ist  die  Beerdigung  dieser  Vorschrift  entgegen  geschehen, 
so  darf  die  Eintragung  des  Sterbefalles  nur  mit  Genehmigung  der 
Aufsichtsbehörde  nach  Ermittelung  des  Sachverhaltes,  erfolgen. 

Seehster  Abschnitt. 

Beurkundung  des  Personenstandes  der  auf  See  befindlichen  Personen. 

§.  61.  GeburtenundSterbeiälle,  welche  sich  auf  Seeschiffen  wäh- 
rend der  Beise  ereignen,  sind  nach  den  Vorschriften  dieses  Gesetzes 
spätestens  am  nächstfolgenden  Tage  nach  der  Geburt  oder  dem  To- 
desfall von  dem  Schiffer,  unter  Zuziehung  von  Schiffsoffizieren  oder 
anderen  glaubhaften  Personen ,  in  dem  Tagebuch  zu  beurkunden. 
Bei  Sterbefällen  ist  zugleich  die  muthmassliche  Ursache  des  Todes ' 
zu  vermerken. 

§.  62.  Der  Schiffer  hat  zwei  von  ihm  beglaubigte  Abschriften 
der  Urkunden  demjenigen  Seemannsamte,  bei  dem  es  zuerst  geschehen 
Unn,  zu  übergeben.  Eine  dieser  Abschriften  ist  bei  dem  Seemanns- 
amte anfzubewahren,  die  andere  ist  demjenigen  Standesbeamten,  in 
dessen  Bezirk  die  Eltern  des  Kindes,  beziehungsweise  der  Verstor- 
bene ihren  Wohnsitz  haben  oder  zuletzt  gehabt  haben,  behufs  der 
Eiutragung  in  das  Begister  zuzufertigen. 
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§.  63.  Ist  der  Schiffer  verstorben  oder  verhindert,  so  hat  der 
Steuermann  die  in  den  §§.  61  und  62  dem  Schiffer  auferlegteu 
Verpflichtungen  zu  erfüllen. 

§.  64.  Sobald  das  Schiff  in  den  inländischen  Hafen  eingelau- 
fen ist,  in  welchem  es  seine  Fahrt  beendet,  ist  das  Tagebuch  der 
für  den  Standesbeamten  des  Hafenorts  zuständigen  Aufsichtsbehörde 
vorzulegen. 

Diese  hat  beglaubigte  Abschrift  der  in  das  Tagebuch  einge- 
tragenen Standesurkunde  dem  Standesbeamten  ,  in  dessen  Register 
der  Fall  gehört  (§.  62.),  behufs  Controlirung  der  Eintragungen  zu- 
zustellen. 

Siebenter  Abschnitt. 

Berichtigung  der  Standesregister. 

§.  65.  Die  Berichtigung  einer  Eintragung  in  dem  Standesre- 
gister kann  nur  auf  Grund  gerichtlicher  Anordnung  erfolgen.  Sie 
geschieht  durch  Beschreibung  eines  Vermerks  am  Rande  der  zu  be- 
richtigenden Eintragung. 

§.  66.  Für  das  Berichtigungsverfahren  gelten,  insoweit  die 
Landesgesetze  nicht  ein  Anderes  bestimmen,  die  nachstehenden  Vor- 
schriften. 

Die  Aufsichtsbehörde  hat ,  wenn  ein  Antrag  auf  Berichtigunsj 
gestellt  wird ,  oder  wenn  sie  eine  solche  Iron  Amtswegen  für  erfor- 
derlich erachtet,  die  Betheiligten  zu  hören  und  geeignetenfalls  eine 
Aufforderung  durch  ein  öffentliches  Blatt  zu  erlassen.  Die  abge- 
schlossenen Verhandlungen  hat  sie  demnächst  dem  Gerichte  erster 
Instanz  vorzulegen.  Dieses  kann  noch  weitere  thatsächliche  Auf- 
klärungen veranlassen  und  geeignetenfalls  den  Antragsteller  auf  den 
Processweg  verweisen. 

Im  üebrigen  finden  die  für  Sachen  der  nichtstreitigen  Gerichts- 
barkeit geltenden  Vorschriften  Anwendung. 

Achter  Abschnitt. 

Schlussbestimmungen. 

§.  67.  Ein  Geistlicher  oder  anderer  Beligionsdiener,  welcher 
zu  den  religiösen  Feierlichkeiten  einer  Eheschliessung  schreitet,  be- 
vor ihm  nachgewiesen  worden  ist,  dass  die  Ehe  vor  dem  Standes- 
beamten geschlossen  sei ,  wird  mit  Geldstrafe  bis  zu  dreihundert 
Mark  oder  mit  Gefängniss  bis  zu  drei  Monaten  bestraft. 

§.  68.    Wer  den  in  den  §§.  17  bis.  20,  22  bis  24,  56  bis  oS 
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yorgescliriebeneii  Anzeigepflichten  nicht  nachkommt,  wird  mit  Geld- 
strafe bis  za  einhundertfünfzig  Mark  oder  mit  Haft  bestraft.  Die 
Strafverfolgung  tritt  nicht  ein,  wenn  die  Anzeige,  obwohl  nicht  von 
den  zunächst  Verpflichteten,  doch  rechtzeitig  gemacht  worden  ist. 

Die  bezeichnete  Strafe  trifft  auch  den  Schiffer  oder  Steuer- 
mann, welcher  den  Vorschriften  der  §§.  61  bis  64  zuwiderhandelt. 

Die  Standesbeamten  sind  ausserdem  befugt,  die  zu  Anzeigen 
oder  zu  sonstigen  Handlungen  auf  Grund  dieses  Gesetzes  Verpflich- 
teten hierzu  durch  Geldstrafen  anzuhalten,  welche  für  jeden  einzelnen 
Fall  den  Betrag  von  fünfzehn  Mark  nicht  übersteigen  dürfen. 

§.  69.  Ein  Standesbeamter,  welcher  unter  Ausserachtlassung 
der  in  diesem  Gesetze  gegebenen  Vorschriften  eine  Eheschliessung 
vollzieht,  wird  mit  Geldstrafe  bis  zu  sechshundert  Mark  bestraft. 

§.  70.  Gebühren  und  Geldstrafen,  welche  in  Gemässheit  dieses 
Gesetzes  zur  Erhebung  gelangen,  fliessen,  insoweit  die  Landesgesetze 
nicht  ein  Anderes  bestimmen,  den  Gemeinden  zu,  welche  die  säch- 
lichen Kosten  der  Standesämter  (§§.  8,  9)  zu  tragen  haben. 

§.  71.  In  welcher  Weise  die  Verrichtungen  der  Standesbeam- 
ten in  Bezug  auf  solche  Militärpersonen  wahrzunehmen  sind,  welche 
ihr  Standquartier  nicht  innerhalb  des  Deutschen  Reichs,  oder  das- 
selbe nach  eingetretener  Mobilmachung  verlassen  haben,  oder  welche 
sich  auf  den  in  Dienst  gestellten  Schiffen  oder  anderen  Fahrzeugen 
der  Marine  befinden,  wird  durch  Kaiserliche  Verordnung  bestimmt. 

§,  72.  Für  die  Landesherren  und  die  Mitglieder  der  landes- 
herrlichen Familien,  sowie  der  Fürstlichen  Familie  HohenzoUern  er- 
folgt die  Ernennung  des  Standesbeamten  und  die  Bestimmung  über 
die  Art  der  Führung  und  Aufbewahrung  der  Standesregister  durch 
Anordnung  des  Landesherrn. 

In  Betreff  der  Stellvertretung  der  Verlobten  und  in  Betreff  des 
Aufgebots ,  entscheidet  die  Observanz. 

Im  üebrigen  werden  in  Ansehung  der  Mitglieder  dieser  Häu- 
ser die  auf  Hausgesetzeu  oder  Observanz  beruhenden  Bestimmungen 
über  die  Erfordernisse  der  Eheschliessung  und  über  die  Gerichtsbar- 
keit in  Ehesachen  nicht  berührt. 

§.  73.  Den  mit  der  Führung  der  Standesregister  oder  Kir- 
chenbücher bisher  betraut  gewesenen  Behörden  und  Beamten  ver- 
bleibt die  Berechtigung  und  Verpflichtung ,  über  die  bis  zur  Wirk- 
samkeit dieses  (resetzes  eingetragenen  Geburten ,  Heirathen  und 
Sterbefälle  Zeugnisse  zu  ertheilen. 

§.  74.  Unberührt  bleiben  die  landesgesetzlichen  Vorschriften, 
welche 
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1)  Qeistlichen  und  Kirchendienern  aus  Anlass  der  Einfohrang 
der  bürgerlichen  Standesregister  und  der  bürgerlichen  Form 
der  Eheschliessnng  einen  Anspruch  auf  Entschädigung  ge- 
währen ; 

2)  bestimmten  Personen  die  Pflicht  zu  Anzeigen  von  Geburts- 
und Todesfällen  auferlegen. 

Wo  die  Zulässigkeit  der  Ehe  nach  den  bestehenden  Landesge- 
setzen von  einem  Aufgebote  abhängig  ist ,  welches  durch  andere 
bürgerliche  Beamte  als  die  Staudesbeamten  vollzogen  wird,  vertritt 
dieses  die  Stelle  des  von  den  Standesbeamten  anzuordnenden  Auf- 
gebots. 

§.  75.  Innerhalb  solcher  Grenzpfarreien,  deren  Bezirk  sich  in 
das  Ausland  erstreckt,  bleibt  das  bestehende  Recht  für  die  Beur- 
kundung derjenigen  Geburten  und  Sterbefälle,  sowie  für  die  Form 
und  Beurkundung  derjenigen  Eheschliessungen  massgebend ,  für 
welche  ein  Standesbeamter  nach  den  Vorschriften  dieses  Gesetzes 
nicht  zuständig ,  dagegen  nach  dem  bestehenden  Recht  die  Zustän- 
digkeit des  Geistlichen  begründet  ist. 

Im  Geltungsgebiet  des  preussischen  Gesetzes  vom  9.  Man 
1 874  ist  unter  dem  bestehenden  Recht  dasjenige  Recht  zu  verstehen, 
welches  vor  dem  Inkrafttreten  jenes  Gesetzes  massgebend  wai*. 

§.  76.  In  streitigen  Ehe-  und  Verlöbnisssachen  sind  die  bür- 
gerlichen Gerichte  ausschliesslich  zuständig.  Eine  geistliche  oder 
eine  durch  die  Zugehörigkeit  zu  einem  Glaubensbekenntniss  bedingte 
Gerichtsbarkeit  findet  nicht  statt. 

§.  77.  Wenn  nach  dem  bisherigen  Rechte  auf  beständige 
Trennung  der  Ehegatten  von  Tisch  und  Bett  zu  erkennen  sein 
würde,  ist  fortan  die  Auflösung  des  Bandes  der  Ehe  auszusprechen. 

Ist  vor  dem  Tage,  an  welchem  dieses  Gesetz  in  Er^  tritt, 
auf  beständige  Trennung  von  Tisch  und  Bett  erkannt  worden ,  so 
kann,  wenn  eine  Wiedervereinigui^g  der  getrennten  Ehegatten  nicht 
stattgefunden  hat,  jeder  derselben  auf  Grund  des  ergangenen  Dr- 
theils  die  Auflösung  des  Bandes  der  Ehe  im  ordentlichen  Process- 
verfahren  beantragen. 

§.  78.  Ehestreitigkeiten,  welche  in  Bayern  vor  dem  Tage,  an 
welchem  dieses  Gesetz  daselbst  in  Kraft  tritt,  durch  ZnsteUang  des 
Beschlusses  über  Zulässigkeit  der  Klage  anhängig  geworden  sind, 
werden  von  dem  mit  der  Sache  befassten  Gericht  bi?  zur  rechts- 
kräftigen Entscheidung  nach  Massgabe  der  bisher  geltenden  Gesetze 
durchgeführt. 

Daselbst  kann  die  Auflösung  der  Ehe  auf  Grund   eines  die 
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beständige  Trennung  von  Tisch  und  Bett  verfügenden  Urtbeils  gel- 
tend gemacht  werden,  nachdem  das  Gericht  auf  Anrufen  eines  Ehe- 
gatten in  dem  nach  Artikel  675  Absatz  1  und  2  der  Proce^sordnung 
in  bürgerlichen  Bechtsstreitigkeiten  vom  29.  April  1869  vorgesehenen 
Verfahren  die  Auflösung  des  Bandes  der  Ehe  ansgesprochen  hat. 

Das  Verfahren  in  streitigen  Ehesachen  richtet  sich  in  Bayern 
in  den  rechtsrheinischen  Gebietstheilen  nach  den  Bestimmungen  des 
Hanptstückes  XXYL  der  genannten  Processordnung ,  in  der  Pfalz 
nach  den  Bestimmungen  des  Artikels  69  des  Gesetzes  über  die  Ein- 
führung dieser  Processordnung. 

§.  79.  Dieses  Gesetz  tritt  mit  dem  1.  Januar  1876  in  Kraft. 
Es  bleibt  den  Landesregierungen  überlassen,  das  ganze  Gesetz  oder 
auch  den. dritten  Abschnitt  und  §.  77  im  Verordnungswegc  früher 
einzuführen.  , 

§.  80.  Die  vor  dem  Tage,  an  welchem  dieses  Gesetz  in  Kraft 
tritt,  nach  den  Vorschriften  des  bisherigen  Rechts  ergangenen  Auf- 
gebote behalten  ihre  Wirksamkeit. 

§.  81.  Auf  Geburts-  und  Sterbefälle,  welche  sich  vor  dem 
Tage,  an  welchem  dieses  Gesetz  in  Kraft  tritt,  ereignet  haben,  an 
diesem  Tage  aber  noch  nicht  eingetragen  sind,  findet  das  gegenwär- 
tige Gesetz  mit  der  Massgabe  Anwendung,  dass  der  Lauf  der  vorge- 
schriebenen Anzeigefristen  mit  dem  Tage  beginnt,  an  welchem  die- 
ses Gesetz  in  Kraft  tritt. 

Ein  Gleiches  gilt  für  den  Fall,  dass  auch  nur  die  Vornamen 
eines  Kindes  an  diesem  Tage  noch  nicht  eingetragen  sind. 

§.  82.  Die  kirchlichen  Verpflichtungen  in  Beziehung  auf  Taufe 
und  Trauung  werden  durch  dieses  Gesetz  nicht  berührt. 

§.  83.  Die  zur  Ausfuhrung  dieses  Gesetzes  erforderlichen  Be- 
stimmungen werden,  soweit  dieselben  nicht  durch  eine  vom  Bundes- 
rathe  erlassene  Ausführungsverordnung  getroffen  werden,  von  den 
einzelnen  Landesregierungen  erlassen. 

§.  84.  Wdlche  Behörden  in  jedem  Bundesstaate  unter  der 
Bezeichnung :  höhere  Verwaltungsbehörde,  untere  Verwaltungsbehörde, 
Gemeindebehörde,  Gemeindevorstand,  Gericht  erster  Instanz  zu  ver- 
stehen sind,  wird  von  der  Gentralbehörde  des  Bundesstaates  bekannt 
gemacht. 

§.  85.  Durch  dieses  Gesetz  werden  die  Bestimmungen  des 
Gesetzes  vom  4.  Mai  1870,  betreffend  die  Eheschliessung  und  die 
Beurkundung  des  Personenstandes  von  Reichsangehörigen  im  Aus- 
lände, nicht  berührt. 

Der  Beichskanzler  kann  einem  diplomatischen  Vertreter  oder 
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einem  CJonsul  des  deutseben  Reichs  die  allgemeine  Ennächtigang 
zur  Vornahme  von  Eheschliessnngen  und  zur  Beurkundung  der  Ge- 
burten, Heirathen  und  Sterbefälle,  wie  für  Beichsangehörige,  so  auch 
für  Schutzgenossen  ertheilen*  Diese  Vorschrift  tritt  mit  dem  1. 
mxz  1875  in  Kraft. 

Urkundlich  unter  Unserer  Höchsteigenhändigen  Unterschrift 
und  beigedrucktem  Kaiserlichen  InsiegeL 

(begeben  Berlin,  den  6.  Februar  1876. 

(L.  S.)  WUhdm. 

^first  V.  Bismarck, 


"U.  Ffir  Preussen  ist  durch  k.  Verordnung  vom  14.  Febnuur 
1875  der  dritte  Abschnitt  und  der  §.  77.  des  vorstehenden  Gesetzes 
mit  dem  1.  März  1875  eingeführt.  Ferner  durch  k.  Verordnung 
vom  24.  Februar  1875,  welche  ebenfalls  mit  dem  1.  März  d.  J.  in 
Kraft  getreten  ist,  bestimmt  worden:  >Die  Dispensation  vom  ge- 
setzlichen Alter  der  Ehemündigkeit,  vom  Verbote  der  Ehe  zwischen 
einem  wegen  Ehebruchs  Geschiedenen  und  seinem  Mitschuldigen, 
sowie  von  dem  Verbote,. nach  welchen  Frauen  vor  Ablauf  des  zehn- 
ten Monats  seit  Beendigung  ihrer  früheren  Ehe.  eine  weitere  Ehe 
nicht  schliessen  dürfen,  ertheilt  der  Cultusminister.c . 

IIL    Wir  fügen  sogleich  bei: 

Erläuternde  Bemerkungen  zum  ReichseivüehegesetB  vom  6.  FAruar 
1875  von  Dr.  Bemh.  Kah  aus  Heidelberg. 

Unmittelbar  nachdem  der  deutsche  Reichstag  das  Gesetz  betr. 
die  Austreibung  4^ J^^iten  angenommen,  am  gleichen  Tag  und 
zur  selben  Stunde  hatte  das  Parlament  in  Bef  'Schlusssitzung  vom 
19.  Juni  1872  (mit  151  gegen  100  Stimmen)  beschlossen: 

»Es  sei  dem  Reichskanzler  gegenüber  die  Erwartung  auszu- 
sprechen, dass  dem  Beichstag  bei  der  nächsten  Zu^^menkunft  Ge- 
setzentwürfe über  die  Einführung  der .  obligatorischen  Civilehe  nnd 
über  die  Ordnung  der  Civilstandsregister  vorgelegt  werden.c  (Stenogr. 
Berichte  1872  S.  1153.) 

Nachdem  die  Beichsregierung  sich  nicht  veranlasst  gesehen 
dieser  Erwartung  im  Laufe  der  Session  1873  nachzukommen  arbei- 
teten die  Abgeordneten  Dr.  Hinschius  und  Dr.  Volk  einen  bezüg- 
lichen Entwurf  aus  und  brachten  denselben  mit  entsprechenden  An- 
trägen ein.  (Nr.  37,  77  der  Drucksachen  des  deutschen  Reichstages. 
L  Leg.-Per.  IV.  Sess.) 
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Die  I.  Berathang  hierüber  fand  statt* am  6.  Mai  1873.  Ohne 
Debatte  wurde  auf  den  Vorschlag  des  Präsidenten  die  VIII.  Com- 
mission  beauftragt  Bericht  zu  erstatten.  (Sten.  Ber.  1873.  Bd.  I. 
S.  521.)  Bereits  am  30.  Mai  legte  die  Commission  das  Beferat 
?or.    (Nr.  142.  der  Drucksachen  1873  Bd.  IV.  S.  682—695.) 

Zur  H.  Berathung  wurde  der 4.  Juni  1873  bestimmt.  Schon  schien 
es  als  sei  das  hohe  Haus  gewillt,  den  Gesetzentwurf  wie  er  war  an- 
zanehmoor  als  der  Abg.  Bisch,  v.  Ketteier  die  Besd)]qs9W&higkeit  cpn-. 
statiren  liess  —  die  Verhandlungen  i2iussten  abgebrochen  werden. 
Da  die  Sachlage  bis  zu  dem  bald  darnach  erfolgenden  Schluss  des 
Reichstages  sich  nifibt  änderte ,  blieb  die  Angelegenheit  unerledigt. 
Nach  Wiederzusammentritt  des  Parlamentes  stellten  am  2.  März 
1874  die  Abg.  Hinschius  und  Volk  den  erneuten  Antrag:  Dem 
von  ihnen  vorgelegten  und  von  der  VIII.  Commission  angenommenen 
Entwurf  zuzustimmen.  (N.  52.  der  Drucksachen  1874.  Bd.  III.  S. 
204  ff.) 

Am  28.  März  ertheilte  der  Reichstag  entsprechend  dem  Ver- 
langen der  Abg.  Hinschius  und  Oen.  einem  »Gesetzentwurf  über  die 
Beurkundung  des  Personenstandes  und  die  Form  der  Eheschlies- 
snng«  mit  einigen  unbedeutenden  Aenderungen  seine  Zustimmung. 

Der  Bundesralh  billigte  zwar  das  Princip  des  Beichstagsent- 
wurfes,  trug  aber  dennoch  Bedenken  denselben  in  der  yorliegenden  / 
Fassang  zu  genehmigen;  er  ersuchte  demgemäss  den  Reichskanzler; 
unter  Mitwirkung  der  verbündeten  Staaten  einen  neuen  Entwurf 
aufstellen  zu  lassen.  Nachdem  die  Bundesregierungen  ihre  schrift- 
lichen Aeusserungen  abgegeben ,  unterzog  der  Justizausschuss  des 
Bundesrathes  »unter  Zuziehung  einiger  Autoritäten  (!)  des  Eirchefa-  " 
rechtsc  das  vorhandene  Material  einer  eingehenden  Berathung.  Man 
einigte  sich  dahin:  dass  der  Entwurf  des  Reichstages  zwar  als  ge- 
eignete Gruddlage  des  künftigen  Gesetzes  brauchbar,  jedoch  in  meh- 
reren Beziehungen  der  Aenderung  sehr  bedürftig  sei.  Da  die  Vor- 
lage des  vom  Bundesrath  erwarteten  verbesserten  Entwurfes  sich 
immer  weiter  verzögerte,  wurde  in  der  Sitzung  des  Reichstages  am 
12,  November  1874  der  Reichskanzler  vom  Abg.  Dr.  Herz  über  den 
Stand  der  Sache  interpellirt. 

Die  Antwort  des  Präsidenten  des  Reichskanzleramtes  lautete 
am  12.  November  noch_gar  wenig  tröstlich :  man  könne  unmöglich 
sagen,  ob  die  Vorarbeiten  so  rasch  befSirdert  würden,  dass  noch  .in 
dieser  Session  der  Gesetzentwurf,  zu  erwarten  sei  Plötzlich  änder- 
ten sich  die  Dinge.  Wie  officiöse  Zeitungen  berichteten  »sahen  sich 
die  R^erungen  durch  das  aggressive  Vorgehen  der  ültriimontanen 
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gegen  die  Beichspolitik  sehr  bald  gedrängt ,  auch  ihrerseits  in  dem 
einmal  entbrannten  Kampfe  zu  einer  schneidigen  Waffe  zu  greifeii-t 
Und  in  der  That!  Die  Verhandlungen  des  Bundesraths  gingen 
plötzlich  im  Oalopp  vor  sich  —  schon  am  6.  Januar  1875  konnte 
der  Kanzler  dem  Reichstag  den  fertigen  Gesetzentwurf  überreichen. 
Die  demselben  beigegebenen  allgemeinen  Motive  gipfeln  in  folgenden 
Erwägungen:  Unannehmbar  ist  zunächst  §.  49  Abs.  1  des  Entw. 
wonach  die  Einzelbestimmungen  des  Qesetzes  in  jenen  Bondesstaateo, 
welche  das  Institut  der  bürgerlichen  Standesbeamtnng  bereits  land- 
rechtlich  besitzen,  keine  Anw^endung  finden  sollen.  Es' erschien  dies 
dem  Bondesrath  (wohl  mit  Recht)  als  der  Stellung  der  Beicbsge- 
setzgebnng  |nicht  entsprechend :  Die  Reichsgewalt  soll  sich  nicht 
mt  Schaffung  von  subsidiärem  Becht  begnügen;  im  Oegentbeil  ist 
ihre  Angabe  einheitliches,  in  allen  Bundesstaaten  gleichmässig  zur 
Geltung  berufenes  Recht  zu  schaffen.  Der  Bundesrath  ging  auch 
von  der  Anschauung  aus  »neben  dem  formellen,  zugleich  das  mate- 
rielle Eheschliessungsrecht  in  den  Bereich  des  Gesetzes  zu  ziehen«« 
Femer  hielt  der  Bundesrath  ein  bloss  stückweises  Eingreifen  in  das 
bestehende  Recht  (wie  in  §§.  44  Abs.  1.  des  BeichstagsentwurPs) 
für  unzweckmässig:  er  will  für  das  bisherige  Eheschliessungsrecht 
völligen  Ersatz  im  Reichsgesetz  schaffen ;  Ersteres  in  jeder  Bezieh- 
ung ausser  Geltung  gesetzt  wissen.  Weitere  Aenderungen  des  Bon- 
desrathes  am  Reich  stagsentwurf  beziehen  sich  auf  die  Organisation 
der  Standesämter  (§§.  1,  45  des  Beichstagsentwurfes)  wofür  das 
preussische  Muster  (nach  dem  Gesetz  vom  9.  März  1874)  als  mass- 
gebend empfohlen  wird. 

Die  Vorlage  des  Bundesraths  beschäftigte  das  Plenum  des  Par- 
lamentes in  den  Tagen  des  12.  (I.  Lesung,  Generaldiscussion)  14. 
15.  16.  18.  19.  Januar  (U.  Lesung,  Specialdiscussion),  nachdem  An- 
träge auf  theilweise  und  ganze  Verweisung  der  Vorli^e  zur  Vorbe- 
rathung  an  eine  Commission  die  Majorität  nicht  gefunden  hatten. 
In  der  Sitzung  vom  23.  Januar  passirte  der  Entwurf  die  IIL  Lesung; 
am  6.  Februar  1875  wurde  das  Gesetz  vom  Kaiser  vollzogen  und  im 
Reichsgesetzblatt  Stück  4.  (ausgegeben  in  Berlin  am  9«  Februar 
1875)  publicirt. 

So  viel  zur  Geschichte  des  Reichscivilehegesetzes.  Ln  Folgen- 
den werfen  wir  einen  durch  die  Raumverhältnisse  dieser  Blätter  ein- 
geschränkten Rückblick  auf  die  letzten  Debatten  des  Reichstages  in 
Sachen  dieses  Gesetzes. 

Die  erste  Berathung  bewegte  sich  fast  nur  intra  muros  bava- 
ricos,  neben  der  Bedürfnissfrage  um  die  rechtliche  Znlässigkdt  der 
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Einführung  der  Civilehe  in  Bayern.  Dass  die  Vertreter  der  Prin- 
cipien  des  Rechtes  und  der  Freiheit,  die  Männer  des  Centmms  Alles 
Menschenmögliche  thaten,  um  den  nnheilvollen  Entwarf  zu  begra-. 
ben,  versteht  sich  ganz  von  selbst.    Umsonst. 

Die  Beihe  der  Bedner  eröffnete  der  Fflhrer  der  bayerischen 
Patriotenpartei  Abg.  Dr.  Jörg.  Er  beleuchtete  das  Yerhältniss  von 
Bayern  zum  Entwürfe.  Die  Frage  aber  Einführung  der  Civilehe  sei 
in  Bayern  bereits  mehrere  Mal  discutirt  worden:  1865  im  Justiz- 
ausschusa^  X^.^ß  i™  Plenum  der  II.  Kammer,  wo  eine  ebenso  einge- 
hende als  lehrreiche  Verhandlung  stattfand ;  aber  selbst  die  damals 
fast  ausnahmslos  »liböralec  Kammer  sei  dem  Institut  der  Civilehe 
ebeofis,  abhold  gewesen,  als  der  Cultusminister  v.  Latz.  An  der 
Sachlage  von^l865,  1868  habe  sich  Nichts  verändert.  Die  Bayern 
braachen  keine  und  wollen  keine  Civilehe.  Uebelstände  würden  in 
Bayern  nicht  bemerkt;  wären  solche  aber  auch  wirklich  vorhanden, 
so  mfisste  in>glünchgn,  nicht  in  Berlin  abgeholfen  werden.  Einem 
Gesetz  über  staatliche  Beurkundung  des  Personenstandes  würde  Bed-» 
ner  zustimmen ;  staaüicher  EheahscUuss  sei  zu  verwerfen.  Der  vor- 
liegende Entwurf  sanctionire  j|ie  ^Bebellion  gegen  das  katholische  ^ 
Dogma,  messe  mit  einem  protestantischen  Massstab;  derselbe  ver-  \ 
letze  Bechtsbewusstsein  und  religiöses  Volksgewissen  der  Bayern  und 
werde  dem  Volke  nicht  als  Becht,  sondern  als^Uniecht  erscheinen. 
Der  Entwarf  stehe  im  Widerspruch  mit  der  bayerische^  Yerfassung 
(§.  64  der  II.  Yerf.-Beilage) ,  verletze  ein  Begervatrecbt  der  Krone 
Bayern  (Nr.  1.  des  Schluss-Protoc.  vom  23.  November  1870  zum 
Versailler  Vertrag,  gleichen  Datums,  mit  Bayern)  und  involvire  einen 
Bruch  des  Concordates  (Art,  .12.  c.  vgl.  mit  der  gleichlautenden 
Bestimmung  des  reseryirten  bayerischen  Landrechts  von  1756).  AIP 
dem  habe  der  bayerische  Bevollmächtigte  zum  liundesrath  zuge- 
stimmt —  ohne  Genehmigung  der  berechtigten  Landesvertretung. 
So  muthe  die  bayerisch^  Staatsregierung  dem  anderen  Gesetzgebungs- 
factor  einen  Vertragsbruch  zu! 

Abg.  Dr.  VÖVc  versuchte  die  Einwendungen  des  Vorredners  zu 
widerlegen  ,  will  um  jeden  Preis  «die  Competenz  der  Beichsgewalt 
retten.  Um  d^  pracHsche  Bedürfniss  der  Civilehe  recht  drastisch 
vor  Aogen  zu  f&hren,  zog  Bedner  einen  Fall  an,  wo  der  haikoKsehe 
Pfarrer  zu  St.  Jacob  in  Straubing  sich  geweigert  habe,  die  Ehe 
eines  PrcftesUmten  und  einer  ÄUkaiholikin  einzusegnen,  wenn  nicht 
vorher  rtaiisch-katholische  Kindererziehang  notariell  versichert  werde. 
(Eil  was  gehen  denn  die  zwei    Andersgläubigen  den  Jcaikoliachen 
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/  Pfarrer  zu  St.  Jacob  an;  warum  ging  denn  das  Paar  nicht  zum 
protestantischen  oder  zum  neuholländischen  Pastor?)  Die  Oivüehe 
sei  auch  kein  neues ,  sondern  ein  uräUes  deutsches  InsUM  —  (das 
zu  beweisen  gab  Herrn  Dr.  Volk  Gelegenheit  den  erstaunte  Beichs- 
boten  zu  zeigen,  dass  er  auch  den  §.  SS  einer  im  Landesärchiv  zu 
Düsseldorf  sein  sollenden  Handschrift  des  bergischen  Rittenecbts 
kenne)  —  und  ein  Postulat  der  Gewissensfreiheit, 

Abg.  Stumm  billigte  den  Entwurf  ^im  Grossen,  will  aber  Ab- 
schnitt ni.  an  eine  Commission  verwiesen  sehen  zur  Yerbesserong. 
Der  §.  28,  (welcher  dem^Vater  ein  Widerspruchsrecht  gegen  die 
Ehe  bis  zum  24,  resp.  30.  Jahre;  der  Mutter  aber  nur  bis  zur  Voll- 
jährigkeit der  Kinder  geben  wollte)  und  §.  31.  (betr.  das  Elagerecht 
der  minderjährigon  Kinder  gegen  di«  Eltern  auf  Erlangung  des  Con- 
senses)  seien  in  hohem  Grad  geeignet  die  Bande  der  Familie  zu 
schwächen;  dieses  »einzige  bisher  noch  unberührte  Palladium  mög- 
lichst zu  stärken«  müsse  jeder  bestrebt  sein. 

Abg.  Hauk  (Sten.  Ber.  S.  973  f.)  erblickt  in  §;  38  der  Vor- 
lage die  Verletzung  bayerischer  Beservate,  bestreitet  der  Beichsger 
walt  die  Befugniss  Staatskirchemecht  in's  Bereich  ihrer  Gesetzge- 
bung zu  ziehen  und  betont  noch  die  den  Gemeinden  entstehende, 
besonders  in  Bayern  sehr  fühlbar  werdende^  pecuniäre  Belastung.  Der 
ganze  Entwurf  solle  an  eine  Commission  verwiesen  werden. 

^  Dr.  V.  Fmsüe ,  bayeris^er  Bevollmächtigter  zimi  Bundesrath 
bemühte  sich  die  bayerische  Staatsregierung  gegenüber  den  Abg. 
Dr.  Jörg  und  Hauk  zu  vertheidigen  mit  Hinweis  auf  §.  64  u.  §.  38 
der  II.  Verf.-Beilage  und  die  thatsächlichen  Verhältnisse  in  der 
bayerischen  Pfalz.  Wegen  Abgabe  des  Votums  im  Bundesrat  werde 
die  StaatsregieruDg  »auch  in  diesem  Falle  für  ihre  Handlangen  in 
München  ebenso  Bede  stehen  wie  bisher. c  Ein  Beservat  sei  in 
§§.  38.  43—46.  nicht  verletzt  in  Anbetracht  der  Specialmotive  zn 
diesen  §§.  und  des  §.  73  AI.  2.  Mit.  der  Bediüfnissfrage  wolle 
Redner  das  Haus  »nicht  behelligen. c  Der  Entwurf  sei  »einfach 
.  Product  der  durch  die  Zeit  geschaffenen  neuen  Verhältnisse. c  Bei 
den  gegenwärtigen  Zuständen  seien  Kirche  (P!)  und  Staat  fortwäh- 
renden Irrungen  preisgegeben;  die  fortdauernde  Vermischung  ihrer 
Befugnisse  bringt  beide  in  üble  Lage.  Friede  könne  nur  werden  bei 
genauester  Grenzbestimmung.  Dazu  beizutragen  ^i  Zweck  des 
Gesetzes.  ^ 

Abg.   Frhr.   v.  FranJcenstein  bLestritt    die    Legitimation   der 

..  bayerischen  Regierung  zur  Zustimmung  im  Bundesrath ,  erinnert  an 

die  im  Jahre  1874  den  Reichsräthen  gegebene  ofBcielle  Erklärung 
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des  bayerischen  Jastizministers :    Die  Civilehe  werde  von  BecKts- 
wegen  bis  nach  vollendeter  Codification  des  bürgerlichen  Rechtes 
nicht^^gefuhrt  werden  und  betont  schliesslich,  dass  die  Mehrheit  ( 
^li^bayenschen  Volkes  von  der  CivHelie  absoli^jiichts  wissen  wolle. 

Abg.  Dr.  Lowe  hftlt  den  Entwurf  für  ebenso  zweckmässig  als 
rechtlich  begrnndet ;  er  ergeht  sich  in  längeren  allgemeiner  politischer 
Erwägungen.*  Durch  die  Vorlage  genüge  das  Beicfa  lediglich  einer 
Pflicht  gegen  die  Reichsbürger. 

Mit  der  Rede  des  Abg.  Dr.  Löwq  endete  die  Oeneraldiscussion ; 
während  derselben  hatte  der  ofQcielle  Schlussmacher  des  deutschen 
Beicfastags,  Abg.  V^l^tin  seines  Amtes  walten  zu  sollen  geglaubt 
und  Schlussantrag  eingebracht.  Dass  die  Majorität  des  Hauses  der 
lockernden  Versuchung  durch  Annahme  des  Antrages  vor  weiteren 
wohlliegründeten  Ausföhrungen  der  Centmmsmänni^r  sich  sicher  zu 
stellen,  nicht  wiederstehen  konnte,  bedarf  kaum  der  Erwähnung. 

Um  der  Namen  aller  Redner,  welche  an  der  I.  Berathung  Theil 
nahmen,  EJ^wähnung  zu  thun,  nennen  wir  noch  die  Abg.  v.  MaU' 
zahn-GuUe,  welcher  den  Reichstag  warnte:  den  ültramontanen  das 
Vergnügen  der  LückevAndxmg  zu  machen  und  Schröder  (Friedberg) 
dessen  Bemerkungen  das  weitere  Interesse  abgeht. 

In  der  II.  und  HI.  Berathung  (Specialdiscussion)  wurde  die  Be- 
gierungsvorlage ohne  wesentliche  Aenderungen  angenommen..  Rfich- 
sicbtlich  der  Stellung  von  Amendements  mussten  die  Herren  vom 
Centrum  äusserst  vorsichtig  sein,  da  es  eine  —  leider  sehr  beliebte 
—  Sitte  der  Majorität  des  Reichstags  ist,  den  Rednern  der  Minori- 
tät dasJlVort  abzuschneiden. 

Die  Abschnitte  I.  (§§.  1 — 16  »Allgemeine  Bestimmungenc) 
und  U.  (§§.  17—27  »Beurkundung  der  Geburtem)  fanden  in  der 
Fassung  des  Entwurfes  volle  Zustimmung  der  Majorität.  Ein  Aur 
trag  der  Abg.  Dr.  Moufang  und  Oen.  die  nach  §.  2  nöthigen  An- 
ordnungen der  Landesgesetzgebung  vorzubehalten,  wurde  verworfen. 
Bei  §.  3  traten  die  Abg.  v.  Minnifferode  und  Baumgarten  gegen^ 
die  Abg.  Dr.  WindShorst^  Dr.  Wehrenpfennig  und  Dr.  v.  Schulte 
fDr  Ausdcfaliessung  der  Geistlichen  vom  Standesamt  auf.  §.  12  ver- 
GSirder  Ansicht  zum  Ausdrucke,  es  sei  unstatthaft,  die  Standesbe- 
amten als  solche  mit  anderen  Arbeiten  (z.  B.  Sammlung  von  stati- 
stischem Material,  von  Erhebungen  für  die  Steuerbehörden  etc.)  zu 
belasten. 

Bei  §.  13  wurde  eine  Resolution  des  Abg.  Prinz  BadriunU 
(Beuthen)  angenommen:  »es  sei  der  Reichskanzler  zu  ersuchen  bei 
<ler  preussischen  Regierung  zu   bewirken ,   dass  in   den  polnischen 
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Landestheilen  bei  Eintrag  polnischer  Vornamen ,  welche  in  beiden 
Sprachen    verschiedene  Formen  haben,    dem  deutschen  Eintrag  in 
Elanmiern  die  polnische  Form  beizufügen.c    Zu  §.  19  wollten  die 
Abg.  Dr.  Mmifang  und   Oen.   neben  der   mündlichen  Anzeige  von 
Geburten  beim  Standesbeamten  auch  »schriftliche  und  (iffäntlich  be- 
glaulHgte  Unterschrift  €  zulassen.    Mit  Bücksicht  auf  die  den  Stan- 
desbeamten möglicherweise  vielleicht  etwa  zufällig  entstehenden  Un- 
bequemlichkeiten und  »damit  die  Begister  nicht  in  Unordnung  ge- 
riethenc    wurde  der   Zusatz   abgelehnt.    Anlftsslich   der   Beratfanng 
über  §.  22  wurde  constatirt,  »dass  eine  Erweiterung  (d.  h.  Vermeh- 
rung) der  Colonnen  der  Standesbücher  durch  die  Landesgesetsgebong 
unstatthaft  sei.c 

§.  25  erhielt  gegenüber  dem  analogen  §.  21  des  preussischen 
Gesetzes  (wo  nur  von  »Anerkennung  der  Vaterschaft^  die  Bede)  die 
erweiternde  Fassung  im  Hinblick  auf  die  Bestimmungen  des  rhei- 
nischen Bechtes,  welches  di^  Anerkennung  unehelicher  Kinder  auch 
durch  die  Mutter  kennt. 

Abschnitt  III.  (§§.  28—40  »Erfordernisse  der  Eheschliessung«) 
veranlasste  grössere  Debatten.  §.  28  Abs.  2  der  Vorlage  (welche 
die  Ehemündigkeit  mit  18,  resp.  14  Jahren  eintreten  lassen  wollte) 
erhielt  auf  den  Antrag  der  Abg.  Dr.  v.  SchfUte  nni  Gen.  die  jetzige. 
Fassung,  nachdem  die  Abg.  Dr.  Löwe  und  Qvmbrecht  das  Hinauf- 
rücken  der  Zeit  der  Ehemündigkeit  vertheidigt  und  die  ans  allzn- 
frühen  Heirathen  entstehenden  Gefahren  geschildert  hatten.  Die 
Abg.  Rickert  und  Lingens  traten  für  die  Vorlage  ein ,  mit  welcher 
sie  viele  illegale  Ehen  zu  beseitigen  hofften ;  Gesetze  würden  schlechte 
Sitten  doch  nicht  bessern ,  die  öffentliche  Sitte  sei  hier  einzig  Be- 
gulator. 

Die  Zulässigkeit  der  Dispens  beruht  auf  einem  Amendement 
Schulte.  —  Durch  §.  29  wird  eine  der  schwierigsten  Aufgaben  des 
Gesetzentwurfes :  die  Frage  über  die  elterliche  und  vormundschaft- 
liche Einwilligung  zur  Eheschliessung ,  geregelt.  Die  grosse  Ver- 
schiedenheit der  particularrechtlichen  Bestimmungen  in  dieser  Ma- 
terie erklärt  die  lange  Beihe  von  Amendements.  Hervorzuheben  ist 
das  —  unter  Abänderung  des  Entwurfes  —  nach  Autrag  der  Abg. 
Dr.  V.  Schutte  und  Gen.  die  Mutter  hinsichtlich  der  Ertheilung  der 
Einwilligung  zur  Eheschliessung ,  wenigstens  nach  dem  Tod  des 
Vaters  diesem  gleichgestellt  wurde,  weil  »die  deutsche  Frau,  wie  sie 
heut  zu  Tage  im  Leben  steht,  auch  im  Bechtsleben  nach  dem  Tod 
des  Mannes  als  das  eigentliche  Haupt  der  Familie  betrachtet  werden 
soll.c     Ebenfalls  unter  Ablehnung  der  Vorlage  wurde  die  Grenze  bis 
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zu  welcher  ein  Sohn  der  yäterlichea  resp,  mfitterlichon  Eitowilligiing 
zani  Ebeabschluss  bedarf  vom  30.  auf  das  25.  Lebensjahr  herabge- 
setzt. —  §.  32  des  Entwurfes  wollte  ein  Klagerecht  auf  Ergänzung 
der  Einwilligung  aUen  Kindern  geben,  was  der  Reichstag  nur  be- 
treffs »grossj&hriger  Kinderc  f3r  passend  erachtete.  Den  in  der 
Vorls^  noch  enthaltenen  Abs,  2: 

»das  (Bericht  entscheidet  nach  freiem  Ermessene 
Hess  man  nach  längerer  Berathung  fallen. 

üeber  die  von  dem  Beichscivilehegesetz  aufgestellten  Erfarder- 
mseder  Ehesehliesmng  (Ehekindemisse)  sowie  überhaupt  fiber  das 
VerhäUmas  des  Oivilehegesetaea  jmrn  kirchlichen  Rechte  soll  ein 
zweiter  Artikel  handeln. 
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Ueber  das  Eigenthumsrecht  an  KirchhSfen  in  den  linksrhei- 
nischen deutschen  Provinzen^ 

Entscheidutig  des  obersten  Gerichtshofes  in  München  vom  18.  März 

1874. 

Die  alte  Kirche  in  dein  ehemals  zu  Churpfalz  gehörigen  Orte 
Weilerbachy  Bezirksamt  Kaiserslautern  in  der  bayerischen  Btiein- 
pfalZy  wurde  bei  der  im  Jahre  1705  vorgenommenen  sog.  Kirchenthei- 
lung den  Katholiken  zugetheilt  Schon  im  Jahre  1708  wurde  aber 
in  einem  mit  den  dortigen  Beformirten  abgeschlossenen  Vergleiche 
den  Letzteren,  gegen  Abtretung  des  ihnen  in  der  Kirche  zu  Otter- 
berg zugehörigen  Chores  an  die  Katholiken,  von  katholischer  Seite 
Mitbenutzung  der  Weilerbacher  Kirche  "zugestanden.  (S.  Widder, 
Geschichte  von  Churpfalz  Bd.  IV.  S.  286).  So  wurde  die  Kirche 
eine  Simultankirche  und  blieb  eine  solche  bis  zum  Jahre  1806 ,  io 
welchem  Jahre  die  Protestanten,  welche  die  Mehrzahl  der  politischen 
Gemeinde  bilden,  für  sich  eine  neue  Kirche  erbauten  und  dann  aat 
die  Mitbenutzung  der  alten  Simultankirche  Verzicht  leisteten. 

Fragliche  Kirche  ist  von  einem  Kirchhofe  von  nahezu  einem  Tag- 
werke Land  rings  umschlossen,  welcher  von  jeher  zur  Beerdigung 
der  Todten  ohne  Unterschied  des  Glaubensbekenntnisses  bis  in  die 
neueste  Zeit,  also  auch  nachdem  der  Simultangebrauch  der  Kirche 
aufgehört  hatte,  von  der  politischen  Gemeinde  benutzt  worden  ist. 
Auch  noch  von  einigen  benachbarten  Gemeinden,  welche  heute  noch 
eine  Bürgermeisterei  mit  Weilerbach  bilden,  wurde  derselbe  zur  Be- 
erdigung ihrer  Todten  ebenfalls  und  zwar  so  lange  benützt,  bis  diese 
auf  ihren  Gemarkungen  eigene  Begräbnissplätze  angelegt  haben« 

In  der  neuesten  Zeit  trat  auch  für  Weilerbach  die  Nothwen- 
digkeit  ein,  jenen  alten  Kirchhof  zu  verlassen  und  auf  die  Anschaf- 
fung eines  neuen  Kirchhofes  Bedacht  zu  nehmen.  Mit  Bücksiebt 
hierauf  machte  nun  die  katholische  Cultusgemeinde  geltend,  dass 
der  in  Frage  stehende  alte  Kirchhof  ein  Zubehör  der  Kirche  bilde 
und  desshalb  Eigenthum  der  katholischen  Cultusgemeinde  und  nicht 
der  politischen  Gemeinde  Weilerbach  sei.  Da  Erstere  zugleich  ihr 
behauptetes  Recht  durch    entsprechende  Eigenthumsverhandlungen 
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manifestirte ,  so  erhob  die  politische  Gemeinde  gerichtliche  Klaffe 
um  über  die  streitige  Eigenthnmsfrage  erkeDnen  zu  lassen. 

Die  Klägerin  stützte  ihren  Eigentharosanspruch  1)  zan&chst 
auf  die  einschlägige  französische  Gesetzgebung,  zufolge  welcher  selbst 
dann,  wenn  der  fragliche  Begräbnissplatz  bis  zu  deren  Erlass  Eigen- 
tbom  der  katholischen  Cultusgemeinde  gewesen  wäre,  derselbe  in  das 
Eigentbum  der  politischen  Gemeinde  Sbergegangen  sei ;  2)  auf  ihren 
anvordenklichen  Eigenthnmsbesitz ,  wodurch  das  Eigenthum  schon 
vor  Erlaas  der  Gesetzgebung  über  die  Säcularisation  der  Elrchen- 
guter  eingetreten  sei. 

Durch  Urtheil  des  k.  Bezirksgerichtes  in  Kaiserslautem  ?om 
31.  März  1871  wurde  aus  dem  ersten  von  der  Klägerin  gemachten 
Grunde  die  Klage  als  begründet  erklärt  und  ebenso  die  gegen  die- 
ses ürtbeil  von  Seiten  der  katholischen  Cultusgemeinde  eingelegte 
Berufung  durch  ürtbeil  des  \.  Appellationsgerichtes  zu  Zweibrficken 
vom  30.  April  1872  als  unbegründet  verworfen.  Die  Kircbengemeinde 
beruhigte  sich  hierbei  nicht,  sondern  erhob  Nichtigkeitsbeschwerdej 
welche  sie  auf  folgende  Gründe  stützte : 

I.  unrichtige,  beziehungsweise  unzulässige  Anwendung  der  De- 
crete  vom  2.  November  1789,  20.  April  1790,  12.  Juli  1790,  28, 
October  1790,  6.  Mai  1791,  der  Constitution  vom  3.  September 
1791  und  der  weiteren  Decrete  vom  19.  August  1792  und  13.  Bru- 
mairo  U  (3.  (November  1793); 

II.  falsche  Auslegung  und  irrige  Anwendung  des  Art  12  des 
CoDcordates  vom  26.  Messidor  IX  (15.  Juli  1801),  der  Art.  72  und 
75  des  Gesetzes  vom  18.  Germinal  X  (8.  April  1802),  Art.  11  und 
2  des  Consularbeschlusses  Vom  20.  Prairial  X  (9.  Juni  1802),  des 
Beschlusses  des  (Jeneralcommissärs  vom  26.  Ventose  VI  (16.  März 
1798),  der  Art.  1,  2,  3,  7,  8,  9  und  16  des  Decretes  vom  23.  Prai- 
rial Xn  (12.  Juni  1804); 

m.  Verletzung  und  falsche  Auslegung  resp.  Nichtanwendung 
des  Gesetzes  vom  7.  Thermidor  XI  (26.  Juli  1803)  und  des  Decretes 
über  die  Kirchenfabriken  vom  30.  December  1809,  namentlich  der 
Art.  36  Nr.  4  und  37  Nr.  4. 

Durch  Erkenntniss  vom  18.  März  1874  nahm  der  oberste  Ge- 
richtshof die  Nichtigkeitsbeschwerde  als  begründet  an,  vernichtete 
das  ürtbeil  des  Appellationsgerichts  vom  30.  April  1872  und  ver- 
wies die  Sache  zur  neuerlichen  Verhandlung  und  Entscheidung  an 
einen  anderen  Senat  des  Appellationsgerichts.  Die  Motivirung  die- 
ses Erkenntnisses  in  ihren  Haupttheilen  lautet,  nachdem  zuerst  der 
Vorwurf,  es  habe  das  Appellationsgericht  nicht   publicirte  Gesetze 
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,  zur  Anwendung  gebracht,  damit  zuräckgewiesen  worden  war,  diese 
älteren  in  den  vier  Departementen  nicht  publicirten  Gesetze  seien  nor 
der  Auslegung  wegen  beigezogen  worden,  also: 

>  Anders  als  mit  diesem  etc.  Vorwurfe  verhält  es  sich  mit  den 
sonstigen  Bedenken  etc. 

I.  Das^k.  Appellationsgericht  geht  von  der  Annahme  aus,  es 
bestehen  zwischen  den  das  kirchliche  Vermögen  überhaupt  betreffen- 
den Zuständen,  wie  sie  durch  die  Confiscationsdecrete  und  Beschlösse 
von  1789  an  bis  zum  Concordate  von  1801  im  alten  Frankreichsich 
gestaltet  haben  und  zwischen  denjenigen,  welche  im  nämlichen  Be- 
treff in  den  linksrheinischen  deutschen  Provinzen  sowohl  unter  der 
provisorischen  Regierung  als  auch  nach  der  definitiven  Vereinigung 
mit  Frankreich  an  die  Stelle  der  früheren  getreten  sind ,  insofeme 
kein  Unterschied,  als  da  wir  dort  Alles,  was  sowohl  die  katholische 
Geistlichkeit  als  auch  die  katholische  Kirche  besessen  hatte,  dem 
Staatsgute  einverleibt  worden  sei. 

Diese  Annahme  ist  eine  unrichtige. 

Angesichts  der  einschlägigen  im  angefochtenen  Urtheile  ange- 
führten im  alten  Frankreich  wirksam  gewordenen  Gesetze  —  denen 
.  noch,  wenn  es  nothwendig  wäre,  andere  als  Belege  beigefügt  werden 
könnten  —  unterliegt  es  nicht  dem  geringsten  Zweifel ,  dass  dari 
die  Confiscationsmassregeln  nicht  allein  auf  das  irgendwie  nutzbare 
Eigenthum  der  sogenannten  todten  Hand,  sondern  auch  auf  die  dem 
Cnltus  gewidmeten  Gebäude  im  Verlaufe  der  Revolution  erstreckt 
wurden. 

NuM  so  ist  die  französische  Regierung  und  Gesetzgebung  mit 
dem  kirchlichen  Eigenthum  in  den  linJ^Brhütmdwn  deutschen  De- 
partements verfahren.  JUer  blieben  die  Pfarrkirchen  von  der  C<m' 
fiscaUon  versehatU. 

II.  Dass  dem  so  sei,  beweisst  zunächst  das  erste  von  den  zwei 
im  angefochtenen  Urtheile  in  Bezug  genommenen  Gesetzen ,  ausser 
welchen  in  den  vier  deutschen  linksrheinischen  Departements  kein  an- 
deres mit  Confiscationen  in  der  hier  fraglichen  Richtung  sich  befasst 
hat,  n^ünlich  der  Beschluss  des  Regiernngscommissärs  Radler  vmn 
26.  Ventose  VI  (16.  März  1798).    Hierdurch  wurden  den  Domänen- 

^  Verwaltern  Instructionen  ertheilt,  um  Unterschleife  der  Domänen- 
Schuldner  zu  verhüten;  es  wurde  hierdurch  ferner  die  Publieation 
angeordnet  von  mehreren  die  Verwaltung  der  Domänen  und  das  En- 
registrement  betreffenden  Gesetzen  der  Nationalversammlung  und  des 
Nationalconvents ,  insbesondere  auch  eihes  Theils  ^es  Gesetzes  vom 
12.  Juli  —  24:  August  1790   über   die  Civilverfassung  der   Geist- 
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lichkeit,  aber  die  abgeschafiften  .Zehenten  etc.,  und  hiermit  hat  der 
Begierongsooininissär  wörtlich  unter  der  üeberschrift :  Objets  com-* 
pris  sons  le  nom  de  domaines  —  folgende  Definition  ?erbunden : 

Unter  der  Benennung  von  Natianaleigenihum  sind  begriffen : 
Wälder,  Berg-,  Eisen-,  Salz-  und  andere  Werke,  unkörperliohe  Ein- 
künfte, welche  nicht  vom  Lehenrecht  herkornmen,  Grundstücke,  Wie- 
sen, Weinberge,  Häuser  und  Güter  aller  Art,  welche  zngehören  den 
ehemaligen  Souveränen,  der  ehemaligen  französischen  Geistlichkeit, 
sowie  der  der  vereinigten  Departements,  den  französischen  Emigran- 
ten, sowie  denjenigen  aus  den  vereinigten  Departements,  der  Geist- 
lichkeit der  auf  dem  rechten  Rheinufer  gelegenen  Länder,  dem  Mal- 
teser- und  Deutschherrn-Orden,  und  denjenigen,  welche  seit  dem  Ein- 
märsche der  französischen  Armee  ihr  Vaterland  verlassen  haben  und 
nicht  kraft  einer  Erlaubniss  etc.  zurückgekehrt  sind. 

Hiermit  ist  (anlangend  die  eroberten  deutschen  Provinzen)  das 
der  dortigen  Geistlichkeit  zugehörige  Vermögen  als  Nationalgut  er- 
klärt, sind  nämlich  diejenigen  nutzbaren  Vermögensbestandtheile  der 
Domänen  Verwaltung  anheimgestellt  worden,  welche  den  Geistlichen 
bis  dahin  zu  ihrem  Unterhalte  gedient  hatten,  mit  welchen  die  Bis- 
thümer  und  Pfarreien  dotirt  gewesen  sind  und  welche  in  Rücksicht 
daraaf  der  Confiscation  unterstellt  wurden,  dass  der  Staat  damals 
bereits  im  alten  Frankreich  auf  Grund  des  erwähnten  Decretes  über 
die  Civilverfassung  der  Geistlichkeit  vom  12.  Juli  —  24.  August 
1790  sich  mit  der  Besoldung  der.  Geistlichen  als  Staatsbeamten  hatte 
belasten  müssen. 

Cultusgebäude  —  Kirchen  —  sind  dagegen  im  Confiscations- 
beschlusse  nicht  avf geführt  und  dass  der  Regierungscommissär,  der 
denselben  erlassen  hat,  unter  den  confiscirten  Gütern  die  Kirchen 
nicht  begriffen  wissen  wollte,  muss  im  Hinblick  auf  die  erschöpfende 
sjpecifisehe  Aufzählung  der  Confiscationsobjecte ,  sodann  wegen  des 
Begriffes,  der  im  franz.  Sprachgebrauche  mit  den  Worten  biens  ap- 
partenants  au  clerg^  verbunden  ist,  wie  nicht  minder  desshalb  ange- 
nommen werden,  weil  der  franz.  Staatskasse  die  Verwertlmng  oder 
Benützung  von  Cultusgebäuden  in  der  betreffenden  Zeit  schwerlich 
einen  nennenswerthen  Vortheil  gebracht  hätte.  Es  geht  dies  zudem 
nnd  insbesondere  daraus  hervor ,  dass  ein  Decret  der  Nationalver- 
sammlung etc.  vom  23.  und  28.  October  —  3.  November  1790,  das 
dem  Beschlüsse  vom  26.  Ventose  VI  unverkennbar  zum  Muster  ge- 
dient  hätte,  eine  ähnliche  definirende  Verfügung  enthält  etc.  Bei 
dieser  Definition  hat  deutlich  das  Princip  Ausdruck  gefunden ,    dass 
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unter  Mens  da  clerg^  die  Cathedral-  und  Pßtrrkirchen  nicht  inbe- 
griffen seien  etc. 

III.  Mit  dem  zweiten  Gesetze,  auf  welches  das  Appellations- 
gericht  hinweist,  um  seine  Ansicht,  dass  im  altfiranzösischen  Gebiete 
und  in  dem  von  Frankreich  neu  erworbenen  Lande  die  Confiscationen 
eine  völlig  gleiche  Tragweite  gehabt  hätten ,  zu  rechtfertigen ,  hat 
es  folgende  Bewandtniss: 

Durch  das  arr§tö,  welches  für  die  linksrheinischen  neuen  De- 
partements einige  Monate  nach  dem  den  Vollzug  des  Concordats  an- 
ordnenden Gesetze  vom  18.  Germinal  X  eigens  erlassen  wurde,  ist 
vor  Allem  eine  Massregel,  die  damals  bereits  im  alten  Gebiete  in's 
Leben  getreten  war,  auch  in  das  neue  Gebiet  verpflanzt,  nämlich  im 
Art.  1  verfügt  worden:  >Die  Mönchsorden,  die  regulären  Gongre- 
gationen,  die  Pfründen  und  kirchlichen  Anstalten  ausser  den  Bis* 
thümem,  Pfarreien,  Cathedralcapiteln  und  den  bestehenden ,  sowie 
in  Gemässheit  des  Gesetzes  vom  18.  Germinal  X  zu  errichtenden 
Seminarien  sind  in  den  vier  Departements  aufgehoben. € 

Im  folgenden  Art.  2  ist  verfugt:  >Alle  Güter  jederlei  Gat- 
tung etc.  sind  unter  die  Hand  der  Nation  gestellt.« 

An  den  folgenden  Art.  3—10  werden  conservatorische  Mass- 
regeln angeordnet  etc.,  es  fährt  sodann  das  arrSt^  im  Art.  11  wört- 
lich fort: 

»Conform^ment  ä  la  loi  du  18.  Germinal  dernier  sont  laissä 
ä  la  disposition  des  evSques  etc.  les  ädifices  oü  s'eierce  le  culte  ca- 
tholique  etc.« 

Im  Zusammenhange  mit  Art.  11  statuiren  also  die  Art  1  und 
2,  dass  alles  im  Besitze  der  supprimirten  Klösterlichen  Institute  (eine 
Ausnahme  enthält  der  Art.  20)  befindliche  Immobiliar-  und  Mobi- 
liareigenthum,  gottesdienstliche  Gebäude  inbegriffen,  dem  Staate  ge- 
höre, dass  auch  Alles,  was  die  toelüiche  Geistlichkeit  in  dieser  Eigen- 
schaft als  Vertreterin  der  katholischen  Kirche  besass,  Staatseigen- 
thum  sei,  dass  jedoch  den  Vertretern  der  Kirche  ausser  den  bischöf- 
lichen und  Pfarrwohnungen  die  goUesdienstlichen  Gebäudcj  d.  L  in 
den  concordatsmässig  fortbestehenden  Bischofssitzen  die  Gathedral- 
kirchen,  in  den  Pfarrgemeinden  alle  darin  befindlichen  Pfarrkirchen 
etc.  zur  Disposition' belassen  seien. 

IV.  (Wird  der  Ausdruck  laiss^s  im  Consularbescblnsse  bespro- 
chen, als  Beleg  ^dafur ,  dass  keine  Confiscation  der  Kirchengebände 
verfSgt  war,  ansonsten  es  remis,  rendus  hätte  heissen  müssen.) 

V.  (Besumirung  der  vorgehenden  Deductionen.) 

»Im  alten  Gebiete  was  das  ganze  Kirchenvermögen   etc.  als 
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Eigentbam  der  Nation  erklärt  und  vielfkch  veräossert  worden.  Das 
in  YoIIziehnng  des  Concordats  erlassene  Gesetz  vom  18.  Germinal 
X  stattete  hiervon  der  Kirche  die  noch  Torhandenen.  vom  Staate  nicht 
veräQsserten  Eirchengebäude  und  Pfarrwobnungen  zurück  (seront  re- 
mises  etc.  seront  rendus  etc.  Concordat  Art.  12 ,  Germinalgesetz 
Art.  72). 

Im  neuen  Gebiete  ist  das  Eigenthum  an  allen  Ifarrkirehen^ 
dann  wo  Bischöfe  fernerhin  residiren  sollten,  auch  an  den  Cathedral- 
kirchen  und  an  den  übrigen  im  massgebenden  Gesetze  vom  20.  Prai- 
rial  X  aufgeführten  Gebäuden  den  Vertretern  der  Kirche  einfach 
belassen  worden  etcc 

YI.  etc.  Da  die  in  Bede  stehende  Pfarrkirche  selbst  nicht  con- 
fiscirt  wurde,  so  ist  ebensowenig  ihre  natürliche  und  gesetzliche  De^ 
pendenZf  insbesondere  der  Kirchhof,  worauf  sie,  wie  thatsächlich  fest- 
steht, erbaut  ist,  in  das  Eigenthum  des  Staates  übergegangen  etc. 

VII.  etc.  Decret  vom  23.  Prairial  XII,  insbesondere  Art  9  — 
nichts  beweisend  für  .das  Eigenthum  der  politischen  Gemeinde  etc. 

Diese  Entscheidung  des  obersten  Gerichtshofes  ist  von  weit- 
tragender principieller  Bedeutung.  Es  ist  darin  als  Grundsatz  auf- 
gestellt ,  dass  in  den  linksrheinischen  Departements  die  J^arrkirchen 
van  der  Gonfiscdiian  verschont  geblieben  seien.  Diese  Ansicht  adop- 
tirend  hat  der  Appellhof  zu  Zweibrücken  bei  Wiederverbandlung  des 
Processes  der  Gemeinde  Weilerbach  durch  ürtheil  vom  23.  Februar 
1875  die  Ansprüche  der  Cultasgemeinde  für  begründet  erachtet  und 
derselben  das  volle  Eigenihutnsrecht  an  dem  fraglichen  Kirchhofe 
zugesprochen. 
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XXIV. 

Pflichten  des  Pfarrers  hinsichtlich  der  bei  seiner  Kin^  lie- 

stehenden  Stiftungen, 

von  Dr.  E.  Berriach,  Pfurror  xa  Heimenheim. 

Bekanntlich  nimmt  das  Stiftungswesen  die  amtliche  Thätig- 
keit  des  Piarrer9  vielfach  in  Ansprach ,  es  ist  dasselbe  grossentheils 
in  die  Hftnde  des  Pfarrers  gelegt  und  auf  ihn  angewiesen;  ja  ans 
dem  Stiftungswesen  erwachsen  tär  den  Pfarrer  gewisse  Pflichten, 
welche  er  mit  seinen  dbrigen  Amtspflichten  bei  Annahme  der'Pfarr- 
stelle  übernommen  hat. 

Oder  ist  nicht  der  Pfarrer  als  solcher  bestellt  zum  Ordner^ 
Leiter,  Aufseher  und  Wächter  alles  Gottesdienstes  in  seiner  zustän- 
digen Kirche  und  den  von  dieser  abhängigen  Kapellen  und  Neben- 
kirchen? Nun  aber  stehen  die  meisten  kirchlichen  Stiftungen  nicht 
bloss  in  mittelbarer  Beziehung  zu  den  Cultushandlungen ,  sondern 
haben  selbst  gottesdienstliche  Verrichtungen  zu  ihrem  unmittelbaren 
Gegenstände. 

Des  Weitern  leuchtet  auf  den  ersten  Blick  ein ,  dass  bei  un- 
serem Gegenstande  die  Rechtsfrage  überall  in  den  Vordergrund  tritt 
und  eine  grosse  Bolle  spielt,  indem  die  grösste  Zahl  kirchlicher  Stif- 
tungen einen  Vertrag  zur  Voraussetzung  hat.  Der  Eine  —  hier  der 
Stifter  —  gibt  unter  gewissen  Bedingungen,  ein  Anderer  —  hier 
die  Kircoe  —  acceptirt ,  sich  zu  diesen  Bedingungen ,  onera  perpe- 
tua,  onera  in  perpetuum,  verbindlich  machend^). 


1)  Die  Requisite  Kirdie  (kirchliche)  imd  die  Eigenschaft  perpetuum 
sind  bei  einer  kirchlichen  Stiftung  so  jipumganglich  nothwendig,  dass  ohne  sie 
keine  Stiftung  zu  Stande  kommt.  Wenn  beispielsweise  ein  Erblasser  seinem 
Testamentsexecutor  die  Verpflichtung  auflegt,  fAr  seine  Seele ^Uiihrlich  und 
für  immer  eine  bestimmte  Zahl  von  Messen  halten  zu  lassen,  sollte  er  ihm  da- 
/ür  auch  einen  spedellen  Betrag  überwiesen  haben ,  so  igt  das  keine  SUftung. 
es  ist  das  ein  einer  Privatperson  übertragenes  onus  procurandi  missas  perpe- 
tuas,  und  nicht  das  einer  Kirche  oder  kirchlichen  Person  auferlegte  onus  per- 
petuum missarum,  mit  anderen  Worten ,  die  Kirche  als  solche  wird  nicht  Trt- 
gerin  der  Celebrationsverpflichtung ,  wie  bei  Stiftungen.  MllTenn  wir  Ton  dieser 
Ansicht  ausgehen,  so  folgt,  dass  Zuwendungen  an  eine  Kireheniabrik  für  Mei- 
sen, welche  sofort  nach  dem  Tode  des  Schenkgebers  gelesen  werden  sollen,  der 
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Man  nnterscbeidet  vor  dep  Gesetz  zwischen  Scbenkungen  (un- 
ter Lebenden)  und  letztwilligen  ^Verfögangen  (Vermäcbtnissenf  Testa- 
menten), je  nachdem  die  Zuwendung  zu  Lebzeiten  des  Schenkgebers, 
oder  erst  nach  dessen  Tode  in's  Leben  treten  soll.  Die  Schenkungen 
bilden  einen  förmlichen  Vertrag  zwischen  dem  Schenkgeber  und  Be- 
schenkten ,  und  ist  zur  Gültigkeit  des  Vertrages  die  Annahme  des 
Beschenkten  durchaus  erforderlich.  Der  Vertrag  ist  ein  zweiseitiges 
Bechtsgeschäft  inter  vivos,  wogegen  das  Testament  die  einseitige 
Verfügung  eines  Lebenden  für  die  Zeit  nach  erfolgtem  Tode  ist 
Mit  der  Vollziehung  der  Testamente  oder  der  letztwilligen  VerfQg- 
ungen  nehmen  diese  jedoch  auch  den  Charakter  eines  Vertrages  an, 
seitens  der  Erben,  resp.  Vermächtnissempfänger  gegenüber  den  im 
Testamente  bedachten  (natürlichen  oder  juristischen)  Personen. 

Zudem  zieht  sidi  dgs.Mein  und  Dein,  das  Suimfi  cuique,  wie 
ein  rother  Faden  bei  den  Stiftungen  durch,  und  es  ist  Saphe  der 
Gerechtigkeit,  dasjenige ,  was  -  der  VTille  der  Stifter  in  ihren  Stif- 
tungen zum  Besten  gewisser  Personen ,  Anstalten  und  dgl.  ausge- 
worfen hat^  denselben  unverkürzt  und  gewissenhaft  zuzuwenden,  vor- 
aosgesetzt,  dass  auch  diese,  falls  der  Stifter  den  Empfang  dieser 
Gaben  von  der  Erfüllung  gewisser  Dienste  abhängig  gemacht  hat, 
dem  Verlangen  des  Stifters  nachkommen. 

Selbstredend  aber  gehört  es  zu  den  Aufgaben  des  Pfarrers, 
äberall  da,  Wo  die  Frage  nach  Recht  und  Gerechtigkeit  an  ihn  her- 
antritt, diese  nach  den  unerschütterlichen  Satzungen  des  Gbristen- 
thums  zu  beantworten  und  derselben  durch  seinen  Einfluss  Geltung 
und  Nachdruck  zu  verschaffen. 

Dazu  ist  der  Pfarrer  zufolge  seines  Aitites  von  Bechtswegen 
Mitglied  des  Eirchenvorstandes,  Eirchenrathes  (bezw.  der  Kirch  mei- 
sterstube),  biner  Körperschaft,  der  es  obliegt,  unter  Beobachtung  der 
gesetdichen  Bestimmungen  gleich  einem  guten  Haushalter  das  Ge^ 
sammt-,  also  auch  das  Stiftungsvermögen  seiner  Kirche  zu  verwal- 
ten und  vor  Beschädigung  zu  bewahren,  event.  selbstverschuldete 
Beeinträchtigungen  wieder  gut  zu  machen. 

Das  Gesagte  möge  genügen  zum  Beweise,  dass  der  Pfarrer 
nicht  bloss  in  sehr  nahen  Verhältnissen  zum  Stiftungswesen  seiner 
Kirche  steht,  sondern  auch  förmliche  Pflichten  gegen  dasselbe  hat. 
Sie  im  Einzelnen  vorzuführen  ist  der  Zweck  dieser  Abhandlung. 


liodeslierrlicben  Genehmigung  nicht  bedürfen ,   auch   wenn  die   Summe    1000 
Thaler  IkberBteigt,  da  eigentlich  die  Kirchenfabrik  nicht  bedacht  ist,   sondern 
nur  als  Yetmittlerin  der  Ausführung  des  WHlens  des  Geschenkgebers  gerirt. 
'  AreUv  für  Kircbenrecht.  XXXIU.  28 
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Welches  sind  denn  diese  Pflichten? 

Zuvörderst  verschaffe  sich  der  Pfarrer  ein  vollständiges  und  zu- 
verlässiges (Haupt-)Verzeichniss  sämmtlicher  bei  seiner  Kirche  vor- 
handenen Stiftungenr~Dasselbe  enthalte : 

a)  die  Namen  der  einzelnen  Stifter; 

b)  die  Bezeichnung  der  Stiftungsobjecte ,  des  Vermögens  der 
einzelnen  Stiftungen:  Ländereien  ,oder  Capitalien  oder  Beuten,  und 
in  Betreff  letzterer  wieder,  ob  Naturalien-  oder  Oeldrenten ; 

c)  das  Datum  der  Genehmigung  seitens  der  Behörde; 

d)  die  Angabe  der  Stiftungslasten,  event.  derdafurfixirtenZeit; 

e)  Bezeichnung  der  Personen  und  dgl.,  in  deren  Interesse  die 
Stiftungen  gemacht  sind,  resp.  derer,  welche  an  den  Jahreserträgen 
pairticipiren ; 

f)  Erklärung,  ob  die  Stiftungen  gehörig  gesichert  sind; 

g)  gegenwärtiger  Jahresertrag; 
h)  Antheile  der  Berechtigten. 

Wie  auf  d^  ersten  Blick  ersichtlich  ist,  kann  die  Beschaffung 
eines  derartigen  Verzeichnisses  auf  viele  und  erhebliche  Schwierig- 
keiten stossen,  manche  saure  Stunde,  manchen  Schweisstropfen  kosten 
und  unter  Umständen  zu  Verdriesslichkeiten ,  unerquicklichen  Aus- 
einandersetzungen und  dgl.  führen.  Und  nichts  destoweniger  wird 
in  den  weitaus  meisten  Fällen  wohl  der  Pfarrer  sich  dieser  Arbeit 
kaum  entziehen  können,  da  er  der  einzige  Mann  seiner  Gtemeiode 
sein  dürfte,  der  dieser  Arbeit  gewachsen  wäre.  Aber  auch  gesetzt 
den  Fall,  dem  Pfarrer  würde  ein  solches  Verzeichniss ,  sei  es  ganz 
neu  aufgestellt,  oder  von  seinem  Amtsvorgänger  herrührend,  überlie- 
fert ,  so  wird  es  doch  höchst  rathsam  sein ,  die  einzelneu  Angaben 
einer  sorgfältigen  Durchsicht  und  gründlichen  Prüfung  zu  unterwer- 
fen ,  will  er  anders  sicher  werden ,  dass  das  Stiftungswesen  seiner 
Kirchein  Ordnung  ist  Wir  pflegen  doch  sonst  unsere  rehtiv  klei- 
nen und  jedesmaligen  Bechnungen  nicht  ohne  Weiteres,  ohne  dass 
wir  uns  von  der  Bichtigkeit  der  einzelneu  Posten  überzeugt  haben, 
zu  acceptiren  und  auszubezahlen:  um  wie  viel  weniger  werden  wir 
ein  Schriftstück  von  grossem  und  furdauemdem  Belange  lediglich 
auf  die  Auctorität  eines  Andern  hin  als  fehlerlose  Bichtschnur  an- 
sehen? Wollte  man  dem  Gesagten  entgegenhalten,  das  hiesse  doch 
Misstrauen  gegen  seinen  Vorgänger  an  den  Tag  legen ,  so  erwidern 
wir:  es  handelt  sich  nicht  um  meinen  Vorgänger,  es  handelt  sich 
um  mich.  Irren  ist  menschlich ,  und  lehrt  die  Erfahrung ,  dass  in 
derartigen  Verzeichnissen^  und  sogar  in  solchen,  welche  von  der  Be- 
hörde approbirt  waren,  Irrtiiümer  sich  eingeschlichen  hatten. 
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Zu  dem  Ende  (Nachsehen  und  Prüfen)  gehe  der  Pfarrer  die 
einzelnen  Stiftungsurkunden  durch  —  (diese   sollen  ja   bekanntlich 
geordnet  und  registrirt  sich  im  Pfarrarchiv  vorfinden ;  ist  dies  nicht 
der  Fall,  so  muss  er  sich  auch  noch  die  Mähe  geben ,  fragliche  Pa- 
piere aufzusuchen  und  in  ein  Yerzeichniss  —  Inventar  —  zu  bringen) 
—  und  suche  ihren  Sinn  klar  zu  stellen ,  event.  zu  entziffern.    Bei 
manchen  alten  Stiftungen  wird  es  zu  den  Unmöglichkeiten  gehören, 
die  bezugliche  Urkunde  aufzutreiben.    In   solcher  Lage  wird  man 
sich  begnügen  müssen  mit  alten  Notizen,  Stiftungs-  und  Bentenver- 
zeichnissen,  Rechnungen,   Quittungen  und   dgl.  mehr.    Bei  diesem 
Geschäfte  befolge  man  den  Grundsatz  unserer  geistlichen  Behörde: 
jedwede  Stiftung  wird  so  lange  als  vorhanden  und  bestehend   ange- 
sehen, als  nicht  nachgewiesen  ist,  dass  ihre  Fonds  verloren  gegangen 
sind.    Ein  derartiger  Nachweis  durfte  aber  in   vielen  Fällen  schon 
ao  dem  Umstände  scheitern ,   dass  die  Fabrik-   und  Stiftungsfonds 
früher  nicht  getrennt  aufgeführt  und  behandelt  wurden ,  wie  es  die 
Vorschriften  der  spätem  Zeit  mit  Recht  verlangen.    Stammen  die 
Stiftungen,  deren  Urkunden  abhanden  gekommen",  nicht  aus  gar  zu 
alter  Zeit,  so  dürfte  es  sich  empfehlen,  bei  der  geistlichen  Behörde 
Nachfragen  nach  denselben   anzustellen ,   event.  um  Abschrift  der 
Stiftungsurkunden  zu  bitten ;  bei  Stiftungen  aus  neuerer  Zeit  unter- 
lasse man  in  solcher  Lage  nie,  diesen  Weg  einzuschlagen  und  wird 
man  auf  ihm  am  raschesten  und  sichersten  zum  Ziel  gelangen. 

Ist  man  im  Besitz  der  Stiftungsurkunde ,  so  halte  man  sich 
streng  an  der  buchstäblichen  Auffassung  der  Worte.  Falls  diese 
zweifelhaft  sein  sollte,  so  möge  man  sich  entweder  am  herkömm- 
lichen Usus  halten,  oder  noch  besser,  man  lasse  die  geistliche  Be- 
hörde erklärend  resp.  ergänzend  entscheiden. 

Besteht  die  Zuwendung  aus  liegenden  Gründen,  so  suche  man 
zu  ermitteln,  ob  diese  noch  im  Besitze  des  bedachten  Subjectes :  der 
Kirche ,  des  Pfarrgutes  etc. ,  resp.  ob  sie  im  Cataster  auf  dessen 
Namen  überschrieben  worden  sind;  man  vergleiche  und  regele  die 
damalige  Grösse,  das  damalige  Maass,  die  damaligen  Grenzen  mit 
den  entsprechenden  jetzigen  und  sehe  namentlich  scharf  zu,  ob  die 
Bediensteten  den  jährlichen  Pachtpreis  ganz,  oder  nur  ein  festge- 
setztes Quantum,  event.  welches  desselben,  oder  ob  sie  ein  ander- 
weitig ausgeworfenes  Honorar  zu  beziehen  haben.  Dass  dieses  Ge- 
schäft nur  zu  häufig  mit  grossen,  bisweilen  unüberwindlichen  Schwie- 
rigkeiten verknüpft  ist,  braucht  wohl  kaum  hervorgehoben  zu  wer- 
den. Kommen  doch  Fälle  vor  ^  dass  im  Laufe  der  Zeit  gewisse  Be- 
nennungen gänzlich  verschwunden  sind  und  die  ursprüngliche  An- 
^""'  28* 
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gäbe  des  Grössenmaasses ,    der  Grenzen   und  dgl.  in  undnrchdring- 
Ucbes  Dunkel  gehüllt  bleibt. 

Ist  die  Stiftung  in  Geld  gemacht,  so  ist  selbstredend  die  erste 
Fragef  ob  die  Stiftungscapitalien  noch  vorhanden,  resp.  um  das  ent^- 
sprechende  Agio  vermehrt  und  nach  den  bestehenden  Vorschriften 
rentbar  angelegt ,  ob  die  betreffenden  Hypotheken  zeitig  genonunen 
und  erneuert  worden  sind,  keine  Transcriptionen  Statt  gefunden  haben 
und  ob  event.  neue  Titel  gestellt  sind.  Alles  keine  kleine  und 
leichte  Arbeit,  aber  eine  kaum  zu  umgehende  und  eine  solche,  nach 
deren  Vollendung  jeder  sich  beruhigen  und  freuen  wird  in  dem 
lohnenden  Bewusstsein:  das  Stiftungswesen  ist  bei  mir  in  schönster 
Ordnung.  Wie  Manches  ist  verloren  gegangen  durch  Vernachlässig- 
ung dieser  Vorsichtsregel ! 

Wir  bemerkte^ben,  Stiftungen  müssen  so  lange  als  vorhanden  und 
pflichtig  ^gesehen  werden,  als^nicht  der  Beweis  erbracht  sei  über  den 
gänzlichen  und  unbeibringlichen  Verlust  ihrer  Capitalien  oder  Stif- 
tungsobjecte.  Es  ist  diese  Praxis  durchaus  gerechtfertigt.  Denn  nicht 
selten  ereignet  es  sich,  dass  man  bei  alten  Stiftungen,  namentlicb 
solchen,  welche  von  Jahrhunderten  datiren,  trotz  des  sorgfältigsten 
Nachspärens  auf  eine  eigentliche  Stiftungsurkunde,  ein  Testament, 
oder  ähnliche  Schriftstücke  nicht  stösst.  Damit  ist  aber  keineswegs 
gesagt,  die  beregte  Stiftung  sei  nie  förmlich  gemacht  worden,  oder 
ihre  Fonds  seien  im  Laufe  der  Zeit  abhanden  gekommen,  im  Oe- 
gentheil,  manchmal  sind  gerade  derartige  Fundationen  die  vortheil- 
haftesten  und  ergiebigsten  für  die  Kirche  und  ihre  Diener. 

Zum  bessern  Verständniss  dieser  Sachlage  wollen  wir  einen, 
wenn  auch  flüchtigen  Blick  werfen  auf  beregten  Zeitraum  und  ans 
vergegenwärtigen,  auf  welche  Weise  man  in  einer  Zeit,  wo  das  Wort 
meistentheils  ebensoviel  oder  noch  mehr  Greltung  hafcte,  als  heutigen 
Tags  Acte  mit  Unterschrift  und  Siegel ,  Fundationen  zu  gründen 
pflegte.  Es  wurde  einfach  dem  Pfarrer  unmittelbar  oder  mittelbar 
eine  gewisse  Summe,  eingehändigt ,  resp.  wurden  ihm  gewisse  Par- 
zellen als  Stiftungsobject  angewiesen  und  dabei  angegeben,  was  da- 
för  geschehen  solle.  Damit  war  die  ganze  Stiftungssacbe  fertig. 
Ein  Genehmigenlassen  höheren  Orts  scheint  man  für  überflüssig  an- 
gesehen zu  haben.  Höchstens  vermerkte  der  Pfarrer  das  neue  Acqni- 
sit  noch  in  einem  eigens  zur  Notirung  der  Stiftungen  angel^ten 
Buche.  In  gar  vielen  Fällen  unterblieb  auch  dies  Eintragen  und 
man  begnügte  sich  kurz  damit,  die  Namen  der  Stifter  mit  den  Stif- 
tungslasten in  das  Jahresstiftungsverzeichniss,  resp.  in  die  Jahres- 
rechnung aufzunehmen  und  Sorge  zu  tragen  für  die  baldmögliche 
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Rentabilität  des  fundirten  Objectes.  Bestand  dieses  in  Grund  und 
Boden,  so  verpachtete  man  denselben ;  war  die  Stiftong  aber  in  Baar 
gemacht,  so  that  man  das  Capital  sobald,  als  es  anging,  aus,  ohne 
es  separirt  als  Fond,  als  Capital  der  und  der  Stiftung  zu  behandeln, 
ja  man  warf  es  mit  anderen ,  selbst  mit  Eabrikgeldem  zusammen 
und  dgl.  ^),  und  so  war  es  kein  Wunder ,  dass  nach  kurz  oder  lang, 
jedenfalls  nach  einer  Reihe  von  Jahren  an  ein  Orientiren  in  der 
Sache  kaum  mehr  zu  denken  war. 

Ausser  dem  vorstehend  angedeuteten ,  allerdings  nicht  nach 
den  kirchlichen  Weisungen  (siehe  später)  angelegten  Fundations- 
wege,  kannte  und  beschritt  man  auch  noch  andere ,  welche  in  Ver- 
gleich zu  jenem  Neben-  oder  Umwege  genannt  werden  können. 

Vor  oder  nach  dem  Tode  der  Erblasser  z.  B.  der  Eltern  einig- 
ten sich  die  Erben,  also  hier  die  Kinder  •—  sei  es,  weU  der  Erb- 
lasser solches  ausdrücklich  begehrt  hatte,  oder  aus  eigenem  Antriebe 
—  dahin,  dass  alljährlich  zur  Seelenruhe  des  Verstorbenen  die  und 
die  gottesdienstlichen  Handlungen  aki  der  und  der  Kirche  gehalten 
werden  sollten,  ohne  dass  dafür  der  zuständigen  Kirche  ein  bestimm- 
ter Fundus  bleibend  abgetreten  wurde.  War  der  Erbe  eine  einzige 
Person,  so  bot  das  Geschäft  vor  der  Hand  keine  Schwierigkeit ;  die- 
s^  entrichtete,  ohne  eine  förmliche  Stiftung  zu  machen,  Jahr  aus 
Jahr  ein  die  Qebfihren  an  die  betreffenden  dienstleistenden  Per- 
sonen u.  s.  w.  Waren  der  Erben  aber  mehrere ,  oder  war  der  Eine 
mit  Bücklassung  mehrerer  Kinder ,  nachdem  er  diese  mit  der  in 
Rede  stehenden  Obliegenheit  beschwert  hatte ,  mit  Tod  abgegangen, 
so  kamen  jene  sowohl  wie  diese  zusammen  und  einigten  sich  nun 
anter  sich  in  der  Weise,  dass  entweder  bei  der  Theilung  des  Nach- 
lasses eine  Parzelle  ausgeschlossen  wurde,  aus  deren  Jahrespacht  die 
quaest.  Jahresleistungen  bestritten  werden  sollten,  oder  jeder  der 
Betheiligten  übernahm  es,  nach  einer  gewissen  Reihenfolge  Jedesmal 
für  den  ganzen  Jahresertrag  aufzukommen ,  oder  aber  endUch  man 
tbeilte  sich  Jahr  für  Jahr  in  den  Gesammtbetrag.  Beiläufig  be- 
merkt, sehen  wir  an  diesem  Beispiel,  wie  naturgen^äss  das  Stiftungs- 
rentenwesen  aufkam.  Auf  die  Dauer  mussten  diese  verschiedenen 
Weisen  zur  Deckung  bestimmter  Verpflichtungen  an  Kirchen  zu 
lästig  und  verwickelt  werden ;  und  da  mit  der  Länge  der  Zeit  und 
mit  der  Verzweigung  der  betreffenden  Familien  die  Schwierigkeiten 
and  selbst  die  Unsicherheit  der  Verpflichtungen   sich  mehrten ,  so 

1}  Früher  hielt  man  bekanntlich  fast  nirgends  Fabrik-  nnd  Stiftungs- 
vermdgen  auseinander.  Wie  es  sich  damit  anf  der  linken  Bhelnseite ,  welche 
onter  französischer  Herrschaft  gestanden,  verhalte,  darüber  weiter  nnten. 
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legte  der  Oedanke,  sich  diese  Last  vom  Halse  zu  schaffen,  d.  i.  die 
überkommene  Schuld  (Verpflichtung)  abzulösen  und  der  Kirche  gänz- 
lich zu  übertragen,  sich  nahe.  Zu  dem  Ende  trat  man  nun  in  Tor- 
stehend  zuerst  erwähntem  Falle  die  beregte  Parzelle  bleibend  der 
Kirche  als  Stiftungsgut  zum  Eigenthum  förmlich  ab,  oder  aber,  wie 
im  zweiten  und  dritten  besprochenen  Falle,  die  betreffenden  schös- 
sen ein  Stiftungscapital  zusammen ,  dessen  Jahreszinsen  ausreichten 
zur  Bestreitung  der  bezüglichen  Jahreslasten. 

Dass  dies  nicht  die  rechte  Art  und  Weise  war,  um  Stiftungea 
ins  Leben  zu  rufen  und  zu  erhalten ,  bedarf  wohl  keines  Beweises. 
Wie  die  Annahme  eines  Manualstipendiums  die  üebernahme  der 
Verpflichtung  in  sich  schliesst,  einmal  oder  so  und  so  oft  in  einer 
gewissen  Intention  zu  celebriren,  so  begreift  die  Annahme  eines  Stif- 
tungsobjectes  die  ex  justitia  erwachsende  Verpflichtung  in  sich,  in 
regelmässigen  Fristen  wieder  und  wieder  dieses  zu  thun  und  bis  zu  ewigen 
Zeiten  (wie  es  in  Stiftungsurkunden  lautet)  damit  fortzufahren.  Das 
Subject  der  betreffenden  Pflicht  ist  beim  Manualstipendinm  der  ein- 
zelne Priester  als  solcher,  beim  Stipendium  fundatum  aber  die  zn- 
/  ständige  Kirche  schon  aus  dem  einfachen  Grunde ,  weil  der  einzelne 
•  ;  '  .  Priester  in  perpetuum  nicht  lebt.  Da  nun  aber  ein  Priester  als 
solcher  seinem  Amtsnachfolger  Verpflichtungen  aufzulegen  ans  eigener 
Macht  nicht  berechtigt  ist,  so  folgt,  dass  eine  kirchliche  Stifl;nng 
ohne  die  Mitwirkung  der  geistlichen  Behörde  gültig  nicht  errichtet 
werden  kann.  Schon  vom  Standpunkt  dieser  Auffassung  aus  musste 
die  Kirche  auch  unsern  Gegenstond  in  den  Bereich  ihrer  Gesetz- 
gebung ziehen,  und  dieses  that  sie,  indem  die  Gongregatio  Concilii 
unter  specieller  Approbation  des  Papstes  Urban  VIIL  am  11.  Jnni 
1695  in  einem  diesbezüglichen  Gesetz  erklärte,  je<le  eigentliche 
kirchliche  Messstiftung  auf  ewige  Zeiten  sei  der  Genehmigung  des 
Ordinarius  zri  unterbreiten.  Ist  die  Genehmigung  ertheilt  worden, 
so  heisst  es  dann  weiter,  so  soll  der  Kirchenärar  das  Stiftnngsob- 
ject,  falls  dasselbe  kein  Immobil  sein  sollte,  durch  Ankauf  zu  einem 
Immobil  machen  und  rentbar  anlegen  mit  ausdrücklicher  Angabe 
des  darauf  haftenden  onus,  und  der  betr.  fundus  in  so  weit  immer 
getrennt  selbst  von  ändern  Kirchengütem  gehalten  werden ,  dsss 
man  das  Quantum,  welchem  die  specielle  Verpflichtung  anklebt,  er- 
kennen kann.  Sollte  das  Immobil,  welches  den  Grundstock  der  Stif- 
tung bildet,  im  Laufe  der  Zeit  mit  höherer  Genehmigung  yeräussert 
werden ,  so  ist  mit  dem  Kaufschilling  in  derselben  Weise  zu  ver- 
fahren. Dieses  Gesetz  verpflichtet  sub  gravi;  den  wissentlich  da- 
gegen Handelnden  treffen  ipso  facto  gewisse  Strafen,  z.  B.  das  In- 
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terdict  alle  Sftcalarpriester  und  sonstige  kircblicbe  Personen,  und 
ist  die  Stiftong  auch  als  ungflltig  anzusehen.    (Vergl.  Pastoralbl.  der 
Diöces.  Münster  1866 ,  S.v  l  f.)    Wir  werden  noch  auf  diesen   Ge- . 
genstand  znrnckiommen. 

Wie  bereits  oben  angedeutet,  Jst  der  Werth  und  Ertrag  der 
Ländereien  gegenwärtig  ungleich  höher  als  in  früherer  Zeit,  und  ist  es 
eioe  Frage  von  grossem  Belange ,  dass  klar  gestellt  werde ,  was  für 
die  Bediensteten  festgesetzt  ist ,  ob  ein  feststehendes  Honorar ,  oder 
aber  der  jeweilige  Jahrespacht  ganz  oder  ratirlich. 

Gleicherweise  ist  bei  den  Ablösecapitalien  nicht  ausser  Acht 
zu  lassen,  dass  denselben  event.  das  jedesmalige  Agio ,  welches  mit- 
unter sogar  üb#r  ein  Drittel  des  Gapitals  ausmachen  kann  und  wel- 
ches leicht  zu  ermitteln  ist,  beigezählt  werde ,  da  erst  die  Summe 
dieser  (beiden)  Posten  zusammen  das  eigentliche  Stiftungscapital 
bildet  <). 

Es  liegt  auf  der  flachen  Hand,  dass  bei  solchen  Verhältnissen 
sehr  leicht  Unsicherheit ,  Dunkelheit  und  Verwirrung  in  das  Stif- 
tnogswesen  sich  einschleichen  und  das  StiftungsvermOgen  mit  Fabrik- 
vermdgen  verschmolzen  werden  konnte.  Hin  und  wieder  mag  man 
mittelst  Yorfindlicher  Notizen  im  Stande  sein ,  das  eine  oder  andere 
noch  nachzuweisen,  meistens  aber  wird*s  vergebliche  Mühe  sein. 


1)  Au&Uende  Beispiele  hiervon  zeigt  das  StifkungsTeneichniss  zu  Ip- 
plendorf.    Wir  lassen  hier  {ßlgen  den  Tarif  über  die  Berechnang  des  Agio. 

Durch  ein  Edict  vom  20.  März  1737  wurde  der  Werth  der  franz.  Kro- 
nenthaier  gesetzt  auf  91  Stüber ,  und  galt  dieses  Edict  bis  zum  16.  Januar 
1747. 

Von  da  bis  zum  14.  Juli  1750  betrug  der  Werth    93    Stüber. 
Von  da  bis  zum  8.  März  1754      „        „        „         94^4 
Von  da  bis  zum  16.  Juli  1756      „       „        „         99 
Von  da  bis  zum  18.  März  1760    ,,       ,,       ,,        102Vs 
Von  da  bis  zmn  2.  Januar  1765   „       „       „        108 
Von  da  bis  Ende  1767  „       „•       „       108V4 

In  den  Jahren  1768—1771  „       „       „        llOV« 

In  den  Jahren  1772-1778  „        „        „        112i/« 

In  den  Jahren  1779—1800  „        „        „        115 

^fiter  unter  den  franz.  Gesetzen  namentlich  nach  dem  Code  Civil  L.  III. 
Tit  10.  c  2.  Nr.  1895  cessiren  die  Verordnungen  über  das  Agio,  und  es  soll 
die  Summe  in  den  Münzsorten  erlegt  werden,  welche  in  den  Obligationen  aus- 
gedrückt sind. 

üeberall  dient  der  frauz.  Eronenthaler,  die  damals  gangbarste  harte 
Kanzsorte,  als  Massstab ,  um  den  jetzigen  Werth  und  Betrag  eines  alten  Ca- 
pitsils  SU  berechnen,  falls  die  Münzsorten  selbst  in  den  Obligationeu  nicht  näher 
^zeichnet  sein  sollten.  Sofern  aber  andere  Geldsorten  in  der  Obligation  ge- 
kannt sind,  so  hat  mau  selbstredend  mit  diesem  Gelde  zu  rechnen. 
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Wir  woUeD  nicht  einmal  hervorheben,  dass  die  angedeuteten 
Schwierigkeiten  noth wendig  noch  vergrössert  werden  mossten,  wenn 
nicht  das  ganze  Stiftnngscapital  auf  einmal  abgelegt  worden  war,  sondern 
nur  theilweise,  und  für  den  oder  die  anderen  Bnichtheile  von  einem 
oder  mehreren  Famitienstöcke.n  wie  bis  dahin  verfahren  wurde.  An- 
dererseits sehen  wir  aber  auch ,  dass  das  Eirchenrentenwesen  eben- 
falls eine  Sache  ist,  welche  eingehende  Prüftmg  erfordert  und  man 
sich  wohl  hüten  soll ,  Renten  ohne  Weiteres  alÄ  lastenfrei  zu  be- 
zeichnen ,  da ,  wie  wir  gesehen  haben ,  die  Renten  nicht  selten  in 
einem  sehr  nahen  Verhältnisse  zu  Stiftungen  stehen  und  mit  Stil- 
tungslasten  verstrickt  sein  können,  sollte  das  auch  sobald  nicht  zn 
ermitteln  und  ausfindig  zu  machen  sein. 

Eigenmächtig  wird  der  Pfarrer  niemals  eine  Stiftung  ausstrei- 
chen, vieFnieh'r,  falls  er  bei  den  sorgfältigst  angestellten  Untersuch- 
ungen zu  der  Ueberzeugung  gekommen  ist,  dass  die  Stiftungsobjecte 
verloren  gegangen,  so  berichte  er  den  Sachverhalt  an  die  geistliche 
Behörde  und  lasse  di6se  entscheiden. 

» 

Der  Vollständigkeit  wegen  wollen  wir  dem,  was  wir  später 
über  die  für  die  linke  Rheinseite  massgebenden  französischen  Ge- 
setze von  ISOd,  sofern  diese  sich  auf  das  Stiftungswesen  beziehen, 
zu  sagen  haben,  in  etwa  vorgreifen. 

Durch  die  französische  Revolution  wurde  im  Jahre  1789  das 
gesammte  Eirchenvermögen  als  Staatseigenthum  und  als  dem  Staats- 
säckel verfallen  erklärt.  Dieses  Loos  traf  die  meisten  kirchlichen 
Stiftungen ;  nur  eine  verhältnissmässig  geringe  Anzahl  wurde  auf 
die  Seite  geschafft  und  konnte  gerettet  und  ihren  resp.  Kirchen  er- 
halten werden. 

In  Gemässheit  des  Gouvemementsbeschlusses  vom  7.  Thermi- 
dor  Jahres  XI  sollten  die  den  Kirchen  entrissenen  Stiftungsgüter 
denselben  zurückerstattet  werden.  (Das  Erzbischöfl.  Generalvicariat 
zu  Köln  erliess  unterm  11.  November  1S26  ein  Rundschreiben  an 
sämmtliche  Kirchenvorstände  zur  Reclamation  noch  nicht  zurückge- 
gebener Stiftungsgüter.  8.  Podesta^  Sammlung  1851  S.  18.)  Als- 
dann führte  das  Decret  vom  22.  Fructidor  J.  XIII  des  Weitenr  aus, 
die  Stiftungslasten  seien  nach  dem  Wortlaut  ihrer  Urkunden  zu  er- 
füllen und  die  betreffenden  Persönlichkeiten  nach  einem  vom  Bischof 
zu  erlassenden  und  gemäss  Art.  69  des  Gesetzes  vom  18.  Germinal 
J.  X  von  der  Staatsregierung  zu  genehmigenden  Diöcesanreglement 
zu  honoriren.     Letzteres  kam   iu    manchen    Bisthümem  nicht  zn 
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Stande  ^).    In  Folge  dessen  blieben  die  frfiheren  Gebühren  in  Kraft 
und  bei  streitigen  FftUen  entschied  das  Ordinariat. 

In  Betreff  dieser  Art  Stiftungen  wollen  wir  noch  darauf  auf- 
merksam machen ,  dass  durch  den  Beschluss  vom  7.  Thermidor, 
J.  XI  die  Eirchenfabriken  unbeschränkte  EigentbQmer  des  Ver- 
mögens dieser  Stiftungen  geworden  sind,  letztere  sonach  nicht  mehr 
zum  Stiftungs-,  sondern  zum  Fabrikvermögen  gehören  —  ein  eigent- 
licher Stiftungsfonds  ist  nicht  mehr  -  vorhanden.  Siehe  Kais.  Decr, 
von  1809,  Art.  36,  Nr.  2  und  3.  Femer  vergl.  de  Syo^  Kirch.- 
Pabr.-Decret  von  1809.  2.  Aufl.  S.  65. 

Nach  dieser  Erörterung  wollen  wir  nun  noch  einzelne  der  oben 
angefahrten  Punkte,  welche  den  Inhalt  des  Stiftttngs-(Haupt-)Ver- 
zeichnisses  bilden,  insofern  wir  solches  für  angezeigt  halten,  mit  Zu- 
sätzen versehen. 

ad  a.    Die  Namen  der  einzelneu  Stifter. 

Dieses  Requisit  bedaff  einer  weitem  Erklärang  nicht/  Wir  be- 
merken nur  noch,  dass  es  gebräuchlich  und  rathsam  ist,  mitunter, 
statt  der  Stift^namen,  oder  wenn  es  so  beliebe  sollte,_mit  densel- 
ben die  gestifteten  Dienstleistungen  hinzusetzen,  zumal  wenn  diese 
Leistungen  häufig  wiederkehren  z.  B.  täglicher  Abendsrosenkranz,  ^ 
Donnerstagssegensmesse,  Sonntags-Frühmesse  u.  dgl.  ro. 

ad.  b.  Bezeichnung  der  Stiftungsobjecte  und  zwar  1)  Lände- 
reien, 2)  Capitalien,  3)  Renten  in  Naturalien  oder  Oeld. 

Die  kirchliche  Gesetzgebung,  wie  wir  bereits  erfahren  haben, 
wünscht,  dass  die  Stiftungen,  wenigstens  alle  Messsiftungen  in  Grun5^  . 
nni  Boden  dotirt  oder ,  falls  in  Oeld  gemacht ,  dafar  Grand  und  ) 
Boden  angekauft  und  aus  deren  Ertrag  die  Stiftungsobliegenheiten 
erfüllt  werden.  Heutzutage  und  in  unsern  Gegenden  steht  die  vom 
Bischöfe  anerkannte  Sicherheit  der  Anlage  des  Stiftungsbetrages  in 
Capitalien  mit  einer  in  liegenden  Gütern  gleich.  Der  allgemeine 
Usus  und  die  thatsächliche  Billigung  des  hl.  Stuhles  haben  somit 
eine  Modification  des  Gesetzes  der  Gongregatio  Concilii  vom  11.  Juni 
1695  herbeigeführt. 

ad  c.  Datum  der  Genehmigung  seitens  der  geistlichen  Be- 
hörde. Bei  jeiit  Stiftung  soll  die  Genehmigung  der  geistlichen  Be- 
hörde nachgesucht  werden').    Da  diese,  bei  alteii  Stiftungen  durch- 


1)  Auch  nicht  in  der  Kölner  Diöcese. 

2)  Yon  allen  Yermögensza Wendungen  an  Kirchen  und  kirchlichen  Anstal- 
ten ist  der  geistlichen  Behörde  innerhalb  ^ines  Mopates  Anzeige  zu  machen. 
So  yeriftgte  das  Erzb.  Generalvicariat  zn  Köln  unterm  18.  Juni  1851. 
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gängig  fehlt,  so  dfirfte  es  nicht  tlberflässig  sein,  dieselbe  nachträglich 
einzuholen,  und  könnten  bei  dieser  Gelegenheit  etwaige  Wunsche 
n.  dgl.  seitens  des  Pfarrers  fuglich  vorgebracht  werden.  (Siehe  Be- 
duction  sub  nächstfolgendem  Abschnitte  d). 

Unter  Umständen  ist  bei  Stiftungen ,  namentlich  bei  denen, 
welche  neuem  Ursprungs  sind,  ebenfalls  die  Genehmigung  der  weit- 
liehen  Behörde  nicht  zu  umgehen '). 

In  dieser  Hinsicht  heisst  es  in  der  Verfugung  des  Erzbischöfl. 
Generalvicariates  zu  Köln  vom  26.  März  1870  Nrf  3121  (mitge- 
theilt  im  Eirchl.  Anzeiger  far  die  Erzdiöcese  Köln  von  1870  S.  35) 
u.  a.  also: 

»Die  Gesetzsammlung  für  die  königlich  preussischen  Staaten 
Nr.  9.  enthält  sub  Nr.  7598.  das  Gesetz  vom  23.  Februar  1870,  be- 
treffend die  Genehmigung  zu  Schenkungen  und  letztwilligen  Zuwen- 
dungen, sowie  zur  Uebertragung  von  unbeweglichen  Gegenständen 
an  Corporationen  und  andere  juristische  Personen,  welches  wir  nach- 
stehend zur  Eenntniss  bringen. 

§.  2.  »Schenkungen  und  letzwillige  Zuwendungen  an  inlän- 
dische und  ausländische  Corporationen  und  andere  juristische  Per- 
sonen bedürfen  zu  ihrer  Gültigkeit  ihrem  vollen  Betrage  nach  der 
Genehmigung  des  Königs  oder  der  durch  kgl.  Verordnung  ein  für 
alle  Mal  zu  bestimmenden  Behörde,  wenn  ihr  Werth  die  Summe  von 
Eintausend  Thalern  übersteigt.  Fortlaufende  Leistungen  werden  hier- 
bei mit  fänt  vom  Hundert  zu  Capital  berechnet. 

§.  5.  »Einer  Geldstrafe  bis  zu  300  Thlrn.,  im  Unvermögeos- 
falle  entsprechender  Gefängnissstrafe  unterliegen  :  1)  Vorsteher  von  in- 
ländischen Corporationen  und  andere  juristische  Personen,  welche  für 
dieselben  Schenkungen  oder  letztwillige  Zuwendungen  in  Empfang 
nehmen ,  ohne  die  dazu  erforderliche  Genehmigung  innerhalb  vier 
Wochen  nachzusuchen.c 

Die  Verbindlichkeit  zur  Entrichtung  des  Geschenkes  nimmt  erst 
mit  dem  Tage  ihren  Anfang,  an  welchem  die  landesherrliche  Geneh- 
migung dem  Geschenkgeber  oder  dessen  Erben  bekannt  gemacht 
worden  ist. 

ad  d.    Angabe  der  Stiftungslasten,  evenl.  deren  fixirten  Zeit 

Die  Stiftungslasten  sind  nach  dem  in  der  Stiftungsurkonde  aus- 


1)  Laut  §.  1.  des  Gesetzes  yom  13.  Mai  1883  bestand  för  die  Kirchen- 
▼orstände  die  Verpflichtang ,  jede  freiwilUge  Zuwendung  an  die  Kirche  beim 
Staate  zur  Anzeige  zu  bringen;  diese  Verpflichtung  ist  durch  Verfügung  des 
Cnltusministers  y.  Raumer  unterm  25.  Juni  185JL  aufgehoben  worden. 
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gesprochenec  Willen  der  Stifter  gewissenhaft  zu   erfüllen.    Fehlen 
die  Urkunden«  so  riehte  man  sich  nach  dem  Herkommen,  resp.  hole 
man  den  Aussprach  der  geistlichen  Behörde  ein.    Sind  4ie  Tage  oder 
Standen  zur  Erfnllong   der   Stiftangsobliegenheiten   festgesetzt,   so 
halte  man  di^se  Zeit  »o  viel,  als  immer  möglich,  inne ;  ist  keine  Zeit 
angegeben,  oder  treten  begründete  Behinderungsfälle  z.  B.  ein  Sonn- 
oder Festtag,  Exequien,  Krankheit  seitens  der  Verpflichteten  n.  dgl. 
ein,  so  mögen  die  Dienste  auf  die  ehemöglichst  freie  Zeit  rerscho- 
beo  werden.    Sind  Andachten,  Messen  etc.  mit  genau  angegebenen 
Gebeten,  JLiedern  u.  dgl.  gestiftet,  so  richtet  man  sich  nach  dem  ' 
ßuchstaben  der  Stiftungsurkunde.     Lautet  die  Stiftung  auf  einen 
bezeichneten^  dem  Tfarrer  untergeordneten  Geistlichen  oder  Beam- 
ten, oder  auf  eine  im  Pfarrbezirk  gelegene  Gapelle  resp.  Nebenkirche, 
oder  auf   einen  bestimmtißn  Altar,   so  halte  man  sich  strenge  am 
Wortlaut.    Bei  Erledigung  der  Stellen  für  untergeordnete  Geistliche 
ist  der  Pfarrer  befugt,  einzutreten  und  bezieht  auch  das  ganze  des- 
fallsige  Honorar.    Ist  keine  dienstthuende  Person  näher  genannt,  so 
geht  die  Obliegenheit  selbstverständlich  den  Pfarrer  an.    Ist   kein 
Tag  zur  Abhaltung  der  gestifteten  Dienste  fixirt,  so  hat  der  Pfarrer 
dafür  bis  zum  Schluss  des  Kalenderjahres  Zeit;  ist  keine  Kirche 
näher  bezeichnet,  so  wird  die  Pfarrkirche  angenommen.    Ausnahms- 
weise z.  B.  auf  Reisen  darf  man  auch  für  bestimmte  Kirchen  ge^ 
stiftete  Messen. anderswo   lesen.      Gestiftete  Sangmessen  (Hochäm- 
ter) darf  man  eigenmächtig  nicht  als  Lesemessen  halten;  das  Um- 
gekehrte, Lesemessen  als  Hochämter  zu  halten ^^_  ist  erlaubt.    Sind 
Hochämter  gestiftet,  so  sollen  dieselben  nicht  verstümmelt ,  sondern 
Alles  gesungen  werden ,  was  die  Rubriken  als  zu  singen  vorschrei- 
ben, selbst  dann  würden  wir  uns  im  Allgemeinen  fQr  diese  Praxis 
entscheiden,  wenn  auch  höhern  Orts  genehmigt  sein  sollte,  dass  von 
der  Epistel  oder  Wandlung  an  deutsche  Gebete  und  Lieder  an  Stelle 
des  lateinischen  Gesanges  treten ,   wie  z.  B.   bei   den  monatlichen 
Seelenmessen  der  Bruderschaft  von  Jesus,  Maria,  Joseph  und  andern  ^ 
noch   innerhalb   der   letzten   30  Jahren   genehmigten   Hochämtern. 
(Vergl.  Verfag.  des  Erzbischöfl.  Generatvic.   vom  25.  August  1854,. 
im  Eirchl.  Anz.  fax  die  Erzdiöcese  Köln  von  1854,  S.  86  ff.) 

Kann  der  betreffende  Pfarrer  selber  seinen  Stiftungsobliegen- 
heiten nieht  nachkommen  z.  B.  bei  einer  grossen  Anzahl  gestifteter 
Messen,  so  lasse  er  sich  durch  andere  Geistliche  an  seiner  Kirche 
f ertreten;  die  Vicare  und  nach  ihnen  die  an  der  Kirche  oder  im 
Pfarrbezirk  angestellten  Priester   gehen   fremden  vor,  und  letztem 
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wird  mau  nur  dann  Messintentionen  übertragen,  wenn  sie  unser  vol- 
les Zutrauen  besitzen. 

Niemals  lasse  der  Pfarrer  die  Kirchenrendanten ,  Küster  und 
dgl.  Leute  mit  üebergebung  gestifteter  Messintentionen  gewähren, 
und  schalten  und  walten  nach  Gutdünken;  es  ist  das  Messinten- 
tionswesen  eine  Qewissenssache ,  und  je  nachdem  dasselbe  in  Hände 
geräth,  wird  es  Veranlassung  zu  allerlei  Unfug  und  Ungerechtigkeit. 

Bei  Uebertragung  von  gestifteten  Messen  hat  man  im  Allge- 
meinen das  ganze  ausgeworfene  Stipendium  ohne  Abzug  abzugeben; 
(Vergl.  Entscheidung  der  S.  C.  Gonc.  vom  18.  Juli  1868  im  Eirchl. 
Anz.  für  die  Erzdiöcese  Eölu  1869   S.  3.)    Portokosten   und  dgl. 
baare  Auslagen  dgrfen  allerdings  abgezogen  werden.    Einzig  nur  in, 
dem  Falle,  dass  zweifellos,  die  Stiftung  in  favorem  alicujus  gemacht 
ist,  wird   das  gewöhnliche   Stipendium   genügen.    Freilich   ist  das 
mercimonium  missae  stipendiorum  reservirt  durch  Papst  Benedict  XIV. 
in  der  Bulle  »Quanta  curac  vom  30.  Juni    1741  ,  allein   es  ist  in 
dieser  Bulle  bloss  Bede  von  den  sog.  Manualstipendien,  nicht  aber 
von  fundirten  ,   namentlich  mit  einem  Benggcjum  verbundenen  hl. 
Messen.    Ein  Beneficiat  ist  daher  nicht  gehalten,  die  sämmüichen 
Zinsen  eines  Capitals  für  eine  gewisse  Anzahl  Messen,  oder  den  ver- 
hältnissm&ssigen  Theil  für  jede  einzelne  Messe,  wenn  er  solche  einem 
Andern  übertragen  will,  hinzugeben,  w^ll  zu  yermuthen  ist,  dieSüf- 
tung  habe  den  standesmässigen  Unterhalt  des  CbistlicheajSJUii JZJEecke. 
Ein  Gleiches  gilt  nach  Lugo  und  Andern  von  solchen  Messstiftungen, 
welche,  ohne  eigentlichen  Beneficien  annex  zu  sein,  doch  in  favorem 
alicujus  personae  gemacht  sind,  so  dass  die  Einkünfte  derselben  als 
fixes  Salair,  und  nicht  als  einzelne  Messstipendien  bezogen    werden 
(Vergl.   Pastoralbl.  der  Diöcese  Münster  1865  S.  81.)    ^Von   dieser 
Ansicht  ging  auch  das  EMner  Ordinariat  aus ,   wenn  es  in  der  die 
Anstellungsurkunde  für  Yicare  und  Capläne  begleitenden  Praeceptio 
pro  vicariis  u.  a.  bestimmte:    Pastoris  legitime  impediti  debent  vi- 
carü  integras  vices  explere,  missas  solemnes  illi  recumbentes  ordinario 

stipendio  celebrare (In  jüngster  Zeit   ist  der  Passus  missas 

—  celebrare  weggelassen.)  Bei  Vorstehendem  urtheilten  wir,  wie 
wir  das  wohl  nicht  zu  betonen  nöthig  haben ,  vom  Standpunkte  des 
Bechtes  (quid  juris);  vom  Standpunkte  der  Billigkeit  ans  wird  un- 
ser  Urtheil  oft  zu  modificiren  sein,  zumal  bei  der  Stellung  des  Pfar- 
rers zu  seinen  Caplänen  und  Vicaren.    Siehe  Anhang  I.  und  II.' 

Wenn  der  Pfarrer  bei  Vacaturen  von  Vicarien  u.  dgl.  unter- 
geordneter Stellen  die  in  deren  Gunsten  zu  einem  höhern  Betrage 
gestifteten  Messen  für  ein  gewöhnliches  Stipendium  halten  lässt,  so 
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m5ge  er  Vorsorge  treffen,  dass  der  ursprüngliche  rechtliche  Zustand 
nicht  verwischt  werde,  auf  dass  bei  einer  neuen  Anstellung  dem  Be- 
treffenden kein  Unrecht  geschehe  —  Verhältnisse,  die  bei  langjäh- 
rigen Erledigungeii  leicht  yorkomroen  können,  (z«  B.  bei  den  Vica- 
rien  m  Wormersdorf,  Eelz  u.  a.) 

Die  Hebegebühren  bei  Stiftnngserträgen  fallen  dem  an  diesen 
Gebühren  Betheiligten  nicht  zur  Last,  resp.  dürfen  von  den  für  die 
Erfüllung  der  Stiftungen  festgesetzten  Honorarien  nicht  abgezogen 
werden,  sondern  sind  ans  der  der  Eirchenfabrik  zngetheilten  Ent-  . 
Schädigung  zu  bestreitet  Vergl.  Kölner  General- Vicariats-Entschei- 
dnng  vom  8.  Mai  1851  Nr.  940. 

Sollten  die  Stiftnngsgebfihren  in  keinem  Verhältnisse  mehr  zu 
den  entsprechenden  Lasten  stehen ,  so  wird  sich  der  Pfarrer  wohl 
hüten,  dazu  mitzuwirken  oder  zu  schweigen,  dass  höhere  und  gerin-' 
gere  Gebühren  zur  Erzielung  eines  Mittelsatzes  zusammengewoi:fj3n 
werden ,  sondern  er  wende  sich  in  Betreff  der  nicht  mehr  zeitge- 
mäasen  Gebühren  an  seinen  Bischof  und  beantrage  Ermässigung, 
Verminderung,  Bednction  u.  dgl.  der  Stiftungslasten  unter  Angabe 
seiner  unmassgeblichen  Vorschläge.  Laut  Concil  von  Trient  (Sess. 
XXV.  cap.  4.  de  Beform.)  darf  der  Bischof  die  Stiftungen ,  so  weit 
es  ihm  zur>  Ehre  Gottes  und  zum  Nutzen  der  Kirche  zu  frommen 
scheint,  beschränken,  zumal  wo  die  Einkünfte  aufgehört  haben,,  zu 
den  Lasten  der  Stiftung  auszureichen,  oder  mit  denselben  im  Ver- 
hältniss  zu  stehen.  Die  ad  triennium  den  Bischöfen  übertragene 
Facultät  wird  bei  ihrer  Prolongation  mitunter  eingeschränkt  durch 
die  Clausel:  dum  modo  agatur  de  oneribus  nondum  reductis.  Wird 
indess  eine  weitere  Bednction  der  Messen  verlangt,  als  die  in  sol- 
cher Weise  beschränkte  Facultät  der  Bischöfe  zulässt,  so  muss  der 
heilige  Stuhl  in  Anspruch  genommen  werden,  der  auch  meistentheils 
auf  solche  Gesuche  eingeht. 

Principiell  mag  bei  denjenigen  Stiftungen,  welche,  wie  wir  be- 
reits gehört  haben,  in  Folge  des  Beschlusses  vom  7.  Thermidor  J.  XI 
in  den  Kirchenfabrikbesitz  übergegangen  sind ,  von  einer  Bednction 
nicht  Bede  sein  können,  so  dass,  wenn  für  die  bisher  ausgeworfenen 
Honorare  die  betreffenden  Obliegenheiten  nicht  mehr  zu  vollziehen 
sind,  die  Kirchenfabrik  ergänzend,  aufbessernd  einzutreten  hat  (vgl. 
de  8yo  a.  a.  0.  S.  65);  in  concreten  Fällen  mag  der  Bischof  aber 
auch  wohl  anders  entscheiden  dürfen,  um  die  in  Bede  stehende  Be- 
dnction ist  es  immer  eine  sehr  peinliche  und  oft  gehässige  Sache, 
zumal  wenn  nahe  Familienglieder  des  Stifters  noch  am  Leben  sind. 
Deshalb  möge  der  Pfarrer  bei  neu  zu  machenden  Stiftungen,  ohne 
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übertriebene  Forderungen  stellen  zu  wollen,  stets  darauf  halten,  dass 
das  Stiftungsobject  wenigstens  soviel  Wertb  bat,  dass  eine  Bedactions- 
nothwendigkeit  sobald  nicht  zu  befurchten  ist.  (In  der  Diöcese  Mün- 
ster wird  seit  1865  zu  einer  Lesemessstiftung  mindestens  20  Thlr. 
erfordert).  Das  oben  angezogene  Decret  der  Congregatio  Concüii  Tom 
U.  Juni  1695  empfiehlt  den|  kirchlichen  Obern  in  dieser  Huisicht 
grosse  Vorsicht,  bevor  sie  eine  Stiftung  genebmigen,  und  von  beiden 
Seiten,  sowohl  des  Pfarrers  als  des  Ordinarius,  ist  der  Wechsel,  wel- 
chem der  Wertb  des  Grundbesitzes ,  und  sind  die  Schwankungen, 
welchem  der  Zinsftass  und  der  Geldwerth  überhaupt  unterliegen,  nicht 
aus  dem  Auge  zu  lassen.  Dass  der  Pfarrer  vorkommenden  Falles 
I  im  Pfarrarchive  eine  sog.  Beductionstabelle  aufbewahre,  bedarf  keiner 

'  Erinnerung*). 

ad  f.  Erklärung,  ob  die  Stiftungsobjecte  gehörig  gesichert  sind. 
Zuf5rderst  sei  hier  bemerkt ,  dass  eino  in  Folge  eines  Testamentes 
einer  Kirche  zugedachte  Stiftung  erst  mit  der  Genehmigung  der 
geistlichen  Behörde  (event.  auch  der  weltlichen  bei  Legaten  von  1000 
Tblr.)  in  Kraft  tritt,  resp.  die  Erben  erst  dann  zur  Auslieferung  des 
Vermächtnisses  verpflicbtet  sind  und  die  Nutzungen  zu  fliessen  an- 
fangen, .wenn  jene  mit  der  erfolgten  Genehmigung  bekannt  gemacht 
worden,  vorausgesetzt,  dass  der  Testator  nicht  anders  bestimmt  hat 
Der  Pfarrer  sei  deshalb  möglichst  auf  seiner  Hut,  damit  er  etwaige 
Testirungen  zum  Vortheil  der  Kirche  kennen  lerne.  Freilich  soll 
der  instrumentirende  Notar  nach  dem  Ableben  dessen,  der  zum  Vor- 
theil der  Kirche  testirt  hat,  dem  Kirchen  vorstände  den  betreffenden 
passus  concemens  mittheilen,  allein  solches  geschieht  nicht  immer, 
und  ist  dem  Schreiber  dieses  ein  Beispiel  bekannt ,  dass  erst  bei 
Familienstreitigkeiten  ein  Pfarrer  Wind  bekam  von  Stiftungen,  welche 
bereits  vor  26  Jahren  in*s  Leben  treten  sollten. 

Gleicherweise  ist  der  instrumentirende  Notar  gehalten,  von  deo 
Schenkungen  unter  Lebenden  sofort  nach  Thätigung  des  Aktes  den 
Pfarrer  in  Kenntniss  zu  setzen ,  weil  dieser  Vertrag  erst  mit  der 
Annahme  des  Beschenkten  perfect  wird.  Vgl.  de  Syo  a.  a.  0.  S.  129 
u.  ISO. 

Die  Schenkung  unter  Lebenden  erhält  ihre  Bechtskraft  erst 
in  Folge  der  Acceptatiou  seitens  des  Beschenkten  auf  Grund  einer 

1)  Vor  der  Genehmignng  einer  Stiftung  möge  man  Qberhanpt  allerseits 
mit  grosser  Behutsamkeit  zu  Werke  gehen,  damit  nicht  spater  und  fOr  immer 
alWlei  üngehörigkeiten  und  Coliisionen  entstehen,  wie  solches  hat  immer  der 
Fall  ist,  wo  beispielsweise  Hoch&mter  an  der  Pfarrkirche  für  einen  Vioar  oder 
Benefidaten  genehmigt  worden  sind. 
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bischöflichen  Ermächtigang.  Mit  diesem  Zeitpunkte  rnnss  das  Schen- 
kangsobject  überliefert  werden  nebst  den  seit  dem  Tage  der  Schen- 
kung von  diesem  Object  gewonnenen  Früchten. 

Besteht  das  Stiftungsobject  in  Grund  und  Boden,  so  muss  das- 
selbe im  Kataster  auf  die  Kirche  überschrieben  und  öffentlich  ver- 
pachtet  werden.  !Nur  da,  wo,  eine  oder  zwei  Parzellen  zu  verpachten 
sind  und  die  Kosten  einer  notariellen  Verpachtung  jedenfalls  ver- 
hältnissmässig  zu  hoch  in  Hinsicht  auf  die  muthmasslich  zu  erzie- 
lende Pachte  werden  möchten,  kann  von  einer  öffentlichen  Verpach- 
tung abgesehen  werden,  und  soll  bei  Kirchengut  der  Kirchenvor- 
stand,  und  bei  Pfarrgut  der  Pfarrer  befugt  sein,  die  qu.  Parzellen 
anter  der  Hand  zu  verpachten.  Vergl.  die  Entscheid,  des  Kölner 
General-Vicariats  vom  29.  Mätz  1873  Nr.  745  H. 

Ist  die  Stiftung  in  Geld  gemacht,  so  veranlasse  der  Pfarrer 
zunächst  die  höhere  Genehmigung  der  Stiftung  selbst ,  alsdann  die 
vorschriftsmässige  •  sichere  Anlage  dieses  Capitals  und  diese  ebenfalls 
niemals  anders  und  früher,  als  bis  die  geistliche  Behörde  ihre  Zu- 
stimmung gegeben  hat;  inzwischen  werde  dasselbe  bei  einer  Spar- 
casse  oder  Bank  deponirt.  Bei  Aufnahme  der  notariellen  Obligation 
(event.  bei  Anfertigung  eines  provisorischen  Schuldscheins)  unter- 
lasse man  nie,  die  Fonds  genau  anzugeben,  woraus  die  rentbar  an- 
zulegenden Gelder  herrühren ,  z.  B.  30  Thlr.  Fabrikfonds ,  40  Thlr. 
Messenstiftungsfonds  des  N.  N.,  wie  solches  auch  ausdrückliche  Vor- 
schrift der  geistlichen  Behörde  ist.  Beruht  endlich  die  Stiftung  auf 
Renten,  so  gebe  der  Pfarrer  sich  doch  alle  Mühe ,  dass  dieselben 
abgelegt  oder  gesetzlich  gesichert  werden,  und  unterlasse  im  letzten 
Falle  nicht ,  die  Eintragung  in  die  Hypothekenbücher  zu  bewirken. 
Unter  Umständen  ist  auch  die  sog.  Acceptation  von  grosser  Wich- 
tigkeit zur  Gültigkeit  gewisser  Acte  und  jenachdem  bei  Schenkungen 
anter  Lebenden ,  Bentenübemahme  u.  dgl.  eine  Acceptation  seitens 
des  Kirchenvorstaudes  gesetzlich  vorgeschrieben  ist,  sorge  der  Pfar- 
rer für  deren  Zustandekommen. 

Im  Gleichen  dehne  der  Pfarrer  seine  Aufmerksamkeit  und 
Wachsamkeit  aus  über  die  rechtzeitige  Erneuerung  der  Hypotheken 
and  Stellung  neuer  Titel,  jene  vor  zehnjährigem ,  diese  vor  dreissig- 
jährigem  Ablauf.  Dabei  uuterlasse  er  nicht,  den  Hypothekenbe- 
wahrer  zu  veranlassen,  eine  Bescheinigung  auszustellen  über  die  seit 
den  letzten  zehn  Jahren  etwa  stattgefundenen  Transscription  seitens 
der  Schuldner,  damit  der  Kirche  immer  ihr  Eigeuthum  in  vollem 
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Masse  gewahrt  bleibe,  event.  sie  nie  zu  kurz .  komme  ^).  (Vergl. 
Verfflg.  des  Erzbisch.  Generalvic.  zu  Köln  vom  12.  Jan.  1855  in 
Anhang  HI.) 

ad  h.    Antheile  der  Berechtigten^ 

Stiftungsgebühren  können  n|ir  nach  dem  Beinertrage  bezogen 
werden.  Bei  Behändigung  der  Antheile  von  Stiftungserträgen  wache 
der  Pfarrer  darüber,  dass  jedeq  Participant  das  Seinige  werde,  we- 
der zu  wenig  noch  zu  viel,  gemäss  der  böhern  Ortes  festgesetzten 
Ertragsrepartition ;  beispielsweise  wenn  gestiftete  Dienste,  etwa  stif- 
tungsmässige  Verpflichtung  zum  Orgelspiel ,  nicht  geleistet  worden 
^  sind ,  so  soll  das  betr.  Honorar  in  Abzug  gebracht  werden ;  oder 
falls  die  Capitalien  nur  zu  SVs  Procent  in  der  Sparcasse  stehen,  so 
dürfen  die  Stiftungsantheile  auch  nur  nach  8V3  Procent  Zinsen  be- 
messen  und  bezogen  werden. 

Schliesslich  sei  noch  darauf  aufmerksam  gemacht,  dass,  wenn 
Stiftungsobjeote  Kosten  verursachen,  z.  B.  notarielle  Abschriften,  ge- 
setzliche Hinterlegung  von  eigenhändigen  Testamenten,  Hypotheken- 
eintragung bei  Beuten  u.  dgl.,  zu  deren  Deckung  andere  Personen 
nicht  angehalten  werden  kennen,  es  gestattet  ist,  dieselben  aus  den 
j  Stiftungserträgen  zu  nehmen  und  die  diesen  Auslagen  entsprechende 
Dienste  ausfallen  zu  lassen. 

Hat  der  Pfarrer  sich  nun  ein  StUtungsverzeichniss,  worauf  er  sich 
ganz  und  gar  verlassen  kann,  verschafft ,  so  fertige  er  sich  damacb 
drei  andere  Stiffcnngsverzeichnisse  an,  und  zwar  eins  zu  seinem  eige- 
nen Gebrauch,  ein  zweites  zum  aufhängen  in  der  Sacristei  und  ein 
drittes  ftlr  den  Kirchenrendanten,  bezw.  als  Anlage  zu  den  jährlichen 
Eirchenrechnungen.  Dass  diese  drei,  sowie  das  Hauptverzeichniss 
beim  Zugange  von  neuen  Stiftungen  um  das  Bezügliche  vermehrt 
werden^  i)edarf  keines  Wortes  Twi?  wollen  indess  nicht  unterlassen, 
noch  einige  Fingerzeige  betr^  der  Einrichtung  der  in  Bede  stehen- 
den drei  Verzeichnisse  zu  geben. 

1.  Das  StiftuBgsverzeichniss  für  den  Pfarrer  selbst. 

Zur  leichten  und /klaren  üebersicht  nehme  man  einen,  event. 
mehrere  Bogen  und  benutze  die  ganze  Breite  in  seinei  beiden  Blät- 
tern zu  Golonnen.  Zunächst  werden  zwei,  event  mehrere  Abthei- 
lungen gebildet,  nämlich  Abtheilung  I.  oder  A.  Hochämter,  Abth.  II. 

1}  Ergibt  sich  aiu  der  Erklärung  des  Hypothekenbewahrers,  dass  inner- 
halb  der  letzten  zehn  Jahre  eine  Transcription  von  Immobilien  ,  welche  der 
Kirche  znm  Unterpfand  gestellt  worden,  stattgefanden  bat,  so  mnss  der  Kircheo- 
vorstand  sofort  durch.  Qerichtsvollzieheract  das  Capital-  anfkOadigen  laasen. 
event.  wenn  Gefahr  in  Verzug  sein  sollte,  noch  andere  Schritte  thon. 
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oder  ß,  Lesemessen,  event.  Abth.  Ol.  oder  C.  Maiandachten,  Abend- 
andachten u.  dgl. 

Alsdann  werden  die  zu  jeder  Abtheilung  gehörenden  Colonnen 
gebildet  und  in  Gemässheit  des  aufzutragenden  Inhaltes  überschrie- 
ben, und  zwar  beispielsweise  bei  Abth.  A.  Hochämter: 

Col.  1.  fortlaufende  Nr. 

Die  Reihenfolge  bilde  er  entweder  nach  dem  Alter  der  Stif- 
taogen,  oder  nach  alphabetischer  Ordnung  bezüglich  des  Geschlechts- 
namens  der  Stifter  oder,  was  vielleicht  und  namentlich  mit  Kficksicht 
auf  das  jfur  die  Sacristei  anzufertigende  StiftungsTerzeichiiiss  empfoh- 
len werden  dürfte,  nach  der  Aufeinanderfolge  der  Verpflichtungen 
innerhalb  des  Jahres. 

Col.  2 :  Namen  der  Stifter. 

Col.  3:  Zahl  der  Hochämter. 

Col.  4:  Fiiirte  Tage  der  zu  haltenden  Hochämter. 

Ist  kein  Tag  iixirt,  so  bleibt  der^betreifende  Raum  offen.  Eben- 
so wird  verfahren,  d.  i.  der  betreffende  Raum  bleibt  frei  bei  den 
folgenden  Colonnen,  we|in  der  in  der  üebersehrift  genannte  Dienst 
nicht  fundirt  ist. 

Col.    5 :  Ablesen  vom  Todtenregister. 

Col.    6:  Landes. 

Col.    7:  Libera. 

Col.    8:  Coram  exposito.  ^ 

Col.    9:  Stipendium  des  Pfarrers. 

CoL  10:  Gefälle  fär  den  Küster. 

Col.  11:      n        „      „     Organisten. 

Col.  12:      „        „      „    Balgtreter. 

Col.' 13:      „        „    die   Ministranten. 

Col.  14:  Almosen  für  die  Armen. 

Col.  15 :  Tag  der  erfüllten  Celebration,  Dienstleistung,  in  Bruch- 
zahl angegeben  z.  B.  21/3  72 ;  21/3  73 ;  w/9  74  n.  s.  w. 

Aehnlich  werden  die  andern  oder  andere  Abtheilungen  einge- 
richtety  wobei  selbstverständlich  nicht  so  viele  Colonnen  nöthig  sind 
wie  bei  Abth.  A. 

'Man  sieht,  dieses  Yerzeichniss  ist  berechnet  für  eine  Pfarr- 
kirche, welche  nur  einen  Geistlichen,  den  Pfarrer,  hat.  Ist  aber  an 
der  Kirche  ausser  dem  Pfarrer  noch  ein  Yidar,  ein  Frühmesser ,  an- 
gestellt, so  werden  bei  Abth.  A.  noch  nach  Bedürfniss  die  entspre- 
chenden Colonnen  »Stipendium  «des  Vicars,«  »Stipendium  des  Früh- 
messersc  n.  dgl.  zugesetzt. 

Ein  derartiges  Yerzeichniss  ist  zehn,  zwanzig  Jahre  und  noch 

Archiv  fiir  Klrcbenrecht  XXXIII.  '         '  29 


I 


450         Berrisch.    Pflichten  des  Pfarrers  bez.  der  Stiftuntfen, 

darüber  zu  gebrauchen ;  es  ist  übersichtlich ;  man  kann  sich  augen- 
blicklich Orientiren;  es  b"ewahrt  vor  Verwirrungen  und  Auslassungen, 
wofern  man  nur  die  T^ge  der  gehaltenen  Messen ,  Dienste  sofort 
darauf  notirt,  und  allenfalls  noch  bei  Abschluss  eines  jeden  Kalen- 
derjahres unten  auf  dem  Bogen  vermerkt,  sämmtliche  Stiftungen 
seien  im  verwichenen  Jahre  (1874  oder  welches  es  sein  mag)  er- 
füllt. . 

/  unser  jetziger  Herr  Erzbischof  bat  sich  auch,  als  ihm  bei  Ge- 
legenheit der  Kirchenvisitation  zu  Niederau  im  Jahre  1867  eiA  der- 
artiges Verzeichniss  auf  Verlangen  von  uns  vorgelegt  wurde ,  bei- 
filllig  daraber  ausgesprochen.  Wir  geben  gern  zu  ,  dass  auch  noch 
Andere  die  Sache  anders  und  vielleicht  besser  eingerichtet  haben 
mögen.  So  viel  steht  aber  fest,  wenn  der  Pfarrer  ein  solches  Stif- 
tungsverzeichniss  und  daneben  noch  ein  Büchlein  zum  Einzeichnea 
von  Manualstipendien,  resp.  bestellten  Massen  hat  und  sorgfältig  führt, 
nebstdem  sich  jeden  Tag  in  seinem  Directorium  die  gehaltenen 
Messen  verzeichnet,  er  sich  eine  Sicherheit  über  den  Stand  derStif- 
tungs-  und  bestellten  Messen  verschafft,  wie  man  nur  verlangen 
kann ,  dergestalt ,  dass  er  nicht  bloss  selbst  jeden  Augenblick  im 
Stande  ist,  ohne  langes  Nachsuchen  und  Nachrechnen  seine  gehal- 
tenen und  noch  zu  haltenden  Messen  zu  übersehen ,  sonderit  auch 
bei  schweren  Krankheitsfällen,  ja  bei  seinem  event.  plötzlichen  Tode 
jeder  Geistliche  mit  Leichtigkeit  hinsichtlich  der  dem  Pfarrer  ob- 
liegenden gestifteten  und  bestellten  Messen  (und  Dienste)  sich  zu- 
recht  finden  kann.  / 

2.  Ein  zweites  Stiftungsverzeichniss ,  so  sagten  wir  oben ,  fer- 
tige der  Pfarrer  nach  seinem  Stiftungshauptverzeichnisse  an  zum 
Anschlagen  in  der  Sacristei:  eine  Stiftungstabelle. 

Auch  dazu  nehme  er  wieder  die  ganze  Fläche  eines  Bogens 
und  suche  auf  diese  Fläche  alles  hierher  Gehörige  zu  bringen.  Kann 
das  wegen  der  Menge  des  Hierherbezüglichen  nicht  geschehen ,  so 
theile  er  den  Inhalt  auf  Vierteljahre  ab.  Dem  Verzeichniss  für  den 
Pfarrer  entsprechend  mache  er  ein  zweites  für  den  Vicar  (resp.  ein 
drittes  für  den  Frühmesser).  Dieses  Verzeichniss,  bzw.  diese  Ver- 
zeichnisse brauchen  aber  bei  Weitenä  nicht  so  vollständig  zu  sein, 
als  das ,  welches  der  Pfarrer  zu  seinem  persönlichen  Gebrauche  im 
Pfarrhause  hat.  Sie  dienen  zur  täglichen  Information  der  Kirchen- 
diener, und  genügt  es,  wenn  sie  auszüglich  von  letzternj  und  der 
leichtern  Uebersicht  wegen  nach  Monaten,  und  bei  diesen  nach  Ta- 
gen geordnet  enthalten ,  was  die  einzelnen  Kirchendiener  zu  tban 
haben,  resp.  für  wen.    Selbstverständlich  werden  sie  bei  neuen  Stif- 
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tüDgen  um  diese  vermehrt,  sonst  aber  wird  nichts  darauf  gescl^rieben, 
weder  Kreuze  noch  Striche  werden  beigefügt  nach  vollendeter  Stif- 
tttogsleistung.  Sie  können  in  dieser  Weise  eine  Keihe  von  Jahren  ihrem 
Zwecke  dienen,  zumal  wenn  sie  unter  Glus  in  einem  Rahmen  eingefasst 
sind.  Wir  werden  später  noch  auf  diesen  Gegenstand  zurückkommen. 

3.  Das  dritte  Verzeichniss  der  Stiftungen,  welches  der  Pfarrer 
für  de£[^Bendanten  behufs  dessen  Bechnungswesen  anzufertigen  hat,  . 
dient  gleichsam  als  Nachweis  für  die  Richtigkeit  der  Zahl  der  Stif-  I 
tuogen,  deren  Einkünfte  und  Dienste,  sowie  der  betreffs  ihrer  zu 
machenden  Ausgaben.  Es  wird  angelegt  nach  Plan  des  erstem  zum 
persönlichen  Gebrauche  des  Pfarrers  aufzustellenden  Stiftuogsver- 
zeichnisses  (nicht  Hauptverzeichnisses)  in  Colonnen  mit  dem  Unter- 
schiede, dass  für  Hochämter,  Lesemessen  und  andere  Dienste  nicht 
aparte  Hauptabtheilungen  gemacht,  sondern  der  Uebersicht  halber 
blos  besondere  Colonnen  gezogen  werden  für  Hochämter,  für  Lese- 
messen, für  andere  Dienste.  Die  sonstige  Colonneneinrichtung  wird 
beibehalten.  Nur  zwischen  Colonne  1.  und  2.  werden  noch  zwei 
Colonnen  eingeschalten,  und  zwar  die  erste  mit  der  Ueberschrift : 
»Datum  der  Genehmigungc  (seitens  der  geistlichen  Behörde),  resp. 
^Datum  der  Reduction ,«  und  die  zweite  Colonne  mit  der  Ueber- 
schrift: »Jahreseinkünfte  der  Stiftung,  c  Dafür  fällt  oben  beregte 
Colonne  15:  »Tag  der  erfüllten  Dienstleistung«,  aus,  und  besteht 
sonach  dieses  Verzeichniss  aus  16  Colonnen.  Vergl.  Kais.  Decr.  von 
1809.  Art.  83.     . 

Wenn  wir  so  im  Allgemeinen  die  Pflichten  des  Pfarrers 
hinsichtlich  der  an  seiner  Pfarrkirche  bestehenden  Stiftungen  — 
was  aber  von  der  Pfarrkirche  gesagt  worden,  gilt  auch  selbst- 
verständlich von  allen  unter  seiner  Jurisdiction  ,  stehenden  und  von 
der  Pfarrkirche  abhängigen  Capellen  und  Annexkirchen  seiner  Pfar- 
rei, -^ie  sie  naturgemäss  aus  dem  Pfarramte  hervorgehen,  ange- 
geben und  erörtert  haben  ,  wollen  wir  noch  zum  Schluss  der  Voll- 
ständigkeit wegen  einen  Blick  werfen  auf  das  Kaiserliche  Decret  vom 
30.  December  1809,  die  Kirchenfabriken  betreffend,  um  zu  erkennen, 
<iass  dasselbe  in  vollkommenem  Einklang  steht  mit  dem  von  uns 
Gesagten.  Bekanntlich  hat  dieses  Decret  Gesetzeskraft  in  allen 
Pfarreien,  welche  in  den  bis  zur  Beendigung  der  französischen  Herr- 
schaft zu  Frankreich  gehörigen  Länderü  Deutschlands,  oder  kurzweg, 
welche  auf  der  linken  Bheinseite  gelegen  sind ,  ohne  Bücksicht  auf 
die  Zeil ,  in  welcher  sie  Pfarreien  geworden ,  und  ob  sie  Cantonal- 
oder  Succursal-Pfarren  sind.    Obenan  stellen  wir  Art.  26: 

»Les  marguilliers  sont  charg^s  de  veiller  ä  ce  que  toutes  les  fon- 

29* 
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datious  soient  fidelcment  acquitt^es  et  ex^cut^es  saivant  riDtentioa 
des  foudateurs;  sans  que  les  sommes  pnissent  etre  employdes  ä  d'au- 
tres  charges. 

Un  extrait  du  sommier  des  titres  contenant  les  foudations  qni 
doivent  etre  desservies  pendant  le  cours  d*un  trimestre ,  sera  afficbe 
dans  la  sacristie ,  au  comiäencement  de  chaque  trimestre ,  avec  les 
noms  du  foudateur  et  de  Feccläsiastique  qui  acquittera  cbaque  fon- 
dation. 

11  sera  aussi  rendu  compte  ä  la  fin  de  cbaque  trimestre,  par 
le  cur^  ou  desservant ,  au .  bureau  des  marguilliers ,  des  fondations 
acquitt^es  ,pendant  le  cours  du  trimestre.« 

Die  Mitglieder  der  Kirchenstube  sind  verpflicbtet,  darüber  za 
wacheu ,  dass  alle  Stiftungen  dem  Willen  der  Stifter  gemäss  ge- 
wissenhaft gehalten  und  erfüllt  werden,  ohne  dass  die  betreffenden 
Gelder  zu  andern  Lasten  verwendet  werden. 

Es  soll  zu  Anfang  eines  jeden  Vierteljahres  ein  Auszug  aus 
dem  Hauptregister  der  Titel,  welcher  diejenigen  Stiftungen  enthält, 
welch.e  innerhalb  eines  Vierteljahres  zu  erfüllen  sind,  mit  den  Na- 
men des  Stifters  und  des  Geistlichen,  welcher  sie  zu  erfüllen  hat, 
in  der  Sacristei  angeheftet  werden. 

Der  Pfarrer  hat  am  Ende  eines  jeden  Vierteljahres  der  Eirch- 
meisterstube  Bechnung  abzulegen  über  die  während  des  Vierteljahres 
erfüllten  Stiftungen. 

In  Gemässheit  dieses  Artikels  26.  tragen  wir  zu  dem  oben  Ge- 
sagten noch  nach. 

Der  Pfarrer  —  die  Eirchmeisterstube,  deren  geborenes,  gesetz- 
liches Mitglied  der  Pfarrer  ist,  als  solche  lassen  wir,  weil  das  Gebiet 
unserer  Aufgabe  überschreitend,  ausser  Acht  —  der  Pfarrer  hat  .die 
Pflicht,  darüber  zu  wachen,  dass  ausnahmslos  alle  bei  seiner  Eirche 
(und  den  ihr  gehörigen  Gapellen  s.  de  Syo  a.  a.  0.  S.  99—107) 
bestehenden  Stiftungen  nach  dem  W^illen  der  betreffenden  Stifter  er- 
fallt werden;  gleichviel  ob  diese  Stiftungen  rein  kirchlicher  Natur 
sind,  wie  Messstiftungen,  oder  diesen  Charakter  nicht  haben,  wie 
Studien-,  Armenstiftungen. 

Hinsichtlich  der  Armenstiftungen  sei  hier  bemerkt ,  dass,  ob- 
schon  der  Art.  76.  des  Gesetzes  vom  18.  Germinal  J.  X ,  sowie  der 
Art.  1.  des  Eais.  Decr.  von  1809  den  Eirchenfabriken  ausdrücklieb 
das  Becht  zuerkannten ,  Vermögen  zu  Armenzwecken  zu  erwerben 
und  zu  verwalten,  hin  und  wieder  den  Eirchen  besagtes  Becht  strei- 
tig gemacht  worden  ist.  Die  Minister  der  geistlichen  Angelegenhei- 
ten (Baumer)  und  des  Innern  haben  indess  die  Eirchenfabriken  in 
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ihrem  Rechte  durch  eine  gemeinsame  Veriagnng  von  Berlin  unter'm. 
17.  März  1858  geschätzt ,  indem  §ie  erklärten,  dass  die  Kirchenfa- 
briken  Vermögen   zu  Armenzwecken   erwerben  und  durch   die  Kir- 
chenvorstände,  Eirchmeisterstube  verwalten  lassen  können. 

Für  den  zweiten  Abschnitt  des  Art.  26.  verweisen  wir  auf  das 
Forhin  betreffs  des  in  der  Sacristei  anzuschlagenden  Stiftungsverzeich- 
nisses  bereits  Gesagte. 

Abschnitt  3.  des  Art.  26.  ist^  soviel  wir  wissen,  in  kaum  der 
einen  oder  andern  Pfarre  in  praxi,  und  dies  ebne  Zweifel  nicht  ohne 
stillschweigende  Einwilligung  der  geistlichen  Behörde.  Wozu  auch 
von  Quartal  zit  Quartal  Rechnung  der  gehaltenen  Stiftungen  able- 
gen, da  die  Eirchmeisterstube  die  Sache  doch  nicht  gründlich  con- 
trolireh  kann  und  der  Rendant  erst  mit  Ablauf  des  Ealenderjahres 
die  Honorare  auskehrt  P 

An  Art.  26.  reiht  sich  sachgemäss  Art.  29.  der  den  Pfarrer 
hinsichtlich  des  rein  Eirchlichen,  namentlich  auch  der  Art  und  Weise, 
wie  Stiftungsobliegenheiten  erfüllt  werden  sollen,  auf  die  Anorclnun- 
gen  des  Bischofs  verweist.  Er  lautet:  »Le  curö  ou  desservaut  se 
conformera  aux  reglements  de  revequepour  tout  ce  qui  concerne  le 
Service  divin ,  les  prieres  et  les  Instructions ,  et  Tacquittement  des 
charges  pieuses  impos^e^  par  les  bienfaiteurs,  sauf  les  rMuctions  qui 
ser^ient  faites  par  Tdveque ,  conformöment  aux  regles  canoniques, 
lorsque  le  d^faut  de  proportion  des  lib^ralit^s  et  des  charges  qui  en 
sont  la  condition  Texigera.« 

Der  Pfarrer  richtet  sich  nach  den  Verfügungen  des  Bischofs 
betreffs  alles  dessen,  was  den  Gottesdienst,  die  Gebete ,  den  Unter- 
richt und  die  Erfüllung  der  von  den  Gutthätern  auferlegten  from- 
men Lasten  angeht,  unbeschadet  der  Ermässigungen ,  welche  durch 
den  Bischof  nach  den  kirchenrechtlichen  Bestimmungen  getroffen 
werden  sollten,  wenn  das  Miss  verhält  niss  der  Geschenke  (Stiftungen) 
zu  den  damit  verbundenen  Lasten  dies  erfordern  würde. 

Art.  31.  besagt,  dass  alle  nicht  ausdrflcklich  far  die  Vicare, 
mithin  für  den  Pfarrer  gestifteten  Messen,  falls  der  Pfarrer  sie  nicht 
halten  kann,  seinen  Yicaren,  und  erst  nach  diesen  andern  Geistlichen 
angeboten  werden  sollen.    Der  Artikel  heisst: 

»Les  annuels  auxquels  les  fondateurs  ont  attach^  des  honorai- 
f^,  et  generalement  tous  les  annuels  emportant  une  retribution 
quciconque,  seront  donn^  de  pr^f^rence  aux  vicaires  et  ne  pourront 
etre  acquitt^s  qu'ä  leur  d^faut ,  par  les  prgtres  habitu^s  ou  autres 
e<;cI4siastiques,  ä  moins  qu'il  n*en  ait  6i6  autrement  ordonn^  par  les 
fondateurs.  < 
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Die  Jahrmessen,  mit  welchen  die  Stifter  Honorare  verbunden 
haben ,  und  überhaupt  alle  Jahrmessen ,  wofür  irgendwie  Gebähren 
entrichtet  werden ,  sollen  vorzugsweise  den  Vicaren  übergeben  wer- 
den und  dürfen  nur  in  deren  Ermangelung  von  der  Kirche  adscri- 
birten  Priestern  oder  andern  Geistlichen  gehalten  werden,  wofern 
die  Stifter  nicht  anders  bestimmt  haben. 

Schliesslich  dürfen  wir  nicht  unerwähnt  lassen  ,  dass  durch 
Art.  2.  der  oberhirtlichen  VeroMnung  des  Erzbischofs  v.  Geissei  zu 
Köln  vom  31.  Januar  1849  ,  die  Bildung  und  Erneuerung  der  Kir- 
chenräthe  in  dem  rechtsrheinischen  Theile  der  Kölner  Erzdiöcese 
betreffend ,  nicht  der  Pfarrer ,  sondern  der  Bector  oder  Vicarius  re- 
sidens  an  den  Capellen  oder  Filialkirchen ,  welche  eigene  Kirchen- 
räthe  haben,  von  Kechtswegen  Mitglied  dieser  Corporation  ist ,  und 
son^h  die  sonst  dem  Pfarrer  obliegenden  Pflichten  hinsichtlich  ded 
Stiftungs Wesens  wahrzunehmen  bat. 


Aushang. 

I. 

Besolutione  S.  Congregationis  Concilii,  data  die  .18.  Julii  186?^, 
decisum  erat,  legendarum  missarum  stipendia.ex  fundationibus  per- 
cepta  integra  solvenda  esse  ab  iis  sacerdotibus ,  quibus  earura  perso- 
lutio  assignatur  sive  ab  Ordinario,  sive  a  fundatoribus^  sive  ab  ec- 
clesiarum  provisoribus.  Diversa  tarnen  gravia  remanserunt  dubia  de 
aliis  missarum  generibus ,  et  quidem  de  missis  cantandis  sive  pro 
vivis,  sive  pro  defunctis  in  ecclesüs  parochialibus  fundatis,  dein  de 
missis  nuptialibus  et  exequialibus  sive  legendis,  sive  cantandis,  deni- 
que  de  missis  cantandis  non  fundatis,  quae  parochis  a  fidelibus  of- 
feruntur.  De  hisce  dubiis  sequentem  anno  1873  S.  Sedi  Apostolicae 
porreximus  relationem: 

Beatissime  Pater! 

Sanctitati  Tuae  anno  1868  exposui,  permultas  in  hac  Archi- 
dioecesi  existere  missarum_fiindationes,  pro  quibus  certa  stipendia 
ordinario  majora  essent  constituta,' illas  autem  nuUj  jnbaerere  jene- 
ficio,  sed  tum  ab  Ordinario,  tum  a  fundatoribus  vel  provisoribus  ec- 
clesiarum  certis  sacerdotibus  persolvendas  assignari ,  saepius  tarnen 
evenire,  ut  hi  sacerdotes ,  quominus  missas ,  uti  antea ,  ipsi  persol- 
verentf  impedirentnr  tum  propter  numerosa  stipendia  maaualia  a 
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fidelibas  oblata,  quae  rejici  non  possent,  tum  ob  alias  causas  legi- 
time excosantes ;  siraulque  proposui  qüaestionem,  an  sacerdotibns  ob 
hujasmodi  causas,  quominus  ipsi  adiiuplerent  istas  fundationes,  legi- 
time impeditis  liceret,  alter!  sacerdoti,  cui  missas  fundatas  applican- 
das  cederent,  dare  tantummodo  Stipendium  ordinarium?  Sacra  Con-" 
gregatio  Concilii  Tridentini  interpretum  in  comitiis  habitis  d.  18. 
Julii  1868  juxta  exposita n  integrum  solvendum  esse  Stipendium  '^)^  f-ll;  / 
resolvit. 

Jam  vero  nonnullae  aliae  in  hac  materia  exortae  sunt  difficul- 
tates,  quibus,  ut  opportuna  adhibeatur  roedela,  bumillime  supplico. 

I.  Multae  enim  in  ecclesiis  parochialibus  fundatae  sunt  missae 
caatandae  sive  pro  vivis  sive  pro  defunctis,  quibus  a  fundatoribus 
assignata  est  dos  pinguior  ab  ecclesiae  provisoribus  administranda, 
ex  qua  parochi,  quibus  ex  jure  dioecesano  ^et  consuetudine  harum 
missarum  cßlebratio  competit,  eleemosynam  dioecesana  majorem  per- 
cipiunt^Vogfio  tamen  sacerdote  a  fundatoribus  ad  has  missas  cele- 
bfänHas  mpresse  vocato. 

II«  In  celebrandis  matrimoniis  exequiisque  defunctonim  jura 
stolae  parocbo  uon  in  cumulo  solvuntur ,  sed  certa  portio  assignata 
est  pro  singulis  aciibus  ad  bas  functiones  rite  persolvendas  requi- 
sitis.  Hinc  certa  quoque  eleemosyjia  eaque  pinguior,  quam  pro  ce- 
teris  missis  manualibus,  ab  Ordinario  fixa  est  tarn  pro  missis  nuptia- 
libns,  quam  pro  missis  exequialibus ,  quarum  celebratio  de  jure  et 
consuetudine  ad  parochos  spectat. 

III.  Plurimae  per  annum  parocbis  a  fidelibus  offeruntur  elee- 
mosynae  pro  missis  pantandis,  sive  secundum  taxam  ab  Ordinario 
coDstitutam,  sive  etiam  sponte  traduntur  pinguiores. 

Quum  autem  parochi  nonnunquaip  morbo,  absentia,  aliisque 
sacris  functionibus  impediantur,  quominus  missas  in  tribus  enuncia- 
tis  casibus  ipsimet  celebrent,  eorum  vlces  supplent  alii  sacerdotes 
Site  iisdem  ecclesiis  in  eorum  adjutorium  adscripti,  quorum  salarium 
ab  ecclesiae  provisoribus  solvitur,  sive  etiam  extranei.  Hinc  quae- 
stio  oritur,  an  parochi  in  iisdem  tribus  casibuS'  sacerdotibns  eorum 
vices  supplentibtts  tradere.  debeant  integram  eleemosynam ,  an  potiuB 
eis  fas  sit,  retenta  sibi  parte,  minorem  eleemosynam  dare  celebranti? 
Quodsi  in'  bis.  casibus  pars  eleemosynae  a  parocbis  licite  retineri 
possit,  quaeritur  ulterius,  an  ab  iisdem  celebranti  sacerdoti  solvenda 
Sit  eleemosyna  dioecesana  pro  missis  lectis ,  an  potius  pro  cantatis 
ab  Ordinario  constitnta? 

Sanctitatem  Taam  dun  hajnsmodi   dubiorum  benignissimsm 
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rogo  Solutionen!,  ad  SS.  pedes  provolutus   et  benedictionem  Aposto- 
licam  flagitans  cum  profundissimae  venerationis  sensibns  permaneo 

Ejusdem  Sanctitatis  Tuae  obsequiosissimas  filius 

f  Pmdf4s^  Archiepiscopus  Coloniensis. 

Coloniae,  die  29.  Octobris  1873. 

S.  CoDgregatio  Emiiientissimoruni  Gardinalium  Tridentinorum 
decretorum  interpretam  die  25.  Julii  hujus  anni  hasce  edidit  reso- 
lutiones : 

Ad  I.  Integram  eleemosynam  a  parocbo  solvendam  esse  pro 
missis  sive  lectis,  sive  cantatis. 

Ad  II.  Qaum  agatur  de  juribus  8tolae,.satisesse,  si  parochus 
retribuat  celebranti  eleemosynam  ordinariam. 

Ad  III.  Integram  eleemosynam  solvendam  esse,  nisi  morali 
certitudine  constet,~^xcessum  communis  ,eleemosynae  oblatum  fuisse 
intuitu  personae  ipsius  parochi. 

Ex  bisce  decisionibus  patet,  integram  eleemosynam  a  parocbo 
solvendam  esse  ei  sacerdoti,  cui  persolutionem  bujusmodi  missarum 
fundatarum  ex  quacunque  causa  committit^  Aüter  autem  S.  Con- 
gregatio  resolvit  de  missis  exequialibus  et  nuptialibus^  sive  legendis, 
sive  cantandis.  Cum  enim  haec  3int  jura  stolae,  decidit,  satis  esse, 
si  parochus  celebraüti  eleemosynam  retribuat  ordinariam,  et  quidem, 
si  agatur  de  missis  legendis,  ordinariam  pro  legendis,  si  de  cantan- 
dis agatur,  pro  cantandis  in  eo  loco  ab  Ordinario  statutam  seu  con- 
suetudine  receptam..  Supponitur  autem,  ut  r^vera  sint  missae  exe- 
quiales  in  exequiis '  dcfunctorum  pro  defunctis  et  nuptiales  in  con- 
trahendis  matrimonjis  pro  sfponsis  celebrandae. 

Itaque  dum  bujusmodi  S.  Sedis  decisiones  cum-  reverendo  clero 
Archidioeceseos  hisce  communicamus,  confidimus  fore,  ut  ab  omnibus, 
ad  quos  spectant,  ad  amussim  serventur. 

Denique  animadvertimus,  praefatam  decisionen)  ad  L  non  spec- 
tare  ad  missarum  onera  alicui  beneficio  ecclesiastico  ex  limine  fan- 
dationi^jam  inbaerentia.  Beneficii  enim  possessor  legitime  impedi- 
tus,  quominus  ipse  eadem  persolvat,!  non  tenetur  beneficii  reditus 
I  ^integres  respective  eorum  parte  congruam  alii  sacerdoti,  bujusmodi 
missarum  onera  persolventi ,  tradere ,  sed  satisfacit  solvendo  Stipen- 
dium ordinarium  dioecesanum.  ^ 

Coloniae^  die  12.  Decembris  1874. 

t  Paulus^  Archiepiscopus  Coloniensis. 
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Ad  nonnnlla  dubia  qnoad  resolutiones  S.  Gongregationis  In- 
terpretum  «jncilii  Tridentini,  die  25.  Julii  1874  editas  et  a  Nobis 
die  12.  Decembris  ejusdem  anni  pnblicatas,  hisce  declaramus,  quae 
sequuntur : 

I.  Non  paucis  anniversariorum  fundationibus  vigiliae  (uhub 
nocturnus  cum  laudibus)  annexae  sunt.  Quaeritur ,  num  Stipendium 
pro  dictis  functionibus  ab  Ordinario  constitutum  parochisjure  stolae 
competat  et  quanta  eleemosyna  in  casn  solvenda  sit  parocbi  vices 
gerenti  ? 

Resp.  Quum  functiones  ejusmodi  /tincZatoe  annexae  sint  missis, 
quae  non  sunt  exequiales,  i^on  agitur  de  juribus  stolae,  quapropter 
Stipendium  integrum  pro  illis'statutum  vices  explenti  est  solvendum. 

n.  Uiterius  quaesitum  est  de  taxa  ab  Ordinario  constituta 
pro  missis  maiiualibus  tarn  legendis,  quam  cantandis  ? 

Resp.  Quanidiu  rationes  .novam  taxationem  stipendii  missae 
mannatis  legendae  in  archidioecesi  Nostra  dissuadentes  perdurant, 
usqne  ad  aliam  Ordinationen!  statuimus ,  ut  Stipendium  in  singulis 
arcbidioeceseos  locis  usitatum  tamquam  ordinanum  pro  missa  ma- 
nuäli  legenda  habeatur;  pro  missa  vero  manuali  cantanda  Stipen- 
dium ^^öurn  Majcarum  postulare  liceat. 

III.  benique  quaesitum  est,  quae  remuneratio  pro  nominibus 
de  catalogo  defunctorum  legendis,  si  jam  stipendio  pro  missa  fun- 
data  assignato  contineatur,  deducenda  sit  pro  parocho  seu  rectore  ec- 
clesiae  filialis,  alio  sacerdote  celebrante  ? 

Resp.  In  bis  casibus  et  similibus  distinguendum  est :  Si  reditus 
fandationum  sufficiant  tum  ^A  solvendam  taxam  pro  missa  tum  ad 
remunerandas  alias  functiones,  quae  missis  sunt  annexae,- solvenda 
est  pro  bis  functioni))us  ea  taxa ,  quam  in  singulis  locis  fideles  sol- 
vere  consueverunt.  Sm  autem  reditus  non  suilficiant  ad  solveudas 
taxas  modo  statutas,  ad  Nos  recurrendum  est  pro  fundationum  oneri- 
bus  reducendis. 

Cölomae^  die  24.  Februarii  1875. 

t  PaiHif^^   Archiepiscopus  Coloniensis. 

III. 

Hypotheken-  Erneuerungen. 

Yerschiedene  seither  zu  unserer  Eenntniss  gekommene  ünre-* 
gelmässigkeiten  in  Beziehung  auf  die  gesetzlich  erforderliche  Er- 
neuerung der  Hypothekar-Inscriptionen  über  die  Forderungen  der 
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Kirchen  und  kirchlichen  Stiftungen  veranlassen  uns,  die  sämmtlichen 
Verwaltungen  der  Kirchen  und  kirchlichen  Institute  der  Erzdiöce 
Köln  auf  diesen  für  das  Interesse  der  Kirchen  so  wichtigen  Gegen- 
stand aufmerksam  zu  machen  und  dieselben  an  die  ihnen  gesetzlich 
obliegende  Verpflichtung ,  für  die  zeitige  Erneuerung  der  Hy- 
pothekar-Inscriptionen  über  die  zu  ihrer  Verwaltung  gehörigen  Fonds 
vor  Ablauf  der  gesetzlichen  Frist  von  zehn  Jahren  Sorge  zu  tragen, 
besonders  zu  erinnern.  Die  Materialien  zu  den  vorzunehmenden  Hy- 
potheken-Erneuerungen müssen  zwar  die  gewöhnlich  in  den  Händen 
der  Bendanten  befindlichen  Beut-  oder  Lagerbücher  enthalten;  in- 
mittels  erscheint  es  bei  der  Wichtigkeit  des  Geschäftes  behu&  einer 
zuverlässigen  Ausführung  desselben  zweckmässig ,  dass  ausser  jenen 
ßenthüchem,  welche  wegen  der  darin  zerstreut  vorkommenden  An- 
gaben der  Hjpothekar-Inscriptionen  in  dieser  Beziehung  keinesfalls 
die  erforderliche  Üebersicht  gewähren ,  auf  den  Grund  der  vorhan- 
denen Urkunden  und  Borderaux  ein  genauer  specieller  Status  der 
sämmtlichen  vorhandenen  Activcapitalien  und  Beuten  der  Kirche  mid 
übrigen  kirchlichen  Institute  unter  zuverlässiger  Angabe  der  Data 
der  stattgefundenen  Hypotheken  -  Eintragungen  und  Erneuerungen 
doppelt  angefertigt,  und  davon  eine  Ausfertigung  dem  betreffenden 
Bendanten,  welcher  zunächst  zur  zeitigen  Besorgung  der  Hypotheken- 
Erneuerungen  verpflichtet  ist,  ausgehändigt,  die  andere  Ausfertigung 
zur  Kenntniss  und  gleichzeitigen  Obsorge  der  übrigen  Kirchenvor- 
standsmitglieder far  die  zu  bewirkenden  Erneuerungen  in  das  Kir- 
chenarchiv niedergelegt  yirerde.  Diese  Obsorge  werden  die  Kirchen- 
vorstände am  besten  dadurch  ausüben  können,  wenn  dieselben  in 
jeder  gesetzlichen^ Quartalsitzung  auf  den  Grund  des  vorerwähnten 
Status  die  Urkunden  über  diejenigen  Forderungen,  welche  während 
des  dem  laufenden  Quartale  folgenden  Vierteljahres  einer  Hypotheken- 
Erneuerung  bedürfen,  dem  betreffenden  Bendanten  zur  sofortigen  Be- 
sorgung derselben  aushändigen,  welcher  sodann  in'  der  nächstfolgen- 
Quartal  Sitzung  die  geschehenen  Erneuerungen  nachzuweisen  und  den 
erwähnten  Status  hiemach  zu  vervollständigen  hat.  Zugleich  machen 
wir  die  Kirchenvorstände  aufmerksam  auf  die  erforderliche  Pünkt- 
lichkeit und  Vollständigkeit  in  der  Anfertigung  der  Hypotheken- 
Erneuerungsgesuche  ,  namentlich  in  Beziehung  auf  die  Namen  der 
Schuldner,  wenn  die  belasteten  Objecto  seit  der  jüngsten  Hypotheken- 
Eintragung  in  andere  Hände  übergegangen  sind,  worüber  jedes  Mal 
vor  der  Hypotheken-Erneuerung  von  den  Schuldnern  der  Nachweis 
einzuziehen  ist,  da  bei  einer  für  längere  Zeit  bestandenen  Unrichtig- 
keit oder  UnVollständigkeit  der  Hypotheken-Eintragung  leicht  Ver- 
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laste  herbeigeführt  werden  können.  Es  dürfte  daher,  besonders  in 
Fällen,  wenn  die  Bendanten  mit  dem  Hypothekenwesen  nicht  genau 
bekannt  und  in  den  schriftlichen  Arbeiten  nicht  hinreichend  befähigt 
sind,  rathsam  sein ,  dass  dieselben  sich  behufs  Anfertigung  der  Hy- 
potbeken«Erneuerungsgesuche  an  den  mit  den  übrigen  Eirchenver* 
waltungsgeschälten  betrauten  Notar  oder  an  einen  sonstigen  bewähr- 
ten Geschäftsmann  wendeb,  in  welcher  Beziehung  dann  die  Kirchen- 
vorstände  den  betreffenden  Rendanten  nähere  Anleitung  zu  g'eben 
haben  würden. 

Wir  dürfen  um  so  mehr  erwarten,  dass  dem  gedachten  Ge- 
schäfte seitens  der  Verwaltungen  fortan  die  erforderliche  Aufmerk- 
samkeit gewidmet  werde,  als  für  etwaige  durch  Versäumnisse  in  den 
Hypotheken-Eintragungen  entstehende  Nachtheile  und  Verluste  die 
betreffenden  Verwaltungsmitglieder  und  Bendanten  persönlich  verant- 
wortlich und  ersatzpflichtig  sein  würden.  , 

KölUy  den  12.  Januar  1855. 

D(i8  erjBbischöfliche  OeneraUVicariat. 
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XXV. 

Der  Process  des  Bischofs  von  Osnabrück  mit  der  kgl.  Klo- 
sterkammer zu  Hannover  wegen  des  Stifts  Bersenbrüok. 

Ein  Rechtsgatachten  yqa  Dr.  Carl  Schmidt,  Landgerichtsrath  in  Colmar. 

Das  im  Jahr  1231  gegründetid  und  in  Gemässheit  von  Art.  5 
§.  26.  des  J.  P.  0.  und  Art.  21.  der  Gapitulation  des  Hochstifts  Os- 
nabrück vom  28.  Juli  1650.  den  Katholiken  verbliebene  Cistercien- 
ser-Nonnenkloster  zu  Bersenbruck  wurde  aufgehoben  zufolge  von  Art. 
13.  des  Vergleichs  vom  29.  Dec.  1786.  Zugleich  wurde  über  das 
dadurch  frei  gewordene  l^irchengut  im  Einverständnisse  der  kirch- 
lichen Behörden  verfügt.  ^Nach  dem  Statut,  welches  der  Erzbischof 
von  Köln  als  Metropolitan  am  10.  Juni  1791  feststellte,  sollte  aus 
den  Einkünften  des  aufgehobenen  Klost-ers  ein  weltliches  Stift  für 
Wittwen  und  Töchter  katholischer  Beamten  aus  der  Glasse  der  Ge- 
lehrten von  bürgerlichem  Stande  gebildet  werden,  und  die  Verwaltung 
den  Stifts&auen  nach  capitularischer  Verfassung  zustehen.  Die  be- 
absichtigte Eii^richtung  des  Stifts  wurde  verschoben  und  trat  nicht 
ins  L^beu.  Jedoch  blieben  die  Güter  des  aufgehobenen  Klosters 
als  Kirchengut  unter  kirchlicher  Verwaltung  bis  zum  Jahr  1802. 
Seit  der  im  Jahr  1802  erfolgten  Besitzergreifung  befinden  sie  sich 
in  Besitz  und  Verwaltung  .staatlicher  Behörden.  Seit  dem  Jahr 
1824  werden  sie  von  der  kgl.  Klosterkammer  zu  Hannover  ver- 
waltet. Gegen  diese  hat  der  Bischof  von  Osnabrück ,  auf  Grund 
seines  Bechts,  das  Kirchenvermögen  zu  verwalten*),  E^age  er- 
hoben, mit  dem  Antrage,  die  Beklagte  zu  verurtheilen, 

»den  bischöflichen  Stuhl  zu  Osnabrück  und  damit  ihn  als  In- 
haber desselben  als  den  rechtmässigen  Verwalter  und  Vertreter 
der  Güter  des  Stifts  Bersenbruck  anzuerkennen  und  ihm  diese 
Güter  nebst  allem  Zubehör  und  Früchten  seit  behändigter  Klage 
behufs  der  Verwaltung  und  Vertretung  nach  einem  eidlich  za 
erhärtenden  Inventar  herauszugeben.« 

Diese  Klage  ist  in  erster  Instanz  abgewiesen,  durch  ürtheil 
des  grossen  Senats  des  kgl.  Obergerichts  zu  Osnabrück  vom  4.  Nov. 
18742).    Die  Abweisung  stützt  sich  auf  §.  35.  des  B.  D.  H.  S.  und 

1)  Vergl.  Zöpfl,  Staatsrecht  §.  537  unter  II. 

2)  Vergl.  das  Referat  in  der  Osnabräcker  Volkszeitimg  vom  S.  und  5.  Not. 
1874,  Nr.  250  und  252. 
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auf  Verjähmng.  Die  Entscheidung  unterliegt  erheblichen  Bedenken, 
obwohl  den  meisten  Becbtsausführungen  des  Urtbeils,  insbesondere 
auch  denjenigen  über  die  Bedeutung  Yon'§.  35.  und  §.  65.  des  K. 
D.  H.  S.  zugestimmt  werden  kann. 

Unter  den  milden  Stiftungen ,  welche  nach  §.  65  des  R.  D. 
H.  8,  wie  jedes  Privateigenthum  conservirt  werden  sollten ,  sind 
nicht  solche  zu  verstehen,  welche  zu  den  Gütern  der  in  §.  35.  bo;- 
zeichneten  Institute  gehörten  und  mit  denselben  zur  Verfügung  der 
Laodesherrn  gestellt  sind ,  sondern  nur  selbstständige  Stiftungen  ^). 
Dies  trifft  allerdings  zu  bei  der  Stiftung  vom  10.  Juni  1791.  Durch 
die  im  §.65.  des  K.  D.H.  S.  erwähnte  »landesherrliche  Aufsicht  und  Lei- 
tuDgc  kann  die  Besitzergreifung  vom  Jahr  1802  nicht  gerechtfertigt 
werden,  zumal  da  jene  Bestimmung  auf  solche  Stiftungen,  welche  (wie 
das  Stift  Bersenbrück)  vorher  unter  landesherrlicher  Aufsicht  nicht 
gestanden  hatten,  überhaupt  kdine  Anwendung  findet^).  Gleichwohl 
wird  zagegeben  werden  müssen ,  dass  §.  65.  dem  Kläger  nicht  zu 
statten  kommt ,  wenn  das'  Stift  Bersenbrück  ein  fundirtes  Mediat- 
stifl  im  Sinne  von  §.  35.  gewesen  ist  3). 

Ein  Stift  (eine  canonia)  ist  gleichbedeutend  mit  Capitel  (cha- 
pitre).  Für  Domstifter  und  andere  Stifter  war  nach  der  Regel  des 
Bischofs  Ghrodegang  von  Metz  eine  Verfassung  ausgebildet;  die 
Mitglieder  des  Stifts  wohnten  zusammen  und  führten  (zum  Unter- 
schiede von  der  vita  religiosa  der  Mönche  und  Nonnen)  eine  vita 
canonica,  W02u  namentlich  der  Ghordienst  gehörte  ^).  Das  preussische 
Landrecht  ^)  stellt  die  Stifte,  Klöster  und  Orden  zusammen  als  geist- 
liche Genossenschaften,  deren  Mitglieder  sich  mit  andern  Religions- 
übungen, als  der  Seelsorge,  liauptsächlich  beschäftigen.  Indessen 
wurde  in  der  ausserordentlichen  Reichsdeputation  zu  Begensburg,  in 
der  Sitzung  vom  16.  Oct.  1802,  durch  den  Subdelegirten  des  Hoch- 
und  Teutschmeisters  hervorgehoben,  dass  »die  Mediatstifte  als  Ver- 
sorgungen und  Belohnungen  des  Adels,  des  gelehrten  und  geistlichen 


1)  Urth.  kgl.  Obertrib.  I.  Sen.  vom  5.  Nov.  1851  und  15.  Dec.  1852» 
StHethorst,  Bd.  4.  S.  70  ff.,  Bd.  8.  S.  122  ff. 

2)  Zöpfl,  Staatsrecht  §.  537. 

3)  »Die  in  den  Art.  35.  mid  42.  getroffenen  Verfügungen  bilden  eine 
Ausnahme  Ton  dem,  was  die  Art.  63.  und  65.  bestimmen,«  sagt  das  Obertribnnal 
in  dem  Urth.  Tom  15.  Dec.  1852. 

4)  YgL  Eichhorn^  Deutsche  Staats-  und  Bechtsgeschichte  Bd.  I.  §.  179, 
Richter,  Kirchenrecht  §.  133  ff. 

5)  A.  L.-B.  II.  11,  §.  939. 
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Standes  zu  betrachten  sind^).«  Es  gab  katholische  und  protestan- 
tische Mediatstifter ;  die  letzteren  waren  schon  früher  säcularisirt  und 
nur  noch  Versorgungsanstalten  2).  Demungeachtet  erstreckt  sich  der 
§.  35.  des  R.  D.  H.  S.  ohne  unterschied  auf  »tous  les  biens  des  cha- 
pitres,  abbayes  et  couvens  fondös,  tant  des  anciennes  que  des  nouvel- 
les  possessions,  tant  protestans  que  catholiques,  tant  m^diats  qu'im- 
m^diats ,«  soweit  sie  nicht  in  den .  früheren  §§.  speciell  erwähnt 
sind.  Der  §.  35.  stimmt  mit  den  »Vorschlägenc  übereia,  welche 
durch  die  Bevollmächtigten  Frankreichs  und  fiusslands  übeneicht 
waren  3).  £r  umfasst  auch  diejenigen  Stifter ,  welche  nur  noch  Yersor- 
gungsanstalten  waren  ^).  Das  Stifit  Bersenbrück  war  als  ein  weit* 
'  liches  Stift  bezeichnet;  doch  war  dafür  durch  das  Statut  vom  10. 
Juni  1791  eine  vita  canonica  vorgeschrieben.  Obwohl  diese  .vita 
canonica  nicht  ins  Leben  getreten  ist,  so  bestand  doch  die  Versor- 
gungsaustalt,  und  wird  die  Ansicht,  dass  diese  Versorgungsanstalt  ein 
Stift  im  Sinne  von  g.  35.  des  R  .D.  H.  S.  gewesen  sei ,  sich  nicht 
widerlegen  lassen.  Dies  genügt  jedoch  nicht ,  um  die  Abweisung 
der  Klage  zu  rechtfertigen. 

Während  die  Güter  der  Doracapitel  (wazu  das  Stift  Bersen- 
brück nicht  gehört)  '  nach  §.  34.  des  R.  D.  H.  S.  mit  den  bischöf- 
lichen Domänen  verbunden  und  mit  denselben  unabwendbar  der  Sa- 
cularisation  gewidmet  sind,  so  sind  die  Güter  der  nicht  besonders 
angewiesenen  fundirten  Stifter,  Klöster  und  Abteien  durch  §.  35.  des 
R.  D.  H.  S.  blos  der  Disposition  der  betreffenden  Landesherrn  über- 
lassen^). Die  Territorialgewalten  haben  durch  §.  35.  die  Ermäch- 
tigung erhalten,  die  Stifter  und  Klöster  in  ihren  Landen  zu  säcula- 


1)  ProtocoUe  der  ausserordentlichen  Beichsdeputation  zu  Begensburg  Bd.  L 
S.  287. 

2)  Gaspari ,  der  Deputationsrecess ,  S.  224,  277—  279 ;  v.  Berg  ,  Juri- 
stische Betrachtungen,  Dritter  Theil,  Nr.  XII.  über  §§.  35,  65  des  R.  ü.  H.  S. ; 

»  Häberlin,  Ueber  Aufhebung  mittelbarer  Stifter,  Abteien  und  Klöster  in  Teutsch- 
land, zur  Erläuterung  des  §.  35.  des  B.  D.  H.  S.  mit  Anwendung  auf  die  mecklen- 
burgischen Jungfrauenklöster. 

3)  Beilagen  zu  den  Protocollen  der  ausserordentlichen  Beichsdeputation 
Bd  2.  S.  19  f.;  de  Marie fiSt  suppl.  au  recueil  des  traites  Bd.  3.  S.  298. 

4)  Vgl.  Koch  und  Scholl  j  histoire  abregee  des.. traites  de  paix,  Bd.  7. 
S.  79:  >0n  est  fache  de  voir  que  les  princes  se  soient  r^serve  la  faculte  d'en- 
Telopper  dans  cette  destruction  generale  tous  les  etablissemens  protestans  et 
catholiques  portant  le  titre  d'abbayes,  de  chapitres  et  de  couvens.  La  jastiee 
exige  toutefois  de  dire  qu'ils  n'ont  guere  fait  usage  d'une  ressource  que  le 
r^ces  mettait  a  leur  disposition.« 

5)  v.  Berg^  Juristische  Beobachtungen,  Th.  lll.  Nr.  XII.  S.  127  f. 
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risiren^).  Den  Landesherren  ist  die  Befugniss  ertheilt,  die  betref- 
fenden Güter  ihrem Fiscus  zuzuweisen;  so  dass  diese  Qnter  solange, 
bis  eine  solche  Verweisung  durch  Act  der  Staatsgewalt  erfolgt,  fort- 
während als  Eigenthum  der  alten  Stiftungen  selbst  zu  behandeln 
sind  2).  Diese  Grundsätze  sind  auch  in  dem  vorliegenden  Urtheil 
anerkannt.  Nun  ist  aber  eine  solche  landesherrliche  Verfugung  über 
das  Stifb  Bersenbrück  im  Besitznehmungspatent  des  Königs  Georg  III. 
vom  4.  November  1802  3)  nicht  enthalten.  Die  Besitzergreifung  durch 
den  Minister  von  Aniswald  war  nicht  geeignet,  di^  Disposition  des 
Landesherm  zu  ej^setzen.  Der  König  Georg  III.  erklärte  sogar  aus- 
drücklich in  der  Ordre  vom  31.  December  1802 ,  dass  er  in  An- 
sehung des  Stifts  Bersenbrück  (dessen  Einkünfte  schon  vorhin  zu  be- 
sonderen wohlthätigen  Zwecken  bestimmt  worden),  eine  Aenderung 
eintreten  zu  lassen  nicht  gesonnen  sei.  Hieraus  dürfte  erhellen,  dass 
der  König  Georg  III.  von  der  ihm  .  durch  §.  35.  ertheilten  Ermäch- 
tigung, die  Güter  des  Stifts  Bersenbrück  zum  Behufe  des  Aufwan- 
des £ar  den  Gottesdienst,  Unterrichts-  und  andere  gemeinnützige 
Anstalten  oder  zur  Erleichterung  seiner  Finanzen  in  Anspruch  zu 
nehmen,  keinen  Gebrauch  gemacht  hat.  Ebensowenig  scheint  dies 
durch  eine  andere  Verordnung  des  Landesherrn  geschehen  zu  sein. 
Ist  dies  richtig,  so  dürfte  der  Klageantrag  sich  rechtfertigen.  Denn 
die  Verjährungseinrede  scheint  hinfällig  zu  sein. 

Allerdings  verjähren  Klagen  der  Kirchen  nach  der  Auth.  quas 
actiones  (von  Irnerius)  zu  L.  23.  C.  de  sacros.  eccl.  und  Nov.  131. 
e.  6.  in  vierzig  Jahren  *)  oder  nach  der  Praxis  in  44  Jahren  ^).  Der 
Beklagte  (Fiscus)  ^würde  sich  nach  c.  20.  X.  de  praescr.  auf  die 
Verjährung  nicht  berufen  können,  wenn  er  zu  irgend  einer  Zeit  vor 
Ablauf  der  Verjährungszeit^)  davon  Kenntniss  gehabt  hätte,  dass 
die  Güter  des  Stifts  Bersenbrück  nicht  dem  Fiscus ,  sondern  der 
Kirche  gehörten;  doch  würde  diese  Kenntniss  schon  dann  ausge- 
schlossen sein,  wenn  Fiscus,  obwohl  nur  aus  Rechtsirrthum ^ ,  ver- 
meint haben  sollte ,  dass  die  Besitzergreifung  und  Verwaltung  der 
Güter  des  Stifts  Bersenbrück  durch  §.  35.  des  ß.  D.  H.  S.  gerecht- 
fertigt gewesen  sei.    Allein  nach  c.  15.  X.  de, praescr.  war  der  Laut 

1)  0.  Mejer,  Kirchenrecht  §.  135. 

2)  Zöpfl,  Staatsrecht  §.  537  unter  VIT. 

3)  Codex  Constittttionom  Osnabrugensium,  2.  Theil,  Bd.  I.,  S.  588. 

4)  JSola  Bomana  ecclesia  gandente  centum  annorum  spatio,  c.  17.  C^  16. 
qi.  2.,  c.  13  und  14.  i.  de  praescr. ;  v.  Savigny,  Syst.  Bd.  5.  S.  357,  358. 

5)  Richter,  Kirchenrecht  §.  321. 

6)  V.  Samgny,  Syst.  Bd.  5.  S.  341  Anm.  g. 

7)  V,  Savigny,  Syst.  Bd.  5.  S.  341. 
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der  Verjährung  gehemmt,  so  lange  der  Bischofsstuhl  von  Osnabrück 
unbesetzt  war.  Unbesetzt  war  der  bischöfliche  Stuhl  von  Osnabrück 
bis  zum  20.  April  1858.  Die  Frage,  ob  nach  der  Bulle  Impensa 
Romanörum  vom  26.  Mürz  1824  der  jedesmalige  Bfschof  von  Hfl- 
desheim  legitimirt  gewesen  wäre  y  eine  Klage  für  den  bischöflichen 
Stuhl  von  Osnabrück  anzustellen ,  dürfte  ebenso  unerheblich  seiu, 
wie  die  Frage ,  ob  vorher  eine  solche  Klage  durch  den  Capitelvicar 
oder  durch  den  Erzbischof  von  Köln  als  Metropolitan  oder  dorcb 
einen  sonstigen  Vertreter  des  bischöflichen  Stuhles  von  Osnabrück 
hätte  angestellt  werden  können.  Denn  die  Bestimmung  von  c.  15.  X. 
cit.  beruht  nicht  etwa  auf  der  Regel  »agere  non  valenti  non  currit 
praescriptio  *),«  sondern  enthält  eine  Vergünstigung  für  Kirchen  und 
milde  Stiftungen,  ähnlich  wie  solche  Vergünstigung  durch  Civilrecht 
den  Bevormundeten  gewährt  ist  2). 

1)  Unterholzner,  Verjährung,  behandelt  dies©  Regel  in  §.  88,  dagegen 
der  Satz  aus  c.  15.  X.  cit.  im  §.  44. 

2)  Die  Glosse  sagt  zu  c.  15.  X.  cit.  (bei  den  Worten  »illo  snbdntto«): 
>qnia  tunc  defensore  carebat.  —  Sic  et  absenti  adjiciontur  tot  anni  qaot  fuit 
absena.«  SchmaTkgrüber  zu  lib.  3.  tit.  26.  §.  8.  sagt,  der  Lauf  der  Yerjahi- 
ung  werde  gehemmt  »quando  Ecclesia  caret  Eectore;  tunc  enim  praescriptio 
non  currit  contra  Ecclesiam.  Froceditque  hoc  U  etsi  non  desint  alii  Pmelati 
Superiores  et  mediati;  sufficit  enim  quod  proprium  et  immediatum  Pastorcm 
non  habeat,  qualis  est  Episcopus  respectu  Ecclesiae  Cathedralis.c 
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XXVI. 

Apostolicae  die  2.  Martii  1875  ad  Germaniae  Archi- 
episcoposy  Episcopos  etc. 

Pius  PP.  IX.    Yenerabiles  Fratres,  Salntem  et  Apostolicam 
BeDedictionem.    Mirabilis  illa  constantia,  qnae  pro  veritatis,  jasti- 
tiae  sacToromque  jarium  assertione  et  totela  nea  iram  veretur  po- 
tentoin,  nee  eorum  minas,  nee  bonorom  jaetoram,  exiliam,  careeres, 
morteiB ,   eieuti  per  priora  saecula  Christi  Ecelesiam  illnstravit ,  sie 
postea  semper  adomare  perrexit;  aperte  docens,  in  easola  spleodes- 
cere  veram  illam  et  nobilem  libertatem ,  quae  inani  quidem  nomine 
reboat  nbiqae,  sed  re  ipsa  nnllibi  apparet.    Hane  eerte  gloriam  Ee* 
clesiae  yos  continuastis,  Yenerabiles  Fratres,  dum  germannm  Vati- 
cani  Concilii  definitionnm  sensum  a  vnlgata  qnadam  cireulari  epi- 
stola  captiosa  commentatione  detortnm  restituendum  soscepistis,  ne 
fideles  deciperet,  et,  in  invidiam  conversus,  ansam  praebere  videretnr 
machinationibos  objidendis  libertati  electionis  novi  Pontificis.  Eqni- 
dem  ea  est  perspicnitas  et  soliditas  dedaratianis  vestrae,  (cf.  Archiv 
tom.  33.  p.  344  sqq.)  nt,  cum  nihil  desiderandum  relinquat,  amplis- 
simis  tantum  gratnlationibus  Nostris  occasionem  snppeditare  deberet ; 
Disi  gravins  etiara  testimonium  exposceret  a  Nobis  versuta  qnarnn- 
dam  ephemeridnm  vox,  quae,  ad  restituendam  reftitatae  a  vobis  epi- 
stolae  vim,  conata  est  lucubrationi  vestrae  fidem  deroggire,  suadendo, 
emollitam,  et  minime  propterea  respondentem  hujusce  Sedis  Aposto- 
licae menti  probatam  a  yobis  fuisse  conciliarium  definitionum  doctri- 
nam.    Nos  itaque  vafram  hanc   et   calumniosam  insinuationem   ac 
snggestionem  rejicimns;  cum  declaratio  vestra  nativam  referat  ca- 
tholicam,  ac  propterea  Sacri  Concilii  et  hujus  Sanctae  Sedis  senten- 
tiam  luculentis  et  ineluctabilibns  rationum  momentis  scitissime  mu- 
nitam  et  nitide  sie  expUcatam,  ut  honesto  cuilibet  ostendere  valeat, 
nibU  prorsus  esse   in  impetitis  definitionibus ,  quod  novum  sit,  ant  , 
qaidqaam  immutet  in  veteribus  rekttionlbus ,  quodque  obtentnm  ali- 
qnem  praebere  possit  orgendae  yexationi  Ecclesiae  et  moliendis  novi 
Pontificis  electioni  difficultatibus.    Quoad    hanc  vero  prudentissime 
TOS  fedsse  censemns,  dum,  omni  disceptatione  seposita,  disserte  pro- 
testati  estis ,  damnari  jam  nunc   a  vobis ,  quidquid  impedimenti  ob- 
jici  velit  liberae  Capitis  lücclesiae  electioni;   ac  firmiter  declarastis, 
solius   sacrae  auctoritatis   esse  Judicium  de  electione  rite  peracta. 

Archiv  für  Kircbenrecht.  XXXIII.  30 
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Non  alii  certe  cansae  tribuenda  est  saeva  procella,  qua  Ecclesia  ^- 
ritatid  magistra  jactatur  ubique  et  totus  quatitur  orbis,  quam  erro- 
ribus  a  perpetuo  Dei  et  hominum  hoste  diifusis  ad  omnia  pertor- 
bauda.    Cum  igitnr  in  errorem ,  lualorum  omnium  fontem ,  arma 
sint  convertenda,  pergite,  Yenerabiles  Fratres,  illum ,  quacunque  ob- 
ductutn  larva,  detegero  ac  insectari,   sicuti  fecislis  per  egregiani 
hanc  declarationem  vestram.    Nequibunt  profecto  quotquot  sunt  ho- 
nest! veritatis  fulgore  non  percelli,  potissimuni   cum  a  nobilissima 
constantia  vestra  spleudidior  ips^  fiat ;  error  vero  iu  lucem  addactus 
tantaque  vi  pressus  nequibit   tandem  non   cadere.    Id  laborantibus 
Eceleeiae  et  orbi  cito  concedat  divina  misericordia,  et  interim  favo- 
ris  ejus  auspex  sit  vobis  Apostolica  Benedictio,  quam  praecipuae  be* 
nevolentiae  Kostrae   pignus  ex  imo  corde  deprompt^m ,  unicnique 
vestrum,  Yenerabiles  Fratres,  vestrisque  Dioecesibus  universis  pera- 
manter  impertimus. 

Datum  Komae  apud  S.  Petrum  die  II,  Martii  Anno  1875. 
Pontificatus  Nostri  Anno  Vicesimonono. 

Pius  PP.  IX. 

yenerabüibus  Fralribns  Paulo  Arebiepiscopos  Colonienst ,  6re- 
gorio  Archiepiscopo  Monaconsi  et  Frisingensi  ceterisque  Germaniae 
Episcopis,  nee  non  Administrator!  Fuldensi  et  Vicario  Capituiari 
Bambergensi. 
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XXVII. 

Eine  Immediateingabe  der  preuss.  Bischöfe  vom  2.  April  und 
die  Antwort  des  preuss.  Staatsministeriums  vom  9.  April 

1875. 

I.  Die  Immediateingabe  der  preussischen  Bischöfe  war  die 
folgende : 

»Allerdnrchlauchidgster,  grossroäcbtigster  Kaiser!  AUergnftdig^ 
ster  Kaiser,  König  und  Herr ! 

Durch  Euer  kaiserlichen  nnd  königlichen  Majestät  Staatemini- 
steriam  wurde  den  Hftuserji  des  Landtages  ein  Gesetzentwurf  vorge- 
legt, nach  welchem  der  Portgenuss  der  den  katholischen  Bisthümem 
und  Geistlichen  aus  Staatsmitteln  zugesicherten  Leistungen  von  einer 
Torgättgigen  Erklärung  der  Diöcesanvorstände  oder  <^  Geistlichen  zu 
unbedingter  Befolgung  der  staatlichen  Gesetze  abhängig  gemacht 
werden  soll. 

Eine  derartige  Erklärung  in  solcher  Unbedingtheit  abzugeben, 
ist  mit  dem  Gewissen  eines  Christen  unvereinbar.  Haben  doch  die 
Apostel  und  unzählige  christliehe  Blutzeugen  lieber  den  Tod  erdul- 
den, als  sich  denjenigen  Staatsgesetzen  und  obrigkeitlichen  Anord- 
nungen ffigen  wollen,  welche  ihnen  die  Verkündigung  der  göttlichen 
Wahrheit  untersagten,  oder  von  ihnen  eine  Verleugnung  des  christlichen 
Glaubens  forderten.  ~  Können  wir  nun  aber,  ohne  unserem  Gewis- 
sen zuwiderzuhandeln  und  mit  den  Principien  des  Ghristenthuma  zu 
brechen,  jene  Erklärung  nicht  abgeben,  so  wird  auch  das  Bestreben 
uns  dazu  durch  Vorenthaltung  materieller  Mittel  nöthigen  zu  wollen, 
als  ein  vom  christlichen  Standpunkte  zulässiges  niemals  erachtet 
werden  können,  üeberdies  sind  die  bezüglichen  Leistungen  des  Staates 
an  die  betreffenden  Bisthümer  die  Folge  einer  rechtlichen  Verbind- 
lichkeit, welche  der  Staat  zugleich  mit  den  säcularisirten  Kirchen- 
gütern in  Gemässheit  ausdrücklicher  Stipulationen  überkommen  hat 
und  die  nach  dem  bekannten  Worte  eines  preussischen  Ministers 
>ünter  Verpfändung  der  Ehre  Preussenst  übernommen  wurde.  Und 
was  die  übrigen  Leistungen  aus  Staatsmitteln  an  Geistliche  anbe-. 
trifft,  so  sind  auch  diese  keineswegs  aus  einer  blossen  Liberalitätdes  Staates 
gegen  die  Kirche  entsprungen,  sondern  haben  ebenfalls  eine  rechtliche 
Grundlage,  sei  es  in  der  Säcularisation  von  Klöstern  und  Stiften, 
sei  es  in  Patronatsrechten  oder  landesherrlichen  Zusagen,  und  muss 
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die  Einstelluttg  dieset  Leistungen  gerade  im  gegenwärtigen  Augen- 
blicke ganz  besonders  dazu  dienen,  bittere  Oefühle  in  den  Herzen 
der  Katholiken  anzaregdn,  als  eben  für  die  Geistlichen  anderer  christ- 
licher Confessionen  von  Seiten  des  Staates  mit  wohlwollender  Frei- 
gebigkeit aus  den  allgemeinen  Steuererträgen  erhebliche  Gehalts- 
verbesseruugen  bewilligt  werden.  Am  schmerzlichsten  aber  berührt 
uns  die  angedrohte  Einstellung  der  Leistungen  aus  Staatsmitteln  des- 
halb, weil  sie  als  eine  Strafe  des  Yerhalteus  der  katholischen  Bi- 
schöfe und  Geistlichen  den  Maigesetzen  gegenüber  ausdrücklich  be- 
zeichnet wird,  obwohl  dieselben  ohne  Verletzung  ihrer  heiligsten  Pflich- 
ten und  der  von  Gott  gegebenen  Verfassung  der  katholischen  Kirclie 
zur  Ausführung  dieser  Gesetze  mitzuwirken  nicht  im  Stande  sind. 

Wir  würden  der  schuldigen  Ehrfurcht  gegen  Euer  Majestät  zu 
nahe  zu  treten  fürchten,  wenn  wir  di«  Voraussetzung  auch  nur  iiir 
möglich  halten  wollten,  dass  den  Intentionen  Euer  Majestät  entsprechen 
könnte,  eine  solche  Untreue  und  Pflichtverletzung  von  Seiten  der  be- 
stellten Hüter  der  kirchlichen  Ordnung  zu  fordern.  Deshalb  wen- 
den wir  uns  nicht  an  die  Häuser  des  Landtages,  in  welchen  das  Ver- 
ständniss  christlicher  Anschauungen  melir  und  mehr  zu  schwinden 
beginnt,  sondern  an  Euer  Majestät  selbst  als  den  Schirmherrn  der 
in  Preussen  anerkaunten  christlichen  Kirchen,  an  die  Krone,  zu  wel- 
cher die  Katholiken  auch  bei  politischen  Stürmen  stets  mit  treuer 
Loyalität  gestanden  haben ,  mit  der  ehrfurchtsvollen  Bitte ,  dem  in- 
tendirten  Gesetze  als  einer  Verletzung  wohlerworbener  Rechte  und 
einer  Quelle  unsäglicher  Trauer  und  friedestörender  Verwirmng  die 
allerh.  Sanction  versagen  zu  wollen. 

In  tiefster  Ehrfurcht  verharren  mit  vollkommenster  Unterwürfig- 
keit. 

Euer  Majestät  allernnterthänigst  treugehorsamste 
(folgen  die  Unterschriften). 

Fulda,  2.  April  1875.« 

U.  Die  im  allerh.  Auftrage  erfolgte  Beantwortung  von  Seiten 
des  Staatsministeriuma  lautet:  Berlin,  den  9.  April  1875.  Euer  erz- 
bischüfliche  Gnaden  benachrichtigen  wir,  dass  Se.  Majestät  der  Kaiser 
und  König  geruht  haben,  das  Staatsministerium  mit  der  Beantwortung 
der  Immediateingabe  der  in  Fulda  versammelt  gewesenen  prens- 
sischen  Bischöfe  vom  2.  d.  M.  zu  beauttragen. 

Bei  Erledigung  dieses  allerh.  Auftrages  können  wir  nicht  umhin, 
unser  Erstaunen  und  unser  Bedauern  darüber  auszudrücken «  dass 
Geistliche  in  der  hohen  Stellung  der  Herren  Bischöfe  sich  zum  Organ 
einer  Behauptung  machen  konnten,  als  ob  es  in  Preussen  eine  Ver- 
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leugDUDg  des  christlichen  Glaubens  sei,  die  Befolgung  solcher  Gesetze 
za  versprechen,  welche  in  anderen  deutschen  und  fremden  Staaten 
seit  Jahrhunderten  und  noch  heute  von  der  katholischen  Geistlich- 
keit und  ihren  Kirchenoberen  bereitwilligst  befolgt  werden  und  deren 
Befolgung  dort  von  katholischen  Geistlichen  mit  heiligem  Eide  be- 
dingangslos  gelobt  wird.  - 

Nicht  minder  auffällig  und  unwahr  ist  die  Behauptung ,  *dass 
die  Gesetze,  gegen  welche  sich  neuerdings  der  Ungehorsam  der  Bi- 
schöfe gerade  nur  in  Preussen  gerichtet  hat,  die  Verkündigung  der 
göttlichen  Wahrheiten  untersagten/ 

Wenn  die  Herren  Bischöfe  andeuten ,  dass  den  Geistlichen  an- 
derer Confessionen  gegenwärtig  Gehaltsverbosserungen  bewilligt  wür- 
den, welche  nicht  gleichzeitig  den  katholischen  Geistlichen  zu  Stat- 
ten kämen,  so  hätte  ein  oberflächlicher  Einblick  in  die  Vorlagen  und 
Verhandlungen  des  Landtages  genügt,  um  die  Hen*en  Bischöfe  selbst 
von  der  Unwahrheit  ihrer  Behauptung  zu  überzeugen. 

.Ebenso  kann  den  Herren  Bischöfen  unmöglich  unbekannt  sein, 
dass  die  Vorlage,  deren  Nichtvollziehung  sie  unter  Anwendung  ver- 
letzender Worte  über  den  Inhalt  derselben  von  Sr.  Majestät  verlangen, 
mr  mit  allerh.  Genehmigung  an  den  Landtag  gelangen  konnte. 

Die  Forderung,  dass  Se.  Majestät  derselben  dennoch  nach  der 
Annahme  durch  den  Landtag  die  Sanction  verweigern  solle ,  ist  t\m 
so  befremdender,  als  die  Herren  Bischöfe  selbst  nicht  glauben  wer- 
den, dass  die  Dotationen,  um  deren  Zurückhaltung  es  sich  handelt, 
vom  Staat'O  jemals  bewilligt  worden  wären  ,  wenn  bei  der  Bewillig- 
nog  den  Bischöfen  und  Geistlichen  das  Kecht  hätte  vorbehalten  wer- 
den sollen,  je  nach  päpstlichem  Befinden  den  Gesetzen  des  Staates 
gehorsam  zu  sein  oder  nicht. 

Wenn  die  Eingabe  das  Einstellungsgesetz  eine  Quelle  unsäg- 
licher Trauer  und  friedenstörender  Verwirrung  nennt,  so  wollen  die- 
jenigen unter  den  Herren  Bischöfen,  welche  im  Jahre  1870  vor  der 
Verkündigung  der  vaticanischen  Beschlüsse  derartige  Zustände  als 
die  Folge  der  letzteren  voraussahen,  und  mit  beredten  Worten  öffent- 
lich verkündeten,  sich  selbst  fragen,  ob  sie  nicht  yielleicht  durch  treue 
und  feste  Vertretung  ihrer  Ueberzeugungen  unser  Vaterland  vor  den 
Wirren  und  Friedensstörungen  zu  bewahren  vermocht  hatten,  welche 
sie  selbst  warnend  vorhersagten  und  die  wir  jetzt  mit  ihnen  beklagen. 

Enere  erzbischöflichen  Gnaden  ersuchen  wir,  den  übrigen  Herren 
Mitunterzeichnern  der  Immediateingabe  von  diesem  Schreiben  ge- 
ßlligst  .Mitthei^unfi^  machen  zu  wollen. 

'.  %-.•«/    7- /'fr/-  ^^'  '/'•?  r  J^^s  Staatsfninisterif4fn. 
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XXVIII. 
Zur  AusfOhrung  der  Osterreichischen  Staatskirchengesetze. 

(Ans  dem  Linzer  Di5ee8.-Bl.  1875  StQck  5.) 

4 

L   Neueste  Verhandlung  des  Bischofs  von  Line  wegen  der  sog. 

SkuUssubvention. 

J)er  Herr  k.  k.  Statthalter  theilte  dem  bischoflichen  Ordioa- 
riate  [zu  Linz]  unter  dem  12.  y.  Mts.  Z.  ISO/Prfts.  mit,  dass  mit 
dem  Finanzgesetze  vom  22.  Pecember  1874  der  Regierung  abermals 
die  Ermächtigung  ertheilt  worden  sei,  katholischen  Seelsorgern, 
deren  Einkommen  den  Bedürfnissen  nicht  entspricht,  für  das  Jahr 
1875  und  ohne  Verbindlichkeit  für  die  Folgezeit  eine  provisorische 
Verbesserung  ihrer  Bezüge  aus  jenem  Betrage  von  500,000  fl.  ZQ 
gewähren,  welcher  bei  Capitel  8. :  tMinisterium  für  Cnltus  und  Un- 
terrichte Titel  9.:  tErforderniss  der  Beligionsfondec  §.  19.  im  Ei- 
traordinarium  zu  dem  besagten  Zwecke  als  ein  dem  Beligionsfonde 
gegebener Tückzahlbarer  Yorschuss  eingestellt  erscheint. 

In  Absicht  auf  die  Ausführung  der  erwähnten  gesetzlichen  Be- 
stimmung werde,  bemerkte  der  Herr  Statthalter,  im  AUgem^en 
nach  den  in  dem  vergangenen  Jahre  vorgezeichneten  Anordnungen 
vorzugehen  sein. 

Sofort  lud  er  das  bischöfliche  Ordinariat,  falls  es  geneigt  sei, 
sich  bei  der  Yertheilung  dieser  Subvention  pro  1875  zu  betheiligen, 
ein,  den  Diöcesan-Seelsorgsklerus  hienach  zu  verständigen ,  damit  er 
in  die  Lage  komme ,  sich  um  Antheilnahme  an  derselben  zu  be- 
werben, und  setzte  bei,  dass  von  dem  Gesammtcredite  pr«  500,000  fl. 
auf  Oberösterreich  die  Quote  von  13,000  fl.  zur  Verwendung  kom- 
men dürfid. 

Ich  [d.  h.  der  Herr  Bischof  Franz  Joseph  Budigier  von  Linz] 
antwortete  dem  Herrn  Statthalter  unter  dem  31.  v.  Mts.  Z.  248. 
Nachstehendes : 

Hochwohlgdfomer  Herr  Statthalter! 

Auf  die  sehr  geschätzte  Npte  Yom  12.  d.  M.  Z.  130/Praes. 
habe  ich  die  Ehre  Euer  Hochwohlgeboren  Folgendes  zu  erwieden. 

Vor  Allem  glaube  ich  auch  dieses  Mal  bemerken  zu  sollen, 
dass  in  Oberösterreich  die  an  den  dürftigen  Seelsorgsklerus  zu  ver- 
theilende  Summe  nicht  ein  dem  Beligionsfondo  gegebener  Staatsror- 
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schoss  ist,  sondern  aas  dem  Beligionsfonde  entnommen  wird,  welcher 
—  allerdings  dermalen  zumeist  in  Folge  der  dem  Bistimra  entzo- 
genen Kealdotation  —  mit  einem  dies^  Summe  weit  überragenden 
Betrage  activ  ist. 

Was  sodann  die  Unterstützung  selbst  betrifft,  so  erlaube  ich 
mir  Euer  Hochwohlgeboren  mit  Beziehung  auf  meine  frühern  dies- 
falligen  Zuschriften  zu  erinnern,  dass  in  der  Conferenz,  die  ich  am 
24.  April  1873  mit  allen  Herren  Dechanten  der  Didcese,  unter  Bei- 
zieliang  des  gesammten  Hoohw.  Domcapitels ,  gehalten  habe ,  be- 
schlossen worden  ist,  es  solle  die  hohe  Staatsregierung  gebeten  wer- 
den ,  die  auf  Oberösterreich  entfallende  Quote  der  Subvention  zur 
Bildung  eines  Priester- Unterstützungsfondes  für  die  Diöcese  Linz, 
der  unter  der  Oberaufsicht  des  Bischofes  von  einem  eigenen  Gomit^ 
zu  verwalten  wäre,  zu  bewilligen;  Sache  dieses  Comitä  würde 
es  dann  sein,  einzelne  einer  mon^entunen  Aushilfe  besonders  be- 
dürftige Seelsorgspricst^r  allerdings  hieraus  sogleich  zu  unterstützen, 
der  Hauptsache  nach  aber  dieselbe  als  Grundstock  eines  bleibenden 
Fondes  zu  bebandeln,  der  durch  Zuflüsse  verschiedener  Art  im  Laufe 
der  Zeit  anwachsen  sollte. 

Inzwischen  ist  zwar  in  Folge  meines  Aufrufes  an  den  Klerus 
vom  12.  Jnni  1873  die  Bildung  eines  solchen  Unterstützungsfondes 
mit  einem  Erfolge,  der  in  Anbetraoht  der  kurzen  seither  verflossenen 
Zeit  ganz  befriedigend  ist,  begonnen  worden ;  indesseh  wäre  immer- 
hin auch  gegenwärtig  die  üeberlassung  der  Subventionssumme  an 
diesen  Fond  dasjenige,  was  dem  Wunsche  der  gedachten  Conferenz 
am  meisten  entsprechen  und  in  der  Diöcese  am  heilsamsten  wirken  würde. 

Sollte  die  hohe  Staatsregierung  dieser  Bitte  nicht  willfahren 
können  oder  wollen,  so  bin. ich  unter  der  Bedingung,  dass  bei  der 
individuellen  Vertheilung  der  Subvention  einzig  die'  Thatsache  und 
der  Qrad  der  Bedürftigkeit  massgebend  sei,  freudigst  bereit,  auch 
zu  derselben  mitzuwirken. 

Die  Thatsache  und  der  Grad  der  Bedürftigkeit,  sage  ich.  Ich 
werde  bei  dieser  Subvention  nicht  auf  die  kirchliche ,  und  die  hohe 
Staatsregierung  wolle  bei  derselben  nicht  auf  die  staatsbürgerliche 
Haltung  der  Petenten  sehen.  Das  Gesetz  spricht  von  >katholischen 
Seelsorgern,  deren  Einkommen  den  Bedürfnissen  nicht  entspricht,« 
also  von  der  Bedürftigkeit,  ohne  irgend  ein  anderes  Moment  bei  den 
2a  Betheilenden  zu  betonen ;  sodann  ist  ja  die  g^nze  Subvention  nur 
ein  einstweiliges  Surrogat  für  die  bessere  Dotation,  die  im  Augen* 
blick  nicht  angewiesen  werden  kann;  der  Genuss  der  Dotation  aber 
ist  unabhängig  von  der  kirchlichen  wie  politischen  Haltung  des  Seel- 
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» 

Borgers,  so  lange  er  fiberhaiipt  in  der  Seelsorge  steht.  Wean  es 
demnach,  wie  ich  glaube,  eine  Forderang  der  Oerechtigkmt  ist,  dsss 
bei  dieser  Betheilang  einzig  die  Armnth  den  Ausschlag  gebe,  so 
sprechen  bieffir  auch  sehr  wichtige  andere  Bficksichten :  so  ist  es  der 
,  hohen  Staatsregiemng  nnwtbrdig,  wenn  sie  Anlass  gibt  snr  Meinung, 
'■  sie  wollte  mit  Geld ,  und  zwar  in  dem  vorliegenden  Falle  mit  imn 
j  Geld  der  Kirche,  Politik  machen;  ierner  entstehen  unter  dem  Kle- 
rus ,  wenn  ein  anderes  Moment ,  als  die  Armuth ,  entscheid^d  ist, 
bedenkliche  Verstimmungen  und  Yerdftchtigungen;  und  endlich  ist 
es  doch  gewiss  sehr  zu  beklagen ,  wenn  gerade  die  besten  und  ge- 
wissenhaftesten Priester  ungeachtet  ihrer  drAekenden  Noth  um  eine 
Subvention  wegen  des  politischen  Beigeschmackes  derselben  nicht 
einzuschreiten  wagen,  und  so  fortwährend  darben  mfissen. 

Was  die  kirchliche  Haltung  betrifft,  so  habe  ich  im  Jahre 
1872  in  der  That  ohne  alle  Rücksicht  auf  dieselbe  ffir  die  Bethei- 
lung sftmmtlicher  Petenten,  da  sie  eben  ohne  Ausnahme  arm  waren, 
mich  ausgesprochen ,  und  werde ,  wenn  ich  dberhaupt  in  die  Lage 
komme  mich  anszusjHrechen ,  mi(di  auch  dieses  Mal  ohne  aUe  K&ck- 
sicht  auf  dieselbe  aussprechen. 

Ob  ich  in  die  Lage  komme,  hängt  davon  ab,  ob  die  hofae^taats- 
regiemng  in  diese  Bedingung  eingeht  Gteht  sie  nicht  ein,  so  muss 
ich  mich,  wie  in  den  letztvergangenen  Jahren,  aller  Mitwirkung  bei 
der  Vertheilung  der  Subvention  enthalten.  Ich  kann  Euer  Hoch- 
wohlgeboren  nur  dringend  ersuchen,  bei  dem  Herrn  Minister  die  Er- 
fBllung  dieser  Bedingung  boMtrag^  und  sofort  mich  von  dem  Re- 
sultate des  Antrages  verständigen  zu  w<^en. 

Genehmigen  u.  s.  w. 

Gestern  gelangte  die  Note  des  Herrn  Statthalters  vom  20.  d. 
Mts. ,  Z.  542/Präs.  an  das  bischdAiche  Ordinariat ,  der  zufolge  der 
Herr  Minister  ffir  Cultus  und  Unterricht  mit  dem  Erlasse  vom  12. 
d.  Mts.,  Z.  1000  er&ffnet  hat,  nicht  iaüer  Lage  zu  sein,  den  in 
meiner  obigen  Zuschrift  vom  31.  Januar  d.  J.  gestetlien  Anträgen 
bezfiglich  der  Yertheilung  der  Staatssubvention  Folge  zu  gebra;  ein 
Grund,  warum  Hochselber  nicht  in  dar  Lage  sei,  ist  nicht  angefthrt. 

Solun  kann  das  bischöfliche  Ordinariat  auch  heuer  bei  dieser 
Subvention  in  keiner  Weise  sich  betheiligen. 

Das  glaubte  ich  dem  Hoohwfirdigen  DiOcesanklerus  bekannt 
geben  zu  sollen,  damit  derselbe  desto  sicherer  gewisse  Fragen  sieh 
beantworten  kann,  die  in  Betreff  der  ffir  die  Kirche  Ooktae  gewiss 
lolgemreichen  Manregel  der  Subventicm  aufgewoiUn  werdea« 

üebrigens  verweise  ich  zu  diesem  Ende  auch  auf.  Sttek  X.  des 
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Kteesanblattes  pro  1878  Z.  2564,  ia  welchem  beim  »Aufrufe  zn 
Beiträgen  asu  einem  Priester-Unterstfitznngsfonde«  ein  Mehreres 
ober  den  Drspmtig  und  die  bis  dabinige  AasfBhmng  dieser  Mass- 
regel er<)lFnet  wnrde,  und  anf  die  Mitttaeilungen,  welche  die  Herren 
Deehante  dem  Seelsorgskleras  über  die  diesftlligen  Verhaiidlangen 
in  der  varjährigen  DiOcesanconferenz  gemacht  haben. 

2.  PigMÜiAe  C^cession  in  Betreff  der  vorläufigen  Aneeige  der 
Vicare  auf  inearporirien  Pfarren  bei  der  Regierung. 

Ich  habe  nnter  dem  3.  August  y.  J.  im  DiOcesanblatt  Stück 
XVII.  dem  Hochwürdigea  DiOcesanUerus  das  apostolische  Schreiben 
des  heiligen  Vaters  vom  5.  November  1855  an  den  österreichischen 
Episcopat  mitgetheilt,  wooaeb  sich  die  Bischöfe  vor  Anstellung  von 
Pfurem  und  Beneficiaten  vergewissern  müssen,  dass  die  Anzustellen- 
den nicht  Seiner  Majestät  missliebige  Personen  seien.  Die  in  Wien 
versammelten  Bischöfe  haken  in  ihrer  »Erklärungc  vom  20.  Mftrz 
y.  J.  (Diöc.-Bl,  1874,  Stück  X.  vom  12.  April)  ausgesprochen,  dass 
sie,  so  lange  dieses  apostolische  Schreiben,  in  Kraft  bleibe,  im  Sinne 
desselben  vorgehen  werden^ 

Nun  aber  verlangt  der  §.  6.  des  I.  Gesetzes  vom  7.  Mai  1874 
(Diöc.-BL  1874  Stück  XIV.  vom  27.  Juni)  ein  gleiches  Vorgehen 
auch  hinsichtlich  der  Pfarrverweser  auf  incorporirten  Pfründen.  Da 
diese  Pfarrverweser  weder  Pfarrer  noch  sonstige  Beneficiaten  sind, 
80  waren  die  Bischöüe  nicht  berechtiget,  auch  diese  Seelsorger  vor 
der  Anstellung  der  hohen  Regierung  anzuzeigen ,  und  es  entstanden 
hierwegen  bereits  harte  Gonflicte. 

Unter  dem  5.  d.  M.,  Z.  1487/Präs.  eröffnete  mir  nun  der  Hoch- 

_____  • 

wardigste  Herr  Cardinal-Metropolit ,  dass  Smne  Excellenz  der  Herr 
Nnntius  ihrn^  Folgendes  mitgetheilt  habe : 

»Ha^  ignotum  Eminentiae  Vestrae  Keverendissimae  est,  Guber- 
niom  exqUirere,  ut  quisque  Episcopus  ipsi  indicet  quem  beneficii  sie 
dieti  incorporati  administratorem  sit  constituturus.  Equidem  de  hu- 
josmodi  beneficiis  nuUa  occurrit  mentio  in  Apostolicis  litteris  diei  5. 
Noverabris  1855,  nee  sub  earundem  verbis  »in  paraeciis  aUisque  be- 
neficiis conferendis«  continentur.  Attamen  ipsum  Gubemium  preces 
Sanctae  Sedi  eunxin  finam  direxit^  ut  ipsa^ benigne  vellet  huic  ne- 
gotio  coQBulere :  ex  altera  autem  parte  expositum  fuit  eidem  Sanctae 
Sedi,  ut  graves  nunc  oriri  posse  difScultates ,  si  aliqua  ratione  non 
fieret  aatis  precibus  Qnbemii.  Hinc  SSmus  Dominus,  necessariis  prae- 
babitia  notitiis ,  animaclvertens  magis  fore  opportunum  praesentibus 
rerum  adjunctis  hac  in   re  difScultates  praevenire  et   novum  long- 
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animitatis  argumentum  exhibere,  noa  dissentit  tolerari  posse,  qiiod 
Archiepiscopi  et  Episcopi  hujus  Imperii  significent  etiam  nomioa  il- 
lorum  sacerdotum,  qui  ad  administrandas  paraecias  sie  dictasincor- 
poratas  destinantur.c 

Aus  dieser  päpstlichen  Kundgebung  ist  zu  eutnehmen,  das»  es 
den  Bischöfen  vom  kirchlichen  Standpunkte  aus  $mmneJir  erlaubt, 
aber  auch  jetzt  noch  nicht  vorgeschrieben  ist,  derlei  Pfarrvicare  vor 
ihrer  Anstellung^zu  dem  t!nde  der  Staatsregierung  namhaft  zu  ma- 
chen, zu  welchem  ihr  die  anzustellenden  Pfarrer  namhaft  gemacht 
werden.  Ich  habe  dem  Herrn  Statthalter  unter  dem  81.  Januar 
d.  J.  den  Wortlaut  von  dem  Schreiben  des  Herrn  Nuntius  bekannt 
gegeben,  und  dabei  ihm  erklärt,  dass  ich ,  so  lange  diese  päpstliciie 
EntSchliessung  in  Kraft  bestehe ,  im  Hinblick  auf  dieselbe  vor  An- 
stellung eines  Seelsorgers  auf  einer  incorporirten  Pfründe  an  iiin  die 
Anzeige  wie  bei  Pfarrern  machen  werde. 

Dieses  eröiTne  ich  andurch  der  Hochwürdigen  Diöcesangeist- 
iichkeit,  damit  irrigen  ürtheilen,  wie  solche  über  das  Benebnien 
der  österreichischen  Bischöfe  bei  Besetzung  von  Pfarren  entstaudeo 
waren,  rechtzeitig  vorgebeugt  werde. 
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XXIX. 
Literatur. 

L  Geschichte  der  Icaihölischen  Kirchs  Deutschlands  von  der  Mitte 
des  18,  Jahrhtmderts  bis  in  die  Gegenwart,  van  Dr,  Heinrieh 
Schmidt  ordentl.  Prof.  der  TJieologie  in  Erlangen,  München 
R.  Oldehbourg.  1874.  VI  und  8Z0  8:  8. 
Das  ganze  Bach  besteht  ans  blossen^  Aphorismen  and  Anek- 
doten aas  der  Geschichte  der  kath.  Kirche  jener  Zeit,  ist  aa^  wenigen 
neueren,  meistens  protestantischen  Schriften  zusammengetragen  und 
manchmal  sieht  man  aus  der  Dürstellung  und  aus  der  Art  des  Ci- 
tirens,  dass  der  Verfasser  nicht  einmal  direct,  sondern  erst  aus  drit- 
ter Hand  von  dem  bezogenen  Buche  oder  Zeitschrift  her  seinen 
Stoff  entlehnt  hat.  Auch  bringt  er  viej  unrichtiges  und  Ungenaues 
von  Neuem  vor,  trotzdem  dasselbe  sclion  oft  widerlegt  ist." 
2.  Prang  Lauvin^  Je,  Tc.  Hofhaplan  und  Umvers.-Prof.  eu  Wien. 
Schulte^s  Kirchenrechtswissenschaß  einst  und  jetzt.  Zweite  vcr" 
mehrte  Auflage.  Wien  1875.  Alfred  HöMet\  IX  w.  75  S.  gr.  8. 
üeber  die  erste  Auflage  dieser  mit  grosser  Sorgfalt  und  mitgrösster 
Objectivität  verfassten  Schrift  (vergl.  man  Archiv^  Bd  32  _  §.-238  f.) 
Die  vorliegende  zweite  Auflage  ist  noch  übersichtlicher  geordnet  als 
die  erste  und  ausserdem  mehrfach  vermehrt  worden.  In  dem  Vor- 
worte zur  zweiten  Auflage  charakterisirt  der  Verf.  die  altkatholische 
ßichtang  und  zeigt,  dass  der  Altkatholicismus nicht  mehr  weit  vom  Luthe- 
ranisnms  entfernt  ist ,  wobei  namentlich  auf  die  Abschaffung  der 
österlichen  Beichte  durch  die  altkatholische  Synode  zu  Bonn  v.  J. 
1874  näher  eingegangen  wird.  Schulte  hat  in  der  Neuen  Freien 
Pr^se  1875  Nr.  3759  f.  behauptet,  die  >altkatholische  Bewegung  ist' 
zunächst  allerdings  hervorgerufen  durch  eine  Gruppe  von  Männern, 
welcjie  bis  1870  theilweise  den  ültramontanen  zugezählt  wurden, 
lüben  diese  auch  nicht  läugnen  können ,  dass  faciisch  die  Curie  es 
fertig  gebracht  hatte,  sich  der  ganzen  Begierungsgewalt  in  der  Kirche 
zu  bemächtigen,  so  wussten  sie,  dass  dieses  lediglich  die  Folge  einer 
historischen  Entwickelnng  war ,  die  sich  jederzeit  ändern  konnte, 
deren  Aenderung  oft  und  laut  gefordert  wurde.  Als  man  nun  die  That- 
Sache  zum  »geoffenbarten  Dogmac  stempelte,  musste  sich  ihr  Gewissen 
Qnd  ihre  Wissenschaft  dagegen  entschieden  erheben.c  So  Schulte. 
Prof.  LaurJn  bemerkt  dagegen,  dass  diese  Schutzrede  Eerrn  v.  Schulte^ 
selbst  keineswegs  zu  Statten  komme.  Denn  Schulte  hat  in  jener 
trüberen  Zeit  die  Machtfulle  des  Papstes  durchaus  nicht  als  eine 
lediglich  auf  geschichtlicher  Entwickelnng  beruhende  und  der  Wand- 
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lang  unterliegende,  sondern  als  eine  ini^esen  des  Primates  begrün- 
dete, dem  Primate  wesentlich  innewohnende,  als  eine  unumgänglich 
nothwendige,  als  eine  so  tioth wendige  dargestellt,  dass  mit  ihr  die 
Einheit  der  Kirche  und  mit  dieser  die  Kirche  selbst  stehe  und  falle. 
Dass  dem  wirklich  so  ist ,  darüber  gibt  Laurin  in  der  2.  Auflage 
seiner  interessanten  SchriCt  S.  34  iL  die  näheren  Belege  aus  verschiedeBen 
'  Werken  und  Abhandlungen  des  einstigen  kath.  Canonisten  Schulte. 

3.  Die  Cdtfumischen  Ehehindernisse   nach  dem  geltenden  gemeinen 

Kirchenrechte.  Für  den  Curalklerus  praktisch   dargesteUi  von 
J.  Weber ^  Pfarrer  in  Berlichingen.    Zweite ^  mit  der  Eheseheir 
dungslehre  vermehrte  Ausgabe.  Freiburg  im  Breisgau.  Herder. 
1875.  IX  und  469  und  XCF.  S.  gr.  8. 
Es  wird  diese  2.  Auflage  des  durch  praktische  Brauchbarkeit 
ausgezeichneteu  Werkes  demselben  gewiss  manche  neue  Freunde  ver- 
schaffen.   Es  ist  jetzt  nach  S.  447  eine  Darstellung  des  Eheschei- 
dungsrechtes  auf  XCV  SS.  eingefugt.  Mit  Rücksicht  auf  die  Besitzer 
.der  1.  Aufl.  erschien  der  letztere  in  der  fasslichen  praktischen  Weise 
wie  das  fibrige  Eherecht  abgehandelte  Abschnitt  auch  in  einer  Se- 
paratansgabe u.  d.^T. 

4.  Die  Ehescheidung  nach  dem  geltenden  getneitien  Kirchenrefhtc, 

Für  den  Curaiklerus  praktisch  dargestdU  von  J.  WAcr^  Pfar- 
rer eu  Berlichingen.  Freiburg  im  Breisgau  1875.  Herder.  IX 
und  95  8.  8. 

Eine  popul&re  Belehrung  über  das  Wesen  der  Ehe,  die  Ehe- 
hindernisse, die  Pflichten  der  Braut  und  Eheleute  enthält: 

5.  Das  Kl.  Sacrament  der  Ehe.  Ausführlicher   Unterricht  über  die 

Ehe  für  die  Braf Meute  und  Verehelichte  nd^  einem  hwrjsge- 
fassten  Brautunterricht  in  Form  einer  seelsorgerliehen  AnspraiAt 
von  Dr.  Andr.  Oassner^  Pastaral^Prof.  an  der  theol.  FaeuUat 
in  Saüburg^  Red.  des  Sateburger  KirchenU.'  3.  verb.  Aufl. 
(Mit  vielen  bisch.  Approbat.)  Mit  einem  Stahlstiche.  Regens- 
bürg,  &.  J.  Mane  1875,  XVI  und  392  S.  8. 
Diese  dritte  Ausgabe  des  seinem  Zwecke  vortrefflich  entspre- 
chenden Werkes  ist  wesentlich  verbessert. 

6.  Die  bürgerliche  und  die  cananische  Ehe.    Ein  Bofdcmt,  zu  des 

Bischefs  von  Paderborn  letzter  Schriß:    ^Die  christliche  Ehe 

und  die  Gitnlehe.^     Von  einem  deutsehsn^Juristen.    Kein  und 

Leipzig  Verlag  von  Ed.  Heinr.  Mayer  1875.  118  8.  8. 

»Wer  sich  heutzutage,«  so  behauptet  der  Verf.  dieser  Schrift 

(S.   118)  »zum  Yertheidiger  des  canonischen  Eherechts  aufwerfen 

will,  wie  der  ehemalige  Bischof  von  Paderborn,  der  macht  sich  selbst 

zum  advocatus  diaboli  und  vertheidigt  eine  von  vornherein  verlorene 
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Sache.  Er,  hat  es  sich  demnach  von  selbst  zuzBSchreibeD ,  wenn 
der  wissenschattlich^el^ildete  Theil  der  Nation  seine  Beweisgründe 
als  nicht  stichhaltig  verwirft.«  .Aehnliche  exorbitante  Behanp- 
langen  enthält  die  Schrift,  ein^altkatholisches  Playdoyer  f&r  die  Ci- 
vilehe,  viele,  Beweise  keine. 

Eine  Mischung  von^JWahrcm  und  Falschem  enthält  die  Schrift : 

7.  UiA^r  ß^erecM  und  EhegerichisharkeU  in  Bayern.  Unter 
Benutzung  amüicher  Actenstäcke  van  Dr,  U.  v.  Sicherer,  o« 
ö.  Prof.  d.  U.  eu  München.  Das.  ChrisHan  Kaiser  1875.  IV 
und  67  8.  8. 

Es  wird  hier  gehandelt  von  der  Ehegesetzgebuiig  nach  der 
bayer.  Verf.-Urk.,  dem  canon.  flherechte,  der  Ehegerichtsbarkeit,  dem 
Systeme  des.  »Disaimulirens,«  und  Von  den  verschiedenen  auch  kirch- 
licher Seits  gemachten  Vorschlägen  zur  Beform  des  kirchlichen  Ehe- 
rechts. Die  Tendenz  ist  die  Empfehlung  der  Zwangscivilehe  fflr 
Bayern.  Leider  fehlt  es  uns  im  Augenblick  an  Zeit  und  Baum  zu 
einer  eingehenden  Erört^ung  dieser  Schrift.  Eine  Berichtigung  der 
Auszöge,  welche  ein  Correspondent  der  Allg.  Ztg.  aus  Sicherer  ge- 
macht hatte,  enthält  das  Müncheuer^JEastor.-BI.  1875  Nr,  10  und 
13.  Namentlich  ist  dort  das  in  der  gehässigsten  Weise  entstellte 
Beeret  der  3.  Congr.  luquisitionis  v.  22.  Juli  1874  in  seinem  wirk- 
lichen Inhalte  dargelegt,  durch  welches,  angeblich,  so  behauptete 
nämlich  die  Allg.  Ztg.,  eine  »Sanction  des  gemeinsten  Ehebruchs 
durch  eine  der  höchsten  Behörden  desjenigen,  der  sich  als  Stellver- 
treter unseres  Heilandes  auf  Erden  nennt,jK  erfolgt  sein  sollte. 

8.  Erlebnisse  des  Ben^hard  Bitter  von  Meyer,  weiland  Staatssehrei- 

her  und  TagsaUmngsgesandter  des  Kantons  Luzem ,  nachma* 
liger   k.  k,  österreichischer  Hof-  und  Ministerrath  ^  Secretär 
des  Ministerraihs  etc.  Von  ihm  selbst  verfasst  und  abgescMoS' 
sen.  Herausgeg.  von  dessen  Sohn  B.  Bitter  v.  Meyer.  Ztveiter 
Band.  Wien  und  Pest  C,  Sariori.  IV  und  274  S.  8. 
Ueber  den  ersten  Band  dieser  interessanten  Erlebnisse  berich- 
teten wir  im  vorigen  Hefte  S.  383.    Der   zweite  Band   dessen  Er- 
acheineiL  bekanntlich  der  ehemalige  österr.  Reichskanzler  Graf  Beust 
wegen  der  ihm  sehr  unliebsamen  Enthüllungen  (namentlich  über  die 
Jast  nnWkanntfija^QO,000  fl.)  zu   verhindern  gesucht  hatte ,  wirft 
Streiflichter  auf  die  österr.  Verhältnisse  unter  den  Ministern  Golu- 
chowski  und  Schmerling,  Belcredi ,  Beust.  Von  S._  106  an  folgt  ein 
Anhang,  welcher  unter  Beigabe  von  Documenten  das  Verhalten  der 
europäischen  Diplomatie  und  besonders  dieJPei:fidie  Englands  in  der  auch 
kirehengeschichtlich  so  wichtigen  Sonderbundsangelegenheit  schildert. 

•  Vering.  " 
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thrilen.  —  Ebenso  einen  Augzugaua  dem  Hirtenbrief  des  CardiH,'Für8terzhisehoff 
Jo$,  Othmar  Rauscher  von  M^ien  vom  7,  April  1875  über  die  Altkatho- 
Ilkenfrage.  —  Eine  Anzalil  liter.  Besprechnngen  nmsste  aus  Mangel  an  Kaum 
fürt  folgende  Heft  zurückgelegt  werden. 


Erapfcblenswerthe  Novitäten^  die  bei  der  ßedaction  einliefen:  1.  Joseph 
RUtnr  roH  Führirh.  Lebensskizze.  Zasammengeateilt  ans  dessen  im  Jahr* 
jsrange  1844  des  Almanach's  »Libussa«  erschienenen  Selbstbiographie  und  den 
wichtigsten  von  Freundeshand  gesammelten  bis  zur  Gegenwart  reichenden 
Baten.  Mit  Portrat.  Wien  und  Pest,  Verlag  von  Carl  Sartori  1875.  IV  und 
71  S.  8.;  2.  Die  Andacht  zum  hl.  Herzen  Jesu.  Ihre  Bedeutung  und  dogmi^- 
tische  Grundlage.  Von  Heinrich  E'tuard  Card.  Mannintj^  Erzbischof  von 
Westminster.  Zur  Erinnerung  an  die  zweihundertjährige  Jubelfeier  der  An- 
•lacht  am  4.  Juni  1875.  Autorisirte  üebersetzung.  Köln  ,  J.  P.  Bnchem 
44  S.  8  •  ' 


Im  Verlufje  von  Franz  Kirclihcim  in  Mainz  ist  so  eben  er- 
scliieneu  und  durch  alle  Buchhandlungen  zu  beziehen: 

Geschichte  und  Pandekten 

des 

Röniisclien  und  heutigen  gemeinen  Privatrechts. 

Zum  akademischen  Gebrauch 

von 

Dr.  Friedrich  H.  Yering. 

l*rofcs'«or  der  Rocht«  an  der  IJiiivcraltät  zu  Ifcidelborg. 

Vierte  wesentlich  verbetserte  und  vermehrte  Auflage. 
(Erste  Lieferung,  Bogen  1—12,  Preis  2V2  ^lark.    Das   ganze  Werk 
erscheint  vollständig  wälirend  des  Sommersemesters  1875  in 

4  Lieferungen  ä  11—12  Bogen.) 

Vreis  des  vollständigen  Werkes  10  Mark, 

Es  ist  dieses  da>j  voUständig-ste  und  billigste  Lehrbuch  des  gesamiiiten 
romischcu  Kechts,  der  ganzen  äusseren  wie  inneren  Geschichte  des  römischen 
Privatrechts  .und  des  heutigen  gemeinen  Rechts.  Durch  Einfachheit  und  Fass- 
lichkeit  der  Darstellang  <  mpüchlt  es  sich  zur  Einleitung  in  das  Rechtsstudinm 
und  durch  die  Reichhaltigkeit  seines  Inhalts  auch  zur  Repetition  und  zum 
Nachschiagen.  Die  vierte  Auflage  ist  wesentlich  verbessert  und  so  vermehrt, 
«lass  der  Titel  des  Werkes  dem  entsprechend  auch,  statt  wie  bisher  Institu- 
tionen, nunmehr  Pandekten  genannt  ist. 


Im  Verlage  des  Uoterzeichneten  ist  erschieDeo: 

Jubiläums-BttcMein. 

Eine*  Anleitung 

bau  dlnütlaitttt  in  pnmmtr  Wtijt  |it  fiiirit 

nebst 

Mnem  Trtdinim  zur  Vorbereitimg. 

Von 
Dr.  J.  B.  Heinrich, 

Domdecan  nnd  GencrmlTicar  in  Haiiui. 
Mit  bischöflicher  Approbatiuo. 

Prilt  nur  15  Pf. 

La  knrzen  Betrachtoni^eD  und  Belehrongen  and  überaus  innigen  Oebeten 
lehrt  dieses  Büchleiu  die  wirksamste  Weise ,  das  Juiteljahr  zum  eigenen  Seelen- 
notzen  und  zam  Wohl  der  Kirche  nach  der  Absicht  des  Heiligen  Vaters  an  feiern. 
Alsbald  nach  seinem  Erscheinen  haben  competcnte  Stimmen  ans  Klaras  nnd  Volk 
und  ein  angewöbnlicher  Absatz  den  Wertb  and  die  Braaehbarkmt  diMts  Jabt« 
laumsbUcblein's  constatirt 

Der  biUige  Prtu  (15  R«lcbtpfoimis)  ist  dem  Hassen- Absatz  sehr  fördetlieh. 

0^^  DU  unterztickfute  Verlagshandlung  gibt  bei  direrttm  Bixugt  und 
bei  franco  ZuBtndung  noch  grasen  Rabatt. 

Mainz  1875.  Fnous  Klrchheini. 


Zeitgemässes  Volksbuch. 
Im  Verlage  von  Franz  Klrehheim  in  Mainz  ist  so  eben  er- 
schienen nnd  durch  alle  Buchhandlungen  zu  beliehen: 

Kämpfe  und  Siege  der  Kirche 

oder 

Gottes  Strafgerichte 

über  die  Christen-  und  Kirchen  Verfolger  von  König  Herodes  dem  Grossen  an  bis  ssf 

Kaiser  Napoleon  III. 
Ein  Trostwort  an  das  Chrisienvotk 

von  Firmianns  Lactantins. 

Zweite  Auflage,  S'.  geh.  3  Mark  50  Pf. 

Der  Magyar  Sion ,  die  bedeutendste  ungarische  katholische  Zeitschrift ,  Xnssert 
sich  im  Aprilheft  1S73  über  vorstehendes  Werk: 

Viele  lernen  Geschichte,  aber  Wenige  lernen  daraas,  da  sie  in  der  Keilienfolge 
der  Ereignisse  nichts  sehen,  als  die  Kntwicklangsstnfe  der  Kationea,  nnd  in  denselben 
die  Oekouomie  der  lenkenden  Hand  Gottes  nicht  wahrnehmen^  Nan,  das  obige  Buch 
ist  eine  Lehre ,  gezogen  aus  der  Geschichte  einer  2000jShrigcn  GeseUsohaft ,  deren 
Kämpfe  und  Siege  gewissermassen  den  MUtelpnukt  der  Welt  bilden;  es  Ist  eine  Lehre, 
welche  zugleich  tröstet  and  erschüttert,  aafrichtet  und  niederdrSckt.  Oder  gibt  es 
etwas  Trustreicheresi,  als  den  Anblick ,  wie  tausendjährige  Sturme  an  dem  Pelsen  (der 
Kirche)  nur  desshalb  wühlen,  um  mit  anaoslöschlicher  Schrift  die  Worte  einzuprägen  : 
„Non  praevalebant  ?**  u.  s,  w. 

KVm  die  Anschaffung  dieses  teitgemässen  Volksbuches  su  rrietcAfern,  kann 
ich  in  vier  Lieferungen  h  90  Pf,  bezogen  werden» 
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I. 

Die  Wiederherstellung  der  katholischen  Hierarchie  in  England. 

Von  Dr.  William  Knighta, 
Vorbemerkung. 

Mehr  denn  zwanzig  Jahre  sind  seit  dem  20.  September  1850 
verflossen,  an  welchem  die  Bulle  Universalis  Eeelesiae  der  Welt  die 
fiestanration  der  katholischen  Hierarchie  in  England  knnd  that.  Ob- 
schon  dieser  Act  der  obersten  kirchlichen  Jurisdiction  zunächst  nur 
die  Katholiken  Englands  berührte ,  erhielt  derselbe  dennoch  durch 
den  künstlich  erregten  Fanatismus  und  die  versuchte  Wiederbe- 
lebung der  alten  abolirten  Strafgesetzgebung  des  Landes  gegen  die 
Katholiken  eine  Bedeutung,  welche  ihn  als  eine  der  denkwürdigsten 
Daten  in  der  neuenten  englischen  Geschichte  überhaupt  hinstellten 
nnd  die  uugetheilte  Aufmerksamkeit  der  ganzen  civilisirteh  Welt 
rege  machten. 

Die  lange  Reihe  von  Umständen,  oft  der  verwickeltsten  Art, 
welche  endlich  zur  Wiederherstellung  der  katholischen  Hierarchie 
in  England  fahrten,  sind  in  ihrem  tieferen  cansalen  Znsammenhange 
nie  recht  gewürdigt  worden.  Auch  ist  die  Geschichte  der  Ver- 
handlungen mit  dem  apostolischen  Stuhle ,  welche  zu  dem  Erlasse 
der  Bulle  vom  20.  September  1850  führte,  noch  nicht  veröffentlicht 
worden.  Von  den  drei  Vertretern  der  englischen  Katholiken  bei 
diesen  wiederholten  Unterhandlungen  in  Rom  sind  Cardinal  Wise- 
fnan  und  Bischof  Sharples ,  zur  ewigen  Ruhe  heimgegangen  ^  ohne 
eine  authentische  Darlegung  der  darauf  bezüglichen  Vorgänge  zu 
hinterlassen.  Der  dritte  und  letziüberlebende  Vertreter  der  eng- 
lischen Bischöfe  war  Bischof  üllathorne  von  Birmingham,  dessen 
Wirksam):eit  sich  besonders  auf  die  Abschlussverhandlungen  bezog. 
Neben  ihm  war  dar  damalige  Rector  des  englischen  CoUegs  in  Rom, 
der  spätere  Bischof  Orant  von  Southwark  als  ständiger  Agent  der 
apostolischen  Vicare  Englands  thätig.  Dr.  Grant  war  früher  Secre- 
tär  des  englischen  Cardinais  Acten  gewesen ;  dies  wie  seine  Gelehrsamkeit 
^nd  Geschältskenntniss ,  die  er  sich  aus  langem  Verkehr  mit  den 
verschiedenen  Congregationen ,  besonders  der  Propaganda,  erworben 
hatte,  befähigten  ihn   zu  einer  höchst    einflnssreichen    Thätigkeit. 
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Die  Prälaten,  welche  die  ersten  officiellen  Unterhandlaugeu  anknüpf- 
ten, die  nicht  zu  einem  unmittelbaren  Abscbluss  gelangten,  waren, 
wie  gesagt,  die  damaligen  Bischöfe  Wiseman  und  Sharples.  Vom 
April  1847  an  war  Dr.  Ullathorne  bei  allen  weiteren  Verhandlungen 
persönlich  thätig. 

Nach  dem  Tode  Dr.  Grants  hat  nun  Bischof  UUaiharne  als  der 
einzig  Ueberlebende  aus  den  „officiellen  Denkschriften  und  andenn 
Documenten,"  welche  er  selbst  als  Vertreter  der  apostolischen  Vi- 
care  in  Bom  im  Englischen  entworfen  und  die  von  Dr.  Grant  m 
Italienische  übersetzt  wurden ;  ferner  aus  den  von  Dr.  Grant  und 
ihm  selbst  sofort  „vollständig  und  geuau*^  aufgezeichneten  „Noten 
über  die  officiellen  Verhandlungen''  und  aus  einer  Beihe  von  „Za- 
satznoten  und  Briefen  Dr.  Grant's,''  welcher  letztere  auf  Grund  einer 
ihm  im  Jahre  1867  von  Dr.  Ullathorne  unterbreiteten  Skizze  der 
„Geschichte  der  Bestauration^'  machte ,  dieselbe  selbst  vor  knnem 
veröffentlicht  0. 

Die  Arbeit  Dr.  UUatborne's  ist  demnach  mehr  als  eine  ein* 
fache  quellenmässige  Darlegung  dieses  denkwürdigen  Ereignisses  des 
Pontificates  Pius  IX.;  sie  ist  als  authentische  Darlegung  der  dieselbe 
betreffenden  Verbandlungen,  ihres  Ganges  und  ihrer  Besultate  von  der 
Hand  des  letzt  überlebenden  Unterhändlers  selbst  und  somit  als  ge- 
schichtliche Quelle  anzusehen  2). 

Als  solche  bieten  wir  dieselben  hier,  in  möglichst  getreuer  und 
sorgfältiger  Bearbeitung  der  wesentlichen  Details  von  allgemein  ge- 
schichtlichem und  canonistischem  Interesse,  dem  deutschen  Leser. 

Wenn  schon  die  erste  zusammenhängende  Darstellung  dieses 
kirchengeschichtlichen  Vorganges  unser  volles  Interesse  erregt,  so 
wird  die  eingehende  Darlegung  der  Verhandlungen ,  welche  diesen 

1)  Unter  dem  Titel :  Hiatory  of  the  Reatoration  of  the  CathoVtc 
Hierarchy  in  England»  Bj  the  Bight  Rev.  Bishop  Ullathorne.  London, 
1872« '  Barns,  Gates  and  Comp.  Pp.  112. 

2)  Bischof  Orant  schrieb  im  März  1869  an  Dr.  ullathorne:  »Sie  W- 
sitzen  noch  die  Copien  aller  Papiere,  welche  Sie  im  Jahre  1848  (in  Bom)  fiber- 
reicht  haben.  Aach  haben  Sie  Noten  über  Ihre  Besuche  hei  den  Cardinaleo 
und  hei  Msgr.  Bamabo  ,  dem  Secretar  (der  Propaganda) ,  wie  aach  die  Noten 
Ober  Ihre  Znlassang  (durch  ein  hesonderes  Privileg)  zu  einer  Plenarberathiin? 
der  Propaganda.  Ich  brauche  also  Qber  jene  Periode  nichts  lu  bemerken;  mir 
liegt  nur  die  Pflicht  der  Dankbarkeit  ob  für  das  Vertrauen,  mit  dem  sie  mich 
während  dieser  Verhandlungen  beehrt  hahen,  und  für  die  Freundschaft,  ^on 
welcher  wir  heide  so  willkommene  Erinnerungen  in  uns  tragen.«  Am  Schlas^ 
der  Antwort  auf  die  ihm  von  Dr.  JJllathorne  vorgelegten  Fragen,  schrieb  Dr- 
Grant:  > Wären  Sie  und  ich  BQchermacher ,  wir  kfinnten  leicht  mit  ons^rei' 
Geschichte  einen  Band  liefern.«    Vgl.  History  of  the  Best.  p.  V. 
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Act  der  höchsten  kirchlichen  Jurisdiction  vorbereiteten,  ein  dauern- 
des kirchenrechtliches  Interesse  haben  und  für  die  Umsicht  und  die 
apostolische  Klugheit  des  römischen  Stuhles  in  Wahiung  der  höch- 
sten Interessen  der  Kirche  ein  glänzendes  Zeugniss  ablegen. 

Für  unseren  Zweck  wird  es  hier  zunächst  auf  eine  genaue  Dar- 
legung der  zweimal  gepflogenen  Verhandlungen  und  der  ihnen  vor- 
aasgebenden  bischöflicheh  Besprechungen,  wie  auf  die  kirchenrecht- 
licbe  Uedeutung  des  päpstlichen  Decretes  mit  besonderer  Rücksicht 
auf  die  rechtlichen  Verhältnisse  Englands  ankommen.  Eibe  kurze 
geschichtliche  Einleitung  über  die  historischen  Antecedentien  der 
Bestauration  der  katholischen  Hierarchie,  sowie  ein  Schlusswort  über. 
()ie  Frächte  derselben ,  soweit  dieselben  dem  geschichtlichen  Auge 
erkennbar  sind,  wird  zur  Würdigung  dieser  Restauration  selbst  bei- 
tragen. 

Dr.  Ullathorne  hat  in  seine  Darstellung  vielfach  persönliche 
Erlebnisse  und  Bemerkungen  eingepflochten.  Hiervon,  wie  von  Per- 
sönlichkeiten überhaupt  und  allen  den  Vorgängen,  welche  den  krum- 
men Pfad  der  englischen  Diplomatie  kreuzten  und  welche  damals 
so  sehr  die  Gemüther  erhitzten.,  sehen  wir  für  unsern  Zweck  ab, 
wenn  dieselben  auch  heute  noch  vielfach  als  Fabeln  und  Seeächlangen 
in  gewissen  »geschichtlichen«  Darstellungen  fortznexistiren  sich  be- 
mühen. Dieselben  haben  eine  historische  Bedeutung  nur  insofern, 
als  sie  zeigen ,  dass  die  katholische  Kirche  in  England  in  thatsäcli- 
licher  Noth  um  die  Wiederherstellung  ihrer  hierarchischen  Ordnung 
und  canonischen  Regelung  sich  befand  und  dass  keinerlei  Vorurtheile, 
Nebenrficksichten  und  Albernheiten  den  apostolischen  Stuhl  in  sei- 
nen Handlungen  beeinflussen  können. 

Die  kurze  Darstellung '  der  Restaurationsverhandlungen,  wie  sie 
in  Cardinal  Wiseman's  Appeal  to  the  English  Peaple  entworfen  ist, 
wird  sich  aus  den  folgenden  Mittheilungen,  sowohl  in  Bezug  auf  die 
Aneinanderreihung  der  Thatsachen,  als  auch  die  handelnden  Perso- 
nen als  nicht  ganz  genau  herausstellen.  Das  Gleiche  wird  auch  in 
Bezug  auf  die  Unterhandlungen  von  Sir  George  Bowyer's  Secret 
History  of  the  Creation  of  the  Cathoüc  Hierarchy  zu  sagen  sein. 
Diese  »geheime  Geschichte«  betrifft  nur  einen  Zwischenfall  bei  dem 
schon  bevorstehenden  Abschluss  der  Unterhandlungen,  der  insofern 
Beachtung  verdient,  als  durch  ihn  dieser  Abschluss  beschleunigt 
wurde«). 

1)  üeber  denselben  schrieb  Dr.  Grant  beim  Erscheinen  de«  Baches  von 
Dr.  Ullathofne ,  »es  seien  in  demselben  die  Unterhandlungen  selbst  mit  der 
S^rneommg  eines  Erzbischofs  verwechselt.«    Vgl.    History   of  the  Restoration 
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L  Die  kirchlichen  Zustände  in  England  vor  Wiederherstellung  der 

katholischen.  Hierarchie. 

Ohne  einen  RQckblick  auf  die  ganze  Beihe  älterer  Unterhand- 
langen über  die  Wiederherstellang  des  katholischen  Episcopates  in 
England,  welche  bis  in  die  Zeiten  der  Königin  Elisabeth  hinauf- 
reichen, wird  es  schwer  sein,  die  wirkliche  Bedeutung  jener  neueren 
Unterhandlungen  in  derselben  Sache,  welche  Gegenstand  der  nach- 
folgenden Ausführungen  sind,  zu  erfassen.  Vieles  erscheint  uns  nur  da- 
rum neu  und  ungewöhnlich,  weil  wir  es  nicht  mehr  in  seiner  histo- 
rischen Continuität  erfassen.  So  ging  es  auch  mit  der  Herstellong 
der  katholi3chen  Hierarchie  in  England. 

In  England  war  seit  dem  Tode  des  Bischofs  Wakon  (f  1584), 
in  Folge  der  blutigen,  seit  mehr  als  fünfzig  Jahren  sich  unablässig 
folgenden  Grausamkeiten  gegen  Bischöfe  und  Priester  die  Sncce8si<H) 
des  alten  katholischen  Episcopates  ganz  unterbrochen.  Seit  jener 
Zeit  war  aus  Mangel  an  Localbischöfen ,  der  Papst  als  der  oberste 
Bischof  der  allgemeinen  Kirche,  der  unmittelbare  kirchliche  Obere 
für  die  noch  übrigen  Katholiken  in  England  geworden.  Er  sorgte 
for  ihre  geistlichen  Bedürfnisse  dadurch,  dass  er  seine  Stellvertreter 
oder  Vicare  in  England  bestellte,  welche  anfangs  nur  einfache  Prie- 
ster waren,  später  aber  auch  die  bischöfliche  Weihe  eropfiDgen. 

Diese  apostolischen  Vicare  erhielten  in  der  Regel  ihre  bischöf- 
lichen Titel  Yon  irgend  einem  alten  Biscbofsstuhle  des  Ostens,  wo 
das  Ghristenthum  durch  das  Schwerdt  Muhameds  vertilgt  worden  war. 
Sie  übten  in  England  eine  delegirte  Gerichtsbarkeit  aus,  hatten 
keine  ihrem  Amte  als  solche  inhärirende  bischöfliche  Autorität,  waren 
nach  dem  Willen  des  Papstes  absetzbar ,  entbehrten  aUer  korporati- 
ven Organisation  unter  sich  und  hatten  demgemäss  weder  einen  lo- 
calen  Oberen,  nach  die  Macht  der  synodalen  Gesetzgebung.  Ihre 
Autorität  war  nicht  nur  eine  provisorische  an  sich ,  sondern  sie  er- 
hielten die  jedesmaligen  Anweisungen  zur  Verwaltung  ihrer*KircheD 
und  zur  Leitung  des  ihnen  unterstellten  Klerus  direct  von  Bom.  Di« 
Beschaffung  einer  besonderen  Diöcesangesetzgebung ,  welche  die  all- 
gemeinen Kirchengesetze  auf  die  besonderen  localen  Bedürfnisse 
Englands  anwandte,  war  ohne  Neuerrichtung  einer  localen  Hierarchie 
mit  localen  Titeln  nicht  möglich. 

England  und  Schottland  blieben  noch  in  diesem  abnormalen 
Zustande,  als  bereits  in  Nordamerika  und  in  den  britischen  Golonien 


p.  VI.  Nichts  deatoweniger  enthalt  sowohl  Wiseroan'»  Appeal,  wie  Bowyers 
Beeret  Uistory  manchen,  höchst  wichtigen  Wink»  welchen  wir  seiner  Zeit  be- 
nutzen werden. 
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für  die  hierarchische  Ordnung  der  kirchlichen  Angelegenheiten ,  in 
den  C!olonien  sogar  mit  namhafter  Unterstützung  des  Staates,  lärtgst 
gesorgt  war. 

Dass  der  Klems  znmal  nnter  den  h^k^hstschwierigen  Zeitv^r- 
bältnissen  mit  der  Verwaltung  der  apostolischen  Yicare  nicht  in- 
frieden  war;  dass  diese  Unznfriedenheit  je  länger  je  mehr  wuchs  und 
sich  zuletzt  selbst  der  Laienwelt  mittheilte,  begreift  sich  leicht.  Der 
Klerus  wQnschte  bei  der  Ernennung  seiner  Bischöfe  mitgehSrt  zn 
werden.  Er  ffihlte  zunächst  die  absolute  Nothwendigkeit  bestimtt- 
ter  and  zuverlässiger  Gesetze  sowohl  tiir  die  Regelung  der  bischöf- 
lichen Autorität,  wie  des  canonischen  Gehorsams.  Auch  verlangte 
er  bestimmte  Vorschriften  f&r  die  Behandlung  der  kirchlichen  An- 
gelegenheiten Englands. 

Auf  der  anderen  Seite  sahen  sich  die  apostolischen  Vicare  von 
grossen  und  zahllosen  Schwierigkeiten  nmlagert.  Sie  besassen  in 
einem  Theil  der  Kirche,  der  erst  seit  Kurzem  aus  seiner,  von  allem 
öffentlichen  Leben  unter  den  schwersten  Strafen  ausgeschlossenen 
Lage,  ans  offene  Tageslicht  getreten  war  und  eben  erst  sich  ftti  be- 
wegen durfte,  nur  delegirte,  ihr  eigenes  Handeln  bindende,  Juris- 
diction. Der  hauptsächliche  Zuwachs  der  englischen  Katholiken 
war  zudem  kein  aus  englischen  Gonversionen  selbst  stammender,  son- 
dern ein  mehr  zufälliger,  dnrch  die  periodisch  in  Irland  auftauchende 
Hangersnoth  und  andere  öffentliche  Calamitäteu  veranlasster,  ein 
dfU'ch  die  hierdurch  in  einem  grösseren  Umfange  auftretende 
irische  Emigration  hetbeigef&hrter.  Neue  Kirchen,  neue  Erziehüngs- 
insititute,  Armenschalen,  Ordenshäuser  und  Wohlthätigkeitsanstalten 
massten ,  am  den  gesteigerten  Bedürfnissen  der  Gläubigen  zu  ge- 
nügen, vervielfältigt- werden.  '  Zudem  nahm  auch  der  Klerus  an  Zahl 
za.  Und  bei  alledem  gab  es  keine  anderen  antoritatiren  Ndrmidn 
fnr  die  englische  Kirehenverwaltang,  als  die  Constitution  Benedicts  XIV. 
ApostoUcum  Ministenum  vom  Jahre  1753,  welche  Zustände  i'egelte, 
von  denen  längst  nichts  mehr  bestand. 

Was  die  apostolischen  Vicare  ihrerseits  zur  Abhülfe  vorschlh- 
gtn,  hatte  eben  darum  noch  keine  canonische  Kraft  and  Autorität. 
Sie  terlangten  desshalb  einen  Gesetzescodei  mit  dem  Gewichte  ddr 
synodalen  Autorität,  bei  dessen  Entwurf  der  Klerns  sdine  berätheilde 
Stinune  hab^n  solle.  Es  darf  nicht  Wander  nehmen ,  dato  dieser 
Zoetand  der  Dinge  den  Kleras  gegen  die  Verfügungen  seiner  apo- 
stolischen Vicare  öfters  znm  Appell  nach  Bom  veranlasste.  Und 
wenn  aach  dort  die  Entscheidungen  der  apostolischen  Vicare  meist 
und  ihrem  Wesen  nach  als  innerhalb  der  ihnen -zustehenden  Auto- 
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rität  befunden  wurden,  so  stellte  dies  darum  den  Klerus  doch  nicht 
besser  zufrieden.  Die  Unbekanntscbaft  mit  den  Principien  ujid  der 
Praxis  des  canoniscben  Rechtes  und  die  Analogie  der  eugUsdien  Ci- 
vilgesetzgebung  liess  ihm  fortwährend  seinen  Zustand  als  einen  ge- 
gen den  der  apostolischen  Vicare  auf  ihre  Kosten  höchst  ungünstig  be- 
stellten erkennen,  was  den  mit  Born  und  dem  Geiste  der  dortigen 
Verwaltung  Bekannten  um  so  auffallender  erscheinen  musste,  alsTOo 
hier  aus  bisweilen  grosse  Fehlgriffe  der  apostolischen  Vicare  ver- 
bessert und  rectificirt  worden  waren.  Denn  so  gute  Theologen  aucii 
die  apostolischen  Vicare  sein  mochten ,  als  Körperschaft  fühlten  sie 
den  Mangel  an  einer  durchgearbeiteten,  sicheren  und  praktischen 
Kenntniss  des  canonischen  Rechts  ebenso  sehr ,  wie  sie  den  Mangel 
an  einem  für  ihre  Verwaltuiig  massgebenden  Gesetzbuche  und  dessen 
bestimmten  Normen,  auf  welches  sich  alle  Parteien  hätten  stützen 
können,  vielleicht  noch  mehr  als  der  Klerus  empfanden. 

Die  Autorität  und  die  Berathung  der  Landessynode  fehlten 
ganz.  Es  gab  weder  einen  Erzbischof,  um  die  Synode  zu  berufen 
und  ihr  zu  präsidiren,  noch  Suffraganbischöfe ,  die  mit  ihren  Theo- 
logen seiner  Erladung  zur  Synode  entsprachen,  noch  Capitel,  welche 
sich  durch  ihre  Delegirten  yertreten  lassen  konnten.  Es  gab  unter 
dem  Klerus  keinerlei  Abstufungen  und  Unterordnungen.  Selbst  die 
Generalyicare  -der  einzelnen  Missionsdistricte  waren  eher  nominelle  als 
wirkliche  Mitarbeiter  an  der  kirchlichen  Verwaltung.  Die  aposto- 
lischen Vicare  kamen  jährlich  einmal  in  London  zusammen ,  am 
Baths  mit  einander  zu  pflegen ,  aber  so  nutzbringend  diese  Ver- 
sammlungen auch  sein  mochten,  sie  liessen  jeden  Prälaten  für  sich 
allein  auf  seiner  isolirten  Autorität  und  Verantwortung  stehen. 

Es  waren  diese  jährlichen  Zusanimenkunfte  nicht  Versamm- 
lungen einer  in  bischöflicher  Hierarchie  geordneten  Provinz,  die  sich 
in  üebereinstimmung  mit  den  canonischen  Formen,  unterstützt  von 
dem  einsichtsvollsten  und  tüchtigsten  Theile  des  Klerus,  befanden; 
die  aus  dem  grossen  Codex  des  gemeinen  kirchlichen  Rechtes  die 
Disciplinardecrete  ableiteten,  welche  von  den  localen  Bedurfiiissen 
erfahrungsgemäss  als  uothwendig  verlangt  wurden  und  welche  nacb 
endgiltiger  Revision  in  Bom  die  Bestätigung  des  apostolischen  Stuh- 
les erhalten  konnten. 

Ds^u  kam  noch  ein ,  wenn  auch  nur  zufälliges  Motiv  |ur  die 
HerstoUung  der  ordnungsgemässen  Hierarchie.  Die  Katholiken  konnten 
gegen  einen  Vorwurf  nicht  umempfänglich  sein,  der,  sq  ungegrondet 
er  auch  sein  mochte,  doch  stets  mit  erneuter  Feindseligkeit  gegen 
sie  yorgebracht  wurde,   dass  sie  nämlich  aus  dem  Grunde  ausser 
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Stande  seien ,  ihre  Hierarchie  herzustellen ,  weil  sie  nothgedrungen 
die  Apostolische  Succession  der  anglikanischen  Prälaten  zugestehen 
müssten,  welche  ihre  Titel  von  den  alten  englischen  Bischofsstühlen 
herleiteten,  wenn  auch  die  Ordinationen  dieser  BischSte  katholischer- 
seits  nicht  anerkannt  werden  könnten  und  nie  anerkannt  worden 
seien.  Auch  den  anderen  Vorwurf  der  anglikanischen  Controverse 
durften  die  Katholiken  nicht  aus  den  Augen  verlieren,  welche  der 
anglikanische  Theologe  Wülmm  Palmer  in  den  Worten  zusammen- 
fasste:  »Die  römische  Gemeinschaft  (der  englischen  Katholiken)  hut 
gar  keine  Bischöfe,«  weil  der  Üpiscopat  mit  dem  Amte  eines  apo- 
ätolischen  Yicar  wesentlich  nicht  zusammenhängt,  und  weil  diese  Vi- 
care  »keine  ordnungsmässige  Gewalt  über  die  englischen  Romanisten 
haben,  da  sie  nichts  als  Deputirte  des  römischen  Bischofs  sind,  wel- . 
eher  den  ihnen  gewordenen  Auftrag  nach  seinem  Willen  und  Gut- 
dünken widerrufen  darf  ^).«  Konnten  auch  solche  Vorwürfe,  welche 
durch  die  Hitze  der  Controverse  nicht  entschuldigt  werden  dürfen, 
auf  eine  so  tiefgreifende  und  ernste  Frage,  wie  die  Herstellung  der 
katholischen  Hierarchie,  nicht  entscheidend  einwirken,  so  trugen  sie 
doch  naturgemäss  dazu  bei,  den  Wunsch  der  Katholiken,  ihre  Ober- 
hirten mit  der  ordnungsmässigen  hierarchischen  Gewalt  bekleidet  zu 
sehen,  nur  um  so  lebhafter  zu  machen. 

Der  einzig  wahre  und  tiefste  Grund  der  ganzen  auf  die  Her- 
stellung der  Hierarchie  gerichteten  Bewegung  war  einfach  der,  dass 
die  Katholiken  Englands,  welche  in  uralter  Treue  noch  zu  dem  Glau- 
ben ihrer  Väter  standen ,  nachdem  sie  bereits  längst  durch  eine 
nichtswürdige  Staatskunst  und  ihre  cäsaristischen  Kniffe ,  besonders 
durch  die  Diplomaten  der  Königin  Elisabeth ,  um  i|ire  alte  Hierar- 
chie gebracht  worden  waren,  seit  dieser  Zeit  nie  von  Herzen  sich 
init  irgend  einer  kirchlichen  Verwaltungsmethode  mehr  hatten  be- 
Ireunden  können,  jene  ausgenommen,  an  welche  ihre  glorreichen 
Vorfahren  gewohnt  gewesen. 

Die  englischen  Katholiken  waren  durchaus  nicht  mit  einem 
von  jenen  neubekehrten  Völkern  zu  vergleichen ,  welche  nie  der  re- 
gelrechten ordentlichen  Form  der  Kirchenregierung  sich  erfreut  hat- 
ten. Verfolgt  durch  die  unmenschlichsten  Strafgesetze,  gestraft  an  Leib 


1)  Vgl.  Palmer's  On  the  Chnrch,  Part.  II.  chap.  H  Bec.  9.  Als  Coadjator 
des  apostolischen  Vicars  des  Öentraldistrictes  (London)  wurde  dem  Bischof  V^ise- 
man,  wie  er  selbst  in  seinem  »Appell  an  das  englische  Volk«  erzählt,  in  einer  Oon« 
troTersachrifl  vorgehalten,  der  (anglikanische)  Bischof  von  Worcester  sei  sein  Ordi- 
narius ond  bei  demselben  habe  er  die  Erlanbniss  in  London  predigen  zu  dürfen, 
elnzQholen. 
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und  Leben,  Blut  und  Out,  zogen  sie  sich  auf  wenige  enge  Kreise  eh- 
rück,  deren  menschlicher  Trost  in  stfirmischen  wie'  in  ruhigeren  Ta- 
gen das  Andenken  an  die  alte  katholische  Grösse  ihres  Landes  gebliebea. 
Wir  können  uns  heutzutage  kaum  noch  eine  Vorstellung  von  dieser 
tiefen  Sehnsucht  machen,  welche  diese  altenglischen  Katholika 
Jahrhunderte  lang  traditionell  in  ihren  einzelnen  Familien,  deren 
jede  ihre  Märtyrer  und  Bekenner  für  deu  Glauben  aufzuweisen  hatte, 
erfQUte,  die  Sehnsucht ,  noch  einmal  den  katholischen  Episcopat  in 
England  hergestellt  zu  sehen.  Die  lauge  Geschichte  der  ernstesten 
Anstrengungen,  diese  Sehnsucht  erfüllt  zu  sehen,  ist  in  den  wenigen 
aber  schönen  Worten  des  apostolischen  Schreibens  angedeutet,  wel- 
ches endlich  ihre  Erfüllung  brachte.  Dort  sagt  der  Papst:  »Nicht 
allein  haben  die  apostolischen  Vicare  mit  vereinten  Stimmen  dämm 
gebeten,  sondern  auch  der  grösste  Theil  des  Klerus ,  und  unter  den 
Laien  haben  die  durch  Geburt  und  hohe  Tugenden  Ansgezeich netzten 
ebenso  sehr  darnach  verlangt,  als  die  ungeheure  Mehrheit  der  übrigen 
englisclien  Katholiken,  c 

Der  letzte  katholische  Bischof,  mit  welchem  die  alte  katho- 
lische Hierarchie  zu  Grabe  getragen  wurde ,  war ,  wie  gesagt ,  der 
Bischof  Watsan  von  Lincoln,  der  im  Jahre  1584  zum  tiefsten  Leid- 
wesen der  nun  ganz  verlassenen  Katholiken  starb ,  die  fortan  des 
Sacramentes  der  hl.  Firmung  für  eine  Periode  von  vierzig  Jahren,  während 
einer  Zeit  schrecklicher  Verfolgung,  gänzlich  beraubt  blieben  ^).  Vier 
Jahre  indess  nach  Bischof  Watson's  Tod  ging  von  England  eine  Pe- 
tition nach  Born ,  welche  um  »wenigstens  einen  Bischöfe  bat ,  »um 
die  Katholiken  während  der  Verfolgung  im  Glauben  zu  stärken,  das 
Sacrament  der  Firmung  zu  'spenden,  die  heiligen  Gele  zu  consecriren, 
die  Gandidaten  für  die  heiligen  Weihen,  welche  um  des  Glaubens 
willen  in  den  Gefängnissen  seien,  oder  solche,  welche  um  irgend 
eines  anderen  Grundes  das  Königreich  nicht  verlassen  könnten,  zu 

ordiniren.« 

Eine  Gegenvorstellung  ging  indess  von  einer  antagonistischen 
Partei  unter  den  Katholiken  selbst  aus,  welche  darthat,  ein  Administra- 
tor, welcher  nicht  Bischof  wäre,  werde  der  Königin  Elisabeth  w^ 
niger  Anstoss  geben  und  die  Katholiken  weniger  der  Hitze  der  Ver- 
folgung aussetzen.  In  Folge  dieser  Vorstellung  wurde  ein  Archi- 
presbyter  in  der  Person  eines  Dr.  George  BlackweU  im  Jahre  1593 
ernannt. 


1)  Für  diesen  Theil  der  Darstellimg  ist  im  WesenÜichen  Csbob  Tier 
ney'a  Ausgabe  von  Dodd's  Church  Hiatory,  voL  Ul.,  IV.  and  V.  benatii 
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Aber  gerade  hier  an  der  Wurzel  der  neuen  kirchlichen  Orga- 
nisation lagen  neue  Quellen  der  Zwietracht,  insofern  diese  Orga- 
nisation nicht  ausschliesslich  in  die  Hände  des  Archipresbyters  ge- 
legt wurde.  Die  Interessen  der  beiden  Ordnungen  im  Klerus  kamen  in 
CoUision ,  und  selbst  wenn  der  Archipresbyter  die  volle  Autorität 
über  das  ganze  Werk  der  englischen  Mission  in  Händen  gehabt 
hätte ,  würde  er  nie  die  dem  Bischöfe  als  solchen  innewohnende 
Kraft  der  Autorität  besessen  haben.  Da  er  nun  der  Erste  unter 
vielen  war,  die  ihm  im  priesterlichen  Bange  gleichstanden,  so 
niusste  er  als  geistlicher  Lenker  derselben  schon  in  offenbarem  Nach- 
theile gegen  einen  Bischof  sein,  dessen  Autorität  durch  eine  höhere 
Vollmacht  gehoben  war  und  der  in  einen  erhabeneren  Ordo,  wie 
ihn  der  Episcopat  darstellt,  aufgenommen  war. 

Die  grossen  Erfahrungen,  die  wir  heutzutage  durch  das  Mis- 
sionsleben vor  Augen  haben,  stellt  die  Thatsache  ausser  allen 
Zweifel,  dass,  solange  die  geistlichen  Interessen  eines  Landes  keinem 
Höheren,  als  nur  mit  priesterlichem  Range  Bekleideten  anvertraut 
sind,  die  Mission  dieses  Landes,  mit  welcher  Autorität  immer  auch 
der  ihr  vorstehende  Priester  bekleidet  sein  mag,  in  einer  untergeord- 
neten Lage  bleibt ;  dass  sie  dagegen  mit  dem  Erscheinen  eines  Bi- 
schofs alsbald  aufzublühen  anfängt  0- 

Kein  Wunder,  dass  die  Unzufriedenheit  und  die  Missstäade 
unter  der  Verwaltung  der  Archipresbyter  anstatt  kleiner,  nur  grösser 
wurden.  Nichts  fehlte  den  so  hart  und  schwer  geprüften  Gläubigen 
in  ihrem  furchtbaren  Kampfe  um  die  Bewahrung  des  Glaubens 
so  sehr,  als  das  Sacrament  der  Kraft  und  der  Ausrüstung  zum  Glau- 
bensstreite, die  hl.  Firmung.  Desshalb  war  es,  um  die  Worte  des 
Canonicus  Tiemey  zu  gebrauchen,  »nichts  unnatürliches,  dass  bei 
diesen  Gefühlen  und  üeberzeugungen   ein  stiller  Wunsch  nach  der 

Restauration  der  alten  hierarchischen  Begierungsforro  sich   gebildet 

1 

1)  >Al8  ich  im  Jahre  1837  in  Rom  war ,«  erzahlt  Dr.  Vllathorne, 
»wurde  ich  befragt,  ob  es  besser  sei,  bloss  einen  apostolischen  Prafecten  oder 
einen  Bischof  den  nach  Nen-Caledonien  abgehenden  Missionären  mitzugehen.« 
Ich  antwortete:  »Meine  Erfahrung  sagt  mir/  dass,  wenn  sie  auch  nur  swei 
Priester  ^dahin  [absenden,  Einer  davon  Bischof  sein  mfisse.  Denn  der  Episcopat 
ist  die  erzengende,  lebensvolle  Macht  in  der  Kirche.  Ein  Priester  ^ieht  die 
Dinge  nicht  mit  denselben  Augen,  nicht  von  derselben  Höhe  oder  aus  dersel- 
ben Tiefe  der  Verantwortung  an.  Er  kann  denen,  die  ihm  zugesandt  werden, 
nur  ihr  jeweiliges  Amt  anweisen,  während  der  Bischof  die  Macht  hat,  sich  sei- 
nen Bedürfnissen  gemäss  einen  Klerus  zu  schaffen  und  zu  erziehen  und  ihn  in 
Einigkeit  unier  sich  und  in  fester  Anhänglichkeit  an  seinen  Stuhl  zu  erhalten.« 
Vgl  History  a.  a.  0.  p.  8.  ^ 
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und  dem  Kleras  mitgetheilt  hatte.«  Desshalb  wurde  bald  wicdonini 
der  Beschlnss  gefasst,  Rom  wra  ^inen  Vorgesetzten  mit  bischöflichera 
Charakter  zu  bitten.  Zwei  Priester  wurden  nach  Rom  mit  einer  in 
diesem  Sinne  nbgeiassten  Petition  abgesandt,  im  Jahre  1606;  aber 
ohne  Erfolg.  Bei  der  Abberufung  Dr.  Blackwells  und  der  Emcn- 
nuDg  Dr.  BirJcheäds  als  Archipresbyter  war  dem  Klerus  der  Weg 
zu  neuen  Petitionen  gegen  den  augenblicklichen  Zustand  der  Dinge 
wieder  geöflFnet.  Diesmal  bewog  der  Klerus  den  Archipresbyter  selbst, 
sich  seinen  Bemüliungen,  einen  Bischof  zu  erlangen,  anzuschliessen. 
Dr.  Smith  und  Thomas  Moore,  der  Grossenkel  des  berühmten  Kanz- 
lers und  Märtyrers  Sir  Thomas  Moore',  reisten  als  Delegirte  nach  Rom. 
Dr.  Worthington ,  welcher  nicht  mit  dem  rechten  Eifer  der  Sache 
sich  anschliessen  zu  wollen  schien,  hob  den  Muth  vieler  Katholiken 
ausserordentlich  durch  eine  Predigt  auf  St.  Thomastag  des  Jahre^s 
161 1 ,  in  welcher  er  das  Lob  des  grossen  englischen  Märtyrers  für 
die  Freiheit  der  Kirche  verkündete  und  »sehr  die  Abwesenheit  der 
•  Bischöfe  in  unserem  Lande  und  unter  unserem  Klerus«  beklagte. 
Int  Mai  1612  versammelten  sich  die  Ausgezeichnetsten  aus  dem 
Weltklerus  in  dem  CoUegiumzu  Douai  zur  Ausgleichung  der  ent- 
standenen Differenzen ,  und  entwarfen  eine  Denkschrift ,  in  welcher 
der  Papst  ernstlich  gebeten  wurde,  »der  eüglischen  Kirche  eine  be- 
stimmte Anzahl  von  Bischöfen  zu  bewilligen.« 

Der  Archipresbyter  selbst,  begleitet  von  einigen  Mitgliedern 
des  Klerus  begab  sich  nach  Rom,  um  dort  bei  dem  Papste  über 
diesen  und  noch  andere  Punkte  zu  petitioniren.  Derselbe  starb 
aber  bald  darauf  in  Rom  und  hinterliess  eine  Denkschrift,  in  welcher 
er  den  Papst  beschwor,  »dem  Klerus  einen  seinen  Interessen  zuge* 
thanen  Mann  zu  seinem  Nachfolger  zu  geben,  und  der  ihm  übertra- 
genen Jurisdiction  jenen  erhöhteren  und  unabhängigeren  Charakter 
zu  verleihen ,  welcher  allein  unter  den  Mitgliedern  des  Klerus  die 
Subordination  wirksam  aufrecht  erhalten  und  der  Religion  zur  Stütze 
dienen  könnte.« 

In  den  nun  folgenden  zwölf  Monaten  nach  Dr.  Birkheads  Tode 
folgten  sich  die  Petitionen  von  verschiedenen  Seiten  des  Klerus  zq 
Gunsten  eines  bischöflichen  Oberen.  Aber  in  Rom  wirkte  damals 
ein  diplomatischer  Einfiuss,  welcher  sich  stärker  als  das  Verlangen 
des  englischen  Weltklerus  erwies.  Alle  seine  Hoffnungen  wurden 
durch  die  Ernennung  Dr.  Harrison's  als  dritten  Arcbipresbyters  im 
Juli  1615  zu  nichte. 

Der  neue  Archipresbyter  litt  zu  Vieles  durch  die  seine  Stellung 
allseits  umlagernden  Schwierigkeiten,  als  dass  er  sich  dem  Bewusst- 
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sein  der  ernstesteu  Notbst&nde   der   eDglischen    Katholiken ,    deren 
Vorgesetzter  er  war,  hatte  verscbliessen  kdnneu.    Aber  er  hatte  zu 
(leren  Abstellung  in  dem  Bereiche  seiner  Aatorität  keine  VoUmacb- 
teu.    Er  petitionirte  wiederholt  nach  Rom  um  die  Errichtung  eines 
üischofsstubles   mit  den  gewöhnlichen   Vollmachten,    und    endlich 
Diat  er  einen   weitereu  Schritt  durch  die  Absendung    eines  Mannes, 
der  hochangeseheu  im  eugliscbeu  Klerus  War  durch  seine  mehr  als 
fünfandzwanzigjahrigen  apostolischen  Arbeiten  und  seine  vielen  Lei- 
den uni  des  Glaubens  .willen.     John  JBennet ,  sollte  in  Born  durch. 
seine  inständige  Bitten  die  vielersehnte  Ernennung  eines  Bischofs 
durchsetzen.    Es  gelang  dem  Abgesandten  bei  Gregor  XV.  die  Ueber- 
weisong  der  englischen  Bischofsfr^e  an  die  Cardiuäle  des  hl.  Of- 
ticiums  durchzusetzen.    Um  ihre  Berathungen  zufurdern,  legte  Ben- 
net den  Cardinälen  eine  Denkschrift  über  die  Motive  vor,  aufweiche 
seine  Bitte  sich  stützte.    Er  sprach  von  der  Lockerung  der  Disciplin 
und  den  Streitigkeiten,  welche  sich  erhoben   hätten.    Er  wies  auf 
jene  geistliche  Hülfe,  welche  allein  der  Bischof  ordnungsmässig  den 
Gläubigen  gewähren  könne.    Er  erinnerte  die  Cardiuäle  an  die   in 
den  fruchtlosen    Anstrengungen  ,  einen  canonischen  Oberen   zu   er- 
langen, schon  gemachten  Ausgaben  und  beklagte  die  JLauigkeit,  welche 
durch  die  so  oft  den  englischen  Katholiken  gewordenen  Enttäusch- 
ungen schon  eingerissen  sei.    Zaletzt  versichäi;e  er  den  versammel«- 
teu  Cardinälen,  dass  wenn  die  bischöfliche  Autorität  jetzt  nicht  her- 
gestellt werde,  so  würden  die  England  zunächst  wohnenden  franzö- 
sischen Bischöfe,  wie  sie  oft  schon  angedeutet,  interveniren ,  um  die 
Ordnung  in  der  englischen  Kirche  herzustellen. 

In  der  Versammlung  der  Cardinäle  erwies  sicli  Cardinal  Bai^ 
dini  als  der  festeste  Freund  der  englischen  Petition.  Er  richtete 
an  seine  CoUegen  einen  ernsten  und  bewegten  Mahnruf,  in  welchem 
er  auf  die  Nothwendigkeit,  mit  einem  Male  den  Bitten  des  englischen 
Klerus  zu  willfahren,  bestand.  Er  leitete  aus  der  göttlichen  Ein- 
richtung und  der  ordnungsmässigen  Disciplin  in  der  Kirche  für  die 
englischen  Katholiken  das  Recht  her,  bischöflicher  Leitung  zu  un- 
terstehen. Dieses  Rechtes  beraub^,  hätten  dieselbeli  nicht  nur  unter 
dem  Verluste  eines  hoch  bedeutsamen  Sacramentes  gelitten,  sondern 
hierdurch  sei  auch  der  Grund  zu  all  der  Zwietracht  und  zu  all  den 
'^candalen  gelegt  worden^  die  seitdem  sich  gefolgt  seien.  Unter  bi- 
schöflicher Leitung,  sagte  er,  hätte  man  auch  der  Pulverver^chwö- 
rnng  zuvorkommen  können.  Nun  sei  Klerus  und  Volk  in  dem  Ver- 
langen einig,  dass  »den  Engländern  ein  Bischof  gewährt  würde, 
^an  dürfe  jenen  Klerus ,  der  durch  so  viele  Gelehrte  und  erlauchte 
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Männer  ausgezeichnet  sei,  dessen  Krone  so  viele  Märtyrer  seien, 
der  glorreich  so  viele  Mühen  bestandeü,  nicht  femer  in  Leid  mid 
Schande  lassen ,  besonders  in  einer  Sache ,  die  der  Himmel  selbst, 
die  göttliche  Einrichtung  der  Kirche  und  die  gesammte  katholische 
Welt  gebilligt  haben.« 

Das  Elend  der  englischen  Katholiken  war  nun  offenkundig  ge- 
worden und  die  Herstellud^  der  bischöflichen  Jurisdiction  wurde  als 
das  einzige  Mittel  anerkannt,  ihren  Glauben  vor  gänzlicher  Zerstörung 
zu  bewahren.  Die  Entscheidung  kam  zu  Ohren  Königs  Jacob  L, 
dem  mau  gesagt  hatte ,  es  handle  sich  um  die  Titel  der  alten  Bi- 
schofsstühle ,  welche  die  Protestanten  in  Besitz  genommen  hatten. 
Dies  erregte  seinen  Groll  und  er  Hess  durch  den  spanischen  Gesand- 
ten eine  Erklärung  nach  Bom  gelangen,  welcher  er  seinen  Entschlnss 
ankündigte,  solche  Bischöfe  bis  auf  den  Tod  zu  verfolgen.  Würde  aber 
ein  Prälat  ohne  Prätei^sionen  dieser  Art  und  einzig  aus  Fürsorge 
für  die  geistlichen  Bedürfnisse  in  privater  Weise  vom  Papste  abge- 
sendet, so  würden  keine  Einwendungen  sich  erheben  und  man  würde 
keine  Notiz  von  seiner  Absendnng  nehmen. 

Diese  diplomatische  Mittheilung  fährte  zu  dem  Entschlüsse, 
an  Stelle  eines  Bischots  als  Ordinarius  der  englischen  Katholiken 
einen  apostolischen  Vicar  einzusetzen.  Im  Juni  1623  wurde  Dr. 
WUliam  Bishop  zum  Bischof  von  Ghalcedon  i.  p.  i.  consecrirt  nnd 
zum  apostolischen  Vicar  ernannt.  Er  erhielt  ausgedehnte  Faeultäten, 
und  alle  die  Vollmachten,  welche  Einern  Ordinarius  zustehen.  Schon 
nach  zwei  Jahren  1625  folgte  ihm  Bischof  Smith  im  Amte  nacb, 
welcher  indess  die  letzten  Jahre  seines  Lebens  in  der  Yerbannang 
leben  musste.  Nach  seinem  Tode  im  Jahre  1658  trat  eine  Vaeanz 
ein,  welche  dreissig  Jahre  lang  dauerte  und  die  Katholiken  in  jener 
langen  Periode  in  einer  durchaus  trostlosen  Lage  zurückliess  bis 
zum  Jahre  1688.  Dann  endlich  upter  Jacob  U.  wurde  England  in 
vier  apostolische  Vicariate  getheilt  und  die  Katholiken  standen  tod 
nun  an  bis  zum  Jahre  1840  unter  der  Leitung  von  vier  apostolischen 
Vicaren  mit  bischöflicher  Weihe.  Im  letzgenannten  Jahre  wurden 
die  vier  apostolischen  Vicariate  durch  eine  neue  Theilung  aut  acht 
vermehrt, 

Obsohon  die  englischen  Katholiken  sich  mit  dieser  Lage  der 
Dinge  schon  besser  zufrieden  gaben,  blieb  ihr  unverkürzter  Wunsch 
nach  wie  ror  der  der  Zurückerhaltung  der  ordnungsmääsigen  "Bischöfe  *). 


1)  Die  folgende  Thatsachen  sind  einem  Artikel  der  Duhlin-Eevietc 
(foi.  1.  l.  IX.)  von  der  Hand  des  lel.  Cardinal    Wiseman  entnommen. 
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Mr.  Charles  Butler  berichtet  in  seinen  »historischen  Memoiren,« 
dass  »die  Bestellung  von  apostolischen  Vicaren  anfänglich  dem  Welt- 
klerus im  allgemeinen  nicht  genehm  war.  Derselbe  reichte  gegen 
die  Ernennung  Dr.  Leyhum's  (als  apostolischer  Vicar)  eine  Denl- 
schrift  ein.  Als  der  Klerus  von  Jacob  II.  aufgefordert  wurde,  den  Un- 
terschied zwischen  einem  Bischof  als  Ordinarius  und  einem  aposto- 
lischen Vicar  anzugeben,  sprach  derselbe  sich  in  seiner  Denk- 
schrift dabin  aus,  dass  unter  einem  Bischöfe,  der  Ordinarius  sei,  ein 
solcher  zu  verstehen  sei,  der  seine  Macht  von  sich  selbst ,  in  sich 
und  in  seinem  Amte  habe,  die  Heerde,  über  welche  er  gesetzt  sei, 
zu  regieren  und  der  für  seine  Handlungen  demgemftss  keinem  ver- 
antwortlich sei  oder  nach  Gutdünken  abberufen  werden  könnte.« 
Dann  folgt  die  Beschreibung  dessen ,  «was  ein  apostolischer  Vicar 
sei;  woran  Butler  die  Bemerkung  knfipft:  »Das  waren  die  Oesin- 
nnngen  des  Weltklerus.  Aber  nach  der  Bestellung  von  apostolischen 
Vicaren^  gab  sich  derselbe  zufrieden.« 

Die  blutigen  Verfolgun^^en  dauerten  nach  der  Thronbesteigung 
Wilhelm's  und  Maria*s  noch  immer  fort  und  im  Jahre  1769  wurde 
noch  einer  der  apostolischen  Vicare,  der  ^hrw.  James  Talbat  in 
Cid  Barley  hingerichtet,  weil  er  Messe  gelesen.  Aber  selbst  im  Jahre 
1739  noch  urtheilt  der  gelehrte  Dodd  in  seiner  »Kirchengeschichte 
Englands«  gegen  die,  welche  im  Jahre  1625  f&r  einen  apostolischen 
Vicar  anstatt  für  einen  ordnungsmässigen  Bischof  sich  ausgesprochen 
hatten,  also :  »Die  Disciplin  der  Kirche  verlangt,  dass  kein  Bischof 
ohne  einen  Titel  consecrirt  werde;  und  da  es  nicht  klug  war,  einen 
Bischof  auf  irgend  einen  der  (alten)  Stfihle  Englands  hin  zu  weihen, 
ans  Furciit,  die  Regierung  zu  erbittern  und  eine  Verfolgung  zu  er- 
regen, so  hielt  man  es  far  das  Beste ,  auf  irgend  einen ,  der  unter 
den  Ungläubigen  vacanten  Stühle  hin  einen  Titularbischof  zu  weihen 
und  ihm  dann  seine  besonderen  Vollmachten  und  seine  Jumdiction 
in  England  anzuweisen.  Obschon  es  alte  BischofiMitee  genug  in  der 
Nation  gab  —  wie  Hexliam  in  Northumberland  (später  nach  York 
verlegt) ;  und  Lindisfarne  (später  nach  Durham  verlegt) ;  Dorchester 
in  Oxfordshire  (später  nach  Lincoln  ^verlegt)  und  noch  viele  in  an- 
deren Ghrafschaften  —  auf  welche  ein  Bischof  immerhin  unangefoch- 
ten ebensogut  geweiht  werden  konnte,  wie  auf  den  von  Ohalcedon,  weil 
diese  Stühle  ebensowenig  bekannt  als  genannt  waren  und  überhaupt  Je- 
'  mand  an  sie  dachte.  Aber  damals  dachte  man  weder  hieran,  noch 
nahm  man  irgend  welche  Rücksicht  darauf.«  VITelche  Bedeutung 
man  auch  immer  diesen  Bemerkungen  als  ein  Zeugniss  für  die  da- 
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nmlige  Anschauung  in  der  Bischofsfrage  beilegen  mag,  dieselben 
legen  jedenfalfs  den  Schluss  nahe,  dass  man  bei  ihrer  Regelang  ein- 
zig beabsichtigt,  jede  schwere  Verfolgung  zu  vermeiden.  Letzteres 
war  das  einzige  Motiv,  dass  man  ^eine  Bischöfe  mit  localen  Titeln, 
die  aus  England  selbst  genommen  waren ,  einsetzte.  Und  dies  wird 
auch  durch  den*ganzen  Verlauf  der  Unterhandlungen  mit  Born  er- 
wiesen. Es  ist  also  ganz  klar,  dass  der  Weltklerus  in  England  und 
die  Majorität  seiner  Gemeinden '  es  vorgezogen  haben  würden ,  ord- 
nungsmässige  Bischöfe  zu  erhalten  trotz  der  drohenden  Verfolgung. 

Es  wurde  gegen  die  Hierarchie  bei  ihrer  Herstellung  die  Be- 
schuldigung vorgebracht,  dass  die  liberalen  kcUholisehen  Comilfs 
und  Clubs  in  dem  letzteren  Theile  des  zuletzt  verflossenen  Jahr- 
hnnderts  niemals  ihre  Mitwirkung  zu  deren  Erlangung  gegeben  ha- 
ben würden.  Doch  nichts  ist  irriger  als  diese  Behauptung.  Denn 
wie  schon  Cardinal  Wiseman  in  dem  angefahrten  AufsaU  in  der 
Dublin-Review  gezeigt  hat,  war  es  einer  der  ausgesprochenen  Zwecke 
des  »katholischen  Comit^s,«  welches  im  Jahre  1783  gegründet  wurde, 
um  die  Worte  seines  Programms  selbst  zu  gebrauchen ,  »solchen 
Massnahmen  seine  Hülfe  und  Unterstützung  angedeihen  zn  lassen, 
welche  zur  Uebertraguug  der  vollen  bischöflichen  Amtsgewalt  an  deu 
apostolischen  Vicaren  sich  als  wirksam  erweisen  möchten. c  Und  im 
Jahre  1787  klagt  dasselbe  Coniit^  darüber,  dass  »sie  (die  Katho- 
liken) nicht  von  Diöcesanbischöfen ,  sondern  durch  yon  Bom  beanf- 
tragte  Snperioren  geleitet  würden.«  und  weiterhin  beklagt  ei, 
dass  diese  Begierungsform  »in  directem  Widerspruch  mit  dem  Sta- 
tut Prämunire  und  der  (canonischen)  Provision  stehe.«  Und  als 
nach  fünfjährigem  Bestehen  dieses  Comit^  sich  in  den  »Cisalpiu- 
Club«  umwandelte,  »geschah  dies  in  der  ausgesprochenen  Absicht,  der 
Vicariatsverwaltung  ledig  zu  werden  und  an  ihre  Stelle  die  ordnungs- 
massige  Bischofsverwaltung  zu  setzen.«  Als  weiteren  Zweck  dieser 
Umgestaltung  bezeichnete  man  »dem  nothwendigen  häuflgen  Verkehr 
mit  Bom  zur  Erlangung  von  Dispensen  und  in  anderen  kirchlicbeo 
Gegenständen  zuvorzukommen«  und  »die  Disciplin  der  Kirche  so  nahe 
als  möglich  mit  den  Gesetzen  des  Landes  in  Einklang  zu  bringen.«  Der 
Cisalpin-Olub  gründete  seine  |Action  auf  ungesunde  Principien  und 
desshalb  traten  ihm  der  apostolische  Vicar  des  (Londoner)  Oeutral- 
districtes  Dr.  Müner  und  andere  katholische  Schriftsteller  entgegen. 
Dr.  Milner  indess  begründete  die  Fortdauer  der  apostolischen  Vica- 
riate  nur  damit,  dass  die  Katholiken  »in  ausserordentlichen  Zustän- 
den   sich  befänden   und    dass   sie   nur   eine   Handvoll   in  England 
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seien ^).€    Dieser  Zustand  der  Dinge  hat  nun,  seitdem  er  schrieb, 
aufgebort. 

Die  ven  den  »liberalen«  Katholiken  gehegten^  Anschauungen 
wurden  auch  von  den  britischen  Staatsmännern  gehegt.  Auch  sie 
unterhielten  gleicherweise  die  Idee,  dass  die  geistliche  Leitung  der 
Katholiken  durch  ordnungsmässige  Bischöfe  ihrer  Kirche  eine  nähere 
Aehnlicbkeit  mit  dem  Charakter  der  britischen  Verfassung  geben 
und  der  Action  des  Papstes  in  englisch-katholischen  Dingen  ein 
wirksames  Ziel  setzen  würde.  Von  den  Tagen  Piffs  an,  selbst  noch 
die  besseren  Tage  Lord  John  BusseVs  hindurch ,  theilte  man  diese 
Ansicht,  und  dies  führte  auch  in  katholischen  Kreisen  zu  dem  Schlüsse, 
»dass  die  Urowandelung  der  apostolischen  Vicariate  in  ordnungs- 
mässige Bisthümerdem  Staate  nicht  unwillkommen  sein  durfte.«  Der 
hauptsächliche  Beförderer  dieser  Umwandelung  war  auf  protestan- 
tischer Seite  Sir  John  Cox  Hippisley,  der  sowohl  mit  dem  da- 
maligen Piäfecten  der  römischen  Propaganda,  dem  Cardinal  Antonelll, 
als  mit  den  herrorragenden  englischen  Katholiken  Verbindungen  un- 
terhielt. Seine  Untersuchungen  erwiesen  sich  als  der  Umwandlung 
günstig  und  wurden  in  einer  ^ihe  von  Briefen  an  Lord  CaaÜereagh 
niedergelegt.  Auf  das  Ersuchen  des  Herzogs  von  Portland  tSieilte 
der  würdige  Mann  die  Correspoudenz ,  die  privatim  zu  dem  Zwecke 
gedruckt  wurde,  sowohl  dem  Herzog,  als  Pitt  mit. 

IL  Bischöfliche  Vorberathungen, 

Unterm  19.  Mai  1839  richtete  Cardinal  Fvansoni,  der  damalige 
Präfect  der  Propaganda  ein  Schreiben  an  Bischof  Grifflths^  den  apo- 
lische  Vicar  des  Londoner  Districtes ,  in  welchem  er  meldete ,  dass 
eine  Petition ,  von  einer  grossen  Anzahl  englischer  Katholiken 
unterzeichnet,  Papst  Gregor  XVI.  überreicht  worden  sei,  in  welcher 
um  eine  Verm^rung  der  apostolischen  Vicariate  und  eineTheilung 
der  vier  bestehenden  Districte  gebeten  würde;  zugleich  solle  der 
Klerus  eine  Stimme  bei  der  Wahl  derer  haben,  die  zur  bischöflichen 
Würde  erhöht  würden;  und  endlich  sollten  die  Capitel  mit  ihren 
Würdenträgern  in  England  wieder  eingeführt  werden.  Der  Cardi- 
nal-Präfect  ersucht  die  apostolischen  Vicare  über  diese  Vorschläge 
bei  ihrer  bevorstehenden  jährlichen  Zusammenkunft  in  nähere  Be- 
rathung  zu  treten  und  ihre  Entschliessungen  der  Propaganda  mitzu- 
theilen.  Im  Juni  desselben  Jahres  kamen  die  vier  apostolischen  Vi- 
care  in  Tork  zusammen;   es  waren  die   Bischöfe  Walsh^  Baines, 

1)  A  Olergyman's  Answer  to  a  Layman's  Letter  p.  15. 
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Briggs  und  QriffUhs.  Da  Giiffiths  und  Walsli  im  Jahre  vorber 
Born  besucht  hatten,  erstatteten  sie  zunächst  Bericht  über  das,  was 
zwischen  ihn^n  und'  ihren  dortigen  geistlichen  Vorgesetzten  über  diese 
und  andere  Fragen  verhandelt  worden  war.  Die  Discussion  über  das 
Schreiben  des  Präfecten  der  Propaganda  dauerte  mehrere  Tage. 
Die  Berathungen  endigten  mit  dem  Entwürfe  einer  Reihe  von  Pro- 
positionen,  welche  von  allen  Bischöfen  unterzeichnet  und  dem  apo- 
stolischen Stuhle  unterbreitet  wurden.  Die  Bischöfe  bezeichneten 
diese  Propositionen  selbst  als  Statuta  provisoriq ;  sie  wurden  indess 
später  als  Statuta  prcposita  bekannt. 

In  diesem  Documente  stimmen  die  Bischöfe  der  vorgeschlagenen 
Vermehrung  der  Zahl  der  Vicariate  zu,  wünschen  indess  dieselbe 
aus  bestimmten  Gründen  noch  um  einige  Zeit  hinausgeschoben  zn 
sehen.  Sie  erklären  ihre  Geuugthuung  darüber,  dass  sie  aus  dem 
Berichte  der  beiden  Prälaten,  die  Rom  besucht,  Temommen  hätten, 
der  Papst  habe  seine  Einwilligung  angedeutet ,  der  kutboHschen 
Kirche  in  England  die  Formen  der  ordnungsmässigen  bischöflichen 
Begierung  zu  gewähren,  während  sie  selbst  n9ch  die  Namen  als 
apostolische  Vicare  beibehalten  sollten.  Um  nur  dies  eine  in 
die  Wirklichkeit  überzufuhren,  schlagen  sie  vor,  man  möge  den  apo- 
stolischen Vicaren  die,  Facultäten  der  Ordinarien  verleihen.  Jeder 
Distnct  solle  einen  Generalvicar  erhalten  und  unter  ihnen  Bezirks- 
vicare  (Vicars-Foran)  für  solche  Bezirke  stehen ,  deren  Bildung  als 
passend  erachtet  würde;  die  Archipresbyter  sollten  mit  den  entspre- 
chenden Facultäten  versehen  werden ;  man  solle  an  den  Kirchen  so- 
wohl Rectoren  wie  Hülfspriester  anstellen  dürfen ;  die  Gapitel  sollten 
mit  nicht  weniger  denn  fünf  .und  nicht  mehr  denn  mit  zwölf  Ca- 
pitularen  errichtet  werden,  ihr  Amt  solle  in  der  Unterstützung  and 
dem  Bathe  des  apostolischen  Vicars  bestehen,  so  oft  er  ihren  Bath 
suche;  die  Capitulare  sollten  ihn  bei  dem  Vorschlage  eines  Coad- 
jutors  unterstützen  und  bei  seiner  Entlassung  ein^n  Capitularvicar 
zur  Verwaltung  des  Districtes  für  die  Dauer  seiner  Vacanz  erwäh- 
len ;  auch  sollten  sie  eine  Liste  mit  drei  Namen  aufstellen  und  sie 
der  Beviaion  der  übrigen  apostolischen  Vicare  unterbreiten ,  so  oft 
die  Pflicht  an  sie  herantrete,  dem  heiligen  Stuhl  einen  Nachfolger 
für  das  Vicariat  zu  empfehlen. 

Durch  die  Bezeichnung  dieser  Statuten  als  »provisorischer,« 
gaben  die  Prälaten  zu  verstehen,  dass  dieselben  nur  für  eine  üd>er- 
gangsperiode  entworfen  seien  —  gleichsam  eine  Brücke  zur  Hier- 
archie sein  sollten.  Das  einzige  unmittelbare  Besultat  dieser  Vor- 
schläge war  die  Vermehrung  der  apostolischen  Vicariate  vom  vier 
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auf  aehij  welche  im  zweitfolgenden  Jahre  1840  vollzogen  wurde; 
die  »Statuta  propositat  wurden  in  Rom  einer  eingehenden  Prüfung 
unterzogen  und  gewisse  Modificationen  für  gut  und  nöthig  befunden. 
Sie  blieben  dann  noch  einige  Zeit  hindurch  der  Oegenstand  emeuer* 
ter  amtlicher  Berathung. 

Aber  das  Geheimniss  ihrer  Existenz  kam  unter  dem  Klerus 
aas  und  kam  so  zur  Laienwelt  und  beide  argwöhnten ,  diese  neuen 
Vorschläge  bezweckten  die  Beseitigung  der  Ernennung  ordnuugs- 
massiger  Bischöfe.  Aufs  neue  gingen  zahlreiche  Petitionen  nach 
Rom  um  Einfuhrung  der  Hierarchie  und  die  Statuta  traten  in  den 
Hintergrund.  Im  Jahre  1857  schrieb  Bischof  Grant  an  Dr.  Ullä- 
thorne,  dass  »die  Vorsehung  England  von  den  Statuten  befreit  habe, 
die  nur  einen  langen  und  lästigen  üebergang  zur  Hierarchie  würden 
geworden  sein.c  Und  doch  darf  der  innere  Werth  der  Statutapro- 
posita nicht  unterschätzt  und  aus  dem  Gesichte  verloren  werden. 
Denn  mit  Ausnahme  der  Bestallung  von  Archidiaconen ,  welche  seit 
dem  Concil  von  Trient  kaum  etwas  mehr  als  nominelle  Würden- 
träger geworden  waren ,  deren  früheren  Pflichten  und  Rechte  mit 
ihrem  Officium  an  die  Generalvicare  übergegangen  war,  wurden  alle 
Vorschläge  der  Statuta  von  der  ersten  Provinzialsynode  nach  Her- 
stellung der  Hierarchie  der  englischen  Eirchendisciplin  incorporirt 

Die  letzte''  Bewegung ,  welche  vom  Klerus  zur  Erlangung  der 
Hierarchie  ausging,  hatte  ihren  Ursprung  in  Dr.  Rock.  Derselbe 
äusserte  sich  über  dieselbe  auf  Ersuchen^  Dr.  üUathorne's.  in  folgen- 
der, höchst  bezeichnender  Weise:  »Lange  schon, €  schreibt  er,  »war 
der  Wunsch  nach  einer  solchen  Massregel  (der  Herstellung  der 
Hierarchie)  in  den  Gemüthern  vieler  aus  dem  Weltklerus  dieses  Lan- 
des erwacht;  aber  aus  verschiedenen  Gründen  wollte  keiner  von 
ihnen  den  ersten  Schritt  zu  seiner  Yerwirklichung  wagen.  Für  mich 
selbst  war  es  seit  den  jüngeren  Tagen  meines  Missionslebens  ein 
Lieblings  wünsch  gewesen  und  oft  hatte  ich  mich  heimlich  unter 
den  Protestanten  bei  ihrem  kaum  verhaltenen  Spott  darüber  geärgert, 
dass,  während  sie  ihre  (sogenannten)  Bischöfe  nennen  konnten ,  wir 
gleich  ausländischen  Fremdlingen  unter  ihnen ,  wie  ein  hauptloser 
Körper,  umherwanderteu.  Unsere  »Messhäusert  wurden  auch  von  uns 
nur  als  »Kapellenc  bezeichnet,  da  wir  keine  Kirchen  als  solche  hatten 
und  haben  durften,  deren  Namen  einer  von  unseren  Bischöfen  ca- 
nonisch tragen  konnte.  Endlich  fasstcrich  mir  ein  Herz.  Mehrere 
Jahre  hindurch  war  ich  in  Alton  Towers  bei  defh  Earl  John  of 
Shrewsbury  Kaplan  gewesen.  Ich  fand,  dass  die  älteren  unter  den 
benachbarten  Priestern  genau  wie  ich  über  diese  Frage  dachten,  dass 
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aber  keiner  von  ihnen  der  erste  zur  Anregung  der  Sache  sein  wollte. 
Wir  kamen  damals  überein,  ich  solle  auf  nächster  Jahreszusammen- 
knnft  des  Klerus  des  Midland-Districtes  anfangen  ^  die  Frage  der 
Hierarchie  zu  besprechen.  Wir.  kamen  in  Sedgley-Park  zusammen 
und  auf  meinen  Vorschlag  wurde  eine  Petition  an  Se.  Heiligkeit 
zur  Herstellung  unserer  längst  verlorenen  Hierarchie  angenommen  und 
ein  Comitö  aus  dem  älteren  Klerus  erwählt ,  sie  zu  entwerfen  und 
nacli  Rom  abzusenden.  Bischof  Walsh  präsidirte  wie  gewöhnlich 
unsere  Versammlung,  ohne  dem  Vorgehen  die  geringste  Opposition 
entgegenzusetzen ;.  aber  der  theure,  gute  Bischof  lächelte  nie  darüber. 
Unsere  Petition  wurde  an  die  Propaganda  abgesandt  und  dort  fand 
unser  erster  Anlauf  ein  vorläufiges  Ende.  Im  folgenden  Winter 
schrieb  der  Earl  of  Surewsbury  an  mich ,  »in  Born,  wo  er  und  seine 
Familie  sich  augenblicklich  aufhalte,  finde  unsere  englische  Ange- 
legenheit nicht  hohe  Qunst.c 

Dies  geschah  im  Jahre  1838  oder  1839.  »Im  Jahre  1840,c 
fährt  Dr.  Bock  fort,  »kehrte  ich  in  meinen  eigenen  District,  in  den 
von  London,  zurück  und  brachte  meine  lang  und  liebgehegte  Hoff- 
nung mit  mir.  Bald  erfuhr  ich ,  dass  in  London  ein  Priesterclab 
existire ,  der  sich  der  » Adelphic  nenne ,  und  der  jeden  Monat  ein- 
mal zusammenkomme.  Ich  wurde  als  Mitglied  aufgenommen  und 
dort  wurde  »die  Bruderschaft  zur  Beförderung  der  Herstellung  der 
Hierarchie  in  Englandc  errichtet.  Wir  entschlossen  uns  bald,  ein 
Circular  an  alle  Weltpriester  abgehen  zu  lassen  und  sie  zu  bitten, 
sich  mit  uns  in  dem  guten  Werke  zu  vereinigen.  Ich  vermuthe, 
dass  dies  das  Document  ist ,  welches  sich  In  Ew.  Herrlichkeit 
'Hand  befindet  und  mit  dem  ich  Ihnen  anbei  eine  Copie  unseres  er- 
sten Berichtes  übersende.  Gott  sei  gedankt,  ich  habe  den  Tag  er- 
lebt, wo  in  einem  allgemeinen  Concile  auch  die  katholische  Hierarchie 
Englands  ihre  Stelle  einnahm ,  an  deren  Wiedererweckung  so  viele 
von  uns  aus  dem  niederen  Klerus  so  ernst  und  un^müdet  gearbeitet 
haben.  € 

Die  Bruderschaft  begann  mit  sechs  und.  zwanzig  der  vorzüg- 
lichsten Londoner  Kleriker.  In  dem  ersten  Berichte  aus  dem  Hai 
1843  war  die  Zahl  der  eingeschriebenen  Brüder  schon  auf  120  ge- 
stiegen, von  denen  57  in  London,  49  in  Lancashire  und  der  Best  in 
kleineren  Zifiern  sich  auf  die  übrigen  Districte  vertheilten.  Die 
Bruderschaft  übersandte  dem  hl.  Stuhl  eine  Petition  und  liess  gleich- 
zeitig ihre  Sache  in  dem  »Catholic  Magazinec  vertreten  und  ver- 
theidigen. 

Auf  dem  Jahresme^ting  der  apostolischen  Vicare  im  Frühjahre 
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1845  beaatragte  Bischof  Oriffiths^  »die  Angemessenheit  einer  Pe- 
tition an  den  hl.  Stuhl  um  Herstellung  der  katholischen  Hierarchie, 
in  soweit  sie  durch  ümwandelung  der  apostolischen  Vicare  in  Titu- 
larbischöfe  zu  verwirklichen  sei«  in  Betracht  zu  ziehen.  All^  Prä- 
laten stimmten  dem  Vorschlage  bei.  Es  waren  die  Bischöfe  Briggs^ 
GriffilhSy  George  Broum^  Thomas  Brown ^  Mostyn^  Wareing,  Wise- 
man ,  Baggs,  SliarpUs  und  Riddetl ;  Bischof  Walsh  war  einzig  wegen 
Unwohlsein  nicht  anwesend.  Die  Bischöfe  beschlossen,  »es  solle  eine 
Denkschrift  in  Uebereinstimmung  mit  der  (obigen)  Resolution  von 
den  apostolischen  Vicaren  an  den  hl.  Stuhl  gesandt  werden,  in  wel- 
cher die  Bewerkstelligung  der  vorgeschlagenen  ümwandelung  zu- 
gleich mit  dem  Vorschlage  der  Restauration  der  Hierarchie  unter 
voller  Darlegung  der  Gründe  zu  ihren  Gunsten  und  der  Schwierig* 
keiten,  die  ihr  entgegenstehen,  empfohlen  und  schliesslich  die  An- 
sicht der  Bischöfe  zu  Gunsten  ihrer  unmittelbaren  Restauration  zum 
Ausdruck  gebracht  werden  ^).€  ^in  sehr  geachteter  Geistlicher,  wel- 
cher um  jene  Zeit  bei  Bischof  GrifSths  als  gelegentlicher  Secret&r 
arbeitete,  erzählte  Dr.  UUathorne,  dass  der  Bischof  schon  vor  dieser 
Berathung  eine  wohldurchdachte  Denkschrift  über  den  Gegenstand 
als  Antwort  auf  die  Fragen  entworfen  habe ,  welche  ihm  von  dem 
Cardinalpräfecteu  der  Propaganda  waren  vorgelegt  worden,  und 
der  Bischof  von  Newport  berichtet,  dass  einer  der  Einflüsse ,  welche 
zu  der  bischöflichen  Petition  des  Jahres  1845  führten ,  eine  an  sie 
von  mehreren  Priestern  des  Nordens  gerichtete  Denkschrift  gewe- 
sen sei. 

Soweit  berichtet  Dr.  UUatliorne  über  Ereignisse,  welche  seinem 
eigenen  Episcopate  vorangingen.  Alles  Folgende  nun  stammt  aus 
seiner  persönlichen  Erfahrung  und  Eenntniss ,  mit  Ausnahme  ge- 
wisser Vorgänge,  für  welche  er  sich  an  die  betreffenden  Autoritäten 
um  deren  Bestätigung  für  seine  Darstellung  wandte. 

,  Die  jährliche  Bischofsversammlung  im  April  1847 ,  die  erste, 
der  Dr.  UUathorne  anwohnte,  war  eine  sehr  bekümmerte.  Sie  dauerte 
sieben  Tage.  Gewisse  Laien,  deren  Eenntniss  und  Urtheil  in  kirch- 
lichen Angelegenheiten  weit  unter  ihrem  (9rregten  Eifer  standen  und 
unter  welchen  zwei  Neubekehrte  sich  am.  meisten  hervorthaten,  hät- 
ten sich  in  Rom  ausserordentlich  viel  mit  Klagen  gegen  die  apo- 
stolischen Vicare  zu  schaffen  gemacht,  als  ob  es  denselben  an  rech- 
tem Eifer  und  an  Thatkrafb  in  Sachen  der  Religion  mangele.  Sie 
kreuzten  die  Anstrengungen  der  apostolischen  Vicare  in  einem  kri- 
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tischen   Momente ,   wo  ihre   gesetzmässige  Sicherheit  für  diese  die 
Vorschläge  zu  erlangen  hofften,  und  es  gelang  ihnen,  die  Absendang 
der  Anweisungen  zu  vereiteln,  welche  sicherlich  zum  Abschluss  dner 
so  hochbedeutsamen  Verhandlung  geführt  haben  würden,  und ias  ge- 
rade in  einem  Augenblicke,  wo  alles,   was  die  Bischöfe  wünsch- 
ten ,  vom    Parlamente   wäre    zu   erlangen  gewesen.     Gewisse  aus- 
ländische Geistliche ,   welche   ihre  Erstlingserfahrungen  in  der  eng- 
lischen Mission  sammelten,  waren  gleichfalls  damit  beschäftigt,  ihre 
ersten  cruden  Eindrücke  über  die  von  den  englischen  Bischöfen 'und 
deren  Klerus  gethane  Arbeit  in  die  Welt  hinauszuschreiben  und  du 
mit  einer  Ungenauigkeit  und  ünzuverlässigkeit,  von  welcher  sie  erst 
in  späterer  Zeit  überzeugt   werden   konnten ,   als  der  Fehlgriff  nnd 
seine  Folgen  längst  zu  Tage  getreten,  um  davon  ein  Beispiel  zu  ge- 
ben, erzählt  Dr.  üllathorne,  wie  jener  ausgezeichnete  Missionar,  Dr. 
Gentili,  dem  die  Katholiken  Englands  so  vieles  verdanken,  ihm  kun 
vor  seinem  Tode  in  der  eindringlichsten  Weise  von  dem  gänzlichen 
Missverständniss  gesprochen   habe ,   welches   man  ihm   beigebracht 
hatte.    Er  war  an  den  eindrucksvollen  und  demonstrativen  Charak- 
ter der  Seelsorge  unter  seinen  italienischen  Landsleuten  gewohnt  und 
konnte  lange  Zeit  hindurch  die  ruhige  Energie  und  den  nicht  sich 
vordrängenden  und  doch  rastlos  arbeitenden  Charakter  des  Englän- 
ders gar  nicht  begreifen.    Er  habe  nie,  so  gestand  er,    die  harten, 
ratlosen  und  bekümmerten  Arbeiten  unserer  Bischöfe  und  unseres 
Klerus  ausführen  können  ,   bis   er  selbst  angefangen ,   Missionen  zu 
halten ;  da  erst ,  nach  engerer  Bekanntschaft  mit  deren  Leben  and 
Arbeiten^  bereute  er  es  tief,  durch  Briefe  nach  Bom  bereits  ungün- 
stige Eindrücke  über  sie  hervorgerufen  zu  haben ,  ehe   er   noch  den 
englischen  Klerus,  und  die  Natur  und   Art  seiner  Arbeit  kennen 
gelefnt  hatte.    Zudem  hielten  sich   damals   in  Bom  zwei  Priester 
auf,  welche  gegen  ihre  Bischöfe  appellirt  hatten ;  andere  hatten  sich 
vor  ihnen  zu  ähnlichen  Zwecken  dort  aufgehalten  und  alle  beklagten 
laut  den  Mangel  an  festen  Kegeln  und  sicherer  Führung  in  der  Aus- 
übung ihrer  geistlichen  Amtspflichten.    Bischof  ÜUathome ,  der  ach 
selbst  das  Jahr  vorher  (1846)  zu  Bom  aufgehalten ,  hatte  manches 
der  Art  vernommen  und  hielt  es  für  Beine  Pflicht  den  versammelten 
Bischöfen  dieses  mitzutheilen. 

Diese  Lage  der  Dinge  war  höchst  niederschlagend,  zumal  weil 
die  ungünstigen  Eindrücke  gegen  die  Bischöfe  und  ihren  Klerus  zn 
Anfang  eines  neuen  Pontificates  gemacht  worden  waren  und  ihnen 
keine  Gelegenheit  geboten  worden  war,  Auseinandersetzungen  zu 
geben.    Die  Bischöfe  ersuchten  deshalb  die  beiden  Coadjutoren  in 


Emie  Unterhand lufig,  23 

ihrer  Mitte,  die  jüngsten  Bischöfe,  Wiseman.  und  Shärples,  im  Na- 
men aller  versammelten  Bischöfe  nach  Rom  zu  reisen  ux  dem  Zwecke, 
sich  der  augenblicklichen  Lage  ihrer  geistlichen  Angelegenheiten  in 
der  hl.  Stadt  zu  vergewissern  und  zu  erklären,  dass  die  Bischöfe 
sich  für  die  Erlangung  der  Hierarchie  auf  ihre  eigensten  Ueberzeug- 
ungen  gestutzt  hätten,  als  das  einzige  erfolgreiche  Mittel  zur  Her- 
stellung der  Ordnung  und  der  Wirksamkeit  ihres  Amtes  in  dem 
englischen  Theile  der  Kirche. 
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Die  beiden  Prälaten  kamen  in  Rom  im  Anfange  Juli  an  und 
zehn  Tage  später  am  19.  Juli  berichtete  Rischof  Wiseman  an  seine 
Brüder  im  englischen  Episcopate  über  die  Lage  der  Dinge ,  wie  sie 
dieselbe  gefunden  hatten.  Was  Dr.  üllathorne  berichtet  hatte,  hatte 
sich  leider  nach  den  Berichten  der  beiden  Prälaten  vollauf  bestä- 
tigt. Sie  traten  sofort  der  Beschuldigung  des  mangelnden  Eifers 
und  lässiger  Tbätigkeit  von  Seiten  der  englischen  Bischöfe  und 
des  Klerus  durch  eine  Denkschrift  entgegen,  welche  die  Zahl  der  Kir- 
chen, religiöser  Institute,  Schulen  und  anderer  Werke  für  Beligion 
und  Frömmigkeit  aufzählte,  welche  allein  in  den  letzten  sechs  Jah- 
ren erbaut  worden  waren.  Sie  fugten  diesem  Yerzeichniss  die  Zahl 
der  ordinirten  Priester,  die  wachsende  Ziffer  der  Missionare,  die  Zahl 
der  geistlichen  üebungen  und  anderer  Werke  bei,  die,  um  das  Heil 
der  Seelen  zu  fördern ,  unternommen  worden  waren.  Se.  Heiligkeit 
las  selbst  das  Document  »aufmerksam  und  gutige  durch. 

In  einer  Conferenz ,  welche  die  beiden  abgesandten  Bischöfe 
mit  Msgr.  Talma  in  der  Propaganda  hatten  und  welcher  Dr.  Orant, 
damals  Rector  des  englischen  Collegs  in  Rom  und  Agent  der  eng- 
lischen Bischöfe  beiwohnte,  brach  der  Gredanke  durch,  die  Zeit  sei 
da,  wo  eine  neue  Constitution  zur  Regelung  der  JcircMichen  Ver- 
haUnisse  in  England  entworfen  werden  müsse.  Im  Falle  dieser 
Vorschlag  die  Billigung  des  Papstes  finde ,  würde  die  Constitution 
Benedict  XIV.  Apostolicum  Ministerium  einer  Revision  zu  unter- 
ziehen und  neue  Regtdae  Missionis  zur  Leitung  des  Klerus  zu  ent- 
werfen sein.  Bei  der  Audienz,  welche  die  Bischöfe  bei  dem  Papste 
hatten,  sagte  derselbe  unter  Anderem ,  er  habe  seit  ihrer  Conferenz 
mit  Msgr.  Palma  diesen  gesehen  und,  dieser  habe  ihm  die  Noth wen- 
digkeit einer  neuen  Constitution  zur  Ergänzung  der  Benedictes  XIV. 
nahegelegt.  Aber  die  Gemüther  der  beiden  Prälaten  waren  schon 
mit  ganz  anderen  Gedanken  beschäftigt.    In  einem  wichtigen  Schrei- 
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bei),  aus  welchem  der  jetzt  folgende  Auszug  genommen  ist,  sagt 
Bischof  Wiseman: 

»Wir  haben  viel  über  den  Gegenstand  nachgedacht  und  finden 
ihh  voll  von  Schwierigkeiten.  Als  die  hauptsächlichste  Einwendung 
bleibt  diese :  eine  neue  Constitution  für  England  würde  entweder  ISr 
viele  der  kommenden  Jahre  den  Zustand  einer  Yicariatsverwaltang 
verewigen,  oder  sie  würde  nur  für  eine  beschränkte  Anzahl  von  Jahren 
aushalten,  während  doch  das  Studium  und  die  Mühe  zu  ihrer  Vor- 
bereitung ebenso  gross  sein  würde,  wie  für  eine  Constitution,  welche 
die  Hierarchie  gewährt  und  mit  einem  Male  errichtete.  In  der 
That,  die  Ergänzung  der  Vorarbeiten, ,  die  für  eine  neue  Constitution 
zur  Modification  der  Benedictes  XIV.  erforderlich  sind ,  würde  fast 
nothwendig  dazu  führen,  die  Restauration  der  Hierarchie  in  Betracht 
zu  ziehen,  als  der  allereinfachste  Weg,  eine  feste  Norm  in  dieselbe  zu 
bringen.  Ueberdies  würden  viele  Angelegenheiten  weit  besser  durch 
eine  Provinzialsynode  unter  Approbation  des  hl.  Stuhles  als  durch 
Einfahrung  einzelner  sie  beti*effender  Bestimmungen  in  einer  Con- 
stitution entschieden.  Unter  diesen  Umständen  haben  wir  es  als 
buchst  trefflich  und  in  Uebereinstimmung  mit  den  Instmetionen  er- 
achtet, die  wir  von  den  versammelten  apostolischen  Vicaren  erbal- 
ten haben,  dieses  der  Erwägung  des  apostolischen  Stuhles  zu  unter- 
breiten und  zugleich  die  Aufmerksamkeit  auf  unsere  Observa^ 
hinzulenken ,  welche  die  Wichtigkeit  und  Nothwendigkeit  darthun, 
die  Errichtung  der  Hierarchie  selbst  in  Betracht  zu  ziehen«  In- 
dessen würden  wir  uns  natürlicher  Weise  in  diesen  Gresichtspunkten 
bestärkt  und  bekräftigt  sehen,  wenn  wir  fänden,  dass  unser  Vorgehen 
die  Billigung  unserer  sehr  ehrwürdigen  Brüder  (im  Episcopate) 
fände  und  diese  können  wir  noch  rechtzeitig  vor  dem  Zusammen- 
tritt der  nächsten  Generalcongregation  der  Propaganda  erhalten.« 

Es  ist  kaum  nöthig,  beizufügen,  dass  dieser  Vorschlag  sofort 
von. allen  apostolischen  Vicaren  gebilligt  wurde. 

Unterdessen  liatten  aber  die  beiden  Prälaten  Bath  and  ünt^- 
stutzung  auf  einer  Seite  gefunden,  wo  sie  sich  dessen  am  wenigsten 
versahen.  Msgr.  Bamaho ,  welcher  später  für  so  lange  Jahre  als 
Cärdinalpräfect  der  Propaganda  diese  leitete,  war  damals  gwade  ^ 
Prosecretär  dieser  wichtigen  und  grossen  Congregation  ernannt  wor- 
den. In  einer  Conferenz  mit  diesem  ausgezeichneten  Prälaten  setzten 
ihm  die  beiden  Bischöfe  die  Schwierigkeiten  auseinander,  welche  der 
Kirche  in  England  aus  Mangel  einer  ihr  angepassten  Qesetzgebung 
im  Wege  standen.  Msgr.  Barnabo  gab  geradezu  die  ExkUning 
ab :     »Sie   werden  immer  mit  diesen  Unordnungen  und  Fragen  zu 
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kämpfen  haben,  bis  Sie  eine  Hierarchie  haben.    Bitten  Sie  um  die- 
selbe, ich  will  Ihre  Petition  unterstützen.« 

»Sie  (die  beiden  Bischöfe)  waren  überrascht,«  schreibt  Bischof 
Graut  an  Dr.  Ullathome,  an  diesen  Zwischenfall  im  Jahre  1857  sich 
erinnernd ,  »denn  sie  hatten  nicht  vergessen ,  wie  entschieden  und 
fest  das  Widerstreben  des  hl.  Stuhles  gegen  die  erneute  Erörterung 
der  Frage  der  englischen  Hierarchie  gewesen  war.  Ihr  Erstaunen 
wäre  indess  so  gross  nicht  gewesen ,  wenn  sie  sich  erinnert  hätten, 
dass  Oregor  XYI.  gesagt  hatte,  die  Hierarchie  würde  hei  dem 
Eintritte  gewisser  Umstände  zu  gewähren  sein.  Und  genau  zu  der 
von  ihm  bemerkten  Zeit  begannen  die  Vorbereitungen  zur  Restau- 
ration.« 

Welcher  Art  diese  Umstände  waren,  auf  welche  der  verstorbene 
Bischof  von  South wark  anspielte ,  ist  nicht  zu  sagen ,  indessen  be- 
zieht sich  derselbe  in  seinem  Briefe  auf  eine  Stelle  in  Cardinal 
Wiseman's  »Erinnerungen  an  die  vier  letzten  Päpste,«  welche  zu 
beachtenswerth  ist,  um  nicht  noch  einmal  hier  angeführt  zu  wer- 
den. Der  Cardinal  sagt  da,  wo  er  von  Gregor  XVI.  spricht:  »Da 
er  (Oregor  XVI.)  lange  Jahre  Präfect  der  Propaganda  gewesen  war, 
war  er  eingehend  mit  jedem  Theile  der  britischen  Besitzungen,  da- 
heim und  draussen,  mit  ihren  Bischöfen,  mit  ihrer  augenblicklichen 
Lage^  ihren  Mängeln  und  ihren  zukünftigen  Aussichten  bekannt  ge- 
worden. Ein  einziges  Beispiel  seines  Scharfsinnes  mag  hier  ange- 
führt werden.  Nicht  allein  vermehrte  er,  wie  schon  bemerkt,  die 
Zahl  der  apostolischen  Vicariate  in  England,  sondern  er  sagte  ans 
eigenem  Antriebe,  ohne  dazu  irgendwie  veranlasst  worden  zu  sein, 
dem  Verfasser  (Cardinal  Wiseman),  die  Hierarchie  würde  ^wieder  her- 
zustellen sein  auf  die  Beseitigung  eines  Hindernisses  hin,  welches  er  be- 
schrieb und  mit  Nachdruck  charakterisirte ,  dessen  Beseitigung  in- 
dess nicht  in  seiner  Macht  stände.  Wenn  diese  Eventualität  eintritt, 
bemerkte  er  bestimmt,  miuss  diese  Form  der  kirchlichen  Verwaltung 
in  England  eingeführt  werden.  In  dem  Laufe  von  wenigen  Jahren, 
aber  erst  nach  seinem, Tode,  trat  dies  Ereigniss  wirklich  ein,  auf 
welches  er  als  cZa^  Hinderniss  hindeutete,  und  zwar  unter  Umständen, 
die  er  auf,  gewöhnlichem  Wege  nicht  konnte  vorhergesehen  haben; 
und  sein  Nachfolger ,  obwohl  nicht  unterrichtet  über  diese  Vorge- 
danken, fahrte  fast  gleichzeitig  durch ,  was  Oregor  unter  ähnlichen 
Umständen  dnrchzufthren  beabsichtigt  hatte.€ 

Auf  die  Ermunterung  Msgr.  Barnabo's  hin  gingen  die  beiden 
englischen  Coadjutoren  vor  und  entwarfen  eine  Petition  an  den  Papst, 
in  welcher  sie  um  Herstellung  der  Hierarchie  baten ;  Dr.  Grant  fugt 
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bei,  dass  Se.  Heiligkeit  jede  Aensserung  Ober  die  Petition  abgelehnt, 
bis  er  dreimal  das  heilige  Messopfer  dargebracht  habe.  Nach  der 
ersten  nnd  z^veiten  Messe  sprach  er  mit  Unbestimmtheit  über  den 
Gegenstand.  Nach  der  dritten  Messe  sagte  er:  »Adesso  sono  trau- 
quillo.  —  Nun  bin  ich  ruhig  über  die  Frage.t 

Der  hl.  Stuhl  indessen,  seiner  gewohnten  Vorsicht  treu,  begann 
mit  Erhebung  von  Schwierigkeiten  und  Einwendungen.  Cardinal 
AcUm  war  als  entschiedener  Gegner  gegen  die  Bewilligung  einer 
Hierarchie  für  sein  Vaterland  aufgetreten.  Dass  er  dies  nicht  immer 
gewesen,  geht  aus  einer  Note  Cardinal  Wiseman*s  hervor^),  wo  er 
sagt:  »Als  die  Wiederherstellung  der  Hierarchie  unter  dem  letzten 
(Gregorys  XV f.)  Pontiflcate  erwogen  wurde,  war  unter  anderen  Car- 
dinälen  auch  der  Cardinal  Acten  für  den  Vorschlag ,  alle  die  neuen 
Titel  Ton  den  alten  und  nun  unterdrückten  Stühlen  herxunehmen. 
Dies  würde  zwar  eine  annehmbare,  aber  h(k)bst  unzutreffende  Anord- 
nung herbeigeführt  haben.«  Es  ist  indessen  sicher,  dass  Cardinal 
Acten  seine  Gründe  gegen  Gew&hrung  der  Hierarchie  schriftlich  nie- 
derlegte. Und  da  Msgr.  Bamabo  durch  Cardinal  Polidori  dessen 
auf  kirchliche  Angelegenheiten  bezüglichen  Papiere  geerbt  hatte, 
zog  er  dieses  Document  aus  der  Sammlung  hervor  und  stellte  es  den 
Bischöfen  Sharples  und  Wiseman  zu ,  mit  dem  Ersuchen,  seinen  In- 
halt zu  beantworten.  Cardinal  Acten  hatte  immer  zu  Dr.  Grant, 
welcher  sein  Secret&r  war,  gesagt,  »dass  Jedermann  in  England,  die 
Bischöfe,  wie  die  Orden,  nach  der  Hierarchie  verlange,  in  der  HolT- 
Dung,  dass  ihre  eigene  Macht  durch  dieselbe  grösser  werde,  aber 
alle  würden  sich  in  dieser  Hoffnung  getäuscht  sehen.« 

Cardinal  Acton  stand  mit  dieser  Opposition  gegen  die  Petenten 
nicht  allein.  Dr.  ÜUathorne  erinnert  sich  eines  Besuches  bei  Car- 
dinal Castraeanej  eines  Mitgliedes  der  Propaganda,  im  Jahre  1848. 
Dieser  ausgezeichnete  Kirchenffirst  hatte  sich  ausnehmend  gütig  zu 
dreien  Malen,  wo  Dr.  üllathome  Bom  seit  1837  besuchte,  gogoo 
ihn  gezeigt  und  desshalb  sprach  der  letztere  über  seine  Erwartungen 
mit  grosser  ZutranUchkeit  zum  '  Cardinal.  Aber  zu  seinem  Erstan- 
nen musste  er  sehen ,  wie  der  Cardinal  ernst  das  Haupt  schüttelte 
und  sagte :  »Ich  höre  nicht  gern  von  dieser  proponirten  Hierarchie.« 
»Und  warum?«  fragte  Dr.  ÜUathorne.  »Ist  Lingard's  Geschichte 
Englands  eine  glaubwflrdige?«  lautete  die  fragende  Antwort,  »Ganz 
sicher,  durch  und  durch,«  war  die  Antwort.  »Nun,«  sagte  der  Car- 
dinal, »Ihr  Volk  ist  immer  ein  zum  Widerstand  gegen  die  Autori« 
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tat  geneigtes  gewesen.  Nichtsdestoweniger,  wenn  die  übrigen  Gar- 
dioäte  der  Propaganda  die  Hierarchie  annehmen,  will  ich  mit  ihnen 
stimmen.c 

Die  Bischöfe  gaben  auf  Cardinal  Acton's  Einwendungen  eine 
siegreiche  Entgegnung.  Sein  Hauptargument  war ,  dass  wenn  die 
englischen  Katholiken  in  eine  unabhängigere  Stellung  durch  die  Ge- 
währung der  Hierarchie  gebracht  wurden,  sie  weniger  an  den  apostolischen 
Stuhl  sich  anschliessen  wurden.  Hierauf  erwiederten  die  beiden  Bi- 
schöfe, dass  England  die  einzige  Nation  wäre,  welche  so  viele  und 
so  erlauchte  Märtyrer  für  die  Bechte  und  die  Suprematie  des  hl. 
Stuhles  gegeben  hätten. 

Der  Wortlaut  der  Petition  fQr  die  Hierarchie  wurde  von  Bi- 
schet Wiseman  entworfen  und  der  Inhalt  des  bedeutsamen  Docuroen- 
tes  wurde  dem  Publikum  durch  dessen  späteren  »Appell  an  das 
Englische  Volke  bekannt.  Der  »Appell«  berichtet  aber  dasselbe  mit 
folgenden  Wortein: 

»Es  wurde  bemerkt  (in  der  Petition),  dass  bis  jetzt  die  einzige 
Regulirung  oder  Begierungsweise  fBr  die  englischen  Katholiken  die 
Constitution  des  Papstes  Benedict  XIV.  wäre,  welche  mit  den  Wor- 
ten Äpastolicum  mini^erium  beginnt  und  welche  im  Jahre  1753, 
also  um  ein  Jahrhundert  vorher  erlassen  wurde.  Nun  ist  diese  Con- 
stitution durch  die  grosse  Länge  der  Zeit  und  noch  mehr  durch 
einen  glücklichen  Wechsel  der  Umstände  veraltet.  Sie  gründete  sich 
auf  folgende  Erwägungen:  1)  dass  die  Katholiken  noch  unter  dem 
Drucke  der  schweren  Strafgesetze  lebten  4md  sich  keiner  Gewissens- 
freiheit erfreuten;  2)  dass  alle  ihre  CoUegien  für  kirchliche  Erzieh- 
ung im  Auslande  lägen ;  3)  dass  die  religiösen  Orden  keine  Häuser 
in  England  besässen ;  4)  dass  dort  nichts  wie  eine  Pfarreintheilnng 
bestände,  sondern  dass  die  meisten  katholischen  Cultusstätten  und 
deren  Inhaber  nur  Kapläne  der  adeligen  und  sonstiger  reicher  Herr- 
schaften seien.  Noch  andere  ähnliche  Voraussetzungen  liegen  jenem 
an  sich  so  weisheitsvollen  Documente  zu  Grunde,  welche  heute,  Gott 
sei  Dank,  als  einfache  Anachronismen  erscheinen.  Man  kam  dess- 
halb  zu  dem  Schlüsse,  dass  in  Wirklichkeit  diese  Constitution  —  es 
ist  die  einzige  von  grössserem  Umfange,  welche  fSr  die  Katholiken 
Englands  existirt  und  von  ihr  ist  fiberdies  ein  Theil  durch  den  ver- 
storbenen Tapst  formell  bereits  aufgehoben  —  eher  ein  Hemmniss 
und  eine  Verwirrung,  als  ein  Führer  sei. 

»Die  katholische  Kirche  in  England  hatte  sich  seit  der  Eman- 
cipätions-Acte  soweit  ausgebreitet  und  befestigt,  und  ihre  einzelnen 
Tbeile  hatten  ihre  wechselseitigen  Beziehungen  unter  sich  so  sehr 
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vervollkommnet,  dass  sie  ohne  ein  vollstäudiges  und  ausgearbeitete» 
Gesetzbuch  nicht  weiter  entwickeln  konnte.  Die  Biscbdfe,  wurde 
betont,  fanden  sich  selbst  beunruhigt  und  ihre  Lage  war  yoller 
Schwierigkeiten,  da  sie  ernstlich  wünschten ,  vor  willkürlichen  Ent- 
scheidungen durch  bestimmte  Gesetze  sicli  geschützt  zu  sehen  and 
doch  hatten  sie  keine  solchen  bis  jetzt  erhalten. 

»Die  Unsicherheit  d^r  Lage  von  Seiten  des  Klerus,  welche  ans 
diesen  anomalen  Zuständen  folgte ,  machten  dieselben  überdies  noch 
unerträglicher. 

»Das  war  die  Lage,  welche  den)  Urtheil  des  apostolischen  Stuh- 
les auf  Grund  unserer  practischen  Erfahrung  zur  Entscheidung  unter- 
breitet wurde.  Es.  wurde  ein  Heilmittel  gegen  diese  Uebelstände  er- 
beten und  es  wurde  nahegelegt ,  dass  sich  ein  solches  nur  in  einer 
der  beiden  folgenden  Formen  finden  könne:  entweder  müsse  der  apo- 
stolische Stuhl  eine  zweite  und  vollständige  Constitution  erlassen, 
welcher  die  Lücken  der  ersten  ausfalle,  was  aber  nothwendig  ein  ver- 
wickeltes und  umfangreiches  Werk  und  trotzdem,  als  ein  Act  gelegent- 
licher Fürsorge  kaum  mehr  als  vorübergehende  zeitliche  Bedeutung  haben 
könne,  oder  das  wirckliche  und  vollständige  Gesetzbuch  der  Kirche 
müsse  mit  einem  Male  auf  die  katholische  Kirche  in  England  aus- 
gedehnt werden ,  soweit  dies  mit  der  socialen  Lage  Englands  ver- 
einbar sei ;  nur  diese  Fürsorge  würde  eine  endgültige  sein. 

»Aber  um  dieses  zweite  und  naturgemässere  Auskunftsmittel 
anzunehmen,  war  eine  Bedingung  nothwendig  und  sie  lautete:  Dk 
Katholiken  müssen  eine  Hierarchie  erhalteti.  Das  canonische  Ge- 
setz ist  unter  der  Verwaltung  der  apostolischen  Vicare  nicht  an- 
wendbar und  ausserdem  hätten  viele  Punkte  auf  Synoden  geordnet 
werden  müssen  und  ohne  einen  Metropolitan  und  Suffraganbiscb^fe 
war  an  eine  Provinzialsynode  nicht  zu  denken.  Das  war  die  wirk- 
liche und  feste  Grundlage ,  auf  welcher  die  Hierarchie  für  die  Ka- 
tholiken von  dem  heiligen  Stuhle  verlangt  wurde.  .  .  .  Andere  Mo- 
tive, zum  Beweise  der  Zeitgemässheit  der  Gewährung  dieser  Wohl- 
that  an  die  englischen  Katholiken,  wurde  beigefügt,  so  z.  B.  dass 
man  die  Hierarchie  Australien  gewährt  habe  und  im  Begriffe  stehe 
sie  anderen  Colonien  zu  gewähren ,  ohne  dass  dieses  von  irgend  Je- 
mand beklagt  werde,  und  dass  es  wie  ein  Tadel  gegen  das  Mutter- 
land laute ,  wenn  man  ihm  das  vorenthalten  wolle,  was  man  semen 
Töchtern  gewährt  habe.t 

Bevor  indess  die  Erwiederung  auf  die  verschiedentlich  erho- 
benen Schwierigkeiten  abgegeben  werden  konnte,  führten  die  aus- 
brechenden  Unruhen  in  Italien   zur  Absendung  Bischof  Wiseman's 
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nach  LoudoD  in  einer  politischen  Mission  an  seine  Begicrnng.  Er 
sandte  deshalb  bereits  aaf  dem  Wege  nach  England ,  seine  Erwie- 
derung, von  Fano  ein,  während  Bischof  Sbarples ,  welcher  schon  un- 
ter der  schweren  Krankheit  litt,  an  welcher  er  starb ,  seine  Erwie-  * 
derang  in  Rom  abgab  und  bald  darauf  durch  Krankheit  gezwungen 
wurde;  nach  England-  zurückzukehren. 

Es  war  um'  die  Mitte  August  1847  als  Bischof  Griffiths  von 
dem  Londoner  Districte  und  Bischof  Mostyn  von  dem  nördlichen 
Districte  im  Zeiträume  von  einem  Tage  zum  anderen  starben.  Bald 
nachher  wurde  Bischof  Wiseman  zum  apostolischen  Provicar  des 
Londoner  Districtes  ernannt. 

Die  Vorstellungen  der  beiden  Bischöfe  in  Rom  waren  nicht 
irachtlos  gewesen ;  denn  noch  im  October  desselben  Jahres  langte 
ein  Schreiben  aus  der  Propaganda  an,  welches  die  apostolischen  Yi- 
care  anwies,  sobald  als  möglich  zum  Zwecke  der  Aufstellung  eines 
Schemas  far  die  von  ihnen  vorgeschlagene  Hierarchie  zusammen  zu 
treten ;  dasselbe  solle  auf  dem  Princip  der  Wieder  ein  theilung  der 
acht  apostolischen  Yicariate  in  mindestens  swölf  JDiöcesm  beruhen 
Am  11.  September  kamen  die  Bischöfe  in  London  zusammen  und 
empfingen  den  Bericht  der  beiden  Mitbischöfe  Wiseman  und  Shar- 
ples  über  ihre  Sendung  nach  Rom. 

Nach  zweitägiger  Berathung  stellten  sie  dann  einen  Plan  zur- 
nochmaligen  Theilung  Englands  in  zwölf  Diöcesen  auf.  Da  sich  in- 
dess  Schwierigkeiten  in  Bezug  auf  die  Theilung  des  Londoner  Distric- 
tes in  die  Diöcesen  London  und  Southwark  und  weitere  Schwierig- 
keiten in  Bezug  auf  die  Theilung  des  Lancashirßr  Districtes  in 
zwei  Bisthümer  herausstellten,  beschloss  man  die  Oründe  sowohl  far 
als  gegen  diese  Theilungen  zur  Entscheidung  in  Rom  vorzulegen. 
Auch  hielt  man  für  gut,  die  Anwesenheit  Dr.  Grants  in  England  zu 
erbitten ,  um  bei  dem  Entwürfe  der  Documente ,  deren  Beschaffung 
wahrscheinlich  im  weiteren  Verfolge  der  Unterhandlung  sich  als 
noth wendig  herausstellen 'würde,  seiner  Gelehrsamkeit  und  Geschäfts- 
kenntniss  sich  »bedienen  zu  können.  Indessen  wurde  Dr.  Grant  von 
Msgr.  Palma  dahin  beschieden ,  sein  Verbleiben  in  Rom  könne  von 
grösserem  Nutzen  sein ;  überdies  fühlte  Dr.  Grant  auch  die  Schwie- 
rigkeit, seine  Verantwortlichkeit  als  Rector  des  römischen  CoUegs, 
ohne  gänzliche  Befreiung  von  derselben,  einem  Dritten  anzuvertrauen. 
So  seltsam  es  klingt,  Thatsache  ist  es,  dass  der  Entwurf  der 
apostolischen  Vicare  zur  Vertheilung  der  Diöcesen  nie  nach  R^m  ge- 
langt ist.  Während  des  Verlaufes  der  Unterhandlung  glaubten  die 
Bischöfe ,  er  liege  den  Gardinälen  vor ,   und  als  Dr.  Ullathome  au9 
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Born  nach  der  ersten  Unterhandlung  zarQckkehrte ,  veranlasste  ihn 
die  Besprechung  eines  streitigen  Punktes  in  Gegenwart  der  anderen 
Prälaten  zu  einlsr  Frage  an  den  betreffenden  Prälaten,  der  mit  sei- 
ner Abfassung  beauftragt  war ,  und  da  erst  erfuhren  die  Bischöfe, 
dass  der  Entwurf  nie  abgesendet  worden  war.  Das  erklärt  hinläng- 
lich die  Thatsache  ,  dass  die  Bischöfe  bis  zu  ihrem  gewöhnlichen 
Jahresmeeting  i.  J.  1848  nichts  mehr  von  ihrer  Hierarchie  vernah- 
men. An  die  damals  in  London  versammelten  Bischöfe  hatte  Dr. 
Qrant  von  Born  ans  ein  Schreiben  gerichtet,  worin  er  sie  ersuchte, 
ihm  entweder  einen  competenten  Mitarbeiter  zu  senden  oder  ihm 
einen  smderen  bischöflichen  Agenten  beizugeben,  so  lange  so  schwie- 
rige und  so  bedeutsame  Unterhandlungen  schwebten. 

In  der  That  traf  damals  vielerlei  zusammen,  was  die  Bischöfe 
nait  Besorgniss  erfüllte.  Das  Vicariat  des  Nordens  war  durch  den 
Tod  Bischof  Biddell's  vacant  geworden.  Er  war  in  Newcastle  ein 
Opfer  der  schrecklichen  Seuche  geworden ,  welche  sich  nach  der 
irischen  Hungersnoth  als  Hungertyphus  über  den  Norden  ausbreitete 
und  die  ärmeren  Klassen  decimirte.  Auch  war  eine  grosse  Anzahl 
der  tüchtigsten  Priester  in  Lancashire  und  den  nördlichen  Districten 
dem  gleichen  Geschicke  bereits  zum  Opfer  gefallen.  Durch  die 
Uebertragung  des  Londoner  Yicariates  an  Bischof  Wiseman  war  fer- 
ner der  Centraldistrict  ohne  Goadjutor.  Dazu  kam ,  dass  man  der 
Besetzung  der  vacanten  Stellen  so  bald  als  thunlich  die  höchste 
Wichtigkeit  beilegte.  Auch  erfuhren  die  Bischöfe  dass  in  Born 
ihrem  Vorgehen  neuerdings  nicht  ohne  Einfluss  durch  Männer  ent- 
gegengearbeitet werde ,  die  zu  Hause  nichts  gelten ,  und  in  drei 
Fällen  war  gleichfalls  wiederum  durch  ebenso  viele  Priester  die 
Auflnerksamkeit  des  apostolischen  Stuhles  auf  eine  Keihe  von  Kla- 
gen wider  die  apostolischen  Yicare ,  wie  auf  Berufungen  wider  ihre 
Entscheidungen  hingelenkt  worden.  Wenn  auch  diese  drei  Fälle 
sämmtlich  einen  für  die  apostolischen  Yicare  günstigen  Ausgang 
nahmen,  so  wirkte  ihre  Besprechung  doch  anfangs  ungünstig. 

Diese  und  ähnliche  Erwägungen  Hessen  den  versammelten  Prä- 
laten >die  Ahsenduug  eines  Priesters  als  ihren  ausserordentlichen 
Agenten  in  Bom  empfehlenswerth  erscheinen  und  auf  Empfehlung 
von  Bischof  Wareing  wurde  Dr.  Husenbeth  nach  London  berufen  und 
ihm  die  Sendung  angetragen;  der  Zustand  seiner  Gesundheit  aber 
und  andere  persönliche  Gründe  machten  seine  Gegenvorstellung  wirk- 
sam und  man  stand  von  seiner  Absendung  ab. 

Allein  die  dringende  Noth  bewog  die  Bischöfe  endlich  auf 
Yorschlag  des  Bischofs  von  Newport  einen  ihrer  Mitbischöfe  in  der 
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Person  Vr.  Ullatkame's  abzosenden,  welcher  mit  der  schweren  Lage 
der  Bischöfe  selbst  bekannt,  den  ehrenvollen  Auftrag  nicht  mehr  ab- 
lehnen konnte.  Bischof  Üllathome  erhielt  den  Auftrag,  dem  Papste 
eine  Denkschrift  zu  unterbreiten ,  welche  von  allen  Bischöfen  unter- 
zeicimet  war  und  worin  sie  die  ernsten  Schwierigkeiten  auseinander- 
setzten ,  denen  sie  sich  durch  die  rastlosen  BntstelluDgen  ihrer 
Handlungen  in  Rom  ausgesetzt  sfthen.  Der  Bischof  sollte  ihr  ge- 
meinsames Verhalten  im  wahren  Lichte  darstellen,  eine  schnelle  und 
gute  Besetzung  der  vacanten  Vicariate  und  eines  Coadjutors  durch- 
setzen und  die  endliche  Herstellung  der  Hierarchie  als  das  einzig 
durchgreifende  Mittel  zur  Vermeidung  der  entstehenden  Schwierig- 
keiten betreiben.  Der  Bischof  reiste  alsbald  ab,  sah  iu/Paris  die 
revolutioDären  Grftuel  und  in  ganz  Frankreich  die  furchtbare  Aufreg- 
ung und  gelangte,  voll  von  diesen  traurigen  Eindrücken,  am  25.  Mai 
1848  in  Bom  an. 

(Fortwtzimg  folgt.) 
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II. 

Das  Elgenthum  am  katholischen  Kirchengute. 

Von  Domcapitnlary  Professor  Dr.  Hirschel  zu  Mainz. 

I.  Das  Elgenthum  Überhaupt 
§.  1.   Das  Kirchengui  bis  in  das  si^benzehnte  Jahrhunderi. 

Zu  allen  Zeiten  zog  das  Vermögen  der  katholischen  Kirche  be- 
sondere Aufmerksamkeit  von  den  yerschiedensten  Seiten  auf  sich. 
Wie  die  Geschichte  der  Kirche  in  den  Hauptzagen  schon  in  der 
hl.  Schrift  vorgebildet  ist,  so  sind  in  ihr  auch  bereits  die  Geschicke 
angedeutet,  welche  das  Kirchengut  haben  sollte. 

Die  Liebe  zum  göttlichen  Heilande  und  seinem  Erlösungswerke 
bewog  fromme  Franen,  ihm  die  Mittel  zu  seinem  und  seiner  Jünger 
Unterhalte,  zur  Unterstützung  der  Annen  und  zur  Verwendung  für 
gottesdienstliche  Zwecke   reichlich    zu   gewähren  (Matth.   27,  d5; 
Marc.    15,  41;   Lucas  8,   2  u.   3;  Job.   4,   8;  13,    28   ff.)    Die 
Verehrung  der  anbetungswürdigen  Person  Christi  trieb  zur  kostbaren 
Salbung  nnd  würdigsten  Bestattung  seines  heiligen  Leibes  (Mattb. 
37,  59;  Marc.   16,  1;  Luc.  23,  53   u.   56;  Matth.  26,   10;  Marc. 
14,  8  u.  9;  Job.  12,  7.)    Da^  Wort  des  Heilandes  (Mattb.  10,42; 
25,  40 ;  18,  5)  begeisterte  zur  freudigen  Hingabe  von  Hab  und  Gut 
zur  Linderung  jeglicher  leiblichen  und  geistigen  Noth  (Apostelg.  4, 
37;   5,  1  u.  2;   1.  Gor.  16,  1  ff.)  und   die  vom   Erlöser   so  hoch 
gepriesene  Sorge  für  grössere  Vollkommenheit  (Matth.  19,  21.)  und 
für  das  eigene  Seelenbeil  (Luc.  16,  9),  sowie  die  Bezeugung  der  uü- 
begrenzten  Liebe  zu  Christus  besonders  durch  Verherrlichung  alles 
dessen,  was  mit  seinem  im  heiligsten  Sacramente  gegenwärtigen  ver- 
klärten Leibe  zusammenhängt,  nach  dem  Beispiele  der  vom  Heilande 
—  deshalb  belobten  heiligen  Maria  Magdalena  (Matth.  26,  10)  — 
waren  die  mächtigsten  Beweggründe  für  die  Gläubigen,  ihr  Verm(>- 
gen  in  Fülle  der  Kirche  zu  opfern.    Dies  sind  die  Quellen,  aus  wel- 
chen von  den  ersten  Zeiten  des  Christenthnmes  bis  jetzt  die  V^- 
gabungen  an  die  katholische  Kirche  flössen  und  in  ebenso^  reich- 
lichem Masse  fortströmen  werden  bis  zum  Ende  der  Tage.    Begreif- 
lich können  dieses  Verhältniss  Diejenigen  nicht  fassen,  welche  über- 
haupt für  das  Uebematürliche  kein  Verständniss  besitzen  —  animali^ 
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homo  non  percipit,  quae  sunt  Spiritus  Dei  1.  Cor.  2,  14  —  und 
welche  insbesondere  die  göttliche  Stiftung  und  Leitung  der  katho-* 
lischen  Kirche  nicht  erkennen ,  von  welcher  der  Apostel  (Ephes.  .5, 
25  ff.)  schreibt:  Christus  caput  «st  ecclesiae^  ipse  salvator  corporis 
ejus;  Christus  dilexit  ecclesiam  et  se  ipsum  tradidit  pro  ea,  ut  illam 
sanctificaret,  mundans  lavacro  aquae'  in  verbo  vitae,  ut  exbiberet  sibi 
glofiosam  ecclesiam,  non  habentem  roaculaiu  aut  rngam  aut  aliquid 
hujusmodi,  sed  ut  sit  sajicta  et  immaculata.  Solche  Menschen  fin- 
dennatürlich  nur  in  mehr  oder  minder  gemeinen  und  niedrigen  umständen 
die  Ursachen  der  so  grossartigen  Stiftungen  und  der  stets  wieder- 
kehrenden Ansammlung  eines  höchst  ansehnlichen  Vermögens  in  der 
katholischen  Kirche.  Trug,  Schlauheit,  Ueberredungskunste,  Un- 
wissenheit, Aberglaube,  verkehrte  Frömmigkeit ,  Schwärmerei  sollen 
bei  Millionen  und  Millionen  von  den  Tagen  des  Heilandes  an  bis 
aos  Ende  der  Welt  unter  den  Augen  und  in  Mitte  der  Ungläubigen 
nnd  Feinde  der  Kirche  diese  nie  versiegende  Freigebigkeit  hervor- 
rufen ! 

In  der  hl.  Schrift  sind  aber  auch  schon  die  Angriffe  gegen 
das  Kirchengut  und  die  Oründe,  welche  zur  Beschönigung  derselben 
vorgebracht  Verden,  vorherbezeichnet.  Judas  eignet  sich  auf  unge- 
rechte diebische  Weise  die  dem  Erlöser  gemachten  Gaben  an,  indem 
er  dafür  hält,  es  sei  Verschwendung,  dieselben  zu  dessen  Verherr- 
lichung ,  statt  auf  eine  nützliche  Weise ,  zum  Besten  der  Armen  zu 
verwenden  (Matth.  26,  8,  9;  Job.  12,  5).  Die  Kriegsknechte  reis- 
sen  die  Kleider  des  gekreuzigten  Heilandes  an  sich,  weil  es  sich  um 
seinen  und  seines  Werken  Untergang  handelte  (Job.  19,  23.)  und  Ana-^ 
nias  und  Saphira  betrügen  die  Kirche,  indem  sie  meinen,  sie  habe 
des  Gutes  schon  genug  (Apostelg.  5,  1  ff.) 

In  ganz  gleicher  Art  verfuhr  man  gegen  das  Kirchenvermögen 
anter  heidnischen  und  christlichen  Regierungen,  von  Seiten  der  Häre- 
tiker, Schismatiker  und  verkehrter  Katholiken ,  aus  Hass  gegen  die 
Kirche,  in  der  Absicht  sie  zu  zerstören,  aus  Habgier,  aus  politischen 
oder  aus  unrichtigen,  aber  zur  Zeit  sehr  beliebten  volkswirthschaft- 
lichen  Bucksichten.  Man  gebrauchte  auch  zur  Bemäntelung  der  un- 
gerechten Eingriffe  in  das  Kirchengut  stets  die  schon,  in  der  hl. 
Schrift  angegebenen  Beweggründe  aus  Heuchelei  und  hie  und  da 
auch  aas  Verblendung. 

Bei  dieser  unmittelbaren  und  man  möchte  sagen  kindlich  un- 
befangenen Anschauung  der  Sache  konnte  man  aber  nicht  immer 
stehen  bleiben.  In  der  Zeit  grösserer  religiöser  Nüchternheit  und 
Verkommenheit  musste  man  sich  bestreben,  der  Einziehung  des  Ver- 
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mOgens  der  katholischen  Kirche  einen  rechtlichen  Amtrich  ixi  geben; 
man  musste  för  ein  derartiges  Verfahren  eine  rechtliche  GrfMdlaft 
zu  finden  suchen.  Denn  ernstlich  gemeinte,  wenn  auch  verkehrt« 
oder  nur  scheinbare  Theilnahttie  für  die  Sache  Gottes  und  der  Beli- 
gion  konnte  in  solchen  Zeiten  des  Unglaubens,  der  Gleiehgiltigkeit 
und  Zweifelsucht  in  kirchlichen  Dingen  nicht  geltend  gemacht  wer- 
den. Dieser  Zustand  trat  aber  erst  in  der  letzten  Hälfte  des  vorigeo 
Jahrhunderts  und  insbesondere  während  und  in  Folge  der  franzö* 
sischen  Revolution  ein. 

Während  und  nach  der  Reformation  war  der  religiöse  Eifer 
noch  so  mächtig  und  lebendig,  dass  man  für  die  ungeheuere  Ent- 
fremdung des  katholischen  Eirchengutes  keineswegs  rechtliche,  son- 
dern nur  religiöse  Gründe  geltend  machte  oder  genauer  ausgedrückt, 
wenigstens  im  Allgemeinen  das  ganze  Verfahren  immer  noch  vom 
rein  kirchlichen  Standpunkte  aus  betrachtete  und  behandelte. 

Die  Protestanten  sahen  ihre  neue  Religion  und  ihre  neue  reli- 
giöse Gemeinschaft  als  die  ursprüngliche  gereinigte,  wahre  christ- 
liche Religion  und  Kirche  an  und  waren  daher  auch  der  Deberzeng- 
ung,  dass  ihrer  Gemeinschaft  als  der  wahren  Kirche  da^  der  letz- 
teren zugewendete  Vermögen,  welches  bisher  ungehöriger  Weise  von 
der  vom  wahren  Ghristenthurae  abgefallenen  katholischen  Kirche  be- 
sessen worden  sei,  mit  vollstem  Rechte  zugehöre,  und  wenn  auch 
die  der  neuen  Lehre  zugethanen  Fürsten  und  Stadtvorstände  oftmals 
das  eingezogene  Kirchengut  zu  sehr  weltlichen  Zwecken  verwende- 
ten, so  thaten  sie  dies  aber  nur  in  ihrer  Eigenschaft  als  Häupter 
der  neuen  Religion,  welche  wenigstens  in  ihrer  aUgemeinen  Ausbil- 
dung der  dem  neuen  Glauben  zugewandten  weltlichen  Obrigkeit  die 
Leitung  der  neuen  kirchlichen  Gemeinschaften  in  ihrem  Bereiche 
übertrug. 

Ebenso  hielten  die  Katholiken  während  und  nach  der  Zeit  der 
Reformation  an  dem  kirchlichen  Standpunkte,  bezüglich  des  Kircbeo- 
vermögens  fest.  Sie  betrachteten  dasselbe  fortwährend  als  ein  der 
wahren,  d.  h.  der  katholischen  Kirche  zugehörendes  Out,  welches 
ihr  daher  auch  bleiben  müsse  und  über  welches  dem  Kaiser  und 
den  weltlichen  katholischen  Reichsständen  eine  eigentliche  und  end- 
giltige  Verfügung  nicht  zustehe,  Dass  dies  die  Anscbaaang  der 
Katholiken  war,  erhellt  unzweifelhaft  daraus,  dass  man  in  den  ver- 
schiedenen Religion^riedensverträgen  stets  in  die  Abtretang  von 
Kirchengut  an  die  Protestanten  nur  auf  so  lange  einwilligte ,  als 
man  sich  nicht  über  die  streitige  Religion  verglichen  habe  und  die 
Einigkeit  wiederhergestellt  sei.     Katholischer  seits  betrachtete  man 
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also  die  Zuwendung  des  Eircbeugutes  an  die  Protestanten  als  ein 
vorübergehendes,  provisorisches  Innehaben,  nicht  als  eine  eigentliche 
und  förmliche  Eigenthuinsäbertragnng.  So  erklärte  der  Augsburger 
Religionsfriede  von  1555  in  §.  XXY. :  »So  haben  wir  .  .  .  bewil- 
ligt solchen  Frieden  in  allen  obgeschriebenen  Ärticuln  bis  zur  christ- 
licher^ freundlicher  und  endlicher  Vergleichung  der  Beligion-  und  ^ 
GlatAenS'Suchen  stät,'  fest  und  unverbrüchlich  zu  halten.«  ,  Ebenso 
lieisst  es  im  westßüschen  Frieden  (Art.  Y.,  §.  XIV.):  »Bona  ec- 
clesiastica  immediata  .  .  .  ea  seu  Catholici  seu  Augustanae  conies- 
sionis  Status  1.  Januarii  anni  1624  possederint ,  omnia  et  singula 
....  ejus  Religionis  consortes ,  qui  dicto  tempore  in  reali  eorum 
possessione  fuerunt,  ttsqtte  dum  de  Bdigionis  dissidiis  per  Dei  gra^ 
tiam  conventum  fuerii,  tranquille  et  imperturbate  possideant.«  In- 
gleichen belässt  §.  XXV.  den  Protestanten  alle  eingezogeneu  mittel- 
baren Klöster,  CoUegien,  Balleyen,  Commenden,  Kirchen,  Stiftungen, 
Schulen ,  Spitäler  und  kirchlichen  Güter,  in  deren  thatsächlichem 
Besitze  sie  am  1.  Januar  1624  waren,  *donec  coniroversiae  Reli- 
giaiiis  amicdbili  partium  composiiione  universali  definianiur,€ 

§,  2.    Die  späteren  Eigenthumsthearien. 

In  Folge  der  durch  die  Keformation  herbeigeführten  Entfes- 
selung der  Geister  von  der  Unterwerfung  unter  das  Ansehen  der  Kirche 
and  in  Folge  der  durch  Cartesius  veranlassten  neuen  Erkenntniss- 
lehre  und  thatsächliqhen  Erkenntniss  selbst  kam  man  dahin,  die  Be- 
griffe der  Dinge  aus  dem  eigenen  einzelnen  Denken,  von  vornherein, 
unabhängig  von  der  Aussen  weit  und  nicht,  wie  die  alte,  nunmehr 
verschriehene  scholastische  Erkeiintnisslehre  mit  Recht  verlangte,  aus 
der  Betrachtung  und  geistigen  Aneignung  der  Sinnen  weit  zu  ge- 
winnen. Die  nothwendige  Folge  hiervon  war  die  ungemesseae  Herr- 
schaft des  einzelnen  Geistes,  der  schrankenloseste  Subjectivismus  und 
sodann  natürlich  eine  völlige  Verwirrung  und  Unsicherheit  aller  Be- 
griffe. Damit  musste  sich  der  Zweifel  und  der  Unglaube  bezüglich 
der  V^irklichkeit  der  Ausseudinge  erheben  und  ebenso  auch  die  Kühn- 
heit des  Einzelnen,  das  Verbältniss  desselben  zu  der  Welt  und  ins- 
besondere zu  Gott  und  den  Nebenmenschen  nach  selbstgemachten 
Aufstellangen  ui^d  nicht  nach  den  in  der  Natur  der  Dinge  gelegenen, 
aus  der  Betrachtung  derselben  entnommenen  und  der  Auffassung 
des  gesamnlten  Menschengeschlechtes  entsprechenden  Gesetzen  zu 
bestimmen. 

In  solchen  Geistern  musste  daher  das  Verständniss  alles  Ueber- 
naturlichen  und  selbst  der  Glaube  an  dasselbe,   also  auch  an  die 
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göttliche  Stiftong  und  Leitung  der  Kirche  mehr  und  mehr  sich 
verdunkeln  und  endlich  ganz  verschwinden.  Für  die  Ordnung  der 
rein  natürlichen  Verhältnisse  der  Menschen  konnte  folgerichtig  kein 
anderes  Gesetz  als  bindend  anerkannt  werden  als  der  aus  der  üeber- 
einstimmung  der  Einzelnen  sich  ergebende  Oesammtwille.  WeQ 
nun  die  bürgerliche  Gewalt  in  ihrem  Bereiche  den  Willen  der  Ein- 
zelnen thatsftchlich  regelte,  so  musste  man  gemäss  der  subjec- 
tiven  Weise  des  Erkennens  und  der  hieraus  entstandenen  Ansichten 
annehmen,  dass  die  Begründung  der  bürgerlichen  Gewalt  auf  einer 
üebertragung  von  Seiten  der  Einzelnen  beruhe  und  dass  sie  nar 
den  Willen  dieser  letztern  ausspreche  und  aussprechen  könne.  Hin- 
sichtlich des  Staates  konnte  eine  derartige  Auffassung  eher  eintreten, 
weil  hier  eine  Täuschung  leichter  möglich  war,  als  bei  anderen 
menschlichen  Verbindungen.  Denn  gerade  bei  der  ersten  nothwen- 
digsten  und  zahlreichsten  menschlichen  Genossenschaft,  bei  der  Fa- 
milie fällt  die  Unrichtigkeit  der  besprochenen  Meinung  sofort  in  die 
Augen,  da  es  ja  unmöglich  und  geradezu  lächerlich  ist,  die  väter- 
liche Gewalt  auf  eine  Üebertragung  durch  den  Willen  der  Kinder 
zu  gründen,  oder  den  Willen  des  Vaters  als  den  Gesammtausdmck 
des  Willens  der  Kinder  hinzustellen. 

Der  aus  der  unrichtigen  sabjectiven  Erkenntnissweise  gewon- 
nene fhrlsche  Begriff  vom  Staate  wurde  nun  auch  auf  das  Verbftlt- 
niss,  in  welchem  dieser  zum  Eigenthum  überhaupt  und  vornehmlich 
zum  Vermögen  der  katholischen  Kirche  stehen  sollte,  angewendet, 
um  dadurch  einen  Bechtsgründ  für  die  vielfachen  Einmischungen 
in  die  Verwaltung  des  Kirchengutes  und  fQr  die  Eingriffe,  welche 
sich  die  weltliche  Gewalt  in  dasselbe  mehr  und  mehr  klaubte,  zn 
gewinnen. 

So  entstanden  denn  die  Theorien  von  dem  dominium  eminens, 
dem  Obereigenthume  des  Staates  bezüglich  alles  in  seinem  Bereiche 
belegenen,  den  Einzelnen  oder  Genossenschaften ,  also  auch  der  ka- 
tholischen Kirche  zugehörenden  Vermögens,  so  dass  die  öffentlicbe 
Gewalt  entweder  aus  Gründen  allgemeiner  Noth wendigkeit ,  oder  des 
Wohles  und  Nutzens  oder  sogar  des  blossen  Gutdünkens  über  das 
gesammte  Kirchengut  oder  nur  über  Theile  desselben  als  der  eigent- 
liche Herr  und  höchste  Eigenthümer  alles  Vermögens  verfugen 
könne. 

Man  betrachjiete  auch  gleichfalls  in  Folge  des  verkehrten  Be- 
griffes vom  Staate  die  katholische  Kirche  als  eine  in  diesen  einge* 
gliederte,  zu  ihm  gehörende  und  seinen  Zwecken  dienstbare  Anstalt^ 
über  welche  er,  als  über  ein  Mittel  und  folglich  auch  über  deren 
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Vermögen  zur  Erreichung  seiner  die  ganze  Bestimmung  des  Men- 
schen umfassenden  höheren  und  allgemeinen  Aufgabe  zu  gebieten 
habe. 

Aus  der  falschen  subjectiven  Erkenntnisslebre  und  der  durch ' 
den  Protestantismus  geläufig  gewordenen  Vorstellung  von  den  ein-^ 
zelnen  Gemeinden  als  Trägem  des  Christenthumes  ging  die  Ansicht 
hervor,  dass  das  Eigenthum  an  d.em  Kirchenvermögen  den  Gemein- 
den, d.  h.  der  Gesammtheit  der  Qlaubensverwandten ,  für  deren  Re- 
ligiöse Bedärfnisse  dasselbe  verwendet  werde,  zustehe. 

Insbesondere  aber  während  der  franaösischen  RevoluHon  ent-  ^ 
strömte  wie  aus  einem  Krater,  aus  der  namentlich  in  Frankreich 
zur  allgemeinen  Herrschaft  gelangten  ungemessenen  Erkenntniss- 
weise eine  Fluth  von  Theorien  über  das  Eigenthum  am  katholischen 
Kirchengute.  Sie  gründen  sich  alle  mehr  oder  minder  auf  die  aus 
dem  schrankenlosesten  Subjectivismus  hervorgegangene  und  von 
Kousseau  in  blendender  Weise  dargestellte  Ansicht  von  der  Ent- 
stehung des  Staates  durch  einen  Gesellschaftsvertrag ,  durch  ein 
zwischen  seinen  Mitgliedern  getroffenes  Uebereinkommen.  Weil  man 
aus  den  verschiedenen  schon  angedeuteten  Ursachen  der  Kirche  Ver- 
mögen entziehen  wollte,  so  musste  hiefür  in  der  Zeit  der  vermeint- 
lich höchsten  philosophischen  Aufklärung  und  des.  so  laut  ausge- 
sprochenen Bestrebens,  den  so  lange  unterdrückten  natürlichen  Zu- 
stand der  vollkommensten  menschlichen  Gerechtigkeit  und  Glückse- 
Ugkeit  wiederherzustellen,  doch  auch  ein  Bechtsgrund  aufgestellt 
werden.  Allein  wie  Alles,  was  diese  Umwälzung  hervorbrachte,  das 
Gepräge  unglaublicher  Oberflächlichkeit ,  der  Uebereilung ,  der  Lei- 
denschaft und  wahrhaft  kindlicher  Täuschung  und  Unkenntniss  der 
wirklichen  Verhältnisse  an  sich  trug,  so  dass  auf  die  Urheber  und 
Anhänger  der  Revolution  in  Wahrheit  das  Wort  des  Apostels  An- 
wendung findet:  dicentes  enim  se  esse  sapientes,  stulti  facti  sunt 
(Rom.  1,  22.):  so  war  es  auch  mit  den  Versuchen ,  welche  in  un- 
endlichen Beden  gemacht  wurden,  eine  rechtliche  Grundlage  für  die 
Einziehung  des  Kirchenvermögens  zu  Gunsten  [der  Umwälzung  auf- 
zustellen. 

Talleyrand  de  Ferigord ,  damals  Bischof  von  Antun ,  welcher 
den  Antrag  auf  Beraubung  der  Kirche  eingebracht  hatte ,  und  mit 
ihm  audere  Bedner,  z.  B.  Chapellier,  beriefen  sich  auf  den  Grund- 
satz: le  salut  du  peuple  est  la  premike  loi.  Andere  behaupteten, 
der  Nation  stehe  das  Eigenthum  am  Kirchenvermögen  zu,  weil  sie 
stets  durch  ihren  Vertreter,  den  Landeshenn ,  über  dasselbe  wie  ein 
Eigenthüxner  verfügt  habe,  indem  der  König  auf  Bisthfimer  und  Ab- 
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teien  ernenne,  seine  Zustimmung  zur  Yeräasserung  von  Eirchengut 
ebenso  zur  Erwerbung  desselben  ertheile,   das  Einkommen  während  . 
der  Erledigung  von  Kirchenämtern  beziehe    nt\A  zum    allgemeinen 
Besten  über  da?  Kirchengut   verfuge.    So  Garai.    Allein  hier  ist 
gänzlich  übersehen,  dass  die  meisten  dieser  Rechte  den  französischen 
Königen  als  Privilegien  von  der  Kirclie  selbst  verliehen  und  in  die- 
ser Eigenschaft  von   ihnen    ausgeübt  wurden ,  keineswegs  aber  anf 
Grund  eines  dem  Volke,  dessen  Repräsentanten  sie  seien,  zustehen- 
den Eigenthumes;  ebenso  ist  übersehen,  dass  in  den  übrigen  Fällen, 
in  welchen  die  französischen  Regenten  sich  eigenmächtig  Verfügungen 
über  das  Kirchengut  erlaubten  ,    diese  Eingriffe  von  der  Kirche  als 
solche  bezeichnet  und  zurückgewiesen  wurden,  wie  unter  den  Karo- 
lingern, unter  Philipp  dem  Schönen ,  bei  Erlassung  des  Edictes  von 
Ludwig  XV.:   sur   les  Etablissements   de  main-morte  vom  Augast 
1749.    Wieder  Andere  stützten  ihre  Annahme,  der  Staat  sei  Eigen- 
thümer  des  Kirchengutes  darauf ,   dass   dasselbe  von    den  Königen 
aus  dem  Vermögen  des  Volkes  oder  von  diesem  selbst  in  ErfnUnng 
seiner  Pflicht,  für  die  Gottesverehrung  die  nöthigen  Mittel  zu  be- 
schaffen, gegeben  worden  sei  und  daher  auch  jederzeit  von  der  Na- 
tion zur  Bestreitung  anderer  Bedürfnisse   verwendet   werden  könne, 
wenn  man  nur  in  sonstiger  Weise  der  Verbindlichkeit  für  die  Reli- 
gion zu  sorgen   nachkomme.    So   besonders  Mirdbeau.    Aber  ganz 
abgesehen  davon,  dass  die  Vergabungen  der  Könige ,  sowie  die  der 
Privaten  nicht  aus  eigentlichen  Staats-,  sondern  aus  dem  Hausver- 
mögen genommen  waren,  entäusserten  sich  die  Schenker  alles  Eigen- 
thumes und   zwar  nicht   zu  Gunsten  der  Kation  als  einer  bürger- 
lichen Gesellschaft,  sondern   zu  Gunsten   der   christlichen    Religion 
und   Kirche   und   in  der    Absicht,    dass   das    vergabte   Gut   stets 
nur   zu    dem    letzteren    Zwecke   und    nie  zu    einem   andern   ver- 
wendet  werde  und  zwar  ohne  Rücksicht  darauf,  ob  das  der  Kirche 
geschenkte  Vermögen  immer  im  Staatsgebiete  verbleibe  oder  nichts 
wie  denn  auch  die' Könige  und  die  Einzelnen  in    Frankreich  nicht 
blos  Schenkungen  für  die  Kirche  in  ihrem  eigenen  Reiche,  sondern 
auch  in  fremden  Ländern  und  in  ihren  eigenen  Gebieten  zu  Zwecken 
machten ,   welche  mit  der  Gottesverehrung  in  ihrem  eigenen  Lande 
nichts   zu    thun   hatten,    wie   bei   den   grossartigen    Vergabungen 
an  die   Ritterorden ,   die  im  Morgenlande   gegen  die  Ungläubigen 
kämpften. 

Miraheau  stellte  aber  auch  den  Begriff  des  Eigenthumes  da- 
hin auf,  dass  die  Gesellschaft  dem  Einzelnen  das  Recht  gegeben 
habe,  ausschliesslich  an  eine  Sache,  auf  welche  im  Natarzustande 
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Alle  ein  gleiches  Recht  hätten,  zu  besitzen,  dass  demnach  die  Eigen- 
thümer  nur  die  Geschäftsträger,  die  Verwalter  der  Qemeinschaft  seien 
(>les  propri^taires  sont  les  agens,  les  ^conomes  du  corps  sociale  —  Choix 
de  Bapports,  Opinions  et  Discours  prononcfes  h  la  Tribüne  Nationale 
ä  Paris  1818,  tom.  I.,  p.  87,  127)  und  zu  jeder  Zeit  dieser  ihrer 
Beziehung  zu  der  Sache  beraubt  werden  könnten.  Endlich  führten 
Andere,  vornehmlich  Thourety  aus,  dass  die  Corporationen  Jim  Staate 
nnr  durch  diesen  das  Recht  erhalten  hätten,  Vermögen  zu  besitzen, 
er  also  ihnen  dieses  Recht  auch  wieder  entziehen  und  das  Vermögen 
als  herrenloses  Gut  durcli  einfache  Besitzergreifung  (prise  de  pos- 
Session)  an  sich  bringen  könne,  wozu  ein  ausreichender  Grund  nicht 
blos  in  der  drückenden  Geldnoth,  sondern  auch  in  dem  Umstände  ge- 
legen sei,  dass  das  Eirchenvermögen ,  wenn  es  aus  dem  festen  und 
unveränderlichen  Besitze  der  Kirche  in  die  Hände  der  Einzelnen  und 
in  den  allgemeinen  Verkehr  komme,  ungleich  nutzbringender  für 
den  Staat  werde  (a.  a.  0.  S.  135  ff.)  Diese  letztere  Behauptung 
wurde  von  den  encyclopädistiscben  Oeconomisten  aufgestellt,  mit  vie- 
len Scheingründen  belegt  und  nach  der  herrschenden  Oberflächlich- 
keit durchweg  auch  in  den  Regierungskreisen ,  so  namentlich  von 
den  Ministern  Ludwigs  XVI.  Turgot  und  Malesherbes  geglaubt, 
obwohl  diese  Ansicht  bei  etwas  tieferem  Nackdenken  und  gemäss 
der  Erfahrung  sich  als  falsch  erweist,  da  die  zeitlichen  Güter  nicht 
besser  zum  allgemeinen  Wohle  verwendet  werden  können,  als  wenn 
ein  ansehnlicher  Theil  derselben  der  Erwerbslust  der  Einen  und  da- 
mit der  Ausbeutung  der  Anderen  entzogen  und  im  Besitze  von  An- 
stalten ist,  welche  wie  gerade  die  kirchliclien  bleibend  den  Bedürf- 
nissen der  ganzen  Gesellschaft  und  namentlich  des  ärmeren  Theiles 
derselben  nach  allen  Seiten  hin  gewidmet  sind. 

Auf  diesen  Theorien  beruhten  die  nach  der  französischen  Re- 
volution bis  heute  auch  in  anderen  Ländern  eingetretenen  Einzieh- 
ungen von  Eirchenvermögen;  ebenso  waren  die  einseitig  von  den 
weltlichen  Gewalten  vielfach  erlassenen  Verordnungen  über  Verwal- 
tung und  Verwendung  des  katholischen  Eirchengutes  lediglich  Nach- 
ahmungen der  französischen  organischen  Artikel  vom  8.  April  1802, 
des  kaiserlich  napoleonischen  Decretes  über  die  Eirchenfabriken  vom 
30.  December  18j09  und  des  Decretes  über  die^  Erhaltung  und  Ver-  ' 
waltuBg  der  von  der  Geistlichkeit  besessenen  Güter  vom  6.  Novem- 
ber 1813.  Dieselben  Ansichten  herrschten  auch  fast  durchweg  ent- 
weder ausdrücklich  ausgesprochen  oder  doch  stillschweigend  in  den 
Schriftwerken  über  das  katholische  Eirchenrecht  bis  in  die  neuere 
Zeit  herein. 
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§,  5.    Die  neuere  Theorie;  der  Staat. 

»Ffir  die  Gegenwart  können  diese  angeführten  Theorien  als 
wissenschaftlich  überwunden  angesehen  werden.c  So  sagt  Hubler: 
Der  Eigentbümer  des  Eirchengutes.  Eine  civilistische  Antwort  aof 
eine  canonistische  Frage.  Leipzig «  Tanchnitz  1868,  S.  71.  Der- 
selbe Schriftsteller  bemerkt  auch  a.  a.  0.  S.  73:  »Grundfalsch  ist 
endlich  die  moderne  Lehre,  die  das  gesamnUe  sociale  Leben  nad 
damit  auch  düs  Reliffion  in  den  politischen  Rayon  hineinzieht. 
Der  Staatszweck  ist  zwar  ein  totaler ,  er  umfasst  alle  Verhältnisse 
des  menschlichen  Gemeinlebens,  aber  er  hat  es  doch  immer  nur  mit 
der  äusseren  Ordnung  und  Förderung  desselben  zu  thun  (»mit  der 
Vollendung  des  menschlichen  Zustandes  in  ihm  selbst  und  nach 
seinem  irdischen  Bestände«).  Die  Beziehungen  des  Menschen  zu 
Gott  und  dem  jenseitigen  Leben  liegen  auf  einem  anderen  Gebiete, 
ihre  Pflege  kommt  einer  eigenen  Anstalt,  zu;  wie  streitig  hier  die 
Grenzen  auch  erscheinen  mögen:  der  Ctdtus  selbst  gehart  nicht  gu 
den  eigentlichen  Anfgahen  des  Staates.  Mit  diesen  Sätzen  aber  fal- 
len  alle  die  obigen  Theorien :  das  frauer'sche  Obereigenthum,  denn 
die  Kirche  ist  keine  Staatsgesellschaft ;  das  JE^&e2-6rdmt€r-2>oiier'scbe 
Miteigenthum,  denn  der  Staat  hat  keinen  Theil  am  Reich  der  Kirche; 
das  Oarat'Mirdbeau^^(^Q  Eigenthum  der  Nation ,  denn  Staat  und 
Kirche  sind  zwei  wesentlich  selbstsjAndige  Organisationen ;  mag  der 
geistliche  Güterbesitz  also  immerhin  weltlichen  Ursprungs  and  der 
Einfluss ,  den  die  politische  Gewalt  zeitweis  darauf  geübt ,  noch  ^ 
weit  gegangen  sein;  das  Kirchengut  an  sich,  als  solches,  seinem 
Zwecke  nach^  steht  nicht  und  kann  nicht  in*' dem  Eigenthume  des 
Staates  stehen.«  Und  in  einer  Anmerkung  wird  noch  beigefügt: 
»Eventuell  müsste  man  den  Begriff  »Corporationsgut«  überhaupt  \ 
streiclien.  Wenn  das  Kirchenxermögen  zudem  Staatsvermögen  ge- 
hört, t<;eZc%^  Körperschaft  darf  dann  noch  von  einem  Eigenbesitz  reden?«      ; 

Die  Verurtheilung  aller  dieser  Theorien  ist  gewiss  vollkom- 
men richtig.  Allein  die  von  Hilbler  zur  Begründung  der  Verwer- 
fung der  früheren  Meinungen  aufgestellte  Ansicht  vom  Staate ,  wie 
sie  theils  unzweideutig  ausgesprochen,  theils  etwas  verhüllt  angedeu- 
tet wird,  ist  nicht  weniger  unwahr  und  weist  dem  Staate  eine  Stel- 
lung zu,  welche  ihn  in  einer  ungleich  tiefer  gehenden  Weise  zum 
Gebieter  nicht  blos  über  die  Kirche,  sondern  auch  über  die  mensch- 
lichen Einzeln-  und  Gemeinwesen  macht,  als  es  bei  den  von  der 
modernen  Wissenschaft  eines  Hübler,  Mejer,  Hinschius,  Dove,  Schulte, 
Friedberg,  v.  Poschinger,  v.  Sicherer,  wie  sie  sich  rühmt,  über- 
wundenen alten  Theorien  der  Fall  war. 
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Der  Staat  |>asirt  allerdings  nicht  auf  dem  contrat  social,  son- 
dern ist  eine  in  der  Natnr  des  Menschen  gelegene ,  zur  Erhaltung 
und  Yervollkommnung  des  Geschlechtes  nothwendige  Einrichtung.« 
Es  ist  daher  der  Begriff  des  Staates  keine  Erfindung  der  mensch- 
lichen Qeistes  nnd  ebensowenig  liegt  es  in  der  Willkür  des  Men- 
schen, ob  sie  in  der  gesellschaftlichen  Form  des  Staates  leben  wollen 
oder  nicht,  sondern  sie  werden  durch  die  Beschaffenheit  ihres  Geistes 
dahingedrängt,  ein  staatliches  Zusammenleben  zu  fuhren.  Insofern 
wirkt  der  Begriff  des  Staates  unmütelbar;  »thatsächlich«  thut  er 
dies  aber  nicht;  vielmehr  kann  es  ganz  wohj  im  Willen  der  Men- 
schen liegen  und  lag  öfter  in  ihm ,  diesen  oder  jenen  bestimmten 
Staat  zu  gründen  oder  nicht ,  wie  auch  ihn  in  dieser  oder  jener 
Weise  zu  gestalten.  Nothwendig  ist  aber  die  thatsächliche  Errich- 
tung eines  Staates  durch  den, Willen  der  Einzelnen  nicht,  vielmehr 
genügt,  es  zum  Begriffe  und  Bestände  des  Staates, '  dass  die  Bewoh- 
ner eines  Gebietes  eine  höchste,  von  keiner  anderen  menschlichen 
Macht  in  dieser  Beziehung  abhängige  Gewalt  zur  Erhaltung  und 
Förderung  ihres  Zusammenlebens  anerkennen  und  sich  ihr  un-  . 
terwerfen,  wepn  sie  auch  zur  Einsetzung,  zum  Fortbestande  und  zur 
näheren  Bestimmung  dieser  Gewalt  nicht  mitwirkten.  Denn  zum 
Begriffe  des  Staates  gehört  keineswegs,  dass  er  durch  den  Willen 
der  Betreffenden .  zu  Stande  gebracht  werden  müsse.  Wenn  ferner 
der  Staat  von  Hübter  eine  »sittliche  Ordnungc  genannt  wird ,  so 
ist  dieser  Ausdruck  unbestimmt  und  vieldeutig.  Soll  er  sagen ,  es  ^ 
sei  ein  unbedingt  sittliches  Gebot,  eine  Oewi8$empflicht  f^  den  Men- 
schen, den  Staat  zu  gründen  und  überhaupt  in  einem  Staate  oder 
in  einem  bestimmten  Staate  zu  leben ,  so  ist  eine  derartige  Auf- 
fassung unrichtig.  Denn  es  besteht  far  den  Einzelnen  keine  unbe- 
dingte sittliche- Verpflichtung,  einem  Staate  anzugehören  und  Derje- 
nige, welcher  auf  einer  Insel  oder  in  einer  Einöde  einsam  oder  auch 
in  Gesellschaft  von  andern ,  ganz  von  einander  unabhängigen  Men- 
schen ohne  jeglichen  Staatsverband  lebt,  begeht  deshalb  keine  Sünde. 
Die  menschliche  Natur  wird  zur  Errichtung  und  Erhaltung  eines 
staatlichen  Gemeinwesens  hingetrieben,  aber  darum  ist  es  für  den 
Einzelnen  ebensowenig  unbedingte  Pflicht,  einem  solchen  anzuge* 
hören,  als  es  far  ihn  als  Pflicht  erscheint^  eine  Familie  zu  gründen, 
obwohl  die  letztere  eine  gleichfalls  und  in  noch  höherem  Masse  in 
der  Beschaffenheit  der  menschlichen  Natur  gelegene  sogar  die  für 
die  Erhaltung  des  Geschlechtes  nothwendigste  Veranstaltung  ist. 
Oder  soll  der  Staat  eine  »sittliche  Ordnungc  in  dem  Sinne  sein, 
dass  er  tias  Sittengesetz  lehre  und  zur  Geltung  bringe  ?    Allein  hie- 
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für  fehlt  ihm  Beruf  und  Macht.    Das  Sittengesetz  ist  der  InbegrifT 
derjenigen  Vorschriften,  welche  der  Mensch  als  die  ihm  vom  Schöpfer 
gegebenen  Eegeln  far  sein  Verhalten  Gott  und  der  Welt  gegenüber 
anerkennt.    Der  Staat  hat  aber  seinem  Begriffe  nach  die  Aufgabe, 
das  ruhige  Zusammenleben  der  Menschen   zu   ermöglichen  und  u 
fördern.    Der  Staat  setzt  also  das  Sittengesetz  schon  voraus;  denn 
nicht  blos  besitzt  der  Einzelne,  noch  ehe  er,  sowie  auch  wenn  er  gar  nicht 
einem  Staate  angehört,  in  seinem  Gewissen  das  Sittengesetz,  sondern 
ohne  dieses  wäre  die  Grandung  und  Erhaltung  eines  staatlichen  Zn- 
sammenlebens  nicht  njöglich,  weil  letzteres  die  Anerkenntniss  einer 
sittlichen  Verpflichtung  zur  Unterwerfung  und  zum  Gehorsame  gegen 
die  gesellschaftliche  Gewalt  mit  Noth wendigkeit  voraussetzt,  da  der 
Staat  nicht  durch  blosen  äusseren  Zwang  errichtet  und  erhalten  wer- 
den kann ,  so   dass  die  Menschen  in  ihm  wie  die  wilden  Thiere  in 
einem  Zwinger  leben  würden.    So  wenig  demnach  der  Staat  den  Be- 
ruf hat,  das  Sittengesetz  zu  lehren,  gerade  sowenig  hat  er  auch  die 
Macht,  dasselbe  einzuschärfen  und  dessen  Beobachtung  herbeizuffihren ; 
denn  diese  beruht  lediglich  darauf,  dass  der  Mensch  in  seinem  Ge- 
wissen das  Gebot  seines  Schöpfer»  und  Herrn  erkennt^  dem  er  eben- 
deshalb unbedingt  gehorchen  muss,  wenn  er  nicht  Widersacher  Got- 
tes, Feind  der  V(^eltordnung  und  damit  unselig  werden  will.    Dieser 
rein  innere  Vorgang,  diese  Ueberzeugung  des  Geistes  lässt  sich  aber 
eben  darum  mit  den  blos  äusseren  Mitteln  des  Staates  weder  her- 
vorbringen noch  erhalten.    Denn  der   letztere  hat  seinem   Begriffe 
nach  von  Gott  weder  die  Aufgabe  noch  auch  gerade  deswegen  die 
Fähigkeit  erhalten,  das  Verhältniss  des  Menschen  zu  Gott  zu  bestim- 
men und  zu  regeln;  dass  aber  die  besprochenen  zwei  Auffassungen 
des  Staates  als  einer  »sittlichen  Ordnungc .  nicht  blos  anfgestellt, 
sondern  auch  zu  verwirklichen  gesucht  wurden,  ist  bekannt 

Versteht  man  aber  unter  dem  Ausdrucke,  der  Staat  sei  eine 
»sittliche  Ordnonsf«  dies,  dass  er  eine  von  Gott  angeordnete,  in  die- 
sem Sinne  also  eine  sittliche  Nothwendigkeit  für  das  menschUcbe 
Geschlecht  im  Allgemeinen  und  meistens  auch  für  den  Einzelnen 
sei,  dass  der  Staat  ferner  auf  dem  Sittengesetze,  einer  sittlichen 
Grundlage  ruhe  und  dasselbe  beobachten  und  schützen  müsse;  so 
sind  wir  damit  ganz  einverstanden. 

§.  4.    Staat  und  Staatszweck. 
Hübler  bemerkt  weiter:     »Wie  das  Ganze  vor  denTbeilen,  so 
ist  auch  er  (der  Staat)  vor  seinen  Elementen:  den  Individuen  wie 
ihren  Aggregaten,  c    Aber  auch   dieser  Satz  ist  wieder  sehr  zwei- 
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deutig  und  kann  daher  in  einem  richtigen ,  allein  ebenso  in  Binem 
falschen  Sinne  Terstanden  werden.  Dass  der  Staat  thatsächlich  vor 
den  Einzel  menschen,  den  Haushaltungen  und  Gemeinden  dagewesen 
sei,  widerspricht  so  sehr  der  Natnr  der  Sache,  dass  es  im  Ernste 
flicht  behauptet  werden  kann.  Der  angeführte  Satz  kann  aber  auch 
so  aufgefasst  werden ,  dass  der  Staat  der  Grund  sei ,  auf  welchem 
die  »Individuen  wie  ihre  Aggregatec  ruliten ,  durch  welchen  sie  als 
solche  bestünden  und  durch  welchen  sie  erst  das  rechtliche  Dasein 
erhielten.  Dieses  ist  aber  wirklich  der  von  Hübler  und  den  neuen 
Staate-  und  Parteijuristen  angenommene  und  der  nunmehrigen  Ge- 
staltung der  «Gesetzgebung  namentlich  gegenüber  der  katholischen 
Kirche  zu  Grunde  liegende  Standpunkt.  Hübl^r  beruft  sich  för  diese 
Ansiebt  vom  Staate  auf  Aristoteles  (Politic  I.  1,  Nr.  11.)  Allein 
mit  grossem  Unrechte.  Aristoteles  sagt  allerdings  buchstäblich: 
»Früher  ist  der  Natur  nach  das  Gemeinwesen  als  die  Familie  und 
jeder  Einzelne  vpo  uns;  denn  das  Ganze  muss  eher  dasein  als  der 
TbeiP).€  Dass  dieser  Gedanke  ^aber  nicht  so  aufgefasst  werden 
kann,  als  sei  der  Staat  der  Zeit  nach  und  thatsächlich  vor  den  Ein- 
zelnen und  den  Haushaltungen  vorhanden,  versteht  sich  von  selbst 
nnd  wird  von  Aristoteles  auch  ausdrücklich  erklärt,  indem  er  das 
staatliche  Gemeinwesen  (icoXtc)  ans  dem  Einzelmensciien  (fxaoToe: 
^fioov)  der  Haushaltung  (oixta)  und  dem  Dorfe,  der  Gemeinde  (xo^ay^) 
sich  bilden  lässt.  Diese  Vorstufen  des  Staatslebens  setzt  er  aber 
jede  als  in  ihrer  Eigenihümlichkeit  schon  vorhanden  voraus  und  lässt 
sie  keineswegs  erst  durch  den  Staat  ihren  rechtlichen  Bestand  er- 
halten. '  Der  letztere  ist  nach  Aristoteles  das  naturgemässe  Ziel,  die 
Vollendung  seiner  untergeordneten,  aber  gleichfalls  der  Natnr  ent- 
stammenden Theile.  Der  Zweck  bestimmt  aber  Natur  und  Wesen- 
heit eines  Dinges.  Dessen  Ursache  und  Zweck  ist  das  Beste,  das 
Höchste.  Daher  ist  offenbar  das  Gemeinwesen  naturgemäss  und  der 
Mensch  von  Natur  aus  zu  einem  staatlichen  Leben  bestimmt').  Der 
Staat  ist  also  nach  Aristoteles  als  Ziel  und  Zweck  des  menschlichen 
Zusammenlebens  dem  Begriffe^  der  Idee  nach  vor  den  Bestandthei- 
len  dieses  Zusammenlebens  vorhanden,  d.  h.  er  muss  zuerst  gedacht 
werden  und  dann  erst  seine  Zusammensetzung.  Denn  zuerst  muss 
der  Begriff  des  Ganzen  gefasst  sein,  weil  sich  nach  diesem  die  Theile 

1)  Ka\  npÖTCfMv  $y{  ti)  f6fni  fföXtc  i^  o2x{a  xot  fxaoTo^  ^(jlcdv  lott;  xol^  yop  SXov 
i:66xzpa*  oMrpuftov  dwu  tou  (JL^pou^,  1.  c. 

2)  Alb  naoa  7c6Xt(  ^iSaei  ^<rdv,  tlntp  xa\  a\  npiaxai  xotvttiviat*  xiko^  y&p  aurrj 
exEivcjv  ^  $6  9<Sots  tAoc  lonv.  eti  xo  oG  fvtxa  xal  6  xikoq  ßEXTKitov.  'Ex  toutojv  ouv 
^xvepbv,  Sil  tij  füaei  ^  iz6Xii  iax\  xa\  Jte  avdp(i>nö{  9i}««i  noXixixov  l^foov,  1.  c. 
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bestimmen.  Aber  diese  Theile  müssen  ihre  eigentbämliche  Naior 
und  Selbstständigkeit  besitzen,  da  sie  hierdurch  gerade  das  Ghwie 
bilden  und  können  sie  von  letzterem  unmöglich  erhalten,  weil  dieses 
in  Wirklichkeit  noch  gar  nicht  besteht  ^)  und  folglich  auch  Nichts 
hervorbringen  kann.  Dieses  logische,  rein  gedadUe  Yorh&clfesißkea 
des  Staates  vor  den  »Individuen  und  deren  Aggregaten,«  wie  Aristo- 
teles annimmt,  ist  daher  etwas  ganz  Richtiges,  aber  auch  von  dem 
virtuellen y  ursächlichen,  ^Grundlegenden  Dasein  des  Staates  vor  sei- 
nea  Theilen,  wie  sich  dasselbe  heut  zu  Tage  Juristen  ad  usum  Del- 
phini  und  Staatslenker  denken,  völlig  Verschiedenes. 

Ebenso  'zweideutig  und  ungenau  ist  die  weitere  Aeussening 
Hübler's:  >Der  Staatszweck  ist  zwar  ein  iotaler,  er  umfasst  alU 
Verbältnisse  des  mensQhlicheu  ß^meinlebens ,  aber  er  hat  es  doch 
immer  nur  mit  der  äusseren  Ordnung  und  Förderung  desselben  za 
thun  (»mit  der  Vollendung  des, menschlichen  Zustandes  in  ihm  selbst 
und  nach  seinem  irdischen  Bestände«)  a.  a.  0.  S.  73.  Der  Staats- 
zweck ist  ein  totaler  nicht  in  dem  Sinne,  als  ob  der  Staat  seinen 
Bestandtheilen,  also  den  Einzelnen  und  den  untergeordneten  Gemein- 
wesen ihren  Zweck  erst  anweisen,  sie  also  als  unselbststäudige  We- 
sen betrachten  und  beherrschen  könnte.  Er  umfasst  aüe  Verhalt- 
nisse des  Gemein\eb&na .  aber  nicht  so  als  ob  er  denselben  ihr  Da- 
sein,  ihre  Natur  und  Berechtigung  erst  gebe  und  sich  derselben 
willkürlich  als  seiner  Mittel  bedienen  könnte.  Vielmehr  besteht  der 
Staatszweck  darin ,  die  vor  und  unabhängig  von  ihm  vorhandenen 
Einzel«-  und  Gemeinwesen  in  ihren  von  der  Natur  oder-  richtiger  vom 
Schöpfer  empfangenen  Eigenthumlichkeiten  und  Zwecken  zu  schützen 
und  zu  fördern  als  die  höchste  Zusammenfassung  der  Macht  in  der 
natürlichen  Ordnung  der  menschlichen  Gesellschaft  zur  Erreichung 
dieses  Zieles.  • 

Der  Staat  ist  also  lediglich  das  Mittel,  durch  welches  die 
Bestimmung  der  einzelnen  Menschen  gesichert  und  vollendet  wer- 
den soll.  V^ie  Alles  in  der  Welt  nur  um  der  Menschen  willen  da  ist,  so 
dienen  Fanülie,  Gemeinde  und  Staat  auch  blos  dazu,  das  Dasein  und 
die  Entwickeluug  des  Einzelnen  zu  ermöglichen,  zu  sichern  und  zn 
fördern.    Die  Menschen  sind  demnach  für  den  Staat  sowohl  als  auch 


1)  Die  Uebersetznng  von  Aristoteles  Politik  von  G.  «7.  Schlosser, 
Lübeck  und  Leipzig  17dd  gribt  S.  12  and  IB  obige  Stelle:  »Den  Begriffen 
nach  und  in  dem  System  der  Natur  sind  die  Staaten  eher  zn  denken  ab  die 
Familien  nnd  die  Menschen  selbst.  Denn  das  Ganze  mnss  eher  gedacht  wer- 
den als  seine  Theile.  .  .  Es  ist  also  klar ,  dass  dem  System  der  l^atnr  naeh 
die  Staaten  Mher  gedacht  werden  Inässen  als  die  Menschen  selbst.« 
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für  die  Familien  und  Gemtinden  nicht  MtUel^  sondern  im  Gegentheile 
Zweck  nnd  zwar  der  einzige  Zweck.  Als  Mittel  darf  der  Staat  die 
Einzel*  wie  die  Gemeinwesen  nur  gebrauchen  ihres  eigenen  Wohles 
wegen,  insofern  er  der  Menschen  oder  der  Familien  nnd  Gemeinden 
n&thig  hat,  nm  seine  Aufgabe,  das  Beste  derselbe  zu  wirken,  erfül- 
len zu  können.  Denn  in  der  ganzen  Schöpfting  ist  Erhaltung  und 
Beseligung  der  Einzelwesen  der  Hauptzweck  und  alle  Verbindungen 
der  letzern  dienen  lediglich  diesem  Zwecke.  Auch  Aristoteles  fasst 
die  Aufgabe  des  Staates  als  die  ErmOglichung  und  Sicherung  des 
Wohles  seiner  Glieder,  ffir  diese  ist  der  Staat  das  höchste  und  letzte 
Mittel  ihres  zeitlichen  Wohlergehens  <).  Er  ist  demnach  durchaus 
nicht  SichselbsUfweck^  er  bat  nicht  ein  unabhängiges,  unbedingtes 
Ziel,  vielmehr  ist  die  Förderung,  des  Bestens  der  einzelnen  Menschen 
und  ihrer  Vereinigungen  seine  Bestimmung,  nach  welcher  seine  Be- 
rechtigung und  Thätigkeit  sieh  bemisst  —  eine  Wahrheit  welche 
in  der  einfachsten  und  doch,  grossartigsten  Weise  in  den  Worten: 
Dei  enim  minister  est  (potestas)  tibi  in  bonum,  Bom.  13,  4.  ausge-* 
gesprochen  ist,  aber  von  der  heutigen  Philosophie  nnd  Rechtswissen- 
schaft grösstentheils  nicht  erkannt  und  von  den  Begierungen  nicht 
in  der  That  befolgt  wird.  Der  ton  Hübier  gebrauchle  Ausdruck: 
»er  (der  Staat)  hat  es  doch  immer  nur  mit  der  äussern  Ordnung 
und  Förderung  desselben  (des  menschlichen  Gemeinlebens)  zu  thun,< 
kann  gleichfalls  in  einem  wahren  und  in  einem  falschen  Sinn  ver- 
standen werden.  Unrichtig  ist  es,  wenn  damit  gesagt  sein  sollte, 
der  Staat  habe  sich  um  die  inneren  Angelegenheiten  des  Menschen, 
nm  sein  Gewissen,  seine  religiöse  Deberzeugung  nichts  zu  kümmern, 
keine  Bficksicht  auf  diese  das  ganze  Wesen  und  Tbun  des  Einzelnen 
bestimmenden  Verhältnisse  zu  nehmen.  Vielmehr  ist  es  eine  Haupt- 
sorge der  öffentlichen  Gewalt,  Alles  zu  schützen,  zu  unterstützen  und 
zu  fördern,  was  das  Gewissen  und  die  Beligion  betrifft;.  Denn  die 
weltliche  CH>rig^eit  vertritt  in  ihrem  Kreise  die  Stelle  Gottes,  wel- 
cher aUe  Ueber-  und  Unterordnung  in  der  menschlichen  Gesellschaft 
einsetzte,  weshalb  auch  jeder  Mensch  der  rechtmässigen  Gewalt  in 
Anerkennung  göttlicher  Anordnung  —  propter  Deum,  1  Petr.  2,  13, 
folglich  ans  Gewissenspflicht  —  propter  conscientiam,  Bom.  13,  5. — 

1)  H^  ix  nXeiövcüV  xai(id>v  xotvcüvi«  xAeto^  3;6Xt(,  •fjßri'KOLTT^^  ix^ouoa  3CEpa{  xijc 
xurapxsto^,  fo{  sro«  e?7c^v'  yivo(<ivi2  {jlsv  ouv  z6\j  ^vjv  ?v6x£v,  ouoa  8e  lou  su  C^v,  1.  c. 
d.  h.  Ans  mehreren  Gemeinden  entsteht  als  vollkommene  Gesellschaft  der  Staat, 
welcher,  so  zn  sagen,  den  änssersten  Grad  der  gesellschaftlichen  Befriedigung 
erreicht,  indem  er  des  Znsammenlebens  und  dann  des  gnten  Znsammen  lebens 
wegen  entsteht. 
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Dicht  wegen  äusseren  Zwanges  —  propter  iram,  i.  c.  —  zu  gehorchen 
gehalten  ist.  Dies  ist  auch  der  Grund,  wessbalb  der  Staat  wirklich 
nur  auf  dieser  innern  bewussten  oder  unbewussten  Ueberzeuguag  von 
seinem  durch  den  Schopfer  gewollten,  also  naturgemässen  Bestände 
und  durchaus  nicht  auf  den  dem  Staate  zu  Gebote  stehenden  äus- 
sern Machtmitteln  beruht  und  einzig  beruhen  kann.     Die  welUiebe 
Gewalt,  welche  ihren  Grund  lediglich  in  der  Einrichtung  Gottes  bat, 
darf  aber  als  dessen  Stellvertreterin  den  übrigen  Anordnungen  Gottes 
nicht  entgegenhandeln,  sondern  muss  sie  in  ihrem  Kreise  schütien 
und  fördern,  weil  sie  sonst  gegen  Gott,  ihren  eigenen  Urheber  sich 
erheben  wfirde.    Diese  nur  sichernde  und  helfende  Stellung  d^  Ob- 
rigkeit darf  also  nicht  in  eine  anordnende  und  gebietende  abergeheo, 
sonst  überschreitet  die  Öffentliche  Gewalt  ihre  naturgemässen  Befug- 
nisse, was  wohl  auch  UübUr  a,  a.  0.  S.  74  mit  den  Worten  sag^i 
will :  »Die  Beziehungen  des  Menschen  zu  Gott  und  dem  jenseitiges 
Leben  liegen  auf  einem  anderen  Gebiete,  ihre  Pflege  kommt  eiuer 
eigenen  Anstalt  zu;  wie  streitig  hier  die  Grepzen  aucb  erscheinen 
mögen,  der  CuUus  selbst  gebSrt  nicht  M  den  eigentlichen  Aufgaben  des 
8taates.€    Der  oben  mil^etheilte  Satz  Hüblers  kann  aber  auch  nocb 
so  gedeutet  werden,  dass  der  Staat,  weil  »er  es  doch  immer  nur  mit 
der  äussern  Ordnung  und  FO  rderung  de»  menschliehen  Gtmeinieh&is 
(»mit  der  Vollendung  des  menschlichen  Zustandes  in  ihm  selbst  und 
nach  seinem  irdischen  Bestandet)  zu  thun  habere  aüe  äussern^  in  die 
Sinne  fallenden,  in  die  Aussen  weit  tretenden  Verhältnisse  des  MeuscbeD 
in  erster  Linie  und  aUein  zu  bestimmen  zu  leiten  und  zu  bdierrsehe» 
habe,  dass  dies  Alles  demnach  durchaus  vom  Staate  abhängig  und 
folglich  ihm  nur  das  Gebiet  des  rein  inneren  Seelenlebens«  der  l^Ios 
im  Geiste  bleibenden  Zustände  und  Thätigkeiten  entzogen  aeL    So- 
bald also  die  religiöse  Ueberzeugung  sich  nach  Aussen  hin  offenbare 
und  eine  Einwirkung  auf  das  ^enAiche  Leben  äussere,  stehe  nach 
jener  Ansicht  die  Zulassung,  Kegelung,  Beschränkung  und  Verhin- 
derung solcher  religiöser  und  kirchlicher  Kundgebungen  der  Staats- 
gewalt unbedingt  zu  und  die  Kirche  habe  an  und  ans  ach  kein  Becht 
auf  diese  öffentlichen  Lebensäusserungen.     Diese  von  den  Juristen 
der  bezeichneten  Richtung  und  vielfach  von  den  Begierungen  ange- 
nommene und  den  Absichten  derselben  als  sehr  entsprechoid  erkannte 
Theorie  ist  aber  gänzlich  unbegründet.    Dem  Staate  kann  die  unbe- 
dingte Herrschaft  über  das  äussere  Gemeinleben  nicht  angehörea, 
weil  er  dann  auch  Dasein  und  Zweck  seiner  einzelnen  Glieder  be* 
gründen  und  bestimmen  musste.    Denn  dem  Sein  der  Dinge  ist  ihr 
2kDeck  angemessen  und  nach  diesem  richten  sich  die  Mitid  sur  Br- 
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reichung  desselben,  also  die  Thätigkeit  und  das  Leben  der  Dinge 
selbst.    Noii  ist  offenbar,  dass  der  Staat  weder  das  Dasein  noch  die 
Bestimmung  des  einzelnen  Menschen  begründet',  sondern  sie  finden 
sicii  unabhängig  vom  Staate  und  vor  demselb^.    Ebenso  bringt  die 
weltliche  Gewalt  weder  den  Begriff  noch  die  Wirklichkeit  der  Fa- 
milien hervor  und  ebensowenig  weist  sie  denselben  ihren  Zweck  und 
die  Art  und  Weise  von  dessen  Erzielung  an  und  ordnet  auch  nicht 
die  wesentliche  Lebenstbätigkeit  der  Familien,  sondern  dies  Alles  ist 
theils  in  der  Natur  des  Menschen  begröqdet,  theils  beruht  es  auf  der 
durch  die  Erkenn  tniss  des  Berufes  zum  Familienleben  hervorgerufe- 
nen freien  Selbstbestimmung  und  es  wäre  doch  wahrhaftig  eine  un- 
erträgliche, weil  die  widernatürlichste  Tyrannei,  wenn  der  Staat  die 
Ehen  stiften,  die  Zahl  der  Kinder,  deren  Ernährung,  Erziehung  und 
Wahl  des  Berufes  u.  s.  w.  festsetzen  wollte.    In  gleicher  Weise  bil- 
den sich  Gemeinden  in  Folge  des  in  der  Natur  des  Menschen  gele- 
genen Dranges  und  des  Bedürfnisses  der  einzelnen  Haushaltungen 
und  entwickeln  die  in  ihrem  Wesen  begründete  Thätigkeit  ohne  Zu- 
thun  des  Staates.    In  weit  höherem  Masse  gilt  aber  das  Gesagte 
von  den  religiösen  Genossenschaften  und  insbesondere  von  der  katho- 
lischen Kirche.    Der  Mensch  hat  in  seiner  Natur  die  erste  und  wich- 
tigste Pflicht  und  ebenso  das  Becht,  seinen  Schöpfer  und  Herrn  zu 
erkennen,  zn  verehren,  ihm  zu  dienen  und   dies  auch  nach  Aussen 
hin  zn  vollziehen,  weil  der  Mensch  alles  Pflicht-  und  Rechtmässige 
nicht  blos  thun  darf,  sondern  auch  thun  soll,  ßessgleichen  bat  er  Pflicht 
und  Kecht,  die  Erkenntniss  und  Anbetung  Gottes  mit  andern  Men- 
schen zu  üben,  da  durch  diese  Gemeiuschaftlichkeit  das  Pflicht*  und 
Rechtgemässe  für  den  Einzelnen  erhöht  und   die  Bestimmung  des 
Menschen  um  so  mehr  erreicht  wird.     Die   religiöse   üeberzeugung 
und  Verehrung  wird  aber  weder  bei  dem  Einzelnen  noch  in  Gemein- 
schaft durch  die  bürgerliche  Gewalt  begründet  und  kann  auch  nicht 
durch  dieselbe  begründet  werden,  weil  die  religiöse  Erkenntniss  die 
innerste  und  freieste  That  ist  und  sein  muss  und  vom  Staate  weder 
durch  Gewalt  noch  durch  Belehrung  hervorgerufen  werden  kann,  da 
äusserer  Zwang  nicht  in  das  Innere  des  Menschen  einzugreifen  ver- 
mag und  das  natürliche  Bewnsstsein  der  weltlichen  Macht  jede  Fähig- 
keit und  Berechtigung  zur  religiösen  Belehrung  abspricht  und  absprechen 
muss.    Kann  der  Staat  aber  Erkenntniss  und  Verehrung  Gottes  im 
Einzelnen  nicht  hervorrufen,  so  vermag  er  dies  noch  weniger  in  der 
Gemeinschaft,  folglich  kann  er  noch  weit  weniger  das  Aeussere  des 
religiösen  Dienstes  von  sich  aus  und  kraft  seiner  Bestimmung  anord- 
nen und  regeln,  weil  eben  dieses  Aeusere  die  unmittelbare  und  na- 
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tnrnothwendig^  Darstellung  der  inneren  Ueberzeuguug  ist,  zu  deren 
Bethätigung  der  Mensch  für  sich  und  gemeinsam  das  heiligste  nnd 
natürlichste  Recht  und  ebenso  die  Pflicht  hat.  Auf  ihnen  ruhen  aber 
alle  übrigen  Pflichten  und  Rechte  des  Menschen,  da  ohne  Anordnnog 
Gottes  als  Scb5pfei*s  und  Herrn  dem  Menschen  gegen  feinen  Willen 
die  innere  Anerkennung  einer  Pflicht  oder  eines  Rechtes  weder  durch 
einen  einzelnen  Menschen  noch  durch  eine  Gemeinschaft  auferl^ 
werden  kann,  weil  die  Menschen  an  und  für  sich  gleichstehend  we- 
der Einzeln  noch  in  Gemeinschaft  an  sich  eine  rechtliche  Gewalt 
über  Andere  besitzen.  Gehört  nun  das  Aeussere  der  Gottesverehr- 
ung  schon  in  rein  natürlicher  Beziehung  nicht  in  den  Bereich  des 
Staates,  so  ist  dies  noch  ungleich  weniger  der  Fall  bei  der  nach  der 
Schöpfung  durch  besondere  Offenbarung  von  Gott  gegründeten  und 
mit  Lehre,  Dienst  und  den  Gründzügen  der  Verfassung  ;md  Einrich- 
tung ausgestatteten/  Kirche.  Denn  würde  der  Staat  hier  von  sich 
aus  Anordnungen  treffen  wollen,  so  handelte  er  gegen  die  ausdrück- 
lichen Veranstaltungen  Gottes  selbst  und  somit  gegen  geine  eigene 
Natur  und  Bestimmung,  welche  ihm  von  Gott  angewiesen  wurden. 

Der  Staat  hat  es  daher  »immer  nur  mit  der  äussern  Ordnung 
und  Förderung  des  menschlichen  Oemeinlebens^  insofern  zu  thun,  als 
er  den  Bestand  und  die  Thätigkeit  desselben  schützt,  sichert,  fördert, 
nicht  aber  Natur  uixd  Thätigkeit  des  Gemeinlebens  in  aUen  seinen 
Beziehungen  heherrscht^  in  sie  eingreift^  sie  ändert  und  in  ihren  Be- 
rechtigungen hemmt  und  aufhebt^  vielmehr  jeder  Form  des  Zusam- 
menlebens ihre  Eigenthümlichkeit  ungehränkt  belässt. 

Es  ist  wahrlich  traurig,  dass  heut  zu  Tage  solclie  Wahrheiten, 
welche  Jahrhunderte  lang,  wenn  auch  oft  thatsächlich,  so  doch  nicht 
grundsätzlich  verkannt  wurden,  den  Rechtsgelehrten  und  Staats- 
männern gegenüber  erst  noch  bewiesen  werden  müssen. 

» 

§.  5.  Staat  und  Rechtsfähigkeit. 

Wie  man  nun  jetzt  über  das  Eigenthum  am  EircKenvermögen 
auf  Seiten  Derjenigen,  welche  dem  Staate  soviel  und  der  Kirche  so 
wenig  als  möglich  einräumen  wollen,  denke,  ergibt  sich  am  Klarsten 
aus  den  Aeusserungen  der  beiden  Schriftsteller,  welche  sich  am  Aus- 
führlichsten über  Aiese  Frage  aussprachen. 

Hobler  a.  a.  0.  S.  149  bemerkt:  »Um  den  richtigen  Stand- 
punkt, zu  gewinnen,  mnss  Folgendes  beachtet  werden :  Die  Frage  ob 
Jemanjjl  im  Staate  erwerbsfähig  ist,  ob  er  Eigenthum  haben,  Ver- 
pflichtungen übernehmen,  Forderungen  contrahiren  kann,  ist  eine 
schlechterdings  privatrechtliche.    Classificirt,  man  die  Bechtsverhält- 
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nisse  nach  der  Doppelbeziehang  des  menschlichen  Oemeinlebens  in 
solche,  welche  däzn  dienen,  dep  Menschen  zu  befriedigen  und  solche^ 
welche  die  Einzelnen  zu  einem  Gesammtdasein  zu  verbinden  bestimmt 

•  sind :  so  werden  Staat  und  Kirche  noth wendig  als  öffentliche  In- 
stitutionen gelten,  während  das  gesammte  Vermögensrecht:  die 
Rechte  des  Besitzes  und  Eigenthums,  die  rechtlichen  Wirkungen  der 
Acte  des  bürgerlichen  Verkehres,  dem  Gebiete  des  Privatrechtes  an- 

^  gehören.  Ueber  die  Fähigkeit j  in  derartigen  VerhaUnissen  zu  stehen^ 
hmn  also  auch  nur  das  Civilrecht  selbst  entseheiden.€ 

In  gleicher  Weise  stellt  H.  v.  Poschinger  in  seinem  Buche : 
Das  Eigenthum  am  Eirchenvermögen  mit  Einscbluss  der  heiligen 
und  geweihten  Sachen,  dargestellt  auf  Grund  der  Geschichte  des  Eir* 
chenguts  und  des  katholischen  und  protestantischen  Eirchenrechts- 
Eine  von  der  Mflnchener  Juristenfacultät  gekrönte  Preisschrift,  An- 
hang: Ein  Bechtsgutachten  über  die  Ansprüche  der  Aitkatholiken 
auf  Earchen  und  Eirchengut.  München  1871 ,  den  Satz  an  die 
Spitze :  »Allein  ein  angebornes  Becht  zu  besitzen,  hat  sie  (die  Eirche) 
nicht,  da  alle  Rechtsfähigheit  im  Staate  ein/rig  und  aüeifi  von  ihm 
ausgeht.^ 

In  der  Schrift :  Die  juristische  Persönlichkeit  der  katholischen 
Eirclie  u«  s.  w.  von  Dr.  Job.  Friedrich  Schulte^  Giessen  1869  heisst 
es  S.  5 :  »Ausser  Zweifel  steht  nun ,  dass  die  neuere  Bechtsent- 
wickelnng  und  theils  in  Folge  davon,  theils  dieselbe  bewirkend ,  die 
Jurisprudenz  mehr  und  mehr  seit  dem  16.  Jahrhundert,  fast  allge- 
mein seit  der  Mitte  des  18.  Jahrhunderts  ,  unbedingt  aber  und 
allenthalben  in  DetifecAZafuZ,  Oesterreich,  Frankreich  u.  s.  w.  in  un- 
serem Jahrhundert  als  feststehend  den  Satz  angenommen  hat  und 
befolgt :  auf  dem  Gebiete  des  Privatrechts  unterliegt  die  Kirche  und 
der  Klerus  dem  Oivürecht.  .  .^Man  darf  mithin  den  Satz  als  auch 
im  kirchlichen  Bechte  anerkannt  hinstellen:  Die  BecfUspersönlich" 
heU  der  Kirche  und  der  Jeirchlichen  Institute  hängt  ab  von  dem 
Civüreehte.*  Hiefur  beruft  sich  Schulte  in  einer  Anmerkung  auf 
sein  System  S.  470,  wo  dagegen  gesagt  ist:  ^»Mit  der  Eirche  ist, 
wie  die  vorhergehende  Darstellung  zeigt,  die  Vermögens^  und  Er- 
werbsfäkigkeit  nothwendig  verbunden  und  bedürfte  daher  offenbar 
keiner  besonderen  Anerkennung,  c  Schulte  sagt  zwar  an  der  zuerst 
angeführten  Stelle  nicht  ausdrücklich,  wie  die  beiden  anderen  er- 
wähnten Schriftsteller,  dass  alle  Rechtsfähigkeit  nur  vom  Staate  aus- 
gehe,  allein  der  Grund ,  aus  welchem  Schulte  die  Bechtspersönlich- 
keit  der  Kirche  vom  Civilrechte  abhängig  sein  läset ,  kann  an  sich 
kein  anderer  sein,  als  weil  er  dafür  hält ,  dass  jede  Bechtsfähigkeit 
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lediglich  yom  Staate  herrühre,  da  dieses  Verhältniss  aHein   der  Na- 
tur des  Rechtes  entspreche  und  verDunftgemäss  sei.    Denn  wamm 
soll  blos  die  Bechtspersönlichkeit  der  Kirche  und  nicht  ebenso  jede 
andere  vom  Staate  ausgehen ,   oder  hat  die  Kirche  ihrerseits  wirk- 
lich die  »neuere  Entwlckelungc  anerkannt,  dass  nämlich  ihre  Becks- 
persönlichkeit  vom  Givilrechte   abhänge?    Schulte   behauptet  aller- 
dings a.  a.  0.  S.  7,  Anm.  14.,  dass  dies  thatsäcMich  durch  die  üebet- 
einkünfte  mit  Frankreich,  Bayern,   Holland,   Preussen,  HannoTer, 
Bussland ,   ausdrücklich  im   Concordate   mit  Neapel ,    Oesterreicb, 
Württemberg  und  Baden  geschehen  sei.    Aber  an  allen  diesen  Stel- 
len ist  auch  mit  keinem  Worte  davon  die  Bede,  worum  es  sich  luer 
handelt.    Denn  theils  wird  dort  nicht    »eine  Ratification   des  Ver- 
kaufs der  Kirchengüter  ,c    sondern  (was   etwas  ganz   Anderes  ist) 
blos  die  Anerkennung  des  bestehenden  thatsächlichea  Zustandes  mit 
dem  Versprechen,  ihn  nicht  zu  stören  ausgesprochen,  theils  wird  za- 
gegeben, dass  die  Geistlichen  und  das  KircheuvermOgen  betreffendeo 
Bechtssachen  vor  den  weltlichen  Gerichten  verhandelt  werden.  Durch 
beide  Zugeständnisse  wird  aber  offenbar  weder  unmittelbar  noch  mit- 
telbar die  Bechtspersönlichkeit  der  Kirche  überhaupt  oder  ihrer  An- 
stalten vom  Staate  abhängig  erklärt,  vielmehr  wird  dadurch  gerade 
diese  Bechtsfähigkeit  noth wendig  vorausgesetzt  und  vom  Staate  als 
rechtlich  vorhanden  anerkannt.    Denn  die  Genehmigung   eines  von 
letzterem  hervorgerufenen  thatsächlichen  'Verhältnisses  dmrch  einen 
Anderen  bedingt  die  Anerkennung  von  Seiten  der  öffentlichen  Ge- 
walt, dass  derjenige,  welcher  einem  factischen  Verhältnisse  zustimmt, 
ein  Becht  hinsichtlich  desselben  habe,  weil  sonst  ein  Verzicht  auf  dasselbe 
überflüssig  wäre ;  die  üeberweisung  der  vermögensrechtlichen  Angelegen- 
heiten der  Kirche  an  die  weltlichen  Gerichte  ist  aber  undenkbar 
ohne  Annahme  der  Bechtspersönlichkeit  der  Kirche  und  ihrer  Insti- 
tute, da  doch  nur  Bechtssubjede  Bechte  vor  den  Gerichten  geltend 
machen  oder  solche  gegen  sie  geltend  gemacht  werden  können.  Der 
von  Schulte  versuchte  Beweis  für  seine  aufgestellte  Meinung  ist  da- 
her gänzlich  verfehlt,  oder  genauer  ausgedrückt,  sinnlos.    Schalte 
hat  aber  auch  kein  besseres  Glück   mit   der   weiteren  Behauptang 
(a.  a.  0.  Anm.  3),  dass  der  Oegcnsate  der  These  Nr.  26.  des  SyDa- 
bus  vom  8.  December  1864:  Ecclesia  non  habet  nativum  ac  legiü- 
mum  jus  acquirendi  ac  possidendi ,  »gar  keine  Sätze  ergebe «  welche 
mit  dem  principiellen  Bechte  des  Staates  in  Collission  kämen  oder 
auch  nur  die  Entwickelung  negirten,€  dass  nämlich  die  »Bechtsper- 
sönlichkeit der  Kirche  und  der  kirchlichen  Institute  vom  Civilrecht«* 
abhänge.«    Es  ist  aber  doch  sonnenklar,  dass  der  Gegensate  der  an- 
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geführten  These  sagt:    Die  Eircbe  hat  ein  angebornes  und  gesetz- 
liches Becht  Eigenthum  zu  erwerben  und   zu  besitzen.   Dies   heisst 
aber  onzweifelbar,  dass  der  Kirche  von  ihrer  Gründung  an  und   in 
und  niit  ihr  das  Becht  zustehe ,  Eigenthum  zu  erwerben  und  dass 
dieses  Becht  ein  gesetzliches  d.  h.  von  der  Obrigkeit  anzuerkennen- 
des und  zu  schützendes  sei.  Da  aber  die  Kirche  nicht  von  der  Staats- 
gewalt gestiftet  wurde,  so  gab  diese  jener  auch  nicht  die  mit  der 
Gründung  der  Kirche  selbst  verliehene  Befugniss  Eigenthum  zu  be- 
sitzen, oder  die  Bechtspersönlichkeit,  sondern  mit  dieser  stattete  die 
Kirche  ihr  Stifter  Christus  selbst  aus,  folglich  sagt  jene  These  mit 
den  bestimmtesten,  nicht  anders  zu  deutenden  Worten:  Die  Bechts- 
fäfaigkeit   der  Kirche   und  also  auch  ihrer   Institute ,   welche  ihre 
Wirklichkeit   ausmachen,   hängt  nicht  vom  Civilrechte,  d.  h.  vom 
Staate  ab.    Der,  was  sog.  altkatholische  Ansichten  und  Zuneigungen 
betrifft,  jedenfalls  Schulte  nahestehende  v.  Poschinger  fuhrt  dagegen 
und  dies  mit  Becht  a.  a.  0.  S.  1.  Anm.  1.  den  erwähnten  Satz  des 
Syllabus  als  die  hauptsächlichste  Bestätigung  der  Behauptung  an, 
»die  Frage,   ob  der  Kirche  Vermögens-  und  Erwerbsfähigkeit  zu- 
komme, sei  ihrem  ganzen  umfange  nach  nach  ihrem  und  nicht  so 
fast  nach  dem  bürgerlichen  Bechte  zu  beurtheilen.c    Dass  Schulte 
in  der  That  nicht  blos  jetzt  die  Bechtsfähigkeit  der  Kirche,  sondern 
auch  ganz  wie  Hübler  und  v.  Poschinger  jede  andere  Bechtspersön- 
licbkeit  nur  vom  Staate  abhängen  lässt,  geht  daraus  hervor,  dass  er 
am  a.  a.  0.  S.  6  bemerkt:    »ist   unzweifelhaft   die  Rechtsordnung 
das  eigenste  und  nächste  Gebiet  des  Staates,  so  muss  es  ihr  (der 
Kirche)  möglich  sein ,    in  und  mit  jeder  staatlichen  Bechtsordnung 
zu  leben,  welche  nicht  ihrem  Wesen  zu  nahe  tritt.«    Da  nämlich 
Scbalte   die  Bechtsfähigkeit  der  Kirche  desshalb  vom  Staate   ab- 
hängig sein  lässt,  weil  die  Rechtsordnung  dessen  eigenstes   Gebiet 
ist ;  80  folgt  nothwendig,  dass  er  die  Begründung  der  Bechtspersön- 
lichkeit  fflr  Aüe  ohne  Ausnahme  als  zur  Rechtsordnung ,  demnach 
zur  Aufgabe  des  Staates  gehörig  betrachten  muss. 

Nach  dieser  von  den  Staatsjuristen  der  Neuzeit  als  keines  Be- 
weises bedürfender  Grundsatz  aufgestellten  und  von  den  Begierungen 
und  Kammermehrheiten  befolgten  Ansicht,  ist  jeder  einzelne  Mensch 
an  sieb,  von  Natur  aus  nicht  befähigt,  nicht  im  Stande ,  Bechte  zu 
haben,  sondern  diese  Befthigung ,  diese  Möglichkeit  erhält  er  erst 
durch  den  Staat.  Nun  springt  es  aber  doch  in  die  Augen,  dass, 
wenn  deac  Mensch  an  und  für  sich  rechtsunfähig  ist,  der  Staat,  wel- 
cher nur  ans  solchen  rechtsunfähigen  Menschen  besteht  und  Alles, 
was  er  ist  und  hat,  nur  durch  diese  selbst  ist  und  besitzt,  unmög- 
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lieh  selbst  rechtsfähig  sein  ui^d  daram  ebensowenig  den  Andern  diese 
Fähigkeit  mittheilen  kann.    Denn  der  Staat  ist  nicht  ein  ausserhalb 
und  aber  den  Individuen  bestehendes  in   WirKlichkeU  Torhandenes 
Einedwesen^  sondern  er  ist  nur  wirklich  ia  nad  dorch  die  za  ihm 
gehörenden  Menschen ,   als  ein  gedachtes  EinMeUoesen.    Der  Stet 
wirkt  zwar  in  der  Anssenwelt  und  vermag  seiner  Tbfttigkeit  nach 
durch  die  Sinne  wahrgenommen   za  werden ,   aber  nicht  durch  die 
Sinne  allein,  wie  der  einzelne  Mensch  vom  Thiere,  sondern  der  Staat 
kann  aar  darch  den  aas  der  sinnlichen  Wahmehmang  entnommeoen 
Qrand   seiner  äasseren  Erscheinang ,  also  aaf  geistigem  Wege,  ab 
ein  Qanzes,  als  ein  Einzelwesen,  fo^lich  nur  als  ein  gedocktes  Em- 
eelwesen  erhmnt  werden.    Desshalb  wird  der  Staat  von  den  Men- 
schen, weil  denkenden  Wesen,  nicht  aber  von  den  zwar  mit  SianeB^ 
allein  nicht  mit  .Vemanft  begabten  Thieren  wahrgenommen.    Der 
Eineeine  mass  daher  nothwendig  EechtsfahigkeU  an  and  Ar  neh 
and  in  and  mit  seiner  Natur  besitzen  ,  indem  der  Staat  anmOgheh 
Etwas  hat  oder  geben  kann ,   was  nicht  die  Individuen ,  welche  ihn 
bilden,  haben,  da  er  nicht  ein  aasserhalb  derselben  bestehendes  Ein- 
zelwesen ist ,    was  eine  eigene  höhere  Natar   besitzt.    Wenn  auch 
desshalb    der  Staat  die  Bechtsordnaug  handhabt  and   daher  die 
Bechtsfähigkeit  der  Einzelnen  sichert ,  fördert  und  nfther  bestimmt, 
so  begründet  er  darch  alles  dieses  dieselbe  wahrlich  doch  gerade  w 
wenig,  als  der  Erzieher  oder  Lehrer ,  welcher  die  sittÜchea  and  gei- 
stigen Anlagen  eines  Kindes  gleichfalls  schätzt,  leitet,  fördert  nad 
bestimmt,  dieselben  hervorbringt.    Es  ist  desswegen  unmOglidi  nnd 
also  falsch,  dass  aUe  Bechtsfähigkeit  im  Staate  einzig  und  alkin 
von  ihm  ausgeht,  vielmehr  ist  diese  FiäiigkeU  zweifellos  jedenhüb 
dem  eingdnen  Menschen  in  und  mit  seiner  Natar  g^ebeo.   ^ 

§.  ^6.    Staat  und  Eecht. 

Die  Behauptung  ,  der  Mensch  besitze  nicht  an  sich  Beehts- 
fthigkeit,  sondern  erhalte  sie  erst  durch  den  Staat,  Ahrt  natftrli^^h 
nothwendig  zu  der  Annahme,  dass  der  Mensch  noch  weniger  an  und 
für  sich  Rechte  besitze,  sondern  dass  diese  ihm  erst  durch  den  Staat 
verliehen  würden ,  der  letztere  also  der  Ursprung  und  Grand ,  die 
Qaelle  und  Ursache  aller  Rechte  des  Menschen  sei.  Allein  dies  ist 
gleichfalls  unmöglich.  Denn  wenn  der  Einzelne  gar  keine  Bechte 
besitzt,  kann  der  Staat,  welcher  lediglich  durch  die  Individaea  be- 
steht ,  solche  schlechterdings  auch  nicht  haben ,  folglieh  noch  we- 
niger Andern  ertheUen.  Dass  der  Staat  aber  dem  Menschen  nicht 
seine  Bechte  gebe,  sondern  dass  "^dieser  schon  von  Natur  ans,  an  sich 
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unabhängig  vom  Staate  und  jedem  gesellschaftlichen  Verbände  Rechte 
besitze,  ergibt  sich  aus  der  Sache  selbst^).  Der  Mensch  hat  von 
Natur  ans,  odergenaaer  durch  den  Schöpfer  seine  Bestimmung,  sein 
Ziel.  Denn  es  kann  nicht  etwas  Geschaffenes  geben ,  was  keinen 
Zweck  bitte,  weil  sonst  dessen  Dasein  ohne  Qrund  wäre,  was  sich 
selbst  aufhebt.  Die  Bestimmung  des  Menschen  auf  Erden  ist  die 
Erlangung  seines  leiblichen  und  geistigen  Wohles.  Dieses  wird  aber 
erreicht  durch  die  angemessene  Ausbildung  und  Vervollkommnung 
seiner  leiblichen  und  geistigen  Kräfte  und  Anlagen.  Die  Erreichung 
dieser  dem  Menschen  von  der  Natur ,  vom  Schöpfer  selbst  vorge- 
steckten Bestimmung  ist  also  Pflicht  des  Menschen;  denn  er  wfirde 
keine  Berechtigung  des  Daseins  haben,  wenn  er  nicht  sein  Ziel,  sei- 
nen Zweck  anstrebte.  Hierzu  bedarf  der  Mensch  aber  auch  der 
notbwendigen  Mittel;  er  hat  also  die  Pflicht,  diese  sich  zu  ver- 
schaffen nnd  zu  gebrauchen.  Was  aber  der  Mensch  thun  soU^ 
das  darf  er  um  so  mehr.  Er  hat  demnach  das  Recht  auf  Er- 
reichung seiner  Bestimmung  und  auf  Anwendung  der  hierzu 
oötbigen  Mittel  nnd  zwar  besitzt  er  dieses  Becht  vermöge  und  kraft 
seiner  Natur  selbst ,  welche  ohne  dasselbe  zwecklos  wäre.  Jeder 
Mensch  hat  daher  den  Anspruch  ,  dass  dieses  ihm  seinem  Wesen 
nachzukommende  Becht  von  jedem  anderen  Menschen  anerkannt  und 
geachtet  werde,  weil  der  Mensch  überhaupt  Zweck  und  Bestinunnng 
der  geschaffenen  Dinge  und  ganz  besonders  des  Menschen  als  Seines- 
gleichen anerkennen  nnd  achten  muss,  indem  er  sonst  die  Absichten 
des  Schöpfers  und  der  Schöpfung  zu  vereiteln  befugt  wäre,  was  ein 
Widerspruch  in  sich  ist.  Wird  das  Becht  des  Menschen  auf  Er- 
reichung seiner  Bestimmung  und  auf  Anwendung  der  hierzu  erfor- 
derlichen Mittel  von  einem  Andern  thatsächlich  nicht  anerkannt, 
so  erwächst  dem  Ersten  das  Becht,  Wiedereinsetzung  in  den  vorigen 
Stand,  Schadenersatz  vom  Andern  zu  verlangen  und  diesem  die  Pflicht, 
Solches  zu  leisten.  Denn  träte  dies  nicht  ein,  so  wäre  es  in  Jedes 
Hand  gelegt,  die  Bestiounung  des  Andern  und  somit  den  Zweck  des 
Schöpfers  zu  vereiteln.  Die  Menschen  können  nnd  müssen  aber  auch 
zur  Erreichung  ihrer  Bestimmung  sich  wechselseitig  helfen  und  bei- 
stehen ,  aus  welchen  Vertragsverhältnissen  gegenseitige  Bechte  und 
Pflichten  hervorgehen,  die  anerkannt  und  geachtet  werden  mfissen, 
weil  sie  auf  dem  gegebenen  Worte  beru]^en,  welches  treu  gehalten 
werden  muss,  da,  wenn  Olaube  und  Vertrauen  keine  Geltung  haben. 


1)  Jos  naturale  est  commiine  omniom  nationom  eo  qnod  nhiqTie  instinctu 
Batnrae,  non  coiistitiitione  ahqtia  habetur,  cau.  7.  Dist.  I. 
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weder  der  Einzelne  noch  das  menschliche  Geschlecht  bestehen  kön- 
nen. Erkennt  der  Mensch  in  Erreichung  seiner  Bestimmung  ab 
seinen  Beruf  den  Eintritt  in  den  Ehestand,  so  erwachsen  aus  diesem 
durch  den  Willen  der  Eheleute  geschaffenen  Verhältnisse  die  Rechte 
derselben  auf  wechselseitige  Treue,  Zusammenwohnen,  Unterstützungt 
ferner  das  Recht  auf  Erziehung  der  Kinder,  auf  Gehorsam  und  Folg- 
samkeit derselben,  sowie  das  Hecht  der  Kinder,  von.  ihren  Eltern 
leibliche  und  geistige  Pflege  und  Ausbildung  zu  verlangen. 

Alle  diese  Rechte  finden  sich  aber  im  Menschen  seiner  Natur 
nach  vor,  sie  werden  offenbar  nicht  erst  durch  das  Zusammentreffen 
mit  anderen  Menschen  hervorgerufen  und  begründet;  denn  sonst 
mfisste  die  Bestimmung  des  Menschen  und  die  Anwendung  der  znr 
Erreichung  derselben  nöthigen  Mittel  dem  freien  Ermessen  der  Eio- 
zeluen^  also  wieder  Bestimmung  und  Zweck  des  Menschen  überhaupt 
nicht  dem  Schöpfer,  sondern  tiem  Menschen  selbst  in  die  Hand  gege- 
ben sein,  was  unmöglich  ist ,  da  der  Mensch  den  Zweck  und  somit  - 
den  Grund  seines  Daseins ,  also  Etwas  ,  was  eher  ist ,  als  er  selbst, 
sich  nicht  geben  kann. 

Die  angegebenen  Rechte  finden  sich  im  Wesen  des  Menschen 
unmittelbar  vor  und  es  bedarf  zu  ihrer  Begründung  keineswegs  anderer 
Menschen.  Allein  diese  natfirlichen  Rechte  werden  erst  wirksam, 
thätig,  treten  in's  äussere  Leben,  gehen  a  potentia  ad  actum  über, 
durch  das  Zusammensein  mit  Andern.  Geradeso  verh&lt  es  sich  mit 
den  geistigen  Fähigkeiten  des  Menschen,  sie  sind  gewiss  in  ihm 
vorhanden,  aber  sie  werden  erst  wirksam,  wenn  sie  durch  die  Sinne 
mit  der  Aussenwelt  in  Verbindung  gebracht  werden.  Wenn  nno 
der  Mensch  schon  for  sich  allein  diese  natürlichen  Rechte ,  wenn 
auch  nur  im  Keime,  besitzt,  wenn  dieselben  aber  sofort  ins  Leben 
treten  und  wirksam  werden,  sobald  ihm  ein  Anderer  gegenüber  steht, 
wenn  der  Mensch  diese  Rechte  hat ,  insoweit  er  blos  in  der  Fami- 
lie ohne  alle  weitere  gesellschaftliche  Verbindung  lebt  und  wenn 
weder  das  Zusammentreffen  mit  einem  Andern,  noch  der  iäntritt  in 
das  Familienleben  die  natürlichen  Rechte  des  Menschen  schaffen  und 
begründen,  vielmehr  sie  voraussetzen  und  auf  ihnen  ruhen :  so  kano 
der  Staat  als  let/ste  Form  des  gesellschaftlichen  Verbandes  diese 
Rechte  noch  ^eit  weniger  dem  Menschen  erst  geben,  also  unmöglich 
die  einjrige  Quelle  alles  Rechtes  sein.  Denn  wie  der  einzelne  Mensch 
nicht  sich  selbst  Zweck  und  Ziel  seines  Daseins  anzuweisen  vermag, 
weil  er  sich  nicht  selbst  das  Dasein  gegeben  hat,  sondern  ins  Da- 
sein gerufen  wurde ,  der  Zweck  desselben  also  auch  nur  von  Demje- 
nigen festgesetzt  werden  kann ,    welcher   das   Dasein  des  Menschen 
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begrändete;  so  kann  auch  der  Staat,  der  blos  ist  und  hat,  was  die 
ihn  bildenden  Mensc)ien  sind  nnd  haben,  den  Zweck  ihres  Daseins 
und  die  hieraus  fliessenden  Bechte  nicht  erst  schaffen  und  verleihen, 
sonst  niusste  entweder  jeder  Einzelne  Schöpfer  seiner  selbst  und 
mitbin  Gott,  oder  der  Staat  müsste  Oott  und  Schöpfer  sein ,  was 
ihm  aber  noch  unmöglicher  ist,  als  dem  einzelnen  Menschen,  da  der 
Staat  an  sich,  get]:ennt  von  den  Einzelnen,  als  blosses  Qedankending 
nicht  Etwas  henrorbringen  kann,  und  so  ist  es  allerdings  vollkom- 
men wahr,  dass  die  Behauptung  und  der  Anspruch  der  neuern  Staats- 
jaristen,  Begierungen  und  Kammern,  alle  und  jede  Bechtspersönlich- 
keit  hänge  einzig  vom  Staate  ab  und  dieser  sei  die  alleinige  Quelle 
jedes  Rechtes ,  nur  in  dem  Falle  begründet  sein  würden ,  dass  der 
Staat  Gott  und  Schöpfer  wäre.  Der  Vorwurf,  man  mache  mit  jener 
Theorie  den^  Staat  zum  Gotte,  stelle  einen  Staatsgötzen  auf,  ist  da- 
her durchaus  richtig. 

Der  Staat  ist  desshalb  streng  genommen  und  im  eigentlichen 
Sinne  niemals  die  QfseUe  des  Hechtes.  Dieses  ruht  vielmehr  in  der 
Natur  und  Bestimmung,  des  Menschen. 

Wie  alle  gesellschaftlichen  Verbindungen,  die  natürlichen  /  wie 
die  dnrcli  den  Willen  des  Menschen  hervorgebrachten  nur  den  Zweck 
haben  und  haben  können,  das  Ziel  des  Menschen  zu  sichern  und  zu 
fördern  und  zwar  um  so  mehr,  je.  höher  und  umfassender  sie  sind ; 
so  hat  auch  der  Staat  diese  Aufgabe  und  zwar  unter  den  natürlichen 
gesellschaftlichen  Veranstaltungen  im  höchsten  Masse ,  weil  er  die 
letzte  und  umfassendste  derselben  ist.  Er  mussalso  die  natürlichen 
Rechte  des  Menschen  schützen  und  sichern:  daher  die  manigfachen 
gesetzlichen  Vorkehrungen  far  Nachweis  und  Erhaltung  der  Bechte 
der  Einzelnen  gegen  Irrthum ,  üebervortheilung ,  List ,  Betrug ,  Ge- 
walt u.  8.  w.;  der  Staat  hat  beim  Zusammentreffen  verschiedener 
Rechte  dieselben  zu  regeln,  damit  der  öffentliche  Friede,  die  wich- 
tigste Bedingung  der  Erreichung  der  Bestimmung  des  Menschen  ge- 
wahrt werde:  daher  die  Vorschriften  über  das  Vermögen  der  Ehe- 
gatten ,  über  Vererbung ,  Befriedigung  der  Gläubiger  u.  s.  w. ;  der 
Staat  muss  endlich  vielfach  die  Bechte  der  Einzelnen  des  gemeinen 
Bestens  wegen,  ohne  welches  das  Wohl  des  Menschen  nicht  be- 
stehen kann ,  folglich  mrt  des'  grössereii  Nutzens  des  Einzetoen  wil- 
len, beschränken:  desshalb  die  Gesetze  über  Verjährung,  Ersitzung, 
Expropriation,  Abgaben,  Auflegung  von  Dienstbarkeiten  zu  Gunsten 
Anderer  u.  s.  w.  Alle  diese  staatlichen  Massnahmen  müssen  nach 
Zeit,  Land,  Volk,  Beschäftigung  sehr  verschiedenartig  und  wechselnd 
sein,  gerade  wenn  sie  ihren  Zweck  erreichen  wollen;  sie  bilden  das 
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bürgerliche ,  das  positive  Becht  eines  Staates  ^).  Aber  aUe  Yor- 
schriften  des  bürgerlichen  Bechts  ruhen ,  wie  gezdgt ,  nothw^dig 
auf  dem  natürlichen  Bechte  and  sind  nur  Ausgestaltung,  Erweiterung 
und  nähere  Begrenzung  des  letztern;  denn  andernfalls  würde'  das 
bürgerliche  Becht  gegen  die  Bestimmung  des  Menschen  und  somit 
gegen  die  Aufgabe  des  Staates  selbst  Verstössen.  Wenn  nun  auch 
dieser  die  Vorschriften  des  bürgerlichen  Bechtes  aufstellt  und  somit 
far  dasselbe  die  Quelle  ist,  so  ist  er  dies  doch*  nur  in  uneigentlichem 
und  eingeschränktem  Sinne ,  indem  er  seiner  iNatur  und  Wesenheit 
nach  beim  Erlasse  bürgerlicher  Gesetze  sich  nach  dem  naiürUehen 
Bechte  und  d^r  Bestimmung  und  dem  Zwecke  des  Menschen  richten 
muss  und  keineswegs  nach  Wülhür  oder  nach  sdbsigemaehten  Ziden 
und  Grundsäijgen  verfahren  darf.  Daher  sagt  der  hl.  Augustinus 
(de  liber.  arbitr.  I,  6.)  so  einfach  und  wahr:'  In  temporali  lege  nihil 
est  justum  ac  legitiinum ,  quod  non  ex  lege  aeterna  bomines  sibi 
derivarunt.  Ebenso  sagt  Ltdgi  Taparelli  aus  der  Gesellschaft  Jesu 
in  seinem  ausgezeichneten  Werke:  Saggio  teoretico  di  Dritto  Na- 
turale, I,  98 :  »Die  Yernunfb  verpflichtet  mich  nur  zu  Dem ,  wts 
mit  meiner  Bestimmung  zusammenhängt ;  nach  meiner  Bestimmung 
zu  streben  ist  natürliche  Verpflichtung ;  desshalb  bindet  mich  jede 
Pflicht,  welche  mir  eine  Verbindlichkeit  auferlegt,  in  'Kxdk 
des  Naturgesetzes  und  empfängt  von  ihm  jede  andere  rechtmässige 
Gewalt  die  Macht ,  irgend  welche  bestimmte ,  d.  h.  nicht  schon  an 
sich  im  natürlichen  Gesetze  begriffene  Verbindlichkeit  mir  auferlegen 
^u  können.  Wenn  sie  (die  Gewalt)  mich  von  meiner  endlichen  Be- 
stimmung abhalten  wollte,  würde  sie  mich  mit  Zwang  dazu  treiben, 
niemals  aber  verpflichten  können ').€  Was  über  die  Grundlage  alles 
bürgerlichen  Bechtes  und  dann  über  dessen  besondere  Gestaltung  be- 
,  merkt  wurde ,  findet  seine  Bestätigung  in  der  Begriffsbestimmung 
von  Gesetz,  welche  can.  2,  Dist.  TV.  aus  dem  hl.  Isidor  von  Sevilla 
enthält  3). 

1)  Job  dvile,  quod  quisque  populns  vel  qnaeque  dvitas  sibi  proprinn 
divina  humanaqne  causa  constitnit,  can.  8,  Dist.  I.;  fr.  9.  Dig.  de  just  et  jve. 

2)  La  ragioDB  non  mi  obüga  se  non  do  ch*^  oonnesso  col  nüo  fine;  tfi- 
dere  al  mio  fine  e  obligazione  naturale:  dnnqtie  ogni  dovere  che  mi  obUga,  ni 
oMiga  in  forza  della  legge  naturale,  e  da  lei  deve  ricever  fona  ogni  alin  auto- 
rita,  per  potermi  imporre  una  qnalche  obligauone  poaUiva  do^  non  compresa, 
per  s^  nella  legge  natnrale.  Che  se  mi  yolesse  allontanare  dal  mio  ultimo  fiw 
potra  talora  spingermi  coUa  yiole^za,  ma  obligarmi  non  mai. 

8)  Erit  autem  lex  honesta,  jnsta,  possibilis,  secfAndum  naturam,  ■«- 
snndnm  patriae  consnetudines ,  loco  temporique  conveniens-,  neeessar» ,  nyiis 
manifesta  qnoqne,  ne  aliqnid  per  obscaritatem  in  captionem  contineat,  naßo 
private  commodo,  sed  pro  commnni  cirinm  ntllitati  conscripta. 
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§.  7.    Das  mgenthumsreekt. 

Hier  dürfte  es  denn  am  Orte  sein,  die  Frage,  in  welcher  Weise 
das  Eigetiihumsrecht ^  das  uns  im  Besonderen  beschäftigt,  auhofiis- 
sen  sei,  in  nfthere  Erwftgnng  zu  ziehen.    Hiibler  hat  anf  dem  Titel 
seiner  Schrift  die  Worte  des  hl.  Augustinus  (tractat.  VL  ad  cap.  I. 
Joann.  §.  25.)  in  can.  1  Dist.  VIII.:    ünde.  quisque  possidet  quod 
posffldetP    Nonne  jure  humano?    Nam  jure  divino  Domini  est  terra 
et  plenitudo  ejus.  .  .  .  Jure  tarnen  humano  dicitnr,  haec  villa  mea 
est,  haec  domns  mea  ,  hie  serrus  mens  est.    Hierdurch  -soll  ohne 
Zweifel  ausgesprochen  werden,  dass  der  hl.  Augustinus  und  das  ca- 
Donische  Becht  selbst,  welches  die  angefahrte  Stelle  aufnahm ,  voll- 
kommen die  Meinung  Hübler's  theilten,  »Ober  die  Fähigkeit,  in  der- 
artigen ,  d.  h.  vermögensrechtlichen  Verhältnissen  zu  stehen,  könne 
nur  das  Civilrecht  selbst  entscheidenc  und  Pius  IX.  käme  dann  we- 
gen der  schon  beurtheilten  These  26.  des  Syllabus  mit  dem  grossen 
heiligen  |Qrchenlehrer  und  dem  Eirchenrechte  in  offenbaren  Wider- 
spruch ,  ein  Missgeschick ,   welches  sich  zwar  bei  den  cismontanen 
Canonisten  und  Staatsmännern  nicht  selten  ereignet ,  kaum  aber  bei 
den  ultramöntanen  Schriftstellern  und  wohl  gar  nicht  bei  der  Curie 
selbst  und  in  keiner  Weise,   wenn  der  Papst  wie  in  der  Encyclica: 
Quanta  cura  vom  8.  December  1864  spricht.    Der  hl.  Augustinus 
leitet  nun  aber  gewiss  nicht  alle  Kecbtsfähigkeit  und  aUes  und  je- 
des  Becht  vom  Staate,  als  der  einzigen  Quelle  desselben  ab.    Denn 
er  erkennt  in  der  frflher  angezogenen  Stelle  ein  ewiges  Gesetz  (lex 
aetema),  also  ein  natOrliches  Becht  an.    Er  erklärt  aber  auch  fer- 
ner,  dass  das  bfirgerliche  Gesetz,  das  Civilrecht  nur  dann  dem  Be- 
griffe des  Bechtes  entspreche  (justum)  und  verbindende  Kraft  habe 
(legitimum),  wenn  es  aus  dem  natürlichen  Bechte   hervorgegangen 
und  nach  ihm  gebildet  sei,  also  nicht  der  Willkflr  entstamme  oder 
mit  dem  ewigen  Gesetze  in  Widerspruch  stehe.    In  der  von  Hfibler 
an  die  Spitze  seiner  Schrift  gesetzten  Stelle  sagt  der  hl.  Augustinus, 
dass  das  gesonderte,  dem  Einzelnen  ausschliesslich  zustehende,  das 
Privateigenthum  auf  dem  menschUehen  und  nicht  auf  dem  göttlichen, 
also  nicht  auf  dem  natfirlichen  Bechte  beruhe  und  Gratian  setzt  in 
den  der  von  Hfibler  mitg^theilten  Stelle  unmittelbar  vorausgehenden 
Worten:    Quo  jure  defendis  villas  ecclesiae,  divino  an  humano? 
Divinum  jus  in  scripturis  habemus,  bumanum  jus  in  legibus  regum 
—  sogar  das  Wort  »ecclesiae  ,€   welches  der  hl.  Augustinus  nicht 
hat,  hinzu,  so  dass  das  canonische  Becht  ausspricht,  das  privatrecht- 
liche Eigenthum  der  Kirche  hänge  vom  menschlichen^  vom  bürger- 
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liehen  Bechte  ab,  also  TöUig  mit  Hfiblet  sieb  in  üebereinstimmang 
befindet.  Und  doch  erkl&rt  Pias  IX.  in  der  citirten  These,  die 
Kirche  habe  ein  angebornes  und  gesetzmässiges  Becht ,  Eigenthnm 
zu  erwerben!  Allein  dennoch  stehen  der  hl.  Augustinus,  das  cano- 
nische  Becht  und  Papst  Pius  IX.  in  vollkommenem  Einklänge.  Der 
grosse  Kirchenlehrer  sagt  nämlich ,  die  allgemeine  Einfubrung  des 
gesonderten,  privaten  Eigenthums  sei  nicht  durch  das  göttliche,  das 
natürliche,  vom  Schöpfer  selbst  begründete  Becht  geschehen.  Denn 
es  finde  sich  nichts  davon  in  der  hl.  Schrift ,  in  ihr  werde  vielmehr 
die  Erde  und  ihr  Inhalt  als  Eigenthum  Gottes  bezeichnet;  er  habe 
daher  ursprünglich  alle  zeitlichen  Quter  ungetheilt  dem  Menschen 
überlassen,  den  er  zum  Herrn  derselben  bestellt  habe  —  quem  con- 
stituisti  super  onmia  opera  manuum  tuarum  psalm.  8,  6.  Der  glei- 
chen Auffassung  schliesst  sich  der  hl.  Isidor  von  Sevilla  in  Etymo- 
logiar.  V,  4  an  in  can.  7  Dist.  I. ,  wo  die  »communis  omnium  pos- 
sessio« als  zum  jus  naturale  gehörig  bezeichnet  wird.  Und  dies  mit 
vollem  Bechte.  Denn  das  allgemein  gesonderte.,  private ,  bleibende 
Eigenthum  ist  nicht  in  der  Natur  und  Wesenheit  des  Menschen  so 
begründet,  dass  er  ohne  ein  solches  weder  im  Einzelnen  noch  in  der 
Gesellschaft  seine  Bestimmung  erreichen  könnte,  wie  es  bei  den 
übrigen  im  Naturgesetze  liegenden  Bechten  der  Fall  ist,  da  es  nicht 
blos  denkbar,  sondern  auch  wirklich  ist,  dass  Menschen  in  kleinern 
und  grossem,  selbststaatlichen  Verbindungen  ihr  Ziel  erreichen,  ohne 
dass  sie  geschiedenes^  privates  Eigenthum  besässen.  Wenn  also  auch 
das  letztere  nicht  als  eine*  Forderung  des  Naturrechtes  erscheint,  so 
hat  aber  doch  jeder  Mensch  das  natürliche  Becht  irgend  wdckes 
iSigenthum  zu  besitzen,  weil  ihm  sonst  die  Erreichung  seines  Zieles, 
die  Erhaltung  und  Vervollkommnung  seiner  leiblichen  und  geistigen 
Kräfte  unmöglich  wäre  und  der  Schöpfer  gerade  desshalb  den  Men- 
schen zum  Herrn  der  Güter  der  Erde  einsetzte,  dass  er  sich  dersel- 
ben zu  diesem  Zwecke  bediene^). 

Die  Fähigkeit,  überhaupt  Eigenthum  zu  besitzen  ist  also  ein 
natürliches  Becht ,  nicht  aber  die  Fähigkeit  ein  besonderes  aus- 
schliessliches und  bleibendes  Privateigenthum  zu  haben  ^). 

.   Die  Fähigkeit ,  überhaupt  Eigenthum  zu  besitzen  kann  daher 


1)  S.  Lb  Chiesa  e  lo  Stato  del  P.  Matt.  Liberatore  d.  C.  d  0.  Napofi 
1871.  p.  281. 

2)  ^  1.  1.  und  3.  Dig.  de  aequirendo  rer.  donfinio  (41,  h)  ThoiwtfM"" 
nas:  Summa  theol.  II,  2,  9,  10,  art.  10.  in  corp.  —  dominivii  et  praeUtio  id- 
trodncta  sniit  ez  jure  hnmano. 
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nnmöglich  erst  vom  Staate  verliehen  werden ,  sondern  stellt  dem 
Menschen  von  Natnr  ans  zn.  Weil  aber  die  Ansscheidnng  des  Pri- 
vateigenthnmes  nach  allen  Seiten  hin  fär  die  Erreichung  der  Be- 
stimmnng  des  Menschen  im  Allgemeinen  ungleich  vortheilhafter  ist 
als  die  üngetheiltheit  des  Eigenthnmes  und  weil  das  Privateigen- 
thum  ans  dem  natfirlichen  Rechte  des  Menschen ,  irgend  Etwas  zu 
Eigenthume  zu  besitzen ,  im  Allgemeinen  auf  nothwendige  Weise 
folgt;  so  erscheint  die  Einfahrung  des  Privateigenthumes  als  eine 
nächste  Folge  des  Naturrechtes,  findet  sich  daher  von  jeher  fast  bei 
allen  einigermassen  gebildeten  Völkern  und  wird  als  zum  jus  gen- 
tium gehörig,  d.  h.  als  eine  der  for  den  gedeihlichen  Bestand  des  Ein- 
zelnen und  der  gesellschaftlichen  Verbindungen'  geeignetsten  und  un- 
umgänglichsten Einrichtungen  betrachtet.  Desshalb  sagt  can.  9« 
Dist.  I:  Jus  gentium  est  sedes  oceupatio^  aedifieatio  und  1.  5  Dig. 
de  just  et  jure:  Ex  hoc  jure  gentium  introducta  sunt  .  .  .  dami' 
nia  digtineta,  agris  iermini  posüi,  aedificia  coUocata  >). 

Die  näheren  Bestimmungen  dagegen,  in  welcher  Weise  das 
Privateigenthum  in  den  einzelnen  Fällen  erworben  und  verloren,  des 
gemeinen  Wohles  wegen  beschränkt ,  zu  Gunsten  Anderer  belastet, 
gesichert  und  bewiesen  werden  kann  u.  s.  w.  hängen ,  weil  diese 
Verhältnisse  nach  Ort,  Zeit  und  Umständen  sehr  veränderlich  sind, 
vom  positiven  Bechte  ab. 

Demgemäss  besteht  unzweifelhaft  zunächst  das  Recht ,  über- 
haupt irgend  welches  Eigenthum  zu  besitzen  und  zwar  kraft  des 
Naturrechies  im  eigentlichen  Sinne,  ebenso  besteht  das  Recht,  Pri- 
vateigenthum zu  haben  für  Alle,  welche  in  einem  einigermassen  ge- 
ordneten Staatsverbande  leben,  und  zwar  in  Folge  des  Volkerrechtes 


1)  Beiffenstuel,  (j^  <2ui.  Qniyers.  prooem.  §.  II,  31  und  32)  bemerkt: 
Notandmn  tarnen,  quod  jus  g^entinm  per  jaris  interpretes  pasBÜn  daplez  assig- 
oetur,  primarium  Tidelicet  et  secandariam.  Jos  gentium  primarinm,  qaod  et  anti- 
quam  jus  gentium  appellatiurl.  1.  IHg.41, 1,  item  jus  dirinnm,  eo  qnod  diyina  qua- 
dam  Providentia  eonstitatam  nobisqne  a  Deo  inditmn  fderit,  §  1 1.  Instit.  1, 2,  ooin- 
eid;t  com  jure  natnrali  proprie  dieto,  eet  qne  illad,  qnod  natnralis  ratio  inter  omnes 
gentes  constitnit  qnodqne  mentibos  hominnm  a  Deo  natoraliter^n  ditnm  est  et  ab  om- 
nibüspopulis  custoditnr . . .  Jne  gentium  secnndarinm  (quod  et  jns  gentium  proprie 
dictmn,  item  jns  gentium  humanum  appellatur  idque  ad  differentiam  prioris) 
didtur  illud,  quod  ex  natnrali  qüidem  ratione  proflcisdtnr ,  non  tamen  simpli- 
dter  ex  solo  ^ationls  instinetn  nobis  est  inditnm ,  sed  neceesitate  humani  con- 
▼ictfis  ttc  ezigente,  mediante  discunu  aliqno  practico  inter  omnes  Tel  fere  om- 
Des  gentes  ipso  usu  atque  moribus  constitutum  fuit  ....  tanquam  necessarium 
▼ei  utile  boininibus  oommunem  inter  se  sodetatem  fayentibus  ....  Exempla 
hujus  juris  gentium  secundarii  seu  proprie  dicti  referuntur  in  can.  9  Dist.  I. 
und  1.  4.  et  5.  Dig.  de  just,  et  jure. 
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im  eigentlichen  Sinne ,  nicht  in  Kraft  des  bürgerlichen  Bechtes ,  so 
daee  in  einem  der  gebildeten  Welt  angebSrigen  Staate  die  öffoit- 
liche  Gewalt  nicht  den  Einzelnen  die  Fähigkeit  ertheilt,  PriTatdgeo- 
thnm  zn  besitzen  nnd  diese  auch  nicht  entziehen  kann,  sondern  dass 
Jeder  eben  dadurch,  dass  er. einem  solchen  Staatsverbande  angehört, 
anch  an  und  für  sich  und  unabhängig  von  der  bürgerlichen  Obrig- 
keit das  Becht  besitzt,  Privateigenthnm  zu  haben.  In  auch  nur 
halbgesitteten  Ländern  hat  daher  keine  Regierung  und  flberhanpt 
keine  weltliche  Qewalt  die  Befugniss,  den  Communismus  anzufahren, 
weil  die  Theilung  des  Eigenthumes  in  den  Privatbesitz  ein  für  alle 
in  staatlicher  Gemeinschaft  Lebenden  durch  die  seit  Jahrtausenden 
bei  allen  Völkern  fast  ohlie  jede  Ausnahme  sich  findende  üebnng 
geheiligtes ,  dem  Naturrechte  zunächst  stehendes  Recht  ist.  Nur 
nebenbei  sei  bemerkt,  dass  die  Juristen  und  Regierungsmäaner,  wekbe 
den  Staat  als  einzige  Quelle  des  Bechtes,  also  auch  des  Eigenthumes 
hinstellen,  sich  des  Communismus  und  Socialismus  nicht  auf  dem 
Wege  des  Rechtes,  wie  sie  es  verstehen,  nämlich  im  Sinne  des  blosen 
äusserlichen  Gesetzes,  der  Legalität,  sondern  nur  auf  dem  Wege  der 
Gewalt  erwehren  können.  Dagegen  sind  diese  beiden  Missgestal- 
tungen des  Zusammenlebens  nach  der  entwickelten  AufEeissung  des 
alten  und  wahren  Rechtes ,  wohl  thatsächlich,  nicht  aber  rechtlich 
und  gesetzlich  möglich. 

Nach  dem  Gesagten  kommt  daher  wie  jedem  Einzelnen  so 
auch  der  Kirche  das  natfirltche  Becht  zu,  die  zu  ihrer  Bestimmung 
erforderlichen  zeitlichen  Mittel,  slao  irgend  welches  Eigenthum  Aber- 
haupt  zu  erwerben  und  zu  besitzen ,  sonst  könnte  sie  sowenig  wie 
der  einzelne  Mensch  bestehen.  Die  Kirche  hat  aber  auch  an  und 
ifir  sich,  gleichfalls  wie  der  Einzelne,  also  unabhängig  von  der  Er- 
theilung  durch  den  Staat,  das  Becht  auf  Privateigenthnm,  wenn  und 
weil  sie  sich  in  geordnetem  Staatsleben  befindet,  da  hiermit  das 
Bestehen  von  Privateigenthnm  und  der  Anspruch  auf  solches  von 
selbst  gegeben. sind.  Zwar  kommt  ihr  dieses  leUftere  Becht,  nidit 
nach  dem  Naturrechte  im  eigentlichen  Sinne  ,  sondern  nach  dem 
Völkerrechte  im  eigentlichen  Sinne,  also  nach  menschlichem  Bechte 
(jure  humano,  wie  der  hl.  Augustinus  in  dem  cü  Canon*  sagt)  za, 
aber  die  bürgerliche  Obrigkeit  hat  die  Pflicht ,  dieses  Becht  auf 
Erwerb  und  Besitz  von  Privateigenthnm  wie  bei  dem  Einzelnen  so 
auch  bei  der  Kirche  anzuerkennen ,  da  es  nach  den  allgemein  be* 
stehenden  Verhältnissen  in  und  mit  dem^  Leben  im  Staate  g^boi 
ist.  Christus  und  die  Apostel,  die  Stifter  der  Kirche  hatten  für 
diese  bestimmtes  und  ihr  gehörendes  Privateigenthnm,  wie  oben  be- 
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merkt  wurde,  da  sie  die  Kirche  in  geordneten  Staaten  gründeten 
and  sie  im  Allgemeinen  auch  für  solche  bürgerliche  Verhältnisse  be- 
stimmten, in  welchen  kraft  des  Völkerrechtes  das  Becht  auf  Privat- 
eigentbnm  bestand.  Der  Kirche  kommt  desshalb  in  jeder  Beziehung 
tbeils  nach  dem  Natur-,  theils  nach  dem  Völkerrechte  in  und  mit 
ihrer  Stiftung  das  Becht  auf  Eigenthum  und  nftherhin  auf  Privat- 
eigenthum  zu  und  Pins  IX.  verwirft  daher  mit  allem  Bechte  den 
Satz:  Ecciesia  non  habet  nativam  ac  legitimum  jus  acquirendi  ac 
possidendi ;  sie  hat  Ton  sich  aus ,  kraft  ihres  Bestandes  Bechtsper- 
sönlichkeit,  insbesondere  die  Fähigkeit,  Eigenthum  zu  erwerben  und 
zu  besitzen. 


IL  Jurittitcha  Paraantn« 

§.  8.    Wesen  derselben. 

Bisher  wurde  nur  untersucht  und  festgestellt,  wie  es  sich  mit 
der  Vermögensfähigkeit  des  Einzelnen  verhalte.  Es  ist  daher,  wenn 
die  gewonnenen  Sätze  auch  Anwendung  auf  dieZtrcA«  habensollen, 
zuerst  noch  die  Frage  zu  beantworten,  welche  Bewandtniss  es  denn 
überhaupt  mit  der  Bechts-  und  näherhin  der  EigenthumsAhigkeit 
der  sog.  maraiisd^en  oder  jurisHsehen  Personen  habe. 

Der  Mensch  findet  sich  von  Natur  aus  und  mit  Nothwendig- 
keit  im  Allgemeinen  in  drei  gesellschaftlichen  Verbänden,  dem  ehe- 
lichen, staatlichen  und  kirchlichen  Verbände,  Diese  sind  als  solche, 
d.  h.  von  den  Einzelnen  getrennte ,  besondere  Wesen  nicht  vorhan- 
dm^  ihre  Einheit;  ihr  Dasein  als  ein  Ganzes  beruht  vielmehr  im 
Gedanken;  sie  sind  MigViCh gedachte  Enufdwessn^  obwohl  sie  durch 
ihre  einzelnen  Bestandtheile  und  ihre  Thätigkeit  von  den  Menschen 
wahrgenommen  werden.  Der  in  die  Natur  der  letztern  eingepflanzte 
Zweck  bewirkt  diese  gesellschaftlichen  Ordnungen  im  ganzen  Ge- 
schleehte. 

Der  Zweck  ist  also  nicht  das  Wesen  dieser  Verbände,  er  ver^ 
anlasst  sie  und  soll  gerade  durch  sie  erst  erreicht  werden.  Das 
Veranlassende  kann  aber  unmögUcb  das  Veranlasste  sein,  sonst 
wäre  letzteres  schon  vor  sich  selbst  vorhanden ,  oder  mit  anderen 
Worten,  es  wäre  zu  gleicher  Zeit  vorhanden  und  nicht  vorhanden. 
Und  aus  demselben  Grunde  kann  Das ,  was  erreicht  werden  soll, 
nicht  zur  selben  Zeit  auch  das  Erreichende  selbst  sein.  Da£(,  was 
die  Einzelnen  zu  einem  Ganzen  verbindet,  die  gesellscbaftliche  Ver- 
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einigung  hervorbringt  und  trägt,  ist  Tielmejii^  notbwendig  die  Er- 
kennfyms  des  Zweckes  und  der  WtUe^  ihn  mit  gemeinscbaftlichw 
Kräften  za  erreichen.    Zar  Vermeidung  von  Missverständnissen  moss 
übrigens  bemerkt  werden,  dass  beide ,  Erkenntniss  des  Zweckes  and 
Wille,  ihn  zu  erreichen,  nicht' bei  allen  Mitgliedern  der  nothwen- 
digen  Verbände  der  menschlichen  Gesellschaft  znr  Begründung  die- 
ser Verbindungen  ausdrücklich  oder  stillschweigend  mitwirken ,  son* 
dern  es  besteht  vielmehr  für  die  Qlieder  vielfach  die  Pflicht,  dem 
durch  Erkenntniss  und  Willen   Anderer   hervorgerufenen  Veibaode 
zur  Erreichung  eines  von  der  Natur  gesetzten  Zweckes  sich  in  Er- 
kenntniss und  Willen  anzuschliessen.    So  wird  die  häusliche  Veibia- 
dung  geschaffen  durch  die  Erkenntniss  und  den  Willen  der  in  die 
Ehe  tretenden  Personen,  die  Kinder  dagegen  müssen  in  Erkenntniss 
und  Willen  der  Familie  angehören  und  die  Erreichung  des  Zweckes 
der  letzteren  zu  ermögliehen  und  zu  fordern  Sachen.    So  wurde  der 
staatliche  Verband   fast  immer  gegründet  durch   Erkenntniss  and 
Willen  eines  Einzigen,  welcher  seine  Gewalt  zur  Erhaltung  und  För- 
derung des  Zusammenlebens  der  Einzelnen  für  sich  und  in  ihren 
Verbindungen   anwendete.     Zur    Erreichung   dieses    nothwendigeo 
Zweckes  waren  die  Einseinen  verpflichtet  sieh  dieser  Gewalt  in  Erkenot- 
niss  und  Willen  zu  unterwerfen,  weil  sie  anders  nicht  ihr  Ziel  erreichen 
konnten.    Und  aus  dem  gleichen  Grunde  sind  alle  späteren  Glieder 
der  staatlichen  Gesellschaft   verbunden  diese  Gewalt  in  ihrem  Be- 
reiche anzuerkennen  und  sich  ihr  unterzuordnen.    Erkenntniss  und 
Wille,  den  Zweck  durch  die  Verbindungen  zu  erreichen,  müssen  da- 
her auch  durch  Ueberlegung  qnd  Thätigkeit  die  Mittel   bescbaffeo 
und  gebrauchen,  durch  welche  der  Zweck  erreicht  wird..  Zu  diesen 
Mitteln  gehören  geistige  und  stoffliche  Kräfte;  und  diese  letsteroi, 
die  materiellen  Mittel,  bilden  also  das  Vermögen,  welches  dem  Ver- 
bände dient  und  zur  Erreidiung  seines  Zweckes  verwendet  werden 
soll. 

Wie  bei  den  nothwendigen ,  so  besteht  bei  den  aus  der  fraen 
Bestimmung  des  Menschen  hervorgegangenen  Vereinigungen  im  We- 
sentlichen' dasselbe  Verhältniss.  Erkenntniss  des  Zwe<^Bs  und  der 
Wille ,  ihn  zu  erstreben ,  sowie  die  hierzu  erforderlichen  Mittel  za 
erwerben  und  anzuwenden,  also  Vermögen  zu  besitzen  und  im  Dienste 
der  Verbindung  zu  gebrauchen,  sind  Grundlage,  Natur  und  Wesen 
auch  der  ganz  aus  der  ausdrücklichen  oder  stillschweigenden  frei«i 
Willensentschliessung  der  Menschen  hervorgegangenen  Verbände. 
Der  Zweck  soU  erst  durch  diese  Erkenntniss  und  diesen  Willen,  die 
dais  Einheitliche,  das  die  Einzelnen  Bindende  sind,  festgestellt  and  eneieht 
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nnd  die  materiellen  Dinge,  das  Vermögen  sollen  durch  die  Erkenntr 
niss  nnd  den  Willen  behnfs  der  Verwirklichnng  des  Zweckes  ge- 
wonnen nnd  gebranclit  werden.    Folglich  können  ihrer  Katar  nach 
weder  der  Zweck  noch  das    Vermögen ,   Begründer  nnd  Träger  des 
Gänsen^  der  Vereinigung ,  des  gedachten  Einzelwesens ,  mithin  der 
Zweck  unmöglich  Eigenthümer  des  QesellschaftsTermögens  und  noch 
weniger  das  letztere  sein  eigener  Eigenthümer  seiu.    Wenn  nun  das 
Wesen  der  physischen  Personen   in   ihrer  eigenihümlich  gearteten 
Seinsweise  besteht^  so  wendete  man  mit  vollem  Rechte  auf  die  durch 
die  wegen  der  Verschiedenheit  der  Zwecke  auf  mamgfaeh  eigenihümlieh 
gestaltete  Erkenntniss'  und  den  darnach  beschaffenen  Willen  her^ 
vorgebrachte  und  getragene,  gerade  durch  diese  besondere  Erkonnt» 
niss  und  Willensrichtung  als  ein  Ganzes  ^    als  eine  Einheit  erschei- 
nende Verbindung  den   Ausdruck;  moralische^  juristische  Personen 
an,  da  sie  Einzelwesen  sind^  aber  als  solche  nicht  in  WirUichkeiij 
sondern  nur  in  Gedanken  existtren  und  daher  als  etwas  Einzelnes 
nicht  durch  die  Sinne   wohl   aber  als  solches  durch  ihre  sichtbare 
Wirksamkeit  geistig  wahrgenommen  werden.    Wenn  übrigens  nicht 
nur  Vereinignngen  von  einzelnen  Menschen,  Gorporaiionen,  als  mo^ 
ralische  Personen  erscheinen,  sondern  auch  Anstauen,  Einrichtungen 
der  manigfachsten  Art  oder  selbst  Vermögensmassen  juristische  Per*- 
sonen  sind  und  demnach  in  Güterverhältnissen,  in  der  Fähigkeit  zu 
erwerben  und   zu   besitzen ,   den  physischen  Personen  gleichgestellt 
werden;  so  hat  diese  letztere  Art  von  moralischen  Personen  ganz 
dieselbe  Entstehung  und  Beschaffenheit,  wie  die  Corporationen.     Je» 
mand  erkennt  einen  gewissen  Zweck,  fasst  den  Willensentschluss  ihn 
zu  verwirklichen ,  bestimmt  dazu  Vermögen  und  knüpft  dies  Alles, 
als  eine  geistige ,  gedachte  Einheit ,  an  dine  Anstalt  oder  an  eine 
Gntermasse,  in  dem  Erkenntniss  und  Willen  Desjenigen,  welcher 
dieses  gedachte  Einzelwesen  gründete  und  gleichsam  belebte,  in  Den-* 
jenigen  fortdauert  und   sich  äussert ,  welche  die  Anstalt  oder  das 
Vermögen  — >  die  juristische  .Person  —  vertreten  und  nach    dem 
Willen  und  Zwecke ,  welche  dieselbe  hervorriefen ,  thätig  sind ,  als 
wenn  das  Ganze  eine  invidnell  wirkliche  Persönlichheit  wäre. 

§.  8.    Rechtsfähigkeit  der  Corporationen, 

Wie  verhält  es  sich  nun  aber ,  und  dies  ist  die  Hauptfrage« 
mit  der  Bechtsfähigkeit  und  mit  den  Bechten  dieser  lediglich  durch 
den  freien  Willen  hervorgerufenen  Gesellschaften,  welche  also  nicht 
bestehen  müssen^  wie  die  von  dem  Schöpfer  unmittelbar   angeord- 
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neten  Yerbindungen ,  sondern  die  sein  .kOnnen  und  anch  nicht  sein 
können ;  haben  sie  sch(m  mit  and  in  Kraft  ihrer  Orfindong  an  adi 
Bechtspersönlichkeit,  sind  sie  also  von  ihrer  Eotstehnng  an  mon- 
lische  Personen  oder  werden  sie  solche  erst  durch  die  Verleihung 
von  Seiten  des  Staates,  erhalten  sie  demnach  erst  ron  letzterem  die 
Ffthigkeit,  Bechte  zu  besitzen? 

Did  aus  der  Natur  des  Menschen  entstehenden  und  darum  oo- 
bedingt  noth wendigen  gesellschaftlichen  Yerbindungen ,  die  häus- 
lichen, gemeinheitlichen,  staatlichen  und  kirchlichen  müssen  an  uid 
für  sich  schon  BechtsfUiigkeit,  namentlich  die  Befugniss,  au  erwer- 
ben, und  zu  besitzen,  haben  und  kOnnen  dieselbe  unmöglich  tod 
einem  anderen,  ausser  ihnen  Befindlichen  erhalten ;  denn  sonst  mfisste 
die  nothwradige  Qestaliung  des  Menschengeschlechtes  nicht  ?on  der 
Natur  desselben,  also  yon  ihrem  BegrOnder,  dem  Schöpfer  abhängen, 
sondern  von  einem  Andern ,  welcher  daher  die  Natur  des  Menschoi 
bestimmen  und  folglich  deren  Urheber  sein  wür^e.  Dies  kann  aber 
der  Staat ,  welcher  nur  aus  Menschen  besteht  und  in  Folge  deren 
Natur  gegründet  wird,  unmöglich  sein,  da  er  das,  was  er  nur  durdi 
die  Menschen  ist  und  hat,  ihnen  nicht  erst  geben  kann.  Yiehnehr 
beruht  die  Entstehung  und  Bechtsf  fthigkeit  des  Staates  auf  der  Na- 
tur und  der  Rechtsfähigkeit  der  Einzelnen ,  sowie  der  Familie  und 
Gemeinde,  indem  diese  durch  ihre  Erkenntniss  und  ihren  Willen 
zum  Zwecke  ihrer  Sicherheit  und  Vervollkommnung  eine  geseU- 
schafüiche  Verbindung  als  ein  Ganzes,  als  ein  gedachtes  Einzelwe- 
sen,  den  Staat  bilden.  Die  Einzelnen,  Familien  und  Gemeinden 
haben  aber  als  nothwendtge  Glieder  der  Gesellschaft  eben  deashalb  auch 
unbedingt  die  Beftagniss,  die  zu  ihrem  Bestände  und  zur  &rdchung 
ihrer  Zwecke  erforderlichen  Mittel  sich  zu  ?erschaffen  und  zu  ge- 
brauchen, d.  h.  irgend  welches  Eigenthum  zu  besitzen  und  zu  ei^ 
werben,  also  Iftechtsfähigkeit,  weil  sie  ohne  diese  unmöglich  existiren 
und  zu  ihrem  Kiele  gelangen  könnten. 

Wenn  nun  die  nothwendigen  gesellschaftlichen  Verbünde  ihrer 
Natur  nach  aus  sich  selbst,  wie  der  Staat  und  unabhängig  und  Tur 
diesem  BechtsAh^keit  besitzen  und  dieselben  als  Vereinigongen 
gleichen  Begriff  und  gleiches  Wesen  haben  mit  den  durch  den 
freien  Willen  des  Menschen  hervorgerufenen  nicht  unbedingt,  aondeni 
nur  bedingt  nothwendigen  Gesellschaften,  so  muss  schon  daraus  fol- 
gen, dass  auch  die  letzteren  zu  ihrem  Bestehen  ebenso  wie  die  zu- 
erst genannten  Verbindungen  Bechtsf&higkeit  an  sich  und  ihrer  Na- 
tur nach  besitzen  und  besitzen  müssen.  Und  dem  ist  in  der  That 
90.    Dm"  Mensch  äarf  nicht  Mos,  sondern  fnuss  sogar  sidi  vor  Er- 
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reichong  seiner  rechtmftsaigea  Zwecke  der  hierxa  erforderlidien  Mit«- 
tel  auf  reehimässige  Weiee  bedienen  und  kann  hierin   weder  Ton 
einem  Einzelnen  noch  vom  Staate  gebindert  werden  ^  yielmehr  bat 
dieser  gerade  Pflicht  und  Recht,  dieses  Bestreben  anfuerkennen ,  zn 
schützen  und  zu  fordern.    Zu  den  Mitteln,  welche  der  Mensch  in  der 
angegebenen  Beziehnng  gebraachen  kann,  geiiört  vorzüglieh  der  Na* 
tar'der  Sache  nach,  dass  er  sich  mit  seines  Gleichen  verbindet,  nin 
(IttTcb  gemeinschaftliche  Kraft  zu  erlangen,  was  dem  Einzelnen  allein 
oicbt  möglich  wäre«     Das  Wesen  solcher  Gesellschaften ,  d.  h.  Das, 
was  sie  zn  einem  Ganzen ,  zn  einer  Einheit ,  zu  einem ,  wenn  auch 
Dor  im  Gedanken  wirklichen  Einzelwesen    machte  besteht  aber  in  ge«> 
ivieinschaftlichem  Erkennen  und  Wollen  eines-  rechtmässigen  Zweckes 
durch  Anwendung  der  hiezufahrenden  erlaubten  Mittel.    Zu  die&en 
Mitteln  gehört  nothwendig  Erwerb  und  Besitz  zeitlicher  Guter  ttr 
die  Gesellschaft,  also  Rechtsfähigkeit  derselben.  Denn  nicht  die  ein- 
zelnen Glieder  der  Gesellschaft  sind  deren  Wesen  und  Grundlage, 
sondern  die  Eine  gemeinschaftliche  Erkenntniss  und  der  Eine  ge^ 
meinsame   Wille  behufs  *  der    Erreichung   eines  gemeinschaftlichen 
Zweckes  sind  es  allein,  welche  die  Gesellschaft  begrOndes  und  tragen, 
da  die  Mitglieder   derselben  unabhängig  von  diesem   gemeinsamen 
Erkennen  und  Wollen  im  Uebrigen  in  Gedanken  und  Willen  noch 
so  sehr  verschieden  sein  können.    Folglich  gehört  nothwendig  der 
Besitz   der  zeitlichen   Guter  zur  Erreichung  des  gemeinschaftlichen 
Zweckes  der  Gesellschaft  als  solcher,  diesem   einheitlichen  Erkennen 
und  Wollen  des  Zweckes,  unmöglich  also  den  einzelnen  Mitgliedern ; 
die  Gesellschaft  hat  daher  als  solche  nothwendig  an  und  für  sich 
Rechtsfähigkeit.    Wenn   aber  der  Staat  verpflichtet  ist ,  das  Recht 
des  Menschen  auf  Besitz  und  Erwerb   der  zur   Erreichung  seiner 
Zwecka  dienenden  Mittel  zu  schützen  und  wenn  zu  diesen  Gründung 
und  Bestand  von  Gesellschaften  gehören  und  letzteren  ihrer  Natur 
nach  Rechtsfähigkeit  zukommt;   so   ist  der  Staat   ebenso  auch  ver- 
bundeoi  die  Bildung,  das  Bestehe  und  die  Rechtsiähigkeit  der  von 
den  Menschen  nach  freiem  Ermessen  zur  Erreichung  ihrer  rechtmäs- 
sigen Zwecke  mit  gesetzlichen  Mitteln  geschaffenen  Gesellschaften 
anzuerkennen,  zu  schirmen  und  zu  fördern. 

Mit  dieser  dem  Begriffe  der  Gesellschaft  entfliessenden  Rechts- 
fähigkeit hängt  aber  nothwendig  zusammen  die  Befugniss  der  Ge- 
selhM^haft ,  d.  h.  der  die  Einheit  des  Erkennens  und  Wolfens  Dar- 
stellenden und  die  Erreichung  des  erkannten  und  gewollten  Zweckes 
Bewirkenden ,  der  Vorsteher ,  der  Vertreter  der  Vereinigung ,  daci 
durch  die  Erkenntniss  und  den  Willen  zur  Erreichung  des   Zweckes 
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bettimiiite,  also  der  Gesellschaft,  als  idealeni  Einzelwesen  gebj^nde 
Vermögen  zu  vel'walten  und  zu  verwenden.  Denn  der  Umstand, 
dass  die  zeitlichen  Gflter  naeh  dem  den  Einzelnen  gemeinsamen  Er- 
kennen und  Wollen  zar  Brreichong  des  Zweckes  benutzt  werden, 
macht  gerade  Wesen  und  Grund  der  Gesellschaft  aus;  sobald  aber 
dieses  Vermögen  nach  der  Erkenntniss  und  dem  Willen  eines  An- 
dern und  nicht  nach  Erkemien  imd  Wollen  Derer ,  welche  die  Ver- 
einigung grfiudeten  und  tragen,  verwendet  wfirde,  wäre  die  das  We- 
sen der  GeseUschall  ausmachende  und  bedingende  Grundlage  und 
damit  natürlich  die  Gesellschaft  selbst  aufgehoben,  üebrigens  liegt 
im  Begriffe  der  Bechtsf&higkeit  schon,  dass  Demjenigen,  welcher  ein 
Becht  besitzt,  auch  dessen  Erhaltung  und  Gebrauch  zusteht;  denn 
ein  Becht^  welches  man  nitht  selbst,  sondern  nur  nach  Anweisung 
eines  Andern  ausüben  darf,  ist  eben  in  Wirklichkeit  kein  Becht. 

Die  Gründung  von  Gesellschaften  und  deren  Fähigkeit  Eigen- 
thum  SU.  besitzen,  zu  verwalten  und  zu  verwenden,  hängen  also  nicht 
von  der  Anerkomung  des  Staates  ab,  sondern  fliessen  ans  dem  na- 
tüiliohen  Beohte  des  Menschen.  Mit  dem  Entstehen  der  Gesell- 
sehaft  hat  sie  auch  zugleich  BechtspersOnlichkeit,  welche  die  öffent- 
liche Gewalt  anerkennen  und  sehfitzen  muss.  Nur  steht  es  dieser 
als  Becht  und  noch  mehr  als  Pflicht  zu ,  wenn  gegründete  Zweifel 
vorliegen ,  sich  zu  fiberzeugen ,  dass  Zweck  und  Mittel  der  Gesell- 
schaften rechtmässige  und  erlaubte  sind,  weil  in  diesem  Falle  Ein- 
zidne  oder  die  gesellschaftlichen  Ordnungen  beschädigt  werden  könn- 
ten, was  zu  verhüten  ebm  Aufgabe  des  Staates  ist^). 


1)  Liheratort  L  e.  p.  287  sagt  in  dieser  Beiiehaiig  sehr  richtig  t 
»GH  Qomini  hanno  diritto  di  possedere?  II  possessora,.  quando  neu  offüide  i 
diritti  d*altnii,  pnö  egli  disporre  a  sno  talento  del  posneduto?  A  nessuoa 
di  qneste  interrogazioni  pub  darsi  altra  risposta,  che  aiTennatiTa.  Eccovi  adon- 
qae  una  sodeta  composta  di  possessori  Hberi.  Eccori  in  questa  societa  il .  di* 
ritto  indipendente  di  possedere.  K^  vale  il  dire  che  potrannd  bensi  i  membri 
indiriiiii  di  qnesta  societa  possedere  per  diiitto  loro  proprio ,  tna  lum  per  que- 
sto  doTrasi  lo  stesso  diritto  concedere  alla  loro  rinniono,  in  qvanto  tale.  PoMie 
se  esiste  nn^associazione  qnalsivoglia,  qnesta  associazione  ha  tntti  i  diritti  na- 
tnrali  che  le  competono  in  forza  del  prindpio  che  la  formö  e  della  volonta  dei 
sodi  che  la  coslitnirono,  con  solo  qnesta  condizione  che  non  debha  nnocere  alle 
altre  legittime  associationi »  ooUe  qnali  de^e  ooesistere  e  trorarsi  in  contatto. 
•  .  .  Or  snpposto  il  diritto  di  assoeiarsi,  deTe  rieonoscersi  nella  sodeta  oiisti- 
tnita  nna  antorita  e  in  qnesta  antorita  il  diritto  dl  nnire  glsi  sforzi  etterai  dai 
socii  verso  il  fine  che  la  sodeta  si  h  proposta.  Tra  qnesti  sforzi  estami  baa 
Inogo  i  mezzi  pecnniarii,  i  beni,  i  possedimenti.  Qnesti  dnnqne  cadono  sotto 
Tantorita  sodale,  e  nessnno  fnori  di  lei  e  gindice  competente  del  modo,  ond'essi 
ii  dabboDo  ordinäre  a  disporre  al  bene  della'  sodeta.« 
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Dass  znr  Entstehung  juristischer  Personen ,  zur  Rechtsfähig- 
keit von  Corporationen  und  Stiftungen  nach  gemeinem  (römischen) 
Bechte  Verleihung  durch  die  Staatsgewalt  nicht  erforderlich  sei,  gibt 
V.  Pöschinger  a.  a.  0.  S.  18  selbst  zu. 

Sphlagend  sagte  der  Baron  D^Ondes  Reggio  in*der  Sitzung  des  italienischen 
Abgeordnetenhauses  Tom  12.  Juli  1867:    »Wenn  ihr  saget,  dass  der  Staat  es 
sei,  wetoher  durch  seine  podtiren  Gesetze  die  moralischen  Personen  schaffe,  so 
frage  icji  euch  alsdann:    Durch  welches  positire  Staaisgesets  wurde  denn  die 
moraliso^e  Person  des  Staates  geschaffen?    Gibt  es  irgend  ein  positives  Staats« 
gesetz,  welches  vor  dem  Staate  vorhanden  wäre?    Aus  dieser  Klemme  gibt  es 
kernen  Ausweg  und  ich  fordere  alle  Rechtsgelehrten  heraus,  darauf  zu  antwor- 
ten :    Entweder  bestehen  alle  moralischen  Personen  in  Kraft  des  Naturrechtea 
and  dann  besteht  auch   der  Staat  in  Kraft  des    Natarreohtes^nd  hat  ein 
berechtigtes  Baaein;  oder  alle  moraHscheB  Personen  bestehen  nicht  in  Kraft 
ies  natürlichen  Rechtes ,    alsdann    besteht  auch  der    Staat  nicht  in    Kraft 
des  natürlichen    Rechtes   und    besitzt   demnach    ein  unberechtigtes   Dasein.« 
Se  voi  dite  che  lo  Stato  h  quello  che  crea  glienti  morali  colle  sue  leggi  posi- 
tive, io  allora  vi  chieggo,  con  qnal  legge  poeitiva  di  stato  si  h  creato   Tent^e 
morale  Stato?    C*^  qualdie  legge  positiva  di  Stato   ehe  precsista  allo  Stato*? 
Da  questo  dilemma  non  si  esce,  ed  io  sfido  tutti  i  giureconsulti  a  rispondervi: 
0  tutti   glienti  morali  sono  per  diritto  di  natura ,  ed  allora  lo  h  anco  per  di* 
ritte  di  natura  lo  Stato  ed  esso  e  legitimo;  o  tutti  gli  enti  morali  non  sono 
per  diritto  di  natura,  ed  allora  neppure  lo  Stato  h  per  diritto  di  natura  ed 
allora  lo  Stato  h  illegitimo.    Civilta  cattol.  Ser.  IX,  vol.  IV,  p.  28.    Hier  heisst 
es  noch  p.  28:    »Wenn  also  der  Staat  der  moralischen  Person  nicht  das  Ela^ 
sein  gibt,  so  kann  ex  ihr  auch  nicht  die  Fähigkeit  zu  besitaen  geben*  eine  na- 
türliche. Folge  ihres  Daseins  an  sich.    Von  dem  Augenblicke  an,  dass  die  mo- 
ralische Person  besteht,  geniesst  sie  alle  mit  ihrer  Persönlichkeit  verbundenen 
Rechte  und  desshalb  auch  das  Recht  zu  erwerben  und  zu  besitzen  und  auch 
durch  ein  Gesetz  nicht  ihres  Kigenthumes  beraubt  zu  werden  ausser  mittels 
einer  gerediten  Entschädigung.    Und  wenn  man  auch  nachweisen  würde,  dass 
eine  GeseUschalt  unheilbar  schädlich  sei  fUr  das  gemeine  Beste,  hatte  der  Staat 
wohl  das  Recht,  sie  aufzulösen ,  aber  mcht  sich  ihires  Vermögens  zu  bemäch- 
tigen, welches  unter  die  Mitglieder  der   aufgehobenen    Gesellschaft  vertheilt 
werden  inüsste.    Das  Recht  zu  besitzen  ist  nicht  vom  Gesetze  den  Privaten 
und  den  einzelnen  Verbindungen  unter  ihnen  gegfehen,  sondern  es  ist  ihnen  von 
der  Natur  ve^li^en,  rot  allem  Gesetze  und  vor  jeder  Errichtung  von  Gesell- 
schaftea.     Die  bürgerliche  Gesellschaft  (der  Staat)  kann  dieses  Recht  nur  re- 
geln, dass  es  nicht  dem  Gemeinwohle  schade ,  es  schützen ,  dass  kein  Mitglied 
der  Gesellschaft  noch  diese  selbst  Nachtheil  erleide. €  —  Cr   se  lo  Stato  non 
do  Tesserc  aÜ'ente  morale,   neppure  gli  pub  dare  la  facolta  di  possedere,  con- 
segnenaa  naturale  del  semplice  suo  essere.    Dal  momento  che  il  corpo  ttiorale 
esiste ,    gli  gode  di  tutti  i  diritti  inerenti  alla  sua  personaüta,  e  quindi  di  quello 
di  acqüistare,  di  possedere,  di  non  poter  essere  espropriato  delle  cose  sne  nep* 
pur  dalla  legge,  salvo  che  mediante  una  giusta  indemnita.    Ed  anche  quando  si 
vemsse  a  dimostrare  ehe  una  societa  h  divenuta  irrimediabilmente  dannosa  al 
bene*iinivetsale|,  lo  Stato  avrebbe  bensi  il  diritto  di  scioglierla,  man  non  quello 
d'impadronirsi  dei  suoi  beni,  che  debbono  spartirsi  tra  membri  della  societa 
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Wenn  nun  anch  die  Anerkennung  ?on  Seiten  der  weltlieben 
Macht  znr  Begründung  einer  moralischen  Person  nicht  nothweodig 
ist,  sondemeine  Gesellschaft,  sobald  sie  nicht  unrechtmässige  Zwecke 
verfolgt  oder  nngesetzliche  Mittel  gebraucht  an  und,  fftr  sich  in  und 
mit  ihrem  Entstehen  auch  ein  ßechtssubject  ist;  so  wird  doch  die 
ausdruckliche  staatliche  Anerkennung  iur  diese  Vereinigungen  selbst 
und   iftr  die  Allgemeinheit   von  grossem  Nutzen  sein.    Denn  jene 
haben  alsdann  nicht  mehr  in  jedem  einzelnen  Falle  den  Beweis  ra 
liefern,  dass  sie  in  der  That  eine  Bechtseinheit  bilden  und  erlaubtem 
Zwecke  mit  rechtmässigen  Mitteln  nachstreben ;  dass  sie  diese  und 
jene  bestimmte  Art  der  Vertretung  haben  u.  s.  w.  und  die  übrigen  Men- 
schen sind  "nicht  genOthigt,  über  das  wirkliche  und  rechtnoäss^  Be- 
stehen und  die  Einrichtung  der  betreffenden  Gesellschaft  sieh  erst 
zu  verlässigen  und  sind  weniger  der  Gefahr  ausgesetzt,  wegen  mangel- 
hafter Kenntniss  Schaden  zu  leiden,   weil   die  Anerkennung  durch 
den  Staat  nach  beiden  Seiten  hin  Bürgschaft  bietet ,   obwohl  ^iese 
Anerkennung,  wie  gerade  unsere  Zeit  durch  hunderte  von  BMspielen 
schlagend  darthut,  durchaus  nicht  zur  Anwendung  der  schwersten 
Nachtheile  von  genauer  Untersuchung  und  Prüfung  der  Gesellschafts- 
verhältnisse durch  die  Betreffenden  selbst  entbindet.  Vereinigungen, 
welche  «nerhiubte  Zwecke  verfolgen  oder  schlechte  Mittel  anwenden, 
kann  oder  muss  vielmehr  der  Staat  nicht  blos  die  Anerkennung  ver« 
sagen,  sondern  er  muss  sie  verbieten:  ebenso  ist  er  aber  anch  vtf- 
pflichtet,  die  anderen  Gesellschaften  anzuerkennen,  d.  h.  ihr  Bestehen 
und  ihre  Bechtsfähigkeit,  nachdem  solche  nachgewiesen  sind,  nicht 
zu  bestreiten,  sondern  zu  achten,  dagegen  ist  er  nicht  zu  einer  aus- 
drücklichen ,  besonderen  Anerkennung  verbunden ,  obw<dil  der  Stasi 
dieselbe  umsoweniger  verweigern  soU,  je  allgemeiaer,  erhabener  und 
für  das  geistige  und  leibliche  Wohl  Aller  nützlicher  die  Zwecke  der 
Gesellschaft  sind,  weil  er  den  Beruf  hat,  für  das  gemeine  Beste  zu 
sorgen  und  desshalb  die  dasselbe  fördernden  Mittel  zu  begünstigen, 
unter  welchen  unstreitig  das  wirksamste  die  Vereinigung  Vieler  znr 
Err^ehung  eines  guten  Zweckes  nach  den  verschiedendsten  Bezieh- 
ungen ist. 

Die  Verordnung  Ludwigs  Xm.  Königes  von  Frankreich  vom 
21.  November  1639,  ferner  diejenigen  Ludwigs  XIV.  vom  Juni  1659 


diftratta.  U  diiüto  di  poosedere  non  e  dato  daUa  le^e  ai  privati  ed  ai  toda* 
liiii  particolari  tra  loro,  ma  h  dato  dalla  natura  preeedenteroeiite  ad  ogid  legfe» 
ad  ogni  ooititosione  di  Bodeta.  La  aodeta  dvile  bob  pub  cfa«  ov&iailo,  per^ 
aon  nooeia  al  bene  anirariale  della  sua  aanociaiioae,  tatelarlo,  peteh^  de  act- 
nmo  dei  aoeii,  n^  daU*aiflociaiioii  loro  loflhi  nocnmento. 
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ood  December  1666  und  endlich,  da  diese  Yerordniiiigeii  nicht  be« 
frigt  worden ,  das  Edict  Ludwigs  XY.  vom  August  1749  und   die 
bdschrftnkende  Erläuterung  desselben  vom  20.  Juli  1762 ,  erhssea 
tnf  den  gegen  die  Mberen  Yerffigungen  erh(di>Qiien  Einspruch  der 
französischen  Geistlichkeit  in  den  Jahren  1750,   1755  ^    1758  und 
1760,  machten  in  grösserer  Ausdehnung,  als  es  bisher  in  einzelnen 
L&ndern  geschehen  war,  die  F&higkeit  neu  errichteter  geistlicher 
ond  weltlicher  Gesellschaften  und  Anstalten  f&r  milde  Zwecke,  auch 
bfirgerlich  rechtsgtltig  Eigenthum  zu  besitze  und  zu  erwerben,  so- 
wie die  Befngniss  der  schon  bestehenden  moralischen  Personen  sdl- 
eher  Art,  neues  liegendes  YermOgen  zu  erhalten,  von  der  könig- 
lichen Genehmigung  abhängig  —  Yer<Mrdnungen ,  welche  dann  in 
Folge  der  herrschenden  Staatsomnipotenz,  des  Bureaucratismus ,  der 
philosophischen  und  öconomischen  Ansichten  und  der  materiellen 
Zeitrichtung  eifrig  nachgeahmt  und  wo  möglich  noch  ausged^nt 
wurden.    Allein  die  angefUirten  Yerordnungen  der  französischen  Kö- 
nige gingen  keineswegs  von  dem  Gedanken  aus,  dass  sie  die  Rechts^ 
ftbigkeit  der  Gorpprationen  ans  dem  Grunde  von  der  Genehmigung 
des  Staates  abhängig  machten,  weil  dieser  fi1l)erbanpt  die  Qudle  äl* 
les  Rechtes  und  jeder  ReehtsfähigheU  sei ,  sondern  die  französisch«! 
wie  die  anderwärts  ihnen  nachgebildeten  Yerfägungen  stätzten  sich 
in  dieser  Beziehung  auf  die  Rfick^icht  auf  das  allgemeine   Wohl, 
welchem  durch  neue  Erwerbungen  von  Seiten  der  genannten  Anstal* 
ten  die  grössten  zeitlichen  Nachthdle  zugefSgt  wfirden  ,  indem  da^ 
durch  wie  namentlich  der  Eingang  des  Edictes  vou  1749  hervorhebt, 
die  Familien,  die  Lehensherm  und  besonders  die  Staatscasse  em- 
pfindliche Yerlüste  erlitten.    Man  berief  sich  demnach  auf  einen  an 
sich  rechtsgiltigen  Grund,  dass  nämlich  die  erwähnten  Gorporationen 
in  ihren  neuen  Erwerbungen  verderbliche^  also  unerlaubte  Mittel  zur 
Erreichung  ihrer  Zwecke  anwendeten,  obschon  dies  thatsächlieh  ganz 
unwahr  war,  da  die  Anhäufung  «von  Yermögea  in  der  sog«  todten 
Hand  (main-morte)  d.  h.  bei  den  gedachten  Anstalten  gerade  der 
Allgemnnheit  der  Natur  der  Sache  und  der  Erfahrung  gemäss  den 
grössten  Nutzen  gewährten,  während  alle  Beschränkungen  derselben 
für  das  genfeine  Beste  nur  von  entschiedenem  Nachtheile  waren  und 
sind. 


§,  10.    Rechtsfähigkeit  der  Kirche, 

Nadi  dem  Gesagten  ist  also  eine  jede  Gesellschaft  nothwendig 
eine  Persönlichkeil;,  weil  Ein  gemeinschaftliches  Erkennen  und  Wollen 
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Eiiien  gemeinschaftlichen  Zweck  mit  genieiABcbaftlicheii  Mittelo  er- 
strebt.   DeAn  ohne  dae  solche  geistige  Einheit,   d.  h.   Fersönlieh- 
keit  ist-  eine  Geselbchaft  der  bezeichneten  Art  nicht  dankbar,  ob- 
mügUch.    Sie  bleibt  daher  eine  moralische,  jaristische  PersoB,  auok 
wenn  sie  mit  unrecht  vom  Staate  nicht  anerkannt  nnd  geschätzt 
wird.    In  diesem  Falle  wird  der  Bestand  der  Gesellschaft  nur  er* 
Schwerin  indem  sie  sich  genöthigt  sieht ,   nicht  anf   dem   knnsesten 
nnd  gewöhnlichen ,    sondern  auf  einem   Umwege,  ihre  Wirksamkeit 
zu  äussern  und  insbesondere  die  zur  Erreichung  ihres  Zweckes  er* 
forderlichen  Mittel  zn  boschaflfon ,   erhalten  und  verwenden.    Alleio 
die  Gesellschaft,  d.  h.  Das,  was  sie  zu  einem  Ganzen,  zu  einem  g^ 
dachten  einheitlichen  Wesen  macht,  bleibt  bestehen  nnd  thätig,  ob* 
gleich  die  Staatsgewalt  die  Bechtspersönlichkeit  derselben  nicht  bk» 
nicht  ausNlrficklich  und  besonders,  sondern  gar  nicht  anerkexint  Dod 
daher  auch  nicht  schätzt.  Diese  Wahrheit  erkennt  selbst  v,  Bo$ehi»gtfy 
indem  er  a.  a,  0.  S.  3  sagt:    >Die  Erfahrung  aber  lehrt,  dass  die 
Kirche  sowohl  unter  den  einen  als  den  andern  Verhältnissen  (d.  b. 
bei  staatlicher  Anerkennung   wie  Nichtanerkennung   ihrer  ßechts- 
fthigkeit)  recht  wohl  bestehen  könne  und  bemerkt  dazu  in  der  An- 
merkung 5:    »In  den  ersten  drei  Jahrhunderten  des  Bestehens  der 
katholischen   Kirche  war  die  Eigenthumsfähigkeit  derselben  soviel 
als  iAcM  anerkannt.    Gleichwohl  gedieh  die  Kirche   prächtig  und 
hatte  mitunter  bessere  Früchte   aufzuweisen  als  im   19.  Jahrhon- 
derte  (?),  wo  die  Kirche  unter  rechtskräftigem  Titel  Milliarden  ra* 
sammengehäuft  hat  (?).    Allein  wir  brauchen  keineswegs  aowmt  in 
der  Geschichte  zurückzublättern.    Wird   etwa  die  Eigentfaumsfähig« 
keit  der  Kirche  in  China  anerkannt;  oder  in  allen Xändem  Ameri- 
ka^s?    Oder  fählt  sich  die  Kirche  deshalb  daselbst  nicht  lebenf&hig? 
Oder  tängirt  es  dieselbe,  dass  in  Frankreich  nach  einer  vielverbrei* 
teten  Ansicht  die  politische  Gemeinde  Herrin  des  Kirchengotes  (soll 
heissen:  des   Kirchen^e&otiä^,  kemeswegs  des  Kirchenpul^  —  ^ 
das  Letztere  denkt  in  Frankreich  Niemand,  (Trait^  de  la  l^gishtioo 
des  cultes  par  Gaudry  tom.  II,  p.  476)  —  wohl  aber  in  Deutacbhind 
das   Berliner  Obertribunal)  ist?€     In  der  That  bestand  und  be- 
steht in  den  angegebenen  Zeiten  und  Ländern  die  kuthcdftche  Kirche, 
wurde  und  wird  als  eine  Einheit  mit  Einem  Ziele  von  Allen  »wahr- 
genommen  und  besitzt  und  verwendet  die  dieser  Einheit  gehörigen 
Mittel  zur  Erreichung  des  Zweckes  derselben,  wenn  sie  auch  in  allea 
diesen  Beziehungen  vom  Staate  nicht  anerkannt  und  geschützt  wird. 
»Ueber  die  Wege,  welche  die  Kirche  eingeschlagen  hat,  um  auch  in 
Ländern,  wo  sie  und  ihre  kirchlichen  Institute  nicht  als  eigenthums- 
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i&hig  aoerkanot  sind,  fwt  die  Bescbaffang  and  gesetamftBSige  BegeU 
nog  ihrer  materieHen  B9dürfiusae  genfigend  zu  sorgen«  (a.  a.  0.  8. 
3  Aomerk.  5)  beriobtot  ^  Poeckhiger ,   indem  er  a.  a.  0.  S.  301 
»eine  iBteresstiite  von  Papet  Oregor  XVL  bestätigte  Entscheidung 
der  Sacra  Gongregatio  de  Propaganda  fide  tom  15.  Deeember  1840 
fSr  die  vereimgten  Staaten  Nardamerikd's*  mittheilt.     Hier  wird 
o&mlieb  der  Hauptsache  nachTo^gesehrieben»  dass  die  Bischdfe  be* 
zaglieh  der  in  ihrem  Besitze  befindlichen  Kirchengfiter  nadi  EnBes-» 
800  einen  andern  amerikanischen  Bischof  zam  Testamentserben  ein-» 
setzen ,  in  Betreff  der  Ar  einzelne  kirchliche  Anstalten  bestimmten 
and  von  ihnen  besessenen  Yermiygen  aber ,  je  nach  Lage  der  Dinge^ 
daf&r  Sorge  tragen  sollten,  dass,  wenn  diese  Kirchengfiter  von  Meh« 
rereo  gemeinschaftlich   so  besessen  wflrden,  dass  beim  Tode  .eines 
derselben  sein  Becht  ailf  die  üebrigen   übergehe  und  keiner  fiber 
dieses  Vermögen  weder   unter  Lebenden  noch   auf   den   Todesfall 
rerfSgen  kSmie,  jedesmal  nach  dem  Ableben  eines  dieser  Mitglieder 
ein  anderes  in  der  nftmlichen  Weise  bestellt  wflrde  und  dass  ebenso, 
wenn  das  Vermögen  der  kirchlichen  Anstalt  oder  Oenossenschaft  nur 
Ton  einem  IndiTiduum  auf  seinen  Namen  besessen  wörde ,  dieser  wh 
fort  einen  Andern  testamentarisch  zum  Erben  dieses  Vermögens  ein- 
setzen mfisse.    Allein  dies  Alles  ist  gerade  die  offenbare  Bestätigung 
daftr,  dass  in  Nordamerika  die  katholische  Kirche,  obwohl  sie  legal 
nieht  anerkannt  und  geschätzt  wird ,  dennoch   in  WirkliehkeU  als 
eine  BechtspersOnlichkeit ,  welche  Eigenthum  besitzt ,  verwaltet  und 
y erwendet,  besteht ,  wenn  sie  dies  imi  auch  nur  auf  Umwegen ,  also 
in  besdiwerlicberer  und  unter  umständen  naehtheiligerer  Weise  sein 
kann;  dies  ist  die  Bestätigung  dafftr,  dass  die  Rechtspersönlichkeit 
einer  Oesellschaft  in  ihrem  Wesen  begründet  ist  und  ihr  nicht  erst 
vom  Staate  ertheilt  wird ;  dass  femer  die  Anerkennung  von  Seiten 
der  Offentlidien  Gewalt  den  Bestand  und  die  Wirksamkeit  dieses 
Rechtssnbjectes  erleichtert,  f&rdert,  sichert,  keineswegs  aber  erst  er« 
mOglicht;  dies  Alles  ist  endlich  auch  die  Bestätijgung  dafär ;   dass 
der  Staat  die  in  der  Natur  und  der  Bestimmung  des  Menschen  ge* 
legene  Gründung  von  G^ellschafben  zur  Erreichung  erlaubter  Zwecke 
mit  gesetzlichen  Mitteln  und  die  im  Begriffe  und  Wesen  dieser  Qe* 
sellsebatten  gegebene  fiechtspersOnlichkeit  derselben  anzuerkennen 
and  zu  schirmen,  Genossenschaften  dagegen,  welche  schlechte''Zwecke 
verfolgen  oder  unrechtmässige  Mittel  anwenden,  nicht  zu  dulden  ver- 
pflichtet ist,  weil  der  Staat  den  Beruf  hat,  alles  zur  Bestimmung 
des  Menschen  Gehörige  und  ihr  Dienliche  zu  schützen  und  zu  be*f 
gunstigen,  das  Entgegengesetzte  aber  zu  unterdrücken.    In  Nord- 
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am^rika  rertheilt  die  katho]iscfae  Kirche  ancb  ihr  Yemidgen  unter 
die  (rinzehi^n  Anstalten  and  ordnet  dessen  Verwaltung  nnä  Yenren- 
doiig  nach  den  verschiedenen  kirchlicheli  Zwecken  'und  BedorfnisseQ; 
denn  es  gehört,  wie  gezeigt  worden,  znm  Begriffs  und  Wesen  eioer 
Gissellschaft  nicht  blos  cKe  eifordeTlitthen  Mittel  ans  und  für  sieh 
2a  besitzen,  sondern  auch  ebenso  selbststftndig  nach  d«m  die  Gtnos- 
setischaft  bildenden  und  tragenden  Willen  zu  regeln  und  zu  gebrta- 
chen,  Weil  kein  Änderer  solche  Kenntniss  desselben  nndsotehen  An- 
thefl  an  dessen  Yerwirkllchung  haben  kann  ,  als  die  Oesellschaft 
selbst,  diese«  vielmehr  dnrch  das  Eingreifen  eines  fremden  Willens 
in  ihrer  Örnndlage  zerstört  und  aufgehoben  würde. 

.  §.  IL    Ist  die  Ri^ahtspersönUchkeit  der  Kirche  vom  Staate  ab- 
^      .      ,  '  hängig? 

Dnl^nacfa  ergibt  sich,  wie  nagetieuerlich  schon  nach   dem  na- 
törlidieH  Rechte  und  der  gesunden  Vernunft   folgende   Behauptnng 
(I.  Faecihinger's  ist:  »Nachdem  nun  aber  der  Staat  in  die  kifcblicbe 
Itecbisspliäre'  nicht  eingreift;  wenn  er  sagt,  die  katholische  Kirche 
kann  in  meinem  Lande  für  ihre  Zwecke  überhaupt  kein  salbststftn- 
diges  Vermögen  erwerben,  so  kann  von  einem  £ingrifF  in  ihr  Recht 
auch  dann  noclh  keine  Bede  sein^  wenn  er  sagt:  nach  meinen  Ge- 
setzen i9oUen   die  politischen   Gemeinden  jene   Subjecte   voiatelleo, 
welche  fabig  sind,  Vermögen  fSr  kirchliche  Zwecke  zu  erwerben  oder 
2a- besitzen«  a.  a.  0.  S.  2.    Demnach  waren  und  sind  alle  Gewalt- 
tbaten  des  Staates  bezüglich   des  Kirchengutes  jegliclkem  Reckts- 
sinae  zum  Hohne  rechtlich  vollkommen   begründet;    »denn  eine  an- 
dere als  höchstens  moralische  Verpflichtung,  die  Kirche  überhaupt 
im  Lande  als  eigenthnmst&hig   anzuerkennen,  besteht  nidit«  a.  ^ 
0.  S.  2.     Weloben  Sinn   hat   es  aber   bei  solchen  A^naiehten  noch 
über  das  »Bigenthum  am  Kirchenvermögen«  zu  scbrnben,  da  hier- 
nach  ftir  den  Staat  einfach  nur  der  Satz  giH :  car  tel  est  nobe  bon 
plaisir!    Und  eine  derartige  Meinung  wird   ohne   allen  Beweis  ab 
die  ioissenschafUicke  Errungenschaft  der  Neuzeit  hingestellt  und  da- 
bei gerühmt,  da«s  nunmehr  die  früher  als  höchst  philoeophiaeh  ge- 
priesenen Theorien  als  wissenschaftlich  überwunden  anzusdien  seien  i 
Und  dennoch  hat  die  Verkehrtheit  der  »überwundenen«  Theonm  in 
der  jet2t  bei  den  Staatsjnristen   herrschenden  Ansioht  die   buchst« 
Spitze  erreicht  und  kann  nicht  mehr  weiter  geführt  werden.    Denn 
eine  vollst&ndigere  Vernichtung  der  Natur  und  Beehte  des  Eunelnea 
sowohl  ak  auch  der  geaellschaftüchen  VerUndungea,  sowie  eine  voll- 
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komDMnere  Yerkenniuisr  der  Nitnr  und  der  Beebte  des  StemieSi 
Uast  eich  nicht  mehr  denken,  ab  wenn  die  BeMsfähigheit  und  alles 
uad  jedes  Bscht  der  Indinduen  und  Corporationen  Tom  Bkaaie,  all 
deren  Quelle  und  eigentlieben  Urheber ,  abgeleitet  wird.  Die  An* 
sieht  von  oineni  Obereigenikiime  des  Staates  erkannte  doeb  aeeb 
eine  Art  Ton  Sigeiithwn  und  sonstige  Rechte  Anderer  als  ihnen  an 
und  for  sich  znstebend  an« 

Der  OrandsatS'  vom  VolkswoMe  setat  die  Anerkennmig  der 
Rechte  der  EJazelnen  und  Gesettschaften  voraus ,  indem  er  gerade 
aof  dem  Widerstreite  der  Beehte  des  Binseinen  und  der  Oesammt* 
heitf  des  Staates  beruht,  bei  welchem  Uegensatse  das  Beefaides  Bin* 
zehien  dem  Beehte  des  (Jansen  weichen  mnss,  da  die  Erhaltung  und 
das  Wohl  der  Gesammtheit ,  dbrch  welehe  der  Binseine  im  AUge^ 
meinen  besteht,  Ifir  ihn  selbst  ein  wichtigeres  Beeht  und  ein  grOs* 
serer  Vortheil  ist ,  als  sein  Nutzen  und  Becht  in  einem  eiuzdnen 
Falle ,  voransgesetat ,  dass  auch  in  der  That  unter  den  gegebenen 
Verhftitnissen  das  Becht  und  Wohl  des  Ganzen  und  des  Einaetaen 
io  Widerstreit  geratben,  cellidiren,  demnach  jede  Willkür ,  also  die 
Verletzung  der  Beehte  der  Individuen  oder  Corporationen  ausge* 
Bchloesen  ist. 

Die  Ansicht,  dass  der  Siaai  die  juristis^en  Bgrsanen  schafft 
und  dedialb  auch  aufheben  könne,  läset  doch  die  Beehtsftbigkeit 
und  die  Redite  der  Bingdnm  ungekränkt.    ' 

Der  üotisseati'sehe  Oesellschaitsvertrag ,  wdcber  Begriff,  Bot* 
stehnng  und  rechtliches  Dasein  des  Staates  lediglich  vom  Willen 
der  Einzelnen  abhängig  macht,  übertreibt  hjerdnreb  die  Becbtsfllhigw 
keit  und  die  Rechte  des  Individuums,  während  er  sie  freilieb  im  vftl« 
ligen  Widerspruche  mit  sich  selbst  durch  die  der  Mehrheit,  bezieh* 
ungsweise  der  Staatsgewalt  beigelegte  Herrschaft  über  die  Binzelven 
wieder  vemicbtet.  Allein  es  ist  doch  denkbar,  dass  ein  Staat  durch 
den  Willen  seines  Mitglieder  gegründet  wird ;  undenkbar  ist  es  da* 
gegen,  dass  der  Staat,  welcher  lediglich  aus  Einzelnen  besteht,  die« 
sen  erst  Bechtsf&higkeit  mittheilen  solle.  Unter  den  vielen ,  wirren, 
m&c  verwilderten  und  leidenschaftlich  angeregten  Einbildungskraft 
and  nicht  umsichtiger  Ueberlegung  entsprungenen  Behauptungen 
Mirabemu^a  ist  in  vorliegender  Beziehung  die  eigenUifimlichste,  die 
Meinung ,  dass  Alle  ein  gleiches ,  üngeäieiltes  Eigenthum  an  den 
Göton  der  Erde  besässen  und  den  Einzelnen  den  ausseUiesdiebeii 
Besitz  von  gewissen  Gegenständen  übertragen  hätten,  wesshalb  jeder 
Eigentiiflmer  im  Grunde  nur  als  Bevollniäehtigt«r,  als  Beamter  der 
Gesammtheit  zu  betrachten  sei  (le  propri^taire  n'est  lui  meme  que 
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U  Premier  ißs  ealarMs  -r-Choix  de  Bat^porte,  Opinionfl  et  THscoms  ete. 
tobie  l,  p.  87.)  Diese  Aneicht  bwoht  offenbar  auf  der  Annahme  te 
OeseUeoltaftsFertragee  nad  unterliegt  daker  atck  der  gleichen  üb« 
wabrheifi.  Allein  diese  abenteoerliche  Behaoptnng  Mirabeau's  vk 
dennoch^  ksofem  «e  dem  MfUfdnm  em  msprimglid^  Beoht  bei- 
legt^ aatAriichec  ab  die  nem  Theorie  dbor  die  Bechisffthigkeit  mA 
das  Eigenthnm  der  Individuen  und  Gorporatiooen. 

^  Sefblgt  BMin  diese  Theorie,  so  verlieht  es  sieb  vien  selbst,  dass 
iiaa  die  »Lfciiing  der  Frage  nach  dem  Bigentburae  «n  Kirchenver- 
mOgeo«  darin  fi&det,  dass  man,  wie  HiMpr  a.  a.  0.  S.  152,  sagt: 
»Die  Gbottovinrse  übet  das  Eigenthnm   am  Kirchengnt  ist  eine  an- 
lislisohe;  ...  Ob  die  Eicebe  ftberhaiapt  ErwerbsOhigkeit  hat  and 
wer  der  3pf jvieHs  Eigenthümer  des  Gutes  imieriialb  der  Eirdie  ist, 
das  kaim  immer  nw*  naoh  den  Gninds&tE«!  des  im  Staat  geltendes 
FHkfoirechts  entschiedeix  Werden,  bei  der  CansHtuirwig  dieses  BecUt 
(de  lege  ferenda)  wird  die  Natur  der  Sache ,  der  Zweek  des  Ter- 
»tgens,  die  Intention  der  Stifter  ^  di^  Entwickelungegeschichte  der 
kkchliehen  Temporalien,  die  organische  Verfassung  der  Beligiensge- 
seUaehaft  in  herüeksichi^  sein;  —  für  den  canereten  Faü  (de  lege 
lata)  kommt  es  auf  alle  diese  Argumente  gar  nicht  an ,   hier  gibt 
aHein  das  fi^sitke  BeM  des  Staates  den  Ausschlag««     Dagegen  be- 
merkt V.  JBsed^inger  a.  a.  0.  S.  4:    »Will  man  demnaob  die  Cos- 
troverse  über  das  Becbtssubject  gans  lösen ,  so  wird   man  sich  mit 
einer  IMiglich  owilistis(^^  Antwort  nicht   begnüge  dürieac  and 
meint  a.  sl  0,  S«  8 :    »So  kommt  denn  Alles  auf  die  Grundgesete 
an,  welche  die  Verhältnisse  ewischen  Kirche  und  Staat  in  den  da- 
zelaen  Staaten  regeln.    Sind  hiernach,  wie  z.  B.  in  Bayen  die  Kir- 
eben  Und  Cteistlieben  in  ihren  bürgwliehen  Handlungen  nnd  Beiieb* 
mkgnk  wie  auch  in  Ansehung'  des  ibnen  znstehenden  Vermögens  den 
Gesetzen  des  Staates  und  den  wettlichen  Gerichten  unteigeben ,  so 
ist  die  Frag»  aacb  dem  Becbtssubjecte  des  Kir«iKenvermög«s  aller- 
dings eine  etvüistische^  shid  dagegen,  wie  z.  B.  in  Oesterrmch  alle 
ineren  Fragen  des  Vermögens  als  da  sind  Verwaltung,  Verwendung« 
kirchliches  Suhject,  Verwendui^f  des  Vermögens  anfgehobener  0»^ 
poratiooen,  den  Staatsgesetzen  eRtrAekt,  so  ist  die. Frage  einecon^ 
fdstisehe^   d.  iL   eine  nach  dem  Kirchenrechte  zu  entscheideDde.< 
Hier  soll   nun   nicht  n&her   darauf  eingegangen   werden,  ob  das 
bayerische  BeUgiimsedict,  weil  im  Widerspruche  mit  dem  Goncordate 
eiaseitig  von  der  Begierung  erlassen  -^  trota  seines  thatsftchlicben 
Vdlaoges  durchs  die  weltticboi  und  seiner  gleichfalls  faetiadien  Ao- 
eikenmmg  durch  die  localen  kirchKchen  Behörden  —  reeMiAe  Gel- 
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taog  habe  und  ob  sogar  naeli  den  Bestimnraflgeii  dieses  Bdictes  »Qie 
Frage  nach  dem  Bechtssnbjecte  des  KircbenfemiegeiiB  sllerdibgB 
eine  eipüisiisdie  ist^c  Jedenflills  ist  aber  die  Ansicht  y.  Posdriftger^s 
von  der  Hfibler's  nar  dem  Seheine  nach  Tersehieden.  Dean  der  Br^ 
stere  behauptet,  dass  >Tom  allgemeinen  Standirankte  ans  betrachlett 
der  Staat  nicht  blos  die  Secfatsf&higkeit  der  Kirche  fiberhanpt,  son^ 
dem  aack  die  der  einzelnen  Kechtssubjecte  in  ihr  beetimme^  so  dass 
z.  B.  das  Ton  t.  Poschinger  angeflthrte  YeriiUtnlsB  in  Oeaterreich 
demnach  doch  nur  lediglich  auf  der  Gnade  des  Staates  beruht '  und 
dorch  ihn  »Tom  allgemeinen  Standpunkte  aus  betrachtet«  jeden 
Augenblick  nach  Ermessen  aufgehoben  werden  kann,  wie  es  mittler«* 
weOe  in  der  That  geschah;  Hübler  aber  bemerkt  a.  a.  Q.  Anm.  7>: 
»Die  Entscheidung  wird  demgemftss  in  den  einseinen  Lftndeni  ver» 
schieden  von  einancter  ausCüllent«  sagt  daher  mit  anderen  Worten 
ganz  dasselbe,  was  t.  Poschinger. 

Die  katholische  Kirche  hat  also ,  wie  geseigt ,  gemAss  des  Be- 
griffes der  Qesellschaft  nach  dem  natürlichen  Bechte  im  engeren 
Sinne  und  da  das  Privateigenthum  bei  allen  dvilisirten  Velkem  be^ 
steht,  auch  nach  dem  jus  hnmanum,  dem  Jus  gentium,  dem  natllr»^ 
liehen  Bechte  im  weiteren  Sinne,  Bechtsfähigkeit  flbertmupt  Mfd 
ebenso  die  fiefugniss,  das  ihr  gehörende  Vermögen  au  verwalten, 
folglich  auch  die  einzelnen  ^heile  desselben  mit  den  verschiedenen 
Gliedern  der  Kirche  zu  verbinden,  also  die  einzelnen  Bechtssnbjecte 
zu  bestimmen,  sowie  das  Vermögen  ihren  Zwecken  gemäss  zu  ver^ 
wenden.  Denn  ,  wie  ausgefttfart  wurde  ,  bedingt  diese  Verwaltung 
und  Verwendung  des  Vermögens  den  Bestand  der  Gesellschaft ,  da 
der  Zweck  derselben  nur  erreicht  werden  kann,  wenn  das  Vermögen 
lediglich  und  genau  mit  BQcksicht  anf  dieses  Ziel  benützt  wird  und 
da  unmöglich  ein  Fremder  den  Zweck  der  Gesellschaft  und  die  Mlt^ 
tel  und  Wege  zur  Erreichung  desselben  besser  zu  keiknen  im  Stande 
ist,  als  die  Gesellschaft  selbst ,  deren  Erkenntniss  und  Wille  allein 
den  Zweck  bezeichnete. 

Kann  aber  der  Zweck  der  Gesellschaft  nach  ihrer  Erkenntniss 
nnd  ihrem  Willen  nicht  oder  nicht  voUetftndig  erreicht  werden ,  so 
sind  diese,  also  das,  wss  das  Wesen  der  Gesellschaft  ausmacht  und 
demnach  die  letztere  selbst  zerstört  oder  verändert.  Die  katholische 
Kirche  besitzt  aber  diese  Bechtsfähigkeit  mit  noch  grösserem  Bechte 
als  eine  gewöhnliche  (Gesellschaft,  da  sie  eine  religiöse,  also  eine  ftr 
das  menschliche  Zusammenleben  nothwendigej  weil  in  der  Natur  des 
Menschen  gegründete  Gemeinschaft  ist  Diese  Folgerungen  eind  aber 
nach  V.  Foschinger  a.  a.  0.  S.  2,  Anm.  4  »ein  arger  Trugschluss.^ 
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>Dena,«  ao  beisst  es  weiter ,  »treffich  bemerkt  biegten  Hätkr  S. 
151,  Note  5:    E&me  es  blo«  auf  die  imtmnmiie  NMufendigfsedim 
OnterbesitBes  an,  so  wfirde  aaeh  jede  Handelsgesdlschaft  eo  ipao  dk 
GorporatioMquaUtit  beaospracben  kteoen.  .  üeber  die  IVage,  ob 
eine  Verbind«^  im  Staate  als  joristiscbe  Fersoa  aosaeeiiea  m  eder 
mobt,  entscbiede  folgeweise  nicbt  der  Staat  (die  betrdTeiido  Bechts- 
ordnang),  aeadem  das  speeielle   Vereinsatatttt.    Dem  is^j  mcht  ao.< 
AUein  diese  »treffliebe  Bemerkung  Eüblers«  ist  doch  offenbar  mt 
^titio  piincipii    Denn  es  ist  gerade  die  Frage:  ob  der  Staat  eot- 
sdleide^,  dass  eine  Verbindung  als  juristiscbe  Person  anzuseben,  mit 
anderen  Worten,  ob  der  Staat  der  Bejfründer  oder  nnr  der  SdmtBtr, 
Federet  und  VervoUhommenet .  alles  Rechtes  und  aller  Seehtsper- 
sOnlichkeit  in  ibm  sei.    Ersteres  nebmen  HAbler  und  t.  Posebinger 
Biß  sieh  von  selbst  verstebenden  und  darum  keines  Beweiees  bedM- 
tigen  Grundsatz,  ein  primum  principum  per  se  notnm,  wie  die 'altes 
Philosophen  sagen,  an.    Und  wenn  Häbler  die  entgegengesetzte  Ad* 
sieht  kurz  mft  seinem:   >Dem  ist  nieht  so«   widerlegt  zu  haben 
glaubt,  so  ist  zwar  wahr,  däss  in  den  jetzigen  Staaten  und  bei  den 
auf  den  Staatsuniyersit&ten  geschulten  Juristen  eine  solche  Anschan- 
«Bf  Torhenrscht ;  es  ist  aber  gerade  wieder  die  Frage ,  ob  Dem  so 
sein  mues  und  ob  nicht  dem  anders  sein  kann  und  aolL    Dass  es 
sehr  lange  Zeit  Dem  anders  war^  ist  gewiss. 

Ebensowenig  folgt  nach  HiäAer  S.  151  die  >£rwerbs&bigk«t 
der  Kirche  aus  der  Uosen  BecepHon  derselben  im  Staate  und  der 
darin  enthaltenen  Anerkennung  ihres  Daseins«  und  in  Anm.  6  beisst 
es  hierzu:  »Das  gemeine  Becht  verbindet  allerdings  mit  dem  Ter- 
minus religio  recepta  den  Begriff  einer  privilegirten,  zum  exerdtinm 
pnblioara  befugten,  mit  allen  Rechten  einer  Corpcnration  au^estat- 
teten  Kirchengesellschaft.  An  eich  involvirt  indess  die  Becepti<m 
keineswegs  noth  wendig  jene  Vorrechte.  —-Die  Herrnbuter,  dieHen- 
■oniten,  die  böhmischen  Brfidergemeinden ,  die  Quäker  sind  in  den 
meisten  europ&ischen  Staateo  aufgenommen  worden.  Können  sie 
daraus  ohne  Weiteres  das  Becht  herleiten,  qua  Gorporationen  Güter 
zu  erwerben  und  die  Etgenthfimer  der  einzelnen  Massen  zu  bestim- 
men? Der  Freimaurer-Ordeu  ist  in  Preussen  anerkannt:  seine  ju- 
ristiscbe Persönlichkeit  beruht  auf  besonderer  Concesskm.  Nur  die 
drei  Berliner  Mntterlogen  und  die  von  diesen  gestiiteten  Töchter- 
legen  sind  behu&  der  Erwerbsfähigkeit  als  universitates  peraonanun 
eoBstituift  worden.«  Nach  der  Ansicht  Hfibler's ,  dass  jede  Bechts- 
fthi^mit  im  Staate  durch  ihn  begrändet  wände,  verstehra  siob  frei- 
lich die  angef  Abrten  Behauptungen  von  selbst.    Dann  hftqgt  alier- 


Hirechel,    Bom  Eigenihum  am  kaihoUithen  KirckeHguU.        77 

dinga  mcht  blos  die  BeceptiOB  der  Kirche  uad  der  Umfanf  dieser 
BaceptioD,  sondern  auch  die  beliebige  Besohräakiing ,  ja  selbst  die 
Beendigung  derselben  lediglich  vom  OntdOnken  d^  Begiemng  ab. 
Dies  ist  aber  doch  wahrlich  nicht  ein  Bechtsznstand,  da  ein  soleher 
gidrade  darin  besteht,  dass  die  Einzelnen  wie  die  Oesellachaften  ihnen 
aosschliesslich  zukommende  und  nur  ton  ihnen  abhängige  Betngnhse 
besitaen ,  welche ,  wenn  sie  vom  Willen   eines  Anderen  abbingen« 
Dicht  mehr  Rechte,  sondern  precftre  Einräumungen  wären.    Die  ki^ 
tholische  Kirche  hatte  aber  fiur  sich   im  AUgemeiAen   und  f&r  die 
in  ihr  befindlichen  Bechtssubjecte  Erworbsfähigkeit  vor  OrftaduBf 
aUer  jetzigen  Staaten  und  namentlich  in  Deutschland  ist  diese  Fähige 
kttt  durch  völkerrechtliche  Verträge  (den  westphälisehen  Friedeni 
den  Beicbsdeputations-Hauptsehluss,  Conoordate),  durch  Zusicherungen 
der  Begierungen  z.  B.  in  den  Besitzergreiftmgspatenten ,  durch  die 
Verfassungen  and  die  stete  Uebung  noch  urkundlich  gewährleistet 
Ein  derartiger  Bechtsiustand  kann  aber  doch  nicht  durch  die  Be* 
rufhng  auf  einen  allgemeinen  Satz ,  eine  neu  aufgestellte  Thecnrie 
umgestürzt  werden ;  sonst  wird  der  Begriff  des  Rechtes,  wekhes  ge-^ 
rade  die  sichere  unangreifbare  Gewähr  eines  Anspruches  ist ,  zer- 
stört.   Die  katholische  Kirche  aber  mit  den  von  Häbler  genannten 
Secten  und  dem  gehdmen  Orden  der  Freimaurer  in  Verbindung  zu 
bringen,  ist  in  thatsächlicher  und  rechtlicher  Beziehung  sinnlos  und 
beleidigend.    Was  die  Herrnhuter  u.  s.  w.  betrifft,  so  wurden  ffie«* 
selben  nach  dem  Vorgange  des  westphälisehen  Friedens  (irt.  V., 
§.  34.)  in  manchen  Landestheilen  Deutschlands  mit  mehr  oder  we« 
niger  Beschränkung  geduldet    Dies  hatte  aber  seinen  Omnd  nioht 
darin,  dass  jener  Friede  oder  die  Itandesherm  der  damaligen  Zeit 
den  inor  B^he  recipirten  Religionen  erst  Rechtspersönlichkeit  beige- 
legt hätten,  da  sie  dieselbe  rielmehr  nebst  allen  den  Kirchen  sif^ 
stehenden  Vermögensrechten  ▼oraussetzten  und  sie  gerade  nur  zu  ge« 
währleifiten  und  zu  schätzen  sich  verpflichteten ;  sondern  die  blose  Dul- 
dung der  Secten  hatte  darin  ihren  Qrund,  dass  noch  der  wertphä«- 
lische  Eriede  und  die  Zeit  nach  ihm  von  dem  richtigen  Satze  aus- 
ginge es  könne  nur  Eine  wahre  Religion  und  Kirche  geben,  wess« 
halb  eiae  Abweichung,  weil  es  sich  um  die  wichtigste  Angelegen- 
heit des  Menschen  Ar  Zeit  und  Ewigkeit  handele,  nicht  etaltfindea 
dürfe.     Nachdem  aber  der  Zwiespalt  in  der  Religion  entstanden  war, 
und  sich ,  wie  man  glaubte ,  augenblicklich  nicht  beseitigen  liess, 
nahm  man,  wie  schon  hervorgehoben  wurde,  nur  notligedrungen  und 
vorlänfig  bis  zur  Wiederherstellung  der  Einen  Kirche  ^  indem  man 
diesdbe  theoretisch  und  in  der  Fiction  als  fortdauernd  betrachtete, 
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das  Inthariaebd  und  ealvinische  BekAmÜmn  ab  g^etcbbereohtigt  mit 
der  alten  Religion  im  Beidie  an.  Üa  aber  einmal  der  ricbtige 
Orandeatas  erscbntfcert  war«  so  erbuibte  man  aocb  das  Besteben  an« 
derweitiger  Abweiebnogfen  vom  cbrisilicben  Qlanben,  allein  nnter 
manigfachett  Besebrftnkungen,  weil  man  sieb  bewnsst  war,  dass  an 
sieb  eise  solcbe  Vidbeit  von  Beligionen  nnstattbaft  sei,  da  sie  doeb 
der  Verbreitung  des  religiösen  Irrtbnmes  und  Zwiespaltes  dienten, 
weisludb  man  sie  ancb  nnr  znr  Vermeidung  grosserer  Uebel  dnldete. 
Hier  Hegt  also  im  Gründe  das  gegentbeilige  Verbftltniss  wie  bei 
der  katbolisoben  Kirobe  vor.  Auf  den  I^eimaurer4>rden  als  eine 
Brfindnng  der  neueren  Zeit  wendete  man  natflrliob  auch  die  vielfaeb 
gerade  von  seinen  Mitgliedern  und  Bescbfitasern  aufgestellten  und 
geübten  Omndsitze  beiftglicb  der  ErwerbsAhigkeit  der  Corporatlonen 
an.  Sin  sol^ies  Verfahren  kann  jedocb  reebtlicb  nnd  vemdnftig 
nioht  als  Omndlage  fftr  die  Behandlung  der  katboHschai  Kirche, 
der  Ältesten,  g^össten,  Öffentlichsten  ^  alle  Lebensverhältnisse  umfas- 
sendsten und  gewftbrieistetsten  Anstalt  der  ganzen  Weltgesdiiehte 
benfitat  werden« 

§.  12.   DieHeehisfähigkeU  der  Kirche  beruht  auffStaichem  R^Ue. 

Die  Eirebe  bat  aber  auch  vermOgO' ^otflMAen  Rechtes  Er werbs- 
jBUiigkeit»  Wie  schon  g^eigt,  hatten  Christus  und  die  Apoetel, 
welche  in  aeinem  Auftrage  die  Kirche  stifteten,  Vermögen  mä  zwar 
nicht  in  der  Bigenschatt  als  PtivatperBonen,  sondern  lediglich  in  der- 
jenigen als  Gründer  und  H&upter  der  Kirche.  Denn  dem  Heilande 
wurden  aritlicbe  Mittel  zur  Verfügung  gestellt,  weil  er  der  Messias 
war,  und  txa  VollbringUDg  des  Brlösungswerkes,  und  Alles,  was  ffir 
ihn .  verwendet  wurde ,  geschah  mit  Rüchsiobt  auf  s^ine  Würde. 
Weil  sie  in  Jesus  den  göttlichen  Heiland  erkannten^  dienten  ihm 
mit  ihrem  Vermögen  die  galiilftiscbea  Frauen  und  Maria  Magda- 
lenas* s.  w.  *),  sowie  Joseph  von  ArimatUia,  von  dem  es  beisst: 
qui  et  ipse  discipulus  erat  Jesu  (Matth.  27,  57);  qui  exspeetabai  et 
ipse  regnum  Dei  (Lna  23,  51)  und  Nikodemus  (Job.  19,  39),  von 
dem  geschrieben  ist:  Hie  venit  ad  Jesumnocte  et  dizit  ei:  Babbi, 
scimus,  quia  a  Deo  venisti  maffister  (Job.  8,  2.)  Christus  und  die 
Apoatel  verwendeten  auch  diese  ihnen  ubermaditen  Mittel  niebt  xn 

1)  Et  ipse  iter  iaciebAt  per  eivitates  et  castelk,  praedicans  et  eTangeli- 
ianB  regnum  Dei  et  dnodecim  cmn  illo  et  mnlieres  aliquAe,  qiiae  ennt  ciira- 
lae  a  spirltibiu  malignis  et  infirmltatibus ;  Maria  qnae  vocainr  Magdalene ,  de 
qua  leptem  daemonia  exierant,  et  Joanna  uxor  Chusae  procnratoris  HerodiB  et 
Suaamia  et  aUae  multee,  qaae  rainistiabant  ei  de  fiicultatibna  suis.  Liml  8,  2  v.  8. 
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ilureii  Frivatzweckaii,  aondern  ifcrem  Amte  gemftssEu'ded  2mec}i%n  der  ?•■ 

ihnen  gegrfindeten  Gtemeioscliaft ,  nämlich  zvr  Abhaltung  dea  Gottea« 

dieoatoa  (patabant  enim  disdpiiU,  qood  Jesnadixissetei  (sc  Jadae):  eme 

ea,  qnae  opus  nobis  sunt  ad  dkm  fenkum  Joh.  18,  28.;  Act.  3t  44-^46) , 

zur  ÜBterstfitEong  der  Annea  (afit  ef^%  ciigmd  td  daret  Job.  IS,  29; 

Aet.  4,  34—36;  6t  1 ;  1.  Gor.  16,  1)  und  audKch  mm  Unterhalte 

des  HeifauMles  und   seiaer  Apostel   (mulierea  .  •  •  mitmtfwUeB  ei 

Matth.  27,  55 ;  Lac.  8,  3 ;  DiaripiiU  enim  ejos  abieraat  in  eivitatenh 

id  dhas  emeraU  Joh.  4,  8).    Diese  durch   BeitHlge  znaamoKenlge» 

brachten  Mittri  wurden  durch  den  von^  Ohtistaa  Beauftragten  (kn 

coloa  hafoens  (Judas)  ea,  qnae  mittebantor  /  portabat  Joh«  12,  9; 

13,  8),  durch  die  Apostel  sdbst  (quotqnot  enim  possessores  agrorttm 

aut  domonim  erant,  yendehtes  afferebant  pretia  eoram,  qnae  vende« 

bant  et  ponebant  ante  pedes  apostolomm ;  dividebatnr  antem  singalis 

pnmt  cmqne  opus  erat  Act.  4,  34  et  35)  nnd  dann  dnrch  die  Dia* 

eoaen  nntnr  Anfsidit  der  Apostel  als  der  Gemeinaebaft  angehteigeä 

nnd  iluren  Zwecken  dienendes  Vermögen  yerwritet  ^non  est  aeqm» 

nos  derelinqn^e  verbnm  Dei  et  ministrare  mensis ;  oonsiderate  ergo 

fratres  .  .  .  qnos  constitaamns  super  hoc  opus  Act.  6,  2  ei  8).  Der 

Heiland  nnd  die  Apostel  wollten  aber  au<Ä,  da^s  solche  Mittel  in 

der  ron  ihnen  gestifteten  Gesellschafb  zu  d«t  angegebenen  Zwedcen 

stets  ¥orhandea  seien,  {dignus  est  enim  cperarim  mereede  siNiLie. 

10,  7;  Matth.  10,  9;  Dominus  ardimavUüs^  qui  eTangeliam  an« 

nuntiant,  de  evaagelio  virere  1 .  Gor.  9,  4—16 ;  *-  de  eolleetis  antenif 

quae  ftunt  in  saactos,  sicnt  ordinaTi  ecdesüs  Galatiae,  Ua  et  ifos 

faeUe  1.  Cor.  16,  1).  . 

•Dass  nunauch  v«n  dieser  Zeit  an  stetsin  der  Kmfae  Yermögen  vor- 
baadfiiH  war,  welches  von  den  Bisehöfen ,  wie  es  von  Christus  und  deu 
Aposteln  geschah ,  rerwaliet  und  zu  den  von  diesen  beseidineten 
Zweck^i  (quarta  labricae,  quarta  episcopi ,  quarta  eleri  und  quart» 
pauporam)  Terwendet  wurde ,  iat  eine  Thatsache ,  welche  keines  Be-^ 
weises  bedarf. 

Die  Folgerung  aber,  dass,  weil  der  Erlöser  und  seine  >  Apostel 
Vermögen  besessen,  desshalb  auch  die  Kirche  als  Oesatnmtheit  auf- 
gefust,  Yermögen  besitzen  müsse,  erklärt JBtlUer  S.  98  für  hieUn 
riseh  unrichtig.  »Denn,  so  sagt  er,  zugegeben  auch,  dass  Christus 
und  die  Apostel  bei  ihren  Lebzeiten  Eigenthum  beeassen ,  so  stan- 
den sie  in  diesem  Beehtsrerhältnisse  doch  itnmer  nur  (de  JtknseMn. 
Als  solche  sind  sie  aber  heute  weggefhllen  und  ^  werden  auch  nicht 
durch  die  allgemeine  Sarche  weiterhin  Tertreten.€  Hieftr  beruft 
sich  Biäder  auf  Schtdte^e  Lehrbuch  S.  430,  Anm.  1.  wo  es  heissti 
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»fliHiy«,  Lefarbaoh  §.  WA  C  sftdrt  £e  Soebe  wieder  eigentUih 
xn  constrairen «  bdem  er  das  Eigentbain   der  gesammten  Eirdie 
dftrana  dedücirt,  dass  Cimetos  and  die  Apostel  Eigenthom  beatmiL 
Biebtig,  beweist  aber  nicbts.    Denn   1)  erschien  der  QotUJfeNsek, 
se  latage  er  auf  Erden  war,  ßmstisck  als  Menscb,  2)  sind  die  Apo- 
stel und  Cbristos  ab  Menschen  ffir  diese  Welt  niebt  mehr  esstent 
Somit  ist  jene  Deduction  p^tio  principii  oid  kommt  wieder  All« 
an  anf  die  Frag« :  ist  die  ecelesia  nniversalis ,  welche  dorch  Fftpit 
mid  Episeopat ,   oder  auch  durch  den  Papst  reprftsentirt  wird ,  fSr 
das  einsdne  BedUsgebiet  (nur  die$  hat  Bedeatnng,  weil  nidit  m 
^valreoht  ffir  die  Weh  gilt ,  weil   nicht  überall   als  Gorperatioo 
glitt   was  an  einem  Orte  dafür  angesehen  wird)  juristisch  Sgen- 
thfimerinP«    Bier  liegt  em  recht  einleacbtendes  Beispid  der  Gtüsd- 
licbkett  der  modernen  Wissenschaft  von    Der  Eine  bervft  sieb  anf 
den  Andern,  aber  bei  diesem  wie  bei  jenem  findet  sich  kein  Beweis 
för  die  aofgestellten  Behknptungen ,  sondern  Jeder  macht  den  An- 
dern ohne  Weiteres  ku  «ner  Autorit&t  und  nun  geht  die  Sache  in 
dreulo  ritioso  überaus  einfach  vor  sich.    Hübler  bezieht  sich  ohne 
allen  Beweis  anf  Schulte,  als  eine  Autoritftt,  wie  wem  dieser  wegen 
seiner  gediegenen  Kenntnisse,  seines  ruhigen  und  sicheren  Ditheiles, 
aeiaes  richtigen  Standpunktes  und  seines  surerlissigen ,  fissten  Cha- 
rakters gleich  den  berühmten  Canonisten  allgemein  von  Wiatraschaft 
und  Praxis  bereits  mit   dem  hüchsten  Ansehen  bekleidet  w&re  uad 
in  alle  Zukunft  bekleidet  sein  würde.    Und  v.  PsscUnger  heoA 
nch  a.  a.  0.  8.  20 ,  Anm.  3  seinerseits  wieder  auf  Schulte  und 
Hübler.    SckuUe  aber  stellt  Behauptungen   auf,   wdche  allerdings 
sehr  kühn  nnd  desshalb  überraschend,  allmn  durchaus  niidit  bewie- 
sen sind  und  auch  nicht  bewiesen  werden  können, '  rfin&ch  desdiaib, 
weil  sie  falsch  sind«    Er  sagt:  der  Gott-JfoiseA  eischeint,  a6  lange 
er  anf  Erden  war ,  yuristiseh   als  Mensch.    Nun  erscheint  aber 
Ctoistus    hier    auf    Erden  jutisUseh    gerade    nicht    als   Mensch. 
Denn  wo  und   wann  er  während  seines  irdischen  Wandds  mit  der 
JurisphideM  ili  Berfihmng  kam,  geschah  dies  keineswegs  in  seiner 
Sigens^iaft  als  Mensch,  sondern  lediglich  in  der  dtos  Öetf-Menschen. 
Dort  vor  dem  Synedrium   sprach  der  Hohepriester   znm  Heifauide: 
loh  beschwüre  dich  bei  dem  lebendigen  Gtotte  j   dass  da  uns  sagest, 
ob  du  Christus  der  Sohn  ChUes  bist    Und  als  Jesus  dies  bejaht 
blatte ,   »da  aenriss-  der  Hohepriester  seine  Kleider  und  sprach :  er 
hat  geUstert ;  was  brauchen  wir  noch  Zeugen ;  ihr  habt  ja  die  Xjüster- 
ui^  gehört;  was  ist  eure  Meinung  P    Und  jene  antworteten :  Br  ist 
des   Todes   scbqldigc  (Matth.   26,  63—66).     Die   BesekoMigmig 
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gegen  den  Erlöser  ging  also  aaf  GaUesläsicru/ng  ^  desslialb  weil  ei* 
sieb  göttliche  Naiur  beilege ,  sich   gerade  als  mehr  denn  als  einen 
blosen  Menschen  aasgebe,  was  eine  schwere  Beleidigung  Gottes  und 
daher  nacb  dem  jüdischen   Gesetze  nait  der  Todesstrafe  belegt  sei 
(Nos  legem  babemus  et  secundum  legem  debet  mori,  quiafiliumDoi 
se  feeit  Job.  19,  7.)  und  wenn  neben  dieser  Ansohuldigung  Tor  Pi- 
latus auch  noch  der  Vorwurf  erhoben  wird :  omnis  enim,  qui  se  re- 
gem facitt  contradicit  caesari  1.  c.  v.  12,  so  bezog  sich  derselbe  auf 
das  messianische  Beleb,  welches  die  Juden  fälsc/Uieh  absichtlich  dem 
römischen  Procurator  als  ein  weltliches,  dem  Kaiser  entgegengesetz- 
tes darstellten,  also-  wesentlich  wieder  auf  die  Würde  und  göMiehe 
Natur  Christi.     Auch  die  Apostel  kamen  mit  den    jüdischen   und 
römischen   Behörden   nur   in    Berühmug   wegen  Verkündigung  der 
neuen  Religion  (ecce  replestis  Jerusalem  doctrina  vealra  Act  5,  28. 
—  contra  legem  hie  persuadet  bominibus  coZere  Deum  Act  18,  13.), 
folglich  gleiclifalls  in  ihrer  Eigenschaft  als  Gesandie  und   Vertreter 
Christi  als  des  göttlichen  HeiUindes  (praecepimus  yobis,  ne  doceretis 
in  iiomüie  isto  et  ecce  replestis  Jerusalem  doctrina  vestra  Act  5,  28). 
Aber  auch  das  Vermögen  erhielten  und  verwendeten  der  Hei- 
land und  seifte  Jünger,  wie  gezeigt,  »ur  hi  Kraft  ihres  Amtes  und 
Berufes^  Christus  gerade  als  GoU^üensch  und  die  Apostel  als  dieStdlver- 
treter  des  göttlichen  JErlösers  und  so  sehr  Imtte  dieses  Vermögen  die 
rechtliche  Natur  eines  der  Gemeinachalt  angehörenden  Gutes  und 
wajreu  Christus  und  die  Apostel  blos  in  ihrer  Eigenschaft  als  Häup* 
ter  dieser  Gesellschaft,  Verwalter  desselben,  dass  ohne  allen  Zweifel, 
z.  B.  der  hl.  Paulus  von  dei^elben  vor  den  weltlichen  Gerichten  h&tte 
belaugt  werden  können,  wenn  er  etwa  die  in  den  Kirchen  Qalatiens 
und  Coiiutbs  gesammelten   Betträge  in  seinen    eigenen  Nutz^  und 
nicht  für  die  armen  Christen  in  Jerusalem  verwendet  haben  würden 
Wenn  aber  Christus  und   seine  Apostel  nnstreitig   gerade    in    ihrer 
Eigenschaft  als  Vorsieher  der  von  ihnen    gestifteten  Gemeinschaft 
Eigenthum  besassen  und  dieses  also  nicht  ihnen  in  ihrer  Eigenschaft 
als  Mensehen,  sondern  vermöge  ihres  Amies,   demnach  der  Gesell 
Schaft  seihst  gehörte  und  der  Heiland  und  dessen  Jünger,  obwohl  sie 
»als  Meitsrhen  für  diese  Welt  nicht  mehr  existente   sind ,   in  ihren 
Stellvertretern  und  Nachfolgern,   dem  Papste  und  Bpiscopate  fortle« 
ben,  wie  Schulte  zugibt :  so  steht  die  von  Philips  a.'  a.  0.  gezogene 
Folgerung,  dass,  weil  Christus  und  die  Apostel  Eigenthum  besasseu, 
auch  der  gesammten  Kirche  solches  zukomme,  voUkoinmen  richtig 
und  ist  keineswegs  »jene  Deduction  petitio  principii ,«    wie  Schulte 
behauptet ,   sondern   beruht  auf  dem   bewiesenen    Obersatze ,  dass 
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Christus  und  die  Apostel  Vermögen  für  die  Zweck«  der  Yon  ibueu 
gegründeten  Gemeinschaft  besassen ,  auf  dem  Mittelsatze ,  dass  ihre 
Nachfolger  gleichfalls  Eigenthum  in  der  nämlichen  Eigensdiaft  uod 
zu  derselben  Bestimmung  besassen  und  auf  dem  daraus  sich  erge- 
benden Schlüsse,  dass  folglich    die  gesammte  Kirche  wie  zar  Zeit 
Christi  und  der  Apostel,  so  auch  später  Vermögen  besitze.    Weua 
Schulte  weiter  sagt :  es  »kommt  wieder  Alles  an  auf  die  Frage;  ist 
die  ecciesia  universalis  für  das  einzelne  Reddsgebid  juristisch  Eigeu- 
thümerin?c  so  hat  diese  Bemerkung  keinen  Sinn.    Denn  die  Frage 
kann  überhaupt  nur  die  sein:   ist   die  ecciesia  uniyersalis  für  iu 
einzelne  Kechtsgebiet  juristisch  Eigenthümerin,  weil  die  ecciesia  mi- 
verscUis  doch  als  solche  unmöglich  räunUich  an  jedem  Orte,  wo  das 
einzelne  Bechtsgebiet  sich  befindet ,  sein  kann ,  sondern  sie  existirt 
in  jedem  einzelnen  Bechtsgebiete  zwar  nicht  räumlich   und  sichtbar, 
aber  geistig^  ideell  und  unsiehibar  und  wird  durcii  dieses  Bechtsge- 
biet repräsentirt  und  das  einzelne  Bechtsgebiet  iif  der  katholischeo 
Kirche  besteht  als  solches  nur  dadurch ,   dass  es  eben  die  ecciesia 
universalis  in  irgend  einer  Weise,   wenn  auch  nicht  räumlich  und 
sichtbar  vollkommen,   so  doch  moralisch  und   unsichtbar   darstellt 
und  vertritt.    Wenn  aber  Schulte  die  Haltlosigkeit  der  Deductioo 
von  Phillips  mit  der  Bemerkung  beweisen  zu   können  meint,  dass 
nur  das  einzelne  Bechtsgebiet  Bedeutung  habe,  weil  nicht  ein  Pri- 
vatrecht für  die  Welt  gelte,  weil  nicht  überall  als  Corporation  gelte, 
was  an  einem  Orte  dafür  angesehen  werde;  so  ist  diese  Behauptung 
trotz  ihres  entschiedenen  .Charakters  und  ihrer  anscheinenden   Evi- 
denz näher  betrachtet  pichts  anderes  als  eine  gewöhnliche  petitio 
principiL 

Denn  bei  der  vorliegenden  Frage  handelt  es  sich  gerade  ein- 
zig darum,  ob  für  die  kathoUsche  Kirche,  welche  nur  in  ihren  ein- 
zebien  Bechtsgebieten  existirt,  bezüglich  ihrer  Beeht^akigkcii  in  der 
Welt  das  PrivalredU  jedes  einzelnen  Landes  gelte,  diese  Beehts- 
Ahigkeit  also  gänzlich  von  den  verschiedeneu  jeweiligen  Bestim- 
mungen der  mamiigfachen  Staaten  rechtlich ,  d.  h.  in  wirklich  juri- 
stischem, nicht  in  legalem  Sinne,  im  Sinne  der  blosen  Legisten,  ab- 
hängig sei  und  ob  dto  Kirche  nur  da  zh  Carparaüan  gelte,  wo  sie 
an  dem  einzelnen  Orte  von  der  Begierung  dafür  angesehen  wird. 
Mit  einer  solchen  Behauptung  tritt  Schulte  auch  in  Widersprucli 
mit  sich  selbst,  indem  er  a.  a.  0.  S.  426  sagt :  »Hängt  somit  Alles, 
was  die  Erwerbung  betrifft,  vom  Civilrechta  ab  (P),  so  leitet  die 
Kirche  gleichwohl  Abs  Bechizum  Erwerben  nicht  ab  von  einer  Be- 
willigung des  einzelnen  Staates,  sondern  aus  der  Nothwendigkeit  und 
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weil  sie  ein  göttKches  Recht  auf  Existenz  hat ,  aus  ihrer  dUgemei" 
ne\\  natürlichen  RecJUsfähigkeit^ 

Christus  und  die  Apostel  besassen  aber  nicht  nur  Eigenthum 
Namens  der  von  ihnen  gestifteten  Gesellschaft'  und  wollten ,  dass 
diese  Vermögen  habe ,  sondern  der  Erlöser  selbst  ordnete  auch  an, 
dass  alle  Menschen  und  insbesondere  die  Regierungen  die  von  ilim 
hinsichtlich  seiner  Kirche  getroffenen  Einrichtungen,  also  aucli  deren 
recbtiiche  Fihigkeit  Eigenthum  zu  besitzen ,  zu  verwalten  und  zu 
verwenden,  anzuerkennen  verpflichtet  sind.  Denn  Christus  ertheilt 
den  feierlichen  Auftrag:  euntes  ergo  dooete  otnnes  gentes  baptizan- 
tes  eos  .  .  .  docentes  eos  servare  oninia ,  quaecumqtte  mandavi  vo- 
his  Matth.  28,  19  et  20. 

So  war  es  auch  stets  Grundsatz  der  Kirche,  dass  ihr  die  Ver- 
magensfähigkeit  von  ihrem  SHfler  selbst ,  also  als  ein  göttliche^ 
Recht  verliehen  worden  sei  (an.  12,  Caus.  Xu.  qu.  1<);  Syllab. 
Nr.  XXVI.,  dass  ebenso  auch  die  Verwaltung  und  Verwendung  des 
Kircheneigenthumes  nach  göälichem  Rechte  den  kirchlichen  Obern 
und  in  keiner  Weise  anderen ,  wenn  auch  noch  so  hochgestellten 
Personen  zustehe  45an.  1,  §.  7,  Dist.  96^)  und  dass  endlich  die  welt- 
lichen Obrigkeiten  verpflichtet  seien,  diese  Etechte  nicht  Mos  anzu- 
erkennen und  zu  schfitzen,  sondern  auch  auf  alle  Art  zu  fÖi*dern  und 
begünstigen  can.   16,  Dist.  96  ^). 

Alle  diese  Sätze  folgen  mit  Nothwendigkeit  aus  der  göttlichen 
Gründung  der  Kirche,  welche  jed«r  Mensch  in  allen  ihren  Bestim- 
mungen anzuerkennen  gebalten  ist.  Die  Kirche  selbst  niuss  aber 
diese  Grundsätze  aufstellen  und  zth*  Geltung  bringen,  wenn  sie  nicht 
ihren  Ursprung  und  ihre  Natur  verläugnen  wollte. 

nur  -  —        -- 

1)  Exemplum  Domini  accipe  conversantiB  iä  terra.  Quarehabtiit  locnlos, 
eni  angeli  miaistraYemnl ,  nisi  qaia  ecclesia  ipsa  locnloa  snos  habitura  erat? 
(S.  Augast.  tract.  50,  in  c.  12  Joann.);  Cor.cil.  Aqaisgr.  IJ^  a.  836,  c  7:  Occe 
qaibus  tanti  doctoris  (S.  Angnst.)  documentis  instruimur ,  quia  quod  in  capite 
praecessit ,  in  corpore  ejus ,  qnod  est  ecclesia ,  videtur  impletnm.  Porro  Chri- 
Slam  et  ecdesiam  nnam  personam  esse  non  nesdmtis:  et  ideo,  qnae  ecclesiae 
snnt,  Christi  sunt  et  qnae  ecclesiae  olfenininr,  Cbristo  offernntur  .  .  .  .  Este, 
erat  fatamm,  ot  ecclesia  Christi  nammos  haiberet;  si  nnmmos,  utiqne  et  prae- 
dia  et  xnaucipia  et  diversamm  speciemm  innnmera  oinamenta(apad  Hariiouin, 
ConciL  IV.  1441). 

2)  Ne  in  exemplnm  remaneret  (scriptnra  quaedara)  praesumendi  quibua 
Übet  laicis.  ^namvis  religiosis  Tel  potentibns  in  quacnnque  civitiite  quolibet 
modo  aliqnid  decemere.de  ecclesiastieis  faenltatibos ,  quaram  sölis  sacerdoti- 
bus  indiscusse  a  Deo  cura  conunissa  docetur  (ex  Sjrnod.  Rom.  III.  a.  592). 

3}  Boni  principis  est  ac  religiosi  ecclesias  contritas  atqne  conscissas  re- 
stanrare,  novas  aedificare  et  Dei  sacerdotes  honorare  atqne  taeri.  (Pseudois.) 

6* 
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Demnach  besitzt  die  Kirche  schon  nach  Aim  naiürlichen  Rechte 
als  Gesellschaft  Rechtspersönlichkeit,  sowie  nach  demselben  Rechte 
die  Befugniss,  ihr  Vermögen  selbstständig  su  verwalten  nnd  sn  ver- 
wenden und  alle  Staaten,  in  welchen  Privateigenthum  besteht«  müs- 
sen diese  Rechte  der  Kirche ,  weil  sie  auf  dem  naturlichen  Rechte 
bernheu,  anerkennen. 

Die  Kirche  hat  aber  auch  Eigenthumai&higkeit  im  Allgemei- 
nen und  im  Einzelnen  kraft  des  positiven  Rechtes ,  namentlieh  in 
Deutschland  und  diese  ihre  Befugnisse  zu  entziehen ,  beschrteken 
oder  verkümmern  ist  Eingriff  in  ihre  wohlerworbenen  Rechte ,  eioe 
Rechtsverletzung. 

Endlich  hat  die  Kirche  Rechtspersönlichkeit  und  uneinge- 
schränkte Verffigung  über  ihr  Eigenthum  nach  göttlichem  Rechte. 
Diese  Befugnisse  anzuerkennen  und  schützen  sind  alle  einzelnen 
Menschen  und  alle  Staaten  und  Geraeinwesen  verpflichtet  und  wenn 
sie  schuldvoll  dieser  Verbindlichkeit  entgegenhandeln,  verfehlen  sie 
sich  gegen  die  Anordnungen  Gottes  selbst.  Luc.  10,  16  ^). 

Desshalb  sind  auch  alle  nichtkatholischen  Staaten,  wenn  sie 
ans  entschuldbarem  Irrthume  die^e  der  Kirche  nach  göttlichem 
Rechte  zustehenden  Befugnisse  nicht  anerkennen ,  verpflichtet ,  ihr 
Rechtspersönlichkeit  entweder  nach  positiven  oder  wen^tens  nach 
natürlichem  Rechte  zuzugestehen. 


§.  13,    Die    Vermögensfähigkeit  der  Kirche  und  das   bürgerliche 

Recht. 

HiiNer  führt  auch  noch  an,  dass  die  Frage  nach  der  YerroO- 
gensfähigkeit  der  Kirche  von  Schtdte  »in  eine  generelle  und  eine 
specielle  zerlegt  und  die  Erwerbsfähigkeit  der  Kkche  im  ÄUgcmei'- 
nen  dem  Civilrechte  unterstellt  ....  Die  Individualisimug  der 
Vermögensmassen  dagegen,  d.  h.  die  Aussonderung  der  einzelnen 
Eigenthumssubjecte  unmittelbar  der  Kirche  nberlasdenc  sei.  Allein 
bezüglich  dieser  Frage  herrscht  bei  Schulte  von  Anfang  an  Unklar- 
heit und  später  offener  Widerspruch.  In  der  von  Hübler  angeführ- 
ten Stelle  aus  Schulte' s:  Die  Erwerbs-  nnd  BesitzAhigkeit  der  Bis- 
thümer  8.  13  heisst  es:  »Die  Frage,  ob  die  Kirche  in  einem  Lande 
eigenthumsfähig  ist,  also  private  Rechtspersönlichkeit  hat,  ist  wohl 
eine  solche,  die  zum  Kirchenrechte  gehört,  aber  entschieden  werden 
muss  nach  dem  Privutrechte  des  Landes.*  Dagegen  steht  in  SchuUe^s 

1)  Qai  TOB  audit,  me  aadit ,  et  qai  yoi  spernit ,  nie  spemit.  Qni  aat«in 
me  spernit,  spernit  enm,  qai  misit  me. 
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Sysiem  (1856)  S.  471 :  »Mit  der  Kirehe  ist  .  .  .  die  Yertnögens- 
and  Ervrerbsfäbigkeit  nothwendig  Terbimdea  and  bedfirfte  dabei  of- 
fenbar keiner  besonderen  Anerkennung,  c  Im  Lehrbucbe  (1863)  S. 
426  wird  scbon  gesagt:  »Hängt  somit  aoch  Alles  ^  was  die  Er- 
werbung betriflfi,  vom  Civilrechte  ab,  so  leitet  die  Kirche  gleich- 
wohl das  Recht  zum  Erwerben  nicht  ab  von  einer  Bewilligung  des 
einzelnen  Staates,  sondorn  aus  der  Nothwendigkeit  und  weil  sie  ein 
göttliches  Secbt  auf  Existenz  hat,  aus  ihrer  allgemeinen  natfirHchen 
BtM^htsfthigkeit.  Wie  Indiridaen,  Gemeinde  und  Staat  ein  solches 
Recht  haben  mössen  und  darum  haben,  steht  es  auch  ihr  zu.c  End* 
lieh  aber  heisst  es  in  SehuUe's :  Die  juristische  Persönlichkeit  der 
katholischen  Eirobe  (1869)  S.  5  ohne  Umschweife:  »Die  Bechts- 
persönlichkeit  der  Kirche  h&ngt  ab  von  dem  Ginlrechte.« 

Wie  übrigens  ÄUes^  was  die  Erwerbung  betrifft,  vom  OwiU 
rechk  abhängen  und  dennoch  »die  Kirche  das  Bechi  Mum  Erwer^ 
hm  nicht  von  einer  Bewilligung  des  einzelnen  Staates  ,€  also  nicht 
Tora  »Civilrechte,«  sondern  vom  ^ffätUichen  Bechte;«  und  »ihrer 
atlgemeifien  ntUUrlickmi  Bechtsfähigkeit«  folglich  gewiss  nicht  vom 
*Rivcdrechte  des  Landest  ableiten  soll ,  ist  schlechterdings  nicht 
zu  verstehen. 

Tn  der  von  Hubler  angefahrten  Stelle  aus  SchuUe's  System 
S.  490  wird  weiter  allerdings  gesagt:  »Die  Verfassung  und  das 
R«cht  der  Kirche  ist  auf  ihrem  (Gebiete  garantirt  Daraus  folgt 
von  selbst,  dass  die  Frage,  wer  Eigenthümer  des  Gutes  innerhdtb 
der  Kirche  sei,  nach  dem  Bechte  der  leMeren  sich  richtet.«  Allein 
in  der  Scbrifk:  Die  juristische  Persönlichkeit  der  katholischen  Kirche 
heisst  es  S.  5.  »Die  Rechispersönliehkeit  der  kirchiiehen  Institute 
hängt  ab  von  dem  Civilrechte.« 

Ferner  behauptet  Schulte  (Lehrbuch  S.  426):  »Die  Fragen 
aber  die  Bedingungen ,  Formen  des  Erwerbes  und  Verlustes ,  die 
Klagen  u.  s.  w.  fallen  anheiro  dem  Civilrechtet  und:  »Von  selbst 
ergibt  sich,  dass  die  Kirche  das,  was  ihr  gehört,  zu  ihren  Zwecken 
and  nach  ihrem  Willen  zu  verwenden  befugt  ist.« 

Die  von  Schulte  aufgestellte  Scheidung  der  Beurtheilung  der 
hier  einschlägigen  Verhältnisse  nach  dem  bürgerlichen  und  kirch- 
Heben  Bechte  wird  von  Hübler  a.  a.  0.  S.  149  mit  Becht  als  eine 
schembare  bezeichnet;  »denn  wenn  der  Kirche  fiberall,  wo  sie  vom 
Staate  recipirt  werden,  ftach  Innen  die  Verwaltung  und  Verwendung 
ihrer  Temporalien,  nach  Aussen  unbedingt  das  Becht  zukommt,  sie 
zu  gesonderten,  rechtlich  selbststäudigen ,  personengleichen  Massen 
zu  zerlegen:  so  steht  das  Kirchengnt  zuletzt  ganz  ausserhalb  der 
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staaatlicben  Bechtsordnungc  (d.  h.  wie  diese  von  den  jetzigen  Staats- 
juristen aufgefassi   wird.)    Allein  Hübler    hätte  noeh   eher  sagen 
mässen,  dass  diese  von  Schulte   behauptete  Scheidung   in   sich  un- 
haltbar sei.    Denn  wenn  man,  wie  der  letztere,   die  JReehisfahisßceit 
der  Kirche   überhaupt    vom  Civilrechte  abhängig   macht ,   so  folgt 
daraus,  dass  no(A  mehr  auch  die  Bestimmung  der  einzelnen  Bechts- 
subjecte  und  die  Verwaltung  und  Verwendung  des  Vermögens  den 
Anordnungen  des  bnrgerliehen  Gesetzes  unterwarfen  sein  müsse  nach 
dem  Grundsatze:    Pins  semper  in  se  contiinet, . quod  est  minus,  reg. 
jur.  85  in  VI.     Wenn  demnach  ein  Staat  die  Kirche  reeipirt,  kann 
er  ihr  bei  dieser  Anerkennung  nicht  blos  Bedingungen  hiusichüick 
der  inneren  Gestaltung  ihrer  Vermdgensverhältnisse  vorschreiben,  so- 
bald einmal  ihre  Erwerbsf&higkeit  überhaupt  durch  das  GivUrecht 
begrändet  wird,  sondern  der  Staat  kann  auch  trotz  und  nm^h  der 
Keception  der  Kirche  als  Schöpfer  und  Herr  dUer  Eechispertönlick' 
heit  stet?  in  die  innere  Ordnung  des  Kirchengiites  eingreifen,  weil, 
wenn  die  weltliche  Gewalt  Quelle  jedes  Rechtes  ist  und  also  allein 
an  sich  Rechtsfähigkeit  besitzt  und  Andere  mit  einer  sdehra  da- 
her  nur  belehnt,   dieselbe  die  RechtsfUiigkeit  Andern    nicht   für 
immer  unabhängig  von  dem  Staate  ertheilen  kann,   da   in   diesem 
Falle  die  ursprüngliche  und  absolute  Rechtefähigkeit  desselben  nnr 
ein  Schein,  nicht  Wirklichkeit  wäre.    Daher  folgt  aus   dem  Satze, 
dass  der  Staat  der  einzige  Ursprung  aller  Rechtspersönlichkeit  sei, 
mit  Nothwendigkeit,  dass  er  auch  stets  und  in  jeder  Weise  die  in- 
nere Beschaffenheit  der  von  ihm  ertheilten  Rechtsfähigkeit  zu  be- 
bestimmen befugt,  mithin  alles  Recht  gänzlich   von  ihm  sd)hängig 
sei  -—  ein  allei*dings  furchtbarer  Satz,  aber  er  ist  die  unausweich- 
liche Folgerung  aus  jener  Behauptung ,   allein  wegen  seiner  Unge- 
heuerlichkeit auch  die  offenbare  Widerlegung  derselben. 

Hübler  hat  darum  von  seifiem  und  SchuUe's  Siandpunkie  aus 
vollkommen  Recht,  wenn  er  bezüglich  der  von  letzterem  ausgespro- 
chenen Ansieht  von  einer  Beurtheilung  des  Kirchenvermögens  nach 
dem  bürgerlichen  und  kirchlichen  Rechte  sagt,  dass  dann  das  Eir- 
chengut  ganz  ausserhalb  der  staatlichen  Rechtsordnung  stehe. 
Schnite  war  sich  eben  der  Tragweite  des  Satzes,  dass  die  Erwerbs- 
fähigkeit  der  Kirche  vom  Civilrechte  abhänge  nnd  des  hieraus  flie- 
senden Widerspruches  mit  der  von  ihm  der  Kirche  zugestandenen 
Rechtssnbjectivirmg,  Verwaltung  und  Verwendung  ihres  Vermögens 
nicht  bewusst. 

Nun  erübrigt  noch  die  Frage,  ob  die  Kirche,  wenn  ihr  auch 
ton  rieh  aus  Rechtspersönlichkeit   nnd   die  Trennung,  Verwaltung 
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Qnd  VerwendoDg  der  Yennftgenainasseii  unabhängig  vom  Staate  zu- 
steht, hinsichtlich  des  Eirchengutes  dennoch  nicht  in  irgend  einer 
Weise  nnd  in  wieweit  dem  Givilgesetze  unterworfen  sei. 

In  dieser  Beziehung  behauptet  nun  Schulte  in  der  bereits  an- 
gefahrten Stelle  allgemein:  »Die  Fragen  über  die  Bedingungen, 
Formen  des  Erwerbs  und  Verlustes,  die  Klagen  u.  s.  w.  fallen  an- 
beim  dem  Oivilrechie  und  können  je  nach  dem  Bechte  eines  Staates 
verschieden  beantwortet  werden.« 

Zur  Begründung  dieses  Satzes  schickt  Schulte  die  Bemerkung 
voraus:  die  Vermögensobjecte  ändern  ihre  physische  Natur  nicht 
darum,  weil  sie  kirchliche  werden^  damit  ändert  sich  auch  nicht  die 
juristische  Beschaffenheit.  Es  untersteht  das  kirchliche  Vermögens- 
recht an  sich  den  Grundsätzen  des  Privatrechts  in  derselben  Weise 
wie  jedes  andere.« 

Diese  mit  dem  Scheine  der  Evidenz  vorgetragene  Beweisfuhr- 
nng  ist  aber  oberflächlich  und  sinnlos.    Ihr  zufolge  ändert  sich  die 
juristische  Beschaffenheit  der  Vermögensobjecte,  wenn  ihre  physische 
Natur  sich  ändert,  wenn  aber  sich  letztere  nicht  ändert,  soll  sich 
auch  nicht  erstere  ändern  und   weil  eben   die  physische  Natur   der 
kirchlichen  Vermögensobjecte  sich  nicht  ändert,  soll  auch  nicht  die 
juristische  Qnaliiät   derselben   geändert   werden.    Allein   wenn   der 
Eigenthümer  eines  Hauses  auf  dasselbe  noch  ein  Stockwerk  setzt, 
oder  der  Eigenthümer  eines  Ackers  daraus   eine  Wiese  oder  einen 
Wald  oder  einen  Weinberg  macht,  ändern  diese  Vermögensobjecte 
gewiss  ihre  physische  Natur,  jedoch  ebenso  gewiss  nicht  ihre  juri- 
stische Beschaffenheit;  sie  bleiben  auch  nach  der  mit  ihnen  vorge- 
nommenen Veränderung  dieselben  Eigenthumsobjecte,  welche  sie  vor 
derselben  waren.    Umgekehrt  wenn   ein  Gebäude,  ein  Becher,  ein 
Grundstück  ohne  jede  Veränderung  ihrer  physischen  Natur  zu  einer 
Kirche ,  einem  Altarkelche ,  einem  Kirchhofe   geweiht ,   oder  wenn 
Immobilien  mit  der  Fideicommisseigenschaft  oder  mit  einer  Hypo- 
theke.  Dienstbarkeit  u.  s.  w.  belegt  oder  durch  Ersitzung  von  einem 
Anderen  erworben  werden,  erleiden  sie  gleichfalls  nicht  die  geringste 
Veränderung  ihrer  physischen  Natur ,   nehmen   aber   dennoch   eine 
ganz  andere  juristische   Beschaffenheit   an    als    früher.    Die   Fort- 
daner  und  die  Aenderung  der  physischen  Natur  der  Vermögensob- 
jecte  bedingen  daher  an  sich  und  im  Allgemeinen  ganz  und  gar 
nicht  die  entsprechende  Fortdauer  oder  Veränderung  der  juristischen 
Beschaffenheit  der   nämlichen  Vermögensobjecte.    Desshalb   ist   es 
völlig  unbegründet,  wenn  Schulte  daraus,  dass  die  physische  Natur 
der  Eigenthumsgegenstände  dadurch ,  dass  sie  kirchliche  geworden, 
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Hich  nicht  geändert  habe,  sckliesseD  will ,  dass  auch  nicht  die  jari- 
stische  Beschaffenheit  dergelben  venlndert  worden  sei.  Das  ifine 
hat  mit  dem  Andern  nichts  gemein. 

Die  berührte  Frage  muss  vielmehr  nach  den  aus  dem  Begriffe 
der  Kirche  und  beziehungsweise  nach  den  aus  dem  natürlichen  und 
positiven  Rechte  fliessenden  Grundsätzen  beantwortet  werden. 

Die  Kirche  ist  eine  von  Qott  gestiftete  Anstalt  und  besitzt  ge- 
mäss göttlicher  Anordnung  das  Recht  im  Allgemeinen  und  im  Be- 
sondern die  zur  Erreichung  ihres  von  Gott  bezeichneten  Zweckes 
nothwendigen  und  dienlichen  zeitlichen  Mittel  zu  erwerben,  zu  ver- 
walten, und  zu  verwenden  und  Jeder,  insbesondere  auch  der  Staat, 
ist  kraft  göttlicher  Vorschrift  verpflichtet,  diese  Rechte  anzuerken- 
nen, zu  schützen  und  zu  fördern,  da,  wenn  die  der  Kirche  verliehene 
Erwerbs-  und  Besitzfähigkeit  von  einem  Andern ,  etwa  vom  Staate 
abhinge  oder  er  sie  regeln  und  beschränken  könne  ,  die  gänzliche 
oder  tljeilweise  Vereitelung  oder  Verkümmerung  des  Zweckes  der 
Kirche,  also  die  Vernichtung ,  Verminderung  oder  Veränderung  des 
besonderen  Werkes  Gottes,  in  die  Hände  von  Menschen  gelegt  wäre, 
eine  sich  selbst  widersprechende  Annahme. 

Daher  kann  die  Kirche  grundsiUelich  bezuglich  ihres  Gates 
alle  nach  ihrem  Wesen  und  ihrer  Aufgabe  nothwendigen  oder  er- 
sprieslichen  Anordnungen  unabhängig  und  aus  sich  treffen  und  je- 
der Einzelne  wie  jede  Gesellschaft  ist  kraft  göttlichen  Rechtes  ver- 
pflichtet ,  diese  Anordnungen  anzuerkennen.  Dies  folgt  unbedingt 
aus  der  göttlichen  Stiftung  und  dem  göttlichen  Berufe  dar  Kirche 
und  sie  würde  sich  in  dieser  Beziehung  selbst  aufgeben  ,•  wenn  sie 
auf  dieses  Recht  dem  Grundsatee  nach^  also  für  immer  und  für  alle 
Fälle  verzichten  würde.  Von  diesem  Standpunkte  ihres  übematär- 
liehen  Charakters  aus,  nahm  die  Kirche  nicht  blos  volle  und  unbe- 
schränkte Rechtsfähigkeit  für  sich  und  die  einzelnen  von  ihr  be- 
stimmten Rechtssubjecte  und  ebenso  die  freie  und  voUkomioene  Ver- 
waltung und  Verwendung  ihres  Gutes  in  Anspruch,  sondern  sie  setzte 
auch  in  vermögensrechtlicher  Beziehung  für  sich  Vorrechte  oder 
Bestimmungen  hinsichtlich  des  Erwerbes  u.  s.  w.  fest,  deren  Be- 
rücksichtigung sie  verlangt,  z.  B.  das  Asjlrecht,  die  Immunität,  die 
Giltigkeit  formloser  Zuwendungen  zu  guten  Zwecken  u.  s.  w.  Daraus 
folgt,  dass,  insoweit  die  Kirche  nicht  selbst  ihre  vermögensreebtlichen 
Beziehungen  regelte,  sie  im  Uebrigen  die  Geltung  des  Civilrechtes 
des  einzdnen  Landes  anerkennt.  Wenn  sie  aber  im  einzelnen  Falk 
auf  ihr  Recht  Verzicht  leistet  oder  wenn  ihr  besondere   Termögeas- 
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rechtliche  Bevorzugungen  von  der  Staatsgewalt  eingeräumt  werden, 
80  gehören  diese  Bestimmungen  dem  positiven  Hechte  an. 

Wird  die  göttliche  Beschaffenheit  der  Kirche  und  die  hieraus 
sich  ergebende  Stellung  derselben  zu  ihrem  Vermögen  vom  Staate 
nicht  anerkannt,  obwohl  er  Beides  anerkennen  könnte  und  sollte; 
so  besteht  ein  Zustand  des  Unrechts  gegen  die  Kirche ,  der  Ver- 
folgung derselben.  Dies  ist  umsomehr  dann  der  Fall ,  wenn,  der 
Staat  durch  das  positive  Recht'  verpflichtet  ist,  die  Vermögensrecht* 
liebe  Stellung  der  Kirche  anznwkennen. 

Wenn  derselbe  aber  aus  entschuldbarer  Unwissenheit  oder  Irr- 
tham  die  göttliche  Natur  der  Kirche  nicht  anerkennt,  so  ist  er  ent- 
weder in  Kraft  des  mit  ihr  vereinbarten  positiven  Hechtes  verbun- 
den, nach  dessen  Bestimmungen  die  vermögensrechtlichen  Verhält- 
nisse der  Kirche  anzuerkennen,  oder  er  muss,  insofern  ein  positives  Recht 
fehlt,  gemäss  den  aus  dem  naturlichen  Rechte  und  dem  Begriffe  der 
Gesellschaften  und  ihsbesondere  der  religiösen  fliessenden  Grund- 
sätzen der  Kirche  Rechtspersönlichkeit  und  freie  Verwaltung  und 
Verwendung  ihres  Gutes  im  Allgemeinen  und  für  die'  einzelnen 
Rechtssubjecte  in  ihr  zugestehen;  dagegen  wird  der  Staat  auf  die 
vermögensrechtlichen  Beziehungen  der  Kirche  namentlich  zu  ihm 
selbst  und  zu  dritten  das  Civilrecht  anwenden,  also  das  Kircheng\it 
den  allgemeinen  öffentlichen  Lasten  unterwerfen  und  in  formeller 
und  materieller  Hinsicht  die  Giltigkeit  von  Erwerb  und  Verlust  des 
Kirchenvermögens  die  Belastung  desselben  mit  dinglichen  Rechten, 
die  Klagen  u.  s.  w.  von  den  Bestimmungen  des  bürgerlichen  Ge- 
setzes abhängig  machen; 

Mindestens  nach  dem  gleichen  Grundsatze  tnuss  auch  der  Staat 
handeln,  welcher  in  unentschuldbarer  Verkennuug  des  göttlichen  oder 
positiven  Rechtes  der  Kirche  auf  den  Standpunkt  des  indifferenten 
Staates  sich  stellt. 

Durch  diese  der  Kirche  zugewiesenen  Befugnisse  wird  aber 
nicht  das  Recht  des  Staates  gekränkt,  die  Rechtsordnung  aufgeho- 
ben ,  sondern  das  den  Einzelnen  und  den  von  ihnen  rechtlich  ge- 
schaffenen Gesellschaften  unabhängig  vom  Staate  zustehende  Recht 
gewahrt  und  dem  Staate  die  ihm  zukommende  Aufgabe,  dieses  Recht 
zu  schirmen  und  zu  pflegen,  ungeschwächt  und  unverkürzt  gelassen. 
Welch'  grossartige  Erfolge  aber  die  selbstständige,  freie,  rechtmäs- 
sige Entfaltung  der  Kräfte  der  Individuen  und  Corporationen  her- 
vorbringt, beweisen  die  Werke  der  Vorzeit  im  Gegensatze  zu  der  von 
der  Staatsallmacht  eingeengten  neueren  Zeit. 

(Schinss  folgt.) 
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III. 

Weiteres  Ober  die  Bischofswahlen. 

Zur  Kritik  der  Schrift:    >Der  Staat  und  die  Bischofs  wählen  in  DentschUnd.« 
Mit  Actenstneken.     Von  EmÜ  Friedberg,     Das   19.  Jahrhundert.     Leipzig 

Denker  et  Hnmhiodt.  1874, 

von  Dr.  jf.  Rosner. 
(Forts.  Vgl.  Archiv  Bd  33.  S.  272-336.) 

B.  Hannover. 

Zur  Zeit  des  Erlasses  der  Bulle  »Impensa«  war  Frau  Egon 
y.  Fürstenberg  noch  Bischof  von  Hildesheim.  Die  Diöcese  Osnabrück 
wurde  von  dem  Weihbischof  Gruben  als  apostolischem  Vicar  ver- 
waltet. 

Als  am  11.  August  1825  Franz  Egonstorb,  ertheilte  der  Papst 
dem  Weihbischof  Gruben,  der  bei  der  Begiernng  persona  grata  war, 
die  Facttltät,  einen  apostolischen  Vicar  f&r  Hildesheim  zu  emenneo, 
da  zur  Wahl  eines  Bischofs  nach  Vorschrift  der  Bulle  »Impensa« 
noch  nicht  geschritten  werden  konnte ,  weil  das  Domcapitel  noch 
nicht  eingesetzt  war. 

Seine  Wahl  fiel  auf  den  Domherrn  v.  Ledebur. 

Wenn  Friedberg  (S.  265)  in  diesem  Vorgeheil  des  hL  Stuhles, 
weil  dasselbe  ohne  näheres  Einvernehmen  mit  der  Regierung  statt- 
fand, eine  Verletzung  der  Vorschriften  der  Bulle  »Impensa«  übor 
die  Bischofswahlen  findet,  so  beweisst  er  damit  nur ,  dass  er  keinen 
Anstand  nimmt,  gegen  den  apostolischen  Stuhl  selbst  mit  den  un- 
haltbarsten Grfinden  in  die  Schranken  zu  treten. 

Die  Bulle  »Impensa«  enthält  über  die  Ernennung  eines  ajHh 
stolischen  Vicara  für  die  Diöcese  Hildesheim  gar  keine  Vorschrift 
Nur  in  Bezug  auf  die  Diöcese  Osnabrück,  für  welche  die  Dotatioo 
einstweilen  bis  zur  Beschaffung  der  nöthigen  Mittel  suspendirt  blieb, 
hatte  eine  Verabredung  zwischra  der  hannoverischen  BegierBog  und 
dem  hl.  Stuhle  darüber  stattgeiunden ,  wie  es  in  Betreff  der  prori- 
sorischen  Verwaltung  dieser  Diöcese  gehalten  werden  solle.  Pas 
Ergebniss  dieser  Verständigung  hat  seinen  Ausdruck  in  Alin.  XL 
der  Bulle  gefunden,  wo  es  heisst: 

»Atque  interea,  ne  Dioecesis  Osnabrugensis ,  eui  ob  eas  rati»* 
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nes  deeigaari  in  praesens  Antistes  nequit,  legitime  careat  Bei  sa- 
crae  r^mine,  mandamas,  nt  Venerabilis  Frater  Carolas  de  GrubW) 
Episcopas  Parensis  i.  p.  i.  ejnsdemqne  Osnabrugensis  Ecclesiae  Suf- 
fraganens  Dioecesim  ipsam  j  quoad  vixerit ,  gubemare  proseqnatur, 
eoqne  defttncto  Hildesimensis  pro  tempore  Episcopus  Dioecesim  quo- 
qae  Osnabrugeusem  facoltatibns  ad  id  ab  Apostolica  Sede  qualibet 
vice  sibi  speeiatim .  delegandis  administrare ,  suamqae  Yicariam  in 
Spiritaalibns  Oeneralem,  qai  in  Civitate  Osnabrugensi  resideat,  de- 
best  adsciscere.  Qni  qnidem  Yicarios,  dummodo  vere  dignos  et  ido- 
neos  jadicatos  faerit^  a  Romano  Pontifice  titulo  alicajns  Episcopalis 
Ecciesiae  in  partibas  infidelium ,  servatis  Omnibus  servandis ,  de- 
corabitnr  ad  boc,  ut  Pontificalia  in  ipsa  civitate  et  dioecesi  Osna- 
brngensi  exercere  possit  et  valeatc 

Es  ist  aber  aach  in  dieser  Bestimmung  nicbt  dnmal  gesagt, 
dasB  der  Bischof  von  Hildesheim  als  Administrator  von  Osnabrück 
sich  in  Bezug  auf  die  Ernennang  seines  Qeneralvicars  vorher  mit 
der  Regierung  zu  verständigen  habe. 

Die  fiber  die  Bischofs  wählen  in  der  Bulle  Alin.  Xlll.  enthal- 
tene Vorschrift  gestattet  aber  keine  analoge  Anwendung  auf  die 
Bestellung  eines  apostolischen  Vicars,  weil  das  Recht  der  Exclusive, 
welches  in  dieser  Vorschrift  dem  Landesherm  in  Betreff  der  Wahl 
eines  Bischofs  den  Oapiteln  gegenäber  beigelegt  ist,  als  jus  specta- 
lissimum  stricte  zu  interpretiren  ist.  So  wie  einerseits  ein  aposto- 
lischer Vicar  nicht  mit  einem  Ordinarius  auf  gleiche  Linie  zu  stel- 
len ist,  da  er  sein  Amt  ad  nutum  des  apostolischen  Stahles  verwal- 
tet, so  steht  andererseits  auch  der  Papst  nicht  mit  dem  Gapitel  auf 
gleicher  Linie,  da  das  Wahlrecht  der  Gapitel  auf  einer  Concession 
des  Papstes  beruht,  der  seinerseits  jure  divino  befugt  und  verpflich- 
tet ist ,  allen  Kirchen  in  der  Weise ,  wie  es  ihm  angemessen  er- 
scheint ,  und  zwar  unter  Umständen  selbst  gegen  den  Willen  der 
weltlichen  Machthaber,  Vorsteher  zu  geben. 

Daher  kann  dich  der  Papst  in  Betreff  der  Einsetzung  apo- 
stolischer Vieare  nicht  durch  Verträge  die  Hände  binden ,  und  eben 
ilarum  ist  es  auch  nicht  gestattet,  Concessionen ,  welche  er  in  Bezug 
auf  die  Bestelluog  der  Diöcesanbischöfe,  also  unier  der  Varausseta- 
ung  viXlig  geordneter  kirchlicher  VerhäUnisse  und  guien  Einverneh^ 
mens  amschen  Staat  und  Kirche  dem  Landesherm  macht ,  auf  die 
Einsetzung  apostolischer  Vieare  auszudehnen. 

Ueber  eine  Rechtsverletzung  konnte  sich  die  hannover'sche  Re- 
gierang in  dem  vorliegenden  Falle  um  so  weniger  beschweren,  als 
sie  es  Ja  in  der  Hand  hatte,  durch  baldige  Vollziehung  der  Bulle 
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»Impensac  an  Stelle  des  apostolUcben  Vicars  einen  Bischof  m 
setzen.  Auch  Is^  schon  in  dem  Umstände ,  dass  der  Papst  seine 
unbestrittene  Befugniss ,  einen  apostolischen  Vicar  för  Hildesheim, 
so  lange  das  Provisoriam  dauerte,  zu  ernennen,  an  Gruben  delegirie, 
die  mdglichste  Bücksicht  auf  die  hannover'sehe  Begiernng,  da  aniQ- 
nehmen  war,  dass  Gruben  von  der  ihm  übertragenen  Facnlt&t  nicbt 
zu  Gunsten  einer  dem  Landesherrn  ungenebmeii  Person  Gebraacli 
machen  werde. 

Nachdem  Ledebur  noch  in  demselben  Jahre  (1825)  auf  den 
bischöflichen  Stnhl  von  Paderbm-n  befördert  worden  war,  wiederholte 
sich  Fon  Neuem  die  Bestellung  eines  a^stolischen  Vicars  von  Hil* 
desheim.  Die  hannover'sehe  Begierung  Hess  nunmdit  sdbst  durch 
ihren  Gesandten  den  \'(unsch  aussprechen,  dass  der  Papist  sich  mit 
ihr  über  die  Person  des  apostolischen  Yicars  verständigen  möge, 
und  als  der  Papst  ihr  erwiedern  liess,  dass  er  abermals  Gruben 
die  Facultät  zur  Ernennung  desselben  zu  deligiren  gedenke,  darasf 
hinweisen,  dass  der  Yicar  gemäss  der  Bulle  >Impensac  Person  ao 
cepta  sein  müsse. 

Da  nun  aber  der  apostolische  Stuhl  dem  Weihbischof  Gruben 
nicht  den  directen  Befehl  ertheileu  konnte,  bei  Ausübung  der  frag* 
liehen  apostolischen  Facultät  die  Wünsche  der  Begiernng  zu  berück- 
sichtigen, so  wurde  der  auch  füi'  die  hannover'sehe  Begiernng  an- 
nehmbare  Ausweg  gewählt ,  dass  Gruben  selbst  zum  apostolischen 
Vicar  für  Hildesheim  ernannt  und  ihm  überlassen  wurde,  eine  er- 
probte Persönlichkeit  zur  Ausübung  seiner  Bechte  zu  subdel^iren. 
Gruben  bestellte  unter  Bücksichtnatime  auf  den  VlTunsch  der  Begie- 
rung den  Pastor  Held  zu  seinem  Snbdelegaten. 

Nach  Grubens  Tode  wurde  dann  Held  in  ähnlicher  Weise  zum 
apostolischen  Vicar  für  Osnabrück  ernannt,  und  besteUte  er  den 
dortigen  Doropropst  Lüpke  mit  Vorwiesen  der  Begierung  zu  seinem 
Snbdelegaten. 

Bei  dem  am  1.  Juli  1828  erfolgten  Tode  Held*s  glaubte  man, 
obwohl  das  Domcapitel  von  Hildesheim  noch  unvollständig  war,  doch 
zu  einer  Bischofswahl  schreiten  zu  dürfen.  Die  vorhandenen  Capi- 
telsmitglieder  verständigten  sich,  den  Bischof  Ledebur  von  Paderborn 
zum  Bischof  von  Hildesheim  zu  wählen  und  die  Begierung  gab 
durch  den  Wahlcommissarins ,  Consistorial-Director  Pelizäns  ihre 
Zustimmung  dazu.  So  wurde  am  4.  September  Ledebur  gewählt, 
lehnte  aber  ab ,  und  somit  war  dieser  Zwischenfall  äbgethan ,  wel- 
chen Friedberg  selbst  (S.  267)  als  eine  mit  Umgehung  aller  Vor- 
schriften der  Bulle  »Impensa«  erfolgte  Wahl   bezeichnet.    Wir  an 
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unserem  Theile  halten  dieselbe  schon  ans  dem  Ornnde  f&v  null  and 
nichtig  7  weil  sie  von  dem  noch  nicht  definitiv  eonstitiiirten  Capitel 
vorgenommen  war. 

Welch  ein  Masterstäck  Friedberg^scher  Darstellung  übrigens 
der  Bericht  über  diese  Wahl  ist,  davon  kann  man  sich  eine  nnge* 
fähre  Yorstelliuig  machen,  wenn  man  S.  266  unten  liest: 

»Als  Held  am  1.  Juli  1828  starb,  war  das  Domcapitel  zu  Hil*- 
delsheim  endlich  canstiiuirtfM- 

Tierzehn  Zeilen  weiterhin  (8.  267)  aber  erfährt,  dass  das  Ca* 
pitel  am  23.  Augost  ej.  a.  immer  nock  nickt  voUständig  ccnstOuirt 
gewesen  sei'^ 

wenn  man  ferner  (8.  267)  erfährt,  noch  vor  Fiiirung  der  Oan-« 
didatenliste  habe  der  Domdeohant  unter  dem  23.  Deeember  1828 
die  Namen  der  Personen  der  Regierung  angezeigt,  welche  das  Ca-* 
pitel  auf  die  Liste  zu  setzen    beabsichtigte ,  dann  —  am  29.  Au- 
gust 1828  —  sei   Pelizftus   zum  Wahlcommissarius   ernannt  wor- 
den ,   am  2.  September  ej.  a.  sei  von  Seiten   des  Gapitels  nur  ein 
Candidat  —  Ledebur  —  auf  die  Liste  gesetzt  worden ,   am  4.  Sep- 
tember   habe  die  Wahl  selbst   stattgefunden  und  am  24.  October 
(immer  noch  1828)  habe  Ledebur  die  auf  ihn  gefallene  Wahl  abgelehnt. 
Auch  ist  es  interessant,  von  Herrn  Friedbeärg  zu  erfahren,  dass 
der  einzige  Ledebur  auf  eine  Liste  gesetzt  worden   ist   und  hinter- 
her (S.  268)  zu  lesen ,  dass  die  Begieriing  bei  der  schon  am  Tage 
nach  der  Wahl  stattgefandenen  Bestätigung  Ledebnrs   (es  ist  die 
regienmgsseitige   BestUignng    gemeint)   darauf   hingewiesen   habe, 
dass  die  Dispensation  von  Einreichung  der  WahUisie  als  eitle  Aus^ 
nähme  von  den  Vorschriflen  der  Bidle  T^Impensa^  und  unter  aus-- 
driiefdicber  Reservation  der  Befolgung  dieser  Vorschriften  in  Icünf- 
tigen  ähnlichen  FäUen  —  genehmigt  sei. 

Wenn  es  der  Mühe  werth  wäre,  konnten  wir  noch  viele  ähn- 
liche Proben  Friedberg'scher  Gedankenlosigkeit  nachweisen.  Hier 
nur  noch  eine. 

Nach  dem  fruchtlosen  Versuche,  dem  Bischöfe  von  Paderborn 
das  Bisthnm  Hildesheim  zuzuwenden ,  lässt  Ftiedberg  das  nun  ganz 
vollzählige  Capitel  am  5.  Mars  1829  von  Neuem  zur  Torwahl  schrei- 
ten. Von  den  fünf  aufgestellten  Oandidaten  wird  keiner  für  unge- 
nebm  erklärt  und  am  2.  Mars  der  Domdechant  Osthaus  gewählt. 
Souach  hätte  die  eigentliche  Wahl  drei  Tage  früher  stattgefunden 
als  die  Aatstellung  der  Gandidatenliste. 

Aber  wenn  so  ein  genialer  Kopf  wie  Herr  Friedberg  ist ,  seine 
Gedanken  auf  den  Kampf  gegen   die    römische  Curie   concentriren 
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muss ,  daon  kaon  es  ja'  seinen  Verehrern  auf  literarifloliem  Oebiet, 
auf  eine  Handvoll  handgreiflichen  Unsinnes,  der  nebenbei  onterlftaft, 
nicht  ankomemn. 

So  bietet  ihm  denn  auch  die  Wahlangelegenheit  von  Ost- 
haus neuen  Stoff  zu  Angriffen  auf  die  bOse  Curie.  Zwar  beatii- 
tigt  dieselbe  anstandslos  die  Wahl ,  genehnoigt  auch  die  von  der 
Regierung  vorgeschlagene  Formel  fSr  den  von  dem  neuen  Bischof 
dem  Papst  zu  leistenden  Eid  ,  aber  sie  versuehi  doch  die  BeaUm- 
mungen  der  Bulle  eu  umgehen ,  welche  erforderten ,  dass  an  Ost- 
haus auch  die  Administration  von  Osnabrück  Übertragen  werde. 

Worin  der  Thatbestand  dieses  Attentates  der  Curie  eigentlich 
bestehen  soll ,  das  wird  nur  in  einzelnen  aphoristischen  Sätzen ,  in 
Bnicbstüclien  aus  Noten  des  Cardinal  Albani  und  des  hannover'schen 
Gesandten  angedeutet,  so  dass  eine  genügende  Orientirung  kaum 
rodglich  ist. 

»Mann  wolle  (sagt  Friedberg  S.  269)  dazu  noch  einen  geeig« 
neteren  Zeitpunkt  abwarten,  erklärte  die  Curie^  Lupke  solle  die 
Administration  behalten  und  zum  Bischof  in  partibus  ernannt 
werden. 

>Egli  (der  Papst)  non  attende,  sagte  die  Note  des  Cardinal 
Albani  vom  12.  Juli  1829,  per  esse  guirli  in  qnesto  particolare 
che  UB  .momento  piü  del  presente  opportuno,  nou  pero  remoto.« 
»Die  Verwaltung  von  Hildestieim  wurde  Osthans  so  in  An- 
spruch, nehmen ,  dass  sie  che  perciö  appanto  sembra  riciamare 
che  ancora  perqualche  altro  tempo  ne  rimanga  il  governo  af« 

fidata  al Vicario  S.  Läpke.t 

II S.  Padre  si  propone  perciö  di  avvalorare 

il  S.  LQpke  e  di  prepararlo  di  piu.  a  di  venire  uu  ottimo  coHa- 
boratore  diquel  prelato  oon  elevarlo,  quanto  prima  ad  un  titolo 
in  partibus. 

Den  hannoverischen  Gesandten  in  Rom,  Kaatner,  läset  Fried* 
berg  dann  gegen  die  Note  Albanis  Einspruch  erheben  mit  folgendem 
Bruchstück  einer  vom  14.  Juli  1829  datirten  Note. 

»II  se  permet  seuiement,  mSme  il  se  croit  oblig^  d'indiquarä 

S.  E.  un  mode  diffiirent  de  la  mettre  en  ez^ution  ....  il  est 

bien  aise  qu'il  n'ja  ä  son  avis  une  diversit^  d^o^inions ,   seole- 

Doent  ä  Vegard  de  la  forme.^    Es  sei  kaum  d.enkbar,  dass  Ost" 

haus  nicht  den  Lupke  zum  Vicar  ernenn«i  wurde. 

»Die  Curie,  heisst  es  dann  weiter,  gab  nach,  wenigstens  scheitt- 

bar.    Denn  wenn  sie  .auch   das  ConsistoriaMecret  für  Ostbana  ohne 

ErwSrhnung  von  Lüpke  ausfertigen  zu  wollen  erklärte  —  es  erfolgte 
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80  auch  unter  dem  28.  Juni  ^) ,  so  beharrte  sie  doch  bei  der  Er- 
nennung desselben  zum  Bischof  in  partibus,  essende  chiaranoeute 
prescritto  nella  Bolla  che  il  Yicario  di  0.  debba  essere  insignit« 
dal  carattere  episcopale.c 

Der  hannoverische  Gesandte  fordert  dann  seine  Regierung  auf, 
Osthaus  zu  beeinflussen ,  dass  er  Lfipke  zu  seinem  Vicar*  ernenne. 
Dies  thut  Osthaus  und  somit  ist  die  Sache  zur  allseitigen  Zufrie« 
denheit  bestens  geregelt. 

Wie  verhält  es  sich  also  mit  dieser  Angelegenheit? 

Der  Dompropst  Lüpke  war  von  dem  letzten  apostolischen  Vi«- 
car  der  Diöcese  Hildesheim  und  apostolischen  Delegaten  für  die 
Diöcese  Osnabrück ,  Held ,  für  das  Bistbnm  Osnabrück  zum  Subde- 
legalen  bestellt  worden.  Als  Held  am  L  Juli  1828  starb ,  führte 
Lüpke  die  Verwaltung  der  Diöcese  Osnabrück  ohne  Widerq^ruch  der 
liannover'schen  Kegierung  fort.  Von  kirchlicher  Seite  bedurfte  es 
dazu  selbstverständlich  einer  Erneuerung  seiner  Facnltäten  durch  den 
hl.  Stuhl,  da  mit  dem  Tode  des  Delegaten  Held  auch  die  Facultas 
ten  des  Subdelegaten  erloschen,  die  Diöcese  Osnabrück  aber  bis  zur 
Einsetzung  des  künftigen  Bischofs  von  Hildesheim  nicht  ohne  jede 
obere  Leitung  bleiben  konnte. 

Somit  hatte  die  Diöcese  Osnabrück  zur  Zeit,  als  die  Verhand- 
lungen wegen  Bestätigung  der  Wahl  von  Osthaus  zum  Bischof  von 
Hildesheiro  in  Rom  schwebten  und  resp.  zur  Zeit,  als 'Osthaus  sein 
bischöfliches  Amt  antrat,  schon  einen  und  zwar  kraft  apostolischer 
Facnltäten  fungirenden  Administrator,  welchen  ohne  Weiteres  zu 
removiren  doch  dem  Papste  keineswegs  zugemuthet  werden  konnte. 
Hätte  sich  nun  der  hannoverische  Gesandte  fur's  Erste  gar  nicltt 
eingemischt ,  so  würde  die  Sache  auf  kirchlichem  Wege  ohne  alle 
Schwierigkeit  dahin  verlaufen  sein,  dass  Osthaas,  nachdem  er  vom 
hischMichen  Stuhle  von^  Hildesheim  Besitz  ergriffen,  beim  hL  Stuhle 
der  Bulle  gemäss  die  Facultät  zur  Administration  der  Diöcese  Os« 
nabrück  nachgesucht  und  dabei  den  durch  die  bestehenden  Verhält- 
nisse bedingten  Mcksichten  auf  Lüpke  gerecht  worden  wäre. 

In  der  That  hat  ja  auch  Osthaus  hinterher  nicht  das  min^ 
deste  Bedenken  getragen,  Lüpke  zu  seinem  General-Vicar  zu  ernen- 
nen   nnd   seine  Promotion   zum  Bischof  in  partibas  zu  beantragen. 

Durph  die  vorzeitige  Einmischung  der  Regierung  entstand   nur  ein 

■  - 

1)  Wenn  Friddberg  die  obige  Note  Albanis  vom  22.  Juli,  die  Antwort 
Kastners  vom  14.  Jiüi  und  das  auf  diesen  Notenwechsel  erst  erlassene  Consi- 
storialdecret  f&r  Ostbans  wieder  vom  28.  Jwni  datirt ,  so  mOssen  wir'  es  ihm 
überlapsea,  diesen  Widerspruch  in  den  Datis  aufmklären.  : 
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nnnützer  Principienstreit.  Auch  die  Regierang  war ,  wie  aas  der 
Note  Ea8tner*8  vom  14.  Juli  erbellt,  ganz  ein  vorstanden  damit,  dass 
LQpke  die  Yerwaltang  der  DiOeese  Osnabrück  behalte,  es  handelte 
sich  also  in  der  Thai  nur  um  eine  blosse  Formfrage,  Da  nun  aber 
hierüber  eine  Verständigang  zwischen  dem  apostolischen  Stuhle  und 
der  hannover'schen  Regierung  erfolgte  und  die  Sache  zor  beidersei- 
tigen Zufriedenheit  ausgeglichen  wurde ,  da  es  ferner  auch  keinem 
Zweifel  unterliegen  kaun,  dass  eine  anter  beiderseitigem  Einverständ- 
niss  der  Contrahenten  erfolgte  Abweichung  von  einer  singulären 
Vorschrift  der  Bulle  an  sich  nichts  Unstatthaftes  wäre,  so  erscheint 
uns  sehen  aus  diesem  Grande  die  Rflge,  welche  Friedberg  dem  Ver- 
halten der  Curie  zu  Theil  werden  lässt,  sehr  unangebracht. 

Wenn  aber  auch  eine  Verständigung  der  hannoverischen  Re- 
gierang mit  dem  hl.  Stuhle  über  diesen  Punkt  nicht  stattgefanden 
hätte,  so  würde  diesem  der  Versuch  einer  Umgehung  der  Bestim- 
mungen der  Balle  gleichwohl  nicht  zur  Last  gelegt  werden  können, 
Denn  die  Bulle  sagt  zwar,  wie  schon  bemerkt  ist: 

»Hildesimensis  pro  tempore  Episcopus  Dioecesim  quoque  Os- 
nabrugensim  falcaltatibus  ad  id  ab  Apostolica  Sede  qaalibet 
vice  sibi  speciatim  delegandis  administrare  suumque  vicarium 
in  spiritualibas  generalem  qui  in  Civitate  Osnabrugensi  resideat, 
debeat  asciscerOfC 

allein  es  erhellt  doch  aus  dieser  Fassung  zur  Genüge ,  dass  es 
für  jeden  neuen  Bischof  von  Hildesheim  einer  neuen  specielleu  Facul- 
tät  des  hl.  Stahles  zur  Verwaltung  der  Diöcese  Osnabrück  bedurfte, 
und  dass  in  Ansaliung  des  Zeitpunktes  der  Ertheilung  derselben,  der 
hl.  Stuhl  nicht  gerade  nothwendig  an  den  Moment  gebunden  war, 
wo  die  Ausfertigung  der  «Bestätigungsbulie  für  den  neuerwählten 
Bischof  von  Hildesheim  erfolgte,  besonders  wenn,  wie  in  casu  con- 
creto schon  in  anderer  Weise  für  die  Administration  der  Diöcese  Os- 
nabtüek  gesorgt  war. 

Aoch  bei  der  nächsten  Hildesheimer  Wahl,  aus  welcher  Fritz 
als  Bischer  hervorging,  ist  ausser  einer  durchaus  überflüssigen  Aji- 
sprache,  welche  der  kgl.  Wahlcommissarius  Pelizäus  vor  Aufstellang 
der  Gandidatenliste  an  die  Domcapitulare  hielt  und  worin  er  nar 
Solche  auf  die  Liste'  gesetzt  zu  sehen  wünschte,  welche  den  Anord- 
nungen der  Regierung  Vertrauen  und  Ergebenheit  entgegenzubrin- 
gen gewohnt  seien,  den  Vorschriften  der  Bulle  »Impeusac  gemäss 
verfahren  worden. 

Herr  Friedberg  findet  aber  wiederum  eine  Vwletzong  dieser 
Bulle  in  dem  an  den  neuen  Bischof  erlaf<senen  Administrations- 
breve,   weil  es  darin  in  Betreff  des   zu  bestellenden  Generalvicars 
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heisst:  »plenam  tibi  auctoritatem  et  facultatem  tribuentis,  omnia  et 
singula  in  ecciesia,  civitate  et  dioecesi  Osnabrngensi  etiäm  per  ido- 
nenm  Yicarium  taum  generalem  gerendi  et  exereendi  ac  si  vere  il- 
lius  ecciesiae  episcopus  esses,  deptUando  ad  id  muneris  venerabüem 
äiam  fratrem  Carölum  Anton  Lüpke  cp.  Antedonensem.^ 

Er  erblickt  nämlich  in  den  Worten  »deputandoc  etc.  einen  Be- 
fehl des  Papstes  an  den  Bischof  Fritz ,  den  Lüpke  zu  seinem  Ge- 
neral- Yicar  zu  bestellen  und  scheint  der  Ansicht  zu  säin ,  dass  dem 
Papste  nach  obiger  Vorschrift  der  Bulle  eine  Einmischung  in  die 
Ernennung  des  General- Vicars  für  Osnabrück  gar  nicht  zustehe. 

Wir  unsererseits  finden  in  den  gedachten  Worten  nicht  so- 
wohl einen  Befehl,  als  vielmehr  ^  da  Lüpke  für  das  gedachte  Amt 
von  dem  neuen  Bischof  nach  Lage  der  Verhältnisse  gar  nicht  zu 
umgehen  war ,  eine  im  Voraus  ertheilte  Genehmigung  zur  Wahl 
desselben. 

Wie  mau  aber  auch  immer  jene ^ Worte  auffassen  möge,  ob 
als  Befehl  oder  als  Genehmigung ,  oder  als  Erlaubnis« ,  den  Lüpke 
zum  General-Vicar  für  Osnabrück  zu  wählen ,  eine  Verletzung  des 
der  Bulle  »Impensac  zu  Grunde  liegenden  Vertrages  enthalten  sie 
in  keinem  Falle.  Dieser  Vertrag  ist  geschlossen  zwischen  dem  apo- 
stolischen Stuhle  und  der  hannover'schen  Regierung.  Dieser  letzteren 
gegenüber  wurde  der  Vertrag  erfüllt,  wenn  der  neue  Bischof  einen 
General-Vicar  für  Osnabrück  wählte.  Ob  und  welche  Bücksichten 
der  Bischof  dabei  auf  Wünsche  oder  Befehle  des  Papstes  nahm,  das 
war  ein  rein  kirchliches  Internum  und  that  dem  rertragsmässigen 
Bechte  des  Königs  von  Hannover  keinen  Eintrag.  Dass  aber  der 
Papst  kraft  seiner  Befugniss  zur  Begieruug  der  ganzen  Kirche  An- 
spruch darauf  hat,  um  seine  Zustimmung  zur  Auswahl  einer  geist- 
lichen Person  gebeten  zu  werden ,  welcher  ein  so  wichtiges  Amt, 
wie  die  ziemlich  selbstständige  Administration  einer  ganzen  Diöcese 
ist,  und  noch  daeu  die  bischöfliche  Würde  übertragen  werden  soK, 
unterliegt  wohl  keinem  Zweifel  und  ist  in  den  Worten  der  Bulle: 
>Qui  quidem  Vicarius  dummodo  vere  dignus  et  idoneus  judiaxtus 
fticritj  a  Romano  Pontifice  titulo  alicujus  episcopalis  ecciesiae  i.  p.  i. 
servatis  omnibus  servandis,  decorabitur ,«  sogar  ausdrücklich  ausge- 
sprochen. 

Dagegen  sollte  doch  gerade  Herr  Friedberg  am  allerwenigsten 
zu  erinnern  finden,  der  sogar  den  weltlichen  Landesherm  das  Recht 
vindicirt,  seihe  Zustimmung  zur  Auswahl  der  Person  des  General* 
Vicars  zu  ertheilen,  obwohl  es  sich  um  eine  rein  kirchliche  Würde 
handelt. 

Archiv  rar  Kirchenrecht.  XXXIV.  7 
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Am  7.  September  1840  starb  der  Biscliof  Fritz  tod  Hildes- 
keim.  Die  demnächst  stattgeliable  Biscbofswahl  beschäftigt  Herrn 
Friedberg  besonders  in  Kücksicht  auf  die  Frage  wegen  des  De^olu- 
tionsrecbtes. 

Sic  ist  auch  von  Interesse  wegen  der  Ungehdrigkeiten,  die  sicit 
der  kgl.  Wahlcommissarius,  Consistorial-Director  Schuch  iiomiae 
der  Regierung  dabei  zu  Schulden  kommen  Hess.  Friedberg  findet 
natürlich  darin  nichts  Tadelnswerthes. 

»Die  Vorwahl,  sagte  er»  erfolgte  am  3.  October  1840,  aus  der 
fünf  Candidaten  hervorgingen,  die  auch  nachher  sämmtlich  geneh- 
migt wurden.  Nur  dass  4%e  Regierung  die  NichtbetheiUgmtg  des 
wegen  Aliers  durchaus  hinfälligen  Domherrn  Hatäelmann  am 
Wahlaeie  wünschte  und  der  Commissar  diesen  erst  au  einem  ihm 
gegenüber  ausgesprochenen ,  da%in  aber  auch  zu  einem  offteieUen, 
vor  detn  Capitel  verJcündeteii  Vereicht  auf  sein  WcJdrechi  ver- 
mochten 

Auch  wurden  die  Domherrn  zu  dem  ausdrucklichen  Beschlüsse 
aafgeforderjb,  dass  Niemand  sich  selbst  wälilen  dürfe.  (Sehr  über- 
flüssig!) 

Mit  welchem  Recht  durfte  denn  nun  die  hannoverische  Regie- 
rung ein  solches  Verlangen  stellen?  Was  ging  sie  das  Alter  und 
die  Hin&Uigkeit  eines  Waklherm  an?  Nach  Inhalt  der  Bulle  >Im- 
pensa«  hatte  sie  bei  der  Wahl  überhaupt  nichts  weiter  zu  thon, 
lÜB  sieh  über  die  Genehmheit  oder  Nichtgenehm  heit  der  vom  Ca- 
pitel  auf  4ie  Liste  gesetzten  Candidaten  zu  erklären ,  die  Interna 
des  Capitels  gingen  sie  gar  nichts  an. 

Wie  konnte  also  die  Regierung  einen  Domcapitular  wegen  Al- 
ters und  UintäUigkeit  zum  Verzicht  auf  sein  Wahlrecht  veranlassen? 

Es  war  dies  eine  arge  und  überdies  plumpe  Rechtsverletzung. 
Denn  selbst,  wenn  die  Regierung  formal  zu  solcher  Eiiunischung 
iu  die  Interna  des  Capitels  befugt  gewesen  wäre,  wie  sie  es  nicht 
war,  hätte  sie  sich  doch  sagen  müssen,  dass,  indem  sie  den  Dom- 
oapitülat  Hantelmann  zu  einer  Yerzichtleistung  auf  sein  Wahlrecht 
veranlasste,  sie  damit  dessen  ungestörte  Oeistesfähigkeit  anerkannte 
und.  dass  die  durch  ihren  Einfluss  in  materiell  unrechtmässiger  Weise 
bewirkte  Eliminirung  einer  gültigen  Wahlstimme  nach  canonischen 
örundsfttzen  die  Wahl  ungültig  machen  würde. 

Es  kam  indessen  zu  keinem  definitiven  Wahlergebnisse,  wahr- 
scbeinlieh  eben  darum,  weil  Hantelmann's  Stimme  fehlte.  Denn 
nachdem  bei  der  am  4.  Januar  1841  unter  den  fünf  Candidaten  der 
Liste    abgehaltenen    Wahl    vier   Scrutinien   fruchtlos    vorgenoramen 
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worden  wareu,  erklärte  die  Majorit&t  von  vier  Domherrn,  nicht  mehr 
weiter  wählen,  öondern  die  Entscheidung  dem  Papste  übertragen  zn 
wallen.  Die  beiden  anderen  Domherrn  aber  erklärten ,  die  Wahl 
fortsetzen  zu  wollen. 

In  dem  nnter  dem  7.  Januar  1841  von  Seiten  des  Capitels  an 
den  Papst  gerichteten  Schreiben  heisst  es  dann : 

>Quam  ob  causam  capitnlum  (exceptis  DD.  W.  et  P.  qui  no* 
vam  electionem  episcopi  sibi  reservant  et  petunt)  memoratam 
electionem  in  Vestrae  Sanctitatis  mauus  humillime  ponit  cum 
devotissima  precatione ,  ut  Vestra  Sauctitas,  ad  cujus  Sedem 
tota  electio  jamjam  devoluta  est,  episcopum  Hildes!  mensi  eccle^ 
siae  depatare  dignetnr.« 

In  Rom,  wo  die  Regierung  durch  eine  vermittelnde  Note  vom 
31;  März  1841  die  Anordnung  einer  neuen  Wahl  zu  erwirken  suchte, 
wurde  die  Sache  zunächst  in  einer  Gongregation  grfindlicl)  berathen, 
dann  erfolgte  die  Entscheidung  des  Papstes,  von  welcher  der  Car- 
dinal-Staatssecretär  Lambruschini  in  seiner  Note  vom  8.  October 
1841 1)  dem  hannoverischen  Gesandten  Mittheilung  machte. 

Diese  Note  ist  nnter  den  Friedberg*schen  Actenstücken  Bd.  II. 
S.  180  leider  wieder  nur  unvollständig  abgedruckt,  indem  der  ganze 
Eingang,  welcher  das  der  Entscheidung  des  Papstes  zu  Grunde  lie- 
gende Resnm^  des  Thatbestandes  enthält,  geflissentlich  weggelassen 
ist.  Aach  ist  sie  in  der  üeberschrift  unrichtiger  Weise  als  Schrei- 
ben Lambmschini's  an  das  Domcapitel  von  Hildesheim  bezeichnet, 
während  doch  der  Text  ergibt,  dass  es  sich  um  eine  Note  an  den 
hannoverischen  Gesandten  handelt. 

Aus  dem  Texte  der  Friedberg'schen  Schrift  (Bd.  I.  S.  276. 
277)  lässt  sich  nur  soviel  nothdürftig  ersehen ,  dass  der  Papst ,  wie 
auch  nur  recht  und  billig  war,  das  Verfahren  des  Consistorial-Di- 
rectors  Schach  gegen  den  Canonicus  Hantelmann  scharf  getadelt 
nnd  des  Letzteren  Yerzichtleistung  für  erzwungen  erklärt  hat.  Die 
Note  betont  sodann ,  dass  der  Papst  motu  proprio  zur  Wiederbe- 
setzang  des  bischöflichen  Stahles  um  so  mehr  würde  haben  schreiten 
könneu,  da  die  Mehrheit  des  Capitels  es  begehrt  und  bereits  zur 
Zeit  der  Vornahme  der  Wahl  ein  Monat  über  die  im  canonischen 
Rechte  und  in  der  Bulle  »Impensa«  begründete  Devolutionsfrist  ver- 


1)  In  der  Antwortsnot«  des  hannoverischen  Gesandten  vom  18.  Decem- 
ber  1841  wird  der  5.  October  als  das  Datum  dieses  Schriftstücks  angegeben, 
(cf.  S.  278  I*»d.  I.)  Welches  Datnm  das  richtige,  welches  das  falsche  ist,  mag 
Herr  Friedberg  seihet  ans  den  ihm  zu  Gebote  stehenden  Ministerial- Acten  eruiren. 

7* 
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flössen  gewesen  sei.  Nichtsdestoweniger  gestattete  der  bl.  Vater  ans 
Gnado  eine  Neuwahl,  die  jedoch  von  dem  Capitel  innerhalb  HonaU- 
frist  vom  Tage  des  Empfanges  der  desfalls  ihm  ertheilten  Instruc- 
tion zu  vollziehen  sei  und  auch  bequem  innerhalb  dieser  Frist  voll- 
zogen werden  könne,  da  die  Namen  der  Gandidaten  dem  kgl.  Mini- 
sterium bereits  notificirt  und  von  diesem  nicht  beanstandet  seien. 
Ferner  sei  es,  da  man  zufolge  übereintreffender  Nachrichten  mit  voU 
lem  Grunde  überzeugt  sein  könne,  dass  einestheils  der  Canonieas 
Hantelmanu  ohngeachtet  seines  hohen  Alters  keine  bedeutende  Ab- 
nahme der  Geisteskräfte  erlitten ,  seit  er  vor  fünf  Jahren  bei  der 
Wahl  des  verstorbenen  Msgr.  Fritz  seine  Stimme  abgegeben  und 
andererseits  die  von  ihm  geschehene  Yerzichtleistnug  auf  seine 
Stimmabgabe  in  dem  Falle,  von  dem  es  sich  handle,  durchaus  nicht 
freiwillig  gewesen ,  Willensmeinung  des  hU  Vaters ,  dass  der  ge- 
dachte  Ganonitus  ebenfalls  bei  der  Wahl  erscheine  entweder  persöu- 
lich  oder  per  procuratorem  und  seine  Stimme  gleich  den  Uebrigen 
abgebe. 

Schliesslich  wird  bemerkt,  das  Capitel  werde  verständigt  we 
den,  dass,  wenn  in  dem  angedeuteten  Termine  die  Wahl  nicht  voll- 
führt werden  sollte,  der  Papst  vom  Devolutionsrechte  Gebranch  ma- 
chen und  kraft  seiner  Autorität  ^er  verwaisten  Kirche  von  Hildes- 
heim diejenige  Person  als  Bischof  zutheilen  werde ,  welche  er  für 
deren  geistliche  Bedürfnisse  am  geeignetsten  halte,  von  welchem 
Bechte  er  gleicher  Weise  nicht  anstehen  werde ,  Gebrauch  zu  ma- 
eben,  so  oft  die  Wahl  nicht  im  Einklänge  mit  den  kirchlichen  Se- 
geln ausgeführt  sei  oder  der  Gewählte  mit  den  von  den  heiligen  V^- 
nones  erforderten  Eigenschaften  nicht  versehen  befunden  werden 
sollte. 

Was  kann  wohl  begründeter  sein ,  als  diese  Entscheidung? 
Herr  Friedberg  freilich  findet  darin  (S.  276  Bd.  1.)  eine  Missachtung 
aller  rechtlichen  Vorschriften  (welcher,  sagt  er  nicht)  und  eine  nicht 
zu  rechtfertigende  vollkommen  einseitige  Deutung  der  Bulle  ange- 
sprochen, die  offenbar  zeige,  dass  die  päpstliche  Gurie  Bechtsfngeo 
als  Interessenfragen  zu  behandeln  nicht  abgeneigt  sei.  —  Mit  den 
Beweisen  für  diese  insolenten  Behauptungen  ist  es  aber  schlecht  be- 
stellt. 

Er  vermag  eigentlich  der  Beplik  des  hannoverischen  Gesandten 
seinerseits  nichts  hinzuzufügen.  Dieser  wusste  aber  in  seiner  Note 
vom  18.  December  in  Bezug  auf  das  Devolutionsrecht  des  Papstes 
nur  Folgendes  zu  erwidern: 

»Le  Gouvernement  de   Sa  Majest^  appuy^   sur   les   argumeus 
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expos^  dans  la  Note  du  31.  Mars  ....  ooutinue  ä  s'opposer  con- 
tre  rexistence  du  cas  d'ane  provision  extraordlnaire  ex  jure  devoluto^ 
sartout  co{nnie  suite  de  r^solution  de  la  majorite  simple  du  chapitre 
cbath^dral  de  Hildesheim.    Le  Ooavernement  a  aussi  relev^  l'errenr 

qai  doit  r^gner  dans  Topinion  prononc^e  dans  la  note du  S. 

Octobre  que  le  chapitre  cathädral  s'^tait  rassamble  pour  P^lection 
apres  le  terme  iix^  par  la  Bulle :  en  effet  la  liste  des  candidats 
avait  ^törenyoyde  par  le  Gouvernement  au  chapitre  le  2.  Decembre^); 
par  cons^quent  le  terme  courrait  jusqu*  au  21.  Janvier.  Or  Pacte 
de  r^lection  ayant  ^tä  fixe  au  4.  Jan. ,  il  a  eu  Heu  dixsept  jour 
avant  T^coulement  du  terme  fix^  dans  la  Bulle  »Impensa.c 

Die  Drohung  in  der  Note  vom  5.  October ,  dass  der  Papst  in 
der  Folgezeit  regelmässig  sein, Devolutionsrecht  ausüben  werde,  sei 
mit  der  Bulle  »Impensa«  incompatible. 

Le  Gouvernement  .  .  .  n'y  voit  quelque  raison  pour  quoi  devier 
de  Tapplication  de  la  Bulle,  et  si  contre  toute  attente,  un  des  deux 
cas  suppos^s  dans  ce  passage ,  existerait  un  jour ,  le  St.  Siöge  ne 
saurait  discoiwenir  que  le  Gouvernement  de  Hannovre  anrait  alors 
de  droit  de  reclamer,  ce  que  la  Bulle  a  perrois,  c'est  ä  dire  que  le 
chapitre  cath^dral  proc^derait  ä  uue  ^lection  nouvelle.« 

Die  Richtigkeit  dieser .  Erklärung ,  die  wir  nur  dem  Bericht 
Friedbergs  entnommen  haben,  vorausgesetzt,  hat  der  Gesandte  nichts 
weiter  zu  erwidern  gewusst,  als 

a)  dass  in  casu  concreto  das  Devolutionsrecht  nicht  Platz 
greife,  weil  die  Wahl,  wenn  auch  erst  nach  Verlauf  von  drei  Mona- 
ten nach  Erledigung  des  bischöflichen  Stuhles,  so  doch  noch  inner- 
halb des  Monats  nach  Zurückstellung  der  Candidatenliste  von  Seiten 
der  Regierung  an  das  Capitel  stattgefunden  habe, 

b)  dass  die  Ausübung  des  Devolutionsrechtes  pro  futuro  in  den 
beiden  am  Schlüsse  der  Note  Lambruscbini's  angedeuteten  Fällen 
dem  Inhalte  der  Bulle  widerspreche. 

Allein  diese  Behauptungen  des  hannoverischen  Gesandten  sind 


1)  Wir  geben  diesen  Anszug  ans  der  Note  des  hannoverischen  Gesandten 
wörtlich  wie  er  bei  Friedberg  Bd.  I.  8.  278  eich  gedruckt  findet.  Wenn  da- 
selbst der  2.  December  als  der  Tag  der  Bücksendung  der  Candidatenliste  an 
das  Capitel  angegeben  ist,  so  wird  dieses  Datnm  wohl  wieder  unrichtig  und 
dafür  zu  setzen  sein  der  21.  December.  Denn  zwischen  dem  2.  December  und 
21.  Januar  läge  mehr  als  ein  Monat,  während  die  Bulle  »Impensac  dem  Ca- 
pitel zur  Pflicht  maeht,  das  Documentnm  electionis  intra  mensem  dem  Papst' 
einzoreichen. 


102  Bosner,     Weiteres  über  die  Bischofswahlen, 

in  der  Note  Lambrnschini's  vom  26.  Februar  1842  als  anbegrondet 
zurückgewiesen.  Der  Cardinal  weist  darin  mit  überzeagenden  Gran- 
den nach: 

Ad  a)  dass  die  Bulle  den  allgemein  geltenden,  in  einem  öca- 
menischen  Goncil  festgesetzten  alten  Grundsatze,  wonach'  die  Vacanz 
der  Bisthümer,  in  denen  die  Wahl  den  Capiteln  zusteht,  nicht  länger 
als  drei  Monate  dauern  dürfe  und  daher  die  Wahl,  wenn  diese  Frist 
nicht  beobachtet  worden,  auf  den  Jil.  Stuhl  devolvirt  werde,  nicht 
habo  ändern,  vielmehr  durch  die  den  Capiteln  gegebene  Weisung, 
die  Namen  der  Candidaten  binnen  des  ersten  Yacanzmonates  der 
Regierung  zu  präsentiren,  im  GegentheildafEir  Sorge  tragen  wolleoi 
dass  die  zu  den  vorbereitenden  Handlungen  hinsichtlich  der  Wahl 
und  zur  Sendung  des  Wahlinstruments  nach  Rom  erforderliche  Zeit 
nicht  unter  irgend  einer  Beziehung  die  canonische  Zeit  von  drei 
Monaten  überschreiten  könne.  Die  Ansicht  des  Gesandten,  dass  das 
Capitel  nach  Zurückempfang  der  Liste  noch  einen  Monat  Zeit  zur 
Voliführung  der  Wahl  behalte,  selbst  wenn  die  Zurücksendung  der 
Liste  zu  einem  Zeitpunkte  erfolge,  welcher  dem  Ablaufe  der  drei- 
monatlichen Sedisvacanz  nahe  liege,  finde  in  keiner  Stelle  der  Bolle 
ihre  Bestätigung,  vielmehr  müsse  man  annehmen,  das  Gegentheil 
sei  in  der  Bulle  festgesetzt;  denn  nachdem  darin  gehandelt  sei  tod 
den  Namen  der  Candidaten,  welche  der  Regierung  anzuzeigen  wären, 
und  nach  der  in  dem  Satze  »ac  si  fortec  enthaltenen  Disposition, 
werde  sogleich  hinzugefügt  »Tunc^)  vero  capitulum.€  Wenn  also 
die  Zeit  von  drei  Monaten  der  Sedisvacanz  ihrem  Ablaufe  nahe  ge- 
wesen sei ,  als  das  Gouvernement  dem  Capitel  von  Hildesheim  die 
Candidatenliste  zurücksandte,  so  habe  das  letztere  gewiss  kein  Recht 
gehabt,  die  Wahl  noch  einen  Monat  hinauszuschieben. 

Ad  b)  bemerkt  der  Cardinal ,  kOune  der  hl.  Stuhl  nicht  zu- 
lassen ,  dass  die  den  Capiteln  von  der  Bulle  zugestandene  specielle 
Indulgetiz,  zu  einer  zweiten  Wahl  zu  schreiten  in  den  beiden  Fäl- 
len, dass  die  erste  minime  fuerit  canonice  peracta  und  dass  der 
Gewählte  nicht  mit  den  canonischen  Eigenschaften  ausgestattet  be- 
funden würde,  auf  jeden  anderen  Fall  Anwendung  finden  müsse ,  sei 
es  nun,  dass  wegen  Uneinigkeit  des  Capitels  oder  wegen  Ablauf  des 
Wahltermins  oder  aus  anderen  Gründen  die  Wahl  vereitelt  worden 
sei.    und  noch  weniger  würde  man  zulassen  kOnnen,  dass  im  gegen- 


1)  Friedberg  schreibt  hier  wieder  ganz  gedankenlos  »Cum  yero  capito- 
lam«  wahrend  doch  in  der  Bulle  geschrieben  steht  und  auch  der  gesunde  Xet- 
stand  schon  sagt,  dass  es  heissen  muss  »Tanc  vero  capltnlnm.« 
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wärtigen  Falle  das  Gapitel  nach  vereiteltem  ersten  Wahlaete  nicfat 
allein  (ohne  einen  gan^  exceptionellen  Indult)  zu  einem  zweiten,  son- 
dern aacb,  wenn  dieser  missl&nge,  zn  einem  dritten  sehritte. 

Die  Richtigkeit  dieser  Oründe  leuchtet  ein. 

Was  zunächst  das  Devolutionsrecht  überhaupt  und  die  drei- 
monatliche Devolutionsfri^  anlangt,  so  ist  klar,  dass,  da  beides  auf 
einem  allgemeinen  Kirchengesetjse  beruht,  ftir  das  Bistbum  Hildes- 
beim  eine  Ausnahme  von  der  allgemeinen  Kechtsregel  nur  dann  be- 
ansprucht werden  könnte ,  wenn  und  insoweit  sie  vom  hl.  Stuhle 
ausdrücklich  bewilligt  und  in  der  Bnlle  »Impensac  vorgeschrieben 
wäre.  Die  Bulle  enthält  aber  in  der  That  keine  solche  Vorschrift 
und  der  ihr  zu  Grunde  liegende  Vertrag  keine  solche  Stipulation. 

Die  in  der  Bulle  »Impensa«  über  die  Bischofswahlen  in  Alin. 
XIII.  enthaltenen  speciellen  Anordnungen  verfolgen  augenscheinlich 
die  Richtung,  den  fruchtlosen  Verlaut  des  dreimonatlichen  tempus 
utile  für  das  gesammte  Wahlgeschäft  einschliesslich  der  Einsen- 
dung des  Wahlprotocolls  zu  verhüten  und  der .  Sorglosigkeit  der  Ca- 
pitel  gewisse  Schranken  zu  setzen.  Daher  soll  die  Liste  innerhalb, 
des  ersten  Vacanzmonatea  der  Regierung  eingereicht  und  innerhalb 
Monatsfrist  nach  Ruckempfang  der  Liste  das  Wahlgeschäft  vollcn4et 
sein.  Die  Aeusserung  der  Regierung  über  die  Liste  ist  eine  Sache^^ 
die  in  wenigen  Tagen  beendet  sein  kann.  Rechnet  man  einen  ganzen 
Monat  darauf,  so  ist  für  alle  Eventualitäten  reichlich  gesorgt      . 

Voraussetzung  der  Vorschrift  der  Bulle  über  die  Bisdiefö- 
wahlen  ist,  dass  die  Regierung  ein  eigenes  Interesse  daran  habe, 
dass  die  Bestimmung  der  Person,  welche  auf  den  bischöflichen  Stuhl 
erhoben  werden  soll,  zunächst  von  den  Oapiteln  ausgehe,  nicht  vom 
Papst  unmittelbar.  Folglich  liegt  es  auch  im  eigenen  Interesse 
der  Regierung,  die  in  den  Kreis  ihrer  Mitwirkung  bei  der  Bischofs- 
wahl fallenden  Acte  so  zu  beschleunigen,  dass  dem  Capitel  die  Vol- 
lendnng  des  ganzen  Wahlgeschäfts  innerhalb  dreier  Monate  möglich 
ist ,  ohne  dass  far  die  Vornahme  dieser  Acte  der  Regierung  eine 
bestimmte  Frist  vorzuschreiben  gewesen  wäre.  Eine  Verschleppung 
der  Sache  durch  die  Regierung  kann  allerdings  das  Capitel  um  sein 
Wahlrecht  bringen ,  aber  die  rechtzeitige  Provision  einer  Diöcese 
mit  einem  geeigneten  und  würdigen  Bischöfe  ist  eine  so  wichtige 
Pflicht  för  den  Papst,  dass  dagegen  das  Wahlrecht  der  Oapitol, 
auch  wenn  der  fruchtlose  Verlauf  des  tempus  utile  für  dessen  AnS'- 
Übung  nicht  den  Capitularen  selbst,  sondern  der  Regierung  zur  Last 
fallt,  znrficktreten  muss. 
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Was  aber  den  zweiten,  oben  beregten  Punkt  betrifft,  so  be- 
stimmt die  Bulle  »Impensac  in  Alin.  XV.  allerdings: 

»Si  vero  aut  Electio  minime  fuerit  canonice  peractoi  aat 
promovendtts  praedictis  dotibus  instructus  non  reperiatur ,  ex 
speciali  gratia  indulgemus,  quod  Cathedrale  capitulum  ad  novam 
Electionem  ut  supra  canonica  methodo  valeat  procedere.t 

Voraussetzung  dieser  ladalgenz  ist  aber  doch  unzweifelhaft, 
das8  eine  Wahl  ifinerhM  de^  dreimonatlichen  Tempus  uHle  wirk- 
lich staUgefunden  hat.  Folglich  war  der  Papst  vollkommen  im 
Rechte ,  wenn  er  den  Cardinal-Staatssecretär  in  der  obenerwähnten 
Note  vom  8.  (oder  5.)  October  erklären  liess,  er  werde  von  seinem 
Dtivolidionsrechte  Gebrauch  machen ,  so  oft  die  Wahl  nicht  im  vol- 
len Einklang  mit  den  kirchlichen  Regeln  ausgeführt  sei  oder  der 
Gewählte  mit  den  von  den  hl.  Ganoiies  erforderten  Eigenschaften 
nicht  versehen  befunden  werden  sollte.  Denn  es  ist  hier  selbstver- 
ständlich an  eine  Wahl  gedacht,  gegen  welche  das  Devolutionsrecht 
Platz  greift,  welche  also  wegen  inzwischen  erfolgtem  Eintritt  des- 
selben als  eitel  und  nichtig  zu  betrachten  ist,  auch  wenn  sie  fketisch 
stattgefunden  hätte. 

Die  hannoverische  Regierung  wusste  gegen  die  Grunde  des 
Gardinais  Lambruschini  in  der  That  nichts  weiter  anzufahren. 
Wenn  sie  bei  der  schon  unter  dem  9.  December  1841  in  Verfolg 
der  Note  vom  8.  (oder  5.)  October  ej.  a.  stattgehabten  neuen  Wahl, 
aus  welcher  Wandt  als  Bischof  hervorging,  den  Wahlcommissarios, 
Grafen  StoUberg ,  dem  Domcapitel  gegenflber  hatte  erklären  lassen, 
dass  sie  die  in  dem  Breve  des  Papstes  an  das  Capitel  in  Bezug  auf 
das  Devolutionsrecht  ausgesprochene  Ansicht  in  keiner  Weise  bil- 
ligen könne,  so  ist  sie  auch  bei  dieset  Gelegenheit  die  Gründe  fnr 
ihre  Ansicht  schuldig  geblieben ,  und  was  Herrn  Friedberg  anlangt, 
so  hat  er  sie  mit  den  seinigen  ebenfalls  im  Stiche  gelassen. 

Seite  251  Bd.  I.  finden  wir  in  einer  Anmerkung  gerügt,  dass 
bei  der  Wahl  Wandt^s  das  Ergebniss  ohne  vorherige  Bestätigung 
Seitens  der  Regierung  sogleich  von  der  Kanzel  verkündet  worden 
sei.  Das  entsprach  aber  durchaus  den  canonischen  Vorschriften, 
stand  mit  der  Bulle  nicht  im  Widerspruch  und  that  den  Keehteo 
der  Regierung  keinen  Eintrag;  denn  ein  Recht,  den  Bischof  in 
bestätigen,  hatte  die  Regierung  nicht  im  Entferntesten  in  der  Bnüe 
eingeräumt  erhalten,  und  wenn  sie  gleichwohl  eine  sokhe  Be- 
stätigung aussprach,  so  lief  dieselbe  dem  Rechte  der  Bulle  »Iropensa« 
geradezu  entgegen. 

Zu  dieser  offenen  Verkennung  des  Rechts  fögt  Friedberg  dann 
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noch  die  alberne  Bemerkang,  die  Curie  haben  ihren  Cnwillen  gegen 
die  hannov«r'sche  Regierung  in  dieser  Wahlsaebe  nooh  dadurch  be« 
ibätigt,  äsa»  sie  gegen  den  Willen  derselben  den  Weihbisohof  Lflpke 
mit  der  Vornahme  des  Infi^rmativprocesses  aber  Wandt  beauftragt 
habe.  Dagegen  ist  nur  zu  bemerken ,  dass  der  hl.  Stuhl  stricte 
der  Bestimmung  in  Alin.  XIV.  der  Bulle  »Impensac  gemftss  gehan«^ 
delt  hat  und  bei  einem  so  wichtigen  Geschäfte,  wie  der  Informativ- 
process  ist,  für  den  Papst  doch  am  allerwenigsten  die  Wünsche 
einer  weltlichen,  selbst  befreundeten  Regieruug  massgebend  sein 
konnten. 

Die  am  27.  November  1849  erfolgte  Wahl  Wedekind^s  zum 
Bischof  von  H.  hat  zu  Bemerkungen  keinen  Anlass  geboten. 

In  Bezug  auf  das  Bisthum  Osnabrück  ist  bekannt,  dass  dessen 
Dotation  durch  einen  unter  dem  11.  November  1856  zwischen  dem 
Bischof  Muller  von  Münster  (Friedberg  macht  ihn  zum  Bischof  von 
Paderborn)  als  päpstlichen  Execntor  der  Bulle  »Impensa«  und  der 
hannoverischen  Regierung  abgeschlossenen  Vertrag  vereinbart  und 
demnächst  der  damalige  General- Vi car  Melchers  von  Munster  mit 
Zustimmung  der  hannoverischen  Regierung  durch  unmittelbare  päpst- 
liche Provision  zum  Bischof  von  Osnabi*ück  ernannt  worden  ist  ^). 

In  Hinsicht  auf  die  nach  dem  Abgange  von  Melchers  nötbig 
gewordene  Bischofswahl,  aus  welcher  bekanntlich  der  gegenwärtige 
Herr  Bischof  von  Osnabrück  hervorging,  rügt  Friedberg,  dass  das 
Capitel  nicht  wie  früher^  die  Aufforderung  der  Regierung  zur  Vor- 
nahme der  Wahl  abgewartet,  sondern  pUidich  der  Regierung  eine 
Liste  von  fünf  Candidaten  eingereicht ,  aber  weder  die  Namen  der 
Wähler,  noch  Ort  und  Zeit  der  Wahl  angegeben  habe. 

Das  Capitel  von  Osnabrück  wählte  bekanntlich  seit  Erlass  der 
Bulle  »Impensat  hier  zum  ersten  Male.  Die  Bezugnahme  auf  früher 

1)  Mit  welchen  Augen  der  Historiker  Friedberg  diese  so  laug  verzögert« 
AnsfUhmng  der  Bulle  »Impensa«  ansieht,  ist  leicht  abzumessen  ,  wenn  er  die 
dringenden  W&nsche  der  Diöcesanen^  ihren  Bischofsstuhl  endlich  wieder  besetzt  zu 
sehen  ,  mit  der  abgeschmackten  Bemerkung  abfertigt:  »Nachdem  schon  im 
Jahre  1827  Bitten  um  Dotation  des  Bisthums  aufgetaucht  waren,  die  aber 
Seitens  der  Regierung  unberücksichtigt  blieben ,  nahmen  die  Forderungen  in 
den  vierziger  Jahren  einen  dringenden ,  nach  1848  einen  stürmischen  Cha- 
rakter an.  Wurde  doch  der  Regierung  eine  Petition  um  endliche  Rea- 
tisirung  der  in  der  Bulle  für  Osnabrück  gemachten  Verheissungen  mit 
12000   Unterschriften  überreicht 

Als  ob  eine  Petition  schon  ein  Sturmlauf  wäre! 

Warum  sollten  denn  die  Osnabruck'schen  Katholiken  zu  Gunsten  einer 
für  «ie  ao  überaus  wichtigen  Angelegenheit  von  dem  verfassungsmässigen  Pe- 
titionsrechte keinen  Gebrauch  machen? 
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Geschehenes'  passt  also  gar  nicht.  Das  Gapitel  verfahr  aber  bei 
seiner  ersten  Wahl  stricte  der  Bulle  gemäss,  indem  es  das,  was  seine 
Sache  war,  von  selbst  und  aufgefordert  vornahm  und  Alles,  was  ao- 
nfitz  war,  oder  die  Regierung  nichts  anging,  wie  z.  B.  die  Angabe 
der  Namen  der  Wähler,  der  Zeit  und  des  Ortes  der  Wahl  bei  ETid- 
reichung  der  Gandidatenliste,  wie  sich  gehörte,  einfach  wegliess. 

Wenn  Herr  Friedberg  (S.  283)  der  hannoverischen  Begiernng 
es  als  Zeichen  von  Schwäche  auslegt,  dass  sie  die  Wahl  Beckmann's 
Oberhaupt  gestattet  habe ,  weil  der  Papst  ohne  Weiteres  dem  Bi- 
schöfe Melchers  die  Verwaltung  des  erUdigteti  Sitzes  fortzufubreD 
aufgetragen  und  die  Regierung  darauf  hin  angenommen  habe,  dass 
gar  keine  Erledigung  stattgefunden,  so  überlassen  wir  derartige  Ver- 
kehrtheiten durchaus  seinem  Oescbmacke.  Die  hannoverische  Re- 
gierung konnte  die  Bischofswabl,  ohne  einen  Rechtsbruch  und  6e- 
waltact  zu  begehen,  überhaupt  nicht  hindern.  Es  war  indess  nur 
ein  Irrthum  ihrerseits ,  wenn  sie  anfänglich  das  Bisthum  nicht  Inr 
erledigt  ansah.  Erledigt  war  es  von  dem  Angeublicke  der  vom 
Papste  ausgesprochenen  Transferirung  seines  Bischofs  Melchers  auf 
den  erzbischöflichen  Stuhl  von  Köln;  die  Ermächtigung  zur  einst- 
weiligen Fortführung  der  Administration  der  Diöcese  war  eine  mit 
der  Transferirung  im  Zusammenhange  stehende,  durch  Zweckmässig- 
keitsgründe empfohlene  Massregel,  da  es  Pflicht  des  Papstes  war, 
bei  der  durch  ihn  selbst  veranlassten  Vacanz  des  Bisthums  Osnabrück 
sofort  auch  wegen  der  einstweiligen  Verwaltung  der  Diöcese  die 
nöthige  Vorsorge  zu  trefTon,  wie  dies  anderenfalls  bei  einer  ohne 
Mitwirkung  des  hl.  Stuhles  erfolgten  Erledigung  Sache  des  Capitels 
gewesen  -wäre.  Durch  diese  Massregel  blieb  die  Verwaltung  des 
Bisthums  im  geordneten  Gange,  und  da  sie  auch  in  der  Hand  der- 
selben Personen  blieb ,  wie  bisher ,  so  lag  doch  für  die  Regierung 
sicherlich  kein  vernünftiger  Anlass  zu  einer  Beschwerde,  viel  weniger 
zu  einer  Qewaltmassregel  vor,  wie  sie  in  den  zelotischen  Wünschen 
Friedberg's  gelegen  hätte. 


C,   Die  oberrheinische  Kirchenprovinz. 

Bei  Darstellung  der  Bischofswahlen  in  der  oberrheinischen 
Kirchenprovinz  behandelt  der  Verfasser  die  einzelnen  Territorien  der 
Reihe  nach  und  theilt  das  Ganze  in  zwei  Zeitabschnitte,  von  denen 
der  erste  bis  1848  reicht^  der  zweite  die  Folgezeit  umfasst 
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I. 

Bis  zum  Jahre  1848. 

Die  erste  Erabischofswahl  in  Freiburg  fand  nach  dem  am  6.  M&rz 
1836  erfolgten  Tode  Boll's  statt.  Der  Bericht,  welchen  F.  über  diese 
\yahl  erstattet,  ist  überaus  amüsant 

Was  zunächst  die  Zeitbestimmungen  anlangt,  so  hätte  das  Ca- 
pitel  am  16.  Mai  (2  Monate  und  10  Tage  nach  dem  Tode  BoWs) 
der  Regierung  die  Gandidatonliste  eingereicht,  welche  bekanntlich 
unbeanstandet  blieb,  am  6.  März  aber,  also  netto  am  Todestage  BoU's 
hätte  die  Wahl  Yicari's,  und,  nach  dessen  Besignation,  am  14.  Mai 
(also  zwei  Tage  vor  Einreichung  der  Candidatenliste)  der  fortgesetzte 
Wablact,  welcher  zur  Wahl  Demeter's  führte,  stattgefunden.  Der 
schon  bei  Sybd  (das  Recht  des  Staates  bei  den  Bischofswahlen)  er- 
wähnte Revers  v.  Vicari's,  worin  derselbe  erklärte,  eine  auf  ihn  fal- 
lende Wahl  nicht  annehmen  zu  wollen,  wäre  am  5.  Mäns  Nachts  um 
1  Dhr,  also  noch  vor  dem  Tode  BoU's  geschrieben. 

Nach  Brück,  Die  oberrheinische  Kircbenproviuz  S.  160  hat  der 
erste  Wahltermin  am  4.  Mai,  der  weitere  am  14.  Mai  stattgefunden, 
die  Candidatenliste,  auf  welcher  Vicari  stand,  muss  also  vor  dem 
4.  Mai  eingereicht  worden  sein ,  vielleicht  ist  es  am  16.  März  ge- 
schehen. 

Aber  auf  Brück  darf  man  sich  wohl  nicht  berufen,  da  er  kein 
zukünftiger  Staatscanonist  und  seine  Schrift  nach  dem  Urtheile  des 
überaus  gesitteten  Herrn  Friedherg  (S.  287)  eine  Schmähschrift  ist. 

Noch  belustigender  ist  die  Schilderung  Friedberg's  von  den  ver- 
schiedenen Einflüssen,  welche  sich  geltend  machten,  dem  Capitel  die 
Freiheit  der  Wahl  zu  beschränken. 

Da  kommt  zuerst  der  österreichische  Gesandte,  man  weiss  nicht 
welcher  und  wie  in  die  Sache  hineingeschneit,  unmittelbar  nachdem 
das  Capitel  der  badischen  Regierung  seine  Candidatenliste  eingereicht 
hat,  auf  welcher-  wohlbemerkt  auch  der  Name  des  DamdechatUen 
von  Vicari  stand,  »Der  österreichische  Qesandte,c  heisst  es,  >&erJcA- 
iete  0  9  dass  der  Nuntius  und  Metternich  die  Postulation  des  Bischofs 
von  Fulda  wünschten ,  dass  auch  der  Cardinal-Staatssecretär  diesen 
empfehle  und  sich  namentlich  der  Wahl  des  Herrn  v.  Vicari  abge- 
neigt zeige,  c 

»Ebenso  berichtete  der  badische  Gesandte  am  römischen  Hofe 


1)  Warum  theilt  denn  Herr  F.  diesen  Bericht  nicht  in  Extenso  mit.  Er 
würde  vielleicht  darüber  Anfschlnss  geben ,  wie  der  österreichische  Gesandte 
dazu  kamt  sich  in  diese  innere  badiscbe  Angelegenheit  einsuroischen. 
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anter  dem  19.  April  1836,  dass  Monsignor  Cappacini  ihm  erdifoet,  wie 
es  zuerst  die  Absiebt  des  Papstes  gewesen  sei,  dem  Capitel  die  WabI 
des  Biscbofs  von  Fulda  förmlich  zu  empfehlen ,  wie  ihm  aber  der 
auf  der  Candidatenliste  befindliche  Demeter  genehmer  sei  als  —  man 
erwartet  natfirlich ,  es  werde  kommen ,  als  der  Biscbof  von  Fulda, 
aber  weit  gefehlt,  es  kommt  —  als  Vtcart.€ 

»Und  am  23.  April  schrieb  er,  dass  Cappacini  der  Regierung 
rathe,  die  ihr  vertragsmässig  zustehende  Rechte  wahrzunehmeny  der- 
selbe meine,  dass  es  genügen  werde,  wenn  die  grossherzogliche 
Begierung  nur  noch  zwei  Namen ,  und  nnter  ihnen  den  des  Herrn 
Demeter  auf  der  Candidatenliste  stehen  lasse.c 

»Gleichzeitig  meldet  er  (dieser  Satz  steht  aber  nur  ganz  klein 
gedruckt  in  der  Anmerkung)  dem  Cardinal-Staatssecretär  sei  ik  Be- 
vomugupg  Vicarfs  durch  das  Capitel  sehr  bedauerlich.€ 

Dann  findet  es  der  Qeschichtschreiber ,  Logiker  und  Denker 
Priedberg  noch  betnerkenswerth,  wie  correct  man  sich  in  Carlsruhfi 
gegenüber  dieser  fnsinuation  zu  Gunsten  des  Bischofs  von  Fulda 
verhalten  habe.  Man  habe  beschlossen,  von  seiner  Empfehlong  an 
das  Capitel  durchaus  Abstand  zu  nehmen ,  zu  verhindern ,  wie  Blit- 
tersdorf  unter  dem  24.  April  geschrieben,  dass  dem  erzbischöflichen 
Domcapitel  kein  Geistlicher  gleichsam  aufgedrungen  werde,  den  es 
nicht  selbst  aus  freiem  Antriebe  auf  die  Candidatenliste  setze.  Aber 
man  habe  nach  den  von  Rom  ausgesprochenen  Wünschen  eioge- 
sehen,  dass  die  Wahl  von  Demeter  allein  dort  keinen  Anstoss  er- 
regen würde.  Wie  die  Sachen  jetzt  stehen,  habe  Blittersdorf  am 
3.  Mai  geschrieben ,  raüsste  jede  andere  Wahl  als  die  des  Herrn 
Demeter  zu  bedenklichen  Compromittirungen  fahren  und  entschie- 
denen Widerspruch 'flnden.    (Bei  wem  denn?) 

Indessen  habe  die  Regierung  doch  auf  den  Wunsch  des  Gross- 
herzogs beschlossen,  von  der  officiellen  Kränkung  der  Candidaten  de^ 
Capitcls  durch  Streichen  von  der  Liste  Abstand  zu  nehmen.' 

Man  habe  also  formell  die  Liste  genehmigt  und  dem  Wahl- 
commissarins  Beck  die  Instruction  ertheilt,  dem  Herrn  v.  Yicari  zti 
eröffnen,  dass  seine  Wahl  nicht  genehm  sein  würde,  um  ihn  zur  Re- 
signation zu  veranlassen. 

Welche  Zumuthungen  stellt  doch  Herr  Friedberg  mit  die^r 
Erzählung  an  seine  Leser?  Sie  sollen  glauben,  Oesterreich  tind  der 
Papst  hätten  gegen  die  Wahl  Vicari's  intriguirt  und  die  arme  Ua- 
dische  Regierung  hätte  nur  mit  Mühe  verhindern  können,  dass  dem 
Domcapitel  von  Freiburg  der  Bischof  von  Fulda  als  Erzbisehof  auf- 
gedrängt wurde. 
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Aber  man  fragt  doch  mit  Kecht,  welches  Interesse  hatte  denn 
Oesterreich  an  seinem  Tlieil,  sich  überhaupt  in  die  ihm  ganz  fremde 
Augelegenbeit  der  Freiburger  Erzbischofswabl  einzumischen?    Ein 
eigenes  sicherlich  nicht,  noch  weniger  ist  ein  Grund  erfindlich,  warum 
sie  gegen  die  Person  des  Domdechauten  von  Vicari  hätte  eingenom* 
men  sein  sollen.    Will  Friedberg  aber  etwa  Jl)ehaupten,  der  Papst 
hätte  die  österreichische  Vermittelung  zu  Gunsten  der  von  ihm  ge* 
wollten  Erhebung  des  Bischofs  von  Fulda   auf  den  erzbischöflichen 
Stuhl  von  Freiburg  gewfinscht ,  so  müssen  wir  ihm  entgegen  halten, 
dass,    wenn  der  Papst  aus  gewichtigen    kirchlichen  Gründen   (diese 
lagen  hier  aber  gar  nicht  vor)   eine  solche  Absicht   gehabt   hätte, 
er    gewiss   diesorhalb   beim   Domcapitel   von    Freiburg  die  ersten 
Schritte  gethan  haben  würde,  da  diesem,  wie  er  wusste,  die  Wahl 
zustand.     Der  Papst  aber  hatte,  was  uns  Brück  a.  a^O.  S.  160  be- 
richtet ,   Friedberg  jedoch  verscliweigt ,   schon  in  einem  Breve  vom 
30.  März  1 836,  welches  wahrscheinlich  als  Antwort  auf  die  ihm  ge* 
machte  Anzeige  von  dem  Ableben  BoU's  erging,  an  das  Domcapitel 
nur  die  dringende  Aufforderung  gerichtet,  einen  würdigen  Oberhir- 
ten zu  wählen ,   ohne  ihm   dabei   irgend  eine  Person  als  besonders 
genehm  zu  bezeichnen  oder  sich  gegen  eine  bestimmte  Person  z.  B. 
gegen  Vicari  zu  erklären.    Was  hätte  auch  Oesterreich ,   was  hätte 
gar  der  Papst  an  dem  wackeren  Vicari  auszusetzen  gehabt  *).  Fried«^ 
berg  hat  zwar  in  einer  gegen  den  Herrn  Bischof  v.  Ketteier  erlassenen 
Erklärung  öffentlich   behauptet,  dass  wegen  der  UnSelbstständigkeit 
des  Charakters  von  Vicari's  seine  Wahl  in  Bom  selbst  auf  den  hef^ 
tigsten  Widerspruch  gestossen  sei,  allein  den  Beweis  für  diese  un* 
qualifieirbare  Behauptung  ist  er  bis  auf  den  heutigen  Tag  schuldig 


1)  Bekanntlich  hatte  sich  von  Vicari ,  als  nach  Beendigiug  dieser 
Wahl  die  Freiburger  Zeitung,  die  wahrscheinlich  officiöse  Notiz  brachte, 
eine  grosse  deutsche  Macht  habe  sich-  gegen  seine  Wahl  ausgesprochen ,  an 
Mettemich  mit  der  Bitte  um  Auskunft  gewendet,  was  er  gegen  Oesterreich 
verschuldet  habe,  dass  dieses  ihn  nicht  zum  Erzbischof  gewollt.  In  Folge  der 
Ton  Mettemich  erhaltenen  Antwort,  die  der  w&rdige  Herr  Friedberg  als  ein 
Pflaster  auf  die  geschlagene  Wunde  bezeichnet ,  erklärte  y.  Vicari  demnächst 
öffentlich  jene  Behauptung  der  Freiburger  Zeitung  f&r  eine  Unwahrheit.  Qe- 
^en  diese  Erklärung,  welche  eigentlich  die  schlagendste  Antwort  auf  unsere 
obige  Frage  ist ,  weiss  F.  nichts  weiter  vorzubringen ,  als  (S.  287  Anm.) :  von 
Vicari  habe  eben  die  wirklichen  Vorgange  nicht  gekannt  und  habe  Metternich^s 
nachtragliehe  Phrasen  fUr  baare  Münze  angenommen. 

Nnn  die  EnthfiUungen ,  welche  Friedberg  jetzt  bringt ,  sind  wahrlich 
nicht  geeignet,  Mettemich's  Erklärungen  als  blosse  Phrasen  erscheinen  zu 
lassen. 
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geblieben.    Denn  die  oben  angeführten  Poarparlers ,  welche  der  ba- 
dische Gesandte  in  Born  mit  Cappacini   über   die  Freibarger  Enbi- 
schofswahl  gehabt  hat,  sind  doch  nichts  weniger  als  geeignet ,  eisen 
kefUgen  Widerspruch  des  Papstes   gegen    von  Vicari   zu  doeuiDen- 
tiren,  nnd  wenn  selbst  der  Cardinal-Staatssecretär  die  BeYonagang 
von  Vicari's  durch  das  Gapitel  dem  badischen  Gesandten  gegennberför  be- 
dauerlich erkl&rt  bat,  so  sind  wir  weit  entfernt,  aus  diesen  Worten 
eine  Abneigung  des  Gardinais  gegen  Yicari   heraus  zu  interpretiren, 
wir  meinen  vielmehr,  dass  der  Cardinal-Staatssecretär  damit  nur  bat 
ausdrücken  wollen,  dass  bei  den  günstigen  Chancen  Vicari's,  vom 
Capitel  gewählt  zu   werden  ,  er ,  der  Cardinal  bedauere ,  etwas  da- 
gegen thun  zu  können ,  da   dem  Capitel  einmal  das  Wahlrecht  zu- 
stehe und  gegen  Vicari's  Persönlichkeit   nichts  Wesentliches  zu  er- 
innern sei.    Wir  legen  aber,  wie  wir  schon  einmal  angedeutet  haben, 
überhaupt  gar   kein  Gewicht  auf  blos    mündliche    Unterredungen 
diplomatischer  Personen  untereinander.    Weder  der  Cardinal-Staats- 
secretär, noch  viel  weniger  Cappacini  waren   zu  einw,  den  aposto- 
lischen Stuhl  verpflichtenden  Erklärung   über  Vicari  autorisirt  und 
haben  auch  das,  was  sie  etwa  geäussert ,  nicht  in  einer  den  aposto- 
lischen Stuhl,  ja  nicht  einmal  in  einer  sie  selbst  verpflichtenden  und 
gegen  sie  beweisenden  Form  erklärt.    Was   also  der  badische  Ge- 
sandte in  Rom  über  etwaige,  auf  v.  Vicari  bezügliche  Aeuss^rungen 
Gappacini's,  oder  des  Cardinal-Staatssecretärs  nach  Hause  berichtet 
hat,  ist,  ganz  abgesehen  von  der  Frage  über  die  Zuverlässigkät  der 
Wiedergabe  blos  mündlicher,  in  fremder  Sprache  abgegebener  Er- 
klärungen, völlig  gleichgiltig.    Dasselbe  gilt  auch  von  der  angeb- 
lichen Erklärung  Cappaeini's ,   dass  es   genügen    werde ,   wenn  nar 
zwei  Candidaten,  darunter  Demeter,  auf  der  Liste  gelassen  wurden. 

Diese  gesandtschaftlichen  Berichte  sind  dagegen  insofern  nicht 
ohne  Bedeutung,  als  sie,  obwohl  nur  sehr  aphoristisch  von  F.  mit- 
getheilt,  doch  den  wahren  Sachverhalt  deutlich  genug  durchschim- 
mern  lassen. 

Es  ist  nämlich  handgreiflich ,  dass  der  brave  von  Vicari  nicht 
sowohl  in  Oesterreich  und  in  Bom,  als  vielmehr  am  baäisehen  Hüft 
nicht  persona  grata  war  und  zwar  aus  keinem  anderen  Grunde,  ah 
wegen  seiner  gut  kirchlichen  Gesinnung.  —  ünselbstständigkeit  iei 
Charakters  haben  ihm  liberale  Scribenten  öfter  zur  Last  gelegt 
aber  immer  nur  in  dem  Sinne,  dass  er  sich  von  ultramontanen  Ein- 
flüssen habe  leiten  lassen.  Die  völlige  Grundlosigkeit  dieser  Vor- 
würfe braucht  nicht  erst  bewiesen  zu  werden,  da  kein  Elrchenfürst 
mehr  wie  v.  Vicari ,  als  nachmaliger  Erzbischof  von  Freibarg ,  in 
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der  Lage  gewesen  ist ,  glänzende  Proben  von  Mnth ,  Ausdauer  und 
Charakterstärke  in  Vertbeidigung  der  Becbte  der  Kirche  an  den 
Tag  zu  legen.  Wenn  freilich  die  Selbstständigkeit  eines  Biachofs 
in  der  Verleugnung  seiner  Pflichten  gegen  die  Kirche  zu  Gunsten 
staatlicher  Uebergriffe  in  das  der,  letzteren  vorbehalteue  Qebiet  be- 
stehen soll ,  so  ist  das  allerditfgs  eine  Art  von  Selbstständigkeit, 
welche  v.  Vicari  niemals  besessen  hat.  Nun  möchte  aber  Herr 
Friedberg  die  Welt  glauben  machen,  man  habe  ihn  in  Born  über- 
haupt, also  auch  kirchlich  als  qnaicher,  als  unselbstständig  betrach- 
tet. Darum  lässt  er  sein  diplomatisches  Zwischenspiel  mit  dem 
österreichischen  Gesandten  und  dem  p^stlichen  Nuntius,  anstaU 
mü  der  badischen  Regierung  jsh  beffinnen^  die  einzig  und  allein  ein 
Interesse  daran  hatte  ^  durch  eine  diplamaüsche  Literventian  die 
Wahl  von  Vicari  zu  hindern ,  weü  sie  sieh  scheute ,  einen  Mann^ 
welcher  wegen  der  von  ihm  bekleideten  hoJicn  geusüichen  Würde^ 
noch  mehr  aber  wegen  seiner  tadellosen  Haltung  und  seiner  hervor* 
ragenden  priesterlichen  Tugenden  in  der  ganzen  Dioeese  und  dar" 
Über  hinaus  im  grössten  Ansehen  stand  ^  als  Persona  minus  grata 
von  der  Liste  zu  sireichen. 

Wenn  wir  in  diesem  Zwischenspiel  den  österreichischen  Qe- 
sandten,  Metternich  und  sogar  den  Nuntius  als  handelnde  Personea 
mit  auftreten  sehen,  so  war  ffir  sie  nicht  sowohl  irgend  ein  sach- 
liches Interesse  die  Triebfeder,  als  vielmehr  das  Bedürfniss  der 
Diplomaten,  einander  gefällig  zu  sein. 

Wollte  man  nun  aber  den  kirchlich  unanfechtbaren  Vicari  be- 
seitigen, so  musste  man  naturlich  dem  Papste  dagegen  einen  anderen 
for  ihn  anscheinend  sehr  annehmbaren  Vorschlag  unterbreiten.  Da 
sich  nun  gegen  einen  Gandidaten ,  welcher  schon  Bischof  innerhalb 
der  Kirchenpravinz  war,  sicher  am  wenigsten  etwas  einwenden  liess,  so 
mochte  dem  Fürsten  Metternich  und  dem  i^untius  in  Wien  das  Pio- 
ject  einer  vom  Domcapitel  zu  Freiburg  ausgehenden  Postulation  des 
Bischofs  von  Fulda  als  der  geeignetste  Weg  erscheinen ,  dem  ba- 
dischen Gesandten  den  begehrten  Dienst  zu  erweisen.  Dass  man 
dann  auch  den  Gardinal-Staatssecretär  und  den  Papst  selbst  für 
dieses  Project  zu  gewinnen  und  wo  möglich  eine  Einwirkung  von 
dieser  Seite  auf  das  Gapitel  zu  Gunsten  desselben  zu  erreichen 
suchte,  war  die  selbstverständliche  Folge  der  unternommenen  ein- 
leitenden Schritte. 

Die  Sache  scheint  aber  weder  beim  Gardinal-Staatssecretär, 
noch  beim  Papst  besonderen  Anklang  gefunden  zu  haben ,  schon 
darum  nicht,  weil  vor  Ablauf  der  Devolutionsfrist  für  den  aposto- 
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lischen  Stuhl  gar  kein  Orund  vorlag ,  sich  in  diese  Wahlangelegen- 
heit einzumischen.  Daher  der  Rath  Cappaciui's  an  die  badi8clleB^ 
gierung,  die  ihr  vertragsmässig  zustehenden  Bechte  wahramehmeß. 
Wie  wäre  denn  aber  Cappacini  dazu  gekommen,  dem  badischen  Ge- 
sandten einen  solchen  Rath  zu  ertheilen ,  wenn  dieser  selbst  M 
nicht  vorher  zu  erkennen  gegeben  hatte ,  dass  die  Wahl  Vicari's 
seiner  Regierung  unerwünscht  sei. 

Nichts  also  ist  klarer,  als  dass  die  badische  Regierung  und  nicbi 
Oesterreich  oder  Rom  das  eigentUche  Agens  in  dieser  Angelegenheit 
war,  und  nur,  nachdem  der  Osterreichische  Vorschlag  vom  Papste  einfacb 
abgelehnt  war,  will  uns  Herr  F.  noch  zunmthen,  dem  correcten  Verhal- 
ten der  badischen  Regierung  gegenüber  den  Insinationen  zu  Gunsten 
des  Bischofs  von  Fulda  Anerkennung  zu  zollen.     Die  badische  Be- 
gierung  hat  sich  in  dieser  ganzen  Wahlangelegenheit  eben  sehr  in- 
*  correct  benommen.    Nachdem  ihr  vom  Capitel  die  Liste  eingereicht 
war,  hatten  sie  nach  der  Bulle  i  Ad  dominici  gregis  custodiamc  nichts 
weiter  zu  thun,  als  dem  Capitel  die  ihr  minder  genehmen  Personen 
zu  bezeichnen  und  das  Weitere  dem  Capitel  zu  überlassen. 

Die  ganze  diplomatische  Action  gegen  Vicari  bewegte  sich  aus- 
serhalb der  in  der  genannten  Bulle  vorgeschriebenen  Form.    Noch 
incorrecter  verfuhr  sie,  indem  sü  durch  ihren  WaMcommissarius  in 
der  Nacht  vor  der  Wahl  v.  Vicari  die  ErMärung  abndihigte^  einf 
auf  ihn  fallende  WaM  nicht  anzunehmen,  am  gröbsten  aber  verstiess 
sie  gegen  das  Recht  durch  die  Recusation  v.  Vicari's  »locA  geschehe- 
ner Wahl.    Denn  abgesehen  von  der  Frage  über  die  Rechtsverbißd- 
licbkeit  der  demselben  nächtlicher  Weile  abgeforderten  Resignation, 
ist  es  doch  klar,  dass  die  Regierung  durch  die  Recusation  v.  Vicari's 
nach  dem  feierlichen  Wahlacte  die  Rechte  des  Capitels  schwer  ver- 
letzte, welches  nach  der  Bulle  vollkommen  befugt  war,  jeden   Can- 
didaten  zum  Bischof  zu  wählen ,  der  nicht  vor  dar  Wahl  tür  nicht 
genehm  erklärt  worden  war. 

Der  Revers  von  Vicari's  gab  der  Regieruug  keine  Befugniss  zu 
dieser  nachträglichen  Recusation,  weil  sie  gar  kein  Recht  hatte,  ei- 
nen solchen  von  einem  der  auf  der  Liste  stehenden  Candidaten  zu 
fordern,  vielmehr  die  Frage,  ob  ein  Erwählter  die  bischöfliche  Würde 
annehmen  will  oder  nicht,  zwischen  ihm  und  dem  Wahlcapitel  res]), 
dem  hl.  Stuhle  auszumachen  ist.  Unseres  Erachtens  hätte  aber 
auch  V.  Vicari  das  Ansinnen  des  Wahlcommissarins,  einen  solchen 
Revers  auszustellen,  einfach  ablehnen  müssen,  unbekümmert  um  die 
angedrohte  Streichung  eben  weil  dieses  Begehren  eine  unbefugte,  ver- 
tragswidrige Einmischung  der  weltlicheu  Qewalt  involvirte. 
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Was  den  weiteren  Verlauf  dieser  Wahlangelegenheit  anlangt, 
so  haben  wir  uns  darüber  bereits  in  B.  30  S.  Ol.  des  Archivs  aus- 
gesprochen. Nur  das  soll  hier  noch  erwähnt  werden,  dass,  wenn  F. 
S.  288  behauptet,  Demeter  sei  in  Kom  anstandslos  bestätigt  wor- 
tlen,  dies  sehr  sclilecht  zu  der  wenige  Zeilen  weiter  unten  gemachten 
MittJieilung  passt,  man  sei  in  Kom  unangenehm  davon  berührt 
gewesen,  dass  der  landesherrliche  Wahlcoramissarius  dem  Wahlacte 
selbst  beigewohnt  habe.  Warum  theilt  denn  Herr  F.  den  Inhalt  der 
päpstlichen* Confirmation  niclit  wörtlich  mit?  Die  badische  Regierung 
selbst  sah  die  Unverträglichkeit  dieses  Verfahrens  mit  den  canonischen 
Gesetzen  ein  und  versprach  für  die  Zukunft  Abstellung  dieser  Unge- 
hörigkeit, worüber  der  Eapst  in  einer  Note  Lambruschini's  vom  1. 
August  1S36  (wenn  das  Datum  von  F.  richtig  angegeben  ist)  seine 
Zufriedenheit  aussprach. 

Wenn  Friedberg  (S.  288)  mit  Bezug  auf  diese  Note  sagt,  der 
Papst  habfi  darin  die  Loyalität  des  Benehmens  de^'  badischen  Re^ 
gierung  anerlcannt^  so  müssen  .wir  dagegen  bemerken,  dass  nicht  das 
Henehmen  der  badischen  Regierung  in  dieser  Wahlangelegenheit 
überhaupt,  sondern  nur  das  VersprecJien ,  dass  das^  was  bei  dieser 
Gelegenheit  gegen  den  Geist  und  Sinn  der  canofiischen  Regeln  statt- 
gefunden  habe  und  für  das  väterliche  Herz  Sr.  Heiligkeit  ein  Gegen- 
stand der  BitterJceit  gewesen  seiy  nicht  wieder  vorkommen,  noch  den 
Interessen  der  katholischen  Kirche  künftighin  zum  Nachtheil  gtreichen 
icerde,  als  loyal  anerkannt  hat  ^).  Das  ist  aber  ungefähr  das  Gegen- 
theil  von  dem,  was  F.  wie  es  scheint  aus  der  Note  vom  1.  August 
1836  zu  folgern  gewillt  ist. 

Das  Verfahren  bei  der  nach  Demetefs  Tode  stattgefundenen 
Wahl  Vicari's,  der  nunmehr  Persona  grata  war,  obgleich  in  ihm  keine 
Veränderung  vorgegangen  war,  ist,  so  viel  bekannt,  regelrecht  verlaufen. 

J2.    Württemberg. 
Die  erste  Wahl   für  den  bischöflichen  Stuhl  von  Rottenburg 

1)  Es  heisst  in  der  gedachten  Note  wörtlich:  »Seine  Heiligkeit  hat  mit 
der  lebhaftesten  Zufriedenheit  Seines  Gemüthes  die  darin  ansgedrückten  edlen 
Gesinnungen  aufgenommen  und  ist  höchst  befriedigt  von  der  offenen  und  loyalen 
Erklärung,  die  £w.  etc.  im  Namen  der  Regierung  S.  K.  H.  des  6ro9sherzog8 
von  Baden  in  Betreff  des  Wahlactes  des  neuen  Erzbischofs  von  Freiburg  mit 
der  Versicherung  gegeben  haben,  dass  etc.  (folgt  der  obige  mit  Cursivschrift 
gesetzte  Satz,  dann  heisst  es  weiter): 

»Se.  H.  hat  zugleich  in  der  angegebenen  formellen  Erklärung  den  tröst- 
lichen Beweis  der  Gradheit  und  Gerechtigkeit   S.   K.  H.  des  Grossherzogs   von 
Baden  erkannt,  yon  dem  nicht  zu  bezweifeln  ist,  dass  er  auf  jeden  Katholiken 
seine  vortheilhaften  Wirkungen  äussern  werde.« 
A^rohiv  ftir  Kirehcnrecht.  XXXIY,  8 
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iand  nach  Keller's  —  am  17.  October  1845  erfolgtem  —  Tode  statt. 
Sie  ist  auch  ein  Musterstück  staatskirchlicber  Praxis  aus  dem  Ge- 
biet der  oberrheinischen  Kirchenprovinz. 

Die  am  12.  November  1845  von  Seitendes  Domcapitels  der  Re- 
gierung vorgelegte  Candidatenliste  enthielt  nicht  weniger  als  zwölf 
Namen.  Davon  wurden  von  der  Regierung  zunächst  drei  als  minus 
grati  von  der  Liste  gestrichen.  Von  den  übrigen  neun  Candiduten 
Hess  die  Regierung  vor  dem  feierlichen  Wahlact  vier  als  dem  Kö- 
nig positiv  wohlgefällig  bezeichnen.  Drei  davon  waren  die  Rotten- 
burger  Domcapitulare  Dossenberger ,  Vanotti  und  Ströbele.  Wer 
der  vierte  war,  ob  der  Domdechaut  Jaumann  oder  der  Freiburger 
Domcapitular  Hirscher,  halten  wir  nicht  für  genugsam  aufgeklärt. 

Denn  obwohl  in  einem  Promemoria,  welches  die  württemberg'sche 
Regierung  später  dem  Papste  über  den  Verlauf  dieser  Wahl  vorlegen 
liess,  Hirscher  als  Vierter  genannt  wird,  so  ist  es  uns  doch  gradezu 
unbegreiflich,  dass  der  Domdechant  Jaumann,  der  doch  in  der  That 
Persona  gratissima  bei  der  Regierung  war,  grade  bei  dieser  Veran- 
lassung nicht  als  wohlgefällig  genannt  worden  sein  sollte. 

Zu  der  Annahme,  dass  vielmehr  auch  Jaumann  zu  den  Wohl- 
gefälligen gehörte,  bestimmt  uns  der  von  Friedberg  selbst  behaup- 
tete Umstand  ,  das»  er  seinerseits  auf  die  Wahl  verzichtet  hatte, 
was  Seitens  eines  Nicht- Wohlgefälligen  nicht  nöthig  gewesen  wäre, 
da  nach  Ansicht  der  Regierung ,  mit  welcher  Jaumann  vollkommen 
im  Einverständniss  war,  doch  nur  ein  positiv  für  wohlgeföllig  erklär- 
ter Candidat  zum  Bischof  gewählt  werden  konnte.  Da  nun  Herrn  F.  das 
Material  zur  Geschichte  der  Bischofswahlen  in  so  reichlichem  Masse 
zu  Gebote  gestanden  hat,  so  bedauern  wir,  dass  er  das  Schriftstück, 
welches  die  Erklärung  des  königlichen  Wahlcommissars  in  Betreff 
der  vier  Wohlgefölligen  enthielt,  nicht  verbotenus  publicirt  hat. 

Ausser  Jaumann  hatten  nun  aber  auch  Dossenberger  und  Vanotti 
darauf  verzichtet ,  gewählt  zu  werden ,  wenn  auch  nur  dem  Domde- 
chanten  Jaumann  gegenüber,  es  blieb  mithin  nur  Ströbele  als  ein- 
ziger Württemberger  Candidat  und  ausserdem  der  Freiburger  Hirscher 
übrig,  wenn  es  nämlich  wahr  ist,  dass  derselbe  zu  den  für  wohlge- 
fällig Erklärten  gehörte. 

Bei  der  definitiven  Wahl  am  8.  Januar  1846  wurde  denn  aueb 
der  einzige  übrig  gebliebene  württemberger  Candidat  Ströbele ,  wel- 
chen die  Regierung  eigentlich  haben  wollte,  wirklich  zum  Bischof 
gewählt. 

Das  Capitel  bat  beim  hl.  Stuhle  um  Bestätigung  der  Wabl, 
sendete  aber  ein  Wahlinstrument  ein ,  worin  jede  geuauero  Darstel- 
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long  über  den  eigentlichen  Hergang  der  Wahlhandlung  sorgfältig 
vermieden  war,  namentlich  aber  jede  Angabe  über  die  Zahl  der, 
auf  die  der  Regierung  eingereichten  Candidatenliste  gesetzten,  Can- 
didaten  und  der  von  der  Regierung  gestrichenen  Candidaten  fehlte. 
Der  apostolische  Stuhl  musste  daher,  um  sich  Einsicht  von 
dieser  Liste  zu  verschaffen,  dieselbe  dem  Domdechanten  Jaumann 
abfordern,  der  sie  endlich,  aus  zwölf  Individuen  bestehend,  mit  dem 
Bemerken  einschickte,  drei  von  denselben  seien  in  der  Folge  ausge- 
strichen worden,  weil  sie  dem  Gubernium  nicht  erwünscht  gewesen 
wären.  Nach  diesem  Berichte  Jaumann's  musste  der  Papst  anneh- 
men, dass  das  Capitel  Unter  neun  Candidaten  völlig  freie  Auswahl 
gehabt  habe.  Allein  bald  darauf  erhielt  er  zuverlässige  Kenntniss, 
dass  man  versacht  habe,  ihn  zu  hintergehen,  indem  Beweise  vorge- 
legt wurden  von  dem  zweiten  Acte  der  Regierung,  durch  welchen 
fünf  andere  Candidaten  ausgeschlossen  worden  waren ,  so  dass  nur 
vier  (die  für  wohlgefällig  Erklärten)  auf  der  Liste  blieben.  Auch 
von  der ,  vom  Decan  Jaumann  am  Wahltage  selbst  an  das  Capitel 
gehaltenen  Rede,  aus  welcher  die  Verzichte  von  Jaumannn  Dossen- 
berger  und  Vanotti  leicht  erkennbar  waren,  erhielt  der  hl.  Vater 
Kenntniss.  Es  war  daher  natürlich,  dass  er  annahm,  es  habe  sich 
bei  dem  feierlichen  Wahlact,  um  eigentlich  zu  reden,  nicht  mehr 
um  eine  Liste,  sondern  nur  um  allenfalls  einen  Candidaten  (den 
Ströbele)  gehandelt^  der  allein  in  der  ersten  Liste  zurückgeblie- 
ben sei. 

D^r  hl.  Vater  war  nach  dem  Allen  der  Ansicht,  dass  das  Ca- 
pitel, indem  es  bei  einer  solchen  Sachlage  seine  Namen  zu  Gunsten 
jenes  Candidaten  vereinigte,  sich  dadurch  nicht  nur  einer,  den  hl. 
Canones  zuwiderlaufenden  Handlung  schuldig  gemacht,  sondern  auch 
einen  Act  abgeschlossen  habe ,  welcher  von  einer  Wahl  nicht  mehr 
als  den  Namen  habe.  Demzufolge  cassirte  er  die  Wahl  und  setzte 
davon  den  König  von  Württemberg  in  einem  persönlichen  Schreiben 
vom  14.  November  1846  unter  Angabe  der  vorstehend  erwähnten 
Gründe  mit  dem  Hinzufügen  in  Kenntniss,  dass  überdies  in  den 
Heften  des  Canonicus  Stroebele  nach  vorläufiger  Prüfung  Stellen  auf- 
gefunden worden  seien,  welche  mit  einer,  eines  katholischen  Schrift- 
stellers durchaus  unwürdigen  Lehre  behaftet  seien.  Wollte  man  da- 
bei auch  voraussetzen ,  er  habe  aus  Unwissenheit  gefehlt ,  so  würde 
ihn  schon  selbst  diese  Unwissenheit  in  Sachen ,  die  unter  Katho- 
liken so  ganz  bekannt  seien,  ganz  untauglich  zum  bischöflichen  Amte 
machen. 

Der  Papst  gibt  sodann  die   Absicht  zu  erkennen,  von  dem  De- 

8* 
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« 

volutionsrechte  Gebrauch  zu  machen ,  da ,  wenn  auch  in  der  Bulle 
»Ad  dorn.  greg.  tust.«  gesagt  sei,  dass  wenn  die  Wahl  nicht  cano- 
nisch  vor  sich  gegangen  oder  der  Erwählte  mit  den  von  der  Kirche 
vorgeschriebenen  Eigenschaften  nicht  bekleidet  wäre,  der  Papst  aas 
besonderer  Gnade  dem  Capitel  erlauben  werde,  zu  einer  neuen  Wabl 
zu  schreiten,  eine  solche  Nachsicht  doch  nicht  stattfinden  köuiie  für 
den  vorliegenden  Fall,  in  welchem  das  Capitel  ausser  einer  so  gunz 
irregulär  getroffenen  Wahl  überdies  noch  theils  mit  unvollständigen, 
theils  mit  falschen  Berichten  den  hl.  Stuhl  zu  täuschen  versucht 
habe.  Das  Capitel  habe  eine  strengere  Massregel  verdient,  damit  oi^ 
lerne,  sein  Pflichten  mit  Fleiss  und  Treue  zu  erfüllen,  für  jetzt  habe 
er,  der  Papst,  sich  aber  darauf  beschränkt,  den  Decau  Jaumaiin  da- 
mit zu  bedrohen,  da  er  es  sei,  welcher  unter  Anderem  die  Verwegen- 
heit gehabt,  die  obenbesagte  Lügenliste  der  Candidaten  zu  unter- 
zeichnen. 

Da  indess  Geistlichkeit  und  Volk  der  Diöcese  Rottenburg  die 
Wiederbesetzung  des  bischöflichen  Stuhles  sehnlichst  erwarte,  zo  be- 
absichtige er  selbst  eine  dazu  geeignete  Person  auszuwählen.  Er 
habe  sein  Augenmerk  namentlich  auf  drei  Priester  der  Diöcese  Bot- 
tenburg,  auf  Lipp,  Oehler  und  Weite  gerichtet ,  die  er  dem  König 
namhaft  mache  mit  der  Bitte  um  Aeusserung,  ob  etwa  einer  der- 
selben  Sr.  Majestät  aus  irgend  einem  Grunde  suspect  sei,  damit  die 
Wahl  nicht  etwa  auf  einen  solchen  falle. 

Dem  Domcapitel,  ging  zu  Händen  des  Dechanten  Jaumann  eio 
Sehreiben  des  päpstlichen  Nuntius  in  München  zu  0 1  dessen  Inhalt 
von  Friedberg  (S.  291),  wie  folgt  angegeben  wird: 

»Er,  der  Nuntius,  habe  eine  Candidatenliste  mit  drei  Streich- 
ungen erhalten  >Sed  tarnen  interea  temporis  S.  Sedi  indnbitant^ 
innotuit,  per  actum  successivum  alia  V.  nomina  fulsse  deleta,  ita  ut 
numerus  omnium  deletorum  non  ad  III.  verum  ad  VIU.  nomina  fer- 
venerit.  Ex  quibus  constat,  quod  pertentaturo  eat,  relatiooibus  modo 
minus  plenis  modo  omnino  falsis  S.  Sedem  in  errorem  indacere.  Hito 
factum  capituli  hujus  profecto  minime  dissimulari  omnino  non  po- 
test  et  S""""-  Pater  pro  nunc  per  me  significavit  animum  suum  ex  \m 
contristatum  et  indignatum  esse  vehementer ,  praesertim  tui ,  qui 
veritus  non  ex,  nomen  tuum  fallacibus  scriptis  apponere.€ 

Nun  hat  zwar  sowohl  das  Capitel   von  Rottenburg,    als  auch 


1)  Das  Datum  dieses  Schreibens  ist  von  Friedberg  wieder  unrichtig  aD* 
gegeben,  Vom  25.  November  IS26,  wie  er  drucken  läast,  kann  das  Schreibeo 
unmöglich  datirt  sein,  wahrscheinlich  ist  der  25.  November  184t}  gem^^int. 


Zur  Kritik  von  Friedbergs  Sehr,:  Der  Staat  u,  d,  Bischofswahl.     117 

der  König  von  Württemberg ,  letzterer  in  einem  persönlichen  Ant- 
wortschreiben an  den  Papst  unter  Beifügung  der  von  uns  schon  oben 
erwähnten  Denkschrift  seiner  Regierung  i)  gegen  die  thatsächliche 
Richtigkeit  der  Beschuldigungen  des  hl.  Stuhles  zu  remonstriren  ver~ 
sucht,  allein  dieser  Versuch  ist  als  misslungen  zu  betrachten. 

Das  Capitel  berief  sich,  wie.  F.  S.  292  Bd.  I.  bemerkt,  auf  das 
Schreiben  des  kgl,  Wahlcomissarins,  welches  in  der  That  nur  drei 
Candidaten  als  minus  gratos  bez^chnete,  mit  dem  Beifügen: 

>Ex  hoc  instrumento  evidenter  patet,  nunquam  in  intentione 
Ser.  Principis  fuisse  ulterius  personas  ex  iis  IX  delere,  aut  ab  elec- 
tione  exclud«re,  quas  primus  rotulus  consignatas  et  non  deletas  ha- 
bebat, sed  in  libero  arbitrio  capitularium  positum  erat  et  alias  perso- 
nas in  rotulo  consignatas  et  non  deletas  eligere  et  discretioni  eorura 
relictum  fuit,  sese  in  electione  ad  IV  praecipue  principi  gratas  res- 
tringere,  cum  etiam  pro  hoc  casu  numerus  sufficiens  ad  actum  electio- 
nis  jnxta  Bullam  apostolicam  >Ad  dorn.  greg.  cust.c  manebat*). 

Allein  damit  sagte  das  Domcapitel  nur  eine  neue  Unwahrheit. 
Denn  dass  es  nicht  in  der  Absicht  der  württembergischen  Begierung 
gelegen  hat,  die  Capitularen  aus  den  nach  Streichung  von  drei  Candida- 
ten übrig  gebliebenen  neun  Candidaten  frei  wählen  zu  lassen,  beweist 
nicht  nur  der  ganze  Verlauf  der  Wahl,  sondern  auch  die  Erklärung 
der  Regierung. in  dem  vorgedachten  Fromemoria.  Es  wird  nämlich 
darin  unter  Berufung  auf  das  Breve  »Re  sacrac  und  auf  die  dem- 
selb^nr  vorausgegangenen  Verhandlungen  mit  dem  hl.  Stuhle  der 
Beweis  versucht,  dass  es  in  den  Befugnissen  des  Königs  liege,  nicht 
allein  in  Oemässheit  der  Bestimmung  zu  Art.  L  der  Bulle  »Ad 
dominici  gregis  custodiam«  zu  verlangen,  dass  die  Namen  derjenigen 
Candidaten,  welche  von  Höchst  demselben  als  minder  genehm  be- 
zeichnet seien,  aus  der  Wahlliste  entfernt  werden,  sondern  auch  die- 
jenigen von  den  noch  übrigen  Candidaten,  welche  allein  Höchstdem- 


1)  Das  Antwortschreiben  des  Königs  und  die  Denkschrift  sind  unter 
tlen  Beilagen  im  2.  Bande  des  Friedberg'schen  Werkes  S.  185  ff.,  187  ff.  ab- 
gedruckt, beide  jedoch  ohne  Datum. 

2)  Hinter  »manebat«  deutet  bei  Friedberg  die  Zahl  1)'  auf  eine  unten- 
stehende Anmerkung.  Diese  Anmerkung  lautd;  wörtlich:  1)  »Vom  1.  Decem- 
ber  1816.«  —  Dieselbe  ist  ganz  unverständlich.  Auf  die  Bulle  »Ad  dorn.  greg. 
cust.«  kann  sich  dieses  Datum  nic^it  beziehen,  da  dieselbe  dasjenige  vom  11. 
April  1827  trägt.  Es  könnte  dann  noch  das  Datum  entweder  von  dem  Schrei- 
ben d**8  kgl.  Wahlcommissarius  oder  von  dem  Berichte  des  Domcapitels  vor- 
^♦^ellen  sollen  ,  indessen  passt  es  auf  keines  von  beiden  Schriftstücken.  Viel- 
leicht soll  mit  dieser  Anmerkung  gesagt  sein,  dass  der  Bericht  des  Domcapi- 
tih  an  den  Nuntius  sich  vom  1.  Decembcr  1846  datire. 
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selben  wohlgefällig  seien,  dem  Domcapitel  auf  positive  Weise  vor 
dem  feierlichen  Wahlacte  besondjers  kund  zu  thun.  Wenn  es  nun 
auch  keineswegs  richtig  ist ,  dass  diese  letztere  Befugniss  aus  dem 
Breve  und  den  demselben  vorausgegangenen  Verhandlangen  zu  fol- 
gern ist,  so  ist  doch  klar,  dass  die  württemberg'söhe  Begierung  sich 
dieselbe,  gleichviel  ob  mit  Becht  oder  unrecht,  beilegte. 

Da  aber  eine  solche  Befiigniss  des  Landesherrn  ohne  eine  cor- 
respondirende  Verpflichtung  des  Domcapitels  zur  Bücksichtsnabme 
auf  dieselbe  keinen  Werth  haben  würde ,  so  ist  es  selbstverständlich, 
dass  dieselbe  nach  Meinung  der  württemberg'schen  Begierung  den 
Anspruch  in  sich  schloss,  dass  sich  die  Capitularen  bei  der  Wahl 
auf  die  positiv  für  wohlgefällig  erklärten  Candidaten  zu  beschränken 
hätten.  Dies  wird  auch  im  Promemoria  mit  nackten  Worten  aus- 
gesprochen, wenn  es  darin  wörtlich  heisst:  »Andererseits  haben  die 
Capitularen  vermöge  des  Breve  die  unzweifelhafte  Verpflichtung,  sieb 
vor  dem  feierlichen  Wahlact  über  die  dem  Könige  woMffeföüigen 
Personen  Qewissheit  zu  verschaffen. c 

Wenn  es  aber  die  Absicht  der  Begierung  war,  dadurch,  dass 
sie  kurz  vor  der  feierlichen  Wahl  von  den  neun  Candidaten,  welche 
nach  schon  stattgefnndener  Streichung  von  Dreien  auf  der  Liste  noch 
übrig  geblieben  waren,  vier  als  positiv  wohlgefällig  erklären  Hess, 
die  Capitularen  mit  ihrer  Wahl  auf  diese  vier  zu  beschränken,  dann 
liegt  in  der  That  in  dieser  Erklärung  eine  zweite  Streichung  von 
fünf  Candidaten ,  wie,  der  apostolische  Stuhl  ganz  richtig  bemerkt 
hat.  Es  liegt  ja  auch  schon  in  der  einfachen  Consequenz  logiacheo 
Denkens,  dass,  wenn  Jemand  erklärt ,  von  neun  Personen  seien  ihm 
nur  vier  wohlgefällig,  er  damit  zugleich  ausspricht,  die  anderen 
fünf  seien  es  nicht;  dass  aber  das  Capitel  aus  Personen,  die  ihm 
als  nicht  wohlgefällig  vom  Landesherrn  bezeichnet  waren,  nicht  den 
Bischof  wählen  durfte ,  ist  allerdings  im  Bechte  der  Bulle  »Ad  do- 
minici«  und  des  Breve  >Be  sacrac  begründet. 

Nicht  begründet  war  dagegen  die  Streichung  in  zwei  Act«n, 
die  ^udem  unter  einander  in  logischem  Widerspruche  standen.  Denn 
wenn  in  dem  ersten  Acte  der  König  von  zwölf  Candidaten  drei  als 
minus  gratos  bezeichnet  hatte,  so  hatte  er  damit  zugleich  die  übrigen 
neun  als  non  minus  gratos,  also  als  genehm  erklärt,  folglich  konnte 
er,  ohne  mit  sich  in  Widerspruch  zu  gerathen,  nicht  noch  eine  wei- 
tere Erklärung  dahin  abgegeben,  deren  unzweifelhafter  Sinn,  wie  wir 
gezeigt  haben,  ist,  dass  ihm  von  diesen  neun, »fünf  nicht  wohlgefäl- 
lig seien. 

Wenn  nun  weiter  von  Herrn  F.  selbst  nicht  in  Abrede  gestellt 
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wird,  dass  von  den  als  wohlgefällig  bezeichneten  .  (Kandidaten  zw^i, 
Dossenberger  und  Vanotti  dem  das  ganze  Wahlgeschäft  nach  den 
Wünschen  der  Regierung  dirigirenden  Jaumann  vor  der  Wahl 
ihren  Verzicht  erklärt  hatten  und  überdies  feststeht,  dass  Jau- 
mann von  diesem  Verzicht  dem  zur  Wahl  versammelten  Gapitel 
in  einer  feierlichen  Ansprache  nicht  misszuverstehende  Andeu- 
tungen machte,  unter  welchen  allenfalls  auch  der  Freiburger 
Domcapitular  Hirscher ,  wenn  er  nicht  ohnedies  schon  zu  den 
nicht  für  wohlgefällig  Erklärten  gehörte,  mitbegriffen  sein  konnte^) 
und  wahrscheinlich  auch  mit  verstanden  worden  ist,  da  bei  dem  Wahl- 
acte  selbst  auch  nicht  eine  einzige  Stimme  auf  ihn  fiel,  vielmehr 
alle  Stimmen  sich  auf  Ströbele  vereinigten ,  so  ist  doch  gewiss  die 
Annahme  nicht  ungerechtfertigt,  dass  dreien  von  den  vier  Wohlge- 
fälligen nur  die  Bolle  von  Statisten  zugedacht  und  Ströbele  von  vorn- 
herein der  Auserkorene  war,  dessen  Wahl  durchzusetzen  der  Dom- 
(lecan  Jaumann  bei  seinen  Beziehungen  zur  Regierung  sich  zur  Auf- 
gabe gestellt  hatte.  Musste  es  denn  in  Rom  nicht  einen  seltsamen 
Eindruck  machen,  eine  ursprünglich  mit  zahlreichen  Namen  aufge- 
stellte Candidatenliste  unter  der  geschickten  Cooperatiou  des  Herrn 
Jaumann  und  der  Regierung  nach  und  nach  bis  auf  den  kirchlich 
iucorrecten  Ströbele  zusammenschrumpfen  zu  sehen? 

Und  einem  solchen  Verfahren  erlaubt  sich  Herr  F.    noch   das 

Wort  zu  reden? 

* 

Das  württemberg'sche  Promemoria  nahm  auch  daran  Anstoss, 
dass  Ströbele  ohne  förmlichen  Informationsprocess  vom  Papst  ftir 
untauglich  zum  bischöflichen  Amt  erklärt  worden  sei.  Abgesehen 
von  der  weiter  unten  noch  zu  berührenden  Frage ,  ob  und  in  wie 
weit  überhaupt  der  Papst  verpflichtet  ist,  einen  Informationsprocess 
über  einen  erwählten  Bischof  anzustellen,  lag  im  vorliegenden  Falle 
für  ihn  auch  deshalb  keine  Veranlassung  vor ,  sich  mit  der  Anstel- 
lung des  Processes' über  Ströbele  zu  befassen.,  weil  derWahlact  selbst 
wegen  Verletzung  der  canonischen  Regeln  als  nichtig  zu  cassiren 
war. 

Gegen  den  Anspruch  des  Papstes  auf  Ausübung  des  Devo- 
lutionsrechtes endlich  glaubte  sich  die  württemberg'sche  Regierung 
auf  Art.  3.  der  Bulle  »Ad  dominici«  berufen  zu  können^    Dieser  be- 


1)  Er  hatte  von  der  Abneigung  einiger  Confratres,  die  Wahl  anzunehmen, 
^'csprochen.  Der  Ausdruck  »Confrater«  konnte  aber  auch  wohl  auf  den  Frei- 
burger Domcapitular  Hirscher  mitbezogen  werden.  Uns  will  es  aber  scheinen, 
ala  ob  an  die  Wahl  Hirscher^s  überhaupt  Niemand  im  Ernste  gedacht  hat. 
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stimmt  allerdings :  >Si  vero  electio  minime  fuerit  canonice  peracta 
aut  promovendus  praedictis  dotibus  instructus  non  reperiatnr,  ei 
speciali  gratia  Sumraus  Pontifex  indulgebit,  utcapitulura  ad  novam 
electionem,  ut  supra,  canonica  methodo  valeat  procedere.« 

Allein  man  kann  der  württeraberg'schen  Regierung  darin  nicht  bei- 
treten, dass  damit  dem  Doracapitel  die  Befugniss,  im  Falle  derNicht- 
bestätigung  der  vorangegangenen  Wahl  von 'Neuem  zu  wählen,  ein 
und  für  alle  Mal  und  unabhängig  von  jeder  künftigen  Entschlies- 
sung  des  hl.  Stuhles  in  Zulassung  oder  Versagnng  einer  neuen  Wahl 
eingeräumt  worden  sei.  Der  Papst  hat  in  Bezug  auf  die  WoMm 
Rechte  und  Pflichten  zu  üben,  die  nicht  Object  eines  Vefirages  mit 
einer  weltlichen  Regierung  sein  können.  Dazu  gehdrt  die  Befug- 
niss und  die  Pflicht,  im  Falle  der  Nichtbestätigung  einer  Wahl  ge- 
tcissenhaft  zu  prüfen^  ob  die  Umstände  dazu  angethan  sind^  dm 
zur  Wahl  berechtigten  Capitel  eine  neue  *Wahl  zu  gestatten.  Der 
Ausdruck  »ex  speciali  gratia  Summus  Pontifex  indulgebit«  iu  der 
obigen  Stelle  der  Bulle  »Ad  dominici«  ist  daher  nicht  ohne  Absicht 
gewählt  und  der  Sinn  der,  dass  der  Papst  die  neue  Wahl  gestatten 
wird  in  allen  Fällen  ,  wo  es  ohne  Verletzung  der  Kirchengesetze  nnd 
Kirchenzucht  erlaubt  ist ,  Qnade  und  Nachsicht  zu  üben.  Von 
einer  speciellen  Gnade  und  Nachsicht  kann  aber  nicht  die  Rede  sein, 
wenn  die  Umstände  eines  Falles  so  liegen,  dass  der  hl.  Vater  sich 
verpflichtet  sieht,  gegen  begangene  grobe  Excesse  strafend  einsu- 
schreiten.  Hätte  der  Papst  in  der  Bulle  auf  dcts  Devolutionsrcchi 
überhaupt  verzichten  tooUen^  wie  das  Promemoria  der  wurttemberg'- 
schen  Regierung  und  mit  ihm  auch  Friedberg  auzunehmen  scheint, 
so  würde  nach  bekannten  juristischen  Regeln ,  wonach  zur  Rechts- 
Verbindlichkeit  einer  Verzichtleistung  eine  ausdrückliche  Erklärung 
gehört,  die  Wortfiissung  der  Bulle  eine  dem  entsprechende  haben 
sein  müssen. 

Dass  übrigens  der  apostolische  Stuhl  für  die  Acte  seiner  Gnade 
und  Nachsicht  sehr  weite  Gränzen  hat,  dafür  liefert  auch  der  vor- 
liegende Fall  einen  neuen  schlagenden  Beweis.  Der  Papst  gestattet« 
nämlich  in  der  That  dem  Capitel  eine  Neuwahl,  bei  welcher  ans 
einer  Liste  von  zwölf  Namen  die  Regierung  zwei  strich ,  während 
sechs  andere  verzichteten  i)  und  aus  den  übrig  gebliebenen  Vieren 
der'Decan  Lip])  zum  Bischof  gewählt  wurde. 

Wenn  die  Regierung  bei  dieser  Gelegenheit  jedem  der  Domca- 


1)  Diese  wiederholten  Verzichtleistangen  vor  der  Wahl  wollen  nns  darcb- 
ans  nicht  gefallen,  weil  sie  die  Wahlfreiheit  des  Capitels  beschrankten. 
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pitnlare  schriftlich  eröffnen  liess,  dass  ihr  der  Decan  Lipp  vorzüglich 
genehm  sei,  so  vermögen  wir  zwar  eine  Befugniss  zu  dieser  Andeu- 
tung weder  durch  die  Bulle  >Ad  dominicic  noch  durch  das  Breve 
»Ke  sacrac  als  begründet  anzuerkennen,  wir  glauben  aber  nach  Lage 
des  concrcten  Falles  annehmen  zu  dürfen,  dass  damit  eine  Aus- 
schliessung der  übrigen,  von  der  Regierung  auf  der  Liste  gelassenen 
Candidaten  nicht  hat  angedeutet  und  auch  eine  unerlaubte  Pression 
auf  die  Entsciiliessung  der  Wähler  nicht  hat  geübt  werden  sollen. 

5.    Kurhessen. 

Die  zwei  in  Fulda  1830  und  1848  stattgeiundenen  Bischofs- 
wahleu  verliefen  ohne  Schwierigkeiten.  In  beiden  Fällen  hatte  die 
Regierung  die  ihr  vom  Gapitel  eingereichte  Gandidatenliste  geneh- 
migt. Zu  moniren  war  nur  die  Anwesenheit  des  landesherrlichen 
Commissars  bei  dem  Wahlacte  selbst.  Sie  wurde  in  dem  zweiten 
Falle  vom  päpstlieben  Nuntius  in  München  in  einer  Note  an  den 
hessischen  Gesandten  vom  2.  September  als  mit  den  canonischen 
Gesetzen  und  Rechten  der  Kirche  im  Widerspruch  stehend  gerügt, 
worauf  die  kurhessische  Regierung  nichts  replicirt  hat. 

Wenn  Friedberg  in  Bezug  auf  den  ersten  Fall ,  die  Wahl 
PfafTs  betreffend  (S.  294)  berichtet ,  dieselbe  sei  in  Rom  bestätigt 
worden ,  obgleich  der  Bulle  zuwider  auch  drei  staatlich  ernannte 
Ehrendomherrn  mitgewirkt  hätten,  denen  freilich  von  dem  früheren 
Bischof  durch  Decret  ihr  Wahlrecht  zugesichert  gewesen  sei ,  so  er- 
scheint uns  dieses  Referat  viel  zu  lückenliaft ,  als  dass  wir  F.  das 
Recht  zugestehen  könnten,  auf  Grund  dieses  Thatbestandes  dem  hl. 
Stahle  eine  Verletzung  der  Bulle  zur  Last  zu  legen. 

Diese  wäre  schon  dadurch  ausgeschlossen ,  dass  Domcapitel, 
Regierung  und  Papst  über  die  Mitwirkung  dieser  drei  Ehrendom- 
hemi  bei  der  Wahl  einverstanden  waren,  durch  wechselseitiges  Ein- 
verständniss  der  bei  einem  Vertrage  betheiligten  oder  aus  demselben 
berechtigten  Faotoren  aber  ein  bestehendes  Vertragsrecht  modificirt 
werden  kann.     Uebrigens  waren  unseres  Wissens 

1)  die  drei  Ehrendomherrn  vom  Papste  genehmigt  und  in 
kirchlich  gültiger  Weise,  nicht  blos  durch  landesherrliche  Ernen- 
nung, mit  dieser  Würde  bekleidet, 

2)  hatte  ihnen  der  Bischof  nicht  aus  eigener  Machtvollkom- 
menheit, sondern  im  Auftrage  des  hl.  Stuhles  unter  Zustimmung  der 
Regierung  das  Wahlrecht  verliehen, 

ihre  Betheiligung  am  Wahlacte  war  also  von  kirchlichen,  wie  staat- 
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»Die  Regierung  beschloss  darauf,  auch  der  Aufstellung  der 
Caiididatfenliste  einen  landesherrlichen  Gomraissar  beiwohnen  zu  las- 
sen und  dieser  eröffnete  dem  Capitel ,  dass  die  Regierung ,  falls  ilir 
eine  Liste  unterbreitet  werde,  von  dem  Hechte  der  Streichung  Ge- 
braucl)  machen  wolle ,  er  sei  aber  auch  bereit ,  die  Candid^iten  des 
Herzogs  namhaft  zu  machen.  Das  Capitel  entschied  sich  darauf 
nicht  ausdrücklich  und  so  nannte  der  Commissar  zwei  Domherrn, 
auf  welche  nach  Wunsch  des  Herzogs  die  Wahl  beschränkt  werden 
sollte;  unter  diesen  Beiden  wurde  am  8.  Januar  1834  Bausch  (jc^ 
wählte  vom  Commissarius  bestätigt  und  als  Bischof  proclamirt.€ 

Darnach  scheint  das  Capitel ,  durch  die  vom  landesherrlichen 
Commissarius  angedrohte  Streichung  veranlasst,  von  der  Aufstellung 
einer  Liste  Abstand  genommen  und  seine  Wahl  lieber  bald  auf  die 
Candidaten  beschränkt  zu  haben,  welche  ihm  der  Herzog  ausgesucht 
hatte. 

Die  Sechtswidrigkeiten,  an  welchen  diese  Wahl  litt,  falls  der 
Bericht  Friedberg's  wahrheitsgetreu  ist ,  sind  abgesehen  von  der 
ganz  nngehörigen  Bestätigung  des  Gewählten  durch  den  landesherr- 
lichen Commissarius  folgende: 

a)  die  Entsendung  eines  landesherrlichen  Commissarius  zur  Auf- 
stellung der  Candidatenliste ,  welche  nach  der  Bulle  >Ad  do- 
minicic  ausschliesslich  Sache  des  Capitels  war, 

b)  die  directe  Beeinflussung  des  Capitels  durch  den  Wahlcoin- 
missarius  zu  dem  Zwecke,  um  solches  zu  vermögen,  die  Aiff- 
Stellung  der  in  der  Bulle  vorgtischriebenen  Candidatenliste  2U 
unterlassen ; 

c)  die  Designation  zweier  landesherrlicher  Candidaten,  von  deuen 
dann  wirklich  einer  gewählt  wurde. 

Die  nassauische  Regierung  verletzte  durch  dieses,  einen  gro- 
ben Missbrauch  der  weltlichen  Gewalt  involvirende  Verfahren  direct 
den  Art.  L  der  Bulle  »Ad  dominici«  und  die  Bestimmungen  im  e. 
quisque  43.  X.  de  electione  und  im  c.  ubi  periculum  3.  de  electiooe 
in  6.  §.  Caeterum ,  und  wir  zweifeln  gar  nicht ,  dass  der  hl. 
Stuhl  die  auf  solche  Weise  zu  Stande  gekommene  Wahl  beanstandet 
haben  würde,  wenn  ihm  die  näheren  Umstände  derselben  kund  ge- 
geben worden  wären.  Das  Capitel  hatte  indess,  wovon  freilieh  Fried- 
berg nichts  verlauten  lässt ,  aber  sein  Vorläufer  Sybel  S.  56  der 
Schrift  »Das  Recht  des  Staates  bei  den  Bischofswahleac  iu  einer 
Anmerkung  Meldung  macht,  die  Wünsche  des  WahlcommissariHS 
nicht  in  das  WahlprotocoU  aufgenommen ,  wie  es  ferner  auch  in 
dem  Berichte  an   den  hl.  Stuhl  (nach  Friedberg  S.  300)  der  »Ge- 
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nehroigung«  (richtiger  »Bestätigungc),  der  Wahl  durch  den  landes- 
herrlichen Commissarins  keine  Erwähnung  gethan  hatte.  So  war 
freilich  der  Papst  völlig  ununterrichtet  über  den  eigentlichen  Her- 
gang der  Sache.  Denn  die  Behauptung  SybePs  a.  a.  0. ,  dass  die 
nassauische  Begierung  jene  Omissionen  des  Capitels  in  Bom  selbst 
zur  Sprache  gebracht  habe,  scheint  alles  Grundes  zu  entbehren, 
da  Friedberg  nur  berichtet ,  die  nassau*sche  Begierung  sei  zweifel- 
haft gewesen,  ob  sie  den  Bericht^es  Capitels,  welcher  die  Geneh- 
migung der  Wahl  durch  den  Wahlcommissarius  nicht  erwähnte, 
nach  Bom  abgehen  lassen  solle,  sie. habe  sich  aber  doch  dazu  ent- 
schlossen mit  der  ausdrücklichen  Verwahrung  dem  Capitel  gegenüber^ 
dass  aus  dieser  Auslassung  für  die  Zukunft  kein  Präjudiz  erwach- 
sen dürfe. 

Von  der  Actenmässigkeit  und  Vollständigkeit  der  Darstellungen 
Sybel's  und  Friedberg's  können  wir  freilich  nach  Vorstehendem  keine 
hohe  Meinung  haben.  Auf  welchem  Niveau  aber  muss  wohl  der 
Gerechtigkeitssinn  eines  Canonisten  stehen,  der,  wie  Friedberg,  an 
so  groben  Missbräuchen  der  weltlichen  Gewalt  bei  einer '  Bischofs- 
wahl, wie  sie  hier  vorliegen,  nicht  das  Mindeste  zu  rügen  weiss. 

2.  Der  Bericht  Friedbergs  über  die  nach  dem  Tode  des  Bi- 
schofs Bausch  —  1840  —  erfolgten  Limburger  Bischofswahl  (3. 
300)  ist  auf  Vertuschung  der  die  nassau'sche  Begierung  compromit« 
tirenden  Thatsachen  berechnet ,  lückenhaft  und  parteiisch.  Indem 
wir  zur  Bichtigstellung  des  Thatbestandes  uns  im  Allgemeinen  auf 
das  im  2.  Bande  des  Friedberg'schen  Werkes  S.  196  als  Actenstfick 
abgedruckte  Schreiben  des  Cardinais  Lambruschini  an  das  Limburger 
Domcapitel  vom  17.- September  1841,  femerauf  Brück,  Die  ober- 
rheinische Eirchenprovinz  S.  161,  auf  die  historisch-politischen  Bläk^ 
ter  Bd.  7.  S.  297  ff.  und  auf  unseren  Artikel  im  Archiv  Bd.  31. 
S.  94  ff.  beziehen,  haben  wir  im  Einzelnen  nur  noch  Folgendes  zu 
bemerken : 

a)  Die  Eröffnungen,  welche  der  landesherrliche  Wahlcommis- 
sariufl,  Begierungspräsident  Möller*  (nicht  Müller)  am  8.  Juli,  als 
am  Tage  vor  der  Wahl,  dem  Capitel  über  die  auf  der  Liste  stehen- 
ileu  Candidaten  machte,  sind  S.  300  grösstentheils  verschwiegen. 

b)  Es  ist  unwahr,  dass  der  herbe  Tadel ,  welchen  das  bei  die- 
ser Wahl  beobachtete  Verfahren  von  Seiten  des  hl.  Stuhles  erfuhr, 
mehr  das  Capitel  als  die  Begierung  treffen  musste.  .Denn  obwohl 
auch  das  Capitel  Tadel  verdiente  und  erfuhr,  so  fiel  doch  der  grös- 
sere Theil  der  Schuld  der  Begierung  zu,  welche  von  dem  Streich- 
ungsrechte, einen  masslosen  und  unverständigen  Gebrauch  gemacht 
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hatte,  indem  sie  nicht  blos  zwei  minus  grati,  sondern  auch  fönf  an- 
dere Candidaten  ihrer  Genehmheit  ungeachtet  strich  und  nur  zwei 
zur  Wahl  übrig  liess ,  von  denen  der  eine  noch  erklärt  hatte ,  er 
werde  die  Wahl  nicht  annehmen,  der  andere  aber  (Mohr) ,  er  werde 
sie  annehmen. 

üass  es  nicht  gerechtfertigt  war,  die  nicht  beanstandeten  Can- 
didaten vor  der  Wahl  zu  fragen,  ob  sie  annehmen  wurden,  ist  selbst- 
verständlich und  um  so  mehr  zu  tadeln,  als  dieser  Schritt  nur  dar- 
auf berechnet  gewesen  zu  scheint,  die  Stimme  aller  Wähler  auf  den 
eigentlichen  Kegierungscandidaten  Mohr  zu  vereinigen.  Allein  man 
müsste  mit  geistiger  Blindheit  geschlagen  sein ,  um  nicht  zu  sehen, 
dass  das  Capitel  in  dieser  Wahlangelegenheit  nicht  das  eigentliche 
Agens,  sondern  nur  das  gemissbrauchte  Werkzeug  Var. 

c)  Es  ist  falsch,  dass  nach  der  Bulle  »Ad  dominicic  eine  TVahl 
aus  zwei ,  von  der  Begierung  auf  der  Liste  gelassenen  Candidaten 
juristisch  unbedingt  ausreichend  war  und  dass  das  Capitel  berechtigt 
gewesen  wäre,  die  Candidatenzahl  selbst  bis  auf  einen  zu  beschrän- 
ken. Die  Bulle  enthielt  bestimmte  V  orschriften  über  das  Verfahren. 
Dahin  gehört  insbesondere  die  Vorschrift ,  dass  nach  Ausübung  des 
laudedherrlichen  Streichungsrechts  ein  numerus  sufficiens  übrig  blei- 
ben müsse,  ex  quo  eligi  valeat.  Aus  diesem  Numerus  hat  also  die 
Wahl  zu  geschehen  und  das  Capitel  hat  nach  Rückempfang  der 
Liste  nichts  weiter  zu  thun,  als  zur  feierlichen  Wahl  zu  schreiten, 
wenn  der  Landesherr  ihm  einen  numerus  sufficiens  datu  übrig  ge- 
lassen hat. 

d)  Es  ist  eine  ganz  unwahre  Beschuldigung,  wenn  Friedberg 
behauptet,  der  apostolische  Stuhl  habe  die  Wahl.Mohr's  nicht  aus 
sachlichen  Motiven,  sondern  nur  in  Folge  gehässiger  Agitationen  ge- 
gen Mohr  beanstandet. 

e)  Dass  Friedberg  sich  herausnimmt ,  Angriffe  gegen  den  hl. 
Stuhl  auf  ein  Breve  zu  basiren ,  welches  er  seinem  Wortlaute  nach 
gar  nicht  kennt,  übersteigt  alles  Mass  des  Erlaubten. 

Seinem  Berichte  zufolge  wäre  das  Antwortschreiben  des  hl. 
Stuhles  auf  den  Wahlbericht  des  Limburger  Domcapitels  zunächst 
dem^  österreichischen  Gesandten  in  Rom ,  dessen  Vermittelang  die 
nassau'sche  Begierung  nachgesucht  hatte,  vorgelegt,  aber  durch 
Vermittelung  Metternich's  vom  Nuntius  in  München  zurückgehalten 
und  später  durch  das  Schreiben  Lambruschini's  vom  17.  September 
1841  ersetzt  worden.  Von  diesem  zurückgehaltenen  angeblichen 
Breve  (wir  zweifeln  sehr ,  dass  es  ein  Breve  war)  sagt  nun  Fried- 
berg mit  grosser  Dreistigkeit: 
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»Es  leistete  an  abenteuerlicher  Interpretation  nnd  Kunst  der 
Silbenstecherei  das  Mögliebe.  Wurde  doch  ausgesprochen,  dalss  aus 
den  Worten  der  Bulle:  »si  forte  aliquis  ex  candidatis  minus  gra- 
tus  eistiterit,  capitulum  eum  delebit^c  für  die  Begierung  die  Be- 
fagniss  folge,  nur  einen  Candidaten  von  der  Liste  streichen  zu  dür- 
fen. Leider  nahm  die  nassau'sche  Kegierung  wieder  die  Vermittel- 
lung  Metternicb's  in  Anspruch,  um  die  Curie  zur  Abwendung  ihrer 
EntSchliessungen  zu  bewegen,  so  dass  das  Breve,  welches  ein  leueh- 
iendes  Monument  römischer  InterpretiUionskunst  gewesen  wäre^  dem 
Wortlatäe  nach  nicht  bekannt  worden  ist€ 

Wenn  das  Breve  dem  Wortlaute  nach  nicht  bekannt  worden 
ist ,  wie  kann  denn  F.  behaupten ,  es  leiste  an  abenteuerlicher  In- 
terpretation und  Kunst  der  Silbenstecherei  das  Mögliche?  Sollen 
etwa  die  Erzählungen  und  Mittheilungen  der  Diplomaten  als  Unter- 
lage für  juristische  Urtbeile  dienen? 

Dass  übrigens  bei  dem  Ausdrucke  ^8%  forte  aliquis  ex  candi- 
datis minus  gratus  exstiterit«  nicht  an  die  Möglichkeit  und  Zuläs- 
sigkeit  einer  grossen  Zahl  von  Streichungen  gedacht  worden  sein 
kann ,  im  Gegentheil  das  Vorkommen  einer  Streichung  überhaupt 
schon  als  ein  seltener  Ausnahmefall  gedacht  ist,  wird  jeder  Philo- 
loge bestätigen  und  der  Jurist,  welcher  das  Gegentheil  behaupten 
woUte,  müsste  in  der  Gewohnheit,  die  Dinge  auf  den  Kopf  zu  stel- 
len, schon  eine  grosse  Meisterschaft  besitzen.  Da  nun  die  nassau'- 
sche  Begierung  unter  neun  Candidaten  sieben  als  minus  gratos  bezeichnet 
hatte,  so  wird  gewiss  jeder  Besonnene  zugeben  müssen  ,  dass  der 
Papst  recht  daran  gethan  hat,  die  nassau'sche  Begierung  darauf  auf- 
merksam zu  machen,  dass  eine  solche  'Ausdehnung  der  Exclusive  mit 
dem  einfachen  Sinne  und  Wortlaute  der  Bulle  »Ad  dominicic  im 
directesten  Widerspruch  stehe. 

f)  Dann  wartet  uns  Herr  F.  wieder  einmal  mit  einer  vom  Le- 
gationsrath  von  Gagern  berichteten  mündlichen  Aeusserung  des  Nun- 
tius auf,  womit  dieser  eine  Auffassung  der  Bulle  an  den  Tag  ge- 
legt baben  soll,  die  von  der  beschränkenden  und  beschränkten  der 
Carle  himmelweit  verschieden  gewesen  sei.  Er  habe  im  Allgemei- 
nen anerkannt,  dass  nach  dem  Geiste  der  Verhandlungen  zwischen 
dem  hl.  Stuhl  und  der  Begierung  eine  unangenehme  oder  gar  feind- 
selig gestellte  Person  dem  Landesherrn  gar  nicht  aufgedrungen  wer- 
den dürfe,  vielmehr  im  obigen  Falle  dem  Domcapitel  die  Liste  un- 
beachtet zurückgegeben  werden  könne. 

Wir  haben  uns  über  dieses  Diplomatengespräch  schon  im  31. 
Bande  des  Archivs  S.  81  ausgesprochen  und  beschränken  uns  daher 
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hier  auf  die  Semerkang,  daas  wir  dasselbe  fQr  die  Beurtheilung  der 
Frage,  welche  Rechte  den  oberrheinischen  Begierungeu  in  Bezug  auf 
die  Bischofswahlen  zustehen,  für  völlig  gleicbgiltig  erachten,  aber 
auch  überzeugt  sind  ,  dass  der  Sinn  der  Aeussernng  des  Nontiaä 
nicht  der  gewesen  ist,  in  welchem  sie  der  genannte  Legationsraih 
aufgefasst  bat. 


IL 

Seit  dem  Jahre  1848. 

Diese  Zeitperiode  wird  vom  Verfasser  in  drei  Abschnitte  zer- 
legt, von  denen  der  erste  schon  durch  seine  Uebersehrift :  >J)k* 
Auflehnung  des  Episcopais€  den  blinden  ,  ungerechten  Parteigeist 
des  Verfassers  documentirt. 

Er  hat  zum  Gegenstände  die  Berathungen  des  deutschen  Epi- 
scopats  zu  Würzburg  vom  Jahre  1848,  diejenigen  der  oberrheinischen 
Bischöfe  zu  Freiburg  vom  Jahre  1851,  die  aus  diesen  BeratbnngeD 
hervorgegangenen  Beschlüsse,  die  in  Ausführung  dieser  Beschlösse» 
von  den  Bischöfen  in  verschiedeuen  Denkschriften  an  die  resp.  Ke- 
gierungen  gerichteten  Petitionen  und  den  von  den  oberrheinisch«] 
Kegierungen  als  Ergebniss  der  Carlsruher  Conferenzen  vom  Jahre 
1852  an  die  Bischöfe  erlassenen  Bescheid. 

Da  bezüglich  auf  die  Besetzung  der  Bischofsstühle,  wie  Fried- 
berg S.  308  zugibt,  die  Fordermigen  der  oberrheinischen  BiscbOA' 
wesentlich  nur  gegen  die  in  den  staatlichen  Gesetzen  (Vertrags- 
widngJ)  gezogenen  Schranken  für  das  freie  Kecht  der  Bischofswab* 
ien  gerichtet  waren,  sonst  aber  das  vertragsmässig  mit  der  »Curie« 
vereinbarte  Recht  anerkannten,  erscheint  es  um  so  befremdlicher, 
dass  sie  auch  bei  diesem  Punkte ,  wie  bei  allen  übrigen ,  auf  deu 
starren  Widerstand  der  kleinstaatlichen  Regierungen  sUessen,  welche 
mit  Hinwegsetzung  über  die  von  der  Frankfurter  Nationalversamm- 
lung angenommenen  Grundrechte  ihr,  auf  der  alten  Kircheapragma* 
tik  beruhendes,  den  mit  dem  hl.  Stuhle  geschlossenen  Vertilgen 
hohnsprechendes  Knechtungssystem  gegen  die  .katholische  Kirche 
beibehielten. 

Dass  dieses  Verharren  der  Staaten  im  alten  unrecht  d«n  Bei- 
fall des  Herrn  Friedberg  findet,  braucht  wohl  kaum  erwähnt  zo 
werden.  In  seinen  Augen  gibt  es  kein  Gebiet,  in  welchem  die  Kirche 
selbstständig  und  vom  Staate  unabhängig  zu  schalten  und  su  wal- 
ten  hat,  keine  dem  Staate  eoordinirto,  keine  höhere  Rechtsordnnii?, 
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dalier  aach  iär  die  Bischöfe  k«iie  höhere  Pflicht,  als  die^  den  Ge- 
setzen des  Staates  zu  gehorchen ,  auch  wenn  sie  im  Widersj^ach 
stehen  mit  dem  göttlichen  Rechte.  Das  Wort  der  Schrift,  daas 
man  Gkott  mehr  gehorchen  mfisse,  als  den  Menschen,  hat  dem  mo- 
demea  Cnlbirstaate  gegenfiber  seine  Geltung ,  das  Gewissen  sein 
Recht  Tcrloren.  Wer  in  kirchlichen  Angelegenheiten  nicht  den  Wil- 
len des  omnipotenten  Staates,  sondern  Gottes  Gebote  und  die  eigenen 
Geset»  der  von  Gott  gestifteten  Kirche  zur  Richtschnur  seines  Han- 
delns nimmt,  der  ist  ein  Rebell,  und  das  waren  nach  Friedberg  die 
oberrheimschen  Bisehöfe  insgeeammt,  als  sie  der  Erklärung  der 
oberrheinischen  Regierungen  den  Protest  ihres  Gewissens  entgegen- 
setzten. 

Und  was  hatten  sie  denn  in  Bezug  auf  die  Bischofswahlen  so 
Ausserordentliches  gefordert,  dass  es  von  den  Regierungen  nicht  zu- 
gestanden  werden  konnte  ?  —  Nichts,  als  was  sie  nach  den  bestehen- 
den Verträgen  der  Staaten  mit  dem  apostolischen  Stuhle  zu  fordern 
berechtigt  und  verpflichtet  waren.  Sie  hatten  als  ungesetzlich  und 
unstatthaft  bezeichnet  den  Eimfims  der  Begierungen  auf  die  Auf-- 
sieUung  der  Candidaiehlisie  unid  die  Beiwohnmig  des  Umdesherr^ 
lidien  Cammissarius  bei  dem  Waklacief  da  solche  nach  den  Kir^ 
chengesetzen  ein  NuBitätsgrund  sei. 

Freilich  macht  ihnen  Friedberg  (S.  308)  zum  Vorwurf,  sie 
hätten  bei  ihren  Forderungen  den  rechtlichen  Vertragsstandpnnkt 
in  der  Weise  ungehörig  verruckt,  dass  sie  von  Concessionen  desrä- 
mischen  Stuhles  gesprochen  und  so  die  Privüegieutheorie  der  Gon- 
cordate  hätten  durchscheinen  lassen.  Allein  was  Anderes,  als  eine, 
Concession  des  hl.  Stuhles  ist  die  dem  Landesherm  von  demselben 
eingeräumte  moderirte  Ezclusive  ?  Die  Besetzung  der  Bischofsstfihle 
ist  nach  correcter  Auffassung  ein  Recht  des  apostolischen  Stuhles, 
und  wo  den  Gapiteln  das  Wahlrecht  znsteht,  haben  sie  dasselbe  nur 
Kraft  Zugeständnisses  des  Papstes.  Die  weltliche  Macht  hat  an 
und  f&r  sich  gar  kein  Recht  der  Mitwirkung  bei  der  Besetzung  der 
Bischofsstuhle,  als  einer  rein  kirchlichen  Angelegenheit,  weder  ein 
positives,  noch  ein  negatives,  sie  kann  ein  solches  ebenfalls  nur  durch 
Zageständniss  des  hl.  Stuhles  erlangen,  und  die  von  den  oberrhei- 
nischen und  anderen  Staaten  mit  demselben  geschlossenen  Verträge, 
in  welcher  Form  immer  sie  geschlossen  sein  mögen ,  liefern  daffir 
den  thatsächlichen  Beweis. 

Dessenungeachtet  konnten  die  oberrheinischen  Bischöfe  das 
Recbt  der  Ffirsten,  die  Personae  minus  gratae  in  gewissem  Umfange 
von  der  Liste  zu  streichen ,  in  ihrer  Denkschrift  als  einen  Areieo, 
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selbststftndigen  Act  bezeichnen.  Denn  sie  verstanden  darunter  bot 
einen  in  seiner  Ausübung  von  kirchlicher  Seite  unbeeinflussien,  nidit 
aber  einen,  von  jeder  BQcksicht  auf  das*  Mass  der  vom  apostolischen 
Stuhle  im  Vertragswege  gemachten  Goncession  und  von  jeder  Ver- 
antwortung gegen  den  Mitcontrahenten  freien  Act.  Nur  dem  Ge- 
danken wollten  sie  damit  einen  prägnanten  Aasdruck  verleihen,  dass 
der  ganze  kirchliche  Theil  des  Wahlgeschäftes  von  jeder  weltUehea 
Einmischung  ebenso  frei  erhalten  werden  müsse ,  wie  andererseits 
die  Fürsten  auch  an  ihrem  Theil  in  der  Ausübung  ihrer  Eidosire 
nicht  durch  irgend  welche  Einmischung  von  kirchlicher  Sdte  be- 
engt seien. 

Es  ist  also  durchaus  ungerechtfertigt,  wenn  Friedberg  S.  309 
behauptet,  die  Bischöfe  hätten  sich  damit  gegen  die  Theorie  er- 
klärt, welche  die  Curie  selbst  über  das  Veto  der  Fürsten  in  jenen 
an  die  preussischen  Capitel  gerichteten  Breven  ausgesprochen  habe, 
und  wonach  dieser  freie,  selbstständige  Act  der  Regierungen  za 
einem  nach  canonischen  Oesichtspunkteu  auszuübenden ,  von  dem 
Papste  zu  controlirenden,  zu  beurtheilenden  und  nach  Erfordern  vor 
ihm  zu  rechtfertigenden  herabgewürdigt  werden  sollte. 

Mit  der  Auffassung  des  hl.  Stuhles  sich  in  Widerspruch  zu 
setzen,  ist  den  oberrheinischen  Begierungen  nicht  eingefallen.  Schon 
der  gesunde  Menschenverstand  sagt,  dass  wer  ein  Recht  ans  einem 
Vertrage  herleitet,  in  der  Ausübung  desselben  an  die  von  dem  an- 
deren Contrahenten  gesetzten  Schranken  und  Bedingungen  gebunden 
und  somit  der  Controle  des  anderen  Contrahenten  unterworfen  ist 
Dies  gilt  von  Staats-  wie  von  Privatverträgen. 

Wenn  sich  also  ein  weltlicher  Fürst  in  einem  mit  dem  Papst 
als  Oberhaupte  der  Kirche  geschlossenen  Vertrage  von  diesem  Rechte 
in  Bezug  auf  kirchliche  Angelegenheiten  einräumen  lässt ,  so  mass 
er  sich  auch  Controle  und  ürtheil  des  Papstes  darüber  gefal- 
len lassen,  ob  die  Art  und  Weise,  wie  er  das  Recht  ausübt,  den 
Bestimmungen  und  Voraussetzungen  des  Vertrages,  resp.  den  cano- 
nischen Oesiclitspunkten  entspricht,  au  welche,  wie  Jeder  weiss,  der 
Papst  bei  Verträgen  über  kirchliche  Angelegenheiten  gebunden  ist 

Umgekehrt  controliren  ja  auch  die  weltlichen  Fürsten,  welche 
mit  dem  Papste  Verträge  schliessen,  die  pünktliche  Befolgung  der- 
selben von  kirchlicher  Seite  und  Niemand  findet  darin  etwas  Anf- 
fallendes  oder  für  das  Oberhaupt  der  Kirche  herabwürdigendes. 

Im  zweiten  Abschnitte  bespricht  der  Verfasser  die  etw^  Mitte 
der  fünfziger  Jahre  eingeleiteten  neueren  Concordatsverhandlongen 
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der  oberrheinischen  Staaten.    Der  Verlauf,  welchen  dieselben  ge- 
nommen, ist  in  Kfirze  angedeutet. 

Es  ist  bekannt,  wie  der  gute  Wille  der  damaligen  Regierungen 
der  genannten  Staaten,  durch  die  Herstellung  eines  befriedigenden 
Verhältnisses  zwischen  Staat  und  Kirche  den  Wfinschen  der  katho- 
lischen Unterthanen  gerecht  zu  werden,  durch  die  boshaften  Agita- 
tionen derselben  liberalen  Partei  zum  Scheitern  gebracht  wurde, 
welcher  es  gegenwärtig  gelungen  ist,  durch  Verwirklichung  ihrer 
gehässigen  Pläne  gegen  die  katholische  Kirche  ganz  Deutschland 
in  Zwietracht  und  Verwirrung  zu  stürzen  und  die  verfassungsmäs- 
sigen Grundlagen  eines  gesunden  Staatslebens  f&r  die  confessionell 
gemischten  Bevölkerungen  der  deutschen  Staaten  von  Grund  aus  zu 
zerrütten. 

Da  Friedberg  zu  den  literarischen  Vorkämpfern  dieser  Partei 
gehört,  so  darf  man  sich  nicht  wundern,  dass  er  sich  mit  Reflexionen 
über  die  Gerechtigkeit,  Moralität  und  Vemunftmässigkeit,  sowie  über 
die  Folgen  ihrer  Action  gegen  die  geschlossenen  Concordate  nicht 
weiter  beschäftigt,  sondern  sich  auf  die  kürzeste  Andeutung  der 
Thatsache  des  Scheiterns  derselben  beschränkt  hat. 

Zum  Dritten  werden  noch  die  seit  Authebung  der  Concordate 
in  der  oberrheinischen  JKircfaenprovinz  eingetretenen  WahlflDle  für 
den  bischöflichen  Stuhl  von  Rottenburg  und  für  den  erzbischöflichen 
von  Freiburg  erwähnt.    (S.  341  ff.) 

In  Bezug  auf  die  Rottenburger  Wahl  wird  nur  bemerkt ,  sie 
sei  ebne  jeden  ZwischenfoU  verlaufen ,  da  die  Curie  den  auf  Grund 
von  Bolle  und  Breve  zum  Bischof  gewählten  Professor  von  Hefele 
zu  verwerfen  Anstand  genommen ,  um  nicht  der  schon  durch  die 
Umtriebe  des  Münchener  Nuntius  sehr  gereizten  württemberger  Re- 
gierang  neaen  Stoff  zu  gerechter  Klage  zu  geben. 

Näheres  über  die  angeblichen  »Umtriebe«  sagt  natürlich  Herr 
F.  nicht,  er  ist  anmassend  genug,  sich  seinen  Lesern  gegenüber  fQr 
eine  Autorität  zu  halten,  deren  blosse  Behauptungen  schon  von  Je- 
dermann gläubig  hingenommen  werden  müssten. 

Wir  an  unserem  Theil  sind  nicht  leichtgläubig  genug,  uin  uns 
von  ihm  einreden  zu  lassen,  dass  der  Papst,  uneingedenk  der  Pflichten 
Steines  hl.  Amtes,  vor  dem  Zorne  der  Württemberg' sehen  Regierung 
die  Segel  gestrichen  habe. 

Hätte  bei  der  Wahl  irgend  eine  Verletzung  der  canonischen 
Vorschriften  stattgefunden,  so  würde  Herr  Friedberg  nicht  ermangelt 
haben,  sie  gegen  den  hl.  Stuhl  auszubeuten,  er  führt  aber  selbst 
an,  dasi  Hefele  auf  Grund  von  Bulle  und  BreVe  gewählt  worden 

9* 


132  Roaner,     Weiteres  über  die  Bischof awahltn. 

sei.  War  aber  Hefele  rite  gewählt ,  so  mosste  er  auch  bestätigt 
werden ,  es  sei  denn ,  dass  der  Papst  ihn  sieht  für  würdig  und  ge- 
eignet befanden  hätte,  den  bischöflichen  Stuhl  zu  besteigen.  TTill 
nun  etwa  Friedberg  behaupten ,  der  Informativprocess  über  Hefele 
habe  solche  Bedenken  gegen  Lehre  oder  Wandel  desselben  ergeben, 
dass  der  Papst  von  der  Bestätigung  seiner  Wahl  Abstand  genom- 
men haben  würde ,  wenn  ihn  nichi  Bücksiohten  auf  die  württem- 
berg'sc]ie  Begierung  bestimmt  hätten,  ein  Auge  zuzudrücken,  so 
muss  er  eine  so  dreiste  Beschuldigung  beweisen. 

Was  Freiburg  anlangt,  so  gehört  freilich  die  Friedberg'sche 
Gedankenlosigkeit  dazu ,  um ,  wie  S.  341  geschehen ,  zu  behaapteoi 
dass  dort  nacb  dem  Tode  des  Erzbischofs  v.  Vicari  eine  BisAofs- 
tc(M  vorgenommen  worden  sei.  Bekanntlich  ist  die  Wahl  dadurch 
vereitelt  worden,  dass  die  badische  Begierung  die  vom  Capitel  ein- 
gereichte CSaudidatenliste,  welche  acht  Namen,  und  darunter  die  tchi 
fünf  Bischöfen  enthielt ,  bis  auf  einen  strich.  Da  im  üebrigen  die 
Vorgänge  bei  dieser  Wahlangelegenheit  in  frischem  Gedäditniss, 
auch  bereits  im  Archiv  Bd.  20.  S.  265  S.  und  Bd.  21.  S.  177  Ge- 
genstand eingehender  Besprechung  gewesen  sind,  so  können  wir  uns 
hier  auf  wenige  Bemerkungen  beschränken. 

Von  deu  auf  dieselbe  bezüglichen  Actenstücken  sind: 

a)  das  Schreiben  des  Domcapitels  an   das  badische  MiniateriQm 
des  Inneren  vom  27.  Mai  1868, 

b)  das  päpstliche  Breve  an  das  Freiburger  Capitel  vom  4.  Mai 
1868, 

c)  das  Breve  vom  6.  Juli  ej.  a.  an  dasselbe, 

d)  das  Schreiben  des  badischen  Ministeriums  des  Innern  an  das 
Capitel  vom  10.  September  1868, 

e)  das  päpstliche  Breve  vom  8.  Februar  1869, 

()  das  Schreiben  des  Capitels  an  das  badische  Ministerium  des 

Innern  vom  13.  März  1869, 
g)  die  Antwort  des  letzteren  vom  19.  Juni  ej.  a. 
im  zweiten  Bande  des  Friedberg'schen  Werkes  S.  205  ff.  wörtlicb 
abgedruckt. 

In  dem  Schreiben  ad  a)  lehnt  das  Domcapitel  die  von  der  Be- 
gierung geforderte  Ergänzung  der  Candidatenliste  ab ;  in  dem  Brere 
ad  b)  weisst  der  Papst  das  Capitel  an,  uicht  zu  wählen,  ausser  wenn 
wenigstens  drei  Candidaten  auf  der  Liste  belassen  würden  und  däs 
Breve  ad  c)  untersagt  dem  Capitel  die  Anfertigung  einer  neuen 
Liste. 

Das  Ministerialschreiben  ad  d)   enthält  eine  Erörterung  über 
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die  Berechtigung  der  Regierung,  die  Ergänzung  der  Candidatenliste 
m  fordern. 

»Wir  beklagen  es,  sagt  das  Ministerium,  dass  Wohldasselbe 
Ton  der  Ansicht  auszugehen  scheint,  die  Art  der  Anwendung  der 
einen  Bestandtheü  des  inländiscJiefi  bffenüichen  Rechts  bildenden 
zweiseitigen  Festsetzungen  über  die  Errichtung  des  Erzbisthums 
könne  einseitig  durch  den  aasicärtigeft  Contrahenten  bestimmt  wer- 
den. Es  kann  der  Aufmerksamkeit  Wohtdesselben  nicht  entgehen, 
dass  von  diesem  Standpunkte  aus  practische  Resultate  nicht  zu  ge- 
winnen sind  ,  da  selbstverständlich  die  grossherzogliche  Regierung 
eine  von  ihr  flr  irrig  gehaltene  Auslegung  des  öffenÜichen  Rechtes 
des  Landes  in  dem  Gebiete  desselben  nicht  zur  Anwendung  kom- 
men lassen  kann Wir  können  darum  nur  wiederholen :   Die 

Bedentttog  und  der  Sinn  des  Breve  vom  28.  Mai  1827  (»Be  saorac ) 
ist  io  den  Vorverhandlungen,  wie  wir  in  unserem  ergebensten  Schrei- 
ben vom  30.  Mai  d.  J.  uns  darzuthun  erlaubten,  genau  festgestellt 
worden.  &  sollten  der  Regierung  Garantien  (nur  une  garaniie  de 
plus!)  gegeben  werden,  dass  keine  missliebige  Candidaten  den  erz- 
biscböflieben  Stuhl  besteigen  und  nur  unter  dieser  Bedingking  ist 
(las  der  Bulle  »Ad  domiuicic  zu  Grunde  liegende  Ultimatum  ange- 
nommen worden. 

Es  kann  daher  der  grossh.  Regierung  nie  der  Wortlaut  der 
Bulle  »Ad  dominici  gregis  custodiam  ,€  welcher  ffir  die  Frage ,  ob 
eine  Ergänzungswahl  zulässig  sei ,  fibc^rdies  nicht  beweisst  (freilich 
eine  sehr  kfibne  Behauptung!)  allein  entgegengehalten  werden.  Bulle 
und  Breve  stehen  in  unbedingter  Verbindung.  Das  Breve  besagt, 
wie  die  Bulle  zu  interpretiren,  (doch  nicht  so,  dass  ein  völlig  verän- 
derter Siuu  herauskommt,  denn  dies  wäre  keine  Interpretation  mehr, 
sondern  eine  Abänderung  der  Bulle!)  und  das  Breve  erklärt  mit 
ausdrücklichen  Worten,  es  dürfe  keine  persona  minus  grata  gewählt 
werdenc  (d.  h.  keine  solche,  welche  der  Landesherr  innerhalb  der 
Gränzen  der  ihm  durch  die  Bulle  eingeräumten  moderirten  Exclu- 
sive  ffir  minus  grata  erklärt  hat !) 

Man  sieht,  die  badische  Regierung  bewegt  sich  ganz  und  gar 
im  Fahrwasser  der  staatscanonistischen  Gelehrsamkeit.  Gerade  sie 
bat  aber  am  allerwenigsten  Grund ,  sich  auf  die  Vorverhandlungen 
des  Breve  »Re  sacrac  zu  berufen ,  da  dieselben ,  wie  wir  schon  im 
ersten  Theile  dieser  Schrift  nachgewiesen  haben ,  die  ünhaltbarkeit 
ihrer  gegenwärtigen  Prätentionen  auf  das  Schlagendste  darthun. 

Wenn  zudem  das  badische  Ministerium  die  Bulle  »Ad  domi- 
nici« und  das  Breve  »Re  sacra«  kurzweg  für  einen  Theil  des  Gifent- 
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liehen  Rechts  des  badischen  Landes  erklärt,  so  meinen  wir 
Erklärung  nicht  ohne  Vorbehalt  hinnehmen  zu  dörfen.  Die  genannte 
Bulle  ist  iu  erster  Linie  ein  iathdisches  KirckengeseU  und  das 
Breve  eine  von  dem  kirchlichen  Gesetzgeber  dazu  erlassene  Instruc- 
tion an  die  DomcapiteL  Ihren  verbindlichen  Character  für  dk  Kor 
tholiken  des  Erzbisthums  Freiburg  hat  die  Bulle  nicht  in  dem  Ton 
der  grossherzoglichen  Begierung  mit  dem  hL  Stahle  geechlosseneo 
Vertrage  und  in  der  Publication  durch  die  badische  Begierung,  son- 
deni  in  der  JurisdictionsgewaU  des  Papstes  über  die  gesammte 
Kirche,  Auf  derselben  Autorität  beruht  auch  der  verpflichtende 
Character  des  an  das  Freiburger  Domcapitel  erlassenen  Breve  »Be 
Sacra.« 

Der  der  Bulle  und  dem  Breve  zu  Grunde  liegende  völkerrecht- 
liche Vertrag  zwischen  dem  hl.  Stuhle  und  der  badischen  Begierung 
begrftndet  Rechte  und  Verbindlichkeiten  nur  zwischen  den  Gontra- 
henten.  Er  hat  den  Zweck,  den  in  der  Bulle  getroffenen  gesetz- 
geberischen Anordnungen  des  Papstes,  soweit  dieselben  einer  Mitwir- 
kung der  weltlichen  Macht  bedürfen,  die  Ausfthrung  zu  sichern. 

Die  Publication  der  Bulle  von  Seiten  der  grosshentoglichen  Re- 
gierung dient  zur  Erfüllung  dieses  Zweckes  und  verleiht  den  Bestim- 
mungen derselben  eine  über  dem  Bereich  der  katholischen  Kirche  in 
Baden  hiilaus  wirksamen,  landesgesetzlicben  Character. 

Das  Breve  »Be  sacrac  ist  von  der  badischen  Begierung  nicht 
pnblicirt,  mithin  auch  kein  Theil  dos  badischen  öffentlichen  Rechts, 
es  ist  und  bleibt  eine  Instruction  des  hl.  Stuhles  an  das  Freiburger 
Domcapitel,  fQr  deren  Befolgung  das  letztere  dem  hl.  Stuhle,  dieser 
aber  freilich  aus  dem  Vertrage-  der  badischen  Begierung  verantwort- 
lich ist. 

Dass  die  badische  Begierung  die  Erfüllung  des  der  Bulle  und 
dem  Breve  zu  Grunde  liegenden  Vertrages,  so  weit  sie  daraus  Rechte 
hat,  vom  hl.  Stuhle  fordern  kann,  wird  Niemand  bestreiten;  ebenso 
steht  fest;  dass,  wenn  über  den  Sinn  einzelner  Vertragsbestunmiingeii 
Meinungsverschiedenheiten  zu  Tage  treten,  ein  Ausgleich  derselben 
nur  durch  Verständigung  beider  Contrahenten  stattfinden  kamu  Da 
aber  ein  directes  Bechtsverhältniss  der  Begierung  zu  den  dem  Papst 
untergebenen  kirchlichen  Organen,  namentlich  zum  Fraburgwr  Dom- 
capitel  nicht  besteht,  so  liegt  auf  der  Hand,  dass  das  letitere,  wenn 
es  über  den  Sinn  der  Bulle  oder  des  Breve  einen  Zweifel  h&t,  sich 
wegen  der  Lösung  desselben  nur  an  den  Papst  als  kirchlichen  Ge- 
setzgeber wenden  kann,  da  es  zufolge  des  demselben  schuldigen  Ge- 
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horsams  beide  Erlasse  in  dem  von  ihm  gewollten  Sinne  anzuwenden 
verpflichtet  ist. 

Glaubt  nun  die  Regierung  durch  eine  Interpretation  ihres  Mit- 
contrahenten  sich  in  ihrem  vertragsmässigen  Rechte  beeinträclitigt, 
so  gibt  es,  falls  sie  einen  Gonflict  mit  der  Kirche,  der  allemal  auch 
ein  Gonflict  mit  den  Katholiken  des  Landes  ist,  vermeiden  will,  kei-^ 
nen  andern  Weg,  als  den  der  Verständigung  mit  dem  hl.  Stuhle. 
Denn  sie  kann  dem  Dorocapitel  doch  nicht  zumuthen,  den  Weg  der 
Rebellion  gegen  das  Oberhaupt  der  katholischen  Kirche  zu  beteten. 
Es  wfirde  ihr  dies  auch  gar  nichts  nützen.  Denn  selbst  wenn  das 
Freiburger  Domcapitel  sich  gegen  die  unberechtigten  Forderungen 
der  Regierung  ffigsam  erwiese,-  die  Candidatenliste  ergänzte  und  auf 
dieser  Basis  eine  Wahl  zu  Stande  käme,  so  wurde  der  Erwählte  die 
Bestätigung  des  Papstes  nicht  erlangen,  und  wenn  er  es  versuchen 
wollte,  ohne  dieselbe  vom  erzbischöflichen  Stuhle  Besitz  zu  ergrei- 
fen, voll  dem  katholischen  Volke  nicht  erkoi^nt  werden.  Die  Regie- 
rungen tSuschen  sich,  wenn  sie  im  katholischen  Volke  einen  Boden 
für  ihre,  auf  Losreissung  von  Rom  gerichteten  Bestrebungen  zu  fin- 
den hofien.  Die  Hergen  des  katholischen  Volkes  haben  noch  nie  so 
warm  fiir  den  Statthalter  Jesu  Christi  gescMag^i^  als  jetzt  ^  wo  er 
der  Stein  des  Änstosses  für  die  liberalen  StcMtenlenlcer  auf  der  gan- 
zen Erde  geworden  ist. 

Die  Auffassung  des  Domcapitels  über  das  Wesen  der  Bulle 
und  das  Breve  entsprach  ganz  der  vorstehend  entwickelten. 

Nach  Empfang  des  Ministerialerlasses  vom  10.  September  waod- 
ten  sich  vier  Mitglieder  des  Gapitels  nochmals  an  den  hl.  Vater  mit 
der  Frage  über  die  Zulilssigkeit  einer  Ergänzung  der  Candidatenliste 
und  auf  den  im  Breve  vom  8.  Februar  1869  (cf.  oben  ad  e)  erhal- 
tenen verneinenden  Bescheid  betonte  das  Domcapitel  in  seiner  ad  f) 
angeführten  Erwiderung  an  das  badische  Ministerium  mit  grosser 
Eotscbtedenheit,  dass  die  Interpretation  des  Breve  ^Be  sacra*  nur 
von  dem  JU.  Vater  als  dem  obersten  kirchlichen  Gesetzgeber  habe 
gefordert  und  gegeben  werben  können ,  und  dass  bei  der  verneinen^- 
den  Antwort  desselben  auf  eine  Ergänzung  der  Liste  nicht  einzu- 
gehen sei. 

Da  indess  auch  die  badische  Regierung  in  dem  ad  g)  ange- 
fahrten Schreiben  vom  10.  Juni  auf  ihrem  Standpunkte  beharrte,  so 
besteht  seitdem  der  Gonflict  fort. 

In  dem  Schreiben  des  grossherzoglichen  Ministeriums  vom  10. 
September  1868,  ebenso  bei  Friedberg  Bd.  I.  S.  843  begegnen  wir 
auch    dem  Versuche   einer  thatsächlichen  Rechtfertigung   der   von 
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der  Begieniiig  in  der  Aosäbung  der  Exdüsive  begangenen  Misb- 
losigkeit. 

»unsere  Geneigtheit,«  beisst  ee  darin,  »anch  dem  DHksesan- 
kkms  nicht  angehörige  Candidaten  nnter  umstände  anf  der  Liste 
zu  lassen ,  sollte  dem  Wahlrechte  Wohldesselben  möglichst  freien 
Spielraam  gewähren  *).  Wie  aber  hätte  sich  nach  der  dortigen  An- 
schsnnng  des  Rechts  der  Regiemng  deren  AblehnnngsbeftignisB  in 
der  That  gestellt?  Die  Liste  des  erzbischöflichen  Domcapitels  ent- 
hielt acht  Namen.  Von  den  genannten  auswärtigen  Candidaten 
hatte  die  grossherzogliche  Regierung  bereit^  als  nicht  anneiknibar 
erklärt  (und  zwar  kurz  zuvor  bei  der  Ernennung  des  Domdeeaos) 
die  Bischöfe  yon  Mainz  unb  Trier,  sowie  den  Weihbischof  von  E9hi. 
Abgelehnt  als  persona  minus  grata  wurde  damals  der  Domöapitnlar 
Weickum.  Das  Gapitel  hat  ^  also  jetzt  nur  vier  Candidaten  auf  die 
Liste  gesetzt,  von  denen  nicht  schon  zuvor  bekannt  war  od«r  we- 
nigstens durch  die  den  Wählern  unzweifelhaft  zur  Pflicht  gemachte 
Erkundigung  sehr  leicht  bekannt  werden  konnte ,  dass  sie  von  der 
grossherzoglichen  Begierung  beanständet  seien.  Nach  der  päpst- 
lichen Erklärung  vom  4.  Mai  d.  J.  sollte  das  Domcapitel  nur  wäh- 
len, wenn  wenigstens  drei  Candidaten  auf  der  Liste  blieben.  Die 
grossherzogliche  Begierung  hätte  also  nach  der  dortigen  AoiBttsaDg 
in  Wahrheit  einen  Candidaten  von  der  Liste  streichen  lassen  können.« 

Wir  möchten  nun  zunächst  fragen,  ob  nicht  durch  die  Stiei- 
chung  nur  eines  Candidaten  die  Begierung  den  Sinn  der  &bm  den 
staatlichen  Einfluss  bei  den  Bischofswahlen  in  der  Bulle  »Ad  domi- 
nid«  enthaltenen  Bestimmung,  deren  Wesen  und  Bedeutung  aneh 
durch  das  Breve  nicht  geändert  worden  ist,  am  richtigsten  getroffen 
hätte  ?  Denn  in  der  That  hat  doch  der  Papst  bei  dem  Satze  der 
Bulle  »Si  forte  aliquis  ex  candidatis,«  nicht  an  eine  grosse  Zahl  tob 
Ablehnungen  denken  können.  Wir  meinen  aber  auch,  dass  duth 
die  Streichung  eines  der  nach  Ablehnung  der  vier  auswärtigen  KschMs 
noch  flbrig  bleibenden  vier  inländischen  Candidaten  nicht  blos  dem 
Rechte,  sondern  auch  dem  Bedfirfniss  der  Begierung  volbtfttidig  Oe- 
nflge  geschehen  wäre. 

Wenn  sie  bei  der  Wahl  zum  Domdecan  Herrn  Weickum  abge- 


1)  In  Wahrheit  wollte,  worfiber  die  Andeatnugen  in  offidöeen  Btttton 
keinen  Zweifel  liessen,  die  badische  Begiemng  nnr  den,  schon  vorher  prev- 
Bischer  Seite  f&r  Köln  in  Aussicht  genommenen  jetiigen  Gaidinal  Hohöloke 
anf  die  Liste  gesetzt  sehen,  in  dem  man,  wie  es  scheint,  ein  gefügiges  Weri- 
seng  f&r  die  moderne  dentsche  Kirchenpolitik  sa  finden  hoffte.  Eine  Art  deut- 
schen Kational-Pftpst.       « 
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lehnt  md  dadwck,  wie  m  behauptet,  wir  aber  nieht  zogeben ,  den- 
selben als  persona  mkiits  grata  aöeh  sehen  Ar  die  künftige  Bisohofa* 
wähl  signä^rt  hatte,  welehen  Orand  hatte  sie  denn,  jetit  auch  den 
geistliöhen  Bath  MUller  Von  der  €andidatenliste  sn  streichen  oder 
gar  Herrn  Kübel  ^  der  ja  bei  des  Dechantenwahl  persona  grata  ge- 
wesen war. 

Dann  durfte  doch  anch  das  Gapitel  oieht  ohne  Weiteres  ?or« 
aassetsen,  dass  vier  in  der  katholischen  Welt  hochangesehene  und 
verehrte  dratsche  BischMs ,  die  es  ansserdem  auf  die  Liste  gesetit 
hatte,  das  HissfaUen  der  Begiemng  haben  könnte.  Waren  anch 
drei  von  ihnen  bei  der  Wahl  som  Domdecan  von  der  ßegiemng  fBr 
nicht  a$mämiHjat  erklftrt  worden,  so  war  dies  doch  nor  geschehen, 
weil  ale  itidit  badische  Unterthanm  waren.  Denn  die  Behaoptmig 
Friedberg's  S.  843  sie  sden  als  fersimae  mtfiMs  graia»  gestrichen 
worden,  erweist  sich  ans  dem  vorstehend  citirten  Wortlaute,  des  Mi- 
nisterialsehreibens  vom  10.  BeptMober  1868  aki  unwahr.  Nachdem 
nun  aber  die  groeriienc^Iiehe  Begierung  durch  ihre  eigene  Erklftrung 
das  Capitel  förmlich  provocirt  hstte,  Audftnder  anf  die  Liste  zu 
setzen ,  wie  kann  sie  es  dsnn  auflUIig  finden,  dass  das  Domcapitel 
vier  aoalfliidisehe  Bischöfe  auf  die  Liste  '  setzte ,  die  in  der  ganzen 
kathoKsehen  Welt  als  Zierden  des  Episcopats  gelten?  Unmöglich 
konnte  es  doch  dem  Capitel  in  den  Sinn  kommen,  dass  diese  vier 
Gaadidaben  einer  so  erleuchteten  Begierung,  wie  die  badische  ist,  eben 
grade  desshalb ,  weil  sie  Zierden  des  katholischen  I^iscop^tes  sind, 
minus  grati  sein  würden.  Wohl  konnte  die  Regierung  vernünftigen 
Orund  haben,  einen  fremden  Bischof  nicht  zum  Domdecan  von  Frei- 

» 

bürg  gewählt  zu  sehen,  da  das  auswärtige  Bischofsamt  demselben 
die  Residenz  in  Freiburg  nicht  gestattet  bäUe,  anders  verhielt  es  sich 
aber  mit  der  Wahl  eines  dieser  vier  Bischöfe  zum  Erzbischofe  von 
Freiburgj  da  diese  im  Fall  der  Annahme  die  Resignation  auf  das 
früher  beU^dete  Eirchenamt  zur  Folge  gehabt  hätte. 

Dieser  Rechtfertigungsversuch  dient  daher  nur  zur  Illustration 
der  Tbatsache,  dass  die  badische  Regierung  selbst  vor  der  miss- 
bräuchlichsten  Ausübung  des  ihr  zustehenden  Rechts  der  Exolusive 
nicht  zurückgeschreckt  ist,  um  nur  nicht  Männer  von  so  gut  kirch- 
licher Gesinnung  und  hervorragender  Würdigkeit,  wie  die  erwähnten 
vier  Bischöfe  auf  den  erzbischöflichen  Stuhl  von  Freiburg  gelangen 
zu  lassen.    . 

In  Rücksicht  auf  das  Breve  vom  8.  Februar  1869,  welches, 
wie  bemerkt,  die  ünzulässigkeit  einer  Ergänzung  der  Gandidatenliste 
von  Neuem  aussprach,  stossen  wir  S.  844  auf  die  Bemerkung. 


1S8  Homer.    Weiierea  Mer  die  ßüchoftwahUn, 

»W^I weislich  enthielt  sich  das  pApstliche  Schreihea  jeder 
Moti?ining,  so  dass  dem  Leser  und  Beurtlieiler  die  Wahl  toII- 
komraen  freigestellt  war,  ob  er  der  Unwissealieit  oder  dem  Do- 
los der  römischen  Curie  die  Schuld  beimessen  wollte.  Die  la- 
fullibilit&t  war  ja  damals  noch  nicht  ooneiliarisch  festgestellt.« 

Da  wir  die  Unsitte  des  Herrn  Friedberg ,  seine  Schrift  mit 
möglichst  vielen  nnd  groben  Schmähungen  gegen  den  hl.  Stahl  za 
wflrzen  schon  wiederholt  geragt  haben  und  die  bezflglich  auf  die 
Tragweite  des  Dogma's  von  der  Infallibilitftt  doeumentirte  Ignoraaz 
in  die  Augen  springt,  so  beschrilnken  wir  uns  hier  auf  die  sachUche 
Erwiederung ,  dass  der  hl.  Stuhl  es  sich  mehr  als  einmal  hat  aoge* 
legen  sein  lassen,  die  Auffassungen  der  oberrheinischen  Begieruagen. 
der  badischen  insbesondere,  Aber  den  Sinu  und  die  Bedeutung  des 
Breve  »Re  sacrac  ku  corrigiren.  Die  badische  Regierung  wnsste 
also  sehr  wohl ,  dass  «sie  durch  die  Streichung  der  ihr  Torgelegtn 
Candidatenliste  bis  auf  einen  Namen  und  das  Ansinnen  auf  Ergänz- 
ung derselben  sich  mit  dem  hl.  Stuhle  in  einen  unheilvollen  Princi- 
pienstreit  verwickelte,  und  in  diesem  Bewusstseiu  hat  sie  ge- 
handelt. 

Bei  dieser  Lage  der  Sache  musste  es  um  so  fiberflAssiger  er- 
scheinen, det  Entschddung  vom  8.  Februar  noch  Orflnde  beiraffigeo, 
als  die  principielle  Bedeutung  derselben  für  jeden  Kenner  der  Sach- 
lage, namentlich  für  die  Domcapitulare ,  an  die  sie  gerichtet  war, 
auf  der  Band  lag. 

Der  hl.  Stuhl  hat,  wie  im  obigen  dargelegt  wurde,  das  Recht 
der  Regierung  verneint,  alle  Candidaten  für  den  erzbischöfliefaes 
Stuhl  zu  Freiburg  bis  auf  einen  als  minus  gratae  personae  zu  er- 
klären, folglich  die  erste  Liste  des  Capitels  als  göltig  erklärt ,  aber 
im  Jahre  1874  schliesslich  aus  päpstlicher  Indtägene  im  Iniertsse 
des  fViedens  dem  Capitel  gestattet ,  eine  weitere  (ztceite)  I4sie  der 
vom  Capitel  aufgestellten  Candidaten  Serenissimo  vorzulegen« 

Aber  auch  diese  gtveite  vom  Domcapitel  zu  Freiburg  vorge- 
legte Liste  wurde  von  der  Regierung  abgelehnt,  nachdem  sämmt- 
liche  Candidaten  (Bischof  Hefele  von  Rottenburg,  Bischof  v.  Haneberg 
von  Speyer,  Prof.  Alzog  und  Pomcapitular  Behrle  von  Freiborg  und 
Pfarrer  Dr.  Dieringer  von  Yehringen)  sich  entschieden  gewttgeit  hat- 
ten, der  Regierung  einen  von  dieser  verlangten  besonderen  Stootetd 
dahin  abzulegen,  dass  sie  äUe  Gesetze  des  Staates  und  Anordnungen 
der  oberrheinischen  Regierungen  befolgen,  d.  h.  unter  den  gegenwärtigen 
Verhältnissen  soviel,  als  dass  sie  den  kath.  Glauben  und  die  auf  dem* 
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aelbeo  beruhende  Verfaasaiig  und  selbsiständige  Leitung  der  Kirche 
Preis  geben  und  verlängnen  wdlten  ^). 

Anch  die  Verwaltung  des  Capitelsviears  ist  ?on  der  Einmisoh- 
ung  der  badischen  Regierung  nicht  verschont  geblieben. 

Der  Capitelsvicar  wurde  durch  pftpstliche  Virilmacjht  ermäch- 
tigt, die  Pfründen  freier  bischöflicher  CoUatur  zu  vergeben.  Auf 
die  Benachrichtigung  hiervon  fand  sich  das  badische  Ministerium 
veranlasstt  mittelst  Sclireibens  vom  22.  April  1869.  das  Domcapitel 
wissen  xu  lassen,  wie  es  zwar  bis  auf  Weiteros  die  Ausfibung  dieser 
ausserordentlichen,  im  gemeinen  Becht  nicht  begrfindeten  Befugniss 
gestatten  wolle,  dabei  aber  die  aus  den  vertragsmftssigen  Festsetz- 
ungen &ber  die  Besetzung  des  erzbischöflichen  Stuhles  hervorgehen- 
den Rechte  der  Regierung  wahren  mtksse  und  die  turtheilten  Voll- 
machten beanstanden  wwde,  sofern  es  sich  Aberzeugen  mnsste,  dass 
durch  dieselben  die  rechtmässige  Wiederbesetzung  des  erzbischOflichen 
Stuhles  umgangen  werden  sollte. 

Das  ist  die  Sprache  einer  Regierung.,  die  durch  einen  Ezcess 
in  Ausfibung  ihrer  Ezclusive  die  Wiederbesetzung  des  erzbischAflichen 
Stuhles  selbst  verhindert  und  durch  einen  unnöthiger  Weise  provo- 
cirten  Principienstreit  die  ErzdiOcese  in  den  beklagenswerthen  Zu- 
stand dauernder  Verwaisung  gesetzt,  dadurch  aber  den  Herzen  der 
katholischen  Bevölkerung  des  Grossherzogthums  schweres  Wehe  zu- 
gefügt hat« 

Eine  schärfere  Negation  der  der  Kirche  in  ihrem  Öebiete  zu« 
kommende  Selbstständigkeit,  als  sie  in  der  Prätention  liegt,  die  Frage, 
welche  Rechte  der  Capitelsvicar  ausfiben  dfirfe,  vom  Qutdflnken  der 
weltlichen  Regierung  abhängig  zu  machen,  kann  schwerlich  erdacht 
werdMi.    Aber  auch  diese  Ausschreitung  findet  in  unserem  Staats- 
canonisten  ihren  Vertheidigen    »Denn  es  lag  auf  der  Hand,€  sagt 
er,   »dass  die  Regierang,  welche  bei  der  Vereinbarung  Aber  die  Ent- 
stehung der  Didcese  sich  das  kirchliche  Regiment  derselben  durch 
eliie  nicht  ungenehme  Person  ausgemacht  hatte,  nicht  zu  dulden 
branchte,  dass  dies  Regiment,  ohne  dass  die  staatliche  Gewalt  auf 
die  Person  des  Trägers  derselben  irgend  eine  Ginwirkung  auszuüben 
im  Stande  war,  gehandhabt  wfirde.€ 

Nun  ist  aber  bei  den  Verhandlungen  mit  dem  apostolischen  Stuhle 
über  die  Errichtung  der  Bisthfimer  den  Regierungen  ein  Einfluss  auf  die 


1)  Vgl.  Gennania  1874  Nr.  268  WochennrndBchan ,  und  Nr.  279  Leitart. 
In  letzterem  ist  die  betr.  officiöse  AaelasBong  der  Karlsmh.  Ztg.  Tom  22.  Not. 
1874  aosfahrlich  beleuchtet. 
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Bestellung  des  Capitelsvicars  nicht  eingerftumt,  es  ist  Ton  dem  Cs^iteb- 
vicar  mit  keinem  Worte  die  Bede  gewesen,  auch  hat  sich  die  badiscbe 
Regierung  nicht  generell  das  kirchliche  Regiment  der  IMOcese  Preibnrg 
durch  eine  ihr  nicht  ungenehme  Person  ausgemacht ,  sondern  es  iA 
nur  darüber  Tcrhandelt  worden ,  welcher  Einiues  ihr  auf  die  En- 
bischofswahl  zustehen  solle.  Das  Regiment  des  Capitelsvicars  ist  nur 
ein  ausserordentliches  und  yoräbergehe.ndes.  Der  Capitelsvicar  hu- 
delt in  Vollmacht  des  Domcapitels,  auf  welches  »Sede  yacantec  ipw 
jure  die  bischöfliche  Jurisdiction  derolvirt  wird.  Es  gehört  wenig 
Einsicht  dazu ,  um  zu  begreifen ,  dass  dieses  Verhftltniss  nicht  nach 
Analogien  beurtheilt  werden  kann,  welche  aus  4en  Bestimmungen 
der  Bulle  >Ad  dominicic  Ober  die  Biscbob wählen  abgeleitet  sind. 

Warum  recnrrirt  man  nicht  einfach  auf  den  liberalen  Grund- 
satz von  der  Staatsomnipotenz ,  mit  welchem  ja  sonst  jede  QewUt- 
that  gegen  die  katholische  Kirche  entschuldigt  wird. 

Das  Freiburger  Capitel  antwortete  kurz  und  zutreffend,  wie 
Jemand  antwortet ,  der  sich  bewnsst  ist ,  sein'  gutes  Recht  gegen 
einen  unbeftigten  Eingriff  zu  vertheidigen. 

»Die  Frage,  €  sagt  es  in  dem  Schreiben  an  Herrn  Jelly  Tom 
20.  Mai  1869,  »welche  Befugniss  der  oberste  kirchliche  (reeetzgeber 
und  Richter  einem  Gapitelsiricar  übertragen  und  ob  dieser  hiernach 
Pfrftnden  freier  bischöflicher  Collatur  besetzen  könne,' berdhrt  ledig- 
lich die  inneren  kirchlichen  Verhältnisse.  Gemäss  dem  positiven  Recht 
und  dem  allerseits  anerkannten  Grundsatz  der  Selbstrtändigkeit  der 
Kirche  und  kirchlichen  Rechtsverhältnisse  steht  der  grossfaer7^gliclien 
Regierung  keine  Verfügung  oder  Entscheidung  fiber  diese'  innere  kirch- 
liche Angelegenheit  zu. 

Die  Ausübung  der  in  der  Verfassung  und  dem  bestehenden 
Recht  der  Kirche  begründeten^  dehn  CapitelsTicar  vom  Kl.  Stahl  er- 
theilten  Vollmacht ,  die  Pfründen  freier  Collatur  zu  verleihen ,  kann 
desshalb  rechtlich  von  dortseits  weder  bis  auf  Weitares  gestattet,  noeh 
unter  gewissen  Bedingungen  beanstandet  werden ,  deren  Erffillung 
nicht  von  diesseits  abhängt.  Wir  halten  uns  vielmehr  verpflichtet, 
lediglich  das  Bescript  des  Staatssecretärs  Sr.  Heiligkeit  des  Papstes 
vom  5.  Januar  d,  J.  zu  vollziehen.  € 

Eine  gemessene,  aber  wofaherdirate  Abfertigung  I  — 
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IV. 

Neue  Entscheidung  der  Congregatio  Conc.  Ober  das  Verfahren. 

in  Scheidungsklagen,  wenn  ein  Ehetheil  ausgewandert  ist  und 

sein  Aufenthalt  nieht  ermittelt  werden  kann, 

mitgeiheilt  von  Prof.  Dr.  H.  Kellner  aus  Hildeftheim,  i.  Z.  in  Rom. 

Wenngleich  die  Mehrzahl  der  Auswanderer  ans  ledigen  Per- 
sonen besteht,  so  kommt  es  doch  auch  vor,  dass  ältere  und  verhei- 
rathete  Personen  jenseits  des  Oceans  ihr  Qlück  zu  machen  suchen. 
In  solchen  Fällen  geht  nicht  selten  der  Mann  mit  Einwilligung  der 
Frau,  die  mit  der  übrigen  Familie  zurückbleibt,  allein  voraus,  uro 
sich  dort  umzusehen,  eine  neue  Existenz  zu  begründen  und  die  Fa- 
milie später  nachkommen  zu  lassen ;  oder  es  geschieht  dieses  ohne 
Einwilligung,  ja  gegen  den  Willen  der  Frau.  In  beiden  Fällen  kön- 
nen auf  dem  Oebiete  des  ehelichen  Rechtes  Schwierigkeiten  erwach- 
sen. Nämlich  bei  der  weiten  Entfernung  und  der  mit  Lebensgefahr 
verbondenen  Beise  ist  es  möglich,  dass  der  auswandernde  Theil  sein 
Leben  einbnsst,  ohne  dass  der  Tod  bewiesen  und  constatirt  werden 
kann.  Ferner  bei  der  ungeheueren  Ausdehnung  der  transatlantischen 
Gebiete  und  der  Beweglichkeit  der  Lebensverhältnisse  kommen  sogar 
Fälle  vor,  dass  man  über  den  Verbleib  der  Ausgewanderten ,  selbst 
wenn  sie  am  Leben  sind,  nichts  Sicheres  erfahren  kann.  Haben  nun 
die  Ausgewanderten ,  wie  es  häufig  geschieht ,  ein  Interesse  daran, 
ihrem  zurückgebliebenen  Oatten  keine  Nachricht  von  sich  zugehen 
zu  lassen ,  so  ist  es  ihnen  ein  Leichtes ,  sich  der  Kenntniss  der 
Ihrigen  und  der  Behörden  zu  entziehen.  Dies  wird  ihnen  also  dann 
besonders  zu  Statten  kommen,  wenn  sie  von  vornherein  mit  der 
heimlichen  Absicht ,  den  zurückgebliebenen  Ehetheil  böswillig  zu 
verlassen,  auswanderten ,  oder  wenn  sie ,  was  auch  nicht  selten  vor- 
kommt, unterwegs  oder  nach  ihrer  Landung  ehebrecherische  Ver- 
hältnisse angeknüpft  und  etwa  in  Folge  davon  eine  neue  Ehe  ein- 
gegangen haben. 

Alsdann  ist  der  zurückgebliebene  JBhetheil  in  der  Übeln  Lage, 
seinen  übernommenen  ehelichen  Verpflichtungen  treu  bleiben 
und  die  Eindererziehung  allein  besorgen  zu  müssen  und  kann,  wenn 
böswillige  Verlassung  vorbanden  ist,  solche  nicht  einmal  gerichtlich 
beweisen.    Es  kann  also,  da  von  einer  Lösung  des  Ehebandes  nach 
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katholischem  Eherecht  nicht  die  Bede  ist)  nicht  einmal  za  einer  se- 
paratio perpetna  a  thoro  et  mensa  kommen,  da  eine  solche  nicht 
ohne  eine  Ärmliche  ehegerichtliche  Verhandlung  ausgesprochen  wer- 
den kann,  zu  dieser  aber  Insinnatipn  der  Klage ,  (Station  des  Ver- 
klagten u.  s.  w.  gehört  Da  dergleichen  Fälle  leider  hie  nnd  di 
vorkamen,  so  #ar  man  zur  practischen  Schlichtung  derselben  gedrängt 
uBd#ntod)iM  lioli  tteisteas  mit  Bemfiing  anf  das  Gap.  2.  Dispendiosamll. 
1.  in  sexto^  dattri  eine  sepuratio  a  tliero  ei  mensa  aoasoapreclteD. 
Doch  f  eUte  es  dieser  Praxis  bis  in  die  neueste  Zeit  nkbt  an  Gegnern. 

Dass  die  Protestanten  in  solchen  Fällen  nicht  nur  separatio 
eintreten  lassen,  sondern  auch  sogar  förmliche  Ehescheidung  ms- 
sprechen,  das  macht  die  Sache  schon  schwierig,  indem  för  den  ka- 
tholischen Theil  immerhin  eine  Gefahr  der  Verlockung  zum  Ab&ll 
vorliegt ;  noch  bedenklicher  aber  ist  die  Sache  durch  Einfuhrung  der 
Civilehe  geworden.  Ueberall  aber  und  selbst  da,  wo  die  katholische  Ehe- 
gesetzgebung anerkannt  wird,  ist  in  den  meisten  derartigen  Fäl- 
len einer  Begelung  der  vermögensrechtlichen  Verbältnisse  auf  die 
Dauer  nicht  auszuweichen  und  eine  solche  kann  ohne  vorausgängigen 
Spruch  des  kirchlichen  Ehegerichts  nicht  vorgenommen  werden.  Abo 
zahlreiche  practische  Fälle  drängten  zur  Entscheidung  und  da  auch 
die  Gegner  der  vorhin  als  vorherrschend  bezeichneten  Praxis  nicht 
schwiegen,  so  sah  die  Congregatio  Concilii  in  neuester  Zeit  dch  ver- 
anlasst, die  Sache  zu  untersuchen  und  autoritativ  zu  entschdden, 
das  Gutachten  des  betreffenden  Gardinais  fiel  zu  Gunsten  der  bis- 
her meistens  befolgten  Praxis  aus  und  die  Gongregation  trat  ihm  bd. 

Wir  erlauben  uns  die  von  beiden  Parteien  vorgebrachten  Grfinde 
darzulegen  und  auf  den  Gewinn  hinzuweisen,  der  sich  fOr  das  Ebe- 
recht aus  der  beregten  Entscheidung  ergibt.  —  Diejenigen,  welche 
die  separatio  perpetna  a  thoro  et  mensa  verweigerten,  brachten  zur  Be- 
gründung ihres  Verfahrens  vor,  dass  dieselbe  nur  durch  richter- 
liches Urteil  verhängt  werden  könne,  diesem  müsse  ein  ehe- 
rechtlicher Process  vorausgegangen  sein  und  zu  dessen  Formalitäten 
gehöre  die  Insinuation  der  Klage  an  den  Verklagten.  Nun  habe  aber 
die  contestatio  litis  nicht  stattgefunden,  folglich  sei  jedes  etwi 
ergangene  Urtheil  nichtig.  Zwar  erlaube  das  oben  angeführte  Cap.  2. 
»Dispendiosamc  in  g^wisseni  unter  andern  auch  eherechtlichen  nUen, 
dem  dichter,  um  böswilliger  Hinausziehung  der  Processe  vorzubeu- 
gen, »simpliciter  et  de  pleno  ac  sine  strepitu  jndicii  et  figura«  vom- 
gehen,  aber  es  sei  hierbei  vorausgesetzt,  dass  es  sich  um  Abwendung 
advocatischer  Eniffe  handele,  das  nothwendige  ZeugenverhOr  und 
namentlich  die  Citation  des  Angeklagten  werde  durch  dasselbe  kei- 
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wegs  beseitigt,  sondeniin  Cap.  2.  Saepe  ooDtiiigit.y, Il,ia  ClemeB- 
tinis.  De  verbovnm  signif.  sogar  ausdriuaiieh  verlangt,  mithin 
die  litis  oontestaüo,  welche  Ar  die  eherechtlicben  Fftlle  vom  Deere» 
talenreeht  %.  B.  c.  1.  tit  6.  lib.  U.  verlangt  wird,  keineswegs  besei- 
tigt Es  bleibe  also  für  die  vorliegenden  FftUe  nidits  flbrig,  als  den 
Angeklagten  ai  düren,  ihn,  wenn  er  nix^bt  erscheine,  mit  Ceaanren 
zu  belegen  ond  als  contumaz  zn  behandeln. 

Hingegen  bemerkte  man  von  der  anderen  Seite,  einen  solchen 
mit  Censureo  za  belegen,  sei  ein  rein  illnaorisehes  Verfiibren.  Derselbe 
erUire  ja  von  den  ihm  angedrohte  Censoren  gar  nichts,  man  kdnne 
ihm  eine  insardescentia  in  censocis  nidit  nachweisen ,  daher  kein 
Contnmacialnrtheil  fiUlen  und  komme  also  damit  um  nidits  weiter. 
In  Wirklichkdt  vermöge  die  gegnerische  Partei  mit  ihren  Argor 
'mentationen  keine  Abhilfe  zoschaiFen  and  komme  eigentlich  an  die 
Sache  gar  nicht  heran,  sondern  dednoire  nur,  dass  man  mit  den  vorhaar 
denen  Bechtsmitteln  kein  Besnltat  erziele.  Eine  EntscheidnBg  mfisse 
aber  herbeigeAhrt  werden,  wenn  nicht  der  unschnldige  Theil  viel  an- 
gunstiger  dastehen  sollte «  als  der  Schuldige.  Könne  er  bei  dnr 
Kirche  sein  Becht  nicht  finden,  so  sei  er  der  Qe&hc  des  AbfaUs  oder 
der  Yersuchnng  sich  mit  einer  Uos  eivilreehtlichen  Ehescheidang  zu 
begnügen,  ansgesetzt.  Ein  Becbtsmittel  liege  aber  in  dem  Gi^.  2. 
Diqpendioeara,  welches  dem  Bicbter  die  Macht  gebe,  in  Matrimonial^ 
Sachen  sine  strepitn  eü  figura  jadicii  zn  entscheiden,  damit  sei  die 
Möglichkeit  gegeben,  wenn  der  Angeklagte  steh  nicht  stelle,  ein  Con- 
tunuuäalvertahren  eintreten  za  lassen. 

So  richtig  die  beiden,  ersteren  Bemerkaugen  sind,  welche  diese 
Partei  geltend  macht,  so  sdieint  sie  die  Beweiskraft  des  citirtea 
Capitela  ffir  die  Beehtmässigkeit  der  bisher  befolgten  Präzis  jedodi 
zu  überachitzen  and  behalten  die  Qegner  doch  darin  Becht,  dass  sie  eine 
Citatioa  mit  Berufmig  auf  daa  Gap.  Saepe  contingit  auch  in  den 
dort  gem^ten  Fällen  für  nothwendig  erklären.  Es  bleibt  daher 
nichts  fibrig  als  zu  sagen,  das  Deoretalenreeht  reLßhli  für  Ehecaem 
wie  ^  betreffenden  nicht  ans.  Ebenso  ist  es  mit  der  späteren  Ge- 
setzgebung; das  Tridentinnm  und  selbst  die  neueste  gesetzgebecischß 
Leistung  der  Kirche,  das  österreichisdie  Goneordat  mit  der  dazu  ge- 
hörigen Inatnietion  (cf.  §.  Ii5,  205,  209,  2L0,.  217,  234,  285,  244 
and  251.)  helfen  ans  ebensowenig  meit^.  Daher  sind  dann  die  in 
Bede  stel^nden  Fädle  vielmehr  als  sol^e  anzoseben,  fax  wetehe  io 
dem  biaberigeii  Kirefaenreeht  keine  ViMrsorge  gelreffen  ist  Dies  hebt 
ancb  das  Gutachten  -des  Bericht  erstattenden  Cacdinala  ansdrSeUich 
berror:    »Novom  i)aqn^  non.esi,.  ut  nocis  emet^gm^jfrti^H .tem(ioruBi 
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leeonim,  kdminüinqiie  circiinMbuitik,  etri  a  AiiidanMwtalibiis  juititMe 
jnrisqve  regnlis  abscedere  im  tmic  qüdem  ftg  sifc»  lieeat  taBWii  atqne 
eiq[iediat,  aeddentalia  superveeiMtäas  negetiu  aeeonmiodare.« 

Der  Oewinn  der  in  Bede  stehenden  EntBchddiing  besMik  abo 
darin,  dass  die  in  einigea  £lrch«ipr<miuBen  bisher  geibte  PraxiB« 
die  aasgewaaderten  Ehegatten  d'nrdi  die  dlfeniUcheit  BUtter  vona- 
laden  resp.  zur  Backkehr,  aafisiifordem  und  wenn  sie  mAk  enehei- 
nen,  nicht  bloss  in  Form  eines  liUeHocmis^  sendeni   in  d«  Fonn 
ein^  Dtßfüimstnkna  die  separatio  perpetna  a  thoro  et  mensa-  aas^ 
znsprechen,  nunmehr  sieh  der  kircbÜehen  Billignag  an  erftenra  hat 
^  Die  betreffende  Praiis  wird  in  dem  Ontaehten  in  fidgendar  Weise 
characteristrt:  .  »Aceedit  in  easn  vis  l<M^^vaeet  plus  quam  qnodra- 
geqariae  consuetndiais  ....  Gonsnehido  haeäß  otijori  canctnicoeon- 
träria  et  uti  cerraptela  tradvd  non  peteat    Est  •  siqaidem  «Nfevyr»- 
kAiwü  et  s^tfpUika  dispositieiii  eammonv  in  qnihns^  qnnm  diapesitiHD 
faerit  pro  casa  rei  eonveati.mafitiose  se  in  vidntts  occmUoMHt^  sah- 
intrat    consuetodo  pro  casn  rei    confsenil  asd   per  bnpJNgiMu  et 
«jfnetos  regiones  peragrantis.€    Es  ist  damit  also  eine  WeitefhOdang 
der  kirehliflhai  Beehtsgewohaheit  gebilligt,  welche  in  gewisse»  Fil* 
len  böswilBgtf  Verlassmig  ein  abgekfirztes  Verfahren  bisher  schon  gestal- 
tete nnd  das  diese  Gewohnheit  einschränkende  Gap.  Saepe  contiogit 
ist  fftr  diese  Fälle  als  beseitigt  anznsehoi.    Interenaat  wäre  es  nao 
za  wissen,  wie  man  es  in  den  betreffende  Eireheaprovinaen  hin- 
sichtlich der  Zeit  gehalten  hat,  naeh  weldier  Zdii  hA  wdcher  Dauer 
der  b(yswilligen  Yerlassnng  man  sich  fnr  berechtigt  zn  hatten  pflegte, 
BdictalTorladungen  gegen  den  abwesenden  Gatten  za  erlassen  nnd 
das  characterisirte  Sdieidongsverfiihreii  eiaauleiteB*    Denn  <tf(Uibar 
moss  die  Böswilligkeit  durch   einen   hinreicheBd  langoi  Zeitcaam 
constatirt  s^.    IMes  ist  nun  kSder  ans  dem  ans  TorUegenden  Ma- 
terial nicht  ersichtlich  und  wirdaum  das  Miaimut  dieses  Zeitpanais 
ztt  fixirea ,  wahrseheinlidi  ein  positiTer  Act  ^  der  kkchlichen  Gesetsn 
gebung  erforderlich  werden.  In  den  bisher  vorgekommenen  Fällen  hat 
die  Congregation  den  Verstrichenen  Zeitraam  jedenüalls  fär  genogead 
erachtet,  um  gegen  den   abwesmiden  Gatten  vorzugehen.     Deaa 
sie  erkennt  das  Ver&hren  sogar  vielfach  ftr  mikiowäig  an.    Ha- 
jusmodi  vero  agendi  ratio  fere  necessaria  est  ad  ea  inoommoda  prae- 
cavenda,  quae  ex  contraria  praxi  (der  Nichtscheidaag)  ezorentor. 
Si  enim  ecclesiasticns  judex  pöstulanti  coiyugi  legitimam  proeessns 
judicialis  prosecutionem  et  poatmodnm  sententiam  definitivan  pro 
separatione  a  maritali  toro  et  cohabitatione  dare  abnuerit ,  qnaado 
tacta  allegantur,  quae  canonicum  hoc  juris  remedium  cencederent, 
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amplo  tone  quaesimoniis  via  aperiatur  ac  ecciesiasticam  tribunal  jae- 
casaretor  quasi  obex  ad  civilia  jura  ac  temporalia  jara  protuenda. 
Hier  wird  nun  hervorgehoben,  dass,  wenn  das  kirchliche  Fonun  sich 
nicht  za  der  bezeichneten  Weiterbildung  des  Rechts  bequemen  wollte, 
Ge&hr  vorhanden  sei,  dass  die  Ehesachen  demselben  noch  mehr  ent- 
zogen und  Katholiken  zum  Abfall  resp.  zum  Eingehen  blosser  Ci- 
vilehen  verleitet  würden.  Wenn  man  dem  Zeitgeist,  der  zu  einer 
gänzlichen  Losl6sung  der  Ehe  vom  Boden  der  Heligion  und  Kirche 
drftnge,  auch  nicht  ganz  Einhalt  zu  thun  im  Stande  sei ,  so  müsse 
man  ihm  doch  jeden  auch  nur  scheinbaren  Verwand  zum  Weiter- 
geheu auf  diesem  Wege  nehmen  und  folglich  allen  billigen  Forder- 
ungen nach  Möglichkeit  nachgeben.  Auch  seien  die  aus  einer  etwaigen 
Aendernng  der  VerhftItniBse  entstehenden  Nachtheile  nicht  sehr  gross, 
indem  ja  selbst  nach  einer  definitiva  separatio  a  thore  et  mensa  die 
beiden  Ehegatten  mntno  consensu  doch  jederzeit  ihr  ehdiekes  Zu« 
sammenleben  wieder  beginnen  können  und  ein  derartiges  riohter«. 
Hches  Urtheil  von  dem  Richter,  der  es  gefällt  habe  auch  wieder  re* 
formirt  werden  dürfe.  Endlich  dürfe  dem  Einwände,  dass  dem  übel 
gesinnten  Theil  chircfa  eine  derartige  richterliche  Sentenz  möglicher 
Weise  die  Eingehung  einer  neuen  Ehe  erleichtere,  gegenüber  den 
an  sidi  berechtigten  Forderungen  des  gut  gesinnten  Theils  kein  Ge- 
wicht beigelegt  werden. 

Somit  wftre  also  für  Bebandlui^  dieser  Fftlle,  welche  schon  so 
oft  eine  crux  jurisconsultorum  gebildet  haben  nunmehr  von  Seiten 
des  kireUichen  höchsten  Tribunals  mn  für  alle  Mal  der  riditige 
Weg  gewiesen.  Die  Wichtigkeit-  und  Tragweite  der  Sache  erken- 
nend, hat  dasselbe  mit  Aufwand  vieler  Mühe  mid  Zeit  "das  nöthige 
Material  gesammelt  und  mnem  als  Canonisten  besonders  renommirten 
Cardinal  die  Begotachtung  übertragen.  Damm  haben  wir  auch 
nicht  blos  das  ürtheil  mitgetheilt ,  sondern  auch  aus  der  Motivirung 
desselben  das  Wesentliche  mit  einiger  Ausführlichkeit  repröduciren 
zu  sollen  geglaubt. 
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Acta  s.  Sedis. 

1.  PII  DIVINA  PBOVIDENTIA  PAPAE  IX. 

ALLOCUTIO 

habito  die  XV.  Uartü  MDCCCLXXV.  ad  8.  B.  E.  «ardinslea  in  aedibiis 

VaticantB. 

Venerabües  Fraire$!  CnranuD  nostramm  parten  esse  agnos- 
Gentes  liis  praesertim  miserriiiiis  temporibiis  Vestmm  ordinem  un- 
pUssimiiin  praestaBtibus  angere  vixis,  qni  Nobis  anzilio  sint  in  uni- 
versae  Eccleeiae  procuratione ,  ad  hoc  implendum  miinoa  animom 
Qoatruni  ooBTartoudum  existimavinitts.  Vellesias  quidem  hoc  exeqoi 
veteri  et  aolenmi  ritu,  quem  Ecclesiae  dignitas  postolat,  sed  id  hod 
patttur  acerbitas  tempcHrum ,  quae  tanta  jam  est ,  nt  ne  deptoraodi 
qaidem  Bcclesiae  mala  facultatem  Ub^ram  Nobis  esse  volle  demoD- 
stret.  Non  miramur,  qaod  qui  veteri  errore  et  odio  ab  Eeclesia  dis- 
sideot,  id  assequi  praesamant,  sed  qaod  in  hac  misera  Italia,  in  qua 
suprema  veritatis  Cathedra  divina  dispositione  est  eonstitata,  ii  qni 
fiUi  erant  in  Ecclesiae  hoates  coaversi  pemiciem  Ecclesiae  ipsins,  qoae 
a  roina  humanae  societatis  sejangi  non  potest,  tum  volimtate  sna« 
tum  externe  impolsa  permoti  moliantar  ac  stmant,  id  quidem  do- 
lenter  et  imo  ex  corde  ingemisdmus.  Ex  hac  molitioae  profloiere 
tot,  Uli  deplorabiles  ausus,  qui  jura,  libertatem,  res  et  ministros  Ee- 
clesiae  inique  laeserunt ,  et  quorum  dintumo  jam  ex  tempore  specU- 
tores  ad  vim  propulsaadam  impares  esse  cogimur:  profluit  etiam 
et  promovetttr  in  dies  malum  iÜud  longo  gravissimum,  quo  nihil  tot 
animabtts  et  humanae  societati  funestiug,  corruptio  scilicet  juveoti- 
tis,  qua  corruptione  ad  praesentia  mala  in  tuturas  etiam  generationes 
Propaganda  oontenditur.  Omnibus  enim  institutis ,  qnae  ad  jutenes 
erudiendos  spectant,  ab  Ecclesiae  vigilantia  in  hoc  Catholici  Orbis 
centro  subductis ,  juvenes  a  prima  äetate  qua  virtutis  ant  vitii  se- 
mina  tenaciter  haerent,  scholas  civili  potestati  subiectas  celebrare 
expresse  coguntur,  ubi  eorum  mentes  et  corda  nuUa  fidei  et  religioDis 
ratione  babita,  juxta  hujns  saeculi  placita  et  sapientiam  infomuio- 
tur,  cujus  amarissimos  fructus  omnis  nunc  terra  experitur. 

Cum  porro  ipsa  pariter  institntio  eorum,  qui  in  sortem  Domioi 
vocati  suntf  tot  regulis  de  ratione  studionim  ad  arbitrium  imposatis 
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implicetor,  jnagis  magisqae  in  dies  ardaum  illis  afBcitor  hoc  cunri* 
culam  eroetiri ;  ideoque  perpanci  jam  ^stant,  maxime  post  infanstam 
de  militari  delecta  li^ni,  qai  in  cleram  possiut  adacribi. 

Qoo  antem  lucolentius  pateant  boetiani  nosfaroruni  consilia, 
qaaedam  etiam  naper  documenta  prodieje ,  quibns  animos  additur 
presbyteris  et  inferioribns  clericis,  qai  Episcopis  aliiaque  Fraesulibns 
contiiinaces  obsistant;  iisque  praesidii  spes  et  tutelae  proponitur  ad- 
versus  sententias  et  decreta,  quae  in  eos  forte  latura  sit  episcopalis 
auctoritas. 

Quid  plura?  Ipsadivini  verbi  praedicatio  et  sennonnm  nostro- 
ram  evulgatio  infestis  actibus  politicae  potestatis  percellitnr;  leges 
cxlunc  poenales  denuntijintur  adversos  eos,  qni,  sive  typis,  sivealiter 
?erba  a  Nobis  prolata ,  et  act^  hujus  Apostolicae  Sedis  in  vulgus 
ediderint,  quoties  in  hisce  ex  eorum  sententia,  qui  talia  ininitantur, 
aliqaid  inesse .  Tideatnr  adversum  civilibus  institntis  ac  legibus. 
Sciiicet  per  ejnsmodi  minas  in  aperto  ponitur,  quaenam  mens  et  vis 
funrit  quibttsdam  legibus,  qoae  simulata  obsequii  specie  ad  fucuiu 
faciendam  fidelibus  nostrum  libertatem  et  dignitatem  tueri  videban- 
tur,  et  magis  magisqae  ostenditur,  quam  necessaria  sit  Nobis  suprema 
ac  plena  potestas  nullius  ditioni  aut  arbitrio  abnoxia,  qualera  divina 
Providentia  Somanis  Pontificibus  contulit  ad  spiritoale  ministeriuro 
in  universo  orbe  eipedite  ac  libere  exercendum. 

Interim  comminatio  illa  eo  intendit,  ut  supremi  veritatis  Ma* 
gistri  vox  ipsa  comprimatur  ac  late  manare  non  possit,  vox  qaae 
divino  jure  ad  commune  societatis  bonum  in  Universum  orbem  emit- 
titar,  quaeque  circnmscribi  aut  cohiberi  non  potest,  quin  etiam  om- 
iiium  fidelium  jura  violentur.  Cogitent,  qui  Ecclesiam  tantae  huic 
servituti  subjieinnt,  sese  divini  judicii  severitatem  in  se  ipsos  pro- 
vocare,  eoque  duriores  vicissim  experturos  Dominos ,  et  graviora  ty« 
rannidis  juga ,  quo  benignior  erat  Matris  auctoritas ,  quam  injectis 
viaculis  rejecerunt. 

Nee  vero  satis  est  Ecclesiae  oppngnatoribns  earum  rerum  acer- 
bitas,  quas  memoravimus,  sed  ad  novas  etiam  parandas  cansas  dis- 
sidiorum  et  perturbationum  in  ipsa  fidelium  conscientia  eorum  cona- 
tus  conversi  fuere.  Nuper  enim  in  extera  regione  quibusdam  scrip- 
tis  in  publicam  Incem  vnlgatis  j  quibus  Vaticani  Goncilii  decreta  in 
laevam  partem  detorquebantur ,  id  spectabatur ,  ut  in  successoribns 
nostris  eligendis  Senatns  vestri  libertas  violaretur  ^  atqüe  ut  in  ea 
re,  quae  tota  ordinis  ecclesiastici  est ,  magna  pars  civil!  potestati 
tribueretur.  At  Dens  misericors,  qui  praeest  et  consulit  Ecclesiae 
suae,  provide  effpcit,  ut  fortissimi  ac  spectatissimi  flonnanici  Tmporii 
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Episcopi  ittustri .  declarati(me  edita^  qaae  in  Ecclesiae  fastis  memon- 
bilis  erit,  erroneas  doctrinas  et  cavillatioDes  hac  occasione  prolatats 
sapientissime  refellerent ,  et  nobilissimo  tropheo  veritati  erecto  Nos 
et  uniTersam  Ecclesiam  laetificarent.  Dum  autem  amplissünas  lau- 
des  coram  Yobis  et  Catholico  orbe  praedictis  Episcopis  univenis  ac 
singulis  tribuimos,  praeclaras  eas  declarationes  et  protestationes,  ipso* 
nun  virtttte,  gradu  ac  religione  dignas  ratas  habemos,  easqoe  Apo- 
stolicae  aactoritatis  plenitudine  confirmamos.  Dissipet  Divina  de- 
mentia consilia  inimicoram ,  et  mitigans  Nobis  a  diebus  maus  here- 
ditatis  soae  recordetor  ostendatque,  non  esse  pradentiam ,  non  esse 
sapientiam,  non  consilium  contra  Dominum.  Hoc  nt  ex  votis  felici* 
ter  contingat,  sacrificemns  in  humilitate  et  fervida  deprecatione  sa- 
crificia  jostitiae.  Deus  naster  justus  et  pius  est  et  sicut  perseveran- 
tibus  in  pravUate  districtus  üa  conversis  nUseriears.  Ad  ip9m 
ergo  tota  mente  cantrüi  cardis  etjtdatiane  curramuSf  ab  ipso  erep- 
tionis  nostrae  sokUia  posttdemtis^  qui  quoniam  benignus  et  mUis  estj 
si  nos  a  maiis  nostris  emendatos  sua  viderU  mandata  düigere,  ä 
Me  potens  est  nos  ab  hoste  drfendere,  et  in  futuro  aetema  ncbis 
gaudia  praeparare^). 

In  bis  vero  tantis  tribulationibns,  qnoniam  quo  saevior  est  di* 
mic^tio,  eo  major  ductorum  ac  militum  cooperatio  virtusqne  in  ack 
requiritur,  constituimus,  Venerabiles  Fratres^  in  Nostrum  Sanctaeqae 
Bomanae  Ecclesiae  Senatum  hodierna  die  ad  Dei  gloriam  et  Ecclesiae 
utilitatem  sex  praestantissimos  vires  cooptare,  scilicet  Venerabiles 
Fratres :  Petrum  Oiannelli  Archiepiscopum  Bardianum  Congregationis 
Goncilii  Secretarium,  Miecislaum  Ledochowski  Arcbiepiscopum  Gnes- 
nensem  et  Posnaniensem ,  Jobannem  Mac  Gloskey  Ajchiepiscopam 
Neo-Eboracensem ,  Henricum  Ednardum  Manning  Archiepiscopum 
Westmonasteriensem,  Yictorem  Augustum  Decbamps  Archiepiscopam 
Mecblioiensem,  et  DUectum  Filinm  Dominicum  Bartolini  Protonota- 
rium  Apostolicum  Gongregationis  Sacrorom  Bituum  Secretarium,  qoi 
omnes  profecto,  sive  Episcopali  munere  magna  cum  laude  zeit,  forti- 
tudiuis,  prudentiae  doctrinaeque  gesto,  sive  gravissimis  in  toenda 
Ecclesiae  causa  persecutionibus  singulari  virtutis  et  invicti  animi 
exemplo  toleratis ,  sive  in  hac  Urbe  sedula  diutuma  probaijssima 
opera  Sedi  Apostolicae  navata,  hac  honoris  amplitudine  sese  dignos 
exhibuerunt.  Qua  in  re  illud  Nobis  jucundissimum  est,  quod  nobi- 
lissimis  etiam  Ecciesiis ,  ex  quibus  sacrorum  Antistites  elegimus  et 
exomamus,  centum  ac  sincerum  amoris  ac  studii  testimonium  prae- 
bere  possimus. 

1)  S.  Oregorius  M. 
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Praeter  aatem  hos  sex  memoratos  Cardinales,  ad  Onmipoten- 
tis  Dei  gloriam  creare  intendimus  alios  qninque  Cardinales,  qaos  ta- 
rnen jQstis  ex  causis  in  pectore  reservamus,  arbitrio  nostro  quando- 
cumque  evnlgandos,  ac  si  Sanctam  hanc  Sedem  Deo  disponente  vi- 
doari  contigerit,  anteqnam  ipsi  evalgentnr,  litteris  Nostro  Testamento 
adjecüs  ii  declarabnntor,  eosdemque  jus  activae  ac  passivae  electio- 
Dis  in  Saccessore  Nostro  eligendo  Vobiscam  habere  Apostolicae  No- 
strae  aactoritatis  plenitudine  yolumos,  stataimus  atqne   decemimas. 

Quid  Vobis  videtor? 

Anctodtate  Omnipotentis  Dei,  Sanctomm  Apostolorum  Petri 
et  Pauli  ac  Nostra  creamus  Sanctae  Bomanae  Ecclesiae  Presbyteros 
Cardinales  Petrnm  Giannelli,  Miecislanm  Ledochowski ,  Johannem 
Mac-Gloskey,  Henricam  Manning ,  Victorem  Dechamps ,  Diaconam 
yero  Dominicam  Bartolini ,  cum  dispensationibus ,  derogationibas  et 
dausolis  necessariis  et  opportanis. 

Alios  aatem  qainqae  in  pectore  resenramus,  prent  sapra  expres- 
simos  evulgandos,  eosqne  jare  sopramemorato  gaadere  edicimas  et 
confirmamas. 

In  nomine  Patris  f  et  Filii  f  et  Spiritus  f  Sancti.    Amen. 


2.  Pii  Papae  IX.  Episiola  Encyclica  ad  Episcopos,  chrum  et  fide^ 
lea  hdvetiae  regionis  gratiam  d  communionem  cum  apostolica  sede 

habentes. 

Venenbilibiis  Fratribns  Episoopis  ac  dilectis  filiis  clero  et  fidelibns  HelveÜcae 
regdoniB  gratiam  et  commnnionein  com  apoetolica  sede  habentibos. 

JPius  PP.  IX.  Venerabiles  Fratres  et  dilecti  filii  salutem  et 
apostolicam  benedictionem. 

Graves  ac  diaturnae  insidiae  et  conatus,  qnos  in  dies  magis 
Neo-haeretici  qui  se  veteres  catholicos  dicunt  in  ista  regione  adhi- 
beut,  nt  fidelem  populam  decipiant  et  ab  avita  fide  divellant,  Nos 
moventf  ut  pro  sunremi  nostri  Apostolatus  ofBcio  ad  spiritualem  fili- 
orum  nostrorum  salutem  tuendam  patemas  curas  sollicitudines  stu- 
diosissime  conferamus.  Agnoscirous  enim,  Venerabiles  Fratres,  et  cum 
dolore  deploramus,  praedictos  schismaticos  et  haereticos  in  dioecesis 
Basileensis  territorio  et  in  aliis  istius  regionis  locis  dum  religiosa 
catholicorum  libertas  publice  per  schismaticas  leges  oppressa  jacet, 
ipsos  civili  auctoritate  favente,  damnatae  suae  sectae  ministerium 
eiercere,  ac  violenter  occupatis  per  apostatas  presbyteros  Paroecüs 
et  Ecclesiis,  nuUum  firaudis  et  artis  genus  omittere,  ut  catholicae 
Ecclesiae  filii  in  scfaisma  misere  inducantur.    Quoniam  autem  prop- 
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rium  semper  et  peculiftre  baereticis  et  schismaticis  fiiit  simiilatione 
et  fallaciis  uti,  ita  hujusmodi  filii  tenebrarum  inter  eos  recensendi, 
quibtis  per  Prophetam  dictum  est,  »vae  filii  desertores  habentes  fidii- 
ciam  111  unibra  Aegypti :  reprobastis  verbum  et  sperastis  in  ealumnia 
et  tumultu«  niliil  habent  antiquius,  quam  ut  fncum  tacientes  jncaii- 
tis  et  imperitis  eos  per  simulationem  et  hypocrisira  in  errores  tra- 
hant,  palam  dictitautes  sese  minime  rejicere  Ecclosiam  catholicam 
et  ejus  visibile  Caput,  imo  puritatis  catholicae  doctrinae  se  esse  sta* 
diosos,  seque  antiquae  fidei  heredes  et  solos  catholicos  esse,  dam 
reipsa  divinas  omnes  praerogativas  Christi  in  terris  vicarii  nolant  ag- 
noscere,  nee  ejus  suprerao  magisterio  obsequuntur.  üt  autem  haere- 
ticas  suas  doctrinas  late  diffundant,  scimus  etiam  eorum  nonuallo^s 
munus  docendi  sacram  theologiam  in  universitate  Bernensi  assnmp- 
sisse,  sponintes  bac  ratione  posse  novos  e  juventute  catholica  as- 
seclas  suae  daranatae  factioni  liicrifacere.  Nos  quidem  hujusmodi 
deplorabilem  sectam,  quae  tot  örrores  adversus  praecipna  catholicae 
fidei  principia  e  veteri  haereticorum  penn  depronipta  in  medium 
protulit,  quae  catholicae  religionis  fundamenta  evertit,  quae  dogma- 
ticas  definitiones  oecumenici  Concilii  Vaticani  impudenter  rejicit,  quae 
ad  ruinam  animarum  tot  modis  incumbit,  jam  reprobavinius  ac  dam- 
navimus,  eosque  infelices'  homines  qui  ad  eam  pertinent  eique  ad- 
haerent  et  favent  ab  Ecciesiae  communione  segregatos  et  taniqnam 
schismaticos  esse  habendos,  nostris  litteris  die  21.  Novembris  anno 
1873  editis  ediximus  ac  declaravimus.  Hoc  ipsum  rursus  nunc  pa- 
lam declarantes,  muneris  nostri  esse  putamus,  Venerabiles  Fratre:?, 
Vobiscum  agere,  ut  pro  spectato  zelo  vestro  et  pro  egregia  Yestni. 
virtute  cujus  illustria  exerapla  in  tribulationibus  pro  Dei  causa  susti- 
nendis  edidistis,  omni  qua  potestis  ratione,  fidei  unitatem  in  fidelibns 
vestris  tuearaine,  iisque  in  meutern  revocetis,  ut  ab  insidiosis  illi:^ 
gregis  Christi  hostibus  eorumque  veuenatis  pabulis  omni  studio  ca- 
veant,  ut  ab  eorum  religiosis  ritibus,  instructionibus,  cathedrispesü- 
lentiae  quas  ad  sacras  doctrinas  tradendas  impnne  posuerunt,  ab  eomm 
scriptis  et  quacumque  contage  omnino  refugiant,  nt  cum  intmsi^ 
presbyteris  et  a  fide  apostatis  qui  audent  obire  munera  ecclesiastici 
ministerii,  quique  legitima  missione  et  omni  jurisdictione  carent,  nul- 
lam  sibi  consuetudinem  et  congressum  esse  patiantur  ab  iiaque  ab- 
horreant  tamquam  ab  alienis  et  furibus,  qui  non  veninnt  nisi  nt  fs- 
rentur,  mactent  et  perdant.  Cogitare  enim  debent  Ecciesiae  filiit  id 
agi  ut  custodiatur  pretiosissimus  fidei  thesaurus,  sine  qua  impossibile 
est  placere  Deo,  ac  pariter  agi,  ut  ipsi  rectam  justitiae  riam  tenen- 
tes,  olim  reportent  finem  fidei  salutem  animarum  suarnm. 
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Qaoniam  vero  agnoscimus  isthic  ab  anctoritate  dvilii  piaeter 
caeteras  leges  divinaa  constitiitioiii  et  anctoritati  Ecclesiae  infensas, 
alias  etifim  editas  esse  omnino  adversantes  canonicis  praescriptioni- 
bus,  qaae  Gbrisüaiittm  Matrimoniom  respiciunt,  iisque  legibns  aue- 
toritatem  et  jurisdictioBeiD  Ecclesiasticam  esse  penitus  oppressam, 
facere  non  possumns,  Venerabiles  Fratres,  quin  Vos  in  Domino  horte- 
mor,  nt  opportunis  instractionibas  oatholicam  de  ChristiaBO  Matri- 
monio  doctrinam,  quam  tradit  Eoclesia,  fidelibus  veatris  ezplioetis, 
eoronique  in  mentem  revoeetis  ea,  qaae  saepius  nostris  Apostolicis 
litteris  ant  allocutionibns,  praesertim  die  9.  Septembris  anno  1852 
et  die  27.  ejusdem  mensis  eodemque  anno  de.  hoc  Sacramento  incnl- 
cavirnns,  quo  ipsi  sanctitatem  et  vim  hujos  sacramenti  penitus  pers- 
pidant,  et  cononicis  legibus  in  hac  re  sese  pie  conformantes ,  vitare 
possint  ea  mala,  qaae  ex  contempta  Matrimonii  sanctitate  in  fami- 
iias  et  in  societatem  humanam  dimanant 

Plurimum  autem  confidimus  in  Domino  Vos,  Dilecti  Filii  Pa- 
rocbi  et  ecclesiastici  viri,  qui  non  solnm  in  vestram  sed  in  aliorum 
etiam  sanctificationero  et  salutem  positi  estis,  vos  inqnam  in  tanta 
impiorum  conspiratione  et  in  tot  seductionum  periculis,  pro  vestra 
pietate  et  zelo,  cujus  egregia  argumenta  habuimus,  valido  soktio  et 
auxilio  fnturos  Episcopis  vestris ,  et  sub  eorum  ductu  strenuam  et 
alacrem  datnros  operam,  ut .  Dei|  Ecciesiae,  et  salutis  animarum  cau- 
sam diligenter  agatis,  utque  stantium  fidelium  virtutem  confirmetis, 
uutautiam  infirmitati  opitulemini,  et  ea  apud  Deum  merita,  quae 
adepti  estis,  patientia,  constantia,  sacerdotali  fortitndine  in  dies 
magis  augeatis.  Oraves  quidem  sunt  labores,  quos  sustinere  debent 
hoc  tempore  qui  pro  Christo  legatione  tunguntur ,  sed  fiducia  nostro 
in  eo  esse  debet  qui  vicit  Mnndum,  quique  in  suo  nomine  adlabo- 
rantes  adjuvat,  eosque  immarcescibili  corona  gloriae  remuneratur  in 
caelis. 

Vos  autem  Dilecti  Filii  fideles  universi  in  Helvetia  degentes, 
quos  ob  soUicitudinem  quam  de  vestra  salute  gerimus  paterno  cum 
affectu  alloquimur,  Vos  probe  intelligentes,  quam  pretiosum  est  do- 
num  Catholicae  Fidei,  quod  Deus  vobis  largitus  est ,  nuUi  unquam 
curae  nnlli  labori  parcite  ut  donum  illud  fideliter  custodiatis,  ac 
avitae  religionis  gloriam,  quam  a  majoribus  accepistis,  incollumem 
ac  integram  conservetis.  Illud  itaque  summo  studio  Vobis  commen- 
damus,  ut  legitimis  vestris  Pastoribus,  qui  ab  hac  Apostolica  Sede 
legitimam  missionem  acceperunt,  quique  pro  animabus  vestris  advi- 
gilant  tamquam  rationem  pro  iis  Deo  reddituri,  firmiter  constanter- 
que  adhaereatis,  eorumque  voces  obsequenter  excipiatis,  ac  prae  ocu- 
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lis  habentes  aeternae  Veritatis  verba,  qaae  dixit  >qai  mecain  non 
est  contra  me  est,  qui  meßum  non  colligit  spargit  »Ejas  doctrioae 
obseqnentes  sitis,  Ejus  snave  jugnm  diligatis,  rejicientes  impigre  a 
Vobis  eoB  de  qnibus  a  Redemptore  nostro  dictum  est  »attendite  a 
fal^s  prophetis  qui  veniunt  ad  tos  in  vestimentis  ovinm  intrinsecus 
antem  sunt  Lupi  rapaces.  Antiqno  igitnr  hnmani  generis  bosti  reat- 
stite  fortes  in  fide,  donec  Dei  omnipotentis  deitera  omnia  diaboli  anna 
confiingat,  cni  ob  hoc  aliquid  andere  pennittitnr,  tit  a  fidelibus 
Christi  gloria  majore  vincatur  .  .  .,  qnoniam  nbi  veritas  est  ma- 
gisttra,  nunquam  desnnt  divina  solatia  ^). 

Haec  vobis,  Venerabiles  Fratres  et  Dilecti  Filii,  scribenda  cen- 
snismns  pro  snpremi  Nostri  ministerii  mnnere,  quo  nniversum  Christi 
gregem  ab  omni  fraudis  pericnlo  eripere,  ejnsqne  salntem  ac  fidei 
et  Ecdesiae  nnitatem  tuen  tenemur.  Quoniam  vero  onme  datnm 
Optimum  et  omne  donum  perfectum  desursnm  est  descendens  a  Pafcre 
luminum,  Ipsnm  ex  corde  precamur  ut  vires  vestras  in  certamine 
eonfortet,  ac  suo  vos  praesidio  et  protectione  tueatur,  utque  istam 
regionem  propitias  respiciat,  quatenus  destmctis  erroribus  et  impio- 
nim  consiliis  veritatis  et  justitiae  tranqnilla  pace  fruatur.  Nee  porro 
oroittimus  pro  miseris  etiam  errantibus  supernum  Inmen  implorare, 
ut  desinant  thesaurizare  sibi  iram  in  die  irae  et  revelationis  jnsti  ja- 
didi  Dei  et  ab  errore  viae  suae,  dum  adhuc  tempus  eis  datnr,  sincera 
poenitentia  convertantur.  Vos  Venerabiles  Fratres  et  Düecti  Filii  fer- 
vidas  preces  vestras  nostris  conjungite,  ut  misericordiam  consequamnr 
et  gratiam  inveniamus  in  auxilio  opportune,  ac  accipite  Apoetolicam 
Beiledictonem  quam  ex  intime  eorde  depromptam  vobis  singulis  nni- 
versis  in  pignus  praecipuae  nostrae  earitatis  peramanter  in  Domine 
impertimus. 

Datum  Bomae  apud  S.  Petrum  die  23.  Martii  anno  1875. 

Pontificatus  Nostri  anno  vicesimo  nono» 

Pius  PR  IX. 


1)  8.  Leo  in  epistols  ad  Martinam  Presbyteram. 
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VI. 
Antwortschreiben  des  preussischen  Episoopates 

oAtf  das  Bescript  des  Staatsministeriums  vom  9,  April  1875. 

(Vergl.  Archiv  Bd.  33.  S.  468  f.) 

Dem  kgl.  Staatsministeriam  erlauben  wir  uns  auf  das  an  den 
Erzbischof  von  Köln  unter  dem  9.  d.  gerichtete  und  gleichzeitig 
durch  den  »Staatsanzeigert  veröffentlichte  hohe  Bescript,  wodurch 
Hochdasselbe  in  Folge  AIIerh{k;h3ten  Auftrages  Sr.  Majestät  des 
Kaisers  and  Königs  unsere  Immediateingabe  d.  d.  Fulda,  den  2.  d., 
beantwortet  hat,  das  Nachstehende  ganz  ergebaist  zu  erwiedem: 

Wenn  im  Eingange  des  hohen  Bescripst  Erstaunen  mid  Be- 
dauern  darüber  ausgedrückt  wird «   »dass  Geistliche  in  der  hohen 
Stellung  der  Bischöfe  sich   zum  Organ  einer  Behauptung  machen 
konnten ,  als  ob  es  in  Preussen  eine  Verleugnung  des  christlichen 
Glanbens  sei,  die  Befolgung  solcher  Oesetze  zu  versprechen ,  welche 
in  andern  deutschen  und  fremden  Staaten  seit  Jahrhunderten  und 
noch  heute  von  der  katholischen  Geistlichkeit  und   ihren  Eirchen- 
obem  bereitwilligst  befols^  werden,  und  deren  Befolgung  dort  mit 
heiligem  Eide  bedingungslos  gelobt  wird,«  so  gestatten  wir  uns  da- 
rauf zu  bemerken,  dass  die  angeführte  Behauptuug  in  unserer  Im- 
mediateingabe nicht   enthalten   ist.    Es  ist  darin  der  Satz  ausge- 
sprochen, dass  die  staatlicherseits  von  den  Diöcesanvorst&nden  und 
Geistlichen  geforderte  Erklärung  unbedingter  Befolgung  der  staat- 
lichen Oesetze  in  solcher  Unbedingtheit   mit  dem  Gewissen  eines 
Christen   unvereinbar  sei.    Die  Wahrheit   dieses  Satzes  haben  wir 
durch  Hinweisung  auf  das  Verhalten  der  Apostel  dnd  der  christ- 
lichen Blutzeugen  ins  Licht  gestellt   und.  müssen  denselben  unter 
allen  umständen  aufrecht  halten,  weil  eine  solche  Erklärung  wirk- 
lich nicht  vereinbar  ist  mit  den  unwandelbaren  Principien  des  Ghri- 
stenthmns,  welches  zwar  immer  und  überall  den  Christen  Gehorsam 
gegen  die  weltliche  Obrigkeit  gepredigt,  niemals  aber  einen  blinden 
und  unbedingten  (Gehorsam  gegen  alle  Staatsgesetze  ohne  Ausnahme 
geboten,  sondern  vielmehr  für  den  Fall  einer  Collision  derselben  mit 
dem  götilicheu  Gesetze  stets  den  die  Freiheit  des  Gewissens  schützen- 
den Apostolischen  Grundsatz  hochgehalten  und  vertheidigt  hat,  dass 
man  Gott  mehr  gehorchen  müsse,  als  den  Menschen. 
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Dieser  Grundsatz  kommt  auch  den  kirchenpolitiscben  soge- 
nannten Maigesetzen  gegenüber  zur  Geltung,  und  müssen  wir  dess- 
halb  die  Erklärung  unbedingter  Befolgung  derselben  verweigern,  weil, 
wie  bereits  in  den  schon  früher  Einem  Hohen  Staatsministerinm  von 
uns  unterbreiteten  Denkschriften  und  Vorlagen  wiederholt  nachge- 
wiesen ist,  jene  Gesetze  eine  ganze  Reihe  von  Bestimmungen  ent- 
halten ,  welche  mit  dem  Wesen  und  der  Verfassung  der  von  Chri- 
stus gestifteten  Kirche  in  Widerspruch  stehen ,  dieselbe  der  von 
Gott  gewollten  Selbstständigkeit  berauben  und  sie  in  eine  blosse 
Staatsanstalt  umwandeln. 

Dass  in  irgend  einem  anderen  deutschen  oder  fremden  Lande 
eine  solche  Kette  von  Gesetzen ,  welche  systematisch  die  kirchliche 
Selbstständigkeit  vernichten,  von  katholischen  Geistlichen  und  Kir- 
chenobern bereitwilligst  angenommen  und  sogar  eidlich  beschworen 
worden,  ist  eine  uns  unbekannte  Thatsache,  die  zwar  schon  oft  be- 
hauptet, bis  jetzt  aber  niemals  nachgewiesen  ist  und  auch  niemals 
wird  nachgewiesen  werden  können.  Dass  aber  in  den  fragüefaen 
kirchenpolitiscben  Gesetzen  verschiedene  Bestimmungen  enthalten 
sind ,  über  welche  eine  Verständigung  zwischen  Staat  und  Kirche 
eintreten  könnte  und  auch  schon  zu  verschiedenen  Malen  in  dent- 
schen  und  fremden  Staaten  wirklich  eingetreten  ist,  haben  wir 
niemals  in  Abrede  gestellt ,  vielmehr  bereits  aoAdrücklich  henror- 
gehohen.  Wir  würden  es  mit  Freuden  begrfisst  haben,  wenn  xo 
einer  derartigen  Verständigung  die  Hand  geboten  worden  wäre. 
und  noch  jetzt  würden  wir  solches  freudigst  begrüssen.  So  lange 
aber  in  den  fraglichen  Gesetzen  Bestimmungen  aufrecht  gehalten 
werden ,  welche  das  Wesen  der  Kirche  verletzen  und  die  von  Gott 
gewollte  Selbstständigkeit  aufheben  ,  ist  selbst  bei  der  äussersteo 
NachgieiHgkeit  von  Seiten  der  kirchlichen  Vertreter  eine  Verstän- 
digung und  eine  Wiederherstellung  des  Friedens  zwischen  Staat  nnd 
Kirche  nicht  möglich. 

Wenn  ferner  in  dem  Rescript  gesagt  wird,  »aufßülig  und  un- 
wahr sei  die  Behauptung,  dass  die  fraglichen  Gesetze  die  Verkäs- 
digung  der  göttlichen  Wahrheiten  untersagten  ,<  so  bedauern  wir 
abermals  erwiedern  zu  müssen,  dass  auch  diese  Behauptung  in  un- 
serer Immediateingabe  nicht  zu  finden  ist.  In  der  betreffenden  Stelle 
haben  wir  gesagt,  dass  die  Apostel  und  Blutzeugen  lieber  den  foi 
erdulden,  als  denjenigen  Staatsgesetzen  und  obrigkeitlichen  Ao<^- 
nungen  sidi  fügen  wollten,  welche  ihnen  die  Verkündigung  der  gött- 
lichen Wahrheih  unteraagten.  Wie  Jemand  diese  Bemerkung,  deivn 
Wahrheit  unbestreitbar  ist ,  auffällig  oder  unwahr  nennen  kann ,  ist 
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ans  nnerfindlich.  Uebrigens  kann  auch  nicht  geleugnet  werden, 
dass  in  den  modernen  kirchenpolitiscben  Qesetzen  manche  Bestim- 
mungen sich  vorfinden,  durch  welche  die  Verkündigung  der  gdtt- 
liehen  Wahrheit  unter  gewissen  Umständen  wenigstens  indirect  un- 
tersagt wird.  Es  hat  ja  das  königliche  Obertribunal  in  seinem  durch 
den  »Reichs-  und  Staatsanzeiger c  in  Nr.  95.  ?eröffentlichten  Er- 
kenntnisse vom  6.  April  1.  J.  die  Predigt  in  einer  Kirche  als  eine 
geistliche  Amtshandlung  im  Sinne  der  Maigesetze  erklärt,  welche 
mit  Geldbnsse,  Gefängniss,  Tnternirung  und  Landesverweisttttg  zu 
bestrafen  sei ,  wenn  der  betreffende  Priester  keine  staatliche  Amta- 
autorisation  aufweisen  könne. 

Da  nun   diese   staatliche  Amtsautorisation   von   Bedingungen 
abhängig  gemaclitist,  welche  die  Selbstständigkeit  der  Kirche  schwer 
verletzen  und  darum  ohne  eine  Verletzung  des  Qewissens  nicht  er- 
füllt werden  können,    so   ist  offenbar,   dass  jene  Gesetze  Bestim- 
mungen enthalten,  welche  in  gewissen  Fällen   einem    Verbote ,   da« 
Evangelium  der  kirchlichen  Ordnung  gemäss   zu  verkünden ,  gleich- 
kommen.   Das  Nämliche  gilt  von  der  Spendung  der  hl.  Sacramente. 
Sehr  befremdet  hat  uns  sodann  die  Stelle  des  hohen  Reseripts, 
worin  den  Bischöfen  die  wiederum  als  unwahr  bezeichnete  Behaup- 
tung zugeschrieben  wird,  »dass  den  Geistlichen  anderer  Confessionen 
Gehalts  Verbesserungen  bewilligt  wären,  welche  nicht  gleichzeitig  den 
katholischen  Geistlichen  zu  Statten  kämen.«     Wir  haben  dies  nicht 
behauptet,  vielmehr  haben  wir  gesagt,   dass    die  Einstellungen  der 
staatlichen  Leistuni(en  an  katholische  Bischöfe  urrd  Geistliche  gerade 
im  gegenwärtigen  Augenblicke  besonders  dazu  dienen  müsse,  bittere 
Gefühle  in  den  Herzen  der  Katholiken  anzuregen,  als  eben  für  die 
Geistlichen  anderer  christlicher  Confessionen   von  Seiten  des   Staats 
mit  wohlwollender  Freigebigkeit  Gehaltsverbesserungen  bewilligt  wer- 
den.    Dadurch  haben  wir  nur  auf  das  allerdings  bittere  Moment 
hingewiesen,  dass,  während   den  evangelischen  Geistlichen   die  aus 
Wohlwollen  bewilligten  Staatszuschüsse  zugewendet  werden,  der  ka- 
tholische Klerus  nicht  nur  der  ihm  bewilligten  Zuschüsse,  sondern 
auch   der  ihm  von   Rechtswegen  gebührenden  Leistungen  verlustig 
erklärt  ist,  indem  die  Fortgewährung  derselben  von  einer  Bedingung 
abhängig  gemacht  wiri,  deren  Erfüllung  mit  seiner  Gewissenspflicht 
unvereinbar  ist. 

Unbegreiflich  erscheint  ferner  der  im  allegirten  Bescripte  den 
Bischöfen  darüber  gemachte  Vorwurf,  dass  sie  Se.  Majestät  den 
Kaiser  und  König  gebeten  haben,  einer  Gesetzvorlage  die  Allerhöchste 
Geaebmigtuig  nicht  ertbeilen  zu  wollen,  obgleich  es  ihnen  nicht  un- 
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bekannt  gewesen,  dass  dieselbe  nnr  mit  Allerhöchster  Genehmigang 
an  den  Landtag  habe  gelangen  können.  Letzteres  ist  ans  allerdings 
nicht  anbekannt  gewesen,  aber  wir  wassten  anch,  dass  die  Aller- 
höchste Genehmigang  zar  Einbringang  einer  Gesetzesvorli^  beim 
Landtag  nichts  weniger  als  identisch  ist  mit  der  Allerhöchsten  de- 
finitiven Sanction  eines  vom  Landtag  genehmigten  Gesetzes,  und 
nicht  minder  wassten  wir,  dass  es  in  Preussen  Jedermann,  geschweige 
denn  den  kirchlichen  Vertretern  von  acht  Millionen  Staatsangehörigen 
freisteht,  am  Throne  den  landesherrlichen  Schatz  ihrer  Bechte  mit 
Bhrfarcht  and  Freimath  zu  erbitten.  Etwas  Anderes  haben  wir 
nicht  gethan.  Wir  überlassen  es  getrost  dem  ürtheil  jedes  Onbe- 
fangenen,  ob  in  unserer  Immediateingabe  an  Se.  Majestät  den  Kui- 
ser  and  König  irgend  eine  Aeusserang  zu  finden  ist ,  welcher  i& 
Vorwurf  »verletzender  Wortec  mit  Recht  gemacht  werden  könnte. 
In  dem  Bewusstsein,  dazu  auch  nicht  den  leisesten  Anlass  gegeben 
m  haben,  weisen  wir  jenen  Vorwarf  mit  Entschiedenheit  zurfick. 

In  dem  hohen  Rescript  wird  ferner  den  Bischöfen  vorgehalten: 
»Sie  selbst  würden  nicht  glauben ,  dass  die  betreffenden  Dotationen, 
am  deren  Zarückhaltuug  es  sich  handelt,  vom  Staate  bewilligt  wor- 
den wären,  wenn  bei  der  Bewilligung  den  Bischöfen  uud  Geistlichen 
das  Becht  hätte  vorbehalten  werden  sollen,  je  nach  päpstlichem  Be- 
finden den  Gesetzen  des  Staates  gehorsam  zu  sein  oder  nicht«  Hier- 
auf erwidörn  wir: 

Niemals  haben  wir  den  Gehorsam  gegen  die  Staatsgesetze  fon 
»päpstlichem  Befinden«  abhängig  gemacht.  Was  insbesondere  die 
in  Bede  stehenden  kirchenpolitischen  Gesetze  betrifft,  so  haben  wir 
lange  bevor  Vom  päpstlichen  Stuhle  irgend  eine  Aeusserang  aber 
jene  Gesetze  za  unserer  Eenntniss  gekommen  war ,  in  vollem  Ein- 
verständniss  mit  allen  gläubigen  Katholiken  in  Preussen  und  der 
ganzen  Welt  gegen  dieselben  unsere  Stimme  erhoben  einzig  aus  dem 
Grunde,  weil  wir  eine  Anzahl  der  darin  enthaltenen  Bestimmungen 
als  unvereinbar  mit  dem  Wesen  der  katholischen  Kirche  und  mit 
unserm  Gewissen  erkannten.  Im  Uebrigen  haben  wir  in  untrer 
Eingabe  darauf  hingewiesen,  dass  der  Staat  durch  die  fragliche  Do- 
tationen nicht  eine  Gnade  oder  Freigebigkeit  gegen  die  katholische 
Kirche  geübt,  sondern  eine  strenge  Bechtsverbindlichkeit  erfUlt  habe, 
welche  er  nach  dem  allegirten  Ausdruck  eines  preussischen  Staats- 
ministers »unter  Verpfändung  der  Ehre  Preussens«  überkommen 
hatte. 

Wenn  eridlich  am  Schlüsse  des  hohen  Bescriptes  an  diejenigen 
Bischöfe,  welche  im  Jahre  1870  vor  der  Verkündigung  di^  Vatica- 
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Dischen  Beschlösse  in  richtiger  Wfirdigang  der  obwaltenden  VerbUt- 
nisse  darauf  hingewiesen  haben ,  dass  diese  Beschlösse  von  gewisser 
Seite  in  feindseliger  Weise  gegen  die  Kirche  ausgebeutet  werden 
könnten,  die  Frage  gerichtet  wird ,    »ob  sie  nicht  vielleicht  durch 
treue  und  feste  Vertretung  ihrer  üeberzeuguug  das  Vaterland  vor  den 
jetzt  eingetretenen  Wirren  und  Friedensstörungen  zu  bewahren  ver- 
mocht hfttten,c  so  erwidern  wir  darauf,  dass  nach  der  Entscheidung 
des  öcumenischen  Concils  ffir  uns  Bischöfe,  wie  für  jeden   katholi- 
schen Christen  die  von  dem  Conil  ausgesprochene  Wahrheit  mit  ab- 
soluter Glaubensgewissheit  feststand.    Wenn  uns  daher  jetzt  zuge- 
mnthet  wird,  wir  hätten  uns  dieser  ^Entscheidung  nicht  unterwerfen 
sollen,  so  ist  das  nichts  Anderes,  als  uns  Abfall  vom  katholischen 
Glauben  zumuthen.    üebrigens  können  wir  nicht  unbemerkt  lasten, 
dass  das  Verhalten  und  Wirken  der  betreffenden  Bisehöfe  auf  dem 
Concil  ein  ganz  anderes  war,   als  in  dem  Schreiben  Eines  Königli- 
chen Staatsministeriums  vorausgesetzt  wird ,  dass  es  ferner  keinem 
der  preussischen  Bischöfe  eingefallen  ist,  solche  Zust&nde,   wie  sie 
jetzt  eingetreten  sind,  als  Folgen  der  Vaticanischen  Besc^ilfisse  vor- 
herzusagen, dass  endlich  durch  die  Vaticanischen  Beschlüsse  im  Ver- 
hältniss  der  Kirche  zum  Staat  nicht  das  Geringste   geändert  und 
eben  desshalb  auch  zu  der  jGraglichen  Gesetzesvorlage,  welche  in  un- 
serer Immediateingabe  als  eine  Quelle  unsäglicher  Trauer  und  flrie- 
destörender  Verwirrung  bezeichnet  wurde,  nicht  im  Mindesten  eine 
begrfindete  Veranlassung  geboten  worden  ist.     Ffir  Letzeres  spricht 
schon  der  Umstand,  dass  in  andern  Ländern  —  einige  radicale  Gan- 
tone   der  Schweiz  und  das  Grossherzogthum   Baden  ausgenommen 
—  ähnliche  Wirren  und  Friedensstörungen ,  wie  in  Preussen,  nach  ' 
dem    Vaticanischen    Concil  ^  nicht   vorgekommen  sind.     Ueberhaupt 
wird  Niemand,  der  unsere  Verhältnisse  klar  durchschaut,  in  den 
Vaticanischen  Beschlüssen  die  Veranlassung  zu  den  neuen  kirchen- 
politischen  Gesetzen  finden.     Selbst  Seine  Durchlaucht  der  Herr 
Beichskanzler  und  Ministerpräsident  Fürst  Bismarck  kann  sie  darin 
nicht  gefunden  haben,  denn. sonst  hätte  Hochderselbe  am  30.  Januar 
1872  im  Abgeordnetenhause  mit  Beziehung  auf  die  Beschlüsse  des 
Vaticanischen  Concils  nicht  erklären  können,  jedes  Dogma,  welches 
von  Millionen  Staatsbürgern  geglaubt  werde,  müsse  für  jeden  Mit- 
bürger und  für  die  Begierung  heilig  sein. 

Schliesslich  bemerken  wir,  dass  dieselben  Bischöfe,  welche  im 
Jahre  1870  auf  die  Gefahr  feindseliger  Ausbeutungen  der  Vaticani- 
schen Beschlüsse  auhnerksam  gemacht  haben,  drei  Jahre  später  mit 
derselben  Gewissenhaftigkeit  und  Freimüthigkeit  auch  die  dermaligen 
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tranrigen  Zustände  im  preussischen  Yaterlande  als  nothwendige  Folge 
der  Idrehenpolitischen  Gesetze  d.  J.  1873  vorausgesagt  und  mit  allen 
preussischen  Bischöfen  die  dringende  Bitte  ausgesprochen  haben,  von 
denselben  Abstand  zu  nehmen  und  es  bei  dem  bestehenden  durch 
Verfassung  und  Gesetz  wohlgeordneten  Verhältnisse  zu  belassen,  wel- 
ches bis  dahin  in  Preussen  die  Grundlage  eines  friedlichen  Zusam- 
menlebens der  verschiedenen  Gonlessionen  und  eines  gesegneten  Ein- 
verständnisses zwischen  den  Staats«-  und  Kirchenbehörden  gebildet 
hatte.  Hätten  diese  Bitten  und  Vorstellungen  Berücksichtigung  ge- 
funden —  das  Vaterland  wurde  jetzt  nicht  unter  den  vom  hohen  Staats- 
miuisterium  mit  uns  beklagten  traurigen  Zuständen  zu  leiden  haben, 
deren  baldige  Anwendung  wir  täglich  mit  heissen  Gebeten  von  Gott 
erflehen,  fest  überzeugt,  dass  der  hl.  Stuhl  allen  billigen  Ansprüchen 
der  königlichen  Staatsregierang  zu  entsprechen  niemals  abgeneigt 
sein  wurde. 

Wir  verharren  mit  Ehrerbietung  Eines  Hohen  Staatsministeri- 
uros  ganz  ergebenste     ^ 

Ende  April  1875. 

t  Pmltis^  Brzbischof  von  Köln.  —  f  Heinrich,  Fürstbischof 
von  Breslau.  —  f  Ä^  Joseph^  Bischof  von  Limburg.  —  f  ^^^ 
heim  Emmanuel,  Bischof  von  Mainz.  —  f  Johannes,  Bischof  von 
Culm  —  f  Matthias  y  Bischof  von  Trier.  —  f  Johann  Heinrich, 
Bischof  von  Osnabrück.  —  f  Lothar,  Bischof  von  Leuka  i.  p.  i.  und 
Erzbisthnmsverweser  zu  Freiburg.  —  f  Philippus,  Bischof  von  Erm- 
land.  —  Johann  Bernhard,  Bischof  von  Münster.  —  Wilhelm,  Bi- 
scliof  von  Hildesbeim.  —  Domcapitular  Hahne,  Bisthumsverweser 
'  zu  Fulda. 
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VII. 

Ergänzungen  zur  Zusammenstellung  der  Entscheidungen  des 
kSnigIloh  preussischen  Obertribunais  und  Oberappellationsge- 
richts aus  dem  iahr  1874  über  Streitfragen  aus  dem  Gesetz 
vom  11.  Mai   1873,   Ober   Vorbildung   und  Anstellung  der 

Geistlichen, 

von  Lic,  Swientel',  Pfarrer  in  Czamowanz. 

1.  Das  Archiv  erwähnt  m  Bd.  33,  S.  401  Nr.  28.  falgeuden  Fall: 
»Ein  vor  Erlass  dieses  Gesetzes  zur  Aushülfe  für  die  Pfarrgeistlieh'« 
keit  eines  ganzen  Kreises  in  Schlesien  angestellter  »Eretsvicar«  darf 
innerhalb  seines  Kreises  noch  jetzt  auf  Anweisung  des  FürstbischoiB 
erledigte  Pfarrstellen  verwalten  und  darin  geistliche  Amtshandlungen 
vornehoien ,   ohne    den   Vorschriften   des  Gesetzes  zu  unterliegen. 
Drth.  gegen   Kaplan  und  Kreisvicar  BOchs  (S.  767).<    Dieses  Er- 
Icaootniss  wurde  vom  Kreisgerioht  in  Opp^ln  in  erster  Instanz  gefällt, 
uacbdem  in  Ermangelung  eines   angefügten  Kreisvicar-Decrets   von 
der  geistlichen  Behörde  erklärt  war,  dass  der  Kaplan  in  Czamowanz 
im  vorliegenden  Falle  die  Pfarradministration  zu  Warthau  mit  dem 
Amt  des  Kreisvicars  betraut  war.    Die  Staatsanwaltschaft  af^ellirte 
sofort  gegen  diese  Freisprechung  und  stützte  sich  in  Folge  höherer 
Weiaung  auf  Nr.  XXII.  der  Verordnungen  des  FflrstbisohöflichM  Oene- 
ral-Vicariats-Amtes  zu  Breslau,  worin  es  heisst:    Nachdem  vitir  an 
verschiedenen  solchen  Orten,  wo  sich  früher  Stifter  oder  Klöster  be- 
fanden, d^en  Mitglieder  den  Seelsorgern  Assistenz  leisteten,  Kreis- 
Vicare  fundirt  wordea  sind ,  (worunter  also  üfännerklöster  zu  ver- 
stehen Virären),  so  hat  jeder  Pfarrer,  welcher  eine  Aushülfe  braucht, 
sich  an  den  Erzpriester  des  Sprengeis,  in  welchem  der  Vicar  wohnt, 
za  wenden.    Findet  der  Erzpriester,   dass  das  Bedürfniss  der  Assi- 
stenz in  der  Seelsorge  hinreichend  begründet  ist,  so  ertheilt  er  dem 
Kreisricsa  «den  Auftrag  sich   zu  dem  Pfarrer   zu  begeben.    Jeder 
Kreisvicar  muss  dem.  ihm  vom  Erzpriester  ertheilten  Auftrage  unge- 
säumt nachkommen«    An  den  Orten ,  wo  swei  Kapläne   4otirt  wer- 
den,  masSy  wenn  auch  keiner  den  Namen  Kreisvicar  führt,  dennoch 
bei  eintretenden  Npthfällen  einer  derselben  auf  die  Anweisung  des 
Erzpriesters  in  anderen  Paroehien   die  Aushülfe  leisten.    H.  Buchs 
liat  aber  nicht  auf  Anweisung  des  Erzpriesters   Aushülfe  geleistet, 
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sondern  ein  besonderes  ausdrückliches  Admimstrationsdecret  Ton  der 
geistlichen  Behörde  in  Breslau  zur  Administration  einer  durch  Tod 
des  Pfarrers  erledigten  Pfarrei  erhalten.  Darauf  gestfitzt  Torurtheilte 
ihn  das  Appellationsgericht  in  Batibor  durch  Erkenntniss  vom  13. 
Mai  1874  wegen  unberechtigter  Vornahme  geistlicher  Amtshand- 
lungen zu  einer  Geldstrafe  von  124  Thlr.  oder  31  Tagen  O^lng- 
niss  unter  Bezug  auf  §.  2.  des  Gesetzes.  Das  Obertribunal  bestft- 
tigte  dieses  ürtheil  und  hat  H.  Buchs  die  Oeftngaisastnfe  abge- 
büsst.  Auf  Grund  dieser  Obertribunalsentscheidung  wurde  auch  die 
Administration  der  Pfarreien  Märzdorf  und  Lossen  durch  d^  wirk- 
lichen Ereisyicar  H.  Lange  in  Brieg  seitens  des  neuen  Oberpr&sidium 
inhibirt  —  Eapläne,  welche  beim  Leben  des  Pfarrers  yon  demselben 
zu  seinen  amtlichen  Handlungen  vor  den  Maigesetzen  autorisirt 
waren,  können  nach  dem  Tode  des  Pfarrers  die  pfarrlichen  Oeschftfte 
bis  auf  Weiteres  unbehindert  w^terführen,  wobei  sie  über  die  Auto* 
risation  der  weltlichen  Behörden  zu  dieser  Amtsführung  nicht  zu 
genau  nachdenken  und  sich  aussprechen  dürfen.     ^ 

2.  Das  Ereisgericht  zu  Leobschütz  verurtheilte  den  Kaplan 
H.  Maiss,  welcher  seit  1872  in  Plitsch  als  Kaplan  angestellt,  am  9. 
Juli  1874  in  Bladon  eine  Predigt  zur  Erleichterung  seines  erkrank- 
ten Onkels  hielt,  auf  Grund  des  §.  2.  des  Gesetzes  vom  21/5.  74. 
(Dedaration  des  Gesetzes)  zu  10  Thaler  Geldstrafe  ev.  3  Tage  Ge- 
ftngniss.  Der  Angeklagte  führte  in  der  Appellationsinstanz  aus,  dass 
dieser  Paragraph  auf  die  im  Amte  befindlichen  Geistlichen  Pforrer 
und  Kaplftne  keine  Anwendung  finde.  Er  sei  zu  einem  zur  Vor- 
nahme von  Amtsbandlungen  ermftcbtigenden  Amte  selbst  nach  staat- 
lichen Begriffen  regelrecht  berufen.  Es  sei  die  Absicht  der  Gesetz- 
geber gewesen,  derartige  Hülfdeistungen ,  wie  er  sie  seinem  Onkel 
erwiesen,  wie  sie  ja  bei  Protestanten  ebenso  oft  wie  bei  Katholiken 
vorkommen,  zu  verbieten.  Das  UrtheS  lautete:  Da  der  Artikel  2 
des  Gesetzes  vom  21.  Mai  1874  nach  seinem  klaren  Wortlaut  den 
Zweck  hat,  jede  Amtshandlung  eines  Geistlichen  ausser  seiner  Paro- 
chie  zu  verbieten,  da  der  Angeklagte  ferner  den  Thatbestand  sog»- 
steht,  80  wird  das  Erkenntniss  L  Instanz  in  allen  Punkten  beat&tigi 

Das  Obertribunal  hat  die  Nichtigkeitsbeschwerde  abgelehnt. 
Die  Hülfideistung  wftre  somit,  sagt  das  Schles.  SjrcheQblatt,  verboten 
—  auch  die  an  kirdiUchen  Festen.  Dem  gogenüber  ist  hervorro- 
heben :  Die  Strafe  des  §.  23  triflt  einen  jeden  Geistlichen ,  welcher 
Amtshandlungen  vornimmt,  ohne  den  Nachweis  führen  zu  können, 
dass  er  zu  einem  hierzu  ermftchtigenden  Amte  oder  zur  StoUvertretang 
oder  zur  Hfllfeleistnng  in  einem   solchen  Amte  unter  Beobachtung 
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der  §§.  1—3.  berufen  worden  sei.c  Da  seit  undenklichen  Zeiten 
iVociAarpfiirrcr  oder  Pfarrer  in  demselben  Decanat  einander  bei  be- 
sondern Ablassfesten,  wo  die  ganze  Umgegend  sich  versammelt  (also 
auch  ihre  Parochianen)  in  Predigt,  Hochamt  und  Beichtstuhl  aus- 
helfen, so  kann  es  nicht  die  Absicht  des  neuen  Gesetzes  sein  ein  so 
altes  Gewahnheits-Recht  aufzuheben  zum  Nachtheil  des  Volkes,  wel- 
ches gern  bei  Ablassfesten  einen  andern  Prediger  hört.  Die  vor 
dem  Mai  1874  angestellten  Qeistlichen  hatten  die  mit  ihrem  Amte 
seit  jeher  verbundene  Pflicht,  in  der  Nachbarschaft  auszii)ielfen.  Sie 
können  also  den  Nachweis  fuhren,  dass  ihr  Amt  sie  zur  Stellvertre- 
tung oder  Hulfeleistung  ermächtigt.  Auf  sie  findet  das  neue  Gesetz 
keine  Anwendung,  da  kein  Gesetz  ruckwirjcende  Kraft  hat.  Wie 
sollte  auch  zu  jeder  Hülfsleislung  die  Erlaubniss  durch  den  Bischof 
rechtzeitig  bei  dem  Oberpräsidium  erlangt  werden?  Sogar  die  schle- 
sische  Zeitung,  ein  liberales  Blatt,  bemerkt  in  Nr.  155  d.  J.  —  dass 
es  nicht  die  Absicht  der  Gesetzgeber  sein  kann,  solche  vorfibergehende 
Hulfsleistungen  zu  verbieten.  Die  Geistlichen  selbst  waren  nicht  einig 
und  versagten  bereits  die  nachbarliche  Aushülfe.  Eine  Milderung 
machte  aber  der  erst  gegen  Ende  Juni  1875  durch  die  Zeitungen 
bekannt  gewordene 

Erlass  des  Ctdiusminisiers  vom  IS.  Aprü  1875  in  Betreff  des 

Geseiees  vom  IL  Mai  1873. 

^Die  Vornahme  einzelner  Amtshandlungen  in  einer  vacauten 
Pfarrei  seitens  gesetzmässig  angestellter  Geistlichen  aus  den  benach- 
barten Paroehien  auf  Ansuchen  der  Pfarrgenossen  ist  nicht  strafbar. 
Es  ist  daher  auch  nicht  von  Erheblichkeit,  ob  der  auswärtige  Pfar- 
rer, der  einzelne  Amtshandlungen  vornimmt,  in  geringerer  oder  wei- 
terer Entfernung  seinen  Wohnsitz  hat.  Auch  bei  einer  besetzten 
Pfarrstelle  sind  einzelne  Amtshandlungen ,  die  ein  fremder ,  jedoch 
gesetzlich  bestellter  Geistliche  Tomimmt ,  nicht  ohne  weiteres  straf- 
bar. Die  blosse .  Babstituirung  eines  anderen  Geistlichen  für  eine 
einzelne  Amtshandlung  ist  nicht  als  Uebertragung  der  Stellvertre- 
tung oder  Hälfeleistung  in  einem  Amte  aufzufassen.  Nach  demsel- 
ben Omndsatze  ist  wegen  der  sogenannten  Gastpredigten  zu  entschei- 
den und  wird  demgemäss  kein  Grund  zum  Einschreiten  vorliegen, 
wenn  ein  Geistlicher  einen  anderen  gleichfalls  gesetzmässig  ange- 
stellten Geistlichen  statt  seinei  eine  Amtshandlung  vornehmen  lässt.c 
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VHI. 
Neue  preussische  Kirchengesetze  und  Verordnungen. 

L  Oeseiz^  betreffend  die  EitisieUung  def  Leistungen  aus  Staüismü" 
teln  für  die  römisch-ktUholischen  Bistkümer  und  Geistliehen  *). 

Vom  22.  April  1875. 

Wir  Wilhelm  von  Gottes  Gnaden  König  von  Preussen  eU\ 
verordnen  mit  Zustimmung  beider  Häuser  des  Landtages,  fär  den 
Umfang  der  Monarchie,  was  folgt: 

§.1.  In  den  Erzdiöcesen  Köln,  Gnesen  und  Poeren,  den  Diöceseo 
Culm,  Ermland,  Breslau,  Hildesheim,  Osnabrfick,  Paderborn,  Münster, 
Trier,  Fulda ,  Limburg ,  den  Delegaturbezirken  dieser  Di(k;esen ,  so- 
wie in  den  preussischen  Antlieilen  deriErzdiöcesen  Prag,  Olmütz,  Frei- 
bürg  und  der  DiOcese  Mainz  werden  vom  Tage  der  Verlcündigung 
dieses  Gesetzes  ab  sämmtliche,  für  die  Bisthümer,  die  zu  denselben 
gehörigen  Institute  und  die  Geistlichen  bestimmte  Leistungen  ans 
Staatsmitteln  eingestellt.  Ausgenommen  von  dieser  Massregel  bleiben 
die  Leistungen,  welche  für  Anstaltsgeistliche  bestimmt  sind.  Zu  den 
Staatsmitteln  gehören  auch  die  unter  dauernder  Verwaltung  des 
Staates  -stehenden  besondern  Fonds. 

§.  2.  Die  eingestellten  Leistungen  werden  für  den  Umüuig  des 
Sprengeis  wieder  aufgenommen,  sobald  der  jetzt  im  Amte  befindliche 
Bischof  (Erzbischof,  Ffirstbischof)  oder  Bisthumsverweser  der  Staats* 
regierung  gegenfiber  durch  schriftliche  Erklftrung  sich  verpflichtet, 
die  Gesetze  des  Staates  zu  befolgen. 

§.  3.  In  den  Erzdiöcesen  Gnesen  und  Poeen,  sowie  in  der 
Diöcese  Paderborn  erfolgt  die  Wiederaufnahme  der  eingestelltefi 
Leistungen  fär  den  Umfang  des  Sprengeis  /  sobald  die  Bestellnog 
eines  Bisthumsverwesers  oder  die  Einsetzung  eines  neuen  Biscbofes 
in  gesetzmässiger  Weise  stattgehabt  hat. 

§.  4.  Tritt  die  Erledigung  eines  zur  Zeit  besetzten  biscbdf- 
liehen  Stuhles  ein ,  oder  scheidet  der  jetzige  Bisthomsverweser  der 

1)  Vgl.  auch  die  nach  Vorlage  des  betr.  Gesetzentwurfs  erfolgte  Im- 
mediateingabe  der  Bischöfe  im  Archiv  Bd.  23.  S.  467  f.  und  oben  S.  153  dk 
g^gen  den  Entwurf  dieses  Gesetzes  an  den  Landtag  gerichteten  Eingaben  der 
Damcapitel  folgen  im  nächsten  Hefte.  Ebenso  soll  zu  diesem  wit  lo  den 
fibrigen  preussischen  Kirchengesetzen  das  Wichtigste  ans  den  LandtafSTerbasd- 
langen  nachgetragen  werden. 
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Diöcese  Fulda  aus  seinem  Amte  aus,  bevor  eine  Wiederaufnahme  der 
Leistungen  auf  Grund  des  §.  2  erfolgt  ist,  so  dauert  die  Einstellung 
derselben  für  den  umfang  des  Sprengeis  fort ,  bis  die  Bestellung 
eines  Bisthumverwesers  oder  die  Einsetzung  eines  neuen  Bischofes 
in  gesetzmässiger  Weise  stattgehabt  hat. 

§.  5.  Wenn  für  den  Umfang  eines  Sprengels  die  Leistungen 
aus  Staatsmitteln  wieder  aufgenommen  sind,  einzelne  Empfangs- 
berechtigte aber,  der  vom  Bischof  oder  Bisthumsverweser  übernom- 
menen Verpflichtung  ungeachtet^  den  Gesetzen  des  Staates  den  Ge- 
horsam verweigern,  so  ist  die  Staatsregierung  ermächtigt,  die  für 
diese  Empfangsberechtigen  bestimmten  Leistungen  wieder  einzu- 
stellen. 

§.  6.  Die  Wiederaufnahme  der  eingestellten  Leistungen  an 
einzelne  Empfangsberechtigte  erfolgt  ausser  den  Fällen  der  §§.  2 
bis  4,  wenn  der  Empfangsberechtigte  der  Stuatsregierung  gegen- 
über in  der  im  §.  2  bezeichneten  Weise  sich  verpflichtet,  die  Ge- 
setze des  Staates  zu  befolgen. 

Ausserdem  ist  die  Staatsregierung  ermächtigt,  die  eingestellten 
Leistungen  einzelnen  Empfangsberechtigten  gegenüber  wieder  auf- 
zunehmen ,  wenn  sie  durch  Handlungen  die  Absicht  an  den  Tag 
legen,  die  Gesetze  des  Staates  zu  befolgen.  Verweigern  dieselben 
deronäclist  den  Gesetzen  des  Staates  den  Gehorsam ,  so  sind  die 
Leistungen  aus  Staatsmitteln  wieder  einzustellen. 

g.  7.  Die  Entscheidungen  der  kirchlichen  Behörden ,  welche 
eine  Disciplinarstrafe  wider  einen  Geistlichen  verhängen,  dem  gegen- 
über die  Staatsregierung  die  eingestellten  Leistungen  in  Gemässheit 
des  §.  6.  wieder  aufgenommen  hat ,  können  sowohl  von  dem  Geist- 
lichen als  von  dem  Oberpräsidenten  im  Wege  der  Berufung  an  den 
königlichen  Gerichtshof  für  kirchliche  Angelegenheiten  ohne  die  Be- 
schränkung des  §.  12.  des  Gesetzes  vom  12.  Mai  1873  angefochten 
werden.  Die  Berufung  kann  in  diesen  Fällen  auf  neue  Thatsachen 
und  Beweismittel  gegründet  werden. 

§.  8.  Die  Wiederaufnahme  der  eingestellten  Leistungen  erfolgt 
in  allen  Fällen  vom  ersten  Tage  desjenigen  Vierteljahres  an  ,  in 
welchem  die  gesetzliche  Voraussetzung  der  Wiederaufnahme  einge- 
treten ist. 

§.  9.  Ueber  die  Verwendung  der  während  Einstellung  der 
Leistungen  aufgesammelten  Beträge  bleibt,  so  weit  dieselben  nicht 
nach  der  rechtlichen  Natur  ihres  Ursprunges  zu  Gunsten  der  allge- 
meinen Staatsfonds  als  erspart  zu  verrechnen  sind  oder  anderweit 
Twendbar  werden,  gesetzliche  Bestimmung   vorbehalten.    Der  Mi- 

n* 
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uister  der  geistlicbeu  Angelegenheiten  ist  im  Falle  einer  commis- 
sarischen  Verwaltung  des  bischöflichen  Vermögens  auf  UronJ  des 
Geseizes  vom  20.  Mai  1874  befugt,  die  Fordgewäfarang  d^r  zur  Aus- 
stattung der  Ksthümer  bestimmten  Leistungen  insoweit  zu  verfagen, 
als  dies  für  Zwecke  der  conimissarischen  Verwaltung  und  zur  Be- 
streitung der  I^osten  erforderlich  ist. 

§.  10.  Die  executive  Beitreibung  im  Verwaltungswege  findet 
in  Betreff  der  Abgaben  und  Leistungen  an  die  Bistbümer,  die  zu 
denselben  gehörigen  Institute  und  die  Geistlichen  far  den  gesammtea 
Umfang  eines  Sprengeis  so  lauge  nicht  statt ,  als  für.  denselben  die 
Einstellung  der  Leistungen  aus  Staatsmitteln  dauert.  Den  Staats- 
und Gemeinde-  Steuererhebern  ist  während  der  Dauer  der  Einstelluog 
nicht  gestattet,  die  vorstehend  bezeichneten  Abgaben  zu  erhebe» 
und  an  die  Empfangsberechtigten  abzuführen. 

§.11.  Sind  die  Leistungen  aus  Staatsmitteln  an  einen  Em- 
pfangsberechtigten auf  Grund  des  §.  6  wieder  aufgenommen,  so  ist 
in  Betreif  der  von  diesem  Zeitpunkte  ab  fällig  werdenden  Abgabeo 
und  Leistungen  die  Verwaltungs*Eiecution  wieder  zu  gewähren.  Ein 
Gleiches  gilt  in  Betreif  der  Abgaben  und  Leistungen  für  diejenigen 
Geistlichen,  welche  keine  Leistungen  aus  Staatsmitteln  zu  bezieheo 
haben,  wenn  sich  dieselben  durch  ausdrückliche  oder  stillschweigende 
Willens&usserung  (§.  6  Absatz  1  und  2)  verpflichten,  die  Gesetze 
des  Staates  zu  befolgen,  so  lange  sie  dieser  Verpflichtung  nach- 
kommen. 

§.  12.  Wer  in  den  Fällen  der  §§.  2  und  6  die  schriftlich 
erklärte  Verpflichtung  widerruft,  oder  der  durch  dieselbe  über- 
nommenen Verpflichtung  zuwider  die  auf  sein  Amt  oder  seine  Amts- 
verrichtungen bezüglichen  Vorschriften  der  Staatsgesetze  oder  die 
in  dieser  Hinsicht  von  der  Obrigkeit  innerhalb  ihrer  gesetzlichen 
Zuständigkeit  getroffenen  Anordnungen  verletzt,  ist  durch  gericht- 
liches ürtheil  aus  seinem  Amte  zu  entlassen. 

§.  13.  Die  Entlassung  aus  dem  Amte  hat  die  rechtliche 
Dnfthigkeit  zur  Ausübung  des  Amtes ,  den  Verlast  des  Amts-Ein- 
kommens und  die  Erledigung  der  Stelle  zur  Folge.  Ausserdem  tritt 
die  Einstellung  der  Leistungen  aus  Staatsmitteln,  sowie  der  Ver- 
waltungs-Execution  in  dem  frühern  Umfang  wieder  ein.  Jkt  Min- 
nister  der  geistlichen  Angelegenheiten  ist  ermächtigt,  schon  nach 
erfolgter  Einleitung  des  Verfahrens  die  Einstellung  der  Leistungen 
zu  verfugen.  Endet  das  Verfahren  mit  Freisprechung ,  so  sind  die 
in  Folge  der  Verfügung  einbehult.enen  Beträge  nachzuzahlen. 

§.  14.    Zuständig  zur  Verhandlung  und  Ent^cheidong  ist  de^ 
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Königliche  Gerichtshof  für  kirchliche  Angelegenheiten.  Das  Ver- 
fahren Yor  demselben  regelt  sich  nach  den  Bestimmungen  des  Ab- 
schnittes ni.  des  Gesetzes  vom  12.  Mai  1878  über  die  kirchliche 
Disciplinargewalt  und  die  Einrichtnng  des  Königlichen  Gerichts- 
hofes ffir  kirchliche  Angelegenheiten  (Ges.-Samml.  S.  198). 

§.  15.  Wer  Amtshandlungen  vornimmt,  nachdem  er  in  Ge- 
mässheit  des  §.  12.  dieses  Gesetzes  ans  seinem  Amte  entlassen 
worden  ist ,  wird  mit  Geldbusse  bis  zu  300  M.,  im  Wiederholungs- 
falle bis  zu  3000  M.  bestraft. 

g.  16.  Der  Minister  der  geistlichen  Angelegenheiten  ist  mit 
der  Aasführung  dieses  Gesetzes  beauftragt. 

Urkundlich  unter  Unserer  Höchsteigenhändigen  Unterschrift 
and  beigedrucktem  Königlichen  Insiegel. 

Gegeben  Wiesbaden,  den  22.  April  1875. 

(L.  S.)  WUhelm, 

Fürst  V,  Bismarck,    Camphausen,    Graf  zu  Etdenburg.  Leonhardt, 
Falk,    V,  Kameke,    Achenbach,    Friedenthal, 

2,  Gesetz y  betreffend  die  geistlichen  Orden  und  ordensähtdichen  Con- 

gregationen  der  katholischen  Kirche, 
Vom  31.  Mai  1875. 

Wir  Wilhelm^  von  Gottes  Gnaden  König  von  Preussen  etc. 
verordnen  mit  Zustimmung  beider  H&nser  des  Landtages  fär  den  Um- 
fang der  Monarchie,  was  folgt: 

§.  1.  Alle  Orden  und  ordensähnliche  Congregationen  der  ka- 
tholischen Kirche  sind  vorbehaltlich  der  Bestimmung  des  §.  2  von 
dem  Gebiete  der  preussischen  Monarchie  ausgeschlossen. 

Die  Errichtung  von  Niederlassungen  derselben  ist  untersagt. 

Die  zur  Zeit  bestehenden  Niederlassungen  dürfen  vom  Tage 
der  Verkündigung  dieses  Gesetzes  ab  neue  Mitglieder,  unbeschadet 
der  Vorschrift  des  §.  2,  nicht  aufnehmen  und  sind  binnen  sechs  Mo- 
naten aufzulösen.  Der  Minister  der  geistlichen  Angelegenheiten  ist 
ermächtigt,  diese  Frist  far  Niederlassungen,  welche  sich  mit  dem 
Unterricht  und  der  Erziehung  der  Jugend  beschäftigen  um  f&r  deren 
Ersatz  durch  anderweite  Anstalten  und  Einrichtungen  Zeit  zu  lassen, 
bis  auf  vier  Jahre  zu  verlängern.  Zu  gleichem  Behufe  kann  derselbe 
auch  nach  Ablauf  dieses  Zeitraums  einzelnen  Mitgliedern  von  Orden 
und  ordensähnlichen  Congregationen  die  Befiigniss  gewähren,  Unter- 
richt zu  ertheilen. 

§.  2.  Niederlassungen  der  Orden  oder  ordensähnlichen  Oongrega^ 
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tionen,  welche  sich  ausschlieaslich  der  Krankenpflege  widmen,  blei- 
ben fortbestehen ;  sie  können  jedoch  jederzeit  durch  königliche  Ver- 
ordnungen aufgehoben  werden ;  bis  dahin  sind  die  Minister  ^es  In- 
nern und  der  geistlichen  Angelegenheiten  ermächtigt,  ihnen  dieAof- 
nahme  neuer  Mitglieder  zu  gestatten. 

§.  3.  Die  fortbestehende  Niederlassungen  der  Orden  nnd  ordens- 
ähnlichen  Congregationen  sind  der  Aufsicht  des  Staates  unterworfen. 

§.  4.  Das  Vermögen  der  aufgelösten  Niederlassung  der  Orden 
und  ordensfthnlichen  Congregationen  unterliegt  nicht  der  Einsiek- 
ung  durch  den  Staat,  Die  Staatsbehörden  haben  dasselbe  einstwei- 
len in  Verwahrung  und  Verwaltung  zu  nehmen. 

Der  mit  der  Verwaltung  beauftragte  Commissarius  ist  nnr  der 
vorgesetzten  Behörde  verantwortlich ;  die  von  ihm  zu  legende  Rech- 
nung unterliegt  der  Revision  der  königlichen  Oberrecbnungskammer 
in  Oemässheit  der  Vorschrift  des  §.  10  Nr.  2  des  Gesetzes  vom  27. 
März  1872.  Eine  anderweite  Verantwortung  oder  Rechnungslegung 
findet  nicht  statt. 

Aus  dem  Vermögen  werden  die  Mitglieder  der  aufgelösten  Nie- 
derlassungen unterhalten.  Die  weitere  Verwendung  bleibt  gesetzlicher 
Bestimmung  vorbehalten. 

§.  5.  Dieses  Gesetz  tritt  am  Tage  seiner  Verkündigung  in  Kraft. 

Die  Minister  des  Innern  und  der  geistlichen  Angelegenheiten 
sind  mit  der  Ausfahrung  desselben  beauftragt. 

Dieselben  haben  insbesondere  die  nähere  Bestimmung  über  die 
Ausübung  der  Staatsaufsicht  im  Falle  des  §.  3  zu  erlassen. 

Urkundlich  unter  Unserer  Höchsteigenhändigen  Unterschrift  nnd 
beigedrucktem  königlichen  Insiegel. 

Gegeben  Berlin  31.  Mai  1875. 
(L.  S.)  WUMm. 

Fürst  V,  Bismarck.  Camphausen.    Graf  su  Euletdmrg.    Leanhardt 
Falk.    V.  Kameke,    Ächenbach.    Friedenthal. 

3.    Giseijg  über  Aufhebung  der  Artikel  15^  16  und  18.   der   Ver- 

fassungsurhunde  vom  31.  Januar  1850. 
Vom  18.  Joni  1875.    (Prenssischer  Staatsanieiger  vom  90.  Jaiii  1875.) 

Wir  Wilhelm  y  von  Gottes  Gnaden,  König  von  Preusseo  et^r.« 
verordnen,  mit  Zustimmung  beider  Häuser  des  Landtages  Unserer 
Monarchie,  was  folgt: 

EinBiger  Artikel. 

Die  Artikel  fünfzehn,  sechszehn  und  achtzehn  d«r  Verfassungs- 
urkuude  vom  31.  Januar  1850  sind  anfgeboben. 
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Urkaodlieh  unter  Unserer  HOcheteigenhftndigen  Unterschrift  und 
beigedruckten  Königlichen  Insiegel. 

Gegeben  Bad  Ems,  den  18.  Juni  1875. 
(L.  S.)  Wilhelm. 

Fürst  V.  Bismarck.  CamphatMen.    Oraf  stu  Eidenburg.   Leonhardt, 
Falk.  V.  Kameke.   Achenbach,   Friedenthal. 


4.    Gesetjs  über  die  VermögenS'-VerivaUung  in  den  iatholiachen 

Kirchengemeinden. 

Vom  20.  Juni  1875.  ^ 

Wir  Wilhelm,  von  Oottes  Onaden,  König  ?on  Preussen  etc. 
verordnen,  mit  Zustimmung  beider  Häuser  des  Landtages,  für  den 
Umfang  der  Monarchie,  was  folgt : 

§.1.  In  jeder  katholischen  Pfarrgemeinde  sind  die  kirchlichen 
Vermögens-Angelegenheiten  durch  einen  Kirchenvorstand  und  eine 
Gemeinde- Vertretung  nach  Massgabe  dieses  Gesetzes  zu  besorgen. 

§.  2.  Die  Vorschrift  des  §»  1  findet  auch  auf  Missions-Pfarr- 
gemeinden,  so  wie  auf  solche  anderen  Kirchengemeinden  (Filial-, 
Kapellen-  etc.  Gemeinden)  Anwendung,  für  welche  besonders  bestimmte 
kirchliche  Vermögensstücke  vorhanden  sind,  oder  deren  Gemeinde- 
gliedern besondere  Leistungen  zur  Bestreitung  der  kirchlichen  Be- 
dürfnisse dieser  Gemeinden  obliegen. 

§.  3.  Zu  dem  kirchlichen  Vermögen  im  Sinne  dieses  Gesetzes 
gehören : 

1)  das  iür  Cultusbedürfnisse  bestimmte  Vermögen,  einschliess- 
lich des  Kirchen-  und  Pfarrhaus-Baufonds,  der  zur  Besoldung  der 
Geistlichen  und  anderen  Kirchendiener  bestimmten  Vermögensstücke 
und  der  Anniversarien; 

2)  die  zu  irgend  einem  sonstigen  kirchlichen  Zwecke  oder  zu 
wohlthätigen  oder  Schulzwecken  bestimmten  kirchlichen  Vermögens- 
stücke ; 

3)  die  Erträge  der  durch  kirchliche  Organe  zu  kirchlichen, 
wohlthätigen  oder  Schulzwecken  des  Gemeindebezirkes  innerhalb  und 
ausserhalb  der  Kirchengebäude  veranstalteten  Sammlungen,  Col- 
lecten  eta; 

4)  die  zu  kirchlichen,  wohlthätigen  oder  Schulzwecken  inner- 
halb des  Gemeindebezirkes  bestimmten  und  unter  die  Verwaltung 
kirchlicher  Organe  gestellten  Stiftungen. 

§.  4.  Die  dem  Staate  oder  den  bürgerlichen  Gemeinden  zu- 
stehenden Rechte  an   Begräbnissplätzen   oder  solchen  Vermögens- 
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Htücken,  welche  zu  kirchlichen  Zwecken  bestimmt  siod;  werden  dnrcli 
dieses  Gesetz  nicht  berührt. 

Unter  kirchlichem  Vermögen  im  Sinne  dieses  Gesetzes  ist  das- 
jenige nicht  begriffen,  welches  zwar  zu  kirchlichen  Zwecken  be- 
stimmt, aber  nnter  dauernde  Verwaltnng  des  Staates  oder  der  bür- 
gerlichen Gemeinden  und  Communalverbftnde  gestellt  ist. 

/.  Kirchf^nvorstand.    - 

§.  5.    Der  Kirchenvorstand  besteht: 

1)  in  Pfarrgemeinden   aus   dem  Pfarrer,   in  Filial-,  Kapelkn- 
^etc.  Gemeinden,  welche  eigene  Geistliche  haben,   aus  dem  der  An- 
stellung nach  ältesten; 

2)  aus  mehreren  Kirchenvorstehern,  welche  durch  die  Gemeinde 
gewählt  werden; 

3)  in  dem  Falle  des  §.  39  aus  dem  daselbst  bezeichneten  Be- 
rechtigten oder  dem  von  ihm  ernannten  Kirchenvorsteher. 

'  §.  6.  Die  Zahl  der  für  jede  Gemeinde  zu  wählenden  Kirchen- 
vorsteher beträgt  in  Gemeinden  bis  500  Mitglieder  vier,  hei  mehr 
als  500  bis  2000  Mitgliedern  sechs,  bei  mehr  als  2000  bis  5000 
Mitgliedern  acht,  bei  mehr  als  5000  Mitgliedern  zehn. 

Eine  Abänderung  der  Zahl  kann  durch  Beschluss  der  Gemeinde- 
vertretung bewirkt  werden ;  die  Zahl  soll  jedoch  nicht  mehr  als  zwölf 
und  nicht  weniger  als  vier  betragen. 

Mit  Rücksicht  auf  die  Seelenzahl  oder  die  besonderen  Yerhält- 
nisse  einer  Gemeinde  kann  die  Zaiil  mit  Genehmigung  des  Ober- 
präsidenten bis  auf  zwei  herabgesetzt  werden. 

§.  7.    Das  Amt  der  Kirchen  Vorsteher  ist  ein  Ehrenamt 

Für  aussergewöhnliche  Mühewaltungen  kann  auf  Antrag  des 
Kirchenvorstandes  eine  angemessene  Entschädigung  durch  die  Gt- 
meindevertretung  bewilligt  werden. 

§.  8.    Der  Kirchenvorstand  verwaltet  das  kirchliche  Vermögen. 

Er  vertritt  die  seiner  Verwaltung  unterstehenden  Vermögens- 
massen und  die  Gemeinde  in  vermögensrechtlicher  Beziehung. 

Die  Rechte  der  jeweiligen  Inhaber  an  den  zur  Besoldung  der 
Geistlichen  und  anderen  Kirchendiener  bestimmten  Vermögensstückes 
werden  hierdurch  nicht  berührt. 

§.  9.  Die  Mitglieder  des  Kircbenvorstandes  haften  für  die 
Sorgfalt  eines  ordentlichen  Hausvaters. 

§.  10.  Die  Kassenverwaltung  und  die  Rechnungsfübnmg  i^t 
einem  Kirchenvorsteher  zu  übertragen,  welcher  von  dem  KtrchenTor- 
stände  gewählt  wird. 
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Durch  Bescbluss  des  KirchenTorstandes  kann  ein  deioielben 
nicht  angehöriger,  besonderer  Rendant  oder  Rechnungsführer  ange- 
stellt werden.  Ein  solcher  Bendant  oder  Rechnungsführer  gehört 
zu  den  Eircbendieuern  im  Sinne  des  Gesetzes  Yom  12.  Mai  1873. 

§.11.  Der  EirchenTorstand  bat  ein  Inventar  über  das  von 
ihm  verwaltete  kirchliche  Vermögen  (§.  3)  zu  errichten  und  fort- 
zufuhren. 

Er  hat  einen  Voranschlag  der  Jahreseinnahmen  und  Ausgaben 
aufzustellen  und  einen  vollst4ndigen  Bericht  aber  den  Stand  des 
kirchlicheh  Vermögens  alljährlich  an  die  Gemeindevertretung  zu  er- 
statten. 

Am  Schlüsse  jedes  Rechnungsjahres  hat  der  Kirchenvorstand 
die  Beehnung  zu  prüfen. 

§.  12.  Der  Eirchenvorstand  wählt  aus  seinen  in  §.  5,  Nr.  2 
und  3  bezeichneten  Mitgliedern  bei  dem  Eintritte  der  neuen  Kirchen- 
vorsteher einen  Vorsitzenden  und  einen  Stellvertreter  desselben^  Beide 
auf  drei  Jahre. 

§.  13.  Der  Kirchenvorstand  versammelt  sich  auf  Einladung 
des  Vorsitzenden,  so  oft  es  die  Erledigung  der  Geschäfte  erforderlich 
macht.  Durch  Beschluss  können  regelmässige  Sitzungstage  festge- 
setzt werden. 

§.  14.  Der  Kirchenvorstand  ist  zu  berufen,  wenn  dies  verlangt 
wird: 

1)  von  der  bischöflichen  Behörde, 

2)  von  dem  Landrath  (Amtshauptmann,  Amtmann),  in  Stadt- 
kreisen von  dem  Bürgermeister. 

3)  von  der  Hälft(?  der  Mitglieder  des  Kirchenvorstandes, 

4)  durch  Beschluss  der  Gemeindevertretung, 

in  den  beiden  letzten  Fällen,  sofern  ein  innerhalb  der  Zuständigkeit 
des  Kirchenvorstandes  liegender  Zweck  angegeben  wird. 

§.  15.  Kommt  der  Vorsitzende  dem  Verlangen  nicht  nach, 
oder  ist  ein  Vorsitzender  nicht  vorhanden,  so  kann  die  Berufung  so- 
wohl durch  die  bischöfliche  Behörde,  als  auch  durch  die  im  §.  14, 
Nr.  2  genannten  Beamten  erfolgen. 

In  diesen  Fällen  bestimmt  die  berufende  Behörde  den  Vor- 
sitzenden aus  den  im  §.  5,  Nr.  2  und  3  bezeichneten  Mitgliedern 
des  Kirchenvorstandes. 

§.  16.  Zu  den  Sitzungen  sind  sämmtliche  Mitglieder  des 
Kirchenvorstandes  einzuladen.  Die  Einladung  ist,  wenn  der  Beschluss 
der  Zustimmung  der  Gemeindevertretung  bedarf,  schriftlich   unter 
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Angabe  des  Gegenstandes  spätestens  den  Tag  vor  der  SitEnng  za- 
zastellen. 

§.  17.  Die  Beschlüsse  werden  durch  Stimmenmehrheit  der  An- 
wesenden gefasst.  Bei  Stimmengleichheit  entscheidet  die  Stimme 
des  Vorsitzenden,  bei  Wahlen  das  Loos. 

Zar  Oültigkeit  eines  Beschlusses  ist  erforderlich,  dass  min- 
destens die  Hälfte  der  Mitglieder  des  Kirchenvorstandes  an  der  Ab- 
stimmung Theil  genommen  hat. 

Mitglieder,  welche  an  dem  Gegenstände  der  Beschlussfassong 
.persönlich  betheiligt  sind,  haben  sich  der  Abstimmung  zu  enthalten. 

Bei  nicht  vorschriftsmässig  erfolgter  Einladung  kann  eine  Be- 
schlussfassung nur  dann  stattfinden,  wenn  der  Eirchenvorstand  voll- 
zählig versammelt  ist  und  Widerspruch  nicht  erhoben  wird. 

§.  18.  Die  Beschlüsse  sind  unter  Angabe  des  Tages  and  der 
Anwesenden  in  ein  Protokollbuch  zu  verzeichnen.  Die  Protokolle 
werden  von  dem  Vorsitzenden  und  mindestens  noch  einem  Mitgliede 
des  Sjrchenvorstandes  unterschrieben. 

§.  19.  Zu  jeder  die  Gemeinde  und  die  von  dem  Kirchenvor- 
stande  vertretenen  Vermögensmassen  verpflichtenden  schriftlichen 
Willenserklärung  des  Kirchenvorstandes  bedarf  es  der  Unterschrift 
des  Vorsitzenden  und  noch  zweier  Mitglieder  des  Kirchenvorstandes, 
sowie  der  Beidräcknng  des  Amtssiegels.  Hierdurch  wird  Dritten 
gegenüber  die  ordnungsmässige  Fassung  des  Beschlusses  festgestellt, 
so  dass  es  eines  Nachweises  der  einzelnen  Erfordernisse  desselben, 
insbesondere  der  erfolgten  Zustimmung  der  Gemeindevertretung,  wo 
eine  solche  nothwendig  ist,  nicht  bedarf. 

77.  Gemeiftdevertreiung. 

§.  20.  Die  Zahl  der  Gemeindevei  treter  soll  drei  Mal  so  gross 
sein  wie  diejenige  der  gewählten  Kirchenvorsteher. 

Mit  Kficksicht  auf  die  Seelenzahl  oder  die  besonderen  Verhält- 
nisse einer  Gemeinde  kann  die  Zahl  mit  Genehmigung  des  Ober- 
Präsidenten  herabgesetzt  werden. 

§.  21.  Die  Beschlüsse  des  Kirchenvorstaudes  bedürfen  der 
Zustimmung  der  Gemeindevertretung  in  folgenden  Fällen: 

1)  bei  dem  Erwerb,  der  Veräusserung  oder  der  dinglichen  Be- 
lastung von  Gemeinde-Eigenthum,  bei  der  Vermiethung  oder  Ver* 
Pachtung  desselben  auf  länger  als  zehn  Jahre,  und  bei  der  Ver- 
miethung oder  Verpachtung  der  den  Geistlichen  und  anderen  Eirchea- 
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dicDern  zam  Gebrauch  oder  zur  Nutzung  äberwieseoen  OrandstAcke 
aber  die  Dienstzeit  des  jeweiligen  Inhabers  hinaus; 

2)  bei  Yerftusserung  von  Gegenständen,  welche  einen  geschicht- 
lichen, wissenschaftlichen  oder  Kunstwerth  haben; 

3)  bei  ausserordentlicher  Benutzung  des  Vermögens,  welche  die 
Substanz  selbst  angreift,  sowie  bei  Kündigung  und  Einziehung  von 
Capitalien,  sofern  sie  nicht  zur  zinsbaren  Wiederbelegung  erfolgt; 

4)  bei  Anleihen,  sofern  sie  nicht  blos  zur  vorflbergehenden 
Änshilte  dienen  und  aus  den  Ueberschnssen  der  laufenden  Einnahmen 
über  die  Ausgaben  derselben  Voranschlagsperiode  zurückerstattet 
werden  können; 

5)  bei  Anstellung  von  Processen,  so  weit  dieselben  nicht  die 
Eintreibung  fortlaufender  Zinsen  und  Gefälle  oder  die  Einziehung 
ausstehender  Capitalien,  deren  Zinsen  rückständig  geblieben  sind,  be- 
treffen, und  bei  Abschliessung  von  Vergleichen; 

6)  bei  Neubauten  oder  erheblichen  Reparaturen  an  Baulich- 
keiten, sofern  niclit  über  die  Nothwendigkeit  der  Bauausführung  be- 
reits durch  die  zuständigen  Behörden  endgiltig  entschieden  ist.  Für 
erheblich  gelten  Reparaturen,  deren  Kostenanschlag  200  M.  fiber- 
steigt. Im  Falle  des  Bedürfnisses  kann  die  Gemeindevertretung  ein 
für  alle  Mal  die  Vollmacht  des  Kirchenvorstandes  zur  Vornahme 
höher  veranschlagter  Reparaturen,  jedoch  nicht  über  die  Summe  von 
1000  M.  hinaus,  erweitern; 

7)  bei  Beschaffung  der  zn  den  kirchlichen  Bedurfnissen  erfor- 
derlichen Geldmittel  oder  Leistungen,  so  weit  solche  nicht  nach  dem 
bestehenden  Rechte  aus  dem  Kirchenvermögen  oder  von  dem  Patron 
oder  von  sonst  besonders  Verpflichteten  zu  gewähren  sind; 

8)  bei  Festsetzung  der  auf  die  GemeindegUeder  zn  vertheilen- 
den  Umlagen  und  bei  Bestimmung  des  Vertheilungsmassstabes ;  letz- 
terer ist  entweder  nach  Massgabe  der  directen  Staatssteuer  oder  der 
Communalsteuer  festzusetzen : 

9)  bei  Einfahrung  oder  Veränderung  von  Gebührentaxen; 

10)  bei  Bewilligungen  aus  der  Kirchenkasse  zur  Ausstattung 
nener  Stellen  für  den  Dienst  der  Gemeinde,  sowie  zur  dauernden 
Verbesserung  des  Einkommens  bestehender  Stellen,  und  bei  Umwand- 
lung von  veränderlichen  Einnahmen  der  Geistlichen  und  anderer 
Kirchendiener  in  feste  Hebungen  oder  von  Naturaleinkfinften  in  Geld, 
letzteres,  so  weit  nicht  die  Umwandlung  in  dem  durch  die  Staats- 
gesetze geordneten  AblOsungsverfahren  erfolgt; 

11)  bei  einer  Verwendung  des  kirchlichen  Vermögens,   welche 


172     Gesetz  v,  20.  Juni  1875:  Verm.'V€rw,  in  kaih,  Kircf^engemeiiid. 

nicht  kirchliche,  wohlthätige   oder  Schulzwecke   innerhalb  der  Ge- 
meinde selbst  betrifft; 

12)  bei  Feststellung  des  Etats  und  der  Voranschlagsperiode; 

13)  bei  Abnahme  der  Jahresrechnung  und  Ertheilnng  der  Ent- 
lastung. 

Der  Etat  ist  nach  erfolgter  Feststellung,  die  Jahresrechnnog 
nach  ertheilter  Entlastung  auf  zwei  Wochen  zur  Einsicht  der  Ge- 
meindeglieder  nach  Torgftngiger  ortsQblicher  Bekanntmachung  öffent- 
lich auszulegen. 

§.  22.  Die  Gemeindevertretung  wählt  bei  dem  Eintritt  der 
neuen  Qenieindevertreter  einen  Vorsitzenden  und  einen  Stellvertreter 
desselben.  Beide  auf  drei  Jahre. 

Sie  versammelt  sich  auf  Einladung  des  Vorsitzenden,  so  oft  es 
die  Erledigung  der  Geschäfte  erforderlich  macht 

In  «Betreff  der  Berufung  der  Gemeindevertretung  finden  die 
Vorschriften  der  §§.  14  und  15  sinngemässe  Anwendung,  jedochmit 
der  Massgabe,  dass  auf  Verlangen  eines  Dritttheiles  der  Mitglieder 
der  Gemeindevertretung  die  Berufung  erfolgen  muss. 

§.  23.  Der  Vorsitzende  des  Kirchenvorstandes  oder  ein  tod 
ihm  abgeordneter, Kirchenvorsteher  (§.  5,  Nr.  2  und  3)  sind  befugt, 
den  Sitzungen  dej  Gemeindevertretung  mit  berathender  Stimme  bei- 
zuwohnen. 

§.  24.  Zu  den  Sitzungen  sind  sämmtliche  Gemeindevertreter, 
sowie  der  Vorsitzende  des  Kirchenvorstandes  schriftlich  unter  Angabe 
des  Gegenstandes  spätestens  den  Tag  vor  der  Sitzung  einzuladen. 

Im  Uebrigen  finden  die  Bestimmungen  der  §§.  17  und  ISsifln* 
gemässe  Anwendung,  jedoch  genügt  zur  Beschlussfähigkeit  der  Ver- 
sammlung die  Anwesenheit  eines  Dritttheiles  der  Mitglieder. 

Die  Gemeindevertretung  hat  das  Recht,  die  Oeffentlichkeit  ihrer 
Sitzungen  zu  beschliessen. 

Die  Beschlflsse  werden  dem  Kirchenvorstande  in  einem  von  den 
Vorsitzenden  und  zwei  Gemeinde  Vertretern  unterschriebenen  Ausmge 
aus  dem  Protokollbuche  zugestellt. 

III.   Wahl  der  Rrchenvorsteher  und  der  Gemeindeverireter. 

§.  25.  Wahlberechtigt  sind  alle  *  mäimlichen ,  volljährigei, 
selbstständigen  Mitglieder  der  Gemeinde,  welclie  bereits  ein  J<br  in 
derselben,  oder  wo  mehrere  Gemeinden  am  Orte  sind,  ao  diesem 
Orte  wohnen  und  zu  den  Kirchenlasten  nach  Massgabe  der  daio  be- 
stehenden Verpflichtung  beitragen. 
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Selb3tst&ndig  sind  Diejenigen,  welche  einen  eigenen  Hausstand 
haben  oder  ein  öffentliches  Amt  bekleiden  oder  ein  eigenes  Geschäft 
oder  als  Mitglied  einer  Familie  deren  Geschäft  führen. 

Als  selbstständig  sind  nicht  anzunehmen  Diejenigen,  welche 
unter  Yortnundschaft  oder  Pflegschaft  stehen,  oder  welche  im  letzten 
Jahre  vor  der  Wahl  armuthshalber  aus  öffentlichen  Mitteln  Unter- 
stütznng  erhalten  oder  Erlass  der  kirchlichen  Beiträge  genossen 
haben. 

§.  26.  Von  der  Ausübung  des  Wahlrechtes  sind  aufgeschlossen 
Diejenigen : 

1)  welche  nicht  im  Besitze  der  bürgerlichen  Ehrenrechte  sich 
befinden ; 

2)  welche  wegen  eines  Verbrechens  oder  wegen  eines  solchen 
Vergehens,  welches  die  Aberkennung  der  bürgerlichen  Ehrenrechte 
nach  sich  ziehen  kann,  in  Untersuchung  sich  befinden; 

3)  welche  im  Concurse  sich  befinden; 

4)  welche  mit  der  Bezahlung  kirchlicher  Umlagen  über  ein  Jahr 
im  Rückstande  sind. 

§.  27.  Wählbar  sind  die  wahlberechtigten  Mitglieder  der  Ge- 
meinde, welche  das  dreissigste  Lebensjahr  voUendetr  haben,  sofern  sie 
nicht  nach  §.  26  von  der  Ausübung  des  Wahlrechtes  ausgeschlos- 
sen nnd, 

§.  28.  Geistliche  und  andere  Kirchendiener  gehören  nicht  zu 
den  wahlberechtigten  und  wählbaren  Mitgliedern  der  (Gemeinde. 

§.  29.  Niemand  kann  zugleich  Mitglied  des  Kirchenvorstandes 
und  der  Gemeindevertretung  sein. 

§.  30.  Das  Wahlverfahren  bestimmt  sich  nach  der  beiliegen- 
den Wahl-Ordnung. 

§.  31.  Die  Kirchenvorsteher  und  Gemeindevertreter  sind  in 
ihr  Amt  einzuführen  und  auf  treue  Erfüllung  ihrer  Obliegenheiten 
zu   verpflichten. 

§.  32.  Die  Gewählten  können  das  Amt  eines  Kirchenvor- 
stehers oder  eines  Gemeindevertreters  nur  ablehnen  oder  niederlegen : 

1)  wenn  sie  das  sechszi^ste  Lebensjahr  vollendet,  oder 

2)  schon  sechs  Jahre  das  Amt  bekleidet  haben,  oder 

3)  wenn  andere  erhebliche  Entschuldigungsgründe  vorliegen, 
2.  B.  Kränklichkeit,  häufige  Abwesenheit  oder  Dienstverhältnisse, 
welche  mit  dem  Amte  unvereinbar  sind. 

üeber  die  Erheblichkeit  und  thatsächliche  Richtigkeit  entschei- 
det der  Kirchenvorstand,  und  auf  eingelegte  Berufung,  für  welche 
von    Zustellung  der  Entscheidung  an  eine  Ausschluss-Frist  von  zwei 
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Wochen  Iftuft,  die  bischöfliche  Behörde  im  Einvernehmen  mit  dem 
BegiemngSoPräsidenten  (Landdrosten). 

Wer  ohne  solchen  örand  die  Uebernahme  oder  die  FortßhniDg 
des  Amtes  verweigert,  verliert  das  durch  dieses  Qesetz  begründete 
kirchliche  Wahlrecht.  Dasselbe  kann  ihm  auf  sein  Gesuch  von  dem 
Kirchenvorstande  wieder  beigelegt  werden. 

§.  33.  Das  Amt  der  gewählten  Kirchenvorsteher  und  der  Ge- 
meinde-Vertreter dauert  sechs  Jahre. 

Von  drei  zu  drei  Jahren  scheidet  die  Hälfte  aus.  Die  Aus- 
scheidenden sind  wieder  wählbar,  und  bleiben  jedenfalls  bis  zum  Eio- 
tritt  ihrer  Nachfolger  im  Amt. 

Der  Austritt  wird  durch  die  Dienstzeit,  das  erste  Mal  doreb 
Ansloosung  bestimmt. 

§.34.  Ist  das  Amt  eines  gewählten  Kirchen  Vorstehers  oder 
eines  Qemeindevertreters  ausser  der  Zeit  erledigt,  so  wählt  die  Oe 
meindevertretung  f&r  die  Bestzeit  der  Amtsdauer  des  Ausgeschie- 
denen einen  Ersatzmann. 


IV.  Fortfall  der  Oemeindevertretung, 

§.  35.  In  Gemeinden,  in  denen  besondere  Verhältnisse,  z.  B. 
geringes  Vermögen,  zerstreute  Wohnsitze  etc.,  die  Bildung  einer  Ge- 
meindevertretung unzweckmässig  oder  unthunlich  erscheinen  lassen. 
kann  die  bischöfliche  Behörde  im  Einvernehmen  mit  dem  Ober-Pri- 
sidenten  anordnen,  dass  eine  Gemeindevertretung  nicht  zu  bilden, 
so  fern  in  einer  hierzu  anzuberaumenden  Versammlung  der  wähl- 
berechtigten  Gemeindeglieder  die  Mehrheit  derselben  nicht  wider- 
spricht. 

§.  36.  In  dem  Falle  des  §.  85  werdea  die  der  Gemeindem- 
tretung  nach  §.  7  zustehenden  Befugnisse  von  dem  Kirchenvorstande 
wahrgenommen. 

Ersatzmänner  werden  durch  die  Gesammtheit  der  Wahlberech- 
tigten gewählt. 

F.  Entlassung  und  Auflösung. 

§.  37.  Die  Entlassung  eines  Kirchenvorstebers  oder  eines  Ge- 
meindevertreters erfolgt: 

1)  wegen  Verlustes  einer  zur  Wählbarkeit  erforderlichen  Eigeo- 
Schaft; 

2)  wegen  grober  Pflichtwidrigkeit. 
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In  dem  letzteren  Falle  kann  die  Wahlberechtigung  dauernd 
oder  auf  Zeit  entzogen  werden. 

Die  Entlassung  kaun  sowohl  von  der  bischöflichen  Behörde^ 
als  auch  von  dem  Begierungs- Präsidenten  (Landdrosten)  nach  An^ 
hörung  des  Beschuldigten  und  des  Eirchenvorstandes  verfügt  werden^ 
Oegen  die  Entscheidung  steht  dem  Beschuldigten  binnen  einer  Aus- 
schlusstrist von  vier  Wochen  nach  erfolgter  Zustellung  die  Berufung 
an  den  Gerichtshof  für  kirchliche  Angelegenheiten  zu.  Die  Beruf- 
ung kann  auf  neue  Thatsachen  und  Beweise  gegründet  werden. 

Im  üebrigen  finden  die  Vorschriften  der  §§.  13  bis  23  des 
Gesetzes  vom  12.  Mai  1873  sinngemässe  Anwendung. 

§.  38..  Wenn  der  Kirchen  vorstand  oder  die  Gemeindevertretung 
beharrlich  die  Erfüllung  ihrer  Pflichten  vernachlässigen  oder  ver«- 
weigern,  oder  wiederholt  Angelegenheiten,  welche  nicht  zu  ihrer  Zu- 
ständigkeit gehören,  zum  Gegenstande  einer  Erörterung  od«r  Be« 
schlassfassung  machen,  so  können  sie  sowohl  durch  die  bischöfliche 
Behörde,  als  auch  durch  den  Ober-Präsidenten  unter  gegenseitigem 
Einvernehmen  aufgelöst  werden. 

Mit  der  Auflösung  sind  sofort  die  erforderlichen  Neuwahlen 
anzuordnen. 


VL  Stellung  der  Patrone  und  anderer  Berechtigter. 

§•  39.  Der  Patron,  welchem  auf  Grund  des  Patronates^  oder 
ein  anderer  Berechtigter,  welchem  auf  Grund  eines  besonderen  Rechts- 
titeis  die  Mitgliedschaft  in  dem  Kirchentorstande  oder  die  Berech- 
tigung zugestanden  hat,  Eirchenvorsteher  zu  ernennen,  zu  bestellen 
oder  za  präsentiren,  ist  fortan  befugt;  entweder  selbst  in  den  Kir« 
chenvorstand  einzutreten  oder  einen  Kirchenvorsteher  zu  ernennen. 

Der  Berechtigte,  welcher  in  den  Kirchenvoratand  eintritt,  und 
der  von  ihm  ernannte  Kirchenvorsteher  mössen  die  in  den  §§.  27 
\m  29  vorgeschriebene  Wählbarkeit  besitzen. 

§.  40.  Ausser  der  im  §.  39  festgesetzten  Befugniss  zur  Be- 
theiligung an  dem  Kirchenvorstande  verbleiben  dem  Patron  4a,  wo 
derselbe  Patronatslasten  für  die  kirchlichen  Bedurfnisse  trägt,  die 
Aufsicht  aber  die  Verwaltung  der  Kirchenkasse  und  das  Recht  der 
Zustimmung  zu  den  nach  den  bestehenden  Gesetzen  seiner  Geneh- 
migung unterliegenden  Geschäften  der  Vermögensverwaltung. 

Die  Beschlüsse  des  Kirchenvorstandes  und  der  Gemeindever- 
tretung sind  dem  Patron  abschriftlich  mitzutheilen.'  Erklärt  er  sich 
auf  dieselben  nicht  binnen  dreissig  Tagen   nach  dem  Empfange,  so 
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gilt  er  als  zustimmeDd.  Widerspricht  der  Patron,  so  steht  dem 
Kirchenvorstande  die  Berufunigf  an  die  Bezirksregierong,  in  der  Pro- 
vinz Hannover  an  das  königliohe  katholische  Consistoriam  zu,  welche 
den  Widerspruch  verwerfen  nnd  die  Zustimmung  des  Patrons  er- 
g&nzep  können. 

Bine  solche  Ergänzung  ist  unznlässig,  wenn  es  sich  uro  Aus- 
gaben handelt,  f&r  welche  die  Kirchenkasse  bisher  nicht  bestimmt 
gewesen  ist 

Kommt  es  f&r  Urkunden  auf  die  formelle  Feststellung  der  Zu- 
stimmung des  Patrons  an  und  ist  die  letztere  wiBgen  Yerabaftamung 
der  dem  Patron  offen  stehenden  Frist  iür  ertheilt  Z|i  erachten,  so 
wird  die  fehlende  Unterschrift  durch  die  im  Absatz  2  genannteo 
Aufsichtsbehörden  ergänzt. 

§.  41.  In  den  Landestlieilen,  in  welchen  die  bfirgerliche  Ge- 
meinde zur  Aufbringung  von  Kosten  fdx  die  kirchlichen  Bedürfliisäe 
der  Pfarrgemeinden  gesetzlich  verpflichtet  ist,  muss  sqif  ohl  der  Etat, 
als  a^  die  Jahresrechnung  zugleich  mit  der  im  §.  21  (ingeordneteo 
Öffentlicheta  Auslegung  dem  Burgermeister  abschrifklich  mitgethalt 
werden. 


VIL  Äu$fÜhrung8'Bestimmunge9i. 

§.  42.  Anweisungen  über  die  Oeschäftsffihrung  können  dem 
Kirchenvorstande  oder  der  Qemeindevertretung  sowolil  von  der  bi- 
schöflichen Behörde  als  auch  von  dem  Ober-Präsidenten,  unter  gegea- 
seiügem  Einvernehmen,  ertheilt  werden. 

§.  43.  Macht  die  bischöfliche  Behörde  in  denjenigen  FÜkn. 
in  welchen  sie  eine  Anordnung  oder  Entscheidung  im  BinveniehjneB 
mit  der  Staatsbehörde  zu  treffen  hat,  von  ihren  Befugnissen  keiD« 
Qebranch,  so  ist  sie  zur  Ausübung  derselben  von  der  Staatsbehönie 
aufzufordern.  Leistet  sie  dieser  Aufforderung  binnen  dreissig  Tigea 
ni^h  dem  Empfange  derselben  keine  Folge,  so  geht  die  Aasflboig 
der  Befugnisse  auf  die  Staatsbehörde  über. 

^  In  denjenigen  Fällen,  in  welchen  die  bischöfliche  oder  die  Staats- 
behörde, jede  jedoch  im  Einvernehmen  mit  der  anderen,  eine  Anord- 
nung oder  Entscheidung  zu  treffen  hat,  muss  die  um  ihre  ZnstiiD- 
mung  angegangene  Behörde  sich  binnen  dreissig  Tagen  nach  dm 
Empfange  der  Aufforderung  erklären.  Erklärt  sie  sich  nicht,  aogät 
sie  als  zustimmend. 

Bei  erhobenem  Widerspruch  entscheidet  in  aUen  FäUeii  über 
Meinungsverschiedenheiten   zwischen  der   bischöflieben  Behörde  und 
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dem  Regierangs- Präsidenten  (Landdrosten)  der  Ober-Prftsident ;  über 
Meinnngsversebied^nheiten  zwischen  diesem  nnd  der  bisohdfKcben 
Behörde  der  Minister  der  geistlichen  Angelegenheiten. 

§.  44.  In  den  getroffenen  Anordnungen  ist  erkennbar  zn  ma- 
chen, ob  das  Einvernehmen  erreicht,  oder  'ob  die  Zustimmung  wegen 
Verabsäumung  der  Frist  fär  ertheiH  zu  erachten,  oder  ob  die  Ent- 
scheidung in  Folge  erhobenen  Widerspruches  getroffen  ist. 

§.  45.  Weigert  sich  ein  Kirchen  vorsteh  er,  sein  Amt  zu  über- 
nehmen oder  anszufiben,  so  ist  eine  Neuwahl  anzuordnen. 

Weigert  sich  auch  der  neu  gewählte  Eirchenvörstefaer,  sein 
Amt  zu  übernehmen  oder  auszuüben,  so  ist  der  Begiernngs-Präsi- 
dent  (Landdrost)  befugt,  den  Kircheuvorsteher  aus  den  wählbaren 
Mitgliedern  der  Gemeinde  zu  bestellen. 

§.  46.  Kommt  die  Wahl  der  Kirchenvorsteher  überhaupt  nicht 
zu  Stande  oder  weigert  sich  die  Mehrzahl  der  gewählten  Kircheu- 
vorsteher, ihr  Amt  zu  übernehmen  oder  auszuüben,  oder  muss  der 
nach  erfolgter  Auflösung  neu  gewählte  Kirchenvorstand  aufgelöst 
werden,  so  ist  der  Regierungs-Präsident  (Landdrost)  befugt,  eine 
com  missarische  Besorgung  der  kirchlichen  Vermögens-Angelegenheiteu 
unter  sinngemässer  Anwendung  der  §§.  9.  bis  11.  des  Gesetze^  vom 
20.  Mai  1874  anzuordnen. 

Kommt  die  Wahl  der  Gemeindevertretung  nicht  zu  Stande 
oder  weigert  sich  die  Mehrzahl  der  Gemeindevertreter,  ihr  Amt  zu 
übernehmen  oder  auszuüben,  oder  muss  die  nach  erfolgter  Auflösung 
neugewählte  Gemeindevertretung  aufgelöst  werden,  so  ist  der  Regie- 
rungs-Präsident (Landdrost)  befugt,  sowohl  die  Geschäfte  des  Kir-^ 
chenvorstandes,  als  auch  die  der  Gemeindevertretung  commissarisch 
besorgen  zu  lassen. 

VJII,  Auf sichtsr eckte. 

§.  47.  Die  gesetzlichen  Verwaltungsnormen  werden  durch  dieses 
Gesetz  nicht  berührt. 

Die  den  vorgesetzten  Kirchenbehörden  gesetzlich  zastehenden 
Rechte  der  Aufsicht  und  der  Einwilligung  zu  bestimmten  Handlungen 
der  Verwaltung  werden  mit  den  in  den  nachfolgenden  Bestimmungen 
anthaltenen  Einschränkungen  geübt. 

§.  48.  Macht  die  vorgesetzte  Kirchenbehörde  von  den  ihr  ge- 
jelzlich  zustehenden  Rechten  der  Aufsicht  oder  der  Einwilligung  zo 
)estimfnten  Handlungen  der  Verwaltung  keinen  Gebrauch,  so  ist  sie 
:ur  Ausübung  derselben    von   der   staatlichen  Aufsichtsbehörde  auf- 

Arcliiv  rar  Kirchenreoht.  XKXIV.  \2 
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zufordern.  Leistet  sie  dieser  Aofforderang  binnen  dreissig  Tagen 
nach  dem  Empfange  derselben  keine  Folget  so  gebt  die  Ansübnng 
der  Befugnisse  auf  die  staatliche  Aufsichtsbehörde  über. 

§.  49.  Gegen  Verfügungen  der  vorgesetzten  Eirchenbehördf, 
durch  welche  die  Einwilligung  zu  bestimmten  Handlungen  der  Ver- 
waltung versagt  wird,  stellt  dem  Kirchenvorstande  die  Berufung  an 
den  Ober-Prftsidenten  zu,  welcher  endgiltig  entscheidet. 

§.  50.  Die  Beschlüsse  des  Kirchentorstandes  und  der  Ge- 
meindevertretung bedürfen  zu  ihrer  Giltigkeit  der  Genebmigang  der 
staatlichen  Aufsichtsbehörde  in  folgenden  Fällen: 

1)  bei  dem  Erwerb«  der  Veräussernng  oder  der  dinglichen  Ik- 
lastung  von  Grundmgenthum ; 

2)  bei  Veräusserung  von  Gegenständen,  welche  einen  geschicht- 
lichen, wissenschaftlichen,  oder  Kunstwerth  haben; 

3)  bei  Anleihen  im  Sinne  des  §.  21.  Nr.  4; 

4)  bei  dem  JBau  neuer,  fär  den  Gottesdienst,  die  Geistlichen 
oder  andere  Kirchendiener  bestimmter  Gebäude  ; 

5)  bei  der  Anlegung  oder  veränderten  Benutzung  von  Begrab- 
nissplätzen ; 

6)  bei  Einfährung  oder  Veränderung  von  Geböhrentaxen ; 

7)  bei  Ausschreibung,  Veranstaltung  und  Abhaltung  von  Sanino- 
luDgen,  CoUecten  etc.  für  kirchliche,  wohlthätige  oder  Schuliweei^e 
ausserhalb  der  Kirchengebäude; 

8)  bei  einer  Verwendung  des  kirchlichen  Vermögens,  welche 
nicht  kirchliche,  wohlthätige  oder  Schulzwecke  innerhalb  der  6^ 
meinde  selbst  betrifft. 

In  dem  Falle  zu  8  gilt  die  Genehmigung  als  ertheüt,  venn 
die  staatliche  Aufsichtsbehörde  nicht  binnen  30  Tagen  nach  Mit- 
theilung des  Beschlusses  widerspricht; 

9)  bei  Umlagen  auf  die  Gemeindeglieder. 

In  dem  Falle  zu  9  ist  die  Genehmigung  insbesondere  zu  ver- 
sagen, sofern  Bedenken  hinsichtlich  der  Ordnungsmässigkeit  der  Auf- 
erlegung, der  Angemessenheit  des  Beiirägsfusses  oder  der  Leistungs- 
fähigkeit der  Pflichtigen  bestehen. 

Wegen  der  Schenkungen  und  letztwilligen  Zuwendungen  be- 
wendet es  bei  dem  Gesetze  vom  23.  Februar  1870. 

§.  51.  Der  Kirchenvorstand  bedarf  zur  Fuhrung  von  Pn^ 
cessen  keiner  Ermächtigung  von  Seiten  einer  Staats-  oder  Kireben- 
behörde.  ' 

Atteste  über  die  Legitimation  des  Kirehenvorstandes  aar  Be- 
sorgung von  Bechtsangelegenhelten   oder  Atteste  über  das  Vorbas- 
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densein  derjenigen  Thatsachen,  welche  den  Anspruch  auf  Kastenfrei- 
heit begründen,  k5nnen  giltig  nur  V(H)  der  staatlichen  Anfsiehtsbe*- 
börde  ertbeilt  werden. 

§.  52.  Die  staatliche  Aufsichtsbehörde  ist  berechtigt,  Einsicht 
wn  dem  Etat  zu  nehmen  und  die  Posten,  welche  den  Gesetzen  wider» 
sprechen,  zu  beanstanden.  Die  beanstandeten  Posten  ddrfen  nicht 
in  Vollzug  gesetzt  werden. 

§.  53.  Weigert  sich  der  Kirchenvorstand  oder  die  Gemeinde- 
vertretung, Leistungen,  welche  aus  dem  kirchlichen  Vermögen  zu 
bestreiten  sind,  oder  den  Pfarr-Eingesessenen  oder  sonstigen  Ver- 
pflichteten obliegen,  auf  den  Etat  zu  bringen,  festzusetzen  oder  zu 
genehmigen,  so  ist  sowohl  die  bisohOfliche  Behörde,  als  auch  die 
staatliche  A.ufsichtsbehörde,  unter  gegenseitigem  Einvernehmen,  be- 
fugt, die  Eintragung  in  den  Etat  zu  bewirken  und  die  weiter  erfor- 
derlichen Anordnungen  zu  treffen. 

Unter  derselben  Voraussetzung  sind  diese  Behörden  befugt,  die^ 
gerichtliche  Geltendmachung  von  Ansprächen  der  Kirche,  der  Pfarrei, 
der  Gemeinde  und  der  in  der  Verwaltung  des  Kirchenvorstandes  be- 
findlichen Vermögensmassen,  insbesondere  auch  der  aus  der  Pflicht- 
wjdrigkeit  eines  Geistlichen  oder  anderen  Kirchendieners  entstehen- 
den Entscbädigungsforderung,  anzuordnen  und  die  hierzu  nöthigen 
Masaregeln  zu  treffen. 

§.  54.  Die  Jahresrechuung  ist  der  staatlichen  Aufsichtsbehörde  zur 
Prüfung,  ob  die  Verwaltung  etatsmftssig  geführt  worden  isti  mitzu- 
th  eilen. 

§.  55.  Welche  Staatsbehörden  die  in  den  §§.  48,  50.  bis  52, 
53,  54.  angegebenen  Befugnisse  der  Aufsicht  auszuüben  haben,  wird 
durch  königliche  Verordnung  bestimmt. 

IX,  SchltiSS"  und  Uebergangsbestimmungen. 

§.  56.  Die  Vorschriften  dieses  Gesetzes  finden  auf  Dom-,  Mi- 
litär- und  Anstaltsgemeindeh  keine  Anwendung. 

§.  57.  Vom  1.  October  1875  ah  können  die  dem  Kirchen- 
s^orstande  und  der  Gemeindevertretung  nach  diesem  Gesetze  zu- 
stehenden Befugnisse  nicht  durch  andere  Personen  oder  Behörden 
ils  darch  die  in  diesem  Gesetze  bezeichneten  wahrgenommen  werden. 

Sofern  nach  bisherigem  Rechte  den  kirchlichen  Organen  (Kir- 
ibenvorständen,  KirchencoUegien,  Fabrikräthen,  Kirchmeistern,  Be- 
^räsentanten  etc.)  noch  andere  Befugnisse  als  die  der  Vermögens-^ 
erwaltong  zugestanden  haben,  gehen  diese,   wenn   sie  von  den  un- 

12* 
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mittelbar  zur  Vermögensverwaltung  berufenen  Organen  aasgeäbt 
worden  sind,*  auf  den  Eirchenvoratand,  in  allen  anderen  Fällen  tnf 
die  Gemeindevertretung  über.  Ist  eine  solche  nicht  vorhanden,  so 
werden  auch  die  der  Gemeindevertretung  zustehenden  Befugnisse  von 
dem  Kirchenvorstande  wahrgenommen. 

§.  58.  Die  den  bischdfiichen  Behörden  gesetzlich  zustebendeo 
lachte  in  Bezug  auf  die  Vermögensverwaltung  in  den  Kirchenge- 
meinden  ruhen,  so  lange  die  bischöfliche  Behörde  diesem  Gesetze 
Folge  zu  leisten  verweigert,  oder  so  lange  das  betreffende  Amt  nicht 
in  gesetzmässiger  Weise  besetzt  oder  verwaltet  ist. 

•  Eine  solche  Weigerung  ist  als  vorhanden  anzunehmen,  wenn 
die  bischöfliche  Behörde  auf  eine  scliriftliche  Aufforderung  des  Ober- 
Präsidenten  nicht  binnen  30  Tagen  die  Erklärung  abgibt,  den  Vor- 
schriften dieses  Gesetzes  Folge  leisten  zu  wollen. 

Die  den  bischöflichen  Behörden  zustehenden  Befugnisse  geben 
in  solchen  Fällen  auf  die  betreffende  Staatsbehörde  über. 

§.  59.  Alle  diesem  Gesetze  entgegenstehenden  Bestimmoogen. 
mögen  dieselben  in  dem  in  den  verschiedenen  Landestheilen  gelten- 
den allgemeinen  Bechte^  in  Provinzialgesetzen,  in  Localgesetzen  oder 
Localordnungen  enthalten  oder  durch  Observanz  oder  Gewohnbeit 
begründet  sein,  werden  aufgehoben. 

§.  60«  Der  Minister  der  geistlichen  Angelegenheiten  ist  mit 
der  Ausführung  dieses  Gesetzes  beauftragt. 

Derselbe  ist  befugt,  mit  Bflcksicht  auf  besondere  örtliche  oder 
sonstige  Verhältnisse  und  besondere  für  die  Vermögensverwaltoo^ 
bestehende  Einrichtungen  den  im  §.57.  Absatz  1.  festgesetzte  Ter- 
min der  AusfUirung  zu  verlängern. 

Urkundlich  unter  Unserer  Höchsteigenhändigen  Untersebriit 
und  beigedmcktem  Königlichen  Insiegel. 

Gegeben  Bad  Ems,  den  20.  Juni  1875. 

(L.  S.)  Wühelm. 

Fürst  V.  Bismarck.   Camphausen.    Chraf  eu  Eulenburg.    Leonhardi. 
FäOc,   V.  Kamecke.   Achenbach.   FriedenthcU. 

Wahlordnung. 

Art.  1.  Der  Kirchen  vorstand  ordnet  die  Wahl  der  KirdieQ* 
Vorsteher  und  der  Gemeindevertreter  an,  stellt  die  Liste  der  WabI- 
berechtigten  auf  und  legt  dieselbe  in  einem,  Jedermann  zngängUcbo 
Locale  zwei  Wochen  lang  öffentlich  aus. 

Zeit  und  Ort  der  Auslegung  sind  der  Gemeinde  öffentlich  dorcb 
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•  Ausbaog  bekannt  zu  machen,  mit  dem  Beifügen,  dass  nach  Ablauf 
der  Auslegtingsfrist  Einsprüche  gegen  die  Liste  nicht  mehr  zulässig 
sind.  Nach  dem  Ermessen  des  EircheuTorstandes  kann  die  Bekannt- 
machung auch  noch  in  anderen,  den  örtlichen  Verhältnissen  entspre« 
chenden  Formen  erfolgen. 

Zur  Erhebung  des  Einspruches  ist  jedes  wahlberechtigte  Mit- 
glied der  Eirchengemeinde  befugt. 

Art.  2.  Der  Kirchenvorstand  entscheidet  Aber  die  Einspräche 
und  berichtigt  die  Liste.  Gegen  den  ablehnenden  Bescheid  steht 
dem  dadurch  von  der  Wahl  Ausgeschlossenen  binnen  einer  Ausschluss- 
frist von  zwei  Wochen  nach  erfolgter  Zustellung  die  BeruAmg  an 
die  Gemeindevertretung,  in  dem  Falle,  flass  eine  solche  nicht  vor-' 
handen  ist,  an  die  bischöfliche  Behörde  zu.  Letztere  hat  im  Ein- 
vernehmen  mit  dem  Begierungs-Präsidenten  (Landdrosten)  die  Ent- 
scheidung zu  treffen.  Durch  Einlegung  der  Berufung  wird  die  an- 
stehende Wahl  nicht  aufgehalten.  Zwischen  dem  Ablauf  der  Ein- 
spruchsfrist und  dem  Tage  der  Wähl  mfissen  mindestens  zwei  Wochen 
in  der  Mitte  liegen. 

Art.  3.  Die  Einladung  zur  Wahl  muss  die  Zeit  und  den  Ort 
der  Wahl,  sowie  die  Zahl  der  zu  wählenden  Personen  enthalten  und 
ist  der  Gemeinde  öffentlich  durch  Aushang  bekannt  zu  machen.  Nach 
dem  Ermessen  des  Eirchenvorstandes  kann  die  Bekanntmachung  auch 
noch  in  anderen,  den  örtlichen  Verhältnissen  entsprechenden  Formen 
erfolgen. 

Art.  4.  Aus  dem  Vorsitzenden  des  Eirchenvorstandes  und  aus 
vier  Beisitzem,  welche  der  Vorsitzende  aus  den  wählbaren  Mitglie- 
dern der  Gemeinde  beruft,  wird  ein  Wahlvorstand  gebildet. 

Art  5.  Die  Wahlhandlung  wird  durch  den  Vorsitzenden  ge- 
leitet. 

Art.  6.  Das  Wahlrecht  wird  in  Person  durch  verdeckte,  in 
eine  Wahlurne  niederzulegende  Stimmzettel  ohne  Unterschrift  aus- 
geübt. 

Art.  7.  Wird  in  dem  ersten  Wahlgange  eine  Mehrheit  für  die 
zur  Bildung  des  Kirchenvorstandes  oder  der  Gemeinde- Vertretung 
erforderliche  Zahl  von  Personen  nicht  erreicht,  so  findet  eine  engere 
Wahl  zwischen  denjenigen  statt,  welche  die  meisten  Stimmen  auf 
nch  vereinigt  haben.  Beläuft  sich  die  Zahl  derselben  auf  mehr  als 
las  Doppelte  der  zu  wählenden  Eirchenvorsteher  oder  Gemeinde- 
Vertreter,  so  scheiden  von  denjenigen,  welche  die  wenigsten  Stimmen 
irhalten  haben,  so  viele  aus,  dass  die  Zahl  der  Wählbaren  die  dop- 
pelte Zahl  der  zu  Wählenden  beträgt. 
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Bei  Stimmellgleichheit  entscheidet  überall  das  Loos. 

Art.  8.  Nachdem  der  Vorsitzende  die  Absftimmung  fir  ge- 
Bchlossen  erklärt  hat,  darf  eine  Stimmabgabe  nicht  mehr  zugelassen 
werden. 

Art.  9.  lieber  die  Giltigkeit  oder  üngiltigkeit  der  Stimm- 
zettel entscheidet  der  Wahlvorstand. 

Art.  10.  Ueber  die  Wahlhandlung  wird  ein  Protokoll  aufge- 
nommen, welches  den  wesentlichen  Hergang  beurkundet.  Dasselbe 
ist  Ton  dem  Vorsitzenden  und  mindestens  zwei  Mitgliedern  des  WaM- 
Vorstandes  zu  unterschreiben. 

Art.  11.  Die  Wahl  der  Kirchenvorateher  muss  derjenigen  der 
Gemeinde- Vertreter  vorangehen. 

Art.  12.  Die  Namen  der  Gewählten  werden  der  Geroeind« 
öffentlich  durch  Aushang  bekannt  gemacht.  Nach  dem  Ermesseo 
des  Eirchenvorstandes  kann  die  Bekanutmaohung  auch  noch  m  an- 
deren, den  örtlichen  Verhältnissen   entsprechenden  Formen  erfolgen. 

Art.  13.  Einsprüche  gegen  die  Wahl  sind  innerhalb  einer  vor 
dem  letzten  Tage  des  Aushanges  ab  zu  berechnenden  Ausschlossfrist 
von  zwei  Wochen  bei  dem  Kirchenvorstande  zu  erheben,  welcher 
über  dieselben  entscheidet.  Gegen  den  ablehnenden  Bescheid  steht 
binnen  einer  Ausschlussirist  von  zwei  Wochen  nach  erfolgter  Zu- 
stellung die  Berufung  an  die  bischöfliche  Behörde  zu,  welche  m 
Einvernehmen  mit  dem  Regierungs-Präsidenten  (Landdrosten)  die 
Entscheidung  zu  treffen  hat. 

Art.  14.  Für  die  erste  Wahl  erneimt  die  bischöfliche  Behörd«? 
im  Einvernehmen  mit  dem  Regierungs- Präsidenten  ( Landdrosten  i 
den  Wahlvorstand  und  den  Vorsitzenden  desselben.  Der  Wafalrcv- 
stand  übernimmt  die  dem  Kirchenvorstande  obliegenden  Verrieb- 
tungen. 

Dasselbe  gilt  für  den  Fall  der  Auflösung  des  Kirehenvor- 
Standes. 

5,  Erlass  des  Oberprästdenten  von   Hannover  vom  SO,  Märjr  187^'^ 
betr.  den  §.  23,  Absats  2.  des  Gesetzes  vom  IL  Mai  1873. 

Die  »Germaniac  von  1875  Nr.  76  berichtete:  Die  katholiscb* 
Pfiarrgemeinden  in  Gross- Düngen^  Diöcese  Hildesheim,  hatte  irr. 
Januar  v.  J.  durch  Todesfall  ihren  Pfarrer  verloren.  Da  die  Anord- 
nung einer  Administration  von  Seiten  des  Bischöfe  oder  der  bischöf- 
lichen Behörde  nicht  erfolgte,  auch  für  die  Gemeinde  unoatz  i;^- 
wesen  wäre,  so  nahmen  sich  derselben  die  benachbarten  Pfarrge^* 
liehen  an,  in  der  Ueberzeugung,  dadurch  mit  den  Gesetzen  nicht  iü 
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Collision  kommen  zu  können,  wie  mehrseitig  wiederholt  und  auoh 
vom  Herrn  Galtusminister  erklärt  war.  Die  darüber  jetzt  eingelei- 
tete gerichtliche  Untersuchung  wird  lehren,  ob  dieser  gute  Glaube 
jene  Geistlichen  vor  Strafe  schätzt.  Im  Februar  d.  J.  wurde  nun 
jenen  Nachbargeistlichen  durch  den  Herrn  Oberpräsidenten  erölhet, 
»dass  das  Zwangsverfahren  gegen  den  Herrn  Bischof  von  Hildesheim 
behufs  Wiederbesetzung^  der  Pfarrst^Ue  in  Gross-Dfingen  eingeleitet 
sei,  und  dass  nach  §.  23.  Absatz  2.  des  Gesetzes  aber  die  Vorbildung 
und  Anstellung  der  Gütlichen  vom  11.  Mai  1873  diejenigen  Geist- 
lichen sich  strafbar  machen,  welche  nunmehr  noch  geistliche  Amts- 
handlungen in  dieser  Pfarrei  vornehmen  wnrden.c 

Die  gleichzeitig  hiervon  in  Eenntniss  gesetzte  Gemeinde  Gros»- 
Dängen  war  hierüber  sehr  bestürzt,  glaubte  aber  noch  einen  Trost 
darin  zu  finden,  dass,  wie  sie  annahm,  damit  nur  Abhaltung  des 
öffentlichen  Gottesdienstes ,  nicht  aber  die  Spendung  der  hl.  Sacra^ 
mente  gehindert  werden  solle.  Sie  wm'de  indess  bald  eines  Anderen  be- 
lehrt ;   der  in  der  Untersuchungssache  gegen  die  Nachbargeisflichen 
in  Gross'Düngen  beschäftigte  Vertreter  der  KronanwaUschafty  Ober' 
gericktsrath  Hergenhahn^  beantwortete  die  an  ihn  direci  am  der  Qe^ 
meinde  gerichtete  Frage  ^   *ob  man  denn  liuch  nicht  einfnal  einen 
GeisÜichen  herbeirufen  dürfe,  wenn  ein  Sterbender  nach  den  letale^ 
Trostmitteln  seiner  Beligiofi  verlangest  mit  einem  bestimmten :  ^NeinU 
Diese  Antwort,  welche  sich  alsbald  wie  ein  Lauffeuer  durch  die  Ge- 
meinde verbreitete,  versetzte  dieselbe  in  die  grösste  Aufregung;  selbst 
Gemeindemitglieder ,   welche  bislang  ganz^  der  »liberalenc  Zeitströ- 
mung  gefolgt  waren,  fanden  es  doch  zu  arg,  dass  ihnen  nicht  ein- 
mal ein  Trost  für  ihre  Todesstunde  gelassen  werden  solle.    Man  be- 
schloss  daher  sich  direct  an  den  Herrn  Oberpräsidenten  zu  wenden, 
um  zu  erfahren,  ob  es  denn  wirklich  so  gemeint  sei.     Insbesondere 
hielt  man  es  für  erforderlich,  sich  über  folgende  Punkte  Aufklärung 
geben  zu  lassen: 

Ob  es  erlaubt  sei,  dass  ein  Geistlicher  die  Beerdigung  vornähme  ? 
Ob  ein  durchreisender  oder  zufällig  bei  seinen  Verwandten  in  Gross- 
Düngen  weilender  Geistlicher  seine  Frivatmessen  in  der  Pfarrkirche 
lesen  dürfe?  Ob  ein  benachbarter  Geistlicher  den  Kranken  die  hl- 
Sterbesacramente  spenden  dürfe?  u.  s.  w. 

Darauf  erfolgte  der  nachstehende  Bescheid  : 

^Hannover,  den  30.  März  1875. 
Dem  Eircbenvorstande  erwidere  ich  auf  die  Vorstellung  vom 
19.  d.  M.,  dass  nach  Vorschrift  des  §.  23.  Absatz  2.  des  Gesetzes 
über  die  Vorbildung  und  Anstellung  der  Geistlichen  vom  11.  Mai 
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1873  diejenigen  Qeistlicheti  sich  strafbar  machen,  welche  in  einem 
von  ihnen  nicht  dauernd  verwalteten  Amte  geistliche  AmtsbaDd- 
lungen  vornehmen,  nachdem  sie  vom  Oberpräsidenten  benachriebtigt 
worden  sind,  dass  das  Zwangsverfahren  behujEs  Wiederbesetzung  der 
Stelle  hl  Gemässheit  der  Vorschrift  im  §.  18.  Absatz  2.  des  gedach- 
ten Gesetzes  eingeleitet  sei. 

Nach  Ablauf  der  gesetzlichen  Frist  habe  ich  den  Herrn  Biscbof 
von  Hildesheim  ersucht,  die  durch  den  Tod  des  Dechanten  Friedrieb  er- 
ledigte katholische  Pfarrstelle  in  Oross-DQngen  wieder  zu  besetzeo 
oder  eine  Verlängerung  der  ihm  hierzu  gestellten  Frist  zu  beantragen. 

Nachdem  der  Herr  Bischof  innerhalb  dieser  Frist  weder  das 
Eine  fioch  das  Andere  gethan,  musste  das  gesetzlich  vorgeschriebeDe 
Zwangsverfahren  wegen  Wiederbesetzung  der  Stelle  gegen  ihn  einge- 
leitet und,  dass  dies  geschehen,  den  Geistlichen  in  Detfurth,  Egen- 
stedt  und  Hockein,  welche  bis  dahin  in  Qross-Dftngen  geistliche 
Amtshandlungen  verrichtet  hatten,  eröffnet  werden. 

Von  den  oben  bezeichneten  Folgen^  welche  der  §.  23.  Absatz  2. 
des  Gesetzes  vom  11.  Mai  1873  an  diese  Eröffnung  geknüpft  hat,  ^ 
betreffenden  Geistlichen  zu  entbinden,  ist  im  Gesetee  nicht  gestatiä. 

Wenn  hiedurch  in*der  Gemeinde  Gross- Düngen  die  von  den 
Kirchen  vorstände  hervorgehobene  Nothstände  entstehen,  so  theile  ich 
das  darüber  ausgesprochene  Bedauern  des  Kirchenvorstandes  in  vol- 
lern  Masse.  Ich  befinde  mich  jedoch  den  gesetzliehen  Vorschriften 
gegenüber  ausser  Stande,  die  gewünschte  Abhilfe  herbeiznfubren,  and 
kann  es  dem  Kirchenvorstande  nur  überlassen,  wegen  solcher  Abhilfe 
sich  an  den  Herrn  Bischof  von  Hildesheim  zu  wenden,  in  dessa 
Hand  es  liegt,  durch  die  gesetzmässige  Wiederbesetzung  der  dor- 
tigen Pfarrstelle  beziehungsweise  durch  die  Benennung  eines  mit 
der  stellvertretenden  Versehung  der  Pfarrgescbäfbe  zu  beauftrag^- 
den  Geistlichen  dem  Nothstände  der  Gemeinde  vorzubeugen  heuA- 
ungsweise  ein  Ende  zu  machen. 

Der  Oberpräsident, 
(gez.)  Graf  Eülenburg. 
An  den  Kirchenvorstand  in  Gross-Dungen.« 

(Man  vergleiche  übrigens  den  seitdem  ergangenen  oben  S.  1^1 
abgedruckte  Gultusministerialerlass  vom  13.  April  1875.) 
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IX. 

Eriass  des  Cardinal  FUrst-Erzblschofs  von  Wien  vom  7.  April 
1875,  die  sog.  Altkatholiken  betreffend. 

Joseph  Othmar  Cardinal  Rauscher ,  von  Gottes  und  des  heüigen 
Stuhles  Crnaden  Fürst-- Er jsbischof  von  Wien^  Grosskreujs  des  St. 
Stephans- ,  Prälat  und  Grosskreuz  des  Leopold" ,  Grosskreuz  des 
JcanigL  sächs.  AWrechts-Ordens  etc.  etc.  der  gesammten  ehrwürdigen 
Geistlichkeit  der  Erediöcese  Wien  Ileü  und  Segen  vom  Herrn! 

Obwohl  ich  schon  im  October  1871  aaf  Anlass  der  an  der  Sal- 
vatorkapelle  verübten  Rechtsverletzung  mich  über  das  Yerhältniss 
der  vorgeblichen  Altkatholiken  zur  Kirche  deutlich  .  ausgesprochen 
habe,  so  versetzen  doch  die  Verhandlungen,  welche  am  16.  und  17. 
März  1875  im  Abgeordnetenhause  stattfanden,  mich  nun  in  die  Noth- 
wendigkeit  auf  die  Entstehung  und  rechtliche  Stellung  dieser  Partei 
genauer  einzugehen. 

Der  Nationalverein,  welcher  zum  Zwecke  hatte  das  nichtöster- 
reicfaische  Deutschland  unter  Preussens  Führerschaft  zu  vereinigen, 
hielt  sich  anfänglich  von  allen  Keligionsfragen  ferne :  denn  seine  leis- 
tenden Mitglieder  besorgten  ihren  Erfolgen  auf  dem  Gebiete  der  Po- 
litik Eintrag  zu  thun,  wenn  sie  den  Katholiken  und  den  gläubigen 
Protestanten  Anlass  zu  Besorgnissen  gäben.  In  der  Folge  überwog 
aber  die  gegentheilige  Bichtung  und  man  beschloss  auf  Gründung 
einer  deutschen  Nationalkirche  hinzuwirken,  natürlich  einer  Kirche 
ohne  Ghristenthnm.  Der  erste  Schritt  hiezu  geschah  am  30.  Sep- 
tember 1863  in  der  Versammlung  zu  Frankfurt  am  Main ,  denn  es 
wurde  der  Protestantenverein  gegründet ,  welcher  dem  Kirchentage 
und  in  ihm  den  Protestanten,  die  von  dem  Ghristenthume  nicht  las- 
sen wollten,  entgegentreten  sollte.  Aber  schon  zwei  Tage  darauf 
trat  der  ganze  Plan  an's  Licht,  denn  am  2.  October  erschien  das 
Manifest  eines  religiösen  Reformvereines,  der  zu  einem  geregelten 
Zusammenwirken  der  religiösen  Fortschrittspartei  aus  den  verschie-* 
denen  Confessionen  aufforderte.  Indessen  fand  die  Verschmelzung  der 
Gonfessionen  keinen  Anklang  und  man  beschloss  wie  die  Protestanten, 
so  auch  die  Katholiken  vereinzelt  anzugreifen.  In  Baden,  wo  die 
kirchenfeindliche  Partei  am  rührigsten  war,  bildete  sich  ein  »altka- 
tholischer Verein  für  Schatz  und  Belebung  der  kirchengesetzlichen 
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Verfassung,«  unter  der  man  keine  andere  verstand  als  jene,  welcbe 
bei  ümcbtung  der  rheinischen  Kirchenprovinz  die  betheiligten  Staaten 
im  Äuge  hatten.  Nach  einer  Heidelberger  Correspondenz  der  Allge- 
gemeinen  Augsburger  Zeituog  vom  5.  November  1865  war  dort 
damals  schon  »Neukatholicismusc  als  Bezeichnung  der  ultramontanen 
Partei  in  Aller  Munde  und  dass  Anfangs  1866  die  Wirksamk^t  die- 
ser Wühler  sich  schon  sehr  bemerklich  machte,  erhellt  aus  des  En- 
bischofes  von  Freiburg  Hirtenbriefe  vom  21.  Jänner  1866.  »Für 
offenbar  auf  Zerstörung  der  katholischen  Kirche  abzielenden  Bestre- 
bungen sucht  inan  unter  dem  Namen  »»altkatholische  Bewegung« 
arglose  Oläubige  zu  gewinnen,«  klagte  Hermann  von  Vicari. 

Die  Altkatholiken  dieses  Schlages  waren  die  Vorläufer  der  Par- 
tei, zu  deren  Bildung  die  vaticanischen  Decrete  den  Austoss  gaben, 
sie  übertrugen  auf  dieselben  ihren  Namen  und  wirkten  darauf  ein, 
dass  die  neuen  Altkatholiken  eine  Richtung  nahmen,  durch  welche 
sie  ihren  Namensvorgängem  als  Wegmacher  dienten.  Allein  u 
Gründung  der  Sect«,  welcher  die  vorgeblich  altkatholischen  Gemein- 
den angehören,  hätten  sie  keineswegs  hingereicht;  es  waren  Vertre- 
ter der  Wissenschaft,  welche  dabei  die  massgebende  Rolle  spielten. 

Die  Systeme,  durch  welche  die  Philosophie  des  deutschen  Pn)- 
testantisipus  die  Religion  zu  ersetzen  suchte,  waren  zwar  sämmtUd] 
Pflanzungen,  die  bald  verwelkten,  doch  drei  derselben  haben  in  ih* 
rer  Neuheit  einen  blendenden  Eindruck  hervorgebracht  und  dies  hat 
selbst  auf  Männer  gewirkt,  welche  die  geoffenbarte  Wahrheit  nicM 
umstürzen,  sondern  vertheidigen  wollten;  sie  wandten  sich  an  Kant 
an  Schelling  und  zuletzt  auch  an  Hegel,  um  mit  Hilfe  ihrer  mannig- 
fach umgebildeten  Lehrsätze  der  Vernunft  das  Verständniss  der  Glao- 
benslehre  zu  erschliessen.  Dabei  begegnete  es  Mehreren,  dass  sie  den 
Ergebnissen  menschlicher  Forschung  eine  denselben  nicht  gebühreod? 
Stellung  anwiesen.  Die  grossen  Theologen  des  Mittelalters  eigneten 
sich  ein  Wort  an,  welches  schon  Clemens  von  Alexandrien  und  nack 
ihm  Johannes  von  Damascus  gesprochen  hatte,  und  stellten  der  Phi- 
losophie die  Aufgabe  die  Dienerin  der  Theologie  zu  sein.  Dageg» 
erhob  man  aber  lebhafte  Einsprache  und  verlangte  fiir  die  Philoso- 
phie eine  Selbstständigkeit,  welche  sie  nur  in  Fragen  hat,  die  der  m 
der  Kirche  bewahrten  Hinterlage  des  Glaubens  fremd  sind.  Das  R- 
wusstsein,  dass  man  die  Kirche  zu  hören  schuldig  sei,  wurde  (b- 
durch  nicht  aufgehoben,  aber  geschwächt  und  verdunkelt  Daher 
hat  das  Pronvincialconcil  von  Wien  (tit.  L  cap.  IT.  p.  36.  37.)  nb«r 
das  Verhältniss  der  Philosophie  zur  Kirche  die  nöthigen  Ennafamingo 
und  Belehrungen  erlassen.    In  ähnlicher  Weise  wirkten  aber  audi<ü« 
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Einflüsssef  unter  welche  die  Professoren  der  katholischen  Theologie 
an  den  deutschen  Hochschulen  sich  gestellt  fanden.  Hier  war  und 
ist  die  freie  Wissenschaft  das  Losungswort.  Das  klingt  bestechend, 
doch  um  so  mehr  verdient  es  erwogen  zu  werden. 

Die  Wissenschaft  ist  das,  was  das  Wort  bezeichnet,  durch  das 
Wissen,  welches  man  besitzt.    Wissen  heisst  Kenntnisse  haben,  und 
Kenntnisse  hat  man  nur  in  so  weit,  als  die  Auffassung,  die  man  sich 
von  dem  Gegenstande  bildet,  der  wirklichen  Beschaffenheit  desselben 
entspricht.  Diese  Uebereinstimmung  der  Auffassung  mit  der  wirklichen 
Beschaffenheit  des  Aufgefassten  nennen  wir  Wahrheit  und  weiter  als 
die  Wafirheit  reicht  keine  Wissenschaft.    Die  Wissenschaft  ist,  also 
an  der  Hochschule  frei ,   wenn    der  Lehrer  nicht  gehindert  ist  über 
die  Gegenstände  seines  Vortrages  die  Wahrheit  zu  sagen,  und  die- 
ser Freiheit  sich  zu  bedienen,  ist  nicht  nur  sein  Kecht,  sondern  auch 
seine  Pflicht.    Jeder  Lehiw  ist  seinen  Schülern  schuldig,  die  Be- 
hauptungen und  Ansichten  ,   die    er  vorträgt ,  mit  allem  Ernste  auf 
die  Wagschale  zu  legen  und  das  Gewisse  als  gewiss,  das  Ungewisse 
als  ungewiss  darzulegen.    So  thut  man  in  der  Naturlehre;  die  Er- 
klärung des  Lichtes  und  der  Wärme  durch  die  Schwingungen  eines 
ungemein  feinen ,  Aether  genannten  Stoffes  ,  wird    noch  immer  als 
eine  Hypothese  aufgeführt,   wiewohl  man  in  Betreff  des  Lichtes  die 
beigebrachten  Beweise  überzeugend  nennen  könnte,  und  nur  die  Er- 
scheinungen der  geleiteten  Wärme  noch  bedeutende  Schwierigkeiten 
verursachen ;  so  soll  man  bei  Allem  thun,  worüber  die  Wissenschaft 
Belehrung  zu  ertheilen  hat.    Der  Liberalismus  unserer  Tage  macht 
dabei  den  Vorbehalt,  dass  im  Reiche  der  Wissenschaft  das  Ghristen- 
thum  als  ein  überwundener  Standpunkt  zu  gelten  habe ,   und  sogar 
die  Geistesfreiheit  Jener,  die  wenigstens  Gott  und  die  Unsterblich- 
keit retten  möchten,  ist  ihm  mehr  als  verdächtig.    So  war  es  nicht 
immer ,  aber  seit  Langem  fordert  man  von  dem  Vertreter  der  Wis- 
senschaft, dass  er  in  Fragen  der  Religion   und  Pflicht   sein   eigenes 
Urtheil  als  das  oberste  Gesetz  seiner  Anerkennungen  betrachte  und 
sich   daher  nicht  verbunden  halte ,   Lehrsätze ,   die  dem  Ergebnisse 
seiner  eigenen  Forschung  widersprechen,  als  wahr  anzunehmen.    Die 
katholische  Theologie  hat   aber  den  katholischen  Glauben  zu  ihrer 
Voraussetzung  und  muss  daher  nicht   hur  von  den  Lehren    der  Of- 
fenbarung ausgehen,  sondern  auch  die  Lehren  derselben  so ,  wie  die 
Kirche  sie  auibewahrt  und  bei  auftauchenden  Zweifeln  erklärt,  ihren 
Forschungen  zu  Grunde  legen.    Deswegen   ist  es   schon  lange  her, 
dass  man  der  katholischen  Theologie  den  Namen  und  das  Kecht  einer 
Wissenschaft  streitig  gemacht  hat,  allein  ohne  allen  haltbaren  Grund. 
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Wenn  Jemand  spräche :  ob  es  ein  Galcotta  gibt,  kann  ich  nicht 
mit  Bestimmtheit  sagen,  denn  ich  war  niemals  dort;  so  würde  man 
glauben^  er  scherze  oder  er  sei  nicht  wohl  bei  Trost.  Obgleich  näm- 
lich die  Menschen  sehr  oft  irren,  so  ist  doch  unter  gewissen  um- 
ständen ihr  übereinstimmendes  Zengniss  so  beschaffen ,  dass  ihm 
Niemand,  der  von  den  menschlichen  Dingen  die  keinem  Vernünf- 
tigen mangelnde  Eenntniss  besitzt,  den  Glauben  versagen  kamt  Di^ 
ser  Art  sind  aber  die  Berichte ,  welche  wir  zu  Wien  über  Calcntta 
haben.  Allein  auch  über  das,  was  wir  nicht  nur  nicht  gesehen  haben, 
sondern  auch  nicht  sehen  können,  vermögen  wir  Gewissheit  zu  er- 
langen, und  der  Christ  hat  Gewissheit  über  das  Dasein  Gottes,  durch 
den  er  ward  und  ist,  und  die  von  Gott  geoffenbarten  Wahrheiten; 
er  hat  sie  durch  das  Zeugniss  der  eigenen  Vernunft ,  durch  Be 
richte,  welche  ebensowenig  falsch  sein  können  als  die  Nachrichten, 
vermöge  derer  wir  an  Galcutta's  Vorhandensein  nicht  zweifeln,  und 
durch  die  erleuchtende,  bewegende  Gnade  des  heiligen  Geistes.  Der 
menschlichen  Forschung  bleibt  demung^achtet  ein  weiter  Spielranm, 
doch  sie  würde  zerstören ,  nicht  aufbauen ,  wenn  sie  in  Fragen  tun 
den  Sinn  der  göttlichen  Offenbarung  dem  von  Gott  eingesetztes 
Lehramte  die  Entscheidung  anstritte.  Nicht  den  Professoren,  so  ge- 
lehrt sie  auch  sein  mögen,  sondern  den  Aposteln  und  ihren  Niich- 
folgem  hat  der  Heiland  die  Verheissung  ertheilt :  Sehet ,  ich  bin 
bei  euch  bis  an  das  Ende  der  Welt. 

Die  Professoren  der  Theologie  suchten  die  Verdächtigung  ihrer 
Wissenschaftlichkeit  dadurch  zu  widerlegen ,  dass  sie  an  ümüuig 
und  Gründlichkeit  der  Kenntnisse  sich  den  Lehrern  der  übrigen  Fa- 
cultäten  ebenbürtig  erwiesen.  Doch  gerade  Jene ,  die  von  der  Wv^ 
senschaftlichkeit  am  lautesten  sprachen,  Hessen  sich  dadurch  am 
wenigsten  zufrieden  stellen;  mochte  ein  Professor  sieb  durch  Ge- 
lehrsamkeit, Scharfsinn  und  Fleiss  noch  so  sehr  auszeichnen,  wenn 
das  Ergebniss  seiner  Forschungen  mit  der  Eirchenlehre  überall  g^ 
nau  zusammentraf,  so  war  er  f&x  diese  kein  Mann  der  Wissenschaft 
Um  dafür  zu  gelten  musste  man  der  Philosophie  des  Tages  Huldig- 
ungen bringen  und  vor  gewagten  odet  auch  offenbar  irrigen  Behaop- 
tungen  keine  Scheu  tragen.  Dies  machte  auf  gär  Manche  Eindroeii 
ohne  dass  sie  sich  dessen  klar  bewusst  waren.  Es  verbreitete  sieh 
im  Stillen  die  Ansicht,  als  sei  der  Bischof  nicht  befugt  die  Lehre 
der  Professoren  der  Hochschule,  welche  die  Vertreter  der  kircUicheD 
Wissenschatt  seien ,  auf  die  Wage  der  Bechtgläubigkeit  zu  legeo. 
und  es  geschah  sogar,  dass  darnach  gehandelt  wurde.  Hiezn  kam. 
dass  man  sich  sagen  durfte,  viele  und  gründliche  Kenntnisse  zu  be- 
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sitzen,  und  ohne  das  Recht  der  Kirche  ausdrücklich  oder  nur  mit 
Bewusstsein  zu  läugnen,  dachten  viele  gelehrte  Männer  sich  in  eine 
Stellung  hinein,  welche  die  Kirche  ihnen  nicht  zugestehen  konnte. 

Tn  der  Versammlung  katholischer  Gelehrter,  welche  im  September 
1863  zu  München  gehalten  wurde,  machte  Herr  v.  Döllinger  in  einer 
Rede,  die  seine  umfassenden  Klanntnisse  beurkundete,  die  nachstehende 
Aeussernng:    »Die  Theologie  ist  es,  welche  der  rechten,  gesunden  öf- 
fentlichen Meinung  in  religiösen  und  kirchlichen  Dingen  Dasein  und 
Kraft  verleiht,  der  Meinung ,  vor  der  zuletzt  alle  sich  beugen ,  auch 
die  Häupter  der  Kirche  und  die  Träger  der  Gewalt.    Aehnlich  dem 
Prophetenthume  in  der  hebräischen  Zeit,  das  neben  dem  geordneten 
Priesterthume  stand,  gibt  es  auch  in  der  Kirche  eine  ausserordent- 
liche Qewalt  neben  den  ordentlichen  Geiyalten  und  dies  ist  die  öf- 
fentliche Meinung.    Durch  sie  übt  die  theologische  Vi  issenschaft  die 
ihr  gebührende  Macht,  welcher  auf  die  Länge  nichts   widersteht^).« 
Hierin  prägt  sich  die  irrige  Auffassung  ab,  ohne  die  es  unmöglich 
gewesen  wäre,  dass  dieser  ausgezeichnete  Gelehrte  einen  so  traurigen 
und  yerderblichen  Abweg  betreten  hätte.    Wenn  man  den  Ausdruck 
»öffentliche  Meinung«  auch  noch   so  wohlwollend  erklärt ,   so   wird 
doch  jedenfalls  behauptet :    Der  Katholik  hat  in  Betreff  seines  Glau- 
bens  sieh  an   die  Ergebnisse  der    wissenschaftlichen  Forschung  zu 
halten  and  was  auf  die&^em  Wege  zur  vorherrschenden  Ueberzeugung 
der  christlichen  Gemeinde  geworden  ist ,   das   muss   die  Kirche  als 
die  richtige  Erklärung  der  ihr  anvertrauten  geoffenbarten  Wahrheit 
anerkennen.     Wer  die  Sache  sich  so  denkt,  nmss  einem  allgemeinen 
Goneile  zumuthen  vor  Allem  die  Gelehrten  zu  hören  und  wenigstens 
nichts  dem  Urtheile  derselben  Widerstreitendes  zu  verfugen ;  er  ver- 
gisst  aber,   dass  dadurch  für   die  Glaubensentscheidungen  der  von 
Gott  geordnete  Schwerpunkt  verrückt   wäre.    Die  Kirche  hat   die 
Hilfe  der  Wissenschaft  niemals  gering  angeschlagen;  schon  auf  der 
3rsteo  allgemeinen  Kirchenversammlung,  auf  dem  so  hoch  verehrten 
Uoncile   von  Nicäa  wurden  bei  den  vorbereitenden   Verhandlungen 
);elehrt-e  Männer  vernommen,  und  Athanasius ,  welcher  damals  noch 
)iacon  war,  nahm  auf  die  Fassung  des  Glaubensbekenntnisses  gros- 
en  Einfluss :  wobei  allerdings  zu  bemerken  ist ,   dass   er  schon   zu 
klexandrien  sieh  als  eipen  überlegenen  Gegner  der  Arianer  gezeigt 
atte.      Aber  das  entscheidende  Wort  hat  keine  Kirchenversammlung 


1)  TerhandlimgeH  der  Versammliuig  katholischer  Gelehrter  in  München 
)iii  28.  September  bis  1.  October  1863,  S.  47. 
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den  Vertretern  der  Wissenschaft  überlassen,  sondern  jede  den  Nach- 
folgern der  Apostel  vorbehalten. 

Die  Ueberschätzang  des  Rechtes  deutscher  Wissenschaft  nalm 
aber  in  Deutschland    auf  Viele   mehr  oder  weniger  Einfluss;  auch 
Männer  von  grossen  Verdiensten  waren  darunter.    Hiezu  kam ,  dass 
Gelehrte   von    tiefgehender   Kenntniss    der   Eirchengeschicbte  nnd 
ihrer  Hilfswissenschaften  in  der  Frage  der  Unfehlbarkeit  Schwierig- 
keiten finden  konnten,  welche  Anderen  entgingen ,  und  wiewohl  bei 
weitem  nicht  alle  Mitglieder  der   theologischen  Facultäten   für  die 
Wissenschaft  mehr  als  ihr  gebührte  verlangten ,  so  hielten  doch  die 
meisten  es  nicht  für  richtig,   dass   ein  päpstlicher  Ausspruch  xüm 
den  Inhalt  der  Offenbarung  die  Pflicht  ihn  als  Glaubenslehre  anzu- 
nehmen mit  sich  bringe,  ohne  dass  eine  vorhergegangene  oder  nach- 
gefolgte Beistimmung  der  Öischöfe  stattgefunden  habe,  oder  die  eui- 
gegenstehenden  Schwierigkeiten   schienen   ihnen  doch  so  bedeutend, 
dass   sie  die  Lösung   derselben   für  unmöglich   erachteten.    Daher 
waren  die  Beschlüsse  des  18.  Julius  1870  für  nicht  Wenige  eine 
Stunde  der  Versuchung ,  in  welcher  sie  die  Kraft  ihres  Glaubens  n 
erproben  hatten.    Die  grosse  Mehrzahl  derselben  hat  wahr  gemacht 
das  Wort  des  Apostels,  den  wir  nicht  nur  als  den  Jünger  der  Liebe, 
sondern  auch  als  den  Theologen  begrüsscn ,  weil   er  zum  Einbliete 
in  die  Geheimnisse  Gottes  sich  wie  mit  dem  Fhige  des  Adlers  em- 
porschwang, das  Wort  des  heiligen  Johannes,  welcher  spricht:  »Un- 
ser Glaube  ist  der  Sieg ,  welcher   die  Welt  bezwingt.€    Sie  babes 
entweder  ohne   Aufschub    oder  doch    nachdem    sie   die   mahnend«^ 
Stimme  ihrer  Bischöfe  vernommen  hatten,  die   Beschlüsse  des  Cou- 
ciles  vom  Vatican  als  Richtschnur  des  Glaubens  anerkannt.    ISmp 
aber  beharrten  auf  ihrem  Sinne  und  wurden  in  der  Hitze  des  Strei- 
tes viel  weiter  fortgerissen  als  sie  anfänglich   selbst  beabsichtigten. 
Es  ist  dies  um  so  mehr  zu  beklagen,  als  eine  nicht  unbedeuteodc 
Anzahl  von  Männern,  die  es  mit  Religion  imd  Kirche  ehrlich  nseie- 
ten,  durch  das  Vertrauen  auf  den  Namen  und  die  Leistungen  j^er 
Gelehrten  in  die  Bewegung  verwickelt  wurden  und,  als  sie   einmal 
in  die  Mitte  des  Parteigetriebes   versetzt  waren,  etwas  Aebnlicbe$ 
wie  ihre  Meister  erfuhren ;  sie  liessen  sich  dann  Dinge  gefallen,  dtf 
sie  vor  nicht  langer  Zeit  noch  mit  Unwillen  zurückgewiesen  hätte&. 
Und  doch  ist  es  für   einen  Mann ,    der   an  Gott   den   allmtchügn 
Schöpfer  und  Jesus  Christus  seinen  Eingebornen  Sohn  unseren  Herro 
von  Herzen  glaubt,  niclit  so  schwer  das  Netz  zu  durchbrechen,  ^^ 
ihn  von  dem  Schoose  der  Kirche  ferne  hält. 

Wie  der  Heiland  für  uns  Einmal  gestorben  ist,  so  hat  er  di^ 
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Geheimnisse  des  Glaubens  Einmal  den  von  Gott  vorherbestimmten 
Zeugen  geoffenbart  und  durch  ihre  Vermittelung  der  Kirche  über- 
geben, damit  si^  die  Lehre  der  Wahrheit  unversehrt  erhalte  und 
den  zum  Herrn  Pilgernden  verkünde.  Es  ist  die  Gnadenhilfe,  des 
heiligen  Geistes,  durch  welche  die  Kirche  den  ihr  anvertrauten  Schatz 
gegen  Jeden  Irrthum  bewahrt;  doch  der  Geist  Gottes  erzeigt  der 
Kirche  diese  Hilfe,  indem  er  auf  die  Menschen  einwirket,  welche  zu 
Zeugen  der  göttlichen  Offenbarung  berufen  sind.  Wer  sind  aber  die 
dazu  Berufenen?  Von  wem  muss  eine  Erklärung  ausgehen,  damit 
wir  volle  Gewissheit  haben ,  durch  die  Gnade  des  heiligen  Geistes 
sei  jeder  Irrthum  von  ihr  ferne  gehalten?  Obgleich  hierauf  nicht 
immer  und  von  Allen  dieselbe  Antwort  ertheilt  wurde,  so  haben  doch 
Alle,  die  man  Katholiken  nennen  darf,  vom  Anbeginn  und  jederzeit 
anerkannt,  dass  eine  Erklärung  der  Hinterlage  des  Glaubens ,  worin 
der  Papst  und  sämmtliche  Bischöfe  mit  einander  übereinstimmen, 
ein  richtiger  Ausdruck  der  göttlichen  Offenbarung  sei  und  daher  die 
Verbindlichkeit  begründe  sie  als  Gottes  Wort  anzunehmen  und  zu 
bekennen.  Die  Gelehrten ,  welche  in  der  allerneuesten  Zeit  eine 
weitergehende  Forderung  erhoben  haben ,  mögen  erwägen ,  dass  sie 
der  ganzen  kirchlichen  Vergangenheit  entgegenstehen.  Nun  ist  aber 
die  Entscheidung  über  die  päpstliche  Unfehlbarkeit  mit  Zustimmung 
von  fünfhundert  anwesenden  Bischöfen  erlassen  worden  und  die  ab- 
wesenden haben  sämmtlich  ihren  Beitritt  erkläTt :  jeder  Katholik  ist 
also  sie  als  Glaubenslehre  anzuerkennen  verpflichtet.  Dies  gilt  für 
den  Gelehrten  wie  für  den  Ackersmann ;  die  Schlussfolge  ist  so  ein- 
fach, dass  jeder  Ackeramann  sie  leicht  begreifen  kann ,  aber  auch 
ein  Mann  der  Wissenschaft  darf  sich  der  Macht  derselben  nicht  ent* 
ziehen. 

Die  Ueberzeugung ,  dass  die  Kirche  bei  Erklärung  der  von 
Gott  ihr  anvertrauten  Wahrheit  nicht  irren  könne,  ist  die  Grund- 
feste des  christlichen  Glaubens,  ohne  sie  wären  wir  nicht  einmal 
der  heiligen  Schrift  gewiss.  Durch  sie  bewähren  wir  unser  Ver- 
trauen auf  die  Leitungen  des  Vaters,  ohne  dessen  Willen  kein  Haar 
von  unserem  Haupte  fällt ,  auf  die  Verheissung  des  Sohnes,  der 
uns  erlöset  hat  und  richten  wird  ,  auf  das  Walten  des  Trösters, 
der  unser  Licht  will  sein  und  unsere  Kraft.  Wenn  wir  von  ihr  ab- 
fallen, so  sondern  wir  uns  ab  von  der  Welt  des  Lichtes,  in  die 
unser  Geist  durch  die  Kraft  des  von  der  Kirche  verbürgten  Glaubens 
hinüberreioht,  und  verurtheilen  uns  in  den  Nebelgründen  des  mensch- 
lichen Wäliuens  umherzuirren.  Hätten  die  Gelehrten,  welche  die 
Beschlüsse  des  18.  Julius  zurückwiesen,  dies  ernstlich   erwogen,  so 
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würde  ihr  Glaube  die  ihm  auferlegte  Prüfung  wohl  bestanden  hal)€ü. 
Sie  waren  durch  die  erfolgte  Lehrbestimniung  nicht  verpflichtet  zu 
glauben,  dass  alle  dagegen  erhobenen  Schwierigkeiten  nun  schon  ge- 
löst seien,  wohl  aber,  dass  sie  alle  gelöst  werden  können,  und  bit- 
ten sie  stark  durch  den  Aufblick  zu  Gott  einige  ihnen  liebgewordeDe 
Ansichen  dem  Glauben  an  die  über  der  Kirche  wachende  Yorsebang 
zum  Opfer  gebracht  und  ihre  Kenntnisse  aufgeboten,  um  zu  Besd- 
tigung  aller  Zweifel  und  Einwürfe  beizutragen ,  so  würden  sie  über 
sich  selbst  eiuen  schönen  Sieg  erfochten  und  um  die  deutsche  Kirche 
sich  ein  grosses  Yerdienst  erworben  haben.  Aber  sie  können  das 
Versäumte  nachholen  und  werden  dadurch  für  das  Heil  ihrer  Seele, 
für  den  Frieden  der  Kirche  und  die  Ehre  der  deutschen  Wissen- 
schaft sorgen. 

Wenige  Tage  nach  dem  18.  Julius  entbrannte  ein  Krieg,  der 
Deutschlands  Zukunft  in  Frage  stellte,  und  es  konnte  nicht  anders 
geschehen  als  dass  er  die  Aufmerksamkeit  gebieterisch  auf  sich  zog: 
was  denn  auch  auf  die  kirchliche  Frage  zurückwirkte.  Sobald  aber  der 
Sieg  den  Frieden  zurückgeführt  hatte,  begannen  die  Leute  ^  welche 
in  dem  Wühlen  gegen  die  Religion  ihren  Buhm  suchen  oder  ihr6^ 
Schaft  finden,  sich  von  allen  Seiten  zu  regen  und  beuteten  die  ün- 
fehlbarkeitslehre  mit  ihrer  gewohnten  Thätigkeit  aus.  Mäuner,  die 
allgemein  als  Atheisten  bekannt  waren,  zeigten  nun  plötzlich  einen 
brennenden  Eifer  für  die  alte  unverßllschte  katholische  Lehre  uni 
schilderten  mit  unerschöpflicher  Beredsamkeit  den  Frevel ,  wekheD 
der  von  den  Jesuiten  gegängelte  Papst  durch  seine  unverantwortficheo 
Neuerungen  begangen  habe.  Es  wurden  zu  Köln ,  München ,  Wiea 
und  Solothum  Actions-Comit^s  errichtet,  und  man  arbeitete  dahio, 
Kirchengemeinden,  die  der  katholischen  Kirche  feindlich  entgegen- 
träten, in's  Leben  zu  rufen.  Der  Name  eines  Altkatholiken  wurde  nun 
wieder  als  Losungswort  gebraucht,  doch  übertrug  mau  ihn  jetzt  am' 
Alle,  die  von  der  Unfehlbarkeit  des  Papstes  nichts  wissen  woUten, 
und  knüpfte  hohe  Ansprüche  daran.  Man  behauptete  das  Häuflein 
der  alten ,  treugebliebenen  Katholiken  mache  jetzt  allein  die  Kirche 
Christi  aus  und  sie  hätten  desswegen  auch  dem  Staate  gegenüber 
auf  alle  Oerechtsame  und  Besitzungen  der  katholischen  Kirche  An- 
spruch ;  80  gross  die  Menge  der  Uebrigen  sein  möge,  durch  die  der 
Neuerung  gezollte  Beistimmung  hätten  sie  aufgehört  wahre  Kathi> 
liken  zu  sein ,  denn  die  Lehre  der  katholischen  Kirche  sei  wandel* 
loss.  Diese  Behauptung  ist  so  frech  und  albern  zugleich,  dass  sie 
ihren  ersten  Ursprung  wohl  den  geschulten  Wühlern  verdankt,  welche  ge- 
wohnt sind  in  Sachen  der  Aufklärerei  von  ihren  Gläubigen  das  Opfer 
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des  gesunden  Menschenverstandes  zu  fordern.  Und  diese  Lente  nah- 
men sich  nicht  einmal  die  Muhe  ihr  letztes  Ziel  sorgsam  zu  ver- 
bergen. Der  altverjährte  Katholikenfeind  Augustin  Keller  geberdete 
in  Deutschland  sich  als  einen  tapferen  Yertheidiger  des  reinen,  alt- 
katholischen,  von  keinem  Jesuiten  verderbten  Glaubens;  doch  bei 
einer  altkatholischen  Volksversammlung,  die  er  in  der  Schweiz  hielt, 
sagte  er  gradezu  heraus :  »Die  katholische  Dogmatik  und  Moral  und 
der  ganze  Cultus  muss  gesäubert  und  dann  ein  Anschluss  an  den 
Protestantenverein  angestrebt  werden  <),«  das  heisst^  man  muss  mit 
dem  Christenthume  ein  Ende  machen.  An  Gesinnungsgenossen  fehlte 
es  in  Deutschland  ihm  nicht.  Der  Protestantenverein  war  die  erste 
kirchliche  Schöpfung  des  vormaligen  Nationalvereines,  dessen  Führer 
nunmehr  an  der  Spitze  des  Culturkampfes  stehen,  und  einen  Katho^ 
licismus  herzustellen,  d^  ein  Zwillingsbruder  des  Protestauten- 
vereins  sei,  gehört  zu  den  vornehmsten  Aufgaben  des  Culturkampfes. 
Allein  die  Gegner  der  Unfehlbarkeit,  welche  dem  Papste,  wenn 
er  nicht  primus  inter  pares  sein  wolle,  aber  nicht  der  Kirche  und 
der  Offenbarung  abzusagen  gedachten,  blickten  noch  immer  auf  die 
der  Kirche  sich  widersetzenden  Professoren  als  auf  ihre  Leiter  hin 
und  diese  veranstalteten  im  September  1871  eine  Versammlung, 
durch  welche  Einigkeit  und  Zusammenwirken  hergestellt  werden 
sollte.  Man  nannte  sie  einen  Katholiken-Congress',  denn  durch  den 
Namen  der  Altkatholiken  sich  von  der  Kirche  abzusondern,  schien 
den  Männern,  deren  Einfluss  damals  noch  überwog,  nichts  weniger 
als  gerathen;  allein  das  Programm,  welches  man  dieser  Versamm^ 
lang  vorlegte,  war  ganz  geeignet  jenem  Altkatholicismus ,  vor  wel-- 
chejn  schon  Hermann  von  Vicari  gewarnt  hatte,  die  Wege  zu  ebnen. 
Zwar  begann  es  mit  der  Versicherung,  man  verwerte  die  Vatica- 
nischen  Decrete  »von  dem  Standpunkte  des  Glaubensbekentnisses  aus, 
wie  es  noch  in  dem  sogenannten  tridentinischen  Symbolum  enthalten 
ist,<  aber  alles  Nachfolgende  stand  damit  in  Widerspruch.  Es 
wurde  nämlich  behauptet,  ein  Ausspruch  des  Papstes  sei  auch  mit 
Zustimmung  der  Bischöfe  nicht  hinreichend,  um  einen  Glaubenssatz 
festzustellen:  denn  der  katholischen  Laienwelt,  dem  Klerus  und  der 
wissenschaftlichen  Theologie  gebühre  das  Recht  des  Zeugnisses  und 
der  Einsprache;  überdies  ward  erklärt,  dass  man  eine  Reform  der 
Kirche  anstrebe,  welche  die  heutigen  Gebrechen  und  Missbräuche 
heben  und  insbesondere  die  berechtigten  Wünsche  des  katholischen 
Volkes  auf  verfassungsmässig  geregelte  Theilnahme  an  den  kirch- 
lichen Angelegenheiten  erfüllen  werde.     Auch  in  anderer  Hinsicht, 

1)  Schweizerische  Eirchenzeitong  vom  11.  November  1871. 
Archiv  für  Kirohenrecht.  XXXIV.  X3 
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namentiich  in  Betreff  der  Heranbildung  der  Geistlichkeit  widerstritt 
das  Programm  dem  Geiste  und  den  Anordnungen  des  Conciles  tod 
Trient. 

Unter  den  Mitgliedern  dieser  Versammlung  befanden  sich  Keller 
und  Andere»  von  welchen  es  offenkundig  war,  dass  der  Glaube  ao 
die  göttliche  Offenbarung  ihnen  eben  so  ferne  stehe  als  der  an  die  päpst- 
liche Unfehlbarkeit.  Diejenigen,  welche  obschon  in  einer  schweren  Ver- 
irrung  befajogen,  doch  ernstlichen  Willens  waren  katholische  Christen 
zu  bleiben,  hätten  aus  den  Verbündeten,  die  sich  ihnen  beigesellteu, 
abnehmen  sollen,  auf  welchen  schlimmen  Abweg  sie  gerathen  seien, 
allein-  nicht  nur  ging  diese  durch  so  handgreifliche  Thatsachen  ge- 
gebene Warnung  an  ihnen  verloren,  sondern  sie  liessen  auch  die 
Feinde  des  Christenthums  ihre  Gesinnung  deutlich  aussprechen,  ebne 
zur  Abwehr  den  Mund  zu  eröffnen.  Jobannes  Huber  gab  das  üeber* 
handnehmen  des  Materialismus  den  Leitern  der  Kirche  schuld.  »Re- 
ligion und  Moral,  sagte  er,  mussten  sich  gegen  das  System  empören, 
welches  man  unter  dem  Namen  des  Christenthums  auszubieten  wagt 
.  Wie  der  Materialismus  den  Geist  läugnet,  so  läugnet  ihn  auch  prak- 
tisch die  in  die  Bande  des  Jesuitismus  geschlagene  Kirche,  indem 
sie  dem  wissenschaftlichen  Gedanken  und  der  eigenen  sittlichen  Ar- 
beit des  Menschen  keinen  Raum  mehr  gestattet,«  und  er  schloss  mit 
den  Worten:  »Dieses  Dogma  (von  der  Unfehlbarkeit)  ist  daher  mehr 
als  ein  vereinzelter  Glaubenssatz,  es  ist  die  Culmination  des  Prisci- 
pes,  welches  den  Tod  des  Wissens  und  des  Gewissens  bedeutet  0-^ 
Er  wurde  dafür  mit  Bravorufen  belohnt,  doch  obgleich  nicht  zu  ver- 
kennen war,  dass  der  Angriff  weit  über  den  Papst  und  die  Jesuiten 
hinüberreichte,  erfolgte  doch  kein  Einspruch ;  wohl  weil  man  besorgte 
in  den  Verdacht  zu  gerathen,  als  missbillige  man  die  Schmähungen 
wider  Papst  und  Jesuiten.  Und  solche  Menschen  halten  sich  berufen 
der  Kirche  einen  neuen,  höheren  Aufschwung  zu  geben! 

Auf  dieser  Versammlung  wurde  die  Frage  erledigt,  ob  auch 
die  Partei,  an  deren  Spitze  bisher  DöUinger  und  der  Professoren- 
Ansschuss  stand,  besondere  kirchliche  Gemeinden  bilden  werde.  Herr 
V.  Döllinger  mahnte  wiederholt  und  dringend  ab^).  Man  will  uns, 
sagte  er,  dazu  drängen,  eine  verhängnissvolle  Bahn  zu  betreten.  Sie 
haben  gestern  ein  Programm  angenommen,  das  mit  der  Erklärong 
anfängt  und  schliesst,  dass  wir  Alle  fortwährend  Glieder  der  katho- 
lischen Kirche  sein  und  bleiben  wollen  ^) ;  dann  versteht  es  sich  wohl 

1)  Stenographischer  Bericht  Ober  die  Verhandlungen  des  Katholikeneoih 
gres808,  abgehalten  vom  22.  bis  24.  September  1871  in  München  S.  14S. 

2)  Verhandlungen  des  Katholikencongresses  S.  108—112.  129—131.  - 
3)  S.  108. 
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YOD' selbst,  dass  wir  diese  Kirche  in  ihrem  gegenwärtigen  Bestände 
anerkennen  müssen.    Wenn  wir   sagen   wollen ,  die  Verkünder  und 
Bekenner  der  vatieanischen  Decrete  haben  dadurch  allein  schon  auf- 
gehört die  rechtmässigen  Träger  der  kirchlichen  Autorität  zu  sein, 
so  können  wir  doch  unmöglich  behaupten,  dass  wir  nocli  Mitglieder 
dieser  selben  Kirche  seien  >).    Wie  wird  denn   die  St>aatsgewalt  es 
benrtheilen,   wenn   wir  Mitglieder  der  katholischen  Kirche  zu  sein 
behaupten    und   dennoch  Gemeinde   gegen  Gemeinde,    Altar  gegen 
Altar  aufetellen')?    Gewiss  wird  die  Staatsgewalt  niemals  zwei  ka- 
tholische Kirchen  neben  einander  anerkennen,  ganz  gewiss  wird  aber 
auch  die  Staatsgewalt  diejenige  Kirche,  welche  doch  vor  den  Augen 
der  ganzen  Welt  die  regelmässige  Succession,  den  Besitz  der  unge- 
heueren Mehrheit  der  Mitglieder  und  Gemeinden  hat,   die  Kirche, 
mit  welcher  der  Staat  längst  schon  in  enge  Verbindung  getreten 
ist,  nicht  ihres  Rechtes  und  Titels  nns  zu  Gefallen  entkleiden  wol- 
len.   Sie  kann ,  wie  mir  scheint,  unn!<5.i]f1ich  etwas  anderes  thun  als 
am  Ende  sagen :  so  viel  Sympathie  wir  vielleicht  auch  fnr  euch  ha- 
ben, ihr  seid  eben  doch  nur  eine  Secte').    So  sprach  Herr  v.  Döl- 
linger,  denn  wiewohl  er  durch  eine  beklagenswerthe  Verirrung  da- 
hin gekommen  war,  der  Kirche  den  Gehorsam  zu  versagen,  so  be- 
sass  er  doch  zu  viel  Verstand  um    einander   widersprechende  Be- 
hauptungen gut  zu  heissen  oder  sich  das  kindische  Gerede  anzueig- 
nen :  der  Papst,  sätnmtliche  Bischöfe  und  alle  denselben  Gehorchende 
hätten  aufgehört  zur  Kirche  zn  gehören,   sie  bestehe  nun  lediglich 
aus  dem  Häuflein,  das  die  Beschlüsse  des  Conciles  vom  Vatican  zu- 
rückweise.   Doch    bei   der  Mehrzahl   der  Versammelten   siegte  die 
Leidenschaft  über  die  Vernunft  und  es  wurde  beschlossen  das  von 
den  Sturmern  schon  Begonnene   nachzuahmen  und  der  katholischen 
Kirche  ultkatholiscb  sich  nennende  Kirchengemeinden  entgegenzn- 
stellen. 

Auf  dem  sogenannten  Katholiken-Congresse  erschien  auch  Alois 
Anton,  ein  Weltpriester  der  Diöcese  Linz,  welcher  im  Herbste  1869 
in  weltlichem  Kleide  nach  Wien  gekommen  war  und  hier  niemals 
geistliche  Vollmachten  empfangen,  doch  bis  dahin  auch  nicht  ge- 
wagt hatte,  sich  in  geistliche  Verrichtungen  einzudrängen.  Er  prahlte 
mit  Tausenden  von  Brüdern,  deren  Grüsse  er  überbringe  und  nannte 
sich  Pfarrer;  das  Actions-Comit^  von  Wien  hatte  ihn  nämlich  zum 
Pfarrer  der  Gemeinde  ausersehen,  welche  sie  aufzubringen  suchte. 
Er  liess  die  Pläne,  mit  denen  er  umging,  zu  München  bereits  durch- 


1)  S.  100.  -  2)  S.  129.  -  S)  129,  130. 
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leuchten;  die  Frage  der  Unfehlbarkeit  bebandelte  er  mit  Oeriog- 
Schätzung,  er  forderte  weiter  gebende  Beformen.  »Ich  würde  mieb, 
sagte  er,  wenn  ich  nach  Hause  komme  und  nicht  die  Versicherung 
mitbringen  könnte ,  dass  wir  Beformen  in  weiter  gehendem  Sinne 
wollen ,  gar  nicht  getraaen  das  zu  erwähnen,  was  wir  getban.  Ich 
glaube,  man  würde  sagen:  das  hat  für  uns  gar  keine  Bedeatang. 
Man  erwartet  von  uns ,  dass  die  Gebrechen  und  Missbräuche  geho- 
ben werden ,  zwar  nicht  dem  Einzelnen  nach  —  denn  es  ist  ihrer 
eine  grosse  Anzahl  —  aber  doch  das,  was  ein  zusammengehöriges 
Feld  darstellt  in  der  Disciplin,  geistlichen  Jurisdiction,  im  Episeo- 
pat  u,  s.  w.  Das  hätte  ich  im  Namen  der  Oesterreiclier  gewünscht, 
um  zu  zeigen ,  nach  welcher  Bichtung  hin  die  Beform  sich  forzüg- 
lieh  bewegt,  dass  sie  eine  allgemeine,  durchgreifende  ist,  was  man 
bei  uns  in  Oesterreieh  noch  immer  sehr  bezweifelt  ^).€  So  bewies 
denn  Alois  Anton  nicht  in  zierlicher,  doch  in  deutlicher  Bede ,  dass 
er  das  volle  fiecht  habe  von  dem  altkatholischen  Vereine  zu  Schatz 
und  Bewegung  der  kirchengesetzlichen  Verfassung  als  Bandesbraäet 
anerkannt  zu  werden;  allein  hiedurch  lieferte  er  zugleich  den  Be- 
weis, dass  er  kein  Glaubensgenosse  Derer  sei,  die  der  altkatholische 
Verein  schof  vier  Jahre  bevor  das  Goncil  vom  Vatican  seine  erste 
Sitzung  hielt,  als  Neukatholiken  bezeichnet  hatte. 

Doch  er  hatte  damit  sein  letztes  Wort  noch  nicht  heraosge- 
sagt.  Die  Mfinchener  Versammlung  war  kaum  auseinander  gegangen, 
so  erschien  zu  Pest  eine  Schrift  mit  folgendem  Titel:  »Das  ge- 
fälschte Christenthum  und  die  Welt.  Von  Alois  Anton,  WeUprie8Ur.< 
Der  Verfasser  zeigt  sich  geneigt  zu  glauben,  dass  Jesus  das  Chri- 
stenthum richtig  aufgefasst  habe,  behauptet  aber,  schon  die  Apostel 
hätten  es  verfälscht,  so  dass  es  der  Welt  niemals  rein  sei  verkündei 
worden«  Besonders  arge  Irrthupaer  findet  er  in  den  Briefen  des 
heiligen  Paulus  und  im  Evangelium  des  heiligen  Johannes.  I^e 
Kirche  hat  also  von  den  Aposteln  weder  mündlich  noch  schriftlich 
Lehren  der  reinen  Wahrheit  erhalten;  die  Sendung  des  heiligen 
Geistes  ist  eine  Mythe,  es  gibt  keine  heilige  Schrift  des  neaeo 
Bundes.  Dann  ist  die  Unfehlbarkeit  des  Lehramtes  allerdings  eine 
Ausgeburt  des  Wahnes  und  der  Anmassung;  aber  dann  bleibt  ainh 
vom  Christenthume  nichts  als  der  Name  übrig,  den  man  vm  fis- 
fältige  zu  gängeln  noch  beibehält.  Alois  Anton  hat  durch  seine 
Schmähschrift  auf  das  Christenthum  sich  des  Bechtes  begeben  ein 
Christ  zu  heissen,  Niemand,  dem  die  heilige  Schrift  noch  das  Wer. 


1)  Verhandlangen  des  Katholikencongresses  S.  21. 
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Gottes  ist,  kann  nach  diesem  Unglaubensbekenntnisse  ihn  so  nennen. 
Wenn  er  aber  der  Meinung  war,  er  würde  sich  hiedurch  bei  dem 
Äctions-Comit4  empfehlen,  so  irrte  er  keineswegs,  und  hiedorch  ist 
zugleich  bewiesen,  dass  es  ans  Männern  bestand,  welche  der  National- 
ratb  Keller  und  Johannes  Hnber  unbedenklich  zu  den  Omgen 
zählen  dürften.  Nur  bei  solchen  konnte  Anton  durch  die  Lftugnnng 
der  göttlichen  Offenbarung  sich  als  einen  Pfarrer,  wie  sie  ihn 
brauchten,  beglaubigen.  Nun  ward  ein  sonderbares  Schauspiel  auf- 
geführt. Au  der  Spitze  des  Actions-Gomit^  stand  der  thätige  Mit- 
arbeiter eines  Blattes,  das  sich  stets  bemüht  hatte  bei  dem  Stunur 
laufe  wider  Religion  und  £irche  in  den  Vorderreihen  zu  bleiben. 
Dieser  rerwandelte  sich  nun  plötzlich  in  einen  Eiferer  fOr  den  guten 
alten  katholischen  Olauben  und  nachdem  die  Salvatorskapelle  ihm 
durch  eine  grobe  Rechtsverletzung  war  aufgethan  worden,  führte 
er  in  dieselbe  einen  Mann,  welcher  behauptete,  Petrus,  Paulus  und 
Johannes  hätten  das  Ghristenthum  verfälscht,  als  den  Pfarrer  der 
ächten,  treugebliebenn  Katholiken  ein. 

Anfangs  December  gab  das  Actions-Gomit^  der  Handvoll  Men- 
schen, die  sich  eine  altkatholische  Gemeinde  nannten,  das  Gfemeinde- 
statut.    lieber  die  leitenden  Grundsätze  heisst  es  in  demselben: 
„Als  Grundprincip  wurde  vom  Gomit^  jenes  der  protestantischen  Ge- 
meinde adoptirt,  welchem  zufolge   nicht  der  Pfarrer,  sondern  der 
Gemeindevorstand  das  regierende  Element  ist.    Nicht  in  die  Hände 
des  Geistlichen,  sondern  die  in  Hände  des  Präsidenten  dieses  Gultus- 
vorstandes  legen  die  einzelnen  Mitglieder  dieser  Gemeinde-Repräsen- 
tanz den  Eid  ab,   dass  sie   die  innere   und  äussere  Wohlfahrt  der 
Gemeinde  nach  bestem  Wissen  und  Gewissen  wahren  und  fördern 
werden.    Der  Pfarrer  ist  zwar  ständiges  Mitglied  des  altkatholischen 
Cultosvorstandes ,  aber  er  hat  nicht   die  Leitung  desselben,  ja  er 
darf    sogar   niemals  zum   Functionär   derselben    gewählt  werden.*' 
Qanz   im    Einklänge   damit   wird  festgesetzt,  dass    die  Gemeinde 
ihren  Pfarrer  wählt   und  auch  absetzen  kann,  dass  der  Bischof  von 
den  Vertretern  der  Gemeinden  gewählt  wird  und  dass  die  weltlichen 
Delegirten  derselben  auf  den  Synoden  keine  blos  berathende,  sondern 
eine  beschliessende  Stimme  haben,,  und  zwar   auch  in  dogmatischen 
Angelegenheiten.    Das  Gemeindestatut  begleitet  diese  Bestimmungen 
mit  folgenden  Worten:  „Das  Actions-Gomit^  gibt  sich  der  Hoffnung 
hin,  dass  auf  diesem  Wege  es  ermöglicht  werde,  den  ganzen  mittel- 
alterlichen Bau  der  römischen  Hierarchie   in   Trümmer  zu  legen/^ 
^enn  es  möglich   wäre,    der  Kirche   eine  Verfassung  aufzu- 
dringen, die  der  von  Gott  ihr  gegebenen  so  vollkonounen  widerstritte« 
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wie  die  dureb   das  Gemeindestatut   vorgeschriebene ,    so  würde  die 
Hoffnung  der  Feinde  Gottes  allerdings  in   Erfüllung  gehen  und  die 
Kirche  in  Trümmer  zerfallen ;    allein  eben   dessfaalb   ist  es  aogeB- 
scbeinlicb ,  dass  sowohl  die  Verfasser  dieses  Statutes  als  Jene ,  die 
es  annehmen,   kein  Becht  mehr  haben,  sich  Katholiken  zu  nennen, 
sondern  zu  einer  neuen,  der   Kirche  fremden  und  feindseligen  Sede 
gehören.    Dass  bei   Regelung   der   6emeinde*Angelegeaheiten  nicht 
die  katholischen,   sondern    die   protestantischen   Grundsätze  mass- 
gebend  waren,   wird   ohne  Umschweif  eingestanden.    Allein   Pro- 
testanten mit  einer  katholischen   KirchenTorfassung  kann    es  nicht 
geben :  denn  durch  die  Auflehnung  gegen  die  Lehr-  und  Regierungs 
gewalt  des    Papstes    und    der    Bischöfe    ist    es   geschehen,    dass 
aus  Katholiken   Protestanten   wurden,  und  desswegen  sind  Katho- 
liken ,    welche  in  Betreff  der  kirchlichen  Lehr-  und    Begierungsge- 
walt  die  Protestanten    zum  Muster   nehmen,  ein  Widerspruch  im 
Beisatze.    Aber  die  Grundsätze,  nach  welchen  die  Verfasser  des  Ge- 
roeindestatutes  vorgingen,  sind  nicht  einmal  die  protestantischen^  sie 
sind  jene,  welche  die  Läugnung  der  Offenbarung  zur  Voraussetzong 
haben  und  meistens  nur  desshalb  angepriesen  werden ,  weil  man  die 
Durchfährung  derselben  mit  Recht  fär  geeignet  hält,  dem  Christen- 
thume  mit  aller  thunlichen  Beschleunigung  ein  Ende  zu  machen. 

Dass  Gott  sich  geoffenbart  habe,  bekennt  jeder  Christ^  der 
katholiche  Christ  ist  zugleich  überzeugt,  dass  Gott  es  dem  Menschen 
möglich  gemacht  habe,  über  den  Inhalt  der  Offenbarung  Gewissb^t 
zu  erlangen.  Auf  dem  Mfinchener  Gongresse  hat  sich  herausgestellt, 
dass  in  Betreff  der  Bedingungen,  unter  welchen  diese  Gewissheit 
eintritt,  die  Gegner  des  vaticanischen  Conciles  nicht  allein  die  Be- 
schlüsse des  18.  Julius  zurückweisen,  sondern  dass  sie  mit  gleicher 
Entschiedenheit  eine  Lehre  verwerfen,  in  welcher  seit  der  Urzeit 
sämmtliche  Katholiken  einverstanden  waren.  Das  ubereinstimraende 
Zeugniss  des  Papstes  und  der  Bischöfe  genügt  ihnen  nicht  um  eice 
Glaubenslehre  zu  begründen,  die  Professoren  und  Doctoren  der 
Theologie,  die  gesammte*  Geistlichkeit  und  nebst  ihr  die  katholische 
Laienwelt  sollen  das  Becht  der  Einsprache  haben.  Man  höre  al»< 
auf  die  unwissenden  glauben  zu  machen,  bei  dem  Widerspracht 
der  Altkatholiken  handle  es  sich  lediglich  um  die  päpstliche  Fn- 
fehlbarkeit ;  der  Papst  mit  den  Bischöfen  gilt  ihnen  nicht  mehr  ai^ 
der  Papst  ohne  die  Bischöfe.  Nicht  nur  an  dem  Worte:  »Du  bist 
Petrus  und  auf  diesen  Felsen  werd'  ich  meine  Kirche  bauen  nn^i 
die  Pforten  der  Hölle  werden  sie  nicht  überwältigen,«  auch  an  dem 
Worte:    >Wie  mich   der  Vater  gesandt   hat,  so  sendeich  euch!« 
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sind  sie  irre  geworden;  das  Verständniss  der  Kirche  und  das  Ver- 
trauen auf  den  äbernatürlichen  Beistand ,  durch  den  sie  währen  bis 
an's  Ende  der  Zeiten,  ist  ihnen  abhanden  gekommen:  dämm  ver- 
mögen sie  nicht  mit  Cyprianns  zn  sprechen :  »Nicht  kann  Oott  znm 
Vater  haben,  wer  die  Kirche  nicht  znr  Mntter  hat.€ 

Allein  die  Verfasser  des  Gemeindestatutes  standen  unter  der 
Herrschaft  einer  Auffassung,  die  auf  die  Professoren  nur  durch  ihren 
Wonsch  die  Unterstützung  des  Liberalismus  zu  finden,  mittelbaren 
Einfluss  nahm.  Die  Philosophie  des  deutschen  Protestantismus  gab 
sich  zuletzt  dem  Matorialismus  gefangen  und  schlug  in  den  Satz 
azn:  Nur  das  Sinnliche  hat  Wahrheit  und  Wirklichkeit.  Männer, 
die  der  Sache  nach  damit  einverstanden  waren,  aber  sich  schämten  die 
wirkliche  Wirklichkeit  gar  so  keck  zu  verläugnen,  fügten  dem  Macht- 
spruche bei:  Es  gibt  aber  Ideen,  von  welchen  der  Mensch  sich  nicht 
losmachen  kann,  und  jene,  der  die  Religion  ihren  Ursprung  verdankt, 
nimmt  darunter  eine  wichtige  Stelle  ein.  Die  Ideen  werden  von 
den  Völkern  und  den  Einzelnen  ihrem  Bedürfnisse  gemäss  ausgeprägt; 
nach  Umständen  können  sie  den  Einzelnen  wie  der  Gesellschaft  grosse 
Dienste  erzeigen  und  somit  für  sie  von  grossem  Werthe  sein.  Hie- 
durch  aber  durch  nichts  Anderes  unterscheiden  sie  sich  von  den  Him- 
gespinnsten.  Die  christliche  Idee  war  für  die  Entwickelung  der  Völker 
von  nicht  geringer  Bedeutung  und  entsprach  seiner  Zeit  einem  wahr- 
haften Bedürfhisse.  Doch  für  den  Mann  passen  die  Kinderschuhe 
nicht;  die  hohe  Stufe  der  Bildung,  welche  wir  erreicht  haben,  hat 
neue,  vollberechtigte  Bedürfnisse  hervorgerufen  und  -die  religiöse  Idee 
muss  durch  eine  entsprechende  Umbildung  mit  denselben  in  Einklang 
gesetzt  werden.  Das  starre  Festhalten  am  Christenthnme  ist  bei 
dieser  Sachlage  ein  Hemmschuh,  den  man  nicht  dulden  kann  und  er 
wird  am  besten  und  schnellsten  entfernt  werden,  wenn  die  Laien, 
vorzüglich  die  Träger  der  modernen  Cnltur,  die  Leitung  der  kirch- 
lichen Angelegenheiten  in  die  Hände  bekommen.  So  lautet  die  Sache 
in  höflichen  Worten  ausgedrückt;  nach  Bedarf  lassen  sich  auch 
dichterische  Wendungen  anbringen  und  die  Religion  wird  zur  Poesie 
der  freien  Menschenbrust:  in  welcher  Eigenschaft  man  sie  als  eine 
unschädliche  Spielerei  sich  gerne  gefallen  lässt.  Das  rohe  Schimpfen 
über  Pfaffentrng,  Aberglauben,  Unsinn  geht  polternd  und  tobend  da- 
neben einher;  beide  Strömungen  fliessen  manchmal  in  einander, 
streben  aber  stets  nach  demselben  Ziele. 

Hieraus  erklärt  es  sich,  warum  die  Partei,  welcher  der  Krieg 
wider  die  Religion  das  Kennzeichen  des  Liberalismus  ist,  nach  Ver- 
mögen dahin  arbeitet,  den  Gemeinden  auf  die  kirchlichen  Angelegen- 
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heiten  Einflass  zu  yerschaffen.  Ihr  wisst,  geliebte  Mitarbeiter,  wie 
es  bei  den  Wahlen  za  gehen  pflegt.  Will  etwa  unser  Landvolk,  dass 
die  Religion  geschädigt  und  die  Jugend  zu  Unglauben  und  Zacht- 
losigkeit  herangezogen  werde?  Aber  wie  oft  entsprechen  auch  die 
Wahlen  der  Landbezirke  den  Wünschen  der  Partei,  welche  keine  Ge- 
legenheit versäumt  um  ihre  Feindschaft  gegen  die  katholische  Kirche 
zu  bethätigen  und  die  Umwandlung  der  Volksschule  in  Werkstätten 
der  Entchristlichung  für  einen  Sieg  des  Fortschrittes  ansieht.  Man 
hofft  also,  wenn  die  Gewählten  der  Gemeinde  in  den  kirchlichen  An- 
gelegenheiten das  entscheidende  Wort  bekämen,  die  zeitgemässe  Um- 
staltung  der  religiösen  Idee,  oder  wie  Andere  es  nennen,  die  Aus- 
rottung des  mittelalterlichen  Aberglaubens  ohne  grosse  Schwierigkeit 
zu  bewerkstelligen.  Was  die  den  Laien  zugedachte  Herrschermadit 
bedeute,  liat  man  den  Wienern  mit  dankenswerther  Klarheit  vor  die 
Augen  gestellt.  Zum  Seelsorger  der  altkatholisch  sein  Wollendes 
ward  ein  Mann  gewählt,  der  seinen  Unglauben  so  eben  durch  die 
Schrift  vom  verfälschten  Ghristenthume  zur  Schau  getragen  hatte. 
Uebrigens  hat  dieser ,  was  er  durch  das  Wort  begann ,  durch  die 
That  vollendet :  denn  er  hat  sich  für  coniessionslos  erklärt  und  da- 
durch seinen  Abfall  vom  Ghristenthume  vor  aller  Welt  unzweideutig 
kundgegeben. 

Wenn  nun  solche  Leute  dennoch  öffentlich  behaupten,  äe  aod 
die  ilmen  Gleichgesinnte  seien  einzig  und  allein  die  alten  wahren 
Katholiken,  so  wird  dadurch  der  Augenscheinlichkeit  so  unverhüUt 
und  unverantwortlich  Hohn  gesprochen,  dass  *sogar  der  entschiedenst« 
Anhänger  der  Linken  es  zu  arg  finden  sollte.  Man  begrüsst  auf  die- 
ser Seite  Alle,  die  sich  wider  den  Papst,  die  Bischöfe  oder  das  Kirchen- 
gesetz erheben,  als  Bundesgenossen,  wenn  aber  dem  Vorl heile  der 
Parteien  gegenüber  die  Vernunft  gar  nichts  mehr  gilt  und  die  klar- 
sten, überzeugendsten  Tbatsachen  als  nicht  vorhanden  behandelt  wer- 
den, so  höre  man  wenigstens  auf  von  Freiheit  zu  sprechen:  denn 
dann  herrscht  die  Gewalt,  wenn  auch  nicht  in  den  blutigen  Formen 
wie  unter  Tamerlan  und  Robespierre« 

So  stellt  die  Sache  sich,  wenn  man  an  sie  lediglich  den  Hass- 
stab der  Wahrheit  und  des  Bechtes  anlegt.  Aber  darf  etwa  die 
Staatsgewalt  und  die  gesellige  Ordnung  von  der  neuen  Secte  einen 
Yortheil  erwarten?  Die  Verfassung  einer  kleinen  Winkelgemeinde 
ist  allerdings  gleichgiltig ;  wenn  aber  das  Unmögliche  geschehe  and 
die  Kirche  in  Oesterreich  derlei  Einrichtungen  annähme,  so  düiflen 
die  Bewegungsmänner  sich  dazu  Glück  wünschen,  denn  es  wäre 
ihnen  ein  neues  Feld   eröffnet,  auf  welchem  sie  die  Beligion  adbst 
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missbraachen  köDnten,  nm  die  Ueberzeagung  von  einer  höheren  Welt 
iu  dne  wesenlose  Idee  zu  verflächtigen  und  das  Dewnsstsein  der 
Bürgerpflicht  von  ihren  Wühlerkünsten  g&nzlich  abhängig  zu  ma- 
chen. Aber  die  Demokraten  loben  nicht  ohne  Orond  die  Gestaltung 
der  altkatholischen  Gemeinde ,  denn  auf  einem  in  dieser  Weise  auf- 
gewühlten Boden  könnte  die  Monarchie  nicht  bestehen. 

Was  dis  Altkatholiken  in  Preussen  betrifft,  so  hat  die  Regie- 
rung selbst  gestanden,  dass  sie  ihnen  ihre  Unterstützung  desshalb 
angedeihen  lässt,  weil  sie  dieselben  als  Hilfstruppen  im  Kampfe  ge- 
gen die  Kirche  ansiebt ;  doch  dürfte  sie  sich  bald  überzeugen ,  dass 
sie  ihr  Geld  vergebens  ausgelegt  habe.  Da  diese  Alt-  und  Staats- 
katholiken gut  bezahlt  werden,  so  ersterben  sie  in  Demuth  vor  der 
Majestät  des  Gesetzes.  Ohne  Zweifel  sollen  die  Christen  dem  Kai- 
ser geben,  was  des  Kaisers  ist  und  je  würdiger  sie  sind  sich  nach 
Christus  zu  nennen,  desto  mehr  werden  sie  hierin  allen  Anderen 
vorleuchten ;  allein  was  sie  dem  Kaiser  Diocletian  verweigerten,  näm«- 
iich  ihn  für  den  Herrn  über  die  Religion  zu  erkennen,  das  dürfen 
sie  den  Kaisern ,  Königen  und  Präsidenten  der  Gegenwart  ebenso- 
wenig zugestehen,  um  das  aber  und  nicht  um  einzelne  von  der  Re- 
gierung etwa  gewünschte  Rechte  handelt  es  sich  in  Preussen.  Die 
Bischöfe  verlangten  über  die  Gesetzentwürfe  wenigstens  gehört  zu 
werden  und  waren  zu  allen  mit  ihren  Gewissen  vereinbaren  Zuge- 
ständnissen bereit.  »Sie  würden  dann  in  der  Lage  gewesen  sein, 
einzelne  Bestimmungen  der  in  Rede  stehenden  Gesetzentwürfe  ohne 
Pflichtverletzung  zu  acceptiren;  für  einige  andere  würde  vielleicht 
eine  Vereinbarung  mit  dem  heiligen  Stuhle  zu  erreichen  gewesen 
sein.«  So  sagen  die  Bischöie  selbst  in  ihrer  dem  königlichen  Staats- 
ministerium vorgelegten  Denkschrift  vom  30.  Jänner  1873,  Wenn 
die  Regierung  darauf  verzichtet  hätte,  durch  ihr  Gesetz  die  Macht- 
ubung  des  Oberhauptes  der  Kirche  von  Preussen  auszusQhliessen  und 
davon  abgestanden  wäre  in  die  Heranbildung  der  Geistlichen  einzu- 
greifen und  die  Bischöfe  einem  Staatsgerichtshofe  für  kirchliche  An- 
gelegenheiten unterthänig  zu  machen ,  so  hätte  sie  die  Genehmhal- 
tung der  anzustellenden  Pfarrer  in  der  Weise  wie  sie  in  Württem- 
berg und  Baden  auch  nach  Aufhebung  des  Concordates  stattfindet, 
ohne  Schwierigkeit  erreichen  können.  Allein  die  preussische  Regie- 
rung wies  jede  Verhandlung  mit  den  Bischöfen ,  jeden  Versuch  zur 
Verständigung  zurück  und  hat  dies  nicht  geläugnet,  als  der  nun- 
mehr hinübergegangene  Abgeordnete  Baudri ,  Bruder  des  Weihbi- 
schofes  von  Köln,  es  in  dem  preussischen  Landtage  zur  Vertheidig- 
ung  der  Bischöfe  geltend  machte.    Sie  verlangte  unbedingte  Aner- 
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kennang  dei"  höchsten  Gewalt  des  Staates  in  geistlichen  wie  welt- 
lichen Dingen  und  das  Gewissen  scheint  ihr  gleich  Null  zu  gelten; 
wenigstens  erklärte  der  leidende  Minister  im  versammelten  Reichs- 
tage, dass  er  das  Gewissen  der  (katholischen)  Centmmspartei  nicht 
hoher  veranschlage  als  das  eines  Socialderaokraten,  nnd  wohlgemerkt 
im  neuen  deutschen  Reiche  leben  fünfzehn  Millionen  Katholiken. 
Ueberdies  hatte  sie  durch  den  Mund  des  Gultusministers  es  öffent- 
lich angekündigt,  dass  die  Kirchengesetze  die  Gründung  einer  na- 
tionalen Kirche  zum  Zwecke  hätten ,  denn  dieser  machte  der  rö- 
mischen, das  heisst  der  katholischen  Kirche  zum  Vorwurfe,  dass  sie 
universell  sei ,  und  forderte  für  die  Geistlichkeit  eine  Erziehung, 
durch  die  sie  von  Mächten,  die  ausserhalb  der  Nation  stünden,  un- 
abhängig gemacht  würde.  Das  war  aufrichtig  gesprochen  und  Jene, 
welche  diesen  Gesetzen  mit  grösster  Bereitwilligkeit  huldigen,  soll- 
ten wenigstens  darauf  verzichten,  sich  Katholiken  zu  nennen,  denn 
dadurch  bekennen  sie  sich  ja  als  Mitglieder  der  allgemeinen,  in 
Preussen  nicht  mehr  geduldeten  Kirche.  Neuprotestanten  wäre  für 
sie  die  schicklichste  Bezeichnung,  denn  das  Gewissen  der  Altpro- 
testanten empört  sich  gleichfalls  gegen  diese  Gesetze. 

In  der  Sitzung   des  Abgeordnetenhauses  am  17.  März  ist  das 
Unglaubliche   geschehen;   die  Stimmenmehrheit  hat   sich  fäv  einen 
Antrag  erklärt,  nach  welchem  die  sogenannten  Altkatholiken  in  grel- 
lem Widerspruche  mit  den  offenkundigen  Thatsachen  von  der  Staats- 
gewalt als  vollberechtigte  Katholiken  sollen  anerkannt  werden.   Da- 
bei wiederholte  man  die  Behauptung,  dass  es  sich  um  nichts  als 
die  päpstliche  Unfehlbarkeit  handle;   allein  das  Blatt,  dessen  die 
Altkatholiken  sich  als  ihres  Organes  bedienen,  fügte  eine  Erläute- 
rung hinzu.     »Die  Altkatholiken,   sagte  es  nach  der  Abstimmung 
des  17.  März,  wussten,  dass  wenn  sie  mit  einem  vollständigen  Re- 
formprojecte* hervortreten  würden,   man  sie  kirchlichersei ts  als  Aus- 
geschiedene betrachten  würde  und   dass  sie  dann  auch  seitens  der 
Staatsgewalten  wenig  Unterstützung   in  ihren  Reformbestrebungen 
zu  erwarten  hätten.     Sie  beschränkten  sich  daher  vorläufig  auf  die 
Läugnung   der  Unfehlbarkeit,  c    Indessen  genügt  ein  Blick  in  das 
Gemeindestatut,  um  den  Kundigen  die  Kluft  erkennen  zu  lassen,  die 
sich  zwischen  der  katholischen  Kirche  und  den  vorgeblichen  Altka- 
tholiken  aufthut.    Uebrigens   hat   weder  eine   Staatsbehörde  nocb 
eine  politische  Körperschaft,  sondern  nur  die  Kirchengewalt  das  Recht 
zu  bestimmen,  wer  zur  katholischen  Kirche  gehöre,  wer  nicht;  für 
die  Ausscheidung  wie  für  die  Aufnahme  der  Mitglieder  ist  das  (re- 
setz  Gottes  und  der  Kirche  die  alleinige  Richtschnur.     Will  man 
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aber  nicht  den  Grundsatz  aufstellen,  dass  die  Oesetze  nur  wider,  nicht 
aber  far  die  katholische  Kirche  gelten,  so  muss  man  auch  zugeben, 
dass  durch  den  15.  Artikel  der  allgemeinen  Staatsbürgerrechte  dies 
der  Kirche  zustehende  Becht  von  der  Staatsgewalt  anerkannt  sei: 
denn  die  selbstständige  Verwaltung  ihrer  inneren  Angelegenheiten  ist 
der  Kirche  zuerkannt  und  wenn  irgend  Etwas,  so  gehört  doch  gewiss 
die  Entscheidung  der  Frage,  ob  Jemand  der  Kirche  angehöre  oder 
nicht,  zu  den  inneren  Angelegenheiten. 

Die  Behauptung,  darüber  wer  Katholik  sei  gebühre  dem  Staate 
die  Entscheidung,  hat  überdies  eine  Tragweite,  welche  Jene,  die  sie 
aufstellten,  schwerlich  erwogen  haben.    Dem  Rechte  steht  die  Bechts- 
verbindlichkeit  gegenüber.     Hat  die  Staatsgewalt   das   Becht  der 
Kirche  nach  Belieben  Mitglieder  zuzutheilen  und  abzusprechen,  so 
ist  die  Kirche  verbunden.  Die,  welche  der  Staat  ihr  zutheilt,  als  ihre 
Mitglieder  zu  erkennen  und  eben  darum  Jene ,  denen  er  die  Eigen« 
schafb  von  Katholiken  aburtheilt,  nicht  mehr  als  ihr  zugehörig  an- 
zusehen.   Damit  hätte  die  Staatsgewalt  und  wer  über  sie  verfugt, 
allerdings  ein  sehr  wirksames  Mittel  die  Kirche  zu  Grunde  zu  rich- 
teu,    und  man  dürfte   nicht   einmal  über  Ungerechtigkeit  klagen, 
denn  wer  sich  seines  Bechtes  bedient,  thut  Niemanden  Unrecht.  Ist 
dies  nicht  widersinnig?    Gewiss,  und  bisher  haben  zwar   nicht  we- 
nige Machthaber  die  Katholiken   eingekerkert  und   ermordet,  doch 
keiner  noch  ein   solches  Becht   in   Anspruch   genommen.    Dennoch 
ging  bei  der  Abstimmung  des  17.  März  die  Mehrzahl  von  der  Vor- 
aussetzung eines  solchen  Bechtes  aus ;  wir  wollen  aber  hoffen ,  dass 
dies  in  Oesterreich  zum  zweiten  Male  nicht  gescltehen  werde. 

Die  zur  Secte  gewordene  Partei,  die  nun  Altar  gegen  Altar 
aufrichtet^  dient  den  Widersachern  der  Kirche  und  des  Ghristen- 
thumea  zum  Werkzeuge.  Sie  ist  bis  dahin  gekommen,  weil  sie  die 
Kirche  zu  hören  verschmäht  hat.  Wir  aber  wollen  feststehen  im 
Glauben  und  der  Herr  wird  mit  uns  sein  bei  Vertheidigang  der 
Heerde  Christi  wider  die  Gewalten  der  Finsterniss.    Amen. 

Erlassen  zu  Wien  am  Festtage  des  heiligen  Benedict ,  dem 
7.  April  1875. 
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X. 

Zum  österreichischen  Staatsl(irchenrechi 

L  Verordnung  des  Ministers  für  CuUus  uind  Unterricht  und  des 
Finansiministers  vom  U5,  Märe  1875  mir  Burchfuhrumg  des  Ge- 
setzes vom  7.  Mai  1874 ,  R.-G.-B.   Nr.  51. ,  über  die  Bdi^m- 

fondsbeiträge. 
(RdchBgesetsblatt  1875  Nr.  39.) 

§.  1.  Die  Bemessung  des  Beligionsfondsbeitrages  erfolgt 
durch  die  zuständige  politische  Landesbebörde  auf  Grund  der  der- 
selben von  der  Finanzverwaltung  mitgetheilten  Bemessongsaet« 
über  die  YorscHreibung  des  Qebflhrenäquivalentes  für  das  dritte 
Decennium.  Kommt  es  vor  Ablauf  dieses  Decenniums  auf  Becan 
der  Partei  oder  aus  einem  anderen  Anlasse  zu  einer  Aendenmg  io 
der  Yorschreibung  des*  Gebührenäquivalentes,  so  ist  die  bezöglick 
Entscheidung  von  der  Finanzbehörde  sofort  der  politischen  Laodee^ 
behOrde  mitzutheilen ,  welche  ^bienach  den  Beligonsfondsbeitrag 
richtig  stellt.  Die  von  der  Finanzverwaltung  endgiltig  als  Basis  der 
Gebübrenäqnivalentsbemessung  festgestellte  Bewertbung  kann  als 
Grundlage  der  Bemessung  des  Religionsfondsbeitrages  nicht  weiter 
angefochten  werden. 

§.  2.  Yon  jenem  Yermögen,  von  welchem  wegen  der  nocli 
nicht  vollendeten  zehnjährigen  Besitzdauer  das  Gebührenäquivaleet 
noch  nicht  zu  entrichten  ist,  wird  der  Religionsfondsbeitrag  i^ 
Grund  eigener  Einbekenntnisse  bemessen ,  welche ,  so  weit  sie  nicbt 
bereits  in  angemessener  Form  vorliegen,  von  den  beitragspflichtiffen 
Pfründen  und  Gommunitäten  bis  1.  Mai  1875  bei  der  zur  Be- 
messung des  Beitrages  competenten  Landesbehörde  zu  überreiches 
sind  und  den  Werth*  dieses  Yermögens  nach  dem  Stande  vom  1- 
Jänner  1875  anzugeben  haben.  Auf  diese  Einbekenntnisse  findea 
die  Yorschriften  des  Finanzministerialerlasses  vom  .18.  Mai  187<'. 
R.-G.-B.  Nr.  76,  sinngemässe  Anwendung.  Die  politische  Landes- 
behörde  hat  die  einlangenden  Einbekenntnisse  zunächst  mit  ihre: 
eigenen  Yormerkungen  zu  vergleichen ,  eventuell  dieselben  an  die 
Bezirkshauptmannscbaft  zum  Behufe  der  Richtigstellung  und  Er- 
stattung allfälliger  Bewerthungsanträge  zu  leiten.  Die  entgiliii:^ 
Richtigstellung  der  Einbekenntnisse  erfolgt  durch  die  politische  Lan* 
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desbebörde  im  Einvernehmen  mit  der  Finanz-Lande^direction  (Finanz- 
direction). 

§.  3.    Bebufe   Bemessung  des   Religionsfondsbeitrages  ist  zu« 
nächst  der  Werth  des  gesondert  einbekannten  beweglichen  und  un« 
beweglichen  Vermögens  zusammenzuziehen  und  demselben  der  Yer- 
mögenswerth    der  bei    der   Pfründe    oder  Communität  genossenen 
Stiftungen   zuzuzählen.     Fliesst    ein  Theil  des  Erträgnisses  einer 
solchen  Stiftung  nachweisbar  dritten  Personen  zu,  so  ist  nur  jener 
Theil  des   Yermögenswerthes  der   Stiftung  in  Anschlag  zu  bringen, 
welcher    verhältnissmässig  dem  der  Pfründe  oder    Communität  zu- 
kommenden Theile  des  Erträgnisses  entspricht.    Von  der  auf  diese 
Art   (Absatz  1   und   2)  gewonnenen   Sunmae  sind   in  Abschlag  zu 
bringen:    a)  die  Beträge,  welche   in  derselben  als  Werth  des  in 
Bibliotheken,  wissenschaftlichen  und  Kunstsammlungen  bestehenden 
Vermögens  begriffen  sind;   b)  jene  den  Vermögensstamm  belasten- 
den Passiven,  welche,  als  durch  das  bewegliche  Vermögen  nicht  ge- 
deckt bei  Bemessung  des  Qebuhrenäqnivalentes  etwa  nicht  berück- 
sichtigt  worden  sind.    Von  der  erübrigenden  Summe  sind  die  auf 
die  einzelnen  Abstufungen   derselben  nach  §.  9.  des  Gesetzes  vom 
7.  Mai  1874  entfallenden  Percentsätze  zu   berechnen  und  als  Bell-  . 
gionsfondsbeitrag  vorzuschreiben.    (Die   Summe  dieser  Percentsätze 
ergibt    den  auf  ein  Decennium  entfallenden  Beligionsfondsbeitrag; 
bei  der  ersten  Bemessung  ist  somit,  da  dieselbe  nach  §.  26.  des  Ge- 
setzes  vom  7.   Mai  1874  nur  für  den  Best  des  mit  31.  December 
1880  zu  Ende  gehenden  Decenniums  erfolgt,  nur  die  auf  die  sechs 
Jahre   vom   1.  Jänner   1875  bis  31.   December   1880   entfallende 
drei  Fünftheile  betragende  Quote  als  Beligionsfondsbeitrag  vorzu- 
schreiben.   Hienach  wird  z.  B.  bei  einem  Vermögen  von  85,000  fl. 
von  den  ersten  10,000  H.  zu  Va  Porcent  50  fl.,  von  den  zweiten 
10,000  fl.  zu  IV2  Percwit  150  fl.,  von  den  dritten  10,000  zu  3  Per- 
cent 300  fl.,  endfich  vom  Beste  per  5000  fl.  zu  4  Percent  200  fl., 
somit  im  Ganzen  von  35,000  fl.  700  fl.  auf  zehn  Jahre,  mithin  3/5 
hieyon,  d.  i.  420  fl.,  auf  sechs  Jahre  entfallen  und  wäre  daher  der 
Keligionsfondsbeitrag  für  die  Zeit  vom  1.  Jänner  1875  bis  31.  Decem- 
tier  1880  mit  420  fl.  vorzuschreiben,  wovon  dann  wieder  der  sechste 
rheil,   d.  i.  der  Betrag  von  70  fl.   als  Jahresschuldigkeit  für  jedes 
Talir  dieser  Zeitperiode  entfällt.) 

§.  4.  Ergibt  sich  bei  Bemessung  des  Beligionsfondsbeitrages  ein 
^jweifelt  ob  derselbe  den  standesmässigen  Unterhalt  der  gastlichen 
'ersonen  (»Competenz«)  ungeschmälert  lasse,  oder  wird  eine  solche 
Ichmfllerung  von  der  beitragspflichtigen  Partei  behauptet,  so  ist  im 
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ersten  Falle  von  Amtswegen,  im  zweiten  nach  dem  hierauf  gestell- 
ten Ansuchen  eine  Berechnung  des  reinen  Einkommens  des  beitrags- 
pflichtigen Subjeetes  vorzunehmen.  Diese  Berechnung  erfolgt  auf 
Grundlage  eines  von  der  beitragspflichtigen  Pfründe  oder  Gomniani- 
tät  vorzulegenden  Einbekenntnisses,  welches  den  Stand  der  Einnahmen 
und  Ausgaben  am  1.  Jänner  1875  anzugeben  hat.  Bei  kirchlichen 
Gorporationen  (Conventen)  sind  diese  Einbekenntnisse  von  dem  Vor- 
stande und  zwei  Mitgliedern  der  Corporation  (des  Conventes)  zu  un- 
terfertigen. 

§•  5.  In  die  im  §.  4.  bezeichneten  Einbekenntnisse  ist  nicht 
nur  das  Ertr&gniss  von  den  vorhandenen  Y ermOgensstämmen ,  son- 
dern jedes  den  beitragspflichtigen  Pfründnern  und  Comraunitäten 
oder  —  vermöge  einer  kirchlichen  Eigenschaft  —  einzelnen  Mitglie- 
dern der  letzteren  zufliessende  Oeld-  oder  Natnraleinkommen  and 
jeder  in  Geld  veranschlagbare  Nutzen  aufzunehmen.  Insbesondere 
sind  einzubekennen:  der  Beinertrag  von  Grund  und  Boden,  von  Ge- 
bäuden, Gapitalien,  Renten  und  nutzbaren  Rechten,  Entlohnungen 
f&r  geistliche  Functionen,  Qehsdte,  das  Einkommen  aus  kirchlichen 
Gefällen,  gewerblichen  Betrieben,  dann  aus  Stiftungen.  Keinen  Ge- 
genstand der  Fatirung  bilden :  der  Wohnungsnutzen  aus  den  von 
den  Pfründnern  oder  Communitäten  selbst  bewohnten  Räumlichkei- 
ten, Bezüge  für  nicht  gestiftete  Messen. 

§.  6.  Veränderliche  Einkünfte  sind  in  den  Einbekenntnisseji 
nach  einer  Durchschnittsberechnung  aus  den  letzten  sechs  Jahren 
anzusetzen.  Naturaleinkünfte  sind  nach  den  Marktpreisen  des  Do- 
micils  oder,  wenn  daselbst  Marktpreise  nicht  bestehen ,  nach  jenen 
des  nächstgelegenen  Marktortes  zu  veranschlagen.  Bei  BinkünfWn, 
welche  nur  auf  einer  thatsächlichen  Uebung  beruhen,  ist  ein  25  Per- 
cent des  Durchschnittsertrages  nicht  übersteigender  Abzug  gestattet. 

%.  7.  Das  Reineinkommen  aus  Grundstücken  ist  mit  5  Per- 
Cent  des  bei  Bemessung  des  Gebührenäquivalentes  angenommenes 
Grundwerthes  zu  veranschlagen. 

§«8.  Das  Reineinkommen  von  Gebäuden  ist ,  insofeme  die 
letzteren  der  Hauszinssteuer  unterliegen ,  in  dem  der  Bemessung 
dieser  Steuer  zu  Grunde  liegenden  Betrage,  insoferne  sie  aber  «1er 
Hausciassensteuer  unterliegen,  mit  5  Percent  des  bei  der  Bemessong 
des  Gebührenäquivalentes  angenommenen  Capitalwerthes  anzusetzen. 

§.  9.  Unter  den  Ausgaben  können  eingestellt  werden:  1)  Die 
auf  dem  einbekannten  Einkommen  ruhenden  directen  landesfurstüchei 
Steuern  und  Abgaben  ,  das  Gebührenäquivalent ,  Landes- ,  Bezirks- 
und  Gemeinde-Umlagen.    2)  Leistungen  an  Geld  und  Gteldesverth 
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aus  dem  Grande  einer  auf  dem  Einkommen  haftenden,  qicht  schon 
bei  Bemessung  des  Keligionsiondsbeitragesberückaichtigteii  Verbind« 
lichkeit  (§.  3.) ,  (zum  Beispiel  die  directivmässige  Erhaltung  von 
Hilfspriestern  u.  dg].)  Insoferne  bisher  die  Abrechnung  eines  Pau- 
schalbetrages für  die  ordentliche  Instandhaltung  der  pfarrlichen  Ge- 
bäude (die  sogenannten  sarta  tecta)  gestattet  war ,  kann  derselbe 
auch  fernerhin  unter  die  Ausgaben  eingestellt  werden.  Ausserdem 
ist  aus  dem  Titel  der  Baulast  nur  die  Aufrechnung  solcher  Zahl- 
ungen oder  Naturalleistungen  gestattet,  welche  für  grossere  Bau- 
herstellungen effectiv  obliegen. 

§.  10.  Die  Inhaber  solcher  kirchlichen  Pfründen,  bei  denen 
die  Zahl  der  gestifteten  Messen  265  im  Jahre  übersteigt,  sind  be- 
rechtigt, für  die  übrige  Zahl  das  ordentliche  Messstipendium  oder, 
falls  dasselbe  durch  das  Stiftungserträgniss  nicht  gedeckt  ist,  dieses 
letztere  als  Ausgabe  zu  verrechnen. 

§.11.  Bei  Naturalbezügen  ist  die  Aufrechnung  der  Einbring- 
ungskosten  bis  zu  10  Percent  des  Brutto-Ertrages  gestattet. 

^  §.  12.  In  allen  Punkten,  über  welche  in  den  vorangehenden 
Paragraphen  nicht  besondere  Bestimmungen  getroffen  sind,  bleiben 
für  die  Berechnung  der  Einnahmen  und  Ausgaben  der  geistlichen 
Personen  die  Vorschriften  massgebend ,  nach  denen  bisher  der  An-« 
Spruch  der  Beneficiaten  auf  die  persönliche  Befreiung  von  Entrich- 
tung des  Gebührenäqniv^entes  ermittelt  worden  ist. 

§.  13.  Kirchlichen  Corporationen  und  regulären  Commonitä- 
ten  kann  auf  Antrag  der  Landesbehörde  vom  Minister  für  Cultus 
und  Unterricht  die  Vorlage  eines  summarischen  Einbekenntnisses 
der  Einnahmen  und  Ausgaben  gestattet  werden,  vorausgesetzt,  dass 
das  hienach  berechnete  Beineinkommen  —  abgesehen  von  den  im 
§.  16.  erwähnten  Auslagen  —  wenigstens  4  Percent  vom  Werthe 
des  unbeweglichen  und  5  Percent  vom  Werthe  des  beweglichen  Ver- 
mögens ergibt,  das  dem  Beligionsfondsbeitrage  unterliegt. 

§.  14.  .  Die  politische  Landesbehörde  hat  die  eingelangte  Eiu- 
bekenntnisse  nach  ihren  Vormerkungen  richtig  zu  stellen.  Beschwer- 
den gegen  die  Richtigkeit  sind  in  dem  im  §.  17.  des  Gesetzes  vom 
7.  Mai  1874  normirten  Instanzenznge  auszutragen.  Lässt  sich  ein 
obwaltendes  Bedenken  gegeu  die  Bichtigkeit  des  Einb^enntnisses 
nicht  sofort  liquid  stellen,  so  sind  zur  Ueberprüfnng  der  Angaben 
des  Fassionsiegers  die  weiteren  Erhebungen  einzuleiten.  Allfällige 
Kosten  dieses  Verfahrens  trägt  im  Falle  nachgewiesener  Unrichtig- 
keit des  Einbekenntnisses  der  Fassionsieger.  Ergibt  sich,  dass  ein 
Vermögen  oder  Einkommen  verheimlicht  wurde ,  dessen  Vorhanden- 
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sein  anf  die  Bemessung  des  Beligionsfondsbeitrages  Einflnss  nehmeD 
kann,  so  ist  die  im  zweiten  Absätze  dea  §.  16.  des  Gesetzes  vom 
7.  Mai  1874  bestimmte  Strafe  zu  verhängen. 

§.  15.  Der  för  den  standesmässigen  Unterhalt  der  geisilirben 
Personen  erforderliche  Betrag  wird  in  besonderen  Verordnungen  be- 
stimmt. 

§.  16.  Ergibt  die  Berechnung  des  Keineinkommens  (§§.  i 
bis  14.),  dass  der  standesmässige  Unterhalt  selbst  bei  Absehlag  des 
ganzen,  auf  ein  Jahr  entfallenden  Beligionsfondsbeitrages  gedeckt 
bleibt,  so  ist  der  Beitrag  von  dem  ganzen  Vermögen  'ohne  weitere 
Bücksichtnahme  auf  den  Unterhalt  zu  bemessen.  Zeigt  sich,  dass 
zwar  die  Ziffer  dos  reinen  Einkommens  den  für  den  standesmässigen 
Unterhalt  erforderlichen  Betrag  übersteigt,  dass  aber  beide  Ziffm 
nur  um  einen  Theilbetrag  des  auf  ein  Jahr  entfallenden  Beligions- 
fondsbeitrages von  einander  abstehen ,  so  ist  auch  nur  dieser  Theil- 
betrag als  jährliche  Gebfihr  vorzuschreiben.  Ergibt  sich  endhch. 
dass  das  ganze  ermittelte  Beineinkommen  zur  Bedeckung  des  Star.- 
desmässigen  Unterhaltes  der  geistlichen  Personen  erfordert  wird,  so 
hat  die  Vorschreibung  des  Beitrages  ganz  zu  unterbleiben. 

§.  17.  Bei  der  im  §.  16.  vorgeschriebenen  Berechnung  ist 
dem  Betrage,  welcher  für  den  staifdesmässigen  Unterhalt  der  geist- 
lichen Personen  erfordert  wird ,  hinzuzurechnen :  a)  bei  regulärer 
Communitäten,  deren  statutenmässiger  Zweck  in  der  Pflege  von  ar 
men  Kranken  besteht ,  jenes  Einkommen  ,  welches  nachweisbar  ß: 
diesen  Zweck  verwendet  wird ;  b)  das  Einkommen,  welches  eine  re- 
guläre Communität  auf  kirchliche  oder  Cultuszwecke,  wenn  dieselbe' 
bei  Ermangelung  einer  solchen  Communität  aus  dem  Beligionsfon^l^ 
bestritten  werden  müssten,  oder  auf  Zwecke  des  öffentlichen  UnUr- 
richtes  verwendet,  die  von  der  Begierung  als  nothwendig  erkanrt 
werden  (§.  4.  des  Gesetzes  vom  7.  Mai  1874). 

§.  18.  Die  Beträge ,  welche  aus  den  im  §.  17.  bezeidineter 
Titeln  über  die  Competenz  in  Anspruch  genommen  werden  ,  sind  c 
eigenen  Einbekenntnissen  auszuweisen.  Hiebei  ist  im  Falle  der  Wi 
a)  die  Aufrechnung  der  nöthigen  haaren  Auslagen  für  ärzUicbef 
Personal,  Medicamente  und  Wartung,  dann  der  etwa  der  Ck>inmQn!* 
tat  zur  Last  fallenden  Beerdigungskosten  gestattet.  Im  Falle  der 
lit.  b)  ist  die  Aufrechnung  des  Minimalaulwandes  gestattet«  welcher 
in  Ermangelung  der  Bestreitung  durch  die  Communität  vom  Be- 
ligionsfonds  oder  vom  Staatsschatze  getragen  werden  müssie.  Fr 
die  Dotation  von  Seelsorgestationen  kann  nur  die  vom  BeligionsfooJ« 
sonst  für  diese  Station  obliegende   Congma-Ergänzung  angnreefaikt* 
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werden.    Bei  emem  Aufwände  für  Zwecke  des  OffenÜichen  Unter« 
richts  ist  anrechenbar  der  Minimalaufwand  ffir  Lehrkräfte,  Lehrmit- 
tel, Localit&ten  und  Begie.    Der  Aufwand  f&r  Localitftten  ist  jedoch 
hier  wie  in  jedem  anderen  nach  lit  a)  und  b)  in  Betracht  kommen- 
den Falle  nur  insoweit  anrechenbar,  als  es  sich  um  gemiethete  oder 
um  solche  Localitftten  handelt,  durch  deren  Vermietliung  die  regu- 
läre Communit&t,  falls  sie  die  betreffende  Besorgung  nicht  auf  sich 
h&tte,  ein  Einkommen   erzielen  könnte.    Bei  Seelsorgestationen  ist 
der  Aufwand  ffir  Localitftten  insoweit  anrechenbar,  als  derselbe  sonst 
entweder  aus  dem  Titel  des  Patronates  dem  Beligionsfonds  zur  Last 
fallen  wfirde  oder  von  dem  Pfründner  bei  Berechnung  des  Beinein- 
kommens als  Ausgabspost   veranschlagt   werden  könnte.    In  allen 
Fftllen   der  Anrechnung  Von  Besoldungen  fftr  von  Mitgliedern   der 
Communitftt  versehene  Functionen  kann  nur  jener  Betrag  angerech- 
net werden ,   um  welchen  die  vom  Staate  oder  Beligionsfonds  zu 
leistende  Besoldung  den  den  Mitgliedern  der  Communitftt  als  solchen 
gebührenden  Competenzbetrag   fiberschreiten  (also  z.  B.  bei  Lehr- 
kräften der  Betrag,  um  welchen  der  Minimalgehalt  der  betreflTenden 
Lehrstelle  höher  ist  als  die  Gompetenz  des  die  Lehrstelle  versehen- 
den Mitgliedes,  bei  Seelsorgestationen  die  allfftllige  Differenz  zwischen 
dieser^  Gompetenz  und  der  Gongrua-Ergftnzung  u.  s.  w.) 

§.  19.  Ist  mit  einer  der  im  §.  17.  lii  a)  und  b)  erwfthnten 
Besorgungen  irgend  eine  Einnahme  verbunden  (z.  B.  Stolgebfibreui 
Schulgeld),  so  muss  dieselbe  von  dem  nach:§§.  17.  und  18.  anrechen- 
baren Betrage  in  Abzug  gebracht  werden  und  kann  die  Communi- 
tftt nur  die  Freilassung  des  üeberrestes  verlangen.  Es  sind  daher 
anch  derartige  Einnahmen  in  den  nach  §.  18.  zu  fiberreichenden  Ein- 
bekenntnissen  auszuweisen. 

§.  20.  Abgesehen  von  dem  in  den  §§.  18.  und  19.  Bestimm- 
ten ,  gilt  auch  fbr  die  daselbst  erwfthnten  Einbekenntnisse  alles  t)as- 
jenige,  was  f&r  die  Einbekenntnisse  zum  Zwecke  der  Bemessung  des 
standesmftssigen  Unterhaltes  vorgeschrieben  ist. 

§.  21.  Die  im  Falle  .des  §.  17  lit.  b)  erforderte  ErUftrung, 
dass  der  Zweck  des  öffentlichen  Unterrichtes,  um  den  es  sich  han- 
delt, Ton  der  Regierung  als  notbwendig  anerkannt  werde,  ist  dem 
Bfiniateir  ffir  Cultus  und  Unterricht  vorbehalten.  Der  regulftren 
Commiuiitftt ,  welche  aus  diesem  Titel  die  Befreiung  vom  Beligions- 
Tondsbeitrage  anstrebt ,  liegt  es  ob ,  im  Wege  der  Landesbehörde 
loa  Ansuchen  um  die  gedachte  Erklftrung  zu  stellen.  So  lange  die 
BrkUrang  nicht  bei  den  Acten  erliegt ,  ist  die  Befreiung  vom  Be- 
igtonsfondsbeitrage  nicht  zuzugestehen.    Gleichzeitig  mit  der  Er- 
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U&TQDg.  erfolgt  die  [('eststellQsg  des  der GomxDOBiUt  freizulasa^den 
Betragen. 

§.  22.  Mit  Ausnahme  des  in  vorigen  Paragraphen  hehaodd- 
tea  Falles  werden  alle  Streitigkeiten  darüber ,  ob  irgend  ein  kirdi- 
liches  Einkommen  yom  Keligionsfondsbeitrage  freizulassen  sei ,  in 
dem  im  §.  17.  des  Gesetzes  vom  7.  Mai  1874  v<Higeschriebeneii  In* 
stanzenznge  entschieden.  (§.  14.) 

§.  23.  Bei  jeder  politischen  Landesbehörde  sind  Bucher  aacb 
dem  Muster  A.  anzulegen,  in  welchen  in  summarischer  Weue  die 
Werthe  des  in  dem  Bemessungsgebiete  gelegenen  Vermögens  der 
kirchlichen  Pfründen  und  regulären  Communitäten  zu  veneich&es 
sind.  För  jede  Pfründe  oder  Gommunität  ist  ein  besooderes  FoliiuB 
anzulegen.  Die  Werthe  sind  aus  den  richtiggestellten  FassioneB 
f&r  das  Gebührßn*Aequivalent  zu  übertragen  und  hiebei  —  in  der 
Rubrik  »Beziehungsdatenc  ^  stets  die  Acte  .  der  Finanzb^drdea, 
auf  welche  sich  die  Angabe  stützt,  zu  beziehen.  In  der  Bubrik  — 
»Veiminderung  oder  Vermehrung  des  Vermögenswerthes«  —  ist 
einerseits  der  Abfall  durch  die  in  Bibliotheken,  wissenschaftlichefi 
oder  Kunstsammlungen  bestehenden  VemOgensbestandtheile  und  die 
durch  das  bewegliche  Vermögen  nicht  bedeckten  Passiven,  andere- 
seits  der  Zuwachs  durch  die  in  die  Gebübren-Aequivalentsbemes- 
sung  noch  nicht  einbezogenen  Werthe  zu  verzeichnen. 

§.  24.    In   das  im  §.  23.    bezeichnete    Buch  sind  die  Ver- 
mögenswerthe  ohne  Bücksicht  darauf  einzutragen,  ob  die  Bemessung 
des  Beligionsfondsbeitrages  wirklich  platzgreift   oder   nichi     We 
dies  nicht  der  Fall  ist,  weil  zum  Zwecke  der  Ergänzung  dar  dm- 
petenz  eine  Subvention  aus  öffentlichen  Fonds  geleistet  wird  (§.  7. 
des  Gesetzes  vom  7.  Mai  1874),  ist  dies  in  der  Bubrik  »Anmerkoii^« 
anzufahren.    Im  anderen  Falle  ist  die  in  der  Bubrik:  »Gesammt- 
werth«   verzeichnete   Ziffer  in   das  nach   dem  Muster  B.  geführte 
Buch  zu  übertragen  und  diese  Uebertragung  in  dem  ersten  Boche 
in  der  vorletzten  Rubrik  anzumerken.    Die    BeurtheUung ,  ob  die 
Bemessung  des  Beligionsfondsbeitrages  platzzugreifep  hat  mid  ol 
daher  der.  Gesammtwerth  in   das   zweite  Buch  zu  übertragen  tsi 
erfolgt   lediglich  auf  Grund  der  Daten   über   die  das  Objeet  der 
Bemessung  bildenden  Werthe,  unter  Berücksichtigmig   der   Tkat^ 
Sache,   ob   zum  Zwecke  der  Ergänzung  der  Gompetenz  eine  Sub- 
vention aus  öffentlichen  Mitteln  geleistet  wird.    Wo  letsteras  mcfct 
eintrifft,  ist  in  die  Frage,  ob  die  Gompetenz  gedeckt  ist  und  eb  da- 
her der  Beligionsfondsbeitrag  wirklich  zu  entrichten  sein  wird ,  ia 
diesem  Stadium  der  Gebahrung  nidit  einzi^ehen. 
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§•  25.  Nach  deu  {m  Muster  B.  ersichtiichen  Babriken  ist  die 
BemessQiig  des  Beligionsfoiidsbeitrages  Yorzooebmeii.  EomiDt  ss  ▼<« 
Amtswegen  iHier  auf  Yerlangen  der  Partei  zur  Srmitteliuig  der  Com- 
petenz,  so  ist  das  Resultat  in  den  Rubriken  10  bis  12  zu  veneicbr 
nen.  Hiebei  ist  es  üach§.  17.  der  Competenz  gleichzuhalteiide  Airff 
wand  der  in  der  Bubrik  11  verzeichneten  Goiupeteaz  hinzuzurech- 
nen. Ergibt  die  Vergleichung  der  Bnbriken  10  und  11  keinen  Ue* 
ber sebusss  des  Beineinkommens,  so  hat  die  Betnessong  des  Beitrages 
zur  Zeit  zu  unterbleiben  und  ist  dies  in  der  letzten  Bohrik  mmt 
merken.  Ergibt  sich  ein  Ueberschuss,  so  ist  derselbe  mit  der  in  der 
Bubäk  9  eingesetzten  Ziffer  der  jährlichen  Bettragsschuldigkeii  zu 
vergleichen  nnd  hienaoh  in  der  Bubrik  18  entweder  der  gan^e  Bsftr 
trag  oder  der  der  Differenz  beider  Zahlen  entsprechende  Tbeilbetrag 
als  (Gebühr  vorzuschreiben  (§.  16.)  In  allen  Fälleui  in  denen  es.  zu 
einer  Yorsckräbnng  des  Beligionsfondsbeifarages  nnd  daher  (§.  26.) 
zur  Ausfertigung  eines  Zahlungsauftrages  kommt ,  ist  auf  letzteren 
in  der  Schlussrubrik  des  Buclies  B.  Bezug  zu  nehmen.  \ 

§.  26.  Auf  Grund  der  erfolgten  Vorschreibting  werden  von 
der  LandesbehOrde  ausgefertigt:  a)  die  Anweisnngsverordnung  an  die 
zur  Entgegennahme  der  Zahlung  berechtigte  Gasse ;  b)  der  bach  dem 
Muster  C.  verfasste  Zahlungsauftrag  an  die  zahlungspflichtige  Parte!; 
Zugleich  ist  der  Bemessungsaet  an  die  Liquidatur  des  Rechnungs- 
departomento  der  Landesbehörde  zur  ordnungsmässigen  Verbuchung  und 
Beisetzung  der  Liquidatiousclausel  auf  der  Anweisungsverordnung 
zu  leiten. 

§.  27.  Fassionsieger,  welche  auf  Grund  der  richtiggestellten 
Fassion  von  Entrichtung  des  Beligionsfondsbeitrages  freigelassen  wer«^ 
den,  sind  hieven  in  Erledigung  der  von  ihnen  gemachten  Vorlage 
zu  verständigen. 

§.  28.  Die  Zahlungsaufträge  werden  den  Erzbischöfen  und  Biä- 
cesanbischöfen  unmittelbar  von  der  Landesbehörde,  den  Domcapiteln 
zu  Händen  der  Ordinariate,  allen  übrigen  Parteien  im  Wege  der  po- 
litischen Bezirksbehörde  zugestellt.  Von  den  im  letzteren  Wege  zu- 
gestellten Zahlungsaufträgen  erhält  das  zuständige  Ordinariat  ein 
summarisches  Yerzeichniss.  Hinsichtlich  der  Zahlungsaufträge  an 
die  Domcapitel  gilt  die  Empfangsbestätigung  des  Ordinariates  als 
Bestätigung  der  Zustellung  an  das  Capitel.  Die  Zustellung  des  ersten 
Zamungsauftrages  ist  vermittelst  eines  Empfangsscheines  nach  dem 
Muster  a  au  bestätigen  (§.  32). 

§.  29.    Die  Einzabhingeii  smd  bei  der  Landeshaupteasse  de»» 
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jenigen  Landes  zu  lebten,  in  welchem  die  Bemessung  des  Beitrageg 
erfolgt  ist  (§.  18.  des  Gesetzes  vom  7.  Mai  1874). 

§.30.  Bei  der  ersten  Eänzablang  erhält  die  Partei  einen  Zth- 
lungsbogen  naeh  dem  Master  E,  auf  Mfelchem  hinfort  der  Emp&uig 
der  Zahlungen  bestätigt  wird. 

§v  31.  In  den  Liquidationsbüchern  ist  neben  der  Qebühr  die 
jeweilige  Abstattung  zu  terzeichnen.  Wird  hiebei  ein  Rfickstand 
ersiehtUch,  so  ist  auf  Qtund  des  von  dem  Bechnufigsdepartement  der 
LandesbehArde  verlassten  Bflckstandsausweises  die  fä^ecution  doreh- 
zufuhren  und  zu  diesem  Ende  nach  Umständen  die  Finanzproenrafair 
SU  requiriren.  Der  Vorgang  bei  der  Execution  riditet  sich  in  Alleoi 
nach  Jenem,  was  flir  die  Einbringung  der  landesfBrstlichen  Stenen 
und  Abgaben  vorgeschrieben  ist  (§.  21.  des  Gesetzes  vom  7.  Mai 
1874). 

•  §.  32.  Die  erste  Einzahlung  umfasst  die  vom  1.  Jänner  1875 
bis  dahin  verfallenen  Baten  und  ist  längstens  binnen  30  Tagen  luui 
Zustellung  des  Zahlungsauftrages  zu  leisten,  was  in  letzterem  ans- 
dräcklich  zu  bemerken  ist.  Die  weiteren  Zahlungen  sind  in  viertel- 
jährigen An^icipativraten-  (1.  Jänner,  1.  April,  1.  Juli,  1.  October 
jßden  Jahres)  zu  leisten  (§.  18.  des  Gesetzes  vom  7.  Mai  1874)  ud 
^erdßu  sofort  fällig. 

§.  3$.  Von  allen  Veränderungen  in  dem  Vermögen  oder  Eis* 
kommen  der  kirchlichen  Pfründen  und  regulären  Oommnnitäten,  die 
nach  §.  12.  des  Gesetzes  vom  7.  Mai  1874  die  Verpflichtung  xu 
Entrichtung  des  Beligionsfondsbeitrages  oder  einer  bisher  nicht  vor- 
geschriebenen Quote  desselben  nach  sich  ziehen,  haben  die  beitngs- 
Pflichtigen  Parteien  binnen  6  Wochen  die  Anzeige  an  die  zur  Be- 
messung des  Beitrages  berufene  Landesbehörde  zu  erstatten.  Dies^ 
Anzeige  ist  ein  ordnungsmässiges  Einbekenntniss  des  neuen  Zuwachse 
an  Vermögen  oder  Einkommen  beizulegen  auf  Grund  dessen  dann 
die  nacbträgUche  Bemessung  erfolgt. 

§.  34. ,  Die  Anzeige  solcher  Veränderungen  am  Vermögen  oder 
Einkommen ,  welche  nach  §.  12.  des  Gesetzes  vom  7.  Mai  1874  die 
.  Abschreibung  oder  Herabminderung  des  Beligionsfondsbeitrages  oai^ 
sich  ziehen,  bleibt  den  Betheiligten  überlassen.  Dasselbe  gQt  vo: 
den  auf  Grund  des  letzten  Absatzes  des  citi^ten  §.  12.  in  Anspmi 
genommenen  Nachlässen. 

Stremayr  m.  p.  Deprdis  m.  p. 

Mit  dem  yorstehenden  Id^sterialerlass  verbinde  man  den  CoItns-lEjü* 
BterialerlasB  yom  4.  April  1875  Z.  4974.  (Wiener  Diöce8.-Bl.  1875  Nr.  9  i^ 
107  f.),  mit  welcher  die  iQr  das  J.  1875  festgestellte  Competenz  der  gentlidka 
Personen  in  Niederdsterreich  bekannt  gegeben  wird.    Eine    ahnliche  prsTbi' 
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rische  Begtimaqng  pro  1876  fQr  die  Endlöcese  Sahbnrg,  rgh  im  Salslnurger 
erzlrifli^öflichen  Verordnungsblatt  1875  Nr.Y.  18.  S.  222  f.,  ferner  s.  m.  die  Ver- 
ordnungen der  k.  k.  niederösterreichischen  Statthalterei  Yom  16.  April  1875  Z. 
9475,  rom  15.  Mai  1875  Z.  9475  betr.  die  Passionen  der  Stiftungen  kirchlicher 
PMiiden  und  Communitäten  im  Wiener  Diöcesanblatt  1875  Nr.  10.  S.  113  f.) 


J2.    Verordnufig  des  Ministers  für  Cidtas  und  Unterricht  vom  10. 

Juni  1875,  ZcM  844, 

durch  welche  die  Bestimmungen  bezüglich  der  Zeugnisse  über  den 
Beligionsonterricht  an  Lehrerbildungsanstalten  und  Mittelschulen  er- 
läutert werden. 

(Verordnungsblatt  für  die  Dienstber.  des   Ministers  f&r  Cuitua  und  Unterridit 

1875  Stück  Xn.  Nr.  26.  S.  140.) 

An  sämmtUche  Je.  h.  LimdesschvXbehäfien. 

Veranlasst  durch  Fragen  fiber  Consequenzen  einzelner  Bestim- 
mungen des  Gesetzes  vom  20.  Juni  1872  (R.-G.-Bl.  1872  Nr.  86.) 
und  der  Verordnung  vom  24.  Juli  1874  Z.  4085  finde  ich  Folgendes 
zu  eröffnen: 

Der  obligatorische  Charakter  des  Religionsunterrichtes  an  Leh^ 
rerbildungsanstalten  und  an  Mittelschulen  ist  durch  das  Gesetz  voni 
20.  Juiii  1872  nicht  alterirt,  wenngleich  dieser  Unterricht  nur  unter 
gewissen  Bedingungen  (§.  4.)  von  Seite  der  Schule  sicherzustellen  ist. 

Es  werden  demnach  Schüler,  welche  einem  im  Beligionsunter- 
rieht  an  der  Schule  nicht  vertretenen  Glaubensbekenntnisse  ange- 
hören, von  dem  Beibringen  eines  Zeugnisses  über  erhaltenen  Beli« 
gionsunterricht  bloss  dann  zu  entbinden  sein,  wenn  sie  nachweisbar 
eines  solchen  üqterrichtes  nicht  theilhaftig  werden  konnten«  Wo 
aber  unter  einfachen  Umständen  die  Möglichkeit  eines  solchen  Un- 
terrichtes gegeben  ist,  hat  sich  jeder  Schüler  über  seine  Pflichter- 
füllung auszuweisen. 

Inwieweit  hier  die  in  der  Verordnung  vom  24,  Juli  1874  be^. 
zeichnete  Vertrauenswürdigkeit  des  privaten  Beligionslehrers  in  Be- 
tracht kommtv  kann  es  keinem  Zweifel  unterliegen,  dass  ein  Zeug- 
niss,  welches  ein  in  einem  Seelsorgeamte  wirkender  Geistlicher  der 
evangelischen  Kirche  oder  der  Rabbiner  (oder  der  Religionslehrer) 
einer  jüdischen  Gultusgemeinde  ausgestellt  hat,  ohne  weiters  anzuer- 
kennen ist,  dass  daher  die  in  demselben  ertheilte  Fortgangsnote  in 
das  Semestralzeugni^s  jedoch  ohne  Einfluss  auf  die  allgemeine  Zeug- 
nissclasse  aiifisunehmen  ist. 

Auch  unterliegt  es  im  Allgemeinen  keinem  Anstand^,  dass  an 
einer  Staatslehranstalt,  in  welcher  die  Anzahl  der  Schüler  einer  bii- 
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stimmten  Confesdion  weniger  als  20  beträgt,  zur  Ertheilnng  des  be- 
treffenden obligatorischen  Beligionsunterriclites  ein  gesetzlich  beßhigter 
{iobrer  in  der  in  §.  7.  des  Gesetzes  vom  20.  Jali  1872  bezeichnen 
Stellung  unter  der  Bedingung  zugelassen  werde«  dass  fär  seine  Ent- 
lohnung die  zur  Erhaltung  der  Schule  bestimmten  Mittel  in  keiner 
Weise  in  Anspruch  genommen  werden. 

Die  Anrißgung  zu  einer  solchen  Veranstaltung  muss  den  Be- 
theiligten überlassen  bleiben,  sie  ist  mithin  von  Amtswegen  nicht 
zu  geben.  Einsclilägige  Gesuche  sind  bei  der  k.  k.  Laude88€hnlb^ 
hSifde  einzureichen,  welche  dieselben  nach  ßegutachtung  darch  den 
Lehrkörper  dem  Ministerium  f8r  Cultus  und  Unterricht  zur  Ent- 
scheidung rerzulegen  hat. 

In  einem  solchen  Falle  wird  den  Zeugnissen  dieselbe  Wirhi^ 
zuerkannt  werdet,  wie  in  dem  Falle,  wo  nach,  §.  4.  des  bezeichnetea 
Gesetzes  für  die  Ertheilung  des  Unterrichtes  von  Staatswegeo  ge- 
sorgt ist. 

3.  SkuäUche  Finanemassregeln  eur  Begelung  der  VerhäUmsse  de» 

I^piergcldmnUmfes  üben  auf  die  in  Privaireehistüdn  begrindän 

Beehie  und  avtf  die  in  solchen  Bechtstikin  beruhenden  iMtmf» 

beaüglieh  der  bedungenen  Werihe  keinen  €iterirenden  Einfinss. 

In  Wien    hat  sich  unlängst  ein  höchst  interessanter  Proces» 
abgesponnen,  welcher  principiell  von  hoher  Wichtigkeit  ist.    (Vgl 
darfiber  den  ausführlichen  im  Wiener  Köcesanblatt  1875,  Nr.  6. '. 
10.  II  ff.   nach  den  »Juristischen  Blftttem.c    Beilage  zu  Nr.  8.  t. 
J.  1875  mitgetheilten  Bericht.)  Die  beiden  Domherren  der  savojischeü 
Stiftung  strengten   nämlich  eine  Klage  gegen  den  Fürsten  LicfateB- 
stein  an  wegen  Beeinträchtigung  ihrer  von  der  Herzogin  von  Savovps 
in  ihrem  Stiftbriefe  teMamentarisch   zugesicherten  Einkünfte.    Al< 
Hypothek  dieser  Stiftung   dienten   grosse  Herrschaften,  welche  ii3 
Jahre  1772  in  den  Besitz  der  Fürsten  Lichtenstein  übergingen.  B^ 
zum  Jahre  1811  erhielten  die  vier  gestifteten  Domherren  je  3000  i 
C.-M.  nach   dem  Wortlaut  des  Testamentes.    Mit  dem  Aaftaacbei 
der  Wiener- Währung  zahlte  Fürst  Lichtenstein  diese  Summe  'r^ 
solchen  Scheinen  aus,  welche  nur  1200  fl.  G.-M.  gleicfastehen.    As 
1.  Juli  1869  klagten  nun  die  genannten  Domherren  auf  die  Zabh^ 
der  vollen  Einkünfte  von  3000  fl.  C.-M.  oder  3150  fl.  öst,  W^  * 
letztere  Währung  gesetzlich  eingeführt,  die  Wiener- WÜhrung  ^ 
aufgehoben  wurde.    Das  Obersthofmarschallanit  wieä  am  24.  Jäoo^ 
1874  die  Klage  zuirüok  und  vemrtheilte  die  beiden  Domberren  (z^^ 
Stellen  blieben  nämlich  wegen   des  ungenügenden  ffinkommots  f^ 
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1200  fl.  G.-M.  schon  einige  Jabre  nnbesetzt)  tu  den  Qericbtffkosten. 
Das  ObarappellatioBS-Oericbt  entschied  jedoch  in  Folge  des  Beonrses 
der  beiden  Domherren  sn  ihren  Gunsten  und  der  oberste  Gerichts- 
hof sprach  sich  auf  das  Bevisionsbegehren  des  Ffirsten  Lichtenstein 
gleichfalls  für  die  BrfUlnng  der  im  Testamente  stipalhrten  Ver- 
pfiicbtnng  ans.  Dieses  Urtheil  ist  füir  das  savoyische  Damenstift  in 
Wien,  welches  in  gleiche  Lage  durch  Zahlung  der  Verbindlichkeiten 
in  Wiener-  Währung  versetzt  wurde,  für  die  Theresianische  Bittw- 
akademie  auf  der  Wieden  und  für  eine  Armenstiftung,  die  gleich- 
falls  auf  jene  Herrschaften  versichert  sind,  höchst  wichtig.  Ebenso 
sind  viele  andere  ältere  Stiftungen  an  Kirchen  und  Pfarreien  durch 
Auszahlung  der  Stifksbezüge  in  Wiener-Währung  beeinträchtigt  wor- 
den. Auf  Grundlage  der  Entscheidung  des  obersten  Gerichtshofes 
können  auch  sie  nupmehr  klagbar  auftreten. 

4.    CkmpetenzfäUe  hinsiehüieh    des   Annendrittels  vom  Nachlasse 
eines  ohne  Testament  verstorbenen  katholischen  Weltpriesters. 

Das  Salzburger  Eirchenblatt  1875  Nr.  17.  berichtete  nach  dem 
Linzer  Yolksblatt  Folgendes:    Wenn  ein  katholischer  Weltpriester 
ohne  Hinteriassung  eines  Testamentes  stirbt,  so  gebührt  nach  dem* 
Gesetze  den  Armen  ein  Dritttheil  seines  Nachlasses,  vorausgesetzt, 
dass  nicht  dessen  gesetzliche  Erben  selbst  arm  sind. 

Hiebei  entstanden  aus  Anlass  eines  speciellen  Falles  verschie- 
dene Ansichten  über  die  Fragen:  1)  Welchem  Armenfond  dieses 
Nachlassdrittel  gebührt,  da  die  Pfarre  oft  grösser  ist,  als  die  Gemeinde 
des  Sterbedrtes  ?  2)  Wer  über  die  Armuth  der  Erben  zu  entscheiden 
haty   wenn  sie  von  der  Gemeinde  in  Zweifel  gezogen  wird  ? 

Das  DiGnisterium  des  Innern  einigte  sicLmit  dem  obersten 
Gerichtshofe  über  folgende  Ansichten : 

Zu  1.  Welcher  Armenfond  oder  welche  derselben  (wenn  meh- 
rere sind)  als  Erbe  zu  dem  Armendrittel  einzutreten  habe,  dies  zu 
entscheiden  steht  der  Abhandlungsbehörde  zu  nach  dem  Patente  vom 
9.  August  1854,  §.  125.  und  126.,  B.-G.-B1.  Nr.  208. 

Zu  2.  Wenn  ein  Verwandter  des  Verstorbenen  wegen  seiner 
eigenen  Armuth  auf  das  Armendrittel  Anspruch  macht,  so  ist  über 
diesen  Anspruch  von  den  Verwaltungsbehörden  zu  entscheiden,  näm- 
lich nur  so  weit,  »ob  der  betreffende  Erbe  als  arm  zu  betrach- 
ten sei.€ 

Die  hiemit  zusammenhängende  Frage,  ob  der  Prätendent  ein 
gesetzliches  Erbrecht  überhaupt  hat,  bleibt  hingegen  der  Entschei- 
dung <ler  Abhandlungsbehörde  überlassen. 


216     Das  Annendrittel  ab  int.  vereL  keUh.  QeiätUcher  in  OeeUrreieh, 

Nachdem  es '  aber  aaoh  sein  kann,  dass  mehrere  gesetzliche 
Erben  eintreten,  deren  Einer  arm,  der  Andere  nicht  arm  ist,  dass 
daher  den  Verwandten  nicht  das  ganze  Armendrittel,  sondern  nnr 
ein  Theil  desselben  gebflhrt,  so  hat  sich  die  politische  Behörde  hin- 
sichtlich der  Frage,  wie  viel  des  Armendrittels  den  Einen  and  was 
davon  dem  Armenfonde  zazo&Uen  hat,  lediglich  an  den  Inhalt  der 
gerichtlichen  Einantwortnngs^ürknnde  zn  halten,  worin  die  Erb- 
rechtsantheile  jedes  Erben  enthalten  sein  mflssen  und  wornach  sich 
daher  sein  Antheil  am  Armendrittel  berechnen  Iftsst. 
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XI. 

Gutachten  dar  kirchen-poHtisohen  Commission  des  ungarischen 
Abgeordnetenhauses  Ober  dfe  legislatorischen  Aufgaben  der 
Regelung  der  Verhaltnisse  zwischen  Staat  und  Kirche.  (1875), 

mitgetheilt  von  Dr.  Ferdinand  Ballay,  Generalvicar  zu  Martizuberge. 

Die  zwischen  dem  Staate  und  den  Kirchen  Jahrhunderte  hin- 
dorch  angebahnten  nnd  in  Eolge  der  heute  bereits  in  ganz  EnroiMi 
and  auch  in  unserem  Yaterhinde  gelinderten  politischen,  rechtlichen, 
socialen  und  kirchlichen  Zustände  ausgebildeten  Verhältnisse ,  der 
geftnderten  Verfassung  der  Nation,  dem  hieraus  fliessenden  Rechts- 
Systeme,  den  gegenwärtigen  socialen  und  Culturverhältnissen  gemäss 
gesetzlich  zu  ordnen,  ist  ebenso  unumgänglich  durch  die  Interessen 
des  Staates  und  der  bfirgerlichen  Freiheit,  wie  durch  diejenigen  der 
Clonfessionen  und  der  Bechtsfreiheit  geboten. 

Diese  im  bfirgerlichen  Privat-  nnd  im  öfientlicheA  politischen 
Leben,  wie  andererseits  im  kirchlichen  Leben  der  Confessionen  viel- 
verzweigten,  auf  sehr  verschiedene  Angelegenheiten  bezfiglichen  und 
traditionsmässig  festgewurzelten  Verhältnisse  auf  einmal  durch  ein 
Gesetz  neu  zu  ordnen;  die  durch  lange,  geschichtliche  Bildung  ver- 
wickelten Fragen  durch  eine  einzige  legislatorische  Verfügung  zu 
lösen,  wäre  nicht  zweckmässig  und  vielleicht  auch  nicht  mOglioh; 
ja  es  wäre  dies  auf  alle  Fälle  unmöglich,  ohne  anstatt  der  gewünsch- 
ten Klärung  und  Begelung  der  Verhältnisse  —  wenn  auch  nur  trän- 
sitoriach  —  die  rechtlichen ,  wie  die  kirchUchen  Verhältnisse  ge- 
waltsam zu  erschüttom. 

Die  Behuft  Abgabe  eines  Outachtens  entsendete  Coaunission 
zur  Regelung  der  Verhältnisse  zwischen  Staat  und  Kirche  ist  dem- 
zufolge der  Ansicht ,  dass  die  friedlichen  Verhältnisse  nicht  susam* 
men,  in  einem  sämmüichen  zu  lösende  Fragen  um&ssenden  Gesetse, 
sondern  gradatim  mit  Berücksichtigung  der  positiven  Zustände  und 
dem  praktischen  Bedärfnisse  angemessen  durch  mehrere  solcher  Ge- 
setze KU  regeln  seien,  welche  alle  einerseits  die  in  der  Praxis  dringend- 
sten Verfflgungen  in  sich  fassen  und  andererseits  pbmmässig  die 
Weiterentwickehmg  in  der  durch  die  Legislative  vorgezeichneten  Sich- 
tung vorbereiten. 

So  hält  die  Commission  f&r  eine  ihrer   ersten  Aufgaben   die 
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Schöpfung  eines  solchen  Ehegesetzes,  in  dem  die  civilrechtlichea 
Verhältnisse  der  £he  hinsichtlich  aller  Laudesbewohner  allgemein 
verpflichtend  geregelt  werden  sollen,  und  in  welchem  die  Bechtsbasis 
des  Familienlebens  im  Staate  einheitlich  geordnet  werden,  die  Gel- 
tendmachung des  religiösen  Momentes  nach  dem  Qlauben  der  Be- 
traffenAeo  aber  imyerietat  anfreclit  erhalteD  blaibeii  s^.  Die  Com- 
Bussion  hat  in  dieser  Angelegonheit  noch  im  Juni  v.  J.  är  Gotaeh- 
ten  an  das  Haus  eingereicht,  und*bittet  sie  auch  gegenwärtig  ans 
den  in  jenem  Gutachten  entwickelten  Qrunden  wiederholt,  das  Haus 
möge  sobald  als  möglich  Vorkehrungen  für  die  Schaffung  des  Ebe- 
gesetzes  treffen. 

Sowohl  was  das  Princip  anbelangt,  als  ancb  hinsichtlich  der 
praktischen  Nothwendigkeit  sieht  die  Gomnltssion  neben  der  Begelos? 
der  ehelichen  BedhtBverhAltnisse  als  dringlich  die  gesetzliche  Stcher- 
stelluDg  Qnd  Ordnung  der  freien  Ausübung  der  Beligioa  (and  zwar 
einer  jeden  Religion)  an. 

Im  G.-A.  XX.  1848  wird  die  Religion  der  ünltarier  als  reci- 
t^irt  «rkl&rt,  und  zwischen  den  recipirten  Religionen  —  wenigstens 
im  Princip  —  vollkommene  Rechtsgleichheit  ausgesprochen.  Diese 
Oleichbefechtigttng  und  Reciprocitftt  wird  zwar  im  G.-A.  XVllI. 
1868  in  Bezug  auf  mehrere  Angelegenheiten  detaiUirter  festgesetzt, 
aber  die  ausgesprochene  Rechtsgleichheit  und  die  hieraus  folgpirfe 
Religionsfreiheit  ist  in  beiden  Gesetzen  bis  zum  heutigen  Tage  blos 
auf  die  schon  bis  zum  Jahre  1848  irecipirten  Retigionen  beschränkt 
und  dehnt  sich  weder  auf  die  Nichtchristeu ,  noch  auf  die  ttriges 
ehristüohen  Coufdesionen  aus. 

So  lange  der  Staat  mit  gewissen  ehristlichen  Kirchen  in  so  ii- 
niger  Verbindung  stehen  wollte,  dass  er  auch  seine  eigenen  Inatitir 
tionen  den  Principien  und  Lehren  derselben  anpasste,  und  öema- 
folge  die  Ausfibung  der  bürgerlichen  und  politischen  Rechte  nur  je- 
nen Ehiwohnefti  gestattete,  welche  jmien  herrschenden  oder  wenig- 
stens recipirten  Religionen  angehörten,  so  war  es  sowohl  in  andera 
Lftndem,  als  auch  bei  uns  von  Bedeutung  (ja  es  war  von  «mbi  ge- 
wissen Standpunkte  ans  sogar  nothwendig),  dass  die  freie  Betigi<»9- 
ausübung  nur  gewissen  recipirten  christlichen  Confessionen  geatatlet 
wurde.  Aber  heute,  wo  die  Nationen  den  Staat  als  eine  guis  selbst- 
ständige,  auf  eigenen  rechtlichen  und  sittlichen  Prindpien  becoheade. 
als  ihre  höchste  ethische  Institution  betrachten ;  wo  in  den  limti^ 
sogMiimiteD  ^chtsstaaten  die  Gesetzgebungen  und  Regierung«!  ds9 
bürgerliche  Leben  unabhängig  von  welchen  religiösen  Principwn  im- 
mer ordnen,  und  wo  andererseits   die  im  Besttze  politischer  Rechte 
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befindliehen  Bürger  anf  Grundlage  der  individuellen  Freiheit  sich  nn- , 
gehindert  den  verschiedensten  Religionen  anschliessen  kOnnen ;  heute 
ist  bei  einem  solchen  Stand  der  Dinge  jener  Znstand,  in  dem  sich 
die  freie  Austtbung  der  Religion  blos  auf  gewisse  recipirte  Olaabens- 
bekenntnisse  beschränken  soll,  nicht  mehr  aufrecht  zu  erhalten. 

Dass  auch  die  ungarische  Gesetzgebung  den  Staat  als  eine 
selbatstftndige,  von  jeder  confessionellen  und  religiösen  Färbung  freie 
Institution  betrachten  will,  beweist  auch  jene  ihrer  Thaten,  dass 
sie  im  Jahre  1867  die  Juden  als  gleichberechtigt  mit  den  Christen 
in  Ausübung  der  bürgerlichen  und  politischen  Rechte  erklärte. 
Aber  womit  können  wir  es  motiriren ,  dass  den  ausserhalb  der  fünf 
recipirten  christlichen  Glaubensbekenntnisse  stehenden  Christen  die 
freie  Religionsausübung  noch  nicht  gestattet  ist?  Womit  ist  es  zu 
motiviren,  dass  die  Juden  in  politischer  Hinsicht  den  Christen  gleich- 
gestellt, in  religiöser  Hinsicht  aber  auch  heute  noch  nur  geduldet 
sind,  und  so  zu  sageti  ausserhalb  des  Gesetzes  stehen  ? 

Die  mittelst  G.-A.  XX.  1848  für  die  recipirten  Gonfessionen 
ausgesprochene  Religionsfreiheit  und  Reciprocitftt  ist  aber  auf  jede 
Religionsgenossenschaft  auszudehnen. 

Dies  ist  nicht  allein  der  logische  Ausfluss  jener  Principien,  auf 
welchen  die  neuen  Institutionen  des  ungarischen  Staates  baaifik  wur- 
den« sondern  auch  eine  Forderung  des  praktischen  Bedürfnisses.  In 
unserem  Vaterlande  geht  die  Zahl  Jener  in  die  Tausende ,  welche 
sich  zum  Christenthume  bekennen,  aber  zu  keiner  der  recipirten  Re- 
ligionen^ gehören  wollen  [!]  und  welche  in  Fcftge*  dessen  in  ihrem  He- 
ligions«  —  besonders  kirchlichen  — -  Leben  entweder  ausserhalb  un- 
serer Gesetse  stehen  und  sich  hiedurch  in  eihem  nicht  geduldeten 
Zustande  befinden,  oder  durch  Zwang  an  ihrem  Gewissen  bemüssigt 
sind,  zu  einer  solchen  Confession  zu  gehören ,  an  welche  sie  ihre 
Glaubens-  und  religiöse  üeberzeugung  nicht  kiffipfb. 

.  Es  ist  wa^r,  in  dieser  Beziehung  hat  das  Leben  irosere  Ge- 
setze so  sehr  überflügelt ,  dass  heute ,  wenn  Jemand  gegen  unsere 
Gesetze  die  christliche  Religion  rerlässt ,  oder  sich  einer  nicht  reci- 
pirten Religion  anschliesst,  die  bürgerlichen  Behörden  ihn  nicht  ztir 
Rückkehr  zwingen  und  höchstens  jene  Unbilligkeit  verüben,  dass  sie 
auch  fürderhin  die  Beitragsleistung  für  die  Bedürfnisse  der  verlas- 
senen Kirche  von  ihm  fordern. 

Wohl  ist  in  unserem  Yaterlande , '  wenn  auch  nicht  gesetzlich, 
so  docii  that^hlich  wenigstens  die  individuelle,  volle  Religionsfreit 
ins  Leben  getreten,  insofern  d)e  CivflbehOrden  Niemanden  iregen  sei- 
ner BÜligion  behelligen,  was  er  immer  glauben  mag.    Aber  anderer- 
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seits  ist  dieser  Stand  der  Sache  der  allgemeinen  Staatsordniuig  und 
Staatsmoral  schädlich ,  indem  die  Beligionsfreiheit  rechtlich  nicht 
gesichert  ist  und  von  dem  Willen  der  Behörden  abhängt. 

Die  schädlichen  Folgen  sind  um  so  fahlbarer,  als  die  Matrikel- 
fuhrong,  die  Ehebündnisse  in  den  Händen  der  Gonfessionen  liegen, 
und  kein  Gesetz  existirt,  welches  das  Versammlungs«  mid  das  Ver- 
einsrecht, noch  eines,  welches  das  AuCsichtsrec  ht  des  Staates  ober 
die  Gonfessionen  regelt. 

Wohl  können  auch  die  Jaden,  obgleich  ihnen  das  Qesetz  in  die- 
ser Beziehung  keinerlei  Erlaubniss  ertheilt,  factisch  so  zu  sagen  mit 
unbeschränkter  Freiheit  ihre  Seligion  ausäben,  doch  kann,  wegen 
des  Mangels  an  eiuem  Gesetze,  der  Staat  ihnen  gegeufiber  seia  Auf- 
sichtsrecht^  picht  ausüben.  —  Mit  Bücksicht  airf  unsere  foctischen 
Verhältnisse  ist  nicht  blos  die  individuelle  Gewissmisfreiheit,  sondern 
wenigstens  in  ebeu  solchen  Masse  das  oberste  Aufsichtsrecht  des 
Staates  durch  ein  Gesetz  zu  regeln  und  zu  sichern. 

.  Aus  diesen  Gründen  und  respeetive  lu  diesem  Zweck  hat  die 
Gommission  ihr  Gutachten  in  einem  Gesetzentwurfe  über  die  Bdi- 
gionsfreiheit  zusammengefasst,  welchen  wir  zugleich  einzureichen  und 
zur  Verhandlung  zu  empfehlen  die  Ehre  haben. 

Nach  diesen  in  dem  Entwürfe  enthaltenen  Vorkehrungen  erach- 
tet die  Gommission  als  nächstes  Agendum  der  Gesetzgebung  die 
zeitgemässe  Regelung  der  auf  dam  Patronat  beruhenden  Leistungen. 
Die  gegenwärtigen  (Gestaltungen  der  socialen  Kechts-  und  Be^- 
Verhältnisse  und  die  hieraus  sowohl  für  die  Besitzenden  als  auch  die 
betreffenden  Kirchen  entstammenden  Inconvenienzen  fordern  *auf  daa 
dringendste  die  Ordnung  dieser  Angelegenheit. 

Die  Gommission  hat  auch  ein  Subcomit^  angewiesen ,  die  nö- 
thigen  Vorarbeiten  zu  thun ;  allein  wegen  der  inzwischen  im  Beichs- 
tage  geschehenen  hochwichtigen  Ereignisse  und  wegen  der  ander- 
weitigen Beschaffung  der  Gommissionsmitglieder  als  Abgeordnete  ist 
das  Werk  dieses  Subcomit^'s  noch  nicht  so  weit  vorgeschritten,  dass 
dasselbe  im  Stande  wäre,  in  diesem  heute  schon  sehr  verwickelbii 
Gegenstände  einen  fertigen  Entwurf  noch  während  dieses  Beiche- 
tages  dem  g.  fianse  vorzulegen. 

Die  Ordnung  dieser  drei  hochwichtigen  Angelegenheiten  hält  die 
Gommission  für  die  dringlichste  Aufgabe  der  Legislative  auf  diesem  Ge- 
biete. Was  und  in  welcher  Beihenfolge  man  nach  Klärung  derselben  nr 
Bagelung  des  Verhältnisses  zwisoJi^  den  Kirchen  und  dem  Staat  noch  za 
thun  hätte,  diesbezüglich  können  wür  beute  umsoweniger  unsere  Meinong 
abgeben,  als  dies  grSsstentheils  davon  abhängt,  in  welcher  Richtong  ond 
in  welchem  Masse  die  Legislative  die  oben  bezeichneten  Fragen  lösen  wird 
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XII. 
Literatur. 

1,  Dini  Thomae  Aquinatis,  opera  et  praecepta^  quid  vaieant;  ad  res 
ecdesiasiicas  poUticas  sociales.  Commentatio  lüeraria  et  criHöa. 
Pars  prima.  SeripsU  Nieolaus  Thoemes^  Dr.  pkil  Beroim. 
apud  Putikammer  et  Mählbrechi. 

Die  vorliegende  Schrift,  zuerst  unter  etwas  anderem  Titel  als 
Inaagnraldissertation  für  die  Erlangung  der  philosophischen  D6ctor* 
wärde  von  dem  Verfasser  ausgearbeitet,  behandelt  ausser  den  philo- 
sophischen und  theologischen  Fragen  auch  manche  für  das  Kirchen- 
recht wichtige  Punkte.  Die  literarische  und  kritische  Einleitung, 
welche  in  den  drei  ersten  Abschnitten  enthalten  ist,  führt  zunftchst 
aus,  dass  trotz  der  vielfachen  Besch&ftigung  mit  Thomas  auf  katho- 
lischer wie  protestantischer  Seite  auch  in  der  neuesten  Zeit  (u.  A. 
durch  Contzen ,  Baumann  und  Schäzler)  doch  dessen  staatliche  und 
kirchliche  Qesellschaftslehre  noch  nicht  hinreichend  erörtert  sei.  Das 
folge  schon  daraus,  dass  die  bisher  benützten  Schriften  nicht  alle 
die  Anschauungen  des  Aquinaten  wiedergeben,  weil  sie  entweder 
nicht  ganz  von  Thomas  herrühren  (wie  z.  B.  die  Schrift  De  regimine 
principnm  ad  regem  Gypri),  oder  gar  nicht  zur  Darlegung  seiner 
Meinungen  bestimmt  sind,  sondern,  wie  die  Gommentare  zu  Aristo- 
teles, nur  eine  philologisch  genaue,  objective  Auslegung  fremder 
Meinungen  ohne  alles  eigene  Beiwerk  sein  wollen. 

Im  vierten  Abschnitt,  mit  welchem  die  Auseinandersetzung  der 
Gesellschaftslehre  des  heiligen  Thomas  beginnt,  zeigt  sich  auch  so- 
fort die  Berührung  mit  dem  Kirchenrecht.  Der  Verfasser  knüpft  an 
die  von  Thomas  gegebene  Eintheilung  der  Wissenschaft  an,  um  zur 
Moralphilosophie  zu  gelangen.  Diese  wird  von  Thomas  nach  Ari- 
stoteles in  drei  Abschnitte  eingetheilt ;  der  erste  hat  die  Handlungen 
des  einseinen  Menschen  in  ihrer  Beziehung  zum  Ziel  zum  Gegen- 
stande: philosophia  monastica,  der  zweite  die  Handlungen  einer 
Mehrheit  von  Personen  in  einem  Hauswesei)  —  oeconomica  —  dei: 
dritte  die  der  Mehrheit  von  Personen  im  Staat  —  poUtica.  Hier 
vermiflst  nun  der  Yer&sser  die  Vollständigkeit,  indem  nothwendiger 
Weise  noch  ein  vierter  Abschnitt  hinzutreten  müsse,  welcher  die 
christliche  Gesellschatt  in  der  Kirche  behandele,  die  noch  eine 
höhere  Einheit  sei,  als  die  erwähnten.    Diese  Vollständigkeit  fehle 
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nicht  nur   bei  Thomas,  der   allzu  eng   an  den  Stagiriten  sieh  an- 
schliesse,  aber  doch  manches  brauchbare  habe,  sondern  sie  fehle  auch 
noch  bis  zur  Gegenwart.  Wenn  wir  die  rerschiedenen  Aensserangen 
des  Verfassers   zusammenfassen   md   recht  verstehen,    so  soll  diese 
»Ecclesiastikc  eine  Lehre    von  der  Kii-che,   ihrer  göttlichen  Mission 
und  Organisation   und   deren  Aosbildinig,  also  eine  Darstellung  der 
kiiKihlicheo  Yerfessung  und  Verwaltung  nach  ihren  Piindpien,  riel- 
leicht  noch  nach   ihrer   historischen  Entwickelung  enthaiten,  etwis 
was  auf  kircUiobetm  Gebiet   der  allgemeiuen  Staatswissensehaft  pa- 
rallel ginge.    Er  glaubt,    dass  auch  weder  in  dar  Dogmatik,  nocb 
im  eanonisw)hen  Becbt  die  Sache  ausrei<4^end   behandelt  wen|e,  ob- 
gleich vieles  Material  sich  darin  finde  und  Anfang«  zu  der  von  ihm 
gewollten  neu^n  erg&iizenden  oder  zusammeufassendea  Wissensehifi 
sich  auoli  ia  den  bekaui^tw  »Institutiones  juris  puUici  ecdesiastiä« 
von  Cardinal  Tarquini,   und  der  »Sumnota   de ,  potestate  Papae«  von 
Augustinus  Triumphus  fänden.  —  Was  hier  vom  Verfasser  über  die 
UnVollständigkeit   der  thpmistisohen  Eintheiluttg  bemerkt  wird,  isi 
allerdings  zuzugeben,  wenn   anders  die   gewönschte  Vollständigkeit 
von  Thomas  beabsichtigt  und  nicht  gerade  alles  Uebernatärliche  ai^ 
ge^chlossei^.  war,  wie  einige  Stellen  andeuten.    Ebenso  mag  die  Dar* 
Stellung   der  Ecclesiastik  im  »canonischenc  Becbt  im  ält^en  und 
engeren  Sinne  des  Wortes  enthalten  sein ;  a,ber  eine  den  gegenwärtig 
gewöhnlich  aufgestellten  Forderungen  entsprechende  Darstellung  des 
Eirchenrechtes  wird  die  »Ecde^iastikc   schon  enthalten,  weoia  die 
Lehre .  von  der  Grund  Verfassung  der  Kirche  etwa  noch  ans  der  Dog- 
matik ausführliche  entnommen,  die  Lehre  vom  VerhUtniss  von  ffirdie 
und  Staat  in  gebührender  Ausführlichkeit  besprochen,   und  das  wai 
die  Lehrbücher  in    den  Einleitungen  als  philosophische,    historische, 
systematische  und  praktische  Methode  oder  Bichtnng   in  Aussicbi 
^Uen,  wirklich  erfüllt  rwird.    Das   von  den  grösseren  Werken  an 
meisten  fortgeschrittenß  Eirchenrecht   von  Phillips   kann   da  z.  B. 
schon  als  eine  sehr  stattliche  Leistung  in  der  »Ecdesiasiikc  betraditei 
werden.  -^  Wenn  der  Verfasser  meint,  das   cauonische  Recht  eat- 
spreche  nicht  mehr  einer  solchen  Wissenschalt,  als  irgend  ein  ^ 
cielles  Staatsrecht,    etwa  das  preussische,   der  allgemeinen  Staate 
Wissenschaft,  so  scheint  er  zu  übersehen,  dass  bei  der  nothweodigeB 
Vielheit  der  Staaten  die  particulären  Darstellungen    und  die  allge- 
meine auseinander  gehen  müssen,  dagegen  bei  der  Einheit  and  Aus- 
schliesslichkeit der  wahren  Eirche  eine  special  katholiache  Eccle- 
siastik von  einer  allgemeinen  nicht  unterschieden  werden  kann,  weoi 
nicht  ^us  dieser   etwa  eine  allgemeine  Theorie  der  BeUgioostgasett* 
Schäften  gemacht  werden  soll. 
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Kehren  wir  mm  Heferat  dee  YerÜEuners  Aber  Thomas  zarfick, 
so  enthält  seine  DarstelliiDg  (im  5.  Abecbnitt)  die  Lehre  vom  Ziele 
der  menschlichen  Gesellschaft  im  natürlichen  wie  im  öbematfirlichen 
Sinne,  ron  seinen  Kräften  zar  Erreicbnng  des  Zieles  im  loirsprüng- 
liehen,  gdallenen  and  erlösten  Zustande  (Abschn.  6.),  und  den  Wegen, 
die  zum  Ziele  hinleiteu;  als  solche  bezeichnet  Thomas  von  Seiten 
des  Menschen  die  Tugenden  (Abschn.  7.)  besonders  die  berrorragend 
gesellschaftlichen  der  justitia  und  prudentia,  und  das  Gesetz  mit 
allen  seinen  ünterabtheilangen.  Es  folgt  dann  die  Lehre  von  der 
VerfhssnBg  der  Kirche  in  drei  Absehnitten:  IX.  De  eeelesia  ei  de 
sacerdotio ,  X.  De  episcopis  et  archiepiscopis^  XL  De  Papa,  worauf 
als  Anhang  noch  Xn.  die  Lehre  de  bonis  et  reditibiis  ecclesiastieis 
folgt.  Wir  unteriasaen  es,  anf  die  einzelnen  Abschnitte,  die  zudem 
unversieidlich  vieles  rein  Theologisehe  enthalten  mussten,  einzu* 
gebeUt  und  bemerken  nur,  dass  die  gedankenreichen  Aosf&hmglNi 
des  heiligen  Thomas  einen  bedeutenden  Werth  haben^  sei  es^  datis 
die  innige  Verknüpfung  des  kirchlichen  Rechtes  mit  dem  Dogma  und 
den  alttestamentlichen  Sätzen  in  einzelnen  Punkten  aufjSfezeigt  wer- 
den, oder  sei  es,  dass  einmal  die  ganze  Dogmengeschiehte  der  ein*- 
zelnen  Kirchenrechtslehrer  angegeben  werden  soll.  Seine  Ausfth^ 
rungen  fiber  rinzelne  Punkte,  wie  z,  B.  über  die  Stellnng  4}es'Pap8tes 
in  der  Kirche,  seine  Gew  alt  über  die  Fürsten,  über  das  Ordensleben, 
über  Toleranz  gegen  Nichtebristen  u.  s.  w.  sind  auch  ohne  daSs  die 
historische  Veranlassung  erwähnt  wurde,  durdi  die  Kämpfe  seiner 
und  früherer  Zeiten  veranlasst  und  mit  Bücksieht  auf  sie  geschrie* 
ben,  und  bieten  in  klarer  Fassung  eine  Zusammenstellung  und  Be^ 
gründung  dei^  hauptsachlichsten  damals  vertretenen  und  vor  Allem 
der  herrschenden  Meinungen,  unter  diesem  Gesicht^unkte,  wie 
unter  dem  des  Einflusses  auf  die  spätere  Bntwiekelung  habbn  die 
Schriften  des  Thomas  jedenfalls  weit  mehr  Bedeatang,  als  die  oft 
nur  zufällig  überlieferten,  aber  jetzt  sorgfältig  untersuchten  irgend 
eines  wenig  bekannten  Glossators.  Die  vorliegende  Schrift  liefert 
also  einen  willkommenen  Beitrag  zur  Kenntniss  des  kirchlichen 
Rechtes  im  Mittelalter,  ein  Beitrag,  dem  fireilieh,  wenn  die  ganz^ 
politische  wie  kirchliche  Gesellschaftslehre  des  heiligen  Thomas  ihre 
Darstellung  finden  soll,  noch  manche  andere  folgen  müssen.  Diese 
Fortsetzung  stelli  der  Verfasser  durch  seine  Bezeichnuag  der  vor- 
liegenden Arbeit  als  »Pars  prima«  in  Aussieht. 

Ptof.  Br,  Ä.  Jleuss  gu  Tritr. 
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Ji.  Dr.  Uriedrick  HeUmann.  Das  gemeine  Erbrecht  der 

Ein  kistarisdMogmatischer  Versuch.  Ißinehen.  Äekermetim  1874- 

Mit  grossem  Interesse  haben  wir  vorstehBide  Schrift  gdeses. 
Sie  zeichnet  sich  ans  durch  ileiss,  Emdition,  juristisch«!  Scharfsim, 
sowie  durch  Rahe  und  Objectivität,  die  nm  so  wohlthnenda  abd, 
als  der  Gegenstand,  das  Ordenswesen,  gerade  in  heutige  Zeit  und 
in  unserem  Vaterlande,  nach  beiden  Richtungen  hin,  für  und  wider, 
die  Gtemflther  heftig  erregt. 

Der  Verfasser  bemerkt  in  seiner  Einleitung,  dass  »unser  as 
rechtswissenschaftlichen  Specialuntersuchungen  so  fruchtbares  Jahr- 
hundert im  Grunde  kein  einriges  Product  m  veneichnen  habe,  wd- 
(dies  sich  die  Behandlung  der  genannten  Materie  als  Ziel  gesteckte 
hfttte ;  er  habe  solehes  unternommen,  weil  »die  Geltung  des  gemdont 
fiechtes .  nooh  immer  nicht  allenthalben  verdrängt  sei  und  der  Stof 
aUekt  schon  um  des  historischen  Interesses  willen  Beachtung  nsd 
Behandlung,  verdiencc 

Wir  kflnnten  noch  ein  anderes  wichtiges  Moment  hinzofageiL 
Das  gemeiae  Recht,  wie  es  sich  in  diesem  Punkte  durch  die  No- 
vellen Justiniaas,  die  canonischen  Satzungen  und  die  mittelaltoticbe 
Wissenschaft  ausgebildet  bat,  kann  füglich  als  Ausdnick  des  christ- 
lichen  Bechtsbewusstseins  gelten  und  w^rd  darum,  auch  wo  der  Stut 
jsa  aller  LegaUt&t  entkleidet,  doch  seine  Bedeutung  fär  das  GewisaeB 
behalten.  Und  wenn  auch  seine  Ansprüche  nicht  durch  Anrufuig 
der  Staatsgewalt  realisirt  werden  können,  für  viele  oder  gar  for  dk 
meisten  FUle  wird  das  katholische  Gewissen  auch  ohnedem  ihD» 
Bechming  tragen.  Damm  err^  die  wissenschirfUiche  DarsteUaog 
jenes  Rechtes  gerade  jetzt  das  grösste  Interesse,  wo  das  OrdensweeeB 
eine  neue  Periode  der  Blfithe  zu  beginnen  seheint. 

Die  Fülle  des  literarischen  Materials  liegt  meist  hinter  im 
18.  Jahrhundert  zurück.  »War  es  auch  nicht  ausfuhrbar,  diesei 
reichlichen  Stoff  aus  vergangnen  Zeitaltern  in  seiner  Oesammtkat 
zu  benutzen,  so  genügte  das,  was  aus  den  Schriften  der  Theoretiker 
nnd  Praktiker  zugänglich  geworden,  um  ein  treues  Abbild  der  Stel- 
lung zu  entwerfen,  welche  die.Bechtswissenschaft  unserer  Frage  gegei- 
Über  eingenommen  hatte  ;<  ja  es  gebührt,  wie  sdi(tt  Eingangs  be- 
merkt, dem  Verfasser  alle  Anerkennung  wegen  der  fleiangen  urf 
ausgiebigen  Benutzung  der  betr^enden  juristisehen  und  eanomsfr 
sehen  Literatur.  Es  wäre  indess  erwünscht  gewesen,  dass  er  aart 
das  Geologische  Hauptwerk  über  unseren  Gegenstand:  Soaro,  — 
de  virtute  et  statu  religionis,  gelesen  hatte.  Die  juristischen  Frag» 
liegen  freilich  in  den  Foliob&nden  dieses  Werkes  überall  zerstmi; 
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aber  da  es  sich  um  »etwas  auf  eiuem   dem  welilicheu  Rdcfate  Qber- 
haapt  fremden   (der  Theologie  aber    eigenen)  Gebiete  Entstandenes, 
was  aus  sich  selbst  heraus  beurtheilt  werden  muss«  (S.  24),  handelt, 
so  ist  es  anch  für  einen  Jaristen    nicht   ohne  Nutzen,   bei  der  Be- 
hundlung  dieses  selbst  für  Fachmänner  ungemein  schwierigen  Gegen- 
standes, dessen  Natur  ans  dem  classischen  Werke  eines  der  grOssten 
theologischen,  Meister  gründlicher  kennen  zu   lernen    und  auf  dieser 
Basis  mit  dem  von  der  Jurisprudenz  Gebotenen  zur  Lösung  der  ein- 
zelnen Rechtsfragen  fortzuschreiten.    Dem    Werke   des  Snarez  über 
den  Ordensstand    kann    man    zum    Wenigsten    nicht   zum    Vorwurf 
machen  >die  Naivetät   der   casnistischen   Behandlungsweise,    welche 
uns  die  theoretische  Spcculatiou  in  den  Kinderschulien  zeigt,  —  die 
verschiedenen  Meinungen  niemals  einer  tiefer  greifenden  Untersuchung 
unterwirft  und  aller  fruchtbringenden  Gesichtspunkte  entbehrt«  (S.  57). 
Letzleres  und  noch  Schlimmeres  bringt  der  Verfasser  gegen  die  Be- 
handhing unserer  Frage  durch  die  mittelalterliche  Jurisprudenz  vor. 
Al)er  dieses  ürtheil  gegen  die  damalige  Wissenschaft  ist  doch  wohl 
zu  strenge.    Allerdings  scheint  ihr  Charakter  den  Typus   der  Stag- 
nation   im  Vergleich  mit  der   heutigen   Jurispmdeuz   zu  besitzen, 
welche  mit  Dampfesschnelle  Gesetze  und  GesetzbAcher  gleich  Manu- 
facturwaaren  prodncirt.    Doch   durfte   es,  wenn  zwischen  Beiden  zu 
wählen  wäre,  nicht  zweifelhaft  sein,    wem   der  Vorzug  zu  geben  sei. 
Wir  sagen  das   nicht  zum  Tadel   des   Verfassers.    Im  Gegentheil. 
Nach  Darchlesung  seiner  Schrift  schien  auch  er  uns  ein  gutes  StAck 
des  mittelalterlichen,   für   die  BechtswisseBachaft   so   vortheilhaften 
conservativen   Charakters   zu   besitzen.    Bescheiden   nennt  er  seine 
Arbeit   einen  Versuch;   wir   schätzen   sie   höher,   und  ebendesshalb 
halten  wir  es  fär  angezeigt,  auf  einige  Punkte  einzugehen,  in  denen 
wir  nicht  ganz  mit  dem  Verfasser  übereinstimmen. 

Dr.  Hellmann  setzt  die  »innere  Verschiedenheit«  der  feierlichen 
und  einfachen  Gelftbde  darin,  »dass  die  feierlichen  Gelübde  die  ün* 
giltigkeit  der  mit  ihnen  im  Widerspruche  stehenden  Handlangen 
zur  Folge  habenc  (S.  7).  Dies  ist  aber  keine  Verschiedenheit  ihrer 
Natur,  sondern  nur  eine  Verschiedenheit  ihrer  Wirkungen,  Sie  trifft 
anch  nicht  überall  zu,  da  die  vota  simplicia  der  Gesellschaft  Jesu 
(*in  impediroentum  dirimens  für  die  Ehe  bilden.  Jene  Verschieden- 
lieit  besteht  vielmehr  darin,  dass  die  feierlichen  Gelübde  im  Namen 
ler  Kirche  von  dem  dazu  bevollmächtigten  Oberen  unwiderruflich 
icceptirt  werden^  Wenn  der  Verfasser  sodann  hinzusetzt,  dass  durch 
las  Gelübde  des  Gehorsams  der  Wille  des  Religiösen  »dem  seiner 
Geistlichen  Oberen  bedingungslos  unterworfen  wird,«  so  hat  er  ohne 
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Zweifel  das  Wort  richtig  verstanden,  doch  der  Ausdruck  ist  gerade 
in  der  jetzigen  Zeit,  wo  so  viel  über  »unbedingten  Gehorsame  d^r 
Ordensleute  räsonnirt  wird,  nicht  glücklich  gcwalili.  Das  Gelälxlf 
des  Gehorsams  verpflichtet  zu  Nichts^  was  dem  Gewissen,  auch  de» 
im  Gewissen  verpflichtenden  Staatsgesetzen  zuwider  ist.  Aber  selk-t 
iur  den  Kreis  der  erlaubten,  ja,  gottgefälligen  Handlungen  verpflich- 
tet der  Gehorsam  nicht  unbedingt,  sondern  nach  der  allgemeines 
Ansicht  der  Theologen  und  Canonisten  nur  iutra  regulam,  also  nkM 
etwa  zu  einer  stengeren  Lebensweise. 

In  Betreff*  der  Frage  »nach  dem  Schicksale  der  von  dem  M- 
giosen  vor  seiner  professio  contrahirtenc  Schuldon  erwähnt  der  Ver- 
fasser »merkwürdige  Combinationen«  zur  Lösung  derselben.  Er  be- 
ruft sich  dafür  auf  des  gelehrten  Franziscaners  Ferraris  Prompta 
bibliotheca  canonica.  Doch  die  von  diesem  angeführten  drei  Mei- 
nungen betreffen  nicht  die  Frage,  ob  das  Kloster  verpflichtet  sei 
aus  dem  vom  Mönche  beigebrachten  oder  auch. nach  seinem EiDtritl 
ererbten  Gütern  dessen  Schulden  zu  bezahlen,  sondern  den  Fall,  oi 
ein  über  das  Mass  seines  Vermögens  hinaus  Verschuldeter  in  eis 
Kloster  eintreten  könne.  Die  laxeste  Meinung,  von  der  der  Verf^^isiK 
sagt^  »dass  sie  jeden  Rechtsschutz  gegen  den  Mönch  wie  gegen  ()i^ 
Kloster«  verweigere,  bejaht  diese  Frage  unter  der  Bedingung,  dass 
ein  solcher  Schuldner  alle  seine  Giter  den  Gläubigern  abtrete,  ^tuU 
cessione  bonoriim^  quae  habetc  (Ferraris  ad  vocem  Restitutio^  artJ 
n.  60);  sie  will  also  einen  solchen  Mönch  dem  bankerotten  Rauf- 
tnaun  gleichgestellt  wissen,  üebrigens  ist  diese  Meinung«  wieSaarei 
und  Ferraris  bemerken,  jetzt  nicht  mehr  zu  halten,  nachdem  Sii- 
ins  V.  und  Clemens  VIIL  unter  strengen  Strafen  die  ProfesskA 
eines  Ueberverschuldeten  verboten  haben.  Nach  Ferraris  gibt  sodann  di^ 
comnmnisopinio^  die  allgemeine  Ansicht  der  Canonisten  und  MoralisU&- 
im  Grunde  dieselbe  Lösung  der  Frage,  für  welche  der  Verfasser  eis- 
tritt,  wenn  auch  ihre  Begründung  von  der  des  Letzteren  etw^u 
diffierirt;  und  mir  ist  keine  Abweichung  von  dieser  Ansicht  seitai^ 
eines  Canonisten  von  Ruf  bekannt.  »Si  debitor,<  so  heisst  es  ki 
Ferraris,  »alia  bona  ad  religionem  attulerit,  teuetur  omnino  reli^* 
solvere  praedicta  debita  jnxta  vires  allatorura  bonomm.  Cowmwk 
—  Bonorum  enira  successor  adstringitur  debitis  ejus,  coi  siiccesat. 
cap.  In  Litteris,  5.  de  raptoribus;  quiä,  qui  sentit  commodam,  sen- 
tire  debet  et  incommodum.«  Im  Folgenden  dehnt  dann  Ferraris,  ge- 
stützt  auf  das  an  letzter  Stelle  erwähnte  Kechtsprincip,  seine  Est* 
Scheidung  auch  auf  die  Güter  aus,  welche  der  Mönch  nach  seioK 
Profess  erwirbt:  »bona  enim  religiös!  ita  transeunt  ad  moBasieriaifi 
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media  persona  religiosi,  ut  traoseant  cum  onere  quocum  ea  habuisset 
religiosas.« 

Eine  ddiwierige  Rechtsfrage  entsteht  in  dem  Falle,  dass  einem 
Mönche  eine  Erbschaft  deferirt  wird,  derselbe  aber  den  Antritt  ver- 
weigert oder  vor  dem  Antritte  stirbt.  Nach  den  Canonisten  soll 
dessungeachtet  das  Kloster  die  Erbschaft  erwerben,  während  die 
Legisten  solches  lengnen. 

Der  Verfasser  erklärt  sich  für  die  letztere  Ansicht,  obwohl  er 
gesteht,  dass  im  Kampfe  der  Meinungen  die  der  Canonisten  das 
Uebergewicht  behielt.  Wir  stellen  nan  nicht  in  Abrede,  dass  seine 
Grflnde  beachtenswerth  sind,  glauben  aber  doch  der  entgegengesetz- 
ten Ansicht  beistimmen  zu  sollen.  Der  Verfasser  selbst  zeigt  aus 
den  Quellen  (I.  19  Cod.  de  jure  delib.  6,  30),  dass  die  Delation  der 
Erbschaft  nicht  eine  blosse  Thatsache  sei,  sondern  ein  Recht  er- 
zeuge. Dieses  ist  aber  nicht  ausschliesslich  persönlich,  da  das  Ko- 
mische Recht  Fälle  festsetzt,  in  denen  solches  jus  des  Delateu  auf 
Andere  transmittirt  oder  von  Anderen,  selbst  gegen  den  Willen  des- 
selben, ausgeübt  werden  kann.  Warum  sollte  dies  in  unserem  Falle 
nicht  stattfinden,  da  die  professio  nach  dem  cauonischen  Rechte  die 
rückhaltloseste  und  vollständigste  Uebertragung  aller  Rechte  an  das 
Kloster  bedingt?  Aber  die  Quellen  setzen  das  nicht  ausdrücklich 
fest.  Freilich;  indess  der  Verfasser  selbst  sagt:  »Die  professio  reli- 
giosa  ist  etwas  ausserhalb  der  Sphäre  römii^cher  Rechtsentwickelung 
auf  einem  dem  weltlichen  Rechte  überhaupt  fremden  Gebiete  Ent- 
standenes und  eben  darum  etwas  für  sich  Bestehendes,  mit  beson- 
deren Wirkungen  durch  das  canonische  Recht  Ausgestattetes,  was 
aus  sich  selbst  heraus  beurtheilt  werden  muss.« 

Doch  wir  fürchten  mit  unseren  Bemerkungen  bereits  die  Grenzen 
einer  Recension  überschritten  zu  haben;  wir  schliessen  darum  mit 
einem  »Glück  auf«  für  weitere  Forschungen. 

Dr.  Michael  TreugoU, 

3.  Nan  possumus.     Wir  können  nicht  nachgeben.    Eine  Kritik  der 

preussischen  Maigesetae^  nebst  Angabe  derjenigen  katholischen 
Dogmen  y  welche  durch  dieselben  verletzt  werden.  Von  einem 
rheinpreussischen  Theologen.  Ämberg^  Druck  und  Verlag  von 
J.  Habl)d  1874. 

4.  Die  preussischen  und  österreichischen  Maigesetze  in  Bezug  auf 

Gla/uben  und  Gewissen.     Vom  Verfasser  des  Non  poßsumua^ 
Amherg,  Druck  und  Verlag  von  Jf.  Habbel^  1875. 
Beide  Broschüren  sind  zunächst  für  das  Volk  geschrieben,  doch 
so,  dass  sie  auch  canonistische  Fachmänner   interessiren.    Denn  sie 
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erstrebiSQ  die  nothweiidige  Popularität  nicht  durch  Plattheit  des  Ans- 
drackes  oder  pikante  Phrasen,  sondern  durch  Klarheit  der  Beweis- 
fQhrnng  upd  Einfachheit  des  Stiles  bei  aller  Wärme  der  Darstellung 
Die  14  Auflagen  der  ersten  Broschüre  zeigen  auch,  dass  der  ano- 
nyme rheinpreussische  Theologe  sein  Ziel  nicht  verfehlt  bat.  Daran 
wird  eine  Besprechung  dieser  gediegenen  und  wegon  ihres  Geg^* 
Standes  so  wichtigen  Broschüren  auch  *  in  dieser  Zeitschrift  am 
Platze  sein.   * 

1)  Die  erste  Broscliüre  will  das  Eine  Gefühl  des  passivfn 
Widerstandes,  welches  gegenwärtig  die  acht  Millionen  katboliscli<^a 
Preussen  gegen  die  Maigesetze  beseelt,  gründlich  rechtfertigen.  Pi- 
her  der  Name:  Non  possumus.  Die  gegnerischen  Vorwinde  w 
Beschönigung  der  Maigesetze  werden  zurückgewiesen,  die  Grond^U^ 
des  katholischen  Qlaubens  über  die  von  Gott  gewollte  Freiheit  wti 
Verfassung  der  Kirche  dargelegt;  schliesslich  wird  gezeigt,  dass  eis^ 
folgerichtige  Durchfährung  der  Maigesetze  ohne  Vernichtung  die«r 
Freiheit  und  Verfassung  unmöglich  ist.  Die  jedem  unbefeng«« 
Leser  dieser  gründlichen  Specialuntersuchnng  unabweisbar  sich  «i^^* 
bietende  Frucht  ist  die  helle  Ueberzeugung  des  unversöhnlichen  Gegw- 
Satzes  zwischen  den  preussischen  Maigesetzen  und  der  katholiscbr 
Kirche. 

2)  Die  zweite  Broschüre  wird  noch  mehr  den  Juristen  intfrer 
siren,  denn  sie  enthält  eine  recht  eingehende  Vergleichung  der  pret?- 
sischen  und  österreichischen  Maigesetze.  Dabei  kritisirt  der  Ver- 
fasser manche  gleichartige  Bestimmungen  beider  Gesetze,  aber  »r 
beweist  zugleich,  was  die  Hauptsache  ist,  dass  die  ösierreichisci^ 
Maigesetze  äurcham  incht  dir.  Verletzung  des  Glaubens  md  'r*- 
wissem  enthalten,  welche  die  2>»'eussischen  festsetzen.  Wenn  li' 
entgegengesetzte  Behauptung  nach  der  Acusserung  Dr.  Falk's  nicbt 
oft  genug  betont  werden  kann,  so  wird  auch  diese  gründliche  Widff* 
legung  nicht  oft  genug  gelesen  und  empfohlen  werden  könuea. 

Bei  seiner  Begründung  gewinnt  der  Verfasser  die  GelegenWit. 
noch  einmal  den  völligen  Gegensatz,  der  zwischen  den  preassischr? 
Maigesetzen  und  dem  katholischen  Gewissen  besteht,  aufzudeclbe^ 
um  sich  aber  nicht  zu  wiederholen,  lehnt  er  Alles  an  einen  ti^g^^' 
stand  an,  den  er  in  der  ersten  Broschüre  nicht  ausführlich  bespf* 
eben  hatte,  nämlich  an  die  preussisch -maigesetzliche  Absetzung  i'^ 
Bischöfe.  So  wird  diese  Capital*Frage,  die  leider  auch  sonst  n 
wenig  von  den  Gegnern  der  Maigesetze  behandelt  worden  ist,  grd»V 
lieh  discntirt.  Der  Bischof  ist  Quelle  und  Mittelpunkt  der  Jorb- 
dietion  für  die  Sacramentenspendung,  seine  Anerkennung  BedingQ"? 
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der  wärdigen  oder  gar  giltigen  Spendung  und  Annahme  dieser  Heih^ 
mittel,  inebesondere  der  Absolution.  Alles  das  ist  nicht  fromme 
Meinung,  sondern  Glaubensielire.  Der  Bischof  kann  durch  die  welt- 
liche Macht  weder  solcher  geistlicher  Gewalt  entkleidet,  noch  von 
seiner  geistlichen  Amtspflicht  entbunden  werden.  Und  nun  kommen 
die  preussischen  Maigesetze,  zerreissen  wollen  sie  das  fflr  Bischöfe 
und  Diöcesanen  unlösbare  Band  wechselseitiger  Pflicht,  dessen  Hei- 
lighaltung für  Beide  Bedingung  des  Heiles  ist.  Dieses  vergebliche, 
aber  die  Gewissen  von  Millionen  Katholiken  unsäglich  bedrängende 
Beginnen  hat  nun  der  Verfasser  mit  der  ihm  so  reichlich  zu  Gebote 
stehenden  Wissenschaft  und  Beredsamkeit  gerichtet  und  diie  wahr- 
haft verzweifelten  Ausflächte  des  Abgeordneten  Gneist  auf  ihr  Nichts 
znräckgef&hrt.  Die  Broschüre  nimmt  nämlich  eben  das  Zugeständ- 
niss  des  Berliner  Gelehrten,  dass  die  Sacramente  und  insbesondere 
die  Absolution  Glaubenssachen  sind,  zur  Grundlage  ihrer  ganzen  Be- 
weisführung. 

An  das  Capitel  über  die  Absetzung  der  Bischöfe,  welches  in 
den  österreichischen  Gesetzen  ganz  fehlt,  lehnen'  sich  die  anderen  an, 
indem  der  Verfasser  bei  jedem  zeigt ,  wie  die  preussischen  Mnige- 
setze  zum  Unterschiede  von  den  österreichischen  Glauben  und  Ge- 
wissen verletzen. 

Schliesslich  nennt  der  Verfasser  es  eine  Lebensfrage  für  Preussen, 
ob  seine  Maigesetze  Glauben  und  Gewissen  der  Katholiken  verletzen 
oder  nicht.  Er  zeigt  die  Alternative,  entweder  umkehren  oder  zer- 
schellen. So  tritt  die  Broschüre  nicht  blos  ein  für  Glauben  und  Ge- 
wissen, sondern  ist  auch  der  Schrei  eines  wahren  Patrioten,  der  auch 
um  das  Wohl  des  Vaterlandes  willen  hierin  die  schmerzliche  Pflicht 
erfüllt,  das  Unheil  oflfen  darzulegen,  dem  man  durch  diese  Mai-Ge- 
setzgebung entgegengebt.  Auch  unter  dieser  Bücksicht  verdient  die 
Broschüre  alle  Beachtung.  Besonders  wird  sie  Interesse  erregen 
unter  den  Millionen  Katholiken,  die  von  dem  unsäglichen  Unglück 
einer  maigesetzlichen  Diöcesen-Vacanz  betroffen  oder  bedroht  sind 
Aber  auch  die  Gegner,  welche  einen  Sinn  für  Wahrheit  haben,  kön- 
nen diese  Schrift  nicht  ignoriren. 

Eines  bedauern  wir,  dass  diese  zweite  Broschüre,  welche  die 
furchtbare  Tragweite  der  maigesetzlichen  Bischofs-Absetzung  in  Be- 
zug auf  Glauben  und  Gewissen  so  eindringlich  zeigt,  nicht  vor  £r- 
lass  der  Maigesetze  erschienen  ist. 

H.  V.  R 
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5.  Der  ChtHurkampf  in  Preussen  und  seine  Bedetiketi ,  von  J.  //.  r. 

Kirckmann,  Mitgl.  des  deiäseken  Reichstages  und  des  prem. 

Äbgeardneienhauses.  lAipeig  1875,  17  S.  8,  (V4  TUr.) 
Ein  Mitglied  der  Fortechrittspurtei  und  langjähriger  Abgeord- 
neter der  Stadt  Breslau,  der  Appellationsgerichtsvicepräsident  a.  D. 
V.  Kirchmann^  in  weiten  Kreisen  auch  als  Herausgeber  einer  in 
zahlreichen'  Ländern  bereits  erschienenen,  zum  Theil  in  fremde  Spra- 
chen übersetzten  »Philosophischen  Bibliothekc  bekannt,  schildert  ib  der 
vorliegenden  Abhandlnng  Ursprung,  Charakter  und  Zukunft  des  sog. 
Culturkampfes ,  und  motivirt  darin ,  warum  er  im  Abgeordneteih 
hause  gegen  die  inzwischen  erfolgte  Abschaffung  der  Art  U,  16 
und  18.  der  preussischen  Verfassungsurkunde  stimmte.  IHe  werth- 
volle  Abhandlung  erschien  zuerst  in  der  von  Guido  Weiss  beraos- 
gegebenen  demokratischen  Wochenschrift  »Die  Wagec  und  darnach 
auch  mit  einzelnen  widersprechenden  Zwischen-  und  SchlussbemerlL- 
ungen  in  der  Berliner  »Germaniat  1875  Nr.  109—116.  136. 

6.  Hirtenbriefe^  Reden^  Zuschriften  von^os.  Othmar  Card.  Rausd^, 

Fürsterehischof  von   Wien,   N.   F.    Wien  1875,   BraumiäUr, 
Bd,  1.   VIII  und  656;  Bd.  2.  VI  und  657  S.  gr.  8. 
Diese  neue  Sammlung  der  klas^rtschen  Hirtenbriefe,  politisclien, 
namentlich  kirchlich-politischen  Beden  und  Zuschriften  des  Cardi- 
nais schliesst  sich  an  die  im  J.   1858  erschienene  an  (Vgl  darüber 
Archiv  Bd.   3.  S.  581  f.)  und  reicht  vomJ.  1858  bis  1869.    Aus- 
ser manchen  rein    religiösen    und    rein  politischen    Thematen  sind 
darin   so   ziemlich  alle  bedeutenderen  kirchlich-politischen   Fragen 
Oesforreichs  in  jenem  Zeiträume  abgehandelt.  Im  Bd.  2.  S.  301 — 492 
ist  auch  die  ausgezeichnete  Schrift  über  das  katholische  Eherecht  und 
das  des  österreichischen  bürgerlichen  Gesetzbuchs  (s.  Archiv  Bd.  19. 
S.  467  f.)  von  Neuem  abgedruckt.    Die  werthvolle  Sammlung  ent- 
hält nicht  nur  für  den  Canonisten  und  Staatsmann ,  sondern  für  je- 
den Gebildeten  ausserordentlich  viel  Interessantes  und  Belehrendes. 

7.  Katechismus   des   römisch-katholischen    Kirchenrechts   von    Dr. 

Conrad  Martin ,  Bischof  von  Paderborn.  Miinsi^  1875. 
Aschendorff'sche  Buchhandlung  IV  und  240  8.  8.  (Va  TMr.) 
Eine  populäre  Uebersicht  über  das  ganze  Gebiet  des  Kirchen- 
rechts, mit  Einschluss  der  Lehre  von  den  Sacramcuten  und  Sacra- 
mentalien  und  mancher  mehr  in  die  Pastoral  fallenden  Fragen.  Be- 
sonders betont  sind  die  Anforderungen  ,  welche  die  Kirche  als  gött- 
liche Stiftung  unter  allen  Umständen  auf  Grund  ihrer  Dogmen  er- 
heben muss  (§.  6—18.)  Ausführlicher  sind  auch  stets  die  mehr 
unmittelbar  in's  praktische  Leben   eingreifenden  Fragen  behandelt 
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Die  Darstelliing  ist,  wie  in  allen  Schriften  des  Hoch  würdigsten  Bi- 
schofs von  Paderborn  klar  und  fassTich.  Das  während  der  Ge- 
fangenschaft auf  der  Gitadelle  zu  Wesel  verfasste  zeitgemässe  Werk- 
chen wird  in  vieler  Hinsicht  von  bleibendem  Werthe  sein. 

8.  Das  katholische  Eherecht  für  die  Candidosen  der  Theologie  und 

des   Rechts.      Von  J.  Weber,    Pfarrer   in   Berlichingen.     2. 

{ßchiuss")  lÄefenmg,    Augsffurg  A.  Mane.  8.  97 — 247. 
Dieser  nun  vollständig  vorliegende  in  Fragen  und  Antworten  das 
ganze  kirchliche  Eherecht,  sowie  im  Anhang  auch  das  neue  deutsche 
Civilehegesetz    abhandelnde    Katechismus    verdient    durchweg  das 
schoft  der  1.  Lieferung  gespendete  Lob. 

9.  Die  Civilehe  in  ihrer  Berührung  mit  der  kircKlicheit  Ehe.    i2e- 

gensburg  G.  J.  Manss.  VI  und  104  S.  8. 
Diese  Erstlingsschrift  eines  rheinpreussischen  Landvicars  be- 
trachtet, im  Ganzen  recht  scharfsinnig,  die  Civilehe  vom  Standpunkte 
des  Naturrechts,  der  Glaubenslefarei  des  Kirchenrechts,  der  Sittlich- 
keit, des •  Hirtenamtes  ,  des  Staatsrechts,  der  geschichtlichen  Er- 
fahrung und  vom  protestantischen  Staudpunkte.  Dem  Verfasser 
fehlte  es  natürlich  an  genügender  Literatur,  um  alle  jene  Gesichts- 
punkte einigermassen  erschöpfend  zu  behandeln;  aber  seine  Schrift 
enthält  in  allen  genannten  Richtungen  manche  treffende  Bemerk- 
ungen, wenngleich  auch  Einiges,  worüber  sich  streiten  lässt. 

10.  Das  Ehe^  und  Familienrecht  in  Preussen^  aus  der  Gesetzgc" 
bung  des  neuen  detUschen  Reiches,  dem  preussischen  Landrecht, 
dem  rJ^ein.  Ges.-B.  und  gemeinrechtlichen  Satzungen  darge* 
stellt  von  Th.  Wissmann  ^  k.  Landrath.  Berlin.  C.  Pfeiffer 
1875.  II  und  111  S.  gr.  8. 

11.  Gesetz  über  die  Beurkundung  des  Personenstandes  und  der  Ehe- 

Schliessung  im  deutschen  Reiche  nebst  dem  Gesetz  ketr.  die 
Eheschliessung  md  Beurkundung  des  Personenstandes  von  Bun- 
desangehörigen im  Auslande.  Für  den  praktischen  Gebrauch 
ausführlich  erläutert  von  Dr.  G.  M.  Kletke.     Berlin  Pfeiffer. 

91  8.  8.  (P/s  ^^k') 

Das  Werk  von  Wissmann  stellt  die  Bestimmungen  über  Ehe- 
11  nd  Familienrecht  für  Preussen  zusammen ,  auf  welche  in  der 
neaesten  Beichsgesetzgebung  verwiesen  ist;  das  von  Kle&e  enthält 
einen  Abdruck  des  Beichscivilehegesetzes ,  mit  ausführlichen  Erläu- 
teru>*g^Q  und  literarischen  Verweisungen  in  Anmerkungen  zu  den 
einzelnen  Paragraphen,  und  im  Anhange  die  Bestimmungen  über  die 
Erfordernisse  der  Eheschliessnng  in  Bayern  und  Elsass-Lothringen. 
Heitieu  Werken  ist  ein  alphabetisches  Sachregister  beigegeben.  — 
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Ausserdem  liegen  bereits  Commentare  za  dem  »Reichsgesetze  ab« 
die  BeurkunduDg  des  Personenstandes  etc.c  vor:' 

12.  *vofi  einem  höheren  JustizbeanUetu   (Leipeig.  IXtes.  78  S.  8.); 

13.  von  Heinrich  Siegfried.  (Berlin.  Hempel.  164  S,  8.); 

14.  terper  ausser  den  uns  nocli  nicht  zu  Gesicht  gekommenen  \on 

Uöinghaus,  Oscar  Weber  {das  deutsche  CivileJ^gesetz,  München 
1^5)^  StöUel  {deutsches  Ehesehliessungsrecht,  Heft  1.  Berlk 
1875) :  die  bis  jetzt  relativ  beste  Ausgabe  mit  CommeBtar  in 
Anmerkungen  von  Prof.  Dr.  Hinschius.  {Berlin  Giäteniag. 
Vlli  und  240  S.  8.  geh,  1  Thlr.) 

Auf  die  Einzelbestimmungen  des    Ueicliscivilehegesetzes  wird 
auch  das  Archiv  im  folgenden  Hefte  näher  eingehen. 

15.  Ofßcielle  Äctenstücke  über  die  Kirchenfrage  in  Baden  (Aläo- 

iKplikenbewegung).  Heft  7.  Freilmrg  i.  Er.  Herder  1875. 134  S.  8. 
Eine  trefiende  Uebersicht  (S.  3—25)  über  die  BegünsüguDg 
der  sog.  Altkatholiken  durch  die  badische  Regierung  und  neueste 
Gesetzgebung,  über  die  Occupaiion  kath.  Kirchen  und  Pfründen,  den 
Zwang  zum  Besuche  »altkatholischenc  Keligionsuntenidites  Qod 
Gottesdienstes  und  Darlegung  der  Interdieiiung  der  von  den  »Alt- 
katholikenc  occupirten  Kirchen.  (Ueber  letztere  Frage  s.  man  aocli 
gegen  eine  Schrift  von  Reusch^  die  Ausführungen  im  Katholik.  Ubioi 
1875.  AprilheflS.  362  ff.)  Au  jene  orientirende  Uebersicht  schlies- 
sen  sich  die  actenmässigen  Belege  (S.  2G-  132). 

16.  Für  die  Erhaltung  der  Universitäi  Freiburg.    Aus  Auftrag  äes 

li'orectors  und    Gonsistoriums  geschrieben  von   Dr,   Kcai  ^ 
Rotteck,  Hofrath  und  Prof.    Zu  Rotieck's  hmdertßJurigem  Ge- 
burtstag unverändert  abgedruckt.  Freiburg  i.  Br.  Herder*  28  S.S, 
•    Diese  im  Jahre  1817  geschriebene  Denkschrift  zeigt  nament- 
lich auch  den  stiftung9gemäs8  (durch  Dotation  aus  kajÄ.   Plaxz;gü- 
tern)  katholischen  Charakter  der  Freiburger  Universität,  der  seitdem, 
abgesehen  von  der  stiefmutterlich  behandelten  theolog.  Facoltftt  un- 
ter dem  Ministerium  Jelly  ganz  beseitigt  wurde. 

17.  Die  Geschichte  der  Quellen  umd  Lüeratur  des  canonischen  Bedä^ 
von  Graiian  bis  auf  die  Gegenwart  ^  von  Dr.  Joh.  Dr%edii(^ 
von  Schulte,  Geh.  Justie.-R.  und  Prof.  eu  Bonn.  Bd.  1.  SUtti- 
gart.  F.  Efike  1875.  VIII  und  265  S.  gt.  8. 

Es  ist  dieses  Werk  die  Frucht  langjähriger  Studien  und  Ter- 
schiedener  wissenschaftlicher  Reisen  Schulte's,  wodurch  die  Litera- 
turgeschichte des  canon.  Bechts  in  der  Zeit  imch  Gratian  eine  fiel- 
fältige,  werth volle  Bereicherung  erfahren  hat.  Es  sind  darin  die 
Detailausfübrungen,  die  Schulte  seit  dem  Jahre  1867  in  einer  Beibe 
einzelner  grösserer  und  kleinerer  Abhandlungen,  meistens  in  den  Be- 
richten der  Wiener  Akademie  der  Wissenschaft ,  veröffentlicht  hatte, 
und  über  die  ihrer  Zeit  durchweg  schon  im  Archiv  berichtet  worde. 
in  einer  Gesammtdarstellung  vereinigt.  Der  vorliegende  1«  Bd.  be- 
handelt die  Geschichte  der  Quellen  und  Literatur  von  Oratian  ^^ 
auf  Gregor  IX.  Die  jetzige  Papst-  und  Romfeindliche  BiditaQ^ 
Schulte*8  macht  sich  nebenbei  in  einzelnen  kleinen  NergeleienbemertiKb 


Seite 

stalteD  und  Mittelschalen  erUa- 
sert  werden;  3.  Staatliche  Fi- 
nanzmassregeln  zur  Regelang 
der  Verhültnisse  des  Papiergeld- 
amlaofes  nben  auf  die  in  Pri- 
vatrechtstiteln begründeten 
Hechte  nnd  aaf  die  in  solchen 
Kechtstiteln  bemhenden  Leis- 
tangen  bezüglich  der  bedonge- 
Den  Werthe  keinen  alterirenden 
Einflass  ;  4.  CompetenzfäUe  hin- 
sichtlich des  Armendrittels  vom 
Nachlasse  eines  ohne  Testament 
verstorbenen  katholischen  Welt- 
priesters       204 

XL  Ballay,  Dr.  Ferdinand,  Gat- 
achten  der  kirchen-politischen 
Commission  des  angarischen  Ab- 
geordnetenhaases  über  die  legis- 
latorischen Aufgaben  der  Re- 
gelung der  Verhältnisse  zwi- 
schen Staat  nnd  Kirche.  (1875.)  217 

XII.  lAteratur:  1.  Thoemes, 
Div.  Thom^Aqin.  opera  et  prae- 
cepta  quid  valeant  adres  eccl. 
polit.  sociales;  2.  Hellmann, 
Das  gemeine  Erbrecht  der  Re- 
ligiösen ;  3.  Non  possumus,  zur 
Kritik  der  preuss.  Maigesetze ; 
4.  Die  preussischen  und  öster- 
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reichischen  Maigesetze  in  Be- 
zug auf  Glauben  und  Gewissen ; 
5.  Kirchmann.  Der  Cultur- 
kampf  in  Preussen  und  seine  Be- 
denken; 6.  Cardin.  Rauscher, 
Hirtenbriefe,  Reden,  Zuschriften 
N.  F.  Bd.  1  und  2.;  7.  Bischof 
Dr.  Conrad  Martin,  Katechis- 
mus des  römisch-katholischen 
Kirchen  rechts;  8.  Weber,  Das 
kath.  Eherecht.  2.  Lief.;  9. 
{Adam^ 3),  Die  Civilehein  ihrer  \ 
Berührung  mit  der  kirchlichen  ) 
Ehe ;  10.  Wis»m</7i«,  Das  Ehe- 
und  Familienrecht  in  Preussen  ; 
11.  Kletke,  Gesetz  über  die  Be- 
urkundung des  Personenstandes 
und  der  Eheschliessung.  12. 
Desgl.  von  einem  höheren  Ju- 
stizbeamten; 13.  Desgl  .von  Sieg- 
fried; 14.  Desgl.  von  Hinschiu8\ 
15,  Officielle  Actenstftcke  über 
die  Kirchenfrage  in  Baden.  Heft 
7 .  (Altkatholikenbewegung) ;  1 6. 
Rotteck,  Für  die  Erhaltung  der 
Universität  Freiburg;  17. 
Schulte,  Geschichte  der  Quel- 
len und  Literatur  des  canon. 
Rechts.  Bd.    1 221 


Empfehlensirerthe  Novitäten,  welche  bei  der  Redaction  einliefen  und 
deren  Besprechung  soweit  sie  kirchenrechtlichen  Inhalts  sind,  folgt:  1.  Card. 
Manning.  Die  Andacht  zum  hl.  Herzen  Jesu.  Autor.  Uebers.  Köln  1875.  Ba- 
chern. XV  und  44  S.  kl.  8.  (i/4  Thlr.);  2.  Uers, ,  Die  Vaticanischen  Decrete 
in  ihrer  Wirkung  auf  die  Pflichten  der  Unterthanen  gegen  die  Regierungen. 
Autor,  üebers,  Mainz,  Fr.  Kirchheim.  XI  und  178  S.  8. ;  3.  Bisch.  Üupanloup, 
Die  Freimaurerei  Autor.  Uebers.  von  Fr.  Sickingcr.  Ebend.  1875.  VI  und 
140  S.  8.;  4.  A.  Kotie  ,  Himmlischer  Wegweiser  für  christliche  Dienstboten 
beiderlei  Geschlechts.  Ein  Unterrichts-  und  Erbauungsbuch.  I.  Tbl.  Neu-Ulm. 
J.  W.  Helb.  VIH  und  152  S. 


BeHchtigung.  Im  Bd.  33.  des  Archivs  Heft  3.  S.  419,  Zeile  8.  v.  o. 
lese  man  Abg.  v.  Kettele-,  statt  Bischof  v.  Ketteier  (indem  des  Letzteren  Bru- 
der gemeint  ist.)  In  den  Exemplaren,  welche,  weil  der  grössere  Theil  der  Auf- 
lage des  8.  Heftes  beim  Bahnhofsbrande  zu  Mainz  verbrannt  war,  neu  gedruckt 
wurden,  ist  der  betr.  Fehler  berichtigt. 


Im  Verlaufe  von  Franz  Kirchheim  in  Mainz  ist  so  eben  er- 
schienen und  durch  alle  Buclihandlungen  zu  beziehen: 

Geschichte  und  Pandekten 

des 

Römischen  und  heutigen  gemeinen  Privatrechts. 

Zum  akademischen  Gebrauch 

von 

Dr.  Friedrich  H:  Vering, 

Professor  der  Recht«  au  der  (Jnivcrsitilt  xn  Heidelberi?. 

Vierte  grtfsstentheils  umgearbeitete  und  selir  verroelirte  Auflage. 

Erste   bis   dritte    Lieferung,   Bogen    1—35,    Preis   per    Lieferung 
2  Mark  50  Pf.    Die  Schluss-  (Vierte)   Lieferung  erscheint  Anlangs 

August  1875. 

Ein  vollständiges,  den»  neuesten  Stande  der  Wissenschaft  ent Sprech t-ntles 
Lehrbuch  der  röm.  RechUge schichte  und  der  Pandekten  unter  Beifügung 
der  wichtigeren  und  neuesten  Litenatur  und  mit  Berücksichtigung  der  hauptsäch- 
lichsten Controversen.  Dazu  sind  die  Hauptlehren  des  deut sehen  Privatrechh 
an  entsprechender  Stelle  eingefiigt.  Das  Werk  hat  sich  schon  seither  vogtu 
seiner  fasslichen  Darstellung  und  seines  umfassenden  Inhalts,  besonders  in  >leii 
Kreisen  der  Studirenden,  viele  Freunde  erworben.  Noch  mehr  dürfte  die^s  lyi 
der  neuen  wesentlich  verbesserten  und  vermehrten,  statt  wie  bisher  Institu- 
tionen, nunmehr  Pandekten  genannten  Auflage  der  Fall  sein. 


Im  Verlage  des  Unterzeichneten  sind  soeben  erschienen  an«l 
durch  alle  Buchhandlungen  zu  beziehen : 

Dupanloup,  Felix,  Bischof  von  Orleans,  Die  Freimaurerei. 

Autorisirte  Uebersetzung  von  C.  Sickinger.    8^  9   Bogen,  geh. 
1  Mark.    Unter  Kreuzband  franco  M.  1.  10  Pf, 

Gu^ranger,  Dom  Prosper,  Das  Kirchenjahr.  Fünfte  md 

sechste  Lieferung.    Preis  per  Lieferung  M.  1.  40  Pf. 

Hirschel,  Dr.  J.,  Das  kirchliche  Verbot  fOr  Katholiken 

bezüglich  des  Mitgebranchs  der  den   sogenannten    Altkathu- 
liken  zur  Benutzung  eingeräumten  Kirchen.  8^  geh.  20  Pt. 

Manning,  Henry  Edward,  Cardinal-Erzbischof  von  West- 
minster,  Die  Vatikanischen  Dekrete  in  ihrer  Wirkung  auf' 
die  Pflichten  der  Unterthanen  gegen  die  Regierungen.  Auto- 
risirte Uebersetzung.  8'*.  12  Bogen,  geh.  M.  1.  50  Pf.  Cü- 
ter  Kreuzband  franco  M.  1.  60  Pf. 

Mainz  im  Juni  1875. 

Franz  Mirchh^m. 


Druck  voD  Joh.  Pulk  IIL  in  Mains. 
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XIII. 
Das  Poenitentiale  Romanum, 

mit   einer  historisch-kritischen    Einleitung  von   Hermann   Joseph  SchtnUz, 
Dr.  theol.  et  jur.  can.  and  Caplan  zu  Dusseldorf. 

(Vgl.  Archiv  Bd.  33.  S.  3-48.) 

In  der  Handschrift  372  auf  Monte  Cassinp  findet  sich  unter 
der  Bezeichnung  Poefiitef^tiarium  Summorum  Pontificum  ein  bis  jetzt 
nicht  edirtes  Beichtbuch;  dasselbe  gehört  nach  allen  Anzeichen  zu 
jener  Classe  von  Poenitentialien ,  welche  nach  meiner  obigen  Dar- 
stellung^) gewöhnlich  den  Titel  »Poenitentiale  Romanum«  führten. 

Hierfür  spricht  zunächst  der  Ritus  mit  dem  Prologus  xQuo- 
tiescunque  christiani  ad  poeuitentiam  accedunt,€  welcher  den  Buss- 
canones  vorausgeht  und  die  praktische  Anleitung  för  den  Bussprie* 
ster  zur  Behandlung  des  Poenitenten  enthält. 

Dieser  Prologus  findet  sich  weder  in  den  angelsächsischen 
Beichtbfichern  eines  Theodor,  Beda  und  Egbert,  noch  in  den  frän- 
kischen eines  Columban  und  Cumniean^).  Dagegen  wird  derselbe 
bereits  von  Begino^)  dem  Poenitentiale  Somanum  zugeschrieben.  In 
der  That  leiten  sämmtliche  Beichtbücher,  welche  nach  ihrem  Inhalte 
die  römische  Gruppe  bilden,  mit  diesem  Prologus  ihre  Bussbestim- 
mnngen  ein ;  es  sind  dies  vor  Allem  das  Poenitentiale  Merseburgense  a  *), 
Valicellanum  E.  15. 5)  and  das  durch  Halitgar  unt^  der  Bezeich- 
nung »e  scrinio  Ecclesiae  Bomanaet  bekannt  gewordene  Beichtbuch, 
welches  unter  der  Voraussetzung  eines  officiellen  Charakters ,  von 
Wasserschieben  als  »Pseudo-Komanum«  angeführt  wird^). 

Ausserdem  findet  sich  dieser  Prologus  in  dem  »Bitus  poeniten- 
tiad  e  codicibus  manuscriptis  Monasterii  Bobiensis,€  welcher  von  Mu- 
ratori^)  mitgetheilt  wird  und  in  seiner  ganzen  Anlage  so  sehr  das 
Gepräge  eines  sorgfältigen  Anschlusses  an  die  ältere  Disciplin  an 
sich  trägt ,  dass  er  einen  werthvollen  Anhaltspunkt  zur  Beurtheilung 
der  frühesten  Praxis  der  italienischen  Kirche   bietet.    Demnach  er- 


1)  Archiv,  33.  Bd.  1.  Heft. 

2)  Vgl.  Wasser schlebcHy  Bussordnungen  der   abendländischen  Kirche. 

3)  Morinus,  Commentarius  hist;  Antiqui  Poenitentiales  p.  40:  Excerpta 
i  Re^inone  ante  a.  750  ex  Poenitentiali  Romano  etc. 

4)  Wasserschieben,  L  c.  p.  888. 

5)  Archiv,  33.  Bd.  1.  Heft. 

6)  Wasserschieben,  1.  c.  p.  860. 

7)  Antiquitates  Italicae  medii  aevi  tom.  Y.  p.  722. 
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scheint  dieser  Prologus  als  eine  Eigenthümlichkeit  der  römischen 
Beichtbücher  und  spricht  für  die  Zugehörigkeit  unseres  Poeniten- 
tiarium's  zur  römischen  Gruppe. 

Die  Reihenfolge  der  Fragen,  welche  der  Busspriester  nach  un- 

m 

serem  Poenitentiarium  an  den  Poenitenten  stellen  sollte,  stimmt  mit 
jener  überein  ,  welche  sich  in  dem  liber  de  modo  poenitentiae  der 
Handschrift  3555  der  Vaticana  findet;  der  unbekannte  Verfasser 
dieser  Abhandlung  gehört  dem  14.  Jahrhundert  an  und  ?ersicbert 
in  der  Einleitung ,  er  habe  den  Stoff  seines  »remedium  poenitentiae 
ex  sanctorum  patrum  institutionibusc  hergenommen;  der  umstand, 
dass  mit  diesen  Fragestücken  noch  keine  Bussbestimmungen  uq- 
mittelbar  in  unseren!  > Poenitentiarium c  verbunden  sind,  wie  es  ia 
den  Beichtbüchern  nach  dem  9.  Jahrhundert  der  Fall  ist,  spricbt 
für  ein  höheres  Alter. 

Einen  weitereu  Anhaltspunkt  zur  Beurtheilung  des  vorli^en- 
den  Poenitentiarium's   glaube  ich   in   der   Beihenfolge  der  Bassbe 
Stimmungen  gefunden  zu  haben.  Diejenigen  Beichtbücher,  forwelcbe 
sich  eine  praktische  Benutzung  nachweisen  lässt,  zeichnen  sich  zu- 
gleich durch  eine  systematische  Ordnung  aus,  welche  von  dem  Ge- 
sichtspunkte der  pastoralen  Einwirkung   gegen  die  ebzelnen  Ver- 
gehen aus  getroffen  ist.    Die  angelsächsischen  und  ihnen  verwandte 
Bussordnungen,  sowie  die  fränkische  eines  Cummean  bringen  non  an 
erster  Stelle  die  Bussbestimmungen  über  die  fornicatio  und  die  zu 
derselben  führenden  Fleischessünden,  namentlich  die  Bestimmungen 
über  die  Trunksucht.     Diese  Vergehen  hatten  in  der  angelsäch^beo 
Kirche  in  bedenklicher  Weise  Ueberhand  genommen  und  erschieoeD 
als  die  verderblichsten  Krebsschäden  des  kirchlichen  Lebens,  g^ 
welche  die  Bussdisciplin  vor  Allem  wirken  musste.    Die  frftnkiscbe 
General-Synode  vom  Jahre  745  äussert  sich  hierüber  in  einem  Schrei- 
ben  an    Ethelbald  ,    König  von  Mercien :      »Wenn   das  Volk  der 
Angeln,  wie  man  in  Franken  und  Italien  ja  selbst  von  den  Heiden 
tadelnd  hören  muss,  mit  Verachtung  der  ehelichen  Bande  in  WoIIq^ 
und  Ehebruch  gleich    den  Sodomiten   ein    wüstes  Leben  führt,  ^ 
kann  nur  ein  entartetes,  unedles ,  geiles  Geschlecht  entstehen ,  die 
ganze  Nation  muss  verderben ,    kann  im    Kriege  nicht   tapfer ,  ^ 
Glauben  nicht  fest,  von  Menschen  nicht  geehrt  und  von  Gott  nicht 
geliebt  sein.c 

Die  hier  geschilderte  sittliche  Entartung  erklärt  uns  znr  Ge? 
nüge,  warum  die  angelsächsischen  Beichtbücher  an  erster  Steile  siel      | 
gegen  die  fornicatio  wenden.    Die  nahen   Beziehungen  zur  anp*«-      j 
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Sächsischen  Kirche  bedrohten  aber  auch  die  fränkische  mit  der  Ge- 
fahr derselben  sittlichen  Verinniugen. 

Deutlicli  geht  das  aus  der  Klage  Bouifaz  hervor,  die  er  in 
einem  Schreiben  an  Erzbiscbof  Cudbert  zur  Berufung  der  englischen 
Synode  von  Gloveshoe  im  Jahre  747.  äussert:  »Es  gibt  ja  nur  sehr 
wenige  Städte  in  der  Lombardei  und  in  Frankreich  oder  Oallien, 
wo  sich  nicht  eine  Ehebrecherin  aus  England  fände,  was  eine  Schmach 
ist  für  die  ganze  Kirche.c  Die  Noth wendigkeit  einer  Abwehr  die- 
ser von  der  angelsächsischen  Kirche  her  drohenden  sittlichen  Ge- 
fahren veranlasste  wohl  die  Verfasser  der  fränkischen  Bussordnungen 
ebenfalls  zur  Hervorhebung  der  Satzungen  gegen  die  »fornicatioc 
an  erster  Stelle.  Cummean  speciell  hatte  ausserdem  bei  Abfassung 
seines  Beichtbuches  angelsächsische  Bussordnungen  vor  Augen ,  wie 
aus  den  zahlreichen  Theodor'schen  Excefpten  hervorgeht. 

Bonifaz  gibt  uns  in  seinem  obigen  Schreiben  aber  no^h  weitere 
Aufschlfisse  über  die  sittlichen  Zustände  in  England ,  wenn  er  be- 
merkt, dass  dort  die  Trunksucht  sehr  um  sich  greife:  »das  sei  ein 
nur  bei  den  Heiden  und  unserem  Volk  vorkommendes  Laster  und 
werde  bei  den  Franken,  Galliern,  Longobarden  und  Griechen  nicht 
gefunden.c  Demgemäss  schickt  Theodor  einige  Bestimmungen  über 
die  Trunksucht  den  Canones  gegen  die  fornicatio  voraus  und  be- 
weist dadurch  recht  deutlich ,  dass  es  pastorale  Bücksichten  waren, 
welche  die  Verfasser  der  Poenitentialien  leiteten. 

Ganz   entgegegengesetzt   dieser  Ordnung   des  Stoffes  in  den 
angelsächsischen  und  fränkischen  Bussordnungen  finden  sich  in  je- 
nen Poenitentialien,  welche  die  römische  Gruppe  bilden,  die  Bestim- 
mungen über  das  »homicidiumc  an  erster  Stelle.    Wo  nicht  specielle 
pastorale  Gründe  hinsichtlich  der  fornicatio  obwalteten,   da  musste 
das  crimen  homicidii  schon  wegen  der  Gefährdung  der  gesellschaft- 
lichen Ordnung  vor  allen  anderen  hervorgehoben  werden.    Die  mit- 
telalterlichen Theologen   beschäftigten   sich    mit  einer  sorgfältigen 
Untersuchung  der  Schwere  der  einzelnen  Vergehen  und  entscheiden 
sich  regelmässig  für  ein  Ueberwiegeti   des  >homicidium.€    Die  Ver- 
wilderung der  Sitten  seit  der  Völkerwanderung  mag  zudem  gerade 
in  der  italienischen  Kirche  eine  Reaction  der  kirchlichen    Disciplin 
gegen  das  »homicidiumc  herausgefordert  haben. 

Daher  charakterisirt  der  umstand,  dass  unser  Poenitentiarium  in 
ühereinstimmender  Reihenfolge  mit  dem  Merseburgense  a,  Valicel- 
lanam  E.  15.  und  Pseudo-Romanum  die  Bussbestimmungen  über 
bonoicidium  an  erster  Stelle  bringt,  dasselbe  als  ein  Beichtbuch, 
ivelcbes  zur  römischen  Gruppe  gehört. 

16* 
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Eine  angestellte  Vergleichnng  etgibt  eine  grosse  Uebereinstim- 
mung  des  Inhaltes  unseres  Poenitentiarium  mit  dem'-jFon.  Wassersch- 
'•*'4ßben  *)  veröffentlichten  Poenitentiale  XXXV  Capitulorum ;  mit  Aas- 
nahme  von  31  Bassbestimmungen  kommen  sUDimtlicbe  Satzungen 
allerdings  in  veränderter  Beiheufolge  und  mit  .manchen  Yarianten 
in  dem  Poenitentiale  XXXV  Capitulorum  vor.. 

Wasserschlebeu  legt  mit  Kecht  diesem  Poenitentiale  eine  grosse 
Bedeutung  bei;  dasselbe  findet  sich  vollständig  im  Cod.  Vipdob.  jar. 
can.  nr.  116.  und  Sangall/ nr.  150.  Das  häufige  Wiederkehren 
grösserer  Bestandtheile  dieses  Poenitentiale  in  anderen  BussoH- 
nungen  spricht  ffir  sein  hohes  Allsehen  und  verbreitete  Benutzung. 
So  finden  sich  zahlreiche  Excerpte  aus  demselben  in  einer  Hand- 
schrift des  österreichischen  Cistercienser-Klosters  Heiligeukreuz 
(saec.  X.);  benutzt  ist  4ässelbe  in  dem  Poenitentiale  Pahsiense,^) 
im  Cod.  Vallicellan.  C.  6. 3),  in  derCollectio  Saviniana*)  und  in  der 
collectio  Anselmi  Lucens'). 

Dieses  Poenitentiale  XXXV  Capitulorum  beruht  auf  drei  ver- 
schiedenen Quelleumassen,  welche  als  Judicium  Cummeani,  Judicium 
Theodori  und  Judicium  canonicum  citirt  werden. 

Nach  Wasserschieben  sind  die  als  Judicium  canonicum  hier 
bezeichneten  Bestandtheile  solchen  Beichtbüchern  entlehnt,  welche 
auf  Columban'scher  Grundlage  beruhen.  Allein  diese  Bestandtheile 
weisen  durchaus  keine  specifische  Verwandtschaft  mit  Columhan  aui: 
sie  stehen  vielmehr  in  gleich  nahen  Beziehungen  zu  Theodor  und 
Cummean  und  lassen  demnach  vielmehr  eine  diesen  verschiedenen 
Verfassern  gemeinsam  bekannte  Quellenmasso  vermuthen.  In 
der  Voraussetzung,  dass  ein  Columban'sches  Beichtbuch  dem  Ver- 
fasser des  Poenitentiale  XXXV  Capitulorum  vorlag ,  bleibt  es  wei- 
terhin unersichtlich,  warum  nicht  Columhan  gleich  Theodor  und 
Cummean  von  demselben  citirt  wird;  und  in  der  weiteren  Voraus- 
setzung, er  habe  Columban  nicht  gekannt,  sondern  dessen  Busssatz- 
ungen  als  ein  anonymes  Material  vor  Augen  gehabt,  bleibt  ^ 
doch  noch  unerklärlich,  warum  er  zur  Bezeichnung  der  Anonymität 

1)  WasserscMeherij  I.  c.  p.  505. 

2)  Wasserschieben,  I.  c.  111.  2.  e. 

3)  Ein  Fragment  des  in  diesem  Codex  befindlichen  Poenitentiars  be- 
stehend aus  16  Capitel  ist  von  Wasserschieben  veröffentlicht  sub  V.  2;  »^k 
werde  später  das  Poenitentiale  in  seiner  VoUständig^keit ,  die  WasscTBehJeb« 
unbekannt  geblieben  ist,  pnbliciren. 

4)  W  asser  schieb  erit  Beiträge  zur  Geschichte  der  vorgratiaBiseiien  hu^ 
chenrechtsquellen  p.  34. 

5)  Beiträge  p.  151. 
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das  bedeutungsvolle  Beiwort  »Canonicumc   gewählt  bat;.fitiden  sich, 
doch  manche  Stücke  seines  Beichtbuches   ohne  jede  Quellenbezeich- 
nung. 

Das  alles  legt  die  Vermuthung  nahe,  dass /Unter  den  als  Ju- 
dicium canonicum  bezeichneten  Busssatzungen  Excerpte  aus  einem 
Foenitentiale  Romanum  zu  verstehen  sind ;  der  Verfasser  des  Poenr- 
tentiale  XXXV  Capitulorum  stellt  diese  Busssatzungen  mit  denen 
Theodor's  und  Cummean's  auf  gleiche  Stufe ,  weil  er  keine  allge- 
meine Geltung  für  dieselben  in  Anspruch  nehmen  wollte  und  wählt  • 
das  Beiwort  canonicum,  um  an  jene  Kirche  zu  erinnern,  welche  die 
Regulative  der  kirchlichen  Disciplin  war.  Bestätigt  wird  diese  Auf- 
fassung durch  den  Umstand,  dass  jedes  Judicium  canonicum  in  den 
die  römische  Gruppe  bildenden  Keichtbüchern  Pseudo-Romanura, 
Merseburgense  a  und  Valicellanum  E.  15.  vorkommt. 

Demnach  würde  sich  das  Verhältniss  zwischen  dem  Foeniten- 
tiale XXXV  Capitulorum  und  unserem  vorliegenden  Poenitentiarium 
folgendermassen  gestalten.  Das  Foenitentiale  XXXV  Capitulorum 
ist  unter  Benutzung  der  Beichtbücher  Theodor's ,  Cummean's  und 
eines  Foenitentiale  Romanum  von  einem  schottischen  Missionar,  auf 
welchen  das  Scotorum  Judicium  hinweist,  verfasst;  die  praktische 
Anordnung  des  Materials,  die  correcte,  durchgeführte  Bussscala  ver- 
anlasste eine  ausgedehnte  Benutzung  desselben.  Unser  Poenitentia- 
rium ist  ein  römisches  Beichtbuch,  dessen  Bussbestimmungen  in  die- 
ser oder  einer  ähnlichen  Sammlung  dem  Foenitentiale  XXXV  Ca- 
pitulorum zu  Grunde  gelegen  haben.  Durch  den  Mangel  aller  Citate, 
naraentlich  auch  des  Scotorum  Judicium  in  unserem  Poenitentiarium 
fallen  jene  Kriterien  weg,  welche  auf  einen  Verfasser  von  privatem 
Charakter  hinweisen  könnten;  die  ganze  Anlage  spricht  für  die  offi- 
cielle  Entstehung  eines  Kirchenbuches,  für  eine  grössere  Originali- 
tät und  für  eine  praktische  Benutzung. 

Die  Bussbestimmungen  unseres  Foenitentiarium's  werden  durch 
das  Bubrum:  »Inquisitio  de  mulieribusc  und  das  andere  »Item  ca- 
pita,  quae  dicenda  sunt  ad  vires  seu  ad  mulieresc  in  verschiedene 
Abschnitte  getrennt.  Eine  derartige  Eintheilung  der  Vergehen  nach 
dem  Geschlechte  der  Büssenden  ist  offenbar  zum  Zwecke  praktischer 
Erleichterung  für  den  Busspriester  bei  Benutzung  des  Beicbtbuches 
getroffen. 

.  Auch  für  diese  Erscheinung  findet  sich  keinerlei  Analogie  in 
den  angelsächsischen  und  fränkischen  Bussordnungen.  Dagegen 
hat  sowohl  der  Ritus,  den  Muratqri  i)  mittheilt,  wie  ein  »Ordo  qua- 

1)  Antiqnitates  Italicae  medii  aevi  1.  c. 
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liter  in  Ecclesia  poenitentes  ad  poeniteDtiam  suscipi  debeant«  in 
einer  Handschrift^)  der  Pariser  Bibliotbek  die  Fragen,  welche  der 
Busspriester  über  die  Vergeben  stellen  sollte,  in  drei  Classen  ge- 
theilt,  welcbe  durch  die  üeberschrift  »de  raulieribusc  und  »de  pre^ 
byteris«  angedeutet  sind.  Auf  dieselbe  Eintheilung  weist  auch  die 
Schlnssbemerkung  des  vierten  Buches  der  Canonensammlung  Halit- 
gar's^)  hin:  »Hucusque  de  criminibus  laicorum  quemadmodam  in 
canonibus  continetur  collectum  est,  nunc  vero  ad  judicia  clericoram 
est  transeundum.c  Lässt  demnach  diese  Eintheilung  in  unserem 
Poenitentiarium  auf  eine  praktische  Benutzung  und  auf  die  Ver- 
wandtschaft mit  den  Beicbtbüchern  der  römischen  Gruppe  schlieä- 
sen,  so  gibt  sie  uns  auch  weiterbin  einen  Anhaltspunkt  zur  Bear- 
theilung  der  Zeit,  welcher  dasselbe  angehört.  Die  älteren  Beicht- 
bücher weisen  wohl  manchmal  eine  systematische  Behandlung  des 
Stoffes  auf,  allein  eine  ausgeprägte  Anlage  des  Buches  zur  prak- 
tischen Erleichterung  des  Busspriesters  bei  Spendung  des  Sacramen- 
tes  deutet  auf  eine  spätere  Entwicklung  der  Disciplin  hin.  Wollte 
man  den  Wortlaut  des  Bubrum's  »Item  capita  quae  diccnda  sunt 
ad  vires  seu  ad  mulieres«  urgiren ,  so  läge  der  Gedanke  an  die 
Sitte  der  späteren  Bussdisciplin  nahe,  wonach  die  Busscanoues  nnr 
dem  Büssenden  vorgelesen  wurden  und  die  Bussen  selbst  nach  dem 
Ermessen  des  Busspriesters  auferlegt  wurden  3). 

Die  Strafen,  welche  dem  Büssenden  nach  unserem  Poeniten- 
tiarium auferlegt  werden  sollten ,  sind  Privatbussen.  Obgleich  Wo- 
chen- und  Tagfasten  erwähnt  werden ,  so  kommen  doch  noch  keine 
eigentlichen  Busssurrogate  vor ;  von  Bedemptionen  ist  keine  Spar 
vorhanden.  Dies  Alles  sind  Kriterien ,  welche  auf  das  Ende  des  7 
und  den  Anfang  des  8.  Jahrhunderts  als  die  Zeit  hindeuten,  in 
welcher  unser  Poenitentiarium  praktische  Anwendung  gefunden  hat; 
diese  Zeitbestimmung  harmonirt  mit  der  Ansicht  Wasserschlebea*s. 
welcher  das  Poenitentiale  XXXV  Capitulorum  in's  8.  Jahrhandert 
versetzt. 

Die  Handschrift  auf  Monte  Cassino  enthält  die  Bemerkungen 
des  Bibliothekars:  »Num.  exterior  372  olim  340.  Num.  interior 
553  in  4®  Membranaceus  foliorum    142  characteribus   longobardis 


1)  Codex  manascrpt.  lat.  3880  olim  Mazarinaeus;  mit  dem  Qrdo  ist  du« 
Bumma  de  canonam  corpore  eicerpta  de  jadiciis  omnium  peccatonim  Terlnndca. 
welche  durch  Citate  der  älteren  Concilien 'von  grossem  Interesse  ist. 

2)  Codex  Manascrpt.  Yatican.  Begin.  Nr.  263;  Bibliotheca  Patmis  Cok«. 
tom.  IX.  p.  293. 

3)  Archiv,  Bd.  33.  Heft  I.  p.  21. 
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saecnli  X  desinentis  aut  saltem  XI  inenntis.c  Bei  Durchsicht  des 
Codex  habe  ich  diese  Angaben  bestätigt  gefanden. 

Der  Inhalt  des  Codex  besteht  ausser  dem  Poenitentiarium  in 
einer  planlosen  Sammlung  von  iVussprüchen  der  Väter  und  Concilien 
über  verschiedene  Gegenstände  der  kirchlichen  Disciplin ,  namentlich 
die  Pflichten  der  Oetauften,  des  Klerus,  der  Poenitenten,  fiber  Ehe, 
Verbot  der  Speisen  etc. 

Der  Text  des  Poenitentiarium's  weist  einzelne  Nachlässigkeiten 
des  Copisten  auf;  an  verschiedenen  Stellen  sind  auch  Lücken  be- 
merkbar. Das  Original  hat  offenbar  über  einzelne  Vergehen,  wie 
über  homicidium  und  fomicatio  noch  ansffihrlichere  Bestimmungen 
enthalten«  Mit  den  Verordnungen  über  die  Behandlung  der  Mo- 
rientes, fiber  Geheimhaltung  der  Sünden  und  über  die  Beurtheilung 
der  »ancillaec  schliesst  das  eigentliche  Poenitentiarium;  die  weiter 
nachfolgenden  Bussbestimmungen  sind  offenbar  ein  Zusatz,  welcher 
sich  zudem  durch  zwei  Wiederholungen  der  im  Poenitentiarium  ent- 
haltenen Canones  zu  erkennen  gibt. 

Die  einzelnen  Bussbestimmungen  des  Poenitentiarium's  habe 
ich  einer  sorgftltigen  Vergleichung  mit  den  bis  jetzt  bekannten 
Beichtbüchern  unterworfen  und  zugleich  constatirt,  inwiefern  diesel- 
ben auf  BJntscheidungen  der  älteren  Synoden  zurückzufuhren  sind; 
das  Poenitentiale  XXXV  Capitulorum  werde  ich  einfach  unter 
»P.  C.c  citiren.  Nunmehr  mag  der  Text  des  Poenitentiarium's  folgen: 

Monte  Cassino.    Cod.  Manuscrpt.  372. 

Poenitentiarium  Sununorum  Pontificum  pag.  15. 

Incipit  qualiter  suscipi  debeant  poenitentes. 

(Ord.  Poenit.  Rom.  ^). 

Quotiescunque  Christiani  ad  penitentiam  accedunt,  jejunia  da- 
mns  et  nös  communicare  cum  eis  debemus  jejunio  unam  aut  II  heb- 
domadas  aut  quantum  possumus,  ut  non  dicatur  a  nobis,  quod  dic- 
tam  est  sacerdotibus  Judaeorum :  Vae  vobis  legis  peritis ,  qui  ad- 
gravatis  homines  et  imponitis  super  humera  eorum  onera  gravia  et 
Import abilia,  ipsi  autem  uno  digito  vestro  non  tangitis  sarcinas  ip- 
sas.  Nemo  enim  potest  sublevare  cadentem  sub  pondere,  nisi  in- 
clinaverit  se,  ut  porrigat  ei  manum,  neque  uUus  medicorum  vulnera 
infiTmantium  curare  potest,  nisi  fetoribus  particeps  fuerit.  Ita  quo- 
qne  nuUus  sacerdotum  vel  pontifex  peccatorum  vulnera  curare  po- 
test aut  animabus  peccata  auferre,  nisi  praestante  sollicitudine  et 


1)  Vergl.  Morinua,  Append.  p.  6.,   Waaaerachleben ,  Bossordnungen 
p.   2S0. 
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oratione  lacrimarum.  Necesse  est  ergo,  fratres  carissimi,  sollieito 
esse  peccantibus,  quia  sumus  alterutrum  mefnbra ,  et  si  quid  patitnr 
UDum  membrum, , compatiuntur  omnia  membra.  Itaqae  et  dos,  si 
viderimos  aliquem  in  peccatis  jacentem,  festiuemus  eum  ad  penitea- 
tiam  per  nostram  doctrinam  vocare.  Et  quotiescunque  dederis  con- 
silium  peccanti,  simulque  da  Uli  poenitentiam  statim  quantom  de- 
beat  jejunare  et  redimere  peccata  suai  n^  ^orte  obliviscaris,  quantam 
eum  oporteat  {hto  suis  peccatis  jejunare,  tibique  necesse  sit,  ut  iie- 
mm  peccata  eiquiras  ab  eo ,  ille  adtem  forsitan  erabescet  iterom 
peccata  sua  confiteri  et  invenietur  jam  amplius  judicari.  Non  eoim 
omi^s  clerici  hanc  scriptnram  usurpare  debent  vel  legere,  qui  in- 
veniunt  eam,  nisi  soli  Uli,  quib'us  necesse  est,  boc  est  episcopis,  pres- 
byteris.  Sicut  enim  sacrificium  oflferre  non  debent  nisi  episcopi  et 
presbyteri,  quibus  claves  regni  celestis  traditae  sunt,  sie  nee  jndiäa 
ista  alii  usurpare  debent.  Si  autem  necessitas  evenerit  et  presbyter 
non  fuerit  praesens,  diaconns  suscipiat  penitentem  ad  coramnnioDeiD. 
Sicut  ergo  superius  diximus,  humiliare  se  debent  episcopi  sive  pres- 
byteri et  cum  tristitiae  gemitu  lacrimisque  orare  non  solum  pro 
suis  delictis,  sed  etiam  pro  Christianorum  omnium,  ut  possit  cum 
beato  dicere  Paulo:  Quis  infirmatur  et  ego  non  infirmor;  qais 
scandalizatur  et  ego  non  urorP 

Yidens  autem  ille,  qui  ad  poenitentiam  veuit,  sacerdolem  tri- 
stem et  lacrymantem  pro  suo  facinore,  magis  ipse  timore  Domini 
perfusus  amplius  tristatur  et  timet.  Postea  si  vides  eum  ex  toto 
cor^  conversum  apprehende  manum  ejus  dexteram  et  promiU« 
emendationem  vitiorum  suorum  et  duc  eum  amoto  altare ,  ut  con- 
fiteatur  peccata  sua.  Eum  vero,  qui  potest  festinanter  jejunare  quod 
impositum  est,  noli  prohibere ;  magis  enim  laudandi  sunt  hi,  qui  ce- 
leriter  debitum  pondus  persolvere  festinant  et  sie  da  ei  mandatam, 
ut  de  cetero  non  peccet ;  quia,  si  jejunaverit  et  compleverit  quod  ei 
dictum  est,  purificabitur.  Quod  si  iterum  ad  pristinam  consuetudi* 
nem  vel  peccata  conversus  fuerit ,  sie  vere  est  quomodo  canis  ad 
vomitum  suum  revertatur,  vernntamen  currat,  nunquam  desperet. 

Omnis  autem  poenitens  non  solum  hoc  debet  jejunare ,  qaod 
illi  mandatum  est,  sed  et  postquam  jussa  compleverit,  debet  ei  se 
ipso  quantum  ei  actum  fuerat,  jejunare  quarta  sive  sexta  feria. 

Cum  ergo  venerit  aliquis  ad  sacerdotem  confiteri  peccata  soa,' 
mandet  ei  sacerdos  ut  expectet  modicum,  donec  intret  in  cubicalom 
suum  ad  orationem,  si  autem  non  habuerit  cubiculum,  tarnen  tunc 
sacerdos  in  corde.  suo  dicat  hone  orationem: 

Domine,  Deus  omnipotens,  propitius  esto  mihi  peccatori,  nt  coo- 


SchnUt».  Dan  Pofniientiale  Romanum  mil  kisiorUcher  Einieitung      241 

digne  tibi  possim  gratias  agere,  qui  me  indignum  propter  tuam.mi- 
sericordiam  ministruni  fecisti  officii  sacerdotalis  et  me  exiguum  ba- 
iDÜeinque  mediatorem  constituisti  ad  orandum  et  intercedendum  ad 
Dominam  nostram  Jesum  Cbristaro  pro  peccantibus  et  ad  poeniten- 
tiam  revertentibus,  ideoque  dominator  Domine,  qui  omnes  bomines 
vis  salvos  fieri  et  ad  agnitionem  veritatis  venire,  qui  non  vis  mor« 
tem  peccatorom ,  sed  ut  convertantar  et  vivant ,  suscipe  orationem 
meam ,  quam  fundo  acte  conspectnm  clementiae  taae  pro  famulis 
et  famulabus  tiiis,  qui  ad  penitentiam  venenmt,  tribue  eis  reniissio«» 
nem  peccatorum  omnium  suorum  per  Dooiin.  etc. 

Post  haec  dicat: 

Deus  in  adjutorium  meum  intende. 

Evangelia;  Sequatur  psalmus:  Domine  ne  ira  tua  arguas 
me;  miserere  mihi  Deus,  cum  seqnente.  Hoc  Psalmo  expleto  toto 
cum  Gloria;  et  »Pater  noster«  has  mraticnes* 

Exaudi  Domine  preces  nostraa  et  confitenti  tibi  famulo  tuo 
N.  parce  peccatis  et  quod  conscientiae  reatus  accusat ,  indulgentiae 
tue  pietatis  absolve,  per  Dominum  etc. 
Alia  Oratio. 

Deus  qui  omnium  tibi  confitentinm  corda  purificas  et  accusan- 
tiam  suam  conscientiam  ab  omni  vinculo  iniquitatis  absolvis,  da  in- 
dulgentiam  buic  famulo  tuo  N.  et  medicinam  tribue  vulnerato ;  da, 
ut  exciusa  damnatione  pedkati  libera  tibi  mente  deserviat ,  per  Do- 
minum  etc. 

Psalm.  »Miserere  mei  Dense  .  .  .  usque  .  .  »iniquitates  ipeas 
dele.< 

Alia  Oratio. 

Deus  qui  propter  justum  Judicium  divinae  eminentis  potentiae 
miracuium  prqmisit  praeconem,  qui  non  vult  mortem  peccatoris,  sed 
ut  convertatur  et  vivat,  propitiare  famulo  tuo  N.  poenitentiam  po- 
stulanti;  exoremus,  ut  si  quae  luxuriando  coramisit  delicta,  per  sa- 
tisfactionem  et  lacrymas  eum  indulgeas  atque  universa  concedas  per 
Dominum  etc. 

Psalm.  Benedic  anima  mea  Domine  et  omnia  quae  intra  me 
.  .  .  usque  .  .  renovabitur  et  peccata. 
Alia  Oratio. 

Deus  justorum  gloria  et  misericordia  peccatorum  da  buic  fa« 
malo  tuo  N.  plenam  indulgentiam ,  veniam  et  poenitentiae  lucrum, 
exoramus  indulge,  ut  qui  praeterita  peccata  deplorat  similia  mala 
non  sequatur  neque  ulterius  lugenda  committat,  diniitte  ei  Domine 
omnia  crimina  et  peccata  et  in  seminis  justitiae  eum  placatus  in- 
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stanra ,   ut'  secnrus  mereatar  deinceps  inter  justos  et   benemeritos 
currere  et  ad  pacis  aeterna  praemia  pervenire.    Per  DomiDum  etc. 

Uis  vero  expletis  tunc  incipe  interrogare  poenitentem,  ot  qnae 
commisü  delicta  eonfiteatnr  et  die  illit 

Pili  <)  noli  erabescere  coDfitert  peccata  taa ,  qoia  noD  est  sine 
peccato  msi  soltis  Deus ;  ante  omnia  opna  est ,  te  ipsnm  perscrotari 
et  confitere,  he  forte  babeas  iram  contra  proximum  tanna-  ant  insti- 
gante  diabolo  et  carne  operante  »is  lapsns  in  fornicatione  vel  per- 
jnrio,  vel  bomicidiö  am  rapina  ant  maledictione  patris  vel  matris 
aat  alicuJQS  hominis  aat  si  per  invidiam  loqnendo  aliquem  nocoisti 
Tel  delaetatas  es  in  perditione  proximi  tui  aut  per  iram  percntiens 
sanguinem  effudisti.  Si  habes  concupiscentiara  gnlae  aat  si  feeisti 
vomitam  per  ebrietutem  post  commnnionem ,  qtiomodo  conserfasti 
diem  dominicam  vel  aKa  festa  sanctomm  seu  qnadragesimas  dies. 
Si  mandneasti  jejunii  diebus  ante  horam;  Fornicasti  cam  muliere 
ant  menstmis  temporibus.  Abuisti  invidiam  aut  ftaisti  detractiosus; 
Feeisti  fnrtum;  ftiisti  cupidus  lant  avams  sive  snperbns;  Feeisti  in- 
^ntationes  aut  divinationes  vel  maleficiosus ;  Qnomodo  conservasti 
communionem  sacram. 

Statim  ut  interrogatns  faerit ,  praecipe  iUi ,  ut  petat  veniam 
tertio  cohfltendo  peccata,  qtiae  commisit.  Cum  autera  confessos 
faerit,  agat  sacerdos  sicut  bonas  medicus  cam  ingressas  faerit  ad 
inlrrmam  et  videat  enm  graviter  aegrotaAtem ;  statim  incipiat  co&- 
fortare  ülam  et  medicaminibas  suis  confortare  eum.  Ita  ergo  etta 
eonsidera  peccatorem  confiteutem.  cujus  sit  potestatis  vel  aetatis  vel 
fortitudinis  sive  sit  dives  vel  pauper ,  nobilis  vel  ignobilis ,  sapiens 
vel  inscius  et  secundum  personam  confitentis  adjudica  illum  et  sie 
coUoquere: 

Omnes  qai  ex  Adamo  nati  sumus,  cum  peccato  nati  sumos 
et  vivimus  atque  delicto ,  sed  ideo  Dominus  noster  J^us  Christus 
venit  in  hunc  mundum,  ut  per  baptismum  et  poenitentiam  ablueret 
omnia  delicta  nostra;  nam  latronem  coufitentem  sub  uno  momenta 
suscepit  ac  in  paradisum  introduxit  et  meretricem  lacrymantem  si- 
militei"  snscepft  et  praedicatricero  suae  resurrectionis  instituit  Et 
tu  ergo,  si  ex  toto  corde  poeniteris  ,  Clemens  Deus  indulgeat  tibi, 
quia  non  eget  Deus  sanctus  donorum  sed  confessione  lacrymamm 
et  suspirii  et  poenitendi  peccatorum. 

Tu  vero  ad  ministrum  Dei    cum   ingressus  Aieris,  clemeutiae 

1)  Uebereinstimmend  mit  dem  über  de  modo  poeniientiae  im  Codex  bu- 
nuBcrpt.  Vaticana.  8555.  Vergl.  aach  Muratori,  Antiqniiates  medii  aevi 
tom  y.  p.  722. 
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Dei  omnia  tua  peccata  ante  oculos  debes  constituere  et  poenitere  et 
promitte  Dnnquam  ad  ea  versnram,  et  prout  vales,  indigentibus  fac 
eleemosynam,  qnia  eleemosyna  a  morte  liberat,  sicut  propheta  dixit: 
Absconde  eleemosynam  in  sinum  panperis  et  ipse  prabit  äd  Domi- 
nnm ;  quia  sicut  aqua  exUnguit  peccatum.  Si  autem  non  babneris 
quod  praebeas,  assumas  humilitatem  et  patientiam  et  castitatem  cor- 
dis,  in  quibns  Dens  et  angeli  congaudent. 

Expletis  bis.  statuas  ei  tempus  poenitentiae  cum  admonitione 
et  obseductione  emendationis. 

Capit.  de  homicidio. 
[F.  C.  c.  I.  §.  1.    Judicium  canonicum.] 

Si  quis  bomicidium  fecerit,  Episcopus  quindecim  annis  poeni- 
teat,  y  in  pane  et  aqua  et  deponitnr;  presbyter  XII  annos  et  depo- 
uitur,  UI  m  pane  et  aqua;  Diaconus  X  annos  et  deponitur,  III  ex 
his  in  pane  et  aqua;  Glericus  vel  laicus  YII  annos,  QI  in  pane  et 
aqua  et  ad  superiorem  graduro  non  praesumat  accedere  et  si  bene 
egerit  poenitentiam,  reconcilietur. 

Si  quis  nolens  occidit  proximum  suum  annum  I  poeniteat. 
(Valicell.  c.  3^).  Ps.-Bora.  c.  1.  §.  3«).  Mers.  a  33). 

Si  quis  ad  ^bomicidium  faciendum  consenserit  et  factum  fuerit,    * 
annos  ^11  poeniteat  III  in  pane  et  aqua. 

Si  voluerit  et  non  potuerit  III  annos  poeniteat;  si  nolens  bo- 
micidium fecerit  V  annos,  poeniteat  II  in  pane  et  aqua*). 

Si  quis  per  iram  bomicidium  fecerit,  X  annos  poeniteat. 

[P.  G.  c.  I.  §.  2.    Item  unde  supra  Judicium  Tbeodori.] 

(Theod.  I.  c.  4.  §.  5. ») 

Si  quis  occiderit  Episcopum  vel  Presbyterum  vel  Diaconum 
vel  Clericnm  vel  Monachum,  omnia  derelinquat  et  serviat  Deo. 

(Valicell.  c.  11.  Mers.  a  c.  97.) 

Si  quis  occiderit  hominem  in  praelio,  XL  diebus  peniteat 
et  si  potuit  evadere  eum,  ut  non  percuteretur  et  perpetravit  ut  bo- 
micida  judicetur. 


1)  Archiv,  83.  Bd.  1.  Heft. 

2)  Wasserschieben,  BoBSordiningen  p.  364. 

3)  Wasserschleben,  I.  c.  p.  991, 

4)  Condl.  Aneyran.  can«  22:  deibomiddiis  non  sponte  commissi^  prior  qni- 
dem  definitio  post  septennem  poenitentiam  perfectionem  consequi  praecipit: 
secnnda  yero,  qiiinqiieiuui  iempns  explere.  oonf.  Pifra,  jvr  eecles.  gnec  Hi- 
stom  et  monnmenta  tom  I.  Hefele,  ConcUiengeechichte  tom  I.  p.  207. 

5)  Theod,  I.  c.  4.  §.  5 :  Si  quis  Monachnm  Yel  clericnm  occiderit  arma 
refinquat  et  Deo  serTiat  vel  YII  ann.  pen.  In  jndicio  Episoopi  est.  Qni  aatem 
epiaeopnm  vel  presbyternm  occiderit,  regia  Judicium  est  de  eo. 


», 
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(Valicell.  c.  4.  Mers.  c.  3.  Ps.-Bom.  I.  3,) 
Si  quis  propter  vindictam  parentis  vel  filii^  hominem  occiderit, 
IUI  annos  poeniteat,  si  composuerit  parenlibus,  dimi4ift  ait  porüo. 

[P.  G.  c.  I.  §.  3.    Item  unde  supra  Judiciani  Cumo^ni.] 
(Cummean.  c.  VI.  §.  5.  Theod.  I.  cap.  4.  §.  4.  Gregorii  c.  112»). 
St  quis  pdii  meditatione  tiomicidium  fecerit  XV  annos  poeni- 
teat et  si  per  pocnlum  aut  artem  aliquam  malam ,   VII  annos  poe- 
niteat. 

[P.  C.  c.  I.  §.  2.  item  unde  supra.    Judicium  Theodori.] 
(Theod.  I.  c.  4.  §.  6.  Cumm.  c.  VI.  §, . 7.  Gregor,  c.  109) 
Qui  per  jussionera  Doniini  sui  hominem  occiderit,  XL  diebus 
poeniteat. 

[P.  C.  c.  IL  §.  1.  Judicium  canonicum.] 
(Valicell.  c.  65.  Mers.  c.  24. .  Ps.-Rora.  VII,  7.  ^) 
'  Si  quis  aliquem   per  iram    percusserit   et  sanguinem   fuderit, 
laicus  XL  diebus  poeniteat,  clericus  H  quadragesimas,  Diaconus  meo- 
ses  VII,  presbyter  annum  I,  Episcopus  annos  II. 

De  fornicatione  vel  adulterio. 
[P.  C.  c.  VIII,  §.  1.    Judicium  canonicum.] 
(Valicell.  c.  13.  Mers.  c.  4.  Ps.-Rom.  U.  1.) 
Si  quis  fornicaverit  sicut  Sodomitae  Episcopus  XXV  annos  pe- 
niteat,  V  in  pane  et  aqua  et  deponatur,  Presbyter  XII  annos  peni- 
teat,  III  in  pane  et  aqua,  Monat^hus  vel  Diaconus  X  annos  poeniteat, 
III  in  pane  et  aqua. 

Si  quis  Episcopus  fecerit  fornic£ktionem ,  deponatur  et  XII  an- 
nos peniteat ;  presbyter  aut  Diaconus  X  annos  peniteat. 

[P.  G.  c.  Vn.  §.  13.] 
Si  quis  laicus  maculaverit  uxorem  proximi  sui   vel   virginem 
corruperit,  I  annum  peniteat  et  sine.uxore  propria  dormiat. 

[P.  C.  c.  IX.  §.  2.    Item  unde  supra.    Judicium  Cummeani] 
(Cumm.  c.  III.  §.  14.   Theod.  I.   14.  §.  23.  Valicell.  c.  35.  Meß. 

c.  96.) 
Si    quis  menstruoso    tempore   commiscerit  cum  muliere  saa« 

XL  dies  peniteat. 

[P.  C.  c.  X.  §.  1.] 

(Valicell.  c.  30.  Mers.  c.  156.) 

Si  quis  nupserit  cum  muliere  sua  retro,  XL  dies  penit^t 

1)  Uebereinstimmend  bei  Gommean,  Gregor  and  Theodor:  Si  Utcu  al* 
tenim  acdderit  odii  meditatione,  si  non  yalt  arma  relinqaere»  pooiiteat  Vll 
annos,  aine  came  et  Tino  III  annos. 

2)  Vergl.  Synode  von  Bonen  a.  650,  can.  12.  Heftlt,  Conalieiig^ 
schichte  III.  p.  90. 
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[P.*  C.  c.  VIII.  §.  7.    Jndicinm  canonicum.] 
(Valicell.  c.  20.  Mers.  c.  51.  Ps.-Rom.  VII.  10.) 
Si   qnis  cum   quadrupedia  fornicaverit ,  Episcopus  XII  annos 
peniteat,  presbyter  et  monachus  vel  Diaconus  X,  Clericus  III. 

[F.  C.  c.  VIII.  §.  8.  üudic.  can.)  ] 
(Valicell.  c.  16.  et  c.  15.   Mers.  c.  11.  et  12.  et  c.  8.   P8.-Rom. 

n.  3.) 

Si  quis  laicus  habens  uxorem  saam  et  cum  alterius  uxore  for- 
uicaverit,  annos  II  poenitoat,  clericus  III  annos  poeniteat,  monachus 
'  vel  Diaconus  V  annos  poeniteat,  Subdiaconus  III  annos,  Sacerdos  VII 
annos,  Episcopus  annos  X;  Si  quis  laicus   liabens  uxorem  propriam 
vel  coQCubinam  sed  multe  fornicatus  fuerit,  V  annos  peniteat^). 
[P.  C.  c.  VII.  §.  10.    Item  unde  supra.    Judicium  Theodor!.] 
(Theod.  I.  2.  S.  16  et  17.  Cumm.  III.  8  et  9.  Valicell.  c.  20.) 
Si  quis  cum  matre  vel  sorore   sua  fornicaverit ,    XV  aunos 
peniteut. 

[P.  C.  c.  VII.  §.  5.  (Judicium  canonicum.)  ] 
(Valicell.  c.  19.  Mers.  c.  43.) 
Si  quis  cum  cognata  sua,  VII  annos  poeniteat. 

[P.  C.  c.  VII.  §.  2.  (Judicium  canonicum.)] 
(Valicell.  c.  18.  Mers.  c.  13.  Ps.-Rom.  II;  4.) 
Si  quis  cum  sauctimoniali  fornicaverit,  Episcopus  XV  annos 
poeniteat ,  presbyter  XII  annos,  Diaconus  vel  Monachus  VII  annos, 
Clericus  vel  laicus  V  annos  peniteat. 

(Theod.  I.  2.  §.  19,  Bigot.  c.  III.  §.  1.  Egbert  IV.  5.  Mers.  c.  152. 

Cumm.  II.  §.  3.) 
Si  quis  frater  cum  fratre  suo  carnali  fornicaverit,  XV  annos 
peniteat  et  abstineat  se  a  vino  vel  carne. 

(Valicell.  c.  21.  Mers.  c.  60.) 
Si  quis  intraverit  ad  ancillam  suam  et  nupserit  cum   ea,   an- 
nam  I  peniteat  et  si  genuerit  filium  ei  ea,  liberum  illum  constituat. 

[P.  C.  c.  XI.  Judicium  canonicum  2).] 
Si  quis  presbyter  aut   Diaconus  uxorem   duxerit ,  in  cunctum 
popnlum  deponitur. 


1)  Synode  ron  Elvira  a.  305  can.  69 :  Si  quis  forte  babens  nxorem  se* 
tnel  faerit  lapsus,  placuit  enm  qninquenniam  agere  debere  podnitentiam  et  sie 
reconciliari,  nisi  necessitas  infirmitatis  coegerit  ante  ternpns  dari  commanionein ; 
hoc  et  circa  focminas  observandam.  Vergl.  can.  47  et  78.  Hefele,  1.  c.  I. 
p.    156. 

2)  CoDcil.  Neocaesariens.  can.  I :  Presbjter,  si  uorem  acceperit,  ab  or- 
dine  deponatur.    Conf.  PUra  1.  c.  p.  460,  Hefele,  1.  c.  I,  p.  211.  P.  C.  c.  XI. 


246     Schmitz.  Das  PoeniterUiale  Romanummit  hUtorUcher  Einleitung. 

(Synod.  Roman,  a.  721  can.  4<).  Gratianc.  5.  Causa  XXX  qnaest.  L) 
Si  quis  cum  matre'sua  de  fönte  fornicaverit,  vitam  suam  pere- 
grinando  finiat  et  plus  de  tertia  roansione  non  maneat  in  civiUte 
vel  uUo  loco  et  noi)  se  mutet  nisi  in  nativitate  Domini  sive  in 
Pascha  et  a  communione  privetur^). 

(Gratian.  c.  9.  Causa  XXX.  quaest.  I.) 
Si  quis  sacerdos  cum  filia  sua  spirituali  fornicaverit;  vendät 
oronia  sua  et  det  pauperibns  et  serviat  in  monasterio  et  deponatnr; 
similiter  et  illa  femina  faciat. 

[P,  C.  c.  XXXIII.) 
(Cunim.  XII.  9  et  10.    Greg.  c.  60.  Theod.  I.  c.  2.  §.  4  et  5.  Va- 

licell.  c.  107  et  106.  Mers.  c.  93.) 
Si  quis  ante  horam  legitimam  tempore  jejunii  non  necessitate 
iufirmitatis,  sed  gulae  obtentu  contempserit  indictum  j^uniom  id 
ecciesia,  XL  dies  poeniteat;  Si  autem  in  Quadragesima  hoc  fecerit, 
quae  est  ante  pascha  Domini,  annum  I  peniteat  et  si  per  consoeta- 
dinem  hoc  fecerit,  ab  Ecclesia  separetur. 

Non  licet  die  dominica  nee  in  nativitate  Domini  nee  in  reli- 
quis  precipuis  solemnitatibus  ante  horam  tertiam  comedere  nee  posi 
mediam  noctem  bibere;  si  praesumpserit,  Illebdomadas  poeniteat  in 
pane  et  aqua ;  ante  tertiam  nee  post  tertiam  noctis  nolite  comedere, 
si  pervictus  voracitate  hoc  fecerit,  ebdomadam  I  peniteat. 

De  poUutione. 
[P.  G.  c.  X.  §.  2.  et  (§.  3.  Judicium  Gummeani.)] 
(Theod.  I.  c.  8.  §.  2,  3,  4.  Gumm.  II.  9.   Valicell.  c.  46.  et  c.  22. 

Mers.  c.  lOO  et  c.  57.) 
Si  Episcopus  vel  presbyter  osculatus  fnerit  per  desiderinm  fe- 
minam,  XX  dies  peniteat  et  si  semen  per  osculum  mittat  XL  dies 
peniteat ;  Si  per  cogitationem  Episcopus  aus  presbyter  semen  inderit 
ebdomadam  I,  si  manu  tetigerit  ebdpmadas  III  peniteat.  Si  per 
turpiloquium  vel  aspectu  coinquinatus  fuerit ,  non  tarnen  voloit  for- 
nicari  corporaliter,  XX  vel  XL  dies  peniteat ;  si  autem  impugnatiooe 
cogitationis  violenter  coinquinatus  est,  hebdomadam  I  poeniteat 

[P.  C.  c.  X.  §.  4.  Scotorum  Judicium.] 
(Mers.  c.  59.  Valicell.  c.  33.) 
Si  quis  nocte  cogitaverit   fantasiam  luxuriae  et  sie  io  aomoo 


bestimmt:    Si  quis  clericiis  aut  monacbus  ....  nxorem  dnxerit  X  ans.  po^ 
niteat. 

1)  Mefele,  1.  c.  UI.  p.  382. 

2)  Diese,   wie  die  folgende  BussbestimmuDg  findet  sieb  in  Toriieges^' 
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pollutus  est,  Episcopos  canat  XL  psalmos  totidem  cum  roetaniis  et 

lavetur;  presbyter  XXX,  mooaohus  velDiaconns  XXXIIII  et  acom- 

muiiione  prirentar. 

Si  antem  sine  cogitatione  pollatus  foBrit,  sacerdos  XX  psalmos 

cantet  cum  XX  metaniis  et  ad  sacrum   ofBcium   si  necosse  fuerit, 

accedat. 

[P.  C.  c.  X.  §.  3.  Judicium  Cummeani.] 

(Valicell.  c.  34.  Mers.  c.  142.) 
Si  quis  dormiens  in  ecclesia  et   semen   fuderit  Till  dies  peni- 
teat;   si  in  somno   peccans  non   polluerit,   XX  psalmos  cantet;   si    « 
quis  tangendo  aut  osculando  pollutus  fuerit,  XX  dies  peniteat. 

[P.  C.  c.  VII.  §.  15.) 
Si  vir  fsemetipsum  inquinans  primo  I  diem  peniteat,  si  itera- 
verit  nnum  annum  poeniteat. 

[P.  C.  c.  X.  §. .  1.  (judicavit  canon.)] 
(Valicell.  c.  27.  Mers.  c.  75.  ConcU.  Ancyr.  can.  16.  ^) 
Pueri  qui  fornicaverint  intra  se,  vapulentur;  Si  pueriante  XX 
annum  se  invicem  manibus  coinquinaverint  et  confessi  fuerint  ante- 
quara  communicaverint  XX  dies  peniteant;  si  iteraverint  post  peni- 
tentiam,  C  dies  peniteant ;  si  vero  frequentius ,  separentur  ei  I  an- 
num peniteant.    Si  quis  intra  crura  aut  in  manibus  fornicaverit ,  C 

dies  peniteat. 

De  perjnrio. 

[P.  C.  c.  XV.  §.  1.  Judicium  canonicum.] 

(Valicell.  c.  49.  Mers.  c.  5.) 

Si  quis  peijurium ' fecerit,  Episcopus  XH  annos  peniteat,  Dia- 

conus  et  Monachus  VIII,  Subdiaconus  VI  et  deponatur  usque  dum 

finiat  poenitentiam  et  nunquam  juret  postea ,  clericus  poeniteat   V, 

laicns  m. 

(Valicell.  c.  50.  Mers.  o.  6.) 

Si  quis  coactus  qpalibet  neoessitatiB  perjuraverit  in  ecclesia,  X 

annos  peniteat,  si  per  necessitatem  perjuraverit,  III  qnadragesimas 

peniteat. 

p?.  C.  c.  XV.  §.  3.    Judicium  Cummeani.] 

(Valicell.  c.  52.  Mers.  c.  .62.) 
Si  quis  alium  adduxerit  in  perjurium  ignoranter,  annum  I  pe- 
niteat; si  quis  autem  ductus   est  in  perjurium   ignorans   et   postea 
cognoverit,  annum  1  poeniteat.    Si  quis    seit  aliquem  sibi  male  ju- 
rare  et  ei  sacramentum  tulerit,  VII  i^nuos  poeniteat. 

Form  in  keinem   bis  jetzt  bekannten   Beichtbach.    Vergl.  Schulte ,   Eherecht 
8.  190.  Conc.  Epaon.  a.  517  can.  30.  b.  Hefele  1.  c.  II.  p.  660. 

1)  Das  Concil.   Ancyr.  bestimmt  statt  der  XX    dies   eine  Bnssseit  von 
XX  annL  Hefele,  Lei.  p.  203. 
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[P.  C  c.  XV.  §.  1.    Jndician]  canonicum.] 
(Valicell.  c.  51.  Mers.  c.  47.) 
Si  quis  pro  cupiditate  perjuraverit,  X  annos  poeniteat. 

De  falso  testimonio. 
[P.  C.  c.  XV.  §.  4.    Judicium  canouicum.] 
(Valicell.  c.  48.  Mers.  c.  29.) 
Si  quis  falsum  testimonium  dixerit,  Episcopus  Vn  annos  peni- 
teat,  presbyter  V,  Diaconus  vel  Monachus  IJI    et  deponantor  nsqoe 
dum  finiant  poenitentiam,  si  vero  bene  egerunt  poenitentiam  recon- 
cilientur;  clericus  vel  laicus  annnm  I:    Si  quis  consenserit  ad  fal- 
sum testimonium  annum  poeniteat 

(Valicell.  c.  58.  Mers.  c.  7.) 
Si  quis  furtum  commisserit,  VII  annos  poeniteat. 

De  detractione  vel  odio. 
[P.  C.  c.  XXX.  §.  1.    Judicium  canonicum«] 
(Valicell.  c.  73.  Mers.  c.  68.) 
Si  quis  Episcopus  aliquem  detrahat,  VII   ebdomadas  poeniteat, 
Presbyter  V,  Diaconus  vel  Monachus  im,  Subdiaconus  III,  Clericas 
II,  Laicus  I. 

[P.  C.  c.  XXIX.  §.  1.    Judicium  canonicum.] 
Si  quis  contra  alium  iraui  tenuerit  in  corde ,  ut  omicida  jndi- 
cetur ;  si  non  vult  reconciliari  fratri  suo,  tamdiu  in  pane  et  aqua  vi- 
vat  quousque  reconcilietur. 

[P.  C.  c.  XXVIL    Judicium  Gummeani.) 
(Cumra.  XI.  7.  Bigot,  Villi,  c.  4.) 
Si  quis  inobediens  est,  maneat  sine  cibo  et  pota  et  pulset  be- 
militer  donee  recipiatur  et  quanto  tempore  inobediens  fuerit,  tanto  is 
pane  et  aqua  vivat. 

[P.  C.  c.  XVI.  §.  3.] 
(Cumm.  XI.  1.  Valicell.  c.  72,  Mers.  c.  67.) 

Si  quis  contentiosus  fuerit  etiam  alterius  sententiis  se  subdat; 
si  autem  noluerit  anathematizetur  et  de  regno  Dei  est  alienus. 

Non  ^)  potest  sacerdos  cum  furore  aut  scandalo  ad  ecclesian 
procedere,  nisi  prius  omnis  discordia  concordet  aut  non  dolus  iß 
corde  remaneat,  sicut  scriptum  est ,  prius  reconciliare  fratri  tao  et 
sie  offer  munus  tuum;  quod  si  atiter  fecerit,  ipsa  die  a  sacrificio 
privetur  et  deponatur,  quousque  se  emendaverit  et  satisfaciat  fratri 
suo  et  dimittat  ei  omnia  de  corde. 


])  Findet  sich  in  keinem  anderen  Poenitential. 
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[P.  G.  c.  XXU.  §.  2.  Jadiciam  Theodor!  de  ebrietate.] 

(Theod.  I.  e.  1.  §.  1.  Cao.  Apostel.  42.  Yalicell  c.  102.  Mers.  c.  91.) 
Si  quis  Episcopus   aut  Presbyter  aut  aliquis   de  ordi^atis  in 

coBsaetadine  babuerit  Vitium  ebrietatis,  ant  desinat  ant  deponatar. 
Si  qnis  sacerdos  inebriatüs  faerit  per  ignorantiam ,  YII  dies 

peniteat  in  pane  et  aqua;  si  qnis  per  negligentiam,  V  dies  peniteat 

[P.  C.  c.  XXU.  §.  1.] 
(Valicell.  c.  103.  Mers.  c.  53.) 
Si  qnis  cogerit  hominem  plus  bibere  quam  oportet,  et  inebriatos 
fuerit,  et  per  vinum  inimica  jurgia  aut  scandala  aut  quod  illicitum 
est  agere,  commiserit,  ut  homicida  judicetur. 

[P.  C.  c.  XX.    Judicium  canonicum.] 

(Yalicell.  c.  54.  Mers.  c.  25.) 

Si    quis  cupidus  aut  avarus  ant  superbus  aut  ebriosus  aut 

fratrem  suum  odio  habet  aut  alia  aimilia  inventus  fuerit,  III  annos 

peniteat  et  jnxta  vires  snas  eleemosynas  faciat;  si  permanserit  annos 

duos  in  avaritia  YQ  annos  peniteat,  in  ex  his  in  pane  et  aqua. 

[P.  C.  c.  XXIL  §.  2.    Judicium  Theodori  de  ebrietate.] 

(Theod.  L  c.  1.  §.  8.  Oreg.  c.  121.  Yalicell.  c.  100.  Mers.  c.  101.) 

Si  quis  presbyter  aut  Diaconus  per  ebrietatem  vomitum  fecerit, 
XL  dies  peniteat,  Monachus  XXX,  Laicus  XY. 

[p.  c.  c.  xxn.  §.  1.] 

(Yalicell.  c.  119.  Mers.  c.  17.) 
Si  quis  per  ebrietatem  sacriflclum  vomerit,  XL  dies  peniteat, 
si  per  infirmitatem  YII  dies  peniteat. 

[P.  C.  c.  XX.    Judicium  canonicum.] 
(Yalicell.  c.  54.  Mers.  c.  20.) 
Si  quis  usuras  undecunque  exegerit,  III  annos  peniteat  in  pane 
et  aqua. 

Inquisitio  de  mtdieribus, 

[P.  C.  c.  XI.  §.  2.    Judicium  Theodori.] 

(Theod.  L  c.  14.  §.  7.  Greg.  c.  69.  Yalicell.  c.  115.  Mers.  c.  128.) 

Mulieribus  non  licet  vota  vovere  sine  licentia  viri  sui,  sed  si 
voluerit,  dimitti  potest  et  poenitentiam  judicet  sacerdos. 

[P.  C.  c.  IX.  §.  1.    Judicium  Theodori.] 
(Theod.  n.  c.  12.  §.  3.  Greg.  c.  80.  YaliceU.  c.  32.  Mers.  c.  134.) 

Mulier  m  menses  abstinere  se  debet  a  viro  suo ,  quando  con- 
cipiet  et  antequam  pariat  et  post  partum  XL  dies ;  qui  nupserit  cum 
ea  XX  dies  poeniteat. 
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[P.  C.  c.  X  §.  5.] 
(ValiceÜ.  c.  3L  Mers.  c.  89.) 
Mulieres  menstruo  tempore  non  intrent  in  ecelesiam  neqae  com- 
muDicent;  neqae  sanctimoniale ;  quod  si  praesampserit,  III  ebdoma- 
das  poeniteat. 

[P.  C.  c.  III.  §.  1  et  2.    Judicium  canonicum.] 
(Yalicell.  c.  X.  Mers.  c.  18.  Corpus  jur.  can.   c.  3.  X,  de  his,  qui 

filios  occiderunt.  (V.  10^). 
Si  quis  infantem  suum  oppresserit,  III  annos  poeniteat  et  si 
nolens  HI  quadragesimas  poeniteat. 

Si  quae  raulier  postquam  concepit,  occidit  filium  suum  in  utero 
ante  XL  dies,  annum  I  peniteat ,  si  post  quadraginta  ut  homicids 
judicetur. 

[P.  C,  c.  IV.] 
(Valicell.  c,  9.  Mers.  c,  61.) 
Cum  parvulus  per  negligentiam  sine  baptismo   mortuos  fuerit, 
III  annos  poeniteat. 

[P.  C.  c.  III.  §.  1.    Judicium  canonicum.] 
(Valicell.  c.  29.  Mers.  c.  33.  Concil.  Ancyr.  can,  21 2). 
Mulieres,  qui  pärtus  suos  necant  et  illae,  ^uae  agunt,  ut  uter« 
copceptus  excutiant,  antiqui  patres  constituerunt  usqne  ad  exitom 
vitae,  nunc  vero  humanius  definitum  est,  X  annos  peniteant,  III  ei 
bis  in  pane  et  aqua. 

^  (Conc.  Neocaesariense  can.  2.) 
Si  3)  quae  mulier  duobus  fratribus  nupserit,  abjicienda  est,  usqne 
ad  eiitum  mortis,  sed  propter  humanitatem  in  extremis  suis  commn- 
nio  eam  reconciliat.  Ita  autem,  ut  si  forte  sanitatem  ceperit  mi- 
trimonio  soluto  ad  poenitentiam  admittatur;  quod  si  defuncta  Aierit 
mulier  hujusmodi  consortio  alligata,  difScilis  erit  poenitentia  re- 
manenti. 

[P.  C.  c.  XVL  §.  4.] 
(Valicell.  c.  92.  Mers.  c.  99.  Qreg.  c.  117.) 
.  Si  quae  mulier  filium  suum  aut  filiam  suam  supra  tectom  aot 
in  fornacem  aut  supra  puteum  tel  ad  parietem  aut   ubicanqae  fro 
sanitate  transposuerit,  V  annos  peniteat. 


1)  Sjrnode  von  Leryda  a.  524  od.  546.  can.  2.  Hefele,  1.  c  H.  p.  ©5. 

2)  Pitra,  1.  c.  tom  I.  p.  447;  Hefele,  1.  c.  I.  p.  208  in  fast  wOrtBd»« 
Ueberdnatimmong. 

3)  PUra,  1.  c.  t.  I.  p.  451.;  Hefele,  1.  c.  Lp.  212;   P.  C.  c  VIII    f^ 
3.  Zachar.  P.  ep.  ad  Pipin.  beruft  sich  auf  diesen  Canon. 
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[P.  G.  c.  XVII.    Jadicium  canonicam.] 
(Valicell.  c.  113.  Mers.  c.  27.  Rom.  VI.  5.) 
8i  qois  ad  arborem  ^)  ant  ad  fontem  aut  nbicanque  excepto  in 
ecclesia  votum  voverit,  annnm  I  peniteat,  quia  sacrUegium  est. 

[P.  C.  c.  I.  §.  2.] 
(Theod.  I.  14.  §.  25.  Mers.  c.  162.) 
Si  quae  mater  filium  suum  occiderit,  XV  annos  poeniteat. 

[P.  a  c.  xvin.] 

(Valicell.  c.  88.  Mers.  a  c.  32.  Rom.  Vi.  3.) 
Si  quis  in  Kalendis  Janoariis  cum  cenrulo  aut  vecola')  yadit, 
III  annos  peniteat  quia  hoc  demoninm  est. 

[P.  C.  c.  XXIII.  §.  2.]    . 
(Valicell.  c.  90.  Mers.  c.  103.) 
Si  qnae  mulier  sanguinem  yiri  sui  pro  remedio  gnstaverit  in 
annos  peniteat ;  si  quae  semen  viri  sui  in  dbum  misoet,  ut  inde  plus 
ametur,  III  annos  poeniteat. 

[P.  C.  c.  X.  §.  1.] 
(Mers.  c.  95.  Valicell.  c.  25.) 
Si  quae  mulier  cum  se  ipsa  coitum  habuerit ,  annum  I  peni- 
teat ;  si  quae  mulier  cum  muliere  fomicaverit,  III  annos  peniteat. 

(Theod.  I.  14.  §.  14.) 
(BasUius  ep.  III  ad  Amphil.  c.  76.) 
Mulier  adultera  HI  annos  poeniteat. 

[p.  c.  c.  xxm.  §.  2.) 

Si  quis  sanguinem  aut  semen  bibit,  III  annos  poeniteat. 
Item  Capüa,  quae  dicenda  sunt  ad  viras  seu  ad  midieres. 

[P.  C.  c.  IX.  §.  2.] 
(Cumm.  m.  18.  Bigot.  H.  9.  §.  1-3.) 
Si  quis  in  matrimonio  est,  quadragesimis  temporibus  et  domi- 
nicis  et  festivitatibus  continens  debet  esse  III  dies  ante  communio- 
nem  et  qui  praesumpserit  et  hoc  egerit,  XL  dies  peniteat. 

[P.  C.  c.  XI.  §.  2.] 
(Theod.  I.  14,  5.  JÖreg.  c.  63.  Valicell.  c.  112.  Mers.  c.  139.) 
Si  quis  vir  aut  mulier  habens  votum  virginitatis  et  postea  ad- 
jangr^tur  uxori,  III  annos  poeniteat  et  non  separetur,  quia  sicut  stulta 
vert>a  vota  frangenda  sunt  importabilia. 

1)  Auf  der  ßykiode  lu  Paderborn  im  Jahre  785  can.  21.  wird  !tir  dieses 
Ver^r^hen  eine  Strafe  von  60,  30  oder  15  Solidi  bestinunt.  Hefele,  1.  c.  III. 
p.   594. 

2)  Yergl.  Dn  Gange  Gloss.  s.  tt.  vetula,  cerrnla. 

Gegen  diesen  Aberglauben  kämpfen  noch  die  Synoden  zn  Tours  a.  567 
ind   Anzerre  a.  578. 

17* 
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[P.  C.  e.  i.    Judiciam  canoniconi.}* 
(V^lioell.  c.  66.  Mers.  c.  19.  Ps,-Roiiu  Vir.  1.) 
Si  quis  quodlibet  niembrum  voluntarie  sibi  abseiderit ,  in  ao- 
1108  poeniteat. 

[F.  G.  c.  XVI.  §.  1.    Judiciam  cauonicam.] 
(Valicell.  c.  84,  113,  86,  87.    Mers.  c.  9,  26,  22,  23.   Ps.-Böni.  V. 

1.,  VI.  4  6*  1.) 
Si  qais  pro  maleficio  suo  aliquem  perdiderit,  VII  annos  poeai- 
teat,  III  in  pane  et  aqua ;  si  quis  sortes  quas  contra  rationes  sancto- 
rum  vocant  vel  alia  sorte  pro  quaiicanqne  ingenio  sortitos  faerit,  III 
annos  poeniteat,  I  in  pane  et  aqua. 

Si  quis  ariolos  aut  aruspices,  qni  augurari  solent  aut  per  avH 
aut  quocunque  ingenio  augurant,  III  annos  poeniteant. 

Si  quis  ariolando  aliquas  divinationes  fecerit,  quia  hoc  demu- 
nium  est,  V  annos  peniteat. 

[P.  C.  c.  X Villi.    Judicium  canonicum,] 
(Valicell.  jß.  80.  Mers.  c.  34.  P8..Rom.  VI.  6.) 
Si  quis  mathematicus  fuerit  aut   per  invocationem  daemous 
mentes  tulerit,  V  annos  peniteat. 

[P.  C.  c'  XXV.] 
(Cumm.  XI.  8.) 
Si  quis  blasphemat  quanto  tempore  per  hoc  impenitens  riu- 
serit,  tanto  poeniteat  in  pane  et  aqua. 

Si  quis  patri  aut  matii  injuriam  fecerit,  VII  menses  poeniteat 

[P.  C.  c.  XIII.    Judicium  canonicum.] 
Si  quis  patrem  aut  matrem  expulerit,  ut  impius  et  sacrikgn^ 
judicetur. 

De  fraude. 

[P.  G.  c.  XU.  §.  1.  et  2.    Judicium  canonicum.] 
(Valicell.  c.  59,   64,  63.  Mers.  c.  7,  15,  38.  Rom.  IV.   1.  et  3.; 

VU.  6.) 
Si  quis  furtum  capitale  aut  casas  fregerit  aut  de  ministerio  tc- 
clesiae  furaverit,  VII  annos  peniteat. 

Si  quis  sepulcmm  viola^erit,  V  annos  peniteat. 

Si  quis  domum  aut  aream  igne  cremaverit,  III  annos  peniteat. 

Si  quis  furaverit  caballum  aut  alia  pecolia,  11  annos  poenitnt 

[P.  C.  c.  XIII.    Judicium  canonicum.] 
(Valicell.  c.  63.  Mers.  c.  37.  Ps..Bom.  VII.  5.) 
Si  quis  hominem  vendiderit  et   eum   in  capUvitatem  doierit 
V  annos  poeniteat. 
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(VaUcell.  a  62.  Mers.  c.  21.  Ps.-Rom.  VII.  4.) 

Si  quis  pro  potestate  aat   qnolibet   ingenio   res   alienas   malo 

ordine  talerit  vel  invaserlt,  YII  aunos  poeniteat,  III  ex  bis  ita^  pane 

et  aqua. 

De  mundis  et  immundis  aninjalibus,  quae  non  licet  coroedore. 

(Valicell.  c.  96.  Mers.  c.  143.  Grog.  c.  139.  Theod.  II.  XL  9. 

Cnmin.  I.  28.) 
Animalia  coitu   hominis   (pollata)   occidenda  sunt  et  canibus 
projiciendom  quod  genuerint,  et  coms  ejus  in  usam  assamatur ,  sed 
ubi  dubiam  est,  non  occidatur,  si  non  est  probatom. 

[P.  C.  c.  XXIII.  §.  1.    Judicium  canonicum.] 
(Valicell  c.  96.  Mera.  c.  150.) 
Si  vero  porci  cadavera  mortuorum  comederunt ,  comedi  porci 
prohibentur  usque  dum  macerentur  et  post  circulum  amii  manda-» 
centur. 

Animalia,  quae  a  feris  et  canibus  consumunttir,  non  sunt 
comedenda,  nisi  forte  adhuc  riva  auferantur;  si  qots  maüdu^ayerit, 
XL  dies  poeniteat. 

(Valicell  c.  98.  Mers.  c.  119.) 
Aves  et  animalia  c6tera  si  in  retibns  sb'angulaverint,  non  sunt 
comedenda;  Pisces  licet  comedere,  quia  alterius  natui'ae  sunt. 
(Cumm.  I.  24.  Theod.  2.  XL  5.  Greg.  c.  145.) 
Lepores  licet  conöedere  et  bonum  est  pro  dysent^ria. 

(Cumm.  I.  85.  Theod.  L  14.  §.  16.  Greg.  c.  190.) 
Si  quis  sanguinem  qualemcunque  comederit,  XL  dies  poeniteat. 
De  bis,  qni  postquam  se  Deo  vorerunt,  ad  seciilum  revertuntut. 
[P.  C.  c.  XL    Judicium  canonicum.] 
Valicell  c.  114.    Mers.  c.  28.    Born.  IL  7.    Concil  Nicaen.  c.  12. 

Synod.  Agathan.^)  c.  9.) 
Si  quis  presbyter  aut  monachus  postquam  seoundo  voverit  ad 
«culsure  habitum  reversus  fuerit  et  uxorem  duxerit,  X  annos  poeni^ 
eat,  III  ex  bis  in  pane  et  aqua  et  nunquam  postea  in  conjugio  co- 
)alentiir;  quod  si  noluerint,  sancta  synodus  vel  sedes  Apostoiiea  se- 
parat eos  a  communione  et  a  communione  catholicorum. 

Sirailiter  postquam  secundo  Toverit  et  mulier,  si  tale  scelus 
ommiserit,  pari  sententiae  subjacebit. 

[P.  C.  c.  xxnL  §.  2.] 
(Cumm.  I.  34.) 
Catechumenis  non  est  licitum  com  cbristianis  comedere. 


1)  Geh.  im  Jahre  506.    lieber  die  ordinatio  Innocentii  und  die  Verord- 
angen  des  Siridas  rergl.  Hefele,  1.  c.  IL  p*  684. 
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Non  lioet  in  ecdesia  comedere  nim   cum  sacerdoUbtis  et  qm 
presnimpserit,  in  ebdomadas  poeniteai 

Qui  mandncat  et  postea  commanicat,  YII  dies  peniteat. 

[P.  C.  c.  xxxni.] 

(YalicelL  6.  108.  Mers.  c.  92.  Synod.  Gangrens.  c.  9.  Gratiaa  c.  7. 

Dist.  XXX.) 
Si  quis  in  dominica  die  jejana?erit,  ebdomadam  I  poemteat; 
si  iteraverit,  XX  dies  poeniteat. 

[P.  G.  c  XXXIV.    Judicinm  canonicnm  Cammeani] 
(Theod.-L  XII.  1.  Cnmm.  XIV.  4.  Greg.  c.  59.) 
Omni  die  d<Hnimca  debent  Christiani  in  ecolesiam  intrare  et 
communionem  soscipere«  quia  GrecisiDe  intermissione  omni  die  oom- 
mnnicaDt;  et  qui  tertia  dominica  fecerit  et  non   snsceperit  corpos 
Domini  in  se,  excommutiicetur,  sicnt  docent  cwones. 

Si  quis  officium  sunm  neglexerit,  id  est  Matutinum  et  I  rt  m 

et  VI  et  VUII  et  Vesperam  non  expleverit  Episcopus  XL  dies  peoi- 

'  teat ,  PreBbyter  XXX ,  Monachus  vel  diaconns  XX ,  Clericus  XV  et 

laicus ,  qui  seit  non  perdat  horam  suam,  quia  Dominus  Noster  ans 

usuris  exigere  debet  talentum,  quod  accepimus. 

[P.  C.  c.  XXVI.  §.  1.] 
(Theod.  1.  V.  14.  Greg.  c.  45.  Vallcell.  c.  78.  Mers.  c.  130.) 
Si  quis  de  fide  vera  discesserit  et  postea  reversus  faerit  a 
toto  corde ,   III  annos  peniteat  extra  Ecclesiam  et  II  extra  cm 
munionem. 

[P.  C.  c.  XXXII.] 
(Theod.  I.  V.  5  et  6.,  X.  I.  Gumm.  XL  19  et  24.  Greg.  c.  31  et 

26  et  27.) 
Si  quis  ab  haereticis  ordinatus  fuerit,  iterum  debet  ordinaii 
Si  quis  ab  haereticis  baptizatus  fuerit ,   qui  recte  trioitetesi 
non  credunt,  iterum  debet  baptizari.    Quis  baptizatus  ignorans  doi 
indiget  pro  eo  poenitentiam. 

Si  quis  baptizatus  fuerit  a  presbytero  non  recte  baptiiante. 
iterum  debet  baptizari. 

[P.  C.  c.  XXXIV.  §.  3.] 
(Theod.  2.  IL  10.  Gumm.  XIV.  3.  Greg,  c  17.) 
Sacrificium  non  est  accipiendum  de  manu  sacerdotis,  qii  era* 
tiones  vel  cetera  secundnm  ritum  implere  non  potest. 

[P.  C,  c.  XXVL  §.  1.] 
(Theod.  1.  V.  13.  Gumm.  XI.  30.  Greg.  c.  53.) 
Si  quis  autem  pro  mortuo  haeretico  missas  ordinarerit  et  p^ 
religione  reliquias  ibidem  tennerit,   qui  multum  jejunat  et 
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differentiam  catholicae  fidei  et  postea  intellezerit,  reliquias  igne  cre- 
mare  debet  et  anniim  I  poeniteat;  si  aatem  seit  et  negligit  poenit. 
majufi  X  annos  poenitentiae. 

[P.  C.  c.  XXVI.  §.  1  ] 

(I.  Theod.  V.  12.  Greg.  c.  53.  Cumm.  XI.  30.  Mers.  c.  168.) 

Si  qnis  presbyter   missas  celebraverit  et  nomina   mortuorum 

nominaverit .   heretio08  cam  catholicis  et  postea  iiltellexerit  et  non 

eos  separaverit ,   non  est  acceptabile   sacrificium  Domino;   quod  si 

alia  vice  contigerit,  I  annum  poeniteat. 

Si  quis  dederit  ant  acceperit  commanionem  de  manu  heretica 
et  nescit,  quod  catholica  Ecclesia  contradicit  et  postea  intellexerit, 
annum  I  peniteat;  si  seit  et  nepfligit  X  annos  peniteat. 

[F.  C.  c.  XXXIV.  §.  1.    Judicium  canonicum  Gummeani^] 
(Valicell.  c.  125,  126,  121,  124.  Mers.  c.  82,  83,  78,  80.  P8..Rom. 

X.  8  et  9  et  7  et  1.) 
Si  quis  neglexerit  presbyter  et  de  sacnficio  suo  perdiderit  et 
inventum  non  fuerit  locus,  in  quo  ceciderit,  scopetur  et  comburetur 
igni  et  cinis  sub  altare  abscondatur  et  I  annum  peniteat  et  si  inven- 
tum fuerit,  XL  dies  peniteat  et  locus  lavetur ;  si  vero  de  calice  stil- 
laverit  in  terram,  lambetur  lingua  et  si  non  potest  desuper  igne  ac- 
cendatur  et  Vn  dies  peniteat.  Si  super  altare  stillaverit,  linteamiua 
quae  tetigerit ,  abluantur  per  III  vices ,  calicem  subterpositum  et 
aqnam  ablutione  sumat.  Qui  non  bene  custodierit  sacrificium  et 
musca  comederet  ex  eo,  XL  dies  peniteat. 

Qui  negligentiam  erga  sacrificium  fecerit  et  casu  vermibus  con* 
sumitor  et  ad  nihilum  devenerit,  ni  quadrageaimas  peniteat. 

(Theod.  2.  L  2.  Cumm.  XIV.  11.) 
Ad  presbyterum  missas  celebrare  IL  conceditur. 

(Theod.  1.  XIL  6.  Cumm.  XIV.  6.  Beda  VII.  10.) 
Omne  sacrificium  sordida  vetustate  consumptum  igne  est  com- 
burendum. 

[P.  C.  c.  XXXV.  §.  3.] 
(Theod.  1.  VIIL  5.  Greg.  c.  37.  ValiceU.  c.  128*  Mers.  c.  116.) 
Si  quis  presbyter  poenitentiam  morientibus  abnegaverit,  reus 
erit  animarum,  quia  Dominus  dixit  in  evangelio,  quocunque  die  con- 
versus  peccator  fuerit,  vita  vivat  et  non  morietur.  Vera  enim  con- 
fessio  in  ultimo  tempore  potest  esse ,  quia  Dominus  non  solum  tem- 
poris  sed  cordis  inspQctor  est;  sicut  latro  in  hora  confessionis  unius 
monienti  meruit  esse  in  paradiso. 


1)  Weder  der  Wortlaut  noch  die  Busszeit  stimmt  mitCnmmean  übereis« 
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(Bnrchaxdi  Correct  c,  243.) 
Si  qnis  penitentiam  petierit  et  anteqiiaiii  sacerdos  venerit,  fiierit 
ab  officio  linguae  privatus,  constitatam  est,  ut  si  donec  testimomi 
hoc  dixerint  et  ipse  per  motns  aliquos  satisfacit,  sacerdos  impleat 
omnia  circa  poenitentiam,  ut  mos  est,  et  oret  pro  eo. 

(Barch.  Corr.  c.  244.) 
Si  qnis  sacerdos  palam  fecerit  et  secretam  poenitentiae  Qsar- 
paverit  et  qoaevis  homo  intellexerit  et  dedaratam  faerit,  qnod  c&- 
lare  debaerat,  ab  omni  honore  suo  in  canctum  popolam  deponatnr 
et  diebos  vitae  snae  peregrinando  finiat. 

(Ps.-Eom.  Prolog.*).  Valicell.  Prolog. «). 
Si  antem  venerint  ad  vos  servi  vel  ancillae ,  non  eos  graTetis 
qnomodo  doiliinos  snos ,  qoia  servi  non  sunt  in  sna  potestate ,  qno- 
modo  dominus  ejus;  tamen  medietatem  poenitentiae  eis  imponite. 

Hiermit  beginnt  der  Zusatz. 

(Valicell.  c.  19.  Mers.  c.  43.) 
Si  quis  fornicaverit  cum  vidua  patris  sui  vel  barbani  sui  ant 
germana  cognata  vel  filiastra  sua,  X  «nnos  poeniteat  peregrinando, 
in  ex  his  in  pane  et  aqua;  et  si  cum  luore  proximi  sui,  Y  annis 
poeniteat. 

[P.  C.  c.  IV.] 
(Valicell.  c.  9.  Mers.  c.  61.) 
Oujus  parvulus  per  negligentiam  mortuus  fuerit  sine  baptismo, 
III  annis  poeniteat. 

(Valicell.  c.  40.  Mers.  c.  115.) 
Si  quae  mulier  ab  hoste  rapta  infantem  invito  projicit,  m  eb- 
domadibus  poeniteat. 

[p.  c.  c.  xxm.  §.  2.] 

(Valicell.  c.  90.  Mers.  c.  103.)- 
Si  quae  mulier  maleficio  aliquo  in  cibum  miscet  viri  sui ,  ut 
inde  plus  ametur,  annis  ni  poeniteat. 

[P.  G.  c.  XVI.  §.  1.    Judicium  canonicum.] 

(Valicell.  c.  84.  Mers.  c.  9.) 

Si ')  quis  maleficio  aliquem  perdiderit,  annis  VII  poeniteat  ifl 

pane  et  aqua  et  si  neminem  perdiderit  et  per  amorem  fuerit  bene- 

ficus,  si  quis  presbyter  est,  VII  annis  poeniteat  in  pane  et  aqua,  si 

Diaconus  VI,  si  subdiaconus  V,  si  clericus  est  in ,  si  laicns  est  IIL 


1)  Wasaerschleben,  1.  c.  p.  863. 

2)  Archiv,  83.  Bd.  1.  Heft. 

3)  Wiederholt.    Siehe  oben. 
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(VaUceU.  c.  38.  Mers.  c.  124.) 
Si  qiiis  nxorem  dimiserit  et  aoeeperit  aliam  cum  cbristianis 
Don  mandncet  et  VII  annis  poeniteat. 

(Mers.  L  c.  31.   Poenit.  Born.  Augost.  i)  tit.  IV.  c.  13.   Ex  poeni- 

teatiali  Born.) 
Si  qnis  patri  aut  matri  i^juriam  fecerit,  VII  annis  poeniteat. 

(Valioell.  c.  ^4.  Mers.  c.  25.) 
Si  qois  cnpidus  aat  ayams,  snperbus  aut  invidens  ftaerit ,  an- 
nam  I  poeniteat. 

(Valicell.  c.  58.  Mers.  c.  55.  Ps.-Bom.  IV.  §.  1.) 
Si  quis  furtum  fecerit  de  dbo,  XL  dies  poeniteat. 

[P.  C.  a  n.  §.  -2.] 
(Valicell.  c.  70.  Mers.  c.  65.) 
Si  quis  per  rixan»  ietu  deformat  hominem ,  reddat  impensas 
medicis  et  maculae  pretium  et  opus  ejus  donec  sanetur  restituat  et 
medium  annum  poeniteat  et^si  non  habet,  unde  restituat,  anuum  in- 
tegrum poeniteat. 

[P.  C.  c.  XXVI.  §.  1.] 
(Valicell.  c.  78.  Mers.  c.  130.) 
Si^)  quis  a  fide  domini- discesserit  sine  nlla  neoessitate  et  po- 
stea  conversus  fuerit,  X  annis  poeniteat,  III  ex  bis  in  paue  et  aqua 
et  extra  ecclesiam. 

(Ps.  Theod.  c.  27.  Concil.  Ancyran.  c.  IV  •^). 
Si  qnis  comprehensus  est  a  paganis  vel  a  domesticis  traditus, 
si  aliqaid  pcdlnti  in  cibum  sumpserunt,  XL  diebus  se  procIamaTemnt 
christianos  esse  et  violenter  sumpserunt,  a  communionis  gratia  non 
separentnr ;  si  vero  non  luctaverunt,  VII  annis  poeniteat  III  in  pane 
et  aqua. 

[P.  C.  c.  xxxm.] 

(Valicell.  c.  108.  Mers.  c.  92.  Greg.  c.  57  et  58.) 
Si  quis  in  die  dominica  per  negligentiam  jejunaverit  aut  operam 
fecerit  aut  pro  decore  sni  vultus   se  valneaverit,  Vit  dies  poeniteat, 
si  iteraverit  VI  dies  poeniteat,  si  damnatione  hoc  fecerit  diei  domi- 
nici  abominetur  abo  ecclesia  ut  judeus. 

(Valicell.  c.  71.  Mers.  c.  66.) 
Maledicus  per  iram  VII  dies  poeniteat  et  satisfaciat  fratri  suo 
de  corde. 


1)  Opp.  ed.  Lncae  17,  67  t.  HI.  p.  257. 

2)  Wiederholt.    Siehe  oben. 
d)  Hefele,  1.  c.  t.  I.  p.  194. 
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[?.  C.  c.  IX.  §.  2.) 
(Theod.  2.  XIL  1—3.  Cumm.  Uf.  18.  Greg.  c.  80  et  181.) 

Vir  abstinere  se  debet  ab  uxoro  sua  gaadragesima  ante  pascha 
et  I  ebdomada  poet  pascha.  Unde  Apostolas  äit,  ntvaoetis  oratiool 
et  unam  hebdomadam  post  pentecosten  pro  reverentia  soIemDitatis 
regenerationisqae*  Et  ante  communionem  diebns  III  et  pestea  si- 
militer  et  diebns  dominicis  seu  in  solemnitatibus  sanctoram  et  Uli 
et  VI.  feria  et  sabbato  tempore  jejanii  et  menstrao  tempore  et  tri- 
bns  mensibos  antequam  pariat  et  post  partam  dies  XL,  quod  si 
presnmpserit,  XL  dies  peniteat. 

(Mers,  c.  96.  Cumm.  IH.  15.) 

Si  quis  immundus  in  ecolesiam  introierit,  hebdomadas  III  poe- 
niteat. 

[P.  C.  c.  XVI.    Jodiciom  canooicom.] 
(üonc.  Ancyran«  can.  24^). 

Si  quis  divinos  et  sortilegos  in  domam  saaro  intradaxerit, 
quasi  ut  maluni  foras  mittant  vel  maleficia  inveniat,  V  annis  poe- 
niteat. 

(Synod.  lUiberitan.  (Elvira  a.  805)  can.  78.) 

Si  quis  fidelis  cum  jndea  vel  gentili  fuerit  mechatus,  V  annis 
poeniteat')  a  communione  arceatur,  si  alias  eum  detexerit,  et  acU 
legitima  poenitentia  post  quinquennium  poterit  dominicae  sociari. 
(communioni.) 

Post  Judicium  dicendi  sunt  bis  verbis  .  .  Ego  dixi  etc. 

Sequitur  Psalm:  Exaltabo  .  .  .  Orationes:  Domine  Dem  etc. 
Dens  jostorum  etc.    Precor  Domine  etc. 

Deiode  prostratus  poenitens  petat  veniam  et  tone  incq^it  baue 
orationem:  Misereatur  etc.;  Suscipiat  etc.;  Benedicant  etc.;  Be&e- 
dicat  etc. ;  Benedicat  te  etc. ;  Vade  .  .  etc. ;  Intercedente  etc. ;  Ma- 
jestatem  etc.    Dominus  Jesus  etc. 

nie  te  etc. ;  Benedicat  te  etc. ;  Benedicat  te  etc. ;  Benedicat  etc.; 
Benedicat  etc.;  Benedicat  etc.;  Benedictio  etc. 

1)  Hefele,  1.  c.  I.  p.  209. 

2)  Can.  78.  der  Synode  von  Elvira  lautet:  »Si  qois  fidelis  babens  uo- 
rem,  cum  Jndaea  vel  gentUi  fuerit  moechatns,  a  commonione  arceatHr :  qnod  si 
alias  eom  detexerit  post  quinquennium  acta  legitima  poenitentia  potent  dood- 
nicae;  sodari  communioni.  Mendoia  bei  Mansi  t.  II.  p.  888  vennuthet,  da« 
bei  arceatur  an  einem  Zeitraum  von  8  Jahren  zu  denken  sei.  Die  Bedenken, 
welche  Hefele  hingegen  äussert ,  finden  eine  BegrQndun^  in  vorliegender  Brns- 
bestimmung,  welche  auf  eine  fünfjährige  Zeitdauer  hinweist  und  dadurdi  mit 
Canon  69  und  72  derselben  Synode  von  Elvira  harmoniit.  YergL  Hffelf^ 
1.  c.  I.  p.  160. 
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XIV. 
Das  Eigenthum  am  katholischen  Kirohengirte. 

Von  Domcapitular,  Professor  Dr.  Hirschel  zu  Mainz. 
(Vergl.  Archiv  Bd.  34.  S.  32—89.) 

III.  Das  Kirohengut  nach  dem  canonischen  Rechte. 
§.  14.    Die  Quellen;  Gott  als  Eigenthümer. 

Nachdem  nun  die  Bechtspersönlichkeit  der  katholischen  Kirche 
und  die  damit  zusammenhängenden  Fragen  nach  den  allgemeinen 
Orundsätzen  besprochen  worden,  soll  im  Folgenden  untersucht  und 
festgestellt  werden ,  was  das  canonische  Recht  über  das  Eigenthum 
am  Eirchengute  und  über  den  Träger  und  Inhaber  dieses  Eigen- 
thumes  festsetzte. 

Die  Frage  über  das  Eigenthum  am  Kirchenverrodgen  lässt 
sich  mit  Sicherheit  nur  aus  den  gesetzlichen  Bestimmungen  beant- 
worten. Diese  müssen  aber  mit  der  möglichsten  Genauigkeit  nach 
ihrem  ursprünglichen,  eigentlichen  Sinne  festgestellt  und  dann  dio 
daraus  mit  Nothwendigkeit  sich  ergebenden  Folgerungen  gezogen 
werden.  Im  Eirchenrechte  selbst  werden  Verschiedene  als  Eigen- 
tbümer  des  Eirchengutes  bezeichnet ;  dem  Begriffe  des  Eigenthumes 
zufolge  kann  aber  doch  nur  Einer  dieser  mehreren  Eigentbümer  ein 
solcher  im  eigentlichen  und  wahren  Sinne  sein.  Im  Allgemeinen 
kann  und  darf  aber  nicht  angenommen  werden,  dass  gesetzliche  Aus- 
sprüche, namentlich  wenn  sie  in  einer  und  derselben  Gesetzessamm- 
lung ,  oftmals  und  gar  noch  von  dem  nämlichen  Gesetzgeber  ge- 
braucht werden ,  sich  widersprechen ,  vieknehr  muss  ein  Ausgleich 
dieser  angeblich  entgegengesetzten  Bestimmungen  vorausgesetzt  und 
versucht  werden  ^).  Daher  ist  von  vornherein  festzuhalten ,  dass'  das 
canonische  Recht,  wenn  es  Verschiedene  als  Eigentbümer  des  Eir- 
chenvermögens  aufführt,  doch  nur  Einen  als  den  wahren  und  wirk- 
lichen Eigentbümer  im  eigentliclien  und  strengen  Sinne  des  Wortes 
gemeint  haben  kann;  dass  es  aber  auch  Grund  hatte,  neben  diesem 
wirklichen  Eigentbümer  noch  Andere  als  solche  zu  bezeichnen. 
Denn  das  Gesetz  muss  vor  Allem  vernünftig  sein   und  darf  daher 


1)  Cum  expediat,  concordare  jnra  juribns  et   eorum  correctiones  (si  sa- 
stineri  valeant)  evitari  etc.  c.  29.  VI.  1,  6.  de  elect. 
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dem  ursprünglichen  und  richtigen  Begriffe  der  Dinge  nicht  wider- 
sprechen'); ebenso  soll  dasselbe  auch  nichts  üeberflüssiges  and 
Zweideatigea  enthalten  und  dadurch  üngewissheit  und  Missverständ- 
niss  herbeif&hren^).  In  der  letzten  Beziehung  ist  desshalb  anzn- 
nehmen,  dass  das  Gesetz  dadurch,  dass  es  als  Eigenthümer  des  Eir- 
chengutes  Mehrere  bezeichnete,  dhmit  iallerdings  auch  verscfaiedene 
Beziehungen  dieser  Mehreren  zu  dem  Eigenthume  und  zum  wahren* 
und  wirklichen  Eigenthümer  aufstellen  wollte,  ohne  darum  den  letz- 
tern aus  seiner  Stellung  zu  verdrängen. 

In  den  Quellen  findet  sich  kein  ausdrücHicher  Ausspruch,  wer 
als  der  wirkliche  Eigenthümer  des  Eirchenvermögens  zu  betrachten 
sei;  sondern  es  kommen  nur  gelegentliche  Bemerkungen  bezüglich 
des  Eigenthümers  des  kirchlichen  Gutes  vor.  Daher  ist  man  we- 
sentlich darauf  angewiesen,  zu  untersuchen,  ob  die  Bezeichnung  des 
Einen  als  Eigenthümers  nicht  schon  an  sich  die  Annahme  eines  An- 
dern als  wahren  Eigenthümers  ausschliesse ,  wenn  auch  der  letztere 
in  den  Quellen  als  Eigenthümer  genannt  wird ;  ferner  ob  nicht  der 
als  Eigenthümer  Bezeichnete  dennoch  an  anderen  Orten  wieder  be- 
stimmt als  Nichteigenthümer  dargestellt  wird  und  endlich  ist  beson- 
ders darauf'  zu  achten ,  wem  der  Verschiedenen ,  welche  als  Eigen- 
thümer aufgeführt  werden,  durch  die  Gesetze  selbst  diejenigen  Be- 
fugnisse hinsichtlich  des  Kirchenvermögens  beigelegt  werden,  welche 
wesentlich  den  Begriff  des  Eigenthümers  bilden.  Nur  auf  diesem 
Wege  wird  man  zu  einem  sichern  und  richtigen  Ergebnisse  ge- 
langen, indem  man  sich  aber  auch  von  vorgefassten  Meinungen, 
feststehenden  Ansichten  und  gewissen  A1)sichten  durchaus  fernhält. 

In  den  Quellen  wird  Gott  als  Eigenthümer  des  Eirchengntes 
angegeben;  dessen  Bestapdtheile  sind  dem  Herrn  geweiht  (c  3. 
Gaus.  1^  qu.  2.),  ihm  übergeben  (c.  5.  1.  c.) ,  Gott  zugewiesen  und 
gewidmet  (c.  22.  1.  c.) ;  sie  gehören  Christo  an  (c.  1  und  6.  1.  c); 
sind  sein  Hausvermögen  (Patrimonium  Christi  c.  16.  X.  3.  5.  de 
praeb.  c.  34.  VI.  1,  6.  de  elect.) ,  stehen  im  Eigenthume  Gottes  c. 
3.  cit. ,  Trident.  Sess.  25.,  c.  1.  de  Reform.  —  res  ecclesiasticas, 
quae  Dei  sunt  —  sind  Gott  gemachte  Widmungen  —  temporaliam 
bonorum  dedicatione  facta  Deo,  Congr.  SS.  Conc.  Interp.  in  causa 
Neposina  30.  Mart.  1867,  cf.  Causae  Selectae,  Batisbonae  1871 ,  p. 
198.    Diese  Auffassung  sowohl  als  auch  selbst  die  Ausdrücke  sind 

1)  Si  ratione  lex  constat,  lex  erit  omne  >jam ,  qaod  ratione  oonititerit. 
c.  5.  Diflt.  I. 

2)  Erit  autem  lex  .  .  .  nuuüfeeta  quoqae,  ne  aliqnid  per  obscuritiUm  ia 
captionem  obtineat,  1.  c. 
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aus  der  bl.  Schrift  entnommen.  Alles  nftmlich,  was  Gott  geopfert 
(Eiod.  29,  18.),  geheiligt  wird  (Niim.  18,  28.),  gehört  ihm  zum 
Eigenthame  (oblatio  est  Domino,  Exod.  1.  c.)  Dieselbe  Auffassung 
findet  sich  in  Actuum  c.  5,  3  ff. 

Petrus  hält  dem  Ananias  vor,  er  habe  den  hl.  Geist  belogen 
und  ihn  um  den  fär  den  kcket  erlösten  Werth  betrogen  (mentiri 
te  Spiritui  sancto  et  fraudare  de  pretio  agri) ,  er  habe  nicht  zum 
Nacbtheile  von  Menseben,  sondern  Gottes  gelogen  (dou  es  mentitus 
hominibus,  sed  Deo.)  Petrus  bezeichnet  also  CMt  als  Eigenth&mer 
des  für  das  verkaufte  Grundstück  erhaltenen  Preises. 

Demnach  ist  es  unrichtig,  wenn  Hübter  a.  a.  0.  S.  6  in  vor- 
liegender Beziehung  bemerkt:  »Der  Einfiuss,  den  die  Kirche  auf 
das  römische  Becht  geübt,  zeigt  sich  vornehmlich  im  Gebiete  des 
Yermögensrechts.  Mitten  in  die  Gewaltthfttigkeit  einer  rohen  Zeit 
hineingestellt,  musste  der  Klerus  auf  eine  Sicherung  seines  Erwerbs 
bedacht  sein.  Zu  diesem  Zwecke  wurde  der  Besitzschutz  neu  ge- 
staltet. Und  wo  die  actio  und  exceptio  spolii  nicht  hinreichte ,  da 
recurrirte  man  auf  eine  Lehre ,  welche  das  Eigenihum  des  Kirchen- 
gutes aus  der  menschlichen  Bechtssphftre  heraus  unmittelbar  in  die 
Region  des  Himmels  fibersetzte.c  Vorerst  hatte  die  Kirche  gerade 
in  der  in  Frage  stehenden  Angelegenheit  nicht  nöthig ,  auf  das  rö- 
mische Becht  Ei^vßusa  auszuüben.  Denn  dieses  schützte  schon  im 
ausgiebigsten  Masse  die  üen  Göttern  gewidmeten  und  geweihten 
Sachen.  (Gajus.  inst.  II.  5,  7,  9.,  fr.  6.  §.  3.,  fr.  9.,  Dig.  2.,  8  de 
divis.  rer.)  Auch  brauchte  der  Klerus,  zur  »Sicherung  seines  Er- 
werbest nicht  Gott  selbst  und  Christus  mit  dem  Kircheneigentbume 
in  unmittelbare  Verbindung  zu  bringen,  da  dieses  schon  durch  die 
hL  Schrift  ausdi-ficklich  geschehen  wat  und  in  dieser  Lehre,  wie 
überhaupt  in  allen  Stücken  das  canonische  Becht  aufs  Genaueste  und 
Getreueste  sich  an  das  Wort  Gottes  anschloss. 

Werden  aber  Gott,  der  Herr  und  Christus  als  die  wirklichen 
Eigenthümer  im  eigentlichen  Sinne  des  Wortes,  wie  solche  die  ein- 
zelnen Menschen  oder  die  moralischen  Personen  sind,  in  den  Quel- 
len betrachtet? 

In  c.  1.  Caus.  12,  qu.  2.  heisst  es:  »qui  Chris|j  pecunias  et  ec- 
clesiae  aufertc  und  werden  demnach  Christus  und  zugleich  die  Kirche 
als  Eigenthümer  bezeichnet,  Der  c.  3.  eod.  loc  sagt:  omne,  quod 
Domino  consecratur  .  .  .  Domino  erit  et  ad  jus  pertinebit  sacerdotum. 
Propter  quod  inexcusabilis  erit  omnis,  qui  a  Domino  et  ecclesia,  cui 
competunt,  aufert  ...  et  usque  ad  emendationem  ecciesiaeque  sa- 
tisfactionem  ut  sacrilegus  judicetur. 
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Auch  hier  sind  der  Herr  und  die  Kirehe  Eigenthmner.  Da 
aber  nur  EKn  Eigenthümer  im  eigentlichen  Sin&e  des  Wortes  denk- 
bar ist,  so  kann  als  der  wirkliche  Eigenthümer ,  wie  er  unter  den 
Menschen  und  sichtbar  auf  Erden  erscheint ,  auch  blos  die  Kirehe, 
welche  in  der  Welt  wahrnehmbar  dasteht  und  mit  ihr  in  unmittel- 
barem sichtbarem  Verkehre  sich  befindet,  gemeint  sein.  Dies  geht 
unwidersprechlich  auch  daraus  hervor,  dass  nach  dem  can.  c.  die 
Entschädigung  (satisfactio)  der  JSS^ehe  geleistet  wird,  weil  mit  die- 
ser der  wirkliche,  sichtbare  rechtliche  Verkehr,  also. die  Aufhebang 
des  Eingriffes  in  ihr  Eigenthum ,  geschehen  kann  und  geschieht 
Ebenso  sagt  c.  1.  Gaus.  12.,  qu.  3.  %  dass  Geistliche ,  welche  wäh- 
rend ihres  Amtes  aus  ihrem  Einkommen  Qrundstficke  erwarben,  an- 
gesehen werden  sollten ,  als  hätten  sie  sich  widerrechtlich  Gut  des 
Herrn  angeeignet ,  wenn  sie  dasselbe  nicht  auf  Aufforderung  der 
Kirche  zurückerstatteten.  Hier  wird  also  auch  das  den  Absiebten 
Gottes  gewidmete  Vermögen,  sobald  es  sich  um  den  mrHiehen  Be- 
sitz, um  das  Eigenthum  im  rechtlichen  und  gewöhnlichen  Sinne,  also 
um  das  irdische  thatsächliche  Verhältniss  handelt,  der  Kirche  zage- 
schrieben.  Dasselbe  spricht  c.  6.  eod.  1.  aus  und  gibt  auch  noch 
an,  in  welcher  Weise  das  Verhältniss ,  in  welchem  Gott  und  die 
Kirche  zu  dem  beiden  zugeschriebenen  Eigenthnme  stehen ,  au£ni- 
fassen  sei.  Die  angeführte  Stelle  sagt  nämlich ,  wer  Vater  oder 
Mutter  Etwas  wegnähme  und  behaupte,  es  sei  nicht  Sünde,  sei  eines 
Elternmördersgenosse;  unser  Vater  sei  ohne  Zweifel  Gott,  der  nnä 
erschaffen,  unsere  Mutter  aber  die  Kirche^  welche  in  der  Taufe  uns 
wiedergeboren  habe;  daher  sei,  wer  Christi  und  der  Kirche  Gelder 
raube,  wegnehme  oder  betrügerisch  an  sich  bringe ,  ein  Eltemmör- 
der^).  Chtt  und  die  Kirche  stehen  also,  wie  die  Ehegatten,  in  der 
innigsten,  sich  gegenseitig  durchdringenden ,  unauflöslichen  Verbin- 
dung, sie  bilden  Eine  ungetrennte  Gemeinschaft ;  was  dem  Einen  ge- 
hört, gehört  auch  dem  Andern;  das  Eigenthum*  GK>ttes  ist  daher 
auch  das  Eigenthum  der  Kirche  und  umgekehrt.  Wie  die  Mutter, 
welche  die  Kinder  gebärt,  nach  Aussen  hin  am  Entschiedensten  and 
Sichtbarsten  das   eheliche  Verhältniss   darstellt,   so  wird   die  Ter- 

1)  Placoit,  nt  episcopi,  presbyteri  et  diaeoni  vel  quicimqiie  deziei,  qai 
nihil  habentes  ordinantw,  et  tempore  episcopatns  vel  clericatos  sni  agros  fei 
quaecnnque  praedia  nomine  suo  comparant,  tanqnam  rerom  dominMcarum  var 
vasionis  crimine  teneantiur,  nisi  admoniti  eccUHae  eadem  ipaa  contnlerint. 

2)  Qiii  abstnlerit  aliquid  patri  vel  matri  dicitque  hoc  peccatnm  dm 
esse,  homicidae  particeps  est.  Pater  noster  sine  dubio  Dens  est,  qui  mm  am- 
Vit;  mater  vero  nostra  ecolesia,  quae  nos  in  baptismo  spirituaiiter  reg«DeiaTit 
Ergo  qui  Christi  pecunias  et  ecclesiae  rapit,  aufert  vel  fraadat,  homid^  e!»t 
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einignng  Chrisü  und  der  Kirche  doreh  letztere  auf  Erden  wabrnebm- 
bar  aasgedrackt  Ganz  in  gleicbem  Sinne  sagt  der  hl.  Angnstin  in 
c.  18.  \  12.,  q.  1.:  Diejenigen,  welcbe  Etwas  zu  Eigen  baben  wolK 
ten  und  denen  Oott  und  seine  Kirche  nicht  genügten,  wolle  er  zwar 
nicht  aus  der  Geistlichkeit  entfernen,  aber  auch  nicht  in  seiner  Ge- 
nossenschaft haben  ^).  Hier  werden  demnach  Gott  und  seine,  d.  h. 
die  von  ihm  gegrflndete,  erfAllte  und  regierte  Kirche,  gleicbmfissig 
als  die  Eigenthümer  des  Vermögens  bezeichnet.  Beide  deckeü  sich 
in  dieser  Beziehung  vollkommen.  Gott  ist  Eigenthflmer  des  Kirchen- 
gutes, weil  er  aber  in  der  Kirche  lebt,  wirkt  und  in  ihr  auf  dieser 
Erde  erscheint,  so  ist  jene  mit  Rücksicht  auf  die  zeitlichen,  Irdischen 
Verhältnisse  die  Eigenthfimerin ,  d.  h.  eine  solclie  im  eigentlichen 
und  gewöhnlichen,  rechtlichen  Sinne  des  Wortes.  Die  Kirche  gilt 
also  nicht  als  blosse  Si^verireierin^  Repräsentantin  Gottes,  sondern 
sie  ist  weit  mehr,  weil  in  ihr  Gott  wahrhaft  lebt  und  wirkt,  sie  ist 
die  Erscheinung  Gottes  nach  Aussen.  Die  Kirche  ist  der  Leib  Christi 
und  er  ihr  Haupt  (c.  un.  §.  5.  X.  1,  15.  de  sac.  unct.);  wie  die 
Seele,  welche  ihren  Sitz  besonders  im  Haupte  hat ,  in  dem  Körper 
wohnt,  ihn  belebt,  durch  ihn  wirkt  und  in  die  Aussenwelt  tritt,  so 
geschieht  es  bezüglich  Christi  und  der  Kirche. 

Diese  in  den  Quellen  für  das  Verhältniss  Ootte$  und  ChrisH 
zur  Kirche  gebrauchten  Bezeichnungen  und  Auffassungen  sind  aber 
insgesammt  wieder  der  hl.  Schrift  entnommen.  Die  Vereinigung 
Christi  mit  der  Kirche  wird  den  ehelichen  Verhältnissen  gleichge- 
stellt (Ephes.  5,  27.'^)  und  ebenso  in  Apocal.  21,  2.9)  und  in  der- 
selben Weise  die  Kirche  als  der  Leib  Christi  und  er  als  ihr  Haupt 
bezeichnet  Ephes.  1,  2SJ).  Diese  Stellen  aus  den  Rechtsquellen 
und  der  hl.  Schrift  können  aber  in  Wahrheit  eine  andere  als  die 
hier  gegebene  Deutung  nicht  erhalten. 

Der  Grund  aber ,  aus  welchem  Qoti  das  Eigenthum  an  dem 
Vermögen  der  Kirche  zugeschrieben  wird,  liegt  darin ,  dass  dasselbe 
der  Verfugung  Gottes ,  also  nicht  eines  Menschen ,  feierlich  und  in 
frommer  Gesinnung  gewidmet ,  geweiht  wird ,  dass  es  also  lediglich 
den  Absichten  und  Zwecken  Gottes,  nicht  aber  dem  Willen  der  Ge- 

1)  Qai  Tolant  habere  aliquid  proprium,  quibns  non  soffidt  Dens  in  ec- 
clesiA  Biui,  maneant  nbi  volunt  et  abi  possant,  non  eis  iinfero  clericatnm,  nolo 
habere  hypocritas. 

2)  TJt  exkiberet  ipse  sibi  gloriosam  Eoclesiam ,  non  habentem  roacalam 
»nt  rugam  ant  aliquid  hajusmodi. 

3)  Vidi  sanetam  ciyitatem,  Jerusalem  novam  descendentem  de  coelo  a 
X>eo,  paratam  sicut  sponsam,  ornatam  viro  auo, 

4)  Quae  (eoclesia)  est  corpus  ipsius  et  plenitudo  ejus. 


264      Hvrachel,    Das  Eigenikum  am  katholiachen  KirchengiUe. 

schöpfe,  nicht  blos  menschlichen  Einrichtongen ,  rein  irdischen  und 
zoitlichen  Bftcksichten  nnd  Verhältnisse  dienen  solle.  Daher  sagt 
c.  5.  C.  12.,  q.  2.,  dass  Grundstücke,  welche  dem  göttlichen  Dioiste 
überwiesen  worden  seien,  Einige  in  menschlichem  Nutzen  venreii- 
deten .  und  dem  Herrn,  dem  sie  übergeben  worden ,  entzögen ,  dtnit 
sie  ihnen  Nutzen  brächten,  es  dürfe  darum  die  Anmassung  solcher 
Grundstücke,  welche  zum  Dienste  der  himmlischen  Geheimnisse  be- 
stimmt seien,  nidit  geduldet  werden^).  Die  Absichten  und  Zwecke 
Gottes  werden  aber  auf  Erden  einzig  verwirklicht  durch  dieZirdk, 
seine  Braut,  seinen  Leib.  Wie  Braut  und  Brüutigam  im  eheUcben 
Bunde  nur  Eine  Person  sind  und  in  dieser  Beziehung  nur  Etueo 
Willen  haben  und  wie  der  Leib  das  nothwendige  Werkzeug  ist,  duidi 
welches  die  Seele  nach  Aussen  hin  thätig  ist  und  ihre  Zwecke  er- 
reicht; so  haben  Gott  und  die  Kirche  bezüglich  der  hinmiliscbeo 
Geheimnisse,  bezüglidi  der  Gründung  und  Verbreitung  des  göttUckeii 
Beiches  auf  Erden  und  bezüglich  der  Erweckung  eines  öbernatö^ 
liehen  Lebens  in  den  Menschen  nur  Einen  und  denselben  Wilks 
und  bedient  sich  Gott  zur  Verwirklichung  aller  seiner  BatiischUge 
hinsichtlich  der  Erlösung  und  Beseligung  des  Men8eheng^ 
schlechtes  ordnungsmüssig  keines  anderen  Mittels  als  einzig  d^  toi 
ihm  gestifteten  und  durch  ihn  belebten  Kirche.  Desshalb  sagea 
auch  wieder  die  Quellen,  dass ,  wie  Gegenstilnde  Gott,  d.  h.  zn  sei- 
nem Dienste  bestimmt  seien ,  sie  in  gleichem  Sinne  und  zum  nom- 
liehen  Zwecke  der  Kirche  überwiesen  würden ,  so  dass  auch  in  Be- 
zug auf  den  Grund,  wesshalb  Gott  und  die  Kirche  zugleich  als  & 
genthümer  des  kirchlichen  Gutes  bezeichnet  werden,  dieselboi  siek 
ganz  gleichgestellt,  d.  h.  die  Absichten  und  Zwecke ,  welche  imA 
das  Kircbenvermögen  erreicht  werden  sollen,  bei  beiden  duithsv 
als  die  nämlichen  angegebefn  werden^)  c.  21.  §.  2.  1.  c. 

In  völlig  gleicher  Weise  wird  auch  nach  der  hl.  Schrift  (Exoi 
35,  22.)  das ,  was  Gott  geopfert  und  also  sein  Eig^thum  wird,  mr 
.Feier  seines  Dienstes  und  zum  Unterhalte  seiner  Priester  yerwendei 
(Num.  18,  8.) 

1)  Praedia  divinis  asibas  tradita  qaidam  hmnanlB  applicant  uibiis  «( 
Domino,  cui  tradita  saut,  ea  snbtrahant,  ut  eibi  inserriant.  Qnapropler  ab  c» 
nibos  illins  usnrpationis  contomelia  depellenda  est,  ne  praedia  nribos  secnto- 
ram  coelestiom  dicata,  a  quibnsdam  innentibiu  vexentor. 

2)  Valde  iniquum  ergo  et  ingena  sacrilegium  est,  nt  qvaeeanqve  rel  pr» 
remedio  peccatorum  Tel  salnte  vel  requie  animarimi  suanim  imus  qnsqae  r^* 
nerabili  eccleHae  oontulerit  aut  certei  reüquerit,  ab  üa,  quibns  haee  maxiBe 
servari  convenit,  id  est  Christianis  et  Deam  timentibus  hominibuB  et  tsper  o»- 
nia  a  principibns  et  primis  regionnm  in:  aliud  transferri  Tel  converti  penaittatar. 
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Eben  weil  das  Vermögen  der  Kircbe  blas  weltlichen  Zwecken 
entruckt  and  lediglich  den  Absichten  und  dem  Willen  Gottes  dienst- 
bar sein  soll,  wird  dasselbe  auch  zum  Unterhalte  sdner  Diener  und 
zur  Unterstützung  der  NothdOrfligen  verwendet  c.  .13.  C.  12,  q.  2  >). 
Denn  schon  im  alten  Bunde  ordnete  der  Herr  an,  dass  alles  Opfer 
und  Weihgeschenk  und  was  wegen  Sunde  und  Vergehung  ihm  ge- 
geben werde  und  zu  den  geheUigten  Gegenständen  gehöre,  Aaron 
und  seinen  Söhnen  eigen  sein  solle  Num.  18,  9  2);  in  gleicher  Weise 
sollte  nach  dem  Worte  Christi  (MaUh.  10,  9;  1.  Gor.  9,  4—15,) 
der  Yerkünder  des  Evangeliums  seinen  Unterhalt  von  den  Gläubigen, 
d.  h.  von  der  Kirche ,  als  der  nach  der  Anordnung  des  Heilandes 
eingerichteten  Gemeinschaft  sdner  Bekenner,  empfangen. 

§.  15.   Die  Armen  Eigenthümer. 

Wie  Christus  selbst  ffir  die  Armen  sorgte  (Job.  13,  29.>  und 
dies  als  überaus  verdienstliches  Werk  empfahl  (Matth.  19,  21.),  so 
that  es  auch  schon  von  Anfange  an  die  Kirche  (Act.  4,  34;  l.Cor. 
IG,  1.)  Mit  Rücksicht  auf  diese  gleichfalls  wesentliche  Bestimmung 
des  Kirchengutes  wird  dasselbe  als  EigetiOmm  der  Armen  (Patri- 
monium pauperum  e.  59,  C.  16.  q,  1^);  egentium  substantia  c.  2.  X. 
3,  13.  de  reb.  ecci.  alien.  v.  n.*)  bezeichnet.  Dass  aber  dieser  Aus- 
druck nicht  im  eigentlichen  rechüichen  Sinne  des  Wortes  gemeint 
sei ,  geht  daraus  hervor ,  dass  an  beiden  Stellen  dieselben  Gegen- 
stände, welche  als  Vermögen  der  Armen  angeführt  sind ,  auch  wie- 

1)  ApofltolicoB  et  paternos  eanones  renoTans  haec  aancta  et  uaivenalia 
8ynodii8';diffi]iint,  neminem  prorsus  episcopum  vendere  vel  ntconqne  alienare 
cimelia  et  vasa  aacrata,  excepta  causa  olim  ab  antiquis  eanonibas  ordinata,  vi- 
delicet  pro  redemtione  captivornm;  qed  nee  tradere  salaria  ecclesiarum  in  emi- 
phyteutica  pacta  nee  alias. rusticas  possessiones  vennndare  ac  per  hoc  eeclesia* 
stioos  reditns  laedere,  quos  ad  propriam  utilitatem  et  ob  escam  panpenim  et 
peregrinorum  snstentationem  esse  decemimns. 

2)  Omnis  oblatio  et  sacrificiom  et  qnidqaid  pro  peccato  atqne  delicto 
redditur  mihi  et  cedit  in  sancta  sanctorum,  tnnm  erit  et  filiornm  tnornm. 

d)  Qoia  JQxta  sanctorom  Patrum  traditionem  noyimns  res  ecclesiae  vota 
esse  fidelimn,  pretia  peccatoram  et  paMmonia  pauperum ,  cuique  non  so« 
liim  hübita  conservare  vermu  etiam  molta,  Deo  opitalante,  conferre  optanius. 
Ut  aaiem  ab  ecciesiasticis  de  diTidendis  rebns  ecclesiae  suspicionem  dndnm  con- 
ceptam  amoveremus,  statoimos,  ut  neque  nostris  neque  filiornm  et  Deo  dispen- 
sante  saccessorum  nostrorum  temporibus,  qui  nostram  vel  progenitorum  nostro- 
rum  voluntatem  vel  exemplnm  imitari  voluerint,  ullam  penitns  divisionem  aut 
jaetaram  patiatur. 

4)  Qui  res  ecclesiae  petnnt  a  regibus  et  horrendae  cupiditatis  impulsn 
egentium  substantiam  rapiunt,  irrita  habeantur^  quae  obtinent. 
4robW  für  KirchenreoM.  XXXIV.  ]8 
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der  uls  der  Kirche  zugehörig  angegeben  und  dass  an  ersterer  Stelle 
die  Geistlichen,  d.  h.  die  Vertreter  der  Kirche ,  als  Diejenigen  ge- 
nannt werden,  welche  über  das  Yermögen  derselben  verfugen.  Be- 
sonders aber  ergibt  sich  aus  c.  28.  C.  12,  q.  1  ^),  dass  nur  in  einem 
uneigentlichen  Sinne  in  den  QueUen  von  einem  Eigentbume  der  Ar- 
men am  Eircbenvermögen  die  Bede  ist. 

Dort  sagt  nämlich  der  hl.  Augustinus,  dass,  wenn  wir  genü- 
gendes Privateigenthum  besässen,  wir  dies  nicht  als  uns,  sondern  den 
Armen  gehörig  betrachten  sollten  ,  deren  Verwalter  wir  gleichsam 
seien  und  dass  wir  uns  nicht  auf  verdammliche ,  widerrechtliche 
Weise  Eigenthum  aumassen  dürften.  Hier  wird  zuerst  ein  Eio- 
zelnen  zustehendes,  also  ein  Eigenthum  im  gewöhnlichen  rechUiehm 
Sinne  (si  privatum  possidemus)  und  dann  ein  Eigenthum  dem  hohem, 
sittlichen  Begriffe  nach  nnterschieden  (non  nostra  sunt,  sed  poupe- 
rum).  Vehet  das  Privateigenthum  steht  uns  nämlich  nicht  eine 
mllkürliche^  unabhängige  Verfügung  zu;  eine  solche  Behandlung  des 
Frivateigenthumes  wäre  verdammlich  (non  proprietatem  nobis  usor- 
patione  damnabili  vendicamus),  sondern,  was  vom  Privateigenthome 
nach  Befriedigung  der  Bedürfnisse  übrig  ist  (quod  nobis  sufficiat), 
gehört  nicht  mehr  uns  an ,  d.  h.  darüber  können  wir  nicht  nacb 
Bdieben  verfügen,  sondern  dies  gehört  den  Armen  ^  ist  deren  Ver- 
mögen, so  dass  wir  nicht  unbeschränkte  Herrn  unseres  Privateigen- 
thumes,  sondern  in  einem  höheren  rnorälischefi  Sinne  (quodammodo] 

m 

Verwalter  desselben  mit  Bücksicht  auf  die  Armen  sind  (quoma 
procuratianem  gerimus).  Das  hier  den  Armen  beigelegte  Eigeih 
thum  ist  also  nicht  das  Eigenthum  im  strengen  rechtlichen,  sondern 
das  Eigenthum  im  höheren  moralischen  Sinne  des  Wortes.  Dena 
absoluter  Eigenthfimer  aller  Dinge  ist  Gott  (psal.  23,  1.')  and  er 
hat  geboten,  die  Bedürftigen  aus  dem  Ueberflüssigen  zu  unterstützen 
(Tob.  4,  73);  Luc.  11,  4H),  folglich  dürfen  wir  unser  Yennöges 
nicht  nach  WiUkiihr ,  sondern  müssen  es  als  Verwalter  Oottes  mit 
Bücksicht  darauf  verwenden ,  dass  wir  den  Armen  mitzntheflen  im 
Stande,  also  in  gewissem  Sinne  (quodammodo)  deren  Verwalter  sind. 
Dies  Allen  gegebene  Gebot  des  Almosenreichens  geht  aber  vomehm- 

1)  Si  privatimi  possidemua,  quod  nobis  suffidat,  non  illa  nostra  sunt«  wJ 
pauperum,  qnorum  procnrationem  quodammodo  gerimos,  non  proprietatem  no- 
bis usnrpatione  damnabili  vendicamuB. 

2)  Domini  est  terra  et  plenitndo  ejus ,  orbis  tenranun  et  müveni ,  ^oi 
habitant  in  eo. 

3)  Ex  sabstantia  tna  fac  eleemosynam  et  noli  aTeitere  faeieni  htaoi,  ab 
nllo  panpere. 

4)  Verum  tarnen  quod  soperest,  date  eleemosjnam. 
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lieh  die  Kirche  an,  welche  vor  AUem  das  Beispiel  Christi  und  der 
Apostel  9  ihrer  Stifter,  zu  befolgen  angewiesen  ist  und  zwar  um  so 
mehr,  als  die  Annen  zur  Kirche  in  einem  ganz  besonderen  nahen 
Verhältnisse  stehen. 

Denn  der  Heüand  stellt  sich  den  Hilfsbedürftigen  jeglicher 
Art  vottig  ;feic&  (Matth.  25,  35-45.)  und  da  die  Kirche  sein  Leib, 
also  mit  ihm  gleichsam  zn  Einem  Wesen  verbunden  ist ,  so  stehen 
die  Nothleidenden  der  Kirche  so  nahe  als  sie  Christo  stehen «  sind 
also  Eins  mit  ihr,  wie  sie  Eins  sind  mit  dem  SrlOser.  Folglich 
ist  das  Vermögen  der  Kirche  auch  eugleich  das  der  Armen^  welche 
mit  ihr,  wie  mit  Christo«  gleichsam  nur  Eine  Person  bilden.  Die 
Bezeichnung  des  Kirchenvermögens  als  Eigenthum  der  Armen  be- 
ruht daher  im  Grunde  auf  der  nämlichen  Anschauung,  wesshalb 
dasselbe  Eigenthum  Gattes  und  Christi  genannt  wird.  Wie  Gott, 
Christus  und  die  Kirche  mit  Bficksicht  auf  die  Erlösung,  Heiligung 
und  Beseligung  des  Menschengeschlechtes  als  Eins  erscheinen  ^  so 
werden  in  der  gleichen  Beziehung  die  Armen  und  die  Kirche  gleich« 
gestellt.  Desehalb  haben  aber  auch  die  ersteren  am  Kirchenver- 
mögen niciU  ein  Eigenthum  im  gewöhnlichen  und  rechUichen , 
sondern  in  einem  höheren ,  allgemeineren ,  maralischeti  Sinne  des 
Wortes.  Das  Kirchengut  ist  Gott,  d.  h.  zur  Ausfährung  seiner  Ab- 
sichten in  und  durch  die  Kirche ,  nicht  zur  Erreichung  blos  welt- 
licher ,  vergänglicher ,  niedriger  Zwecke  gegeben.  Wie  dasselbe  da- 
her zum  Unterhalte  der  Diener  Gottes  bestimmt  ist,  so  soll  es  auch 
zur  Unterstfitzung  der  Dürftigen  verwendet  werden ;  Beides  wird  ge- 
setzlich auf  Eine  Linie  gestellt  c.  13.  C.  12,  q.  2.  —  ecclesiaslicos 
reditas,  quos  ad  propriam  (episcopi)  utilitatem  et  ob  esoam  paupe- 
rum  et  peregrinorum  sustentationem  esse  deceruimus. 

§.  16.    Die  Cananisten. 

Wie  das  Verhältniss  Gottes,  Christi  und  der  Armen  zum  Kir- 
chenvermögen hier  bestimmt  wurde,  so  geben  es  auch  die  Canoni- 
sten  an.  Schon  Innocens  IV.  stellt  das  Eigenthum  Christi  am 
Kirchengute  mit  dem  Eigenthume  der  Kirche  auf  Eine  Linie ,  weit 
ersterer  das  Haupt  der  letzteren  als  seines  Leibes,  also  des  tbätigen 
Werkzeuges  Christi  ist,  welches,  von  ihm  belebt  und  geleitet,  auf 
Erden  in  Wirklichkeit  das  Eigenthumsrecht  besitzt  und  durch  die 
Diener  der  Kirche  ausfibt,  ->  Christus  dominium  et  possessionem  re- 
rum  ecclesiae  habet  .  .  .  id  est  aggregaiio  fidelium^  qua.e  est  corpus 
Christi  eapHis  .  .  .  et  si  aliquando  haec  bona  Deo  oblata  dicuntur 
esse  episcopomm  vel  praelatorum  vel  capitulorum,  die,  esse  eorum 
quoad  gubernationem  ,  .  •  et  propter  hoc  dicimus ,  quod  quantum- 

18* 
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cumque  moriatur  praelatus  et  omnes  clerici  ecclesiae,  tarnen  pro- 
prieias  et.  possesdio  remanet  penes  Christum  qui  vivit  in  aeternom 
vel  penes  universalefn  vel  singularem  ecdesiam^  qnae  nnnqnam  nio- 
ritur  nee  est  unquam   nuUa  —  Comment.   in  c.   4.  X.  2 ,    12.   de 
caus.  poss.  et  propr.  nr.   3   seq.    So  bemerkt  Schmier  (Jurisprnden- 
tia  canonico-eivilis,  IIb.  III.,  tract.  L,  pars  IL,  e.  IV.,  T.   nr.  3  sqq.): 
Res  sacrae  .  .  .  sunt  res  et  patrimoniom  Dei  vel  Chrisii  fion  im- 
mediale  et  proxime :  eo  quod  immediate  et  proxime   non  deserviant 
Deo  et  cultui  divino,  sed  Dei  ministris.    Snnt   autem  res  I>d  Tel 
Christi  mediate  et  ültimate,  in  quantum  principaliter  a  fidelibns  of- 
fer äntur  ad  honorem  Dei  et  Sanctornm.  Hiüc  etiam  verins  est^  qaod 
istiusmodi  res,  sicnt  in  communi  vocantnr  res  eedesiae  vel  ecclesia- 
sticae,  sie  etiam  in  ddminio  eedesiae  yfel  eommtmitatis  ecclesiastica}^, 
capituli  seilicet,  secularis  ant  regnlaris ,  cnjns  est  ecelesia ,  existant. 
Idque  probatur  ex  testibos  cit.,  nbi  bona  temporalia  res  Dei  vel  ee- 
desiae vocantor,  quasi  nempe  sie  Divino  numini  sint  dedicatae,  ut 
earum  domfiium  et  nsns  sit  penes  eeelesiam^  tum  ex  c.  18.  C.  12, 
q.  1.;  c.  3.  C.  12,  q.  1.;  c.  68.  C.  16,  q.  1.;  c.  4.  X.  3,  13.  de 
reb.  eccl.  alien.  c.  1.  3—5.  X.  3,  25.  de  pec.  eler.;  c.  1.  X.  8,  26. 
de  testam.,  in  qoibus  res  dicnntur  esse  in  daminio  eedesiae^  revo- 
eari  ad  jus  eedesiae,  pertinere  ad  ecdesiam  etc. 

Aber  auch  unter  denjenigen  Schriftstellern,  welche  von  HObler 
a.  a.  0.  S.  4  f.  als  Anhänger  der  »Theorie  der  göttlichen  Proprio- 
täte  angefahrt  werden,  sprechen  sich  mehrere  ganz  in  dem  darge- 
legten Sinne  aus. 

So  sagt  Paulus  de  Castro  (consil.  288 ,  nr.  8.) :  Domimum 
rerom  eeclesiasticarum  proprio  loquendo  non  est  apud  aliquam  ec- 
desiam particularem ,  sed  apud  Christum,  cujus  papa  est  vicarins 
cum  omnimoda  potestate  In  terris,  eo  quia  eedesia  caihoUea ,  cujus 
Christus  est  eaput^  est  una ,  cujus  principatus  est  apud  ecdesiam 
romanam  ...  et  ideo  quidquid  juris  est  apud  particulares  eedesias, 
est  etiam  apud'papam  .  .  .  quia  dominium  est  potius  apud  ipsum 
papam,  cum  sit  apnd  Christum,  cujus  etvicarius,  vel  apud  ecdesiam 
calhoUcam ,  quae  est  una ,  cujus  ipse  est  princeps  per  illa  verba 
Christi  ad  Petrum :  Pasce  oves  meas. 

Dasselbe  sagt  Zie^ßer  (De  doto  ecclesiae),  dessen  Worte  so- 
gar BiMer  mittheilt:  Est  enim  ecelesia  corpus  aliquod  mysti- 
cum,  cujus  Caput  est  ipse  Christus  d  Deus^  ut  adeo  quod  eedesiae 
proprium  est^  in  ipsius  Dei  dominio  esse  intdligatur.  Auch  Fagnamy 
welchen  Hfibler  gleichfalls  zu  Denjenigen  rechnet,  die  das  Kirehen- 
V  ermögen  im  eigenüiehen  Sinne  des  Wortes  als  Eigmithum  Gottes 
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und  Chriati  darstellen ,  spricht  sich  in  der  nimlichen  Weise  ans. 
In  üomment.  in  e.  7.  X.  2,  2,  de  foro  comp.  nr.  20.  sagt  er :'  Cum 
reram  iütarnm  dctg/^imum  sit  eedesiae  quaesitanit  Sanctum  Sancto- 
nun  est  Domino  und  beruft  sich  anf  Innocenz  IV.  1.  c. ,  indem  er 
hier  offenbar  das  Eigentham  im  rechüieken  Sinne  der  £irche  and 
nur  in  entfernterem,  moralischen  Sinne ,  nftmlich  der  Bestimmung 
nach  Gott  anschreibt,  ebenso  1.  c.  in  c*  7.  X.  8,  50.  ne  der.  v.  rnoni 
nr.  84  sqq.  erklärt  er  die  oben  angef&hrte  Ansicht  des  Paulus  de 
Castro  (t  1447  oder  1457)  als  opinio  communis,  quam  etiam  amplec- 
tuntur  novissime  Domini  de  Bota  apad  Merlin,  decis.  775,  tom.  2., 
ubi  resolvnnt,  papam  esse  dominum  omnium  bonorum  ecclesiarum 
et  habere  pleoariam  dispositionem  jure  monarchicOi  quod  apud  cum 
residet  in  Universum  eorpus  eedesiae  et  singula  ejus  membra.  Da 
Fagnani  aber  1.  c.  nr.  25.  den  Papst  nicht  als  Eigenthümer  des 
Kircfaengntes  im  strengen  Sinne  des  Wortes  bezeichnet,  sondern  ihm 
nur  die  Verfügung  über  dasselbe  zuerkennt,  so  muss  auch  von  Fag- 
nani die  Kirche  als  Eigenthümerin  des  Kirchenvermögens  im  eigent- 
lichen Sinne  aufgefasst  werden ,  weil  dem  Papste  gerade  in  sein^ 
Eigenschaft  als  Haupt  der  Kirche  und  in  Folge  der  Vertretung  und 
Leitung  derselben  durch  den  Papst  als  obersten  Regenten  das  Eigen- 
thum  am  Kirchengute  zugesprochen  wird.  Denn  wenn  auch  Jeman- 
den die  unbeschrftnkte  Verf&gung  über  ein  Vermögen  beigelegt  wird^ 
aber  desshalb,  weil  derselbe  einer  Gesellschaft  vorsteht  und  deren 
Angelegenheiten,  obgleich  selbststftndig ,  verwaltet;  so  muss  das 
Eigenthum  an  diesem'  Vermögen  nothwendig  der  Gesellschaft  gehö- 
ren und  nicht  dem  Haupte  derselben,  weil  dieser  Obere  lediglich  in 
Kraft  dieser  seiner  Stellung  und  nicht  vermöge  eines  unmittelbaren, 
persönlichen  und  privaten  Rechtes  über  solches  Vermögen  verfugt. 

Der  von  Hubler  ebenfalls  in  dem  angegebenen  Sinne  angerufene 
Äbbas  Panormitanus  (Nicolaus  de  Tadeschis  f  1445)  sagt  aller- 
dings in  Gomment.  in  c.  10.  X.  3,  26.  de  testam.  nr.  29:  Ego 
puto ,  quod  inter  istas  opiniones  illa  sit  praestantior ,  quae  habet, 
quod  dominium  rerum  ecclesiasticarum  sit  penes  Deum  . . .  ut  supra 
dixi,  homines  offerentes  ecclesiae  habent  respectum  ad  Deum.  Da- 
gegen schreibt  er  1.  c.  in  c.  4.  (cum  super)  X.  2,  12.  de  caus.  poss. 
nr.  20:  Ego  dicerem,  quod  ipsa  bona  ecclesiarum  sunt  quoad  c2(h 
nUnium  et  possessionem  ipsarum  ecclesiarum  particülarium ;  sed 
ipsae  ecclesiae  particulares  hoc  habent  loco  Dei.  Primoprobo,  quia 
nomine  cujuscunque  ecclei^iae  particularis  intentantur  actiones  reales^ 
seu  vendtcationes,  item  actiones  pro  possessionibus  recuperaiidis  vel 
retinendis;  quod  loco  Dei  possideantet  teneant,  probatur,  quia  bona 
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ecclesiarum  dicuntur  patrimoninm  Christi  et  oblata  debentur  Deo; 
ecclesiae  vero  universaiis  dicnntur  quoad  sustentationem,  qoia  quili- 
bet  bonus  et  fidelis  debet  inde  snstentari  c.  fin.  G.  16,  q.  1 ;  c.  16.  C.  12, 
q.  1 ;  clerici  vera  possident  bona  ecclesiarum  nomine  ecclesiae ,  sed 
ipsam  ecciesiam  seu  dignitatem  possidet  qoisque  nomine  pit^rio. 
Hieraus  erhellt  unzweideutig ,  dass  auch  der  angeffthrte  Canonist 
GoU  und  Christo  nicht  im  eigentlichen  und  rechtlichen  Sinne  des 
Wortes,  sondern  in  einem  weiteren  geistigeren  Sinne  das  Eigeothum 
am  Kircbenvermögen  zuschreibt,  indem  dasselbe  einzig  der  Bücksicht 
auf  Gott  (offerentes  ecclesiae  habent  respectum  ad  Deum),  d.  h.  der 
Erreichung  seiner  Absichten  und  Zwecke  dienen  soll.  Denn  das 
Elgenthum  in  der  gewöhnlichen ,  rechtlichen  Bedeutung  legt  der 
Abbas  Panormitanus  ausdriicUich  den  Eingelkirchen ,  welche  Gottes 
Stelle  vertreten,  bei,  da  Ai  Eigenthums-  und  Besitzklagen  erhebea 
Inwieweit  aber  nach  der  angeführten  Stelle  das  Elgenthum  der  Ein- 
zelkirchen  mit  dem  der  Gesapimtkirche  zusammenfiillend  gedacht 
werden  muss,  soll  später  erörtert  werden.  Der  erwähnte  Schriftstel- 
ler huldigt  daher  bezfiglich  des  Gott  beigelegten  Eigenthumes  gaox 
den  Anschauungen  der  bereits  Genannten. 

Die  Glosse  spricht  zu  c.  13.  v.  communes  C.  12,  q.  1;  c  13. 
V.  solis  X.  5,  40.  de  V.  S.  und  c.  34.  y.  Christi  VI.  1.  6.  de  elect. 
von  einem  Eigenthume  Gottes  und  Christi  und  zwar  zu  c.  13.  X.  c 
nicht  in  dem  Sinne ,  dass  fiberhaupt  Alles  Gott  zu  Eigen  sei ,  son- 
dern in  einer  ganz  eigenthüm liehen  und  besonderen  Weise;  allein 
die  Glosse  schreibt  ebenso  das  Eigenthüm  am  Eirchenvermögen  der 
Kirche,  den  Klerikern,  den  Armen  c.  13.  C.  c.  zu  und  führt  auch 
die  Meinung  an  c.  13.  X.  c,  das  letztere  gehöre  dem  Kirdienge- 
bäudc  (bona  ipsa  sunt  loci  conclusi  muro  ad  instar  vacantis  here- 
ditatis,  quae  vicem  personae  obtinet)  oder  der  Pfarr-Klostergemeinde 
(universitas  illius  loci).  Auf  eine  nähere  Erörterung ,  aus  welcher 
die  eigene  Ansicht  der  Glosse  entnommen  werden  könnte,  lässt  sie 
sich  aber  nicht  ein. 

Von  Hübler  wird  auch  der  M.  Thomas  von  Äquin  (Summa 
theol.  II.  2,  q.  85,  1.)  unter  Denjenigen  genannt ,  welche  CroU  d» 
Eigenthüm  am  Kirchenvermögen  zuschreiben.  An  der  angeführten 
Stelle  ist  aber  nur  von  dem  allgemeinen  Eigenthume ,  welches  Gott 
an  der  gesammten  Schöpfung  allen  Menschn  gegenüber  zukommt^ 
die  Bede.  Denn  es  wird  dort  gesagt ,  dass  Gegenstände  Gott  tb 
Opfer  dargebracht  würden  zur  Anerkennung  seiner  Herrscbafk  und 
der  schuldigen  Unterwerfung  und  Verehrung ,  sowie  die  Menschen 
Anderen  irgend  Etwas  fibergeben  zur  Anerkennung  der  Hensdiift 
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und  des  Eigenthunies  der  letzteren.    An  allen  übrigen  Orten,  an  de- 
nen der  hl.  Thomas  in  seiner  Snnuna  theel.  vom  Eirchengate  spricht» 
legt  er  nirgends  Gott  oder  Christus  das  Eigenthum   an   denselben 
bei.    Wenn  aber  dies  auch  geschähe ,    so  würde  mit  einer  solchen 
Beseichnong  doch  kein  anderer  Sinn  verbunden  werden  können,  als 
der  ist,   in   welchem   der  hl.  Thomas  1.  c.^q.  119,  3  ad  1.   sagt: 
qui  (clerici)  sunt  dispensatores  bonorum  ecclesiae ,  qme  sunt  paupe- 
rum.    Denn  hier  wird  im  uneigenUiehen^  moralischen  Sinne  das  Kir- 
chenvermögen Eigentham  der  Armen  genannt,   insofern  es  wesent- 
lich den  Zweck  hat,  zur  Unterstützung  derselben  zu  dienen,  so  dass 
die  Odstlichen  mit  dem   aus  dem  Kirchengute  ihnen   zufliessenden 
Einkommen  nicht  nacb  Belieben  schalten  können ,   sondern  das  von 
ihrem  Unterhalte  Uebrige  der  Bestimmung  des  Kirchmvermöge»s 
gemäss,  also  auch  zu  Gunsten  Bedürftiger  verwenden  müssen,  indem 
diese  wenn  auch  keinen  eigentlich  reckUichenj  so  doch  mordUschm 
Anspruch  haben  ,   dass  sie  aus  dem  Kirchenvermögen   unterstützt 
werden.    Qanz  in  derselben  Weise  und  Bedeutung  drückt  sich  der 
hl.  Thomas  1.  c.  q.  185,  7.  aus.    Da  er  an  dieser  Stelle  sagt:  sunt 
bona  ecclesiastica  non  solum  in  usus  pauperum,  sed  etiam  ad  cultum 
divinum  et  necessitates  ministrorum  expendenda;  so  ist  damit  er- 
klärt, dass  der  oben  gebrauchte  Ausdruck :  quae  sunt  pauperum,  nur 
in  einem  uneigentlichen  Sinne  gedacht  sein  kann,  während  dort  der 
Kirche  (bonorum  ecclesiae)  gleichfalls  das  Eigenthum  zugeschrieben 
wird.    Dieses  kann  aber  von  ihr  nur  im  eigentlichen  Sinne  gemeint 
sein,  weil  Bischöfe  und  Kleriker  gerade  wie  die  Armen  das  Kirchenver- 
mögen gemessen ,   desshalb  aber  doch  nicht  Mgenthimer  desselben 
sind    (1.  c.  q.  119,  3;  q.  63,  2  ad  l;  q.  100,  1  ad  7.) ,    sondern 
als  Diener  und  Vertreter  der  Kirche^  sowohl  für  sich  als  auch  f3r 
die  Armen  das  Kirchengut  blos  verwenden. 

Gleicher  Art  verhält  es  sich  mit  dem  von  Hübler  angeführten 
Reiffenstuel.  Er  schreibt  allerdings,  Christus,  Gott  das  Eigenthum 
am  Kirchengute  nicht  aus  dem  allgemeinen  Grunde,  dass  sie  Herrn 
der  ganzen  Schöpfung  sind ,  sondern  aus  dem  besonderen  zu ,  quia 
eidem,  ejusdemque  intuitn  offeruntur  ac  snb  nullius  alterius  dominio 
existunt,  und  bemerkt  weiter:  Nee  refert,  quod  bona  ecclesiastica 
iu  jure  subinde  etiam  vocentnr  Patrimonium  pauperum,  non  nunquam 
vero  dicantur  pertinere  ad  ecclesiam,  subinde  ad  jus  sacerdotum, 
quia  uti  beoe  post  Innocentium  observat  Abbas ,  Naj^arrus ,  jura  in- 
telligenda  sunt ,  bona  ecclesiastica  esse  Christi  quoad  dominium, 
sacerdotum  quoad  dispensationem  et  administrationem,  ecclesiae  vero 
et  pauperum  quatenus  ex  intentione  petentium  et  voluntate  Dei  pro 
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ecclesiae  conserratione  et  omatu ,  paopenun  antem  necessitate  ei- 
peudi  debent  1.  c.  III.  XXV.  §.  IL  47,  49.  Allein  wenn  ddiM- 
fenstoel  aaf  jdie  genannten  Schriftsteller  bemfk ,  so  muss  aoch  er 
hier  nur  von  einem  Eigentbnme  Christi  im  nneigentlichen,  köherai, 
sittlichen  Sinne  reden,  da  jene  Gott  ein  Eigenthnro  dem  eigentlicbeo* 
streng  juristischen  Begriffe  nach  nicht  beilegen.  Dies  ergibt  skk 
noch  mehr  daraus,  dass  Beiffenstnel  am  angefahrten  Orte  die  Fnge 
behandelt,  ob  das  vom  Kircheneinkommen  der  Geistlichen  Uebrige 
ihr  ausschliessliches,  wirkliches  Eigenthum  sei.  Er  entscheidet  sich 
fBr  die  Verneinung^  weil  jegliches  Eirchenvermögen  nicht  im  Eigen- 
thume  irgend  welches  Menschen  stehen  noch  blos  irdischen  und 
zeitlichen  Verhältnissen  dienen ,  folglich  nur  Gott ,  mit  Bückdcht 
auf  welchen  es  gegeben  werde,  geh<)ren  könne  —  cum  haec  boM 
non  sunt  in  dominio  laicommi  nti  certum  est ;  nee  clericomm ,  ut- 
pote  qni  juxta  omnes  adversarios  illomm  tantnm  dispensatores  exi- 
stunt  neqoe  dominus  eorundem  sit  ipsi  lapides  et  ligna  seu  materii- 
lis  ecclesia:  conseqnens  est,  praefatabona  in  penitus  nnllo  hominon, 
sed  solius  Dei,  cui  et  intuitu  cujus  offeruntur,  dominio  existere.  c 
48.  Reiffenstuel  wollte  demgemäss  die  dem  Ursprünge  nach  gött- 
liche, übernatürliche  Beschaffenheit  und  Bestimmung  des  Ktrdien- 
gutes  und  sodann  daraus  nachweisen,  dass  desshalb  kein  Theil  des- 
selben, also  auch  nicht  das  vom  Einkommen  der  Geistlichen  Uebrige, 
jemals  im  Privateigenthufne  sein  und  rein  weltlichen  Zwecken  dienen 
könne.  Es  war  demnach  gar  nicht  seine  Absicht,  hier  die  besondere 
recJMiche  Natur  des  Kirchenvermögens  festzustellen,  sondern  er 
wollte  überhaupt  dessen  höheren  Cltarakler  und  überirdische  Bt- 
sUmmung  darlegen.  Daher  sagt  auch  Reiffenstuel  L  c  V.  XL  12.^ 
^ass  die  Unterbringung  von  ausgesetzten  Kindern  beim  Mangel  einer 
dazu  gegründeten  Anstalt  oder  \^phlthäter  aus  den  Einkünften  des 
Kirchengutes  zu  geschehen  habe,  cum  redditus  ecclesiastici  sint  Pa- 
trimonium Christi  et  pcMperum.  Da  aber  Christus  und  die  Armeo 
nicht  zugleich  Eigenthftmer  des  Kirchenvermögens  im  eigentlichen 
Sinne  sein  können  und  die  Armen  auch  nicht  als  a$ntlieke  Ver* 
treter  Christi  aufgestellt  sind ,  so  kann  hier  gleichfalls ,  wie  bei  den 
Armen,  so  bei  Christus,  nur  von  einem  Eigenthume  dem  uneSfeni- 
liehen^  höheren,  sittlichen  Begriffe  nach  die  Bede  sein. 

PermanedeTj  welchen  Hübler  far  einen  Anhänger  der  »Theorie 
der  göttlichen  Proprietät«  ausgibt,  sagt  in  seinem  Handbuche  des 
kath.  Kirchenrechtes,  2.  Aufl.  §.  470.  ausdrücklich:  >Das  Eigm- 
ihum  (proprietas,   dominium  directum)    der  den  einzelnen  Kirchen 
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gemachten  Widinangen  steht  nach  katholischer  Auffassangsweise  der 
Oesammlkirche  zu.t 

Wie  mit  den  bisher  besprochenen  Schriftstellern,  so  ?erh&It 
CS  sich  auch  mit  den  anderen,  noch  von  Hübler  erwähnten ,  so  dass 
man  mit  vollem  K^hte  mit  Zallwein  (priucipia  juris  ecd.  t.  III. 
q.  II.  c.  y.  g.  XI.)  sagen  kann:  Nnnquara  ecclesia  credidit,  qnod 
res  sacrae  et  ecclesiasticae  sint  in  patrimomo  Christi,  Sanctomm 
et  panpernm,  quo  modo  res  nostrae  sunt  in  nostro  patrimonio.  Nun- 
quam  credidit,  qued  Deo  flant  donationes,  honoraria  et  legata  qao- 
modo  fiunt  inter  homines  et  hominibus.  Nnnqnara  credidit ,  quod 
snpremo  Dei  dominio  illiusqne  patrimonio  immense  pernostras  do- 
nationes et  legata  aliqnid  accedat. 

§.  17.   Einwände. 

Wenn  also  die  kirchlichen  Qmlkn  and  Gesetze^  sowie  die  Ca- 
nonisten  von  einem  Eigenthume  Gottes  and  Christi  am  Kirchen  ver- 
mögen sprechen,  so  verstehen  sie  darunter  nach  dem  Gesagten  das 
Eigenthum  in  imÄgenllichem^  moralischen ,  nicht  aber  im  gewöhn- 
liehen^  rechüiehen  nnä  eigentlichen  Sinne  des  Wortes.  Es  können 
daher  auch  hier  die  gegen  die  letztere  Ansicht  geltend  gemachten 
nnd  bei  Hfibler  a.  a.  0.  S.  4  ff  aafgezählteu''und  vermehrten  and  von 
V.  Foschinger  angeeigneten,  mitunter  völlig  nichtssagenden  Einwände 
auf  sich  beruhen  bleiben,  weil  sie  an  sich  Oegenstandslos  sind.  Nur 
soll  hier  eine  von  Hiibier  a.  a.  0.  S.  15.  gemachte  und  von  ihm 
wohl  als  sehr  schlagend  erachtete  Bemerkung  besprochen  werden, 
weil  sich  aus  ihr  so  recht  die  Oberflächlichkeit  des  Denkens  und 
der  Mangel  richtiger  Begriffe  ergibt.  Dort  heisst  es  nämlich: 
»Die  Theorie  von  der  göttlichen  Pi'oprietät  des  Eirchengutes  lässt 
sich  in  keiner  Weise  mit  dem  Hechtshegriff  vereinigen.  Denn  das 
Cbristenthum  ftsst  Gott  nicht  als  eine  blose  Idee ,  sondern  als  eine 
exisiirende  Realität  auf,  eine  Persönlichkeit.  Diese  Persönlichkeit 
steht  nicht  iif,  sondern  über  dem  Kechtsgebiet  und  hat  insofern  kein 
commercium  inter  mortales.  Nun  kann  ihr  zwar  das  letztere  durch 
Fiction  verliehen  werden.  Damit  aber  wird  nothwendig  ihr  Wesen 
alterirt.  Der  als  Bechtssubject  gedachte  Gott  ist  eben  nur  etwas 
Gedachtes,  eine  blose  Annahme,  eine  reine  Idee,  also  keine  Reali- 
tät ,  keine  Persönlichkeit ,  kein  Gott.  Jede  Bechtsbewidmung  ver- 
fiäcbtigt  unvermeidlich  die  concrete  Existenz  Gottes  und  lässt  von 
ihm  nichts  als  den  Namen  stehen.  Will  man  sich  mit  dem  nominis 
tantnro  sonns  begnägen ,  so  mag  die  juristische  Möglichkeit  eines 
göttlichen  Eigenthumes  zugegeben  werden,  aber  für  eine  Ausnahins- 
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Stellung  des  Eirchengutes  •—  worauf  denn  doch  'die  Constniction 
berechnet  ist  —  reicht  jene  Terminologie  nicht  aus.«  Allerdiags 
ist  nicht  blos  nach  der  Auffassung  des  Christenthumes,  sondern  aoeh 
in  der  vollsten  Wirklichkeit  Gott  eioe  »existirende  Realität,«  das 
höchste,  wahrhafte  Sein,  die  vollkommenste  Persönlichkeit  Diese 
steht  weder  in  noch  über  .dem  Bechtsgebiete ,  sondern  ist  vielnebi 
Schöpfer  uqd  Herr  desselben,  indem  nicht  nur  die  BechtsbegriffeToo 
Gott  in  den  menschlichen  Geist  als  Anlage  gelegt  sind ,  sonden 
auch  die  thatsächlichen  Rechtsbeziehungen  durchaus  von  ihm  ab- 
hängen, insofern  sie  als  Fügungen  der  göttlichen  Vorsehong  rd 
Woltregierung  erscheinen.  Obschon  Gott  an  sich  im  wahrsten  Sinne 
Eigenthnmer  aller  Dinge  ist,  so  hat  er  doch  auch  eine  in  gewissem 
Sinne  unbeschränkte  Verfügung  über  dieselben,  soweit  sie  die  Hen* 
sehen  betrifft,  ihnen  überlassen. 

Die  Menschen  haben  daher  ihres  Gleichen  gegenüber  ein  wab- 
res ,  wirkliches  Eigenthum ,  d.  h.  die  uneingeschränkte  Herrscbaß 
über  das  ihnen  Gehörige ;  in  Bezug  auf  Gott  aber  besitzen  sie  \s^ 
Eigenthum,  keine  ausschliessliche,  unbeschränkte  Verfügung  über  di^ 
Güter  der  Erde.  Insofern  nun  nach  der  göttlichen  Anordnung  die^ 
im  Allgemeinen  den  Menschen  zu  Eigenthume  überlassen  sind  woi 
Gott  in  der  natürlichen  Weltordnung  sich  nicht  Gegenstände  n  sei- 
ner alleinigen  Verfügung  vorbehält,  kann  man  sagen,  er  habe  k^B 
commercium  inter  mortales.  Allein  diea  hindert  keineswegs,  da& 
nicht  die  Menschen  im  Bewusstsein  des  Eigenthumes  Gottes  an  der 
gesammten  Schöpfung  auf  das  ihnen  zustehende  Eigenthum  venich* 
ten  und  Gott  überlassen  können ,  um  nur  zu  seinen  Zwecke  » 
dienen. 

Dies  ist  gerade  der  dem  Opfer  zu  Grunde  liegende  Gedank. 
Soll  aber  ein  Gut  Gott  dauernd  gewidmet  sein,  so  mnss,  da  er  i:^ 
dieser  Welt  nicht  sichtbar  wirkt,  das  ihm  übergebene  Etg^thas 
durch  Menschen,  welche  die  Absichten  Gottes  erfüllen  können,  tst- 
treten  und  verwaltet  werden.  Dadurch  ist  aber  keineswegs  >dfi 
als  Rechtssubject  gedachte  Gott  eben  nur  etwas  Gedachtes,  &ss 
blose  Annahme,  eine  reine  Idee^  also  keine  Realität  mehr,  keine  P^* 
sönlichkeit,  kein  Gott.«  und  es  ist  völlig  unwahr,  dass  »i^ 
Rechtsbewidmung  unvermeidlich  die  concreto  Existenz  Gottes  ver- 
flüchtigt und  von  ihm  nichts  als  den  Namen  stehen  lässt«  Tid- 
mehr  bleibt  die  Existenz  Gottes ,  seine  Natur  und  Persönlichkeit 
gänzlich  unberührt ,  wenn  ihm  ein  zeitliches  Gut  zu  seinem  Eiges- 
thume  überlassen ,  also  der  Verfügung  der  Menschen  enkfickt  hbJ 
der  Gottes  zugestellt  wird. 
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Ja  bei  dieser  Bechtsbewidmang  wird  Oott  gerade  nicht  als 
eine  Idee,  sondern  im  Gegentheiie  als  eine  Bealität  und  zwar  die 
grösste  Wirlclichkeit,  ?on  welcher  alles  Eigenthum  ausgeht«  anerkannt. 
Ueberhaui^t  kann  einer  ^reinen  Jdee^€  d.  h.  einem  blas  Gedachten 
und  in  keiner  Weise  in  Wirklichkeit  Bestehenden  niemals  Eigen- 
thum zugewendet  werden.  Denn  bei  OeseUschaften  z.  B.  ist  es  der 
Zwecke  also  etwas  durchaus  Beelles,  welcher  sie  veranlasst  und  trägt, 
sowie  die  Erkennittiss  dieses  Zweckes  und  der  WiUe^  ihn  durch  die 
entsprechenden  Mittel  zu  erreichen,  ebenfalls  wieder  lauter  Bealitä- 
ten.  Das  Gedachte ,  die  »reine  Ideec  bei  solchen  Corporation^ 
ist  nur,  dass  die  in  verschiedenen  Individuen  vorhandene^  und  in 
allen  gleiche  Erkenntniss  des  Zweckes  und  ebenso  der  in  Allen 
gleiche  Wille,  diesen  zu  erreichen,  als  Erkenntniss  und  Wille  Einer 
Person  angenommen  wird ;  diese  existirt  als  solche  nicht  in  Wirk- 
lichkeit, wohl  aber  die  Eine  ErkentUniss  und  das  Eine  Wolleti  des 
Zweckes  in  den  mehreren  Individuen.  So  wenig  daher  »das  Wesen« 
eines  Abwesenden  oder  Unmündigen  »alterirt«  wird ,  so  wenig  sie 
»keine  Bealit&t,  keine  Persönlichkeit«  sind,  wenn  ihr  Vermögen  durch 
Bevollmächtigte  oder  Yormfinder  vertreten  oder  verwaltet  wird,  eben- 
sowenig ist  dieses  bei  Gott  der  Fall ,  wenn  er ,  weil  auch  er  nicht 
sichtbar  auf  dieser  Erde  thätig  ist ,  in  seinem  Eigenthume  durch 
Menschen  vertreten  wird.  Man  braucht  sich  also  gar  nicht  »mit 
dem  nominis  tan  tum  sonus  zu  begnügen«  und  es  kann  doch  »die 
juristische  Möglichkeit  eines  göttlichen  Eigenthumes  zugegeben  wer- 
den.« Und  wenn  SeiUf  (Becht  des  Pfan*amts  der  kath.  Kirche  I. 
316.)  sieh  darauf  beruft,  dass  man  zur  Zeit  der  Blüthe  der  römischen 
Jurisprudenz  den  Gottheiten  Eigenthum  beigelegt  habe-,  so  wurde 
durch  diese  »Bechtsbewidmug«  die  von  den  römischen  Juristen  als 
wirklich  existirend  angenommene  Bealität  dieser  Gottheiten,  also 
ihre  Persönlichkeit  nicht  blos  nicht  »verflüchtigt«  und  »alterirt,« 
sondern  gerade  umgekehrt  war  die  Ueberzeugung ,  dass  diese  Götter 
in  der  That  als  Personen  in  der  jenseitigen  ,  aber  nicht  als  in  der 
diesseitigen  Welt  thätige  Wesen  existirten ,  der  Grund ,  dass  man 
ihnen  Eigenthum  gab.  Die  von  Seitz  ausgesprochene  Ansicht  von 
der  göttlichen  Proprietät  des  Kirchengutes  liesse  sich  also,  wenn  sie 
auch  in  leicht  misszuverstehender  Weise  dargestellt  wird,  ganz  wohl 
»mit  dem  Bechtsbegriffe  vereinigen.«  Uebrigens  kennt  das  cano- 
nische  Becht,  wie  nachgewiesen  wurde,  nictrt  eine  göttliche  Proprie- 
tät im  eigenÜichen^  streng  rechtlichen,  sondern  nur  in  einem  un- 
eigentlichen  und  sittlichen  Begriffe,  indem  Gott,  wie  gleichfalls  ge- 
zeigt wurde,  anordnete,  dass  das  Eigenthum  an  den  ihm  gewidmeten 
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Gegenständen  im  jnristisclien  Sinne  der  Kirche  zustehen  solle  und 
zwar  desshalb ,  weil  er  in  and  durch  die  Kirche  anf  Erden  in  be- 
sffliderer  übernatürlicher  Weise  gegenwärtig  ist  nnd  wirkt,  da  jene 
sein  Leib  und  er  ihr  Haupt,  ihr  Eigenthom  also  nothwendig  anek 
das  seine  und  umgekehrt  ist.  Allein  im  Grunde  sind  SdU  und 
Pnmner  (Lehre  vom  Becht  und  von  der  Gerechtigkeit) ,  welche 
Hubler  unter  den  Neuem  als  Anhänger  der  Lehre  von  der  götttidwi 
Poprietät  des  Kirchenverm()gens  besonders  hervorhebt,  gleichfidlsder 
Ansicht  der  älteren  Canonisten,  wie  sie  entwickelt  wurde. 

§,  18.   Die  OesamnUkirche  Eigenikämerin. 

Es  wurde  bereits  nachgewiesen,  dass  in  den  kirchlichen  Quel- 
len Gott,  Christus,  den  Armen  und  daneben  gleichzeitig  auch  der 
Kirche  das  Eigenthum  an  dem  Kirchengute  zugeschrieben  ward«. 
Es  wurde  auch  gezeigt,  dass  an  diesen  Orten  unter  dem  EigenthaiM 
Gottes,  Christi ,  der  Armen  ein  solches  im  weiteren ,  monüisciiet 
Sinne,  unter  dem  der  Kirche  beigelegten  Eigenthnme ,  dagegen  das 
Eigenthum  nach  dem  wirklichen,  eigentlichen,  rechtlichen  Begriie 
des  Wortes  verstanden  werde.  Nun  fhtgt  es  sich:  wer  ist  di^ 
Kirche?  Ist  sie  die  Gesammikirehe ^  und  wenn  dies,  ist  sie  es  ^ 
Geroeinschaft,  Mehrheit  der  Gläubigen,  als  eine  Gesellschaft  oder  ist 
sie  es  als  eine  AnshU^  eine  Einrichtungy  eine  Stiftung  ?  YerAet  vA 
unter  jener  Kirche  die  bisehoßieJie  Kirche ,  oder  eine  jede  Emgdr 
hirchCj  wie  Pfarr-,  Stifts-,  Klosterkirche  u.  s.  w.  zu  verstehen?    « 

Gott,  Christus  und  die  Armen  in  Christus  werden  bezüglieh 
des  Eigenthumes  mit  der  Kirche  in  den  Quellen  auf  Eine  Unie  ge- 
stellt. Was  hier  anf  Erden  der  Kirche  gehört ,  gehört  Gott  nsd 
Christo  und  den  Armen ,  als  Stellvertretern  Christi  und  di«it  in 
Absichten  und  Zwecken  Gottes  und  Christi  und  was  Gott  gehail 
gehört  der  Kirche  und  wird  nach  ihrer  Bestimmung  und  damit  mdi 
der  Absicht  Gottes  verwendet.  Dies  beruht  aber,  wie  bereits  ge- 
zeigt worden,  darauf,  dass  Gott  und  Christus  in  der  Kirche  in  über- 
natürlicher Weise  und  ganz  anders,  wie  sonst  auf  Erden,  gegenwir- 
tig  und  wirksam  sind,  dass  also  die  Kirche  in  Wahrheit  und  Wirk- 
lichkeit bezüglich  der  Erlösung  und  Beselignng  des  Maiseheoge- 
schlechtes  Gott  und  Christus  darstellt,  dass,  was  in  ihr  ist  v&d  ge- 
schieht ,  theils  unmittelbar  göttlich  ist ,  wie  bei  den  SaerameBtsu 
theils  auf  unmittelbarer  göttlicher  Einsetzung,  theils  auf  der  gdtt- 
liehen  Leitung  nnd  Fügung  beruht  Desshalb  wird  die  Kireke  m 
den  Quellen,  wie  in  der  hl.  Schrift  der  Leib  Christi  genannt,  weil 
Christus,  wie  die  Seele,  oder» deren  Hanptsit«  das  Hanpt,  Alles  in 
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der  Kirche  gestaltet,  trägt  nnd  wirkt;  desshalb  wird  sie  als  Braat, 
(ieroahlin  Christi  iu  den  Quellen  und  in  der  hl.  Schritt  bezeichnet, 
weil  sie,  wie  die  Frau  vom  Manne,  so  von  Christus  Stand,  FAhrung, 
Unterhalt  und  Schutz  empfängt    Nun  gibt  es  nur  Einen  Gott,  £inen 
Christus  und  sind  die  Armen  in  Christo  nur  Eine  Person,  ebenso  ist 
die  Kirche  Ein  Leib ,  Eine  Braut ,  also  Ein  Ganzes ;  da  aber  der 
Eine  Gott  und -Christus  bezüglich  des  Eigeuthnmes  am  Kirchenver- 
mögen der  Kirche,  d.  h.  seinem  Einen  Leibe,  seiner  Einzigen  Braut 
gleichgestellt  werden,  so  kann  auch  dieses  Eigenthum  nur  ein  Ein- 
ziges und  der  Eigenthümer  nur  ein  Einziger  und  da  die  Eine  Kirche 
als  solcher  bezeichnet  wird,  diese  blos  als  Ein  Ganzes ,  als  die  (?«- 
sammtkirche  Eigenthfimerin  des   Kirchenvermögens   sein.    Nur  in 
dieser  als  der  nach  .Gottes  und  Christi  Anordnung  gegliederten  und 
thätigen  Gesellschaft  wohnt  und  wirket  Gott  und  Christus  ganz  und 
vollkommen  hienieden  und  wie  es  in  Gott  und  Christus  nicht  Theile 
und  also  auch  in  dem  ihnen  zugeschriebenen  Eigenthume  nicht  solche 
gibt  und  geben  kann;  so  gibt  es  auch  in  der  Kirche  nicht  Theile 
nnd  darum  auch  nicht  in  ihr  getheiltea  Eigenthum.    In  der  Kirche 
finden  sich  allerdings  Glieder,  wie  in  dem  K<)rper;  allein  gleichwie 
die  Glieder  des  Leibes  nicht  Theile  desselben,  nämlich  von  einander 
getrennt  und  unabhängig ,  sondern  aufs  Engste  verbunden   und  von 
Einw  Seele  gestaltet  und  belebt  sind  und  wie,  was  dem  Gliede  ge- 
hört ,  dem  ganzen  Leibe  gehört  und  nur  desshalb  dem  Gliede  zu- 
kommt, weil  es  mit  dem  Leibe  vereint  ist ;  so  bilden  auch  die  Glie- 
der der  Kirche  in  ihr  nicht  gesonderte,  selbstständige  Theile,  vielmehr 
sind  sie  eine  Einzige,  von  Einer  Seele,  Christus,  gestaltete,  getragene 
und  belebte  Gesammtheit,  in  welcher  das  einzelne  Glied   nur  durch 
diese  besteht  und  was  es  ist  nnd  hat,  nur  wieder  die  Gesammtheit 
ist  and  hat.    Ecclesia  una   est  non  modo  unitate  fidei  et  caritatis 
vemm  etiam  unitate  finis  atque  regiminis  sub  communi  omnium  ca^ 
pite  Romano  Pontifice   adeoque   una   unitate   corporis.    Atque   hoc 
quidem  pertinet  celeberrimus  Cypriani  locus :    De  Unitate  ecclesi^te 
sub  initio,  ubi  prolatis  Pauli  verbis  Ephes.  4.  4:    Unum  corpus  et 
unus  Spiritus,  una  spes  vocationis  vestrae ,  unus  Dominus,  una  fides, 
unum  baptisma ;  subdit :    »Nemo  f raternitatem  mendacio  fallat ,  ne- 
mo fidei  veritatem  perfida  praevaricatione  corrumpat    Episcopatus 
unus  est,  cujus  a  singolis  in  solidum  pars  tenetur.    Ecclesia  quoque 
una  est,  quae  in  multitudinem  latius  incremento  foecunditatis  exten- 
ditur.c    ünde  seqoitar,  ne  divisionem  quidem  in  Episcopatus,  Archi- 
episcopatos ,  Patriarchatus  id  efficere ,  ut  ecclesia  veluti  in  totidem 
Corpora  scindatur,  sed  ad  modum  tantum  eam  pertinere,  quo  fidelium 
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regimen  apte  exerceatnr,  qni  nimirum  pro  immensa  sua  multitodine  gu- 
bernari  aliter  non  possent.  Tarquini  S.  J. :  juri»  ecci.  pnbliei  in- 
stitutiones  p.  66. 

Wie  demnach  im  canonischen  Rechte  in  Betreff  des  Kirchen- 
gutes  Gott,  Christas  and  die  Kirche  als  Eins  dargestellt  and  wie 
weder  Gott  und  Christus  noch  die  Kirche,  also  auch  nicht  dasOott 
und  der  Kirche  als  Einem  Gänsen  zustehende  Eigenthum  getheilt 
werden  können:  so  wird  dieselbe  Anschauung  in  dem  zweiten  Con- 
eile  von  Aachen  von  836,  cap.  7.{Hardauin^  Concil.  IV,  1441)  aus- 
gesprochen, wo  es  heilst:  Ecce  quibus  tanti doctoris  (Augustini) do- 
cumentis  instruimur,  quia  quod  in  capite,  praecessit,  in  corpore  ejus, 
quod  est  ecclesia,  videtur  impletum.  Porro  Ghrishim  et  ecdesiam  unam 
perscnam  esse  non  nescimus :  et  ideo ,  quae  ecciesiae  sunt ,  CbrisU 
sunt:  et  quae  eccle^uae  offerun^ur,  Christo  offeruntur.  Freilich  be- 
merkt dagegen  v.  JPosehinger  a.  a.  0.  S.  129:  »Ein  juristischer 
Werth  f&r  die  Entscheidung  der  Eigenthumsfrage  am  Kirchenver- 
mdgen  Iftsst  sich  aber  offenbar  diesem  Capitulare  (bei  WaUcr:  Cor- 
pus juris,  germ.  antiqui  II,  273:  qnaecunque.  .  .  Deo  Ecclesiaeque 
suae  a  quibuscunque  nitro  offeruntur ,  Domino  indubitanter  conse- 
crantur  et  ad  jus  pertinent  sacerdotum.  Et  quia  Chrieium  ei  Et- 
desiatn  unam  personam  esse  veraeüer  agnoseimusj  quaecumque  Ec- 
ciesiae sunt,  Christi  sunt  et  quae  Eoclesiae.  .  .  .  offeruntur,  Christo 
offeruntur)  nicht  beilegen;  denn  mögen  Christus  und  seine  Kircbe 
in  dogmatischer  Beziehung  noch  so  sehr  eine  Pers<(n  ausmachen ,  in 
streng  rechüicher  Bedeutung  des  Wortes  trifft  dies  nicht  zu :  ja  hier 
kann  dem  ersteren  nicht  einmal  das  Prädicat  »Persont  beigelegt 
werden;  denn  Person  nennen  wir,  wenn  wir  juristisch  sprechen ,  ein 
Subject  von  Rechten  und  Verbindlichkeiten.  Nach  dem  strengen 
Bechtsbegriffe  kann  nun  aber  Christus  offenbar  keine  Person  sein, 
da  er  als  Inhaber  von  weltlichen  Rechten  auch  Pflichten  zu  erfiUen 
hätte,  wodurch  ipso  jure  seine  Vollkommenheit  negirt  wäre.  Man 
sieht,  dass,  da  keine  juristische  Einheit  der  Personlidüceit  (Thristi 
und  seiner  Kirche  vorhanden  ist,  auch  von  einem  vermeintlichen  Ei- 
genthum Christi  nicht  auf  das  der  allgemeinen  Kirche  und  umge- 
kehrt geschlossen  werden  kann.  Allein  der  WortkMt  trifft  zu  und 
auf  Weiteres  scheint  man  sich  eben  nicht  einlassen  zu  wollen.« 

Wenn  nun  v.  Poschinger  auch  die  dogmatische  iänheit  Cihristl 
und  der  Kirche ,  als  Eine  Person ,  wie  sie  in  dem  angefthrten  Ca- 
pitulare und  im  ConcUe  von  Aachen  ausgesprochen  wird ,  nur  zo- 
geben und  nicht  ausdrficklich  anerkennen  will ;  so  wird  aber  doch, 
wie  gezeigt ,   die  Kirche  in  der   hL  Schrift  Christi  Leib   genannt. 
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eine  Bezeichnung,  welche  schlechterdings  nicht  anders  aufgefasst 
werden  kann,  als  dass  Christus  and  die  Kirche  zusammen  Ein  Gan- 
zes und  weil  eine  geistige  Einheit,  in  dieser  ihrer  Yerbindung  Eine 
Person  bilden.  Wenn  ferner  die  Kirche  die  Braut  Christi  heisst, 
so  sind  auch  in  dieser  Darstellungsweise  beide  als  die  Eine  eheliche 
Gemeinschaft,  als  die  Eine  Person  gedacht,  regiert  und  gelenkt  vom 
Bräutigame  Christo ,  als  dem  Haupte  und  wenn  der  Heiland  sich 
den  Bebstock  und  seine  Junger  die  Bebzweige  (Joh.  15,  1  ff.)  und 
die  Kirche  das  Beich  der  Himmel  (Matth.  13,  44  ff.)  das  Beich 
Gottes  (Marc.  4.  26,  30.)  nennt,  so  werden  dadurch  nothwendig  Gott 
und  Christus  ,  als  das  Unsichtbare ,  Eriullende ,  Wirkende  und  die 
Kirche  als  das  Sichtbare ,  Gestaltete ,  Belebte  und  Bewegte ,  beide 
aber  als  Ein  Ganzes,  eine  geistige  Einheit,  Eine  Person  bezeichnet. 
Diese  Wahrheit  der  innigsten  und  unnuflöslichen  Verbindung  Gottes 
und  Christi  mit  der  Kirche  zu  Einem  Ganzen  für  die  Erlösung  und 
Beseligung  des  Menschengeschlechtes  wurde  auch  stets  aufs  Be- 
stimmteste ausgesprochen  (Conc.  Trident.  Sess.  VI.,  can.  16;  XXIL 
can.  1.;  Concil.  Yatic.  I.  const.  dogm.  in  proem.) 

Allerdings  ist  Christus  keine  Person  in  streng  rechtlicher  Be- 
deutung des  Wortes,  aber,  nicht  desshalb ,  weil  »er  als  Inhaber  von 
weltlichen  Bechten  auch  Pflichten  zu  erfüllen  h&tte,  wodurch   ipso 
jure  seine  Vollkommenheit  negirt  w&re,<    sondern  einfach   darum 
weil  Christus  nicht  mehr  sichtbar   hier  auf  Erden   weilt.    Wäre  er 
noch  auf  dieser  Welt  gegenwärtig ,   so   wflrde  er  jetzt  wie  zur  Zeit 
seines  irdischen  Wandels  Bechte  z.  B.  Eigenthum  besitzen  k<)nnen 
und  Pflichten  z.  B.  Gehorsam  gegen  seine  hl.  Mutter  und  seinen  hl. 
Nährvater  zu  erfUlen  haben  und  dadurch  wflrde  nicht  blos  nicht 
»ipso  jure  seine  Vollkommenheit  negirt,«   im  Gegentheile   vielmehr 
erhdht.    Denn   seiner  menschlichen  Ncctur   nach   hatte  Christus  als 
wahrer  Mensch  Bechte  und  Pflichten  und  durch  Erfallnng  der  letz- 
teren erwarb  er  sich  Verdienste,  wie  er  denn  als  Mensch  zunehmen 
konnte  and  auch  wirklich  zunahm  an  Vollkommenheit  (Luc.  2,  52.) 
Wenn  also  der  Erlöser ,   aber  nicht  aus  dem  von  v.  Poschinger  un- 
richtig angegebenen  Grunde,  sondern  weil  er  nach  seiner  Himmel- 
fahrt nicht  mehr  sichtbar  auf  Erden  weilt ,  allerdigs  »kdne  Person 
in  streng  rechtlicher  Bedeutung  des  Wortes«  ist,  so  ist  mne  solche 
dagegen  die  Kirche  als  Gesammtkirche,  wie  später  noch  näher  nach- 
gewiesen wird.    Du  nun  aber  Christus  und  die  Kirche  als  Eine  Per- 
son aoch  bezflglich  des  Eirchengutes  dargestellt  werden  und  der  er- 
stere  eine  Person  in  streng  rechtlicher  Bedeutung  des  Wortes  nicht 
istf  so  muss  die  Kirche  nothwendig  diese  juristische  Person  sein  und 
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da  Christas  nur  Einer  und  ungetheilt  ist  und  als  soleher  nur  in 
der  Gesammtkirche^  nicht  aber  in  Theiien  derselbeui  ganz  and  ?oll- 
kommen  auf  Erden  gegenwärtig  ist  und  ausgeprägt  wird ,  so  dass 
Christus  und  die  Kirche  als  Ganzes  sich  vollständig  decken;  so  kann 
auch  blos  die  allgemeine  Kirche  Eigenth&merin  des  Kirchengntes 
sein«  So  trifft  nicht  allein  der  WorOaut  zu,  sondern  dies  ist  auch 
der  8mn  der  Worte  und  er  kann  vernünftiger  Weise  kein  anderar 
sein.  Poschinger  stellt  zwar  diesen  Sinn  in  Abrede ,  aber  er  gibt 
durchaus  nicht  an,  welchen  Sinn  denn  jene  Worte  nach  seiner  Mei- 
nung haben.    Oder  sind  sie  etwa  ohne  Sinn? 

§.  IB.   Die  Belege. 

Wenn  nun  aus  den  Stellen,  in  welchen  Gott,  Christas  und  die 
Kirche  neben  einander  genannt  werden,  mit  Nothwendigkeit  folgt, 
dass  die  Gesammtkirche  als  Eigenthumerin  des  Kirchenvermftgens 
in  der  streng  rechtlichen  Bedeutung  des  W<Mrtes  bezeichnet  wird; 
so  fehlen  auch  nicht  die  Belege,  in  welchen  geradeza  der  aMge- 
meinen  Kirche  das  Eigenthum  zugeschrieben  wird.  In  c.  89.  C.  12, 
q.  1.  heisst  es:  Episeopi,  qui  nihil  ex  sao  proprio  ecelesiae  Ckristi 
compensaverunt,  .  .  .  liberos  ex  familia  ecplesiae  ad  condemnationon 
suam  faoere  non  praesumant.  Impium  enim  est,  ul  qui  res  suas  ee- 
clesiae  Christi  non  eontulerit,  damnum  inferat  et  jus  ecclesiae  alienare 
eontendat.  Die  Kirche  Christi  kann  aber  nicht  als  »einet  Kirche 
Christi,  d.  h.  irgend  eine  Einzelkirche  aufgefasst  werden,  sondern  die 
Kurche  Christi  ist  und  kann  nur  seia  die  allgemeine  Kirche,  d.  h. 
die  Gesammtheit  Alles  dessen,  was  nach  der  Stiftung  und  Anord- 
nung Christi  als  ein  geschlossenes  Ganzes  in  der  sichtbaren  Weit 
vorhanden  ist.  Dieser  Sinn  ergibt  sich  auch  daraus ,  dass  der  er- 
wähnte Canon  eine  Vorschrift  fOr  alle  Bischöfe  und  alle  Sinzelkir- 
chen  enthält  und  dass  ein  Bisdiof,  wenn  er  auch  an  Kirehmi,  Klö- 
ster-, Schul-  oder  Armenanstalten  nicht  seiner,  sondern  jeder  belie- 
bigen Diöcese  Zuwendungen  machte,  Sklaven  seiner  Kirche  frei- 
lassen durfte,  dass  also  der  Ausdruck:  ecclesiae  Christi  compensa- 
verunt nothwendig  auf  die  Kirche  überhaupt ,  auf  die  allgemdne 
Kirche  gehen  muss.  Ganz  dasselbe  gilt  von  den  Ausdrflcken:  ne 
eedesia  Dei  ad  nihilum  redigatur  und:  quod  ecclesiae  iquste  abla- 
tnm  est,  reddere  compellatur  (sc.  episcopus)  in  c.  18.  C.  12,  q.  2. 
In  gleicher  Weise  kann  sich  auch  das  in  c  21.  eöd.  1.  Gesagte: 
Valde  iniquum  ergo  et  ingens  sacrileginm  est,  ut  quaecumque  vel 
pro  remedio  peccatomm  vel  salute  vd  requie  animarum  suarum  uniis- 
quisque  venerahüi  ecclesiae  eontulerit  aut  certe  reliquerit  •  •  .  io 
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aliud  transferri  vel  converti  permittatur  nur  auf  die  allgemeine  Kirche 
beadehen,  indem  nicht  blos  der  Ausdruck  »venerabilis  ecclesiac  diese 
und  nicht,  ausser  etwa  mit  einem  Beisätze,  eipe  Einzelkirche  bezeich- 
net, sondern  auch  der  Kirche  überhaupt  Vergabifngeu  gemacht  wer- 
den konnten  und  sicher  auch  wurden.  C.  3.  G.  12,  q.  3.  sagt :  Pon- 
tifices,  quibus  ....  ab  extraneis  aliquid  aut  cum  ecciesia  aut  se- 
questratim  aut  dimittitur  aut  donatur,  quia  hoc  ille,  qui  donat,  pro 
redemtione  animae  suae  non  commodo  sacerdotis  offerre  probatur, 
non  quasi  suum  proprium  sed  quasi  dimissum  ecciesiae  inter  facnl- 
tates  ecciesiae  computabunt.  Auch  hier  kann  »ecciesiae«  nur  die 
allgemeine  Kirche  bedeuten ;  denn  es  konnte  ganz  wohl  nicht  einer 
Einzelkirehe ,  sondern  der  Kirche  überhaupt  Etwas  hinterlassen  oder 
geschenkt  werden  und  wurde  es  gewiss  oft  in  der  That.  Canon  49. 
C.  12,  q.  2:  Sicut  ecciesia  proprias  res  amittere  non  debet,  ita 
etiam  rapacitatis  ardore  invadere  alienas  non  oportet,  enthalt  einen 
allgemeinen  Grundsatz,  wonach  die  der  Kirche  eigenthümlich  zuge- 
hörenden Gegenstände  ihr  nicht  entzogen  und  ebensowenig  von  ihr 
fremde,  widerrechtlich  angeeignet  werden  sollen,  was  doch  sowohl 
für  das  ungetheilte ,  als  auch  für  das  an  die  einzelnen  Kirchen 
und  Anstalten  vertheilte  Eigentbum  und  gleichfalls  für  den  Papst, 
den  Vorsteher  der  allgemeinen  Kirche  gilt,  wenn  er  in  ungesetz- 
licher willkürlicher  Weise  kirchliche  VermOgenstheile  irgend  welcher 
Diöccse  oder  Kirche  aus  dem  Kircheneigenthume  nehmen  oder  um- 
gekehrt in  irgend  einem  Theile  der  Erde  einen  der  Kirche  nicht 
eigenthümlich  zustehenden  Gegenstand  als  solchen  beanspruchen 
würde. 

üeberhaupt  wird  in  den  Quellen  und  auch  bei  den  Canouisten, 
wenn  es  sich  um  die  Beschaffenheit  des  Kirchengutes  im  Allgemein 
nen  handelt,  stets  und  zwar  an  unzähligen  Stelleu  von  der  ältesten 
bis  zur  neuesten  Zeit  nur  von  res,  bona  ecciesiae,  res  ecciesiasticae, 
bona  ecclesiastica  und  blos  wenn  es  das  Verhältniss,  in  welchem 
eine  einzelne  Kirche  zum  kirchlichen  Vermögen  sieht ,  betrifft ,  von 
einem  Eigenthume  der  letzteren  gesprochen,  ein  Umstand,  welcher 
doch  allein  daraus  erklärt  werden  kann,  dass  man  und  zwar  öfters 
unwillkührlich  das  Eigenthum  am  kirchlichen  Gute  seinem  eigent" 
liehen  Begriffe  und  allgeweinen  Charakter  nach  der  Gesammtkirche 
und  nur  in  besonderer  und  untergeordneter  Beziehung  einer  Einzel- 
kirche zuschrieb.  So  heisst  es  in  der  AUocution  vom  15.  Decem- 
her  1856:  Mexicanum  Gubernium  .  .  .  bona  omnia,  quae  eo<;Iesia 
in  tota  illa  republica  possidet,  .  .  .  vindicare  cupiens  .  .  .  ecclesiam 
suis  Omnibus  in  eadem   republica   bonis   ac   proprietatibus  omnino 
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spoliare  non  exhornüt.  ...  Et  quo  facilius  ac  citius  baec  bonwum 
ecclesiae  spoliatio  conficcretur,  haud  extimuit  .  .  .  ecclesiasticis  Coe- 
tibus  permittere,  ut  fundos  distraherent ;  und  in  der  Epistola  eneye- 
lica  Pii  IX.  vom  17.  September  1863  an  die  Bischöfe  der  Bepubbk 
Neu-6ranada:  Hisce  iniquissimis  legibus  .  .  .  suut  .  .  .  omnia  ec- 
clesiae bona  usurpata  diveiidita  ac  propterea  parochiae  et  religiosae 
utriusquie  sexus  familiae  et  clerus  ac  valetudinaria  domosqüe  refogii 
piaeque  sodalitates ,  beueficia  et  capellaniae  etiam  juris  pataronatos 
suis  sedibus  spoliatae. 

üebrigens  ist  in  Nummer  XXVI.  des  Syllabus  zu  der  Consti- 
tution Quanta  cura  vom  8.  December  1864:  Ecclesia  non  hab^t 
nativum  ac  legitimum  jus  acquirendi  ac  possidendi,  der  stärkste  Be- 
weis daiur,  dass  die  allgemeine  Kirche  Eigentbümerin  des  Kirehen- 
vermögens  ist.  Denn  wenn  die  Kirche  das  angeborene  Recht  hat, 
Eigenthum  zu  erwerben  und  zu  besitzen,  so  erhielt  sie  dieses  Beeht 
durch  ihre  Stiftung  von  Christus  selbst,  dieser  gründete  aber  die 
Kirche  als  Games,  als  GesamnUheit,  keineswegs  in  ihrer  Enttaltnog 
und  Entwickelung  in  einzelne ,  untergeordnete  Glieder ,  er  stiftete 
keine  Einzelkirche  und  keine  einzelne ,  besondere  Anstalt ,  sondern 
diese  Bildungen  verdanken  ihr  Entstehen  der  Qesammtkirche ;  alle 
einzelnen  Kirchen  und  kirchlichen  Anstalten  haben  daher  keines- 
wegs ein  angehomcs  Becht  auf  Eigenthum,  sondern  nur  ein  abge- 
leitetes, ein  fiberkommenes,  folglich  muss,  da  ^^x  »ecclesia«  ein  an- 
gebornes  Becht  auf  Erwerb  und  Besitz  von  Vermögen  von  Pias  IX. 
zugeschrieben  wird,  diese  »ecclesia«  die  allgemeine  Kirche  and  als 
solche  Eigentbümerin  des  Kirchengutes  sein. 

Qegen  alles  bisher  aus  den  verschiedensten  Aussprüchen  für 
das  Eigenthum  der  Kirche  als  eines  Qanzen  Angeführte  wendet  v. 
Poschinger  das  Folgende  ein.  Er  sagt  a.  a.  0.  S.  130:  »Bin  Be- 
weis für  das  Eigenthum  der  allgemeinen  Kirche  ist  aber  aach  in 
dieser  Stelle  ^)  nicht  zu  finden ;  denn  unter  dem  Ausdrucke  »res  ec- 
clesiae tradidit«  braucht  man  keineswegs  an  die  allgemeine  Krche 
zu  denken,  ja  dass  nur  eine  Kirche,  ein  kirchliches  Institut  daranter 
verstanden  werden  müsse,  geht  schon  daraus  hervor,  dass  es  ein  paar 
Zeilen  oberhalb  heisst:  »si  quis  eas  (sc.  res)  ab  eedesüs^  quibms  ö 
fidellbus  coUatae  Deoque  ^sacratae  sunt ,  aufert«  auf  das  ünzweidea* 

1)  Scimns  res  ecclesiae  Deo  esse  sacratas,  scimas  eas  esse  oblatäones  fide^ 
Harn  et  pretia  peccatorum ,  qoapropter  si  quis  eas  ab  ecclesiis ,  qmbas  a  fiJeli- 
bus  coLlatae  Deoque  sacratae  sunt,  aufert,  procul  dubio  sacrilegium  committit. 
Quisquis  ergo  nostrum  snas  res  ecclesiae  tradit,  Domino  Deo  illas  offert  et 
(ledicat  ot  non  alteri.    Capital.  Caroli  M.  L.  6.  c.   405. 
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tigste  hervor.    Obige  Stelle  beweist  nichts,  als  dass,  was  kein  recht- 
gläubiger Christ  bestreiten  wird,   im   letzten  Urgründe  Alles,   was 
kirchlichen  Zwecken  in  einzelnen  Kirchen  geweiht  wird^  im  Hinblick 
auf  GM    oder  Christus  gewidmet  ist  und  gewidmet  werden   muss, 
mit  anderen   Worten :    Ein  Opfer   ist ,   das  Gott   zu  Liebe  darge- 
bracht wird.«    Allein  zugegeben,  dass  man  in  der  angegebenen  Stelle 
unter  dem  Ausdrucke    »res    ecclesiae   tradidit«    keineswegs   an   die 
allgemeine  Kirche  zu  denken  braucht,  so  ist  es  doch  aus  den  oben 
besprochenen  Stellen,  in  denen  von  res  Dei,  Christi  et  ecclesiae,  von 
der  Kirche  als  dem  Leibe  Christi,  von  beiden  als  Einer  Person  und 
von  einer  ecclesia  Dei ,  Christi  geredet  wird ,   unbedingt  klar ,  dass 
hier  nicht  an  eine  Widmung,  ein  Opfer  aus  Liebe  zu  Gott  in  einem 
allgemeinen,  unbestimmten  Sinne,  sondern  an  eine  bleibende,  gäna^ 
liehe  Hingabe  in  rechtlicher  Beziehung,  also  an  die  Begründung  eines 
Eigenthumsverhftltnisses  den  Zwecken  Gottes  gemäss  gedacht  wird, 
welches  Eigenthum  ns^ch  den  angefahrten  Stellen,  wie  nachgewiesen 
wurde,  in  der  juristischen  Bedeutung  des  Wortes   nicht  Gott  oder 
Christus,  wohl  aber  der  allgemeinen  Kirche  beigelegt  wird  und  nur 
betgelegt  sein  kann.    Wenn   aber  v.  Poschinger  meint,  dass  unter 
dem  Ausdrucke :  res   ecclesiae  tradidit  auf  das  Unzweideutigste  nur 
eine  Kirche,  ein  kirchliches  Institut  verstanden  werden   mfisse,  weil 
es  ein  paar  Zeilen  oberhalb  heisse:  si  quis  eas  (sc.  res)  ab  ecclesiis, 
quibus  u  fidelibus  collatae  Deoque   sacratae  sunt,  aufert:   so  über- 
sieht er  nur,  dass  diese  seine  Behauptung  eine  reine  Annahme  ohne 
allen  Beweis  ist,  eine  petitio  principii,  ein  Fehler,  welchen  Herr  v. 
Poschinger  nicht  müde  wird,  Anderen  vorzuhalten,  den  er  aber  selbst 
häufig  genug  begeht.    Denn  das  ist   eben  gerade  die   Frage,  ob, 
wenn  der  ecclesia  und  den  ecclesiae  Eigenthum  zugeschrieben  wird, 
dasselbe  im  eigentlichen  und  wirklichen  Sinne  der  allgemeinen  oder 
jeder  enusdnen  Kirche  im  Anuscblusse  jener   zugeschrieben   werden 
müsse,  ob  also  die  kirchliche   Gesetzgebung   das  Hauptgewicht   auf 
die  Gesammt-  oder  auf  die  Einzelkirche  lege,  das  wesentliche  Leben 
90  zu  sagen  das  Herz  der  Kirche  in  jene  oder  in  diese  setze. 

§.  20,    Das  römische  Recht.  —  Constanün. 

Was  das  römische  Recht  anlangt,  so  beruft  man  sich  auf  das- 
selbe zum  Beweise,  dass  das  Eigenthum  am  Kirchenvermögen  der 
aUffemeinen  Kirche  zustehe.  Man  stützt  aber  auch  auf  dieselben 
Verordnungen  der  römischen  Kaiser  die  Ansicht,  dass  die  EineeU 
ürche^  oder  selbst  die  einzelne  Kirchengemeinde  Eigenthümerin  des 
Kircbengatea  sei. 

19« 
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Auf  die  Gesetzgebung  vor  Constauiin  braucht  hier  nicht  ein* 
gegangen  zu  werden.  Denn  so  gewiss  es  aacb  ist,  dass  die  Kirche 
schon  während  der  Verfolgung  Vermögen  besass  und  in  ihr  gleich- 
falls bereits  der  Träger  des  £igenthames,  sowie  die  Art  der  Verwen- 
düng  desselben  festgesetzt  sein  mussten,  ob  wohl  dies  Alles  von  der 
bürgerlichen  Gewalt  weder  anerkannt  noch  geschützt  wurde;  sowe- 
nig kann  ebendesswegen  aus  vereinzelten  Aeusserungen  von  Kaisern 
ein  einigermassen  sicherer  Sclilnss  auf  die  BeschaiFenheit  des  Kir* 
chenvermögens  gezogen  werden.  Auch  die  christlichen  Herrscher 
trafen  keineswegs  Anordnungen,  welche  Natur  und  Charakter  des 
Kirchengutes  erst  festsetzten  oder  vei-änderten ,  sondern  sie  gaben 
dem  von  der  Kirche  selbst  ihrer  Verfassung  gemäss  bestimmten 
Rechte  bezüglich  ihres  Veripögens  nur  staatliche,  gesetzliche  Geltung 
und  Schutz.  Dass  die  christlichen  Kaiser  lediglich  in  der  bezeich- 
neten Weise  hinsichtlich  der  kirchlichen  fiigenthumsverhältnisse  thä- 
tig  waren,  geht  nicht  blos  aus  ihren  Verfugungen  unzweideutig  her- 
vor, sondern  es  liegt  auch  in  der  Sache  selbst.  Denn  während  eines 
dreihundertjährigen  Zeitraumes  wurden  zahlreiche  Gebäude  als  Got- 
teshäuser, ansehnliche  Läodereien  als  Begräbnissorte,  Häuser,  Guter 
und  werthvolie  Gegenstände  in  grosser  Menge  behufs  der  Wohnung 
und  des  Unterhaltes  der  Geistlichkeit,  der  Unterstützung  der  Annen 
und  der  Verwendung  für  den  Gottesdienst,  wie  es  die  Geschichte 
bezeugt,  der  Kirche  allenthalben  zur  Verfügung  gestellt.  Desshalb 
musste  nothwendig  zur  Vermeidung  von  Verwirrung,  Unordnung  und 
Streit  während  dieses  langen  Zeitraumes  von  der  Kirche  die  Regel- 
ung der  auf  das  ihr  zu  kirchlichen  Zwecken  Übermächte  Vermögen 
bezüglichen  Verhältnisse  vorgenommen  worden  sein  und  zwar  natür- 
lich in  der  Weise  und  nach  den  Grundsätzen ,  wie  dieses  bereits 
von  Christus  und  den  Aposteln  selbst  geschehen  war  und  es  in  der 
von  Gott  der  Kirche  gegebenen  Verfassung  und  Einrichtung  lag. 
So  erklärt  es  sich,  warum  alsbald,  nachdem  der  Kirche  die  äussere 
Freiheit  gegeben  war ,  auch  die  kirchlichen  Eigenthumsverhältnisse 
in  ihr  durchaus  geordnet  erschienen  und  die  kirchliche  Gesetzgebung 
unter  den  christlichen  Kaisern  in  sehr  nianigfacher  Weise  auf  der 
vorhandenen  Grundlage  fortbaute.  Die  Regelung  der  Vermögens- 
rechte der  Kirche  ist  aber  auch  ein  wesentlicher  Ausfluss  ihrer  Selbst- 
ständigkeit ,  indem  diese  zur  Erreichung  des  Zweckes  der  Kurche 
nothwendig  fordert,  dass  sie  selbst,  welche  allein  ihren  Zweck  erken- 
nen und  verfolgen  kann,  auch  hierzu  die  Mittel  beschafft,  erhält  und 
verwendet  und  darin  niclit  von  einem  Änderen  abhängen  darf,  weil 
sonst  die  Erreichung  oder,  Verhinderung  des  Zweckes  der  Kirche  in 
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die  Hand  eines  Fremden  gelegt,  mitbin  die  Kirche  ein  Werkzeug 
dieses  letzteren  und  eine  nicht  für  sich  bestehende  Anstalt  wäre, 
was  gegen  ilire  göttliche  Stiftung  Verstössen  wurde.  Desswegcii  er--  ' 
kannte  die  Kirche  auch  zu  keiner  Zeit  ein  Recht  der  weltlichen,  wenn 
gleich  christlicheu  Gewalt  auf  eine  ihr  an  sich  zustehende,  wesent- 
liche und  grundsätzliche  Einwirkung  auf  die  kirchlichen  Vermögeus- 
verhältnisse  an  und  es  sind  darum  die  Verordnungen  der  christ- 
lichen Herrscher  j^es  alten  römischen  Reiches  im  Morgen-  und  Abend- 
lande auch  nur  als  Zeugnisse  und  Beweise  für  den  damaligen  Stand 
der  kirchlichen  Gesetzgebung  liinsichtlich  dieses  Gegenstandes  zu 
betrachten. 

Wenn  v.  Poschinger  vor  den  Verfugungen  der  christlichen 
Herrscher  das  Toleranzedict  %  erlassen  von  Gahrias  unter  den  Schmer- 
zen einer  eckelhaften  Krankheit  (811)  anführt,  so  spricht  sich  das- 
selbe über  das  Eigenthum  am  Kirchenvermögen  weder  direct  noch 
indirect  aus.  Denn  man  mag  den  Ausdruck  »conventicula«  im 
Sinne  von  Versammlung  oder  von  dem  Orte,  an  welchem  eine  solche 
gehalten  wird ,  verstehen ,  so  folgt  daraus  nur ,  dass  die  Christen 
religiöse  Zusammenkünfte  hatten ;  ob  aber  der  Ort,  an  dem  sie  statt- 
fanden, der  christlichen  Gesellschaft  im  Allgemeinen  oder  der  be- 
trefienden  einzelnen  christlichen  Gemeinschaft  eigenthOmlicb  zuge- 
börte  oder  nur  gemiethet  oder  von  einem  Christen  umsonst  und  wi- 
derruflich gegeben  war,  geht  aus  jener  Verfügung  in  keiner  Weise 
hervor.  Dass  an  der  angefahrten  Stelle  aber  das  Wort  »conventi- 
cula«  eher  den  Versammlungsort,  die  einzelnen  Kirchen  bedeute, 
ist  also  an  sich  gleichgiltig ,  weil  auch  in  diesem  Falle  die  Frage 
über  das  Eigenthum  unbeantwortet  bleibt,  obwohl  die  ganze  Fassung 
der  Vertagung  und  auch  der  Ausdruck  »conventicula  componerec 
hier  gewiss  eher  »Versammlungen  veranstalten«  heisst,  indem  das 
Wort  »conventicula«  nicht  blos  von  Cicero^  pro  Domo  c.  28.,  son- 
dern auch  z.  B.  in  c.  57.  Cod.  Theod.  16.  5. 2)  in  der  Bedeutung 
von  Zusammenkunft  unstreitig  gebraucht  wird. 

Das  von  Constaniin  und  seinem  Schwager  Licinius  erlassene 
Duldungsgesetz  von  312 ')  spricht  aber  bestimmt  aus ,  dass  an  den 

1)  Üt  denuo  sint  ChristiaDi  et  conventicula  8iia  componant ,  ita  ut  ne 
quid  contra  discipUnam  agant.    Lacianiius:  de  morte  persecutor  c.  34. 

2)  Montanistae  conveniendi  vel  celebrandi  coetus  ademtam  intelligant  fa* 
coltatem,  ita  ut,  si  conventus  illicitos  celebraverint ,  clerici  eorum  et  episcopi 
sjre  presbjteri  vel  diaconi,  qai  nefaria  conventicula  ineunda  tentaverintf 
.  .  .  stilnm  deportationis  excipiant. 

3)  Sed  et  Dominica  saa  ipsis  instaurare  concessum  est.  Ceternm  ut  in- 
dulgentia  nostra  prolixior  appareat ,  iUud  etiam  sancire  vohiimus ,   nt   si   quae 
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Hänsern  und  Grundstücken,  welche  vom  Fiscus  oder  von  Städten  ein- 
gezogen oder  verkauft  oder  verschenkt  worden  seien,  die  Christen 
und  zwar  sie  als  Gesellschaft  (denn  nur  als  solche  bestanden  sie) 
Eigenthumsrechte  besassen  und  dass  ein  Eigenthümer  vorhanden  war, 
wenn  auch  derselbe  in  der  Verfügung  nicht  ausdrflcklich  angegeben 
wird,  obgleich  die  Ausdrücke:  ad  jus  ac  dominium  (Ghristianomm) 
eher  aut  die  Annahme  eines  Eigenthumrechtes  der  christlichen  Ge- 
nossenschaft überhaupt,  also  der  allgemeinen  Kirche,  als  auf  ein  sol- 
ches der  einzelnen  Kirchen  oder  der  zu  ihnen  gehörenden  Gemein- 
schaften hinweisen.  Das  gleichfalls  von  Constantin  und  Licinius 
erlassene  Edict  von  Mailand  von  313^)  ertheilt  die  Freiheit  für  Je- 
den, die  christliche  Beligion  anzunehmen  und  für  die  Christen,  sie  un- 
gestört zu  bekennen  und  auszuüben  und  erstattet  alle  denselben  ent- 
zogenen Gotteshäuser  und  Grundstücke  zurück.  Diese  Verfügung 
hatte  detnnach  lediglich  den  praktischen  Zweck,  zu  veranlassen,  dass 
die  vom  Fiscus  und  Städteverwaltungen  in  Besitz  genommenen, 
früher  den  Christen  gehörigen  Güter  an  dieselben  zurückgegeben 
würden;  über  das  Eigenthumsverbältniss ,  in  welchem  diese  Gegen- 
stände nach  den  Bestimmungen  des  christlichen  Gemeinwesens  seihst 


domiis  ant  loca  ad  jos  Chiistianoram  antehac  pertüientia,  ex  jossione  parentain 
nostrornm  ad  jus  fisci  deyoiuta  sint,  ant  ab  aliqna  civitate  occapata  ant  certe 
▼endita  ant  alicoi  dono  data,  cuncta  ad  pristinum  jns  ac  dominiam  Cbristiano- 
mm  revocentur  (t«UTa  irovra  di  xo  apyoTov  Stxatov  trov  XpiTCiovbyy  ovauXri^va*. 
IxsXeüaatjuv.)    Euseb.  bist.  eccl.  9,  10. 

1)  Itaque  hoc  consilio  salubri  ac  rectissima  ratione  inenndnm  esse  credi- 
dimns,  ut  nalli  omnino  facnltatem  abnegandam  pataremns,  qni  yel  obserrationi 
Ghristianoram  yel  ei  religioni  mentem  snam  dederet,  quam  ipse  sibi  aptissimam 
esse  sentiret.  .  .  .  Qaae  soUicitadini  toae  plenissime  significanda  esse  eredidi- 
mus,  quo  scires.  nos  liberam  atque  absolatam  colendae  reli|^ionis  saae  facalta- 
tem  iisdem  Christianis  dedisse.  .  .  .  Atqae  hoc  insuper  in  persona  ChristianO' 
rnm  stataendum  esse  censnimnS;  quod  si  eadem  loca,  ad  qnae  antea  conTenire 
eonsueverant,  de  qnibns  etiam  datis  ad  officiam  tnnm  litteris  certa  antehac 
forma  fnerat  coraprehensa,  priore  tempore  aliqnid  yel  a  lisop  nostro  vel  ab  aiio 
qnocnnqne  yidentnr  esse  mercati,  eadem  Christianis  sine  pecnnia  et  sine  nila 
pretii  petitione,  .  .  .  restitnantnr.  Qui  etiam  dono  faerunt  consccnti,  eadeto  si- 
militer  iisdem  Christianis  qnantocins  reddent;  etiam  yel  hi  qoi  ememnt  yel 
qni  dono  erant  consecuti,  si  petiyerint,  de  nostra  beneyolentia  aliqnid  ricarinm 
postnlent,  qno  et  ipsis  per  nostram  clementiam  consnlatnr,  qnae  omnia  eorpori 
Ghristianomm  protinns  per  intercessionem  tnam  ac  sine  mora  tradi  oportebit* 
Et  quoniam  iidem  Christian!  non  ea  loca  tantnm,  ad  qnae  conyenire  consneye- 
mnt,  sed  alia  etiam  habnisse  noscnntnr,  ad  jns  corporis  eoram,  id  est  ecdesia- 
rum,  non  hominum  singnlomm  pertinentia,  ea  omnia  lege,  qna  snperins  com- 
prehendimns,  circa  nllam  prorsns  ambiguitatem  yel  oontroyersiam  iisdem  Chri- 
stianis, id  est  eorpori  et  conyenticnlis  eorum,  reddi  jubebis. 
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stunden,  wollte  und  konnte  das  Edict  sich  nicht  aussprechen ;  es  ge- 
nügte ihm,  dass  die  den  Christen  entrissenen  Güter  ihnen  thatsäch- 
lich  wieder  zugestellt  würden,  die  Ordnnncr  des  rechtlichen  Verhält- 
nisses überliess  es  natürlich  der  christlichen  Genossenschaft  selbst. 
Je  nachdem  unter  den  Ausdrücken  »corpus  Christianorum«  und 
»conventiculis«  die  kirchliche  Gemeinde  oder  die  Kirche,  die  kirch- 
liche Anstalt,  Stelle  verstanden  wird,  behauptet  man,  dass  das  Eigen- 
thura  der  ersteren  oder  der  letzteren  durch  die  kaiserliche  Verord- 
nung überwiesen  worden  sei.  Der  Begriff  der  »Kirchengemeindec 
wird  hier  nun  in  dem  Sinne  gefasst ,  dass  er  eine  zur  Erreichung 
des  kirchlichen  Zweckes  gebildete  christliche  Gemeinschaft  bezeich- 
net, so  dass  die  Gründung  derselben  und  die  Beschaffung  der  zur  Er- 
reichung ihres  Zweckes  erforderlichen  Mittel,  z.  B.  eines  Kirchen- 
gebäudes, eines  Pfarrers  bei  einer  Kirchengemeinde  wesentlich  auf 
dem  Willen  der  Gesellschaft  beruhen.  In  diesem  Falle  liegt  der 
Schwerpunkt  in  der  Gesellscbnft  selbst,  d.  h.  in  den  einzelnen  Mit- 
gliedern und  darnach  muss  denn  auch  die  Frage  bezüglich  deren 
Auflösung  und  des  Anspruches  auf  das  gemeinschaftliche  Vermögen 
beantwortet  werden.  Dieser  durchaus  protestantische  Begriff  von 
Kirchengemeinde  wird  aber  ganz  willkürlich  in  die  katholiche  Kir- 
chenverfassung  hineingetragen.  Denn  die  katholische  Kirche  und 
das  katholische  Kirchenrecht  kennen  diesen  Begriff  von  Kirchenge- 
meinde nicht.  Vielmehr  gibt  es  in  der  katholischen  Kirche,  in'ihrer 
Verfassung  und  ihrem  Rechte  nach  dem  Grundsatze,  dass  in  ihr  ge- 
mäss der  Anordnung  Christi  Alles  von  Oben  nach  Unten  ausgeht. 
(Johann.  15,  16  J)  keine  Genossenschaffc  fSr  kirchliche  Zwecke  jeder 
Art  ohne  Genehmigttvg  des  Bischofes  heeichuntgstveise  des  Papstes^ 
so  dass  jede  kirchliche  Gesellschaft  ihr  Bestehen  und  ihre  Thätig* 
keit  nicht  ihrem  eigenen  Willen,  sondern  dem  Willen  des  Bischofes 
oder  Papstes  verdankt ,  wenn  auch  ihre  Mitglieder  den  Gedanken 
der  Gründung  einer  derartigen  Verbindung  selbst  zuerst  fassten  und 
deren  Zweck  und  Einrichtung  festsetzten.  Daher  kann  keine  Pfar- 
rei, keine  Kirchengemeinde  gebildet  werden  ausser  durch  den  Bi- 
schof, indem  er  die  Errichtung  einer  solchen  entweder  selbst  veran- 
lasst oder  genehmigt  c.  1 1  und  20.  C.  q.  7. ;  Trident.  Sess.  24.  c 
13.  de  Beform.;  Sess.  21.  c.  4.  de  Reform. 

Ebenso  darf  sich  ohne  Genehmigung  des  Bischofes  keine  Klo- 
stergemeinde (c.  10  und  12.  C.  18.  q.  2:;  Trident.  Sess.  25.  c.  3. 
de  Regulär.),  keine  religiöse  Genossenschaft  mit  einfachen  Gelübden 

1 )  Non  V08  elegistifl  me,  sed  ego.  elegi  vos  et  posni  tos  ,  at  eatis  et  frac- 
tarn  afferatis  et  frnctns  vester  maneat. 
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(c.  13.  C.  18.  q.  1.),  keime  Bruderschaft  (Gonstit.  Clement  VllL 
7.  December  1604,  §.  5.)  und  ohne  Bestätigung  des  Papstes  kein 
eigentlicher  Orden  bilden  (c.  un.  VI.  3.  17.  de  relig«  dorn.;  c.  un 
VI.  3.  15.  de  Yoto.)  Wenn  auch  eine  Anzahl  von  Gläubigen  zu  je- 
der kirchlichen  Einrichtung  gefordert  wird  (c.  3.  §.  1.  G.  10.  q.  3.) 
und  die  letztere  immer  nur  dem  geistlichen  Nuteen  der  Christen 
dient,  so  sind  doch  nicht  die  Gläubigen ,  welchen  eine  solche  Ein- 
richtung geistigen  Vortheil  gewährt,  die  Begründer  und  Urheber  des 
kirchlichen  Institutes,  sondern  diese  sind  stets  nur  die  kircblicheo 
Obern.  Wie  also  eine  kirchliche  Anstalt  nicht  besteht  ohne  Mit- 
glieder der  Kirche  und  nicht  ohne  Rücksicht  auf  dieselben,  so  bil- 
den die  Gläubigen  eine  kirchliche  Einrichtung  nur  durch  den  Willeo 
der  zuständigen  geistlichen  Vorsteher. 

Man  kann  daher  nach  katholischem  Eirchenrechte  die  Eircheo- 
gemeinde  und  die  kirchliche  Anstalt ,  die  Anstaltkirche  nteht  als 
zwei  getrennte ,  selbstständige  Einrichtungen  betrachten ,  sonders 
beide  machen  zusammen  rechtlich  und  thatsächlich  nur  Ein  kirch- 
liches Ganzes ,  Eine  kirchliche  Einrichtung  z.  B.  eine  Pfarrei ,  eine 
Pfarrkirche,  eine  Ordensniederlassung,  ein  Eloster  aus,  gerade  wie 
in  der  Gesammtkirche  nicht  die  Menge  der  Gläubigen  von  den  kirch- 
lichen Obern,  Vorschriften  und  Einrichtungen,  durch  welches  Alles 
die  allgemeine  Eirche  gebildet  wird,  getrennt  werden  kann. 

'Daher  ist  es  an  sich  gleich  giltig,  ob  der  in  dem  Edicte  von 
313  gebrauchte  Ausdruck  »conventiculac  in  der  Bedeutung  yon  Eir- 
chengemeinden  oder  von  Eirchen  genommen  wird ;  denn  die  Sarchen- 
gemeinde  im  protestantischen  Sinne ,  in  welchem  dieses  Wort  ron 
Eichhorn,  Savigny  und  Hübler  gefasst  wird,  besteht  rechtlich  nicht 
in  der  katholischen  Eirche  und  damit  fallen  von  selbst  die  aas  die- 
sem unrichtigen  Begriffe  sich  ergebenden  Folgerungen  z.  B.  hinsieht* 
lieh  des  Eirchenvermögens  bei  Aufhebung  oder  Abfall  einer  solchen 
Gemeinde,  auch  bilden  die  Eirchengemeinde  und  die  Eirche  nnr  Ein 
ungetrenntes  und  untrennbares  Ganzes.  In  dem  erwähnten  Edicte 
sollen  nach  v.  Poschinger  a.  a.  0.  S.  32  gewiss  nur  die  etn^iieii 
Kirchen  als  eigenthumsfähig  anerkannt  sein  und  zwar  w^n  der 
Ausdrücke  »ad  jus  corporis  eorum ,  id  est  ecclesiarum^  und  »cor- 
pari  et  convefiOcuiis.^  Allein  die  Behauptung:  »die  Bömer  sprachen 
von  einem  corpus  Christianorum  ebenso  wie  von  einem  corpus  Sabi- 
norum,  weit  entfernt,  diese  Vereinigung  desshalb  als  eine  juristische 
Person,  als  eine  Corporation  aufzufassen,«  ist  denn  doch  lediglidi 
eine  reine  Annahme  ohne  allen  Beweis. 

Im  Gegentheile  ist  gewiss  festzuhalten,  dass,  wenn  auch  Con- 
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stantin  und  Licinins  die  Verfassung  der  Kirche  selbst  nicht  genau 
kannten,  sie  doch  die  Absicht  hatten ,  dieselbe  bei   diesem  Gnaden- 
acte  in  dem  Sinne  und  in  der  Art  zu  nehmen,  wie  die  Verfassung 
der  Kirche  von  den  Christen  selbst  betrachtet  wurde.    Wenn  sie  da- 
her von  einem  »corpus  Christianorüm«  sprechen,  so  wollten  sie  doch 
offenbar  die  Genossenschaft   der  Christen  so  aufgefasst  liaben ,   wie 
diese  selbst  es  thaten;  denn  eine  andere  Körperschaft  der  Christen 
als  die  wirklich,  thatsächlich  bestehende  gab    es  nicht.    Diese  war 
aber  die  Kirche,  die  allgemeine  Kirche,  mit  ihren  Obern  und  allen 
ihren  Einrichtungen,   wie  sie  als  ein  festes  gegliedertes  Ganzes,  als 
eine  moralische  Person,  als  eine  Corporation  von  den  Christen  stets 
betrachtet  und  in  den  verschiedensten  Ausdrücken  bezeichnet  wurde 
und  sich  auch  alsbald  sichtbar  als  eine  solche  geschlossene  Einheit 
auf  dem  Concile  zu  Nicäa  (325)  darstellte.    Der   Ausdruck  »corpus 
Christianorüm  €  bezeichnet  offenbar  die  geordnete  kirchliche  Gemein* 
Schaft  der  Christen  gegenüber  den  einfachen  »Christiani  ,€  von  wel* 
chen  das  Edict  spricht,  was  durch  den  Beisatz  »non  hominum  singu- 
lornm«  unzweifelhatt  wird.    Dass  die  hier  gegebene  Auffassung  drs 
»corpus  Christianorüm«  die  richtige  ist,   geht  auch   aus  folgender 
Stelle  des  Edictes  selbst  noch   hervor:    »In  quibus  omnibus,  mpra 
dicto  corpari  Christianorüm  intercessionem  tuam  efficacissimam  ex- 
hibere  debebis,«  indem  hier  doch  nur  von  der  allgemeinen  Kirche, 
wie  sie  räumlich  überall  besteht  und  durch  ihre  Bisehöfe  und  ihr 
Oberhaupt  regiert  wird,  die  Rede  ist.    Und  wenn  Lactatitius  (1.  c.) 
die  Wirkung  des  Edictes  mit  den  Worten:     »His  litteris  propositis 
etiam  verbo  hortatus  est  (Licinins),  ut  conventicula  in  statum  pris- 
tinum  redderentur.    Sic  ab  eversa  eccksia  usque  ad  restitutam  fue- 
runt  anni  decem ,  nienses  plus  minus  quatuor«   bezeichnet ,   so  gibt 
er  das  »corpus  Christianorüm«  mit  »ecclesia«  wieder   und  unter  der 
letzteren  kann  er  an  diesem  Orte  nur  die  Gesammt-    und  nicht  die 
Einzelkirche  verstanden  haben.    Wenn  v.  Poscliinger  wegen   »id  est 
ecclesiarnm«  und  »et  conventiculis  eorum«  annimmt,   dass  hier  nur 
von  einer  Eigenthumsfähigkeit  der  einzelnen  und  zwar  der  bischöf- 
lichen Kirchen  gesprochen  werden  könne,  indem  damals  Pfarrkirchen 
noch  nicht  bestanden  hätten  und  wenn  derselbe  behauptet,  dass  der 
Ausdmck  »corpus  Christianorüm«  keineswegs  auch   eine  corporative 
Persönlichkeit  bezeichne;  somüsste,  da  »corpus  Christianorüm«  durch 
»id  est  ecclesiarnm«  bestimmt  und  in  den  Worten  »iisdem  Christia- 
113,  id   est  corpori  et  conventiculis  eorum«  den  letzteren  ganz  gleich- 
restellt  wird,  den  bischöflichen  Kirchen  selbst  die  Eigenthumsfähig- 
ceit  gleichfalls   abgesprochen   werden.    Nimmt   man   aber   für   das 
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»corpus  Christianorunic  im  Sinne  von  bischöflicher  Kirche  Eigen- 
thnnastähigkeit  an,  so  sind  ai)e  diese  Ausdrücke  völlig-  gleichbedeu- 
tend und  es  ist  nicht  einzusehen,  warum  in  diesem  Falle  nicht  ein- 
fach »ad  jus  eeclesiarum  eornmc  und  »iisdem  Christianis  id  est  con* 
venticulis  eorum«  gesetzt  ist,  was  dann  ungleich  klar^  wäre.  Wird 
dagegen  »corpus  Cliristianornro«  von  der  allgemeinen  Kirche  Ter- 
standen,  so  erklären  die  Znsätze  »id  est  ecclesianimc  und  »et  con- 
venticulis  eorum«  und  zwar  durchaus  nicht  fiberflfissig,  an  wen  fV 
nerhalb  der  kirclilichen  Oemeinschaft  im  betreffenden  Falle  die  den 
Ghrist^ün  entrissenen  Gnmdstücke  thatsächlich  zurückerstattet  werden 
sollen,  nämlich  an  die  einzelnen  Kirchen,  da  die  allgemeine  Kirche 
in  Raum  und  Zeit  nur  in  den  verschiedenen  einzelnen  Kirchen  l^e- 
steht  und  wirklich  ist  und  nur  iu  dieser  Weise  wirklich  sein  kann. 

Eine  gleiche  Bewandniss  wie  mit  dem  erwähnten  Edicte  bat 
es  auch  mit  der  Verordnung  Ctmstanfins  vom  Jahre  321-^),  durcb 
welche  er  der  Kirche  die  Fähigkeit  verlieh,  rechtsgiltig  letztwillige 
Veiffignngen  zu  erhalten. 

Auch  hier  ^ird  wieder  behauptet ,  die  Erbfähigkeit  sei  dei 
Kirchengemoinden,  von  Anderen  den  Einzelkirchen  und  dann  sie  sei 
der  allgemeinen  Kirche  und  iu  ihr  den  einzelnen  Kirchen  zuerkannt 
worden.  Was  bereits  über  die  Auffassung  des  Ausdruckes  »con?en- 
ticnla«  als  Kirchengemeinden  oder  Einzelkirchen  bemerkt  wurde,  gilt 
auch  von  der  nämlichen  Auslegung  des  Wortes'  »concilium.c  D<k1i 
bedeutet  das  letztere  stets  nur  eine  Zusammenkunft,  Vereinigung. 
Gesellschaft,  nicht  aber,  wie  conventiculum ,  auch  den  Ort  der  Ver- 
sammlung. 

Dass  der  Ausdruck  »catholicae«  die  katholische  Kirche  be- 
zeichne ,  ist  von  allen  Seiten  .  zugestanden.  Nun  behauptet  man. 
dass  in  der  angefahrten  Verordnung  Constantin's  von  einer  letztvii' 
ligen  Zuwendung  an  eine  Kirchengemeinde  oder  eine  Kirche  der  ka- 
tholischen Kirche,  nicht  aber  von  einer  Verfugung  an  die  katholische 
Kirche,  selbst  geredet  werde ,  indem  »conciliumc  die  einzelne  Kor- 
perschaft innerhalb  der  katholischen  Kirche  bezeichne.  Allein  wen?. 
V.  Poschinger  sich  dafBr,  dass  in  jener  Verordnung  nur  den  Eiaiel- 
kitchen  Erbfähigkeit  zuerkannt  werde,  auf  die  Noten  Godefroy's  n 
1.  4.  C.  Theodos.  16,  2.  de  episc.  etc.  beruft,  so  sagt  dieser  iwar. 
der  Sinn  sei,  »ecclesiae  cuicumque  catholicae«  könne  Etwas  hinter- 
lassen werden,  aus  diesem  Ausspruche  folgt  aber  nicht,  dass  Go»i^ 

1)  Habeat  unusqnisque  licentiam,  sanctissimo  catholicae  TeB€rabiu<J^ 
concilio  decedens  bononiin,  qnod  optavit,  relinqaere.  Non  «int  casaa  judw»  • 
4.  Cod.  Theodos.  16,  2.  de  episcopis  etc. 
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froy  nicht  die  allgemeine  Kirche,  sondern  nur  die  einzelne  katholische 
Kirche  für  eigeniharasf&hig  betrachtet  habe ;  denn  es.kann  und  wird 
in  der  Regel  eine  Zuwendung  an  eine  einzelne  Kirche  geschehen, 
vireil  die  allgemeine  Kirche  nnr  in  den  Einzelkirchen  wirklich  ist, 
aber  damit  ist  nicht  die  Einzelkirche  als  für  sich  bestehendes  und 
von  der  allgemeinen  Kirche  nnabhftngiges  Rechtssubject  geroeinti 
sondern  ,als  solches  wird  die  allgemeine  Kirche ,  deren  untrennbares 
Glied  die  Einzelkirche  ist,  betrachtet.  ^  Dass  Oodefroy  die  obige  Stelle 
in  diesem  Sinne  auffasste,  geht  ans  der  Aeussemng  hervor:  »conci* 
lium  est  corpus  speciale  cujusqne  loci ;  et  hie  concüium  caihoUcae 
pro  ecclesia  eaiholiea,€  welch  letzterer  Ausdruck  doch  nicht  wohl  in 
der  Bedeutung  von  >einer  katholischen  Kirche«  statt  ^der  katho- 
lischen Kirche«  genommen  werden  kann.  Dio  hier  gegebene  Auf- 
fassung der  Worte:  »sanctissimo  catbolicae  venerabilique  concilio« 
wird  authentisch  bestätigt  durch  den  in  der  1.  1.  C.  Justin.  1.  2. 
de  sacros.  ecci.  als  gleichbedeutend  gebrauchten  Ausdruck:*  sanctis- 
simo caiholico  venerabilique  conct7to,«  in  welchem  nur  die  allgemeine 
Kirche  gemeint  sein  kann.  Wenn  auch  »concilinm«  für  sich  allein 
nicht  die  allgemeine  Kirche  bedeutet,  so  ist  damit,  wie  Hilbler  a.  a.  0. 
S.  109  glaubt,  die  Sache  noch  nicht  abgethan,  da  dieses  Wort,  was 
Hübler  ganz  ausser  Acht  lässt,  in  der  Verbindung :  »sanctissimo  crr- 
thiciko  venerabilique  concilio«  nothwendig  die  allgemeine  Kirche  be- 
deuten muss.  Ueberhaupt  wird  man  auf  einfache  und  natürliche 
Weise  in  jener  Stello  finden,  dass  von  der  heiligen  und  ehrwürdigen 
Gemeinschaft  der  katholischen  Kirche,  d.  h.  von  der  heiligen  und 
ehrwürdigen  katholischen  Kirche,  nicht  aber  von  einer  heiligen  und 
ehrwürdigen  Genossenschaft  innerhalb  der  katholischen  Kirche  gere«" 
det  wird ,  zumal  doch  gewiss  der  katholischen  Kirche  überhaupt, 
ohne  alle  Benennung  einer  Einzelkirche  Zuwendungen  gemacht  wur- 
den ,  wenn  dieselben  auch  von  dem  bezüglichen  Obern ,  wie  es  der 
Natur  der  Sache  nach  nicht  anders  sein  konnte,  den  einzelnen  Kir- 
chen zur  Verwendung  überwiesen  wurden.  Denn  nicht  blos  war  zur 
Zeit  Constantins  kirchliches  Eigenthum  den  Diöcesen  und  bischöf- 
lichen Kirchen  zugetbeilt,  sondern  in  grösseren  Städten,  so  nament- 
lich in  Born,  gab  es  auch  schon  im  dritten  Jahrhunderte  {Walter^ 
Lehrbuch  des  Kirchenrechtes  §.  147)  für  einzelne  Bezirke  innerhalb 
der  Stadt  besondere  Gotteshäuser  und  auch  vielfach  eigene  Begräb- 
nissorte. Dass  Constantin  die  Sache  in  dem  angegebenen  Sinne  auf- 
fasste,  geht  auch  aus  seiner  Verordnung  bezüglich  der  Novatianer 
vom  Jahre  326  hervor  ^).    Denn  wenn  diesen  der  Besitz  der  Hänser 

1)  Itaqne  evclesiae  9uae  domos  et  loca  sepnlcris  apta  sine  inquietu- 
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d.  b.  der  Gebäude  für  den  OoUesdienst,  und  der  Besitz  der  B^äb- 
nissstätten  ihrer  Kirche  zugesichert  wird,  so  werden  liier  die  ein- 
zeluen  Kirchen  und  Friedhöfe  der  Novatianer  ab  ihrer  kirchlicheB 
Oenoeinschaft  überhaupt  zugehörig  angegeben  und  es  ist  daher  folge- 
richtig, ^ass  auch  die  katholische  d.  h.  die  allgemeine  Kirche  (per- 
petua  sanctitas,  catholica  sanctitas  c.  4.  eod.  loc.)  als  Eigenthnmeriu 
der  einzelnen  Kirchen  und  Grabstätten  betrachtet  wird  ,  zuni;rt  die 
Novatiauer  gewiss  dieses  Rechtsverhältnisse  wie  es  vor  der  Trennnug 
(ante  discidium)  bestand,  nach  derselben  nicht  abänderten.  Freilieb 
leitet  V.  Posehingcr  a.  a.  0.  S.  41  das  Gegentheil  aus  der  angeführ- 
ten Stelle  ab ,  aber  indem  er  die  entscheidenden  Wort«  i^eccksim 
suae  domos  et  loca«  ganz  übergeht. 

Wenn  daher  andere  Bestimmungen  Coffstaiitin's  und  der  spa- 
teren Kaiser  nur  von  Zuwendungen  an  einzelne  Kirchen  handeln,  so 
ist  es  doeb  offenbar  eine  petitio  principii ,  wenn  man  daraus  auch 
schon  ohne  Weiteres  ein  Eigenthum  der  einzelnen  Kirchen  in  selbst' 
ständiger  und  ausschliesslicher  Weise  folgert.  Denn  die  Erwäbnang 
der  Einzel kirchen  kann  ebensogut  in  dem  Sinne  geschehen,  dass  sie 
als  untrennbare  Glieder  der  Gesamrotkirche,  in  welcher  diese  an  eiDem 
bestimmten  Orte  wirklicli  ist  und  nur  wirklich  sein  kann,  das  ISgeo- 
thum  derselben  innehaben.  Diese  Auffassung  muss  aber  eintreten, 
sobald  die  allgemeine  Kirche  bezüglich  des  Eigenthumes  allein  oder 
in  Verbindung  mit  den  Einzelkirchen  genannt  wird.  Denn  ein  Eigen- 
thum der  Einzelkirchen  in  der  Art,  dass  sie  dasselbe  besitzen,  weil 
nur  in  ihnen  die  allgemeine  Kirche  räumlich  wirklich  und  siebtbar 
ist,  lässt  sich  denken  und  kann  nach  der  Natur  der  Sache  und  der 
Verfassung  der  Kirche  nicht  anders  gedacht  werden ;  dagegen  kano 
unmöglich  nach  katholischem  Kirchenrechte  die  Oesammtkiithe  ia 
irgend  einer  Weise  als  Vertreterin  der  Einzelkirche  bezüglich  des 
Eigenthumsrechtes  der  letzteren  aufgefasst  werden,  so  dass  die  all- 
gemeine Kirche  im  völligen  Gegensatze  zur  katholischen  Kirclieaver- 
fassung  und  der  Geschichte,  wenn  auch  tiur  in  vorliegender  Beziehung, 
von  geringerer  Bedeutung  wäre  als  die  einzelne  Anstalt  in  ihr,  das 
Hauptgewicht,  wenn  auch  nur  in  dieser  Richtung,  Unten  und  nicbt 
Oben  läge,  die  Gesammtkirche  Rechte  von  der  Einzelkircbe  em- 
pfinge. 

Da  hinsichtlich  der  Eigenthumsfrage  die  Gesammtkirebe  und 


dhie  eos  finniter  possidere  praecipimns;  ea  scilioet,  qaae  ex  diutnnio  tempore 
vel  exempto  habaemnt  vel  qnalibet  qnacsivenint  ration^.  Providendnm  erit  ae 
quid  8ibi  naurpare  conentur  ex  bis,  quae  ante  discidinm  ad  ecelesias  pcrpeto« 
sanctitatis  pertinuisse  nianifestum  est;  1.  2.  C.  Theodos.  16,  5.  de  baeret. 


HirscheL    Da»  Eigtnihum  am  kaiholiucken  Kirchenguie.      293 

die  Einzelkirche  ne1)ene]nander  gestßllt  werden  and  also  bei  beiden 
vom  Eigenthume  in  dem  gleichen  Sinne  die  Bede  ist ,  kann  man 
nicht  der  Gesammtkirche  blos  ein  administratives  .fafsicbtsrechtt 
wie  es  etwa  der  Staat  den  Gemeinden  oder  Unmfindigen  gegenüber 
aasübt,  znsprechen,  ohne  eine  willkührlicbe ,  in  den  Gesetzen  nicht 
begründete ,  vielmehr  durch  dieselben ,  wie  später  gezeigt  werden 
wird,  geradezu  ausgeschlostene  Auffassung  der  kirchlichen  Eigen- 
thumsverliältnisse  aufzustellen. 

§,  21.    Nach  Consianün. 

Wie  aber  Consianiin  in  seinen  Anordnungen  von  der  allgemeinen 
Kirche  in  der  in  Frage  stehenden  Beziehung   spricht,   so  thun   es 
auch  dessen  Nachfolger.    In  einer  Verfügung   des  GanstafUius  vom 
Jahre  360  (1.  15.  C.  Theodos.  16,  2.)  ist  von  »juga,  quae.videntur 
ad  ecdesiam  pertinere^^  bezüglich   ihrer  AbgabeniVeibeit  die  Bede. 
Hier  kann  es  doch  wohl  nicht  heissen,  statt  »der  Kirche,«    i^einer 
Kirche ;«   denn  sollte  dies  der  Sinn  sein,  so  würde  gewiss  »ecclesias« 
stellen.    Hanorius  und  Theodasius  bestimmen  412  (1.  52.  C.  Theo* 
dos.  16,  5.):   »ecclesiis  eorum  (sc.  Donatistarum)  vel  conventieulis 
praediisque  ....  proprieiati  et  paiestatigue  caiholicae  vindicatis  und 
im  Jahre  414  (1.  54.  eod.  loc.) :     >Ea  vero  loca,  in  quibus  dira  su- 
perstitto  (seil  Donatistarum)  nunc  usque  servata  est,  catholieae  vene- 
rabüi  ecdesiae  socientur^t  in  welchen  Stellen  sowohl  die  gebrauchten 
Worte  als  auch   die  Natur  der  Sache  nur  auf  die  Gesammtkirche 
liinweisen  können,  indem  sicher  unter  den  bisher  den  Donatisten  zu- 
grehörigen  Gotteshäusern   sich   auch   bischöfliche  Kirchen   befanden, 
welche  entweder  neu  errichteten  oder  bestehenden  Bisthfimem  in  der 
katholischen  Kirche  zugewiesen  wurden ,   was  doch   nur    durch  die 
Vertreter  der  allgemeinen  Kirche,  den  Papst  oder  statt  dessen  durch 
den  Patriarchen  oder  Erzbiscbof  geschehen  konnte.    Dieselben  Kai-p 
ser  befehlen  415  hinsichtlich  der  heidnischen  Tempel :  »Ea  autem,  quae 
multiplicibus  constitutis  ad  vcnerabüem  ecclesiam  voluimus  pertinere, 
ChrisHana  sibi  merito  religio  vindicabit  (1.  20.  C.  Theod.  16,  10.  de 
pagan.)    In  dieser  Stelle  können  die  gleichbedeutenden  Worte  »ve- 
nerabiUs  ecclesia«  und  »Ghristiana  religio«  sich  nur  auf  die  allge- 
meine Kirche  beziehen  und  die  Zutheilung  der  heidnischen  Tempel 
im  ganzen  römischen  Keiche  konnte   auch   nur  durch   die   höchsten 
kirchlichen  Obern   geschehen.    Nach   einer  Verordnung  der  Kaiser 
Theodosius  und  Vcdentinianus  von  428  (1.  65.  1.  c.  ^)  sollen  die  von 
den  Ketzern  den  Rechtgläubigen  entrissenen  Kirchen  sofort  der  »ka- 

\)  Haereticoram  ita  est  reprimenda  insania,  ut  ante  omnia  qnas  ab  or- 


294       Uirachtl.    Das  Eiyenthum  am  katholischen  Kirchenguit. 

tholischen  Kirchec  übergeben  nnd  ebenso  die  Privatgebäade,  in  wel- 
chen die  Häretiker  gottesdienstliche  Versammlungen  hielten ,  »der 
katholischen  Kirche«  zugewiesen  werden  —  Ausdrücke,  welche  ihrer 
technischen  Bedeutung  und  auch  der  Natur  der  Sache  nach  unr  anf 
die  Gesammtkirche  bezogen  werden  können.  Nach  diesen  aus  dem 
Cod.  Theodos.  angeführten  Stellen  bemisst  sich  die  Wahrheit  folgeo- 
der  Aeusserung  v.  Pösehinger's  (a.  a.  0.  S.  41.):  »Zu  dieser  Auf- 
fassung der  1.  4.  G.  Th.  ist  man  um  so  mehr  berechtigt ,  ahi  eine 
Seihe  anzuführender  Stellen  aus  diesem  Codex ,  sobald  es  sich  um 
eine  specielle  Eigenthumszuwendung  handält,  diese  immer  den  ein* 
zelnen  Kirchen  machen.«  In  den  eben  betrachteten  Stellen  ist  doch 
gewiss  von  sp'eciellen  Eigenthumsznwendnngen  die  Rede;  denn  sie 
haiulelR  von  der  Zuweisung  der  Gotteshäuser  u.  s.  w.  der  Ketzer» 
die  katholische  Kirche,  also  ganz  von  demselben  Falle,  welchen  r. 
Poschinger  zur  Unterstützung  seiner  Behauptung ,  dass  die  SteUen 
des  Codex  Eigenthumszuwendungen  immer  an  einzelne  Kirchen  ma- 
chen, aus  I.  2.  C.  Th.  1(5,  5.  anführt.  Sehr  auffallend  ist  es,  dus.^ 
V.  Poschinger  noch  mehrere  Stellen  aus  den  gleichen  'nteln  des  Cod. 
Theodos.  und  sogar  die  1.  65.  c.  bespricht,  aber  den  oben  betrach- 
teten, so  wichtigen  und  entscheidenden  Aussprüchen  entweder  gar 
keine  Beachtung  schenkt  oder  z.  B.  die  1.  20.  c.  mit  der  Bemerk* 
ung,  dass  die  dort  gebrauchten  Ausdrücke  den  Kaisern  »entschlüpft« 
seien  od«r  die  I.  52.  c.  damit  mssenschafüieh  beseitigt  zu  haben 
meint,  dass  er  sagt:  >Die  Kaiser  stellen  hier  die  katholische  Kirche 
den  Sectirern  gegenüber,  waren  aber  offenbar  weit  entfernt,  in  die- 
ser Bestimmung  einen  definitiven  Entscheid  über  das  Bechtssubjeet 
des  Kirchenvermögens  erhissen  zu  wollen.«  Warum  sollen  aber  die 
.Kaiser  gerade  nur  in  den  Stellen,  in  welchen  sie  von  einednen  Kir- 
chen reden,  »einen  definitiven  Entscheid  über  das  Rechtssuhject  def^ 
Kirchen  Vermögens  haben  erlassen«  wollen?  Was  berechtigt  v. 
Poschinger  zu  dieser  Annahme  und  warum  sind  ihm  (S.  78.)  die 
Worte  der  Nov.  131.  c.  14:  sancta  ecclesia  ejusdem  t;tct  hajosroodi 
\\n^\t^i  Proprietät  cm  unbestreitbarer  Beweis  für  das  Kigenthoic 
der  Einzelkirche,  während  die  in  I.'  52.  c.  gebrauchten  gleicfalaateo- 
den  und  noch  verstärkten  Ausdrücke:  ecclesiis  eorum  vel  oonveuti- 
culis  praediisqne  .  .  •  proprietaH  potestatique  caiholicae  vindieatis 
ihm  keineswegs  als  Beweis  für  das  Eigenthum  der  allgemeinen  Kirche 


thodoxifl  abreptas  tenent  abieanque  eeciesias  statim  vutholicae  eccleHae  in- 
dendas  esse  non  ambigant  .  .  .  cunctisqae  legibus  .  .  ..  semper  ▼iridi  obscrraii- 
tia  valituris  ...  de  privatis  aedificiis ,  in  qoae  domino  permittenta  Tel  cooiu- 
vente  conveneriat,  revrranda^  nohUf  cathoUtae.  rindicandis  eertesitu. 
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gelten?  Und  zudem  werden  von  Poscbinger  noch  nicht  einmal  mehr 
Stellen  fär  die  Einzelkirchen  angeführt,  als  die  sind,  welche  fär  die 
Gesammtkirche  sprechen  und  dabei  sind  die  in  letztem  vorkommen* 
den  Ausdrücke  z.  B.  ^proprieicUi  potestatique  caiholicae^  und  >ad 
venerabilem  ecclesiam  periineret  und  unmittelbar  daneben  ^chrisHatia 
religio  vindicabiit  so  deutlich  und  bestimmt,  als  sie  nur  sein  ken- 
nen und  wie  sie  sich  in  den  von  Einzelkirchen  «handelnden  Stellen 
nicht  finden.  Auch  ergibt  sich  aus  der  Betrachtung  der  Stellen  der 
Grund,  wesshalb  einmal  die  allgemeine  und  dann  die  einzelne  Kirche 
als  Eigenthfimerin  bezeichnet  wird. 

Von  der  Gesammtkirche  wird  in  denjenigen  Stellen  gesprochen, 
in  welchen  eine  grössere  Zahl  von  unbeweglichen  Gegenständen  und 
zwar  in  einem  mehr  oder  weniger  ausgedehnten  Bezirke  z.  B.  heid- 
nische Tempel  im  ganzen  Beiche,  ketzerische  Gotteshäuser  in  Afrika 
überwiesen  werden  sollen.  In  solchen  Fällen  konnte  die  notbwendige 
Zuwendung  dieser  Gegenstände  an  die  einzelnen  DiOcesen  und  Kir- 
chen vielfach  nur  durch  die  höchsten  Kirobenoberu  geschehen ,  trat 
also  das  Eigenthum  der  Gesammtkirche  deutlich  hervor,  während  da, 
wo  die  Zuweisung  sich  auf  wenigere  Dinge  erstreckte  und  die  Zu- 
tbeilung  des  Kirchenveniiögens  innerhalb  der  Bisthümer  schon  ge- 
ordnet war,  naturlich  sofort  von  den  einzelnen  Kirchen  gesprochen 
und  die  allgemeine  Kirche  nicht  erwähnt  wurde,  weil  rechtlich  und 
thatsächlich  die  Ueberweisung  an  die  einzelne  Kirche  genügte. 
Uebrigens  liegt  der  Hauptgrund ,  wesshalb  das  Eigenthum  am  Kir- 
chenvermögen, welches  in  den  kaiserlichen  Verfügungen  der  allge- 
meinen und  einzelnen  Kirche  zuerkannt  wird,  der  ersteren  in  Wirk- 
lichkeit zugesprochen  werden  muss,  darin,  dass,  wie  gezeigt,  diese 
Annahme  allein  mit  der  Verfassung  und  dem  Bechte  der  Kirche, 
sowie  mit  der  Stellung  und  Bedeutung  der  Gesammtkirche  sich  ver- 
trägt, die  andere  Meinung  dagegen  auf  der  Auffassung  der  katho- 
lischen Kirchs  als  einer  von  Unten  nach  Oben  sich  gestaltenden  Ge- 
seilschaft, also  auf  der  Gemeindetheorie  und  im  letzten  Grunde  eigent- 
lich auf  dem  Gesellschaftsvertrage  beruht  ^). 


1)  Wie  wenig  in  der  That  v.  Poschinger  geeignet  ist ,  unbefangen  und 
rein  sachlich  Aeosserongen  aufzufassen  und  die  geistige  Gewalt  der  Kirche  auch 
nur  einigermassen  zu  erkennen,  geht  aus  folgender  Stelle  hervor:  »Es  wurde 
oben  (so  sagt  er  a.  a.  0.  S.  51.)  als  Grund  der  Reichthümer  der  Kirche  die 
systematisch  durchgeführte  Erbschleicherei  der  Geistlichen  genannt.«  Dies  be- 
zieht sich  auf  die  1.  20  und  22.  C.  Theodos.  16,  2.  der  Kaiser  Yalentinian,  Va- 
lens und  Gratian,  welche  letztwillige  Zuwendungen  an  Geistliche  durch  Witt- 
wen  und  Waisen  des  anderen  Geschlechtes  verboten.  Nun  sagt  aber  Thomassin 
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Aus  dieser  Untersuchung  lässt  sich  demnach  derSeblnssäelB. 
dass  die  römischen  Herrseber  7of  Justinian,  wie  die  kirchlidieBQ:i«l- 
len,  die  allgemeine  Kirche  als  Eigenthümerin  des  KircbenTeni^ 
betrachteten. 

Die  JusUnianische  Gesetzgebung  spricht  in  1.  1.  C.  1.  i 
welche  1.  4.  G.  Theod.  16,  2.  ist,  unzweideutig,  wie  bereits  nacl^ 
wiesen  worden,  die-  Erbfähigkeit  für  die  ganze,  die  allgemeine  Ert 
nnd  in  und  mit  ihr,  was  im  Grunde  dasselbe  ist,  auch  die  dar ä- 
nerhalb  derselben  bestebendeu  einzelnen  Anstalten  aus.  Sovirl^ 
Gesetz  auch  von  den  Civilisten  Mühlenbruch,  Puchta,  Arndts,  Vok 
verstanden.  Wenn  t;.  Pasehinger  meint,  Justinian  habe  dast» 
aus  dem  Tbeodosianischen  Codex  in  seine  Sammlung  anfgenosv. 
nnd  ihm  keinen  anderen  Sinn  beilegen  wollen  ,  als  den ,  welche  ^ 
Poschinger  in  jenem  Gesetze  gefunden  habe,  so  wurde  oben  nsekf 
wiesen,  dass  dieser  Sinn  in  der  Stelle  sreder  der  TheododaniäclK 
noch  der  Sammlung  Justinians  Torhanden  ist.  Dafür,  dass  jena'r 
setz  diesem  Kaiser  das  allgemeine  Anerkennungsgesetz  der  8nra^ 
ßlhigkeit  der  Kirchen  war  und  ihm  ein  weiteres  Gei«iclit  iiiebt  bei- 
gelegt werden  könne,  beruft  sich  v.  Poschinger  auf  die  Analogien^ 

(Vetus  et  nova  Ecclesiae  disciplina,  pars  III.  1.  I.  c.  XVlII.  n.  2.).  »nfif»"^ 
und  den  hl.  HieronjmQs  (cpist.  ad  Nepotian.)  sich  y.  Poschinger  bemft:  *^' 
tremifl  yero  his  verbis  ffieronymi  planum  est,  testamenta  Tidnaram  eedcär 
ipsios  commodis  consolere  debaisse  et  eo  qitasi  isnato  im^tn  propendere;  i 
avaritia  monacbornm  et  clericorum  quorandam  factum  esse,  nt  is  laifit»^ 
cursus  deflecteretur  ad  privatorum  quonimdam  atilitates ;  eonun  audadia  !>' 
lege  repressam  fnisse.«  Aus  jenen  Gesetzen  folgt  also,  dass  einzelne  g&^^ 
Personen  »Erbschleicherei«  (um  mit  y.  Poschinger  zu  reden)  trieben,  tkrt^ 
zn  Gunsten  der  Kirche,  sondern  zu  ihrem  eigenen  Vortheile .  da»  t^  ^ 
»Erbschleicherei«  nicht  ein  Grand  der  BeichthQmer  der  Kirche  ^  soadcn  r 
rade  im  Gegentheile  eine  Ursache  war,  wesshalh  dieselbe  von  frommes  P«^^^ 
zu  guten  Zwecken  nichts  erhielt.  Dass  die  »Erbschleicherei«  anch  »sTstA»- 
tisch  dorchgeföhrt«  wnrde,  sagen  weder  die  Gesetze  noch  bringt  t.  Potrbstf^ 
hiefur  einen  Beleg.  Dagegen  tnf^Thomassin(\,  c.  n.  8.)  gewiss  dss  B<^^' 
wenn  er  mit  Bezug  auf  eine  Aenssernng  des  hL  Ambrosiiis  bemerkt:  >E^ 
quod  merito  conqueremur,  qnod  seil,  aliquorum  fraudes  plecterentor,  q«^ 
arte  circumscriptae  fuissent  religiosae  yidoae ;  sed  in  omnes  clerioos  et  moBK^ 
yindicatnm  esset,  Initnris  innoxiis  lange  plurimis  paucorum  dedecs«  *' 
crimen  noxlorum.*  Die  von  v.  Poschinger  gleichfalls  angerafene  1.  ^-  ^ 
loc,  welche  gewisse  Zuwendungen  yon  Diaconissinen ,  die  Kinder  binteri«^ 
an  Kirchen ,  Geistliche  oder  Armen  verbietet,  kann  natürlich  gewiss  oicbt  >2^ 
Grand  der  Reichthümer  der  Kirche*  genannt  werden.  Das  Besproch«^  *' 
aber  ein  Beweis ,  in  welcher  Weise  die  modera^  deutsche  Wissenschsft  ^ 
Gründlichkeit  die  Kirchengeschichte  behandelt.  Aus  einer  mbsgedeotet^o  ^<''*' 
richtet  sie  ein  ganzes  Gebäude  von  Unterstellungen  als  faistoriscbe  Wib"'^' 
auf! 
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den  abgeschlossenen  neuem  Concordaten,  in  welchen  auch  eine  ge- 
nerelle Anerkennung  der  Erwerbsßhigkeit  der  Kirche  ausgesprochen 
werde,  ohne  dass  man  darin  iBinen  Grund  finden  könne ,  zu  glauben, 
jene  Staaten  hätten  damit  die  allgemeine  Kirche  als  juristische  Per- 
son anerkennen  wollen,  da  im  Gegentheile  dieselben  Concordate,  so 
oft  es  sich  um  specielle  Bezeichnung  des  Eigenthümers  einer  Kir- 
chenvermögensmasse handele,  ein  Eigenthum  der  einzelnen  Inslüuie 
auf  die  unzweideutigste  Weise  statuirten.  Hier  operirt  aber  v.  Pö- 
schinger  lediglich  wieder  mit  der  yiel  gebrauchten  Figur  der  petitio 
principii.  Denn  dies  ist  gerade  die  Frage ^  ob,  da  die  Kirchs  und 
Kirchen  sogar  neben  einander  und  vereinzelt  genannt  werden,  die 
erste  oder  die  letztern  als  Eigenthiimer  zu  betrachten  seien.  Da- 
durch ,  dass  die  Einzelkirchcn  aufgeführt  werden ,  ist  diese  Frage 
doch  wahrlich  nicht  beantwortet ,  da  die  allgemeine  Kirche  ebenso 
gut  genanpt  wird  und  die  Erwähnung  der  einzelnen  Kirchen  neben 
der  allgemeinen  sehr  wohl  erklärt  werden  kann.  Dass  übrigens  die 
Staaten  die  allgemeine  Kirche  nicht  als  juristische  Person  anerken- 
nen wollen  ,  ist  gleichfalls  nur  eine  Annahme,  welche  sich  schon 
dadurch  widerlegt,  dass  diese  Staaten  mit  der  allgemeinen  und  nicht 
mit  einer  Einzelkirche  die  Concordate,  also  Rechtsgeschäfte,  welche 
rechtsfähige  Personen  voraussetzen,  abschlössen.  Denn  mit  dem  Pops^ 
konnten  die  Staaten  blos  unterliandeln  in  seiner  Eigenschaft  als 
Oberhaupt  und  Vertreter  der  allgemeinen  und  desshalb  auch  der 
einzelnen  Kirche  ihrer  Länder,  üebrigens  kommt  es  hierbei  gar 
nicht  darauf  an,  ob  diese  oder  jene  Regierung  zu  dieser  oder  jeuer 
Zeit  die  allgemeine  Kirche  als  juristische  Person  betrachte  oder 
nicht  und  der  Gesammt-  oder  Einzelkirche  Eigenthumsfähigkeit  zu- 
erkenne; sondern  es  kann  nur  darauf  ankommen,  ob  die  allgemeine 
Kirche  sich  selbst  als  juristische  Persönlichkeit  ansehe  und  sich 
Eigenthum  beilege.  Denn  die  Bestimmung  dieser  Verhältnisse  kann, 
wie  schon  gezeigt  worden,  nach  natürlichem  und  besonderem  gött- 
lichen Rechte  lediglich  der  Kirche  selbst  zustehen,  weil,  wenn  die 
Festsetzung  dieser  Beziehungen  einem  Andern,  etwa  dem  Staate  zu- 
käme, die  Beschaffung  und  Verwendung  der  Mittel  zur  Erreich- 
ung des  Zweckes  der  Kirche,  also  die  Erfüllung  der  göttlichen 
Aufgabe  derselben  vom  Willen  eines  Dritten  abhinge  und  damit 
die  Selbstständigkeit  der  Kirche  und  schliesslich  diese  selbst  auf- 
gehoben würde. 

Auch  die  viel  besprochene  1.  26.  C.  1,  2.  de  eccles.  wird  mit 
Unrecht  für  das  ausschliessliche  Eigenthum  der  Einzelkirchen   am 
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kirchlicheo  Vermögeo  angerufen.  In  diesem  Gesetze  will  Judkm 
der  Ungewissheit ,  welche  dadurch  entstehe ,  dass  Jemand  nosers 
Herrn  Jesum  Christum  ohne  Bezeichnung  irgend  eines  Gottesbauses 
entweder  für  das  Ganze  oder  bestimmte  Theile  zum  Erben  einsetze, 
abhelfen,  indem  er  anordnet,  dass,  wenn  Einer  Jesum  Christom  im 
Erben  oder  Legatare  einsetze,  die  Kirche  der  Stadt  oder  des  Fleckens 
oder  Dorfes,  in  welchen  der  Erblasser  gewohnt  habe ,  die  Erbschaft 
in  Empfang  nehmen  solle;  habe  Jemand  einen  der  Erzengel  oder  der 
hl.  Märtyrer  ohne  Bezeichnung  einer  Kirche  eingesetzt,  so  sollen  di« 
zu  Ehren  derselben  am  Wohnorte  des  Erblassers  oder  in  der  Niht 
errichtete  Kirche  und  in  Ermangelung  einer  solchen  die  in  der  Me- 
tropolitanstadt  befindlichen  Gotteshäuser  und  wenn  solche  sich  dort 
nicht  fänden,  die  Kirche  des  Wohnortes  als  eingesetzt  gelten,  m- 
fern  nicht  nachgewiesen  werde ,  dass  der  Testator  eine  andere  Be 
Stimmung  beabsichtigt  habe ;  habe  derselbe  aber  einen  bestimmte 
Ort  nicht  bezeichnet  und  gäbe  es  an  seinem  Wohnsitze  oder  in  des- 
sen Nähe  viele  Kirchen  der  nämlichen  Widmung  oder  Benennung, 
so  solle  derjenigen  unter  ihnen  das  Hinterlassene  zufallen,  welcii' 
.  der  Verstorbene  häufig  besucht  und  für  welche  er  eine  Vorliebe  ge 
zeigt  habe;  sei  auch  dies  nicht  zu  ermitteln,  sosolle  die ZuwendoD^ 
vor  Allem  an  die  dürftigste  Kirche  der  nämlichen  Benennung  ge- 
schehen ^). 

1)  Quoniam  in  plerisque  nuper  testamentis  inveniniiiB  ejosmodi  imtit^ 
tiones,  qüibns  ex  aase  qois  scripserit  DominnRi  nostmm  Jeeom  Christom  beredet 
non  adjidens  Oratorium  aut  teniplain  ullam  ant  ipsam  Dominum  Jeran  Oir* 
stom  ex  semisse  vol  aliis  in  aeqnalibus  partibus,  aliom  vero  quempiam  t\^ 
midia  vel  alia  portione,  cum  ^ideremos,  maltam  exinde  incertitndiDeni  um- 
dam  Toteres  leges  exoriri:  Nos  hoc  etiam  emendantes  sancimos:  Si  quid«? 
D.  n.  Jesnm  Christum  scripsit  quis  heredem  vel  ex  asse  vel  ex  parte,  m&iiif<^> 
videri  ipsios  civitatis  vel  castelli  vel  agri,  in  qno  constitutns  erat  defuctv. 
eoclesiam  sanctissimam  institutam  esse  heredem  et  hereditatem  peti  debeie  prT 
Deo  amantisaimos  ejus  oeconomos  ex  asse  vel  pro  parte ,  ex  qua  beres  iastits- 
tos  est;  eodem  obtinente  et  si  legatnm  vel  fideioonunissum  relictum  sit.  ^ 
ipsa  competant  sauctissimis  eoclesiis  ad  hoc  quidem,  nt  ad  panperum  alimonäc 
conferant.  Si  vero  unius  ex  Archangelis  meminerit*  vel  venerandoniin  nuitj' 
mm  nnlla  facta  aedis  mentione,  si  qnidem  aliqois  sit  in  SUa  dvitate  fei  vidou 
ejus  venerabilis  locus  in  honorem  illius  reverendissimi  arcbangeli  vel  nurtyn: 
oonstmctns,  videri  ipsum  scriptum  esse  heredem ,  si  vero  nnllus  tabs  loeo«  ^ 
in  illa  civitate  vel  vicinia  ejus ,  tunc  vencrabilia  loea,  quae  in  metiopoli  e;«- 
sunt,  videri  instituta ;  et  si  qnidem  in  ipsa  metropoli  inventns  fuerit  talis  loc^b. 
Uli  procul  dnbio  videri  relictam  vel  hereditatem  vel  legatnm  vel  fi4leieoinißi>- 
sum ;  si  vero  illic  nnllus  talis  locus  apparet ,  denuo  ecclesiae,  quae  in  illo  ^ 
sunt,  capere  id  debere :  sane  sanctissimis  ccclesiis  omnes  aliae  domos  ceiiifi>< 
nisi  constct,  defunctura  aliud  nonien  sensisse  et  voluisse  adjicere  et  aliud  Mvssf 
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Der  Zweck,  welchen  Justinian  mit  diesem  Oesetze  verfolgte, 
bestand  nach  seiner  eigenen  Erklärung  darin ,  dass  er  der  vielfachen 
Unsicherheit,  welche  mit  Rücksicht  anf  die  älteren  Gesetze  dadurch 
entstand,  dass  Jesus  Christus  oder  ein  Erzengel  oder  ein  Märtyrer 
zum  Erben  oder  Legatare  eingesetzt  wurde,  ein  Ende  macheu  wollte. 
Diese  Unsicherheit  bezog  sich  offenbar,  wie  Godefroy  zu  diesei"  Stelle 
auch  bemerkt;  darauf,  dass  eine  derartige  Erbeinsetzung,  wenn  nicht 
eine  Kirche  oder  Kapelle  dabei  genannt  war  (non  adjiciens  Oratorium 
aut  templum  uUum)  als  zu  allgemein  und  unbestimmt  und  desshalb 
ungiltig  angenommen  wurde,  da  nach  1.  9.  §.  9.  Dig.  28,  5.  de  hered. 
instit.  die  Erbeinsetzung  genau  und  unzweifelhaft  sein  sollte.  Ju- 
stinian entscheidet  nun  nach  dem  Vorgänge  der  Kaiser  Valentinian 
und  Marcian ,  welclie  in  1.  13.  G.  1,  3.  de  episc.  eine  den  Armen 
im  Allgemeinen  gemachte  Zuwendung  nicht  als  ungewiss  und  da- 
her als  giltig  erklärten ,  dass  ,  wenn  Christus  u.  s.  w.  ohne  wei- 
tere Bezeichnung  eines  heiligen  Ortes  bedacht  sei,  diese  Erbeinsetz- 
ung giltig  und  als  einer  nach  gewissen  Beziehungen  zu  bestimmen- 
den Kirche  gemacht  anzusehen  sei.  Der  Kais^  hält  also  eine  solche 
Erbeinsetzung  nicht  für  ungewiss,  sondern  für  bestimmt,  er  hält  sie 
aber  nicht  desshalb  für  gewiss,  weil  eine  Einzelkirche  eingesetzt  ist ; 
denn  dies  ist  nicht  der  Fall ;  er  kann  die  Einsetzung  aber  auch  nicht 
aus  dem  Grunde  für  gewiss  halten,  weil  man  vermuthen  könne,  der 
Testator  habe  eine  bestimmte  Einzelkirche  bei  seiner  Verfügung  im 
Auge  gehabt,  da  eine  solche  Annahme  eben  keine  Verfügung  ist  und 
die  Anordnung  des  Gesetzes,  dass  eine  Kirche  der  Metropolitanstadt 
oder  gar  die  bedürftigste  Kirche  als  bedacht  angesehen  werden  solle, 
offenbar  weniger  auf  einer  vermutheten  Absicht  des  Erblassers  als 
auf  einer  Verfugung  des  Gesetzgebers  selbst  beruht.  Derselbe  kann 
daher  nur  darum  eine  derartige  Erbeinsetzung  als  gewiss  und  dess- 
halb als  giltig  betrachtet  haben,  weil  er  dafür  hielt,  dass,  wenn  auch 
Christus,  ein  Erzengel  oder  Märtyrer  ganz  im  Allgemeinen  ohne  alle 
Bezeichnung  eines  heiligen  Ortes  bedacht  seien,  diese  Erbeinsetzung 
jedenfalls  der  allgemeinen  Kirche  gemacht,  also  gewiss  sei,  da  Christus 
deren  Haupt  und  sie  sein  Leib  und  die  Erzengel  und  Märtyrer  Mit- 
glieder derselben  seien  und   desswegen  dem  Willen   des  Erblassers 


.  .  .  Si  autem  testator  certum  locum  non  apposaerit,  mnlta  autem  templa  ejns- 
dem  titnli  ant  nominis  in  lila  civitate  inventa  fuerint  vel  ejus  yicinia,  si  quidein 
in  aliqno  illonmi  defanctns  frequenter  versabatnr  et  majorem  erga  illnd  habe- 
bat affectionem,  Uli  tem^do  videri  relictum ;  si  vero  nihil  tale  invenietur,  maxime 
ei  templo  ex  mtdtis  ejnsdem  nominis  videatur  relictum  lei^atam  vel  hereditas 
qaod  est  ceteris  indigentius  et  magis  opis  et  eleemosynae  egens. 
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jedenfalls  vollkoniinen  Genäge  geleistet  werde,  wenn  dessen  Zaweo- 
dang  irgetid  einer  Einaelkirche  innerhalb  der  aUgememcH  Kirche 
zugewiesen  werde.  Hätte  aber  Jastinian  die  Einzelkirche  als  die  Ei- 
genthünierin  des  Kirchenvermögens  im  Sinne  der  Qegner,  also  mit 
Ausschluss  der  allgemeinen  Kirche  betrachtet,  so  wurde  er  eine  Erb- 
einsetzung Christi  oder  eines  Engels  oder  Heiligen  ohne  BeneDnoDg 
der  Einzelkirche  unmöglich  für  eine  gewisse,  bestimmte  and  dess- 
halb  giltige  habe  erkoren  können,  sondern  er  hätte  sie  offenbar  als 
eine  ungewisse  und  darum  nicht  zu  Becht  bestehende  bezeicbnen 
müssen  und  nicht  irgend  eine  beliebige  andere  Kirche  als  eingesetzt 
annehmen  dürfen,  weil,  wenn  die  Einzelkirche  Eigenthüraer  ist,  da- 
durch von  selbst  jede  andere  Einzelkirche  ausgeschlossen  ist  Weoo 
man  meint ,  der  Kaiser  habe  aus  allgemeinen  Beweggranden ,  um 
eine  zu  frommen  Zwecken  gemachte  Verfügung  aufrecht  zu  erhalten, 
diese  Anordnung  getroffen  und  gerade  dadurch ,  dass  er  derartige 
Zuwendungen  den  Einzelkirchen  überwies ,  diese  als  Erben  and  so- 
mit auch  als  Eigentbümer  erklärt;  so  sind  dies  nur  unerwieseoe 
Behauptungen,  welche  zudem  mit  den  Oesetzen  und  namentlich  mit 
1.  1.  G.  1,  2.,  sowie  mit  1.  14.  eod.  1.  der  Kaiser  Leo  und  Anthe- 
minsO«  die  von  Justinian  in  Nov.  7.  proe.  et  c.  1.  von  der  Kirch« 
zu  Consti^ntinopel  auf  die  ganze  Kirche  ausgedehnt  wurden,  in  Wi- 
derspruch stehen,  da  gerade  in  den  angeführten  Gesetzen  des  Josti- 
nianischen  Codex  die  allgemeine  Kirche  als  Eigenthümerin  des  Tei 
mögens  bezeichnet  wird. 

Demnach  spricht  sich  Justinian  im  Einklänge  mit  seinen  \(k^u 
gängern  dahin  aus ,  dass  das  Eigenthum  am  Kirchengate  der  Ge- 
sammt-  und  innerhalb  derselben  der  Einzelkirche  zustehe,  insofm» 
die  erstere  in  letzterer  nach  kirchlicher  Anordnung  räumlich  nad 
zeitlich  wirklich  und  thätig  ist.  Die  römische  Gesetzgebung  tbeilt 
also  vollkommen  den  Standpunkt  des  kirchlichen  Bechtas.  Deon 
wie  schon  die  von  Gonstantin  und  seinen  Mitregenten  bezüglich  its 
Kirchenvermögens  getroffenen  Verfugungen  der  Natur  der  Sache  naeb 
sich  nach  den  in  dieser  Hinsicht  in  der  Kirche  geltenden  Bestim- 
mungen, welche  ohnedies  mit  ihrer  Grundverfassung  zusammefl- 
hingen ,  richteten ;  so  hielten  sich  auch  die  spätem  Kaiser  geaaa 
an   den  Satzungen   des   Kirchenrechtes  in  Betreff  des  vorliegenden 


1)  Ea  enim,  quae  ad  beatiBsimae  ecclesiae  jura  perünent  vel  postW 
forte  perTenerint,  tanquain  ipsam  aacrosanctam  et  religioaam  ecdesiaa  intic^ 
convenit  venerabiliter  castodiri,  nt,  sicnt  ip«a  religionia  et  fidti  moter  p(^ 
petua  08^  ita  ejus  Patrimonium  jugiter  Bervetnr  illaesuro. 
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Gegenstandes.  Denn  es  war  stets  gleichmässig  von  der  höchsten 
geistlichen  wie  weltlichen  Gewalt  anerkannter  Grandsatz ,  dass  die 
bflrgerlichen  Gesetze  die  kirchlichen  berücksichtigen  und  mit  ihnen 
im  Einklänge  stehen  sollten  und  umgekehrt.  So  sagt  c.  1.  X.  5, 
32.  de  noT.  op.  nunc:  Sicut  leges  non  dedignantur  sacros  canones 
imitari,  ita  et  sacrorum  statuta  canonum  Principuro  constitutionibus 
adjnvantur  (cf.  c.  7,  9,  12.  Dist.  10.)  und  Justinian  erklärt  in  Nov. 
83,  c.  1.:  cum  oporteat  talia  ecclesiastice  examinari  ....  secun- 
dum  sacras  et  divinas  regulas,  quas  etiam  nostrae  sequi  non  dedig- 
nantur leges  (cf.  I.  45.  C.  1,  3.)  Natürlich  dürfen  die  weltlichen 
Gesetze  den  göttlichen  oder  kirchlichen  Vorschriften  nicht  wider- 
sprechen —  lex  imperatorum  non  est  supra  legem  Dei,  sed  subtus. 
Imperiali  judicio  non  possunt  eccicsiastiea  jura  dissolvi  c.  1.  Dist. 
10.  cf.  c.  2—6.  eod.  1. 

,§*.  22,     Das  Eigenihum  der  Einzelkirche  und  die  kirchliche  Ver^ 

fassung. 

Nachdem  die  Aussprüche  der  Quellen  des  kirchlichen  und  bür- 
gerlichen Rechtes  über  den  Inhaber  der  Eigenthumsrechte  am  Eir- 
chenvermögen  betrachtet  worden ,  soll  nun  noch  nachgewiesen  wer- 
den, welche  Bestimmungen  gesetzlich  in  der  Kirche  hinsichtlieh  der 
icirMichen  Ausübung  der  in  dem  Eigenthume  liegenden  Befugnisse 
bezuglich  des  Kirchengutes  gelten,  also  welchen  Personen  und  An- 
vstalten,  in  welcher  Eigenschaft  und  üeber-  und  Unterordnung  und 
in  welcher  Ausdehnung  das  Kirchenrecht  die  Handhabung  der  Eigen- 
thumsrechte am  Kirchenvermögen  überträgt. 

Gemäss  der  Beschaffenheit  der  kirchlichen  Quellen  findet  sich 
in  ihnen  nicht  eine  eigens  zu  diesem  Zwecke  aufgestellte  Begriffs- 
bestimmung über  das  Kircheneigefithum  und  dessen  Rechtssuhjeci^ 
sondern  es  kommen,  wie  auch  in  den  weltlichen  Gesetzen,  nur  ge- 
legentliche Aeusserungen  vor,  ans  welchen  die  Ansicht  der  Kirche 
bezüglich  dieses  Punktes  zu  entnehmen  ist.  Desshalb  sind  die  recht- 
lichen Festsetzungen  über  die  Ausübung  der  Eigenthumsbefugnisse 
für  die  richtige  Auffassung  des  fraglichen  Gegenstandes  von  der 
entscheidendsten  Bedeutung.  Begreiflich  handelt  es  sich  hier  wieder 
darum,  nachzuweisen,  ob  gesetzlich  der  GesamnU-  oder  Einzelktrche 
die  Ausübung  der  Eigenthumsreclite  am  Kirchenvermögen  im  eigent- 
lichen und  wahren  Sinne  des  Wortes  übertragen  worden  sei. 

Wenn  nun  dargethan  wird,  dass  die  Ueberweisung  dieser  Be- 
fugnisse an  die  allgemeine  Kirche  vermöge  der  Verfassung  derselben 
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nicht  möglich  und  darum    nicht  denkbar  sei ,  ist  freilich  die  Streit- 
frage entschieden. 

Diesen  Beweis  versucht  v.  Poschinger  und  da  er  mit  BecM 
die  Beantwortung  dieser  Frage  als  den  »wichtigsten  Abschnitt  die- 
ser Abhandlungc  (S.  175),  d.  b.  der  Erörterung  über  das  Eigentham 
am  Kirchenvermögen  bezeichnet  und  da  in  der  That  die  richtige  Er- 
kenntniss  der  Verfassung  der  Kirche  und  ihrer  Beziehungen  im 
kirchlichen  Vermögensrechte  die  wahre  Einsicht  in  Natur  und  Be- 
griff,des  kirchlichen  Eigenthuroes  verleiht  und  da  einerseits  dorch 
solche  Klarstellung  die  gegnerischen  Ausführungen  als  mit  der  Ver- 
fassung der  Kirche  unverträglich  und  darum  unhaltbar  nachgewie- 
sen und  anderseits  auch  sonstige  vielfache  Missverständnisse  gehoben 
werden;  so  muss  nun  in  nähere  Prüfung  der  hinsichtlich  der  Ver- 
fassung der  Kirche  besonders  in  vermögensrechtlicher  Bjeziehung  ani- 
gestellten  unrichtigen  Behauptungen  eingetreten  und  der  wahre  Sacb- 
verhalt  dargelegt  werden.  Die  Wichtigkeit  einer  solchen  üntersucb- 
ung  erkennt  v.  Poschinger  vollkommen  an;  denn  er  sagt  selbst: 
»Was  nützte  uns  eine  makellose  Construction  des  Rechtssubjects 
am  Kirchenvermögen,  wäre  die  Behauptung  gerechtfertigt,  sie  w- 
trage  sich  mit  allen  anderen  Principien,  nur  nicht  mit  dem  de:»  Ki- 
tholicismus.«  (S.  184). 

Um  darzuthun,  dass  die  allgemeine  Kirche  ihrer  Natur  nauli 
unfähig  sei,  das  Eigenthum  am  Kirchengute  im  rechtlichen  Sinae 
des  Wortes  zu  besitzen  ,  behauptet  v.  Poschinger  (S.  179):  >Sie 
(die  Einheit  der  Kirche)  bezieht  sich  nur  auf  das  innere;  alle  Men- 
schen soll  sie  vereinen  zu  einem  Leibe,  zu  einem  Geiste,  gleichwie 
auch  nur  Ein  Herr,  Eine  Taufe,  Ein  Glaube,  Ein  Gott  und  Vater 
Aller  ist.  An  dieser  Einheit  festShhalten  hatte  Christus  seinen 
Jüngern  aufgetragen,  nicht  aber  etwa  an  der  Einheit  des  Säckels, 
worin  das  für  die  Cultuszwecke  gewidmete  Vermögen  sollte  berrit 
gehalten  werden. c  Diese  Behauptung  wird  jedoch  auch  nicht  mit 
Einem  Worte  zu  beweisen  gesucht.  Der  Heiland  bittet  in  dem 
hohenpriesterlichen  Gebete  (Johan.  17,  20  und  21.) :  iNon  pro  eis 
(apostolis)  autem  rogo  tantum ,  sed  et  pro  eis ,  qui  credituri  suat 
per  verbum  eorum  in  me ,  ut  omnes  unum  sint ,  sicut  tu  Pater  in 
me  et  ego  in  te,  ut  et  ipsi  in  nobis  unum  sint  c  Gemäss  dieseu 
Worten  will  Christus  die  Einheit  der  Gläubigen  überhaupt  für  alle 
Zeiten,  macht  keinen  ünterscliied  zwischen  einer  blos  innem  and 
einem  äussern  Einheit  und  ordnet  noch  weit  weniger  nur  die  erster« 
an.  Wenn  der  Erlöser  den  wesentlichen  Auftrag  seiner  Apostel 
und  ihrer  Nachfolger  dahin  bestimmte,   alle  Völker  zu  lehren,  ani 
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laufen  und  zum  christlichen  Leben  anzuhalten  (Matth.  28,  18; 
Marc.  16,  15.);  so  mnsste  er  seinem  obigen  Ausspruche  zufolge  wol- 
len, dass,  was  auch  in  der  Sache  selbst  lag^  in  der  Lehre,  im  Grot- 
iesdienste  und  in  der  Einrichtung  des  christlichen  Lebens  Ueberein- 
stimnmng  bei  den  Gläubigen  aller  Zbiten  herrsche,  was  der  hl. 
Paulus  ausspricht,  wenn  er  Ephes.  4,  5.  sagt:  una  fides,  unum  ba})- 
iisina.  Die  Verkündigung  des  Glaubens,  die  Ausspendung  der  hl. 
Tuufe  und  der  übrigen  Sacramente ,  die  von  Christus  angeordnete 
(Luc.  22,  19.)  Feier  des  Gottesdienstes,  die  Einrichtung  des  Lebens 
nach  den  Vorschriften  des  Heilandes  und  die  Bestellung  der  für  dies 
Alles  erforderlichen  Personen  sind  doch  gewiss  äusserlich,  sinnlich 
wahrnehmbare  Dinge,  indem  das  Innere  und  unsichtbare  an  denset* 
ben,  die  göttlichen  Gnaden  und  die  Gedanken ,  nur  auf  äusserliche 
wahrnehmbare  Weise  den  Menschen  dargestellt  und  mitgetheilt  wer- 
den konnten  und  können.  Da  aber  die  bezeichneten  Gegenstände 
hauptsächlich  das  Wesen  der  von  Christus  gestifteten  Kirche  aus- 
machen und  auch  die  zu  derselben  gehörigen  Personen  an  sich  und 
in  ihren  besonderen  Beziehungen  zur  Kirche  gleichfalls  äusserlich 
wahrnehmbar  sind  und  das  Innere  an  diesem  Allen  vom  Aeu;$8ern 
nicht  getrennt  werden  kann ;  so  bezieht  sich  die  Einheit  der  Kirche 
nicht  nur  auf  das  Innere,  sondern  auch  auf  das  Aeussere  und  »an 
dieser  {unsichtbaren  und  sichtbaren)  Einheit  festzuhalten,  hatte  Chri- 
stus seinen '  Jüngern  aufgetragen,  c  Gerade  diese  äussere  Einheit 
der  Kirche  hebt  Christus  besonders  hervor,  wenn  er  diese  eine  Stadt 
auf  dem  Berge  ^),  also  eine  far  Alle  im  höchsten  Masse  wahrnehm- 
bare Anstalt  und  Gemeinschaft,  der  hl.  Johannes  (Apocal.  21.  2,  3.) 
das  neue  Jerusalem  und  das  hl.  Zeit  Gottes  (tabemaculnm  Dei  cum 
hominibus)  und  der  hl.  Paulus  (1.  Timoth.  2,  15.)  Haus  Gottes 
und  eine  hochaufgerichtete  Säule^),  sowie  den  Leib  Christi  nennt. 
Diese  äussere,  sichtbare  Einheit  der  Kirche  wird  als  eine  wesent- 
liche Eigenschaft  in  ihr  gelehrt,  wie  es  die  Katechismen  und  z.  B. 
der  Catechismus  romanus  cap.  10.  quaest.  4.,  I.  und  quaest.  7.  I.  ^) 
enthalten.  • 


1)  Vos  estis  lux  mundi.  Non  potest  civitas  abscondi  snpra  montem  po- 
Sita.  Matth.  5,  14. 

2)  Ut  scias,  qnomodo  oporteat  te  in  domo  Dei  conversari,  quae  est  ec- 
clesia  Dei  yivi,  columna  et  firmamentum  veritatis. 

3)  Domufl  antem  ecclesia  idcirco  appellatar,  quia  sit  Telut  una  familia, 
quam  nniiB  pater  familias  moderatnr  et  in  qua  est  bonomm  omninm  spiritua- 
liam  coramiinio.  Haec  antem  ecrleaia  nota  est  iirbiqne  snpra  montem  sitae 
comparata^  quae  undique  conspicitur-,  nam  cum  Uli  ab  omnibas  parendnm 
sit,  cognoscaiur  necesse  est,  Cf.  c.  1.  Eitrav.  common.  1,  8.  de  major. 


304      HirscheL    Das  Eiyentkum  am  katholischen  KirchaiguU, 

Weil  demnach  die  Voraussetzung  v.  Poscbinger's,  Chrislos  habe 
seinen  Jüngern  aufgetragen  an  der  «niiem  Einheit  festzuhalten,  oa- 
richtig  ist,  so  ist  es  auch  seine  hieraus  gezogene  und  in  die  be- 
zeichnenden Worte  gekleidete  Folgerung ,  Christus  habe  seinen 
Jüngern  nicht  autgetragen,  »etwa  an  der  Einheit  des  Säckels,  worin 
das  für  die  Cultuszwecke  gewidmete  Vermögen  sollte  bereit  gehalten 
werden,  festzuhalteu.c 

So  entschieden  unrichtig  nun  die  eben  besprochene  Behaup- 
tung ist,  so  folgt  aber  doch  noch  nicht  ohne  Weiteres  aus  der  vod 
Christas  gewollten  sichtbaren  Einheit  der  Kirche ,  dass  er  desshalb 
auch  die  Einheit  des  Kirchenvermögens  gewollt  habe.  Aus  der  ?on> 
Heilande  angeordneten  äussern  und  innern  Einheit  der  Kirche  er- 
gibt sich  aber  mit  Nothwendigkeit,  dass  die  Annahme  einer  Einheit 
des  Kirchengutes  keineswegs,  wie  v.  Poschinger  meint,  im  Wider- 
spruche mit  der  Einheit  der  Kirche  stehe,  vielmehr  folgt  hieraus, 
dass  die  Einheit  des  Kirchenvermögens  der  so  entschieden  ausge- 
sprochenen sichtbaren  Einheit  der  Kirche  eher  entspricht.  Es  sind 
daher  doch  besondere  Thatsachen  und  Gründe  anzuführen,  welche  dar- 
thun,  dass  die  Einheit  der  Kirche  sich  auch  auf  die  Einheit  der  ihren 
Zwecken  gewidmeten  Güter  bezieht  und  beziehen  muss. 

Wie  nachgewiesen  wurde,  besassen  Christus  und  seine  Apostel 
schon  'kirchlichen  Zwecken  dienendes  Vermögen  und  erhielten  da^ 
selbe  theils  durch  freiwillige  Gaben  der  Gläubigen,  theila  in  Folge 
der  diesen  aufliegenden  kirchlichen  Verpflichtung.  Denn  Christus 
wie  der  hl.  Paulus  sprechen  die  den  Mitgliedern  der  Kirche  oblie- 
gende Sorge  für  den  Unterhalt  der  Diener  derselben  und  damit  and 
für  die  Bestreitung  der  Kosten  für  deren  kirchliche  Verrichtungeo 
aus  (Luc.  10,  7;  1.  Cor.  9,  4  flF.).  ^ie  vom  Erlöser  und  den  Apo- 
steln eingeführte  Verwendung  des  Kirchenvermögens  für  den  Unter- 
halt des  Bischofes  und  der  übrigen  Geistlichkeit,  für  den  Gottes 
dienst  und  die  Armen  d.  h.  zur  Abhilfe  geistiger  (daher  Schoko 
und  leiblicher  Notb,  sowie  die  von  Christus  und  den  Aposteln  an- 
geordnete Weise  der  Beschaffung  dieses  Vermögens  für  die  Kircht 
die  Verwaltung  und  Verwendung  dieses  Gutes  durch  den  Heiland 
(Johan.  13,  18 J)  und  die  Jünger  (Apostelg.  4,  34  und  35.^)  und 
die  Geschäftsführung  hierbei   durch    einen  Apostel   (Judas,   Johan. 

1)  Qoidam  antcm  putabant,  qnia  locnlos  habebat  Jadas.  qood  dixissat  « 
Jesns:  eme  ea,  qnaeopns  snntnobis  addiem  festaro,  antegenis  nt  aliqnid  daret 

2)  Quotqaot  enim  possessores  agrornm   ant  domoram  erant,  rendeDtes 
aiferebant  pretia  eornm,  quae  vendebant  et  ponebant  ante  pedes  aposloJMiuB 
Dividebatur  autem  singalis  prout  coique  opus  erat. 
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1.  G.  und  12,  6.  0  bilden  zu  jeder  Zeit  die  Grandlagen  der  kircheu- 
rechtlicheu  Bestimmungen  bezüglich  des  Kircbenvermögens«  Wenn 
das  letztere,  .wie  gezeigt  wurde ,  Eigenthum  Gottes,  Christi  und  der 
Armen  genannt  wird,  so  liegt  darin  ausgesprochen,  dass  dasEirchen- 
gnt  nach  der  Absicht  und  in  der  Weise  Christi,  welcher  Gott  und 
Vertreter  der  Armen  ist,  verwaltet  und  verwendet  werden,  also  ge- 
wiss einen  einheitlichen  Zweck  und  in  der  Hauptsache  eine  einheit- 
liche Verwaltung  haben  solle.  Da  aber  Christus  Haupt  (Ephes.  1, 
22. ')  und  Gründer  der  Kirche  ist ,  die  Apostel  und  in  besonderer 
Weise  der  h].  Petrus  (Matth.  16,  16.)  in  beiden  Beziehungen  seine 
Stellvertreter  (Matth.  28,  28.)  und  deren  Nachfolger  die  Regenten 
und  Erhalter  der  Kirche  sind;  da  Christus  das  ihm  mit  Rücksicht 
auf  seinen  messianischen  Beruf  übergebene  Vermögen  nicht  als  per- 
sönliches Eigenthum  besass  und  nicht  zu  persönlichen  Zwecken  ver- 
wendete,  sondern  für  die  im  Gründen  begriffene  und  gegründete  kirch- 
liche Gemeinschaft  bestimmte,  indem  der  Heiland  nach  seiner  eige- 
nen Erklärung  (Matth.  8,  20.^  persönliches  Eigenthum  zu  seinen 
persönlichen  Zwecken  nicht  hatte  und  da  das  den  Aposteln  zur  Ver- 
fügung gestellte  Vermögen  als  der  kirchlichen  Gemeinschaft  zuge- 
hörig betrachtet  wurde  (Apostelg.  4,  32.^):  so  lässt  sich  bei  der  hei- 
ligen Treue,  mit  welcher  die  Kirche  stets  das  Beispiel  Christi  und 
der  Apostel  befolgt  (h  Cor.  4,  16.^)  doch  wohl  annehmen,  dass  die 
Kirche  auch  das  Kirchenvermögeu  seiner  Verwaltung,  einheitlichen 
Verwendung  und  dem  Eigenthume  nach  so  betrachtete  und  behan- 
delte, wie  dies  von  Christus  und  den  Aposteln  geschah. 

Wenn  diese  also  in  und  mit  der  sichtbaren  Einheit  der  Kirch» 
auch  die  Einheit  des  Kirchenvermögens  verbanden  und  in  der  Einen 
Kirche  gleichfalls  nur  Ein  dera^lben  gehöriges  Kirchengut  anerkann- 
ten, so  ist  die  Annahme  sehr  gerechtfertigt,  dass  diese  Einheit  des 
Kirchenvermögens  als  kirchlicher  Grundsatz  beibehalten  wurde. 

Nun  ist  aber  noch  zu  untersuchen,  ob  die  Einheit  des  Zweckes 
der  Kirche,  welche  v,  Poschinger  zugibt,  auch  an  sich,  ihrer  Natur 
nach  die  Einheit  des  kirchlichen  Vermögens  fordert. 


1)  Dixit  (Jndas)  antem  hoc,  non  quia  de  egenis  pertinebat  ad  eam,  sed 
qnia  forerat  et  loculos  habens  ea,  qnae  mittebantiir,  portabat. 

2)  Et  ipsum  dedit  caput  snpra  omnem  ecclesiam. 

3)  Vnlpes  foveas  habent  et  volacres  coeli  nidos,  filiiiB  antem  bomiDis  non 
habet,  abi  caput  reclinet. 

4)  Mnltitadinis  antem  credentium  erat  cor  unum  et  anima  ana  nee  qnis- 
quam  eorum,  quae  possidebat,  aliqaid  sanm  esse  dicebat ,  sed  erant  Ulis  omnia 
communia. 

5)  Rogo  ergo  vos :  imitatores  roei  estote,  sicat  et  ego  Christi. 
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Eine  Gesellschaft  ist  ohne  Zweck  nicht  denkbar,  allein  ervscIiaSl 
und  trägt  nicht  die  Gesellschaft ,  sondern  diese  wird  gebildet  nod 
getragen  durch  die  Erkenntniss  des  Zweckes  und  den  Willen  ihn  zu 
erstreben,  folglich  ist,  wie  bereits  dargethan  wurde,  nicht  der  Zweck 
der  Träger  des  gemeinschaftlichen  Eigenthumes ,  sondern  dies  sind 
die  gemeinsame  Erkenntniss  nnd  der  gemeinsame  Wille,  wessbalb 
auch  eine  Gesellschaft  nur  durch  Wegfallen  dieses  genicinschaftlicben 
Erkeunens  und  Wollens  nicht  aber  durch  Wegfall  ihres  Zweckes 
aufgelöst  wird.  Daher  kann  man  allerdings,  wie  v.  Poschiiiger  rich- 
tig bemerkt,  nicht  schliessen:  Der  Zweck  ist  Eigenthümer  des 
Vermögens,  die  Kirche  bat  einen  einheitlichen  Zweck,  also  besitzt 
sie  auch  einheitliches  Vermögen.  Wie  aber  jede  Gesellschaft 
nothwendig  einen  Zweck  hat,  so  muss  dieser  auch  ein  einheitlicher 
sein ;  denn  wäre  er  ein  verschiedener,  so  fehlte  das  gemeinsame  Er- 
kennen und  Wollen  und  damit  der  Umstand ,  welcher  die  einzelneo 
Glieder  der  Gesellschaft  zu  Einem  Ganzen  verbindet.  Verschieden- 
heit des  Zweckes  zieht  unbedingt  Verschiedenheit  der  Gesellschaft 
nach  sich,  Mit  dem  einheitlichen  Zwecke  muss  diese  aber  auch  ein 
ihr  als  Ganzem  zustehendes ,  also  ein  einheitliches  Vermögen  be- 
sitzen. Denn  das  letztere  ist  lediglich  das  Mittel  zur  Erreichnng 
ihres  Zweckes  und  dieser  kaqn  nicht  erreicht  werden ,  wenn  nicht 
Demjenigen,  welcher  die  Gesellschaft  als  Ganzes  vertritt  und  far  ^t 
handelt,  die  nothwondigen  Mittel  zur  VerRigung  stehen,  welche  de«- 
halb  ein  der  Gesellschaft  angehöriges  Vermögen  sind  und  sein  mor- 
sen, gleichviel  ob  diese  Mittel  etwa  aus  den  Erträgnissen  eines  der 
Gesellschaft  gehörigen  festen  Vermögens  oder  aus  Beiträgen  der 
Mitglieder  gei^onnen  werden,  da  in  letzterem  Falle  die  Summe  die- 
ser Beiträge  das  Gesellschaftsvermögen  bildet  Gerade  weil  jede 
Gesellschaft  Vermögen,  wenn  auch  nur  vorübergehend  besitzen  mnss 
und  weil  sie  den  Einzelnen  dem  Ganzen  gegenüber  Pflichten  und 
Becht&  und  umgekehrt  gibt,  ist  dieselbe  auch  ,  wie  früher  nacbg^ 
wiesen  wurde,  schon  von  sich  aus  nothwendig  ein  Rechtssubject  uad 
wird  ein  solches  nicht  erst  durch  die  Anerkennung  von  Seiten  de< 
Staates,  womit  v.  Poschinger  übereinstimmt. 

Allein  sonderbarer  Weise  sagt  der  letztere  S.  178:  •Was 
würde  man  Beispielshalber  zu  folgender  Argumentation  sagen?  Da 
der  Orden  der  Jesuiten  oder  der  Freimaurer  die  ganze  Welt  umfM 
seiner  Stiftung  und  Verfassung  gemäss  nur  Einer  ist,  so  kann  sm 
Zweck  auch  nur  Einer  sein,  d.  h.  dieser  Orden  ist  in  vermögeos- 
rechtlicher  Beziehung  eine  universitas?  Ergibt  sich  denn  ans  der 
Einheit  der  Stiftung  oder  der  Verfassung  überhaupt  nur  der  geringste 
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Anhaltspunkt  für  die  Vermögens/oAt^A;^?  Was  soll  endlich  die  Ein- 
heit des  Zweckes?  Der  Wohlthätigkeitszweck  ist  gewiss  ein  ein- 
heitlicher^  über  die  ganze  Welt  verbreiteter  und  doch  sind  nur  die 
einzelnen  Anstalten  und  selbst  hier  nur  jene ,  die  der  Staat  speciell 
als  eigentburosßlhig  bezeichnet,  juristische  Persont^^  Eigenthümer.€ 
Aber  v.  Poschinger  vergisst  hier  ganz,  dass  ein  grosser  Unterschied 
ist,  ob  ein  einheitlicher  Zweck  von  Einer  Gesellschaft,  oder  von  meh- 
reren einzelnen,  von  einander  unabhängigen  physischen  oder  mora- 
lischen Personen  verfolgt  wird. 

Mehrere  Individuen,  wie  auch  mehrere  Vereine,  könAen  einzeln 
und  tür  sich  denselben  Zweck  sich  vorstecken ,  bilden  aber  desshalh 
noch  keine  Gesellschaft,  also  auch  keine  universitas,  kein  Rechtssub- 
ject;  denn  in  diesen  beiden  Fällen  ist  zwar  ein  gemeinschaftliches 
Erkennen  und  Wollen  des  Zweckes  vorhanden  ,  aber  nicht  die  &- 
kenntniss  und  der  Wille  diesen  Zweck  durch  vereinigte  Kräfte  in 
Verbindung  jsu  eiiiem  Qanzen^  d.  h.  in  Oesellschaft  zu  erreichen, 

Desshalh  »ergibt  sich  gerade  aus  der  Einheit  der  Stiftung 
oder  der  Verfassung  der  einzige  Anhaltspunkt  für  die  Vermögens- 
fähigkeit,€  d.  h.  fBr  das  Vorhandensein  einer  Gesellschaft.  Und  weil 
gemäss  der  Stiftung  und  Verfassung  des,  wenn  auch  Qber  die  Welt 
verbreiteten  und  nach  Innen  und  Aussen  einen  einheitlichen  Zweck 
verfolgenden  Freimaurerordens,  soweit  bekannt,  die  einzelnen  Logefi 
nnd  Verbände  für  sich  unabhängig  von  einander  und  nicht  in  Ver- 
cinigimg  mit  einander  unter  einem  von  Allen  anzuerkennenden  Haupte 
arbeiten,  so  bildet  derselbe  natürlich  auch  nicht  eine  Gesellschaft 
im  eigentlichen  Sinne  des  Wortes,  also  nicht  eine  moralische  Person 
als  Gesammtorden,  ebenso  wie  die  Protestunten  oder  die  Lutheraner, 
Calvinisten  u.  s.  w.  nicht  eine  KirchOt  d.  h.  eine  geglie4erte,  durch 
einen  gemeinsamen  Vorstand  verbundene  Gesellschaft,  eine  Gesammt- 
kirche ,  sondern  nur  einzelne  Kirchen ,  einzelne  Gesellschaften  sind. 
Noch  offener  liegt  es  auf  der  Hand,  dass  weder  die  einzelnen  Men- 
schen noch  die  vielen  Anstalten ,  welche  den  einheitlichen  Wohl- 
thätigkeitszweck in  der  ganzen  Welt  verfolgen ,  ein  zusammenge- 
höriges Ganzes,  eine  universitas  bilden  oder  bilden  wollen.  Dagegen 
ist  der  Orden  der  Jesuiten,  welcher  allerdings  als  kirchlicher  Orden 
die  ganze  Welt  umfasst,  gewiss  unzweifelhaft  ein  einem  einheitlichen 
Zwecke  nachstrebendes  geschlossenes  Ganzes  unter  Einem  Haupte, 
eine  Gesellschaft  nnd  darum  der  Natur  der  Sache  nach  und  noth- 
wendig  eine  universitas. 

Der  einheitliche  Zweck ,  nämlich  das  Heil  der  Seelen  fär  Zeit 
und  Ewigkeit,  welchen  die  Kirclie   als  eine   sichtbare  Gemeinschaft 
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unter  Eiaem  Raupte  mit  den  erforderlichen  Einrichtungen  erstrebt 
bedingt  demnach  jedenfalls,  dass  die  Kirche  als  Ganzes  Vermögen 
besitzen,  ein  Reehtssuhjed  sein  mnss,  indem  sie  selbst  als  Gescllschafl 
nicht  der  Ziireck  Träger  dieser  Eigenthnmsbefngnisse  ist. 

Man  hat  zwar  in  gänzlicher  Verkennung  der  Begriffe  von  Pei- 
sönlichkeit ,  Recht ,  Eigenthum  und  Gesellschaft  der  katholischen 
Kirche  die  Gorporationseigenschaft  desshalb  abgesprochen,  weil  es 
eine  aber  die  ganze  Erde  sich  erstreckende  juristische  Person  nicht 
geben  {Damer^  Kurze  Erörterung  der  Bechtsflrage,  wem  das  Eigen- 
thum am  Kirchengute  zusteht  1868),  eine  solche  nur  lokal  sfin 
könne  (JBr^fer,  Theorie  der  preuss  Gesetze  über  das  Eigenthum  am 
Kirchenvermögen,  bei  Hiibler  a,  a.  0.  S.  96.)  Allein  selbst  Hobler 
und  f.  Posehinger  sprechen  sich  gegen  diese  unsinnige  BehauptoD« 
aus  und  ersterer  wendet  mit  Recht  dagegen  ein:  »wie  dürfte  üanB 
jemals  ausländischen  Gorporationen  das  commercium  freigegeben 
werden  ?c  und  wenn  der  Einzelne  in  rerschiedenen  Staaten  Eigen- 
thum besitzen  kann,  warum  sollte  nicht  das  Gleiche  von  einer  mo- 
ralischen Person  gelten? 

Obgleich  nun  v.  Poschinger  weit  entfernt  ist,  die  Möglichkeit, 
sich  die  allgemeine  Kirche  als  juristische  Person  zu  denken,  in  Ab- 
rede stellen  zu  wollen,«  so  hält  er  aber  die  »Behauptung,  die  Kirche 
habe  ihre  Wurzel,  das  Dogma ,  auch  auf  dem  Gebiete  des  Tenno- 
gensrechtes  nicht  verlassen,  für  eine  irrthfimliche«  (S.  196)  und  in 
S.  197,  Anmerk.  9  erachtet  er  es  cchon  »für  grundfalsch,  Verfi^ 
sung  und  Dogma  der  Kirche  in  Fragen  hereinzuziehen,  die  rein  pn- 
vatrechtlicher  Natur  sind ;  seiner  Ansicht  nach  könne  es  sich  nnr 
darum  handeln,  eine  Gonstruction  zu  finden ,  die  der  Verfassung  der 
katholischen  Kirche  nicht  schnurstracks  zuwiderlaufe ,  ganz  unTer- 
einbar ,  so  sagt  er  weiter ,  wäre  es  z.  B.  mit  der  Verfassung  der 
Kirche,  wollte  man  die  Kirchengemeinde  als  Rechtssubject  des  Kir- 
chenvermögens anerkennen,  da  dieselbe  nach  dem  Verfassungrechk 
der  katholischen  Kirche  eine  Stellung  einnehme ,  die  sie  schlechter- 
dings unfähig  mache ,  als  solches  zu  erscheinen.c  So  wahr  das 
Letztere  ist,  wenn  man  die  K^irchengemeinde  in  dem  oben  bespro* 
ebenen  protestantischen  Sinne  auffasst,  so  augenfällig  zeigt  die 
übrige  Ausführung  von  der  Unklarheit  und  Unsicherheit,  mit  wel- 
chen V.  Poschinger  sich  auf  diesem  Gebiete  bewegt. 

Wie  kann  man  annehmen ,  die  Kirche  habe  4hre  Wufwl ,  J«* 
Dogma  bezüglich  des  Vermögensrechtes  verlassen ,  da  der  Olaiie. 
die  geoffenbarte  Wahrheft  die  Chwnälage  fär  das  ganze  Denken  und 
Handeln  des  einzelnen  Christen ,   also    noch  weit  mehr  der  Kirche« 
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der  nach  Christi  Vorschrift  geordneten  Gesammtheit  der  Oläubigen 
ist  und  sein  muss  *) !    Ans  dem  früher  Gesagten  erhellt  aber  auch, 
mit  welcher  Treue  und  Gewissenhaftigkeit  sich  die  Kirche  selbst  in 
Vermögensbeziehungen  an  Allem  hi^lt  und  hält^   was  Christus  und 
seine  Apostel  in  dieser  Hinsicht  thaten  und  was  in   der  hl.  Schrift 
sich  ausgesprochen  findet;   daher  z.  B.  das   Zinsverbot  (psalm.  14, 
5.),  die  moralische  Pflicht  der  Diener  der  Kirche,  Ueberschudse  ihres 
Ämtseinkommens  zu  guten  Zwecken  zu  verwenden  (1.  Timoth.  6,  8.) 
u.  s.  w.    In    der  That    »grundfalsche   ist   es ,   die  Verfassung  der 
Kirche,  auch  soweit  sie  auf  dem  Dogma  beruht,  nicht  in  Vermögens^ 
rechtliche  Fragen  hereinzuziehen.  Denn  überhaupt  Iftsst  sich  das  Da- 
sein einer  Gesellschaft  nur  aus  ihrer  Grundlage  und  Verfassung  erkennen. 
Hat  sieh  eine  Mehrheit  von  Personen  nicht  zu  einem  Ganzen 
im  Erkennen   und  Wollen  Eines  Zweckes   durch   die   erforderlichen 
Mittel  und    die  Organe,  welche  die   einheitliche  Erkenntniss  und 
Willensrichtung  aussprechen  und  den  gemeinschaftlichen  Zweck  nach 
dieser  gemeinsamen  Erkenntniss  cu  erreichen  suchen,  verbunden ,  so 
ist  auch  eine  Gesellschaft  als  moralische  Person,  d.  h.  als  ein  Ein- 
ziges gedachtes  Wesen  zu  Einem  Handeln   nicht   vorhanden.    Wie 
und  von  wem  die  Mittel  der  Gesellschaft  zur  Erreichung  ihres  Zweckes 
verwaltet  und  verwendet  werden  sollen,  lässt  sich  nur  aus  der  Ver- 
fassung derselben  erkennen,  weil,  wenn  dies  nicht  durcü  die  Gesell- 
schaft festgesetzt  ist,  die  Gesellschaft  entweder  ohne  Zweck  oder  die 
Erreichung  desselben  dem  Zufalle  oder  Dritten  überlassen,  d.  h.  in 
allen  diesen  Fällen  gar  keine  Gesellschaft  dasein  würde ,  indem  der 
Zweck  der  Gesellschaft,  wenn  die  Mittel,  ohne  die  derselbe  nicht 
erzielt  zu  werden  vermag,  nicht  nach  dem  Willen  und  der  Einsicht 
derselben  verwendet  werden,  nicht  erreicht  werden  kann.    Die  Ver- 
fassung einer  jeden  Gesellschaft  beruht  eben  lediglich  darauf,  dass 
nur  durch  sie  das  gemeinsame  Erkennen  und  Wollen  bezüglich  der 
Erreichung  des  gemeinschaftlichen  Zweckes    ausgedrückt    und  be- 
thätigt  wird.    Desshalb  kann  es  sich  bei  der  Frage  über  das  Bechts- 
subject  des  Kirchenvermögens  nicht  »nur  darum  handeln,  eine  Con- 
struction  zu   finden ,   die   der  Verfassung  der  katholischen  Kirche 
nicht  schnurstracks  euwiderlauß  ^€   sondern .  diese  Frage  muss  eine 
Antwort  finden,  welche  mit  der  Verfassung  der  katholischen  Kirche 
in  aller  und  jeder  Beziehung  im  vollsten  EinUatige  steht ,   gerade 
weil  diese  Verfassung  ihrer  Natur  nach  wesentlich  auch  Beschaffung,  Cha- 
rakter, Verwaltung  und  Verwendung  der  Gesellschaftsmittel  regeln  muss. 

1)  JustUir  ex  fide  vivit.    Rom.  1,  17.;  GaL  3,  11.    Omne  autem,  quod 
non  est  ex  fide,  peccatum  est.    Rom.  14,  23. 
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Und  in  der  Tliat  lässt  sich  v.  Posehinger  sehr  angelegeb  sein,  <lar- 
zothoD,  dass  seine  Coostruction  nicht  blos  »der  Verfassung  der  ka- 
tholischen Kirche  nicht  schnurstracks  zuwiderläuft,«  sondern  bis  m 
Einzelnste  angemessen  ist. 

Die  Verfassung  der  katliolischen  Kirche  ist,  wie  v.  Poschinf^er 
S.  197  annimmt,  nicJU  eine  aristokratische^  sondern  eine  monardii' 
sehe.  Aber  nicht  blos  dies,  sondern  sie  ist  eine  absolut  monarchi- 
sche und  zwar  von  Christus  selbst  in  dieser  Weise ,  also  unwider- 
ruflich auf  alle  Zeit  angeordnete  (Matth.  16,  16;  Johau.  21  15  ff.). 
Der  Papst  ist  aber  nicht  blos  unumschränkter,  d.  h.  nicht  an  den 
Willen  anderer  Menschen  gebundener  Herrscher  über  die  Kirche,  er 
ist  dies  auch  als  Stdlvertreter  Christi,  also  Gottes.  (Tu  es  Petras 
et  super  haue  petram  aedificabo  ecclesiam  meami  Matth.  I.  c.  — 
pasce  agnos  tneos,  pasce  oves  meas,  Johan.  I.  c.)  c.  3.  Dist  21: 
c.  2.  Dist.  22 ;  c.  14.  Extrav.  comm.  1,  8.  de  maj.  et  obed.  Es  ist 
dem  Papste  vom  Heilande  das  Recht  gegeben  und  noch  mehr  die 
Pflicht  auferlegt,  sich  aller  für  die  Erfüllung  der  Aufgabe  der  Kirrbe, 
nämlich  der  Beseligung  der  Menschen  nothwendigen  und  f&rderticbec 
Mittel  zu  bedienen  (quodcumque  ligaveris  super  terram,  erit  hgi- 
tum  et  in  coelis  etc.,  Matth.  1.  c).  Je  wiclitiger  aber  der  Zweci 
ist,  welcher  erreicht  werden  soll,  in  desto  grosserem  Masse  ranss^o 
die  angemessenen  Mittel  Demjenigen  zur  Verfügung  stehen,  welcbr 
vor  Allen  uud  am  Entschiedensten  und  Ausgedehntesten  die  Errei- 
chung dieses  hohen  Zweckes  befördern  und  bewirken  soll. 

Nun  streitet  es  aber  wider  die  Stellung,  Würde  und  sdhät 
wider  die  Befugnisse  'des  Oberhauptes  der  Kirche,  wenn  in  der  kirch- 
lichen Ordnung  unter  ihm  Stehende  Rechte  ausüben  könnten,  deres 
Ausübung  dem  Papste  versagt  wäre.  Dies  würde  aber  der  Fall  sdo. 
wenn  das  Eige^ühum  am  Kirchen  vermögen  den  Einadkirehen  m 
Ausschlüsse  der  allgemeinen  Kirche  zukäme.  Denn  akdann  besiss» 
die  Vorsteher  der  einzelnen  Kirchen  grössere  Machtbefugnisse  inner- 
halb der  Kirche  und  in  kirchlichen  Angelegenheiten ,  als  selbst  <b8 
Oberhaupt  der  Kirche,  indem  dieses  Eigenthumsrechte  als  solche  m 
Kirchenvermögen  nicht  ausüben  dürfte.  Es  wäre  also  dw  Papst  in 
dieser  Beziehung  nicht  unumschränkter  Monarch,  nicht  Stellvertreter 
Christi  in  der  Kirche.  Ein  solches  Verhäitniss  verstiesse  ab^  gegn 
den  Hauptgrundsatz  der  katholischen  Kirchenverfassung. 

§.  ^3.    VerhäUniss  der  Eineel-  zur  GesamnUkirche. 

Ebensowenig  verträgt  sich  dieses  Verhäitniss  mit  der  S(dif*f^ 
welche  die  Eifizelkirehen  und  Anstalten  der  Opsammtkirche  ge^^n- 
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Über  einnehmen.  Wenn  einzelne  Menschen  oder  Gemeinschaften, 
welche  also  in  ihrem  Kreise  schon  selbstständig  sind,  zu  einem  Ver- 
bände, z.  K.  dem  Staate,  vereinigt  werden,  so  verlieren  sie  ^urch 
diese  Verbindung  keineswegs  ihre  Selbstständigkeit,  sondern  sie  fah- 
ren fort,  ihr  ihnen  eigenthümliches  Leben,  ihre  Zwecke  mit  den  er- 
forderlichen Mitteln  fär  sich  unabhängig  zu  verfolgen,  weil  dies  Al- 
les mit  Natur  und  Zweck  des  höheren  und  weiteren  Verbandes 
nichts  gemein  hat.  Die  Individuen,  Familien  und  Gemeinden  im 
Staate  behalten  daher  ihr  von  diesem  verschiedenes  eigenthümliches 
Wesen,  ihre  ZwOi'ke  und  die  dazu  nöthigen  Mittel  sind  an  sich  et- 
was ganz  Anderes,  als  der  Staat  und  vertreten  ihn  in  keiner  Weise. 
Eben  weil  diese  Glieder  ihr  besonderes  Leben  fortfähren,  mässen 
sie  auch  ihnen  eigens  zustehende  Mittel  besitzen;  desshalb  gehört 
das  Vermögen  der  Gemeinden  ebensowenig  dem  Staate,  als  das  der 
Familien  und  der  Individuen.  Dagegen  haben  weder  die  einzelnen 
Gläubigen,  noch  die  einzelnen  Kirchen  eigenthämliche,  von  der  Ge- 
sammtkirche  verschiedene  christliche  Beschaffenheit  und  einen  be- 
sonderen, von  dem  der  letzteren  getrennten,  selbstständigen  Zweck, 
vielmehr  treten  sie  in  beiden  Beziehungen  mit  der  allgemeinen 
Kirche  ganz  zusammen.  Denn  kirchliches  Dasein  und  Leben  erhal« 
ten  und  besitzen  Individuen  und  Anstalten  in  der  Kirche  nur  von 
und  in  Verbindung. mit  dem  christlichen  Gesammtorgauismus,  d.  h. 
der  allgemeinen  Kirche  ^)  und  in  Vereinigung  mit  dem  Haupte  die- 
ses Organismus  ^).  Die  einzelnen  Kirchen  und  Anstalten  sind  daher 
die  Gesammtkirche  selbst,  wie  sie  in  Zeit  und  Baum  in  grösserer 
oder  geringerer  Vollkommenheit  an  jedem  einzelnen  Orte  erscheint 
und  wirkt.  So  besitzt  z.  B.  eine  Pfarrkirche  das  Leben  der  Ge- 
sammtkirche  und  erfüllt  deren  Zwecke  in  minderem  Grade,  in  hö- 
herem die  bischöfliche  und  im  höchsten  Masse  die  Kirche  des  Ober- 
hauptes der  Gesammtkirche. 

Wenn  die  bürgerlichen  Gemeinden  und  Familien  einen  nicht 
dem  Grrade,  sondern  der  Natur  nach  von  dem  des  Staates  verschie- 
deneu Begriff  und  Zweck  und  desshalb  ein  ?or  und  unabhängig 
vom  Staate  bestehendes  Dasein  besitzen,  so  haben  umgekehrt  die 
einzelnen  Kirchen  und  Anstalten  einen  nicht  der  Natur,  sondern  nur 
dem  Grade  nach  verschiedenen  Begriff  und  Zweck  .und  kein  vor  der 

1)  Si  Rutem  ecclesiam  non  aadierit,  sit  tibi  sicnt  etbnicns  et  publicanng. 
Matth.  18,  16. 

2)  Qui  non  congregat  mecum,  spargit  Matth.  12,  30;  sicnt  paimes  non 
poteflt  ferre  frnctnm  a  semetipso ,  nisi  mai\Berit  in  vite ,  sie  nee  tob,  nisi  in  me 
nianseritis.  Johan.  15,  4.  8nper  hanc  petram  aedificabo  eeclesiam  meam  Matth. 
16,  16;  pasceoves  meas.  Johan.  21,  13  ff. 
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Gesammtkirche  und  unabhängig  von  ihr  bestehendes  Leben.  Denn 
ursprünglich  war  die  allgemeine  Kirche  zeitlich  und  räumlii'h  inJe- 
rusalenif  dann  dehnte  sie  sich  auf  andere  Orte  aus,  indem  sie  dort 
durch  die  von  ihr  gegründeten  Einzelkirchen  gegenwärtig  Und  wirk- 
sam war;  wenn  daher  die  Gesammtkirche  an  allen  Orten  zugleich 
sein  und  wirken  könnte,  so  würden  die  Einzelkirchen  ebenso  hin- 
wegfallen, wie  die  vielen  einzelnen  kirchlichen  Diener,  wenn  das 
Oberhaupt  der  Kirche,  der  Papst,  zugleich  an  allen  Orten  gegen- 
wärtig und  kirchlich  thätig  sein  könnte. 

Besitzen  demnach  die  Einzelkirchen  nicht  ein  von  der  Gesammt- 
kirche verschiedenes  und  gesondertes  Dasein  und  Zweck,  so  können 
sie  unmöglich  ein  von  der  allgemeinen  Kirche  getrenntes  eigenthüm- 
liches  kirchliches  Vermögen  besitzen,  da  ein  gtsondaies  Vermögen 
einen  hasonderen  Träger  und  besonderen  Zweck  fordern  würde,  wäh- 
rend in  beiden  Beziehungen  nach  der  kirchlichen  Verfassung  die 
Einzel-  und  Gesammtkirche  zusammenfallen  und  Eins  sind.  Gibt 
man  der  einzelnen  kirchlichen  Anstalt  ein  in  kirchlicher  Beziehung 
von  der  Gesammtkirche  in  irgend  einer  Hinsicht  getrenntes,  ihr  ge- 
genüber selbstständiges  Leben  und  Wirken,  so  wird  die  katholische 
Kirchenverfassung  zerstört  und  in  ihre  rein  monarchische  Beschaf- 
fenheit entweder  das  ^demokratische  Element  in  der  Gemeindetheo- 
rie  und  dem  schrankenlosen  Subjectivismus  oder  das  aristokratische 
Element]  etwa  im  Episcopalsysteme,  hineingetragen. 

Desshalb  verstösst  die  Annahme  eines  Eigenthumes  der  Ein- 
zelkirchen  am  Kirchenvermögen  im  Ausschlüsse  der  Gesammtkirche 
gegen  die  Kirchenverfassung.  Dadurch  wird  aber  die  Kii'che,  welche, 
wie  jeder  Organismus  allerdings  »Leben  und  eine  gewisse  Selbst- 
ständigkeit verlangt,  c  nicht,  wie  t;.  Posehinger  S.  181  meint,  »ivr- 
mögensrechtlich  zu  einer  Maschine,  die  von  dem  Gesammtepiscopate 
und  dem  Papste  voran  in  Bewegung  gesetzt  wird.«  Denn  obgleich 
die  Kirche  ihren  einzelnen  Anstalten  Leben  und  nicht  nur  eine  ge- 
fcisse,  sondern  sogar  eine  sehr  bedeutende  Selbstständigkeit  verleiht, 
so  haben  sie  diese  aber  nicht  desshalb,  weil  sie  vor  und  unabhängig 
von  der  Gesammtkirche  Leben  und  Selbstständigkeit  besässeo,  son- 
dern Beides  erhalten  sie  nur  durch  und  in  der  Gesammtkirche  und 
so  lange  und  in  so  weit^  als  letztere  in  den  EingeJkirchen  zeitlich 
und  räumlich  gegenwärtig  ist. 

Darin  gerade  unterscheiden  sich  die  kirchlichen  Anstalten,  wie 
schon  gesagt,  von  den  Familien  und  Gemeinden,  welche  den  Staat 
bilden,  dass  diese  schon  vor  dem  letzteren,  unabhängig  von  ihm  und 
selbst   nach  der   Lösung  von  ihm  Loben  und  Selbstständigkeit  be- 
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sitzen  und  in  keiner  Weise  zeitlich  und  räumlich  der  Staat  sdhfst 
sind.  Wenn  ubrigenR,  um  die  Ausdrucksweise  v.  Poscbinger'Sy  welclu* 
dessen  Einsicht  in  die  Kirchenverfassung  und  seine  Achtung  vor  der- 
selben genugsam  kennzeichnet,  zu  gebrauchen,  der  kirchliche  Orga- 
nismus, vermögensrechtlich  betrachtet,  nicht  »von  dem  Oesammt- 
episcopate  und  dem  Papste  voran  in  Bewegung  gesetzte  wurde, 
sondern  von  den  Einzelkircheu,  so  wurde  allerdings  die  Kirche  in 
vermögensrechtlicher  Beziehung  keine  »Maschine,«  aber  auch  kein 
OrganismiiS  sein.  Denn  dieser  setzt  unbedingt  einen  Einheitspunkt 
voraus,  von  welchem,  wenn  auch  durch  verschiedene  Zwischenglie- 
der, Leben  und  Bewegung  der  Tbeile  ausgeht  und  der  sie  stets, 
wenn  auch  wieder  durch  mancherlei  Zwischenglieder,  zu  einem  Gan- 
zen zusammenhält. 

Dieses  geschieht  in  der  Kirche  gerade  durch  den  Papst,  als 
den  Einheits-T  und  Mittelpunkt  und  durch  die  Bischöfe,  als  die  Zwi- 
schenglieder und  eben  wegen  dieser  Einrichtung  ist  die  Kirche  ein 
wahrer,  lebendiger  Organismus,  weil  sie  die  Kraft  ihres  Daseins  und 
W^irkens  in  sich  selbst  besitzt  und  nicht,  wie  die  Maschitie  von 
Aussen  empfängt.  '  Würden  aber  die  Einzelkirchen  in  vermögens- 
rechtlicher Hinsicht  »voran«  gehen  und  der  Gesammtepiscopat  sammt 
dem  Papste  hinten  nachfolgen,  so  würde  die  Kirche  in  vermögens- 
rechtlicher Beziehung  offenbar  kein  »Organismus,«  ja  noch  nicht 
einmal  eine  »Maschine,«  vielmehr  eine  ungeordnete,  nach  den  ver- 
schiedensten Richtungen  hin  sich  bewegende  Masse  sein.  Denn  auch 
die  Maschine  muss  einen  Eiuheitspunkt  haben,  welcher  den  einzel- 
nen Theilen  ihre  einheitliche  Bewegung  gibt,  wenn  er  selbst  auch 
den  Anstoss  dazu  von  Aussen  erhält.  Die  Kirche  würde  in  vermö- 
gensrechtlicher Beziehung  unter  der  Voraussetzung  v.  Poschinger's 
das  Bild  der  in  sich  gespaltenen  und  ein  unztiaammenhängendes  Ge- 
wirre von  Meinungen,  Einrichtungen  und  Bestrebungen  darstellender 
Seelen  geben. 

Weil  die  Mittel  zur  Erreichung  des  Zweckes  unumgänglich 
notb  wendig  sind,  der  Zweck  der  Kirche  aber  nicht  durch  die  Ein- 
zelkirchen in  selbstständiger  Weise  erreicht  wird  und  nicht  durch 
sie  erreicht  werden  kann,  da  diese  vielmehr  selbst  Glieder  und  Werk- 
zeuge der  allgemeinen  Kirche  sind,  welche  sich  derselben  zur  Errei- 
chung ihres  Zweckes  unbeschränkt  bedient  ^)  und  weil  das  Kirchon- 
vermögen   ein  wesentliches  Mittel  zur  Erreichung  des  Zweckes  der 

1)  Licet  ecclenarnro,  personatumn ,  dignitatum  aliorumque  beneficioram 
eecl^siastioormn  plenaria  dispositio  ad  Romanum  noscatnr  Pontificem  pertinere 
etc.  c.  2.  VI.  3,  4,  de  praeb. 
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Kirche  ist :  so  kann  unmöglich  der  kirchlichen  Verfiissnng  ^^emäss 
das  Eigenthttin  am  Kirchenvermögen  den  einzelnen  Kirchen  zu- 
stehen. 

Wenn  nun  nach  der  Stellung,  welche  die  kirchliche  VerfassuDi; 
der  allgemeinen'Kirche  und  den  einzelnen  Kirchen  anweist  and  nach 
dem  Zwecke  und  der  Autgabe  der  Kirche  überhaupt  das  Eigentbnm 
an  ihrem  Gute  der  Gesammtkirche  und  nicht  den  einzelnen  Anstal* 
ten  in  ihr  gehören  muss,  so  bleibt  noch  zu  untersuchen  übrig,  vm 
innerhalb  der  Kirche  die  Ausübung  derjenigen  Befugnisse,  welche 
wesentlich  den  Begriff  des  Eigenthumes  bilden,  von  der  Kirchenver- 
Fassung  zuerkannt  ist  und  ob  dies  der  aus  dieser  Verfassung  ent- 
wickelten Auffassung  der  Oesammt-  und  Eineelkirchen  entspricht 

§.  24,    Stellung  der  römischen  Kirche  zum  KircJiengute, 

Wer  und  was  ist  aber  die  allgemeine  Kirche?  Nach  der  Na- 
tur jeder  Gesellschaft  kann  die  Kirche  als  Ganzes  weder  bestehen« 
noch  handeln  ohne  einzelne  Personen,  durch  welche  ihr  einheitliches 
Erkennen  und  Wollen  ausgesprochen  und  ihre  Aufgabe  erfüllt  wird. 
Wie  jede  Gesellschaft,  bedarf  auch  die  Kirche  eines  Mittel-  nnd 
Einheitspuixktes  und  dieser  ist  für  die  katholische  Kirche  unbestrit- 
ten der  Papste  sowohl  für  sich  allein,  als  auch  in  Verbindung  mi 
den  Bischöfen.  Die  Kirche  ist  für  und  durch  Menschen  gestiftet 
al^er  so,  dass  Stellung,  Rechte  und  Pflichten  der  Glieder  im  Weseot- 
lichen  schon  mit  der  Stiftung  der  Kirche  bestimmt  sind  oder  toq 
den  der  Stiftung  gemäss  hierzu  Berufenen  bestimmt  werden  könneD. 
Wenn  nun  auch  diese  theils  unveränderlichen  und  bleibenden  (ex 
jure  divino),  theils  veränderlichen  und  vorübergehenden  (ex  jure  e^ 
clesiastico)  Anordnungen,  gesellschaftliche  Einrichtungen  und  Anstal- 
ten, also  etwas  Festes,  die  Verfassung  Bildendes  sind,  so  sind  den- 
noch die  Einrichtungen  und  Anstalten  nicht  das  Wesentliche  in  der 
Kirche,  sondern  dies  sind '  die  Personen^  welchen  gemäss  diesen  Eiß- 
richtungen  die  Stellung  und  Befugnisse  zukommen.  Denn  Christas 
(Matth.  16,  16;  Johan.  21,  15  ff.;  Matth.  18,  18;  28,  18  ff.)griin- 
dete  diese  Einrichtungen  in  und  für  Perstmen  und  gab  diesen  den 
Auftrag,  ihrerseits  solche  nach  Bedürfniss  in*8  Leben  zu  rufen  und 
die  Einrichtungen  selbst  wären  ohne  Diejenigen,  welche  sie  tragen 
und  die  in  ihnen  liegenden  Befugnisse  ausüben ,  nur  todt  mid  an- 
thätig.  Das  Papstthum  ist  eine  Einrichtung  der  katholischen  Kirche, 
aber  die  letztere  ruht  nicht  auf  dem  Papstthume,  als  Einrichtung 
and  wirkt  nicht  durch  dasselbe,  sondern  sie  ruht  auf  dem  Bapsk. 
demjenigen    Individuum,  welches  die  Einrichtung  des  Papstthuroeä 
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trägt  and  erfüllt  und  durch  welches  allein  dieselbe  Wirklichlceit  er- 
langt, e.  2.  Dist.  21;  c.  2.  und  3.  Dist.  19.  Ganz  dasselbe  fin<Iet 
statt  mit  den  Bisthumern,  Pfarreien  u.  s.  w.  als  kirchlichen  Ein- 
richtungen. Es  ist  aber  natürlich,  dass  die  Personen  als  Träger  der 
Einrichtungen  und  diese  selbst  gleichbedeutend  genommen  werden. 
So  werden  der  apostolisclie  Stuhl  und  der  Papst  gewöhnlich  mit 
einander  verwechselt.  t)a  die  kirchlichen  Einrichtungen  den  Zweck 
haben,  durch  die  in  Gemässheit  derselben  berufenen  Personen  Sein 
und  Leben  der  Kirche  zu  gehen  und  zu  erhalten,  so  muss  dieses 
Sein  und  Leben  da  am  Vollkommensten  sich,  finden,  wo  es  seine 
tiefste  Unterlage  und  seinen  kräftigsten  und  ausgedehntesten  Anstoss 
findet.  Die  Kirche,  welche  nach  Raum  und  Zeit  nie  zugleich  und 
an  Einem  Punkte  als  Ganzes  erscheinen  kann,  sondern  nach  der  Natur 
der  irdischen  Verhältnisse  über  den  ganzen  Erdkreis  zerstreut  ist, 
zeigt  sich,  da  sie  nach  ihrer  Stiftung,  nach  Zweck,  Lehre,  Gottes- 
dienst, Einrichtungen  und  Einwirken  auf  das  Leben  in  Wirklichkeit 
eine  Einheit  im  h(k;hsten  Sinne  des  Wortes  darstellt,  als  Gesammt- 
kirche  in  Zeit  und  Baum,  also  sichtbar,  nothwendig  am  Meisten  an 
dem  Orte,  an  welchem  der  Träger  derjenigen  Einrichtung,  welche 
die  Einheit  d^er  Kirche  bedingt,  seinen  Sitz  hat.  Denn  hier  befindet 
sich  die  das  Ganze  begründende  und  erhaltende  Kraft,  hier  die  Fülle 
alles  dessen,  was  in  die  Kirche  niedergelegt  ist,  von  hier  aus  er- 
giesst  sich  das  kirchliche  Leben  in  alle  über  die  ganze  Erde  zer- 
streuten Glieder  und  hierhin  wenden  sich  dieselben,  um  Anleitung, 
Stärkung  und  Weisung  zu  empfangen. 

In  der  römischen  Kirche,  dem  Sitze  des  kirchlichen  Ober- 
hauptes, stellt  sich  also  in  Wahrheit  die  Kirche  als  Ganzes,  als 
Einheit  am  Vollkommensten  dar,  erscheint  die  allgemeine  Kirche  in 
Zeit  und  Baum  am  Vollkommensten.  Zwar  ist  die  römische  Kirche 
nicht  die  über  den  Erdkreis  verbreitete  Gesammtkirche  selbst  in 
Wirklichheit,  allein  diese  allgemeine  Kirche  kommt  in  der  römischen 
in  Zeit  und  Baum  am  Meisten  zur  Erscheinung ,  erhält  in  der  rö- 
mischen Kirche  ihren  sichtbaren  Ausdruck.  In  gleicher,  aber  in 
einer  der  Stellung  der  einzelneu  Bischöfe  nach  uuvoUkommenereu 
Weise  tritt  die  Gesammtkirche  in  dem  bischöflichen  Stuhle,  d.  h.  in 
dem  an  einen  bestimmten  Ort  geknüpften  Inbegriffs  der  bischöflichen 
Befugnisse  und  in  der  bischöflichen  Kirche,  d.  h.  in  dem  vorzugs- 
weise zur  Vornahme  der  bischöflichen  kirchlichen  Verrichtungen  be* 
stimmten  Gotteshause,  in  Baum  und  Zeit  in  Wirklichkeit.  In  noch 
unvollkommenerer  Art  geschieht  dies  natürlich  in  den  anderen  Eiii- 
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zelkii'crhen  und  kirchlichen  Anstalten,  z.  B.  Pfarreien,  Pfarrkirchco, 
CoIIegiatstiftern,  £l(ystern  u.  s.  w. 

Wenn  demnach  in  der  römisehefi  die  allgemeine  Kirche  hi«^ 
nieden  in  der  ausgeprägtesten  Weise  gegenwärtig  ist  und  der  rmi- 
sehen  Kirche  in  dieser  ihrer  Eigensekaft  als  Verwirkllclmng  der 
Oesainmtkirehc  Eigentiiumsrechte  am  Eirchenveroiögen  g^^tzli^ti 
unzweifelhaft  beigelegt  werden:  so  folgt  ailch  nothwendig.  «lassdie 
allgemeine  Kirche  rechtlich  als  Eigenikümerin  des  Eirchengfut«s  be- 
trachtet werden  muss. 

Die  Richtigkeit  dieses  Schlusses  drängt  sich  auch  r.  Posehtüßrr 
auf;  denn  er  sagt  S.  184:  »Diese  (die  römische  Kirche)  nimiDi. 
vermögensrechtlich  betrachtet,  im  kirchlichen  Organismus  eine  voi 
den  anderen  Cathedralen  ganz  ausserordentlich  privilegirtc  Stellnii' 
ein,  so  zwar,  dass  man  fast  wankend  werden  möchte,  ob  nicht  g^ 
rade  sie  nach  canonischem  Rechte  als  Eigenthümer  alles  Kirehf&- 
vermögens  anzusehen  sei.« 

Weil  dem  Papste,  dem  Träger  der  römischen  Kirche,  gfseti- 
lieh  die  gleiche  vermögensrechtliche  Stellung  wie  dieser  aogewiesti 
wird,  so  folgt  auch  hieraus  wieder,  dass  das  Eigenthum  am  Kir- 
chengute  der  allgemeinen  Kirche  zugeschrieben  werden  moss.  Oesi 
dem  Papste  stehen  die  höchsten  und  umfassendsten  Rechte  am  Kir- 
chenvermögen in  seiner  Eigenschaft  als  Oberhaupt  der  Gesammt- 
kirche  zu  und  der  römischen  Kirche  werden  dieselben  Befugnis^r 
beigelegt,  weil  sie  die  Kirche  des  Papstes^  des  höchsten  and  ttab^ 
schränkten  Regenten  der  allgemeinen  Kirche  und  als  solche  di^ 
vollkommenste  Verwirklichung  der  Gesammtkircbe  selbst  ist. 

Auch  V.  Poschinger  bekennt  S.  191:  »Das  oberste  Verffignn.^ 
recht  Aber  alles  Kirchenvennögen  der  Welt  steht  überhaupt  nirbi 
der  Oesammtheit  der  Bischöfe,  sondern  einzig  und  aHein  dem  Ver- 
treter der  römischen  Kirche  zu,«  und  S.  190  bemerkt  er:  >Die>?^ 
(der  Anfall  des  » Vermögens  eines  aufgehobenen  Bisihums  m  d»-' 
Eigenthum  und  die  Disposition  der  römischen  JGrcÄe«)  betritt 
dass  sich  ihre  Rechtsfähigkeit  über  die  ganze  Kirche  hin  ersbeckr. 
dass  die  ganze  christliche  Welt  so  zu  sagen  die  Pfarre  der  römi- 
schen Kirche  bilde.  Gleichwie  also  über  der  Einzelkirche  die  l'i- 
schöfliche  Kirche  steht  und  wie  das  vacant  gewordene  Vermag«** 
einer  Einzelkirche  von  der  bischöflichen  Kirche  aufgenommen  «rin. 
so  ist  durch  die  obige  Bestimmung  für  die  Kirche  im  Gaoxen  od- 
Grössen  ein  ganz  ähnliches  Verliältniss  hergestellt.« 

Warum    kommt   aber  v.  Poschinger  nach  diesen  Vordersit&*ii 
nicht  zu  dem  Schlüsse:  dass   das  Eigenthum  am  Kii-chenvemit»?*'- 
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der  066ammtkirche  gehören  mfisse,  da  doch  die  Eigenthumsbefugnisse 
der  römischen  Kirche  und  deren  Träger  und  zwar  diesen  beiden  nur 
in  der  Eigenschaft,  in  welcher  sie  rechtlich  zur  allgemeinen  Kirche 
stehen,  zugeschrieben  werden  und  auch  allein  zugeschrieben  werden 
können?  Allein  v,  Posthinger  zieht  dessbalb  nicht  die  so  eben  an- 
gegebene Folgerung,  weil  er  die  römische  und  die  aJ^emeiite  Kirche 
tremU,  die  eine  von  der  anderen  unterscheidet  und  nicht  die  römi- 
sche Kirche  als  die  Erscheinung  der  allgemeinen  Kirche  in  Zeit  und 
Baum  und  darum  als  die  Vertreterin  der  letzteren  betrachtet. 
Ebenso  erkennt  v,  Paschinger  im  Papste  den  Vertreter  der  römi- 
schen und  im  Gegensätze  hiervon  und  in  anderer  Weise  in  ihm  den 
Vertreter  der  allgemeinen  Kirche.  Er  sagt  in  dieser  Beziehung 
i.  B.  S.  191 :  »Qewiss  ist  es  die  Kirche  (welche  nftmlich  Bent^i* 
überschfisse  von  einer  Kirche  auf  eine  andere  fibertragen  kann),  nur 
nicht  die  allgemeine^  die  ecclesia  universalis,  sondern  die  römische^ 
die  sedes  apostolica,  beziehungsweise  deren  Vertreter,c  und  S.  189 : 
»Ein  zweiter  Umstand,  woraus  die  privilegirte  Stellung  der  römi- 
schen Kirche  besonders  deutlich  erhellt,  ist  der,  dass  exempte  £is- 
thümer  gleichfalls  als  im  Bechte  (Eigenthum)  der  sedes  apostolica 
stehend,  angesehen  werden.  Hieraus  erhellt,  dass  die  gewöhnlichen 
Bistitumer  noch  keineswegs  die  höchsten  kirchlichen  juristischen 
Personen  sind,  dass  vielmehr  über  denselben  noch  eine  höhere  steht, 
dass  aber  dieselbe  nicht  etwa  in  der  Person  der  oMgemeineny  son- 
dern der  römischen  Kirche  gegeben  seit  Ja  v.  Pöschmger  befurch- 
tet S.  184:  „ob  nicht  gerade  die  allgemeine  Kirche  dadurch^  dass 
man  sie  für  die  Eigenthumerin  des  Qesammtkirchengntes  ausübt, 
in  eine  schismatische  Stellung  zur  römischen  Kirche  gebracht 
werde.  ^  Hinsichtlich  des  Papstes  heisst  es  S.  191:  »Das  oberste 
VerfQgungsrecht  über  alles  Kirchenvermögen  der  Welt  steht  über- 
haupt nicht  der  Oesammtheit  der  Bischöfe,  sondern  einzig  und  allein 
dem  Vertreter  der  römischen  Kirche  zu«  und  S.  194:  »denn  diesem 
(dem  Vertreter  der  römischen  Kirche)  und  nicht  dem  Papste  in  sei- 
ner Eigenschaft  als  Stellvertreter  der  allgemeinen  Kirche  wird  der 
Fidelitätseid  (der  Bischöfe)  geleistet.« 

Wenn  nun,  diese  Annahmen  v.  Pöschinger's  als  richtig  vor- 
ausgesetzt, er,  wie  oben  angeführt  worden,  »fast  wankend  werden 
möchte,  ob  nicht  gerade  sie  (die  römische  Kirche)  nach  canonischem 
Bechte  als  Eigenthümer  alles  Kirchenvermögens  anzusehen  sei«  und 
wenn  derselbe  S.  189  bemerkt:  »Mag  aus  dem  bisher  Gesagten 
schon  unser  zunächst  in's  Auge  genommenes  Thema  probandi 
»Eigenthum  der  römischen  Kirche«  zur  Genüge  erh&rtet  sein«  und 
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S.  190  V.  Poschinger  die  Rechtsfähigkeit  derselben  über  die  ganze 
Kirche  hin  erstreckt'  sein  lässt:  so  hätte  er  gewiss  doch  nicht 
sehliessen  dfirfen:  weil  die  höchsten  Eigenthumsberngnisse  über  das 
Oesaniintkirehenyennögen  der  römischen  Kirche  und  deren  Vertre- 
ter, nicht  aber  der  allgemeinen  Kirche  zuerkannt  werden,  desshalb 
sind  die  Einjgdkirchen  als  Eigenihümer  dieses  Gesammtvermögens 
zu  betrachten,  sondern  v.  Poschinger  hätte  folgerichtig  offenbar  sa- 
gen müssen:  da  die  Eigenthumsrechte  im  ausgedehntesten  Masse 
weder  der  allgemeinen  Kirche  noch  den  Eiuzelkirchen,  sondern  der 
rpmisclicii  Kirche  und  deren  Vertreter  beigelegt  werden,  so  ist  auch 
die  römische  Kirche  als  Eigetiihümerin  anzusehen. 

Die  Behauptung,  dass  die  römische  Kirche  von  der  allgemei- 
nen ganz  verschieden  sei  und  in  keinem  Verhältnisse  zu  dieser  stehe, 
sucht  V.  Posckinger  zu  beweisen.  Er  sagt  nämlich  S.  182,  An- 
merk.  4 :  »Die  ecclesia  Bomana  ist  nicht  zu  verwechseln  mit  der 
römisch'kaiholischen  oder  allgemeinen  Kirche;  man  verstellt  näm- 
lich unter  der  ersteren  die  unmittelbare  Diöcese  des  Papstes,  das 
römische  Bisthum,  welches  gleich  den  anderen  Bisthümem  das  Recht 
c|er  juristischen  Persönlichkeit  geniesst.c 

Dies  ist  ganz  richtig.  Die  römische  Kirche  bezeichnet  das 
römische  Bisthum,  weil  sie  die  Kirche  des  Papstes  als  Bischofes 
der  römischen  Diöcese  ist.  Die  römische  Kirche  bedeutet  aber  auch 
den  römischen  Mctropolitansprengel,  weil  dieser  zeitlich  und  räum- 
lich am '  Vollkommensten  in  dem  Gk)tte8hause,  in  dem  der  Bischof 
von  Rom  vorzugsweise  seine  kirchlichen  Verrichtungen  vornimmt, 
zur  Erscheinung  gelangt;  die  zu  diesem  Metropolitansprengel  gehö- 
renden Bischöfe  sind  daher  Suifragane  der  römischen  Kirche.  Ebenso 
bezeichnet  die  römische  Kirche  den  Patriarchatsbezirk  des  römischen 
Bischofes  und  alle  Bischöfe  dieses  Bezirkes  stehen  in  dieser  Be- 
Ziehung  unter  der  römischen  Kirche.  Diese  wird  aber  auch  gleich 
gesetzt  der  allgemeinen  Kirche.  Denn  deren  Träger  (tu  es  Petnis 
et  super  hanc  petram  aedificabo  ecclesiam  meam,  Matth.  16,  16.) 
und  Oberhaupt  (pasce  oves  meas,  Johan.  21^  17.)  ist  als  Nachfolger 
Petri  der  Bischof  der  römischen  Kirche.  Diese  ist  also  dasjenige 
Gotteshaus,  in  welchem  der  Bischof  der  römischen  E[irche  in  seiner 
Eigenschaft  als  Haupt  der  allgemeinen  Kirche  die  kirchlichen  Ver- 
richtungen vollzieht  und  der  Stuhl  des  römischen  Bischofes  (sedes 
romana)  ist  der  Sitz,  auf  welchem  derselbe  als  Oberhaupt  der  all- 
gemeinen Kirche  in  seiner  Eigenschaft  als  Nachfolger  des  Aposteb 
Petrus  (daher  sedes  apostolica)  die  allgemeine  Kirche  als  unum- 
schränkter Herrscher   regiert,  Gesetze  gibt,  Hecht  spricht,  iLnord- 
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nuDgeti  trifft  u.  s.  w.  Die  ecclesia  roniana,  sedes  romana  s.  aposto- 
lica  ist  demuach  derjenige  Ort,  an  welchem  immerwährend  die  über 
die  ganze  Erde  zerstreute  allgemeine  Kirche  am  Sichtbarsten  und 
Vollkommensten  in  Zeit  und  Baum  in  Erscheinung  tritt.  In  dieser 
Beziehung  gehören  alle  Gläubigen,  Bischöte,  Kleriker  und  Laien  zur 
römischen  Kirche,  während  sie  hinsichtlich  des  Diöcesati'^  und  üfe- 
irqpolitanverhandes  grösstentheils  nicht  zu  ihr  gehören.  Stellvertre- 
ter des  Papstes  als  Bischofes  von  ,Bom  ist  bekanntlich  der  Cardi- 
nal"  Vicar^  welcher  eben  desshalb  als  solcher  keinerlei  Befugnisse  be- 
züglich der  allgemeinen  Kirche  auszuüben  hat.  Wie  die  römische 
Kirche  einzelne  Theile  der  allgemeinen  Kirche  und  diese  selbst  ver- 
tritt und  bedeutet,  so  bezeichnet  in  ähnlicher  geringerer  Weise  die 
bischöfliche  Kirche  die  Pfarrei,  welche  oft  mit  der  Gathedrale  ver- 
bunden ist  und  die  Diöcese  und  die  erzbischöfliche  Kirche  die  zu 
ihr  gehörige  Pfarrei,  das  Bisthum,  dessen  Hauptkirche  sie  ist  und 
den  Metropolitansprengel,  so  dass  Gläubige  zu  dem  betreffenden  Me- 
tropolitansprengel,  aber  nicht  zu  dem  Metropolitanbisthiime  und 
wenn  auch  zu  diesem,  doch  nicht  zur  Pfarrei  der  erzbischöflioben 
Kirche  und  die  Diöcesanen  zwar  alle  zum  bischöflichen  Stuhle,  aber 
nicht  alle  zur  Pfarrei  der  Gathedrale  gehören. 

Die  römische  Kirche  .  bezeichnet  demgemäss  keineswegs  nur 
daü  romische  BisÜMm,  wie  v.  Poschinger  behauptet,  sondern  ausser 
dem  Angegebenen  auch  noch  die  allgemeine  Kirche,  sie  wird  dieser 
«gleich  gestellt.  Das  Letztere  zieht  v.  Poschinger  in  Abrede,  be- 
weist es  aber  nicht.  Denn  wenn  er  meint,  damit,  dass  er  darthut, 
wenn  in  den  Quellen  die  ecclesia  romana  als  Kirche  des  römischen 
Bisthumes  der  allgemeinen  Kirche  gegenüber  gestellt  wird,  sei  der  Be- 
weis geliefert,  dass  man  die  erstere  mit  der  letzteren  nicht  verwech- 
seln dürfe:  so  ist  dies  an  sich  und  nach  den  Quellen  völlig  unrich- 
tig. Es  können  nämlich  überhaupt  Dinge  in  gewisser  Beziehung 
verschieden,  in  einer  anderen  aber  gleich  sein  und  in  dieser  Hin- 
sicht sich  decken.  So  steht  die  bischöfliche  Kirche  in  ihrer  Eigen- 
schaft als  Hauptkirche  der  Diöcese  für  diese  selbst,  nicht  aber  in 
ihrer  Eigenschaft;  als  Kirche  der  zu  ihr  gehörigen  Pfarrei.  So  ist 
auch  die  römische  Kirche  lediglich  als  Gathedrale  des  Bischofes  des 
römischen  Bisthums  allerdings  nicht  gleichbedeutend  mit  der  allge- 
meinen Kirche,  wohl  aber  in  dem  Falle,  in  welchem  die  römische 
Kirche  als  die  Kirche  des  Oberhauptes  der  ecclesia  universalis  in 
Betracht  gezogen  wird.  Die  Stellung  der  römischen  Kirche  in  die- 
ser letzteren  Bedeutung  wird  gerade  durch  den  technischen  Ausdruck 
römisch-kaiholische  Kirche  bezeichnet.    Die  katholische  Kirche  ist 
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die  ober  den  Erdkreis  ausgebreitete,  die  allgemeine  Kirche,  welche 
aber  in  dieser  ihrer  Eigenschaft  als  Eine  allgemeine,  als  kathoUscbe 
Kirche  am  YoDkommensten  und  Entschiedensten  in  Zeit  nnd  Raum 
in  der  römischen  Kirche,  der  Kirche  des  Trägers  nnd  Oberbaaptes 
der  allgemeinen  Kirche,  sichtbar  yerwirklicht  wird,  so  dass  die  rö- 
mische Kirche  ffir  die  ecclesia  universalis  s.  catholica  gilt  nnd  völ- 
lig mit  ihr  verwechselt  werden  kann  und  verwechselt  wird.  Denn 
wie  häufig  wird  die  >  römische  Kirche  c  von  Katholiken  (z.  B.  d* 
viltä  cattolica,  ser.  IX,  vol.  IV.  quadern.  588,  p.  703)  und  nament- 
lich von  den  Protestanten  gleichbedeutend  mit  der  »katholisch^o,« 
der  »allgemeinen«  Kirche  gebraucht! 

§.  25.    Die  QueUen. 

Für  die  Bichtigkeit  der  gegebenen  Darstellung  dieses  Verhält- 
nisses sprechen  die  Quellen  yon  der  ältesten  bis  zur  neuesten  Zeit 
mit  einer  solchen  Bestimmtheit  und  Einmuthigkeit  und  in  solcher 
Ffille,  dass  wahrhaft  Verlegenheit  eintritt,  ob  man  bei  der  einleuch- 
tenden und  offenkundigen  Wahrheit  der  Sache  überhaupt  und  damu 
welche  Belege  man  ans  der  ungeheueren  Menge  anfahren  soll.  Nor 
einige  den  Gegenstand  scharf  bezeichnende  und  näher  entwickelnde 
Stellen  der  kirchlichen  Bechtsquellen  sollen  hervorgehoben  werden. 

In  c.  3.  Dist.  21.  heisstes:  Quam  vis  universae  per  orbem  catbo- 
licae   ecclesiae  unus  thalamus  Christi  sint,  sancta  tamen  RomuDL, 
catholica  et  apostolica  ecclesia  nullis  synodicis  conslitntis  ceteris  ec- 
clesiis  praelata  est,    sed  evangelica  voce  Domini  et  salvatoris  nostri 
primatum  obtinuit:    Tu  es  Petrus  (inquiens)  et  super  hanc  peiram 
aedificabo  ecclesiam  meam  etc.  cf.  c.  1.  u.  2.  Dist.  22.  und  in  c.  1 
Dist.  12.  wird  gesagt:    Non  decet  a  capite  liiembra  discedere,  sed 
juxta  sacrae  scripturae  testimonium  omnia  membra  caput  sequantor. 
NuUi  vero  dubium  est,   quod  apostolica   ecclesia  est  mater  omninm 
ecclesiarum,  a  cujus  vos  regnlis  nullatenus  convenit  deviare.  Et  si* 
cut  Dei  filius  venit  facere  voluntatem  patris,  sie  et   vos  voluntaten 
vestrae  impleatis  matris,  quae  est  ecclesia,   cujas  caput,  ut  praedie- 
tum  est,  Bomana  eistitit  ecclesia,  cf.  c.  2.  u.  3.  eod.  1.,  c.  1—4. 
Dist.  19.  c.  3.  u.  4.  Extrav.  commun.  1,  3.  de  elect. 

In  allen  diesen  Stellen  wird  zwar  die  allgemeine  Kirche  von 
der  römischen  unterschieden,  jene  ist  die  Familie  (thalamus),  der 
Leib  die  Qesammtheit  der  Glieder  Christi,  diese  die  Motter,  da^ 
Haupt.  Aber  wie  die  Mutter  der  Familie  das  Leben  gibt  nnd  das 
Haupt  dem  Körper  Dasein,  Bewegung,  Thätigkeit  nnd  Bestand  ver- 
leiht, so  ertheilt  die  rOmische  Kirche  allen  übrigen  Kirchen  und 
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uWbaupt  allen    Oliedern   des  Leibes  Christi  Leben  und  Gedeihen; 
wie  daher  die  Mutter  die  Grundlage  für  die  Familie  und  das  Haupt 
Träger   und   Leiter  des  Leibes  ist,  so  ist  die  römische,  die  aposto- 
lische Kirche  das  Fundament  und  Leben  für  die  allgemeine  Kirche 
und  zwar  ist  sie  dies  nicht  durch  irgend  eine  von  den  Gliedern  der 
Kirche  ausgegangene,  diese  Stellung  begründende  Anordnung  (nnllis 
synodicis   constitutis),   sondern  durch  die  von  Christus  dem  hl.  Pe- 
trus und  in  ihm  seinen  Nachfolgern  übertragene  Machtvollkommen- 
heit (sed   evangelica   voce  Domini  primatum  obtinuit:    Tu  es  Pe- 
trus etc.).    Wie   demnach  die  Glieder  der  Familie  von  der  Mutter 
ihre  leibliche  Wesenheit  empfangen  und  die  Mutter  in  dieser  Bezie- 
hung in  ihnen  lebt,  und  wie  die  Glieder  der  Familie  in  und  durch 
die  Mutter  zu  Einem  Garnen  verbunden  sind,  wie  ferner  das  Haupt 
allen  Theilen  des  Leibes  Bestand  und  Thätigkeit  verleiht  und  dess- 
halb  mit  seiner  Kraft  in  aTIen  wirkt  und  die  Theile  nur  durch  das 
Haupt  zu  einer  Einheit  zusammengehalten  werden;    so  ergiesst  die 
römische    Kirche,   weil   Kirche  des  Nachfolgers  des  hl.  Petrus,  des 
Stellvertreters   Christi,   das  Gnadehieben  Christi  in  alle  Glieder  der 
christlichen  Welt  und  ist  und  wirkt  in  allen  an  der  Stelle  des  gött- 
lichen Heilandes  und  alle  Theile  der  Kirche  finden,  obwohl  über  die 
ganze    Erde  zerstreut,  dennoch  in  der  römischen  Kirche  den  sicht- 
baren Ausdruck  ihrer  ZusammengehörigJcett,   ihrer  Einheit,  die  all- 
gemeine  Kirche   ist  virtualiter,  der  Anlage  und  Kraft  nach  in  der 
römischen  Kirche  enthalten  und  kommt  in  ihr  auch  actualiter,  sieht- 
und  wahrnehmbar  am  Vollkommensten  zur  Erscheinung.    Desshalb 
wird  in  dieser  Beziehung  in  c.  3.  Dist.  21.  cit.  der  über  die  Welt 
hin    verbreiteten  Kirche    gegenüber  (quamvis  universae  per   orbem 
catholicae  ecclesiae  unus  thalamus  Christi  sint)  die  römische  Kirche 
als   die   allgemeine   (sancta    tarnen  Romana,  caiholica  et  apostolica 
eecleaia)    bezeichnet.    Ganz   in   demselben    Sinne  heist    es  in  c.  1. 
^^.  2.  Dist.  28:   statuimus,    ut,    obeunte  hujns  Bomanae  universalis 
ecclesiae  pontifice,  imprimis  cardinales  episcopi  etc.,  wodurch  die  rö- 
mische Kirche,    als  Sitz  des  Bischofes  von  Rom   und  daher  Haupt- 
kirche des  römischen  Bisthums,  auch  als  die  allgemeine  Kirche  er- 
klärt wird,  weil  die  ecclesia   romana  zugleich  Sitz   des  Oberhauptes 
der  ganzen  Christenheit  und  desshalb  die  Hauptkirche  derselben  ist. 
Aus  dem  Gesagten  folgt  unwidersprechlich,    dass  die  römische 
Kirche  sowohl  der  Sache,    als  sogar  dem  Ausdrucke  nach,   mit  der 
^ömisch-kalhoUschen    oder   allgemeinen  Kirche  gesetzlich  »verwech- 
selt«   wird   und    >zu  verwechseln  ist,«  obwohl  v.  Posehinger  davor 
varnt.    Es  erscheint  den  so  zahlreichen  Stellen  gegenüber  fast  un- 
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mana  ecclesia  für  das  römische  Biatfanm.  Denn  die  Cardinftle  tre- 
ten in  ihrer  Eigenschaft  als  Priester  and  Diacone  des  röroiacben  Bis- 
thnmes  nur  in  Beziehung  zum  Papste  als  dem  Bischöfe  dies»  Did- 
cese,  wie  auch  die  übrigen  Priester  des  römischen  Bisthumes,  nidit 
aber,  wie  auch  die  letzteren  nicht,  in  ein  besonderes  Verhftlt'niss  zdid 
Papste  als  Oberhaupte  der  Kirche,  und  die  Cardiualbischöfe  sind 
selbstständige  Bischof  ihrer  Diöcesen  und  als  solche  vom  Papste 
in  seiner  Eigenschaft  als  Bischöfe  des  römischen  Bisthumes  and  von 
seinem  Stellvertreter  in  dieser  Hinsicht,  dem  Cardinal-Vicare,  ganz 
unabhängig,  sie  stehen  mit  der  römischen  Kirche  und  Diöeese  nm 
in  deren  Eigenschaft  als  Metropolitansprengel  in  Beziehung.  Inso- 
fern aber  bestimmte  Diaconen,  Priester  und  Bischöfe  des  römisches 
Diöcesan-  und  Metropolitansprengeis  das  KathscoUegium  desBischo- 
fes  von  Rom  als  des  Oberhauptes  der  allgemeinen  Kirche  bildeo, 
stehen  sie  als  Cardihäle  zu  dieser  in  einem  besonders  nahen  Yer- 
hältnisse  und  desshalb  wird  in  dem  Ausdrucke;  Bomanae  ecclesiae 
cardinales  des  Conciles  von  Trient  nicht»  wie  v.  Poschinger  irrthüm- 
lieh  annimmt,  die  ecclesia  romana  in  ihrer  Eigenschaft  als 
Hauptkirche  des  römischen  Bisthumes  und  als  dieses  selbst,  sondern 
vielmehr  in  ihrer  EigeAschaft  als  Hauptkirche  der  allgen^einen  Kirche 
und  darum  als-  letztere  selbst  aufgefasst,  und  die  Gardinäle  bilden 
nicht  das  Rathscollegium  des  Papstes  für  die  römische  Diöcese,  son- 
dern für  die  Oesammtkirche. 

Dass  der  Ausdruck  sedes  apostolica  mit  dem  ecclesia  romana 
gleichbedeutend  sei,  gibt  v.  Poschinger  zu,  naturlich  kann  er  aber 
nicht  zugestehen ,  dass  jener  Ausdruck  auch  die  allgemeine  Kirche 
bezeichne,  weil  er  behauptet,  die  ecclesia  romana  stehe  als  Haapt- 
kirche  des  römischen  Bisthumes  für  die  römische  Diöcese,  nicht  aber 
für  die  allgemeine  Kirche.  Unter  den  zahlreichen  Stellen,  welche 
die  Unrichtigkeit  dieser  Meinung  darthun,  soll  nur  c.  5.  Dist.  19. 
angefahrt  werden ,  welcher  sagt:  Nulli  fas  est  vel  velle  vel  posse 
transgredi  apostoUcae  sedis  praecepta  nee  nostrae  dispositionis  mini- 
sterium ,  quod  vestram  sequi  ^  oportet  caritatem ;  c.  3.  eod.  L ,  ia 
welchem  es  heisst:  In  memoriam  B.  Petri  apostoli  honoremus  sanc' 
taui  Romanam  et  apostolicam  sedem^  ut,  quae^  nobis  sacerdotaiis 
mater  est  dignitatis,  esse  debeat  ecciesiasticae  magistra  rationis  and 
c.  2.  §.  6.  eod.  1.  Haec  vero  apostolica  sedes  cardo  et  caput  omniuia 
ecciesiarum  a  Domino  et  non  ab  alio  est  constituCa;  et  sicnt  c^ir- 
dine  ostium  regitur,  sie  hujtis  sandae  sedis  auctoriiaie  omnes  er- 
den potent,  non  iis  etiam  Tirtntum  insignibns  et  vivendi  disciplina  eoe  fnl^re» 
qnae  merito  omninm  in'se  oculos  convertant. 
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elesiae  {Domino  disponetite)  reguntur.  Darnach  mfissen  alle  Oläu- 
bigen,  also  die  ganze  Kirche,  den  Anordnungen  des  apostolischen 
Stuhles  gehorchen  und  ist  derselbe  Ursprung  und  Träger  des  ge- 
samuiten  geistlichen  Standes  und  des  kirchlichen  Rechtes  und  der 
kirchlichen  Einrichtungen  überhaupt,  folglich  der  allgemeinen  Kirche. 
Denn  dies  Alles  kann  Yom  apostolischen  Stuhle  nur  insofern  ausge- 
sagt werden,  als  er  Sitz  des  Oberhauptes  der  ganzen  Kirche,  keines- 
wegs aber  insofern  er  der  Stuhl  des  Inhabers  des  römischen  Bis- 
thumes  ist ,  weil ,  was  der  letztere  in  dieser  Eigenschaft  anordnet, 
lediglich  von  den  Angehörigen  der  römischen  Diöcese,  aber  nicht 
von  der  ecclesia  univeraalis  angenommen  und  befolgt  werden   muss. 

Ganz  die  gleichen  Grundsätze  wiederholt  das  Concil.  Yatica- 
nam  in  1.  const.  dogm.  c.  3.  in  den  hergebrachten  Ausdrücken  und 
verwirft  die  entgegengesetzten  Meinungen  als  häretisch^). 

Schliesslich  soll  noch  eine  hierher  gehörige  Aeusserung  v.  Fo- 
schinger's  kurz  besprochen  werden,  weil  sie  schlagend  beweisst ,  wie 
ihm  das  Yerständniss  der  kirchlichen  Verfassung  und  namentlich 
der  Stellung  des  Papstes  in  und  zu  der  Kirche  völlig  abgeht. 

Er  sagt  nämlich  S.  193,  Anmerk.  10:  »Man  vergleiche  die 
an  Macht  die  allgemeine  Kirche  weit  überragende  Stellung  der  rö- 
mischen Kirche  insbesondere  das  Conc.  Lateran.  IV.  1215;  c.  5. 
(c.  23.  X.  5,  23.  de  privil.):  Antiqua  pätriarchalium  sedium  pri- 
vilegia  renovantes  sancta  universali  synodo  approbante  sancimus,  ut 
post  Romanam  EccU'siam,  quae  disponenie  domino  «uper  omnes 
alias  ordinariae  potestaiio  chtinet  prineipatum ,  utpote  mater  uni- 
versorum  Christi  fidelinm  et  magistra.    Conc.  Lugdun.  It.  a.  1274. 

1)  Declaramus,  Ercleaiam  Romanam  disponente  Domino  saper  omnes 
alias  ordinariae  potestatis  obtinere  principatnm  et  hanc  Bomani  Pontificis  ju- 
risdictionis  potestatem,  quae  Tere  episcopatis  est ,  immediatam  esse.  .  .  Repro- 
bamns  illorum  sententias,  qui  hanc  supremi  capitis  cum  pastoribos  et  gregi- 
bns  eommmiicationem  licite  impediri  posse  dicunt,  aut  eandem  reddnnt  seealari 
potestati  obnoziam,  ita  ut  contendant,  qnae  ab  Apostolica  Sede  vel  ejosauc- 
toritate  ad  regimen  £cclesiae  constitnuntar,  Tim  ac  Talorem  non  habere,  nisi 
potestatis  secalaris  placito  confirmentiir.  Und  Paulos  de  Castro  (consil.  288, 
üb.  1.  Nr.  6.)  sagt:  Ecclesia  catholica,  cnjus  Christas  est  capat,  est  ana,  cu- 
jus principatus  est  apud  Ecclesiam  Romanam,  quae  fuit  a  Deo  immediate  in 
stituta;  ceterae  Tero  eoclesiae  tamquam  rivali  faernnt  institatae  ab  ipsa  Bo- 
mana  ecclesia,  et  ideo  quidquid  juris  est  apud  particalares  ecclesias,  est  etiam 
apud  Papam,  qui  est  pater  patrum  et  cum  omni  praelato  in  potestate  et  ju- 
risdictione  concurrit;  unde  quando  aufert  rem  alicui  particulari  ecclesiae,  po- 
tius  dicitur  auferre  adminlstrationem,  quam  dominium ,  quia  dominintn  est  po- 
tins  apud  ipsum  Papam,  cum  sit  apad  Christam,  cujus  est  vicarius,  vel  apud 
ecclesiam  catholicam,  quae  est  una,  cujus  ipae  est  princeps. 
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Sanda  Ramafia  ecdeaia  summum  et  plenum  primatum  et  prineipa" 
tum  super  universam  eeclestam  catholieam  obiinet€ 

Nun  ist  es  doch  klar ,  dass  in  diesen  und  den  anderen  von 
Poschinger  noch  angefahrten  Stellen  unmöglich  von  der  römischen 
Kirche  in  der  Bedeutung  des  römischen  Bisthumes,  sondern  von  der- 
selben in  ihrer  Eigenschaft  als  Grundlage  und  Haupt  der  ganzen 
Kirche  (utpote  mater  univer^orum  Christi  fidelium  et  magistra)  ge- 
redet wird ;  ebenso  ist  es  offenbar,  dass  in  diesen  Stellen  die  römische 
Kirche  in  ihrer  Eigenschaft  als  Haupt  der  allgemeinen  Kirche  tod 
dieser  letztern ,  insofern  sie  thatsächlich  über  die  ganze  Erde  zer- 
streut ist  (uni  versa  ecclesia  catholica)  getrennt  aufgefasst  wird ,  wie 
auch  das  Haupt  des  menschlichen  Leibes  als  getrennt  von  demselben 
gedacht  und  für  sich  besonders  betrachtet  werden  kann.  So  wenig 
es  aber  einen  wirklichen  lebenden  Körper  ohne  Verbiiidung  mit  dem 
Haupte  gibt,  ebensowenig  gibt  es  in  Wirklichkeit  eine  allgemeine, 
katholische  Kirche  ohne  die  Vereinigung  derselben  mit  dem  Haupte, 
d.  h.  mit  der  römischen  Kirche.  Darin  liegt  eben  der  monströse 
Irrthum  v.  Poschinger's,  dass  er  nicht,  wie  die  Stellen,  in  Gedanken 
die  römische  Kirche  von  der  über  den  Erdkreis  verbreiteten  allge- 
meinen Kirche  unterscheidet,  sondern  die  letztere  sich  in  Wirhlieh^ 
keit  als  von  der  römischen  Kirche  getrennt  und  far  sich  bestehend 
vorstellt,  da  doch  die  in  den  Quellen  gebrauchten  Ausdrücke :  prima, 
praecipua  pars,  caput,  niater,  magistra,  d entlieh  genug  eine  leben- 
dige, untrennbare,  wirkliche  Verbindung  der  römischen  Kirche  mit 
den  anderen  auf  der  Erde  zerstreuten  Kirchen  aussprechen.  Gegen- 
über den  letztern  als  von  der  römischen  Kirche  getrennt  betrachtet, 
nimmt  diese  allerdings  eine  »an  Macht  weit  überragende  Stellung 
ein;«  dagegen  nimmt  in  der  wirklich  existirenden  allgemeinen,  ka- 
tholischen Kirche,  zu  welcher  als  das  erste  Glied,  das  Haupt  am 
Wesentlichsten  die  römische  Kirche  gehört ,  keine  Stellung  übcr^ 
sondern  eine  Stellung  in  der  allgemeinen  Kirche  ein  und  überr^ 
nicht  an  Macht  die  letztere,  vielmehr  ist  die  römische  Kirche  die 
allgemeine  Kirche  in  ihrer  höchsten  Machtvollkommenheit,  Macht- 
entfaltung und  Einheit. 

Ebenso  wird  der  lidelitäiseid  der  Bischöfe  nicht,  wie  v.  Po- 
schinger meint,  dem  Papste  als  Vertreter  der  römischen  Kirche, 
d.  h.  des  römischen  Bisthumes  geleistet,  weil  der  römische  Bischof 
als  solcher  so  wenig  eine  Gerichtsbarkeit  über  die  übrigen  Bischöfe 
besitzt,  als  jeder  andere  Bischof  eine  solche  gegenüber  den  übrigen 
Bischöfen  hat ;  den  Fidelitätseid  schwört  jeder  Bischof  dem  Papste 
nur,   weil   dieser   als  Bischof,  der  römischen  Diöcese  auch  Vertreter 
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« 

der  allgemeinen  Kirche   ist  nnd   gerade   wegen  dieser  Eigenschaft 
wird   der   Eid  geleistet,   was  y.  Poscbinger  in  gänzlicher  Missken- 
nung  des   rechtlichen  Verhältnisses  verneint.    Allerdings  steht,  wie 
Y.   Poschinger   sagt,    »das   oberste  Yerfiignngsrecht  über  alles  Eir- 
chenvermögen  der   Welt  überhaupt  nicht  der  Gesammtheit  der  Bi- 
schöfe, sondern  einzig  und  allein  dem  Vertreter  der  röfmschen  Kirche 
zQ  ;<  aber  nicht  insoferne  der  letztere  lediglich  in  seiner  Eigenschaft 
als  Bischof   des  römischen  Bisthumes   betrachtet  wird,  in  welcher 
Eigenschaft  ihm  ein  solches  Verfügungsrecht  nur  über  das  Vermögen 
der  römischen  Diöcese,  wie  jedem  anderen  Bischöfe  über  das  seines 
S])rengels   zukommt,   dagegen  steht  dem  Papste  das  besagte  Becht 
zu,  insofern  er  als  römischer  Bischof  Oberhaupt  und  Regent  der  all- 
gemeinen Kirche  ist,  sei  es,  dass  er  allein  dieses  oberste  Verfügimgs- 
recht   über   das   Kirchen  vermögen  der  ViTelt  ausübt,  sei  es,  dass  er 
dieses    thut  in   Vereinigung  mit  der  Gesammtheit  der  Bischöfe  auf 
.einem  Generalconcile.  Der  blosen  Gesammtheit  der  Bischöfe  kommt 
aber  ein  solches  Becht  darum  nicht   zu,   weil  die  Gesammtheit  der 
Bischöfe  ohne  den  Bischof  des  römischen  Bisthumes  als  des  Haup- 
tes der  Kirche  nach  der  Verfassung  derselben  weder  der  Vertreter 
der  allgemeinen  Kirche,  noch  eines  Theiles  derselben  ist,  da  die  Bi- 
schöfe in  ihrer  Gesammtheit  ohne  den  Papst  keine  rechtliche  Stel- 
lung  einnehmen  und  desswegen   als  Gesammtheit  ohne  diesen  auch 
nicht  Bechte  in  der  Kirche  besitzen  können  c.  1  ^)— 6.  Dist.  17.  Dem 
Gesagten   zu   Folge   sind  daher  die  römische  Kirche,  der  römische, 
apostolische,  heilige  Stuhl  und  der  Bischof  von  Bom,  der  Papst,  in 
allen  Angelegenheiten,   welche  nicht  das  römische  Bisthum  als  sol- 
ches, sondern  die  übrigen  Kirchen  des  Erdkreises  betreffen,  Vertre- 
ter der  allgemeinen  Kirche  und  steht  daher  die  ecclesia  romana  in 
dieser  Beziehung  gleichbedeutend  mit  der  ecclesia  universalis.  Dess- 
halb   müssen   auch   alle  Bechte,    welche  der  römischen  Kirche  und 
dem    Papste  in>  ihrer   Eigenschaft   als   Vertreter    der   allgememen 
Kirche  zuerkannt  werden,   als   dieser  letzteren  zustehend  betrachtet 
werden  '). 

,^'.  26.    Befugnisse  der  ramischen  Kirche,   des  Papstes.    Ist  dieser 

Eigenthümer  des  Kirchenvermögens? 

Exemte  (ad  Bomanam  ecclesiam  nullo  medio  pertinentes  c.  2. 

1)  Synodmn  episcoponun  absque  hujns  sanctae  sedis  aactoritate  (qnan- 
qaain  quosdam  episoopos  possitis  congregare)  non  potestis  regnlariter  facere. 

2)  Bezüglich  der  bisher  behandelten  Frage  bemerkt  v.  Poschinger  S. 
190,    Anmerk.  4:    »Die  rechtliche  Stellung  der  römuchenlixxt\k^  ist  bis  jetzt 
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X«  1^  41.  de  in  integ.  rest.)  Bisthümer,  Klöster  und  Kirchen  w»- 
den  als  zum  Beeilte  und  Eigenthume  der  römischen  Kirche  gehörig 
(ad  jus  et  proprietatem  Romanae  ecclesiae  pertinere  I.  c.)  c.  5.  X. 
1,  43«  de  arbit;  c.  4.  X.  2,  30.  de  confirm.  util.,  als  auf  besondere 
Art  im   Rechte  des  hl.   Petrus  stehend  (specialiter  B.  Petri  juris 

erat  von  Schulte  recht  gewürdigt  worden,  während  die  meisten  übrigen  Sdmfl- 
steller  davon  keine  Notiz  zn  nehmen  für  gat  fanden«  and  S.  199,  AnmerL  \i 
nochmals:  »Schalte  fallt  überhaupt  das  Verdienst  zu,  wie  in  die  Lehre  Toa 
Kirchenyermögcn  überhaupt,  so  auch  hinsichtlich  der  rechtlichen  Stellung  der 
rfß mischen  Kirche  zuerst  Licht  verbreitet  zu  haben.«  Zur  Beurtheilung  die- 
ses neuen  Lichtes  soll  die  Stelle  aus  Schulte's:  Die  juristische  Persönlich- 
keit der  katholischen  Kirche  u.  s.  w.  S.  42  ff. ,  welche  v.  Poschinger  anfuhrt, 
etwas  näher  betrachtet  werden.  Es  wird  dort  gesagt:  ^Die  aUgemeinf 
Kirche  als  solche  ist,  sobald  man  scharf  juristisch  und  nicht  allgemein  reda 
will ,  gar  kein  Gegenstand  einer  juristischen  Persönlichkeit  auf  dein 
Privatrechtsgebiete,  weil  damit  sofort  ihre  Allgemeinheit  negirt  würde  nsd 
eine  Construction  dieser  auf  der  ganzen  Erde  befindlichen  Person  undenklor 
ist.«    Aber  wie  oberflächlich  ist  dieses  Gerede  trotz  seiner  Zuverachilichkät! 

Das  frühere  und  jetzige  deutsche  Beich  wird  doch  gewiss  nicht  in  sauer 
Allgemeinheit ,  in  welcher  es  über  einen  Theil  Europas  verbreitet  ist  n^ 
viele  Staaten,  Provinzen  und  Gemeinden  begreift,  dadurch  negirt,  dass  esire- 
genstand  einer  juristischen  Persönlichkeit  auf  dem  Privatrechtsgebiete  ist  <l  b 
als  Vertreter  der  Einheit  seiner  Bestandtheile ,  welche  bleiben ,  was  sie  sii-I 
Bechte  besitzt!- 

Freilich  ist  die  Construction  der  Persönlichkeit  des  deutschen  Bach«  in 
ihrer  Allgemeinheit  undenkbar,  d.  h.  das  deutsche,  über  sein  Gebiet  in  iec 
Staaten,  Provinzen  u.  s.  w.  ausgebreitete  Beich  existirt  als  einzehie   Perstr^ 
in  Wirklichkeit  nicht,  allein  die  geistige  Einheit ,   welche    das  wesentlicl:- 
Merkmal  einer  Person  ist,  besteht  in  Wirklichkeit  in   und  trotz  der  Vielht- '^ 
der  Zerstreutheit  der  Glieder  und  zwar   in  dem  Bewusstsein  der  Zosamm»- 
gehöiigkeit  der  letztern  und  in  ihrem  Streben  nach   dem    gemeiBsdiafUidi^^ 
Zwecke^  sowie  in  der  Zusammenfasssung   und  Leitung   dieser  Glieder  zur  Er- 
reichung des  gemeinschaftlichen  Zieles   und   diese    Persönlichkeit   des  Beicbi^ 
tritt  auch  in  die  Erscheinung  und  wird  concret  in  dem  Kaiser,  dem  Oberhaopt- 
des  Beiches.    Ganz  dasselbe  ist  mit  der  Kirche  der  Fall.  —  Schulte  sagt  fff- 
ner:    »Man  muss  wohl  scheiden  die  Kirche  als  das  Beich  Christi  auf  Erdc& 
die  von  Christus  gestiftete  Heilsanstalt  von  den  einzelnen  Anstalten ,  vek^ 
von  der  Kirche  geschaffen  sind,  um  diesen  Zweck  erreichen  zu  machen.«    f^' 
zweideutiger  und  missverständlicher  Satz !    Denn  man  kann  die  Kirche  als  Badi 
Christi  von  den  einzelnen  Anstalten  in  ihr  nicht  so  scheiden,  als  ob  die  allgem^ia^ 
Kirche  getrennt  von  ihren  Anstalten  oder  diese   getrennt  von  jener  in  Wirk- 
lichkeit bestünden  oder  bestehen  könnten,  da  doch  die  einzelnen  kirchii^»  ^^ 
stalten  nur  die  Entfaltung  der  allgemeinen  Kirche  nach  allen  Seiten  osd  i»r! 
den  verschiedensten,  durch  ihren  Zweck  bedingten  Bücksichten  ist,  so  da»  j^* 
einzelne  Anstalt  die  allgemeine  Kirche  in  besonderer,  eigenthümÜchei  Art  dar- 
stellt und  vertritt.    Weiter  schreibt  Schulte:    »Es   sind  also  physische  Per- 
sonen ,  welche  die  leitende  Kirche    repräsentiren.    Sollte   diese  ^p^seaoBs 
eine  juristische  Person  auf  dem  privaten  Bechtsgebiete  bilden,  so  würde  roAn 
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existunt)  g.  8.  X.  5,  33.  de  privil.  bezeichnet.  Allein  diese  Kirchen 
treten  nicht  in  das  Eigenthum  der  römischen  Kirche,  d.  h.  des  rö- 
mischen Bisthumes,  weil  in  diesem  Falle  der  Gardinal-Vicar,  als 
Stellvertreter  des  Bischofes  der  römischen  Diöcese,  Gerichtsbarkeit 
Aber  die  exempten  Kirchen  ausüben  könnte,  was  ihm  aber  durchaus 
nicht  zusteht.  Dagegen  kommen  diese  Kirchen  in  das  Eigenthum 
der  ecclesia  romana,  als  Vertreterin  der  allgemeinen  Kirche,  indem 
sie  in  Folge  der  Exemption  nicht  mehr  mittels  der  Bischöfe  und 
Erzbischöfe,  sondern  ohne  diese  Mittelstufen,  unmittelbar  mit  der 
römischen  und  durch  sie  mit  der  allgemeinen  Kirche  verbunden 
sind  (ad  Romanum  ecclesiam  nullo  medio  pertinentes),  so  dass  diese 
exempten  Kirchen  nicht  mehr  durch  die  mittelbaren  Vertreter  der 
allgemeinen  Kirche,  die  Bischöfe,  sondern  durch  den  unmittelbaren 
Vertreter  der  ecclesia  universalis,  den  Papst,  die  römische  Kirche, 
Eigenthum  der  allgemeinen  Kirche  sind.  Allein  t;.  Poschinger  be- 
merkt hiergegen  S.  187,  Anmerk.  9:  »Wäre  ein  Eigenthum  der 
allgemeinen  Kirche  möglich,  ja  hätte  diese  Annahme  nur  je  einmal 
festen  Fuss  gefasst,  sicherlich  wäre  wenigstens  ein  Kloster  vorhan- 
den, das  sich  in  die  Jurisdiction,  in  die  Protection,  in  das  jus  ac 
dominium  der  üniversalkirche  geflüchtet  hätte.  Aber  davon  findet 
sich  keine  Spur.«  Wie  könnte  jedoch  ein  Kloster  sich  in  den  Schutz 
der  allgemeinen  Kirche  begeben,  ohne  sich  unter  den  Schirm  des 
Papstes  oder  der  ecclesia  romana  zu  stellen,  da  nur  diese  die  sicht- 

damit  die  Collegialität  der  Kirche,  die  VerfassnDg  des  nnterdem  Papste  verbunde- 
nen Episcopates  als  die  einer  nniTersitas  personaram,  einer  Corporation  behaup- 
ten, hierdurch  aber  einen  Grundsatz  in  die  Kirche  hineintragen,  den  sie  nicht 
kennt.«  Was  diesen  unklaren  Satz  betrifft,  so  wird  die  Kirche  aUerdings  durch 
die  physischen  Personen  des  Papstes  und  der  Bischöfe  je  nach  der  SteUung 
derselben  reprfisentirt ;  dagegen  ist  die  Verfassung  der  katholischen  Kirche 
nicht  eine  collegialische,  in  dem  Sinne,  als  oh  sie  rechtlich  durch  das  Collegium 
der  Bischöfe  mit  dem  Papste  an  der  Spitze  regirt  wQrde.  Vielmehr  ist  die 
Verfassung  der  Kirche  eine  rein  monarchische;  denn  die  Kirche  wird  nur  Tom 
Papste,  einerlei  ob  in  oder  ohne  Verbindung  mit  den  Bbchöfen  regiert  und 
diese  bilden  mit  dem  Papste  keine  eigene,  für  sich  bestehende  Corporation,  son- 
dern nur  auf  einem  allgemeinen  Concile  die  gesetzliche  Repräsentanz  der  all- 
gemeinen Kirche,  obwohl  der  Papst  die  letztere  auch  aUein  reprasentirt.  — 
Wenn  endlich  Schulte  sagt:  »Juristisch  ist  desshalb  entweder  das  einzelne 
Institut  EigenihOmer  seines  Vermögens  mit  den  Folgen,  welche  dessen  Zweck 
von  selbst  mit  sich  bringt,  oder  die  römische  Kirche  die  EigenthÜmerin  aUe^ 
Kirchengutes,'«  so  ist  das  Letztere  vollkommen  in  dem  Sinne  richtig,  dass  die 
romische  Kirche,  weil  sie  zugleich  Sitz  des  Oberhauptes  der  allgemeinen  Kirche 
ist,  ebendesshalh  auch  diese  in  ihrem  Eigenthume  auf  der  ganzen  Erde  ver- 
tritt; denn  die  römische  Kirche  ist  eben  nicht  blos  die  Repräsentantin  des  rö- 
mischen Bisthumes,  sondern  auch  der  allgemeinen  Kirche. 
Archiv  für  Kircbenrecbt.  XXXiV.  22 
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bare  Verwirklichung  der  allgemeinen  Kirche  ist  nud  man  mit  die- 
ser letzteren  weder  in  einem  allgemeinen  noch  besonderen  nnd  eigen- 
thfimlichen  Yerh&llnisse,  wie  es  die  Exemption  ist,  stehen  kann  ohoe 
die  Vermittelung  der  römischen  Kirche!  Die  obige  Bemerkung  hätte 
y.  Poschinger  nicht  machen  können,  nähme  er  nicht  fälschlieher- 
weise  eine  in  Wirklichkeit  bestehende,  von  der  römischen  Kirche 
getrennte,  allgemeine  Kirche  an. 

Wenn  in  den  Quellen  vielfach  das  Patrimonium  B.  Petri,  die 
res,  terrae,  jura,  feuda,  possessiones,  banna,  placita  der  ecclesia  ro- 
mana,  der  sedes  apostolioa,  des  hl.  Petrus  erwähnt  werden  (c.  13. 
X.  4,  17.  qui  filii;  c.  13.  X.  2,  26.  de  praescript.),  so  stehen  diese 
Gegenstände  allerdings  im  Eigenthume  der  römischen ,  d.  %.  der  all- 
gemeinen Kirche,  aber  sie  unterscheiden  sich  von  dem  übrigen  Kir- 
chenvermögen,  bezäglich  dessen  das  Eigenthum  der  allgemeinen 
Kirche  im  Allgemeinen  durch  die  nächste  Vertreterin  derselben, 
durch  die  Einzelkirche  ausgeübt  wird,  dadurch,  dass  hinsichtlich  j^ 
ner  Gegenstände  die  römische  Kirche ,  wie  bei  exempten  Kirchen, 
unmittelbar  das  Eigenthum  der  allgemeinen  Kirche  vertritt  ond 
ausübt,  wie  auch  der  Bischof  an  den  zur  mensa  episcopalis  gehöri- 
gen Vermögenstheilen  unmittelbar,  an  dem  übrigen  Kirchengute  des 
Sprengeis  aber  nur  mittelbar  die  gleichen  Bechte  besitzt. 

Bezäglich  des  Kirchenstaates^  welcher  Eigenthum  der  römi- 
schen und  damit  der  allgemeinen  Kirche  ist,  bemerkt  v.  Posehinger 
S.  273:  »Nur  der  Curiosität  halber  möge  erwähnt  werden,  dass 
auch  Papst  Pins  IX.  in  der  AUocution  vom  23.  (d.  h.  28.)  Septem- 
ber 1860  aile  Christen  als  Eigenthümer  des  Kirchenstaates  genannt 
hat.  Offenbar  hat  sich  aber  der  Papst  hier  nicht  als  Canonist  ge- 
äussert, sondern  wollte  nur  das  moralische,  nicht  das  juristische  An- 
recht der  Gläubigen  betonen.«  Allerdings  sagt  der  Papst:  »Civilis, 
quo  Bomana  poUet  Ecclesia,  principatus  integritatem  ejnsque  jura. 
quae  ad  omnes  catholicas  pertinentj  eüam  atque  etiam  reclamamus.« 
Allein  er  redet  auch  gleich  im  Anfange  seiner  Ansprache  an  die 
Cardinäle  von  den  »inauditos  ausus  a  Subalpine  Gubemio  contra 
Nos^  hanc  Äpostolicam  Sedem  et  CaihoUcam  Ecclesiam  admissos,« 
von  ^Nastra^  hujus  Sanctae  Sedis  et  Ecclesiae  jura^^  femer  von 
einem  Kampfe  »pro  Dei,  Ecclesiae^  hMijus  Apostolieae  Sedis  ae  jur 
stitiae  causat  und  endlich  von  dem  »principatus,  qui  singulari  di- 
vinae  providentiae  consilio  Bomano  Pontifici  datus  est  ad  Apostoli- 
cum  suum  Ministerium  in  universam  Ecclesiam  plenissima  libertate 
exercendum.«  Hiernach  setzt  der  Papst  getreu  nach  dem  eanoni* 
sehen   Bechte   sich,    den  apostolischen   Stuhl  und   die  katholische 
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Kirche  rücksichtlich  der  Rechte  an  dem  Kirchenstaate  einander 
gleich  in  dem  hinlänglich  erklärten  Sinne  und  wenn  er  diese  Bechte 
allen  Katholiken  zuerkennt  und  auch  vom  katholischen  Erdkreise 
(Catfaolicns  orbis)  spricht,  so  kann  er  doch  nur  die  in  der  Kirche 
geordnete  Gemeinschaft  der  Gläubigen  unter  diesen  Ausdrücken  Ter** 
standen  haben,  weil  er  nicht  mit  sich  in  Widerspruch  treten  und 
einmal  die  katholische  Kirche,  den  apostolischen  Stuhl,  sich  selbst, 
also  die  Vereinigung  der  Christen  in  der  Yerfassungsgeraässen  Glie- 
derung und  Vertretung  und  dann  wieder  die  unterschiedslose  Menge 
der  Gläubigen,  wie  v.  Poschinger,  welcher  die  AUocution  entweder 
nicht  ganz  gelesen  oder  nicht  richtig  aufgefasst  hat ,  es  hinstellt, 
gemeint  haben  kann.  Dass  aber  hätten  Katholiken^^  d.  h.  der  all- 
gemeinen  Kirche,  nicht  ein  moralisckeSy  sondern  ein  ^ur/5^i^(;A6'5  An- 
recht auf  den  Kirchenstaat  vom  Papste  zugeschrieben  wird,  geht 
daraus  herror,  dass  die  Catholica  ecclesia,  die  ecclesia  hinsichtlich 
dieses  Anrechtes  der  Apostolica,  der  Sancta  Sedes  gleichgestellt 
wird.  Der  hl.  Stuhl,  die  ecclesia  romana  besitzen  aber  nach  v.  Po- 
schinger im  juristischen  Sinne  des  Wortes  Eigenthum.  Diese  AUo- 
cution ist  daher  ein  sprechender  Beweis  für  die  Wahrheit  der  ge- 
gebenen Auflassung. 

Wenn  Pius  IX.  sagt,  der  Kirchenstaat  gehöre  allen  Katho- 
liken und  diese  nicht  einzeln  und  getrennt,  sondern,  wie  sie  es  in 
Wirklichkeit  sind,  als  in  der  Kirche  vereinigt  auSasst,  so  drückt  er 
sich  ganz  in  der  Weise  aus,  wie  c.  13.  C.  12,  q.  1:  Non  enim 
propriae  sunt,  sed  communes  facultates  ecclesiae  und  c.  26.  eod.  1. : 
Res  ecclesiae  non  quasi  propriae,  sed  ut  communes  et  Domino  obla- 
tae  cum  summo  timore  non  in  alios  quam  in  praefatos  usus  sunt 
fideliter  dispensandae.  Denn  auch  in  diesen  Stellen  wird  das  Eigen- 
thum am  Kirchenvermögen  nicht  der  Gemeinde  (communes),  d.  h. 
der  ungegliederten  Menge  der  Gläubigen,  wie  man  aus  ihnen  ablei- 
ten wollte,  sondern  der  Kirche  (res,  facultates  ecclesiae)^  d.  h.  der 
nach  den  Vorschriften  Clmsti  und  seiner  Stellvertreter  eingerichte- 
ten Gemeinschaft  der  Gläubigen  zuerkannt.  Das  Kirchengut  steht 
daher  nicht  im  Eigenthume  eines  Einzelnen,  auch  nicht  eines  kirch- 
lichen Vorstehers  (non  sunt  propriae),  sondern  in  dem  der  Kirche, 
also  der  Gemeinschaft  (sed  communes  ecclesiae  facultates)  und  kommt 
desshalb  allen  Gliedern  der  Gesellschaft  nach  Massgabe  der  Verfas- 
sung derselben  zu  Gute  (non  in  alios,  quam  in  praefktos  usus  — 
pro  clero,  fabrica  ecclesiae,  pauperibns  —  sunt  fideliter  dispen- 
sandae). 

'    »Das  oberste  Verfügungsrecht  über  alles  Kirchenvermögen  der 
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Welt  steht  einzig  und  allein  dem  Vertreter  der  römischen  Kirche 
(d.  b.  dem  Papste  iu  seiner  Eigenschatl  als  Oberhaupt  der  Kirche) 
zu,«  sagt  Y.  Poscbinger  S.  191  und  zwar  ganz  mit  Kecht  Denn 
das  Oberhaupt  der  Kirche  kann  Veräusserungen  des  Kirohenvermö- 
gens  in  allen  Theilen  der  Kirche  im  weitesten  Sinne  des  Wortes 
vornehmen  c.  20.  0.  12,  q.  2;  ohne  dessen  Genehmigung  ist  eine 
Veräusserung  von  Kirchengut  ungiltig  c.  2.  VI.  3,  9.  de  reb.  eccL 
alienand.,  c.  un..Extr.  commun.  3,  4.  eod.  tit.  und  die  Bischöfe  und 
Aebte  versprechen  bei  ihrer  Weihe  durch  einen  feierlichen  Eid  vom 
Kirchenvermögen  ohne  Beirath  des  apostolischen  Stuhles  nichts  za 
veräussern.  Pontifical.  Born.  I.  de  Coiisecr.  episc.  et  Bened.  Abb.; 
ebenso  steht  die  Union,  Extinction  und  Dismembration  der  Benefi- 
cien,  namentlich  der  Bisthümer  und  die  Verfügung  über  das  Ver- 
mögen eingegangener  Kirchenämter  dem  apostolischen  Stuhle  zu 
c.  1.  X.  3,  9.  ne  sede  vac,  c.  48.  C.  16,  q.  1,  c.  8.  X.  5,  3t.  de 
excess.  prael.;  c.  1.  u.  2.  Extr.  Joann.  XXII.  tit.  4.  de  conc^s. 
praeb. ;  auch  wendet  er  das  Einkommen  oder  Vermögen  einer  Kirche 
anderen  zu  c.  9.  X.  3,  10:  de  his,  quae  fiunt  a  praelat.,  c.  32.  X. 
5,  40.  de  verb.  sign.,  c.  10.  VL  1,  3.  de  resc,  c.  40.  VI.  1,  6. 
de  elect. 

Mit  Bücksicht  auf  diese  Stellung  des  Papstes  gegenüber  dem 
Kirchengute  sagt  v.  Poscbinger  S.  192:  »Dieses  Verfugungsrecht 
ist  ein  so  weit  gehendes,  dass  sich  manche  Ganonisten  es  gar  nicht 
anders  zu  erklären  vermochten,  als  indem  sie  den  römischen  Bischof, 
den  Papst,  als  den  Eigenthümer  von  allem  Kirchenvermögen  ans- 
gaben.  Gegen  diese  irrige  Auffassung  war  allerdings  eine  Opposi- 
tion nothwendig,  die  aber  bekanntermassen  ihre  Spitze  nicht  gegen 
das  oberste  Verfügungarecht  des  Papstes,  was  ausdrücklich  stete  an- 
erkannt blieb,  sondern  vielmehr  gegen  das  Eigenthum  der  php- 
sehen  Person  des  Papstes  richtete.  Keine  andere  Aiiachaanng  bat 
Thomas  von  Aquin,  der  gleichfalls  den  Vertreter  der  römiseheo 
£rche  als  den  prineipalis  dispensator,  nur  nicht  als  dominus  des 
Kirchenvermögens  anerkennen  will  (I,  U^V,  qn.  100,  art  1.  ad  7.): 
<2uamvis  res  ecclesiae  sint  ejus  ut  prineipalis  dispensatoris,  non  ta- 
rnen sunt  ejus  ut  domini  et  possessoris.€  Der  hl.  Thomas  dachte 
sich  aber  hier  den  Papst  nicht  in  seiner  Eigenschaft  als  Vertreter 
der  römischen  Kirche,  d.  h.  des  römischen  Bisthumes»  sondern  io 
seiner  Eigenschaft  als  Oberhaupt  der  gesammten  Kirche.  Denn  «^ 
handelte  sich  an  der  angeführten  Stelle  um  die  Widerlegung  des 
Einwandes,  der  Papst  könne  keine  Simonie  begehen,  weil  er  Kir- 
chengut  (spirituali   annexa)   kaufen   und   verkaufen  dürfe.    Darauf 
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entgegnet  der  hl.  Thomas:  eine  Sünde  werde  um  so  schwerer,  je 
höher  die  Stellung  dessen  sei,  welcher  sie  begehe  (peccatum  enim 
tanto  in  aliqua  persona  est  gravius,  qnanto  majorem  obtinet  locum), 
wenn  daher  auch  der  Papst  das  oberste  Verffigungsrecht  fiber  das 
KirchenTermögen  (res  ecciesiae),  also  über  das  Vermögen  der  gan« 
zen  Kirche  besitze,  so  komme  ihm  dieses  Recht  aber  nicht  zu,  wie 
einem  Eigenthüroer,  als  ob  er  pach  persönlichem  Belieben  über  das 
Kircbengut  verfügen  könne,  sondern  er  habe  dasselbe  lediglich  ge- 
mäss den  Zwecken  und  zum  Nutzen  der  Kirche  zu  verwalten  und 
zu  verwenden  und  wenn  er  über  das  Kirchenvermögen  nicht  nach 
diesen  Rücksichten,  sondern  zu  seinem  persönlichen ,  Vortbeile  und 
nach  persönlichen  Absichten  verfüge,  mache  er  sich  der  Simonis 
schuldig.  Da  aber  der  Papst  als  Vertreter  der  römischen  Kirche, 
d.'  h.  des  römischen  Bistbumes,  nur  über  das  Vermögen  des  letz* 
teren  und  in  dieser  Eigenschaft  so  wenig  wie  jeder  andere  Bischof 
über  das  Verm<^en  der  ganzen  Kirche,  über  das  letztere  dagegen 
als  Vertreter  der  allgemeinen  Kirche  verfügen  darf,  so  kann  der 
hl.  Thomas,  welcher  vom  Vermögen  der  ganz<^n  Kirche  spricht,  den 
Pupst  hier  auch  nur  als  Oberhaupt  der  GesamnUkirdte  aufgefasst, 
ihm  in  dieser  Eigenschaft  blos  die  Verfügung  über  das  Out  der  ge- 
sanimten  Kirche,  der  letzteren  also  das  Eigenthum  an  demselben 
beigelegt  haben.  Es  ist  überhaupt  kirchlicher  Orundsatz,  dass  so- 
wohl der  Papst,  als  Vertreter  der  ganzen  Kirche,  als  auch  der  ein- 
zelne Bischof,  als  Repräsentant  seines  Sprengeis,  mcht  Eigenikämer^ 
sondern  nur  Vertoalter  des  ihnen  anvertrauten  Vermögens  sind 
c.  13.  u«  26,  G.  12,  q.  1,  c.  2.  X.  3,  24.  de  donat.«),  c.  52.  §.  1. 
C.  12,  q.  2.  Wenn  demungeacht^t  namentlich  der  Papst  von  den 
Canonisten  und  den  römischen  Behörden,  wie  von  der  Rota,  als 
Eigenthümer  des  Kirchengutes  bezeichnet  wird  (Decis.  775,  846, 
Nr.  11),  so  geschieht  dies,  weil  er  in  Wirklichkeit  die  iägenthums- 
rechte  der  Kirche,  welche  durch  ihn  handelt,  ausübt,  »tanquam  Ca- 
put ecclesiae  ipse  Pontifex  ante  secularizationem  (bonorum  Ordinis 
religioei)  erat  dominus  et  swpremus  arbiier  daminii  proprietatia  Ec^ 
clesiarum;  Decis.  81,  Nr.  9  u.  10.  Und  wenn  sogar  der  Papst 
selbst  sich,  der  römischen  Kirche  und  dem  apostolischen  Stuhle  Eigen- 
thum am  Kirchenvermögen  beilegt,  so  thut  er  dies,  wie  er  aus- 
drücklich hervorhebt,  als  Oberhaupt  und  Vertreter  der  allgemeinen 
Kirche  c.  ^.  VI.  5,    1 2.    de  verb.   sign.    Die  Vorsteher  der  Kirche, 

1)  Com  episcopas  et  qailibet  praelatus  ecclesiasticarum  rerum  sit  pro* 
Gurator  non  dominas,  eonditionem  ecclesiae  mellorare  potest,  fm^re  vero  dete«* 
riorem  non  debet. 
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sei  es  der  allgemeinen,  sei  es  der  einzelnen  Kirchen  können  aber 
desswegen  nicht  Eigenthümer  im  wirklichen  Sinne  des  Wortes  sein, 
weil  sie  nicht  die  Kirche,  die  allgemeine  oder  die  einzelne  selbst 
sind,  sondern  nur  die  Hauptglieder  derselben,  die  Grundlagen^  auf 
welchen  die  Kirche  ruht  und  ruhen  muss  (super  hane  petram  aedi- 
iicabo  ecclesiam  meom^  Matth.  16,  16.).  Der  Papst  und  die  Bi- 
schöfe sind  also  nicht  der  höchste  und  letzte  Zweck,  dessen  Errei- 
chung auf  Erden  Christus  sich  vorsetzte ,  sondern  die  Gründung  und 
Erhaltung  der  Kirche  ist  das  letzte  und  höchste  Ziel,  welches  der 
Heiland  verwirklichen  wollte.  In  Bezug  auf  die  Erreichung  dieses 
,  Zieles  erscheinen  der  Papst  und  die  Bischöfe  nur  als  Mittel  und 
Werkzeuge,  aber  als  die  nothwendigsten  und  von  Gott  geordneten. 
Das  Eigenthnm  an  einer  Sache  kommt  aber  Demjenigen  zu ,  für 
dessen  Zwecke  dieselbe  als  Mittel  ausschliesslich  und  unbeschränkt 
verwendet  werden  soll.  Da  nun  über  das  Kirchenvermögen  als  Mit- 
tel durch  den  Papst  und  die  Bischöfe,  welche  in  Bezug  auf  die 
Kirche  Werkzeuge  sind,  lediglich  zu  den  Zwecken  der  Kirche  ver- 
fügt werden  kann,  so  kann  das  Eigenthum  an  diesem  Vermögen 
auch  nur  der  Kirche  selbst,  als  dieser  von  Christus  gestifteten  und 
geordneten  Gemeinschaft,  nicht  aber  dem  Papste  und  den  Bischöfen 
zugehören.  ^ 

§.  27.    VerhäUniss  des  Eigenihumes  der  Gesammi-  zu  der   Em" 

ueJkirche, 

Aus  d^r  bisherigen  Untersuchung  ergibt  sich  demnach ,  dass 
die  römisch-kedhdische,  die  allgemeine^  vom  Bischöfe  von  Bom,  als 
ihrem  Haupte  regierte  Kirche  im  rechtlichen  Sinne  des  Wortes  M- 
gentbümerin  alles  ihren  Zwecken  dienenden  Vermögens  in  der  gan- 
zen Welt  ist  und  dass  somit,  wie  es  nur  Eine  Kirche  auch  nur  Ein 
Kirchenvermögen  gibt.  Aus  der  gegebenen  Darstellung  geht  femer 
hervor,  dass,  wie  die  allgemeine  Kirche,  welche  ursprünglich  auch 
räumlich  in  Jerusalem  nur  Eine  war,  dadurch,  dass  sie  sich  in  einer 
Menge  von  Einzelnkirchen  über  die  Erde  verbreitete,  ni^ht  aufhörte, 
die  Eine  allgemeine  Kirche  zu  sein,  ebenso  das  Vermögen  dieser  all- 
gemeinen Kirche ,  welches  in  Jerusalem  in  Wirklichkeit  nur  Eine 
Masse  bildete,  dadurch,  dass  dasselbe  später  den  einzelnen  Diöcesen 
und  endlich  den  einzelnen  Kirchen  und  Anstalten  innerhalb  dersel- 
ben zugewiesen  wurde ,  nicht  aufhörte ,  Ein  der  allgeroeiifen  Kirche 
gehöriges  Vermögen  zu  sein.  Wie  aber  die  allgemeine ,  über  den 
Erdkreis  ausgedehnte  Kirche  in  Wirklichkeit  räumlich  nicht  als  Eine 
sichtbares  Dasein  hat,  sondern  nur  in  ihren  einzelneu  Kirchen  und 
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Anstalten  wirklich  ist,  so  existirt  das  Kirchenvennögen  gleichfalls 
nor  dadurch ,  dass  es  mit  den  einzelnen  Kirchen  and  Anstalten, 
durch  welche  die  allgemeine  Kirche  in  Wirklichkeit  tritt,  verbunden 
ist.  Die  einzelnen  Anstalten  und  Kirchen  werden  daher  in  den  Quel- 
len neben  der  allgemeinen  Kirche  als  Eigenthümer  im  rechtlichen 
Sinne  des  Wortes  bezeichnet;  denn  sie  sind  solche,  weil  ihr  Eigen- 
thum zugleich  das  Eigenthum  der  allgemeinen  Kirche  ist  und  nur 
ein  solches  sein  kann ,  da  die  einzelne  Anstalt  oder  Kirche  eben 
selbst  nur  an  dem  von  ihr  eingenommenen  Orte  die  dort  ins  sicht- 
bare Dasein  getretene  allgemeine  Kirche  ist ,  je  nach  der  grössern 
oder  geringern  Vollkommenheit,  mit  welcher  die  Einzelkirche  die 
Merkmale  der  allgemeinen  Kirche  in  sich  vereinigt. 

Wie  daher  die  allgemeine  Kirche  in  der  Einzelkirche  ihres 
Oberhauptes,  in  der  römischen  mit  ihren  Eigenschaften  am  Vollen- 
detsten in's  Dasein  kommt  und  weniger  vollkommen  in  den  einzel- 
nen bischöflichen  Kirchen,  als  den  Kirchen  der  Vorsteher  der  Theile 
der  allgemeinen  Kirche,  noch  unvollkommener  in  den  Orden  und  in 
den  Pfarr-  oder  besonderen  Wallfahrts-  und  Bruderschafbskirchen 
u.  s.  w.;  so  stellt  sich  auch  genau  in  dem  gleichen  Verhältnisse 
das  Eigenthum  der  allgemeinen  Kirche  in  diesen  einzelnen  Kirchen 
und  kirchlichen  Anstalten  in  grösserer  oder  geringerer  Wirksam- 
keit dar. 

Desshalb^  erscheint  das  Kirchenvermögen  in  seiner  wahren  Na- 
tur ,  nämlich  als  der  allgemeinen  Kirche  gehörig ,  am  Ausgepräg- 
testen und  Entschiedensten  in  der  Stellung ,  welche  die  römische 
Kirche  oder  vielmehr  deren  Träger  als  Oberhaupt  der  gan- 
zen Kirche,  der  Papst  zu  demselben  einnimmt  Immer  unvollstän- 
diger tritt  der  Charakter  des  Kirchengutes  als  Vermögens  der  all- 
geroeinen  Kirche  in  den  Beziehungen  der  dem  Papste  untergeord- 
neten Vertreter  der  Kirche,  als  Vorsteher  der  einzelnen  Kirchen  und 
Anstalten  hervor,  so  dass  in  je  geringerem  Masse  die  letzteren  und 
ihre  Vorsteher  die  allgemeine  Kircho  vertreten,  destoweniger  die  Na- 
tur des  Kirchenvermögens,  als  eines  der  allgemeinen  Kirche  gehö- 
rigen sich  ausgeprägt  und  destomehr  den  Charakter  eines  den  Ein- 
zelkirchen zustehenden,  eines  loealen  Kirchenvermögens  annimmt. 
Die  unmittelbaren  Vertreter  der  einzelnen  Kirchen  und  Anstalten, 
wie  die  Pfi^rer,  Stifts-KIostervorsteher  u.  s.  w.  können  daher  nur 
das  mit  ihren  Kirchen  und  Anstalten  verbundene  Vermögen  unter 
den  gesetzlichen  Bedingungen  veräussern,  verpachten ,  darüber  Ver- 
gleiche schliessen,  Rechtsstreite  fuhren,  der  Bischof  kann  dies  aber 
bezüglich  des  Vermögens  Mer  nicht   der  bischöflichen  Oerichtsbar- 
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keit  durch  den  apostolischen  Stuhl  entzogenen  Kirchen  und  Anstal- 
ten seines  Sprengeis  und  der  Papst  rficksichtlich  des  V ermdgens  der 
Kirchen  des  ganzen  Erdkreises.  Ebenso  kOnnen  die  Erträgnisse  des 
Vermögens  von  den  Vorstehern  der  Einzelkirchen  nur  für  diese  selbst, 
vom  Bischöfe  aber  unter  den  gesetzlichen  Beschränkungen  auch  für 
andere  Kirchen  aber  blos  seiner  Di^^cese  (c.  9.  X.  2,  13.  de  rest 
spol,  c.  4.  X.  3f  6.  de  der.  aegi*.) ,  vom  Papste  dag^en  für  die 
Kirchen  und  Anstalten  der  ganeen  WeU  verwendet  werden. 

Wie  die  allgemeine  Kirche,  ihre  Rechtspersönlichkeit  und  Ei- 
genthumsfiUiigkeit  in  der  manigfachsten  Weise  örtlich  in  den  ein- 
zelnen Kirchen  und  Anstalten  sich  verwirklichen,  so  erhalten  auch 
wieder  einzelne  Kirchen  und  kirchliche  Anstalten,  wie  Bechtspersöo- 
lichkeit  und  Eigenthumsf&higkeit,  so  Dasein  und  Wirksamkeit  ao 
verschiedenen  Orten  durch  andere  einzelne  Kirchen  und  kirchliche 
Anstalten,  so  dass  eine  von  Oben  nach  Unten  ganz  in  der  Weise  d& 
kirchlichen  Verfassung  und  Regierung  vor  sich  gehende  und  in  die- 
sem Verhältnisse  melnr  oder  minder  vollkommene  Vertretung  der 
allgemeinen  Kirche ,  ihrer  juristischen  Persönlichkeit  und  Eigen- 
thumsf&higkeit  durch  die  einzelnen  Kirchen  und  Anstalten  und  d»e& 
Rechtsfähigkeit  stattfindet. 

So  tritt  die  bischöfliche  Kirche ,  der  bischöfliche  Stuhl  räum- 
lich innerhalb  der  Diöcese  ins  Dasein  und  wird  vertreten  in  den 
einzelnen  Pfarr-  und  anderen  Kirchen;  die  einzelne  Pfarrkirche  aber 
tritt  als  besonderes  Rechts-  und  Eigenthumssubject  auf ,  einmal  ia 
ihrer  Eigenschaft  als  Anstalt  und  Einrichtung  für  eine  begräute 
Zahl  von  Gläubigen  mit  dem  dazugehörigen  Vermögen  (Fabrikver- 
mögen)  und  sodann  in  ihrer  Eigenschaft  als  Trägerin  der  Pfarrstelle, 
des  Pfarramtes  mit  dem  hiefür  bestimmten  Kirchenvermögen  (der 
Pfarrdotation,  Pfrönde,  Witthum.)  Dennoch  begreift  die  Pfarrkirebe 
als  die  Eine  höhere  Rechtspersönlichkeit  die  beiden  Rechtssubjecte, 
in  welchen  sie  auftritt,  sowie  ihr  Vermögen  als  Ein  Vermögen  in 
sich.  Hierin  liegt  der  Qrund,  warum  gesetzlich  das  über  genügende 
Pfründevermögen  bei  unzureichendem  Fabrikvermögen  für  die  Fabrik 
und  umgekehrt  in  Anspruch  genommen  werden  kann  c.  1,  4  X. 
3,  48.  de  eccL  aedif.;  Trid.  Sess.  21,  c.  7.  de  Ref. 

Bei  den  kirchlichen  Orden  und  Genossenschaften  und  ihren 
einzelnen  Anstalten  verhält  es  sich  ebenso.  Besteht  rechtlieh  ein 
Kloster,  ein  Haus,  eine  Niederlassung,  eine  Anstalt  einer  vom  Papste 
bestätigten  geistlichen  Qesellschaft ,  so  hat  dieses  einzelne  Institot 
Rechtspersönlichkeit  und  Eigenthumsfähigkeit  und  daher  ihm  Reh^ 
riges  Vermögen.    Bildet  ein  Orden,  wie  z.  B.  der  des  hl.  Benedict, 
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nur  eine  moralische  Einheit ,   indem  die  Mitglieder  desselben  ledig- 
'  lieh  durch  das  Streben  nach  dem  gemeinschaftlichen  Zwecke,  näm- 
lich der  Vervollkommnnng  des  Einzelnen  und  dadurch  des  Beispie- 
les für  Andere  mittels  der  Befolgung  einer  gemeinschaftlichen  Ke- 
gel unter   einander   verbunden  sind ;   so   hat  ein  solcher  Orden  als 
Ganzes  auch   keine   Bechtspersönlichkeit   und   damit  kein  der  Ge- 
saromtheit  gehöriges  Vermögen,  sondern  jedes  einzelne  Kloster  eines 
solchen   Ordens   besitzt    nur   für   sich   selbst  Eigenthumsfähigkeit. 
Wenn   aber   ein   Orden  eine  Vereinigung  von  Mitgliedern  zu  einem 
gemeinschaftlichen   Zwecke    durch   gemeinschaftliche   Mittel    unter 
einem    Oberen,   einem   Vorstande  bildet^  so  hat  ein  solcher  Orden, 
als  ein   Ganzes,    eine   Gesellschaft,   auch  Bechtspersönlichkeit  und 
Eigenthumsf&higkeit,   wie  dies  z.  B.  bei  dem  Orden  der  Cistercien- 
ser,  Prämonstratenser,  Jesuiten  u.  s.  w.  der  Fall  ist.    Wie  aber  die 
allgemeine  Kirche  in  ihrem  Vermögen  in  den  einzelnen  Kirchen  und 
Anstalten   in   die  Wirklichkeit  tritt,  so  existirt  auch  ein  derartiger 
Orden  und  sein   ihm  gehöriges  Vermögen  in  seinen  einzelnen  Klö- 
stern, durch  welche  er  Dasein  hat.    Desshalb  besitzt  jeder  einzelne 
Ordensconvent  für  sich  Bechts-  und  Eigenthumsfähigkeit  und  darum 
Vermögen,  aber  nur  weil  und  insoweit  in  dem  einzelnen  Hause  der 
ganze  Orden  zur  Erscheinung  kommt  und  durch  dasselbe  vertreten 
wird  ^).     Wenn  nun   ein  Kloster  eines  solchen  Ordens  auf  recht- 
mässige Weise  aufgehoben  wird,  so  fällt  das  Vermögen  dieses  Klo- 
sters dem  Orden  zu,  weil  der  einzelne  Convent  mit  seinem  Vermö- 
gen nur  der  an  einem  bestimmten  Orte  in  Wirklichkeit  getretene 
Orden    selbst   ist  und  denselben  nebst  seinem  Vermögen  darstellt. 
Da    aber  jede  geistliche  Genossenschaft  mit  ihren  einzelnen  Anstal- 
ten nar  wieder  eine  Entfaltung  und  Verwirklichung  der  allgemeinen 
Kirche  ist*  und  sein  kann  und  jeder  vom  apostolischen  Stuhle  aner- 
kannte   Orden   für  die  ganze  Kirche  bestimmt  ist,  so  kann  ein  sol- 
cher, auch  blos   vom    Papste   aufgehoben   und  über  das  Vermögen 
ebenfalls  nur  von  letzterem  verfügt  werden,  weil  dasselbe  überhaupt 

1)  Diesea  Verhältniss  findet  sich  auch  in  den  Stiftnngsbriefen  ausge- 
sprochen. So  heisst  es  z.  B. :  »Ich  grave  Egen  von  Fuerstenberg  künde  allen 
den,  die  disen  brief  ansehent  oder  hoerent  lesen ,  das  ich  mit  gunste  nn  mit 
willen  giaven  Cnonrates  vnn  graven  Gebehartes  miner  bruodere  han  gegeben 
.  .  .  den  trhtren  geistlichen  lueten  des  spiials  von  Jherusalem ,  sante 
Johannes  Ordens,  vnn  svnderbar  dem  comendure  vnn  den  hruoderen 
fjemeinliche  des  huses  ze  Villingen ,  des  selben  ordens ,  die  minen  svn 
Egenen  hant  empfangen  ze  bruoder  zuo  irem  orden,  ze  einem  almosen  vn  durch 
^ot  eigenliche  denwidemhofze  Gmeningen«  etc.  28.  Aug.  a.  1306 — inEpiscop. 
konstant,  p.  I.  t.  2.,  p.  568.  Fribarg.  Herder.  1862. 
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der  allgemeinen  Kirche  zugebört  nud  nach  Cnterdrfickang  des  Or- 
dens in  deren  unmittelbares  Eigenthnm  tritt.  So  hob  ürban  V11I. 
durch  Breve  vom  6.  Februar  1626  die  vonSixtnsY.  besifttigteCon- 
gregatio  Fratram  üonventaalium  Reformatomm  auf  und  fibervries; 
domus,  Conventus,  loca,  supellectilem,  bona,  res,  actiones  ac  jon 
ad  praedictaro  Gongregationem  spectantia  Ordini  Fratmm  Minomin 
S.  Franscisci  Conventualium.  Innocenz  X.  nnterdrückte  durcb^Brere 
vom  29.  October  1650  den  Orden  des  hl.  Basilius  von  Armenien  ond 
durch  Breve  vom  22.  Juni  1651  die  Congregatio  Presbyterorum 
Boni  Jesu  und  behielt  sich  die  Verwendung  der  diesen  Oenosseo- 
schaften  angehörigen  Güter  zu  guten  Zwecken  vor.  In  dem  die 
Aufhebung  der  Qesellschaft  Jesu  verfügenden  Breve  Clemens  XIV.: 
Dominus  ac  Bedemtor  noster  vom  16.  Juli  1773  heisst  es:  Probi- 
bemus  autem  omnino,  quominus  .  .  .  Demos  insuper,  res  et  loet 
qnae  nunc  habent,  alienare  valeant;  qnin  inimo  in  unam  tantaa 
Domum  seu  plures,  habita  ratione  Sociorum,  qui  remanebunt,  pote 
runt  congregari,  ita  ut  Domus,  quae  vacuae  relinquentur,  possinl  in 
pios  usus  converti  juxta  id,  quod  sacris  Canonibns,  voluntati  fnoda- 
torum,  divini  Cultus  incremento,  animarum  saluti  ac  publicae  ntili- 
tati  videbitur  suis  loco  et  tempori  reete  riteque  accomodatnm.  Ds 
Breve  vom  13.  August  1778,  durch  welches  für  die  Angelegenhö- 
ten  der  unterdrückten  Gesellschaft  eine  besondere  Oongregation  m 
Gardinälen  angeordnet  wird,  verleiht  derselben  Strafgewalt  gegen: 
res,  bona,  libros,  scripturas,  supellectilia  aliaque  ad  Societatiect 
praedictam  jam  spectantia  retinentes,  occupantes  et  occultantes. 

Nach  dem  Gesagten  versteht  es  sich  von  selbst,  dass  alle  Vei- 
mögensgegenstände,  welche  im  Besitze  und  Genüsse  derjenigen  Or- 
den sind ,  die  nicht  Eigenthum  haben  dürfen ,  wie  die  Fratr^ 
minores  reformatio  die  Gapuziner,  im  unmittelbaren  Eigenthume  der 
allgemeinen  Kirche  stehen.  Denn  wenn  die  Päpste  Nicolaus  III.  in 
c.  3.  VI.  5,  12.  de  verb.  sign.,  Clemens  V.  in  c.  1.  Cl.  5,  11.  eod.  tit 
und  Johannes  XXIL  in  c.  3.  Extrv.  Joan.  XXII,  15.  eod.  üt  i^ 
Eigenthum  an  den  jenen  Orden  zugewendeten  Gegenständen  siti* 
der  römischen  Kirche  und  dem  apostolischen  Stuhle  beilegen,  so  ge- 
schieht dies  desshalb,  weil,  was  um  Gottes  willen  auf  Andere  über- 
tragen werde,  keiner  anderen  Person  an  der  Stelle  Gottes  dem  Eigw- 
thume  nach  richtiger  übergeben  werden  könne,  als  dem  apostolische« 
Stuhle  oder  der  Peraon  des  römischen  Bischofes,  des  Stellvertreti»r< 
Christi,  der  Vater  Aller   sei  >).    Hier  werden  demnach  der  römische 

1)  Ad  haec  quum  fratres  ipsi  nihil  iribi  iu  special!  acquircre  Trf  w«^ 
ordini  possint  ctiam  in  conmiani  et  qwun  aHqnid  propter  Denm  ipsn  otfertv. 
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Bischof,  der  apostolische  Stuhl  und  die  Gesammtheit  der  Gl&sbigen 
(qui  pater  est  omniaro)  neben  einander  gestellt.  Der  römische  Bi- 
schof und  sein  Stuhl  werden  aber  lediglich  mit  Bficksicht  anf  das 
Verhältniss,  in  welchem  sie  zu  den  GIftubigen  überhaupt,  zur  allge- 
meinen Kirche  stehen,  hier  betrachtet,  folglich  wird  das  ihnen  bei- 
gelegte Eigenthum  als  ein  der  allgemeinen  Kirche,  nicht  aber  als 
ein  dem  römischen  Bisthume  und  Bischöfe  im  engeren  Sinne  zuste- 
hendes angesehen,  weil  hißr  Ton  der  Stellung  des  römischen  Bischo- 
fes  und  seines  Stuhles  in  Bezug  auf  die  römische  Diöcese  gar  keine 
Rede  ist. 

Die  Frage ,  ob  das  Ordensvermögen  als  SUftungs"  oder  als 
Corporoiiomgai^  mit  anderen  Worteu,  ob  als  Träger  der  Rechtsper- 
sönlichkeit der  Orden^  das  Kloster  als  kirchliche  Anstalt,  als  kirch- 
liche Einrichtung  oder  ob  als  Träger  die  Gesammtheit  der  Ordens- 
oder Klostermitglieder  aufzufassen  sei,  ist  ganz  in  derselben  Weise 
zu  beantworten,  wie  die  Frage,  ob  das  Pfarrvermögen  als  Eigenthum 
der  PfarrÄ^rcAe,  als  Anstalt,  .oder  als  solches  der  Phrrgemeinde,  der 
Gesammtheit  der  Pfarrangehörigen  betrachtet  werden  müsse.  Wie 
es  nämlich  keine  Pfarr^ircAe  ohne  die  dazu  gehörigen  Gläubigen 
mit  ihren  darauf  bezüglichen  Rechten  und  Pflichten  und  keine 
Yfmrr gemeinde  ohne  die  damit  verbundene  Pfarrkirche  mit  ihren 
kirchlichen  Einrichtungen  und  Veranstaltungen  gibt  und  wie  das 
Eine  nicht  vom  Anderen  getrennt  und  als  für  sich  allein  bestehend 
angesehen  werden  kann,  sondern  beide  Verhältnisse  nur  die  verschie- 
denen Seiten  und  Beziehungen  eines  und  desselben  Gegenstandes 
sind:  so  verhält  es  sich  auch  mit  der  Auffassung  des  Ordensvermö- 
gens als  Stiftungs-  oder  als  Corporationsgutes .  Der  Orden  oder  das 
Kloster  als  kirchliche  Anstalt  und  Einrichtung  kann  nicht  ohne  die 
nach  dieser  Einrichtung  gebildete  Zahl  von  Mitgliedern  und  die  Ge- 
nossenschaft ebensowenig  ohne  die  sie  schaffende  und  erhaltende  An- 
stalt gedacht  werden.     Desshalb  werden  unterschiedslos  der  Orden, 


.  .  ea  .  .  .  offerentis  .  .  .  credatar  intentio,  ut  i  rem  hujusmodi  oblatam  .  . 
in  alios  transferre  cupiat  propter  Deam,  nee  sit  persona,  in  quam  loco  Dei 
congruentius  hajusmodi  rei  dominium  tranHferat,  quam  sedes  praefata  vel 
pei'sona  Romani  Pontiflds  Christi  vicarii,  qui  pater  est  omnium  et  fra- 
tmm  Minomm  nihilominus  specialis ;  ne  talium  remm  sub  incerto  videatur 
0886  dominium,  quum  patri  illias  suo  modo  servus  domino  et  monachus  mona- 
sterio  res  sibi  oblatas  .  .  .  acquirant:  omnium  utensilium  etlibrorum  ac  eorum 
mobilinm  pracsentium  et  futurornm,  quae  et  quorum  usufructum  scilicet  ordini- 
bus  et  fratribns  ipsis  licet  habere,  proprietatem  et  dominium^  quod  et  feli* 
eis  recordationis  Innocentius  IV.  praedecessor  noster  fecisse  dignoscitur,  in  noa 
et  Romanam  eccleaiam  plene  et  libere  pertinere  .  .  .  sancimus. 
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das  Kloster  und  der  Convent  als  Eigenthümer  des  Vermögeos  be- 
aseichnet,  dieses  also  bald  als  Stiftungs-,  bald  als  Ck>rponitioQ^t 
aofge&sst  *)• 

Bei  Weitem  die  grösste  Zahl  der  Ganonisten  nimmt,  wie  t 
Foschinger  S.  294  einräumt,  das  Eigenthum  der  ecclesiae  uoiTera* 
lis  und  zugleich  das  Eigenthum  der  ecclesia  particttlaris  an.  iusser 
den  in  dieser  Beziehung  bereits  angeführten  Schriftstellern,  soll  hur 
nur  noch  SehmdUgrueher :  Decretal.  lib.  III,  tit.  XXV,  §.  1,  Nr.  4 
erwähnt  werden.  Hier  heisst  es  nämlich :  Commtmis  est  seidentk 
quod  dominium  particulare  ejusmodi  Bonorum  EcclesiasticonuD  sü 
penes  ipsas  Ecclesias,  sive  CoUegia  et  Gapitula  Clerieorum;  autubi 
talia  non  sunt,  penes  communitatem  fidelium  ad  Ecclesiam  spectu- 
tium,  si  Ecclesia  sit  Secularis;  si  yero  regularis,  penes  ipsa  Hoi^ 
steria  seu  Conventus  et  C!ommunitatis  Beligiosorum,  si  illa  donoBÜ 
sint  capaces  .  .  .  Ratio  de  utrisque  est,  quia  ejusmodi  res  et  iKy&i 
fidelium  liberalitate  oblata  et  donata  sunt  ipsis  Ecclesiis;^  quamä« 
cum  onere  eas  non  nisi  in  Ecclesiae  vel  Monasterii  necessitates  et 
utilitates  atque  ad  Cultum  Divinum,  salutem  animarum,  egato 
alimenta  etc.  expendendi.  Diti:  Dominiuin  pariictdare ;  n^mdüm- 
nium  universdle  in  omnium  Ecclesiarum  et  Monasteriorum  bonis  Er- 
desia  universalis  habet. 

§,  28.   Einwände  gegen  das  Eigenihum  der  OesammAirche, 

Oegen  das  der  allgemeinen  Kirche  zustehende  Eigentbam  ao 
Kirchenvermögen,  welches,  wie  diese  selbst,  durch  den  apostoliscte 
Stuhl,  die  Bisthfimer,  Orden,  Gonvente,  Pfarrkirchen  u.  s.  w.  nacl 
Massgabe  der  kirchlichen  Verfassung  vertreten  und  dargestellt  wiri 
werden  die  mannigfachsten  Einwände  insbesondere  von  Denjenig» 
erhoben,  welche  das  Eigenthum  der  allgemeinen  Kirche  läognen  v»& 
nur  ein  solches  bei  den  einzelnen  Kirchen  und  Anstalten  mit  Aus- 
schluss der  allgemeinen  Kirche  anerkennen.  »Alle  diese  Tbeorini.« 
sagt  V.  Poschinger  S.  295,  »leiden  zumeist  an  einefn  Graodübä. 
dass  sie  mit  den  einfachsten  Bechtsbegriffen  im  Streite  Hegen;  i^^ 
sie  ignoriren  sämmtlich  den  unumstösslichen  Satz,  dass  meiere  Per* 

1)  Nemini  igitur  regnlarium  .  .  .  liceat  bona  immobilia  vel  molalia  tu- 
quam  propria  ant  etiam  nomine  conventus  poesidere  Tel  teuere.  .  •  •  A^bib:' 
stratio  antem  bonoram  monasteriorum  sen  conventuum  ad  aoloe  ofikük» 
.  .  .  pertineat.  Trid.  Seas.  XXV.  c.  2.  de  BegnL  —  Concedit  «aneta  spo^ 
Omnibus  monasteriis  et  domibus  tarn  virornm  quam  mnlienun  d  meadnaa- 
tinm,  exceptis  domibus  fratrum  S.  Francisei,  Capucinoruin  et  eomiBp  qn  s^ 
nornm  de  observantia  Yocantur»  .  .  .  ut  deineeps  bona  immobilia  eil  powcn- 
liceat,  1.  c.  c.  8. 
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sonen  an  einer  Sache  kein  solidarisches  Eigenthum  haben  können; 
aber  auch  mit  der  Gonstrnction  eines  Ober*  und  Untereigenthumes 
ist  nichts  gewonnen ;  denn  dass  jene  Unterscheidung  lediglich  die 
Frucht  eines  Missverständnisses  ist,  darüber  ist  man  jetzt  gleich- 
falls im  Beinen,  so  dass  wir  über  alle  diese  Zwittertheorien  mit  der 
blosen  Verweisung  auf  ein  beliebiges  Lehrbuch  der  Pandecten  hin- 
weggehen können.c 

Wenn  man  die  Stellung  der  Einzelkirchen  zum  Eirchenvermö- 
gen  gegenüber  dem  Verhältnisse,  in  welchem  die  allgemeine  Kirche 
zu  diesem  Vermögen  steht,  durch  den  Hinweis  auf  die  stationes  fisci 
oder  das  peculium  der  Familiensöhne  und  Sclaven  nach  römischem 
Bechte,  sowie  auf  die  Fideicommisse  oder  das  Lehonswesen  und  durch 
die  Berufung  auf  die  Gerechtsame  der  Burger  am  Gemeindevermö- 
gen oder  auf  ein  der  ecclesia  universalis  zukommendes  Obereigen- 
thum  (dominium  directum)  gegenüber  dem  im  dominium  utile  be- 
gründeten Ansprüche  der  einzelnen  Anstalten  auf  Besitz,  Benutzung 
und  Vindication  zu  erklären  suchte,  so  sind  dies  eben  nur  Ver- 
gleiche, welche  immer  blos  eine  gewisse  Aebnlichkeit  mit  der  Sache, 
die  veranschaulicht  werden  soll,  haben,  nie  aber  ihr  vollkommen 
gleich  stehen,  wie  auch  von  Denen,  welche  diese  Vergleiche  ge- 
brauchten, hervorgehoben  wurde.  Uebrigens  beweisen  diese  Erklä- 
rungsversuche jedenfalls,  dass  allerseits  das  Eigenihum  der  ailgemei^ 
nen  und  daneben  das  der  einednen  Kirche  anerkannt  wurde,  wenn 
man  auch  die  eigentliche,  rechtliche  Beschaffenheit  dieses  Verhält- 
nisses nicht  klar  und  bestimmt  genug  erkannte  und  durch  die  her- 
beigezogenen Vergleiche  mehr  oder  weniger  entstellte.  Aber  die 
Einwendungen  v.  Poschinger*s  gegen  die  Annahme  eines  gleichzeiti- 
gen Eigenthumes  der  allgemeinen  Kirche  und  der  einzelnen  kirch- 
lichen Anstalten  am  Kirchenvermögen  sind  durchaus  unbegründet 
und  beruhen  auf  offenbaren  Missverständnissen.  Denn  wenn  v.  Fo- 
schinger  auf  den  unumstösslichen  Satz,  dass  mehrere  Personen  kein 
solidarisches  Eigenthuqi  haben  können,  sich  beruft,,  so  fibersieht  er 
ganz,  dass  diese  Begel  nicht  einmal  in  dem  Falle  Platz  greifen  würde, 
wenn  man  das  Eigenthum  der  allgemeinen  und  der  einzelnen  Kirche 
in  der  VfTeise,  wie  es  in  den  angeführten  Vergleichen  geschieht,  auf- 
fasste,  weil  alsdann  nicht  der  gleiche  Anspruch  auf  das  Eigenthum 
am  Kirchenvermögen  bei  der  allgemeinen,  wie  bei  der  einzelnen 
Kirche ,  sondern  bei  dieser  ein  gewisser  Antheil  an  den  im  Eigen- 
thume  begriffenen  Befugnissen  und  bei  jener  ein  anderer  angenom- 
men werden  müsste.  Bei  der  richtigen  Auffassung  des  Verhältnis- 
sen verliert  aber  der  v.  Poschinger  gemachte  Einwand  alle  Bedeu- 
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tang.  Denn  wenn  die  Quellen  und  Canonisten  von  einem  der  all- 
gemeinen und  der  einzelnen  Kirche  zustehenden  Eigenthume  spredieo, 
80  werden  hierbei,  wie  nachgewiesen  wurde,  die  allgemeine  und  die 
einzelne  Kirche  nicht  als  mehrere ^  als  verschiedene  Personen,  9ob- 
dern  als  Eine  und  dieselbe  Person  gedacht,  weil  die  Einzelkircbe  in 
der  That  nur  die  locale  Darstellung,  Verwirklichung  und  Vertretaiig 
der  allgemeinen  Kirche  an  dem  bestimmten  Orte  und  in  der^  b^ 
stimmten  Weise  ist.  Das  gleiche  yerhältniss  findet  aber  auch  äs- 
derwärts  statt.  So  fuhrt  ?.  Poschinger  selbst  S.  199  im  staatUckfi 
Rechtsgebiete  die  Land-,  Districts-  und  Kreisgemeinden  und  naci 
römischem  Hechte  die  Provinzen  an ,  denen  ohne  Bedenken  Eiget 
thumsf&higkeit  zuerkannt  worden  und  es  kOnnen  noch  Staats-Uni- 
versitäten und  Gymnasien  u.  s.  w.  und  in  Städten  städtische  Spi- 
täler, Waisenhäuser,  Schulen  und  dgl.  beigefügt  werden.  Allen  die- 
sen Anstalten  steht  vielfach  Rechtspersönlichkeit  zu ,  sie  sind  im 
blosen  stationes  fisei ,  wie  z.  B.  Rentämter ,  Steuereinnehmereia 
u.  s.  w.  Die  genannten  staatlichen  und  städtischen  HechtsBabject^ 
können  untereinander ,  wie  die  einzelnen  Kirchen ,  alle  Arten  ychi 
Rechtsgeschäften  abschliessen  und  sogar  Rechtsstreite  gegen  msjü- 
derfnhren;  nichtsdestoweniger  ist  das  diesen  Anstalten  überwieseK 
Vermögen  Staats-  oder  Stadtvermögen ,  gehört  dem  Staate  oder  der 
Stadt  und  die  einzelne  Ansialt  besitzt  dieses  Vermögen,  wie  dieela- 
zelne  Kirche,  nur  desshalb  und  insoweit,  weil  und  in  wieweit  in  ibr 
der  Staat  oder  die  Stadt,  welche  nur  eine  ideale  Einheit  sind,  loca- 
les  und  bestimmten  Zwecken  angemessenes  Dasein  und  Wirksam- 
keit erhalten  und  auf  diese  Weise  durch  die  einzelne  Anstalt«  v^^ 
die  allgemeine  Kirche  durch  die  einzelne ,  vertreten  werden.  EId 
solches  Dasein  und  Wirken  und  eine  solche  Vertretung  findet  da- 
gegen bei  den  stationes  fisci  nicht  statt ;  denn  ihnen  als  blosen  Werk- 
zeugen für  die  Verwaltung  fehlt  die  SelbstständigkeÜ ,  also  gerade 
der  Umstand,  durch  welchen  der  Staat  und  die  Stadt  eine  Einb^'i 
ein  Ganzes  sind ;  während  die  erwähnten  staatlichen  und  städtiscbei) 
Einrichtungen  und  Anstalten  in  ihren  Kreisen  einen  bestimmt^Q 
staatlichen  oder  städtischen  Zweck  als  eine  Einheit  und  von  sidi 
aus,  also  selbstständig  verwirklichen  und  daher  in  der  That  loe^' 
und  in  bestiounter  Weise  der  Staat  oder  die  Stadt  selbst  sind  ni 
diese  vertreten. 

Wenn  v.  Poschinger  die  Annahme  eines  Ober^  und  JJnUrdsf»' 
(humes  lediglich  als  die  Frucht  eines  Missverständiiisses,  über  welcbr> 
man  mit  dem  blosen  Hinweise  auf  ein  beliebiges  Lehrbuch  der  P^o- 
decten  hinweggehen  könne ,  hinstellt ;  so  ist  hier ,  abgesehen  daf<«t 
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dass  die  angeführten  Vergleiche  nur  eine  YeranscbaulichaDg,  keines- 
wegs aber  eine  Gleichstellung  der  Verhältnisse  ausdrücken  sollten, 
von  der  Unterscheidung  eines  Ober--  und  ümtereigenlhumes  rAc\\i  die 
Rede;  sondern  es  handelt  sich  hier  um  JE^ifi  und  dassethe  Eigen- 
ihum ,  nämlich  das  der  allgemeinen  Kirche ,  welches ,  da  diese  ihrer 
Natur  nach  in  Wirklichkeit  und  allenthalben  nicht  gegenwärtig  sein 
kann,  von  den  einzelnen  Kirchen  und  kirchlichen  Anstalten,  in  denen 
die  allgemeine  Kirche  zeitlich  und  räumlich  Dasein  gewinnt  und 
durch  die  sie  ihre  Zwecke  erfüllt,  besessen  wird,  so  dass  dieses  Ver- 
mögen als  ein  und  dasselbe  überall  nicht  nur  durch  die  Personen, 
welche  es  innehaben  und  die  lediglich  Vertreter  der  allgemeinen 
Kirche  sind,  sondern  auch  durch  die  Bestimmung  dieses  Vermögens, 
welche  allein  die  Erreichung  der  Zwecke  der  allgemeinen  Kirche  ist, 
sich  darstellt 

Die  »Oesammtkirchentheorie  findet,  so  bemerkt  JHübler  a.  a.  0. 
S.  98,  ferner  keinen  Anhalt  an  der  Intention  der  Geber.  Denn  wie 
die  Schenkungsformeln  der  alten  Stiftungsurkunden  in  der  Regel 
auf  local  abgegrenzte  Kircheninstitute  lauten ,  so  ist  auch  factisch 
der  Erwerb  von  jeher  durch  die  letzteren  gescliehen  und  nirgendswo 
erhellt,  dass  die  allgemeine  Kirche  dabei  befragt  worden  wäre.«  So 
auch  V.  Poschinger  S.  171  ff.  und  SchuUe:  System  S.  483.  Wenn 
aber  auch  regelmässig  die  Zuwendungen  an  die  Einzel-  und  nicht 
an  die  Qesammtkirche  gemacht  werden,  so  ist  es  doch  die  erste 
und  bestimmende  Absicht  der  Qeber,  Oberhaupt  zur  Erreichung  kirch- 
licher Zwecke  Vermögen  zur  Verfügung  zu  stellen;  dei^n  von  der 
Natur  der  Sache  abgesehen,  wird  gewöhnlich  ausdrücklich  ausge- 
sprochen ,  .dass  kirchliche  Schenkungen  zur  Ehre  Gottes,  zum  Heile 
der  Seele  u.  s.  w.  geschähen. 

Dass  dieser  Zweck  erreicht  werde,  ist  die  erste  und  Hanptab- 
sicht  der  Wohlthäter ;  dieser  Zweck  kann  aber  in  der  ganzen  Kirche 
erreicht  werden.  Dass  er  in  einer  local  abgegrenzten  Kirche  erfallt 
werden  soll,  ist  nur  eine  Nebenabsicht,  welche  auf  die  Hauptabsicht 
folgt  und  auf  keinem  anderen  Orunde  beruht,  als  darauf,  dass,  weil 
die  Absicht  der  Geber,  Stiftung  eines  Gottesdienstes,  Errichtung 
eines  Kirchengebäudes ,  einer  kirchlichen  Stelle  xl  s.  w.  der  Natur 
der  Sache  nach  nur  an  einem  bestimmten  Orte  in  der  allgemeinen 
Kirche  verwirklicht  werden  kann,  die  Schenker  vorziehen,  selbst  die- 
sen Ort  zu  bezeichnen ,  weil  sie  auch  nach  der  Hauptabsicht  die 
Ehre  Gottes  und  das  Heil  der  Seelen  zu  befördern,  jioch  den  Willen 
'haben,  dass  dies  in  einer  von  ihnen  angegebenen  Kirche  oder  An- 
stalt geschehe.    Die  Hauptabsicht  der  Geber  ist  daher  gerade  darauf 
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gerichtet,  der  Kirche  überhaupt ,  also  der  allgemeinen  Kirche  Yer- 
mOgen  zuzuwenden.  Hierauf  beruht  es,  dass  die  an  einer  einzelnes 
Kirche  gemachten  Stiftungen  von  dieser  auf  eine  andere  durch  deo 
apostolischen  Stuhl  bei  Unmöglichkeit  oder  grosser  Schwierigl[eit 
ihres  Bestandes  an  der  bestimniten  Kirche  übertragen  werden  köD- 
nen,  Decis.  Gongreg.  Goncil.  in  causa  Brixiens.  1.  Dec.  1685  Nr.  3. 

Wenn  ^«Afer  sagt,  dass  factisch  der  Erwerb  solcher  Vergab- 
,  ungen  von  jeher  durch  das  local  abgegrenzte  Kircheninstitut  g^ 
schab,  so  ist  dies  in  solcher  Allgemeinheit  nicht  richtig,  da  sehr 
Vieles  unmittelbar  dem  Bischöfe  übergeben  wurde  und  noch  wird 
und  erklärt  sich  über  dies  aus  dem  soeben  Bemerkten  sehr  natür- 
lich; dass  aber  die  allgemeine  Kirche  dabei  befragt,  d.  K  die  Be- 
stätigung desBiscfaofes  (ex  arg.  c.  17.  und  19.  X.  3,  26.  detestam.) 
und  bei  exemten  Kirchen  die  des  Papstes,  als  der  Vertreter  der  all- 
gemeinen Kirche ,  eingeholt  wurde ,  erhellt  aus  einer  Menge  toh 
Stiftnngsbriefen. 

»Die  Gesammtkirchentheorie  ist,  so  fährt  Hubler ^.  Km) 
fort,  auch  vom  praktischen  Gesichtspunkte  atis  wegen  des  sAr 
zweifelhaften  BepräsentationsverhäUnisses  der  Kirche  durch  den 
Papst  im  höchsten  Orade  gefährlich.^  Zum  Beweise  fuhrt  er 
folgende  Stelle  aus  Schultefs  System  S.  483  an:  »Man  denke  niift 
wer,  wenn  die  allgemeine  Kirche  Eigenthümeriii  ist,  zu  den  varsehie- 
denen  Akten  bis  auf  die  Klagen  herab  die  Autorisation  zu  geben 
habe.  Doch  der  Papst?  Aber  wenn  der  betreffende  Staat  dess^en 
Verfügungen  nicht  anerkennen  würde?  Oder  wenn  die  CrerieUf 
die  Ansicht  hätten^  die  allgemeine  Kirche  werde  nicht  durch  de» 
Papst  aUein  repräsentirt?  Dann  mfisste  doch  offenbar  eine  DelegatioQ 
der  allgemeinen  Kirche  an  die  Bischöfe  stattfinden;  aber  diese  wer- 
den vielmehr  als  Vertreter  zu  einigem  Rechte  stets  im  Rechte  angesehen.  < 

Allein  das  Repräsentationsverhältniss  der  allgemeinen  Kirche 
durch  den  Papst  ist  nicht  blos  theoretisch,  da  es  selbst  ein  Glao- 
benssatz  ist,  sondern  auch  praktisch  unzweifelhaß^  indem  sowohl  io 
den  früheren  Zeiten  als  auch  in  unserem  Jahrhunderte  fast  alle  Re- 
gierungen und  insbesondere  auch  die  deutschen  protestantischen  mit 
dem  Papste  als  Vertreter  der  allgemeinen  Kirche  über  die  kirtfa* 
liehen  Angelegenheiten  ihrer  Länder  auch  in  verroögensrecbtlicher 
Beziehung  ohne  jeglichen  Anstand  unterhandelten. 

Die  Autorisation  selbst  zu  den  Klagen  ist  schon  längst  durch 
das  gemeine  Recht,  also  von  der  Allgemeinen  Kirche  g^beii ,  da 
nach  demselben  der  kirchlichen  Verfassung  gemäss  der  einzeln« 
Geistliche  zunächst  seine  eigene   Kirche    activ   und  passiv  Tertritt 
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(c.  8.  X.  2,  25.  de  except;  c.  8.  X.  1,  36.  de  transact)  und  sbtt 
dessen  der  bezugliche  kirchliche  Obere,  namentlich  der  Bischof  und  dov 
Papst  (c.  3.  X.  3,  27.  de  success.  ab  int.  und  Innocent.  IV.  in  c* 
12.  §.  1.  et  2,  13.  de  restit.  spol.  und  in  c.  3.  X.  2,  19.  de  prob, 
nr.  1.) 

Wenn  aber  der  betreffende  Staat  oder  die  Gerichte  die  Be- 
präsentanz < der  allgemeinen  Kirche  durch  den  Papst  allein^  d.  h. 
die  angefahrten  Bestimmungen  des  canonischen  Rechtes  nicht  aner- 
kennen würden,  dann  handelten  sie  unrecht  und  gewaltthäüg ;  gegen 
ein  solches  Vertahren  schützen  Becht  und  Gesetz,  welche  nur  gei- 
stige Grössen  sind,  im  Augenblicke  wenigstens  in  der  Regel  nicht, 
obschon  sie  über  kurz  oder  lang  ihre  Geltung  wieder  erhalten,  da  die 
menschliche  Gesellschaft  aut  festen  Grundsätzen  und  nicht  auf  willkühr- 
lichem  Thun  beruht.  Uebrigens  ist  Schulte*s  Einzelkirche  geradeso- 
wenig gesichert.  Denn  was  soll  aus  ihr  trotz  ihrer  Rechtspersönlich- 
keit werden,  wenn  diese  und  die  Repräsentation  der  Diöcese  durch 
den  Bischof  von  dem  betreffenden  Staate  und  den  Gerichten  nicht 
anerkannt  werden?  Die  von  Hübler  und  Schulte  bezeichneten  Ge- 
fahren sind  daher  bei  Unkenntniss  und  UebelwoUen  ebenso  vorhan- 
den, wenn  man  au.ch  nicht  die  allgemeine,  sondern  ausschliesslich 
die  einzelne  Kirche  als  Eigenthümerin  des  Kirchenvermögens  be- 
trachtet; im  Gegentheile  liegt  in  der  Gesammtkirchentheorie  eine 
ungleich  grössere  Bürgschaft  für  die  Erhaltung  und  rechtmässige 
Verwendung  des  Kirchengutes,  weil  Regierungen  und  Gerichte  auf 
den  Papst  grössere  Rücksicht  nehmen  und  Verwickelungen  mit  ihm 
mehr  fürchten  müssen,  als  dies  den  Bischöfen  und  Einzelkirchen  des 
betreffenden  Landes  gegenüber  der  Fall   ist. 

Hübler  sagt  a.  a.  0.  aber  noch  weiter :  >  Ja  sie  (die  Gesammt- 
kirchentheorie) stellt  das  ganze  bestehende  Vermögensrecht  der  Kirche 
in  Frage,  da  sie  consequent  nicht  nur  zu  einer  Ausgleichung  des 
zwischen  den  einzelnen  Kirchen  ungleich  getheilten  Eigenthums  füli- 
ren  würde,  sondern  auch  alle  Rechtsgeschäfte  und  Rechtsverhältnisse, 
wie  sie  in  der  manigfachsten  Art  als  Ersitzung ,  Verjährung ,  Kauf, 
Tausch,  Pfand,  Servitutbestellung  und  dgl.  zwischen  den  einzelnen 
kirchlichen  Instituten  in  Rücksicht  ihres  Vermögens  stets  vorgekom- 
men sind  und  noch  heut  vorkommen  —  als  bei  einem  und  demsel- 
ben Eigenthümer  juristisch  undenkbar  —  absolut  ausschliessen  würde.« 
So  auch  Schtdie:  System  S.  484. 

Diese  Einwände  beruhen  aber  gleichfalls  auf  Missverständ- 
nissen und  unerwiesenen  und  unrichtigen  Voraussetzungen,  liit  der 
Annahme  des  Eigenthumes  der  allgemeinen  Kirche  am  Kirchenver- 
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mögen  tritt  keineswegs  eine  Ausgleichung  des  zwischen  deD  ein- 
zelnen Kirchen  ungleich  vertheilten  Eigenthumes  ein.  Denn  geseU- 
lieh  ist  bestimmt,  dass  das  Eigenthum  der  allgemeinen  Eirclie  blei- 
bend mit  den  einzelnen  Kirchen  im  Ausschlüsse  aller  andern  eb- 
zelnen  Kirchen  verbunden  sei  und  zwar  als  deren  Eigenthum,  weil 
die  einzelnen  Kirchen  und  kirchlichen  Anstalten  an  dem  betreffen- 
den Orte  die  katholische,  die  allgemeine  Kirche  sind  und  dort  dem 
Zwecke  erfüllen.  Daher  hat  eine  einzelne  Kirche  gesetzlich  in  kei- 
ner Weifie  einen  Anspruch  auf  das  Vermögen  einer  andern  Einxel- 
kirche.  Wohl  aber  kann  aus  wichtigen  Gründen  der  Bischof  z,  B. 
bei  Errichtung  neuer  Pfarreien  c.  3.  X.  3,  48.  de  ecci.  aedif.,  Trii 
Sess.  XXI.  c.  4.  und  noch  mehr  der  Papst  Vermögenstheile  ron 
einer  Kirche  auf  eine  andere  übertragen.  Dieses  von  selbst  ans  dem 
Eigenthume  der  allgemeinen  Kirche  fliessende  Becht  müssen  natür- 
lich die  Verfechter  der  Einzelkirchen»  und  Anstaltstheorie  anerkee- 
nen,  aber  aus  dem  Oberhoheüsrechte  der  allgemeinen  Kirche  uimI 
ihrer  Vertreter  gegenüber  den  einzelnen  Kirchen  erklären.  Ob  die- 
ser Ausweg  zum  Ziele  führe,  wird  n&her  gezeigt  werden. 

Ebensowenig  ist  die  weitere  Behauptung  begründet,  dass  dk 
Annahme  eines  Eigenthumes  der  allgemeinen  Kirche  das  Vorkonh 
men  der  manigfaltigsten  ßechtsgeschäfte  und  selbst  von  Becht?- 
streiten  zwischen  den  einzelnen  kirchlichen  Anstalten  —  als  bei  eines 
und .  demselben  Eigenthümer  juristisch  undenkbar  —  absolut  aos- 
schliessen  würde.  Denn  »dieses  Argument,  welches  (nach  HM<t'^ 
Meinung  a.  a.  0.  Anm.  30)  vollständig  durchschlägt  ,€  beruht  auf 
einer  tischen  Voraussetzung  einer-  und  auf  dem  Mangel  der  rid>- 
tigen  Auffassung  des  vorliegenden  Verhältnisses  andererseits.  Iji>r 
einzelne  Kirche  und  eine  andere  sind  niemals  ein  und  d^sdbe  Ei- 
genthümer ,  sondern  entweder  ist  dies  die  eine  einzelne  Kirche  nm.' 
die  andere  ist  es  nicht,  oder  umgekehrt.  Denn  jede  einzelne  Eirch 
ist  allein  an  einem  gegebenen  Orte  un4  zu  bestimmten  kircUid>e£ 
Zwecken  die  allgemeine  Kirche  und  vertritt  sie  in  der  begrenztet 
Weise  ganz  ausschliesslich  und  jede  andere  einzelne  Kirche  od^ 
kirchliche  Anstalt  kann  an  demselben  Orte  und  zu  den  tiosMlieArr 
Zwecken  nicht  auch  zugleich  die  allgemeine  Kirche  sein  und  S2f 
repräsentiren.  Folglich  betrachtet  jede  einzebe  Kirche  für  ibrps 
Ort  und  ihre  Bestimmung  alle  übrigen  einzelnen  Kirchen  nieb*. 
als  die  allgemeine  Kirche,  nicht  als  diese  vertretend,  sondeni 
ihr  fremd  gegenüberstehend,  als  Dritte.  Es  gibt  aber  auch  Kiicb 
und  Anstalten,  in' welchen  als  den  höhern  und  voUkommneni 
Präsentanten  der  allgemeinen  Kirche  der  kirchlichen  Verfassung 
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raäss  die  Einzelkircbe  enthalten  ist,   so  dass  diese   nur  durch  die 
Verbindung  mit  jenen  höheren  Kirchen  und  Anstalten  in  ihrem  local 
abgegrenzten  Baume  und   für  ihre   bestimmten  Zwecke  als  die  all- 
gemeine Kirche  erscheint.    Diese   höheren  Kirchen   und   Institute 
sind  die  bischöfliche  Kirche,   das  Bisthum   gegenüber  den  Kirchen 
und  Anstalten  des  ganzen  Sprengels,  der  Orden  gegenüber  dem  ein- 
zelnen Kloster,  die  römische  Kirche,  der  apostolische  Stuhl  gegen- 
über den  Kirchen  und  Einrichtungen  der  ganzen  Christenheit.  Jede 
einzelne  Kirche   erkennt  daher  ni^r  in  sich   und  in  den  ihr  verfas- 
sungsmässig vorgesetzten  Kirchen  die  allgemeine  Kirche,  jede  an^ 
dere  einzelne  Kirche  ist  ihr  in  dieser  Beziehung  völlig  fremde  wie 
Brüte  und  sie  steht  in   keiner  Weise   durch   die  andern  einzelnen 
Kirchen  mit  der  allgemeinen  in  Verbindung ,  sondern  einzig  durch 
die  ihr   vorgesetzten   höheren  Kirchen.    Desshalb   hat  ein   Pfarrer 
Bechte  und  Pflichten  blos  gegen  seine  Pfarrkirche  und  Pfarrange- 
hörigen ;  alle  übrigen  Kirchen  und  Christen  sind  ihm  in  dieser  Be- 
ziehung Fremde,  Dritte.    Ebenso  besitzen  auch  die  Pfarrangehörigen 
Rechte   und   Pflichten   nur   in   6ezug   auf  ihre   Kirche   und  ihren 
Pfarrer,  alle  übrigen  Kirchen  und  Pfarrer  gehen  sie  in  dieser  Hin- 
sicht nichts  an.    Oerade  so  verhält  es  sich  mit  den  sonstigen  kirch- 
lichen Körperschafben,  Capiteln,  Bisthümern  u.  s.  w.  Ganz  dasselbe 
findet  aber  auch  natürlich  rücksichtlich  des  Kirchenvermögens  statt 
Jede  einzelne  Kirche  betrachtet   daher  bezüglich  ihres  Vermögens 
nur  sich  und   die  ihr  vorgesetzten  hohem  Kirchen    als  die  Reprä^ 
sentanten  der  allgemeinen  und   desshalb   als   Eigenihümer,   darum 
sieht  aber  auch  die  einzelne  Kirche  in  ihrem  Bereiche  jede  andere 
einzelne  Kirche  nicht  als  die   allgemeine  Kirche  und  als  diese  ver- 
tretend, sondern  als  fremd ,  wie  eine  dritte  Person  an ,  mit  welcher 
also  auch  Bechtsgeschäfte  aller  Art  abgeschlossen  upd  selbst  Bechts- 
streite  geführt  werden  können.    Wie   darum   eine  Pfarrei  an  eine 
andere  Pfarrei  Pfarrangehörige   verlieren   und  von  dieser  gewinnen 
kanuy  so  vermag  auch  eine  einzelne  Kirche  von  einer  andern  Ver- 
mögensrechte aller  Art  zu  erwerben  oder   an  sie  abzutreten  oder 
über  Eigenthumsverhältnisse  Bechtsstreite  mit  derselben  zu  führen, 
weil  für  jede  einzelne  Kirche  das  Vermögen  jeder  andern  nicht  mit 
ihr  verfassungsgemäss  verbundenen   höheren  Kirche  als  einer  frem- 
den ,  einer  dritten  Person ,  als  nicht  der  allgemeinen  Kirche  gehö- 
riges erscheint.    Vfie  aber  eine  Pfarrei   an  die  bischöfliche  Kirche, 
das  Bisthum  keine  Pfarrangehörigen  und  Pfarrrechte  abtreten  oder 
von   diesem  gewinnen  kann,  weil  zur  bischöflichen  Kirche,  in  welcher 
als    der  Vertreterin  der  allgemeinen  Kirche  jede  Einzelkirche  der 
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Diöcese  enthalten  ist,  alle  Mitglieder  und  Rechte  der  einzelnen  Eircbe 
gehören  und  dieser  von  jener  erst  zufliessen ;  so  kann  auch  die  ein- 
zelne Kirche  mit  dem  bischöflichen  Stuhle,  dem  Bischöfe  und  ebenso 
mit  der  römischen  Kirche ,  dem  Papste  nicht  Bechtsgeschäfte  ab- 
schliessen  oder  Rechtsstreite  in  vermögensrechtlicher  Beziehung  füh- 
ren, da  die  einzelne  Kirche  oder  Anstalt  Kirchenvermögen  nur  be- 
sitzt, weil  und  insoweit  sie  an  dem  bestimmten  Orte  und  za  dem 
bestimmten  Zwecke  die  allgemeine  Kirche  ist  und  sie  vertritt ,  was 
aber  in  noch  höherem  Masse  bei  der  bischöflichen  und  römisebeQ 
Kirche  der  Fall  ist.  Zwischen  diesen  letztern  und  der  einzelnen 
Kirche  sind  also  allerdings  Rechtsgeschäfte  und  Rechtsstreite  — 
»als  bei  einem  und  demselben  Eigenthümer  juristisch  undenkbar  *)<  — 
absolut  ausgeschlossen ,  dagegen  unter  den  verschiedenen  einzelnen 
Kirchen  und  Anstalten  ebendesshklb  möglich ,  weil  dann  nicht  jede 
zugleich  und  am  nämlichen  Orte  Eigenthümer,  also  nicht  ein  und 
derselbe  Eigenthümer  vorhanden  ist. 

Wenn  sich  v.  Posohinger  \vgen  der  Behauptung,  die  einzelnem 
Kirchen  seien  Eigenthümer  nur  Driüen^  nicht  aber  der  Kirche  gegen- 
über, überaus  ereifert  a.  a.  0.  S.  214  ff. ,  so  beruht  dies  lediglicb 
auf  Mangel  an  richtiger  Einsicht  in  die  Sache.  Er  sagt  nämlich: 
»Die  Kirche  hat  allerdings  nicht  ermangelt,  ihr  Eigentham  auch 
Dritten  gegenüber  sicher  zu  stellen ;  zahlreiche  Bannstrahlen  thnn  uns 
dies  kund;  die  Kirche  bricht  wiederholt  in  Verwünschungen  gegen 
die  Kirchenräuber  aus,  schilt  sie  necatores  pauperum ,  sacrileigi  und 
sucht  die  ünverletzlichkeit  ihres  Eigenthumes  an  unzähligen  Stellen 
kundzugeben;  allein  diese  Stellen  haben  ein  ganz  anderes  Aasseben 
als  jene,  in  denen  es  vom  Bischöfe,  dem  Vertreter  der  Kirche  heisst: 
nil  sibi  vindicet,  nil  audeat  minuere  etc.  die  einen  vertheidigen  m 
Eigenthum  gegen  jeden  Dritten,  die  anderen  gegen  die  Kirche  sdhst. 
d.  h.  sie  fixiren  das  Eigenthum  der  einzelnen  kirchlichen  Institote 
dem  Vertreter  der  Kirche  und  damit  ihr  jr^Ib 5^ gegenüber.« 
Dieser  kennzeichnende  Ausfall  der  gekrönten  Preisschrift  ist  aber  ohne 
allen  Halt.  Denn  die  Kirche  suchte  gegen  die  Hab-  und  Herrsch- 
sucht ,  sowie  gegen  die  niedrigsten  Leidenschaften  ^  namentlich  der 
weltlichen  Qrosssen  ihr  Eigenthum  auch  durch  strenge  Kircheastrafeo 
zu  schützen,  weil  sie  die  heilige  Pflicht  hat,  das  den  höchsten  und 
edelsten  Zwecken  des  Menschen,  der  Verehrung  Gottes  und  dem 
Heile  der  Seelen  gewidmete  Vermögen  zu  sichern  und  Gott  selbst 
ihr  in  dieser  Beziehung  in  Ananias  und  Saphira  (Acte.  5,  1  (T.)  das 

1)  Duo  insimnl  oandem  rem  et  eodem  modo  in  solidum  possidere  doo 
poBSunt  c.  9.  X,  2,  19.  de  probat. 
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Beispiel  aufgestellt  hatte.  Auch  haben  die  Stellen,  welche  von  Ein- 
griffen in  das  Eircheneigenthum  reden ,  ganz  dasselbe  Aussehen, 
wenn  sie  von  Laien  als  wenn  sie  von  Bischöfen  und  andern  Qeist- 
lichen  sprechen,  ja  gegen  letztere  drücken  sie  sich  öfter  weit  stär- 
ker aus.  Niemals  aber  vertheidigt  die  Kirche  wie  gegen  Dritte  ihr 
Vermögen  gegen  sich  selbst  oder  gegen  ihre  Vertreter ^  wenn  diese  in 
der  That  in  ihrer  Eigenschaft  als  Vertreter  der  Kirche  handeln. 

Denn  wenn  diese  gegen  Bischöfe  und  andere  Geistlichen  wegen 
des  Kircheneigenthumes  sich  erhebt ,  so  geschieht  es  ebendesshalbi 
weil  diese  Bischöfe  und  Kleriker  in  dem  betreffenden  Falle  nicht 
als  Vertreter  der  Kirche  verfuhren ,  nämlich  nicht  das  Vermögen 
oach  den  Vorschriften  und  Zwecken  der  Kirche  verwalteten  und  ver- 
wendeten, sondern  weil  sie  über  dasselbe  nach  ihren  persönlichen  An* 
sichten  und  zu  ihren  Privatswecken  verfügten,  also  in  dieser  Bezieh- 
ung ausser  Verbindung  mit  der  Kirche,  wie  Privatpersonen^  wie 
Dritte  auftraten  und  darum  auch  gerade  wie  DriUe  in  den  Quellen 
bezeichnet  und  bestraft  werden  ^). 

Diejenigen ,  welche  behaupten ,  nicht  die  allgemeine  Kirche, 
sondern  die  einzelnen  Kirchen  und  Anstalten  seien  Eigenthümer  des 
Kirchenvermögens,  finden  sich  in  Verlegenheit,  wie  sie  das  den  letz- 
tern zugesprochene  Eigenthum  gegenüber  den  weitbedeutenderen 
Kechten,  welche  die  Gesetze  am  Kirchengute  den  Bischöfen  und 
Päpsten  einräumen,  erklären  sollen.  Denn  während  die  Einzelkirche 
eine  Veräusserung,  Erwerbung  oder  einen  Rechtsstreit  nicht  ohne  Ge- 
nebmhaltung  des  Bischofes  vornehmen  kann,  darf  dieser  dagegen  alle 
diese  Kechtsbandlungen  verrichten  ohne  Zustimmung  der  einzelnen 
Kirche  oder  Anstalt ,  ja  gegen  deren  Willen  und  der  Papst  kann, 
während  der  Bischof  in  bestimmten  Fällen  an  die  Einwilligung  des 
Cathedralcapitels  oder  des  apostolischen  Stuhles  gebunden  ist ,  frei 
nach  seinem  durch  die  Zwecke  der  Kirche  bestimmten  Ermessen 
über  das  Vermögen  jeder  einzelnen  Anstalt  der  ganzen  Christenheit 
verfügen. 

Alle  diese  den  Jrirchlichen  Obern  zustehenden  Rechte  am  Kirchen- 
frnte  finden  nach  Schulte:  Sjstem  S.  486.  ihre  Erklärung  in  den 
»Hoheitsrechten  der  Kirche  über  die  einzelnen  Institute,  entsprechend 
dem    staatlichen   Expropriationsrechte.c      So   auch    v.    Poschinger 

1)  Quod  si  (episcopus)  convertat  res  ecclesiae  in  suos  usus  domesticos 
et  ejus  commoda  vel  agrorum  fmctus  non  cxun  presbyteromm  conscientia  diaco- 
norttmque  pertractet,  sed  horum  potestatem  domestids  suis  aut  proprinquis 
izut  fratribus  filiisque  committat,  ut  per  hajosmodl  persona«  occtüte  reslae- 
dantur  ecclesiae,  synodo  provinciae  poenas  ipse  persolYat  etc.  c.  23.  C.  12.  q.  1. 
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S.  209  fif.  SchuUe  entwickelt  a.  a.  0.  S.  492  seine  Ansiebt  naher 
dahin:  »Wie  jedes  einzelne  Glied  in  der  vom  Rechte  festgesetzten 
Weise  mit  der  Kirche  zusammenhängt ,  so  auch  das  Vermögen  der 
Institute.  Hieraus  ergibt  sich,  dass  mit  dem  Bechte  der  selbststän- 
digen Stellung  der  Institute  gegenüber  den  gleichen  Instituten  in  der 
Kirche  und  den  Rechtssubjecten  ausserhalb  der  Kirche  zugleich  ge- 
geben ist  die  rechtliche  Unterordnung  unter  die  Kirche  und  ihn 
Leiter.  .  .  .  Dies  ist  aber  nach  dem  Kircbenrechte  der  Ordinarios 
beziehentlich  der  Papst.  Aus  dieser  Stellung  folgt  von  selbst,  das 
die  Kirche  dem  einzelneu  Gute  eine  andere  Bestimmung  geben  kann, 
durch  Aufhebung  des  Institutes  selbst,  wodurch  das  Subject  unter- 
geht, aber  nicht  etwa  ein  bonum  vacans,  sondern  ein  freies  der 
Kirche  zur  Verfügung  stehendes  Gut  gebildet  wird.c 

Hobler  hält  a.  a.  0.  S.  128  f.  »diese  Erklärungsversuche  zh 
Verkrüppelungen  des  Anstaltseigenthums  nach  allen  Seiten  für  yer- 
werflich.c  Denn  SchuUe  nehme  ein  successives  Eigenthum  an,  indem 
die  römische  Kirche^  so  lange  ein  Institut  noch  existire,  mchi  Ei- 
genthümerin  sei;  höre  das  einzelne  Institut  aber  auf,  so  trete  die 
Diöcese,  die  römische  Kirche  kraft  der  Stellung  zu  allen  kirchlichen 
Instituten  ^gewissermassen  als  Erbet  auf;  werde  dagegen  von  Schtdk 
in  anderen  Darstellungen,  dieses  eventuelle  Recht  der  bischöfliche 
und  der  römischen  Kirche  auch  nicht  ausdrücklich  als  Eigenäum 
bezeichnet,  sondern  beim  Wegfalle  des  wahren  Eigenthümers ,  des 
Einzelinstitutes  dessen  Gut  in  die  Disposition  der  Kirche  gesidU.  ^ 
müsse  sich ,  wenn  dasselbe  nie  herrenlos  werden  könne,  so  lange  die 
Kirche  existire,  das  Rechtsverhältniss ,  in  welches  die  Temporalien 
nach  dem  Wegfalle  des  Einzelinstitutes  träten,  nothwendig  wieder 
als  ein  dXnnanioHes  darstellen.  Dies  Alles  ist  vollkommen  richtig. 
Das  successive  Eigenthum,  wie  es  den  Auffassungen  Schuttes  zu  Grande 
liegt,  ist  rechtlich  unbegreiflich.  Denn  wenn  das  Einzelinstitot  der 
ausschliessliche  Eigenthümer  ist,  so  lässt  sich  nicht  einsehen,  aus  wel- 
chem Rechtsgrunde  beim  Aufhören  desselben  die  bischöfliche  und 
die  römische  Kirche  > gewissennassen  als  Erbe<  Eigenthümer  werden 
oder  die  Verfugung  über  dieses  Gut,  also  mit  anderen  Worten  B- 
genthum  an  demselben  erhalten  sollen.  Zwar  beruft  sich  Schuik 
und  ebenso  v,  Poschinger  hiefür  auf  »die  Hoheitsrechte  der  Kirche 
über  die  einzelnen  Institute  und  auf  das  staaüiehe  Ecpropriaiums- 
recht.€  Allein  wenn  man  auch  den  Hoheitsrechten  eine  noch  so 
grosse  Ausdehnung  gibt  und  sie  mit  v.  Poschinger  S.  209  >m  vides 
Fällen  über  ein  Auf-  und  Einsichtsrecht  weit  hinansgehenc  ULsst 
so  kann  man  doch  nicht  die  der  bischöflichen  und  römischen  Kirche  al$ 
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Vertretern  der  allgemeinen  Kirche  zustehenden  Befugnisse  bezflglich 
des  Kirchenvermögens  auf  ein  Hoheitsrecht  zurückführen ,  ohne  die- 
ses letztere  dem  Mgenihumsrechte  völlig  gleichaustellen.  Denn  der 
Bischof  und  Papst  verfügen  während  des  Bestehens  des  EimfeUn' 
stitutes  über  dessen  Gut  durch  Vornahme  von  Veräusserungen  im 
weitesten  Sinne  des  Wortes,  durch  t^roeessffihrung  u.  s.  w.  ohne,  ja 
gegen  den  Willen  der  einzelnen  Anstalt  und  überhaupt  in  ungleich 
umffassenderer  Weise  als  das  Einzelinstitut  selbst.  So  weit  gehende 
Befugnisse  über  nicht  an  sich  zum  Staate  gehöriges  Vermögen  legt 
man  nicht  dem  ausgedehntesten  staatlichen  Hoheitsrechte  bei,  weil 
sonst  in  der  That  das  Eigenthum  der  Einzelnen  sowohl  als  auch 
aller  Körperschaften,  welche  nicht  Staatsanstalten  sind,  aufhören  und 
der  ^at  der  einzige  wahre  Eigenthümer  aües  in  seinem  Bereiche 
befindlichen  Vermögens  sein  würde. 

Das  staatliche  Expropriaiionsreeht  ist  aber  von  dem  Verfügungs^ 
rechte  der  Kirchenobem  über  das  kirchliche  Gut  wesentlich  verschie- 
den. Denn  die  Ausübung  des  ersteren  bedingt  die  volle  Entschch 
digung  des  Expf opriirten ,  eine  solche  wird  dagegen  bei  einer  vom 
Bischöfe  oder  Papste  vorgenommenen  Disposition  über  das  Vermögen 
einer  Einzelanstalt  dieser  nie  geleistet  —  ein  klarer  Beweis ,  dass 
bei  dem  Expropriationsrechte  das  Eigenthum  des  zu  Eipropriirenden 
vorausgesetzt  und  anerkannt  und  gerade  desshalb  Entschädigung  ge- 
geben wird,  während  umgekehrt  der  kirchliche  Obere  über  diu  Ei- 
genthum verfügt,  welches  als  ein  und  dasselbe  in  Unterordnung  un- 
ter ihn  von  der  Einzelkirche  vertreten  wird,  die  daher  auch  keiner-  . 
lei  Entschädigung  beansprucht  und  beanspruchen  kann. 

Ueberhaupt  beruht  das  Expropriationsrecht  auf  durchaus  vom 
Verfügungsrechte  der  Obern  über  das  Kirchengut  verschiedenen 
Gesichtspunkten.  Das  erstere  kann  nie  eintreten,  wenn  es  sich  blos 
um  den  Nutzen  des  zu  Expropriirenden ,  sondern  nur  wenn  es  sich 
um  ein  mehr  oder  weniger  wichtiges  allgemeines  Interesse  handelt; 
das  kirchliche  Dispositionsrecht  wird  aber  sehr  wohl  zum  Vortheile 
desjenigen  Institutes,  über  dessen  Vermögen  der  Kirchenobere  ver- 
fügt, angewendet.  Das  Expropriationsrecht  gründet  sicu  darauf,  dass 
das  Kecht  des  Staates  und  das  Becht  des  Einzelnen  in  dem  betref- 
fenden Falle  zusammenstossen^  collidiren;  ist  aber  eine  solche  Gol- 
lission  vorhanden  und  kann  nicht  in  anderer  Weise  beseitigt  wer- 
den, so  muss  das  Kecht  des  Einzelnen  dem  Rechte  des  Ganzen  wei- 
chen, weil  das  letztere  zur  Erhaltung  und  Beförderung  des  Wohles 
aller  Einzelnen  eingesetzt  ist. 

Wie  dieser  daher  verpflichtet  ist,  mit  seiner  Person  und  sei- 


352      HirBcheh    Daa  Eigenthum  am  katholischen  KirchenguU. 

nem  Vermögen  znm  Bestände  des  Ganzen ,  des  Staates  z.  B.,  soweit 
nöthig,  beizutragen  und  hierzu  angehalten  werden  kann ,  so  kann 
derselbe  auch  des  gemeinen  Nutzens  wegen  zur  Abtretang  seines 
£igenthumes  genöthigt  werden.  Dieses  ist  aber  nieht,  wie  r.  Po- 
schinger  S.  210  meint,  »ein  förmliches  Eingreifen  in  das  Eigenthum 
des  Einzelnen,<  sondern  die  Folge  einer  persönlichen  Verpflichtung 
des  Einzelnen ,  welche  auch  durch  Zwang  geltend  gemacht  werden 
kann,  wie  die  Verpflichtung  zum  Steuerzahlen  oder  zur  Erföllung 
einer  Frivatverbindlichkeit.  Das  Becht  die  zu  diesen  persönlichen 
Leislungen  Verpflichteten  anzuhalten,  Vermögenstheile  herzugeben. 
gründet  sich  also  in  keiner  Weise  auf  eine  Dispositiandfefugniss 
?on  Seiten  des  Berechtigten  über  das  Vermögen  des  Verpflichteten, 
sondern  darauf,  dass  der  Berechtigte  verlangen  kann,  dass  die  Ver- 
fügung, welche  der  Verpflichtete  sdbst  über  sein  Vermögen  jm  Gun- 
sten des  Berechtigten  vornehmen  soll,  aber  widerrechtlich  nicht  vor- 
nimmt, nun'  an  der  Stelle  des  Verpflichteten  von  der  Obrigkeit  vor- 
genommen werde.  Die  Dispositionen  der  Eirchenobern  über  das  Eir- 
chengttt  stellen  sich  aber  stets  als  von  ihnen  ausgiehende  Verfüg- 
ungen im  eigentlichen  Sinne  des  Wortes  dar.  Denn  sie  treten  le- 
diglich nach  dem  Ermessen  des  Bischofes  und  Papstes  ein,  keines- 
wegs  aber  disponiren  diese  an  der  Stelle  des  Einzelinstitutes  bl<^ 
desshalb^  weil  das  letztere  die  Verfügung,  zu  welcher  es  rechtlich 
verbuitden  ist,  widerrechtlich  unterlässt. 

Nach  den  bisherigen  Ausführungen  kann  wohl  mit  allem  Bechk 
angenommen  werden ,  dass  nach  den  Aussprüchen  der  kirchlichen 
und  weltlichen  Quellen,  nach  den  Ansichten  der  meisten  und  hw- 
vorragendsten  Canonisten  und  nach  der  Verfassung  und  Aufgabe  der 
katholischen  Kirche  diese  Eigenihümerin  des  Kirchefwermögens  in 
der  gangen  Wdt  ist  und  dass  dieses  ihr  Eigenthum  sich  in  den  ein- 
zelnen Kirchen  und  Anstalten  darstellt  und  durch  sie  vertreten 
wird.  Ebenso  kann  wohl  angonommen  werden,  dass  die  gegen  diese 
Auffassung  erhobenen  Einwände  nur  geeignet  siifd,  dieselbe  noch 
mehr  zu  bekräftigen  und  nach  allen  Seiten  hin  zu  beleuchten  nnd 
sicher  zu  stellen.  Endlich  wird  sich  ergeben  haben,  dass  insbesc«- 
dere  die  fiir  die  Einedkirche-  oder  AnstaÜsfheorie  vorgebrachten 
Qrfinde  theils  auf  Missverständnissen  beruhen ,  theils  sich  aus  der 
GesamnUkircheniheorie  vollkommener  und  naturgemässer  erküren 
lassen,  da  bei  der  Institutentheorie  die  wichtigsten  gesetzlichen  Be- 
stimmungen auf  rechtliche  Unmöglichkeiten  oder  üebertreibnogeB, 
wie  auf  ein  successives  Eigenthum  oder  auf  über  allen  Begriff  aus- 
gedehnte Hoheitsrechte  —  welche  Annahmen   übrigens  im  Grunde 
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doch  nur .  wieder  auf  ein  Eigenthum  der  allgemeinen  Kirche  fainaus- 
laafen  können  —  zaräckgeföhrt  werden  mässen. 

§.  29.  Das  Eigenthum  an  den  geheiligten  Sachen. 

Obschon  die  Frage,  wem  das  Eigenthum  an  den  s.  g.  heiligen 
Sachen  (res  sacrae)  zustehe,  streng  genommen  nicht  zu  vorliegender 
Untersuchung  gehört,  da  es  sich  bei  dieser  Frage  nicht  darum  han- 
delt, wer  als  Bechtssubject  dea  Kirchenvermögens  überhaupt  zu  be- 
trachten sei,  ob  z.  B.  die  allgemeine  oder  die  einzelne  Kirche,  son- 
dern darum,  ob  das  Eigenthum  an  den  heiligen  Sachen  ausschliess- 
lich dem  Bechtssubjecte  des  Kirchenvermögens  oder  auch  Privat- 
personen ^  Geistlichen  oder  Laien  oder  weltlichen  Körperschaften 
angehören  könue;  so  unterzog  v.  Poschinger  diesen  Gegenstand  den- 
noch in  seiner  angeführten  Schrift  einer  Erörterung,  welche  in  eini- 
gen Stücken  einer  näheren  Darlegung  bedarf. 

Die  heiligen  Sachen  sind  bekanntlich  entweder  geweihte  (res 
consecratae),  insofern  sie  zum  unmittelbaren  Dienste  beim  hl.  Mess- 
opfer durch  vorgeschriebenes  Gebet  und  Salbung  mit  dem  hl.  Oele 
regelmässig  nur  vom  Bischöfe  oder  kraft  Ermächtigung  von  Seiten 
des  apostolischen  Stuhles  auch  von  einem  Priester  bestimmt  werden, 
wie  Kirchengebäude,  Altäre;  Kelche,  Patenen  oder  die  heiligen  Sa- 
chen sind  gesegnete  (res  beuedictae),  wenn  sie  durch  vorgeschriebene 
Gebete  und  Handlungen  dem  Dienste  beim  hl.  Opfer  vom  Bischöfe, 
z.  B.  die  Gewänder ,  oder  anderem  frommen  Gebrauche  von  einem 
Priester  gewidmet  werden. 

Dass  diese  beiden  Arten  der  heiligen  Sachen  im  Allgemeinen 
sich  im  Eigenthume  der  Kirche  befinden,  unterliegt  keinem  Zweifel. 
Denn  es  werden  Kirchengebäude,  Kelche  u.  s.  w.  in  den  Quellen 
nicht  blos  als  Kirchen  vermögen  bezeichnet  c.  24.  X.  1,  6.  de  elect., 
c.  6.  X.  2,  25.  de  except.  c.  1.  X.  3,  21.  de  pignor.,  sondern  sie 
können  auch  von  andern  Kirchen  ersessen  c.  1.  X.  2, 26.  de  praescr., 
eingetauscht  c.  6.  X.  3,  19.  de  rer.  permut.  u.  s.  w.  werden,  wenn 
nur  die  gesetzlichen  Bedingungen  erfüllt  sind  und  nicht  Simonie 
vorliegt  ex  arg.  c.  10.  X.  1,  36.  de  transact.  Heilige  Sachen  sollen 
ihrer  Natur  nach  regelmässig  sich  nicht  im  rechtlichen  Besitze  von 
Privatpersonen  oder  nichtkirchlichen  Körperschaften  befinden;  denn 
diese  Gegenstände  sind  zunächst  für  den  kirchlichen  Dienst  bestimmt 
ex  arg.  c.  7.  X.  2,  26.  de  praescr.  *). 


1)  Qaiuii  laici  decimas  detinere  non  possint,  eas  nuUa  valent  praescribere 
ratione. 
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Daher  stehen  im  Allgemeinen  und  der  Yermuthung  nach  hei- 
lige Sachen  im  Eigenthume  der  Kirche  and  nicht  in  dem  der  IVtta- 
ten  oder  laicalen  Anstalten.  Dagegen  gibt  es  Ausnahmen  von  die- 
ser Regel,  wie  sie  durch  die  Eirclie  selbst  festgesetzt  wurden . 

Da  Kranken-,  Waisenhäuser^  öffentliche  Schulen  und  sonstige 
Wohlthätigheitsanstdlten  vielfach  nicht  im  Eigenthume  der  Kirche 
stehen  (Concil.  Trident.  Sess.  XXII.  c.  8.  de  Beform.),  aber  als  re- 
ligioni  annexa  der  Aufsicht  der  Bischöfe  unterstellt  sind  und  diese 
nach  Trid.  Sess.  XXII.  de  observand.  et  evitandis  in  celebr.  missae 
die  Feier  des  Qottesdienstes  und  namentlich  des  hl.  Messopfers  an 
solchen  Orten  gestatten  können ;  so  sind  die  daselbst  consecrirten  oder 
benedicirten  Kirchen  oder  Kapellen  nebst  den  dazu  gehörigen  Kirch- 
höfen und  geweihten  oder  gesegneten  Geräthschaften  und  Gewändern 
zwar  heilige  Sachen,  res  sacrae;  allein  nicht  Eigenthum  der  Kirche, 
sondern  der  Anstalt,  wenn  diese  als  laicale  für  sich  Bechtsfähigkeit 
hat,  oder  der  Stadt  oder  des  Staates  u.  s.  w. ,  welchen  die  betref- 
fende Anstalt  angehört. 

Wenn  in  Privathäusem  mit  Erlaubniss  des  apostolischen  küh- 
les (Trident.  1.  c,  Breve  Clemens  XL  vom  14.  December  1703  und 
Constitution  Benedicts  XIV.  Magno  cum  vom  2.  Juni  1751,  §.  12.) 
Oratorien  nebst  den  nöthigen  heiligen  Gefässen  und  Pararaenten  sich 
befinden ,  so  sind  alle  diese  Gegenstände ,  auch  wenn  die  Capellen 
benedicirt  sind,  dennoch  im  Privateigenthume  (Fagnani^  Commen- 
taria  in  libr.  V.  Decret.  tit.  33.  de  privil.  c.  30.  nr.  16  sqq.)  Eben- 
so stehen  diejenigen  Sachen,  welche  nach  Vorschrift  der  Kirche  für 
den  Besitz  und  Gebrauch  von  Privatpersonen,  auch  Laien  gesegnet 
werden ,  fortwährend  im  Eigenthume  derselben ,  wie  Bosenkränze, 
Crucifixe ,  Bilder  u.  s.  w.  was  aus  der  Segnung  z.  B.  von  neuen 
Häusern,  Schiffen,  Thieren,  Speisen  u.  s.  w.  (Bituale  Roman,  de  be- 
nedict.)  unzweifelhaft  hervorgeht. 

Wenn  nun  auch  geweihte  und  gesegnete  Sachen  (res  consecra- 
tae  et  benedictae)  Eigenthum  von  Privaten,  geistlichen  wie  welt- 
lichen Personen  und  laicalen  Körperschaften  und  demnach  im  bür- 
gerlichen Verkehre  sich  befinden  können,  so  darf,  weil  trotzdem  diese 
Gegenstände  den  Charakter  der  Weihe  und  Segnung  haben,  so  lange 
sie  denselben  behalten,  gerade  diese  ihre  Beschaffenheit  bei  auf  diese 
Dinge  sich  beziehenden  Bechtsgeschäften  nicht  zu  einem  zeitlichen 
Werthe  angerechnet  und  die  geweihte  oder  gesegnete  Sache  desshalb 
zu  einem  höheren  Preise  einem  Anderen  überbissen  oder  von  ihm 
erworben  werden,  da  in  solchem  Falle  Simonie  vorläge  c.  8,  9,  15, 
X.  5,  3.  de  Simon. 
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Ebenso  dürfen  im  Eigenthume  von  Privaten  oder  laicalen  Kör- 
perschaften oder  Anstalten  stehende  heilige  Sachen  nicht  zu  einem 
dieser  ihrer  Beschafifenheit  fremden  oder  gar  entgegengesetsten  Ge- 
brauche verwendet  werden ,  ehe  sie  auf  rechtmässige  Weise  ihres 
geheiligten  Charakters  beraubt  (execrirt)  sind  c.  4.  X.  3,  36.  de  re- 
lig.  dömib.,  c.  3.  X.  3,  19.  de  rer.  permut.,  Böckhn:  Gommentar: 
in  jus  canon.  univ.  lib.  U.  tit.  XII.  §.  II.,  55^).- 

Denn  die  einer  Sache  durch  die  Weihe  oder  Segnung  aufge* 
drückte  Beschaffenheit  und  Bestimmung  zum  Gottesdienste  und  zur 
Gottesverehrung  verwendet  zu  werden,  ist  der  Natur  der  Sache  nach 
eine  bleibende,  nach  dem  Bechtssatze :  Semel  Deo  dicatum,  non  est 
ad  usus  humanes  ulterius  transferendum  reg.  jur.  51.  in  ^HL^*  Dieser 
bezieht  sich  aber  auch  auf  heilige  Sachen,  welche  sich  im  Eigen- 
thume von  Privaten  oder  weltlichen  Anstalten  befinden,  da  die  Weihe 
and  Segnung  bei  physischen  oder  moralischen  Personen  angehörigen 
Gegenständen  dieselbe  Natur  und  Wirkung  haben,  wie  bei  den  Sa- 
chen, welche  im  Eigenthume  der  Kirche  stehen. 

Desshalb  dürfen  Private  oder  laicale  Körperschaften  rechtlich 
auch  die  ihnen  eigenthümlich  zugehörenden  heiligen*  Sachen,  wenn 
dieselben  durch  die  Weihe  oder  Segnung  dem  Gottesdienste  oder  der 
Gottesverehrung  gewidmet  worden  sind,  nicht  eigenmächtig  zu  an- 
dern ,  z.  B.  akatholischen  religiösen  Handlungen  verwenden ,  also 
nicht  in  einer  nach  katholischem  Situs  consecrirten  oder  benedicir- 
ten  Kirche  oder  Kapelle  sog.  altkatholischen  Gottesdienst  abhalten 
oder  auf  einem  nach  Vorschrift  der  katholischen  Kirche  geweihten 
Begräbnissplatze  einen  Akatholiken  beerdigen  lassen,  wie  v.  Po- 
schinger  meint.  Denn  nur  die  Eorche ,  welche  den  Charakter  der 
heiligen  Sachen  begründete,  kann  ihn  auch  wieder  autheben. 

1)  Si  laicus  calicem  suis  snmptibnfl  comparatnm  conseerari  faciat,  utiqne 
non  ideo  dominium  amittit  et  potest  non  quidem  ad  usus  profanos ,  sed 
sacros  v.  g.  privati  soi  oratorii,  si  aliqnod  ipsi  concessom  sit,  adhibere. 
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XV. 

Eriass  des  üsterreichischen  Ackerbauministers  vom  19.  Mai 

1875'), 

betreffend  das  neue  Statut  für   die    Verwaltung  der    Buhawmaer 
griechisch-orientalisehen  BeligumsftmdsgiUer. 

Se.  k.  k.  Apostolische  Majestät  haben  mit  Allerhöchster  Ent- 
Schliessung  vom  19.  Mai  d.  J.  dem  nachfolgenden  Statute  für  di" 
Verwaltung  der  Bukowinaer  gr.-or.  Eeligionsfondsgüter  (Forste,  Ik- 
mainen  und  Montanwerke)  die  Allerhöchste  Genehmigung  aUergni- 
digst  zu  ertheilen  geruht. 

Dieses  Statut  tritt  mit  1.  Juli  1875  in  Wirksamkeit. 

Chlumecky  m.  p. 

Statut' 
für  die   Verwaltung  der   Bukowinaer  gr.-ar.   Religionsfandsgiiff^ 

(Forste,  Domainen  und  Montanwerke.) 

§.  1.  Die  oberste  Leitung  und  üeberwachung  der  Verwaltoog 
der  Bukowinaer  gr.-or.  Religionsfondsgüter  wird  nach  den  ?on  Sr. 
Majestät  dem  Kaiser  festgestellten  Grundsätzen  vom  k.  k.  Acker- 
bauministerium innerhalb  des  allgemeinen  Wirkungskreises  der  k.  L 
Ministerien  ausgeübt. 

§.  2.  Der  Allerhöchsten  Schlussfassung  sind  ausser  jenen  Ge- 
genständen, welche  den  allgemeinen  und  speciellen  Wirkungskreis 
des  k.  k.  Ackerbauministeriums  überschreiten,  noch  insbesondeie 
vorbehalten : 

a.  die  Genehmigung  der  Jahresvoranschläge  und 

b.  die  Genehmhaltung  der  jährlichen  Bechnungsabschlüsse, 
für  sämmtliche  Zweige  der  Güterverwaltung. 

§.  3.  Unter  der  Oberleitung  und  Aufsicht  des  Ackerbaunn- 
nisteriums  wird  die  Verwaltung  der  Güter  von  einer  eigenen  Directioo 
besorgt,  welche  in  der  Landeshauptstadt  Gzernowitz  ihren  Sitz  bat 
und  den  Titel  »k.  k.  Direction  der  Güter  des  Bukowinaer  gr.-or.  Bali- 
gionsfondsc  fuhrt. 

§.  4.  Der  politische  Landeschef  (k.  k.  Landespräsident)  in  der 
Bukowina  iät  zugleich  Präsident  der  Direction. 

1)  Enthalten  in  dem,  den  1.  Juni  1875  ausgegebenen  XXVIIl.  Stück« 
des  R.-G.Bl.  unter  Nr.  81. 
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§.  5.  Die  Direction  besteht  aus  einem  Güterdirector,  den  Fach- 
referenten und  der  erforderlichen  Anzahl  Hilfsarbeiter. 

Der  Personalstand  und  das  Kangschema  derselben  sind  aus  der 
Beilage  A.  *)  ersichtlich. 

§.  6.  Die  Direction  verwaltet  säramtliche  Fondsgüter  (Forste, 
Domainen,  industrielle  Unternehmungen,  trockene  Gefälle,  Zinshäuser, 
Montanwerke  u.  s.  w.),  sie  leitet  und  überwacht  den  gesammten 
technischen  Betrieb  und  den  ganzen  administrativen  Dienst  der  ihr 
untergeordneten  Organe  in  allen  Zweigen  der  Güterver waltung  nach 
den  besonderen  Instructionen  (§.  22)  und  hat  das  Bestreben  im  All- 
gemeinen dahin  zu  richten,  dass  einerseits  der  Ertrag  der  Güter 
durch  eine  möglichst  rationelle,  den  von  der  vorgeschrittenen  Wis- 
senschaft aufgestellten  und  bewährten  Regeln  entsprechende  Bewirth- 
schaftungsweise  stetig  und  dauernd  gehoben,  andererseits  aber  der 
Verwaltungsaufwand  nach  Zulässigkeit  vermindert  werde. 

Ihr  obliegt  auch  die  Erhaltung  der  Substanz  der  gr.-or.  Beli- 
gionsfondsgüter  sowie  für  die  Sicherheit  und  Ordnung  der  Geldge- 
balimng. 

§.  7.  Die  Direction  ist  dem  Ackerbauministerium  unmittelbar 
untergeordnet;  ihr  unterstehen  alle  Aemter  und  Organe,  welche  für 
die  Verwaltung  der  Güter  dieses  Fonds  und  der  dazu  gehörigen  An- 
stalten aufgestellt  sind. 

§.  8.  Zur  unmittelbaren  Verwaltung  der  einzelnen  Güter,  dann 
zur  selbstständigen  Wirthschaftsführung  und  Betriebsbesorgung  wer- 
den nachstehende  Organe  bestellt: 

a.  Für  die  Forste:  Forstverwalter; 

b.  für  den  Meierhof  Eotzman  mit  Laszköwka  und  die  etwa  noch 
in  eigener  Begie  zu  betreibende  landwirthschaftlichen  Güter : 
die  Wirtschaftsverwaltungen; 

c.  für  die  Montanwerke :  die  Ober-Berg-  und  Hüttenverwaltung 
in  PoÄoritta. 

§.  9.  Die  Fondsforste  werden  in  20  bestimmt  abgegrenzte,  in  der 
Beilage  B.  bezeichnete  Bezirke  —  Wirthschaftsbezirke  —  eingetheilt. 

Ein  jeder  solcher  Bezirk  wird  einem  Forstverwalter  (Förster 
oder  Oberförster)  zur  unmittelbaren  Verwaltung  und  selbstständigen 
Betriebsbesorgung  unter  eigener  persönlicher  Verantwortung  und  Haf- 
tung zugewiesen.  Der  Umfang  und  die  Grenzen  der  einzelnen  Wirth- 
schaftsbezirke, dann  die  Amtssitze  der  Forstverwalter  werden  vom 
Ackerbauministerium  bestimmt  und  können  von  demselben  im  Falle 
der  eintretenden  Nothwepdigkeit  entsprechend  abgeändert  werden. 

1)  Wegen  Mangel  an  Baum  werden  die  Beilagen  hier  nicht  abgedruckt. 
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Der  Personalstand  und  das  Rangschema  der  ForstTerwalter 
sind  in  der  Beilage  C.  enthalten. 

§.  10.  Die  Thätigkeit  des  Forst?erwalters  hat  in  der  Begel 
das  gesandmte  innerhalb  des  ihm  zugewiesenen  Bezirkes  gelegene, 
unbewegliche  Fondsvermögen  zu  umfassen  und  erstreckt  sieh  im  All- 
gemeinen auf  den  Vollzug  der  wirthschaftlichen  Massnahmen  aller 
Art  auf  Grund  der  genehmigten  Voranschläge  und  Betriebspline, 
auf  die  entsprechende  Materialyerwerthung  mit  Ausschluss  der  Geld- 
manipülation,  auf  das  Aufforstungs-  und  Culturwesen ,  auf  die  Mit- 
wirkung bei  den  Betriebseinrichtungsarbeiten ,  dann  auf  die  Leitung 
und  üeberwachung  des  Forst-  und  Jagdschutzes. 

Eine  Ausnahme  von  dieser  Regel  findet  nur  bei  grösseren  hnd- 
wirthschaftlichen  Gütern  (Meierhöfen),  l^ei  dem  PropinaÜQnsgefiUlc. 
den  Mahlmühlen  und  den  den  Montanwerken  zugewiesenen  Liegen- 
schaften statt ,  ftir  welche  eine  besondere  Vorsorge  getroffen  inr! 
(§§.  15,  W.  und  17.) 

Ausnahmsweise  können  die  Forstverwalter  in  den  Tom  Stzr 
des  Rentamtes  entfernt  gelegenen  Wirthschaftsbezirken  zur  gröss^e: 
Bequemlichkeit  des  Publicums  mit  der  Einhebung  der  Gelder  für 
veräusserte  Forstproducte  unter  gewissen,  vom  AckerbauministerinB! 
fallweise  zu  bestimmenden  Vorsichten  betraut  werden. 

§.  11.  Zur  Handhabung  des  Forstschutzes  und  zur  Unter- 
stützung im  technischen  Betriebe  wird  jedem  Forstverwalt^  eisr 
entsprechende  Anzahl  von  Hilfsorganen  (Forstwarte)  aus  dem  spt^ 
misirten,  in  der  Beilage  B.  bezifferten  Stande  beigegeben,  welche  t 
der  Kategorie  der  stabil  angestellten ,  pensionsf&higen  Diener  g^ 
hören  und  in  unmittelbarer  Unterordnung  unter  dem  Forstverwalte: 
im  Allgemeinen  zur  thätigen  Mitwirkung  bei  den  diesem  obliegeir 
den  Wirthschafts-  und  Verwaltungsgeschäften  verpflichtet  sind. 

Insbesondere  sind  die  Forstwarte  für  die  Beschützung  des  ihrer 
Aufsicht  anvertrauten  Fondseigenthums  vor  widerrechtlichen  iSngnf* 
fen  und  schädlichen  Einflüssen  jeder  Art  in  erster  Linie  Terant- 
wortlich. 

Die  Vertheilung  der  systemisirten  Anzahl  der  Forstwaite  acf 
die  einzelnen  Wirthschaftsbezirke  erfolgt  mit  Rücksicht  auf  das  jr- 
weilige  Erforderniss  des  Dienstes  vom  Ackerbauministerium.  Solltr 
die  Besetzung  sämmtlicher  systemisirten  Forstwartstellen  w^es 
Mangels  an  geeigneten  Bewerbern  oder  aus  sonst  aus  einem  Grmi* 
nicht  erfolgen,  so  können  mittlerweile  Waldaufseher  in  einer  sokhff 
Anzahl  aufgenommen  werden,  als  es  die  für  den  Forstschntzdieiiit 
bewilligten  Auslagen  gestatten. 
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§.  12.'  Wegen  der  besonderen  localen  Yerhftitnisse ,  grosser 
Parcellirong  des  Grundbesitzes,  starken  Frevelanfalls,  dann  wegen  iso- 
lirter  Lagä  geringer  Waldflächen,  far  welche  die  Bestellnng  eines 
Forstwartes  zu  kostspielig  erscheint,  können  für  die  Dauer  der  Notb- 
wendigkeit  nicht-stabile  »Waldaufseber«  mit  Obliegenheiten  eines 
Forstwartes  bis  zu  der  in  der  Beilage  B  angegebenen  Anzahl  aufge- 
nommen werden. 

In  diese  Anzahl  sind  die  nach  den  Bestimmungen  des  vorher- 
gehenden Paragraphen  an  Stelle  der  abhängigen  Forstwarte  aufge- 
nommenen Waldaufseher  nicht  einzurechnen. 

Die  Vertheilung  der  bewilligten  Anzahl  Waldaufseher  auf  die 
einzelnen  Wirthscfaaftsbezirke  erfolgt  vom  Ackerbauministerium. 

§.  13.  Zur  Besorgung  der  auf  das  geringste  Mass  zu  be- 
schränkende Schreibgeschäfte  und  sonstigen  amtlichen  Unterstützung 
wird  jedem  Forstverwalter  ein  Forstgehilfe  zugewiesen. 

Die  Forstgehilfen  sind  nicht  stabil  angestellt,  sie  werden  ledig- 
lich auf  den  Forstschutz  beeidet  und  müssen  sich  zu  letzterem  ver- 
wenden lassen. 

§.  14.  Zum  Behufe  der  Dienstleistungen  bei  der  Direction,  zur 
Unterstützung  der  Forstingenieure  bei  den  Betriebseinrichtungsarbei- 
ten und  zur  practischen  Verwendung  bei  der  Forstwirthschaft  in  den 
Bezirken  werden  Forstassistenten  und  Forsteleven  (Practicanten  sy- 
stemisirt,  deren  Anzahl  aus  der  Beilage  A  ersichtlich  ist. 

§.  15.  Die  Beaufsichtigung  und  unmittelbare  Verwaltung  der 
grösseren  landwirthschaffclichen  Güter  (Meierhöfe)  obliegt  der  Direc- 
tion, beziehungsweise  den  bei  derselben  bestellten  Domainenbeamten. 

Für  den  in  eigener  Begie  stehenden  Meierhof  Eotzman  mit 
Laszköwka  wird  für  die  Dauer  der  eigenen  Begie  eine  Verwaltung 
errichtet,  welche  den  Titel  >k.  k.  Wirthschaftsverwaltung  in  Eotz- 
man« führt. 

Dieselbe  besteht  aus  einem  dem  Stande  der  Direction  entnom- 
menen Domainenbeamten  als  Leiter  und  einen  Bentamtscontroleur  zur 
Besorgung  der  Geldgeschäfte.  Das  übrige  erforderliche  Wirthschafts- 
personale  ist  aus  dem  Begieconto  aufzunehmen. 

In  ähnlicher  Weise  wird  vorzugehen  sein,  wenn  andere  landwirth- 
schaftliche  Gründe  in  eigener  Begie  bewirthschattet  werden. 

§.  16.  the  Verpachtung  der  Mahlmühlen,  des  Propinations- 
rechtes,  der  trockenen  Gefälle  u.  s.  w.  erfolgt  in  der  Begel  durch 
die  Direction,  welche  sich  zur  Durchführung  der  hierauf  Bezug  neh- 
menden Amtshandlungen  der  Forstverwalter  oder  Rentbeamten  bedie- 
nen kann. 
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§.  17.  Die  Beaafsichtigung,  anmittelbare  Verwaltaiig  und  Be- 
triebsbesorgnng  der  Montanwerke  tind  der  denselben  zngewiesaieD 
Liegenschaften  obliegt  der  Ober-Berg-  und  Hüttenverwaltung  in  Fo- 
ioritta  nach  Massgabe  der  mit  Allerhöchster  Entschliessnng  Tom  15. 
Juli  1874  genehmigten  pro?isorischen  Bestimmungen  und  der  beson- 
deren Instruction. 

§.  18.  Die  Aufiuhrnng,  Instandhaltung  und  Inspicirung  der 
Baulichkeiten  aller  Art  obliegt  der  Direction^  welche  sieb  bei  Holz- 
bringungsanstalten  Wasserriesen,  Clausen,  Waldwege  u.  s.  w.)  i& 
Forstingenieure,  bei  allen  dbrigen  Bauten  der  Bauingenieure  bediait 

Die  Beaufsichtigung  der  Bauffihrung  und  der  Baulichketei 
kann  den  Forstverwaltern  und  Bentbeamten  übertragen  werden. 

§.  19.  Die  Bechnungs- ,  Controls-  und  Censurgesch&fte  wer- 
den durch  das  RechDungsdepartement  der  Direction  besorgt.  Hiebä 
haben  demselben  die  mit  der  Allerhöchsten  Entschliessnng  Tom  21. 
November  1866  genehmigten  Instructionen  und  insbesondere  die  In- 
struction ffir  die  Bechnungsdepartements  der  anweisenden  Laodesbe- 
hörden  zur  Bichtschnur  zu  dienen. 

§.  20.  Die  Central- Gassageschäfte  des  Bukowinaer  gr.-or.  Be- 
ligionsfonds,  dann  die  Cassa-  und  Depositengeschäfte  der  Directioo 
werden  auch  fernerhin  vom  Landeszahlamte  in  Czernowitz  besorgt 

Zur  Besorgung  der  Geldeinhebung  und  Auszahlung  in  den  Be- 
zirken werden  die  in  der  Beilage  B  genannten  Organe  beetellt 

Diese  führen  in  Kuczurmare,  Ünter-Wikow,  Ourahumora  uud 
St.  lUie  den  Titel  »k.  k^  Rentamt <,  in  Jakobeny  und  Po£(Hritta  hin- 
gegen den  Titel  >k.  k.  Bergwerkscassa  als  Bentamt.< 

In  Kotzman  werden  die  Rentgeschäfte  von  der  dortigen  Wirtb- 
schaftsverwaltung  besorgt  (§.  15). 

Bei  jenen  Rentämtern,  bei  welchen  nur  ein  Cassabeamter  be- 
stellt ist,  fuhrt  der  Forstverwalter,  bei  der  WirthschaftsverwaltoDg 
in  Kotzman  der  leitende  Domainenbeamte  die  Gegensperre. 

Der  Personalstand  und  das  Rangsschema  der  Rentämter  sind 
aus  der  Beilage  D  ersichtlich. 

Die  Rentbeamten  sind  zum  Erläge  einer  Dienstcaution  im  Be- 
trage des  Jahresgehaltes  der  niedersten  Gehaltsstufe  ihrer  Bangs- 
classe  verpflichtet. 

§.21.  Die  zur  Verwaltung  der  Güter  des  Bukowinaer  gr.-or. 
Beligionsfonds  aufgestellten  Behörden  und  Aemter  sind  öffentliche, 
landesfürstliche  Behörden  und  Aemter  und  die  bei  denselben  Ange- 
stellten landesfürstliche  Beamte  und  Diener,  auf  welche  desshidb  dif 
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für  Staatsbeamte  nud  Dieuer  im  Allgemeinen  erlassene  Gesetze  tintl 
Vorschriften  volle  Anwendung  finden. 

'  §.  22.  lieber  alle  Dienstesvergehen  der  Beamten  und  Diener 
entscheidet  eine  eigene  Disoiplinarcomraission,  welche  aus  dem  Lan- 
(lespräsidenten  als  Vorsitzenden,  zwei  Käthen  der  Landesregierung,  dem 
(luterdirector  und  noch  einem  Mitgliede  der  Güterdirection  zu  be- 
stehen hat,  nach  der  kais.  Verordnung  vom  10.  März  1800.  R.-G.-B. 
Nr.  64,  und  der  vom  Ackerbauminister  zu  erlassenden  Vollzugsvor- 
schrift. 

Ueber  die  gegen  Erkenntnisse  und  Entscheidungen  dieser  Com- 
mission  eingebrachten  Recurse  entscheidet  das  Ackerbauministerium, 
welchem  die  Disciplinargewalt  über  sämmtliche  Bedienstete  der  Gü- 
terverwaltung in  oberster  Instanz  zusteht. 

§.  23.  Den  näheren  Wirkungskreis  sq  wie  die  Geschäftsbe- 
handlung der  Direction  und  der  ihr  unterstehenden  Organe,  die 
Dienstesobliegenheiten  der  Beamten  und  Diener,  dann  die  Dienstge- 
nüsse der  Beamten  und  Diener  mit  Ausnahme  der  Gehalte  und  Ac- 
tiviiatszulagen ,  regeln  besondere  Instructionen,  welche  vom  Acker- 
bauminister erlassen  werden. 

§.  24.  Die  Mitwirkung  des  Bukowinaer  gr.-or.  Metropoliten 
und  des  Metropolitan-Gonsistoriums  bei  der  Administration  der  Güter 
ist  durch  die  mit  Allerhöchster  Entschliessung  vom  2.  Februar  1869 
genehmigte  Geschäftsordnung  für  das  Consistorium  des  gr.-or,  Bis- 
thunis  in  der  Bukowina  normirt. 

§.  25.  Die  Ingerenz  der  Finanzprocuratur  in  Bezug  auf  die 
Vertretung  des  Bukowinaer  gr.-or.  Religionsfonds  überhaupt  und  des- 
sen Güter  insbesondere,  die  Erstattung  von  Rechtsgutachten  und  die 
Mitwirkung  bei  der  Zustandebringung  von  Rechtsgeschäften  und 
Rechtsurkunden,  wenn  diese  von  der  Direction  ausdrücklich  verlangt 
wird,  bestimmt  die  Dienstinstniction  für  die  Finanzproicuraturen  vom 
16.  Februar  1855. 

§.  26.  Die  Activitäts-  und  Ruhegenüsse  der  zur  Verwaltung 
der  Güter  bestellten  Beamten  und  Waisen,  überhaupt  sämmtliche 
Auslagen  für  die  Güterwaltung  werden  aus  dem  Bukowinaer  gr.-or. 
Religionsfonds  unmittelbar  bestritten ,  dagegen  erhält  die  Staatsver- 
waltung für  die  ihr  anlässlich  der  Besorgung  der  Geschäfte  des  Buko- 
winaer gr.-or.  Religionsfonds  durch  das  Landeszahlamt  (§.  20)  und 
die  Finanzprocuratur  (§.  25)  in  Czernowitz  erwachsenden  Auslagen 
eine  angemessene  Vergütung  aus  dem  Bukowinaer  gr.-or.  Religions- 
fonds, deren  Hohe  zwischen  den  Ministerien  für  Ackerbau,  Cultus 
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und  Unterricht  einerseits  und  dem  Finanzministerium  andererseits  za 
vereinbaren  ist. 

§.  27.  Die  Ernennung  des  Güterdirectors  ist  Sr.  Majestät  dem 
Kaiser  vorbehalten. 

Der  Ackerbauminister  ernennt  sämmtliche  Coneept-,  technische, 
Domainen-,  Wirthschafts-,  Rechnnngs-  und  Bentbeamten ,  dann  den 
Hilfsamtdeiter. 

Die  Ernennung  des  Kanzleiofficials  und  des  Eanzlisteii ,  der 
Forstwarte  und  sonstigen  Diener«  dann  die  Aufnahme  der  ForsteleveD 
und  Forstgebilfen  steht  der  Directiou  zu. 

§.  28.  Der  Zeitpunkt  des  Inslebentretens  des  vorstehenden 
Statutes  wird  vom  Ackerbauminister  bestimmt  werden. 

Mit  diesem  Zeitpunkte  treten  die  gegenwärtigen,  mit  AUer- 
höchster  ^ntschliesung  vom  18.  März  und  9.  Juli  1870  genehmigten 
Normen  fiber  die  Verwaltung  der  Oüter  des  Bukowinaer  gr.-or.  Be- 
ligionsfonds  und  zwar: 

I.  das  Organisationsstätut  für  die  Administration  der   Guter 
dieses  Fonds; 

IL  die  innere  Einrichtung  und  der  Wirkungskreis  der  zur  Ver- 
waltung der  Guter  berufenen  Directiou; 

III.  die  Instruction  über  die  Einrichtung  und  den  Wirkungskreis 
der  ausübenden  Organe  für  den  Forstwirthschaftsdienst  auf  diesen 
Gütern ; 

IV.  die  Instruction  über  die  Einrichtung  und  den  Wirkungskreis 
der  ausübenden  Organe  für  den  Landwirthscbaftsdienst  auf  diesen 
Gütern  ausser  Kraft. 


3dd 


XYI. 
Erlasse  des  österreichischen  Cultusministeriunis. 

i.  JSrlass  des Mimsteriuma  fürCuUus  und  Unterriehi  vom  15.  JüH 

1876,  Z.  9272, 
womit  anlässlich  der  Yon  einem  Statthalter  gestellten  Anfrage  Wel* 
sangen  hinsichtlich  der  Commissionskosten  erlassen  worden,  welche  bei 
DarchfiBhmng  des  §.  21.  des  Oeeetzes  vom  7.  Mai  1874,  B.-G.*B1. 

Nr.  50  entstehen. 

In  Erledigung  des  Berichtes,  mit  welchem  Weisungen  in  Betreff 
der  Bedeckung  jener  Kosten  erbeten  wurden,  die  durch  Vornahme  von 
Ezscindirungs- Verhandlungen  ausser  dem  Amtsorte  erwachsen , .  be* 
merke  ich  demnächst,  dass  ich  die  Gommissionirung  am  Sitze  der 
betheiligten  Pfarre  wohl  nur  als  eine  ganz  ausnahmsweise  eintretende 
Nothwendigkeit  anzuerkennen  vermag,  da  sich  die  zur  Vornahme  der 
Verhandlung  nothwendigen,  in  xlen  Pfarrarchiven  befindlichen  Behelfe, 
ohne  besondere  Mfihe,  sei  es  im  Originale  oder  in  pfarrämtlich  be- 
glaubigten Abschriften  zum  Amte  schaffen  lassen  und  Einverneh'» 
mungen  von  Auskunftspersonen  und  andere  Erhebungen  gleichfalls 
beim  Amte  oder  gelegentlich  der  periodischen  Amtstage  gepflogen 
werden  können. 

Sollte  sich  aber  dennoch  bei  ganz  singnlären  Verhältnissen  die 
Noth wendigkeit  einer  Gommissionirung  ergeben,  so  sind  die  bezflg- 
liehen  Kosten  auf  den  Beligionsfond  zu  flbernehmen. 


2.   Erlass  des  Ministers  für  CuUus  und   UnterridU  wm  14. 
1875,  Z.  1708,  an  den  h.  h  LandesscMraÜi  für  Böhmen.,  betref- 
fend die  Frage  der  Sdnäj^ichügkeii  inBesug  auf  die  Bürgerschulen. 

Die  mit  Bericht  vom  19.  Jänner  d.  J.  Z.  18,871  besprochene 
Frage  der  Schulpflichtigkeit  in  Bezug  auf  die  Bürgerschulen  wird 
im  Beichs-Volksschulgesetze  und  der  zur  Ausfährung  desselben  er- 
lassenen Anordnung  grundsätzlich  dahin  beantwortet,  dass  schulpflidi-' 
tige  Kinder  dort^  wo  ihnen  Gelegenheit  zum  Besuche  einer  Bftrger- 
schule  geboten  ist,  hiezu  nOthigen&lls  zwangsweise  verhalten  werden 
können.  Nach  den  bestehenden  Normen  sind  nämlich  Bfirgersehulen, 
sie  mögen  aus  acht  oder  drei  Klassen  bestehen,  Volksschulen,  und 
Alles,  was  voni  Besuche  der  allgemeinen  Volksschule  gilt,  muss 
grundsätzlich  auch  vom  Besuche  einer  den  schulpflichtigen  Kindern 

24* 


?64  Oenterreichlsche  Culluamvnisterialerlasae,  (1875.) 

zii^än^rlicluM»  Bürgerschule  gelten,  weil  in  Bezug  auf  die  letzciu 
durch  das  Gesetz  keine  Ausnahme  gemacht  ist.  lu  Uebereinstiui- 
muug  hieinit  erhielten  auch  die  durch  die  Ministerial-Verordnun^; 
vom  18.  Mai  1874,  Z.  6549  (MtwMterial- Verordnungsblatt  Nr.  r>2) 
für  Bürgerschulen  erlassenen  Lehrpläne  eine  solche  Einrichtun«;, 
dass  die*  fölteHltidige  AbsoW irhng  einer  Bürgerschule  nicht  unbedinj^^t 
geboten  ist,  sondern  dass  jede  der  drei  obersten  Klassen  einer  acht- 
klassigfen  Bürgerschule  (beziehungsweise  jede  Klasse  der  dreiklassigen 
Bäüjfergcknle)  ein  Abgerundetes  Wissen  vermittelt. 
•  •  Hiernaeh  sind  allgemeine  Volks«  und  Bürgerschulen  (sowohl  die 
väAi-  alft  die  dreiklttsigcn)  Pflichtschalen  für  dii^enigen  schulpflich* 
.  tigen  Kinder,  welche  denselben  nach  den  bezüglicli  der  Einschulung 
bestehenden  Normen  zugewiesen  werden. 

,  Die  praktiache  Darchfuhrung  dieses  Grundsatzes  und  namentlicli 
die  Seatiiomttngen ,  wie  es  mit  dem  Aufsteigen  der  Kinder  ans  den 
siUgemeinen  Yolksschalen  in  die  selbständigen  dreiklassigen  Bürger- 
aebulen  m  halten  sei ,  kann  nur  im  Anschluss  an  die  Organisation 
des.  YQlksschQlweaens  derjenigen  Schulortet  in  denen  Bürgerschulen 
beatehen,  aooach  zunächst  nur  im  eigenen  Wirkungskreise  der  Lan- 
desBchulbehörde  erfolgen.  Dieeelbe  wird  nothwendig  verschieden  sein, 
je  nachdem  an  einem  Schulorte  eine  oder  mehrere  achtklassige  oder 
dreiklassige  Bürgerschulen  bestehen,  je  nachdem  solche  Schulen  nur 
für  ein  oder  für  beide  Geschlechter  vorhanden  sind. 

Bei  dieser  Organisation  wird  im  allgemeinen  von  der  Bestim- 
n)uug  des  §.  18  Aes  ß^ch^-Yolksschulgesetzes  auszugehen  sein,  wer- 
nach  sich  der  eigentliche  Bärgerschulunterricht  an  jenen  des  fanften 
Jahrkurses  der  aJilgemeinen  Volksschale  anzoschliessen  hat  Dem^ 
mäss  wird,  um  Beispiele  anzuführen,  in  grösseren  Schulorten,  wo 
neli^n  aUgeroeinen  Volksschulen  auch  Bürgerschulen  für  Knaben  and 
Borgerttchnlen  fftr  Mädchen  bestehen,  jene  Organisation  die  zweck- 
massigste  sein,  in  welcher  der  Lehrplan  der  achtklassigen  Bürger- 
schulen auch  fiür  <tie  allgemeinen  Volksschulen  vorgez^chnet  ist,  diese 
j^pi^h  .gleichsam  alß  Bestandtheile  einer  achtklassigen  Bürgerschule 
dea  Uat^rriabt  nur  soweit,  als  ihre  Schulklassen  reichen,  planmässig 
füJlireii  imd  daiauf  ihre  Schüler  und  Schülerinnen  an  die  vollständigen 
eii^ericbteten  Schulen  (in  der  Begel  an  die  Burgerscbolen)  zur  Fort- 
setzung ihrer  Schulbildung  abgeben. 

Qbeuso  wird  in  kleineren  Soholsprengeln ,  in  denen  neben  einer 
o4ei:  n^ebar^en  allgemeinen  Volksschulen  eiine  selbsständige  dreiklas- 
sige Bürgerschule  für  Knaben  und  eine  solche  für  Mädchen  besteht, 
d^  Lelirplana  der  allgemeiaen  Volksschulen  eine  solche  Einrichtung 
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KU  geben  sein ,  dass  dieselben  dmk  Bedürfnisse  der  Kinder  in  den 
ersten  fönf  Jahren  der  Scbulpflichtigkeit  entsprechen  nnd  dass  dafaaf 
der  Uebcrtritt  in  die  Bürgerschulen  erfolgen  kann.  Besteheii  da^ 
(,'ßgeD  in  einem  Schulsprengel  neben  allgemeinen  Volksschulen  Bftr* 
gerschulen  nur  für  Knaben  oder  nur  für  Mädchen,  so  werdte  die 
aligemeinen  Volksschulen  derart  einzurichten  sein ,  dass  diejenigen 
Kinder,  ftir  welche  die  Bürgerschnlklassen  bestehen,  in  ler  K^el 
uaoh  Vollendung  des  fünften  Schuljahres  in  die  Bdrgersiihule'  aber- 
treten ,  die  Kinder  des  anderen  Qeschlechtes  aber  in  den  hiVhesen 
Klassen  oder  Schülerabtbeilungdn  der  allgemeinen  Volksschnle  ihrer 
Schulpflichtigkeit  lür  die  letzten  drei  Jahre  Genüge  leisten,  wess^ 
halb  in  solchen  Schulspreugeln  die  Einrichtung  der  allgcmieinen 
Volksschulen  von  den  übrigen  allgemeinen  Volksschulen  derselben 
Kategorie  im  Grossen  und  Ganzen  nicht  wird  abw^hen  können. 
Dass  Einschränkungen  in  Fällen  eintreten  müssen,  wo  die  Bfirger^* 
schule  selbst  mit  Zuhilfenahme  von  Parallelklassen  für  das  Bedürf- 
niss  nicht  ausreichen,  versteht  sich  von  selbst  und  werden  auch  für 
solche  Fälle  die  geeigneten  Bestimnrangen  zu  treffen  sein. 

3.     Vermdnung  des  Ministers  für  Culius  und  ünkrricht  vom  1^. 

Juli  1875,  Z,  315  C.  U.  M.,     , 

betreffend  den  Vorgang  bei  der  Auswahl  der  in  die  Schülerbiblio- 
theken der  Volks-  und  Bürgerschulen  aufzunehmenden  BAcher  und 

die  Aufsicht  hierüber. 

Da  die  Gründung  und  Erweiterung  der  Schülerbibliotheken  an 
Volks-  und  Bürgerschulen  in  erfreulicher  Weise  fortschreitet,  diese 
Büchersammlungeu  jedoch  nur  dann  ihrem  Zwecke  entsprechen  kön- 
nen ,  wenn  bei  der  Wahl  und  dem  Gebrauche  der  Bücher  nach  pä- 
dagogischen Grundsätzen  vorgegangen  und  die  besonderen  Verhält- 
nisse der  betreffenden  Schule,  sowie  die  Fassungskraft  der  Schüler, 
in  deren  Hände  diese  Bücher  gelangen  sollen,  eingehend  berücksich- 
tiget werden,  wesshalb  insbesondere  alle  Bücher  ausgeschlossen  blei- 
ben müssen,  welche  die  Anhänglichkeit  an  die  allerhöchste  Dynastie, 
das  patriotische  Gefühl  oder  die  Achtung  vor  den  vaterländischen 
Einrichtungen  zu  verletzen  geeignet  sind ,  so  finde  ich  unter  Hin- 
weisung aut  den  Ministerial-Erlass  vom  15.  December  1871 ,  Zahl 
2802  betreffend  die  Gründung  von  Bibliotheken  für  Schüler  und 
Lehrer  der  Volksschulen,  folgende  Weisungen  zu  erlassen: 

1.  Als  verantwortlicher  Leiter  der  Schülerbibliothek  einer  Volks- 
schule ist  der  Leiter  dieser  Schule  anzusehen. 

2.  In  die  Schülerbibliothek  darf  kein  Buch ,  möge  es  als  Ge- 
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schenk  oder  durch  Ankauf  der  Volksschule  zukommen,  aufgenommen 
werden ,  welche  nicht  vorerst  Ton  dem  bei  der  Schule  angestellten 
Lehrpersonale  genau  gelesen  und  nach  den  im  Eingange  dieser  Ver- 
ordnung angegebenen  Oesichtspunkten  sorgfiütig  geprfifk  und  als  ge- 
eignet befunden  wird. 

3.  Beror  ein  Buch  in  der  Schülerbibliothek  aufgestellt  wird, 
hat  das  Lehrpersonale  im  Bibliothekskataloge  ausdrficklich  zn  be- 
stätigen, dass  das  Buch  als  geeignet  befunden  wurde,  und  der  Leh- 
rer, Yon  welchem  das  Buch  gelesen  wurde,  hat  durch  seine  Namens- 
fertigung  an  der  betreffenden  Stelle  des  Katalogs  die  Vefantwort- 
liehkeit  hiefOr  zu  bestätigen. 

4.  Die  gegenwärtig  bereits  Torhandenen  B&cher  der  Schal«:- 
bibliotheken  sind  in  der  angegebenen  Weise  durchzusehen  und  naci 
den  Yorstehenden  Anordnungen  ssu  behandeln.  Als  unzulässig  erkamitf 
Bücher  sind  aus  der  Schfilerbibliothek  sogleich  zu  entfernen. 

5.  Die  Bezirksschulinspectoren  haben  die  Kataloge  der  Schti- 
lerbibliotheken  ihres  Inspectionsbereiches ,  erforderlichen  Falls  mit 
Zuziehung  und  Beihilfe  bewährter  Schulmänner  zu  revidiren,  die  ak 
ungeeignet  befundenen  Bficher  sofort  auszuscheiden  und  die  Anzeige 
hierftber  beim  Bezirksschulrathe  zum  Zwecke  der  weiteren  Amte- 
handlung  gegen  die  schuldtragenden  Lehrpersonen  zu  erstatten. 

6.  Die  aus  den  Schülerbibliotheken  ausgeschiedenen  Bache 
sind  durch  den  Bezirksschulrath  an  den  Landesschulrath  abzuliefenu 
wo  dieselben  zu  deponiren  sind. 
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Der  Charakter  eines  landesherrlichen  Nominationsrechtes  und 
die  Resignation  eines  vom  Landesherrn  Nominirten, 

von  Dr.  Herrn.  Wolfgang. 

lieber  die  Wiederbesetzung  der  durch  Aesignation  des  Dom- 
herrn Baron  Grafenrenth  erledigten  Domhermpfründe  zu  Eichstätt 
entstand  eine  Differenz  zwischen  dem  Bischof  von  Eichstfttt  nnd  dem 
bayerischen  Ministerium.  Dass  der  Bischof  in  dem  vorliegenden 
Falle  thatsftchlich  nachgab,  wurde  von  Rom  aus  nachtrftglich  miss- 
billigt. Domherr  Baron  Orafenrenth  resignirte  in  einem  bischöf- 
lichen Monate,  sandte  aber  seine  fiesignation  an  den  Kdnig,  der  ihn 
seiner  Zeit  zu  der  Domhermstelle  nominirt  hatte.  Das  Ministerium 
bestritt  nun  das  bischöfliche  Besetzungsrecht  des  durch  Resignation 
erledigten  Ganonicates  und  erklärte  in  einem  Schreiben  vom  28. 
Juni  1875 :  »ein  landesherrliches  Besetzungsrecht  muss  im  gegebenen 
Falle  desshalb  behauptet  werden,  weil  die  Erledigung  des  Ganonica* 
tes  erst  mit  der  Allerb.  Genehmigung  der  Resignation  des  Frhro.  v. 
Grafenrenth  eintrat,  diese  Allerh.  Genehmigung  aber  in  einem  päpst- 
lichen Monate  erfolgt  ist,€ 

»Zu  diesem  Resultate  gelangt  man,  gleichviel,  ob  das  aus  Art. 
10.  des  Concordates  fliessende  Recht  des  Monarchen  zur  Besetzung 
der  Ganonicate  als  ein  durch  diese  Geseteesstelle  neu  begrfindetes 
und  nur  durch  die  Bestimmungen  des  Goncordates  selbst  fixirtes 
eigenartiges  Recht  betrachtet  oder  ob  es  nach  den  üblichen  kirchen- 
rechtlichen Begriffen  als  Nomination  und  dgl.  aufgefasst  wird.c 

»Wird  das  landesherrliche  Besetzungsrecht  bei  Ganonicaten  als 
ein  singuläres,  dem  Könige  von  Bayern  vom  hl.  Stuhle  als  beson- 
deres Zugeständniss  eingeräumtes  und  nur  nach  den  Bestimmungen 
des  Concordates  selbst  zu  beurtheilendes  Recht  aufgefasst,  dann  kann 
dasselbe,  gleichwie  es  nur  in  den  päpstlichen  Monaten  zur  Geltung 
kommt  und  somit  an  die  StdU  [?]  der  päpstlichen  Beseteungsrechie 
tritt,  auch  gleich  einer  solchen  auf  Reservaten  berahenden  päpst- 
lichen Besetzung  nur  als  eine  besondere  Art  [?]  der  bei  den  Eirchen- 
ämtern  zulässigen  provisio  extraordinaria  betrachtet  werden,  weil  bei 
den  Ganonicaten  die  collatio  durch  den  Diöcesanbischof ,  der  allein 
in  den  ihm  zukommenden  Besetzungsfällen  die  Befugniss  zur  Vor- 
nahme aller  drei  Besetzungsacte  (nominatio  s.  designatio,  collatio 
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und  iustallatio)  in  seiner  Person  vereinigt  die  einzige  Art  der  pro- 
visio  ordinaria  ist.€ 

»Hiemach  mass  die  Besetzung  eines  Canouicates  durch  den 
Landesberrn  analog  der  Ernennimg  [blosse  Ernennung  [?]  eines  Dom- 
propstes durch  Se.  Heiligkeit  beurtheilt  werden  und  dieses  ist  auch 
Seitens  der  bayerischen  Staatsregierung  bereits  ausgesprochen,  indem 
in  der  Allerh.  Verordnung  vcm  27.  September  1829  (DöUingcr  N. 
0.  S.  Bd.  II.  S.  1528)  bestimmt  wurde,  dass  die  königliche  Ernen- 
nung eines  Domherrn  —  gleichwie  die  p&pstliche  Ernennung  eine^s 
Dompropstes  nach  erfolgter  landesfui*8tlicher  Bestätigung  vom  Da- 
tum der  [kirchenrechtlichen]  päpstlichen  CollationsbuIIe  an  wirksam 
wird  —  vom  Tage  der  Allerh.  Entschliessung  an  in  Kraft  tritt « 

»DsiS  Vdnäeshertlkhe  Besetaungsrecht  [?  nominatio]  ist  demnacb 
[?]  nicht  eine  Fräscniaiion  oder  ein  Vorschlag^  sondern  eine  wirk- 
^  liehe  Ernennung  oder  Anstellung.     Wohl  im  Bewusstsein  der  Trag- 

weite dieses  königl.  Ernennungsrechtes  wurden  Seitens  der  päpst- 
lichen Curie  bei  den  Verhandlungen  über  Abschluss  des  Concordates 
wiederholt  Versuche  gemacht,  dieses  Recht  durch  einen  Tenorvor- 
schlag  der  Bischöfe  einzuschränken.c  [Also  auch  ein  Patron  der 
nicht  an  Tenor  verschlag  gebunden  ist ,  hat  Collat.-R. ,  könnte  man 
ebenso  gut  sagen.] 

(Dr.  H.  V,  Sicherer^  Staat  und  Kirche  in  Bayern.  Abschnitt  V. 
pag.  220—53.) 

»Ist  aber  das  königl.  Ernennungsrecht  eine  wirkliche  Besetzuni: 
oder  Anstellung,  [?]  so  folgt  daraus,  dass  ehi  vom  Landesherrn  er- 
nannter Domcapitular  im  Falle  der  Resignation  erst  an  dem  Tage 
aufhört ,  Canonicus  zu  sein  ,  an  welchem  seine  Resignation  durch 
Allerh.  Entschliessung  genehmigt  und  er  von  dem  ihm  äbertragenen 
Amte  enthoben  wird,  dass  sich  also  ers^  [?]  au  diesem  Tage  sein 
Canonicat  erledigt.« 

»Es  ergibt  sich  hieraus  von  selbst,  dass  der  Nachfolger  des 
Frhrn.  v.  Qrafenreuth,  nachdem  dessen  Resigtfuliofi  in  einem  päpst- 
lichen Monate  die  Allerh.  Genehmigung  erhalten  hat,-  von  Sr.  Maje- 
stät dem  Könige  zu  ernennen  ist.  Zu  dem  gleichen  Resultate  ge- 
langt man  aber,  wenn  die  Frage  über  Bedeutung  der  Begrifie  voo 
Nomination  und  Resignation  nach  den  üblichen  kircheurechtlicfaen 
Anschauungen  und  Lehrsätzen  untersucht  wird.« 

»Hiernach  ist  die  Nomination  eine  besondere  Form  des  Ver- 
leihungsrechtes [?]  und  kömmt  zumeist  nur  zu  Gunsten  des  Landen 
herrn  bei  der  Besetzung  von  Bisthümern,  Prälaturen  und  Oanonica- 
ten  vor.    Durch  die  Nomination   des  Nachfolgers    wird   das   Recht 
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auf  den  Genuss  des  Benefidums  nach  erfolgter  kirchlicher  [eine 
solche  wäre  ja  nicht  mehr  nöthig  nach  erfolgter  Besetzung]  Mission 
ex  tunc  [?]  erworben,  da  von  der  Ernennung  an  (üe  Vacanz  auf-- 
hört.  Keinesfalls  kann  die  landesherrliche  nominatio  als  gleichbe- 
deutend mit  praesentatio  erscheinen,  wenn  auch  missbräuchlich  manch- 
mal ein  Privaterj  oder  Gemeinden  bei  kleineren  Beneficien  zustehen- 
des Vorschlagsrecht  nominatio  genannt  wird.« 

»Es  mag  hier  erwähnt  werden,  dass  auch  die  französische  Staats- 
regierung jüngsthin  einen  Seitens  des  hl.  Stahles  gemachten  Yer«' 
such,  bei  der  Besetzung  französischer  Bisthümer  in  den  Bullen  das 
Wort  »nominavit«  durch  den  Zusatz  »Nobis«  zu  beschränken  oder 
durch  »praesentavit«  zu  ersetzen ,  nicht  gelten  liess.  (Journal  des 
Debats  vom  29.  November  1871  und  vom  9.  April  1872.)«  [Die 
französische  Regierung  hatte  hier  einen  falschen  Argwohn  ,  den  zu 
beseitigen,  eine  Aenderung  der  Ausdrücke  in  den  früher  gebrauchten 
keinen  Anstand  haben  konnte.] 

»Allein  selbst,  wenn  der  nominatio  ein  höherer  Werth  als  der 
praesentatio  nicht  beigelegt  würde,  würde  dieses  für  die  vorliegende 
Frage  belanglos  sein ,  weil  nahezu  alle  Kircbenrechtslehrer  darin 
übereinstimmen,  dass  die  Resignation  einer  Pfründe  bei  Patrouats- 
pfründen  ausser  der  Einwilligung  des  Eirchenoberen  auch  die  Zu- 
stimmung des  Patrons  erfordern.« 

»Für  Bayern  steht  dieses  völlig  ausser  Zweifel  und  ist  in  der 
Declaration  vom  8.  April  1852  Ziffer  10, 

{DöUinger,  N*  0.  S.  Bd.  23.  S.  92) 
sowie  in  der  Ministerialentschliessung  vom  20.  November  1873 

(Gultusministerialblatt  p.  446) 
ausdrücklich  ausgesprochen^).  Was  dort  bezüglich  der  Resignation 
von  Pfründen  landesherrlichen  Patronats  bestimmt  ist,  muss  noth- 
vveudig  auch  auf  jene  Beneficien  Anwendung  finden,  bei  welchen  dem 
Landesherrn  das  Npminationsrecht  zukömmt,  denn  man  mag  letz- 
terem höhere  oder  gleiche  Bedeutung,  wie  dem  Präsentationsrechte 
beilegen,  jedenfalls  kann  der  Nominationsberechtigte  in  Fällen  der 
Resignation  mindestens  das  gleiche  Mass  von^induss  und  Mitwirk- 
ung in  Anspruch  nehmen,  wie  der  Präsentationsberechtigte.« 

»Wenn  aber  die  Geuelimigung  des  Nominations-  oder  Präsenta- 
tionsberechtigten unbestreitbar  [?]  ein  nothwendiges  Requisit  für  die 


1)  NB.  Ministerielle  Anforderungen  in  Form  von  Staatsverordnungen  be- 
gründen auch  für  kirchliche  Rechtsfragen  kein  kirchliches  Recht ;  sollte  man 
sich  kirchlicher  Seits  auch  aus  Zweckmässigkeitsgründen  darnach  richten,  so 
ist  dieses  aber  doch  keine  rechtliche  Noth wendigkeit. 
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Wirksamkeit  der  Resignation  ist,  so  folgt  daraus,  dass  letztere  erst 
dann  erledigt  ist,  wenn  zu  der  Acceptation  der  Resignation  dnreh 
den  Kirchenobem  anch  der  Consens  des  Nominations-  oder  Prisen- 
tationsberechtigten  hinzutritt.  Erst  mit  diesem  Cionsens  sind  sämmt- 
liebe  Voraussetzungen  far  die  Wirksamkeit  der  Resignation  gegeben 
und  erst  mit  diesem  Momente  tritt  die  Vacatur  des  Beneficiums  ein.« 

»In  Anwendung  dieser  Staats-  und  kircbenrechtlichen  S&tze  b^ 
stimmt  denn  auch  Ziffer  8.  der  mehr  erwfthnten  Allerhöchsten  Ver- 
ordnung vom  27.  September  1829  als  den  Zeitpunkt,  an  welchesi 
ein  Canonicat  als  erledigt  zu  betrachten  ist,  den  Tag,  an  welcbets 
die  Resignation,  Beförderung  u.  s.  w.  decretirt  und  beziehnngsweift 
genehmigt  worden  ist.«  [Nun  wenn  der  König  über  kirchlidi^  B^ 
setzungsrechte  zu  befehlen  hat ,  warum  denn  diese  ganze  Tersncbte 
Argumentation.] 

»Mit  diesem  Theorie  stimmt  auch  die  Praxis  der  bayeriscbn 
Staatsregierung  in  mehreren  Resignationsfällen  und  zwar  auch  sol- 
cher ,  welche  sich  vor  Erlass  der  erwähnten  Verordnung  angebes. 
äberein^): 

a)  Abbt,  Domcapitular  in  Augsburg,  resignirte  am  6.  Decem- 
ber  1828,  also  einem  capiteVschen  Mantae.  Mit  AUerh.  Entschließ- 
sung  vom  26.  Januar  1824  erfolgte  die  Oenehmigung  der  Resigiis- 
tion  und  zugleich  die  Ernennung  des  Nachfolgers.« 

b)  Diepenbrock^  Domcapitular  in  Regensburg  (ernannt  yom  Kö- 
nige) resignirte  am  8.  Mai  1831,  mit  Allerh.  Entschliessung  toie 
19.  Mai  1831  wurde  aber  dieser  Resignation  die  Genehmigung  ver- 
sagt, und  sie  trat  desshalb  auch  nicht  in  Wirksamkeit.« 

[War  diese  Resignation  auch  schon  durch  Genehmigung  des 
Papstes  perfect  geworden  oder  nicht  ?  auf  diese  Frage  käme  es  aiu' 

»Gegenüber  dieser  prägnanten  Thatsachen  eräbrigt  mir  nur  norh 
die  Besprechung  jener  beiden  Fälle,  mit  welchen  Ew.  Hochwurdoi 
Hochwohlgeboren  beweisen  zu  können  glauben,  dass  in  Bayern  bis- 
her die  Erledigung  eines  Canonicates  schon  durch  die  einseitige  ie* 
ceptation  der  Resignation  seitens  des  Diöcesanbischofis  als  gegAen  &- 
achtet  worden  sei." 

[NB.]  »Der  erste  Fall  betrifft  eine  —  fibrigens  ganz  veremdl 
stehende  unpräjudidrliche  —  Ministerialentschliessung  t.  13.  April 
1830,*  in  welcher  ausgesprochen  wurde,  dass  bei  den  DomcapiteiB 
das  Recht  auf  den  wirklichen  Eintritt  in  das  Capitel  sich  eben»  wie 


1)  NB.  Hier  gilt  aber  der  Satz :  Was  100  Jahre  Unrecht  war,  ift 
Stunde  Becht. 
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das  Recht  auf  den  Bezug  der  Präbende  vom  Tage  der  Ernennung, 
sofern  diese  die  landesfürstliche.  Qenehmigung  erhalten  hat,  datire.« 

»Hiernach  —  so  wird  geschlossen  —  erscheine  die  landesfürst- 
liche Genehmigung  wohl  als  eine  condicio  sine  qua  non  zum  wirk- 
lichen Eintritt  und  consequeut  auch  zum  Austritte  aus  dem  Gapitel, 
nicht  aber  als  terminus  a  quo ,  als  welcher  der  Tag  der  Ernennung 
und  resp.  der  acceptirten  Resignation  gelte.« 

»Allein  abgesehen  davon,  dass  es  sich  im  erörterten  Falle  nicht 
um  eine  Resignation  handelte,  sowie,  dass  die  angeführte  Ministerial- 
entscheidung^  [NB.  Hat  das  Ministerium  oder  der  Papst  das  Eirchenr. 
festzustellen ;  letzteres  hat  blos  anzuerkennen],  vereinzelt  steht  und 
nicht  als  präjudicielle  Entscheidung  aufgefasst  werden  kann,  von  der 
die  Staatsregierung  bei  besserer  Erkenntniss  nichi  wieder  abgehen 
könnte  [dasselbe  gilt  von  Bischöfen  und  Capitelu],  so  enthält  die- 
selbe in  der  Tbat  nichts  anderes,  als  die  Anwendung  eines  Grund- 
satzes, der  sich  aus  dem  Wesen  des  Yerleihungsactes  ergibt,  wonach 
bei  der.  nominatio  das  volle  Recht  am  Beneficium  nach  dem  wirk- 
lichen Antritte  des  Amtes  ex  tuuc  erworben  wird.«  [Wiederholte 
Bdianptung.] 

»Auf  keinen  Fall  kann  aber  die  aus  der  Jtlinisterialentschlies- 
sung  gezogene  Schlussfolge  als  richtig  anerkannt  werden.« 

»Die  landesforstliche  Genehmigung  wird  nicht,  weil  sie  zum 
Eintritt  nothw.endig,  desshalb  auch  beim  Austritt  gefordert.« 

»Bei  Ernennung  eines  Domcapitularen  durch  den  Bischof  oder 
das  Capitel  wird  die  landesherrliche  Erklärung  desshalb  eingeholt, 
weil  beim  Abschluss  des  Coucordates  die  ausdrückliche  Zusicher- 
ung ertheilt  wurde,  dass  keine  dem  König  nicht  genehme  Persön- 
lichkeit in  ein  Capitel  gelangen  solle.« 

»Beim  Austritt  aus  dem  Capitel  wird  die  landesfürstliche  Ge- 
nehmigung nach  der  zur  Zeit  geltenden  KirchenstaatsrecM  nur  ge- 
fordert, wenn  der  Resignant  vom  König  nominirt,  nicht  aber,  wenn 
er  vom  Bischof  oder  Capitel  ernannt  war ,  ausgenommen  es  wäre 
eine  Belastung  des  Aerars  zu  befürchten.« 

»Im  ersten  Falle  ist  die  landesfurstliche  Gerechtsame  negativer 
Natur,  indem  dem  König  die  Befugniss  zusteht,  Personen,  die  AUer- 
böchstdemselben  nicht  genehm  sind,  auszuschliessen.« 

»Die  Ernennung  ist  an  sich  existent,  Bischof  oder  Capitel  wer- 
den sich  aber  entschliessen  müssen ,  eine  andere  Persönlichkeit  zu 
nominiren,  wenn  die  erst  nominirte  non  grata  war.« 

»Im  letzten  Falle  dagegen  ist  das  landesherrliche  Genehmig- 
iingsrecbt  positiver  Natur,  indem  die  Resignation  eines  vom  Könige 
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nominirten  Gapitulars  nicht  nur  den  Consens  des  Bischofs,  sondern 
aach  jenen  des  Landesherrn  erfordert.« 

»£s  kann  daher  keine  Rede  davon  sein,  dass  die  Vacator  eines 
Beneficinms  mit  der  oberhirtlichen  Acceptation  der  Resignation  be- 
reits eingetreten  wäre,  nnd  nur  wieder  rückgängig  gemacht  werden 
müsste,  wenn  etwa  die  landesherrliche  Genehmigung  versagt  würde. 
Wirksam  wird  vielmehr  die  Resignation  erst  dann  und  die  Erledig- 
ong des  Beneficiums  tritt  folgegemäss  erst  in  dem  Zeitpankie  ein, 
in  dem  nach  der  von  der  einen  Seite  bereits  erklärten  Znstimmnng, 
von  der  anderen  Seite  der  weiter  erforderliche  Consens  ertheilt  wird.f 

»Zu  demselben  Ergebniss  gelangt  man  auch  dann  [?],  wenn  die 
landesfürstliche  Zustimmung  als  eine  bei  der  Resignationserklärnng 
als  selbstverständlich  vorausgesetzte  Bedingung  angenommen  wird, 
indem  auch  von  diesetn  Gesichtspunkte  aus  betrachtet  die  Wirkung 
der  Renunciation  erst  nach  [im  Original  unterstrichen]  Erfullun;: 
der  Bedingung  eintritt  und  das  Recht  des  bisherigen  Beneficiaten 
erst  nach  diesem  Zeitpunkte  aufhört.« 

Phillips,  Lehrb.  des  Kirchenr.  S.  165.  [NB.  Derselbe  erkennt 
aber  jenes  nicht  als  Bedingung  an.] 

»Euere  Hochw.  berufen  sich  auf  einen  weiteren  Vorgang,  näm- 
lich eine  Allerh.  Entscbliessung  vom  5.  September  1870,  wonach  die 
Wahl  des  Dr.  Kagerer  zum  Domcapitular  durch  das  Capitel  Mfin- 
chen-Freising  die  landesherrliche  Genehmigung  erhalten  habe,  nach- 
dem der  ehemalige  Domcapitular  Dr.  Breiteneicher  in  einem  Dom- 
capitePschen  Mona!  resignirt  und  dem  Herrn  Erzbischof,  von  dem 
er  zum  Capitularen  ernannt  worden  war ,  in  demselben  Monal  die 
Resignation  acceptirt  gehabt  hätte.« 

»Dieser  Vorgang  bedarf  —  abgesehen  davon,  dass  damals  eine 
eigentliche  Resignation  nicht  vorlag,  sondern  die  Versetzung  auf  ein 
anderes  Kirchenamt  —  keiner  weiter  eingehenden  Besprechung,  nach- 
dem oben  bereits  erwähnt  wurde,  dass  eine  königl.  Genehmigung  von 
Resignation  nur  bei  den  durch  den  König  ernannten  Capitularen  za 
erholen  sei,  Dr.  Breiteneicher  aber  vom  Herrn  Erzbischof  von  Mün- 
chen-Preising  als  Capitular  ernannt,  worden  war.« 

»Aus  den  vorstehenden  Erörterungen  werden  Ew.  Hochwürden 
Hochwohlgeboren  entnehmen  etc.  .  .  .«  So  schrieb  unter  dem  28. 
Januar  1875  der  bayerische  Staatsminister  v.  Lutz. 

Vom  richtigon  und  nnverfölschten  canonischen  und  staatsrecfat- 
liehen  Standpunkte  aus  scheint  die  bezüglich  der  RenunciatioQ  eines 
Canonicus  an  der  Cathedrale  zu  Eichstätt  entstandenen  Controrerse 
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keine  grosse  Schwierigkeit  zu  bietet).  Die  Sache  liegt  in  Bayern  staats- 
rechtlich and  canonisch  einfach  folgender  Massen. 

Durch  Artikel  XVIT.  des  Concordates  ist  es  vom  heiligen  Stuhle 
und  von  der  Krone  Bayerns  feierlich  sanctionirt,  dass  für  alle  und 
jegliche  kirchlichen  Angelegenheiten ,  welche  in  der  Convention  vom 
5.  Juni  1817  nicht  ausdrücklich  berührt  sind,  die  Kichtschnur  in  der 
Lehre  der  Kirche,  und  in  deren  gültig  bestehenden  Disciplin  zu  su- 
chen, und  darnach  zu  verfahren  sei,  mit  anderen  Worten:  dass  in 
allen  Fällen,  wo  nicht  das  jus  particulare  loder  singulare  des  Con- 
cordates Platz  greife,  das  jus  commune  ecclesiasticum  seine  Geltung 
behalte. 

Caetera,  quae  ad  res  et  personas  Ecclesiasticas  spectant,  quo- 
rum  nullo  in  bis  articulis  expressa  facta  est  mentio,  dirigentur 
omnia  et  administrabuntur  juxta  doctrinam  Ecclesiae  ejusque 
vigentem  et  approbatam  disciplinam. 

Es  ist  dies  ein  Satz,  welcher  sich  bei  der  damaligen  Lage  der 
Dinge  offenbar  von  selbst  verstehen  müsste.  Man  hat  es  aber  ohne 
Zweifel  für  zweckmässig  erachtet,  denselben  in  den  unzweideutigsten 
Worten  in  Erinnerung  zu  bringen.  Der  rechtlose,  chaotische  Zu- 
stand, in  welchem  in  Bayern,  wie  anderwärts,  die  Kirche  in  Folge 
der  Säcularisation  geratben  war,  sollte  gehoben,  ein  neuer  Bechts- 
boden  für  das  richtige  Verhältniss  zwischen  Staat  und  Kirche  ge- 
funden werden.  Die  alten  Zustände  waren,  wie  von  beiden  Gewal- 
ten zugegeben  werden  musste,  vielfach  ganz  unhaltbar,  vielfach  die 
Rechtsansprüche  ganz  gegenstandslos  geworden;  die  Territorialver- 
hältnisse hatten  sich  völlig  verändert.  Das  Concordat  aber  konnte 
nur  die  Grundlinien'  der  neu  anzustrebenden  concordia  inter  imperium 
et  sacerdotium  ziehen,  und  für  die  kirchlichen  Fragen,  welche  darin 
nicht  berührt  wurden,  konnte  keine  andere  Norm  gefunden  werden, 
als  das  gemeine  canonische  Becht. 

Da  nun  aber  das  Concordat  über  die  Besignation  auf  ein  Be- 
neficium  keine  Bestimmung  enthält,  so  stehen  wir  bezüglich  dieser 
canonistischen  Materie  in  Bayern  einfach  auf  dem  Boden  des  jus 
canonicum  commune. 

Was  die  hier  einschlägigen  canonischen  Bechtsquellen  angeht,  so 
sind  sie,  abgesehen  vcfn  einigen  Bestimmungen  des  Decretes,  wie 

c.  19,  23,  24.  Causa  VIL  Quaestio  1.  in  dem  Decretalentitel : 

De  renuatiatione,  Lib.  I.  Tit.  IX. 
enthalten,  welchen  sich  noch  zwei  Decretalen  in  YL  und   eine  Cle- 
montine  unter  demselben  Titel  anschliessen. 
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Die  spfttere  päpstliche  Qesetzgebung ,  wie  sie  in  den  Oonsti- 
tutionen 

Quanta  Ecdesiae  and  Cogit  nos  von  Pins  Y., 
Sumano  vix  judido  von  Gregor  Xm.,  welche  letrtere  durch 
die  Constitution  Ecclesiastica  Benedicts  XIY.  bestätigt  wurde, 
niedergelegt  ist,  hat  an  den  canonistischen  Principien  dieser  Materie 
nichts  geändert,  da  sie  lediglich  darauf  abzielte,  Missbränche,  welche 
betreffs  der  Resignation  von  Eirchenpfründen  überhand  genommen 
hatten,  abzustellen. 

Die  canonischen  Grundsätze  aber,  welche  in  die  Torliegende 
Frage  hauptsächlich  eingreifen  und  als  entscheidende  bezeichnet  wer- 
den müssen,  sind  folgende  zwei/ 

Die  Besignation  eines  Beneficiums  kann  nicht  willkürlich  yod 
Seite  des  Besignirenden  geschehen,  sondern  es  bedarf  dazu  der  Ge- 
nehmhaltung des  geistlichen  Obern,  in  dessen  Hände  sie  zu  geschehen 
hat.  Als  geistlicher  Oberer  ist  aber  jener  anzusehen,  welcher  in 
Betreff  des  fraglichen  Beneficiums  die  Institution  zu  geben  hat,  und 
die  Entsetzung  von  demselben  auszusprechen  die  Jurisdiction  besitzt 
Is  potest  renuntiationem  acceptare,  qui  potest  destituere :  ist  die  all- 
gemein von  den  Canonisten  angenommene  Regel,  welche  schon  die 
Glosse  mit  Innocenz  lY.  ausspricht; 

Glossa  in  Giern,  un.  h.  t.  verbo:  manibus. 
Ihre  Begründung  findet  sie  in  dem  Wesen  der  hierarchischen 
Ordnung. 

»Balio  6st,€  sagt  Schmalegrueber  h.  f.  Nr.  22.,  »quiarenon- 
»tiatio  habet  vim  destitutionis,  cum  per  eam  renuntians  desinai 
'     »intitulatus  esse;  igitur  fieri  non  potest,  nisi  in  manibns  ejus, 
»qui  habet  potestatem  destituendi,  seu  privandi  renuntiantes.« 
Sodann  aber  lehren  die  Canonisten  mit  Bezugnahme  anf  dk 
ausdrückliche  Bestimmung  des  Decretalenrechtes ,  dass  die  Besigna- 
tion eines  Beneficiums  nicht  in  die  Hände  eines  Laien,  bekleidet  er 
auch  die  höchste  weltliche  Würde ,  geschehen  könne ,  sofern  nicht 
ein  Privilegiuhi  des  Apostolischen  Stuhles  vorliege. 

Ferraris^  Bibliotheca  prompta  sub  voce  Besignatio 
stellt  diese  beiden  Sätze,  welche  er  als  sententia  communis  bezeich- 
net, in  der  unzweideutigsten  Weise  auf.    Wir  können  uns  darauf  be- 
schränken lediglich  ihn  anzuführen. 

Neque  resignatio  beneficiorum  fieri  potest  propria  anctoritate, 
sed  debet  fieri  de  autoritate  et  assensu  et  in  manibus  legitimi 
Superioris  Ecclesiastici,  habentis  potestatem  instituendi  et  desti- 
tuendi respectu  talium  beneficiorum. 
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Communis,  c.  19,  23,  24.  Causa  YII.  Qa.  1.  c.  4.  X.  de  re- 
nunt.  c.  1,  2.x  de  transl.  Episcopi  com  similibafl  juncta  OIo8sa 
in  Clemeirtinis,  c.  nn.  de  renont.  verbo:  Manibus. 

Besignatie  beneficionim  non  potest  fieri  in  manibus  laici, 
etiamsi  esset  Patronus  Rex,  vel  Imperator,  nisi  babent  jus  can- 
ferendi  et  recipiendi  Uües  reaignationes  ex  privüegio  Apostclico. 
Communis  texte  expresso  c.  8.  X.  de  renunt. 

Der  Superior  legitimus  im  vorliegenden  Falle  war  demnach 
der  Diöcesanbischof  von  Eichstätt.  Er  musste  vor  Allem  zu  der  Re- 
signation seine  biscböfiiche  Genehmigung  ertheilen,  und  durch  deti 
in  seine  Hände  geschehenen  Versieht  war  der  Act  der  Resignation 
perfeet 

Wird  hier  angesichts  des  vorliegenden  speciellen  Falles  die  Frage 
aufgeworfen,  ob  die  Renuntiation  nicht  in  die  Hände  des  Papstes 
hätte  geschehen  müssen,  da  es  sich  eigentlich  und  streng  genommen  um 
ein  pftpstliches  Reservat  handelte,  bezüglich  dessen  lediglich  ein  In- 
dult für  den  König  von  Bayern  besteht,  so  erwidern  wir  mit  Leu* 
renius: 

Forum  beneficiale,  Pars  tertia,  Sectio  I.  cap.  IV.  De  yacatione 
per  resignationem,  seu  de  resignatione  beneficiorum : 

»Beservata  resignari  possunt  tam  coram  Papa,  quam  coram 
»Ordinario  resignatione  pura  et  non  in  favorem,  quia  licet  re- 
»servatio  afficiat  beneficinm  quoad  potestatem  conferendi ,  ita 
»ut  Ordinarii  beneficia  reservata  coram  se  resignata  conferre 
»nequeant;  non  tamen  officit  illud  quoad  potestatem  renunciandi. 
»Et  sicuti  Ordinarii  possunt  clericos  delinquentes  removere  a 
»beneflciis  reservatis,  ita  et  eorum  resignationes  recipere.« 

Wir  wollen  dabei  gar  nicht  in  Abrede  stellen,  dass  die  Frage 
noch  immer  controvertirt  werden  könne,  in  wessen  Hände  die  Bene- 
ficien  zu  resigniren  seien,  welche  an  den  Domstiften  im  päpstlichen 
Monate  von  dem  heiligen  Stuhle  selbst  verlieben  worden.  Aber  es 
springt  in  die  Augen «  dass  dies  eine  canonische  Frage  ist ,  welche 
zwischen  Bischof  und  Papst  zu  verhandeln  wäre. 

Eine  andere  Frage  ist  jene,  in  wieweit  Dritten ,  welche  in  ir- 
gend welcher  rechtlichen  Beziehung  zur  Verleib  ung  des  Beneficiums 
stehen,  ein  Einfluss  bei  der  Renuntiation  zukömmt. 

Hier  dürfte  die  Antwort,  welche  Schmahgrueber  h.  i  gibt, 
nicht  nur  ausreichend  sein,  sondern  auch  die  sentenüa  communis  der 
Canonisten  aussprechen. 

Seine  Quästion  De  Renuntiatione  §.  2.  Nr.  7.  lautet: 
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»An  resignari  possint  beneiicia  patronata ,  electiva ,  vd  reser- 
vata  Sninmo  PontificiPc 
Und  er  antwortet: 
>Pos8e,  modo  hornm,  qnomm  interest,  consensas  reqnirakr. 
X  Adeoque  si  beneficium  reservatuni  Papae  in  fnvorem  alicHJm 
teriii  resigneiur^  accedere  debet  consensas  Papae;  si  electivon:. 
consensus  Patroni.  .  .  .  Batio  est ,  ut  ex  communi  ad?ertit  P. 
Wiesiner  (hie  n.  I3.)i  quando  resignatio  fit  in  favorem  tertü 
vel  ex  causa  permutationis ,  requiri  debet  consensas  eorani 
quoram  interest;  atqui  vel  maziine  interest  Papae ,  ne  beoeS- 
cium  ipsi  reservatum  ,  electoram,.  ne  electivam,  patrononus ,  oe 
patronatum  sine  ipsorum  consensu  resignetur  in  favorem  terüi, 
yel  ex  causa  permutationis,  quippe  quorum  jus  per  ejasmojir^ 
signationem  et  permutationem  laeditur.  Ergo  etc^.  Estqae  k» 
ita  verum,  ut  quemadmoduni  Doctores  citati  com  aliis  commi:* 
niter  docent ,  resignatio  aliter  facta  sit  nulla ,  non  quidem  ip^ 
jure,  sed  per  sententiam  ad  instantiam  Patroni,  Slectoram  et< 

praeteritorum  rescindenda.« 

»Addidi  in  favorem  tertü  vel  ex  causa  permutationis:  Dan 
simpliciter  et  pure  haec  beneficia,   etiam  sine  consensa  Papae. 
electorum  et  Patronorum  resignari  et  resignationes  illomni  ^i 
factae  etiam  ab  Ordinariis  admitti  possunt,  modo  sine  praedi- 
torum  consensu,  ab  bis  non  conferaotur  aliis  ....  qoia  iorr 
signatione  jure  non  praejudicatur  Patrone ,  bene  tarnen  in  cfl- 
latione  sine  ejus  consensu  facta.« 
Was  hier  namentlich  von  den  Wählern  bei  einem  beneficicri 
electivum  gesagt  wird,  gilt  offenbar,    abgesehen  von  speciellen  Tri- 
vilegien,  gerade  so  gut  von  einem  Nominator,  welcher  hierin  jeden- 
falls nicht  mehr  Bechte  in  Anspruch  nehmen  kann  ,   als  der  P^i^^t 
selber  bei  einem  Beservatbeneficium. 

Vgl.  Schmahgnieher  eod.  loc.  Ad  Verbum:  Porro  id. 
AUe  jene  also,  welche  in  irgend  einer  Weise  bei  der  Besetzofi^ 
eines  Beneflciums  ein  Vorschlags- ,  Präsentations- ,  NominatiiH)»- 
oder  Wahlrecht  haben,  müssen  allerdings  um  ihren  Consens  ^^ 
gangen  werden,  wenn  ihren  Bechten  dadurch  präjudicirt  wird,  ^-^ 
geschieht  aber  nicht  bei  der  renuntiatio  pura,  wie  sie  auch  im  gege 
benen  Falle  vorliegt. 

Dass  in- unserem  Falle  wirklich  eine  renuntiatio  pura  voHiep^ 
ist  leicht  zu  erkennen.  Der  renuntiatio  pura  setzen  die  Canoniit"!: 
die  renuntiatio  in  favorem  tertü  und  die  ex  causa  permutafe^ 
gegenüber.    Weder  das  Eine   noch   das  Andere   ist  die  EchsUltt 
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BennntiatioD.  Sie  ist  demnach  eine  renuntiatio  pura «  welche  insbe- 
sondere das  Recht  des  Nominators  nicht  verletzt,  der  früher  zu  der 
durch  die  Resignation  vacant  gewordenen  Pfründe  ernannt  hat.  Denn 
ihm  ist  lediglii^  die  Befugniss  eingeräumt «  zu  Pfründen,  welche  zu 
gewisser  Zeit  erledigt  werden ,  zu  ernennen  ,  keineswegs  aber  ^  die 
Besignation  dieser  Pfründen  anzunehmen,  oder  gar  abgesehen  von 
der  Zeit,  wo  sie  vacant  geworden  sind,  abermals  zu  denselben  zu 
nominiren. 

So  lange  demnach  die  Krone  Bayerns  nicht  ein  päpstliches  In- 
duld  nachweisst,  wodurch  ihr  die  Vollmacht  übertragen  ist,  jene  Be- 
signation zu  acceptiren  und  mittels  dieser  Befugniss  zu  allen  Pfrün- 
den, welche  einmal  durch  königliche  Nomination  besetzt  wurden,  so- 
tern  sie  durch  Besignation  sich  erledigen,  zu  ernennen :  so  lange  ist 
es  nach  gemeinem  canonischen  Bechte,  welches  hier  auch  der  rich- 
tige staatsrechtliche  und  particularkirchenrechtliche  Standpunkt  in 
Bayern  bleibt ,  unstatthaft ,  ein  solches  Becht  für  den  König  von 
Bayern  in  Anspruch  zu  nehmen.  Wenn  es  aber  dennoch  versucht 
wird,  so  kann  dies  nur  geschehen,  wenn  man  in  einer  Weise,  welche 
sich  nimmermehr  rechtfertigen  lässt,  mit  den  Bestimmungen  des  ge- 
meinen canonischen  Bechtes,  und  mit  dem  jus  particulare  novissimum 
för  die  Kirche  in  Bayern,  dem  Concordate,  vorführt. 

Dies  an  der  ministeriellen  Erörterung  vom  28.  Januar  1875 
nachzuweisen,  wird  nicht  schwer  fallen ,  wobei  wir  übrigens  darauf 
yerzichten  uns  in  dieses  dialectische  Labyrinth  vollständig  zu  ver- 
lieren. 

Der  Satz,  welcher  in  der  fraglichen  Erörterung  erhärtet  wer- 
den soll  und  an  die  Spitze  derselben  gestellt  ist,  lautet  folgender- 
massen: 

»Das  landesherrliche  Besetzungsrecht  muss  im  gegebenen  Falle 

»desshalb  behauptet  werden,  weil   die  Erledigung  des  Ganoni- 

»cates  erst  mit  der  Allerhöchsten  Genehmigung  der  Besignation 

»des  etc.  eintrat,  diese  Erledigung  aber  in  einem  apostolischen 

»Monate  erfolgt  isit 
'    Dass  die  Erledigung  des  Canonicates  erst  mit  der  Allerhöch- 
sten Genehmigung  der  Besignation  eingetreten  sei,  wird  aber  so  be- 
wiesen : 

a)  Die  königliche  Nomination  in  den  päpstlichen  Monaten  in- 
volvire  eine  provisio  extraordinaria. 

b)  Hiemach  müsse  die  Besetzung  eines  Ganoqicates  durch  den 
Landesherrn  analag  der  Ernennung  eines  Domprobstes  durch  Seine 
Heiligkeit  beurtheilt  werden. 
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c)  Demnach  sei  die  landesherrliche  Nomination  eine  wirkliche 
»Ernennungc  oder  »Anstellung.« 

d)  Daraus  folge,  dass  ein  vom  Landesherrn  ernannter  Dom- 
capitular  im  Falle. der  Besignaiion  erst  an  dem  Tage  aufhört Cano- 
nicer  zu  sein,  an  welchen  seine  Besignation  durch  Allerhöchste  Eni- 
schliessung  genehmigt,  und  er  von  dem  ihm  übertragenen  Amte  ent- 
hoben wird,  dass  sich  also  erst  an  diesem  Tage  sein  Canonicat  wirk- 
lich erledigt.« 

Man  sieht  sofort,  soferne  man  hur  mit  den  Elementen  der  ca- 
nonischen Gesetzgebung  vertraut  ist,  dass  diese  vier  Sätze  theils 
der  inneren  Begründung  entbehren,  insgesammt  aber  nichts  weniger 
als  durch  eine  logische  Schlusskette  miteinander  verbunden  sind. 
Vielmehr  sind  es  lediglich  lose  aneinander  gereihte  Sätze,  welche 
auf  den  Namen  einer  stringenten  Beweisführung  keinen  Anspruch 
machen  können,  und  kaum  einen  Augenblick  zu  blenden  vermögen. 

Der  kleine  canonistische  Excurs  betreffs  der  Distinction  zwi- 
schen provisio  ordinaria  et  extraordinaria  ist  allerdings  richtig.  Aber 
wenn  die  extraordinaria  provisio,  welche  durch  den  König  geschieht, 
der  päpstlichen  Provision,  welche  strenge  genommen  gar  nicht  eine 
extraordinaria  genannt  werden  kann,  an  die  Seite  gesetzt  und  völlig 
gleich  behandelt  werden  will,  so  ist  dies,  milde  ausgedrückt,  eine 
juristische  und  canonistische  Unmöglichkeit.  Aus  der  nicht  zu  leug- 
nenden Thatsache,  dass  doch  die  Nomination  Seitens  des  Königs 
eine  provisio  extraordinaria  eintritt,  folgt  nach  canonischen  Begriffen 
zunächst  weiter  nichts ,  als  dass  diese  ausserordentliche  Provision, 
da  sie  ein  Privilegium  contra  jus  ist,  nach  dem  Umfang  des  Indultes 
zu  bemessen  und  jedenfalls  strictissimae  interpretationis  ist. 

Dadurch,  dass  der  apostolische  Stuhl  einem  Fürsten  ein  Er- 
nennungsrecht in  den  sogenannten  päpstlichen  Monaten  iadulgirt, 
ist  doch  noch  lange  nicht  die  ganze  Gewalt  des  Papstes ,  *  welche  er 
ex  plenitudine  potestatis  in  der  Pfründenbesetzung  hat,  dem  derge- 
stalt begünstigten  Nominator  zugestanden.  Dies  annehmen,  hiesse 
in  der  That  auf  alle  Principien  der  Bechtswissenschaft  verzichten. 

Wie  wenig  aber  der  heilige  Stuhl  durch  das  gemäss  dee  Con- 
cordates  dem  König  eingeräumte  Indultum  nominandi  der  Krone 
Bayerns  ein  Provisionsrecht  zugestehen  wollte ,  welches  den  Inhalt 
und  umfang  des  päpstlichen  Provisionsrechtes  hätte ,  geht  klar  and 
unzweideutig  aus  der  CircumscriptionsbuUe  Dei  ac  Domini  Nostri 
Jesu  Christi  hervor,  deren  Publication  und  Vollzug  durch  die  Aller- 
höchste Erkläi-ung  vom  15.  September  1821  bekanntlich  jedes  Hin- 
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dernisss  aus  dem  Wege  geräumt  wurde.    lu  dieser  päpsüicllen  Con- 
stitution ist  aber  zu  lesen: 

»Onus  tarnen  injungentes  Personis  tum  ad  Decanatus ,  quam 
ad  Canonicatus  in  sex  mensibus  Apostolicis  vacantes  a  praefato 
Rege,  et  tribus  praediotis  mensibus  a  Capitulo  nominatis,  ut 
ipsi  Decanatuum  et  Canonicatuum  praedictorum  collatianem 
Qt provisionem^  infra  sex  menses  ex  tuoc proximos,  abApo- 
stoHca  Sede  impetrare,  litterasque  Apostolicae  desuper  expedire 
teneantur.« 

Ist  diese  Bestimmung  beut  zu  Tage  nicht  im  Vollzüge ,  so 
hängt  das  mit  einem  weiteren  Indulte  zusammen,  welches  aber  nicht 
dem  Könige,  sondern  den  Bischöfen  verliehen  ist,  nnd  darin  besteht, 
dass  die  Bischöfe  bei  den  hier  genannten  Beneficien  die  canoaisQhe 
Institution  als  apostolische  Delegatoren  vornehmen,  während  sie  ganz 
dem  jus  commune  canonicum  gemäss  bei  bischöflichen  Ernennungen 
zu  Capitels-  und  Domvicai-spfründen  jure  ordinario  conferiren,  in-^ 
stitiiireu  und  installiren. 

Wie  aber  angesichts  dieser  Bestimmung  der  Circumacriptions* 
bulle  von  einer  der  päpstlichen  gleichzustellenden  Provisioh  dea  Kt^«* 
nigs  in  einer  officiösen  canonistischen  Erörierung  gesprochen  .wer^^ 
den  kann,  bleibt  unbegreiflich. 

Daraus  leuchtet  auch  hervor ,  wie  hinföllig  der  weiteriC  Satz 
ist,  dass  das  landesherrliche  Besetzuugsrecht  eine  wirkliche  »Erc^n- 
nnng  oder  Anstellungf  involvire.  Der  heilige  Stuhl  hat  sieb  in  der 
Circumscriptionsbulle  die  »Provision«  und  »Collation«  der  Pfründen;, 
zu  welchen  der  König  ernannt  bat,  vorbehalten.  Es  wird  schwer  zu 
erklären  sein,  wie  bei  dieser  Sachlage  die  landesherrliche  Nominatkm 
als  eine  wirkliche  »Ernennung«  und  »Anstellung«  (im  Sinne  des 
bayerischen  öffentlichen  Bechts  bezeichnet  werden  könne..  Die.  Aus- 
drücke »Ernennung«  und  »Anstellung«  sind  keine  ternimi  technici 
des  canonischen  Bechtes;  sie  bleiben  daher  im  btesten  Falle  zwei- 
deutig, und  eß  lässt  sich  auch  bei  der  geistreichsten  Manipulation 
mit  ihnen  nicht  das  Geringste  beweisen. 

Nicht  minder  nnstichhaltig  ist  endlich  die  Schlu3af<dgerung, 
dass  wenn  das  königliche  Ernennungsrecht  eine  wirkliche  Besetzung 
oder  Anstellung  sei,  die  Besignation  auf  das  Ganonicat.erst  mit  dem 
Augenblick  der  königlichen  Genehmhaltung  zu  Stunde  komme. 

Setzen  wir  auch  voraus,  was  schlechterdings  nicht  zagegeben 
werden  kann,  wie  wir  bewiesen  haben,  dass  die  prcivisio  extraordi- 
naria,  welche  durch  den  König  geschieht,  eine  förmliche  Collutiou 
oder  Institutio  enthalte  —  denn  so  und  nicht  von  einer  »Ernennung« 

25* 
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oder  »Anstellung«  musste  man  in  einer  canonischen  AbhandliiBg 
sprechen  —  so  folgt  daraus  noch  lange  nicht,  dass  der  Kdnig  aaeh 
die  Volbnacht  habe,  die  Bennntiation  endgültig  entgegen  zu  nehmen; 
was  dann  doch  die  eigentliche  Bedeutung  jener  königlichen  Geneh- 
migung sein  müsste.  Der  eigentliche  Renuntiationsact ,  kann,  wie 
wir  gesehen  haben ,  überhaupt  nicht  in  die  Hände  eines  Laien  ge- 
schehen ,  ohne  besonderes  Apostolisches  Indult,  welches  der  Landes- 
fArst  erst  nachzuweisen  hätte. 

Hier  müssen  wir  auf  eine  Unklarheit  aufmerksam  machen, 
welche  sich  durch  die  ganze  Erörterung  zieht,  deren  Beortheilung 
wir  uns  unterzogen  haben.  Es  ist  eine  Unbestimmtheit,  weldie 
ganz  besonders  geeignet  ist ,  die  Gontroverse  völlig  zu  verwirren, 
und  von  der  einen  falschen  Folgerung  zu  der  andern  überzugehen. 
Die  Verwechselung  besteht  darin,  dass  man  aus  dem,  wie  wir  ge- 
sehen haben,  in  gewissen  Fällen  nicht  zu  bestreitenden  Rechte  des 
Gansenses  zur  Besignation  von  Seiten  dritter  Betheiligter ,  der  Sadie 
nach  eine  förmliche  Befugniss  zur  Acceptaiion  oder  NiekktccepUüum 
der  Beagoation  macht,  welche  nach  canonischem  Becht  nur  in  nu- 
Rus  snperioris  legitimi  ecclesiastici  geschehen  kann ;  wenn  man,  anck 
immerhin  nur  von  einer  Einwilligung  oder  Genehmigung  des  Ko- 
minators  spricht. 

Daä  eigentliche  Bechtsverhältniss  liegt  aber  unbestreitbar  gam 
anders. 

Der  Gonsens  des  Patrons ,  des  WahlcoUegiums ,  des  Nomioa- 

tors  zur  Besignation  mag  als  wesenüiehe  Vorbedingung  derselben  in 

allen  jenen  Fällen  betrachtet  werden,  wo  die  Besignation  in  &vores 

tertii  vel  permutationis  causa  geschieht;  sie  mag  auch  als  formdUs 

Erfordemiss  in  den  Fällen  der  resignaüo  püra  angesehen  werden: 

Vergl.  Pirhing,  Syn.  h.  t.  Sect.  VI.  §.  1.  HI.  : 

>Si  beneficium  patronatum  resignetur ,   aut  quod  ad  alterias 

collationem  pertineat,  requiritur  Augos  consensns:  non  quidem, 

quod  Ordinarium,   si  hie  putat  ob  utilitatem  aut  necessitatsi 

Ecclesiae,  renuntiationem  admittendam,   urgere  possit,  ut  not 

admittat :  sed  nt  ad  illis  approbetur,  quos  talis  rennntiatio  tan- 

git.    Et  hinc  putant  aliqui  sufücere ,   si  post  admissam  resig- 

nationem  haec  illis  significetur ,   ut  norint  alium  sibi  praesen- 

tandnm,  vel  alii  beneficium  tale  conferendum.t 

Der  Act  dagegen,  wodurch  die  Bennntiation  canonisch  perfed 

wird,  ist  die  AcceptaHon  von  Seite  des  legitimen  geistlichen  Obern. 

Der  Consens  des  sonst  canonisch  Betheiligten  hat  demselben  fi^Iich 

voranzugehen;  er  mag  auch  unter  gewissen  Voraussetzungen  auf  die 
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Acceptation  oder  Nichtacceptation  seinen  entsprechenden  Einflnss 
üben.  Allein  den  eigentlichen  Schiassmoment  der  Besignation  als 
Bechtsactes  bildet  ein  solcher  Consens  nicht  und  kann  ihn  schlech* 
terdings  nicht  bilden. 

Zur  Unterstützung  der  in  Frage  stehenden  Theorie,  welche,  wie 
bereits  klar  geworden  sein  wird,  einer  wirklichen  canonistischen  ün-* 
terlage  entbehrt,  beruft  man  sich  dann  noch  auf  eine  königliche 
Verordnung  vom  27.  September  1829  und  mf  Sichereres  »Staat  und 
Kirche  in  Bajern.c  Wir  bemerken  nur,  dass  jene  Verordnung  im 
unlösbaren  Widerspruche  mit  der  Circumscriptionsbulle  an  jener  be- 
reits angeführten  Stelle  steht,  obgleich  dieser  päpstlichen  Constitu- 
tion nach  dem  Wortlaute  des  Allerhöchsten  Edictes  vom  15.  Sep- 
tember 1821  kein  Hiudemiss  mehr,  weder  betreflfs  der  Publication 
noch  betreffs  des  Vollzuges,  in  den  Weg  gelegt  werden  sollte.  Was 
aber  die  Notizen  der  fraglichen  Schrift  betrifft,  welche  in  Verhand- 
lungen mit  den  kirchlichen  Stellen  wohl  besser  mit  Stillschweigen 
übergangen  würde,  so  ist  freilich  das  dem  Könige  von  Bayern  einge- 
räumte Indultum  no^ninandi,  auch  wenn  es  nicht  in  so  exorbitanter, 
unhaltbarer  Weise  intei'pretirt  wird,  schon  an  und  für  sich  von  so 
bedenklicher  Tragweite,  dass  man,  auch  ohne  jene  in  der  That  mass- 
lose Interpretation  zu  adoptiren  das  Bedenken  des  römischen  Stuh-' 
les,  und  dessen  vorgeschlagene  Auskunftsmittel  begreifen  kann. 

Nicht  glücklicher  ist  die  in  der  fraglichen  Erörterung  weiter- 
hin folgende  Argumentation,  welche,  wie  es  ausgedrückt  wird ,  »aus 
den  üblichen  kirchenrechtlichen  Anschauungen  und  Lehrsätzen«  ge- 
schöpft werden  will. 

Die  These  ist,  wie  wir  angegeben  haben,  diese:  dass  im  ge- 
gebenen Falle  das  landesherrliche  Besetzungsrecht  desshalb  behaup- 
tet werden  müsse,  weil  die  Erledigung  des  Canonicates  erst  mit  der 
Allerhöchsten,  in  einem  apostolischen  Monate,  eingetreteneu  Qeneh- 
nefamigung  der  Benuntiation  erfolgt  sei. 

Dieses  wird  nun  in  zweiter  Linie  mit  folgenden  Sätzen  zu  be- 
weisen gesucht: 

a)  dass  das  Nominationsrecht  eine  besondere  Form  des  Ver- 
leihungsrechtes sei,  und  zumeist  nur  zu  Gunsten  des  Landesherrn 
bei  der  Besetzung  von  Bisthümern,  Prälaten  und  Canonicaten  vor- 
komme: ein  Satz,  welcher  in  dieser  Allgemeinheit  nicht  zu  t)estrei- 
ten  ist,  aber  eben  desshalb  auch  auf  die  vorliegende  Frage  von  gar 
keinem  Belange  erscheint; 

b)  dass  durch  die  Nomination  des  Nachfolgers  das  Becht  auf 
den  Gianuss  des  Beneficiums  ex  tunc  nach  erfolgter  kirchlicher  Mis- 
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sion  erworben  werde,  da  von  der  Ernennung  au  dieVacanz  aufhöre, 
ein  Satz,  welcher  ebenfalls  abgesehen  davon,  dass  er  nicht  hierher 
gehört,  im  schreienden  Widerspruche  mit  der  unleugbaren  Begel  des 
canonischen  Bechtes: 

»Beneficium  ecclesiasticum  non  potest  licite  sine   institotioDe 

Canonica  obtineri.«     De  reg.  Juris  in  VI.  Reg.  I.  Rdffenstud: 

Traclatus  de  Reg.  Juris.  Cap.  11» 
und  nicht  minder  mit  der  mehrmals  bereits  berührten  Stelle  aus  der 
CircumscriptionsbuUe  steht ; 

c)  dass  nomihatio  und  praesentatio  keineswegs  gleich  bedentend 
sei :  ein  Satz  welcher  von  keinem  Canonisten  bestritten  werden  wird ; 

d)  dass  aber,  selbst,  wenn  der  nominatio  ein  höherer  Werth 
als  der  praesentatio  nicht  beigelegt  wüi'de,  dieses  für  den  vorliegen- 
den Fall  nichts  verschlage,  weil  »nahezu  alle  Kirchenlehrer«  darin 
übereinstimmen  sollen,  dass  die  Resignation  einer  Patronatspftändc 
auch  die  Zustimmung  des  Patrons  erfordere; 

e)  dass,  was  von  Patronatspfründen  gelte,  um  so  mehr  von 
Beneficidn  zu  gelten  habe,  bei  welchen  dem  Landesherrn  das  Nomi- 
nationsrecht  zustehe; 

f)  dass  daher  erst  mit  dem  Consens  des  Kominators  sämmi- 
liche  Voraussetzungen  für  die  Wirksamkeit  der  Resignation  gege- 
ben, und  erst  mit  diesem  Momente  die  Vacatnr  des  BeuefieioiDS 
eintrete. 

Diese  drei  letzteren  Argumente ,  in  welchen  ohne  Zwdfel  die 
Beweiskraft  beruhen  würde,  soferne  eine  solche  vorhanden  würe,  siod 
aber  ganz  und  gar  unstichhaltig  und  entbehren  jeder  sichern  nod 
rechtlichen  Grundlage. 

Ad  d)  Es  ist  in  dieser  Allgemeinheit  gesagt ,  unrichtig,  dass 
»nahezu  alle  Kirchenrechtslehrer«  darin  übereinstimmen ,  dass  die 
Resignation  einer  Patronatspfründe  ausser  der  Einwillung  des  Kir- 
chenobern auch  die  Zustimmung  des  Patrons  erfordere.« 

Wie  wir  gesehen  haben ,  distinguiren  die  Canonisten  hierin, 
indem  sie  allerdings  bei  einer  renuntiatio  in  favorem  tertii  velper- 
mutationis  causa  den  Consens  des  Patrones  verlangen ,  aber  nicht 
bei  der  renuntiatio  pura,  weil  hier  das  rechtliche  Interesse  des  Pa- 
trones nicht  berührt  erscheint. 

Hören  wir  darüber  ausser  dem  bereits  angeführten  Schmal:- 
grueber  noch  Reiffenstuel  h.  t.  §.  III.  Nr.  61: 

Rursus  beneficium  patronatum,  quamvxs  simplieiter  possit  di- 
mitii  in  manibus  Superioris,  tarnen  non  potest  ex  causa  permata- 
tionis  aut  in  favorem  tertii,  resignari  absque  consensu  Patrooi  irg. 
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caD.  Monasterium.  16.  qu.  7.  Ac  Mmiliter  beneficium  electivum  ne- 
qait  in  favorem  seu  gratiam  alterias,  renuntiari  inconsaltis  et  non 
consentientibns  Ulis,  qui  jus  habent  eligendi:  juxta  Olossain  mag-» 
nam  in  caput  nn.  de  rerom  permatatione  in  VI.  Ratio  horum  est, 
tum  quia  hoc  pertinet  ad  interesse  Patroni,  seu  jus  eligendi  haben- 
Uum,  ne  forsan  in  beneficio  quispiam  instituatur  ipsis  infersus :  tum 
quia  ipsi  caeteroquin  pro  ea  vice  destituorentur  jore  praesentandi 
seu  eligendi. 

Ebenso  Wiestnerj  Inst,  canonicae  h.  t.  Art.  II.  Nr.  18.  und 

Leurenius ,  Forma  beneficiale.  Pars  III.  Quaestio  ^94.  An  et 
qualiter  resignari  possint  beneficia  jurispatronatus. 

»Neque  contrarius  est  Parisius«  —  sagt  Leurenius  —  »et 
quamplurimi  ab  eo  citati,  quia  pUrique  earum  hgutmtur^  de  resig- 
iicUione  in  favorem.€  • 

Das  mag  genügen,  um  die  unbedingte  Behauptung  in  das  ihr 
gebührende  Licht  zu  stellen,  dass  »nahezu  alle  Eirchenrechtslehrer« 
darin  übereinstimmen,  die  Kesignation  einer  Patronatspfründe  erfor- 
dere ausser  der  Einwilligung  des  Eirchenobem  auch  die  Zustim- 
mung des  Patrons. 

Ohne  Zweifel  mögen  Canonisten  gefunden  werden,  welche  ohne 
alle  Distinction  den  Consens  des  Patrons  zur  Resignation  für  noth- 
wendig  erklärten.  Es  werden  dies  Canonisten  sein ,  welchen  mehr 
oder  minder  die  juristische  Schärfe  und  die  eigentliche  Vertrautheit 
mit  dem  Geiste  des  canonischen  Rechtes  abgeht,  nimmermehr  aber 
die  classischen  Lehrer  des  Eirchenrechts ,  wie  unter  den  Neuem : 
Schtnaijsgrmber,  Reiffemttielj  Wiestfiery  Fagnani,  Pirhing ,  Barbose 
und  andere  sein. 

Schulte  in  seinen  Lehrbüchern  des  Eirchenrechtes  von  1856 
und  1863  stellt  zwar  jenen  Satz  schlechthin  auf.  In  keinem  führt 
er  aber  eine  canonische  Rechtsquelle  oder  canonische  Doctrin  oder 
Jurisprudenz  an;  in  dem  Lehrbuche  von  1863  verweist  er  lediglich 
auf  eine  Verordnung  der  Diöcese  Rottenburg  vom  2.  März  1858. , 

Wenn  sich  dagegen  die  fragliche  Erörterung  auf  bayerische 
Verordnungen  beruft,  so  kann  das  im  rechten  Lichte  betrachtet 
nichts  für  oder  gegen  die  canonische  Norm  und  Doctrin,  sondern  le- 
diglich abermals  die  fortgesetzte  Missachtung  der  vigens  atque  ap- 
probata  disciplina  ecclesiastica  beweisen,  obgleich  dieselbe  laut  des 
Staatsgrundgesetzes  des  Concordates  als  die  ordentliche  Norm  der 
kirchenrechtliehen  Fragen  erklärt  worden  ist. 

Ad  e)  Es  gleicht  einer  wahren  Verleugnung  aller  gesunden  In- 
terpretationsregeln,  wenn  man  das,  was  angeblich  vom  beneficium 
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patronatum  gelten  sollf  ohne  weiteres  anf  die  Benefieien  ansdefant, 
welche  dem  königlichen  Nominationsrechte  gemäss  dem  hayerisehen 
Concordate  unterstehen.    Das  Patronatsrecht  ist  juris  communis  ec- 
clesiastici,  durch  Oewohnheit  entstanden ,  durch  das  Decretalenrecht 
festgestellt «  durch  die  canonistische  Doctrin  und  Jurisprudenz  aos- 
gebildet.    Das  Nominationsrecht  des  bayerischen  Landesfursten  di- 
gegen  ist  jus  particulare  et  singulare.    Der  Patron  prftsentirt  m  6^ 
mässlieit  allgemein  gültiger  canonischer  Hegeln;  der  bayerische  Kö- 
nig nominirt  auf  Gruud  eines  apostolischen  Indultes.    Für  einen  Ju- 
risten ist  c!b  daher  platterdings  unmöglich «  dass  Privilegium  eontn 
jus  (sc.  commune)  nach  denselben   Gesichtspunkten   zu  beurtheilen, 
wie  das  jus  patronatus,  immer  vorausgesetzt,  dass  jene  Behauptang 
bezüglich  der  Nothwendigkeit  des  Patronatsconsenses  zur  Resigna- 
tion* so  richtig  wäre,  als  sie  in  der  That  falsch  ist. 

Nach  gesunden  juristischen  Principien  bleibt  die  Ausübung  die- 
ses Privilegs  strictissimae  interpretationis ;  denn  dies  ist  nach  der 
feststehenden  Rechtsregel 

Vgl.  Beiffensiud,  Lib.  I.  Tit.  III.  de  Rescr.  §.  V.  §.  VIL 
bei  jedem  Privilegium  contra  jus  der  Fall,  und  zunächst  muss  es  in 
vorliegenden  Falle  nach  dem  Wortlaute  des  Indultes  selbst  beor- 
theilt  werden.    Dieser  aber  geht  in  dem  Concordate 

Art.  IX.  und  X. 
nur  auf  die  einfache  Benennung  der  tauglichen  Person  zu  deo  in 
Frage  stehenden  Eirchenämtern ,  und  die  Gircumscriptionsbulle  bc- 
weisst,  dass  der  hl.  Stuhl  nichts  weiter  als  eine  nominatio  scblechi- 
hin  zu  bewilligen  gesonnen  war;  denn  er  behält  sich,  wie  wir  g^ 
sehen  haben,  nicht  nur  bezüglich  der  durch  die  Gapitel  gewähltes 
Domherrn ,  sondern  auch  bezöglich  der  vom  Könige  ernannten  Pil- 
laten,  Dignitäre  und  Canonicer  die  CoUation  und  Provision  fönnlick 
und  in  den  unzweideutigsten  Ausdrücken  vor: 

ut  ipsi  (sc.  nominati)  Decanatuum  et  Canonicatuum  praedic- 
iomm  eollationem  et  provisionem  intra  sex  menaes  ex 
tunc  proximos  ab  Apostolica  Sede  impetrare,  Litterasqne  Apo- 
stolicas  desuper  expedire  teneantur. 

Was  die  Hindeutung  auf  das  in  Frankreich  bestehende  Nomi- 
nationsrecht bezüglich  der  Bischofsstühle  betrifft ,  so  ist  hi^dortb 
offenbar  zu  viel  bewiesen. 

Denn  es  ist  zwar  richtig,  dass  der  Präsident  Thiers  gegen  die 
Einschaltung  des  Wortes  »Nobis,«  als  eine  Neuerung,  protestirte; 
aber  ebensogut  steht  die  Thatsache  fest,  dass  der  Papst  unter  der 
Regierung  Louis  Philipp's  verschiedene  Nominationen  zu  Bischefi»- 
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stuhlen  liieht  aoceptirte,  worauf  sich  der  König  zu  neuen  Nomina- 
tionen  entschliessen  musste.  Der  Papst  machte  eben  ein  unveräus- 
serliches Becht  geltend ,  welches  auch  oflenbar  in  dem  bayerischen 
Concordate  Art.  IX.  mit  den  Worten  vorbehalten  ist :  »Talibus 
autem  Viris  —  seil,  dignis  et  idoneis  Ecclesiasticis  viris,  iis  dotibus 
praeditis,  ^uas  Sacri  Ganones  requirunt  —  Sanctitas  Sua  Canonicam 
debit  Institutionem  juxta  formas  consueta8.c 

Ad  g)  Eine  in  der  That  unerhörte  Gewalt  wird  abor  endlich 
den  canonischen  Normen  durch  den  Satz  angethan,  dass  die  Yacatur 
der  resignirten  Pfründe  erst  mit  dem  Momente  des  landesherrlichen 
Gonsenses  eintrete.  Es  beruht  dies  auf  jener  Verwechselung  oder 
Verschiebung  der  Begriffe,  welche  wir  oben  berftfart  haben.  Denn 
hierdurch  ist  ohne  Weiteres  das  Accessorium  zum  Principale,  die 
Vorbedingung  des  Bechtsactes  zu  dessen  wesentlichen  Attribut  ge- 
macht. Das  canonische  Becht  sa^ ,  dass  die  Benuntiaüon  durch 
die  Acceptation  von  Seiten  des  geistlichen  Obern  perfect  werde,  die 
officiöse  Erörterung  behauptet,  dass  die  Benuntiation  erst  völlig  zu 
Stande  gekommen  sei  in  jenem  Momente,  wo  die  landesherrliche  Ge- 
nehmigung vorliegt.  Ueber  solche  ganz  willkfirliche  Aufstellungen, 
welche  von  vornherein  jeder  juristischen  und  canonistischen  Basis 
entbehren,  und  lediglich  ihre  anscheinende  Beweiskraft  in  der  Kühn- 
heit haben,  womit  man  sie  aufstellt,  ist  fiberhaupt  nicht  zu  streiten, 
sondern  lediglich  zu  constatiren ,  dass  ein  principieller  Widerspruch 
gegen  die  canonische  Gesetzgebung  darin  liege,  welchen  zu  entdecken 
jedein  leicht  möglich  gemacht  ist. 

Selbst  wenn  es  richtig  wäre ,  dass  in  casu  der  Nominator  ex 
indulto  Apostolico  ein  canonisches  Becht  besässe,  um  seine  Einwil- 
ligung zur  Benuntiation  auf  die  fragliche  Pfründe  angezogen  zu  wer- 
den, was  aber  durchaus  nicht  erwiesen  ist ,  und  wie  wir  dareethan 
haben,  gar  nicht  erwiesen  zu  werden  vermag:  so  bliebe  doch  im- 
mer noch  die  Acceptation  des  kirchlichen  Obern ,  wie  es  ja  klar  in 
der  Natur  der  Sache  liegt,  das  kritische  Moment  der  periect  gewor- 
denen Benuntiation.  Denn  non  nisi  in  manus  superioris  legitimi 
kann  die  Besignation  gültig  geschehen,  weil  sie  eine  kirchliche  Bechts- 
handlung  ist,  et  quia  habet  vim  destitutionis. 

Durch  die  fragliche  ministerielle  Erörterung  ist  also  nichts 
weniger  bewiesen,  als  die  These,  welche  sie  an  ihrer  Spitze  trägt. 
Der  einzige  Beweis,  welcher  geliefert  ist,  besteht  darin,  dass  es  aber- 
mals klar  geworden  ist,  wie  man  in  unsern  Tagen  von  der  verhän^- 
nissvoUen  Sahn  der  unrichtigen  Auffassung  des  Verhältnisses  zwi- 
schen Kirche  und  Staat  und  des  Bechtes  der  ersteren  noch  immer 
nicht  zurückgekommen  ist,  sondern,  wie  es  scheint,  unaufhaltsam 
darauf  abwärts  gehen  will.  Man  beabsichtigt  die  Zerstörung  alles 
und  jeden  Bechtsbodens  der  Kirche ;  aber  man  sieht  nicht  ein,  dass 
das  'Recht  und  die  Freiheit  der  Kirche  das  wahre  Palladium  der 
bürgerlichen  Ordnung  und  Freiheit  sei.  Wahrscheinlich  wird  man 
in  spät  zu  dieser  Einsicht  kommen. 
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XVIII. 
Die  Hessen-Darmstädtischen  Kirchengesetze.  (1875.) 

Das  Grossherzogliche  Begierungsblatt  vom  3.  Mai  1875  pu- 
blicirte  folgende  Gesetze: 

1.    Gesetz 

die  rechtliche  Stellung  der  Kirchen  mid  Religionsgemeinschaften  im 

Staate  betreffend, 

Ludwig  III.  von  Gottes  Gnaden  Grossherzog  von  Hessen  and 
bei  Rhein  etc.  etc. 

Wir  haben  Uns  bewogen  gefunden  ,  mit  Zustimmung  Unserer 
getreuen  Stände  zu  verordnen  und  verordnen  hiermit,  wie  folgt: 

*  Art  1.  Der  evangelischen  und  der  katholischen  Kirche  ist 
das  Recht  öfientiicher  Corporationen  mit  dem  Rechte  der  öffent- 
lichen Gottesverehrung  gewährleistet. 

Art.  2.  Den  übrigen  bereits  bestehenden ,  sowie  den  sich  bil- 
denden neuen  Religionsgemeinschaften  steht  ebenfalls  das  Recht  der 
öffentlichen '  Gottesverehrung  zu. 

Corporationsrechte  sollen  denselben ,  insofern  sie  solche  noch 
nicht  besitzen ,  auf  den  Nachweis  der  entsprechenden  Erfordernis^ 
verliehen  werden. 

Art.  3.  Die  Bildung  neuer  Religionsgemeinschaften  ist  ge- 
stattet. Ihre  Verfassung  und  ihr  Bekenntniss  darf  den  Staatsge- 
setzen und  der  Sittlichkeit  nicht  widersprechen  und  nicht  zum  Ver- 
wände dienen ,  Andere  in  ihren  politischen ,  bürgerlichen  oder  reli- 
giösen Rechten  zu  beeinträchtigen. 

Art.  4.  Die  evangelische  und  die  katholische  Kirche,  sowie 
jede  andere  Religionsgemeinschaft,  ordnet  und  verwaltet  ihre  Ange- 
legenheiten selbstständig,  bleibt  aber  den  Staatsgesetzen  und  der 
Oberaufsicht  des  Staates  unterworfen.  Insbesondere  kann  keine  Kirche 
oder  Religionsgemeinschaft  aus  ihrer  Verfassung  oder  ihren  Verord- 
nungen Befugnisse  ableiten,  welche  mit  der  Hoheit  des  Staates  oder 
mit  den  Staatsgesetzen  in  Widerspruch  stehen. 

In  ihren  bürgerlichen  und  staatsbürgerlichen  Beziehungen  blei- 
ben die  Diener  und  Anstalten  der  Kirchen  und  Religionsgemein- 
schaften den  Staatsgesetzen  unterworfen. 

In  Beziehung  auf  die  Verwaltung  des  Vermögens  der  Kirchen 
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und  Religionsgeraeinschaften  bleibea  bis  zur  anderweitigen  Rögelnng 
die  bestehenden  Bestimmungen  in  Kraft. 

Die  Zulässigkeit  der  gerichtlichen  Verfolgung  kirchlicher  Beam- 
ten ist  nicht  von  der  Zustimmung  einer  kirchlichen  oder  einer  Ver- 
waltungsbehörde abhängig. 

Oeflfentliche  Wege  und  Plätze  können  zu  kirchlichen  oder  re- 
ligiösen Feierlichkeiten  nur  mit  Zustimmung  der  Obrigkeit  benutzt 
werden. 

Art.  5.  Alle  kirchlichen  Verordnungen  müssen  gleiclizeitig 
mit  der  Verkündigung  der  Staatsregierung  mitgetheilt  werden. 

Keine  Verordnung,  der  Kirchen  oder  Religionsgemeinscbaflien 
kann  in  Beziehung  auf  bürgerliche  oder  staatsbürgerliche  Verhält- 
nisse rechtliche  Geltung  in  Anspruch  nehmen  oder  in  Vollzug  ge- 
setzt werden,  bevor  sie  die  Genehmigung  des  Staats  erhalten  hat. 

Art  40.  da:  Verfassungsurknnde ,  sowie  die  auf  die  Staatsge- 
nehmigung (das  placet)  sich  beziehenden  Bestimmungen  der  Verord- 
imngen  vom  30.  Januar  1830  und  1.  März  1858,  die  Ausübung  des 
oberhoheitlichen  Schutz-  und  Aufsichtsrechts  über  die  katholische 
Kirche  betreffend,  sind  aufgehoben. 

Art.  6.  Gegenwärtiges  Gesetz  tritt  sofort  nach  der  Verkündig- 
ung durch  das  Eegierungsblatt  in  Kraft. 

Urkundlich  Unserer  eigenhändigen  Unterschrift  und  beige- 
druckten Grossherzoglichen  Siegels. 

Darmstadt,  am  23.  April  1875. 

(L.  S.)  Ludwig. 

Hofmann,    v,  StarcJc.    Kempff.    Schleiertnacker. 

2.    Gesetz, 

den  Missbrauch  der  geistlichen  Amtsgewalt  betr. 

Ludwig  IIL  von  Gottes  Gnaden  Grossherzog  von  Hessen  und 
bei  Rhein  etc.  etc. 

Wir  haben  Uns  bewogen  gefunden ,  mit  Zustimmung  Unserer 
getreuen  Stände  zu  verordnen  und  verordnen  hiermit,  wie  folgt: 

Art.  1.  Beschwerden  über  Missbrauch  der  geistlichen  Amts- 
gewalt können  jederzeit  bei  Uns  oder  bei  Unseren  Verwaltungsbe- 
hörden angebracht  werden.  Erscheint  eine  Beschwerde,  nach  statt- 
gehabter Ermittlung  des  Sachverhalts,  begründet,  worüber  Unser  Ge- 
.sammt-Ministerium  auf  Autrag  des  Ministeriums  des  Innern  zu  ent- 
scheiden hat,  so  wird  zur  Abstellung  derselben  das  Erforderliche  im 
Verwaltungswege  angeordnet ,  wegen  etwaiger  Bestrafung  des  ge- 
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Bchehenen  Amtsmissbranchs  aber  die  Sacbe  dem  anstandigeB  Gerieht 
fihergeben. 

Gegen  einen  Misebranch  geistlicher  Amtsgewalt  können  Unsere 
Behörden  auch  von  Amtswegen  einschreiten,  sobald  ein  öffeBiliches 
Interesse  dies  erheischt. 

Art.  2.  Ein  Missbrauch  der  geistlichen  Amtsgewalt  liegt  ins- 
besondere dann  yor ,  wenn  die  nachfolgenden  Bestimmungen  Aber 
die  Grenzen  des  Strafrechts  der  Kirchen  und  BeIigionsgemein8chafte& 
verletzt  werden. 

Art.  3.  Keine  Kirche  oder  Beligionsgemeinschaft  ist  —  abge- 
sehen von  den  nach  Art.  5—8.  zulässigen  Disciplinarstrafen  —  be- 
fugt^ andere  Straf-  oder  Zuchtmittel  anzudrohen,  zu  verh&ngen  oder 
zu  verkünden,  als  solche,  welche  dem  rein  religiösen  Gebiete  ange- 
liören  oder  die  Entziehung  eines  innerhalb  der  Kirche  oder  Beli- 
gionsgemeinschaft wirkenden  Bechts  oder  die  Ausschliessung  aus 
der  Kirche  oder  Beligionsgemeinschaft  betreffen. 

Art.  4.  Die  Yerhängung  der  nach  Art.  3.  zulässigen  Straf- 
nnd  Zuchtmittel  darf  nicht  öffentlich  bekannt  gemacht  werden. 

Eine  auf  die  Gemeindemitglieder  beschränkte  Hittheilang  ist 
nicht  ausgeschlossen. 

Pie  Vollziehung  oder  die  Verkfindung  derartiger  Straf-  oder 
Zuchtmittel  darf  auch  nicht  in  einer  beschimpfenden  Weise  erfolgen. 

Art.  5.  Die  kirchliche  Disciplinargewalt  über  Kirchendiener 
darf  nur  von  Deutschen  kirchlichen  Behörden  ausgeübt  werden. 
Kirchliche  Disciplinarstrafen,  welche  gegen  die  Freiheit  oder  das 
Vermögen  gerichtet  sind,  dürfen  nur  nach  Anhörung  des  Beschul- 
digten verhängt  werden. 

Der  Entfernung  aus  dem  Amt  (Entlassung,  Versetzung,  Sus- 
pension, unfreiwillige  Emeritirung  etc.)  muss  ein  geordnetes  proces- 
sualisches  Verfahren  vorausgehen. 

In  allen  diesen  Fällen  ist  die  Entscheidung  schriftlich  unter 
Angabe  der  Gründe  zu  erlassen« 

Art.  6.  Die  körperliche  Züchtigung  ist  als  kirchliche  Discipli- 
narstrafe  oder  Zuchtmittel  unzulässig.  Disciplinarstrafen  an  Geld 
dürfen  den  Betrag  von  90  Mark  oder,  wenn  das  monatliche  Amts- 
einkommen höher  ist,  den  Betrag  des  letzteren  nicht  übersteigen. 

Eine  auf  Freiheitsentziehung  gerichtete  Disciplinarstrafe  darf 
nur  in  der  Verweisung  in  eine  geistliche  Strafanstalt  bestehen. 

Die  Verweisung  darf  die  Dauer  von  drei  Monaten  nicht  über- 
steigen und  die  Vollstreckung  fdder  den  Willen  des  Betroffenen  we- 
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der  begODiien  noch   fortgesetzt   werden.    Die  Verweisang   in  eine 
aasserdeutsehe  geistliche  Strafanstalt  ist  unzulftssig: 

Art  7.  Geistliche  Strafanstalten,  welche  im  Orosshensogthnm 
errichtet  sind,  oder  errichtet  werden,  sind  der  Staatsaufsicht  unter- 
worfen. Ihre  Hausordnnng  ist  unserem  Ministerium  des  Innern  zur 
Genehmigung  einzureichen. 

Das  Ministerium  des  Innern  ist  befhgt,  Visitationen  der  geist- 
lichen Strafanstalten  anzuordnen  und  von  ihren  Einrichtungen  Kennt- 
niss  zu  nehmen. 

Von  der  Aufnahme  eines  Kirchendieners  hat  der  Vorsteher  der 
Anstalt  binnen  24  Stunden  der  zuständigen  Polizeibehörde  Anzeige 
zu  machen. 

Art.  8.  Von  jeder  kirchlichen  Disciplinar-Entscheidung,  wdohe 
auf  eine  Geldstrafe  von  mehr  als  60  Mark,  auf  Verweisung  in  eine 
geistliche  Strafanstalt  für  mehr  als  14  Tage  oder  auf  Entfernung 
aus  dem  Amte  lautet,  ist  Unserm  Ministerium  des  Innern,  gleich- 
zeitig mit  der  Zustellung  an  den  Betroffenen,  Anzeige  zu  machen. 

Die  Anzeige  muss  die  Entscheidungsgrfinde  enthalten. 

Im  Falle  fortgesetzten  Ungehorsams  gegenfiber  den  Vorschriften 
der  Ari  7.  und  8.  kann  die  Schliessung  der  Anstalt  durch  das  Mi- 
nisterium des  Innern  verf^  werden. 

Art.  9.  Die  nach  Art.  3.  bis  8.  zulässigen  Straf-  und  Zucht- 
mittel dfirfen  nicht  angedroht,  yerhängt,  verkflndet  oder  vollzogen 
werden: 

1)  wegen  Vornahme  einer  Handlung,  zu  welcher  die  Staats- 
gesetze oder  die  von  der  Obrigkeit  innerhalb  ihrer  Zuständigkeit 
erlassenen  Anordnungen  verpflichten; 

2)  wegen  Unterlassung  einer  Handlung,  welche  die  Staatsge- 
setze oder  die  von  der  Obrigkeit  innerhalb  ihrer  Zuständigkeit  er- 
lassenen Anordnungen  verbieten; 

8)  wegen  AusQbung  oder  Nicht-Ausflbung  öffentlicher  Stimm- 
rechte ; 

4)  wegen  einer  Beschwerde  Ober  Missbrauch  der  geistlichen 
Amtsgewalt; 

5)  um  einen  Beamten  zur  Vornahme  oder  Unterlassung  einer 
AmtHhandlung  zu  bestimmen. 

Art.  10.  Eine  von  der  oberen  kirchlichen  Behörde  im  Disci- 
pllnarwege  oder  sonst  wider  den  Willen  des  Betheiligten  verfiSgte 
Entfernung  aus  dem  kirchliehen  Amte  (Entlassung,  Versetzung,  Sus- 
pension, unfreiwillige  Emeritirung  etc.)  bewirkt  den  Verlust  des  mit 
der  Stelle  verbundenen  Diensteinkommens  nur  unter  der  Bedingung, 
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dass  unser  Ministei'ium  des  Innern  nach  Präfang  der  von  der  oberen 
kirchliehen  Behörde  Torzulegenden  Acten  anerkennt,  dass 

1)  das  nach  Art  5.  erforderliche  processualiGfche  Verfahren 
stattgefunden  bat  und 

2.)  die  getroffene  Massregel  weder  Gesetze  des  Staates  noch 
allgemeine  Bechtsgrundsätze  verletzt. 

Art.  11,  Kein 'Geistlicher  darf  Öffentliche  Yortr&ge  in  einer 
Klrclie  oder  in  einem  anderen  zu  religiösen  Yersanmilungen  be- 
stimmten Orte  dazu  anwenden ,  utn  aus  Anlass  öffentlicher ,  nicht 
rein  kirchlicher  Wahlen  auf  die  Wahlberechtigten  in  einer  bestimm- 
ten Parteirichtung  einzuwirken. 

Art.  12.  Geistliche,  Diener,  Beamte  oder  Beauftragte  einer 
Kirche  oder  Religionsgemeinschaft,  welche  den  zur  Abstellung  einer 
Beachwerde  über  kirchlichen  Amtsmissbraucb,  oder  den  sonstigen  in 
Bezug  auf  ihr  Amt  oder  ihre  geistlichen  Amtsverrichtungen  von  ün- 
sereK  Behörden  innerhalb  ihrer  Zuständigkeit  getroffenen  Anord- 
nungen nicht  Folge  leisten  oder-  den  VorschTiften  in  Artikel  3—9. 
und  11.  dieses  Gesetzes  zuwiderhandeln,  werden  mit  Geldstrafen  bis 
zu  ^00  Mark,  oder  mit  Haft  oder  mit  Getängniss  bis  zu  einem  Jahre 
und  in  Wiederholungsfällen  mit  Geldstrafen  bis  zu  1500  Mark  oder 
mit  Gefängniss  bis  zu  zwei  Jahren  bestraft.  • 

Zuwiderhandlungen  gegen  die  Vorschriften  des  Artikels  5.  des 
Gesetzes  über  die  rechtliche  Stellung  der  Kirchen  und  Beligionsge- 
meinschaften  im  Staate  werden  in  gleicher  Weise  bestraft. 

Art  13.  Kirchendiener,  welche  die  auf  ihr  Amt  oder  ihre 
geistlichen  Amtsverriohtungen  bezfiglichen  Yorsehrifben  der  Staat«;- 
gesetze  oder  die  in  dieser  Hinsicht  von  der  Obrigkeit  innerhalb  ihrer 
Zuständigkeit  getroffenen  Anordnungen  so  schwer  verletzen ,  dass 
ihr  Verbleiben  im  Amte  mit  der  öffentlichen  Ordnung  unverträglich 
erscheint,  können  auf  Antrag  der  Staatsbehörde  durch  Drtheil  des 
Gerichtshofs  tär  kirchliche  Angelegenheiten  (Art.-  23.)  aus  ihrem 
Amte  entlassen  werden. 

Eine  solche  Verletzung  liegt  insbesondere  dann  vor,  weim  neben 
einer  wiederholten  mit  Wissen  und  Willen  begangenen  Verletzung 
der  Vorschriften  der  Staatsgesetze  oder  der  in  deren  Vollzug  inner- 
halb ihrer  Zuständigkeit  getroffenen  Anordnungen  der  Obrigkeit  aus 
dem  Verhalten  des  Beschuldigten  hervorgeht ,  dasa  er  im  Falle  des 
Verbleibens  im  Amte  sein  den  Staatsgesetzen  und  obrigkeitlichen 
Anordnungen  zuwiderlaufendes  Veiffahren  fortzusetssen  gewillt  sei. 

Ebenso  können  Kirchendiener ,  welche  in  Ausübung  ihres  Am- 
tes zum  Ungehorsam  gegen  Staatsgesetze  oder  gegen  von  derObrig- 
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keit  innerhalb  ihrer  Zuständigkeit  getroffene  Anordnungen  auffordern 
auf  Antrag  der  Staatsbehörde  durch  Urtheil  des  Gerichtshofs  ffir 
kirchliche  Angelegenheiten  aus  ihrem  Amte  entlassen  werden. 

Art.  14.  Die  Beschlüssfassung  darüber,  ob  der  Antrag  auf 
Entlassung  bei  Gericht  gestellt  werden  soUi  steht  Unserem  Gesammtr 
Ministerium  zu. 

Art.  15.  In  dem  von  Unserem  Ministerium  des  Innern  bei 
dem  Gerichtshöfe  für  kirchliche  Angelegenheiten  zu  stellenden,  An- 
trag sind  die  Thatsachen,  aufweiche  er  sich  stützt,  möglichst  ge- 
nau anzugeben. 

Art.  16.  Auf  das  Ersuchen  des  Gerichtshofs  hat  das  Gericht 
höherer  Instanz,  in  dessen  Bezirk  der  Angeschuldigte  seineu  amt- 
lichen Wohnsitz  hat,  einen  decretmässig  angestellten  Richter  mit 
Führung  der  Voruntersuchung  zu  beauftragen.  Bei  der  Vorunter- 
suchung kommen  die  entsprechenden  Bestimmungen  der  Strafprocess- 
gesetze  zur  Anwendung.  Die  Verrichtungen  der  Staatsanwaltschaft 
werden  durch  einen  von  dem  Ministerium  des  Innern  ernannten  Be- 
amten wahrgenommen. 

Art.  17.  Ergibt  sich  aus  der  Voruntersuchung,  dass  die  That- 
sachön,  auf  welche  sich  der  Antrag  der  Staatsbehörde  stützt,  nicht 
zu  erweisen  sind ,  und  haben  sich  auch  keine  Beweise  f&r  andere 
Tbatsachen,  welche  nach  Artikel  18.  die  Entlassung  aus  dem  Amte 
rechtfertigen,  ergeben,  so  kann  der  Gerichtshof  für  kirchliche  Ange- 
legenheiten das  Verfahren  einstellen.  In  diesem  Fall  erhält  der  An- 
geschuldigte Ausfertigung  des  darauf  bezüglichen,  mit  Gründen  zu 
versehenden  Beschlusses. 

Art.  18.  Wird  das  Verfahren  nicht  eingestellt,  so  ist  der  An- 
geschuldigte unter  Mittheilung  der  von  dem  Beamten  der  Staatsan- 
waltschaft anzufertigenden  Anschuldigungsschrift,  welche  die  dem 
Angeschuldigten  zur  Last  gelegten  Tbatsachen  vollständig  und  ge- 
nau bezeichnen  muss,  zur  mündlichen  Verhandlung  vorzuladen.  Der- 
selbe kann  sich  des  Beistandes  eines  Advocaten  oder  Rechtsanwalts 
als  Yertheidigers  bedienen. 

Der  Gerichtshof  trifft  die  zur  Aufklärung  der  Sache  erforder- 
lichen Verfügungen.  Die  Beweisverhandlungcn  sind  unter  Zuaiehung 
eines  vereideten  Protokollführers  aufzunehmen. 

Die  Entscheidung  erfolgt  auf  Grund  mündlicher  Verhandlung 
in  öffentlicher  Sitzung.  Die  OeffentUchkeit .  kann  durch  Besohluss 
dos  Gerichtshofes  ausgeschlossen  oder  auf  bestimmte  Personen  be^ 
?5chränkt  werden. 

Art.  19.    In  dem  Termin  zur   mündlichen  Verhandlung   gibt 
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ein  von  dem  Vorsitzenden  des  Gerichtshofs  aus  der  Zahl  seiner  Mit- 
glieder ernannter  Referent  eine  Darstellung  der  Sache ,  wie  sie  aofi 
den  bisherigen  Verhandlungen  hervorgeht.  Hierauf  werden  der  An- 
geschuldigte oder  dessen  Vertreter,  sowie  der  die  Verrichtungen  der 
Staatsanwaltschaft  wahrnehmende  Beamte  mit  ihren  Vor-  und  An- 
trägen gehört. 

Art.  20.  Ist  der  Angeschuldigte ,  trotz  geschehener  Ladung, 
weder  selbst,  noch  durch  einen  Vertheidiger  im  Termine  erschienen, 
so  wird  in  seiner  Abwesenheit  verhandelt  und  nach  Lage  der  Ver- 
handlungen erkannt. 

Art.  21.  Bei  der  Entscheidung  hat  der  Gerichtshof,  ohne  an 
positive  Beweisregeln  gründen  zu  sein,  nach  seiner  freien,  aus  dem 
ganzen  Inbegriff  der  Verhandlungen  und  Beweise  geschöpften  Ueber- 
zeugung  zu  erkennen. 

Die  Entlassung  aus  dem  Amte  hat  die  rechtliche  Unfähigkeit 
zur  Ausübung  des  Amts,  der  Verlust  des  Amtseinkommens  und  die 
Erledigung  der  Stelle  zur  Folge. 

Art.  22.  Das  mit  Gründen  versehene  Urtbeil  wird  in  der  Sitz- 
ung, in  welcher  die  mündliche  Verhandlung  beendet  worden  ist«  oder 
in  einer  der  nächsten  Sitzungen  verkündet  und  je  eine  Aiififertignng 
desselben  dem  als  Staatsanwalt  fungirenden  Beamten  und  dem  An- 
geschuldigten zugestellt. 

Ueber  die  mündliche  Verhandlung  wird  ein  Protokoll  aufge- 
nommen, welches  die  Namen  der  Anwesenden  und  die  wesentlichen 
Momente  der  Verhandlung  enthalten  muss.  Das  Protokoll  wird  von 
dem  Vorsitzenden  und  dem  vereideten  ProtokoUtührer  unterzeichnet 

Art.  23.  Zur  Entscheidung  über  Anträge  der  Staatsbehörde 
auf  Entlassung  von  Geistlichen  aus  dem  Amte  ist  das  oberste  Lan- 
desgericht als  Gerichtshof  für  kirchliche  Angelegenheiten  berufen. 

Es  erlässt  seine  Erkenntnisse  in  seiner  Plenarsitzung  in  An- 
wesenheit v(Mi  wenigstens  drei  Viertel  seiner  Mitglieder. 

Art.  24.  Der  Gerichtshof  entscheidet  endgiltig  mit  Ausschluss 
jeder  weitlBren  Berufung. 

War  jedoch  der  nicht  erschienene  Beschuldigte  durch  von  dem 
Gericht  als  erheblich  anerkannte  Gründe  in  dem  Verhandlungster- 
min zu  erscheinen  verhindert,  so  kann  er  innerhalb  10  Tagen,  nacb 
der  Zustellung  des  gegen  ihn  ergangenen  ürtheils,  Einspruch  gegen 
dasselbe  schriftlich  oder  zu  Protokoll  bei  dem  Gerichte  erheben, 
welches  dasselbe  erlassen  hat. 

Dieser  Einspruch  muss  die  Verhinderungsgrnnde  beseheinigen, 
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oder  doch  Beseheinigaagsmittel  hiciräber,  sowie  die  Beschwerden  in 
der  Hauptsache  angeben. 

Erachtet  das  Gericht  das  Ausbleiben  fär  gerechtfertigt ,  so 
hebt  es  das  ergangene  Urtheil  auf,  vernichtet  geeigneten  Falls  auch 
das  Torhergegangene  Verfahren  und  bestimmt  einen  Tag  zur  noch- 
maligen Hauptverhandlung. 

Oegen  die  den  Einspruch  ffir  unbegrfindet  erklärende  VerfBg* 
ung  des  Gerichtshofs  ist  ein  weiteres  Bechtsmittel  nicht  zul&ssig. 

Die  Justiz*  und  Verwaltungsbehörden  haben  den  an  sie  er- 
gehenden Ersuchen  des  Gerichtshofs  Folge  zu  geben.  Die  Beschlfisse 
und  Entscheidangen  des  Gerichtshofs  sind  im  Verwaltungswege  voll- 
streckbar. 

Ueber  die  Verpflichtung  zur  Zahlung  der  Kosten  entscheidet 
der  Gerichtshof  nach  freiem  Ermessen.  Als  Kosten  werden  nur 
haare  Auslagen  in  Ansatz  gebracht. 

Das  Verfahren  vor  dem  Gerichtshof  findet,  soweit  nicht  dieses 
Gesetz  etwas  Anderes  bestimmt,  nach  den  durch  die  geltende  Straf- 
processordnung  flir  das  Offenüiehe  und  mündliche  Verfahren  festge- 
stellten Grundsätzen  statt. 

Art.  25.  Das  gegenwärtige  Gesetz  tritt  mit  dem  1.  Juli  1.  J. 
in  Kraft.  Mit  dem  nämlichen  Zeitpunkte  verlieren  die  von  dem 
gegenwärtigen  Gesetz  abweichenden,  bisher  geltenden  Bestimnmngen 
ihre  Wirksamkeit. 

Urkundlich  Unserer  eigenhändigen  Unterschrift  und  beigedrfick- 
ten  Grossherzoglichen  Siegels. 

Darmstadt,  den  23.  April  1875. 
(L.  S.)  Ludwig, 

Uofmann.    v.  Starek.    Kempff.    Schleiermacher. 

3.    Gesetz, 

heireffend  die  Vorbildung  und  Anstellung  der  Geistliehen. 

Ludwig  HL  von  Gottes  Gnaden  Grossherzog  von  Hessen  und 
bei  Rhein  etc.  etc. 

Wir  haben  Uns  bewogen  gefunden,  mit  Zustimmung  U^nserer 
getreuen  Stände  zu  verordnen  und  verordnen  hiermit,  wie  folgt: 

Art  1.  Ein  Kirchenamt,  welches  mit  einem  Geistlichen  zu 
besetzen  ist,  darf  in  einer  der  christlichen  Kirchen  nur  einem  Deut- 
schen abertragen  werden,  welcher  seine  wissenschaftliche  Vorbildung 
nach  den  Vorschriften  dieses  Gesetzes  därgethan  hat  und  nicht  von 
der  Staatsregierung  unter  Angabe  des  Grundes  als  ihr  in  bürger- 
licher oder  staatsbflrgerlicher  Beziehung  missßlllig  erklärt  worden  ist. 
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Diese  Vorschriften  finden  Anwendung  ohne  unterschied,  ob  das 
Amt  dauernd  oder  widerruflich  übertragen  werden  soll ,  oder  nur 
eine  Stellvertretung  oder  Hülfeleistung  in  demselben  statthaben  soll. 
Ist  Gefahr  im  Verzuge  oder  bandelt  es  sich  nur  um  Befriedigung 
eines  vorübergehenden  Bedürfnisses,  so  kann  eine  Stellvertretnug  oder 
Hülfeleistung  einstweilen  und  verbehaltlich  des  Einspruchs  der  Staats- 
regiorüng  angeordnet  werden. 

Der  Geistliche,  welchem  ein  Kirchenamt  übertragen  wird ,  ist 
verbunden,  vor  Uebernahme  desselben,  den  Verfassungseid  absnilegen, 
sofern  er  dies  noch  nicht  getfaan  hat. 

Art.  2.  Zum  Nachweis  der  wissenschaftlichen  Vorbildung  wird 
regelmässig  erfordert,  dass  der  Gandidat  Zeugnisse  über  die  von  ihm 
bestandene  Maturitäts-Prüfung  auf  einem  deutschen  Gymnasium  und 
den  dreijährigen  Besuch  eiuer  deutschen  Staats-Universitfit  vorlegt, 
sowie  durch  eine  nach  vollendetem  Dniversitätsbesuch  vor  einer  Staats- 
behörde abzulegende  Prüfung  in  Philosophie  (Logik ,  Psychologie, 
Geschichte  der  Philosophie),  Gtochichte  und  deutscher  Literatur  dar- 
thut,  dass  er  die  fiSr  seinen  Beruf  erforderliche  allgemeine  wissen- 
schaftliche Bildung  erworben  habe. 

Das  Nähere  wird  durch  laadeshenrlicbe  Verordnung  bestimmt. 

Diese  Prüfung  ist  nidht  erforderlich,  wenn  der  Gandidat  nach 
dem  vorgeschriebenen  Besuch  der  üuiversität  einfa  FacuItäts*Präfun«; 
vor  einer  staatlich  angeordneten  PrüfungsbehOrde  innerhalb  des  deut- 
schen Beichs  bestanden  hat. 

Während  des  vorgeschriebenen  Universitätsbesuche  därfien  die 
Studirenden  einem  kirchlichen  Seminar  nicht  angehören. 

Von  der  vorgeschriebenen  Dauer  des  üniversitätsbesuchs  kann 
mit  Rücksicht  auf  einen  be^ondeceu  Bildungsgang  ein  angemessener 
Zeitraum  durch  Unser  Ministerium  des  Innern  erlassen  werden. 

Vom  dreijährigen  Besuch  eider  Deutschen  Staats-Universitat 
darf  derjenige  nicht  dispensirt  werden,  welcher  seine  Studien  an  einer 
Anstalt  gemacht  hat,  an  der  Jesuiten  oder  Mitglieder  anderer  ver- 
wandter Orden  (Reichsgesetz  vom  4.  Juli  1872)  lehren. 

Art.  3.    Die  Kirchen  sind  befugt,    Anstalten   zur  theologisch- 
praktischen  Vorbildung  der  künftigen  Geistlichen  zu  unterhalten. 

Zum  Besuche  derselben  dürfen  nur  solche  aufgenommen  wer- 
den, welche  den  Vorschriften  wegen  des  Universitätsbesuchs  genügt 
haben. 

In  die  bestehenden  Enaben-NSeminare  (Knaben-Convicte)  dürfen 
keine  neuen  Zöglinge  mehr  aufgenommen  werden  und  sind  diese  S<^ 
minare  (Convicte)  in  einer  durch   Beschluss   des.  Gesa mn^t- Minist«^ 
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riuins  nach  Publication  dieses  Gesetzes  zu  bestimmenden  angemes- 
senen Frist  zn  schliessen.  Nene  Anstalten  dieser  Art  dürfen  niclit 
mehr  errichtet  werden. 

Alle  kirchlichen  Anstalten,  welche  der  Vorbildung  der  Oeist* 
liehen  dienen,  stehen  unter  Aufsicht  des  Staats  und  können  im  Fall 
der  Zuwiderhandlung  gegen  gesetzliche  Vorschriften  oder  gegen  die 
von  den  Staatsbehörden  in  Ausübung  der  Staatsaufsicht  getroffenen 
Anordnungen  durch  Beschluss  des  Oesammtministeriums  geschlossen 
werden. 

Art.  4.  Die  obere  kirchliche  Behörde  ist  verpflichtet,  die  Per- 
son, der  ein  kirchliches  Amt  (Art.  1.)  fibertragen,  oder  die  zu  einer 
nicht  blos  vorübergehenden  Stellvertretung  oder  Hülfeleistung  in 
einem  kirchlichen  Amte  verwendet  werden  soll,  dem  Ministerium  des 
Innern  unter  Bezeichnung  des  Amtes  anzuzeigen.  Dasselbe  gilt  bei 
Versetzung  eines  Geistlichen  in  ein  anderes  kirchliches  Amt  oder 
bei  Umwandlung  einer  widerruflichen  Anstellung  in  eine  dauernde. 

Die  beabsichtigte  Anstellung  oder  Verwendung  darf,  vorbehalt- 
lich des  vorletzten  Satzes  des  Art.  1.  nicht  eher  erfolgen,  als  bis 
die  Staatsregierung  erkl&rt  hat,  dass  sie  keinen  Einspruch  zu  er- 
heben gedenke.  Jm  Falle  des  vorletzten  Satzes  des  Art  1.  muss 
die  angeordnete  Stellvertretung  oder  Hfilfeleistung  sofort  zurfickge* 
nommen  werden,  sobald  gegen  dieselbe  von  der  Staatsregierung  Ein- 
spruch erhoben  wird. 

Art.  5.  Die  provisorische  oder  deflnitive  Errichtung  neuer 
Pfarrstellen,  sowie  die  Aenderung  bestehender  Ptarrbezirke  darf  nur 
mit  Genehmigung  der  Staatsregierung  erfolgen. 

Art.  6.  Soweit  die  Mitwirkimg  des  Staats  bei  Besetzung  kirch- 
licher Aemter  auf  Grund  des  Patrbnats  oder  besonderer  Bechtstitel 
anderweit  geregelt  ist,  behält  es  dabei  sein  Bewenden. 

Dessgleichen  werden  die  bestehenden  Hechte  des  Staats  bezüg- 
lich der  Anstellung  von  Geistlichen  beim  Militär  und  an  öffentlichen 
Anstalten  durch  das  vorliegende  Gesetz  nicht  berührt. 

Art.  7.  Die  üebertragnng  der  Functionen  eines  kirchlichen 
Amts,  welche  unter  Verletzung  der  gesetzlichen  Bestimmungen  er- 
folgt oder  dem  Schlusssatz  des  Art.  4.  zuwider  nicht  zurückgenom- 
men worden  ist,  gilt  als  nicht  geschehen ,  und  es  ist  daher  die  In- 
tercalarverwaltung  der  betreffenden  Pfründe  anzuordnen  oder,  wenn 
solche  bereits  angeordnet  ist,  fortzusetzen. 

Der  Geistliche,  welcher  die  Functionen  eines  kirchlichen  Amts, 
die  ihm  unter  Verletzung  der  gesetzlichen  Bestimmungen  übertragen 
worden  sind  oder  die  er ,  ohne  dass  den  gesetzlichen  Erfordernissen 
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genagt  ist,  flbeirnoiDineii  hat,  öffentlich  auaubt,  wird  mit  Gefäugniss 
bis  zu  Ginem  Jahr  oder  mit  Qeld9trafe  bis  xu  300  Mark  bestraft. 

Der  kirchliche  Obere,  welcher  eiuem  Geistlichen  mit  Ver- 
letsong  der  geseteliohen  Bestimmungen  ein  Kirchenamt  oder  die  Func- 
tioaen  eines  kirchUcbeu  Amts .  überträgt ,  wird  mit  Geldstrafe  tou 
^300  bis  1500  Mark'  oder  mit  Gefängniss  von  einem  Monat  Ms  zu 
Einem  Jahre  bestraft. 

•Art  8.  Die  Yerurth^ilang  eines  GeistKcheu  zur  ^achthans^ 
strafe,  die  Aberkennung  der  bürgerlichen  Ehrenrechte  und  der  Fähig* 
keit  zur  Bekleidung  öSaDtlicher  Aemter  bat  die  Erledigung  der  Stelle, 
die  Unfähigkeit  zur  Ausübung  des  kirchlichen  Amts  und  den  Ver- 
lust des  Amtsdpkommens  zur  Folge. 

. .  Dem  Gei8tlicben ,  gegen  welchen  eiue  der  in  düeäem  Artikel 
bezeichneten  Entscheidungen  ergangen  ist ,  ist  jede  öffentliche  Aus- 
übung der  Functionen  eines  kirchlichen  Amts  untersagt.  Zuwider- 
handlungen gegen  diese  Vorschrift  werden  mit  Gefängniss  bis  zu 
Einem  Jahre,  oder  mit  Geldstrafe  bis  zu  800  Mark  bestraft. 

Art.  9.  Die  Vorsdiriften  dieses  Gesetzes  über  den  Nachweis 
wjssenschattlicher  Vorbildung  finden  keine  Anwendung  auf  Personen, 
welche  vor  Verkündigung  dieses  Gesetzes  ih  einem  Eirchenamte  an- 
gestellt sind  oder  die  Fäbigkietit  zur  Austeilung  im  Kirchenamte  er- 
langt haben. 

Ausserdem  ist  das  Ministerium  des  Innern  ermächtigt,  denje- 
nigen Personen,  welche  vor  Verkündigung  dieses  Gesetzes  in  ihrer 
Vorbildung^  zum  Kirchenamte  vorgeschritten  waren ,  den  in  diesem 
Gesetze  vorgeschriebenen  Nachweis  der  wissenschaftlichen  Vorbildung 
ganz  oder  theilweise  zu  erlassen. 

Art,  10.  Ein  katholischer  Geistlicher ,  welchem  eine  Pfarrei 
oder  ein  sonstiges,  mit:  dem  Genuss  einer  Pfründe  verbundenes  Eir-- 
chenamt  unter  Beobachtung  der  obigen  Bestimmungen  übertragen 
ist,  erhält  eine  landesherrliche  Bestätigungsurkunde,  wodurch  er  als 
gesetzmässiger  Inhaber  des  Amtes  von  Seiten  des  Staats  anerkannt 
wird  und  f3r  die  Dauer  des  Amtes  Anspruch  auf  den  Genoss  der 
damit  verbundenen  Pfründe  erhält. 

Jedes  Pfarramt  soll  in.  der  Begel  spätestens  ein  Jahr  nach  Er- 
le^gung  der  Pfründe  wieder  dauernd  besetzt  sein. 

Die  Frist  kann  von  dem  Ministerium  des  Innern  im  Falle  des 
Bedürfnisses  angemessen  verlängert  werden. 

Art  11.  Wenn  eine  erledigte  katholische  Pfarrstelle  innerhalb 
der  im  vorigen  Artikd  genannten  oder  der  von  Unserem  Ministe- 
rium  des  Innern   verlängerten   Frist   nicht  in    einer  den   Bestim- 
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mnngen  dieses  Gesetzes  eatsprecbe&den  Weise  durch  die  zostftndige 
kirchliche  Behörde  wieder  besetzt  wird,  so  ist  Derjenige,  welchem  auf 
Grund  des  Fatronats  oder  eines  sonstigen  Bechtstitels  das  Präsentations- 
(Nominations-,  Vorschlags-)  Reclit  zusteht,  befugt,  das  Pfarramt  mit 
allen  davon  abhängenden  Becbten  und  Pflichten  auf  solange  einem 
katholischen  Geistlichen  als  Pfarrverweser  zu  fibertragen,  bis  eine 
dauernde  Wiederbesetzung  dnreh  die  zuständige  kirchliche  Behörde 
in  einer  den  Bestimmungen  dieses  Gesetzes  entsprechenden  Weise 
erfolgt  ist. 

Der  Berechtigte  ist  eintretenden  Falls  zur  Ausfibung  dieser 
Befngmss  durch  das  Ministerium  des  Innern  einzuladen. 

Art.  12.  Ist  kein  Pr^entationsberechtigter  vorhanden  oder 
macht  derselbe  innerhalb  zweier  Monate  voni  Tage  des  Empfangs 
der  Einladung  (Art.  11)  von.  der  ihm  zustellenden  Befngniss  keinen, 
den  Bestimmungen  dieses  Gesetzes  entsprechenden  Gebrauch,  so 
steht  die  Befugniss  zur  Ernennung  des  Pfarrverwesers  der  katho- 
lischen Eirchengemeinde  zu,  in  welcher  die  Stelle  erledigt  ist. 

Zu  diesem  Behufe  werden  die  am  Orte  wohnenden,  im  Besitze 
der  bürgerlichen  Ehrenrechte  befindlichen,  selbstständigen  männlicheri 
Gemeindemitglieder,  welche  das  25.  Lebensjahr  zurückgelegt  haben, 
zur  Beschlussfassung  über  die  Wahl  eines  Pfarrverwesers  berufen. 

Zur  Gültigkeit  der  Wahl  ist  erforderlich,  dass  mehr  als  die 
Hälfte  der  an  der  Wahl  sich  Betheiligenden  dem  Beschlüsse  zuge- 
stimmt hat. 

Die  näheren  Bestimmungen  über  das  Verfahren  werden  von 
Unserem  Ministerium  des  Innern  erlassen. 

Kommt  eine  gültige  Wahl  zu  Stande,  so  ist  auf  demselben 
Wege  ein  Bevollmächtigter  zu  wählen,  welcher  die  Gemeindevertre- 
tung der  Regierung  gegenüber  zu  repräsentiren  und  wegen  Ueber- 
tragung  des  Amtes  an  den  gewählten  Geistlichen  das  Nöthige  zu 
besorgen  hat. 

Art.  13.  Die  Bestimmungen  der  Artikel  1 ,  2,  4,  6,  7  und  9 
des  gegenwärtigen  Gesetzes  finden  in  den  Fällen  der  Art.  1 1  und  12 
entsprechende  Anwendung.  Die  im  Art.  4  vorgeschriebene  Anzeige 
hat  bei  Vermeidung  der  auf  die  Unterlassung  gesetzten  Strafe  (Art. 
7)  durch  den  Präsentationsberechtigten  (Art.  11)  oder  durch  den 
Gemeinde- Bevollmächtigten  (Art.  12)  zu  geschehen. 

Art.  14.  Das  gegenwärtige  Gesetz  tritt  mit  dem  1.  Juli  l.J. 
in  Kraft.  Mit  dem  nämlichen  Tage  verlieren  die  von  demselben  ab- 
weichenden, bisher  geltenden  Bestimmungen  ihre  Wirksamkeit. 
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Urkundlich  Unserer  eigenhändigen  Unterschrift  and  foeigedrück* 
ten  Grossherzoglichen  Siegels. 

Darmstadt,  den  23.  April  1875. 
(L.  S.)  Ludwig, 

Hofmann.    v.  Starch.    Kempff.    Schleiermacher. 

4.    G  e  i  e  t  z , 

die  religiösen  Orden  tmd  ardensähnlichefi  Cangregatianen  betreffend, 

Ludwig  HL  von  Oottes  Gnaden  Grossherzog  von  Hessen  und 
bei  Rhein  etc. 

Wir  haben  uns  bewogen  gefunden,  mit  Zustimmung  Unserer 
getreuen  Stftnde  zu  verordnen  und  verordnen  hiermit,  wie  folgt: 

Art.  1.  Neue  Niederlassungen  oder  Anstalten  von  religi^o 
Orden  oder  ordensähnlichen  Congregationen  werden  im  Grosshenog- 
thum  nicht  zugelassefi. 

Die  bestehenden  Niederlassungen  odef  Anstalten  dieser  Art 
dürfen  neue  Mitglieder  nicht  aufnehmen. 

Art  2.  Abweichend  von  der  Vorschrift  in  dem  zweiten  Absatz 
des  Artikel  1  kann  den  dermalen  bestehenden  weiblichen  religiösen 
Orden  oder  ordensähnlichen  Congregationen,  welche  sich  ausschliess- 
lich dem  Unterricht  widmen  oder  Privatunterrichte- Anstalten  besüzeo. 
durch  Unser  Ministeriuni  des  Innern  gestattet  werden,  neue  Mitglieder 
insoweit  aufzunehmen,  als  dies  zur  Erhaltung  der  Lehrkräfte  dieser 
Privatunterrichts-Anstalten  in  ihrer  jetzigen  Zahl  erforderlich  ist. 

Art.  3.  Den  im  Grossherzogthume  bestehenden  religiöeen  Or- 
den und  ordensähnlichen  Congregationen,  welche  sich  ausschliesslicii 
der  Krankenpflege  widmen,  kann  nicht  blos  die  Aufnahme  neuer 
Mitglieder,  sondern  auch,  wenn  die  vorhandenen  bürgerlichen  An- 
stalten und  Einrichtungen  den  Bedürfnissen  des  Erankendienstes  nicht 
genfigen,  die  Errichtung  neuer  Niederlassungen  von  Unserem  Minis- 
terium des  Innern  gestattet  werden. 

Art.  4.  Die  bestehenden  Niederlassungen  oder  Anstalten  too 
religiösen  Orden  oder  ordensähnlichen  Congregationen  stehen  unter 
Aufsicht  des  Staates.  Die  näheren  Bestimmungen  aber  die  Ans- 
fibung  der  Staatsautsicht  werden  von  dem  Ministerium  des  Inoem 
erlassen. 

Aus  Gründen  des  OiFentlichen  Wohls,  oder  wegen  Ungehorsams 
gegen  die  Vorschriften  des  Gesetzes  oder  gegen  die  zur  AusfBhiung 
desselben  ergangenen  Anordnungen  der  Behörden  können  auch  be- 
reits bestehende  Niederlassungen  oder  Anstiften  von  religiösen  Orden 
oder   ordensähnlichen  Congregationen  auf  Antrag  des  MinistmuDS 
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des  Innern  durch  Beschluss  des  Gesammt^Ministeriams  aufgelSstund 
geschlossen  werden. 

Art.  5.  Soweit  das  vorliegende  Gesetz  davon  ausgehti  dass  der 
dermalen  vorhandene  Zustand  bestehen  bleiben  soll,  ist  ffir  die  Ent* 
Scheidung  der  einschlägigen  Fragen  Aber  den  Bestand  def  Anstalten 
der  erste  October  1874  massgebend. 

Art.  6.  Gegenwärtiges  Gesetz  tritt  sofort  nach  seiner  Verkfin- 
digung  durch  das  Regierungsblatt  in  Kraft.  Zugleich  verlieren  alle 
von  demselben  abweichenden,  bisher  geltenden  Bestimmungen  ihre 
Wirksamkeit. 

Urkundlich  Unserer  eigenhändigen  Unterschrift  und  beigedrfick- 
ten  Grossherzoglicheij  Siegels. 

Darmstadt,  den  23.  April  1875. 
(L.  S.)  Ludwig. 

Uofmann.    v,  Siarch    Kempff,    SdUetertnacher, 

5.    6  e  i  e  t  z  y 

das  BcsUuerungsrecht  der  Kirchen  und  Religumsgemeinschaflen  be- 

ireffend. 

Ludwig  IIL  von  Gottes  Gnaden,  Grossherzog  von. Hessen  und 
bei  Uhein  etc. 

Wir  haben  Uns  bewogen  gefunden,  mit  Zustimmung  Unserer 
getreuen  Stände  zu  verordnen  und  verordnen  hiermit,  wie  folgt: 

Art.  1.  Die  evangelische  und  katholische  Kirche,  sowie  die 
mit  Gorporationsrechten  versehenen  Beligionsgemeinschaften  sind  unter 
den  in  den  nachfolgenden  Artikeln  bemerkten  Voraussetzungen  be- 
rechtigt, die  zur  Bestreitung  der  kirchlichen  oder  religiösen  Bedürf- 
nisse erforderlichen  Mittel  durch  Umlagen  auf  ihre  Mitglieder  auf- 
zubringen. 

Art.  2.  Umlagen  zur  Bestreitung  kirchlicher  oder  religiöser 
Bedürfnisse  kdinnen  nur  erhoben  werden,  wenn  die  Erträgnisse  des 
Vermögens  der  betreffenden  Kirche  oder  Religionsgemeinschaft,  be- 
ziehungsweise der  betreffenden  Kirchen-  oder  Religionsgemeinde  und 
die  sonst  derselben  zu  Gebote  stehenden  Mittel  zur  Bestreitung  des 
Bedurfuis.ses  nicht  ausreichen. 

Art.  8.  Die  Erhebung  einer  Umlage  zur  Bestreitung  des  Be- 
dürfnisses einer  einzelnen  Kirchen-  oder  Religionsgemeinde  kann  nur 
unter  nachfolgenden  Voraussetzungen  erfolgen: 

1)  Ueber  die  Einnahmen  oder  Auagabeii  der  Kirchen-  oder  Re- 
ligionsgemeinde,  insbesondere]   über  die  für  die  Ausgaben  vorge- 
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seheneu  Deckungsmittel  muss  ein  ordnangsmässiger  Voranschlag  auf- 
gestellt werden. 

2)  Eine  aus  directer  Wahl  der  Oemeindeglieder  hervorgegangene 
Vertretung  der  Kirchen-  oder  Religionsgemeinde  muss  zur  Erhe- 
bung der  in  dem  Voranschlage  vorgesehenen  Umlage  die  Zustim- 
mung ertbeilen. 

Diese  Gemeindevertretung  hat  aus  mindestens  zwölf  Mitgliedern 
oder,  wenn  die  Zahl  der  stimmberechtigten  Mitglieder  der  betref- 
fenden Kirchen-  oder  Beligionsgemeinde  weniger  als  zwölf  beträgt, 
aus  sämmtUchen  stimmberechtigten  Gemeindegliedern  zu  besteheo. 
Die  näheren  Bestimmungen  fiber  die  Zusammensetzung,  die  Zahl  der 
Mitglieder  dieser  Gemeindevertretungen,  über  die  Stimmberechtigung 
und  Wählbarkeit  bei  den  Wahlen,  über  die  Art  und  Weise  der  Vor- 
nahmen der  Wahlen,  über  die  Zusammenberufnng  und  Verhandlung 
dieser  Vertretungen  werden,  soweit  nicht  ein  von  der  Kirchenbe- 
hörde mit  Unserer  Genehmigung  erlassenes  Verfassungsstatut  für  di 
betreffende  Kirche  oder  Beligionsgemeinschaft  genügende  Vorsehun 
trifft,  von  Unserem  Ministerium  des  Innern  erlassen. 

3)  Dem  Vorstande  der  politischen  Gemeinde  oder,  wenn  sich 
die  kirchliche  oder  religiöse  Gemeinde  über  mehrere  politische  Ge- 
meinden erstreckt,  den  Vorständen  der  verschiedenen  politischen  Ge- 
meinden, ist  von  dem  Vorstande  der  betreffenden  Kirchen-  oder  Re- 
ligionsgemeinde durch  Mittheilung  eines  Auszugs  aus  dem  Voran- 
schlage von  der  beabsichtigten  Erhebung  einer  Umlage  Kenntuiss 
zu  geben.  Jeder  betheiligte  Vorstand  einer  politischen  Gemeinde 
kann  binnen  21  Tagen,  vom  Tage  der  Zustellung  des  Auszuges  aus 
dem  Voranschlage  an  gerechnet,  durch  schriftliche  motivirte  Mit- 
theilung an  den  Vorstand  der  Kirchen-  oder  Religionsgemeinde  gegen 
die  beabsichtigte  Erhebung  einer  Umlage  von  den  Angehörigen  seiner 
Gemeinde  Einwand  erheben.  Geschieht  dies  und  soll  auf  der  Erhe- 
bung der  Umlage  bestanden  werden,  so  ist  von  dem  Vorstande  der 
Kirchen-  oder  Religionsgemeinde,  beziehungsweise  je  nach  der  Or- 
ganisation der  betreffenden  Kirche  oder  Religionsgemeinschaft  von 
der  oberen  oder  obersten  kirchlichen  Behörde  die  Entscheidung  des 
dem  Vorstande  der  betreffenden  politischen  Gemeinde  vorgesetzten 
Kreisamts  und,,  wenn  dieses  den  erhobenen  Einwand  für  b^^ründet 
erachtet,  die  Entscheidung  Unseres  Ministeriums  des  Innern  zu  ver- 
anlassen, dessen  Entschliessung  alsdann  massgebend  ist. 

Ebenso  kann  der  Vorstand  der  betreffenden  politischen  Gemeinde, 
wenn  das  Kreisamt  seinen  Einwand  für  unbegründet  orachtett  binnen 
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14  Tagen,  vom  Tage  der  Zustellung  der  kreisamtlichen  YerAgung 
an  gerechnet,  den  Becurs  an  Unser  Ministerium  des  Innern  ergreifen. 

'4)  Auch  abgesehen  von  dem  Fälle  der  Erhebung  eines  Ein- 
wandes  von  Seiten  des  Vorstandes  einer  betheiligten  politischen  Ge- 
meinde rouss  dem  Ereisamte  der  Voranschlag  der  betreffenden  Kir« 
eben-  oder  Beligionsgemeinde  zur  Einsicht  und  behuft  Ertheilung 
der  staatlichen  Genehmigung  zur  Erhebung  der  darin  vorgesehenen 
Umlage  mitgetheilt  werden.  Umfasst  eine  Kirchen-  oder  Beligions- 
gemeinde  mehrere,  verschiedenen  Kreisen  angehOrige  politische  Ge- 
meinden, so  ist  der  Voranschlag  dem  Kreisamt  mitzutheilen,  in  dessen 
Krois  der  Hauptort  der  Kirchen-  oder  Religionsgemeinde  liegt.  Findet 
das  Kreisamt  bei  Ertheilung  der  Genehmigung  Anstand,  so  ist,  wenn 
auf  Erhebung  der  Umlage  bestanden  werden  soll,  in  gleicher  Weise, 
wie  unter  Nr.  3  bemerkt,  die  alsdann  massgebende  EntSchliessung 
Unseres  Ministeriums  des  Innern  einzuholen. 

Art.  4.  Handelt  es  sich  um  Aufbringung  der  Mittel  zur  Be- 
streitung des  Bedürfnisses  eines  innerhalb  einer  Kirche  oder  Reli- 
gioDsgemeinschaft  aus  mehreren  Gemeinden  verfassungsmässig  gebil- 
deten grösseren  Verbandes  (Decanatsverbandes  u.  dgl.)  als  solchen, 
so  ist  der  Betrag,  welcher  nach  Verwendung  der  dem  grösseren  Ver- 
bände als  solchem  für  die  betreffenden  Zwecke  zu  Gebote  stehenden 
Mittel  noch  zu  decken  übrig  bleibt,  auf  die  einzelnen  Kirchen-  oder 
Keligionsgemeinden  unter  Zugrundelegung  der  Communalsteuercapi- 
talien  der  in  Betracht  kommenden  Gemeindemitglieder  zu  vertheilen. 

firscheint  hierdurch  in  der  einen  oder  der  anderen  Einzel-Ge- 
meinde die  Erbebung  einer  Umlage  nötbig,  so  finden  bezüglich  der 
Erhebung  einer  solchen  Umlage  die  im  Art.  3  bemerkten  Bestim- 
mungen Anwendung.  Nur  ist,  wenn  dem  betreffenden  grösseren  Ver- 
bände nach  Massgabe  eines  von  uns  genehmigten  Verfassungsstatuts 
oder  von  Uns  genehmigter  organischen  Bestimmungen  eine  gewählte 
Vertretung  der  Gemeindeglieder  zur  Seite  steht  und  diese  zu  der 
fraglicfaen  Bepartition  zujgestimmt  hat,  die  Zustimmung  der  betref- 
fenden örtlichen  kirchlichen  oder  religiösen  Gemeindevertretung  zur 
Aufnahme  des  betreffenden  Ansgabepostens  in  den  Voranschlag  und 
zur  Erbebung  der  dadurch  nöthig  werdenden  Umlage  nicht  erfor- 
derlich. 

Art.  5.  Ist  für  die  Gesammtheit  einer  Kirche  oder  einer  aus 
verschiedenen  einzelnen  Gemeinden  bestehenden  Beligionsgemeinschaffc 
nach  Uassgabe  eines  von  uns  genehmigten  Verfassungsstatuts  eine 
gewählte  Vertretung  der  Gemeindeglieder  vorhanden,  so  kann,  falls 
die  der  Gesanmotheit  der  Kirche  oder  Keligionsgemeinschaft  als  solcher 
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ffir  die  betreffenden  Zwecke  zu  Gebote  stehenden  Mittel  zur  Bestrei- 
tung des  Bedürfnisses  nicht  ausreichen,  mit  Zustimmung  der  ge«- 
wählten  QesammtveHretung  auch  der  Ausschlag  einer  besonderen 
Umlage  für  die  betreffenden  allgemeiuen  Zwecke  der  Kirche  oder 
Religionsgemeinschaft  auf  sämmtUche  Angehörige  derselben  be- 
schlossen werden. 

Dieser  Beschluss  bedarf  jedoch  der  Genehmigung  unseres  Mi- 
nisteriums des  Innern.  Ist  diese  erfolgt,  so  wird  der  betreffende  in 
allen  Gemeinden  alsdann  durch  Umlagen  aufzubringende  Betrag  auf 
die  Einzelgemeinden  unter  Zugrundlegung  der  Communalsteuercapi- 
talien  der  einzelnen  Angehörigen  der  betreffenden  Kirche  oder  Bali- 
gionsgemeinschalt  vertheilt,  ohne  dass  es  einer  weiteren  Zustimmung 
oder  Genehmigung  zur  Aufnahme  der  betreffenden  Ausgabeposten  in 
die  Yoranschlftge  und  Aufbringung  derselben  durch  Umlagen  bedarf. 

Art.  6.  Die  nach  den  Artikeln  3,  4  und  5  zulässige  Umlagen 
werden  nach  Massgabe  der  für  die  Gommunalsteuem  der  politischen 
Gemeinden  geltenden  Grundsätze  auf  die  Mitglieder  der  betreffenden 
Kirchen-  oder  Beligionsgemeinden  ausgei^hlagen,  mit  den  Gommu- 
nalsteuem für  die  politischen  Gemeinden  von  dem  Gemeinde-Einneh- 
mer erhoben  und  von  diesem  im  Ganzen  an  die  betreffende  kirch- 
liche Kasse  eingeliefert.  Ebenso  finden  die  für  die  Beitreibung  der 
Gommunalsteuem  geltenden  Grundsätze,  beziehungsweise  das  tüi  diese 
Beitreibung  vorgeschriebene  Verfahren  auch  auf  die  in  den  Art  3, 
4  und  5  bemerkten  Umlagen  Anwendung. 

Art.  7.  Unser  Ministerium  des  Innern  ist  mit  der  Ausffihrung 
dieses  Gesetzes  beauftragt  und  wird  dasselbe  auch  die  Zeitpunkte 
bestimmen,  von  welchen  an  dieses  Gesetz  für  die  einzelnen  Kirchen 
oder  Religionsgemeinschaften  in  Anwendung  kommt. 

Urkundlich  Unserer  eigenhändigen  Unterschrift  und  beigedrück- 
ten Grossherzoglichen  Siegels. 

Darmstadt,  den  23.  k]m\  1875. 
(L.  S.)  Ludwig. 

Hofmann,    v,  Slarch    Kempff,    Schleiermacher. 
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XIX. 
Preussisches  Gesetz  vom  4.  Juli  1875, 

beireffefid  die  Rechie  der  altkcUholischen  Kirchengemeinschaßen   an 

dem  hirchlicheii  Vermögen. 
(Prenss.  Staatianzeiger  Tom  10.  Juli  1875.) 

Wir  Wühdm^  von  Gottes  Onaden  KOnig  von  Preuasen  etc.  ver* 
ordneu  mit  Zustimmung  beider  Häuser  des  Landtages,  ffir  den  Um- 
fang der  Monarchie,  was  folgt: 

§.1.  In  denjenigen  katholischen  Eirchengeroeinden,  aus  wel- 
chen eine  erhebliche  Anzahl  von  Gemeindemitgliedern  einer  altkatho- 
lischen Gemeinschaft  beigetreten  ist,  wird  die  Benutzung  des  kirch- 
lichen Vermögens  im  Verwaltungswege  bis  auf  Weiteres  nach  Mass- 
gäbe  der  folgenden  Bestimmungen  geordnet. 

§.  2.  Der  altkatholischen  Gemeinschaft  wird  der  Mitgebrauch 
der  Kirche  und  des  Kirchhofes  einger&umt.  Sind  mehrere  Kirchen 
(Kapellen  u.  s.  w.)  vorhanden,  so  kann  eine  Gebrauchstheilung  nach 
bestimmten  Objecten  verfügt  werden. 

Die  nämliche  Gebrauchstheilung  findet  bezfiglich  der  kirchlichen 
Geräthschaften  statt. 

Ist  der  altkatholischen  Gemeinschaft  die  Mehrheit  der  Gemein- 
demitglieder beigetreten,  so  stellt  der  Gemeinschaft  der  Mii^ebrauch 
der  Kirche  in  den  zur  Abhaltung  des  Hauptgottesdienstes  herkömm- 
lich bestimmten  Stunden,  bei  mehreren  Kirchen  der  Gebrauch  der 
Haaptkirche  zu. 

§.  3.  Tritt  ein  Pfrfindeninhaber  der  altkatholischen  Gemein- 
schaft bei,  so  bleibt  er  im  Besitz  und  Genuss  der  Pfründe. 

Bei  Erledigung  der  Pfrfinde  wird'  dieselbe  im  Fall  des  §.  2. 
Abs.  3.  der  altkatholischen  Gemeinschaft  überwiesen. 

Sind  mehrere  Pfründen  vorhanden,  so  kann  bei  deren  Erledig- 
ung mit  Bucksicht  auf  das  Zahlenverhältniss  beider  Theile  eine  Ge- 
nusstheilung  nach  bestimmten  Pfründen  vorfügt  werden. 

§.  4.  An  dem  übrigen,  zu  kirchlichen  Zwecken  bestimmten  Ver- 
mögen wird  der  altkatholischen  Gemeinschaft,  mit  Rücksicht  auf 
das  Zahlenverhältniss  beider  Theile,  der  Mitgenuss  eingeräumt. 

ümfasst  die  altkatholische  Geraeinschaft  die  Mehrheit  der  Ge- 
Qieindemitglieder  und  ist  die  Zahl  der  übrigen  Gemeindemitglieder  nicht 
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mebr  erheblich,  so  kann  die  Einräumung  des  vollen  Genusses  an 
Gemeinschaft  yerfngt  werden. 

Gleichzeitig  hat  in  diesem  Falle  eine  Neuwahl  des  Kirchenvor- 
standes  und  der  Gemeindevertretung  stattzufinden. 

§.  5.  Altkatholische  Gemtfinachaften  im  Sinne  dieses  G^eties 
sind  sowohl  die  zu  g^ttesdienstlicben  Zwecken  gebildeten  altkatbo- 
lischen  Vereine,  sofern  dieselben  von  dem  Ober-Präsidenten  als  kirrh- 
lich  organisirt  anerkannt  .worden  sind,  als  auch  die  altkatboli»^ben 
Parochieen. 

Die  Mitglieder  der  altkatholischen  Parochieen  bleiben  verpflidi- 
tet,  zu  der  Unterhaltung  der  Kirche,  des  Kirchhofes  und  der  m- 
stigen  Yerm^^gensstücke  beizutragen,  deren  Benutzung  ihnen  nacli 
§§.  2  bis  4  dieses  Gesetzes  zusteht. 

§.  6.  Ueber  die  Art  und  den  Umfang  der  den  altkathcdisdi^s 
Gemeinschaften  nach  §§.  2  bis  5  dieses  Gesetzes  einzuräomefida 
Bechte  entscheidet  der  Ober-Präsident. 

Gegen  die  Entscheidung  des  Ober-Präsidenten  steht  die  Be 
rufung  an  den  Minister  der  geistlichen  Angelegenheiten  offen. 

Die  Entscheidungen  sind  im  Verwaltungswege  vollstreckbar. 

§.  7.  In  den  Eigenthums-Verhältnissen  des  kirchlich(m  Vtr- 
mögens  tritt  durch  dieses  Gesetz  keine  Aenderung  ein. 

§.  8.  Gemeindemitglieder  im  Sinne  dieses  Gesetzes  sind  alk 
männlichen,  volljährigen,  selbstständigen  Katholiken,  welche  in  der  h- 
tholischen  Kirchengemeinde  wohnen. 

Selbstständig  sind  diejenigen,  welche  ein^  eigenen  HausstaBJ 
haben,  oder  ein  öffentliches  Amt  bekleiden,  oder  ein  eigenes  Geschlfu 
oder  als  Mitglied  einer  Familie  deren  Geschäft  führen  und  weii«x 
unter  Vormundschaft  noch  unter  Pflegschaft  stehen. 

§.  9.  Der  Minister  der  geistlichen  Angelegenheiten  ist  mit 
der  Ausführung  dieses  Gesetzes  beauftragt. 

Urkundlich  unter  Unserer  Höchsteigonhändigen  UnterscbriA 
und  beigedrucktem  Königlichen  Insiegel. 

Gegeben  Bad  Ems,  den  4.  Juli  1875. 

(L.  S.)  Wilhelm. 

Fürst  V.  Bismarck.    Camphausen,    Ghaf  mU  Etdenburg.  Leonhadi 
Falk.    V.  Kameke.     Achenbach.     FriedetifhaL 


40S 


XX, 

Eingaben  der  preiissischen  Domoapitel   gegen  den  Geseb« 

entwurf, 

(beziehungsweise  jetzt  Gesetz  vom  S2,  April  1875,  siehe  Archiv 
XXXIV.  162  ff,)  Über  die  Einstellung  der  Leistungen  aus  Staats- 
mittein  an  die  römisch-^katholischen   Bi^schöfe  und  den  römisch-hi- 

tholischen  Klerus, 

1,  Eingabe  des  Capitels  von  Hildesheim  vom  10,  März .  1875. 

Die  königliche  Begierung  bat  sich  jüogst  veranlasst  gefimdeii, 
dem  hohen  Hause  der  Ageordneten  einen  Gesetzentwurf,  die  EioBtel-* 
lang  aller  staatlichen  Leistungen  für  die  römisch-katholisehen  Bis* 
thumer  und  Geistlichen  betreffend,  vorzulegen,  gegieu  welche  wir  uiis 
gedrungen  fühleu,  als  eine  Verletzung  wohlerworbener^  vertragsmäs^ 
siger,  für  das  hiesige  ^i^thum  sogar  hypothekariseh  verbriefter  Rechte 
Verwahrung  einzulegen. 

Motivirt  ist  jener  Entwurf  mit  dem  Grundsatze,  dass  die  kn^ 
tholische  Kirche  Leistungen  des  Staates  nur  so  lange  I)ean8pruchen 
könne,  als  sie  die  Majestät  des  preussischen  Staates  und  seiner  Ge-? 
setze  achte  und  anerkenne,  und  dass  das  Verhalten  des  preussischen 
Episcopates  den  kirchenpolitischen  Maigesetzen  von  1873  und  1374 
gegenüber,  sowie,  die  Sanctionirung  dieses  Verhaltens  in  einem  neuevan 
päpstlichen  Kundschreiben  jenen  Grundsatz  so  schwer  verletzte,  dass 
der  Staat  berechtigt  erscheine,  die  4er  katholischen  Kirche  bei  den 
(lesfallsigen  Vereinbarungen  mit  dem  päpstlichen  Stuhle  zugesicherten 
Leistungen,  welche  dieser  Stuhl  selbst  als  »Erweisungen  der  höchsten 
Grossmuth  und  Güte«  bezeichnet  habe,  bis  zu  offener  Unterwerfung 
der   Bischöfe  und  Geistlichen  unter  die  Staatsgesetee  zurückzuziehen« 

Diese  Deduction  würde  allenfalls  anerkannt  werden  können» 
tvenn  der  jetzt  geltend  gemachte  Grundsatz  unbedingter  Unterwer-* 
fnng  der  Kirche  und  Kirchendiener  unter  alle  jetzigen  und  künf- 
tigen Staatsgesetze  bei  den  Verhandlungen  mit  dem  päpstlichen 
Stuhle  über  die  Eim*ichtung  und  Ausstattung  der  Bisthümer  geltend 
gemacht  und  kirchlicherseits  zugestanden,  oder  wenn  die  Ausstattung 
der  Diöcesen  einer  reinen  Liberalität  des  Staates  entsprungen  wäre, 
allein  das  ist  keineswegs  der  Fall. 

In   den   betreffenden  Bullen   findet  sidi  nämlich  keine  Stelle, 
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aus  welcher  eine  Unterwerfung  der  Kirche  unter  die  staatliche  Ge- 
setzgebung in  kirchlichen  Angelegenheiten  gefolgeii  werden  kannte; 
im  Gegentheile  ergeben  die  in  die  Oeffentlichkeit  gedrungenen  Ver- 
handlungen über  jene  Vereinbarungen,  dass  der  päpstliche  Stuhl  alle 
staatlichen  Versuche  ?oh  Uebergriffen  in  das  kirchliche  Gebiet  stets 
iBit  JEhitschiedenheit  abgewehrt  hat,  wesshalb  in  den  betreffenden 
Bullen  auch  nur  eine  durchaus  Bothwendig  befundene  Ordnung  der 
DiOcesan-Grenzen  und  Didcesan-Ausstattungen  zu  Stande  gekommen 
ist.  Pie  Motivirung  des  vorgelegten  Gesetzentwurfs  vermag  sich 
daher  auch  auf  keine  Stelle  der  getroffenen  Vereinbarungen  zu  stütieo, 
sie  versucht  aber  die  Berechtigung  des  Staates  zur  Bucknahme  der 
vertragsmässigen  Ausstattungen  der  Bisthümer  mit  den  Glauseln  der 
königl.  Genehmigungs-Bescripte  zu  stützen,  nach  welchen  die  Sanc- 
tion  der  Bullen  als  bindende  Statuten  der  katholischen  Kirchen  »mi- 
hesehaäei  der  Majestötsreetde  des  Königs^  ertheilt  worden  ist.  Wohl 
ist  uns  nach  den  AusfClhrungen  der  Bechtslehrer,  unter  welchen  wir 
auch  Schulte  anflihren  dürfen,  bekannt,  dass  das  Hoheitsrecht  der 
Krone  ein  Schutz-  und  Oberaufsichtsrecht  fiber  die  Kirche  enthalt; 
dass  dieses  Majestätsrecht  aber  zugleich  die  Befugniss  involvirt^  ver- 
einbarte Ausstattungen  f&r  deren  unausgesetzte  Verabfolgung  der 
Minister  von  Eiohmann  die  Ehrd  Preussens  für  verpfändet  erklärt 
hat,  unter  beliebige  Vorwänden  oder  Zunmthungen  zurückzuhalten,— 
das  ist  jedenfalls  eine  Ansicht,  welche  erst  der  neueren  Zeit  angehört 
Um  so  ungerechtfertigter  erscheint  diese  Zurückhaltung  ver- 
einbarter Dotationen  aber,  wenn  man  die  Quelle  dieser  Dotationen 
berücksichtigt.  Der  prenssische  Staat  hat  nämlich  die  Domänen  und 
Güter  der  alten  bischöflichen  Stühle  und  Domcapitel  sammt  den  60- 
tern  der  fiindirten  Stifter,  Abteien  und  Klöster  nach  den  §§.  34 
und  85  des  BeAchsdeputationS'^Becesses  vom  23.  December  1802  oor 
»unter  dem  bestimmten  Vorbehalte  der  festen  und  bleibenden  Aus- 
stattung der  beizubehaltenden  Domkirchenc  erhalten.  Die  Krone  bat 
daher  bei  Begelnng  dieser  Ausstattung  in  späteren  Verträgen  mit 
dem  hl.  Stuhle  wohl  dankenswerthe  Acte  pflichtmässiger  Vertrags- 
treue, aber  keineswegs  Acte  der  Liberalität  zu  erkennen  gegeben. 
Sind  diese  Acte  von  dem  päpstlichen  Stuhle  —  wie  die  Motivirung 
des  Gesetz-Entwurfs  so  emphatisch  hervorhebt  —  als  »Erweisungen 
der  Gunst  und  Grossmutht  der  königl.  Begierungen  bezeichnet  wor- 
den, so  ändert  das  die  Natur  jener  Ausstattungen  nicht,  sondern 
gibt  nur  von  den  Formen  ZeugniSs,  in  welchen  sich  der  päpstliche 
Stuhl  so  gern  in  den  Verhandlungen  mit  den  kgl.  Begierungen  be- 
wegt.   Wie  weit  aber  die  Grossmuth  der  kgl.  Regierungen  bei  der 
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Ausstattung  der  deutseben  Diöcesen  ans  dem  eingezogenen  Eirchen«- 
verinögen   gegangen  ist,   lässt  sich  einigernrassen  aus  den  uns  be- 
kaHuten   Dotationsverhältnissen   des   hiesigen   Domcapitels   ersehen, 
welches  vor  der  Säeularisation   neben  dem  Ertrage  von  6,690  Mg. 
Ackerländereien,  1,057  Mg.  Wiesen,  90  Mg.  Gärten  und  2,^5  Mg. 
Wald  eine  Zinsrente  von  VMhr  als  100,000  Rthlr.  (ganz  abgesehen 
von  den  bischöflichen  Tafelgfitem  und  eigenen  Fonds  der  Domkirche) 
besass  und  gegenwärtig  (selbst  eimchliesslich  des  bischöflichen  Sluh- 
les)  nur  eine  Ausstattung  von  15,956  Rthlr.  6  Sgr.  pro  Jahr  geniesst. 
Kann  es  nun  den  Katholiken  anders  als  ein  Act  unverdienter 
Härte  erscheinen,   wenn  nun  auch  dieser   karge  Best  einer  uralten 
katholischen  Stiftung  zurückgehalten  und  diese  pfiichtroässige  Leis^ 
tung  als  eine  staatliche  Liberalität  behandelt  wird?  Muss  nicht  jeder 
Billigdenkende,  welcher  Confessiou  er  auch  angehört,  einen  Ausfluss 
von  Intoleranz  darin  erblicken,  wenn  eine  protestantische  Regierung 
und  eine  überwiegend  altkatholische  Kammer-Majorität  eine  solche 
Zurückhaltung  beschliesst,  —  und  zwar  Männern  gegenüber,  wie  den 
Mitgliedern  des  unterzeichneten  Domcapitels,   von  denen  n>ehr  ab 
die  Hälfte  in  treuem  Dienste  von  Kirche  und  Staat  das  siebenzigsle 
Lebensjahr  überschritten  hat  —  und  zwar  nicht  wegen  eigener  Ver*- 
sehuldungen  dieser  Mitglieder,  sondern  wegen  angeblicher  YerschuU 
düngen  ihrer  Kirchenoberen  oder  Dritter,  für  welche  sie  doch  offen- 
bar keine  Verantwortung  zu  tragen  haben?    Kann  es  für  opportun 
und  angemessen  erachtet  werden,  durch  eine  solche  unverschuldete 
Dotationsentziehung  und  Anweisung   der  katholischen  Geistlichkeit 
anf  die  Privatunterstützung  der  Katholiken  die  herrschende  Aufre- 
gung bis  in  die  weitesten  Kreise  zu  verbreiten,  und  zwar  ztt  einer 
Zeitt    wo  eine  allgemeine  Verbesserung  der  Gehaltsverhältnisse  der 
protestantischen  Kirchenbehörden  und  Pfarrgeistlichkeit  aus  d^m  all« 
gemeinen  Staatssäckel  eben  geschehen  oder  noch  in  Ausführung  be- 
griffen ist? 

Man  kann  gegen  diese  unsere ;  gerechten  Klagen  und  Bedenken 
(licht  wohl  einwenden,  dass  den  Mitgliedern  des  Domcapitels  wie  je- 
lem  Empfangsberechtigten  nach  §.  6.  des  fragl.  Gesetzentwurfs  die 
Wiederflüssigmachung  der  staatlichen  Leistungen  durch  eine  Erklä- 
rung freigestellt  sei,  die  staatlichen  Gesetze  befolgen  zu  wollen; 
lenu  unsere  Beschwerde  besteht  eben  darin,  dass  man  den  Forfge- 
luss  piflchtmässigei;  Leistungen  des  Staates  ohne  irgend  eine  recht- 
iche  Veranlassung  von  einer  Erklärung  unbedingter  Unterwerfung 
1)1  ter  die  staatliche  Gesetzgebung  abhängig  macht,  von  einer  Er- 
cläruug,   welche  bei  der  zunehmenden  Verwirrung  der  Begriffe  von 


408    Einffäben  der  preuse,  Datncapitel  gegen  das  Sperrgesetz.  (1875.) 

Beobjb  und  Pflicht  kein  gewissenhafter  Mann  abgeben  kann  mid 
sicher  auch  die  eminente  Mehrheit  der  protestantischen  Geistlich- 
keit verweigern  wurde,  wenn  man  ihnen  eine  solche  Erkl&rung  abzo- 
fordern  wagte.  Wir  haben  uns  bereits  bei  Abnahme  des  Huldigangs- 
Eides  gegen  Se,  Majestät  zu  treuer  und  gewissenhafter  Erfnlloog 
unserer  staatlichen  Obliegenheiten  verpfidchtet ;  wozu  bedarf  es  non 
noch  einer  erneuerten  Erklärung,  welche  doch  nicht  weiter  binden 
kann,  als  solches  bereits  in  jenem  heiligen  Gelobnisse  geschehen  ist, 
wenn  mit  einer  solchen  erneuerten  Forderung  nicht  eine  VeraiüassuDg 
zur  Entziehung  unserer  Dotationen  gefunden  werden  soll?  Wir 
schwärmen  freilieh  nicht  für  die  »Majestät«  wandelbarer  mensch- 
licher Einrichtungen  und  Gesetze,  welche  —  wie  eine  traurige  Epoche 
der  Geschichte  gezeigt  hat  —  Dirnen  auf  den  Altar  gehoben  und 
das  Blut  der  Könige  vergossen  haben ;  aber  wir  erkennen  das  Recht 
der  staatlichen  Gesetzgebung  auf  staatlichem  Gebiete  an  und  tragen 
auch  kein  Bedenken,  für  eintretende  eigene  Verletzungen  der  staat- 
lichen Gesetze  als  tareue  Unterthanen  mit  unserer  Person  und  Habe 
einzustehen;  alleiu  so  lang^  keine  Verletzungen  staatlicher  Gesetie 
von  unserer  Seite  vorliegen,  so  lange  können  wir  nicht  mit  Vorent- 
haltung  unserer  rechtlichen  Bezüge  aus  den  Staatskassen  bestraft 
oder  verfolgt  werden,  wenigsten«  nicht  solange  die  Gerechtigkeit 
noch  im  Staate  waltet. 

Desshalb  richten  wir  an  das  Hohe  Abgeordnetenhaus  die  ge- 
horsamste Bitte: 

Dem  vorgelegten  Gesetzentwurfe  über  die  Einstellong  der 
staatlichen  Leistungen  für  die  römisch-katholischen  Bisthümer 
und  Geistlichen  geneigtest  die  Genehmigung  versagen  zu  wollen. 

ZW  DamcapUd  au  Hädesheim. 

2.  Eingabe,  des  MeirqpolUancafiikis  van  Köln,  den  31.  März  1875, 

Hohes  Haus  der  Abgeordneten! 
(Hohes  Herrenhaus!) 

Der  gegenwärtig  den  beiden  Häusern  des  Landtages  vorliegende 
Entwurf  eines  Gesetzes,  betreifend  die  Einstellung  der  Leistungen  aas 
Staatsmitteln  far  die  römisch-katholischen  Bisthümer  und  Geistlichen, 
schädigt  so  schwer  die  Bechte  des  ganz  ergebenst  unterzeichnete 
Metropolitan-Domcapitels  von  Köln,  dass  dasselbe  es  far  seine  Pflicht 
erachtet,  das  hohe  Haus  der  Abgeordneten  (hohe  Herrenbaus)  um 
Ablehnung  dieses  Gesetzentwurfs  auf  das  Dringendste  zu  ersuchen. 

Nach  diesem  Entwurf  sollen  die  für  die  Capitel  ans  Staatsmit- 
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teln  gewährten  Leistungen  eingestellt  werden,  und  zwar  nicht  wegen 
vorgekommener  Vergehen  oder  Gesetzesübertretungen,  sondern  wegen 
vermutheter  missliebigen  Gesinnungen.  Muss  schon  von  dieser  Seite 
ein  solcher  Gesetzentwurf  als  eine  Verletzung  der  Principien  des 
Rechtes  erscheinen ,  so  mössen  die  ganz  ergebenst  unterzeichneten 
Domcapitulare  in  dem  Bewusstseiu  der  bieten  treuen  Erfüllung  ihrer 
staatst^rgerlichen  Pflichten  die  Verwahrung  gegen  einen  solchen  Qe-* 
Setzentwurf  und  die  darin  liegende  Verdächtigung  auch  als  eine  Pflicht 
der  persönlichen  Ehre  erachten. 

Es  handelt  sich  ferner  bei  den  Leistungen  aus  Staatsmitteln 
an  die  Domcapitel  um  ein  Leistungsverhältniss ,  welches  nach  einer 
amtlichen  Erklärung  der  Königlichen  Staatsregierüng  der  Staat  »nur 
dnrch  einen  Wort-  und  Treubruch  .  .  .  dessen  Folgen  auf  ihn  selbst 
zurückfallen  roüssten  .  .  auflösen«  könnte.  Denn  es  war,  wie  es 
in  derselben  Erklärung  beisst,  »nicht  eine  Gnade,  sondern  die  Er- 
füllung einer  wohlbegründeten  Verpflichtung,  wenn  der  Staat  die 
Dotation  der  Bisthümer  und  der  ihnen  gehörenden  Institute  über* 
nahm.«  (Erläuterungeu  des  Ministers  der  geistlichen,  Unterrichts* 
und  Medicinal-Angelegenheiten  Herrn  von  Ladenherg,  die  Beistim- 
mungen der  Verfassungsurkunde  über  Beligion,  Beligionsgesellschafl^n 
und  Unterrichtswesen  betr.  vom  15.  December  1848.) 

Diese  Verpflichtung  beruhte  niqht  allein  auf  der  Säcularisation 
des  Eirchenvermögens,  vielmehr  wurde  auch  bei  dieser  Säcularisation 
von  dem  Beichsdeputationshanptschlnss  ausdrücklich  (Art.  62)  be* 
stimmt,  dass  »die  erz*  und  bischöflichen  Diöcesen  in  ihrem  bishe- 
rigen  Zustande«  verbleiben  sollten,  und  die  Säcularisation  selbst  ge* 
schah  mit  der  ausdrücklichen  Bedingung  der  festen  und  bleibenden 
Ausstattung  der  Domkirchen  (Art.  85);  ja  hinsichtlich  des  Kölner 
Domcapitels  wurde  in  Art.  71  speoiell  bestimmt^  dass  »dem  Dom* 
capitel  zu  Köln  der  billigmässige  Unterhalt  auszumitteln«  sein  sollte. 
Mit  diesen  durch  den  Beichsdeputationshauptscblnss  gewährten  und 
verbürgten  Rechtsansprüchen  trat  die  Erzdiöcese  und  das  Kölner 
Domcapitel  in  das  ünterthanenverhältniss  zum  Königreiche  Preussen, 
und  das  erste  Wort,  welches  Se.  Majestät  der  König  an  die  Lan* 
d  estheile,  welche  die  Erzdiöcese  Köln  bilden,  bei  der  Besitzergreifung 
der  Bheinlande .  richtete,  enthielt  die  feierliehe  Zusage,  dass  diese 
Ansprüche  geachtet  werden  sollten :  »Ihr  werdet  gerechten  und  mil- 
den Gesetzen  gehorchen.  Euere  Religion,  das  Heiligste,  was  dem 
Mensehen  angehört,  werde  ich  ehren  und  schützen.  Ihre  Diener 
werde  ich  auch  in  ihrer  äusseren  Lage  zu  verbessern  suchen,  damit 
sie  die  Würde  ihres  Amtes  behaupten.   Ich  werde  einen  bischöflichen 
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Sitz  uutcrEach  errichten.«    (Aufruf  an  die  Rheinländer  vom  5.  April 
1815.  '  Oesetz-Samml  S.  25.) 

Die  Ausführung  jener  Zusage  und  die  Erfüllung  der  Bedinging 
und  Vorschrift  des  Beichsdeputationshauptschlussed  erfolgte  doreli 
die  Convention  Sr.  Majestät  des  Königs  Friedrich  Wilhelm  IIL  mit 
Sr.  Heiligkeit  Papst  Pius  YII.,  welche  in  der  Bulle  De^salute  aoi- 
marnm  ihren  Ausdruck  gefunden  hat.  Der  darin  den  Domcapiteh 
gewährte  Anspruch  auf  die  gegenwärtigen  Leistungen  aus  Staatanit- 
teln  erhielt  alsdann  noch  eine  fernere  Sanction  durch  die  Verfassung»- 
urkunde  des  preusssischen  Staates,  welehe  in  Art.  15.  der  rdroisch- 
katholischen  Kirche  den  Besitz  der  für  ihre  Gultus-,  UoterriebU- 
und  Wohlthätigkeitszweoke  bestimmten  Anstalten,  Stiftungen  bihI 
Fonds  gewährleistete.  Zwar  wird  in  den  Motiven  des  gegeuwärüg^B 
Gesetzentwurfs  die  Berechtigung  zu  einer  Einstellung  jener  Leistoog» 
daraus  hergeleitet,  dass  von  Sr.  Majestät  dem  KOuige  Friedrici) 
Wilhelm  III.  die  Bulle  De  si^te  animarum  nur  unbesdbad^  der 
Majestätsreehte  sanctionirt  worden  sei ;  allein  abgesehen  davon,  das 
unseres  Erachtens  dieser  Vorbehalt  auf  vertragsmässig  üb^mommeBe 
Stipulationen,  die  zur  ^füUung  woblbegründeter  V^pfiichtang  m- 
einhart  wurden,  nicht  bezogen  werden  kann,  ist  auch  in  der  Aller- 
h(^chsten  Genehmigung  des  Bestitutionsedictes  des  Kölner  Domkapi- 
tels, in  welchem  dessen  Ansprüche  auf  die  coucordatsniässigen  Leis- 
tungen aus  Staatmütteln  ebenfalls  ausdrücklich  ausgeaproefaea  sijkL 
von  Sr«  Majestät  dem  Kfoige  im  Einzelnen  hervorgehoben,  wom 
diese  vorbehaltenen  Beohte  bestehen  sollten.  Diese  Genehmigiui; 
wird  ertheilt:  «mit  Vorbehalt  aller  dem  Sta^ts-Oberhanpte  g^A- 
renden  Bechte,  sowohl  was  die  Mitwirkung  zur  Besetzung  der  StelkR. 
als  was  die  Oberaufsicht  über  die  VeimOgensverwaltung,  die  kffi^ 
baiion  der  zuküi^igen  Statuteu  und  überhaupt  alte  Capiteis-Aiige- 
legenheitra  brtriffL« 

'  Ein  noch  entschrndenderer  Beweis,  dass  jener  Vorbehalt,  naek 
der  Auffassung  Sr.  Majestät  des  Königs  Friedrich  Wilhelm  III.  ni^U 
die  von  den  Motiven  gegenwärtigen  Gesetzentwurfs  ihm  beigelegt^' 
Tragweite  haben  seilte,  wgibt  sich  aus  den  Bestimmungen  desO«- 
cordates  selbst.  Nach  draselben  sc^te  eis  nicht  für  alle  Zeiten  bfi 
diesen  jährlichen  Leistungen  aus  Staatsmitteln  sein  Qewendea  haben 
vielmehr  verpflichtete  sich  Sej  Majestät  der  König,-  dieee  späfassteis 
bis  zum  Jahre  1838  durch  Beuten  oder  Grundbesitz  zu  ersetm. 
welche  den  betreffenden  kirchlichen  Instituten  zu  vollem  Eigenthum^ 
überwiesen  werden  soUtmi.  Wie  die  Bulle  De  salnte  animamni  Bio* 
lieh  ausdrücklich .  erklärt)  sollten  gemäss  der  mit  Sr^  Majestät  i^ 
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Eonige  geschlossenen  Crnivention  spätestens  bis  zum  Jabre  1833 
<aaf  die  namentlich  dazu  angewiesenen  Staatswalduugen  so  viel 
Grundzinsen  errichtet  werden .  .  .,  dass  die  davon  jährlich  zu  erhe- 
benden, reinen,  von  jeglicher  Belästigung  freien  Einkünfte  ausreichen 
entweder  zu  gänzlicher  Ausstattung  der  Sprengel,  wenn  es  durchaus 
daran  gebricht,  oder  zur  Ergänzung  der  Ausstattung,  wenn  Sprengel 
einen  Theil  ihrer  Qüter  noch  besitzen  .  .  .  .,  und  dass  das  Eigen- 
tbum  solcher  Grundzinsen  durch  Urkunden  in  bündiger,  den  Gesetzen 
jenes  Beicbes  entsprechender  Form  abgefasst  und  von  dem  vorge* 
priesenen  Könige  selbst  vollzogen,  einer  jeden  Kirche  übertragen 
werde  ...  Es  werden  demnach,  wenigstens  vom  Jahre  1838  ab, 
jene  Grundzinsen  von  den  einzelnen  DiOcesen  unmittelbar  erhoben . . . 
Und  um  jede  Besorguiss  zu  heben  ...  so  hat  der  belobte  König 
sich  erboten  und  fest  zugesagt  und  verheissen  .  .  .,  dass  dann  mit 
baurem  Oelde  des  Staates  so  viel  Grundstücke  erkautt  und  der  Kirche 
7M  eigentbümlichem  Besitze  (pleno  dominii  jure)  übergeben  werden 
sollen,  als  erforderlich  sind,  um  durcb  ihr  jährliches  Einkommen 
den  Betrag  jener  Grundzinsen  zu  erreichen.« 

Nach  diesen  klaren  Worten  sollte  also  nach  dem  Anerbieten 
und  der  Meinung  Sr.  Majestät  des  Königs  die  Ausstattung  der  Bis*- 
tlifimer  und  Domcapitel  nicht  eine  mit  einem  Vorbehalt  der  Zurück- 
nahme begleitete  Leistung  sein,  sondern  die  Kirchen  mit  vollem  Ei<> 
genthumsrecbte  ausstatten,   und   so  wenig  wie  die  Verfügung  über 
das  Privateigentbum  der  einzelnen  Staatsbürger  zu   den  Majest&ts* 
rechten  gehört,  ebenso  wenig  kann  aus  dem  Vorbehalt  der  Majes- 
tätsrechte bei  der  Publication  der  Vereinbarung  mit  dem  päpstlichen 
Stahle  in  der  Gesetzsammlung  geschlossen  werden,  dass  auf  Grund 
dieses  Vorbehaltes  ohne  Verletzung  der  Heiligkeit  des  Eigentbnms 
diese  Leistungen  aus  Staatsmitteln  an  die  römisch-katholische  Kirche, 
und  80  auch  an   die  Domcapitel  eingestellt  werden  könnten.    Zwar 
hat  die  stipulirte  Anweisung  von  Grundzinsen  oder  Grundeigenthnm 
auch  im  Jahre  1833  nicht  stattgefunden;  aber  wenn  die  königliche 
Sfcaatsregieruttg  in  diesem  Punkte  zum  Schaden  der  betheiligten  Insti- 
tute  den  feierlichen  Staatsvertrag  nicht  zur  Ausfährung  bringen  zu 
können  geglaubt  hat,  so  kann  daraus  gewiss  um  so  weniger  eine  Be- 
rechtigung zu  einer  weiteren  Schädigung  dieser  Institute  hergeleitet 
werden.    Die   königliche  Staatsregierung  hat  sich  in  der  schon  er- 
wähnten amtlichen  Erklärung  vom  15.  December  1848  in  gleichem 
Sinne  ausgesprochen.    In  derselben  heisst  es:  «Es  ist  bekannt,  dass 
aus  finanziellen  Gründen  die  Badicirung  der  Dotationen  der  Bia^ü- 
mer  und  Capitel  auf  die  Staatswaldungen,  beziehentlich  die  Ausstat* 
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tung  dieser  InstitQte  mit  Grundbesitz  uicht.  hat  erfolgen  können.  Vra 
so  mehr  aber  ist  der  Staat  zn  fortgesetzter  Leistung  in  der  bishe- 
rigen Weise  durch  das  fiecht  und  seine  Ehre  verpflichtet.** 

Die  Unzulässigkeit  ein^r  solchen  Einstellung  der  Leistungen 
aus  Staatsmitteln  für  die  Domeapitel  ergibt  sich  aucli  ans  der  Na- 
tur der  geistlichen  Stellen,  um  die  es  sich  hier  bandelt.  Wie  aus 
der  Bulle  De  salute  animarum  und  aus  dem  von  Sr.  Majestät  dem 
Könige  Friedrich  Wilhelm  IIL  bestätigten  Bestitutionsedicte  des 
Kölner  Domcapitels  sich  ergibt,  sind  die  geistlichen  Stellen  dieses 
Capitels  eigentliche  Beneficien  oder  Pfründen.  Als  solche  haben 
dieselben  ein  dauerndes  Anrecht  auf  ihre  Dotation  und  die  einzelnen 
Domcapitulare  ein  dauerndes  Anrecht  auf  den  Ertrag  der  Dotation 
ihres  Betieficiums,  und  es  kann  den  letzteren  dieses  Anrecht  aar 
wegen  bestimmter  im  canonischen  Buchte  genau  definirter  Vergehen 
entzogen  werden. 

Es  handelt  sich  bei  diesen  Leistungen  nicht  um  das  Gehalt 
von  staatlichen  Aemtern^  sondern  um  das  kirchliche  Einkommen  yon 
geistlichen  Stellen,  und  zwar  von  solchen  Stelleu,  die  auf  Gmnd 
einer  Vereinbarung  mit  dem  Staate  und  untm*  ausdrficUicher  Bestä- 
tigung des  Staates  zu  Beneficien  (Pfründen)  errichtet  worden  sind, 
und  darum  auch  sowohl  hinsichtlich  der  dauernden  Verbindung  der 
Dotation  mit  dem  Amte,  als  hinsichtlich  des  dauernden  Anspruchs 
des  Inhabers  des  Amtes  auf  den  Ertrag  der  Dotation  als  Beneficien 
(Pfründen)  behandelt  werden  müssen. 

Eine  Einstellung  der  fraglichen  Leistungen  wäre  somit  einer- 
seits eine  Verletzung  des  Becfats  der  einzelnen  Stellen  in  den  Dom- 
capitdn,  anderseits  eine  Verletzung  des  wohlerworbenen  persönlichen 
Beohtes  der  einzelnen  Stelleninhaber,  die  bei  der  üebernafame  ihrer 
Caoonicate  erwarten  mussten,  dass  von  Seiten  des  Staates,  der  zu 
der  gegenwärtigen  Einrichtung  ihrer  geistlichen  Aemter  ausdrücUieb 
seine  Zustimmung  gegeben  hatte,  ihre  Bechte  Schutz,  nicht  aber 
Beeinträchtigung  würden  zu  gewarten  haben. 

Durch  die  allgemeinen  Beehtsprincipien,  durch  die  Unverletz- 
lichkeit des  Eigentbums,  durch  feierliches  Eönigswort,  durch  öiTeni- 
liehe  Staatsverträge,  durch  Beichsgesetzgebung,  durch  die  Bestim- 
mangen  der  Verfassungsurkunde  sind  somit  die  Leistungen  verbürgt, 
die  nach  dem  vorliegenden  Gesetzentwurf  einbehalten  werden  sollen ; 
wir  glauben  desshalb  einer*  Pflicht  nicht  nur  gegen  unsere  Corpora- 
tion und  <fie  Kirche  überhaupt,  sondern  auch  gege|iüber  dem  In- 
.  terefie  des  Staates  zu  entsprechen,  wenn  wir  das  Hohe  Haus  der 
Abgeordneten  (das  Hohe  Herrenhaus)  unter  ausdrücklicher  Verwah- 


Elnguht  des  Brnalttuer  Capitels  vom  2.  Ajfril  1875*  413 

rnng  gegen  jede  Verletzung  unserer  Rechte  dringendst  and  ergebenst 
ersuchen,  diesem  Gesetzentwürfe,  eingedenk  des  alten  Wahlspruchs 
unseres  Königshauses:  Suum  cuique,  die  verfassungsmässige  Zustim- 
mung zu  versagen. 

J.  Eingabe  des  Datncapitels  zu  Breslau  vom  2.  Aprü  1875  an  die 

beiden  Häuser  des  preussisehen  Landtags. 

Hohes  Haus! 

Der  Entwurf  des  Gesetzes  betreffend  die  Einstellung  der  Lei- 
stungen ans  Staatsmitteln  far  die  römisch-katholischen  Bisthümer 
und  Geistlichen  verletzt  vor  Allem 

I.  den  auch  in  §§.  1  bis  3  des  Strafgesetzbuches  f&r  das 
deutsche  Reich  anerkannten  Grundsatz  alles  Strafrechtes,  wonach  nur 
bestimmte  Handlungen  mit  Strafe  bedroht  werden  dürfen;  der  Ge- 
setzentwurf verhängt  eine  schwere  Strafe  ohne  Unterschied,  ob  die 
Betroffenen  sich  einer  Handlung  schuldig  gemacht  haben  oder  nicht. 
U.  Die  Leistungen,  deren  Einstellung  beabsichtigt  wird,  beruhen 
ferner  auf  wolüev;worb€ifi^n  EechtstUeln^  namentlich  dem  Staatsvertrage 
von  1821.  Die  Motive  des  Entwurfs  heben  %war  hervor,  dass  wei- 
land Se.  Majestät  König  Friedrich  Wilhelm  III.  dem  Inhalte  der 
Bulle  de  salute  animarum  die  Königliche  Sanction  nur  mit  dem  Zu- 
sätze ertheilt  habe: 

Diese  Meine  königliche  Billigung  und  Sanction  ertheile  Ich  ver- 
möge Meiner  Majestätsrechte  und  diesen  Rechten  —  unbeschadet. 
Die  AUerh.  Cab.-Ordre  vom  23.  August  1821  erkannte  aber 
zugleich  ausdrücklich  an,  dass  die  Bulle  mit  jener  Verabredung  zu- 
sammenstimmt, welche  unter  dem  25.  März  dess.  J.  in  Betreff  der 
Einrichtung  und  Ausstattung  der  Erzbisthümer  und  Bisthümer  der 
katholischen  Kirche  des  Staates  und  aller  darauf  Bezug  habenden 
Gegenstände  getroffen  worden  ist.  In  diesem  Sinne  besagt  das 
Königl.  Ober-Tribunal  in  dem  Erkenntnisse  vom  11.  März  1850: 

Dass  die  Bulle  ihrem  Wesen  nach  einen  Staatsvertrag  zwischen 
den  beiden, Regierungen,  dem  preussisehen  Staate  und  dem 
päpstlichen  Stuhle,  bildet,  kann  keinen  Zweifel  leiden;  sie  ist 
die  darüber  ausgefertigte,  zur  Publicität  bestimmte  Urkunde, 
der  die  zwischen  beiden  Regierungen  geschlossenen,  in  der 
Cab.-fOrdre  vom  23.  August  1821  auch  erwähnten  Verabredungen 
vorangegangen  sind,  —  eine  Urkunde,  der  man  die  einseitige 
Form  nachgesehen  hat,  in  welcher  aber  fortwährend  und  zu  vie- 
len Malen  wiederholt  das  vertragsm^ige  Zustandekommen  die- 
ser Festsetzungen,  namentlich  in  Bezug  auf  die  Dotationsfrage 
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ausgesprochen  ist  und  der  die  ergänzende  Erklämng  des  anderen 

Conirahenteny  der  preussischen  Regierung  nämlich,  in  der  Gab.- 

Ordre  vom  23.  August  1821  zur  Seite  steht. 

(Ob.-Trib.-Entsch.  B.  19.  S.  418.) 

Die  Alierh(^chste  Königl.  Sanctiou  »den  Majestätsrechten  QDl)^ 
schadet«  kann  nicht  dahin  ausgelegt  werden,  dass  es  der  preo«. 
Staatsregierung  freistehen  sollte,  den  geschlossenen  Vertrag  einseitig 
wieder  aufzuheben.  Es  wäre  ganz  bedeutungslos  gewesen,  einen 
Vertrag  zu  schliessen,  von  dessen  Verpflichtungen  sich  der  eine  Theil 
beliebig  lossagen  durfte.  Auch  das  der  Staat  nach  Inhalt  der  BaDe 
mit  Zustimmung  des  Königs  die  VerpflidUut^g  zn  Ausstattnog  der 
Bisthumer  und  Domcapitel  übernommen  hat,  gestand  das  Ober-Tri- 
bunals-Erkenntniss  von  1850  zu  (Entsch.  a.  a.  0.  S.  415).  Eib 
Majestätsrecht,  bindende  Staatsverträge  unerfüllt  zo  lassen  und  eis* 
seitig  aufzuheben,  erscheint  an  sich  undenkbar.  Der  §.  5.  II.  13.  A. 
L.  R.  bezeichnete  es  als  ein  Majestäts-,  als  ein  allein  dem  Oberhaupt« 
des  Staates  zustehendes  Recht,  Verträge  mit  fremden^Staaten  in  er- 
richten;  ebenso  hat  nach  Art.  48.  Verfäss.-ürk.  von  1850  der  £^ 
nig  das  Recht,  Verträge  mit  fremden  Regierungen  zu  erridäm.  Der 
beliebige  RücÜriU  von  bestehenden  Staatsverträgen  findet  sich  aatJ 
den  Majestätsrechten  nirgendwo  aufgeführt.  Im  Gegentheile  stellte 
Se.  Majestät  in  der  Aniede  vom  8.  November  1858  an  das  m^ 
Staatsministerium  den  Grundsatz  obenan :  »Versprochenes  moss  maß 
treu  halten.  € 

Als  selbstverständliche  Voraussetzung  für  alle  Leistungen  d^ 
Staates  an  die  katholische  Kirche  fordern  die  Motive  des  vorliegendes 
Gesetzentwurfes,  dass  die  Kirche  auch  die  Majestät  des  {Nrenas.  Staa- 
tes und  seiner  Gesetze  achte  und  anerkenne.  An  der  dieeftUigeo 
Achtung  und  Anerkennung  haben  wir  und  hat  die  kathol.  Kirche  dfö 
preuss.  Staates  es  nie  fehlen  lassen,  soweit  die  oftverbürgten  Rechte 
der  Kirche  unberührt  bleiben.  In  dem  Staatsvertrage  von  18*^1 
selbst,  auf  welchem  die  Bulle  de  salute  beruhete,  wurden  den  Her* 
ren  Bi8ch(yfen  der  volle  Inhalt  der  hisch^tkhen  Gereehtsame  avi 
jegliches  Di(ycesan-  u^d  OrdinariatrecA^  bestätigt  und  gewährieist«: 
(Ges.-S.  1821  S.  117.  136).  Ein  unlösbarer  Widerspruch  wäre  e^ 
wenn  trotz  dieser  Bestätigung  und  Gewährleistung  der  Staat  ärti 
das  freie  'Schalten  über  jene  bischöflichen  und  kirchlichen  Rechu 
vorbehalten  haben  und  der  Kirche  obenein  das  förmliche  Einventind* 
niss  mit  einer  Auffassung  zumuthen  wollte,  durch  welche  das  Fort- 
bestehen jedes  kirchlichen  Rechtes  in  Frage  gestellt  imd  von  der  j^ 
weiligen  staatlichen  Gesetzgebung  abhängig  gemacht  würde.  In  ii^ 
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sein  Sinne  erkennt  Dr.  FGrster's  Privatreefat  Band  lY.  S.  389  als 
gewiss  an,  dass  >es  Corporationen  gibt^  deren  Existenz  und  deren 
Kecht  ZOT  Existenz  iOter  als  die  des  Staates  ist,  und  dass  die  Cor- 
porationen, soweit  sie  andere  Zwecke  verfolgen,  die  dem  Staate  sei- 
nem Begriffe  nach  fern  liegen,  ihr  selbstsländiges  Dasein  neben  ihm, 
ein  freies,  seiner  Sphäre  entrücktes  Gebiet  haben  (Kirche).« 

III.  Sdbst  wenn  es  aber  rechtlieh  zulässig  erscheinen  kdnnte, 
den  Staatsvertrag  von  1821  zu  beseitigen,  so  dßrfen  wir  uns  noch 
auf  eine  Beihe  anderer^  niclit  minder  gewichtiger  Bechtstitel  beru- 
fen: Nämlich 

1.  der  Westphälische  Friede,  fibereinstimmend  mit  den  Frie- 
dens-ürkunden  von  1552, 1555  und  1556,  gewährleistete  4rt.  V  bei- 
den christlielien  Bekenntnissen  gleiches  Becht  und  gleichen  Schutz, 
auch  den  kathol.  Bischöfen  ihr  Diöcesanreoht  und  das  kirchliche 
Eigenthum. 

2.  Freie  Beligionsnbung  und  der  kirchliche  Besitzstand  wurde 
den  Einwohnern  der  preuss.  Provinzen  bei  jeder  neuen  Erwerbung 
ausdrücklich  zugesagt.  Völlige  Gewissensfreiheit  und  die  ungekränkte 
Belassung  der  kathol.  Beligion  in  Schlesien  wurde  uns  verheissen, 
als  diese  Provinz  erobert  war. 

»Euere  Beligion,  das  Heiligste,  was  dem  Menschen  angehört, 
werde  Ich  ehren  und  schützen.    Ihre  Diener  werde  Ich  auch  in 
ihrer  äusseren  Lage  zu  verbessern  suchen,  damit  sie  die  Würde 
ihres  Amtes  behaupten«  — 
lautete  die  Prociamation  von  1815   bei  Besitzergreifung  der  Rhein- 
lande.   So  ähnlich  fOir  alle  übrigen  Provinzen. 

3.  In  §  63.  des  Reichs- Deputations-Hauptschlusses  von  1803 
beisst  es: 

.  Die  bisherige  Religionsübung  eines  jeden  Landes  soll  gegen 
Aufhebung  und  Kränkung  aller  Art  geschützt  sein,  insbesondere 
jeder  Beligion  der  Besitz  und  ungestörte  Genuss  ihres  eigen- 
thflmlichen  Kirchengutes  nach  Vorschrift  des  weslphälischen  Frie- 
dens ungestört  verbleiben. 

4.  Nicht  zu  gedenken,  dass  das  Kirehenvermögen  den  gleichen 
Anspruch  auf  Unverletzlichkeit  hat  wie  jedes  andere  Privateigenthum 
und  dass  die  Säcularisation  nur  eine  Verletzung  dieses  Anspruches 
enthielt  (Dr.  Paul  Hinschius  Kircbenrecht  in  Holtzendorffs  Encyclopä- 
die  der  Rechtswissenschaft  1870  S.  474),  so  hat,  entsprechend  dem 
Grundsätze  des  §.  201.  II.  6.  A.  L.  R.,  das  Säcularisations-Edict 
vom  80.  October  1810  §g.  2.  4  zugesagt,  für  hinreichende  Belohnung 
der  obersten  geistlichen  Behörden  und  für  reichliche  Dotirung  der 
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Pfarmen  u.  s.  w.  zu  sorgen.  Die  aas  der  Sftcularisatioii  honrübren* 
den  sogenannten  Staatsmittel  sind  also  keineswegs*  frei  verfagbare 
Oäter,*sondem  belastet  sowohl  mit  dei  allgemeinen  gesetzlichen  Ver- 
pfticlitung  SU  Entschädigung  der  von  Alters  her  Berechtigten  als 
auch  mit  der  besonderen  Verpflichtung  aus  der  in  dem  Edicte  ?<m 
1810  enthaltenen  Verheissnng.  Nur  durch  einen  Wort-  and 
Treubruch,  dessen  Folgen  auf  den  Staat  sribst  zurückgefallen  sein 
wurden,  —  wie  die  Ministerial-Erläuterungen  vom  15.  December  1848 
zu  Art.  12.  der  damaligen  Verfassung  wörtlich  auszufahren,  —  hfttte 
der  Staat  das  bestehende  Leistungsverhältniss  für  die  Dotation  der 
Bisthümer  aufllteen  können. 

5.  Die  beschworene  Verfassung  von  1850  erklärt  in  Art.  9*  das 
Eigenthum  fiberhaupt  als  unverletzlich  und  bestimmt  in  Art.  15.  noch 
besonders,  dass  die  römisch-katholische  im  Besitz  und  Genuas  der 
far  die  Cultuszwecke  bestimmten  Anstalten,  Stiftungen  und  Fdnds 
bleibt.  Selbst  in  dem  Gesetze  vom  5.  April  1873 ,  welches  die  Be- 
schränkung einer  staatlichen  Aufsicht  hinzufugte,  wurde  doch  die 
Gewährleistung  jenes  Besitzes  und  Genusses ,  wie  sie  der  Geaetxent- 
wurf  beabsichtigt,  wäre  also  geradezu  verfassungswidrig. 

Ein  Hohes  Haus  bitten  wir  in  Wahrung  unseres  verfassungs- 
mässigen, ja  unseres  altbergebrachten  gesell  ich  tlichen  Rechtes  ganz 
ergebenst, 

geneigtest  den  fraglichen  Gesetz-Entwurf  ablehnen  zu  wollen. 

Damcapüel^zum  JU.  Johannes. 

4.  Eingabe  des  Domcapiiels  jsu  Limburg  an  der  LaJm  vom  2,  Aprtl 
1875,  an  das  Herrenhaus  des  preiissischen  Landtages, 

Kraft  Allerhöchster  Ermächtigung  vom  3.  März  1.  J.  bat  der 
Minister  der  geistlichen  etc.  Angelegenheiten  Herr  Dr.  Falk  mit 
Schreiben  vom  nämlichen  Tage  den  beiden  Häusern  des  Landtags 
einen  Gesetzentwurf  zur  verfassungsmässiger  Beschiussfassung  vor- 
gelegt, welcher  ausspricht,  dass  die  katholischen  Bisthümer  und 
die  zu  denselben  gehörigen  Institute,  sowie  die  katholischen  Geist- 
lichen innerhalb  der  Gränzen  der  Monarchie  die  ihnen  von  Sei- 
ten des  Staates  aus  was  immer  für  einem  BetMstiid  gdnih- 
renden  Leistungen -an  Geld  und  Naturalien  vom  Tage  der  Ver- 
kündigung des  Qesetees  an  so  lange  nicht  mehr  erbalten  sollen,  bis 
der  Klerus  die  Gesetze  des  Staates  anerkennt,  und  dass  bis  dahin 
auch  die  executivische  Beitreibung  im  Verwaltungswege  für  die  be- 
zeichneten Empfangsberechtigten  nicht  stattfinden  soll.  Als  Grund 
für  diese  Massnahmen   wird  der  Widerstand  des  Klerus  gegen  den 
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Staat«  sein  Ungehorsam  gegen  die  Staatsgeeetse  bezeichnet,  «ad  be- 
hauptet, die*  katholische  Kirche  des  preussischen  Staates  köime  und 
dürfe  ¥0H  diesem  Staate  Nutzungen  oder  Leistungen  nur  besidien, 
so  weit  und  so  lange  sie  die  Majestät  des*  preussischen  Staates  und 
seiner  Gesetze  achte.  Diese  Anschauung,  welche  als  eine  selbstver- 
ständliche Voraussetzung  alier  Leistungen  des  Staates  an  die  katho- 
lische Kirche  bezeichnet  wird,  soll  in  der  landesherrlichen  Place- 
tirung  der  Erections-  und  GircumscriptionsbuUen  der  Blsthfimer  des 
preussischen  Staates  zum  Ausdrucke  gekommen  sein ,  und  es  wird 
dies  daraus  gefolgert,  dass  die  Placetirung  kraft  der  Majestätsrechte 
und  unter  deren  Wahrung  stattgefunden  habe.  Weiterhin  wird 
dann  der  Satz  aufgestellt ,  das  Verhalten  des  römisch-katholischen 
Episcopates  gegenüber  den  Gesetzen  vom  11.,  12.  und  13.  Mai  1873 
und  vom  20.  und  21.  Mai  1874  sei  notorisch  ein  solches  gewesen, 
dass  jene  Majestätsrechte  auf  das  Schwerste  geschädigt  und  vwletzt 
erschienen. 

In  der  ganz  ergebenst  beigegebenen  Denkschrift  ist  nun  der 
Nachweis  untemommeu,  dass  der  für  die  vorgeschlagenen  Massnah- 
men geltend  gemachte  Grund  in  der  Wirklichkeit  nicht  gegeben 
sei  und  dass  die  in  Aussicht  genommene  Zahlungsverweigerung  na- 
mentlich Wlt  das  Bisthum  Limburg  zu  den  flagrantesten  Verletzungen 
des  Privatrechtes  fuhren  würde,  wie  sie  unmöglich  in  den  Absichten 
eines  gesetzgebenden  KGrpers  liegen  können ,  namentlich  nicht  in 
denen  des  Hohen  Herrenhauses  der  preussischen  Monarchie. 

Von  diesem  Vertrauen  erfallt  nimmt  sich  das  ehrerbietigst  un- 
terzeichnete Domcapitel  hierdurch  die  Freiheit,  das  Hohe  Herrenhaus 
ganz  ergebenst  zu  bitten, 

dem  in  Bede  stehenden  Gesetzentwurfe  die  verfassungsmässige 
Zustimmung  zu  versagen  und  hochgeneigtest  dafür  einzutreten, 
dass  der  Fiscus  unter  allen  Umständen  verpflichtet  bleibe,  seine 
privatrechUichen   Verbindlichkeiten    gegen  die   römisch-katho- 
lischen Bisthfimer,  ihre  Stiftungen,  Anstalten  und  Fonds,  gegen 
alle  römisch-katholischen  Pfarr-^  Beneficial-,  Kirchen-,  Schul- 
nnd  Wohlthätigkeitsstiftungen ,  und  gegen  alle  römisch-katho- 
lischen Geistlichen  unweigerlich  im  vollen  Umfange  zu  erfiillen. 
Es  gibt  zwar  die  Provinzial-Correspondenz  in  ihrer  Nr.  12.  die 
Notiz,  dass  die  demnächstige  Annahme  des  Gesetzentwurfes  im  Her- 
renhause als  völlig  unzweifelhaft  gelte:  unseres  Ortes  aber  glauben 
wir  die  Ueberzeugung  hegen  zu  dürfen,  dass  dieses  Hohe  Haus  den 
Gresetzentmirf,  wie  es  die  ausserordentliche  Wichtigkeit  der  Sache 
erfordert,  der  reiflichsten,  in  alle  Einzelheiten  gründlich  eingehenden 
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Fffifmig  onterziehen  und  nar  in  UebereinstimiDung  mit  den  For- 
deraBgea  des  Rechtes  uad  der  Moral  und  damit  zugleich  denen  der 
wahren  Wohlfahrt  und  Majestät  des  Staates  beschHessen' werde. 

Bischöiiches  Domcapitel: 
Dr.  Klein.    Ih\  Oerlach.    Thissen.     Roos.     Walter.    Weiner. 

Denkschrift 

Über  defi  Ettwnrf  eines  Gesetzes ,  betreffend  die  Mnsteüimg  iff 
Leistiwgen  aus  Staatsmitteln  für  die  rämiseh-hatholischen  BisOm- 

mer  und  Geistlichen. 

§.  1.  Wer  den  in  Frage  stehenden  Gesetzentwurf  —  die  Er- 
kl&rnngen  der  k.  Staatsregierung  über  dessen  Ornnd  und  Zweck- 
und  die  Auslassungen  jener  Pressorgane  liest,  welche  im  Sinne  d^ 
heutigen  Stellung  des  Gouvernements  7M  der  katholischen  Kirdit 
schreiben,  —  der  kann  leicht  auf  die  Ansicht  gebracht  werden,  das 
der  katholische  Keligionstheil  in  Freussen  seit  der  anter  seiner  pa- 
triotischen Mitwirkung  erreichten  glorreichen  üeberwindung  Napi^ 
leons  III.  eine  gänzlich  veränderte  Haltung  gegenüber  der  lepüm 
Obrigkeit,  den  verfassungsmässigen  Gesetzen  nnd  den  urkandlirb 
verbürgten  Rechten  des  protestantischen  Religionstheils  angenoa- 
roen  habe. 

Und  doch  ist  dieses  nicht  von  Ferne  der  Fall.  Die  Pren^^t 
katholischer  Religion  erfüllen  ihre  bürgerlichen  und  staatsborg^* 
liehen  Pflichten  im  nämlichen  umfange,  wie  die  des  evaDgelisfk- 
christlichen  Bekenntnisses ;  sie  erkennen  sich  Sr.  Majestät  dem  Em' 
und  König  zur  Treue  und  zum  Gehorsam  ganz  in  gleichem  M^ 
verbunden,  wie  alle  übrigen  ünterthanen ;  sie  halten  auf  gewissen- 
hafte Beobachtung  der  Staatsgesetze  und  der  Verfassung,  auch  obs^ 
auf  dieselbe  speciell  vereidigt  zu  sein ;  sie  beanspruchen  nicht,  <l}^^ 
die  Gerichtshöfe  nach  den  Principien  besetzt  und  in  ihrer  Compei^rj 
beschränkt  sein  müssten,  welche  die  protest.  Reichsstände  hinsicU* 
lieh  der  Reichsgerichte  dem  Kaiser  nnd  ihren  kathol.  Mit8tän«3t^ 
als  nothwendig  bezeichnet  haben  und  die  im  westphälischen  Friedest 
instrument  Art.  V.  g§.  53.  und  54.  dahin  formulirt  worden  sind,  it^ 
beim  Reichskammergerieht  von  den  4  Vorsitzenden  2,  und  von  »^^ 
Beisitzern  24  der  Augsb.  Confession  angehören,  nnd  für  die  Ent- 
scheidung sowohl  wMieher  als  kirchlicher  Streitsachen  zwiscb«? 
Ständen  verschiedener  Religion  die  Richter  in  gleicher  Anzahl  P'H 
beiden   Religionstheilen  bjeigezogen  werden    mussten^);   sie    beg^ 

1)  Anfangs  wollten  die  Protestanten  —  so  bemerkt  K.  A.  Menul^ 
8.  N.  Geschichte  der  Deutschen  Bd.  8.  8.  237  —  in  Sachen  ewmgtUtcktr 
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nicht  entfernt  eine  fibelwoUende  Qeeinnnng  gegen  ihre  protestan-- 
tischen  Mitbürger  und  die  denselben  zustehenden  Beligions-  und  Kir- 
chenrechte,  und  finden  sich  fflr  so  viele  schmerzliche  Wahmehnrangen 
der  Gegenwart  gerne  entschädigt  dnrch  die  edelmfithige  nnd  geist- 
volle Vertretung  ihrer  Religionsrecbte  von  Seit-en  nicht  weniger 
durch  hohe  Lebensstellung,  hervorragende  geistige  Begabung,  reiche 
staatsmännische  Erfahrung  ausgezeichneter  Mitglieder  der  evangeltsch- 
christlichen  Landeskirche,  mit  einem  Worte:  Die  Katholiken  Preus- 
sens  sind  heute  ganz  die  nämlichen  loyalen  Unterthanen,  die  sie 
früh^  waren  und  als  die  sie  sich  namentlich  noch  zuletzt  in  den 
gefahrvollen  Kriegen  ihres  Königs  mit  den  beiden  katholischen  Haupt- 
mächten des  europäischen  Staaten-Sjstems  erwiesen  haben,  unbeirrt 
durch  die  beunruhigenden  Symptome  einer  gegen  sie  vorhandenen 
feindseligen  Stimmung,  von  welchen  hier  nur  der  höchst  beftettid- 
liche  offene  Brief  des  Obersten  von  Holstein  an  den  franz.  Journa- 
listen Girardin  vom  Monat  Juli  1870  erwähnt  werden  soll,  der  leider 
heute  die  Bedeutung  eines  sich  verwirklichenden  Programmes  ange- 
nommen hat. 

Was  insbesondere  den  Klerus  des  Bisthums  Limburg  betriiFt 
nnd  den  an  dessen  Spitze  stehenden  Hochwürdigsten  Herrn  Bischof^ 
Dr.  Peter  Joseph  Blum,  so  kann  derselbe,  so  kOnnen  namentlich  auch 
die  Mitglieder  des  Domcapitels  kühn  auf  das  Zeugniss  der  könig- 
lichen Behörden  dafür  provoziren,  dass  sie  den  von  ihnen  im  Jahre 
1867  Sr.  Maj.  dem  Kdtiige  geschworenen  ünterthaneneid  mit  ge- 
wissenhafter Treue  bis  auf  den  heutigen  Tag  gehalten  haben  ^). 

Die  Motive  zum  Gesetzentwürfe  wissen  nun  freilich  Staatgesetze 
zu  bezeichnen,  welchen  Seitens-  des  rdmisch-kathol.  Klerus  der  Ge- 
horsam verweigert  wird,  nämlich  die  Gesetze  vom  11.,  12.  und  lÄ. 
Mai  1873  und  vom  20.  und  24.  Mai  1874.  Aber  diese  Gesetze  sind 
in   Wahrheit   nicht  Staatsgesetze  d.  h.  Gesetze  über  Angelegenhei- 

Parteien  unter  einander  nur  evangelische  Beisitzer  zur  Abfassung  des  Er- 
kenntnisses zulassen:  im  Frieden  selbst  wurde  jedoch  diesem  Antrage  nicht  ge- 
nügt, wenigstens  nicht  durch  eine  ganz  deutliche  Bestimmung,  und  nur  soviel 
anzweifelhaft  festgesetzt,,  dass  in  der  gleichen  Fällen  Beisitzer  von  beiderlei 
Religion  in  gleicher  Anzahl  die  Sache  er&rtem  und  entscheiden  sollten. 

1)  Wie  das  bischdfliche  Ausschreiben » vom  17.  Mai  1867  (AmtsbL  des 
Bisthums  Lunbnrg  von  1867  8.  27  f.)  beweiset,  ist  damals  der  kdnigl.  Staats- 
regiemng  ausgesprochen  und  von  dieser  nicht  beanstandet  worden,  dass  die 
Eidesleistung  in  keiner  Weise  den  Rechten  der  Kirche  und  dem  vom  Klerus 
gelobten  canoniscfaen  Qehorsam  präjudiciren  wolle.  Das  ist  auch  Seitens  des 
Krzbischofs  Clemens  Wenzeslaus  von  Trier  1802  geschehen,  als  es  sich  um  die  . 
Eidesleistung  des  Klerus  für  den  Fürsten  von  Nassau  handelte. 
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ten  des  bürgerlieheii,  staatsbfirgerliclieu  und  politischen  Bereichs,  — 
denselben  auch  in  seiner  weitgehensten  Definition  genommen,  sondern 
es  sind  Kirthenge^etze.  Dasss  dem  wirklich  so  ist^  dass  die  frag- 
lichen Qesetze  in  der  Tbat  kirchliche  und  nicht  siaailiehe  Angele- 
genheiten znm  Gegenstande  haben,  dass  sie  also  nur  formell  sich 
als  ^toofogesetze  bezeichnen  lassen,  materiell  aber  eigentliche  Kir- 
chmgesetße  sind ,  —  das  wird  vernünftiger  Weise  nicht  bestritten 
werden  können,  wie  diese  Wahrheit  denn  auch  in  der  öffentlichen 
Meinung  und  in  der  Wissenschaft  .derart  feststeht,  dass  die  bezeich- 
neten Gesetze  schlechtweg  ^hirche^ipolitische^  heissen,  und  dass  der 
vom  Prof.  Dr.  Hinschius  zu  denselben  veröiSrentlichte  Commentar  ganz 
zutreffend  den  Titel  fuhrt:  »Die  Preussischen  Kirchengesetse  des 
Jahres  1873.«  Der  neue  Gesetzentwurf  bestätigt  das  überdies  selbst, 
mäem  erifn  §.  11.  von  einer  Verletzung  der  auf  das  Ami  des  Creist- 
lüJ^en  und  auf  seine  Amtsver^ichinngen  bezüglichen  Vorschriften  der 
Staatsgesetee  und  Anordnungen  der  (bürgerlichen)  06r^E^*<  spricht, 
sowie  von  einer  Seitens  der  wdüichen  Gewalt  erfolgenden  Entlassung 
aus  dem  geistlichen  Amte,  und  im  §.  14.  von  einer  Bestrafung  (kirch' 
licher)  Amtshandlungen. 

Hiemach  lässt  der  angebliche  Ungehorsam  und  Widerstand  des 
rdmisch*kathoL  Klerus  in  Preußen  gegen  die  Gesetze  »des  Staatesc 
jedenfalls  in  keiner  Weise  die  schuldige  Anerkennung  der  in  den 
Motiven  zum  Gesetzentwurf  betonten  T^Majestät  des  preuss.  SUuUes 
und  seiner  Gesetaet  für  den  Staatsbereich  vermissen ;  er  redacirt  sidi 
vielmehr  far  den  unbefangenen  Beurtheiler  auf  die  vom  römisch-kath. 
Klerus  in  vollster  Uebereinstimmung  mit  dem  Laienstande,  also  auf 
die  vom  gesammten  katholischen  ReligionstheHe  Preussens  bethätigie 
Eechts--  und  Gewissensüberzeugung,  dass  die  Königliche  Staatsregie- 
mng  durch  die  von  ihr  herbeigeführte  Ptiblication  der  preussischen 
Kirchengesetee  des  Jahres  1873  und  1874  ganz  unzweifelhaft  über 
das  Rechtsgebiet  des  Staates  weit  hinausgeschritten  sei  und  in  eintr 
absolut  unzulässigen  Weise  in  das  Rechtsgebiet  der  kaihoh  Kirche 
eingegriffen  habe.  Diese  lediglich  das  Rechtsverhältniss  zwischen 
Staat  und  Kirche,  die  Grenzen  der  beiderseitigen  Compctenzen  wah- 
rende, nicht  aber  der  Gehorsamspflicht  des  Unterthanen  präjudici- 
rende  Rechts-  und  Gewissensuberzeugung  leuchtet  aus  allen  bezüglichen 
Erklärungen  des  rOtnisch- katholischen  Episcopates  und  des  Oberhaup- 
tes der  kathol.  Kirche  hervor;  es  ist  daher  gegenüber  der  in  der 
Gesetzesvorlage  erhobenen  schweren  Anklage  des  kathoL  Klerus  auf 
Ungehorsam  und  Widerstand  gegen  die  i^Staatsgesetze^  mit  allem 
Nachdrucke  zu  constatiren  und  wird  hierdurch  constatirt,  dass  der 
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römisch-haikol.  Klerus  Preusaens  das  Recht  der  hürgerUehen  Obriff* 
heU,  innerhalb  ihrer  Sphäre  zu  gebieten^  utid  die  Pflicht  des  einzeln 
fien  Unterthanen^  derselben  eu  gehör chetiy  für  eben  diese  Sphäre  in 
Jceiner  Weise  negirt  oder  von  Vorbehalten  abhät^ig  macht  oder  ir- 
gcndme  contestiri,  sondern  die  Majestät  des  Staates  and  aüer  StacUs* 
gesetae  unbedingt  und  vorbehaitlos  anerkennt.  Dem  wirklichen  That* 
bestände  entsprecbeDd  kann  hiernach  nur  so  viel  behauptet  werden, 
dass  der  römisch-katholische  Religioustheil  in  Preussen  der  Staats- 
regieruag  die  Competenz  nicht  zuschreibt,  nach  selbsteigenem  belie- 
bigem Ermessen  Gesetze  über  katholische  kirchliche  Angelegenheiten 
zu  machen,  wenn  auch  mit  Zustimmung  des  protestantischen  Thei- 
les  der  Landesvertreter.  Nun  besagt  allerdings  der  Artikel  15.  der 
Verfassungsurkande  in  der  ihm  durch  das  Gesetz  vom  5.  April  1873 
gegebenen  Fassung,  die  Kirche  bleibe  den  Staatsgesetaen  und  der 
gesetzlich  geordneten  Atrfsicht  des  Staates  unterworfen;  aber  daraus 
kann  ein  Secht  der  Staatsregieruug,  mit  Zustimmung  des  protestan- 
tischen Theiics  der  Mitglieder  des  Landtages  unter  dem  Namen  von 
Staatgesetzen  der  Sache  nach  Kirchengesetze  zu  geben,  jeden&lls  in 
Ansehung  des  katholischen  Beligionstheües  heute  so  wenig  abgeleitet 
werden,  wie  früher.  Es  soll,  um  diesen  Satz  zu  beweisen,  kein  über- 
triebener Werth  auf  die  Erklärungen  gelegt  werden,  welche  der  Herr 
Minister  der  geistlichen  Angelegenheiten  bei  der  Beratbung  der 
neuen  Eassung  des  Artikels  15.  der  Verfassungsurkunde  über  deren 
Sinn  und  Tragweite,  namentlich  in  der  Sitzung  des  hohen  Herren^» 
Hauses  vom  11.  März  1873,  dahin  abgegeben  hat)  dass  die  der  Kirche 
zustehende  Autonomie  nicht  bestritten ,  sondern  nur  gesagt  werden 
solle,  diese  Autonomie  könne  den  Bechten  des  Staates  keinen  Ein- 
trag thun  —  (wogegen  von  Seiten  der  Katholiken  nichts  zu  erin- 
nern ist).  Aber  wenn  auch  eine  solche  Erklärung  der  K.  Staatsre- 
giemng  über  die  Bedeutung  der  heutigen  Fassung  des  Artikels  15. 
der  Yerfassungsurkunde  nicht  vorläge,  so  würde  docb  daraus  eine 
Befugniss  der  Staatsregierung  und  des  Landtages,  über  die  kirch- 
lichen Angelegenheiten  des  katholischen  Religionstheiles  nach  ein- 
seitiffem  Ermessen  zu  disponiren,  mit  Grund  nicht  hergeleitet  werden 
können,  weil  die  K.  Staatsregierung  eben  so  wenig  ffir  sich  allein, 
als  mit  Zustimmung  der  Landesvertretung  durch  die  Verfassungsnr-» 
konde  eine  solche  hirchenregimentliche  Befugniss  sich  selber  verlei- 
hen konnte,  und  weil  in  stichhaltiger  Weise  nicht  zu  behaupten  ist, 
dass  in  Preussen  dem  Landesherrn  die  Befugniss  zum  Erlasse  von 
Ä7rc^ngesetzen  tür  den  katholischen  Beligionstheil  (wenn  auch  in 
der  für  die  jStoafogesetzgebung  vorgeschriebenen  Weise)  vermöge  des 
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Majestätsrechtes  zustehe:  vielmehr  ist  das  gerade  Oegentbeil  ridi- 
tig,  and  wenn  der  kathoL  Episcopat  in  Preussen  den  Grundsatz  Ter- 
tritt,  dass  er  in  der  hergebrachten  Di(k)esanjuri8diction  Landesherr- 
licher Seits  nicht  gehemmt  oder  gestiert  werden  dorfe,  so  befindet 
er  sich  hierbei  in  vollem  Einklänge  mit  der  historischen  Bechts- 
entwickelung  seit  dem  16.  Jahrhundert  und  deren  in  positiven  Ge- 
setzen ausdrücklich  vorliegenden  Resultaten,  wie  in  Folgendem  gezeigt 
werden  soll. 

§.  2.  Bekanntlich  haben  diejenigen  Beichsfärsten  und  Beichs- 
städte»  welche  sich  dem  von  Kaiser  und  Beich  beschlossenen  Worm- 
ser  E4di<:!te  v.  J.  1521  und  dem  Speyerer  Beichstagsbeschlusse  v.  J. 
1529  nicht  fugten,  diesen  ihren  ungehorsam  und  Widerstand  gegcm 
da9  Beichsoberh^pt  und  die  Beichsgesetze  (um  hier  die  Ausdrucks- 
weise  des  Gesi^esdwurfes  su  g^oMchen!)  durch  den  Grundsatz  ge- 
recbtjtertigt,  dass  in  einer  Sache,  »die  Gottes  Ehre  und  ihrer  Seelen 
Wohlfahrt  bebreffe,«  die  Mekrheü  der  Stimmen .nichi  entsdteiden 
hönne;  und  sie  haben  es  für  ein  in  der  Landeshoheit  einbegriffenes 
Becht  erklärt*,  ihre  ünterthanen  zur  Annahme  der  nach  ihrer  Mei- 
nnng  verbesserten  Lehre  zu  nöthigen.  Damit  kam  in  Deutschland 
da3  sogenannte  landesherrL  Beformationsrecht  in  Aufnahme;  aber 
diesem  Bechte,  dessen  sich  die  Beichsst&nde  beider  Confessionen  fort- 
hin nach  Maasgabe  des  Augsburger  Beligionsfriedens  bedienten, 
wurde  im  westph4Iischen  Friedensinstrnment^  durch  die  Statnimng 
des  Jahres  1624  als  Normaljalires  des  beiderseitigen  Besitzstandes 
der  Bflligions&bnng  für  alle  Zukunft  eine  rechtliche  Schranke  gm»- 
gen,  derim  loyale  Bespectirung  noch  heute  gerade  so  eine  Beehts- 
und  Gewissenspfiicht  der  Begierungen  ist,  wie  zur  Zeit  des  Bestan- 
des des.  hl.  römischen  Beiches  deutscher  Nation ,  wenngleich  leider 
die  Institutionen  fortgefallen  sind ,  welche  die  frühere  Beichsverfas- 
sui^  dem  in  seinen  kirchlichen  Bechten  veiietzten  Beligionstbeile 
an  die  Hand  gab,  um  sich  Abhilfe  zu  verschaffen. 

Betrachtet  man  nun  die  einzelnen  Bestimmungen  des  west- 
phlllischen  Friedensschlusses  über  die  gravamina  ecclesiastica,  so  er- 
gibt sich  klar  und  unzweifelhaft,  dass  darnach  die  landesherrUckr 
Gewalt^  namentlich  auch  das  Oeselsg^ungsrecht  {oder  nach  dem 
modernen  Spraehgtbrauche :  das  MajesiätsredU)  in  keiner  Weise 
bethätigt  werden  darf^  um  die  im  J,  1624  bestandenen  Reiigicms- 
rechte  der  Ünterthanen  su  besehränketi  ^).    So  folgt  z.  B.  im  Art.  V. 

—        -  - 

1)  Yergi.  »W^stphfilischer  FriedensschlaB.  Nea  übersetzt  und  mit  den 
Uleiii.  Original  zur  dOOjfihrigen  Feier  des  Friedensabschltisses  heravibgegebeii 
von  Dr,  G.  Chr.  Gaek«    Snlzbaeht  Druck  and  Verlag  der  J.  C.  von  SeidersclieB 
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aaf  die  Ordnung  der  politischeu  Verhältnisse  der  Beichastadt  Angs-» 
barg  nach  dem  Grundsatze  voller  Parität  beider  Beligionstheile  in 
den  §§.  3—6.  die  Vorschrift  in  §.  7.  »Jedem  Theile  beibt  die  Ob- 
sorge für  seine  Kirchen  und  Schulen  unangetastet;«  in  §.  8.:  »Kein 
Theil  soll  die  Macht  seiner  Anhänger  zur  Unterdrückung  des  andern 
Tbeiles  missbraucheu,  ....  und  Alles  soll  nichtig  sein,  was  in 
dieser  Beziehung  wann  und  me  immer  attentirt  werden  möchte;« 
und  in  §.  9.:  »Die  Mehrheit  der  Stimmen  soll  in  Sachen,  welche 
direct  oder  indirect  die  Religion  betreffen,  schlechterdings  nicht  in 
Betracht  kommen.«  In  deii  §§.  31.  und  32.  sodann  ist  angeordnet, 
dass  trotz  der  im  §.  30.  den  unmittelbaren  Beichsständen  vorbehal* 
tenen  Freiheit  des  Gebrauches  des  ihnen  raiicne  territarii  et  sype^ 
riorüatis  competirenden  Rechtes  in  Eeligiofissau^i  den  protestan- 
tischen Unterthaneu  katholischer  Stände  die  im  J.  1&24  jm  irgend 
einem  Zciipunkte  auch  nur  obsermnjsmässig  besessene  öffentHehe 
oder  private  Reliifionsübung  forthin  mit  den  Annexen^  nämlich  der 
Besetzung  der  Cousistorien,  wie  der  SckuL--  u^d  Kirchenämier^  des 


BachhaDdluDg  1848.«  Der  Herausgeber  —  protestantischer  Decan  —  macht 
in  seiner  leider  von  confessioneller  Voreingenommenheit  nicht  ganz  freien  Vor- 
erinnemng  die  Bemerkung :  »Die  Frage  ,  ob  heute  noch  in  allen  deatschen 
IJuidem  dieser  Friede  fortdauernde  Giltigkeit  habe,  wurde  von  Dr.  J.  L.  KlOber 
in  Völkerrechtliche  Beweise  für  die  fortwahrende  Giltigkeit  des-Westphalischen,. 
oder  allgemeinen  Beligionsfriedens.  Nürnberg  1814,  —  von  Dn  F.  A,  Beck  in 
Epitome  instrumenti  pacis  Osnabrugensis,  Darmstadt  1844,  —  und  von  L.  G. 
H.  Hertel  in:  Welche  Bedeutung  bat  ftJr  uns  der  Westphäl.  Friedensschluss ? 
Tieipzig  1847  ^  grnndlich  und  umfassend  erörtert  und  bejaht.  Die  Zdit  hat 
die  Beaiimntungen  dienet  Friedens  und  mit  ihm  zugleich  die  heiligsten 
Rechte  in  Deutschland  vergessen  lassen*  Man  dachte  nicht  mehr  daran^ 
dass  er  der  erste  und  vorzüglichste  Völkervertrag  von  Europa  sei, 
und  dass  kein  deutsches  Landrecht  giltig   sein  könne,  das   nicht  auf 

diesem  Frieden  basirt  ist Mfpge  Deutschland^  das  dermalen  durch 

seine  Abgeordneten  das  Wohl  des  Vaterlandes  beraihet ,  die  Rechts- 
kraft  dieser  Friedensbestimmungen  wieder  erkennen.^  -^  Dass  eine 
solche  vom  Rechte  geforderte  Anerkennung  in  keiner  Weise  eine  Beschränk- 
ung der  durch  die  heutigen,  gegen  früher  gänzlich  veränderten,  politischen 
und  socialen  Verhaltnisse  nothwendig  gewordenen  politischen  und  kirchlichen 
Gleichberechtigung  beider  Beligionstheile  zur  Consequenz  haben  müsste  und 
dürfte,  liegt  doch  w6hl  für  jeden  Verfiünftigen  so  klar  zu  Tag,  dass  es  absolut 
keinen  Sinn  haben  wftrde,  wenn  aof  die  Bestimmungen  des  WestphUischen  Frie- 
densschlusses Ober  das  laiidesherrl.  Recht  zum  Aoswandtfrungsiwange  Aifders* 
^laubiger,  denefi  das  Normaljahr  nicht  zur  Seite  steht ,  von  hü,ben  oder 
drüben  wollte  hingewiesen  werden,  um  daraus  ein  Argument  gegen  die  heutige 
Anwendbarkeit  der  Principien  des  Westphfilischen  Friedensschlusses  über  die 
SehraBkea  der  Landesherrlichen  HohHisreehte  in' Btvmg  auf  Religions- 
augelegenheiien  ahzule^itcn. 
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BatroncUsreeJUes  und  anderer  ähnlicher  Rechte  ebenso  verhUia 
müsse,  wie  der  BesUe  aUer  innegekahien  Kirchen^  St^ungen,  Klo- 
ster und  Hospitaier  mit  allen  Zubehorungen ,  Einhimfle  totd  Ast- 
fäUen;  dass  Niemand  van  wem  immer  wie  immer  hierin  beunrMgi 
werden  dürfe ;  dcas  die  Turbirten  oder  DestUuirten  ohne  alle  Aus- 
nahme in  den  ^nd  von  1624  vollkommen  restituirt  werden  mässten; 
dass  AUes  dieses  auch  bemgUch  der  Tcaih.  UnUrihanen  evangdiseker 
Reiehsstände  dort  eu  becibachten  sei^  wo  dieselben  im  J,  1621  ien 
Gebrauch  und  die  Ausübung  der  katholischen  Religion  öffenäid 
oder  privatim  gehabt  hätten.  Im  §.  33.  werden  hiern&chst  alle  V«- 
trige,  Vergleiche,  üebereinkommeD  und  Commiseionen ,  welcbe  tti- 
sehen  anmittelbaren  Reichsstäoden  tmd  ihren  Frovinzial^äi^de»  ¥d 
Unierihanen  bezüglich  der  Mnßhrung ,  Zulassung  und  Erkaltup^ 
des  &ffenÜidten  oder  privaten  Religionsexereitiums  eiHgcgangen  ««f 
errichtet  worden  sind,  insoweit  in  GriUigkeit  erhalten^  als  sie  derdk- 
servans  des  Jahres  1624  nicht  widerstreiten  ,  und  .  zwar  mä  äff 
Maasgabe^  dass  davon  ohne  beiderseitige  EinwiUigtmg  (oiso  ckK 
die  der  interessirten  Unterthanen)  nicht  abgegangen  werden  durff. 
Endlich  garantiren  die  §§,  48.  und  49.  den  katholischen  Ufkr- 
Owmen  der  Obrigkeiten  Augsburger  Confession,  wdehe  im  Jtk( 
1624  das  offenÜiche  Religionsexercitium  gehabt  haben ,  das  Di^tt- 
sanrecht  der  Bischöfe^  und  der  §.  52,  den  Ausschluss  der  SUmmm- 
mehrheit  in  Religionssachen. 

Von  besonderer  Bedeutung  für  die  Frage ,  ob  kraft  des  Maje- 
stätsrechtes Gesetze  zum  Nacfatheile  des  kirchlichen  Rechtsstandes 
eines  Religionstheiles  in  Deutschland  statthaft  seien ,  ist  sodann  na- 
mentlich noch  der  Art.  7.  des  westphälischen  Friedensinsiroment^ 
welcher  die  Beligionsrechte  der  im  Augsburger  Religionsfrieden  ober- 
gangen  gewesenen  Reformirten  auf  dem  Fusse  der  Qleicbheit  mH 
den  Katholiken  and  den  Anhängern  der  Augsburger  Con&snoo  re 
gelt.  In  Anbetracht ,  dass  die  Augsburger  GonfessionsverwaDdta 
und  die  Reformirten,  obwohl  beide  Protestanten^  doch  unter  sid  w 
Parteien  bildeten  ^  bestimmt  nämlich  dieser  Artikel  bezQgh'eh  i^ 
landesherrlichen  Beformationsrechtes,  dass,  wenn  ein  protestantisciier 
Fürst  oder  sonstiger  Landesherr  oder  Kirchenpatroa  künftig  rarB^ 
ligiou  des  andren  Theiles  übertreten ,  oder  kraft  der  Srbfolg«  o<kr 
des  Friedensschlusses  oder  irgend  eines  sonstigen  ntete  ein  For^t^ 
thum  oder  Gebiet  erlangen  oder  wieder  erhalten  sollte,  in  welcbeo 
dermalen  der  andere  protestantische  Theil  öffentliche  BeligionafibiiB; 
besitze,  dieser  Fürst  u.  s.  w.  zwar  ohne  Beschwerung  oder  Besarb- 
theiligung  der  Unterthanen  Hofprediger  seiner  Confession  bei  sW 
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und  in  seiner  Residenz  haben  dürfe  ,  aber  nicJU  befugt  sei ,  die  bf' 
fenüiche  Religionsühutig  und  die  bestehenden  kirchlichen  CfeseUe  und 
Verordnwigen  abzuändern,  oder  den  bisherigen  Besitzern  die  Kir- 
chen^ Schulen ,  Hospitäler  und  die  dajsu  gehörigen  Einkünfte ,  Pe»^ 
sioncfi  und  ÜnterstiUeungen  zu  entgehen,  oder  unter  Berufung 
auf  das  Recht  der  Landeshoheit^)  oder  irgend  wdchen 
Grund  sonst  den  ünterthanen  was  immer  für  ein  Hinderniss 
oder  Er  schwer  niss  in  Beziig  auf  ihr  e  Religion  sübung 
direct  oder  indirect  zu  verursachen. 

Damit  aber  diesen  Vorschriften. um  so  unverbrächlicber  nach- 
gelebt werde,  bestimmt  der  fragliche  Artikel  7  weiter,  dass  im  un- 
terstellten Falle  die  Gemeinden  das  Becht  haben  sollten,  taugliche 
Schul-  und  Kirchendiener  zu  präsentiren  oder  zu  nominiren,  die 
dann  ton  dem  zuständigen,  oder  selbstgewähUen  Consistorium  zu 
prüfen  und  zu  ordiniren,  vom  Fürsten  oder  Territorial' 
herrn  aber  hiernächst  ohne  Widerrede  zu  bestätigen 
seien^).    Deutlicher  kann  doch  wohl  nicht  ausgesprochen  werden, 

1)  Der  reichsrechtliche  Gmndsatz,  dass  die  Hoheits-  oder  Majestatsrechte 
nicht  Biun  Einmischen  des  Landedherm  in  die  kirchl.  Angelegenhdten  der  zum  öf- 
fentlichen Beligionsezercitinm  befugen  Ünterthanen  anderer  Confeauon  berech- 
tigen, ist  überhaupt  von  da  an  als  Grundsatz  des  öffentlichen  Rechtes  anerbuint 
worden.  So  bestimmt  der  Friede  von  Breslau,  geschlossen  am  ll.  Juni  1742 
im  6.  Art. .  »Se.  Majestät  der  König  von  Prenssen  wird  die  kath.  Religion  in 
Schlesien  in  Htatu  quo  erhalten ,  dergestalt ,  dass  jeder  Einwohner  in  seinen 
rechtmanigen  Besatzungen,  Früchten  and  Privilegien  erhalten  bleibe,  wie  Al- 
lerhöchst derselbe  schon  hei  seinem  Einmarsch  in  Schlesien  erklärt  hat,  ohne 
übrigens  jemals  die  vollkommene  Gewissensfreiheit  der  protestantischen  Religion 
in  Schlesien  nnd  die  Herrscherrechte  zu  schmälern;  jedoch  wird  St.  Majestät 
heAntifwegs  der  Herrscherrichte  zum  Nachtheile  des  statua  quo  der  Äa- 
ihol,  Religion  in  Schlesien  sich  bedienen.*  In  gleicher  Weise  heisst  es 
in  dem.  Warschauer  Tractate  vom  18.  September  1773  Art.  8:  >Di|e  Römisch- 
Katholiachen  werden  in  Betreff  der  Religion  ganz  und  gar  in  statu  guo^ 
d.  h.  in  derselben  freien  Ansahong  ihres  Cnltas  nnd  ihrer  Dlsciplin  mit  allen 
und  jenen  Kirchen  und  Kirchengütem  erhalten ,  die  sie  im  Augenblicke  des 
Ueberganges  unter  die  preussische  Herrschaft  im  Monat  September  1772  beses- 
sen haben,  und  es  werden  Se,  preuss.  Majestät  und  Allerhöchst  ihre 
Nachfolger  der  Spuveränetätsrechte  sich  nicht  zum  NachÜkHle  der  rO^ 
misch'hatholischen  Religion  in  den  erwähnten  Ländern  bedienen.* 

2)  Der  vorgedachte  Art.  7.  des  westphal.  Friedensinstrnmentes  verordnet 
auch  noch  (in  §.  2.),  dass  wenn  eine  Gemeinde  die  Religion  ihres  Herrn  an- 
nehmen und  deren  Ausübung  auf  ihre  Kosten  erbitten  würde,  ihr  dies  in  un- 
widerruflicher Weise  gestattet  werden  dürfe;  dass  aber  die  Consistorialmitglie- 
der,  die  Kirchenvisitatoren,  die  Lehrer  an  Schulen  und  Academieen ,  die  PrO' 
fezsoren  der  Theologie  und  Philosophie ,  auschliesslich  der  Religum 
angehören  müssten,  welche  zur  Zeit  an  jedem  Orte  öffentlich  recipirt 

Archiv  für  KircheDrecht.  XXJUV,  28 


426    Eingaben  der  preu88.  Domcapiiel  gegen  das  Sperrgesei»,  (1875,) 

dass  die  Majestfttsrechte  nicht  die  Befugniss  geben,  die  seit  1624 
hergebrachten  Religionsrechte  der  TJnterthanen  zu  beschranken.  Und 
da  der  Westphftlische  Frieden  volle  Bechtsgleicbheit  zwischen  den  Ka- 
tholiken nnd  Protestanten  statnirt,  so  dass  was  dem  einen  Tbeile 
jreeht,  dem  andern  billig  sein  soll ;  da  femer  zwischen  dem  kathol. 
Glanbensbekenntnisse  nnd  Kirchenwesen  einerseits  und  dem  protes- 
tantischen andererseits  unlengbar  ein  weit  gr(ys8erer  unterschied  be- 
steht als  er  je  zwischen  den  seitdem  zur  evangelischen  Landeskirche 
nnirten  Augsbnrger  Confessionsverwandten  und  den  Befonoirten  be- 
standen hat;  da  überdies  die  von  Kaiser  und  Reich  bestätigte  Ca- 
pitulatio  perpetua  Osnabrng.  d.  d.  Nürnberg,  28.  Juni  1650  (abgedr. 
bei  Meiern  Acta  pacis  execut.  publica  B.  2.  S.  534)  die  katholiacbeo 
Beligionsrecbte  gegenüber  dem  jeweiligen  protestantischen  Regenten 
des  Hochstiftes  Osnabrück  ganz  nach  Analogie  des  Art.  7.  sicherge- 
stellt hat,  wie  die  in  der  voriges  Jahr  eingereichten  Denkschrift  ' 
des*  Limburger  Domcapitels  S.  45  ff.  mitgetheilten  Artikel  4. 10. 12. 
16.  und  26.  erweisen :  —  so  liegt  offenbar  in  den  Bestimmungen  des 
Westphälischen  Friedensschlusses  eine  klare  Ausschliessung  saldier 
Landesherrlicher  Bestimmungen  fiber  die  katholischen  BeligioDaan- 
gelegenheiten,  wie  sie  die  Preuss.  Gesetze  vom  11.,  12.  und  18.  Mai 
1873  und  vom  20.  und  21.  Mai  1874  enthalten,  und  folgeweise  eine 
evidende  Bechtfertigung  der  Haltung  des  römisch-katholischen  Beli- 
gionstheiles  in  Bezug  auf  eben  diese  Gesetze  des  preussischen  Staates. 
Dass  dem  gegenüber  die  h&ufig  mit  einer  gewissen  Erregung  beliebte 
Berufung  auf  ähnliche  Gesetze  kaiholiseker  Fürsten  in  katholiseien 
Ländern  werthlos  ist,  bedarf  wohl  um  so  weniger  eines  Beweises, 
als  diese  Berufung  nicht  einmal  zu  verifiziren  ist,  da  wohl  einseine 
ähnliche  oder  gleiche  Bestimmungen  wie  die  maigesetzlicheii  auch 

sei.  Fttr  den  in  Rede  stehenden  Gesetzentwurf  hat  diese  Znsatzbestunmnnfr 
nnmittdlMr  keine  besondere  Bedeutung;  aber  in  Yerbindnng  mit  der  Bestin- 
muiig  im  §.  l.  berechtigt  sie  zn  der  Frage ,  ob  das  Verhalten  der  deutadiai 
Regierungen  in  Being  auf  die  sogenannten  AltkathoUken  ohne  Rechtakränkimg 
nach  anderen  Gmndsfitzen  geregelt  werden  könne,  als  nach  den  für  die  beiden 
drotestantischen  Parteien  von  diesen  selbst  Tereinbarten?  Oder  sollte  es  wirk- 
lich ein  Fortschritt  des  Rechtsbewnsstseins  nnd  der  Recht8entwi<5klang  sein, 
^ass  man  bente  gleichberechtige  Richtungen  unter  den  Katholiken  nennt, 
was  der  westphfil.  Frieden  unter  den  Protestanten  Parteien  genannt  hat,  nnd 
zwar'  mit  folgender  treffender,  sicher  nicht  zu  widerlegei^der  Begründung:  »Da 
die  Religionsstreitigkeiten  nnter  den  eben  genannten  Protestanten  bis  jetzt 
nicht  geschlichtet  sind,  sondern  weiterer  Beilegung  Torbehalten  bleiben,  diese 
also  zwei  Parteien  büden^  so  ist  nnter  ihnen  bezüglich  des  Reformatioas- 
rechtes  vereinbart  worden ,  dass  u.  s.  w.«  wie  oben  im  Texte  bereits  ange- 
führt ist. 
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anderwftrts  YorkommeD,  aber  ein  System  wie  das  mit  den  gedachten 
Gesetzen  inaugurirte  nirgends.  Immerhin  mag  übrigens  die  Frage 
am  Platze  sein,  ob  denn  etwa  der  Jcatholische  König  von  Sachsen 
auch  nur  entfernt  den  gleichen  Einfluss  auf  das  protestantische  Kir- 
chenwesen  seines  Landes  betitzt,  wie  Seine  Majestät  der  König  von 
Prenssen*)?  Und  hat  etwa  das  Oberhaupt  der  Kirche  und  derEpis- 
copat  unterlassen,  sich  mit  dem  gebührenden  Nachdruck  geradeso 
gegen  die  Eingriffe  eines  katholischen  Fürsten  in  die  Bechte  der  Bi- 
schöfe und  der  Kirche  auszusprechen,  wie  gegen  die  eines  protes- 
tantischen?   Man  erinnere  sich  nur  an  die  entschiedenen  Protesta- 

• 

tionen  des  Papstes  Pins  VU.  gegen  die  organischen  Artikel  Napo- 
leons L  zu  seiner  Zeit,  wo  vor  diesem  der  ganze  Continent  zitterte, 
und  an  die  Erklärungen  Pins  IX.  über  die  österreichischen  Gesetze. 
der  neuesten  Zeit,  und  man  wird  sich  sofort  überzeugen,  dass  Pins  IX. 
keine  andere  Sprache  führt  als  sie  Pins  VU.  und  nach  diesem 
Pins  VIII.  in  seiner  Encyklika  an  die  Bischöfe  der  oberrheinischen 
Kirchenprovinz  vom  30.  Juni  1830  bezüglich  der  landesherrlichen 
Verordnung  vom  30.  Januar  1830,  so  wie  später  Gregor  XVI.  in 
seinen  Allocutionen  vom  10.  December  1837  und  13.  September  1838 
bezüglich  der  Massnahme  des  damals  preussischen  Gouvernements 
gegen  die  Erzbischöfe  von  Köln  und  Gneseu- Posen  geführt  hat.  Man 
bat  diesen  Allocutionen  seiner  Zeit  freilich  officiell  den  Vorwurf  ge- 
macht, dass  sie  zum  Aufruhr  reizten ;  aber  die  römische  Staatsschrift 
vom  13.  September  1839  gab  hierauf  eine  auch  heute  so  zutreffende 
Antwort,  dass  es  gere9htfertigt  sein  dürfte,  aus  derselben  hier  Fol- 

1)  Es  sollte  doch  wohl  Staatsmännern  za  denken  geben,  dass  in  Sachsen 
niemals  Klagen  Über  Eingriffe  des  katholischen  Begenten  in  das  protestan- 
tische Kirehenwesen  lant  geworden  sind;  dieser  enthält  sich  eben  nach  Mass- 
gabe der  Tom  Knrf&rsten  Friedrioli  August  1697  ausgestellten,  tou  1699  aa 
bia  Ende  des  vorigen  Jahrhimdertt  hat  a«f  jedem  Landtage  erneuerten  Beli- 
gionsreTersalien  der  Aosübong  aller  Majestatsrechte  in  Beiug  auf  das  Bell«' 
gionswesen,  und  überlässt  dieselbe  den  in  Evangelicis  beauftragten  Staatsmini- 
stem protestantischer  Confession.  Sicher  trifTt  noch  heute  zu,  was  der  Corre- 
ferent  des  würtembergischen '  Kammeraasschusses  Herr  von  Bummel  im  Jahre 
1832  anlässlich  einer  Beschwerde  des  Freiherm  von  Homstein  Ober  die  sog. 
Frankfurter  Kirchenpragmatik  (Verordnung  vom  80.  Januar  1830)  bemerkt  hat: 
»Es  ist  zu  bedaaem,  dass  unsere  Begierung  bei  der  Abschrift  dieses  g.  (5.  — 
aiiB  der  österr.  Verordnung  vom  1.  November  1794  — )  den  Unterschied  zwi* 
sehen  einer  Begierung,  wo  die  Begentenfamilie  und  die  grosse  Majorität  der 
Staatsgenossen  dem  Katholicismus  zugethan  ist,  aus  den  Angen  verloren  hat ; 
von  ersterer  kann  man  nicht  fOrchten,  dass  sie  ihr  eigenes  Kirchengebäude  um- 
stUrsea  wird.  Unter  einer  protesiantiachen  Regierung  iet  ee  anders,* 
Yergl.  Longner,  Darstellung  dei^echtsverhältnisse  der  Bischöfe  der  oberrhei- 
nischen Kirchenprovinz.    Tübingen  bei  Lanpp  1840.  S.  104. 
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gended  anznffihren :  »Es  ist  daher  nicht  der  hl.  Stuhl,  der  seine  Ge- 
walt auf  eine  mit  den  Rechten  des  Landesherrn  nnvertrftgHclie  Weise 
ausdehnen  will:  es  ist  die  preussische  Begierung,  die  Hechte  bean* 
spracht,  welche  der  unabänderlichen  Verfassung  der  Kirche  und 
selbst  der  Treue  feierlicher  Verträge  widerstreben.  Es  ist  nicht  das 
Oberhaupt  der  Kirche,  welches  in  anderen  Staaten  die  gesetzgebende 
Gewalt  über  den  Umkreis  seiner  kirchlichen  Befugnisse  hinaus  lo 
erstrecken  trachtet:  es  ist  das  preussische  Gouvernement,  welches 
ihm  das  Becht  der  Gesetzgebung  in  religiösen  Angelegenheiten  öf- 
fentlich bestreitet,  indem  es  nicht  ansteht,  ihn  in  Bficksicht  sogar 
auf  den  katholischen  Glauben  und  auf  die  kirchlichen  Angelegen- 
heiten der  Katholiken  des  Königreiches  als  eine  auswärtige  Macht 

zu  bezeichnen Nach  allem  diesem  muss  der  hl.  Stnhl  anch 

den  leisesten  Verdacht  von  Gesinnungen  oder  Absichten,  die  mit  den 
Grandsatze  der  gänzlichen  Unterwörfigkeit  und  Abhängigkeit,  za 
welcher  die  Unterthanen  gegen  die  weltliche  Gewalt  in  der  h&rger- 
liehen  Ordnung  gehalten  sind,  nicht  vollständig  äbereinkominen,  mit 
Abscheu  von  sich  weisen.  Die  katholische  Kirche  bekemd  nicht  al- 
lein den  Grandsatz  vollkommener  Treue  und  Unterwürfigkeit  g^gen 
die  weltliche  Macht  in  der  bärgerlichen  Ordnung,  sondera  verkündet 
ihn  offen  und  schärft  die  Beobachtung  desselhen  auch  in  dem  harten 
Falle  von  Bedrückungen  der  Religion  ein^  und  der  hl.  Stuhl  hat  iha 

jederzeit  in  Ausübung  gebracht Aber  der  Grandsats  der 

Treue  und  Unterwürfigkeit  gegen  die  weltliche  Gewalt  auf  dem  bar- 
gerlichen  Gebiete  ist  weit  entferat,  zum  Ungehorsam  und  aar  Aof^ 
lehnung  gegen  die  Gewalt  der  Kirche  auf  dem  religiösen  Gebiete  zu 
berechtigen.  Man  soll  den  Menschen  gehorchen:  man  soll  aber  zu- 
erst gehorsam  gegen  Gott  sein,  und  man  ist  in  der  Tbat  g^fen  Gott 
gehorsam,  wenn  man  die  Gesetze  der  Kirche  erfüllt,  da  dieselbe  ihre 
Gewalt  und  Sendung  in  den  Angelegenheiten  der  Beligion  anmittel- 
bar und  ausschliesslich  von  Gott  selbst  erhalten  hat.  Wenu  daher. 
wie  dies  unglücklicher  Weise  in  den  Streitigkeiten  zwischen  dem  hl. 
Stuhl  und  dem  preussischen  Hofe  der  Fall  ist,  die  weltliche  Gewalt 
sich  erlaubt,  in  religiösen  Angelegenheiten  Gesetze  und  Vorschriften 
zu  geben,  die  mit  Demjenigen  in  Widersprach  stehen,  was  die  Kirche 
darüber  festsetzt  und  befiehlt;  so  üben  die  Katholiken,  wenn  sie  sich 
hierin  vielmehr  an  die  kirchlichen  Vorschriften  halten  als  an  die 
bürgerlichen,  keineswegs  Verrath  an  dem  dem  Landesherra  in  bür- 
gerlicher Hinsicht  schuldigen  Gehorsam,  sondera  genügen  der  grossen 
Pflicht,  Gott  eher  zu  gehorchen  als  den  Menschen.  Und  das  Ober- 
haupt der  Kirche,  welches  Gott  zur  flegierang  und  Vertheidigung 
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derselben  bestellt  hat,  reizt  keineswegs  zar  EnipArung  auf,  sondern 
erfallt  seine  hl.  Pflichten,  wenn  es  die  verletzten  Rechte  der  Kirche 
reclamirt  Wenn  der  Buf  seiner  Stimme  unrecht  verstanden  nnd 
gar  unheilbringende  Wirkungen  in  politischer  Hinsicht  hervorbringen 
würde,  so  wäre  dies  dem  Oberhaupte  der  Kirche  überaus  schmerz« 
lieh ;  allein  der  gesunde  Verstand,  das  vernunftige  öffentliche  ürtheil, 
die  unparteiischen  Verehrer  der  Wahrheit  würden  entscheiden,  ob 
sie  ihm  zugeschrieben  werden  mfissten  oder  vielmehr  Dem,  der  Ihn 
in  die  harte  Nothirendigkeit  versetzt  hat,  seine  Stimme  zu  er- 
heben.« — 

§.  3.  Indem  nun  nach  dem  Vorausgegangenen  der  Westphft- 
Hsche  Friedensschlnss  die  ReligionsrecMe  der  Katholiken  und  Protes- 
tanten in  vertragsmässiger  Weise  normirte,  und  die  Beichsstände 
beider  Theile  sich  selbst  für  ewige  Zeiten  verpflichteten,  jeder  Be- 
einträchtigung der  normaljahrmässigen  Beligionsübung  der  ünter- 
thanen  »bei  königlichen  Würden  und  fürstlichen  Ehren  und  wabren 
Worten«  (wie  Art.  15.  des  Augsbnrger  Beligionsfriedens  sich  aus- 
drückt) gewissenhaft  sich  zu  enthalten,  konnte  selbstverständlich  nicht 
weiter  davon  die  Bede  sein,  dass  ein  Begent  die  kircMichen  Rechte 
und  Freiheiten  seiner  andersgläubigen  ünterthauen,  also  z.  B.  in  An- 
sehung der  Protestanten  eines  Territoriums  —  das  Becht  derselben, 
in  vöUer  Freiheit  ihre  Consistorien  zu  besetzen  und  ihre  Pfarrer  zu 
ernennen,  oder  in  Ansehung  der  Katholiken  —  die  bischAfliche  Ju- 
risdiction über  die  Geistlichen  oder  ein  anderes  Diöcesanrecht  durch 
gesetzliche  Verfügungen  beeinträchtigen,  hemmen  oder  wie  immer 
beugen  und  dann  unter  Berufung  darauf,  dass  die  bezügliche  Mass- 
regel kraft  der  Hoheitsrechte  und  zum  Schutze  des  Staates  getroffen 
sei  und  das  Glaubensgebiet  nicht  berühre,  von  den  Unterthanen  be* 
reitwillige  Vollziehung  der  erlassenen  Gesetze  verlangen,  deren  Ver- 
weigerung aber  als  strafbaren  Ungehorsam  und  Widerstand  gegen 
die  Staatsgesetze,  die  Majestät  des  Staates,  die  Staatsregierung  und 
wie  immer  die  bezüglichen  Ausdrücke  gewählt  sein  mügen,  erklären 
und  durch  Polizeigewalt  und  Strafedicte  reprimiren  dürfe.  Schon 
das  Verzichtleisten  auf  politische  Bechte,  wo  solche  verfassungsmässig 
in  unwiderruflicher  Weise  bewilligt  sind,  kann  von  den  Unterthanen 
als  Folge  des  dem  Begenten  gebührenden  Gehorsams .  und  kraft  der 
Majestätsrechte  nicht  verlangt  werden,  noch  weit  weniger  aber  ein 
Verzicht  auf  kirchliche  Bechte,  namentlich  insoweit  diese  Bechte  ihr 
Dasein  nicht  einem  Gnadenakte  des  Begenten  verdanken  (wie  z.  B. 
die  Cnltusrechte  neu  entstehender  Beligionsgesellschaften),  sondern 
althergebracht  und  vertragsmässig  augesichert  sind,   wie  die  Beli- 
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gioAsrechte  der  Eatbolikea  PreussenSy  insbesondere  Nassau^s.  Hieraber 
wird  nicht  gestritten  werden  können,  namentlich  wenn  man  sieb  er- 
innerty  dajss  es  zur  Zeit  des  alten  deutschen  Reiches  den  Betboligten 
frei  stände  die  Hilfe  der  Becfatsbehörden  g^en  jede  landesberrUcbe 
Beeinträchtigung  der  hergebrachten  Keligionsrechte  zu  beanq»niehenf 
und  dass  der  §f.  63.  des  Begensburger  D^utationsrecesses  Tom  25. 
Februar  1803  zum  Schutze  der  an  protestantische  Reichsftotea  ▼«* 
gabten  katholiachen  Territorien  die  ausdrückliche  Vorschrift  gab : 

»Die  &t«Aert^eIleligionsübung  eines  jeden  Iiandes  soll  gegen 
Aufhebung  und  Kränkung  aller  Art  geschützt  sein,  insbesondere 
jeder  Religion  der  Besitz  und  der  ungestörte  Genuss  ihres  eigenthim- 
liehen  Eirchengutes^  (mch  Schulfonds  nach  Vorsdir^  des  Weatfihä* 
tischen  Friedens  ungestört  verbleiben.^ 

Diese  hochwichtige  reichsgesetzliche  Bestimmung  hat  Kurbran- 
denburg —  also  die  Krone  Freussen  —  mit  beschlosseni  ja  d» 
Deputation  empfohlen,  und  es  ist  demnach  eine  von  Preussen  seibei 
ausgegangene  Garantie  der  katholischen  Religionsrechief  auf  welche 
sich  der  katholische  Beligionstheü  in  Preussen  stütat^  wenn  er  den 
Grundsatz  zurückweiset^  dass  die  oberste  Gewalt  des  Staates  anch 
die  Kirche  des  Staatsgebietes  zu  regieren  habe,  —  ein  Gnmdaats, 
in  Folge  dessen  nicht  blos  die  Kirche  ihren  Untergang  finden,  son- 
dern die  Menschheit  überhaupt  alles  Hohe  und  Heilige  yerlieren 
wurde,  da  alsdann  über  den  wandelbaren  Staatsgesetzen  nichts  Höheres 
mehr  in  ewiger  Majestät  stände,  nichts  was  profanen  Dispoeitionea 
für  immer  unerreichbar  wäre. 

Wie  weit  damals  das  .öffentliche  Becbtsbewusstsein  Deutsch- 
lands von  den  heute  seitens  der  Gegner  verfochtenen  Frindpim  ent- 
fernt war,  das  möge  hier  mit  den  treffenden  Worten  eines  berYor- 
ragenden  Staatsmannes  und  Juristen  jener  Zeit,  n&mlicb  dee  Sobde- 
legirten  des  Kurerzkanzlers,  Oberappellationsgericfatsratbes  und  üni- 
yersitätsprofessinrs  Johann  Richard  v.  Math  zum  Ausdrucke  kom- 
men.  Derselbe  sagt  S.  38  seiner  gegenwärtig  wieder  hohes  prak- 
tisches Interesse  gewinnenden  Schrift:  Priwigedanhen  über  Has  Bedd 
deutscher  Landesherm  gegen  Religion  und  SSrche  nach  der  heu- 
tigen  deutschen  Staats-  und  lürchetwerfassung.  Würaburg  und  Bam- 
berg bei  F.  A.  Gebhard  1805:  «Nach  der  deutschen  Staats-  and  der 
katholischen  Kirchenverfassung  ist  der  deutsche  Färst  Begent  des 
Staates^  der  deutsche  Bischof  Begent  der  Kirche :  Jener  hat  die 
weltliche,  dieser  die  geistliche  Begierungsgewalt.  Jenem  B^  Tor- 
züglich  und  unmittelbar  ob  die  politische  WiMfahrt  des  Staates^ 
diesem  die  geisUiche  Wofdfahrt  der  Kirche.    Die  welUacbe  Begie- 
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rungsgewalt  des  deutschen  Fflrsten,  wie  die  geistliche  Begiemngs- 
gewalt  des  deutschen  Bischöfe  —  jede  ist  ihrer  Orundbestimmunf 
und  ihrem  Endzwecke  nach  von  der  andern  unabhängig.  Die  weit* 
liehe  des  Fürsten  ist  weder  dem  Bischof,  noch  Erzbiscbof,  noch 
Papst,  noch  der  gesammten  Kirche,  sowie  die  geistliche  Begierungs- 
gewalt des  deutschen  Bischofs  weder  dem  Landesherm,  noch  Kaiser, 
noch  Reich  untergeordnet.  Gleichwie  demnach  ein  deutscher  Fürst 
Alles,  was  das  wahre  weltliche  Wohl  des  Staates  fordert,  aus  fürst- 
licher —  und  der  deutsche  Bischof  Alles,  was  das  wahre  geistliche 
Wohl  der  Kirche  fordert,  aus  bischöflicher  Macht  vertagt,  so  kann 
im  Gegentheil  der  deutsche  Fürst  Nichts  was  wider  die  Wohlfahi't 
der  Kirche,  Nichts  was  wider  die  Rechte  des  Bischofs^  —  Nichts 
der  deutsche  Bischof,  was  wider  die  Wohlfahrt  des  Staates,  Nichts 
was  wider  die  Rechte  des  Fürsten  ist,  aus  eigener  Macht  verfügen. 
W^ie  unabhängig  aber  auch  diese  beiderseitige  Gewalt  von  einander 
ist,  so  grenzen  doch  beide  so  nahe  zusammen,  und  wie  sehr  auch 
das  beiderseitige  Wohl  au  sich  von  einander  verschieden  ist,  so  ist 
dennoch  beides  in  den  Folgen  so  nahe  mit  einander  verbunden,  dass 
jedes  auf  der  Harmonie  von  beiden  ruht,  und  nur  diese  Harmonie 
die  ganze  Volle  der  wahren  Landeswohlfahrt  ausmacht.  Und  da 
anbei  das  Band  dieser  für  Staat  und  Kirche  so  nothwendigen  Har- 
monie wesentlich  von  der  Aufrechterhaltung  wechselseitiger  fürst- 
licher und  bischöflicher  Rechte  abh&ngt,  so  muss  Alles,  was  nicht 
gerade  allein  die  Wohl£ihrt  des  einen,  sondern  die  beiderseitige  be- 
trifft, durch  gemeinsame  landes^-  und  hirchenväterliche  Zusarnmen" 
sieht  und  wechselseitige  üebereinkunft  verfügt  werden.  Glückselig 
der  Staat  und  die  Kirche,  wo  diese  göttliche  Eintracht  herrscht^). 
Die  Rechte  des  Fürsten  müssen  daher  dem  geistlichen  Deutschen 
ebenso  heilig  sein,  wie  die  Rechte  des  Bischofs  dem  welüichen  Deut^ 
sehen  heilig  sein  mässent  3). 

1)  In  Preiusen  hat  sie  von  1848—1872  geherrscht  -*  geherrscht  auf 
Grund  gütlicher  Verständigung  zwiBchen  der  Staatsregiernng  und  dem  Epia- 
copat  über  die  Yollziehung  der  VerfassnngBorkunde ,  and  es  sind  nicht  die  Bi- 
schöfe, welche  von  den  gemeinschaftlichen  'Abmachungen  sich  plötzlich  losge- 
sagt haben.  Man  wird  hier  bes&glich  des  Bisthnms  Limburg  fragen  dfirfen, 
warum  es  denn  die  königliche  Staatsregiernng  weder  bei  der  Yereinbanmg  vom 
Jahre  1868  noch  bei  dem  im  Jahre  1861  zwischen  dem  Henog  von  Nassau  und 
dem  bischöfdchen  Stuhle  Terahredeten  modus  yiTendi  belassen  habe ,  nnd  wo- 
durch es  Böthig  und  zulässig  geworden,  im  Jahre  1878  plötzlich  Bestimmungen 
wie  die  Aber  die  Bildung  der  Geistlichen ,  die  AnsteUung  der  Plarrverwalter 
nnd  Kapläne,  die  PrOfong  der  (Kandidaten  der  Theologie  n.  s.  w.  zu  treffen,  von 
welchen  früher  niemals  die  Rede  wfir. 

2)  Wollte  das  anerkannt  werden,  so  nehmen  sofort  die  tranrigen  Wirren 
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§,  4.  Durch  das  Bisherige  dürfte  nachgewiesen  sein,  dass  der 
Widerspruch  des  katholischen  Keligionstheiles  gegen  die  preussisehen 
Eirchengesetze  der  Jahre  1873  und  74  für  die  unbefangene  Benr- 
theilnng  nur  eine  ganz  erlaubte,  ja  pfiichtmässige  Yertheidigung  der 
V(m  der  Krone  Tteussen  selbst  garantirten  hergebrachten  BeHgions- 
recA^  bezweckt,  und  dass  die  ablehnende  Haltung  des  Klerus  der 
vorzfiglichen  Treue  gegen  den  Landesherrn  und  dem  scliuldigen  Ge- 
hofsam  gegen  die  Staatsgesetze  für  den  GesamnUbereich  aller  bär- 
gerlichen  Verhältnisse^  wozu  jeder  Geistliche  verpflichtet  ist,  in  kei- 
ner Weise  präjudrcirt;  der  katholische  Christ  gibt  allerdings  nur 
allein  Gott  und  der  von  ihm  angeordneten  geistlichen  Obrigkeit  was 
Gottes  und  seiner  hl.  Kirche  ist;  aber  bereitwillig  und  gern  gibt 
und  widmet  er  auch  dein  Kaiser  auf  das  Gewissenhafteste  was  des 
Kaisers  und  seiner  Begiening  ist.  Damit  wird  also  wohl  dasjenige 
als  entkräftet  betrachtet  werden  können,  was  die  Motive  des  Gesete- 
enlwurfes  über  dessen  Grund  und  Veranlassung  vorbringen,  und  nun- 
mehr eine  kurze  rechtliche  Erörterung  der  Massregeln  folgen  können, 
mittelst  welcher  nach  deA  Vorschlage  der  k.  Staatsregierung  der 
römisch-katholische  Klerus  gezwungen  werden  soll,  sich  den  oft  ge- 
dachten Kirchengesetzen  der  Jahre  1873  und  74  (und  dem  Princip 
nach  allen  möglichen  weiteren)  vorbehaltlos  zu  unterwerfen,  und  da- 
mit unter  schwer  sündhafter  Verleugnung  der  entgegenstehenden  ka- 
tholischen Grunddogmas  von  der  göttlichen  Institution  und  Autono- 
mie der  Kirche  eine  absolute  Staatssuprematie  anzuerkennen.  Die 
eine  Massregel  besteht  in  der  Vorenthaltung  der  executivischen  Bei- 
treibung im  Verwaltungswege;  dieselbe  wird  wenigstens  nach  den  im 
Bisthum  Limburg  bestehenden  Verhältnissen  weit  weniger  die  Geist* 
liehen  beschweren  als  die  Leistungspflichtigen  und  die  Gerichtsbe- 
hörden; es  mag  daher  hier  sein  Bewenden  bei  der  Bemerkung  be- 
halten, dass  es  mindestens  ein  an  innerem  Widerspruch  leidender 
Zustand  sein  wird,  wenn  die  nämlichen  Personen,  welche  allsonntäg- 
lich für  Se.  Majestät  den  Kaiser  und  König  als  ihren  AUergnädigsten 
Landesherrn  und  für  das  königliche  Haus  das^  angeordnete  Kirchen- 
gebet in  Liebe  und  Treue  verrichten,  auf  die  Verwaltungsbilfe  des 


d«r  Gegenwart  das  wänschenswerthe  Ende:  aber  leider  siebt  man  es  vor,  die- 
selben als  einen  Kampf  darüber  zu  cbarakterisiren,  ob  man  in  weltlichen  Sa* 
chen  dem  Kaiser  oder  dem  Papste  Tnehr  gehorchen  solle?  Für  den  Katholikca 
handelt  es  sich  hierum  wahrlich  ganz  und  gar  nicht,  wdl  er  der  Glanbensüber- 
sengmig  ist,  dass  ein  Prensse  in  weltlichen  Dingen  dem  Papste  gar  nicht, 
dem  Kaiser  aber  unbedingt  za  gehorchen  habe.  In  Bezug  auf  kirchliche  Dinge 
srtbeilt  er  freilich  gerade  umgekehrt,  hat  aber  dazu  auch  das  volle  Recht« 
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Staates  keiften  Ansprach  mehr  haben.  Was  sodann  die  zweite  Maes^ 
regel  betrifft,  die  Staatsrentensperre,  so  ist  zuerst  nnd  ror  Allem 
die  Ansicht  abzuweisen,  dass  die  Zahlungen  der  Staatscasse  an  die 
römisch-katholischen  Bisthfimer  und  Institute  J>t«/tfn4;en  ämSiaai$^ 
miUetn  in  dem  Sinne  wären,  als  ob  dieselben  auf  Liberalität  he^ 
ruhten,  als  ob  damit  der  Staat  ans  seinefn  eigenthünUichen  Vermögen 
die  Kirche  subvenHonirie,  als  ob  so  zu  sagen  die  Kirche  resp,  ihr 
Klerus  vom  Staate  lebte.  Das  gerade  Gegen theil  ist  vielmehr  der 
Fall:  Der  ^at  lebt  su  gutem  Theile  vofi  den  Mitteln  der  Kirche 
und  bestreitet  aus  deren  Vermögen  seine  eigcfien  Bedürfnisse  in  nicht 
unerhMichem  Masse,  Darüber  kann  nicht  der  geringste  Zweifel 
besteben,  da  ju  die  Säcularisation  nur  zu  dem  Zwecke  von  Preussen 
(wie  K.  A,  Menzel^  Neuere  Geschichte  der  Deutschen  B.  12,  Abth. 
2,  S.  46  erzfthlt)  bei  der  französischen  Bepublik  angeregt,  im  Art.  7. 
des  Lüneviller  Friedens  vorgesehen,  nnd  durch  den  Regensburger 
Deputationsrecess  vom  25.  Febr.  1803  reicbsgesetzKch  durchgefahrt 
worden  ist,  um  den  erblichen  Beichsständen  (fast  durchweg  protes- 
tantischer Confession)  Ersatz  für  ihre  durch  die  Äbtrctuvg  des  ?in- 
ien  Bheinufcrs  verlorenen  Territorien  >«  gewähren.  Dieser  Er- 
satz ist  nun  aber  nicht  nur  ein  überreichlicher  gewesen,  sondern 
ruhig  auch  dann  noch  fort  behalten  worden,  als  das  verloren  gewe* 
sene  und  vergütete  Object,  ndmlich  das  linke  Rheinufer,  wieder  an 
Deutschland  zurückgekommen,  und  damit  die  volle  Möglichkeit  er- 
langt war,  dem  katholischen  Religionstheil  sein  mit  der  gravsten 
Rechtsverletzung  entzogenes  Ktrchengut  zu  restituiren.  Was  speciell 
Preussen  betrifft,  so  hat  dasselbe  nach  der  verlässlichen  Schrift: 
»Der  Deputations-Recess.  Von  Ad.  Christ.  Gaspari.  Hamburg,  bei 
Perthes  1803t  einen  Verlust  liquidirt  von  48  Quadratmeilen  Gebiet, 
127,000  Unterthanen  und  1,400,000  Gulden  Einkünften,  und  dafür 
eine  Entschädigung  erhalten  von  235Vi  Qnadratmeilen  Gebiet, 
558,000  Unterthanen  und  3,800,000  Gulden  Einkünften.  Was  so- 
dann das  hier  besonders  in  Betracht  kommende  Haus  Nassau  be- 
trifft, so  hatte  Nassau-Diez  Verluste  an  deutschem  Gebiete  nicht  er- 
litten, sollte  aber  dennoch  vom  deutschen  Reiche,  d.  h.  mit  kathol. 
Kircheneigenthum  für  die  verlorene  holländische  Statthalterschaft  und 
seine  Domänen  in  Belgien  und  Holland  entschädigt  werden,  und  er- 
hielt die  Hochstifte  Fulda  und  Gorvey,  mehrere  Abteien  und  die 
Reichsstadt  Dortmund,  insgesammt  46  Quadratmeilen  Land,  120,000 
Unterthanen  und  1  Million  Einkünfte;  Nassau-Usingen  hatte  einen 
Verlast  von  20  Quadratmeilen  Territorium,  60,286  Unterthanen  und 
447,000  Gulden,'  Nassau-Weilburg  einen  solchen  von  6  Qnadratmeilen 
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Land,  15,500  Unterthanen  und  120,000  Gulden  Einkfinften  liqnidiri; 
daf&r  erlndt  letzteres  16  Qnadratmeilen  Land,  37,000  üntertbanen 
and  325,000  Onlden  Einkünfte,  Usingen  217«  Qnadratmeilen  Land, 
60,000  Unterthanen  und  580,000  Golden  EünkfinOe.  Gaq»ri  macht 
za  diesen  beiden  Entschädigungen  die  Bemerkung:  »Wenn  man  die 
üsingiscbe  Entschädigung  betrachtet,  so  sieht  man  mit  VenniB- 
dernng,  wie  sehr  es  sich  die  französische  Regierung  hat  angelegen 
sein  lassen,  alle  Wfinsche  des  Bieberich^  Ho£bs  zu  befriedigen,  wocn 
vielleicht  die  Nachbarschaft .  von  Mainz  etwas  beigetragen  hat.  W^ 
bürg  hat  viel  weniger  verloren  als  Usingen  •  .  .  wahrscheinlich  sind 
auch  die  Einkünfte  der  verlorenen  Weilbnrg'schen  Lande  um  ein 
gutes  Drittel  zu  hoch  angesetzt  »  .  .  Verhältnissmässig  scheint  also 
Weilburg  weit  reichlicher  entschädigt  zu  sein  als  Usingen.  —  Nassau- 
Qranien  oder  Dies  ist  weder  durch  die  Bheingränze  betroffen,  noch 
durch  irgend  einen  Friedensschlnss  zu  einem  Ersätze  berechtigt,  son- 
dern durch  einen  ohne  Zuziehung  und  Einwilligung  des  Reiches  mit 
Frankreich  geschlossenen  Vertrag  an  das  Reich  gewiesen  worden. 
Der  Verlust  diesies  Hauses  geht  uns  also  gar  nichts  an^  und  ist  die 
Entschädigung  desselben  blos  als  eine  bindere  Vergünstigung  za 
betrachten  ...  sie  dürfte  wohl  an  eine  Million  Gulden  jährlicher 
Einkünfte  hiuansteigen.c 

Uebrigens  bedarf  es  kaum  solcher  Einzelheiten,  um  eine  rieh* 
tige  Entscheidung  der  Frage  zu  vermitteln,  ob  in  Deutschland  der 
Staat  von  der  Kirche,  oder  die  Kirche  vom  Staate  materielle  Hülfe 
empfange ;  denn  .  bekanntlich  betrugen  die  jährlichen  Einknafte  des 
1803  säcularisirten  Eirchengutes  nach  damaliger  Schätzung  schon 
mehr  als  21  Millionen  Gulden,  also  eine  Summe,  gegen  deren  H#he 
der  Gesammtbetrag  Dessen,  was  die  Kirche  heute  aus  den  Staats- 
cassen  sämmtlicha:  deutscher  Lande  jährlich  bezieht,  so  m  sagen 
verschwindet. 

Auch  die  von  Friedrich  Wilhelm  HI.  durch  das  Sdict  vom 
30.  October.1810  erklärte  Umwandlung  des  Vermögens  derKIteter, 
Stifter,  Balleien  und  Commenden  in  den  damaligen  alten  Provimea 
in  Staatsgut  ergibt  das  bereits  festgestellte  Resultat.  Denn  der  Kö- 
nig sagt  im  Eingänge  des  Edictes,  i^dass  die  pünkäiehe  Absakhmg 
der  CofUributian  an  IVankreich  nur  dadurch  ermö^iehi  werde.^ 
Deutlicher  konnte  doch  nicht  constatirt  werden,  dass  die  Kirche  mit 
ihrem  Vermögen  dem  seinen  VsrpflicJUungen  nicht  gewaeihsenen  Siaak 
SU  Hülfe  kommen  müsse. 

Die  hiernach  ganz  haltlose  Ansicht,  dass  die  katholische  Kirche 
von  äem  preussischen  Staate  etwas  aas  dessen  eigenihümlichcm 
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Vermögen  besiehe,  ist  nan  aber  hlBsichtlich  des  Bistbrnns  Limburg 
noch  au$  einem  gava  apetfieUen^  für  die  übrigen  Biethämer  Fteu9* 
sens  in  gleicher  Weise  vi  cht  srutre/f enden  Gründe  absolut  ausgeschlösseH 
und  abgulehnen.  Im  vormaligien  Herzogthnro  Nassaa  war  nftmlich 
das  Kron^Fldeieommiss^Vermdgen  von  dem  eigenüicfaen  Landes^Ver* 
mögen  durchaus  getrennt;  das  Vermögen  des  Hersoglichen  Hanses^ 
das  8»  g.  Domamol«  Vermögen,  wurde  you  der  Qeneral-DoroftBen-» 
Gasse  fBr  sich  verwaltet  und  war  auschliesslich  zur  Bestreikrng  der 
Bedfirfnisse  des  regierenden  Ghe&  nebst  Familie  und  der  auf  dem 
Vermögen  haftenden  Schidden  und  SUftumgsfasien  bestimmt  \  die  Lan- 
(leseinkCmfte  dagegen,  insbesondere  die  Erträgnisse  der  Steuern,  flössen 
in  die  besonders  verwaltete  Laudesstenereasse  und  dienten  nur  zur 
Bestreitung  des  Staatsanfwandes.  Wie  nun  das  Vermögen  der  in 
Nassau  angehobenen  Abteien,  Stifter  und  Klöster,  sowie  die  dem 
Hause  Nassau  zugefallenen  Binkflnfte  der  Erzbiseböfl.  Tafeigftter  und 
der  Domcapitd  von  Mainz  und  Trier  £u  dem  Pairimonial'-  Vermögen 
des  Begentenhaiuses  harnen  und  nicht  eu  dem  des  Landes;  so  ist 
auch  die  Dotation  des  Bisthunis  Limburg  nicht  vom  Staate  Nassau 
mit  Xaniles-Veniiögeu  prftstirt  worden,  sondern  votn  Chef  des  Her- 
zogüdien  Hauees,  dem  damaligen  souveränen  Herzog  Wilhelm,  am 
seinem  Patrimoniah  Vermögen.  Das  erJdärt  derselbe  mtedriicMieh 
sowohl  in  seiner  dem  Bisthum  Limburg  unterm  8,  December  1827 
atisgefertigten  Dotationsurhunde^  als  im  Eingang  des  Edictes  vom 
9.  October  1827 ^  betreffend  die  Errichtung  des  kaUMl.  Centralhirchen- 
fonds  {Nass.  V.-Samndg.  B.  4.  S.  463).  Durch  die  gedachte  Stif« 
tungsurkunde  sind  nun  dem  Bisthum  Limburg  u.  A.  als  Theile  der 
ihm  aussehUessiich  aus  dem  Bestände  des  FatrifnoniaUVermöffens 
des  Herso^.  Hauses  Nassau  geschenkten,  festen  und  bleibenden 
Ausstattung  auch  Renten  zugesichert  und  speziell  anf  die  beiden 
herzoglichen  Becepituren  Wiesbaden  und  Limburg  angewiesen  worden, 
und  für  diese  zusammen  rund  4350  Thlr.  beträgenden  Renten  sind 
im  Stiftungsbriefe  des  Bistbums  die  im  Besitze  des  Hersogh  Hauses 
gewesenen  DomanUüeinhUnfte  jener  Reaepturbezirke  expressiv  verbis 
als  Unterpfand  beseiehfiet^  nicht  aber  irgendwelche  Einkünfte  der 
Landessteuercasse.  Bä  ist  sonach  rechtlich  und  factisch  schlechter- 
dings unstatthaft,  die  Renten,  welche  heate  die  preussische  Staats-» 
casse  in  Folge  der  Vereinigung  des  Nass.  Domanial* Vermögens  mit 
dem  preuss.  Fiscus  au  das  Bisthum  Limburg  zu  zahlen  hat,  als 
Leistungen  at4S  Staatsmitteln  zu  qualificiren.  Die  Staatscasse  zahlt 
dem  Bisthum  einfach  eine  Schuld,  die  als  Stiftungslast  auf  dem  Pa^ 
trimonial'Vermögen  des  Herzogl.  Hauses  haftet  und  eo  ipso  mit 
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diesem  YermögeD  auf  den  preassiecben  Fiscos  fiberging,  also  unter 
allen  Umständen  von  der  Staatsregiernng  anerkannt  und  beiahlt 
werden  mnss. 

Bei  so  bewandter  Sache  —  und  damit  soll  zur  Abweisong  ei- 
ner zweiten  irrigen  Ansicht  übwgegangen  werden  —  kann  aoch  davon 
die  Bede  nicht  seint  dass  es  sich  bezflglich  der  Dotation  des  Bis- 
thnms  Limbni^  nm  eine  widerrufliche  oder  gegenwärtig  hintendrein 
an  irgendwelche  Bedingung  zu  knftptende  Leistung  handele.  Die 
unterm  8.  December  1827  ausgefertigte  Dotationsurkunde  des  Bis* 
thums  Limburg  bat  vielmehr  als  ein  vom  Regmten  sdbst  au^efer- 
tigter  und  von  den  Bevollmächtigten  des  Oberhauptes  dar  Kirche 
nach  vorheriger  eingehender  Prüfung  förmlich  und  ausdrficklicb  zu 
Onusten  des  Bisthums  Limburg  aceeptirter  Schenhungsa^  bez&glich 
aller  darin  verbrieften  Dotationsobjecte,  insbesondere  auch  der  Baar* 
Zahlungen  an  das  Bistbum,  die  rechUiche  Krafl  und  Bedeukmg  einer 
Schüldurhtmde^  und  so  wenig  es  ohne  die  gröblichste  Rechtsverletzung 
anginge,  dem  Bistbum  Limburg  das  ihm  zu  seiner  festen  und  bler* 
benden  Ausstattung  aus  dem  Herzoglichen  Patrimonial-Vermögen  ab- 
getretene Eigenthnm  an  Gfitern  und  Gebäuden  wieder  abzanehmen, 
oder  etwa  die  Zahlung  der  Zinsen  seiner  Zehntablteungs-Capitalieo, 
oder  die  Einlösung  der  Coupons  einer  dem  Bistbum  Limburg  gehö- 
rigen und  auf  dessen  Namen  lautenden  Schuldverschreibung  des  preuss. 
Staates  unter  Berufung  auf  den  behaupteten  Widerstand  des  Klerus 
gegen  die  Staatagesetze  und  auf  die  dadurch  angeblich  verletzte  Ma- 
jestät des  preussisohen  Staates  zu  verweigern,  eben  so  wenig  wird 
es  sittlich  und  rechtlieh  statthaft  sein,  aus  einem  solchen  Omnde 
sich  der  Zahlung  der  dem  Bistbum  Limburg  vom  Herzog  Wilhelm 
stiftungs-  und  damit  scbnld-urknndlicb  zugesicherten  Beuten  zu  ent- 
ziehen. 

Das  ist  auch  zu  sagen  in  Bezug  auf  die  Dotaiaonserhöhang, 
welche  der  unterm  18.  September  1867  zwischen  der  Krone  Preu- 
sen  und  dem  Herzog  Adolph  abgeschlossene  Vertrag  dem  Bistiinin 
Limburg  behufs  vollständiger  Erfüllung  der  vom  Herzog  IN^hdm 
diesbezfiglich  fib^nommenen  Verpflichtung  zusichert;  und  es  hat  das- 
selbe namentlich  auf  die  zur  Bedotation  des  Domcapitels  bestimmte 
Quote  dieser  Dotationserhöhung  noch  einen  besonderen  Rechtsanspruch 
desshalb,  weil  die  Verwaltung  der  Bie&nums^ Dotation  gegen  das  Ae- 
quivident  dieser  Quote  (von  4500  Chdden)  auf  die  bis  dahin  der  Ikh 
talion  einverleibt  gewesenen  Pfarrbenefleialeinkünfle'  verjrichtet  hat, 
worüber  unterm  4.  August  1866  ein  ßrmliehes  Abkommen  Mwist^en 
der  K.  Staats- Regierung  und  dem  Bischdfi,  Stuhl  getroffen  worden 
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i^,  wddtes  demnächst  sowohl  des  Komjfs  Majestät  als  Se.  PäpsÜ. 
Heiligkeit  a$tsdrücUich  bestätigt  haben. 

So  wenig  man  also  wider  Treue  und  Glauben  wird  Verstössen, 
und  sieb  in  flagrantester  Weise  an  dem  Privateigentbum  der  Kirche 
wird  vergreifen  dürfen,  eben  so  wenig  wird  die  Zahlung  der  Beuten 
verweigert  werden  können,  welche  das  Bisthum  Limburg  kraß  des 
eben  ertoähnten  onerasen  Vertrages  md  der  Stißsurkmtde  des  Her* 
togs  WUhdm  um  8.  December  18»?  zu  fordern  hai^).  Selbst 
wenn  der  üenr  Bischof  von  Limburg  und  alle  Mitglieder  des 
Domcapitels  rechtskräftig  verurtheilte  Aufrührer  und  Hochverr&ther 
wären,  was  sie  gewiss  nicht  sind  und  nie  sein  werden :  so  kannte  das 
doch  in  einer  Weise  den  Vermögensrechten  des  Bisthums  Limburg 
schaden^  da  dieses  eine  müde  Stiftung  ist:  die  verurtheilte  Personen 
hätten  dann  eben  nach  Massgabe  des  wider  sie  ergangenen  Erkennt- 
nisses ihre  Strafe  zu  leiden,  aber  weder  kOnnle  sie  selbst  eine  Ver- 
mdgenseiDadehung  treffen,  noch  verlöre  dadurch  das  Sigentlium  des 
Bisthums  Limburg  seine  ihm  durch  die  Art  9.  und  10.  der  Verfas- 
sungsurkunde  gewährleistete  Unverletzliclikeit. 

Nun  versuchen  freilich  die  Motive  des  Gesetzentwurfs  in  den 
landesherrlicäien  Placetirungen  der  GircumseriptionsbuUen  für  die  Bis- 
thümer  des  preussischen  Staates  einen  Anhalt  fär  die  Verweigerung  der 
diesen  Bisthümern  zugesicherten  Dotation  zu  gewinnen:  aber  dieser 
Versuch  kann  als  ein  gelungener  nicht  erachtet  werden,  und  wird 
auch  nie  gelingen.  Fik^s  Ersie  nämlich  sind  durch  die  Placetirungs- 
edicte  offenbar  mekl  die  Dotationen  plaeetirt  wordeUj  welche  ja  die 
Landesherren  selbst  dem  päpstlichen  Stuhle  offerirt  haben,  also  doch 
nicht  hintendrein  nochmals  ihrerseits  placetiren  konnten;  sondern 
plaeetirt  wurden  lediglich  die  Verfügungen  des  Oberhauptes  der 
Kirche^  und  diese  Verf&gui^en  waren  genau  diejenigen,  welche  die 
Regierungen  selbst  in  den  gepflogenen  Verhandlungen  verlangt  hat- 
ten und  die,  nachdem  sie  einmal  plaeetirt  sind,  einleuchtend  so  lange 
in  Kraft  bleiben,  bis  sie  allenfalls  durch  das  Oberhaupt  der  Kirche 
nach  etwaigen  Wünschen  der  Staatsregierung  wieder  abgeändert  wer- 
den«   Selbst  die  Staatsregierung  wird  der  Ansicht  nicht  sein,  es  könne 


1)  Qleichxeitig  mit  der  Bewilligung  der  Dotationaerhöhang  toü  ÜOOO 
Thalem  an  das  Bisthnm  Limburg  wnrde  fär  den  Begierongsbezirk  Wiesbaden 
anf  Staatskosten  ein  protestantisches  Consistorium  errichtet,  dessen  jahrlicher 
Gesammtanfwand  ungefähr  die  gleiche  Summe  erfordern  dQrfte :  2U  diesem  6e- 
sammtaufwand  fdr  «ne  protestantische  KirchenbehÖrde  hatten  gegebenen  Falls 
die  katholischen  Stenenahler  mit  beiiutragen ,  wahrend  die  Zahlnng  der  ihrer 
eigenen  Kirchenbehörde  gebührenden  Dotationsrente  ruhte! 


488    Eingäben  der  preu$8.  DomeapiM  gegen  das  Sperrgetetf.  (1875.) 

darefa  Rücknahme  des  Plaeet^)  die  ganze  DiOcesaiieintbeilitng  des 
preussischen  Staates  einfach  cadncirt  und  der  Status  quo  ante  wieder 
hergestellt  werden  (womit  dann  auch  alle  den  Landesherren  zuge- 
standenen Hechte  bezüglioh  der  Besetzung  der  Bischofsstahle  und 
Domberrenstelien  erloschen  wfirden) :  jedenfills  wird  aber  so  viel  zu- 
gegeben werden  mOssen,  dass  durch  eine  Zurücknahme  des  «nterm 
9.  October  1827  vom  Herzog  Wilhelm  zu  Nassau  der  Bulle  ProTida 
solersque  ertheilten  Placet  weder  das  in  dieser  Bttlle  als  Grundlage 
der  Dotation  des  Bisthums  Limburg  angezogene  landesherrliche  Fun- 
dations-Instnimeiit  vom  3.  Januar  1821«  noch  viel  weniger  aber  der 
erst  später  unierm  8.  Deeember  1827  ausgefertigte  Herzogtieke 
StiflungsbrieffUr-das  Bisihum  lAmburg  seine  bindende  BeeJUskrafi 
verlieren  tonne.  —  FUr's  Zweite  verwahren  sich  die  Placetedicte 
gegen  alle  aus  dieselben  abzuleitenden  Folgerungen  zum  Nachtheile 
der  Regentenrechte:  aber  bis  jetzt  ist  noch  nirgends  zu  lesen  oder 
wahrzunehmen  gewesen,  dass  der  Bpiscopat  und  der  Klerus  sich  zur 
Rechtfertigung  der  Ablehnung  seiner  Mitwirkung  zum  Vollzüge  der 
Eirchengesetze  von  1873  und  74  irgendwie  auf  die  fragliehen  Ha- 
cetirungsedicte  besiehe^  und  aus  diesen  irgend  welchen  StSiepumki 
oder  EecUfertigungegrunä  füt  seine  Haltung  abzuleiten  versuche: 
die  Majeet&tsreohte,  welche  den  Landesherren  damals  zukamen,  und 
die  so  fest  in  sich  selbst  begründet  und  den  katholischen  Christen 
so  heilig  sind ,  dass  sie  wahrlich  einer  Verwahrung  nicht  bedürfen 
können,  —  diese  Regentenrechte  liegen  ja  überhaupt  gar  nicht  im 
Streite,  sondern  nur  die  Frage,  eb  der  Regierung  8r.  Majestät  des 
Königs  das  iaiholisehe  Kirchenregiment  zustehe  und  ob  H5chstdie- 
sdbe  Kirehenges^ze  für  den  katholisehen  BeiigionslheU  geben,  resp. 
die  hergebraehtBf  durch  den  DeptUaiionsreeess  vom  25.  F^uar  1803 
und  andere  OaranHeen  gewährleistete  kathcUsehe  Beligionsäbung  6e- 
einträdiiigen  und  kräfdeen  dürfe:  da  wird  nun  gewiss  Niemand  die 
Behauptung  wi^en  wollen,  dass  hierzu  1821  resp.  1827  in  denlfajes- 
tftterechten  die  Befiigniss  enthalten  gewesen  und  vorbehalten  wortien 
sei!  —  Für  das  Bisthum  Limburg  kommt  sodann  als  drittes  Mo- 
meiU  in  Betracht,  dass  der  Herzog  von  Nassau  in  seinem  Place- 
tirungsedicte  vom  9.  October  1827  nicht  blos  die  Höchst  Ihm  zu- 
steheAde  Hoheitsrechte  gewahrt  hat,  sondern  eben  so  ausdrücklich 
audt  die  ersMschSfliehen  und  bischöflichen  Rechte:  diese  landesherr- 


1)  Das  w&rtembergische  Gouvernement  hat  ans  Anlass  der  von  der  war- 
temberginehen  tweiten  Kammer  Ober  die  Beschwerden  des  Freiherm  von  Hom- 
stein  gefossten  Beschlüsse  sich  18S1  hierüber  bindend  erklart.  Yergl.  Longner 
1.  c.  S.  100  f. 
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Hebe  Verwahrang  wird  wohl  weit  mehr  in's  Gewicht  fallen  müssen, 
als  die  gegenstandslos  gewordene  Verwahmng  der  Uoheitsrechte  des 
Herzogs  Wilhelm;  geschieht  das,  so  wird  man  nicht  weiter  die  bi- 
schöflichen Gerechtsame  selbst  in  solchen  Punkten  einschränken  wol- 
len, mit  welchen  die  Fürsten  von  Nassau  unter  keinem  Vorwande  — 
also  auch  nicht  unter  dem  der  Rechte  des  Staates  —  sich  befassen 
za  wollen  in  ihren  Edicten  vom  16.  und  31.  Angust  1803  auf  das 
bündigste  zugesichert  haben  ^). 


1)  Der  Herr  Abgeordnete  Dr.  Gneist  hat  in  seiner  am  18.  Marx  L  J.  im 
HaoM  der  Abgeordneten  gehaltenen  Rede  (die,  nebenbei  bemerkt,  jede  BerQck- 
sichtignng  der  doch  nicht  ganz  unrichtigen  Aennernng  des  Ohemniti,  dasa  der 
30jahrige  Krieg  de  regione  und  nicht  de  religione  gefQhrt  werde,  —  vermissen 
laset)  u.  A.  anfdie  gemeinsame  Verordnnng  der  Begiemngen  der  oberrheinischen 
KirchenproTins  Tom  80.  Jannar  1830  Terwiesen :  es  scheint  demselben  unbe- 
kannt zu  sein,  dass  der  päpstliche  Stahl  wie  der  Episcopat  dieser  Yerordnnng 
gegenober  die  angegriffene  Autonomie  der  Kirche  ebensowenig  Preis  gegeben 
haben,  wie  sie  dieselbe  den  preussisohen  Kirchengesetzen  gegenaber  Preis  geben. 
Das  Yerwerfangsbreve  Pins  YIU.  vom  30.  Jannar  1830  ist  bereits  oben  erwähnt 
worden ;  es  enthalt  n.  A.  folgende  Stellen :  »Wir  haben  Uns  Qbeneagen  mOs- 
sen,  dass  die  dort  eingeführten,  auf  falschen,  irrigen  Principien  beruhenden 
Neni^ongen,  da  sie  der  Lehre  und  den  Gesetzen  der  Kirche  widerstreiten  und 
offen  auf  den  Untergang  der  Seelen  hinauslaufen,  auf  keine  Weise  in  der  Kirche 
geduldet  werden  können.  Denn  die  reine  Braut  des  unbefleckten  Gotteslammes 
Jesu  Christi  ist  kraft  göttlicher  Anordnung  frei  und  keiner  weltlichen  Macht 
unterworfen.  Durch  jene  heillosen  Neuerungen  wird  sie  aber  in  eine  schmach- 
und  jammerroUe  Sclaverei  gebracht,  indem  der  weltlichen  Macht  die  Befug- 
niss  heigemessen  ist,  Diöcesansynoden  zu  bestfitigen  oder  zu  verwerfen ,  Diöce- 
sen  zu  theilen,  die  Candidaten  der  hl.  Weihen  und  der  kirchlichen  Aemter  aus- 
zuwählen; indem  ihr  femer  die  Leitung  der  religiös-sittlichen  Unterweisung 
und  Disdplin  übertragen  wird;  indem  die  Seminarien  und  andere  Dinge,  wie 
sehr  sie  auch  die  geistliche  Regierung  der  Kirche  berühren,  dem  Ermessen  Ton 
Laien  unterstellt  sind;  und  indem  endlich  die  Glaubigen  an  dem  freien  Ver- 
kehr mit  dem  Oberhaupte  der  Kirche  gehindert  werden Nur  mit  Ver- 
letzung und  ginzlieher  Störung  des  von  Gott  Terordneten  Wesens  der  Kirche 
und  der  Natur  ihrer  Begierung  könnte  es  geschehen,  dass  irgend  eine  weltlidie 
Gewalt  Ober  sie  herrsche  ....  und  wer  eine  andere  Regierungsform  einfahren 
wollte,  der  würde,  wie  St.  C!yprian  sich  ausdrückt,  die  Kirche  zu  einem  mensch- 
lichen Institute   zu  machen  versuchen Unter  öffentlicher  Verpflichtung 

haben  die  Fürsten  versprocheut  in  ihren  Lfindem  die  katholische  Kirche  völlig 
frei  an  bssen,  sowohl  bezüglich  des  Verkehres  der  GUnbigen  mit  dem  Ober- 
haupt« der  Kirche  in  allen  kirchlichen  Angelegenheiten,  als  bezüglich  der  Aus- 
Obnng  aller  erzbischöflichen  und  bischöflichen  Rechte  nach  Massgabe  der  gel- 
tenden Ganones  und  der  heutigen  Kirchendisdplin.  Das  wird  genügen,  um  zu 
erreichen,  dass  ihr  euch  bemüht,  die  sofortige  Zurücknahme  der  verkehrten  Be- 
schlösse zu  erwirken.«  ^  Ueber  die  Schritte  des  Episcopates  gegen  die  ge- 
dachte landesherrliche  Verordnung  vom  30.  Januar  1830  geben  die  Denkschrif- 


440    Eingaben  der  preus^.  Domcapiiel  gegen  das  SperrgeseiM,  (1S75:; 

Der  Gesetzentwurf  jind  dessen  Motivirnng  hat  liöchst  aoffiü- 
lender  Weise  mit  keiüer  Silbe  der  Verbindlichkeiten  des  Fiscus  gegen 
die  katholische  Kirche  gedacht,  welche  dennselhen  durch  dea  §  35. 
des  ßegensburger  Deputationsrecesses  vom  25.  Februar  1^)3  und 
durch  das  königliche  Säcularisatiousdecret  vom  30.  October  1810 
ausdrücklich  auferlegt  worden  sind,  und  die  —  nicht  aber  die  Be- 
stimmungen der  Circumscriptionsbullen  —  die  eigentliche  rechtlicbe 
Grundlage  der  schuldigen  Leistungen  des  Fiscps  an  die  katholisthen 
Bisthümer,  und  fast  durchweg  auch  der  Leistungen  desselben  an  da 
rOmisch-katholischen  Klerus  bilden. 

Dagegen  hat  der  Herr  Arlinister  der  geistlichen  Angel^enheiteD  in 
seiner  im  Hause  der  Abgeordneten  am  16.  März  1.  J.  gebaltena 
Rede  wenigstens  des  gedachten  Recesses  sich  erinnert  oder  vielmehr 
den  Hinweis  auf  denselben  und  die  daraus  abgeleitete  ünzniässigkät 
der  vorgeschlagenen  Zahlungsverweigerungen  besprochen.  Der  Heir 
Minister  will  diese  ünzulässigkeit  nicht  gelten  lassen,  consbuirt  viel- 
mehr das  Recht  der  Staatsregiemng  zur  künftigen  Nichterfallimf 
des  Vorbehaltes  im  §.  35.  des  Deputationsrecesses  mit  den  Wortei: 
> Würde  man  wohl  im  Jahre  1803,  als  man  vielleicht  mit  leichter 
Feder  eine  Menge  geistlicher  und  anderer  Staaten  aufhob  und  äi 
anderen  Staaten  zur  Entschädigung  zuwies ,  der  Meinung  gewesa 
sein ,  dass  es  denkbar  wäre ,  es  kOnne  der  katholische  Klerus  siek 
auflehnen  gegen  die  Staatsgewalt  und  dennoch  vom  Staate  Geld  fer- 
langen  ?«  Diese  Frage  macht  zar  vollständigen  Erschöpfung  der 
Sache  eine  weitere  nothwendig  —  nämlich  die,  ob  wohl  damals  ir- 
gend eine  Staatsregierung  daran  gedacht  habe,  den  durch  sie  selbst 
mit  abgefassten  §§.  35.  und  63.  des  Deputationsrecesses  und  deom 
letzteren  eingeschärften  Vorschriften  des  westphälischen  Friedeos 
später  die  Anerkennung  entziehen  und  dennoch  nicht  blos  die  rei- 
chen kirchlichen  Güter  behalten  zu  yFollen  ,  welche  sie  allein  auf 
Grund  eben  dieses  Recesses  in  legaler  Weise  besitzt,  sondern  sogar 
anch  noch  sich  der  Erfüllung  des  im  §.  35.  gemachten  besÜDsmiei 
Vorbehaltes  einer  festen  und  bleibenden  Ausstattung  der  beibehaltai 
werdenden   Domkirchen  (und   der  Pensionen   für    die    aufgebobene 

ten  der  Bischöfe  der  oberrheinischen  Kirchenprovins  von  1851  nndldCSAvfMUaaiL 
und  es  haben  zuletzt  alle  Staaten  sehr  bedeutende  Modifieationen  dea  £di^0 
zugestanden.  Klar  ist  übrig^ens,  welch  ein  ansserordefttUcher  Untendiied  ^ 
waltet  zwischen  dem  Vorfinden  des  Zustandes  kirchlicher  TJnzufziedeBMi 
und  zwischen  dem  Mitwirken  zur  Einführung  eines  solchen  ZtssitMndrt 
und  wie  sich  demnach  unbeschadet  gleicher  principieller  Bsltung  des  ^it- 
copates  und  Klerus  in  beiden  Fallen  doch  eine  practische  VerschiedeDlicit  äe* 
Benehmens  herausstellen  kann. 
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Geistlichkeit)  trotz  einer  dieserhalb  mit  dem  Oberhanpte  der  Kirche 
getrolTeoen  Yereinbarung  hintendrein  wieder  zn  weigern  und  damit 
den  katholischen  Religionstheil  auch  noch  in  dem  ruhigen  Bentze 
und  Genasse  des  geringen  Restes  seines  KirchenvermOgens  zu  stö- 
ren, und  zwar  einzig  desshalb,  weil  der  katholische  Klerus  eine  Be- 
einträchtigung und  Kränkung  ierbisherigen Beligionsöbung nicht 
billigen  zu  dürfen  glaubt?  Diese  Frage  wird  mindestens  mit  glei- 
chem Nachdrucke  verneint  werden  müssen-,  wie  die  vom  Herrn  Mi- 
nister aufgeworfene ,  und  die  Geschichte  beweiset ,  dass  wenigstens 
die  früheren  nassauischen  Fürsten  sich  niemals  befugt  erachtet  haben^ 
sich  selbst  zu  ihrem  eigenen  Nutzen  von  der  loyalen  Kespectirung 
jenes  bestimmten  Vorbehaltes  desshalb  zu  entbinden ,  weil  der  ka- 
tholische Klerus  die  hergebrachte  Religionsübung  gegen  die  Beein- 
trächtigungen der  nassauischen  Edicte  vom  16.  und  31.  August  1803 
und  vom  30.  Januar  1830  zn  vertheidigen  gesucht  hat,  ohne  übrigens 
bei  diesem  Streben  jemals  seine  Unterthanenpflichten  ausser  Acht 
zu  lassen^).  Es  war  damals  allerdings  eine  Zeit,  wo  die  Macht 
über  jede  Rechtfertigung  ihres  Beginnens  sich  hinwegsetzen  zu  müs- 
sen, wohl  gar  zu  dürfen  glaubte ,  wie  der  vom  Herrn  Minister  in 
seiner  Rede  angeführte  Staatsrechtslehrer  Klüber  in  seiner  Uebersicht 
der  diplomatischen  Verhandlungen  des  Wiener  (Kongresses  S.  397  IT. 
sagt :  aber  so  verrottet  war  diese  Zeit  doch  nicht,  so  weit  von  deut- 
scher Treue  und  Redlichkeit  waren  die  Gemüther  doch  nicht  abge- 
wichen, dass  nicht  die  edlen  Worte  Kurböhmens  in  der  26.  Sitzung 
der  Deputation  einen  allgemeinen  Wiederhall  gefunden  hätten:  »Die 
Nachfolger  jener  Bischöfe,  welche  von  Anbeginn  des  Reiches  mit  den 
ältesten  und  erlauchtesten  Fürsten  Deutschlands  im  Rathe  sassen, 
wenn  unsere  Kaiser  über  Religion,  Sitten,  Gesetze  und  Gerechtig- 
keit ,  über  die  gesammte  Ausbildung  unseres  Vaterlandes  und  seiner 
Verfassung  ihre  Stimme  vernehmen  wollten ,  stehen  jetzt  von  ihren 
tausendjährigen  Sitzen  auf  und  bringen  dem  Frieden  das  Opfer  der  glän- 
zendsten, der  rechtmässig  auf  sie  übergegangenen  Fürstenrechte.  Sie 
werfen  in  den  Stock  der  Güter ,  aus  welchen  ihre  weltlichen  Misa- 
stände  den  Ersatz  erlitttenen  Verlustes  empfangen  sollen,  ein  reiches 
lind  weitläufiges  Eigenthum,  grösser  bei  Weitem  als  Alles  was  die 
von  dem  linken  Rheinufer  abtretenden  weltlichen  Fürsten  und  Stände 
dort  besassen.€  —  Alle  Mitglieder  der  Reichsdeputation  beeiferten 
sicti  vielmehr  (wie  Gaspari  1.  c.  S.  193  bemerkt),  nicht  nur  ilirem. 


l)  Vcrgl.  die  interessanten  bezuglichen  Actenstucke  ans  den  Jahren  1803 
bis  1820  in  dem  Anhange  zu  der  Schrift:  In  Sachen  der  oberrheinischen  Kir- 
chenprovinz.   Von  M.  Lieber ,    1853. 
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Geiste,  sondern  auch  ihrem  Herzen  durx)h  ihre  Abstimmungen  Ehre 
zu  machen.  Was  nun  damals  durch  den  bestimmten  VorbehaU  einer 
festen  und  bleibenden  Ausstattung  der  beizahaltenden  Domkircben 
nnd  den  §.  63.  des  Kecesses  dem  katholischen  Religioustheil  für  alle 
Zeiten  gai-antirt  werden  sollte  und  was  für  das  Bisthum  Limbnr«; 
wirklich  durch  dessen  Stiftuugsbrief  vom  8.  December  1827  gewahr- 
leistet ist  —  nämlich  die  immerwährende  Sicherstellung  des  unge- 
störten Besitzes  und  Genusses  des  dem  Säcularisationsverdicte  vorent- 
haltenen Kestes  des  katholischen  Eircheueigeuthums,  insbesondere 
iler  Btsthumsdotationen,  — -  das  wird  nicht  heute  im  sogenannt^'n 
Kechts-  und  Cultur-Staate  dem  katholischen  lieligionstheil  entzogen 
werden  wollen  und  dürfen ;  und  wenn  es  1803  keine  Regiening  hätto 
wagen  können,  den  damaligen  Oberhirten  der  Diöcesen  und  Mitglie- 
dern der  Dömcapitel  wegen  pflichtmässiger  Zurückweisung  von  Ein- 
griften  der  weltlichen  Gewalt  in  die  kirchlichen  Rechte,  von  Ver- 
kts^ungen  des  §.68.  des  Depuktionsrecesses,  die  schuldigen  «Leis- 
tiuigen  aus  Staatsmitteln,«  insbesondere  auch  die  schuldigen  «Na- 
turalprfistationen  an  Getreide  und  Heiz,  ferner  die  Gebrauchs-  nnd 
Nutzungsrechte  iiu  Gebäuden  und  sonstigen  Realit-äten,  sowie  an 
Mobilien  jeder  Art«  vorauenthalteu,  ohne  in  den  Augen  der  civili- 
£(irlen  Welt  gebrandmarkt  dazustehen;  so  wird  es  heute  ebenfalls 
absolut  verwerflich  erscheinen  müssen,  dass  Dotationsprastitiouen 
»eingestellt«  werden  sollen,  welche  die  dem  Oberhaupte  der  Kirchs 
wie  den  betreffenden  Bisthümern  selbst  urkundlich  zugesicherte  feste 
nud  bleibende  Ausstattung  der  Domkirche  repräseutireu.  Die  Rechte 
der  Bischöfe  und  Domherren  des  Jahres  1875  sind  offenbar  nicht 
weniger  fondirt  als  die  derjenigen  von  1803. 

§•  5.  Wenn  es  nun  den  Motiven  des  Gesetzentwurfes  schon 
in  Ansehung  der  den  SisÜiümem  zugesicherten  Dotationen  nicht 
gelungen  ist,  einen  haltbaren  Recbtsgrund  für  die  Zulässigkeit  der 
vorgeschlagenen  Prästirungsverweigerung  beizubringen,  oder  einen 
einigermassen  stichhaltigen  Beweis  dafür  zu  liefern,  dass  der  Staat 
heute  nicht  mehr  durch  das  Recht  und  sehie  Ehre  zu  fortgesetzter 
Leistung  seiner  Schuldigkeit  gegen  seine  Gläubiger  geistlichen  Stan- 
des und  gegen  die  Bisthfimer  verpflichtet  sei,  und  demudcn  das 
verbriefte  LeistungsverhcUtniss  ohne  einen  Wort-  und  Treuf/rueh 
auflösen  könne  —  was  der  Minister  v.  Ladenberg  zu  seiner  Zeit  be- 
kanntlich entschieden  in  Abrede  gestellt  hat;  —  so  wird  das  noch 
weit  weniger  möglich  sein  hinsichtlich  der  ebenfalls  projectiii;enSistirun<^ 
der  stiftungsmässigen  Präslationen  an  die  Pfarreien  und  für  die 
SeelsorggeisÜichkeit.    Hier  tritt  vielmehr  die  an  Aufhebung  alles  Pri- 
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vatrechtes  grenzeude  Tragweite  des  Gesetzentwurfes  noch  greller  an 
das  Licht,  so  dass  wohl  anzunehmen  ist,  die  königliche  Staatsregie- 
rang  habe  dieselbe  nicht  voUkomnoen  übersehen  oder  nicht  eingehend 
genug  erwogen,  als  sie  sich   zu  einem  Vorschlage  entschliessen  zu 
müssen  glaubte,  welcher  seinem  innersten  Kerne  nach  darauf  hinaus- 
läuft,  dass  alle  (sogenannten)  »Leistungen  des  St^aateSfC  auf  welchem 
Reehtsgrunde  immer  dieselben  beruhen,  zu  welchem  Zeitpunkte  im- 
mer  die  Verpflichtungen  des  Staates  zu  denselben  entstanden  sein 
mögen^  forthin   nur  noch   den  Charakter  von  Gnadenbewilligungen 
auf  Wohlverhalten  und  Widerruf  haben  sollen.   Wie  wenig  hier  die 
von  den  Motiven  beliebte  höchst  sonderbare  Yerwerthung  der  doch 
wahrlich  ganz  selbstverständlichen  Erklärung  Sr.  Majestät  des  Eö- 
nigs^  Friedrichs  Wilhelm  IIL,  dass  die  Billigung  und  Sanetion  der  — 
Nassau  gar  nicht  berührenden  —  Bulle  De  salute  animarum  ver- 
möge und  unbeschadet  der  Majestätsrechte  geschehe,  auch  nur  von 
ferne  anbringlich  ist,  das  mögen  einige  Beispiele  ersichtlich  machen. 
1.  Die  katholische  Pfarrei  Wiesbaden  verdankt  ihre  Existenz 
dem  Domherrn  und  Stiftsprobst  Franz  Philipp  Grafen  von  Walder- 
dorff,  welcher  als  Executor  des  Testamentes  seines  Oheims,  des  Trierer 
Domherrn  Carl  Anton  Grafen  von  Stadion,  im  Jahre  1800  zwei  Ca- 
pitalbriefe  der  Wiener  Bank  vou  je  7150  Fl.  Wiener  W.,  im  Jahre 
1810  aber  in  Folge  der  starken  Werthverrainderung  dieser  Obliga- 
tionen ein  baares  Capital  von  lOftOO  fl.  rheinisch  an  die  Landes- 
herrschaft als  Pfarrdotation  ausbezahlte^  wogegen  diese  die  stiftungs- 
massige  Verbriefung  des  jahrlichen  Gehaltes  des  GeisÜieJicn   und 
Kirchendieners  mit  ßOO  fl.  rheinisch  Obernahm ,  und  in  das  Patro- 
naisrecht  des  Grafen  von  Walderdorff  eintrat.    In  Folge  des  hier- 
über zwischen   dem  Herzog  Friedrich  August  von  Nassau-Usiugen 
nnd  dem  Grafen    von  W^alderdorff  im   Jahre  1810   abgeschlossenen 
Vertrages  ertheilten   Se.  Herzogliche  Durchlaucht  der  katholischen 
Pfarrgemeinde  die  gnädigste  Versicheruug,  dass  die  so  zu  sagen  vom 
Herrn  Grafen  mit  10,000  fl.  baar  beim  nassauischen  Domänenfiscus 
für  den  Pfarrer  vou  Wiesbaden  gekaufte  ewige  Kente  alljährlich  aus 
der  Keceptur  Wiesbaden  ausbezahlt  werden  solle.    Kann  nun  diese 
Rente  wirklich  ohne  Verwirrung  aller  Bechtsbegriffe  als  eine  Leistung 
i^aus  Staatsmitteln€  qualificirt  und  venrioge  der  oben  erwähnten  Er- 
klärung Sr.   Majestät  des  Königs   Friedrich  Wilhelm  III.  vom  23. 
August  1821,  oder  kraft  der  dem  souveränen  Herzog  Willielm  von 
Nassau  zugestandenen^  und  in  dem  Placetirungsedicte  vom  9.  Ocio- 
her  lS27y  betreffend  die  landesheirliche  Bestätigung  der  päpstlichen 
Bii11<^n  über  die  Bildung  der  oberrheinischen  Kirchenprovinz,  vorbe- 
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Imltenen  Hoheitsreehte  »eingestellte  werden,  bis  der  katholische  Pfar- 
rer von  Wiesbaden  eine  Erklärung  abgegeben,  die  er  nach  Lage  der 
Verhältnisse  und  ihrer  offenkundigen  Tendenz  ohne  die  schwerste 
Pflichtverletzung  nicht  abgeben  kann?  Mit  einem  solchen  Verfah- 
ren wurde  heute  in  der  viel  gerühmten  Periode  der  Gewissens-  und 
llcligionsfreilieit  der  katholische  Pfarrer  in  Wiesbaden  weit  dnlcken- 
der  behandelt,  als  es  die  Conccssionsurkunde  des  Fürsten  Carl  Wil- 
helm über  den  katholischen  Privatgottesdienst  zu  Wiesbaden  vom 
12.  April  1800  gethan  hat,  welche  zwar  im  §.  6.  einen  eidlichen  Re- 
vers vom  Geistlichen  verlangte,  dass  er  sich  nach  allen  Landesgesetzen 
und  Verordnungen,  und  besonders  den  im  Concessionsbriefe  enthalte- 
nen liestrictionen  richten  wolle  (was  ja  auch  gar  nicht  zu  beanstanden  i>i, 
wenn  niclit  irtr(;Aßt2gesetze  des  protestantischen  Regenten  alsZo»- 
rfcvgesetze  qualificirt  werden !)  aber  im  §.  8.  demselben  unbenom- 
men liess,  »bei  Zweifeln  und  Anständen,  die  unmiUelhar  auf  imierf 
Gewissensnthn  und  Religion  Bezug  haben,  seiner  Eeligionslehre  nmi 
dein  Tcafliolischcn  Hei'koinmen  gemäss  bei  seiner  Behörde  BaOi  nni 
Weisung  einzuholen,^ 

2.  Der  Erzbischof  Emmerich  Joseph  von  Mainz  bewilligte  tm 
den  Gütern  der  ei^zbischöflicJicn  Tafel  (der  Hof  kammer)  darch  Ur- 
kunde vom  7.  Februar  1773  dem  Pfarrer  von  Crohberg  eine  Coro- 
petenzerhöhung  von  150  fl.  Geld  und  8  Malter  Korn,  und  betont  ak 
Grund  dieser  Dotationsbewilligung  »seine  für  den  wichtigen  Stand 
der  Seelsorger  als  der  wahren  Gehülfen  des  bischöflichen  Amtes  he- 
gende Vorliebe  und  Neigung.«  Die  erzbischöflichen  Tafelgüter  mi 
grossentheils  1803  Bestandtheil  des  nassauischen  Kronfideicommi^ 
Vermögens  und  1867  des  preussischen  Staatsfiscus  geworden,  aber 
selbstverständlich  mit  (dien  darauf  haftenden  Stiflungdasien ,  wis 
auch  der  schon  früher  erwähnte  Vertrag  der  Krone  Preuss^is  mit 
dem  Herzog  Adolf  von  Nassau  vom  18.  September  1867  ansdruct- 
lich  erklärt.  Kann  es  wohl  unter  irgend  einem  Gesichtspunkte  daa 
unbefangenen  Bechtsgefühl  zulässig  erscheinen,  dass  auf  Grund  ret- 
behaltener  Majestätsrechie  ein  Act  bischöflicher  Hirtensoi^^t  in 
Frage  gestellt  und  die  fernere  pflichtmässige  Erfüllung  einer  Stif- 
tungsobliegenheit des  frfihern  erzbischöflich  mainzischen  Mensalgute^ 
als  angebliche  >Leistung  aus  Staatsmitteln«  von  der  Abgabe  enpr 
Erklärung  abhängig  gemacht  werde,  welche  dem  Willen«  ja  der  gan- 
zen Lebensstellung  des  Schenkgebers  absolut  widerstreitet?  Und 
würde  durch  die  Vorenthaltung  eines  Theiles  der  Pfarreompeteax 
nicht  ipso  jure  das  Patronatsrecht  verwirkt  werden? 

3,  Die  Pfarrei  Königstein  hatte  von  dem  fmheren  Stifte  UA 
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krafl  Vertrages  28  Achtel  Korn  aus  dessen  Zehnten  in  der  Gemark- 
ung Kahlbach,  ferner  als  Ersatz  für  abgetretene  6  Morgen  Wein- 
garten von  dem  dortigen  CoUegiatstifte  der  sog.  Kogelherren  alljähr- 
lich für  den  Pfarrer  97)  Ohm,  für  den  Caplan  7  Ohm  Wein  zu  be- 
ziehen. In  Folge  der  Incorporation  der  Pfarrei  in  das  erwähnte  Gol- 
legiatstift  und  der  lieformation  harnen  fast  sämmtliche  Pfarrein- 
Jcünfte  in  den  Besitz  der  Grafen  von  Stolberg  und  von  1581  an 
{mit  hureer  Unterbrechung  zur  Zeit  des  Schwedenkrieges)  in  den 
von  Churmainz,  Auf  diesetn  Rechtsverhältnisse  beruht  es,  dass  die 
mainzische  Hofkammer  (erzbischöfliche  Mensa)  und  später  der  nas- 
sauische  Domänenfiscus  der  Pfarrei  Königstein  jährlich  sehr  be- 
trächtliche Competenztheile  zu  prästiren  hatte.  Wie  ersichtlich, 
kann  hier  von  einer  »Hilfeleistung  des  Staates«  absolut  nicht  die 
Rede  sein :  die  Pfarrei  erhält  nur  einen  'Theil  des  ihr  seiner  Zeit 
entzogenen  Pfarrgutes  vom  Besitzer  dieses  Gutes,  und  zwar  schon 
länger  als  zwei  Jahrhunderte,  und  doch  soll  heute  der  Pfarrer  und 
Caplan  »gesetzlich«  seine  Bezugsrechte  verlieren,  wenn  er  nicht  eine 
Bedingung  erffiUt,  die  mit  eben '  diesen  Bechten  gerade  so  wenig  wie 
mit  dem  übrigen  Vermögensbesitze  der  Pfarr-  und  Caplaneistelle 
in  irgend  welchem  Gausalnexus  steht! 

4.  Die  1326  errichtete  Vitvcrei  Neuefihain  verlor  1581  ihr  gan- 
zes hauptsächlich  von  den  Ortseinwohnern  gewidmet  gewesenes  Do- 
talgut,  weil  der  damalige  Landesherr  (Kurpfalz)  gleich  nach  der  da- 
mals via  facti  erfolgten  Besitzergreifung  die  reformirte  Confession 
einführte.  Als  dann  Kurmainz  durch  den  sog.  bergsträssischen  Ke- 
cess  iin  Jahre  1650  tauschweise  Neuenhain  wieder  erlangte ,  beliess 
der  Kurfürst  Erzbischof  den  Reformirten  das  ganze  frühere  katho- 
lische Pfarr-  und  Kirchengut,  und  fundirte  zu  Lasten  der  erzbischöf- 
licben  Tafel  (der  kurfürstlichen  Hofkamraer)  eine  neue  katholische 
Pfarrei ,  zumal  ein  Complex  von  eingezogen  gewesenem  Kirchengut 
durch  die  Wiedererwerbung  der  dortigen  Territorien  von  den  pro- 
testantisch gewesenen  Territorialherren  verfügbar  war.  So  machte 
die  neue  Landesherrschaft  in  edeler  Weise  ohne  Bedrückung  der 
Keformirten  wieder  einigermassen  gut,  was  die  Gewaltthat  der  frühern 
dem  katholischen  Beligionstheil  geschadet  hatte.  Was  von  1650  an 
bis  1803  die  kurmainzische  Hof  kammer,  von  1803  bis  1866  die  an 
deren  Stelle  getretene  nassauische  Generaldomäneucasse ,  und  von 
1867  an  kraft  des  mehrgedachten  Vertrages  der  Krone  Preussens 
mit  Sr,  Hoheit  dem  Herzog  Adolf  von  Nassau  vom  18.  September 
1867  der  preussische  Fiscus  ununterbrochen  als  Stiftungsobliegenheit 
prästirt  hat,  das.  würde  nun  nach  dem  Gesetzentwurfe  forthin  ver- 
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loren  gehen  ,  da  nicbt  daran  zu  denken  ist ,  dass  deV  Pfarrer  sich 
verpflichten  werde,  die  geforderte  Erklämug  abzugeben.  Könnte  es 
der  Gemeinde  verargt  werden ,  wenn  sie  die  hiernach  eintretende 
i^EinstoHung  der  Leistungen  aus  Staatsmitteln <  mit  dem  Vorgehen 
der  kurpfälziscben  Staatsregierung  im  J.ihre  1581  parallesirte? 

5.  Die  Pfarrei  Reifenberg  war  bis  vor  zwei  Decennien  Patro- 
nulsstello  der  gräflichen  Familie  von  Bassenheim.  Durch  Verkauf 
ging  die  Herrschaft  Reifenberg  aus  dem  Besitze  der  Grafen  v.  Bas- 
senheim erst  in  Privatbesitz  über  und  dann  im  Jahre  1857  in  den 
des  nassauischen  Domäncnfiscus.  Selbstredend  waren  bei  Berech- 
nung der  reinen  Einkünfte  dieser  Herrschaft  und  darnach  des  Kauf- 
preises neben  den  anderen  Lasten  auch  die  beträchtlichen  Prä^t;»- 
tionen  der  herrschaftlichen ..Cassse  an  die  Pfarrei  —  gegen  550  Tha- 
ler jährlich  —  in  Anschlag  und  Abzug  gekommen  ,  darunter  ein 
Betrag  für  einen  Caplan ,  welchen  die  Pfarrei  durch  Verzicht  auf 
Vcrmögenshesitz  vertragsmässig  im  vorigen  Jahrliundert  vom  Dy- 
nasten von  Reichenberg  er\\vorbcn  hat.  Lässt  es  sich  irgendwie  recht- 
fertigen, dass  dem  Pfarrer  von  Reifenberg  bis  zur  Ausstellung  eini'S 
dem  katholischen  Dogma  und  garantirten  Kirchenrechte  zuwiderlau- 
fenden Reverses  forthin  sein  Einkommen  aus  der  frühem  Herrschafts- 
casse, jetzt  dem  prenssischen  Fiscus ,  vorenthalten  werden  soll ,  ob- 
schon  dieses  Einkommen  in  keiner  Weise  aus  dem  Staatsc:utc  her- 
rührt  und  unweigerlich  bezahlt  werden  musste,  wenn  die  Herrschait 
Reifenberg  noch  im  Privatbesitze  wäre? 

6.  Die  Pfarrgemeinde  Hillscheid  trat  ihr  Pfarrpräsentationsrecht 
durch  Urkunde  vom  Jahre  1809  dem  Fürsten  von  Xassau-Weilburir 
unter  der  Bedingung  ab,  dass  Höchstderselbe  —  wie  versprochen  — 
zwei  Beneficien  zu  Vallendar,  bezüglich  deren  das  Haus  Nassau  in 
Folge  der  Säcularisation  das  Patronatsrecht  ausübte ,  der  Pfarrei 
Hillscheid  einverleibe.  '  Bevor  jedoch  der  Fürst  sich  der  übernomnu'- 
nen  Verpflichtung  entledigt  hatte,  wurde  durch  einen  mit  der  Krone 
Preussens  zu  Wien  am  31,  Mai  1815  abgesclilossenen  Vertrag  Val- 
lendar an  Preussen  abgetreten  und  das  Verfugungsrecht  über  die 
dortigen  Beneficien  ging  für  Nassau  verloren.  Die  Gemeinde  klagte 
nun  auf  Erfüllung  des  fürstlichen  Versprechens  resp.  Gewährung 
des  Interesse  und  erstritt  in  letzter  Instanz  ein  Erkenntnisa  (vom 
29.  Juli  1856) ,  wodurch  der  nassauische  Domänenfiscus  verurtheilt 
wurde,  der  Gemeinde  jährlich  fl.  429  31  kr.  zu  zahlen;  dieser  aof 
rechtskräftigem  ürtheil  und  privatrechtlichem  Erwerbstitcl  beruhen- 
den, in  voller  Wirksamkeit  stehenden  Verpflichtung  könnte  gesetz- 
lich trotz  des  Art  9,  10.  und  15.  der  Verfassungsilrkunde  und  des 
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§.  (53.  (leä  Rogeuäburger  Depiitatiousrecci^äes  der  Fiscus  sich  ent* 
ziehen  ,  wenn  der  Gesetzentwurf  durch  Annahme  von  Seiten  des 
Hohen  Herreubauses  und  Publication  von  Seiten  8r.  Majestät  des 
Königs  Gesetzeskraft  erhielte.  Ist  eine  solche  Tragweite  des  G^ 
setzcs  intendirt  und  zu  rechtfertigen? 

7.  Das  Bisthum  Limburg   zählt   mehrere   frühere  Stifts-   und 
Klosterpfaneien,  z.  B.  Arnstein,  Schönau,  Marienstatt,  Höchst,  Lim* 
bürg,  ] Metkirchen  u.  s.  w.,  d.  h.  Pfarrstellen,  die  ganx  oder  theil* 
weise  mit  ihrer   Existenz   auf  die    im   Jahre   1803  ihres  Vermd« 
^'cnsbesitzes    beraubten   bezüglichen  Stiftscapitel  und  Eldster   ange«^ 
wiesen  waren  und  demgemäss  vom  Domäoenfiscus  als  Besitzer  des 
eingezogenen  Corporationsvermögens  neu  dotirt  werden  mnssten.  Die 
betreffenden  Pfarrgemeinden  hatten  hierauf  unzweifelhaft  einen  best* 
begründeten  Rechtsanspruch,    und    zwar   auch   ganz  abgesehen  von 
der  bekannten  Bestimmung  in  §.  35.  des  Begensburger  Deputations- 
recesses  vom  25.  Februar  1803,  dass  die  Güter  der  Klöster,  Stifter 
u.  s.  w.   der  landesherrlichen-  Disposition   u.  A.   auch  zum  Behufe 
tieä  Aufwandes  für  den  Gottesdienst  überlasseta  würden:    Denn  auf 
dem  eingezogenen  Gute  haftete  in  untrennbarer  Weise  die  Verbind* 
lichkeit  der  Prästirung  der  Pfarrseelsorge,  was  auch  die  Commission 
der  Reichsdeputation,  welche  den  im  §.  24.  des  eben  gedachten  Be« 
cesses  niedergelegten    Plan  zur   Entschädigung   des.  westphälischen 
Grafen  auszuarbeiten  hatte,  dadurch  anerkannte ,   dass   sie  von  den 
Einnahmen   der    Entschädigungsgüter   unter   dem   Titel   beständige 
Lasteyi  namentlich  »den  Aufwand  für  Seelsorge  und  pfarrliche  Yer- 
richtUQgen»  der  den  Klöstern  bei  dem  Genuss  der  Zehnten  und  Pfarr- 
j^üter.  oblag,  nach  einem  billigen  Typus«  abzog  ((rtwpari  1.  c.  Th.  2. 
S.  211.)    Hier  liegt  evident  vor,  dass  die  bezüglichen  Leistungen  des 
Fiscus  nicht  entfernt  auf  einer  Liberalität  beruhen  und  als  Staats« 
liülfe  betrachtet  werden  können,  sondern  dass  es  sich  um  eine  schlech- 
terdings von  jedem  Belieben  der  Staatsregierung  unabhängige  Bechts- 
pflieht  des  Fiscas  handelt,   die  derselbe. mit  und  aus  dem    katho-» 
lischen  Kirchengute  zu  erfüllen  hat.    Werden  nun   die  betreffenden 
Gemeinden  bei  aller  Ehrfurcht  vor  der  Obrigkeit  die  üeberzeugung 
g-ewinnen,  dass  die  —  wenn   auch   nun   bedingte  —  Nichterfüllung 
jener  strengen  Rechtspflicht  und  damit  die  Herbeiführung  der  Ge- 
fahr für  sie,  ihre  Pfarrseelsorge  zu  verlieren ,  wenn   sie  nicht  durch 
freiwillige  Gaben  für  den  Unterhalt  ihres  Pfarrers  sorgen,  durch  den 
Satz  der  G'esetzesmotive  gerechtfertigt  werden  könqe,  »es  müsste  den 
Staat  der  schwere  Vorwurf  treffen,  dass  er  selbst  seine  Gegner  (?) 
in  ihrem  Widerstände  stärke,  wenn  er  es  unterliesse,  dem  römisch* 
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kfttholischeo  Kleras  bis  dahin ,  dass  derselbe  zum  Geborsam  gegen 
die  (JKrtrcAef}-)Gesetze  (der  Jahre  1873  and  74)  zurüciiekre  (?),  die- 
jenigen Mittel  zu  entziehen,  welche  er  selbst  bisher  zur  Unter- 
haltung  des  Klerus  beigetragen?« 

8.  In  den  vormaligen  Erzstiften  Trier  und  Mainz  hatten  die 
Zehnten  die  Natnr  geisüicher  Zehnten,  und  waren  zum  Vortheil  der 
Zehntpflichtigen  in  bestimmtem  Umfange  belastet  mit  dem  onus 
fabricae  bezüglich  der  Pfarrkirchen  und  Pfarrhäuser.  In  Folge  des 
Ueberganges  der  erzbischöflichen,  stiftischen  u.  s.  w.  Zehnten  in  den 
Besitz  des  nassauischen  Kronfideicommiss Vermögens  hat  der  frühere 
nas^auische  Domänenfiscus  auch  diese  Baupflicht  fiberkommen  :  mehr- 
fach ist  er  sogar  in  den  Stockbüchern  als  Eigenthfimer  der  von  ihm 
als  Zehntherrn  erbauten  oder  baulich  unterhaltenen  Pfarrhäuser  ein- 
getragen, obschon  ihm  ein  eigentliches  Eigenthumsrecht  nicht  zusteht 
Seit  dem  Jahre  1848  sind  nun  in  Nassau  gesetzlich  alle  Zehnten 
gegen  Entschädigung  aufgehoben ,  und  hat  der  Domänenfiscus  die 
Zehntablösungscapitalien  von  den  Zehntpfiichtigen  durch  Vermittlung 
der  Landesbank  eingezogen,  die  Baulast  aber  nur  in  wonigen  Fällen 
abgelöst.  Obwohl  es  nun  die  Parochianen  sind ,  welche  mit  ihren 
Zehnten  resp.  den  von  ihnen  bezahlten  Zehntablösungscapitalien  die 
bezügliche  kirchliche  Baulast  prästiren  ,  so  werden  doch  nach  den 
Motiven  des  §.  1.  des  Gesetzentwurfes  alle  von  den  Zehntpflichtigen 
gebrachten  schweren  Opfer  für  ihre  Pfarrseelsorge  der  entsprechen- 
den Bechtswirkung  entbehren,  da  die  Pfarrer  an  der  ferneren  Benutz- 
ung derjenigen  Pfarrhäuser,  bezüglich  welcher  der  Fiscns  als  früherer 
Zehntherr  baupflichtig  und  im  Stockbuch  als  Eigenthümer  einge- 
tragen ist ,  gehindert  werden  sollen ,  —  was  einen  höchst  schmerz- 
lichen Contrast  zu  dem  friedlichen  und  ungestörten  Besitze  uud  Ge- 
nüsse des  Eirchengutes  bildet,  welchen  §.  63.  des  Kegensbnrger 
Deputationsreoesses  vom  25.  Februar  1803  nach  Vorschrift  des  west* 
phälischen  Friedens  jeder  Religion  gewährleistet  und  der  Art.  17. 
der  Verfassungsurkunde  bestätigt.  Denn  dass  die  jetzige  Fassung 
dieses  Artikels  im  geraden  Gegensatze  zu  jener  reichsgesetzlicben 
Vorschrift  der  Staatsregiernng  das  Becht  beilegen  solle,  nach  ihrem 
Ermessen  den  katholischen  Beligionstheil  im  friedlichen  Genosse  und 
Besitze  seines  eigenthümlichen  Eirchengutes  stören  zu  dürfen,  wenn 
auch  nur  mittelst  eines  Actes  der  Gesetzgebung,  —  eine  solche  Aus- 
legung wird  doch  wohl  nicht  gewagt  werden  wollen,  sicher  aber  den 
Beifall  des  Hoheq  Herrenhauses  nicht  finden. 

9.  Es  darf  nicht  unterlassen  werden,  femer  auch  daran  zu  er? 
innern,  dass  die  nassauischen  Fürsten  sich  mit  Rücksicht  auf  die  in 
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Besdte  geDommenen  Hofkammergfiter  der  IrAhern  Erzbischöfe  von 
Mainz  ufld  Trier  verbunden  erachtet  haben,  den  unbemittelten  Can- 
didaten  der  Theologie  zur  Last  des  Domänenfiscns  einen  subsidiären 
Weihetitel  —  den  sogenannten  landesherrlichen  Tischtitel  —  zu  be- 
willigen.   Die  Dotationsurkunde  fflr  das  Bisthnm  Limburg  vom  8. 
December  1827  enth&lt  sogar  eine  desfallsige  ausdrfickliche  Zusicher- 
ung, die  hiernächst  als   gesetzliche  Vorschrift  einen  Ausdruck  im 
§.  28.  des  nassauischen  Edictes  vom  30.  Januar   1830  (Nass.   Ver- 
ordnungs.  Bd.  34.  S.  493)  gefunden   hat.    In  den   Verhandlungen 
zwischen  der  Regierung  und  den  Landständen  über  die  Beilegung  der 
hinsichtlich  des  Domanialgutes  bestandenen  Differenzen  wurde  dem- 
gemäss  die  Prästirung  des  landesherrlichen  Tischtitels  als  eine  auf 
dem  DomanialvermOgen  haftende  Last  anerkannt  und   dieselbe  in 
dem  mit  dem  nassauischen  Gesetze  vom  23.  Januar  1861  publicirten 
Normaletat  über  die  Einnahmen  und  Ausgaben  der  Domänenverwal- 
tung (Nass.  VerordnungsbL  von  1861  S.  14  f.)  unter  Sect.  VL  pos. 
3.  mit  jährlich  2000*  fl.   veranschlagt.    Auch   dieser  Verpflichtung, 
mit  Rücksicht  auf  welche  bisher  die  Acten  über  die   Prüfung  der 
Candidaten  der  Theologie  behufs  der  Aufnahme  in   das  Priesterse- 
niinar  von  der  bischöflichen  Behörde  der  Staatsregierung  zur  Ein- 
sicht mitgetheilt  worden  sind,  d.  h.  derA'^erbindlichkeit,  den  im  Ge- 
nüsse des  Tischtitels  befindlichen  Priestern  die  bewilligte,  und  bis- 
her bezogene  Pension  fortzuzahlen ,  enthebt  der  Gesetzentwurf  den 
Fiscus,  und  gibt  damit  die  dienstunfähigen,  alles  eigenen  Vermögens 
entbehrenden  Titulaten  —  meistens  an  chronischen  Krankheiten  lei- 
dende Priester  —  trotz   der  in  ihren  Händen   befindlichen  landes- 
fürstlichen Zusicherung  der  Fürsorge  für  ihren  staodesmässigen  Unter-* 
halt  buchstäblich  dem  Hunger  uud  der  Obdachlosigkeit  Preis.  Hof- 
fentlich wird  das  Hohe  Hen*enhau$  der  alten  Maxime  eingedenk  sein, 
dass  man  ein  Fürstenwort  nicht  drehen  und  deuteln  soll,  und  wohl- 
wollenden Bedacht  darauf  nehmen,  dass  das  Vertrauen  gerechtfertigt 
bleibe,  in  welchem  einst  den  Titulaten  des  Laudesherrn  auf  die  Tisch- 
titelsverleihungsurkunde  vom  Bischof  die  heiligen   Weihen  ertheilt 
worden  sind ,    und   mit   dem    diese  Titulaten  bisher  darauf  gebaut 
haben,  dass  sie  ihre  letzten  Lebenstage  würden  beschliessen  können, 
ohne  zur  Schande  der  priesterlichen  Würde  für  ihren  nothdürftigen 
Unterhalt  auf  die  öffentliche  Mildthätigkeit  angewiesen  zu  sein! 

10.  Auch  staatsvertragsmässige  Verbindlichkeiten  würden  nach 
dem  Gesetzentwurfe  forthin  unerfüllt  bleiben.  Die  Bildung  der  ober- 
rheinischen Kirchenprovinz,  insbesondere  die  Verbindung  der  Metro- 
politanwürde  über  die  Bisthfimer  Botteuburg,  Mainz,  Fulda  und  Lim- 
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bürg,  beruht  nämlich  wesentlich  auf  zwei  Staatsverträgen  zwischen 
den  Begierungen  von  Württemberg ,  Baden ,  Hessen ,  Naft^an  nnd 
Frankfurt.  Kraft  dieser  Staatsverträge  vom  7.  October  1818  uud 
vom  8.  Februar  1822  hat  der  Hochwürdigste  Metropolit  von  allen 
Sufl\'aganbistfaümerm  Zuschüsse  aus  deren  Dotationen  zu  beanspruchen, 
die  für  Limburg  und  Fulda  nach  den  Stiftungsbriefen  dieser  Bis- 
thümer  276  fl.  uud  170  fi.  betragen.  Dass  die  Zuschüsse  desshalb 
weil  die  Dationen  der  gedachten  Bisthümer  nicht  ganz  in  GrunJ- 
eigenthum  und  Capitalvermögen  bestehen,  sondern  theilweise  auch 
in  Baarzahlungen  der  Staatscasse,  mit  diesen  Baarzahlungen  prastirt 
werden,  kann  doch  die  preus»ische  Staatsregierung  nicht  berechtigen, 
durch  »Einbehaltung«  dieser  Baarzahlungen  die  betreffenden  DiOce- 
sen  in  die  finanzielle  Unmöglichkeit  zu  versetzen ,  ihren  Ver|>flich- 
tungen  gegen  den  erzbischöflicheu  Stuhl  nachzukommen;  und  noch 
weniger  lä.sst  sich  erkennen ,  wie  durch  ein  preussisches  Landesge* 
gesetz  staatsvertragsmässige  Verpflichtungen ,  bei  deren  loyaler  Er- 
fülhing  andere  Regierungen  (die  von  Württemberg,  Baden  und  Hes- 
sen-Dannstadt) mitinteressirt  sind,  ohne  breiteres  in  Leistungen  um- 
gewandelt werden  könnten,  die  je  nach  dem  Gutbefinden  des  köni^'- 
lich  preussischeii  Herrn  Ministers  der  geistlichen  etc.  Angelegenhei- 
ten iieute  zu  erfüllen  wären  ,  morgen  aber  schon  vielleicht  nicht 
mehr. 

Auch  daran  möge  —  obschon  die  gegenwärtige  Denkschrift  den 
Gesetzentwurf  zunächst  nur  in  Bezug  auf  die  speciellen  Verhältnisse 
des  Bisthums  Limburg  zu  erörtern  bezweckt  —  an  dieser  Stelle  er- 
innert werden,  dass  für  diejenigen  Theile  der  Monarchie,  welche  trüber 
dem  französischem  Kaiserreiche  vorübergehend  einverleibt  waren,  der 
x\rt.  14.  des  Concordats  zwischen  dem  hl.  Stuhle  und  der  franziV 
sischen  Kegierurg  vom  15.  Juli  1801  den  Staat  verpflichtet,  den 
Bischöfen  und  Pfarrern  einen  standesmässigen  Gehalt  zu  sichern. 
Während  nun  ein  Decret  vom  8.  Januar  1803  verordnete,  dass  die 
geistlichen  Gehalte  in  ihrer  Totalität  niclit  mit  Arrest  belegt  werden 
können:  setzt  der  Gesetzentwurf  sich  kurzer  Hand  über  die  Coneor- 
datsbestimmung  hinweg  und  sequestrirt  ohne  Weiteres  allen  in  Be- 
tracht kommenden  Geistlichen  ausnahmslos  den  (selir  mit  Unrecht 
sogenannten)  Staatsgehalt.  Damit  wird  der  Sache  nach  auf  den 
Standpunkt  zurückgegangen,  von  welchem  aus  4ie  französische  Re- 
volution alles  katholische  Kirchenvermögen  »zur  Disposition  .der  Na- 
tion gestellt  hat,«  oder  vielmehr  noch  hinter  denselben  zurück,  in- 
dem der  bezügliche  Beschluss  der  Nationalversammlung  vom  2,14. 
November  1789  die  beschränkende  ZweckbesUramung  als  Verpflich- 
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tung  enthielt:  »nuter  der  Auflage,  auf  eine  geeignete  Weise  für  die 
Kosten  des  Cultus,  den  Unterhalt  seiner  Diener  und  die  Unterstütz- 
ung der  Armen  Fürsorge  zu  treffen,«  und  dass  »keiner  Pfarrei  we- 
niger als  1200  Franken  als  Dotation  zugesichert  werden  dürfe,  darin 
nicht  einbegriffen  die  Wohnung  und  die  dazu  gehörigen  Gärten,« 
und  indem  die  erete  französische  Constitution  vom  3/14.  September 
1791  im  Art.  2.  des  5.  Titels  die  Besoldung  der  Diener  des  katho- 
lischen Cultus  als  eineti  Bcstaiidtheil  der  Nationalschtdd  erlclärte. 

11.  Besondere  Erwähnung  dürfte  endlich  noch  verdienen,  dass 
in  den  »Leistungen  aus  Staatsmitteln«  fiir  die  Bisthümer,  welche 
nach  §.  1.  des  Gesetzentwurfes  »vom  Tage  der  Verkündigung  die- 
ses Gesetzes  ab  eingestellt  werden  sollen,  auch  die  Besoldungen  der 
weltlichen  Beamten  und  Diener  der  bischöflichen  Behörden  (Rechnuugs- 
beamte,  Canzlisten,  Pedelle,  das  Dienstpersonal  zum  Reinigen  und 
Fenern  der  Zimmer)  einbegriffen  sein  sollen ,  und  zwar  selbst  die 
schon  verdienten  BesoldungshctrlUje  ^  soweit  es  sich  um  Leistungen 
aus  Staatsmitteln  handelt,  mit  welchen  diese  Besoldungsbeträge  zu 
bestreiten  sind  ,  sofern  die  bezüglichen  Gelder  erst  postnumerando 
von  der  Staatscasse,  bezahlt  werden.  Demi  nach  dem  Wortlaute  des 
Gesetzentwurfes  erhält  der  Herr  Minister  der  geistlichen  Angelegen- 
heiten die  Befugniss,  vom  Tage  der  Verkündigung  des  Gesetzes  an 
alle  Zahlungen  des  Fiscus  an  die  Bisthümer  einzustellen,  ohne  un- 
terschied, ob  dieselben  für  die  Vergangenheit  oder  für  die  Zuhunfl 
zu  machen  sind.  Auffallender  Weise  ist  dieser  doch  nicht  uner- 
bebliche  Punkt  weder  im  Gesetzentwurfe  berührt,  noch  bei  den  — 
freilich  auch  sehr  beeilten  —  Verhandinngen  des  Hauses  der  Abge- 
ordneten zur  Sprache  gekommen :  eben  so  wenig,  ob  die  immer  nur 
Geistliche  im  Auge  habenden  Bestimmungen  über  die  verlangte  Er- 
klärung, die  Gesetze  des  Staates  zu  befolgen,  auch  auf  die  bezeich- 
neten Beamten  und  Diener  weltlichen  Standes  Bezug  haben  soll  oder 
nicht.  Verdienter  Lohn  sollte  doch  nicht  »gesetzlich«  vorenthalten 
werden  dürfen :  der  Geltendmachung  dieses  Grundsatzes  wird  wohl 
die  königliche  Staatsregierung  ihre.  Zustimmung  gerne  geben. 

§.  6.  Es  mögen  nun  noch  einige  Schlussbemerkungen  gestattet 
sein. 

1.  Zur  Vertheidigung  der  vorgeschlagenen  Massregeln,  bezie- 
hungsweise zur  Entkräftung  des  diesen  Massregeln  gemachten  Vor- 
wurfes der  Verletzung  des  Privateigenthums  (zu  welchem  ja  ohne 
Zweifel  auch  Forderungsreclite  gehören)  und  des  Bruches  von  Ver- 
pflichtungen vertragsmässigen ,  selbst  völkerrechtlichen  Charakters 
ist  darauf  hingewiesen  worden,  dass  alle  »Empfangsberechtigte  ihre 
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Bezüge  in  dem  Momente  bekommen,  wo  sie  die  kleine  Bedingmig 
erföUenf  den  Gesetzen  des  Staates  zu  gehorchen«  (Worte  des  Herrn 
Begierangs*Commissarius  Dr.  Förster,  in  der  am  18.  März  L  J.  statt- 
gehabten Sitzung  des  Hauses  der  Abgeordneten).  Es  soll  nun  hier 
dahingestellt  bleiben^  ob  diese  Erklärung  identisch  mit  dem  Ver- 
langen des-  §.  6.  des  Gesetzentwurfes  sei ,  dass  der  EmpfangAe-^ 
rcchUgte  sich  schrifüich  verpfUdUe ,  die  Gesetze  des  Staates  gu  be- 
folgen.  Auch  soU  hier  nicht  besonders  accentuirt  werden,  wie. we- 
nig mit  dem  mehrfach  behaupteten  Defensivcharakter  des  Gesetzes 
in  Uebereinstimmuug  steht,  dass  alle  fiscalischien  Leistungen  an 
Bisthümer  und  Geistlichen  >auf  welchem  Bechtsgrunde  immer  die- 
selben beruhen^  gu  welchem  Zeitpunkle  immer  die  VerpfiicMungeH 
des  Staates  zu  deiiseJben  entstanden  sein  mögen, €  von  Vorne  her- 
ein in  globo  et  cumtdo  für  die  Zpkunft  »eingestellt«  werden  soUen, 
also  auch  gegenüber  solchen  Empfangsberechtigten,  welche  bisher 
nicht  den  geringsten  Ungehorsam  gegen  die  Staatsgesetze  (selbst 
die  Eirchengesetze  der  Jahre  1873  und  1874  einbegriffen)  bethätigt, 
vielmehr  jederzeit  die  vom  Herrn  Begierungscommissarius  geforderte 
Bedingung,  den  Gesetzen  des  Staates  zu  gehorchen  ^  im  vollen  Um- 
fange erfüllt  haben.  Käme  dem  Gesetze  wirklich  der  ihm  von  sei- 
nen Verfechtern  vindicirte  Charakter  zu ,  dann  müsste  sich  dasselbe 
darauf  beschränken,  die  Staatsrentensperre  lediglich  for  diejenigeo 
Empfangsberechtigten  anzudrohen ,  welche  die  mehrgedachte  Be- 
dingung früher  oder  später  etwa  nicht  erfüllen  möchten.  So  wie  die 
Bestimmungen  des  Entwurfes  lauten ,  charakterisiren  sie  diesen  ia 
Wahrheit  als  eine  Aggression  der  schärfsten  Weise  und  sie  würden 
eine  Parallele  in  der  Bestimmung  finden,  dass  alle  Geistliche  von 
einem  bestimmten  Tage  an  aus  dem  Amte  entlassen  und  ihrer  Pfrün- 
den verlustif;  seien,  dass  aber  diejenigen  sofort  wieder  eingesetzt 
würden,  welche  sich  schriftlich  verpflichteten,  die  Gesetze  des  Staates 
zu  befolgen«  Für  die  rechtliche,  sittliche  und  politische  Würdig- 
ung der  projectirten  Zahlungsverweigerung  schuldiger  Beträge  kommt 
es  nicht  in  Betracht,  dass  diese  Beträge  hintendrein  nach  dem  der 
Auflage  entsprochen  ist,  bezahlt  werden  sollen ;  das  einzig  entschei- 
dende Moment  liegt  darin,  dass  sich  die  Staatsregierung  eine  Bechis- 
und  BesUzentwährung  gestatten  zu  dürfen  glaubt ,  obschon  sie  pri- 
vatrecbtlichen  Verpflichtungen  gegenübersteht,  wie  sie  bündiger  und 
unangreifbarer  nicht  gedacht  werden  können,  und  dass  sie  zu  dieser 
EntWährung  einem  ganzen  Beligionstheile  gegenüber  schreiten  will, 
welchem  gerade  protestantischen  Begierungen  gegenüber  in  förmlich- 
ster Weise  der  ungestörte  Besitz  und  (riedliche  Genuss  seines  eigen- 
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thürolieheii  Eirchengates  garantirt  worden  ist,  und  zwar  unter  aus« 
dräcklicher  Bezugnahme  auf  den  westphälischen  Frieden,  dessen  Be- 
stimmungen unzweifelhaft  auch  Gefälle!  wie  die  in  Rede  stehenden 
>Leistungen  aus  Staatsmitteln  €  deh  Empfangsberechtigten  ganz  un- 
bedingt zusichern.  Alle  Anrufungen  der  Majestät  des  Staates  und 
seiner  Gesetze,  der  Pflicht,  die  Unabhängigkeit  des  Staates  und  der 
Nation  gegen  fremden  Einfluss  zu  schätzen  und  die  geistige  Freiheit 
gegen  Unterdrückung  durch  den  Jesuitenorden  und  einen  jesuitischen 
Papst  (!)  zu  sichern,  u.  s.  w.,  u.  s.  w.  vermögen  nichts  gegen  das 
ewige  Rechtsgebot,  Jedem  das  Seine  zu  lassen ,  —  vermögen  nichts 
wider  die  klare  Vorschrift  des  §.  63.  des  Regensburger  Depntations- 
recesses  und  des  von  ihm  als  Norm  angerufenen  Ti^stphäliscben  Frie- 
densschlusses, — -  veimögen  nichts  wider  die  übereinstimmende  stetige 
Auslegung  und  Handhabung  der  Principien  eben  dieses  Friedens- 
schlusses gerade  von  Seiten  aller  protestantischen  Reichsstände,  dar- 
unter namentlich  Sr.  Majestät  des  Königs  in  Preussen ,  wie  dieselbe 
noch  kurz  vor  der  Auflösung  des  hl.  römischen  Reiches  deutscher 
Nation  durch  das  Conclusum  Corporis  Evangelicorum  vom  30.  August 
1 779 ,  betreffend  die  Garantirung  der  Religionsassecuranzacte  des 
nassauischen  Gesammtffirstenhauses  vom  nämlichen  Jahre,  recht  lehr- 
reich bethätigt  worden  ist.  Dasselbe  resp.  die  garantirte  Acte  ent- 
hält implicite  eine  so  entschiedene  Verwerfung  der  dem  Gesetzent- 
wurf zu  Grund  liegenden  Principien,  dass  ihre  Hauptbestimmungen 
nicht  unpassend  einen  Platz  im  Anhange  dieser  Denkschrift  finden 
werden. 

2.  Es  ist  zuzugeben,  dass  die  im  Gesetzentwurfe  vorgeschlagene 
Zahlungsverweigerung  foffnell  als  Strafe  der  Vermögenseinziehung 
nicht  qualiflcirt  werden  kann ,  sondern  nur  als  Vermögensetffeiehung 
mit  der  Gewährung  der  Aussicht  auf  Rücknahme :  aber  der  im  §.  8. 
gemachte  Vorbehalt  einer  späteren  gesetzlichen  Bestimmung  »über 
die  Verwendung  der  während  der  Einstellung  der  Leistungen  ange- 
sammelten Beträge«  wird  es  rechtfertigen ,  wenn  an  den  §.  38.  des 
hereits  mehrerwähnten  nassauischen  Edictes  vom  30.  Januar  1830 
ilber  die  Verhältnisse  der  oberrheinischen  Eirchenprovinz  erinnert 
wird ,  wonach  in  der  Diöcese  Limburg  die  Guter  der  katholischen 
Kirchen])frQnden,  so  wie  alle  allgemeinen  und  besonderen  kirchlichen 
Fonds  unter  der  Mitaufsicht  dos  Bischofs  in  ihrer  VoUständigkeü 
erhalten  und  auf  keine  Weise  (also  auch  nicht  mittelst  eines  Actes 
der  Gesetzgebung)  zu  anderen  als  kaiholiseh-kirchlichen  Zwecken 
verwendet  werden  dürfen,  wie  nicht  minder  an  den  §.  1.  pos.  9.  des 
nassauischen  Edictes  vom  9.  October  1827,  welcher  dem  katholischen 
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« 

Centralkirchenfonds  alle  uberschiesseaden  Intercalargef&Ue  als  £in- 
nabmequelle  überwiesen  bat.  Da  nun ,  wie  der  schon  angefahrte 
Staatsrechtslehrer  Klüber  in  seinem  Lehrbuch  des  Öffentlichen  Rech- 
tes des  deutschen  Bundes  3,  Aufl.  §§.  334.  pos.  1 ,  529 ,  531  und 
532.  bemerkt,  das  Kirchengnt  im  Staatsgebiete  als  PnVa/^  gelten 
rauss  und  an  sich  wcda-  der  Verfügung  noch  der  VerwaUnfig  des 
Staates  unterworfen  ist,  sondern  ausschliessend  derjenigen  der  Kir- 
chen; da  der  Art.  15,  der  Verfässungsurkunde  in  Verbindang  mit 
Art.  9^  derselben  der  römisch-katholischen  Kirche  den  Besitz  und 
Genuss  aller  ihrer  Cultusanstalten,  Stiftungen  und  Fonds  nach  Mass- 
gabe der  Gesetze  garantirt;  und  da  zu  diesen  Gesetzen  sowohl  die 
oben  erwähnten  nftssaui^cben  Edicte ,  als  der  oftangenifene  §.  C3. 
des  Bcgensburger  Deputationsrecesses  vom  25.  Februar  1803  gebo- 
ren: so  wird  die  vorbehaltene  gesetzliche  Bestimmung  über  die 
Verwendung  der  retinirteu  Beträge  sich  ohne  die  gröbste  Kechtsrer- 
letzung  auf  alle  diejenigen  Quoten  nicM  erstrecken  dürfen ,  welche 
der  Fiscus  hraft  privatrechtlichen  Titels  und  von  Rechtswegen  an  katho- 
lische Ptründenfonds  und  Stiftungen  der  Diöcese  Limburg  zu  zahlen 
schuldig  ist.  Dieselben  müssen  vielmehr  unter  allen  Umstanden  an 
die  empfangsberechtigten  causae  piae  entrichtet  werden ,  und  wird 
eine  gegentheilige  oder  auch  die  Sache  nur  in  Zweifel  stellende  Be- 
stimmung hoffentlich  die  Zustimmung  des  Hohen  Herrenhauses  nie- 
mals finden.  Gerade  wenn  der  tobende  Kampf  nur  für  das  angefp- 
lieh  verkannte  Recht  des  Staates  geführt  werden  soll ,  darf  eine  so 
wesentliche  Grundlage  des  Staates  wie  die  der  Unverletzlicbkeit  des 
Eigeuthums,  am  wenigsten  Seitens  der  gesetzgebenden  Factoren  er- 
schüttert werden. 

3.  Es  ist  nicht  zu  leugnen,  dass  Beispiele  dafür  vorliegen,  dass 
die  Entziehung  des  kirchlichen  Eigenthuma  als  eine  in  den  Maje- 
stätsrechten liegende  Befuguiss  angesehen  worden  ist.  Namentlich 
die  Reformationsgeschichte  bis  zum  Abschlüsse  des  westphälischen 
Friedens  liefert  davon  ja  nicht  wenige:  aber  welcher  patriotisch 
fühlende  und  rechtlich  denkende  Deutsche  möchte  die  Geschichte 
seiner  Nation  um  auch  nur  eines  jener  dunkeln  Blättern  vermehrt 
sehen,  die  der  Nachwelt  die  Worte  der  Verzweiflung  aufbewahrt 
haben:  »Schreibt,  lieber  Herre,  schreibt,  auf  dass  Ihr  bei  der  P/ar- 
i-ei  bleibt«  {K.  A.  Menzel^  1.  c.  2.  Aufl.  S.  506)?  Zudem  waren 
damals  Anschauungen  über  die  religiösen  Pflichten  der  Landes- 
herren in  Geltung,  welche  das  Urtheil  über  das  in  Frage  stehende 
Verfahren  mildem  müssen  und  eine  Parallelisirung  mit  den  im  Ue- 
petzentwurfe  projcctirten  Massregeln   nidit  einmal  recht  zntreffeuJ 
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erscheinen  lassen.  Doch  uro  so  adäquater  ist  die .  Farallelisirung  die- 
ser   Massregel    mit    den    Decreten     der   französischen    Regierung 
vom    27.    November    —    20.    December     1790,   vom  26.   August 
1792   und   anderen  gegen  diejenigen   katholischen  Priester,    welche 
sich  weigerten ,    den  Eid  auf  die  Civilconstitution   für   den  Klerus 
za  leisten,   und   später  dem  Kdnigthnm  ewigen  Hass  zu  schwören. 
Auch  damals   berief  mau  sich    darauf,  dass  diese  Constitution  das 
katholische  Dogma  nicht  berühre  und  dass  man   die  Nationalver*- 
sammlung  verleumde,  wenn  mau  ihr  vorwerfe,  sie  habe  mit  jenem 
Gesetze  die  Hand  an  das  Weihrauchfass  gelegt.  Auch  damals  wurde 
behauptet,  dass  die  Eidesweigcruug  des  Klerus  eine  Auflehnung  wi- 
der den  Willen  der  Mehrheit  der  Laudesvertretung  der  Nation,  so* 
wie  ein  Attentat  auf  die  Majestät  des  Qesetzes  sei.    Aber  es  waren 
nach  dem  Zeugnisse  der  Geschichte  wahrlich  nicht  die  eid weigern- 
den Priester,  welche  Franb*eich  au  den  Kand  des  Veixlerbens  brach- 
ten und  es  verschuldeteu,  dass  die  Majestät  des  Königs  bald  hinter 
die  »der  Nation  und  des  Gesetzesc   zurückgestellt   und  schliesslich 
durch  die  Absetzung  und  Hinrichtung  des  Monarchen  auf  das  Tödt- 
lichste  verletzt  wurde.    Weun  nun  die  Motive  des  in  Bede  stehen- 
den  Gesetzentwurfes   die    Majestät  des  preussischen   Staates    und 
seiner  Gesetze  betonen ,  so  gibt  das  eine  Bürgschaft ,  dass  die  Kgl. 
Staatsregierung  gesonnen  sei,  an  den  Wahrheiten  testzuhalteu,  welche 
dazu  geführt  haben ,   das  römische  Reich  deutscher  Nation  als  ein 
:»heiliges«    zu  bezeichnen  und  seinem  Oberhaupte  den  Titel:   Seine 
geheiligte  Kaiserliche  Majestät  beizulegen:   aber  diese  Wahrheiten 
weisen  auf  die  ewige  Majestät  des  allmächtigen  Gottes  hin,   dessen 
eingeborner  Sohn   die  christliche  Kirche  als  ein  von    der  Staatsge- 
walt unabhängiges  Reich  gestiftet  bat,    und  dessen   heiliger  Geist 
nicht  die  Fürsten,  sondern  die  Bischöfe  gesetzt  hat,  als  Nachfolger 
der  Apostel  die  Kirche  zu  regieren.    Wer  hiervon  lebendig  durch- 
drungen ist,  der  wird  es  nimmer  gerechtfbrtigt  finden  können,  dass 
der  Klerus  heute  in  uuserm  Vaterlande  in  ähnlicher  Weise  behan- 
delt werden  soll  wie  derselbe  gegen  Ende  des  vorigen  Jahrhundeiis 
in  Frankreich  behandelt  worden  ist,   weil  er  jetzt  wie  damals  die 
heilige  Glaubens-Ueberzeugung  festhält ,  welche  der  grosse  Kirchen- 
lehrer St.  Augustinus   (ep.  50.   ad  Bonifacium   comitem)   mit   den 
Worten  Ausdruck  gegeben  hat:   »Qui  curque  ergo  legibus  impera- 
torem^,  quae  pro  Bei  veritate  feruutur,  obtemperare  non  vult,   ac- 
quirit  grande  supplicium :  quicunque  vero  legibus  imperatoruro,  quae 
cofitra  yeritatem  Dei  feruntur,  obtemperare  non  vult,  acquirit  grande 
praemium.«    Das  ist  unser  väterlicher  Glaube,  und  des  Königs  Md- 
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jestät  haben  in  Allerhöchstdero  Besitzergraifongs-Proclamation  fom 
3.  Öctober  1866  die  AUergnädigste  Znsieherang  za  ertheilen  gemlit, 
dass  die  Diener  der  Kirche  denselben  anch  fernerhin  bewahren  and 
verkQndigen  dürfen :  das  wird  wohl  hente  nicht  Tergessen ,  sendern 
es  wird  noch  in  letzter  Stunde  einer  abermaligen  ernsten  Erwigug 
die  Frage  unterworfen  werden ,  ob  es  vor  der  christlichen  Welt ,  ob 
es  dereinst  im  göttlichen  Gerichte  za  verantworten  sei,  eine  mit  ia 
Humanität  und  dem  Rechte  nicht  zu  vereinigende  Maasregel  in 
treffen,  von  welcher  die  K.>  Staatsregierung  selbst  nach  ihrer  eige> 
nen  Erklärung  einen  besonderen  Erfolg  nicht  erwartet,  und  weldb& 
auch  nur  derjenige  einen  Erfolg  würde  wünschen  können,  der  mebt 
begriffe,  dass  ein  durch  das  aufgerichtete  caudinische  Joch  hindardi 
gegangener  Klerus  beim  gläubigen  Volke  alle  Achtung,  damit  ab» 
audi  allen  moralischen  Einfluss  verlieren  wurde,  oder  der  v^Ni^lesdet 
genug  wäre,  ein  solches  Resultat  zu  erstreben. 

Die  Motive  des  Oesetzentwurfes  nehmen  ihren  Ausgangspunkt 
von  einer  Allerhöchsten  Cabinetsordre  des  Königs  Friedrich  Wilhehi 
III.  vom  23.  August  1821,  die  auf  das  vormalige  Henogthum  Nas- 
sau keine  Beziehung  hat :  Die  gegenwärtige  Denkschrift  möge  ihren 
Abschluss  finden  mit  dem  Cabinetsschreiben  Sr.  Majestäts  de^  jebi 
regierenden  Kaisers  und  Königs  au  den  Oberhirten  der  Diöee?« 
Limburg  vom  21.  November  1866 ,  welches  wegen  der  darin  est- 
haltenen  Verheissungen  damals  die  Katholiken  Naasau^s  mit  ino^ 
stem  Danke  erfüllte  und  heute,  ernstlich  gewürdigt,  dass  Höh« 
Herrenhauss  bewegen  dürfte,  dem  eingebrachten  Oesetzentwwfe  Seine 
Zustimmung  zu  versagen :  dasselbe  lautet  nach  dem  Staataanzeig^ 
vom  5.  December  1866  Nr.  294  wörtlich  wie  folgt: 

>Hochwflrdiger  Bischof! 

In  Ihrer  aus  Anlass  der  erfolgten  Vereinigung  des  Heno^- 
thums  Nassau  und  des  Oebietes  der  freien  Stadt  Frankfurt  a.  M. 
mit  Meinen  Staaten  an  Mich  gerichteten  Immediat- Vorstellung  von 
19.  V.  Mts.,  wie  in  Ihrem  Hirtensehreiben  vom  15.  v.  Mts.,  wotob 
Mir  ein  Exemplar  von  Ihnen  überreicht  worden  ist,  haben  Ihre  G^ 
sinnungen  der  Ergebenheit  und  Treue  gegen  Mich  und  Mein  Köaif- 
liebes  Haus  einen  würdigen  Ausdruck  gefunden.  Indem  Ich  Ihn» 
dafür  Meine  Anerkennung  und  Meinen  Dank  ausspreche,  wünsdte 
Ich,  dass  die  heilsamen  Ermahnungen,  welche  Sie  in  Ihrem  Hirtai- 
werte  auf  der  sicheren  Grundlage  des  unvergänglichen  Wortes  Get^ 
tes  Ihren  Diöcesanen  gegeben  haben ,  in  den  Herzen  derselben  be- 
reitwillige Aufnahme  finden  und  gute  Fracht  tragen  mögen.  Dd>er- 
zeugt,  dass  auch  bei  Meinen  neuen  ünterthanen  das  Vertrauen  »efa 
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mehr  and  mehr  befestigen  wird ,  dass  sie  in  Ansehnnlf  ihrer  kirch- 
lichen und  Unterrichts-VerhäUnisse  an  den  Segnangbn,  deren  sich 
diese  wichtigen  Interessen  in  den  älteren  Landesthmlen  Meiner  Mo- 
narchie anter  dem  Schatze  einer  guten  Gesetzgebung  and  gerechten 
Verwaltung  zu  erfreuen  haben ,  Theii  zu  nehmen  berufen  sind ,  ver- 
bleibe Ich  mit  dem  Wunsche,  dass  Sie,  hoehwurdiger  Bischof,  an 
Ihrem  Theile  auch  weiterhin  das  Verständniss  für  die  grossen  Auf- 
gaben des  Vaterlandes,  dem  Sie  nunmehr  angehören,  zu  fSrdern  fort- 
fahren mögen,  Ihr  wohlgeneigter 

Berlin,  den  21.  November  1866. 

(gez.)  Wilhelm. 
An  den 
Bischof  von  Limburg,  Dr.  Blum  zu  Limburg  a.  d.  L. 

Anhang. 

(Aus  August  L.  Schlöger's  Briefwechsel.  Göttingen  im  Ver- 
lage Vandenhoek'schen  Buchhandlung  1780.  Theil  7.  S.  173  f.) 

'  Dictatum  Begenspurg  den  31.  August  1779  per  Kur-Sachsen. 
Gonclusum  Corporis  Evangelicorum  in  derfOrstl.  Nassau-Saarbrflckischen 
Religions-Versicherungs-Angelegeiiheit  d,  d.  30.  Aug.  1779. 

»Nachdem  auf  künftige  Fälle  wegen  unverrfickter  Beibehaltung 
der  evangelischen  Beligionsverfassung  in  den  fOrsU.  Nassau-Saar- 
bröckischen Landen  sub  dato  Saarbräcken  den  25.  März  jetztlaufen- 
den Jahres  eine  umständliche  Beligionsassecuranzacte  ausgestellt  und 
selbige  von  den  fürstlich  nassauischen  Speciallinien  zu  Weilburg  und 
Usingen  sub  dato  Maastricht  den  7.  Juni  und  Bieberich  den  17. 
Mai  a.  c.  sowohl  in  vim  pacto  acceptirt  als  auf  sich  und  ihre  Lande 
erstreckt;  hiemächd  gegen  das  Corpus  Evangelicorum  zu  Festhal" 
iung  sotanen  gemeinsamen  FamUienverirages  des  fürsüieh  Nassaur 
Saarhriickischen  Oesammthauses  sich  besonders  verbindlich  gemacht 
tcorden  ist :  also  hat  man  in  der  heutigen  evangelischen  Conferenz 
(wie  hiermit  geschieht)  beschlossen  und  festgestellt  im  Namen  Höchst 
und  Hoher  Herren  Principalen,  Oberen  und  Gommittenten,  ermeldeie 
Assecurations-  und  Accessionsacten ,  also  lautend  Inseratus  Assecu- 
ratio cum  Accessionibus  nach  dm  bishero  geführten  Principiis  Esainge* 
licarum  nicht  nur  feierlichst  eu  accq^tiren,  softdem  amh  die  Qa^ 
rantie  darüber  in  bester  Form  eu  übernehmen  und  bedürfenden  F^ 
les  den  Statum  religUmis  Evangelicae  nach  besagten ,  dem  westphä- 
Zischen  Friedensschluss  gemässen  Orundsäteen  in  den  gesammten 
fürslUch  NassaU'Saarbrüchischen  Landen  nachdrucksamst  au  «iia- 
nutamiren  und  aufrecht  eu  erhalten.    Desgleichen  hat  man  resolvirt, 
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die  anb  dato  Bieberich  den  18.  April  1763  in  dem  forstlich  Nassao- 
Usingsehen  Hause  aufgerichtete  und  in  vidimata  Copia  anhero  ge- 
langte BeligioDSversicheruügsurkunde  ad  Acta  Corporis  E?angelie<>- 
rum  zu  reponiren.« 

In  der  beregten  Assecuranzacte  vom  29.  März  1779  finden 
sich  nun  folgende  Bistimmnngen : 

§.  1.  Soll  die  Evangelisch-Lutherische  als  die  herrschende  B^ 
ligion  Unseren  sämmtlichen  fürstlichen  Landen  nach  dem  Statu  anni 
normal is,  und  dem  dermal  rechtmässig  hergebrachten  Besitz-Stande, 
unverrückt,  und  ohne  die  mindeste  Beschranke  oder  Kränkung,  bä- 
behalten und  geschützt,  folglich  von  dem  katholischen  Herren  ni'^fat 
das  geringste  unternommen  werden,  wodurch  die  Evangelisch-Luthe^ 
rische  Untertanen  und  Landes-Eingesessenen,  vel  directe  vel  per  in- 
directum,  in  dem  hergebrachten  freien  und  öffentlichen  Exercitio  ihrer 
Religion  cum^annexis  gehintert  und  beeinträchtigt  werden. 

Zu  welchem  Ende  alle  Lutherische  Einwoner  in  Städten,  Fleckat 
Dörfern,  MQlen,  Höfen,  Eisen-  und  anderen  Werken,  überhaupt  abe 
alle  und  jede  Landes-Einwoner  ^  so  wenig  in  Ausübung  ihrer  Beli- 
gion  und  davon  abhängenden  Cermonien  und  Gebräuchen,  als  in  dem 
all^igen  Besitz  und  Genuss  ihrer  Kirchen- ,  Pfarr-  und  Sehulhaa- 
ser,  Kirchen-,  Pfarr-  und  Schulgüter,  milde  Stiftungen,  BecUen  ud 
Gerechtigkeiten,  Renten  und  Gefällen  und  namentlich  solcher,  welche 
aus  unsern  Becepturen  bisher  prästiret  worden ,  oder  künftig  töq 
Evangelischen  Lvidesherren,  zu  Gunsten  des  Evangelisch-Lutheriseheo 
Beligionswesens  bestimmt  und  ausgesetzt  worden ,  geetdret  und  laf 
irgend  eine  Art  sie  bestehe,  worin  sie  wolle,  darin  beeinträchtiget 
~  sodann  besagte  Untertanen  bei  der  eingeführten  Kirchenordnuig, 
und  allen  andern,  von  Lutherischen  Landesherrn  und  deren  Cooa- 
Btorio  g^ebenen  Verordnungen,  welche  das  Evangelische  ReligiaDs- 
wesen  als: 

die  Feier  der  Lutherischen  Festtage,  die  yermischten  Ehen,  und 
übrige  Matrimonialsachen  etc.  etc.  betreffen,  ruhig  belassen,  mai 
darin  nicht  das  Mindeste  abgeändert  werden,  ferner  die  Lutheriscbe 
Geistlichen,  Präceptores,  Schulmeister,  Organisten  und  Glöckner  bei 
ihren  Besoldungen^  Rechten,  Freiheiten,  juribus  Stolae  und  OebüreB 
ohne  einige  Abänderung  ruhig  verbleiben,  —  und  endlich  von  des 
Lutberischen  Kirchen-,  Pfarr-  und  Schulgütem ,  Besoldungsstäekea, 
nilden  Stiftungen,  nicbt  das  mindeste  entzogen  und  weder  zam  Be- 
huf des  katholischen  Religionswesen  überhaupt  noch  an  katholisebe 
Geist-  und  Weltlicfae  Personen  insonderheit  verwendet  werden  solk. 
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Damit  nun  alles  Vorstehende  desto  sicherer  beobachtet  werde, 
so  wollen  wir, 

§.  8.  Unserem  Conslstorio,  als  dem  ersten  geistlichen  Collegio 
Unserer  ftürstl.  Lande,  hiermit  die  perpetuirliche  Gommission  aufge- 
tragen haben ,  dass  dasselbe  von  der  Zeit  an ,  da  der  regierende 
Herr  unserer  Lande  der  katholischen  Religion  ssugethan  sein  wird, 
in  allen  nach  der  hiesigen  Verfassung  und  besonders  nach  Masegabe 
des  Tit.  IV.  Unserer  unterm  3.  Januar  1778  emanirten  Kanzlei-  und 
Trocess-Ordnung  vor  selbiges  gehörigen  Sachen,  vor  sich  allein  ver- 
fügen, und  insonderheit  die  protestantischen  Lerer  in  Kirchen  und 
Schulen,  zusammt  den  Organisten  und  GKk^knern,  zu  bestellen,  und 
befindenden  Umständen  nach  wiederum  ab  officio  zu  suspendiren  oder 
zu  removiren ;  sodann  alle  protestantische  Pia  Corpora  und  nament- 
lich die  St.  Arnualer  Stiffts-General-  und  Special-Kircben-Schaff- 
ney-Hospitar  Almosen  und  Brudermeisterei-Oefälle ,  ingleichen  die 
Stipendia  Ludovicianum  et  üarolinnm ,  zu  administriren ,  in  Ehesa- 
chen zu  cognosciren  und 'fiberhaupt  alles  vor  das  Consistorinm  ge« 
hörige,  das  Beligions-Kirchen  und  Schulwesen  Unserer  protestan- 
tischen Untertanen  betreifende,  mit  deren  dahin  einschlagenden  öco- 
nomisch  und  politischen  Geschäften  und  zwar: 

nach  den  Prindpüs  und  der  Auslegung^  welche  ^das  Corpus 
EvangeliccTum  bis  daher  angenommen  hat^  vorzunehmen  haben  soU: 
ohne  schuldig  zu  sein^  in  irgend  eitier  Sache  einen  Landesherrliehen 
JSefd  zu  befolgen ,  welcher  dem  Protestantischen  Beligians-  Wesen 
in  Ufiseren  fürstl.  Landen  zu  einigem  Nachiheü  gereichen  kann  und 
gegenwärtigem  ewigen  Familien^Gesetz  zuwider  läuft ;  gestalten  das 
Consistorium  in  sofern  von  dem  katholischen  Landesherm  unabhängig 
sein  und  blos  von  dem  corpore  Evangelicorum  abhangen  solle. 

§.  9.  Damit  aber  das  Consistorium  um  so  viel  mehr  aufge- 
muntert werden  möge ,  in  vorerwähnten  Stucken  nach  Pflicht  und 
Einsicht  zu  handeln,  und  überhaupt  über  den  ganzen  Inhalt  dieses 
ewigen  Hauss-  und  Familien-Gesetzes  zu  halten:  so  soll  der  katho- 
lische Landesherr  nicht  befugt  sein ,  weder  dieses  CoIIeginm  über- 
haupt ,  noch  ein  Stimmfurendes  Mitglied  desselben ,  in  Sonderheit 
durch  Gewalt,  Drohungen,  unbillige  Dimissiones,  Besoldungs- Ver- 
ringerungen oder  auf  sonstige  widerrechtliche  Art ,  von  gewissen- 
bafter,  pflichtmässiger  Ausrichtung  seiner  Obliegenheiten  abzuhalten. 

§.  10.  Zu  noch  grösserer  Versicherung,  dass  gegenwärtiger 
pragmatischen  Sanction  in  allen  Stücken  gelebt  werde ,  sollen  die 
Untertanen  dem  katholischen  Regierungsnachfolger  die  gewöhnlichen 
Huldiguugspflichten  nicht  ehender  abzulegen  schuldig  seyn,  als  bis 
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derselbe  die  genaueste  Festhaltnng  dieses  Haass-Gesetzes ,  mittelst 
eines  schriftlichen  und  eidlichen  Reverses  wird  versprochen  nnd  an- 
gelobt haben,  wie  dann  auch  der  von  Untertanen  in  den  absalegen- 
den  Huldigungs-Eid  zugesagte  Gehorsam  insofern  von  keiner  ver- 
bindlichen Kraft  sein  solle ,  als  ihnen  etwas ,  so  gegenwärtigem 
Hauss-Statute  zuwider  ist ,  anbefohlen  wird.  Sollte  nun  dieser  Fall 
sich  wirklich  zutragen,  und  entweder  von  dem  katholischen  Landes- 
herrn, oder  seinen  gewissenlosen  Bedienten  diesem  ewigen  Gesetz« 
entgegengehandet  werden:  so  sollen  dergleichen  Contraventiones,  d 
sie  gleich  schon  an  sich  selbsten  null  und  nichtig  sind,  von  denje- 
nigen, welche  davon  Nachricht  erhalten,  sofort  bei  dem  Consistorio 
angezeigt ,  darauf  dem  katholischen  Landesherrn  geziemende  Vor- 
stellung getan ,  in  entstehender  Remedur  die  Sache  an  die  übrige 
regierende  Evangelischen  Agnaten  Unseres  Hausses  gebracht ,  und 
von  denselben  Sachgemässe  Mittel  dagegen  ergriffen,  alienfalb  auek 
bei  dem  Corpore  Evangelicomm  und  etwaigen  übrigen  Garants  die- 
ser Constitution  Hülfe  gesucht,  und  derjenige  Bediente,  welcher  die 
Contra vention  böslich  veranlasst  oder  selbst  begangen  hat,  seines 
Dienstes  entsetzt  werden;  endlich  diese  Verordnung  die  Kraft  eines 
Instrumenti  guarentigiati  haben,  folglich  darauf  Mandata  S.  C.  bei 
den  höchsten  Reichsgerichten  ausgebracht  werden  können. 

5.  Eingäbe  des  Fuldaer  GapUds  vom  5.  Äprü  1875. 
1^  Hohes  Herrenhaus! 

Wenn  da^  unterzeichnete  Domcapitel  der  Diöcese  Fulda  gegen 
den  dem  Hohen  Herrenhause  vorgelegten  Entwurf  eines  Gesetzes, 
betreffend  die  Einstellung  der  Leistungen  aus  Staatsmittdn  für  die 
römisch-katholischen  Bisthümer  und  Geistlichen  in  dem  Folgendeo 
motivirte  Verwahrung  einlegt,  so  geschieht  dies  —  ganz  abgesehoi 
von  den  durch  diesen  Gesetzentwurf  den  Unterzeichneten  drohenden 
schweren  persönlichen  Opfern  —  vornehmlich  in  der  Absicht,  un 
pflichtgemäss  einerseits  die  Rechte  der  katholischen  Kirche  und  der 
Diöcese  Fulda  insbesondere  zu  vertreten,  und  um  andrerseits  die 
Factoren  der  Gesetzgebung  vor  einer  Massregel  zu  bewahren ,  dereo 
Folgen  nur  auf  den  Staat  selbst  zurückfallen  könnten. 

Die  in  Rede  stehenden  Leistungen  an  die  Kirche  beruhen  zum 
weitaus  grössten  Theile  auf  der  durch  die  Säcularisation  za  An&ng 
dieses  Jahrhunderts  begründeten  rechtlichen  Verbindlichkeit  des 
Staates,  die  sich  aus  den  einfachsten  RechtsgrundsILtzen  an  sick 
schon  ergab,  und  ausserdem  noch  durch  die  in  dem  Reichsdeputalio&s- 
hauptschlusse  v.  J.  1803  aufgenommene  Bedingung  der  festen  nn*! 
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bleibenden  Ausstattung  der  Domkirchen,  sowie  in  der  vorzogsweisen 
Zweckbestimm^ing  des  sftcularisirten  Eirchenvermögens  zn  dem  Auf- 
wände für  Gottesdienst,  Unterrichts-  und  andere  gemeinnätsige  An- 
stalten ihre  ausdrflckliche  Gewährleistung  fand. 

Diese  Bechtspflicht  sollte  um  so  weniger  yememt  werden ,  als 
es  ja  einerseits  nicht  in  Abrede  gestellt  werden  kann ,  dass  diese 
Säcularisation  ein  Act  gewesen  ist ,  durch  welchen  die  weltlichen, 
namentlich  die  protestantischen  Landesherrn  Deutschlands  sich  Aber 
alle  Erwartung  bereicherten ,  und  als  andererseits  wie  äberall  in 
ganz  Deutschland  so  ganz  besonders  in  dem  vormaligen  Eur- 
furstenthume  Hessen  im  Gegensatze  zu  den  grossartigen  sogenann- 
ten Entschädigungen  des  Beichsdeputationsschlasses  die  Dotation  der 
Kirche  so  spärlich,  ja  wahrhaft  dürftig  ausgefallen  ist. 

Selbst  die  Staatszuschässe  für  die  Seelsorgerstellen  in  der  Diö- 
cese  Fulda  fallen  zum  grossen  Theile  unter  den  nämlichen  Gesichts- 
punkt und  finden  in  der  sehr  erheblichen  Thatsache  ihre  rechtliche 
Begründung,  dass  die  Diöcese  durch  die  genannte  Säcularisation  ihr 
Gut  an  den  Staat  verloren  hatte  und  dadurch  der  geistlichen  Ober- 
behörde die  Möglichkeit  benommen  war,  dem  durch  die  Zeitverhält- 
nisse sich  ergebenden  Bedürfnisse  der  fortschreitenden  Erhöhung  der 
Seelsorgercongrua  aus  eigenen  Mitteln  abzuhelfen. 

Zudem  beruht  insbesondere  die  Dotation  des  Bisthums  Fulda 
und  der  zu  demselben  gehörigen  Diöcesananstalten,  selbst  nach  der 
Auffassung  der  vorhinnigen  Eurhessischen  Staatsregierung,  auf  einer 
in  der  Fundations- Urkunde  des  Bisthums  vom  18.  September  1829 
ausdrücklich  als  solcher  beurkundeten  vertragsmässigen  Verabredung 
des  Landesherrn  mit  dem  hl.  Stuhle,  in  Folge  deren  die  Circumscrip- 
tionsbullen  »Provida  solersque«  vom  16.  August  1821  und  »Ad 
Dominici  gregis  custodiam«  v.  11.  April  1827  erfolgt  sind,  und 
wird  dieses  Vertrags- Verhältniss  von  den  namhaftesten  Rechtslehrern 
der  Neuzeit  unbedingt  anerkannt.  Cf.  Richter^  Lehrbuch  des  Kirchen- 
rechtes, 5.  Aufl.  1858.  §.  88.  S.  186.  SchuUe,  Quellen  des  katho- 
lischen Kirchenrechtes,  1860.  §.  93.  L  S.  511.  Heffier,  Völkerrecht, 
in.  Ausg.  §.  87.  S.  161.  Anm.3.  Und  wir  sind  der  Ueberzeugung, 
dass  die  vorhinnige  Kurhessische  Begierung,  welche  mehrfach  ein 
für  eine  protestantische  Regierung  anerkennenswerthes  Verständniss 
der  Verfassung  und  des  Rechtes  der  katholischen  Kirche  bewiesen 
hat,  nimmermehr  die  eben  dargelegte  Auffassung  preisgegeben  und 
niemals  zu  einer  so  weit  gehenden  Massregel  gegriffen  haben  würde, 
wie  sie  in  dem  fraglichen  Gesetzentwurfe  in  so  beklagenswerther 
Weise  zum  Ausdrucke  gelangt  ist. 
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Da  schliesslich  die  durch  die  angefahrte  Circamscriptions- Bulle 
»Provida  solersquec  vertragsmässig  yersprochene  Ausstattung  des 
Bisthums  und  des  Domeapitels  von  Fulda  mit  dem  dotationsmässigen 
Grundbesitze  seitens  der  einander  folgenden  Staatsregierungen  bis- 
beran  nicht  bewerkstelligt  worden  ist,  die  Diöcese  Fulda  somit  le- 
diglich in  Folge  dieser  Nichtausführung  einer  vertragsmäsägen  Be- 
stimmung sich  nicht  in  dem  privatrechtlichen,  nur  durch  eine  er- 
neute Sftcularisation  in  Frage  zu  stellenden  Besitze  der  ihr  Terspro- 
chenen  Dotation  in  liegenden  Gfitern  befindet^  so  erscheint  der  kö- 
niglich preussische  Staat  nur  um  so  mehr  durch  das  Recht  und  mnt 
eigene  Würde  verpflichtet,  den  bisherigen  Verbindlichkeiten  der  Diö- 
cese  Fulda  gegenüber  nach  wie  vor  nachzukommen. 

Hiernach  ersuchen  wir  das  Hohe  Herrenhaus  eben  so  ehrer- 
bietig wie  dringend,  dem  raehrgenaunten  Gesetzentwurfe  im  Interesse 
des  Staates  wie  der  Kirche  die  verfassungsmässige  Zustimmung  hock- 
geneigtest  zu  versagen. 

Ffdda,  5.  April  1875. 

Das  Domcapitel  von  Fulda: 

Dr.  Malkmus^  Hahne,  Kalh^  Dr.  Beiineriing. 

Domcapitular.      Domcapitular.        Domcapitnlar.       Domcapitolar. 
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XXI. 
Königlich  preussische  Verordnung  vom  22.  September  187S, 

über  die  Ausübung  der  Aufsiehtsrechte  des  Staates  bei  der  Ver- 
mögensverwaltung in  den  häholischen  Kirchengemeinden. 

Wir  Wühehn^  von  Gtottes  Gnaden  König  von  Prenssen  etc. 
verordnen  in  Gemässheit  des  §.  55.  des  Gesetzes  üBer  die  Vermögens- 
verwaltung in  den  katholischen  Kirchengemeinden  vom  20.  Juni 
1875,  auf  den  Antrag  Unseres  Staatsministeriums,  für  den  umfang 
der  Monarchie,  was  iolgt: 

Art.  1.  Die  in  den  §§.  48 ,  50  bis  52 ,  53  und  54.  d«9  Ge- 
setzes vom  20.  Juni  1875  angegebenen  Aufsiditsrechte  des  Staates 
werden  ausgeübt: 

1)  von  dem  Minister  der  geistlichen  Angelegenheiten: 

bei  dem  Erwerb ,  der  Yeräusserung  oder,  der  dinglichen  Be- 
lastung von  Grundeigenthum  (§.  50.  Nr.  1.),  wenn  der  Werth 
des  zu  erwerbenden  oder  zu  ver&ussemden  Gegenstandes  oder 
wenn  der  Betrag  der  Belastung  die  Summe  von  zehntausend 
Mark  übersteigt, 

bei  der  Yeräusserung  von  Gegenständen,  welche  einen  geschicht- 
lichen, wissenschaftlichen  oder  Eunstwerth  haben  (§.  50.  Nr.  2.) 

bei  dem  Bau  neuer,  fax  den  Gottesdienst  bestimmter  Gebäude 
(§.  50.  Nr.  4.), 

bei  der  Anlegung  von  Begräbnissplätzen  (§.  50.  Nr.  5.); 

2)  von  dem  Oberpr&identen : 

in  den  Fällen  des  §.  50.  Nr.  7 ; 

3)  von  dem  Regierungspräsidenten  (Landdrosten) : 

in  den  übrigen  Fällen  des  §.  50.,  sowie  in  den  Fällen  des  §. 

48.  und  der  §§.  51.  bis  54. 
Art  2.  Dem  Kirchen  vorstände  steht  die  Berufung  zu,  und  zwar; 
gegen  Verfügungen  des  Oberpräsidenteii  —  Art.  1.  Nr.  2.  — 

an  den  Minister  des  Innern  und  den  Minister  der  geistlichen 

Angelegenheiten, 
gegen   VerfQgungen  des  Eegierungspräsidenten  (Landdrosten) 

—  Art.  1.  Nr.  3.  —  an  den  Oberpräsidenten ,  welcher  end- 

giltig  entscheidet, 
urkundlich   unter  unserer    Höchsteigenhändigen    Unterschrift 
und  beigedrucktem  königlichen  Insiegel. 

Gegeben  Berlin,  den  27.  September  1875. 

(L.  S.)  Wühelm. 

Fürst  V.  Bismarci.    Camphausen,    Or.  ssu  Eulenburg.    Leanhardt. 

Falk,    V.  Kameke.    Achevibach,   Friedenthal. 
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lieber  die  Wfthl  der  Kircbeiivoniteiier  und.  der  Gemeindever- 
treter nacli  dem  preussischen  Gesetze  vom  20.  Juni  1875. 

An  die  Herrn  iPfarrer,  PfarrvenoßUer  und  Bectoren  im  preussischen 

Theile  der  Diöeese. 

Unter  Einweisung  anf  die  dem  Gesetze  über  die  Vermögem- 
Verwaltung  in  den  katholischen  Kirchengemeinden  vom  20.  Juni  ct. 
beigefügte  Wahlordnung,  insbesondere  auf  die  hierunter  wörUicli 
abgedruckten  Artikel  4.  und  14.  veranlassen  wir  Ew.  Hochwurden, 
fBnf  dem  Laienstande  angehörende  Mitglieder  der  dortigen  Pfan- 
gemeinde ,  welche  geeignet  sind ,  den  Wahlvorstand  für  die  er^ 
Wahl  der  Eirchenvorsteher  und  Gemeindevertreter  zu  bilden ,  ans 
in  Iftngstens  acht  Tagen  vorzuschlagen. 

Bs  bleibt  Ihrer  Beurtheilung  anheimgestellt,  ob  und  in  wiefern 
nach  den  Ortlichen  und  persönlichen  Verhältnissen  bei  jenen  Vor- 
schlägen auf  Mitglieder  des  vorhandenen  Eirchenvorstandes  und  ka- 
tholische Vertreter  der  bürgerlichen  Gemeinde  — -  Bürgermeisttf. 
Amtmänner,  Ortsvorsteher  —  Rücksicht  zu  nehmen  sein  möchu. 
Familienname,  Vorname  und  Stand  (Gewerbe)  der  vorzuscblageodeo 
Personen  ^ind  in  deutlicher  Schrift  anzugeben ,  und  es  ist  anter 
ihnen  Derjenige  namhaft  zu  machen,  der  nach  Ihrer  Ansicht  zuid 
Vorsitzenden  des  Wahlvorstandes  sich  am  besten  eignet. 

Für  gänzlich  verwaisete  Gemeinden  ohne  Priester  hat  der 
nächstwohnende  Pfarrer  die  vorhin  bezeichneten  Vorschläge  zu  ma- 
chen, für  EapelIen*Gemeinden  dagegen,  die  eignes  Eirchenvenndgen 
besitzen  oder  denen  besondere  Leistungen  far  ihre  kirchlichen  Be- 
dürfnisse obliegen,  derjenige  Pfarrer,  zu  dessen  Parochie  diese  Ea- 
pellengemeinden  gehören.  Es  soll  nämlich  nach  §.  2.  des  in  Bed« 
stehenden  Gesetzes  für  solche  EapeUengemeinden  ein  Eirchenfor- 
stand  und  eine  Gemeindevertretung  in  gleicher  Weise  wie  für  ei- 
gentliche Pfarrgemeinden  gebildet  werden. 

Münster,  den  31.  Juli  1875. 

Bischöfliches  Oeneral-Vicariat 

Instruction  für  die  Wahl  der  Eirchenvorsteher  und  Gemeinck' 

Vertreter, 
Ffir  die  Abfassung  des  bei  der  demnächstigen  Wahl  der  Kir- 
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eben  vorstände  und  Gemeindevertretungen  gemäss  Art.  10.  der  Wahl- 
ordnung aufzunehmenden  ProtocoUs  ist,  damit  überall  gleichmässig 
verfahren  werde,  das  nachstehende  Formular,  welches  im  Wesent- 
lichen an  das  für  die  Beichstagswahlen  vorgeschriebene  sich  anlehnt, 
allgemein  zur  Anwendung  zu  bringen. 

Formular  zum  ProtocoU. 
Verhandelt  den      ten  1875. 

Zur  Wahl  des  Kirchenvorstandes  ffir  die  katholische  Pfarrge- 

meinde  zu —  in  Gemässheit  des  Gesetzes  vom  20. 

Juni  er.  —  war  durch  öffentliche  Bekanntmachung  vom  .... 
auf  heute  Termin  anberaumt.  Als  Mitglieder  des  Wahlvorstandes 
waren  anwesend: 

1 Vorsitzender. 

2.     .    . Beisitzer. 

3 desgl. 

4 desgl. 

5 desgl. 

Nachdem  der  Vorsitzende  aus  der  Zahl  der  Beisitzer  den    .    . 

zum  Protocolliührer  ernannt  hatte ,  eröff'nete  derselbe 

um  .  .  Uhr  .  .  .  mittags  die  Wahlverhandlung ,  indem  er 
constatirte,  dass  die  Wählerliste  zwei  Wochen  öffentlich  ausgelegen 
habe  und  die  Einladung  zur  Wahl  in  vorschriftsmässiger  Weise  er- 
folgt sei.  Die  erschienenen  Wahlberechtigten  wurden  sodann  auf 
die  Bestimmungen  in  den  §§.  25—34  des  Gesetzes,  sowie  auf  Art. 
5—10.  der  Wahlordnung  hingewiesen  und  ferner  aufmerksam  ge- ' 
macht,  dass  die  Zahl  der  Kirchenvorsteher,  deren  Wahl  jetzt  vor- 
genommen werden  sollte,  ....  betrage  und  die  Abgabe  der 
Stimmen  bis  .  .  Uhr  .  .  .  mittags  zu  geschehen  habe.  Auf 
dem  Tische«  an  welchem  der  Wahlvorstand  Platz  genommen 
hatte ,  wurde  ein  verdecktes  Gefäss  zum  Hineinlegen  der  Stimm- 
zettel (Wahlurne)  aufgestellt,  nachdem  sich  der  Wahlvorstand  über- 
zeugt hatte,  dass  dasselbe  leer  sei. 

Von  den  erschienenen  Wählern  trat  jeder  einzeln  an  den  Tisch, 
an  welchem  der  Wahlvorstand  sass ,  nannte  seinen  Namen ,  sowie 
seine  Wohnung  und  übergab,  sobald  sein  Name  von  dem  ProtocoU- 
führer  in  der  Wählerliste  aufgefunden  war,  seinen  zusammengefal- 
teten Stimmzettel  dem  Wahlvorsteher,  welcher  denselben  uneröffnet 
in  das  auf  dem  Tische  stehende  Gefäss  legte. 

Der  ProtocoUführer  vermerkte  die  erfolgte  Stimmabgabe  jedes 
Wählers,  indem  er  neben  dem  Namen  desselben  in  der  dazu  be- 
stimmten Rubrik  der  Wählerliste  ein  Kreuz  machte. 
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Um  .  .  ühr  .  .  .  mittags,  als  der  in  der  Einladung  zur 
Wahl  angegebenen  Stunde  erklärte  der  Wahlvorsteher  die  Abstim- 
mung für  geschlossen. 

Die  Stimmzettel  wurden  aus  der  Wahlurne  genommen  und  nn- 
eröffnet  gezählt. 

Die  Anzahl  derselben  betrug 

Dieselbe  stimmte  mit  der  Zahl  derjenigen  Wähler,  neben  deren 
Namen  in  der  Wählerliste  der  Abstimmungsvermerk  gemacht  war, 
überein. 


*  Dieselbe  war  um ^^'  ^'s  die  Zahl  deijeni 


uen 


Wähler,  neben  deren  Namen  in  der  Wählerliste  der  Abstimmungs- 
vermerk gemacht  war.  Zur  Aufklärung  dieser  Differenz  ,  welche 
sich  auch  bei  wiederholter  Zählung  herausstellte,  dient  Folgendes: 


Hierauf  erfolgte  die  Eröffnung  der  Stimmzettel ,  indem  einer 
der  Beisitzer  jeden  Stimmzettel  einzeln  entfaltete  und  ihm  dem  Wahl- 
vorsteher übergab,  welcher  denselben  nach  lauter  Vorlesung  an  eineü 
anderen  Beisitzer  weiter  reichte,  der  die  Stimmzettel  bis  zum  Ende 
der  Wahlhandlung  aufhob. 

Der  Protocollfahrer  nahm  den  Namen  jedes  Candidaten ,  wel- 
cher Stimmen  erhielt,  in  das  Protocoll  auf ,  vermerkte  neben  dem- 
selben jede  dem  Candidaten  zufallende  Stimme  und   zählte  dieselW 

laut.    In  gleicher  Weise  führte  der  Beisitzer eine 

Gegenliste ,  welche  ebenso  wie  die  Wählerliste  beim  Schlüsse  der 
Verhandlung  von  dem  Wahlvorstande  unterschrieben  und  dem  Pro- 
tocolle  beigefügt  wurde. 

Durch  Beschluss  des  Wahlvorstandes  werden  für  ungiltig  erklärt: 

1.  weil  die  Namen  nicht  leserlich  geschrieben  waren ,  die 
Stimmzettel  Nr 

2.  weil  die  gewählten  Personen  nicht  hinreichend  bezeichnet 
waren,  die  Stimmzettel  Nr 

3 die  Stimmzettel  Nr 

Die  ungiltig  erklärten  Stimmzettel  wurden  mit  den  vorhin  an- 
gegebenen fortlaufenden  Nummern  versehen,  dem  ProtocoUe  beigefügt. 

Die  Qesammtzahl  der  Stimmen  betrug    ...... 

Für  ungiltig  erklärte  Stimmzettel  waren  vorhanden  .... 

Die  Zahl  der  giltigen  Stimmen  beträgt  also  ....  and 
die  Majorität    ....    Stimmen. 
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Es  haben  erhalten: 

1.  Herr 1,  2,  3,  4, 

2.  Herr 

3.  Herr 

4.  Herr 

5.  Herr 

im  Ganzen  wie  oben    ....    Stimmen. 

Demnach  sind  die  unter  l.bis genannten  Herrn 

mit  Majorität  zu  Eiichenvorstehern  gewählt.  Nachdem  dieses  Re- 
sultat ermittelt  und  vqa  dem  Wahlvorsteher  verkündet  worden  war, 
versiegelte  derselbe  alle  abgegebenen  Stimmzettel,  welche  nicht  dem 
ProtocoUe  beigefügt  sind,  und  nahm  dieselben  in  Verwahrung. 

Zu  keiner  Zeit  der  Wahlhandlung  waren  weniger  als  3  Mit- 
glieder des  Wahlvorstandes  gegenwärtig,  oder  der  Wahlvorsteher 
und  der  ProtocoUführer  gleichzeitig  abwesend. 

Gegenwärtige  Verhandlung  ist  vorgelesen,  von  dem  Wahlvor- 
steher und  den  Beisitzern  überall  genehmigt  und  wie  folgt  vollzogen. 

V.        w.        e. 
Der  Wahlvorsteher.  Die  Beisitzer.  . 

Wir  begleiten  das  vorstehende  Formular  mit  folgenden  Be- 
merkungen : 

1.  Die  mit  Querstrich  bezeichneten  Stellen  fallen  fort,  wo  die 
bezüglichen  umstände  bei  der  Wahl  nicht  vorkommen. 

2.  Wird  eine  engere  Wahl  nothwendig ,  so  ist  das  ProtocoU 
nach  Massgabe  von  Art.  7.  der  Wahlordnung  zu  ergänzen. 

3.  Für  die  Wahl  der  Gemeindevertreter  ist  ein  besonderes  Pro- 
tocoU gleichfalls  nach  dem  vorstehenden  Formular  anzufertigen. 

4.  In  der  Einladung  zur  Wahl  durch  Aushang  an  den  Kirchen- 
thüren  und  sonst  noch  von  dem  Wahlvorstande  geeignet  erachteter 
Weise  ist^mcht  blos  die  Zahl  der  zu  wählenden  Kirchenvorsteher 
und  Qemeindevertreter  und  der  Tag  der  Wahl,  sondern  auch  das 
Loca],  die  Zeit  des  Anfanges  und  die  Zeit,  bis  wohin  die  Abgabe 
von  Siimtnen  eülässig  ist,  genau  anzugeben.  Die  Zeitdauer  der  Wahl 
ist  nach  den  örtlichen  Verhältnissen  zu  bemessen  und  danach  auch 
zu  bestimmen,  ob  die  Wahl  der  Kirchenvorsteher  und  Gemeindever- 
treter an  demselben  Tage  oder  an  zwei  verschiedenen  Tagen  statt- 
finden soll. 

5.  Thunlichst  bald  nach  Beendigung  des  Wahlgeschäftes  sind  die 
Namen  der  Gewählten  durch  Aushang  an  den  Kirchenthüren  oder 
nach  dem  Ermessen  des  Wahlvorstandes  ausserdem  noch  in  anderer 
geeigueter  Weise  bekannt  zu  machen. 

6.  Sämmtliche  Wahlverhandlungen  sind  im  Kirchenarchive  zu 
hinterlegen. 

Die  Herren  Pfarrer  veranlassen  wir ,  gegenwärtige  Instruction 
dem  Vorsitzenden  des  Wahlvorstandes  unverzüglich  mitzutheilen. 
Münster,  den  29.  September  1875. 

Der  Bischof  von  Münster. 

In  Vertretung: 
Dr.  CHese^  General- Vicar. 
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XXill. 

Ein  Urtheil  des  Obergerichts  des  Kantons  Luzem  Ober  die 
Baupflicht  der  Sakristei  der  Luzem'schen  Pfarricirche  RuswO 

vom  8.  October  1874, 

mitgetheilt  von  Dr.  Attenhofer,  Oberrichter. 

Das  Bargerspital  in  Luzem  ist  Zehnt-  and'  Patronatsherr  bei 
den  im  Kanton  Luzem  gelegenen  Pfarrkirche  Ruswil ,  WohlhuseiL 
Willisau  und  Hergiswil.  Nach  Herkommen  haltet  im  Kanton  Luaai 
auf  den  Zehntherren  die  PiSicht ,  entweder  den  ganzen  Chor ,  oder 
einen  Theil  des  Chores ,  wie  die  Chorbedachung ,  zu  bauen  und  zu 
unterhalten. 

In  Betreff  der  Pfarrkirche  von  Ruswil  ist  vom  Bürgerspitai 
die  Pflicht  zur  Unterhaltung  des  gsgizen  Chors  anerkannt.  Im  Jahre 
1862  sollte  nun  in  der  Sakristei  der  fragl.  Kirche  ein  neuer  Holz- 
boden erstellt  werden. 

Von  der  Kirchengemeinde  Buswil  wurde  das  Bürgerspital  in 
Luzern  aufgefor(iert,  diesen  Pussboden  wiederherzustellen.  Letzteresgab 
aber  dieser  Aufforderang  keine  Folge,  weil  er  jede  Baupflicht  tvi^ei 
dem  Chor^  und  namentlich  eine  solche  in  der  Sakristei  bestritt  b 
Folge  dessen  wurde  von  der  Kirchgemeinde  Buswil  als  KlägeriB 
gegen  das  beklagte  Bürgerspital  Luzem  der  Processweg  betreteo. 
Der  Rechtsschluss  der  Klägerin  ging  dahin :  »Der  Beklagte  sei  ge 
halten  ausser  der  Bau-  und  ünterhaltungspflicht  des  Ch<Mrs  auch 
diejenige  der  Sakristei  als  Bestandtheil  des  Chors  der  Kirche  in 
Buswil  anzuerkennen  und  die  von  der  Klägerin  berichtigten  Bepaii- 
turkosten  von  Frs.  146.  60  Cts.  zu  bezahlen. 

Erst-  und  letztinstanzlich,  beziehungsweise  vom  Bezirksgericbt 
Luzem  und  dem  Luzemer  Obergerichte  wurde  Klägerin  mit  ihrm 
Begehren  abgewiesen. 

Das  betreffende  obergerichtliche  Urtheil  lautet  dahin: 

1.  Im  vorliegenden  Processe  handelt  es  sich  wesentlich  um  fc 
Frage,  ob  das  Bürgerspital  von  Luzem  als  Zehntherr  und  Collator 
der  Pfarrkirche  zu  Ruswil  ausser  der  anerkannten  Bau-  und  Unter- 
haltungspflicht des  Chores  auch  diejenige  der  Sakristei  anzuerken- 
nen habe  oder  aber  nicht. 

Die  Klägerin  bejaht  diese  Frage  und  stützt  sich  hiebei  di* 
mentlich  auf  folgende  Gründe : 
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A.  Die  Sakristei  gehöre  nach  den  Regeln  der  Eirchenbautech- 
nik  zum  Chor,  und  da  das  Spital  Chorbaupflichtig  sei,  so  müsse  er 
folgerichtig  auch  die  Sakristei  —  als  Bestandtheil  des  Chores  — 
bauen  und  unterhalten. 

B.  Ergebe  sich  die  Baupflicht  des  Spitals  aus  den  producirten 
Urkunden  (Rathserkenntniss  von  1652  und  dem  Verhandlungsproto- 
coli  der  Regierung  von  Luzern  von  1782)  and  dem  geführten  Zeugen- 
beweis, wodurch  erstellt  sei ,  dass  der  Beklagte  bis  anhin  auch  an 
dem  Bau  und  Unterhalt  der  Sakristei  beigetragen  habe,  somit  ein 
Herkommen  begründet  sei. 

G.  Beruft  sich  Klägerin  auf  gleichartige  Verhältnisse  bei  an- 
deren Pfarrkirchen ,  z.  B.  denjenigen  von  Hildisrinden ,  Bünzen  und 
ViUmergen,  wo  der  Zehntherr  die  Sakristei  ebenfalls  bauen  und  un- 
terhalten  müsse.    Endlich 

D.  spreche  für  die  klägerische  Ansicht  auch  die  allgemeine 
kirchenrechtliche  Doctrin,  sowie  eine  Reihe  particulärer  rechtshisto- 
rischer Momente. 

2.  Bei  Prüfung  der  angeßhrten  Elagegründe  ergibt  sich  nun 
Folgendes : 

ad  A.  Es  ist  allerdings  richtig,  übrigens  von  dem  Beklagten 
selbst  zugegeben,  dass  die  Bau-  und  Unterhaltungspflicht  des  Chores 
bei  der  Pfarrkirche  in  Ruswil  auf  dem  Beklagten  lastet;  dagegen 
ist  nicht  richtig,  dass  die  Sakristei ,  wie  Klägerin  annimmt ,  einen 
integrirenden  Bestandtheil  des  Chores  bildet;  denn: 

a.  Durch  den  Augenschein  hat  sich  ergeben,  dass  die  Sakristei 
in  einem  Anbau  an  die  Kirche  sich  befindet,  welcher  durchaus  den 
Charakter  eines  separaten  Baues  hat ,  mit  eigener  Bedachung ,  un- 
abhängig von  der  Bedachung  des  Chores. 

b.  Laut  dem  Expertengutachten  bildet  die  Sakristei  nach  der 
Kirchenbautechnik  im  Allgemeinen  einen  eigenen  Bestandtheil,  nicht 
sowohl  nur  dem  Chor,  als  vielmehr  der  ganzen  -Kirche  angehörend ; 
was  auch  bei  der  Pfarrkirche  zu  Ruswil  zutrifft.  (Vgl.  Antwort  der 
Experten  auf  die  klägerischen  Fragen  1  bis  and  mit  3.) 

Wenn  nun  aber  auch  die  Sakristei  nicht  einen  integrirenden 
Bestandtheil  des  Chores  bildet,  so  ist  damit  die  Pertinenzqualität 
derselben  zum  Chore  in  abstracto  noch  nicht  ausgeschlossen,  indem 
Pertinenzen  und  Bestandtheile  einer  Sache  nicht  identische  Begriffe 
sind.  Pertinenzen  und  Bestandtheile  haben  zwar  das  gemeinsam, 
dass  sie  beide  in  der  Regel  dem  juridischem  Schicksal  der  Haupt- 
sache folgen,  sie  unterscheiden  sich  aber  wieder  wesentlich  darin, 
dass  der  Bestandtheil  ein  integrirender  Theil  der  Hauptsache,  also 
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keine  eigene  Selbstständigkeit  besitzt,  während  die  Pertinenz  ihrer 
Zweckbestimmung  nach  eine  relativ  selbstständige  Existenz  hat.  Diese 
Fertinenzqualität  zu  prüfen,  ist  im  concreten  Falle  Sache  des  Richters. 

Aus  dieser  Prüfung  resultirt: 

Nach  der  Natur  der  Sache  hat  die  Sabistei  den  Zweck  und 
dient  dazu,  die  heiligen  Gefässe,  Ornamente  und  IGrchengewänder, 
überhaupt  solche  Gegenstände ,  welche  zu  gottesdienstlichon  Hand- 
lungen verwendet  werden,  aufzubewahren.  Diese  Gegenstande  die- 
nen aber  nicht  allein  dem  Chore,  sondern  ebenso  dem  Kirchenschiffe; 
in  Folge  dessen  gehört  die  Sakristei  auch  ihrer  Zweckbestimmung 
nach  nicht  ausschliesslich  zum  Chore ,  sondern  vielmehr  zur  ganzen 
Kirche. 

Diese  Auffassung ,  dass  die  Sakristei  nicht  eine  Pertinenz  des 
Chores  bildet ,  geht  auch ,  wenn  nicht  direct ,  so  doch  indirect  aas 
der  bisherigen  luzernerischen  Praxis  hervor ,  und  zwar  speciell  aus 
dem  von  der  Klägerin  angerufenen  compromissarischen  Spruche  des 
täglichen  Raths  der  Stadt  und  Republik  Luzern  zwischen  der  Kirch- 
gemeinde Hildisrinden  und  dem  Collegiatstift  von  St.  Leodegar  da- 
hier,  vom  27.  Heumonat  1827.  Indem  betreffenden  Dispositiv  heisst 
es  wörtlich :  »dem  lobwürd.  Collegiatstift  von  St.  Leodegar  auf  dem 
»Hof  zu  Luzern  liege  die  Pflicht  der  Erbauung  und  des  Unterhaltes 
»sowohl  des  Pfarrhauses ,  als  des  Chors  an  der  Kirche  zu  Hildis- 
»rinden  mit  seinen  Zubehörden,  sowie  des  Hochaltars  und  der  Sakristei 
»ob.«  Wenn  hier  das  Collegiatstift  von  St  Leodegar  auch  znm 
Bau-  und  Unterhalt  der  Sakristei  verhalten  wurde,  so  geschah  dies 
offenbar  nicht  aus  dem  Grunde,  weil  die  Sakristei  eine  Pertinenz 
eines  Chores  sei,  zumal  im  angeführten  Dispositiv  die  Sakristei  selbst- 
ständig dem  Chor  und  seinen  Zubehörden  gegenüber  aufgezählt  wird. 
(Vgl.  kl.  Beleg  2.) 

ad  B.  a)  Nachdem  die  Sakristei  aus  den  angeführten  Grün- 
den weder  als  integrirender  Bestandtheil  noch  als  ausschliessliche 
Pertinenz  des  Chores  sich  darstellt  und  folgerichtig  die  klägerischen 
Begehren  in  dieser  Beziehung  nicht  begründet  erscheinen ,  fragt  es 
sich  weiter,  ob  das  Klagefundament  durch  die  angerufenen  Urkun- 
den bewiesen  sei. 

aa)  Die  Haupturkunde  ,  auf  welche  Klägerin  sich  beruft ,  ist 
die  regierungsräthliche  Bestätigung  einer  anlässlich  des  Kirchenbaues 
zwischen  den  Spitalherrn  und  den  Ausgeschossenen  der  Pfarreiange- 
hörigen von  Ruswil  getroffenen  Uebereinkunft ,  d.  d.  4./31.  Jänner 
1782.  Gemäss  diesem  Uebereinkommen  verpflichtete  sich  die  Kirch- 
gemeinde Ruswil  gegen  Empfang  von   2400  fl.  das  ganze  Chor  m 
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allen  seinen  Theüen  zu  erstellen,  einzig  und  allein  den  Altar,  die 
Gemälde  und  Chorstühle  ausgenommen;  dabei  ist  aber  die  Sakristei 
nirgends  speciell  erwähnt. 

Den  Ausdruck  :^in  ailen  seiften  Theilen<  will  nun  Klägerin  da- 
hin interpretiren ,  dass  darunter  auch  die  Sakristei  inbegriffen  sei ; 
allein  der  Beklagte  bestreitet  eine  solche  Auslegung  und  letztere 
muss  auch  nach  dem  Gutachten  der  Sachverständigen,  welche  die 
Sakristei  nicht  als  Bestandtheil  des  Chores  erklären,  als  haltlos  da- 
hinf  allen. 

bb)  Ebensowenig  beweist  die  angerufene  Erkenntniss  des  tägl. 
Kaths  der  Stadt  Luzern  vom  9.  März  1652  etwas  zu  Gunsten  des 
klägerischen  Begehrens.  Dieselbe  lautet  nur  dahin,  dass  diePflich- 
tigkeit  zum  CAorbau  auf  dem  Spital  zu  Luzern  laste;  dagegen  die 
übrigen  Eirchenbauteu  auf  dem  Eirchmeyer  ,  resp.  Kirchgemeinde. 
Auch  in  dieser  Urkunde  wird  die  Sakristei  mit  keiner  Silbe  erwähnt. 

Die  angeführten  Urkunden  vermögen  also  den  Beweis  für  die 
klägerische  Behauptung  und  Foiderung  ebenfalls  nicht  zu  erstellen 
und  es  entsteht  nun  die  weitere  Frage ,  ob  Klägerin  diesen  Beweis 
durch  das  Herkommen  erbracht  habe. 

b.  In  dieser  Beziehung  ist  allerdings  richtig,  dass,  wie  aus  dem 
Zeugenbeweis  hervorgeht,  das  Sakristeidach  einige  Mal  auf  Anord- 
nung des  Kirchenschaffners  von  Buswil  für  den  Beklagten  gedeckt 
worden  ist,  sowie  dass  dieser  die  betreffenden  Arbeiter  bestellt  und 
bezahlt  hat. 

Zur  Begründung  des  Herkommens  nun  gehört  nach  allgemei- 
nen Bechtsgrundsätzen  (vgl.  Blunlschli,  deutsches  Privatrecht,  III. 
Auflage  S.  11  und  12)  ein  reales  und  ein  ideales  Moment.  Das 
reale  Moment  besteht  in  der  Uebung.  Diese  Uebung  muss  siöh  bei 
der  kirchlichen  Baulast  nach  gemeinrechtlichen  Grundsätzen  nicht 
auf  eine  bestimmte  Zahl  von  gleichartigen  Fällen  erstrecken,  sondern 
nur  auf  eine  MekrzaU^  und  zwar  genügt  ein  zehnjähriges  Herkom- 
men. (Vgl.  Seufferl's  Archiv  Bd.  III.  Nr.  291  und  292.)  Im  gege- 
benen Falle  treffen  diese  beiden  Voraussetzungen  zu ,  indem  nach 
den  Ergebnissen  des  Zeugenbeweises  der  Spitalschaffner  das  Sakristei- 
dach mehrere  Mal  decken  liess  und  diese  Mehrzahl  von  Fällen  einen 
Zeitraum  von  wenigstens  zehn  Jahren  umfassen. 

Das  zweite  oder  ideale  Moment  des  Herkommens  besteht  in 
dem  Bewusstsein  des  Uebenden,  eine  Kechtspflicht  zu  erfüllen.  Die- 
ses Bewusstsein  war  in  concreto  bei  dem  Schaffner  des  Beklagten 
nicht  vorhanden;  denn  aus  dem  Zeugenbeweise  ist  nicht  zu  ent- 
nehmen, als  hätte  der  Beklagte  von  den  fraglichen  Arbeiten  Kennt- 
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niss  gehabt ,  oder,  sei  es  directe  oder  indirecte,  irgend  welchen  Auf- 
trag in  dieser  Richtung  ertheilt.  Da  über  der  Spitalschaffner  nicht 
als  Vertreter  der  juridischen  Persönlichkeit  des  Spitals  in  Beziehung 
auf  deren  rechtliche  Verhältnisse  zur  Pfarrkirche  in  Ruswil '  ange- 
sehen werden  kann^  sondern  blos  als  ^^^^^oi^trator  der  dem  Spital 
zustehenden  Gefälle  erscheint,  so  können  auch  dessen  Anordnungen 
betreffend  Deckung  des  Sakristeidaches,  weil  ohne  speciellc  Ermäch- 
tigung und  Auftrag  des  Beklagten  getroffen ,  den  Letztern  nicht 
verpflichten.  Aber  auch  in  dem  Falle,  wenn  der  Schaffner  die  be- 
rührten Vertretungsbefugnisse  gehabt  hätte ,  so  könnte  vorliegend 
der  Beklagte  gleichwohl  in  Bezug  auf  den  Bau  und  Unterhalt  der 
Sakristei  nicht  obligirt  werden ,  weil  die  betreffenden  Anordnungen 
für  Deckung  des  Sakristeidaches  vom  Schaffner,  wie  er  selbst  be- 
zeugt, in  der  Beglaubigung  getroffen  worden  sind,  die  Sakristei  ge- 
höre zum  Chore,  welche  Annahme  eben  unrichtig  ist.  (Vgl.  ad  A.) 
Denn  in  Betreff  der  Frage,  ob  das  Vorhandensein  von  Irrthum  das 
Herkommen  ausschliesse ,  ist  im  Gegensatz  zur  altern  Theorie  und 
Praxis  (vgl.  Seufferfs  Archiv  Bd.  I.  Nr.  309) ,  gemäss  welcher  ein 
auf  Irrthum  beruhendes  Herkommen  zwar  gültig  sei ,  allein  nicht 
analog  ausgedehi^t  werden  darf,  nach  der  neuern  herrschenden  Theorie 
(vgl.  Windscheid,  Pand.  JII.  Aufl.  Bd.  I.  pag.  43  und  KeUer^  Pand. 
III.  Aufl.  Bd.  I.  pag.  10.)  der  Irrthum  ein  Hindemiss  for  die  Bil- 
dung eines  Herkommens.  Da  nun  einerseits  zur  Begründung  des 
Herkommens  das  zweite  Requisit  das  ideelle  Moment,  fehlt,  und  an- 
andererseits,  wenn  auch  die  beiden  Erfordernisse,  reales  und  ideales 
Moment,  zuträfen,  der  vorhandene  Irrthum  die  Bildung  einer  Obser- 
vanz unmöglich  macht,  muss  auch  die  Argumentation  der  Klägerin 
mit  der  Observanz  ausser  Berücksichtigung  fallen. 

ad  C.  Klägerin  stützt  sich  zur  Begründung  ihres  Klagebc^eh- 
rens  weiter  auch  auf  gleichartige  Verhältnisse  bei  anderen  Pfarrkir- 
chen, wie  zu  Villmergen,  Bünzen  und  Hildisrinden  ,  wo  überall  der 
Zehnt-  und  Patronatsherr  auch  die  Bau-  und  ünterhaltungspflicbt 
der  Sakristei  habe.  In  dieser  Beziehung  ergibt  sich  im  Wesent- 
lichen Folgendes: 

Es  ist  allerdings  richtig,  dass  bei  den  benannten  Pfarrkirchen 
der  Zehnt-  und  Patronatsherr  nicht  nur  den  Chor,  sondern  auch  die 
Sakristei  bauen  und  unterhalten  muss.  Allein  die  rechtlichen  Be- 
ziehungen des  Zehntherrn  und  CoUators  zu  den  erwähnten  Pfarrkir- 
chen sind  ganz  anders  gestaltet,  als  diejenigen  des  Beklagten  zur 
Pfarrkirche  in  Ruswil ;  denn  einmal  waren  bei  den  Pfarrkirchen  zu 
Bünzen,  Villmergen  und  Hildisrinden   dfe' Zehnt-  und   Patronatsbe- 
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rechtigten  ganz  andere  Subjecte  als  in  unserm  Falle,  Indem  bei 
Bünden  und  Villmergen  das  Kloster  Muri  und  bei  Hildisrinden  das 
Collegiatstift  zu  8t.  Leodegar  im  Hof,  also  Klöster  und  sogenannte 
geistliche  Stifte,  bei  der  Pfarrkirche  zu  Knswil  aber  eine  pia  causa, 
welche  keinen  kirchlichen  Charakter  hat,  die  berechtigten  Subjecte 
sind.  Sodaim  waren  die  Pfarrkirchen  zu  Bünzen  und  Villmergon 
dem  Kloster  Muri  incorporirt,  d.  h.  diese  Pfarrkirchen  waren  sowohl 
hinsichtlich  des  Amtes  als  der  damit  verbundenen  Erträgnisse  dem 
Kloster  Muri  einverleibt.'  In  Folge  dieser  Incorporatioh  war  das 
Kloster*  Muri  in  Betreff  des  Amtes  sog.  parochus  principalis,  der 
fungirende  Pfarrer  blos  der  Vicar  oder  expositus,  in  Betreff*  der  Ein- 
künfte, so  flössen  dieselben  sämmtlich  dem  Kloster  zu.  Bei  solchen 
incorporirten  Pfarreien  hat  der  parochus  principalis  beziehungsweise 
das  betreffende  Kloster  oder  geistliche  Stift  nicht  allein  die  Baupflicht 
des  Chores,  sondern  nach  allgemeinen  kirchenrechtlichen  Grundsätzen 
(vgl.  Permanedcr,  kirchliche  Baulast,  p.  64)  sogar  der  ganzen  ein- 
verleibten Kirche.  Dieser  gemeinrechtliche  Grundsatz  wurde  zwar 
bei  den  Pfarrkirclieu  in  Bünzen  und  Villmergen  nicht  in  seinem 
ganzen  Umfange  in  Anwendung  gebracht,  allein  immerhin  hat  der 
Zehntberechtigte  bei  diesen  Kirchen  eine  über  die  Baupflicht  des 
Chores  hinausgehende  Yerpflichtung  zu  erfüllen. 

Die  Kirche  zu  Kuswil  ist  dagegen  dem  Spital  nicht  iucorpo- 
virt.  Denn  erstens  ist  der  Beklagte  kein  geistliches  Stift;  von  einer 
Incorporatiou  kann  nun  aber  nur  bei  geistlichen  Stiften  oder  Klöstern 
die  Rede  sein  (vgl.  diesfalls  sämmtlicbe  Kirchenrechtscompendien) ; 
zweitens  ist  der  Pfarrer  von  Ruswil  auch  nicht  blosser  vicarius  vel 
expositus;  endlich  flfesscn  nicht  sämmtliclie  Einkünfte  der  Pfarrei 
an  das  Spital,  sondern  nur  eine  gewisse  Quote.  (Vgl.  Segesser,  Rechts- 
j^'eschichte,  Bd.  II.  pag.  808.). 

Wenn  Klägerin  sich  auf  gleichartige  Verhältnisse  hat  berufen 
wollen,  so  hätte  sie  dies  mit  Bezug  auf  die  Pfarrkirchen  zu  Willi- 
sau, Hergiswil  und  Wohlbusen,  überhaupt  auf  die  sogenannten  Spi- 
talpfründen thun. sollen.  Nun  aber  ergibt  es  sich,  wenigstens  was 
die  Pfarrkirche-  zu  Willisau  betrifft ,  ans  einer  von  dem  Beklagten 
producirten  (üopie  eines  über  die  daselbst  neu  zu  erbauende  Pfarr- 
kirche abgeschlossenen  Bauaccordcs  vom  Jahre  1804  (Bl.  2) ,  dass 
nicht  das  Spital,  sondern  die  Pfarrgemeinde  Willisau  den  Bau  der 
Sakristei  veraccordirte ,  was  wiederum  gegen  die  klägerische  Auf- 
fassung sprechen  würde.  Die  von  der  Klägerin  angerufenen  gleich- 
artigen Verhältnisse  beweisen  daher  nichts  zu  Gunsten  der  Behaup- 
tung derselben. 
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ad  P.  Endlich  beruft  sieb  Elfigerin  zur  Unterstützung  ihm 
Ansicht  noch  auf  die  allgemein  geltenden  kirchenreehtlicheii  Doctri- 
neu,  jedoch  mit  Uugrund.  Die  klägeriscbe  Belianplung,  dass  der 
Zehntherr  und  Collator  in  der  Regel  die  ganze  Kirche  bauen  and 
unttM'halten  müsse ,  ist  juridisch  nicht  begründet.  Denn  nach  d« 
Besliramuugen  des  Concilium  Tridentinum  sessio  XXI.  cap.  Yll.  ^ 
der  Zohntherr  blos  sub  subsidiär  zum  Bau  der  ganzen  Kirche  obh- 
girt.  In  erster  Linie  und  principuliter  haften  die  Einkünfte  ie^ 
Fabrikgutes,  und,  wenn  diese  nicht  mehr  hinreichen,  erst  diejenigen, 
welche  Einkünfte  aus  der  Kirche  beziehen,  also  der  Zehntherr. 
Diese  Bestimmung  des  Concilium  Tridentinum  hat  nach  Ansicht  d^r 
bedeutendsten  protestantischen  und  katholischen  kirchenrechtlich» 
Autoritäten  noch  heute  Geltung.  (Vgl.  diesfalls:    WaUer^  Lehrbod 


0. 


des  Kirchenrechts  aller  christl.  Confessionen ,  XIV.  Aufl.  §.  2 
von  Schulte ,  Lelirbuch  des  katholischen  Kirchenrechts ,  IIL  Aoi 
pag.  575  und  Richter^  Lehrbuch  des  katholischen  und  evangelisebt« 
Kirclienrechts,  IV.  Aufl.  pag.  652.) 

In  Anwendung  dieser  gemeinrechtlichen  Grundsätze  könnte  Be- 
klagter als  Zehntberechtigter  nicht  zur  Unterhaltungspflicht  der 
Pfarrkirche  in  Kuswii  angehalten  werden ,  da  durch  die  Procedur 
sich  erstellt  befindet,  dass  die  Kirche  von  Ruswil  ein  Fabrikgut  voo 
circa  54,000  Frs.  besass ,  welches  in  erster  Linie  haften  massiv. 
(Vgl.  Bölslerli%  Geschichte  der  Pfarrei  Ruswil  im  GeschicbtsfreoDd 
der  V.  Orte,  Bd.  XXVI.  pag.  104.) 

Aber  selbst  angenommen,  der  Zehntherr  sei  nach  gemeiaem 
Becht  in  erster  Linie  zum  Bau  und  Unterhalt  der  Kirche  verpflich- 
tet, und  die  Pfarrkirche  von  Kuswii  besitze  gar  kein  Fabrikgnt,  so 
würde  dies  nichts  zu  Gunsten  der  Klägerin  beweisen;  denn  die 
Grundsätze  des  gemeinen  Rechts  sind  in  unserem  Kanton  in  Bezieh- 
ung auf  die  Kirchenbaupflicht  des  Zebntherrn  durch  den  usos  and 
das  Herkommen  insoweit  mpdificirt,  dass  der  Zehntherr  meisteas  aa 
und  für  sich  nur  zur  Chorbedachung  verpflichtet  ist  (Vgl.  hierüber 
Segess.,  Rechtsgeschichte  Bd.  II.  pag.  811  und  812).  Wenn  dies 
der  Fall,  so  muss  derjenige,  welcher  dem  Zehntherrn  eine  über  die- 
ses Minimum  hinausgehende  Baupflicht  zumuthet,  den  Nachweis  far 
die  behauptete  »Mehrverpflichtung«  leisten.  In  concreto  hat  die 
Pfarrgememeittde  Ruswil  den  Beweis  geführt,  resp.  ist  durch  die  An- 
erkennung ab  Seite  der  Beklagten  erstellt ,  dass  letztere  die  Bao- 
und  Unterhaltungspflicht  des  ganzen  Chores  hat;  allein  einen  Be- 
weis dafür,  dass  der  Bekhigte   auch  zum  Unterhalt  der  »Sakristeic 
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verpflichtet  sei,  hat  die  Klägerin,  wie  in  obigen  Änsfuhrungen   ent- 
li  alten,  nicht  zu  erbringen  vermocht. 

3  Ist  aber  dieses  der  Fall,  so  ist  selbstverständlich  auch  die 
vou  der  Klägerin  gestellte  Forderung  pr.  gehabte  Beparaturkosten 
<Jes  Sakristeibodens  im  Rechten  nicht  begründet 

gefunden 
Die  Berufung  anber  sei  nicht  begründet. 

Demnach 
In  Bestätigung  des  appellirten  Urtbeils 

Zu  Recht  erkennt: 
1.  Der  Beklagte  sei  nicht  gehalten, 

a.  ausser  dei*  Bau-  und  Unter haltungspflicht  des  Chores ,  auch 
diejenige  der  Sakristei,  als  Bestandtheiles  des  Chores  der  Kirche 
zu  Ruswil,  anzuerkennen; 

b.  die  von  der  Klägerin  berichtigten  Beparaturkosten  von  146  Frs. 
60  Cts.  dieser  zu  vergüten; 

sondern  es  sei  Klägerin   mit  ihrer  Klage  des  Qänzlichen  ab- 
j^ewiesen. 
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Literatur. 

1.    Lfhrbuch  des  katholiscJicn  und  protestantischai   KirdienreckU. 
mit  besonderer  Rücksicht  auf  das    Vatieanische  Coficil^  soicit 
auf  Deutschland^  Oesterreieh  und  die  Schweiz.  Von  Dr.  Frie- 
drich H.  Veringy  Professor  der  Rechte  an  der  Universität  £}i 
Heidelberg.  IL  Abtheilung.  Freilmrg  im  Breisgau,  Herder^ sck 
Verlagshandlwng  1875.  S.  241— 560.  ^,  8. 
Diese  zweite  Abtheilung  führt  anf. sieben  Druckbogen  die  Dv 
.  taildarstellnng  der  gegenwärtigen  staatskirchlichen  "Verhältnisse  v«i 
Oejslcrreich   und  Ungarn   zu  Ende.     Der  Hauptinhalt  der  einschlä- 
gigen kirchliclien  und  politischen  Erlasse  wird  meistens  mit  den  ei- 
genen   Worten  der  betreffenden  Actenstucke    wiedergegeben.     &v 
dann  sind  beinahe  vier  und  ein  halber  Bogen   einer   vollstäudigeu 
Darlegung   der  Schweizer  Kirchenverhältnisse   gewidmet     An  dieso 
historische  Darlegung   des  Staatskirchenrechts  der  einzelnen  Länder 
schliesst  sich  die  Darstellung  der  heutigen  Quellen  des  katholischen 
und  sodann    des   protestantischen  Kirchenrechts.     Bei   Besprecliunir 
der  allgemeinen  Coucilien  als  Kir,chenrechtsquelle  (§.  46)  ist  zugleidi 
über  das  vatieanische  Concil  des  Näheren  gehandelt.    Die  einzelnen 
Sclilüsse  desselben  und  die  Entwürfe  solcher,  auch  die  der  kirchlich- 
politischen ^vorberath.  Commission,   sowie   die  Anträge  der  Concils- 
väter,   sind   je   bei  der  betri^ffenden  Materie  ver^zeichnet.    Eine  ein- 
gehendere  Erörterung    fanden   bei    der    Darstellung    der    heutigen 
Kitchenrechtsquellen  namentlich  auch  das  Gewohnli^itsrccht  (§.  4S.) 
und  die  bürgerlichen  Gesetze  als  Quellen  des  Kirclienrechts,  (§.  49.), 
wobei  auch  die  Frage  nach  deifjlidesleistung  auf  die  Landesverfassung 
und  auf   die   Landesgesetze   näher   berücksichtigt  wird.    S^hr  ans- 
fuhrlich   ist   auch   die  rechtliche  Natur  ien  Concordate  (§.  50)  ent- 
wickelt,  und  dabei  manche  missverständliche  Ansicht  an  der  Hand 
der    Geschichte,   sowie    der    kirchlichen    Rechtsquellen    zurückge- 
wiesen.   Den  Schluss  des  ersten  Buches  bildet  eine  gedrängte  voll- 
ständige  Uebersicht  der   protestantischen  Kirchenrcchtsquellen  der 
einzelnen  Länder. 

Das  zweite  Buch  behandelt  die  Verfassung  der  Kirche,  ub'^ 
zwar  zunächst  im  Allgemeinen  die  der  katholischen  Kirche  (§52  f.  >i 
welcher  sodann  die  der  protestantischen  Kirche  im  Allgemeinen 
(§.  54 1.)  gegenüber  gestellt  wird.    Bei  der  Feststellung  der  wesent- 
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lieben  Eigenschaften  der  katholischen  Kirche  ist  namentlich  auch 
die  kirchliche  und  politische  Rechtsstellung  der  sog.  Altkatholiken 
eingehender  erörtert. 

Die  zweite  Abtheilüng  deö  «weiten  Buches  handelt  im  ersten 
Abschnitt  von  der  Ordination  und  im  zweiten  Abschnitt  von  den 
Kirchenämtern  im  Allgemeinen,  immer  zuerst  nach  katholischem  und 
sodann  in  vergleichender  Gegenüberstellung  nach  protestantischem 
Kirchenrecht,  üeberall  ist  vorzüglich  auf  die  praktisch  wichti^en^ 
Fragen  ein  besonderes  Gewicht  gelegt.  In  der  Lehre  von  der  Ver- 
leihung dei*  Kirchenämter  ist  auch  das  Patronatsrecht  (§.  71—78) 
eingehend  behandelt. 

Die  dritte  Abtheilung  stellt  (§.  89  ff.)  die  Organe  der  Kirchen- 
j^ewalt  im  Einzelnen  dar,  und  zwar  zunächst  die  der  katholischen 
Kirche.  Die  vorliegende  zweite  Lieferung  handelt  bereits  von  dem 
Papst  und  der  römischen  Curie  etc.  im  Einzelnen,  von  den  Metropo- 
liten, den  Bischöfen,  und  grösstentlieils  noch  von  den  Gehülfen  der- 
selben: von  den  Capiteln,  Weihbischöfen,  Coadjutoren  der  Bischöfe. 
Eine  dritte  Lieferung^  .jvekhe  den  Schluss  des  Ganzen  enthalten 
wird,  soll  möglichst  bald  erscheinen. 

^.  Georgii  Phillips  compendmm  iuris  ecclesiastici  auclum  atquc 
emendatum  edidit  Frider.  H,  Vering.  Editio  tertia^  latinac 
versionis  prima,  Batishotiar,  apud  G.  J.  Mavz.  XXXII  et 
770  pp,  Lex.-S.  {15  Mark.) 

Das  Kirchenrechtslehrbuch  des  verewigten  Thilipps  hat  wegen 
«einer  Gediegenheit,  seiner  schönen  Form  der  Darstellung  und  wegen 
der  Fasslichkeit  und  der  Wärme  der  inneren  Ueberzeugimg,  mit 
welcher  es  geschrieben  ist,  in  weiten  Kreisen  verdiente  Anerkennung 
{gefunden.  Die  hier  vorliegende  lateinische  Ausgabe,  welcher  seine 
Lebensbeschreibung  beigegeben  und  ein  die  Verdienste  Pliilipps  um 
<lie  Kirchenrechtswissenschaft  anerkennendes  Breve  Pins  IX,  vorge- 
druckt ist,  beruht  auf  einer  üebersetzung  der  zweiten  Auflage,  welche 
Philipps^  selbst  noch  dem  Hochw.  Evn,  Dr.  M.  Schmidhaner  zw  StTfin- 
bing  aufgetragen  hatte,  und  welche  sodann  unter^  möglichster  Wah- 
rung des  Charakters  und  der  Anlage  des  Gänzen  vom  Herausgeber 
(loa  Archivs  einer  sorgfältigen  Durchsicht  unterworfen  wurde.  Der 
Herausgeber  hat  die  neigen  literarischen  Erscheinungen  bis  zur  Ge- 
genwart benutzt  und  zahlreiche  Verbesserungen  und  grössere  und 
kleinere  Zusätze  angebracht,  insbesondere  aber  auch  zum  ersten 
Male  in  ausgiebigster  Weise  die  Constitutionen  des  Vatic^in.  Concils, 
die  Entwürfe  solcher  und  betr.  Anträge  der  Bischöfe  berücksichtigt. 


478 


Inhalt. 


ScUe 

I.  Knighis,  Dr.  Willianii  Die  Wie- 
tlerherstellang  der  katholischen 
Hierarchie  in  England     ...      3 

II.  Hirachely  Dr.,  Das  Eigenthnm 

am  katholischen  Kirchengnte  .  32 
in.  Rosner  t  Dr.  M.  Weiteres 
Über  die  Bischofswahlen.  (Zar 
Kritik  der  Schrift:  »Der  Staat 
und  die  Bischofswahlen  in 
Deutschland.«  Von  Emil  Fried- 
berg. Forts.) 90 

IV.  Kellner,  Dr.  H.,  Neue  Ent- 
scheidung der  Congregatio  Conc. 
über  das  Verfahren  in  Schei- 
dungsklagen, wenn  ein  Ehetheil 
ausgewandert     ist     und      sein 

.  Aufenthalt  nicht  ermittelt  wer- 
den kann 141 

V.  Acta  s.  Sedis:  1.  Pü  IX.  Allo- 
cutio  die  25.  Martii  1875  ad  S. 
R.  E.  Cardinales  in  aedibus 
Vaticanis;  2.  Pii  IX.  Epistola 
Encjclica  die  28.  Martii  1875, 
ad  Episcopos,  clerum  et  fidelps 
helveticae  regionis  gratiam  et 
communionem  cum  apostolica 
sede  habentes 146 

VI.  Antwortschreiben  des   preus- 
sischen  Eplscopates  auf  das  Be-      " 
Script    des    Staatsministeriums 
vom  9.  April  1875 153 

VII.  Swienffk,  Lic.  Pfarrer,  Er- 
gänzungen zur  Zusammenstel- 
lung der  Entscheidungen  des 
königlich  preussischen  Obertri- 
bunals und  Oberappellationsge- 
richts aus  dem  Jahr  1874  über 
Streitfragen  aus  dem  Gesetz 
vom  11.  Mai  1873,  Ober  Vor- 
bildung und  Anstellung  der 
Geistlichen  (nebst  dem  .  .  .159 
Erlass  des  Cultusministers  vom 


Seitf 

13.  April  1875  in  Betreff  des 
Gesetzes  vom  11.  Mai  1873)  .  161 
Vm.  Neue  preussische  Kircben- 
gesetze  und  Verordnungen:  1. 
Gesetz  vom  22.  April  1875,  be- 
treffend die  Einstellung  der 
Leistungen  aus  Staatsmitteh 
für  die  römisch-katholischen  Bit- 
thümer  und  Geistlichen ;  2.  Ge- 
setz vom  31.  Mai  1875,  betref- 
fend die  geistlichen  Orden  und 
ordensahnlichen  CongregitioDeo 
der  katholischen  Kirche;  3.  Ge- 
setz vom  18.  Juni  1875,  über 
Aufhebung  der  Artikel  15,  16 
und  18.  der  Verfassungsurkunde 
vom  81.  Januar  1850;  4.  Gesetz 
vom  20.  Juni  1875  ,  Qba  die 
Vermögens- Verwaltung  in  den 
katholischen  Eirchengemeinden ; 
5.  Erlass  des  OberprSsidenten 
von  Hannover  vom  30.  Hin 
1875,  betr.  den  §.  2S.  Absatz  2. 
des  Gesetzes  vom  11.  Mai  1873  1^ 

IX.  Erlass  des  Cardinal  Fürst- 
Erzbischofs  von  Wien  vom  7. 
April  1875 ,  die  sog.  Altkatho- 
liken betreffend 15^ 

X.  Zum  österreichischen  Staats- 
kirchenrecht :  1.  Verordnung  des 
Ministers  für  Cultur  und  Unter- 
richt und  des  Finanzminteters 
vom  25.  März  1875  zur  Durch- 
führuug  des  Gesetzes  vom  7. 
Mai  1874,  B.-G.-B.  Nr.  51,  über 
die  Beligionsfondsbeitrige;  2. 
Verordnung  des  Ministers  für 
Cultus  und  Unterricht  vom  10. 
Juni  1875,  durch  welche  die 
Bestimmungen  bezüglich  der 
Zeugnisse  über  den  Religioss- 
unterrichtan  Lehrerbildungsan- 


Inhalt 


479 


-   Seite 

stalten  und  lüittelschnlen  erl&a- 
sert  werden;  3.  Staatliche  Fi- 
nanzmassregeln zur  Regelung 
der  Verhältnisse  des  Papiergeld- 
nmlaufes  Oben  auf  die  in  Pri- 
vatrechtstiteln begründeten 
Rechte  und  auf  die  in  solchen 
Rechtstiteln  beruhenden  Leis- 
tungen bezüglich  der  bedunge- 
nen Werthe  keinen  alterirenden 
Einfluss  ;  4.  Competenzfalle  hin- 
sichtlich des  Armendrittels  vom 
Nachlasse  eines  ohne  Testament 
verstorbenen  katholischen  Welt- 
priesters       204 

XI.  Ballay,  Dr.  Ferdinand,  Gut- 
achten  der  ;kirchen-politis(hen 

^  Commission  des  ungarischen  Ab- 
geordnetenhauses über  die  legis- 
latorischen Aufgaben  der  Re- 
gelung der  Verhältnisse  zwi- 
schen Staat  und  Kirche.  (1875.)  217 

XII.  Literatur:  1.  TUoemett, 
Div.  Thom.  Aqin.  opera  et  prae- 

^  cepta  C[uid  valeant  ^dres  eccl. 
polit.  sociales;  2.  Hellmann, 
Das  gemeine  Erbrecht  der  Re- 

^  ligi(^eii.i  3.  Nou  possumus,  zur 
Kritik  der  preuss.  Maigesetze; 

4.  Die  preussischen  und  öster- 
reichischen Maigesetze  in  Be- 
^pg  auf  Glauben  und  Gewissen; 

5.  Kirchmann  j  Der  Cultur- 
kampf  in  Preussen  und  seine  Be- 
denken; 6.  Cardin.  Rauscher, 
Hirtenbriefe,  Reden,  Zuschriften 
N.  F.  Bd.  1  und  2. ;  ll  Bischof 
Dr.  Conrad  Martin,  Katechis- 
mus des  römisch-katholischen 
Kirchenrechts;  8.  Weber,  Das 
kath.  Ehereohi.  .2«  -Lief.;  9. 
(Adams)  ,  Die  Civilehein  ihrer 
Berührung  mit  der  kirchlichen 
Ehe;  10.  Wissnhann,  Das  Ehe- 
und  Familienrecht  in  Preussen ; 
11.  Kletke,  Gesetz  über  die  Be- 
urkundung des  Personenstandes 
und    der    Eheschliessung.     12. 


Seite 

Desgl.  von  einem  höheren  Ju- 
stizbeamten; 13.  Desgl  .von  Sieg- 
fried; 14.  Desgl.  von  Hinschius; 
15.  Officielle  ActenstQcke  über 
die  Kirchenfrage  in  Baden.  Heft 
7.  (Altkatholikenbewegung) ;  IC. 
Eotttck,  Für  die  Erhaltung  der 
Universität  Freiburg;  17.  ' 
Schulte,  Geschichte  der  Quel- 
len und  Literatur  des  canon. 
Rechts.  Bd    1 221 

Xin.  Schmitz,  Dr.  Hermann  Jo- 
seph, Das  Poenitentiale  Roma- 
num 233 

XIV.  Hirscheh  Dr  ,  Das  Eigen- 
thum  am  katholbchen  Kirchen- 
gute. (Schluss.) 259 

XV.  Erlass   des    österreichischen  < 
Ackerbauministers  vom  19.  Mai 

1875,  betreffend  das  neue  Sta- 
tut lür  die  Verwaltung  der  Bu- 
kowinaer griechisch-orientali- 
schen Religionsfondsguter     .    .  356 

XVI.  Erlasse  des  österreichischen 
Cultusmiuisteriums :  1.  Erlass 
des  Ministeriums  für  Cultus 
und  Unterricht  vom  15.  Juli 
1875,  womit  anlässlich  der  von 
einem  Statthalter  gestellten  An- 
frage Weisungen  hinsichtlich  der 
Comnussionskosten  erlassen  wor- 
den, welche  bei  Durchführung  « 
des  §.  21.  des  Gesetzea  vom  7. 
Mai  1874,  R.-G.-B1.  Nr.  50  ent- 
stehen; 2.  Erlass  des  Ministe- 
riums für  Cultus  und  Unter- 
richt vom  14.  Juli  1875,  an  den 

k.  k.  Landesschulrath  für  Böh- 
men, betreffend  die  Frage  der 
Schulpflichtigkeit  in  Bezug  auf 
die  Bürgerschulen;  i,  Verord- 
nung des  Ministers  für  Cultus 
und  Unterricht  vom  lä.  Juli 
1875,  betreffend  den  Vorgang 
bei  der  Auswahl  der  in  den 
Schulbibliotheken  der  Volks- 
und   Bürgerschulen   aufzuneh- 


480 


Inhalt 


Seite 

inenden  Bücher  und  die  Aufsicht 
hierüber 363 

XVII.  Wolfyang,  Dr.  Herrn.  Der 
Charakter  eines  landesherr- 
lichen Nominationsrechtes  and 
die  Resignation  eines  vom  Lan« 
desherrn  Nominirten    ....  3G7 

X  VI  IT.  Die  Hessen-Darmstüdtischen 
Kirchengesetze.  .(1875.)  1.  Ge- 
setz, die  rechtliche  Stellung  der 
Kirchen  und  Religionsgemein- 
schaften im  Staate  betreffend; 

2.  Gesetz,  den  Missbrauch  der 
geistlichen    Amtsgewalt    betr. ; 

3.  Gesetz,  betr.  die  Vorbildung 
und  Austellulig  der  Geistlichen; 

4.  Gesetz,  die  religiösen  Orden 
und  ordensähnlichen  Congrega- 
tionen  betr. ;  5.  Gesetz,  das  Be- 
steueningsrccht  der  Kirchen 
und  Eeligiousgcnieinschaften 
betr ;    .    .  38(i 

XIX.  Preussisches  Gesetz  vom 
4.  Juli  1875,  betr.  die  Rechte 
der  altkatholischen  Kirchenge- 
meinschaften an  dem  kirch- 
lichen Vermögen 403 

XX.  Eingaben  der  preussischen 
Domcapitel  gegen  den  G^esetz- 
entwnrf,  beziehungsweise  jetzt 
Gesetz  vom  22.  April  1875,  über 
die  Einstellung  der  Leistungen 
41US  Staatsmitteln  an  die  römisch- 
katholischen Bischöfe  und  den 
römisch-katholischen  Klerus:  1 
Eingabe  des  Capitels  von  Hildes 


Seiu 

heim  vom  10.  März  1875;  2. 
Eingabe  des  Mctropolitancapitels 
von  Köln  vom  31.  März  1875; 
3.  Eingabe  des  Domcapiteh  zq 
Breslau  vom  1.  April  1875  an 
beide  Häuser  des  preussischen 
Landtags;  4.  Eingabe  de;«  Dom- 
capitels  zu  Limburg  an  derliähn 
vom  2.  April  1875,  an  das  Her- 
renhaus des  preussiscliön  Land- 
tages; 5.  Eingabe  des  Faldficr 
Capitels  vom  5.  April  1875  .  .  4'«^ 
XXL  Königlich  preussi.-che  Ver- 
ordnung vom  22:  September 
1875 ,  über  die  Ausübung  der 
Aufsichtsrechte  des  Staates  bei 
der  Vermögensverwaltung  in  den 
katholischen  Kirchengemeinden   ^»'' 

XXII.  Bischöfliche  Instruction 
über  die  Wahl  der  Kirchen- 
vorstcher  und  der  Gememdevcr- 
treter  nach  dem  Gesetze  vom  2(1 
Juni  1875  in  Preussen     .    .    .  l'>t 

XXIII.  AKenhüftr,  Dr.,  Ein  ür- 
theil  des  Obergerichts  des  Kan- 
tons Luzcrn  aber  die  Baupflicht 
der  Sakristei  der  Luzem'schen 
Pfarrkirche  Ruswil,  vom  8.  Oc- 
tobcr  1874       4t3» 

XXIV.  Literatur:  1.  Vtrituj. 
Lehrbuch  des  katholischen  nnd 
protestantischen  Kirchenrecht« 
2.  Abth. ;  2.  Georgii  Phiilip^ 
compcndium    iuris    ecclesiastici 

ctum  atque  emendatuni  edidit 
id.  //.  Vering 47«*. 


Berichtigungen:  Im  Bd.  33  des  Archivs  Heft  3.  S.  419.  Zeile  8.  t.  <. 
lese  man  Abg.  v.  Ketteier,  statt  Bischof  v.  Ketteier  (indem  dop  LeizterenBru- 
der  gemeint  ie(t.)  In  deQ  Exemplaren,  welche,  weil  d^  grösai^re  Theil  da  Aaf* 
läge  des  3.  Heftes  beim  Bahnhofsbrande  zu  Mainz  verbrannt  war,  neu  f^nd* 
wurden,  ist  der  betr.  Fehler  berichtigt.  —  im  Bd.  .34.  ö.  416  Zeile  14  t.  •» 
lese  man  römisch-katholische  Kirche,  ebenso  auf  derselben  S.  Zeile  1^  v.  <• 
lese  man:  Genusses  an  sich  wiederholt.  Die  Kntziehuny  ttes  gevähr- 
leisteten  Besitzes  und  Genunses,  wie  sie  ctc. 
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Entpfehletiswrrlhe  A'oviiäfefi ,  welche  bei  der  Kedaction  des  Archivs 
einliefen  und  soweit  sie  kirchenrechtlichen  Inhalts  sind,  noch  besprochen  wer- 
den:  1.  Monumenta  Ecclesiae  Strigoniensis ,  jussu  et  sumptu  Eminentissimi  et 
Reverendissimi  Domini  Joannis  Cardinalis  Simor  Principis  primatis,  archiepiscopi 
Strigoniensis  etc.  etc.  ordine  chron.  disposuit,  dissertationibus  et  notis  illnstra- 
vit  Ferdinandua  Knaus ^  eccl.  metrop.  Strigon.  canonicus  et  bibliothecarius, 
academiae  scientiarum  hungaricae  socius  Ordinarius ;  torous  primus  ab  a.  979  ad 
a.  1273.  nri  1—792.  (cum  6.  tabulis  lithographicis  et  16  sigillis  ligno  incisis) 
XLVin  et  688  pp. ;  2.  Das  Kirchenjahr  von  Dom  Prosper  Gu^ranger. 
Autoris.  Uebers.,  mit  Vorwort  von  Dr.  ./.  B.  Heinrich,  4—6.  Lief.  (Bd.  2. 
520  S.  8.)  Mainz,  Fr.  Kirchheim;  3.  Mannin g,  Die  Vatican.  Decrete  in  ihrer 
Wirkung  auf  die  Pflichten  der  Unterthanen  gegen  die  Regierung.  Autoris. 
Uebers.  Mainz,  Fr.  Kirchheim.  XI  und  178  S.  8.;  4.  A.  Pofthast ,  Regesta 
Pontificum  Romanorum  inde  ab  a.  post.  Chr.  nat.  MCXCVIII  ad  a.  MCCCIV. 
Opus  ab  academia  lit.  Berolin.  dupl.  praemio  ornatum.  fascic.  9—12  plag.  159 
ad  138.  Berolini  apud  Rud.  de  Decker.  1874.  4®.;  5.  Anti*Reusch  oder:  Ju- 
ristisches Urtheil  über  das  theologische  Gutachten  des  Herrn  Reusch,  betref- 
fend: Das  Verfahren  deutscher  Bischöfe  bezüglich  der  den  Altkatholiken  zum 
Mitgebrauch  eiugerSiumten  Kirchen.  Regensburg,  Druck  und  Verlag  von  G. 
J.  Manz  1875,  44  S. ;  6.  Die  Jubilar-IUschöfe  von  Mainz,  von  den  ältesten  Zei- 
ten bis  auf  Wilhelm  Emmanuel,  »Freiherm  von  Ketteier  in  kurzen  Lebensbe- 
schreibungen von  Kofkrad  Sickinger ,  Pfarrer  in  Heppenheim  an  der  Berg- 
strasse.   Mainz,  Verlag  von  Fr.  Kirchheim  1875.  23  S. 


Unsere  verehrten  Leser  mögen  freundlichst  entschuldigen,  dass  wir 
dieses  Mal  ausnahmsweise  ein  Doppelheft  erscheinen  lassen.  Im  Verein  mit 
den  bisherigen  bewahrten  Mitarbeitern  und  ermuntert  durch  die  zugesagte  Un- 
terstützung weiterer  hervorragender  Kräfte  aus  Deutschland  und  Oesterrcich 
wird  der  Herausgeber  auch  von  seinem  neuen  Wirkungskreise  aus  das  Archiv 
für  kath.  Kirchenrecht  fortführen.  Möge  auch  nicht  blos  unser  bisheriger  Le- 
serkreis uns  treu  bleiben ,  sondern  derselbe  ,  namentlich  in  Oesterreich ,  noch 
neuen  Zuwachs  erhalten. 


Im  Verlage  von   Franz  Kirchheim  in  Mainz  ist  so   eben 
vollständig  erschienen  und  durch  alle 'Buchhandlaugen  zu  beziehen  : 

Geschichte  und  Pandekten 

des 

Römischen  und  heutigen  gemeinen  Privatrechts. 

Zum  akademischen  Gebrauch 

von 

Dr.  Friedrich  H.  Veriiig, 

ord.  5ffentl.  Frofesiur  der  Rechte  aii  der  k.  k.  Frans  .YosefB*IJniycrBit&t  za  CxernuwUz. 

UtP'  Vierte  grtftitenthsifs  umgearbeitete  und  sehr  vermehrte  Auflage, 
gr.  8.    52  Bogen.     Preis  11  Mark. 

Ein  vollständiges,  dem  neuesten  Stande  der  Wissenschaft  ent Sprech eudea 
Lehrbuch  der  vorn,  fi^chf.ft/fftrkirhte  und  der  Pandekten  unter  Beifügung 
der  wichtigeren  und  neuesten  Literatur  und  mit  Berücksichtigung  der  hauptsäch- 
lichsten Controversen.  Dazu  sind  die  Hauptlehren  des  dculschf.n  Privaf rechte 
an  entsprechender  Stelle  eingefügt.  Das  Werk  hat  sich  schon  seither  wegen 
seiner  fasslichen  Darstellung  und  seines  umfassenden  Inhalts,  besonders  in  den 
Kreisen  der  Studirenden,  viele  Freunde  erworben.  Noch  mehr  durfte  dieses  bei 
der  neuen  wesentlich  verbesserten  und  vermehrten,  statt  wie  bisher  Institu- 
tionen, nunmehr  Pandekten- genannten  vierten  Auflage  der  Fall  sein. 

Im  Verlage  von  Franz  Kirchheim  in  Mainz  sind  soeben  er- 
schienen und  durch  alle  Buchhandlungen  zu  beziehen: 

Die  Grrotte  von  Loiirdes, 

ihrä  Quelle,  ihre  Heilungen. 

Von  Doetor  Dozons, 

Praktischer  Arzt  in  Lourden. 

Autorisirte  üebersetzung  von  Th.  Freiherrn  von  Lamezan. 

8.  geh.    Preis  2  Mark. 
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